Bulletin  de 


internationalen 
Arbeitsamts 


International 
Labour  Office 


Google 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Go( 


Bulletin 


des 


^Internationalen 
Arbeitsamts. 


Band  I. 

Januar  bis  Dezember  1902. 


Jena 

Verlag  von  Gustav  Fischer 

1902. 

- 

Bern  Paris 

A.  Francke  Le  Soudier 

vormals  Schmid  &  Francke.  174/76,  Boulevard  St.-Germain. 


MAY  26  1924 

o. 


i 

Digitized  by  Google 


Seite  193  Zeile  7  v. 
Seit*  194  Z.  11  v.  o 
GratiHsier,  Z.  24 


>.  civil  statt  ciVile. 
Bulletin  statt  HnlUdin:  Z.  12 


o.  G 

Hugties  anstatt  Olevi  flu: 


I-'MISSKM'  stat' 


I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

A.  Reichsgesetze. 

Gesetz  bot  Abänderung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Gewerbegeriohte, 
vom  29.  Juli  1890.    Vom  SO.  Juni  1901. 

Artikel  1. 

Das   Gesetz,    betreffend   die  Gewerbegerichte,  vom   29.  Juli  1890 
■  Reichs-Gesetzbl.  S.  141)  erhält  die  Ueberschrift: 

Gewerbegerichtsgesetz 

und  wird  geändert,  wie  folgt: 

I.  Hinter  §  1  wird  folgender  neuer  Paragraph  eingestellt: 
§  la.  Für  Gemeinden,  welche  nach  der  jeweilig  letzten  Volkszählung 
mehr  als  zwanzigtausend  Einwohner  haben,  muss  ein  Gewerbegericht  er- 
richtet werden.  Die  Landes-Centralbehörde  hat  erforderlichen  Falles  die 
Errichtung  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  ij  1  Abs.  5  anzuordnen, 
ohne  dass  es  eines  Antrags  beteiligter  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  bedarf. 
TT.  Der  §  3  Abs.  1  erhält  folgende  Fassung: 

Die  Gewerbegerichte  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streit- 
gegenstandes zuständig  für  Streitigkeiten: 

1.  über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses sowie  über  die  Aushändigung  oder  den  Inhalt  dos 
Arbeitsbuches,  Zeugnisses,  Lohnbuches,  Arbeitszettels  oder  Lohn- 
zahlungsbuches, 

2.  über  die  Leistungen  aus  dem  Arbeitsverhältnisse, 

B.  über  die  Rückgabe  von  Zeugnissen,  Büchern,  Legitimationspapieron, 
Urkunden,  Gerätschaften,  Kleidungsstücken,  Kautionen  und  der- 
gleichen, welche  aus  Anlass  des  Arbeitsverhältnisses  übergeben 
worden  sind, 

4.  über  Ansprüche  auf  Schadensersatz  oder  auf  Zahlung  einer  Ver- 
tragsstrafe wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung  der 
Verpflichtungen,  welche  die  unter  No.  1  bis  3  bezeichneten  Gegenstände 
betreffen,  sowie  wegen  gesetzwidriger  oder  unrichtiger  Eintragungen 
in  Arbeitsbücher,  Zeugnisse,  Lohnbücher,  Arbeitszettel,  Lohnzahlungs- 
bücher, Krankenkassenbücher  oder  Quittungskarten  der  Invaliden- 
versicherung, 
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5.  über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  von  den  Arbeitern  zu 
leistenden  Krankenversicherungsbeiträge  und  Eintrittsgelder  (§§  53ar 
65,  72,  73  des  Krankenversicherungsgesetzes), 

6.  über  die  Ansprüche,  welche  auf  Grund  der  Uebernahme  einer  gemein- 
samen Arbeit  von  Arbeitern  desselben  Arbeitgebers  gegeneinander 
erhoben  werden. 

III.  Im  §  4  Abs.  1  Satz  1  werden  die  Worte  „§  3  Xo.  1  bis  6M  ersetzt 
durch  die  Worte: 

„§  3  Abs.  1  No.  1  bis  5" 
und  im  Satze  2  die  WTorte  „§  3  No.  4"  durch  die  Worte: 

,,§  3  Abs.  1  No.  6". 

IV.  Dem  §  5  wird  folgende  Vorschrift  als  Abs.  2  hinzugefügt : 
Schiedsverträge,  durch  welche  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte 

für  künftige  Streitigkeiten  ausgeschlossen  wird,  sind  nur  dann  rechts- 
wirksam, wenn  nach  dem  Schiedsverträge  bei  der  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl  unter  einem 
Vorsitzenden  mitzuwirken  haben,  welcher  weder  Arbeitgeber  oder  An- 
gestellter eines  beteiligten  Arbeitgebers,  noch  Arbeiter  ist. 

V.  Der  §  10  erhält  folgende  Fassung: 

Zum  Mitglied  eines  Gewerbegerichtes  soll  nur  berufen  werden,  wer 
das  dreissigste  Lebensjalir  vollendet  und  in  dem  der  Wahl  vorangegangenen 
Jahre  für  sich  oder  seine  Familie  Armenunterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  nicht  empfangen  oder  die  empfangene  Armenunterstützung  erstattet 
hat  Als  Beisitzer  soll  nur  berufen  werden,  wer  in  dem  Bezirke  des 
Gerichts  seit  mindestens  zwei  Jahren  wohnt  oder  beschäftigt  ist 

Personen,  welche  zum  Amte  eines  Schöffen  unfähig  sind  (Gerichts- 
verfassungsgesetz §§  31,  32),  können  nicht  berufen  werden. 

VL  Der  §  13  wird  durch  folgende  Vorschriften  ersetzt: 

§  13.  Zur  Teilnahme  an  den  Wahlen  (§  12)  ist,  nur  berechtigt,  wer 
das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  und  in  dem  Bezirke  de» 
Gewerbegerichts  Wohnung  oder  Beschäftigung  hat.  Die  im  §  10  Abs.  2 
bezeichneten  Personen  sind  nicht  wahlberechtigt. 

Ist  die  Zuständigkeit  des  Gewerbegerichts  auf  bestimmte  Arten  von 
Gewerbe-  oder  Fabrikbetrieben  beschränkt  (§  6  Abs.  1),  so  sind  nur  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  dieser  Betriebe  wählbar  und  wahlberechtigt. 

Mitglieder  einer  Innung,  für  welche  ein  Schiedsgericht  in  Gemässheit 
des  §  81b  No.  4  und  der  §§  91  bis  91b  der  Gewerbeordnung  errichtet 
ist,  sowie  deren  Arbeiter  sind  weder  wählbar  noch  wahlberechtigt. 

§  13a.  Die  näheren  Besimmungen  über  die  Wahl  und  das  Verfahren 
bei  derselben  werden  durch  das  Statut  getroffen.  Es  kann  insbesondere 
festgesetzt  werden,  dass  bestimmte  gewerbliche  Gruppen  je  einen  oder 
mehrere  Beisitzer  zu  wählen  haben.  Auch  ist  eine  Regelung  nach  den 
Grundsätzen  der  Verhältniswahl  zulässig;  dabei  kann  die  Stimmabgabe 
auf  Vorschlagslisten  beschränkt  werden,  die  bis  zu  einem  im  Statute  fest- 
gesetzten Zeitpunkte  vor  der  Wahl  einzureichen  sind. 

Ist  in  dem  Statute  bestimmt,  dass  die  Gemeindebehörde  Wahllisten 
aufzustellen  hat,  so  sind  die  Polizeibehörden  sowie  Krankenkassen,  welche 
im  Bezirke  des  Gewerbegerichts  bestehen  oder  eine  örtliche  Verwaltungs- 
stelle haben,  verpflichtet,  der  Gemeindebehörde  auf  Verlangen  die  für  die 
Fertigung  der  Wählerlisten  für  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  erfordere 
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liehen  Auskünfte  zu  geben,  insbesondere  Einsicht  der  Mitgliederverzeich- 
nisse beziehungsweise  der  Gewerbeanzeigen  zu  gewahren. 

VU.  Der  §  14  Abs.  1  wird  durch  folgende  Vorschrift  ersetzt: 

Als  Arbeitgeber  im  Sinne  der  §§11  bis  13  gelten  diejenigen  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden,  welche  mindestens  einen  Arbeiter  (§  2) 
regelmässig  das  Jahr  hindurch  oder  zu  gewissen  Zeiten  des  Jahres  be- 
schäftigen. Den  Arbeitgebern  stehen  im  Sinne  der  bezeichneten  Vor- 
schriften die  mit  der  Leitung  eines  Gewerbebetriebes  oder  eines  bestimmten 
Zweiges  desselben  betrauten  Stellvertreter  der  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden gleich,  sofern  sie  nicht  nach  §  2  Abs.  2  als  Arbeiter  gelten. 

VJLLl.  Im  §  19  wird  zwischen  Absatz  1  und  2  folgender  neuer  Ab- 
satz eingeschoben: 

Aus  den  Arbeitgebern  entnommene  Beisitzer,  die  erst  nach  ihrer 
Wahl  Mitglied  einer  im  §  13  Abs.  3  bezeichneten  Innung  werden,  sowie 
aus  den  Arbeitern  entnommene  Beisitzer,  die  erst  nach  ihrer  Wahl  bei 
einem  Mitglied  einer  solchen  Innung  in  Arbeit  treten,  bleiben  bis  zur 
nächsten  Wahl  im  Amte. 

IX.  Der  §  25  wird  durch  folgende  Vorschrift  ersetzt: 

§  25.  Zuständig  ist  dasjenige  Gewerbegericht,  in  dessen  Bezirke 
die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist  oder  sich  die  gewerbliche 
Niederlassung  des  Arbeitgebers  befindet  oder  beide  Parteien  ihren  Wohn- 
sitz haben. 

Unter  mehreren  zuständigen  Gewerbegerichten  hat  der  Kläger  die 
Wahl. 

X.  Der  §  31  Abs.  4  wird  gestrichen. 

XI.  Der  §  40  erhält  folgenden  Zusatz: 

Erscheinen  in  dem  zur  Fortsetzung  der  Verhandlung  bestimmten 
Termine  die  Parteien  oder  eine  derselben  nicht,  so  finden  die  Vorschriften 
der  §§  37,  38  Anwendung,  auch  wenn  eine  Beweisaufnahme  voraus- 
gegangen war. 

XII.  Die  §§  41  und  42  werden  gestrichen. 

XIH.  Im  §  49  Abs.  1  erhält  die  No.  4  folgende  Fassung: 
4.  der  Spruch  des  Gerichts  in  der  Hauptsache  und  in  betreff  der  Kosten. 
Der  Betrag  der  letzteren   mit   Einschluss  einer   der  obsiegenden 
Partei  etwa  zu  gewährenden  Entschädigung  für  Zeit  Versäumnis  soll, 
soweit  sie  sofort  zu  ermitteln  sind,  im  Urteile  festgestellt  werden. 

XIV.  Im  §  52  wird  der  Absatz  2  gestrichen. 

XV.  Hinter  §  55  wird  folgender  neuer  Paragraph  eingestellt: 

§  55a.  Die  Anfechtung  einer  Entscheidung  des  Gewerbegerichts 
kann  auf  Mängel  des  Verfahrens  bei  der  Wahl  der  Beisitzer  oder  auf 
Umstände,  welche  die  Wählbarkeit  eines  Beisitzers  zu  dem  von  ihm 
bekleideten  Amte  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  ausschliessen ,  nicht 
gestützt  werden.  Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung,  wenn  die 
Anfechtung  darauf  gestützt  wird,  dass  ein  Beisitzer  zu  den  im  §  10 
Abs.  2  bezeichneten  Personen  gehöre. 

XVI.  Der  §  61  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gewerbegericht  kann  bei  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederauf- 
nahme des  Arbeitsverhältnisses  als  Einigungsamt  angerufen  werden. 

XVII.  Hinter  §  62  werden  folgende  neuen  Paragraphen  eingestellt : 

1» 
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§  62a.  Erfolgt  die  Anrufung  nur  von  einer  Seite,  80  soll  der  Vor- 
sitzende dem  anderen  Teile  oder  dessen  Stellvertretern  oder  Beauftragten 
Kenntnis  geben  und  zugleich  nach  Möglichkeit  dahin  wirken,  dass  auch 
dieser  Teil  sich  zur  Anrufung  des  Einigungsamtes  bereit  findet. 

§  62b.  Auch  in  anderen  Fallen  soll  der  Vorsitzende  bei  Streitig- 
keiten der  im  §  61  bezeichneten  Art  auf  die  Anrufung  des  Einigungs- 
amtes hinzuwirken  suchen  und  dioselbo  den  Beteiligten  bei  geeigneter 
Veranlassung  nahelegen. 

§  62c.  Der  Vorsitzende  ist  befugt,  zur  Einleitung  der  Verhandlung 
und  in  deren  Verlauf  an  den  Streitigkeiten  beteiligte  Personen  vorzuladen 
und  zu  vernehmen.  Er  kann  hierbei,  wenn  das  Einigungsamt  gemäss 
§  62  oder  §  62a  angerufen  worden  ist,  für  den  Fall  des  Nichterscheinens 
eine  Geldstrafe  bis  zu  einhundert  Mark  androhen.  Gegen  die  Festsetzung 
der  Strafe  findet  Beschwerde  nach  den  Bestimmungen  der  Civilprozess- 
ordnung  statt. 

Eine  Vertretung  beteiligter  Personen  durch  deren  allgemeine  Stell- 
vertreter (§  45  der  Gewerbeordnung),  Prokuristen  oder  Betriebsleiter 
ist  zulässig. 

XVIII.  Der  §  63  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gewerbegericht,  welches  als  Einigungsamt  thätig  wird,  besteht 
neben  dem  Vorsitzenden  aus  Vertrauensmännern  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  in  gleicher  Zahl. 

Die  Vertrauensmänner  sind  von  den  Beteiligten  zu  bezeichnen. 
Erfolgt  die  Bezeichnung  nicht,  so  werden  die  Vertrauensmänner  durch 
den  Vorsitzenden  ernannt. 

Einigen  sich  die  Beteiligten  über  die  Zahl  der  zuzuziehenden  Ver- 
trauensmänner nicht,  so  ist  die  Zahl  derselben  von  dem  Vorsitzenden 
auf  mindestens  zwei  für  jeden  Teil  zu  bestimmen. 

Die  Vertrauensmänner  dürfen  nicht  zu  den  Beteiligten  gehören. 

Der  Vorsitzende  ist  befugt,  eine  oder  zwei  unbeteiligte  Personen  als 
Beisitzer  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen ;  vor  der  Zuziehung  sind  die 
beiden  Teile  zu  hören. 

XIX.  Tin  §  64  erhält  der  zweite  Satz  dos  Abs.  1  folgende  Fassung: 
Das  Einigungsamt  oder,  im  Falle  des  §  62a,  der  Vorsitzende  des 

Gewerbegerichts  ist  befugt,  zur  Aufklärung  der  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  Auskunftspersonen  vorzuladen  und  zu  vernehmen. 

XX.  Im  §  67  Abs.  2  Satz  2  weiden  die  Worte  „Beisitzer  und"  ge- 
strichen. 

XXI.  Hinter  §  69  wird  folgender  neuer  Paragraph  eingestellt: 

§  69a.  Das  Gewerbogoricht  als  Einigungsamt  ist  nicht  zuständig, 
wenn  bei  der  Streitigkeit  ausschliesslich  Innungsmitglieder  und  deren 
Arbeiter  beteiligt  sind,  und  für  die  Innung  zur  Erfüllung  der  im  §  81a 
No.  2  der  Gewerbeordnung  bezeichneten  Aufgabe  ein  besonderes  Einigungs- 
amt besteht,  dessen  Zusammensetzung  und  Thätigkeit  durch  das  Statut 
entsprechend  den  Bestimmungen  der  62  bis  69  dieses  Gesetzes  geregelt, 
sind.  Rufen  beide  Teile  das  Gewerbegericht  als  Einigungsamt  an,  so  ist 
dieses  auch  bei  solchen  Streitigkeiten  zuständig. 

XXII.  Der  §  70  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gowerbcgericht  ist  verpflichtet,  auf  Ansuchen  von  Staatsbehörden 
oder  des  Vorstandes  des  Kommunalverbandes,  für  welchen  es  errichtet 
ist,  Gutachten  über  gewerblieho  Fragen  abzugeben. 
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Das  Geworbegericht  ist  berechtigt,  in  gewerblichen  Fragen  Antrage 
an  Behörden,  an  Vertretungen  von  Kommunalverbanden  und  an  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  der  Bundesstaaten  oder  des  Reiches  zu 
richten. 

Zur  Vorbereitung  oder  Abgabe  von  Gutachten  sowie  zur  Vorbereitung 
von  Antragen  können  Ausschüsse  aus  der  Mitte  des  Gewerbegerichts 
gebildet  werden.  • 

Diese  Ausschüsse  müssen,  sofern  es  sich  tun  Fragen  handelt,  welche 
die  Interessen  beider  Teile  berühren,  zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zusammengesetzt  sein. 

Das  Nähere  bestimmt  das  Statut. 

XXIII.  Der  §  71  Abs.  1  erhalt  folgende  Fassung: 

Ist  ein  zuständiges  Gerwerbegericht  nicht  vorhanden,  so  kann  bei 
Streitigkeiten  der  im  §  3  Abs.  1  No.  1  und  5  bezeichneten  Art  jede 
Partei  die  vorläufige  Entscheidung  durch  den  Vorsteher  der  Gemeinde 
(Bürgermeister,  Schultheiss,  Ortsvorsteher  u.  s.  w.)  nachsuchen.  Zuständig 
ist  der  Vorsteher  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirke  die  streitige  Ver- 
pflichtung aus  dem  Arbeitsverhältnisse  zu  erfüllen  ist  oder  sich  die 
gewerbliche  Niederlassung  des  Arbeitgebers  befindet  oder  beide  Parteien 
ihren  Wohnsitz  haben. 

XXIV.  Im  4j  73  erhält  der  zweite  Satz  folgende  Fassung: 

Ein  unmittelbarer  Zwang  zur  Vornahme  einer  Handlung  ist  nur  im 
Falle  des  §  127d  der  Gewerbeordnung  zulässig:  die  Leistung  von  Dien- 
sten aus  einem  Dienst  vertrag  kann  durch  Geldstrafen  nicht  erzwungen 
werden. 

XXV.  Im  §  77  Abs.  2  Ziffer  6  wird  statt  §  63  Abs.  3  gesetzt  : 
§  63  Abs.  4. 

XXVI.  Der  §  78  wird  durch  folgende  Vorschriften  ersetzt : 

§  78.  Soweit  nach  den  Vorschriften  des  Kranken  versichernngs- 
gesetzes  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Berechnung  und 
Anrechnung  von  Versicherungsbeiträgen  und  Eintrittsgeldern  in  Gemäss- 
heit  dieses  Gesetzes  zu  erfolgen  hat,  linden  die  Vorschriften  der  §§  71 
bis  75  auch  dann  Anwendung,  wenn  es  sich  um  Versicherungsbeiträge 
anderer  als  der  im  §  2  bezeichneten  Arbeiter  handelt.  Die  Zuständigkeit 
des  Gemeindevorstehers  wird  in  diesem  Falle  nicht  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  ein  Gewerbegericht  für  die  Gemeinde  errichtet  ist. 

XXVII.  Im  §  79  wird  der  Abs.  3  gestrichen. 

XXVIII.  Hinter  §  80  wird  folgende  Vorschrift  eingestellt: 

§  80.  In  dem  Vorhältnisse  der  Innungen,  der  Innungsschiedsgerichte 
und  der  im  §  80  bezeichneten  Gewerbegerichte  zu  den  ordentlichen 
Gerichten  und  zu  den  gemäss  §  1  errichteten  Gewerbegerichten  finden 
die  Vorschriften  des  §  26  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  2. 

Reehtsstreitigkeiten,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
anhängig  geworden  sind,  werden  nach  den  bisherigen  Vorschriften  erledigt. 

Artikel  3. 

Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  den  Text  des  Geworbegerichts- 
gosetzes,  wie  er  sich  aus  den  im  Artikel  1  vorgesehenen  Aenderungen 
ergiebt,   unter  fortlaufender  Xummernfolge   der  Paragraphen   und  unter 
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Weglassung  des  §  81  durch  das  Reichs-Gosetzblatt  bekannt  zu  machen. 
Hierbei  sind  den  Verweisungen  auf  die  Vorschriften  der  Civilprozess- 
ordnung  und  der  Gewerbeordnung  diese  Gesetze  in  ihrer  gegenwärtigen 
Fassung  zu  Grunde  zu  legen. 

Soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Gewerbegerichte,  vom  29.  Juli  1890  verwiesen  ist,  treten  die  ent- 
sprechenden Vorschriften  des  vom  Reichskanzler  bekannt  gemachten 
Textes  an  ihre  Stelle. 

Artikel  4. 

Die  Vorschriften  der  Artikel  1  und  2  treten  am  1.  Januar  1902 
in  Kraft. 

B.  Einzelstarten. 
Bremen. 

Verordnung,  betreffend  Ausführung  der  auf  die  Sonntagsruhe  im 
Handolsge werbe   bezüglichen  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  s- 
novelle  vom  L  Juni  1681  für  die  Stadt  Bremen.    Vom  8.  Mai  190L 

(Gesetzblatt  der  freien  Hansestadt  Bremen  1901  No.  11.) 

Der  Senat  verordnet  auf  Grund  der  §§  41a,  105a,  105b  Absatz  2 
und  105e  der  Gewerbeordnung,  unter  Aufhebung  aller  bisherigen  auf 
den  gleichen  Gegenstand  bezüglichen  Verordnungen,  für  die  Stadt  Bremen : 

§  1.  Im  Handelsgewerbe  dürfen,  abgesehen  von  den  in  den  §§  2  und 
3  bestimmten  Ausnahmen,  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  am  ersten 
Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingsttage  überhaupt  nicht,  im  übrigen  an 
Sonn-  und  Festtagen  nur  vormittags  von  7  bis  10  Uhr  und  nachmittags 
von  12  bis  2  Uhr  beschäftigt  werden. 

§  2.  Am  letzten  Sonntage  vor  Ostern,  am  letzten  Sonntage  vor  Pfingsten 
und  an  den  beiden  letzten  Sonntagen  vor  Weihnachten  dürfen  Gehilfen, 
Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handelsgewerbe  während  der  Zeit  von  8  bis 
10  Uhr  vormittags  und  von  12  bis  8  Uhr  nachmittags  beschäftigt  werden. 

Für  die  in  die  Zeit  des  Freimarks  fallenden  Sonntage  bleibt  der 
Polizei direktion  die  Bestimmung  überlassen. 

§  3.  Von  den  Bestimmungen  der  §§  1  und  2  sind  folgende  Aus- 
nahmen zugelassen: 

I.  An  allen  Sonn-  und  Festtagen  ist  den  nachbenannten  Gewerbe- 
treibenden gestattet,  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  offenen  Ver- 
kaufsstellen zu  beschäftigen : 

1)  Bäckern  und  Konditoren  bei  dem  Verkauf  von  Backwerk  morgens 
vor  10  Uhr  und  nachmittags  von  12  bis  4  Uhr. 

2)  Fleischern,  Fischhändlern,  Inhabern  von  Spezialgeschäften  für  Deli- 
katessen und  Inhabern  von  Kochgeschäften  bei  dem  Verkauf  von 
Esswaren  morgens  von  7  bis  10  Uhr,  nachmittags  von  12  bis  2  Uhr 
und  ausserdem  in  den  Monaten  September  bis  einschliesslich  April 
abends  von  7  bis  8  Uhr. 

3)  Milchhätidlern  bis  2  Uhr  nachmittags  und  abends  von  6  Uhr  an. 

4)  Bierbrauern  bis  mittags  12  Uhr  (vergl.  auch  unter  II.) 

3)  Eishändlern  und  Mineral wasserhänd lern  bis  2  Uhr  nachmittags. 
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6)  Den  Inhabern  von  ausschliesslich  für  den  Verkauf  von  Tabak  und 
Cigarren  bestimmten  Verkaufsläden  morgons  von  7  bis  10  Uhr  und 
nachmittags  von  12  bis  5  Uhr. 

7)  Den  Verkäufern  von  Theaterbilleten  morgens  von  7  bis  10  Uhr, 
nachmittags  von  12  bis  2  Uhr  und  abends  von  6  bis  7  Uhr. 

II.  Die  Beschäftigung  von  Gehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  in 
offenen  Verkaufsstellen  ist  ferner  gestattet  den  Inhabern  von  Blumen- 
läden und  den  Handelsgärtnern  am  ersten  Weihnachts-,  Oster-  und 
Pfingsttage  von  12  bis  2  Uhr  nachmittags,  sowie  den  Bierbrauern  am 
weiten  Oster-  und  Pfingsttage  bis  2  Uhr  nachmittags. 

m.  Den  Konditoren,  Inhabern  von  Kochgeachäften,  Milch-,  Eis-  und 
Mineralwasserhändlern,  sowie  den  Inhabern  von  Blumenläden  und  den 
Handelsgärtnern  ist  gestattet,  an  allen  Sonn-  und  Festtagen  bei  dem  Aus- 
bringen ihrer  Waren  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  den  ganzen  Tag 
zu  beschäftigen.  Die  gleiche  Befugnis,  unter  Ausschluss  der  Zeit  von 
10  bis  12  Uhr  vormittags,  steht  den  Bäckern,  Fleischern,  Fischhändlern 
und  Inhabern  von  Spezialgeschäften  für  Delikatessen  zu.  Die  Bierbrauer 
sind  befugt,  beim  Ausbringen  ihrer  Waren  Gehilfen,  Lehrlinge  und 
Arbeiter  am  zweiten  Oster-  und  zweiten  Pfingsttage  den  ganzen  Tag, 
an  den  übrigen  Sonn-  und  Festtagen  bis  12  Uhr  mittags  zu  beschäftigen. 

Den  Zeitungsverlegern  wird  gestattet,  Gehilfen,  Lehrlinge  und 
Arbeiter  an  allen  Sonn-  und  Festtagen  morgens  von  5  bis  10  Uhr  und 
nachmittags  von  12  bis  2  Uhr  mit  dem  Vertriebe  (Austragen)  der  Zei- 
tungen zu  beschäftigen. 

IV.  Den  von  der  Eisenbahn  Verwaltung  zugelassenen  Händlern  ist 
gestattet,  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  mit  dem  Verkaufe  von  Druck- 
sachen aller  Art  auf  dem  hiesigen  Hauptbahnhofe  auch  an  Sonn-  und 
Festtagen  ohne  zeitliche  Beschränkung  zu  beschäftigen. 

§  4.  Gewerbetreibende,  welche  von  den  im  §  3  enthaltenen  Ausnahme- 
bestimmungen Gebrauch  machen,  sind  verpflichtet,  jeden  Gehilfen,  Lehrling 
oder  Arbeiter  entweder  an  jedem  dritten  Sonntage  vollo  sechsunddreissig 
Stunden  oder  an  jedem  zweiton  Sonntage  mindestens  in  der  Zeit  von 
€  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  von  der  Arbeit  freizulassen,  falls  die 
ausserhalb  der  in  den  §§  1  und  2  festgestellten  Arbeitszeit  fallende  Be- 
schäftigung länger  als  drei  Stunden  dauort  oder  in  die  Zeit  von  10  bis 
12  Uhr  morgens  fällt. 

§  5.  Soweit  nach  den  Bestimmungen  der  §§  1,  2  und  3  Gehilfen, 
Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handelsgewerbe,  von  dem  Ausbringen  von 
Waren  abgesehen,  nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  darf  in  offenen  Ver- 
kaufsstellen desselben  Gewerbes  ein  Gewerbebetrieb  nicht  stattfinden. 

§  6.    Als  Festtage  im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten: 

die  zwei  Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingsttage,  der  Charfreitag, 
der  Himmelfahrtstag,  der  Busstag,  der  Neujahrstag  und  die  dem- 
nächst durch  Gesetz  als  Festtage  bestimmten  Tage. 

§  7.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  sechshundert  Mark,  im  Unvermögensfalle 
mit  Haft  wird  bestraft,  wer  den  §§  1,  2  und  3  zuwider  Gehilfen,  Lehr- 
lingen oder  Arbeitern  an  Sonn-  oder  Festtagen  Beschäftigung  giobt,  wer 
«s  unterlässt,  der  durch  §  4  für  ihn  begründeten  Verpflichtung  nachzu- 
kommen, oder  wer  den  Bestimmungen  des  §  5  zuwiderhandelt. 

§  8.    Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden  auf  Gast-  und 
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Schankwirtschaftsgewerbe  gemäss  §  105  i  der  Gewerbeordnung  keine  An- 
wendung. 

§  9.    Diese  Verordnung  tritt  am  5.  Mai  1901  in  Kraft. 
Beschlossen  Bremen,  in  der  Versammlung  des  Senats  am  30.  April 
und  bekannt  gemacht  am  3.  Mai  1901. 

C.  Verordnungen 

(vgl.  auch  unter:  parlamentarische  Arbeiten,  Deutsches  Reich). 

Bekanntmachung  vom  3.  April  1901  (Reichs -Gesetzbl.  S.  117).  Die 
vom  Bundesrate  getroffenen  Bestimmungen  über  die 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  der  Zulassung  von 
Ausnahmen  bei  der  Sonntagsruhe  im  Geworbebet riebe. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

1)  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  haben  für  die  im  §  105  e  Abs.  1 
der  Gewerbeordnung  bezeichneten  Gewerbe  nur  soviel  Sonntagsarbeit  zu 
gestatten,  als  nach  den  örtlichen  Verhaltnissen  geboten  erscheint.  In  der 
Regel  wird  ein  Bedürfnis  für  Sonntagsarbeit  nicht  anzuerkennen  sein,  wenn 
und  soweit  sie  bisher  nicht  üblich  war. 

2)  Die  Regelung  der  Ausnahmen  für  ein  bestimmtes  Gewerbe  braucht 
nicht  für  den  ganzen  Verwaltungsbezirk  einheitlich  zu  erfolgen,  sondern 
sie  kann  für  den  Fall,  dass  die  Verhaltnisse  an  den  einzelnen  Orten  des 
Bezirkes  verschieden  liegen,  für  einzelne  Teile  des  Bezirkes  oder  für  ein- 
zelne Orte  verschieden  gestaltet  werden. 

3)  Für  den  ersten  Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingstfeiertag  sind  Aus- 
nahmen nicht  oder  nur  in  thunlichster  Beschrankung  zugelassen. 

4)  Für  Betriebe  mit  Tag-  und  Nachtarbeit  kann  die  Zulassung  einer 
beschränkten  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  davon  abhängig  gemacht 
werden,  dass  während  bestimmter  Stunden  an  diesen  Tagen  dor  Be- 
trieb ruht. 

5)  Für  nicht  ununterbrochen  arbeitende  Betriebe,  denen  Ausnahmen 
von  den  im  §  105  b  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  getroffenen  Bestimmungen 
bewilligt  werden ,  ist  die  Ruhezeit  gemäss  §  105  c  Abs.  3  a.  a.  0.  zu 
regehi,  sofern  deren  Durchführung  ohne  erhebliche  Beeinträchtigung  mög- 
lich erscheint;  anderenfalls  ist  die  Beschäftigung  der  Arbeiter  an  Sonn- 
und  Festtagen  von  der  Freigabe  eines  Nachmittags  an  einem  Wochentag 
und  der  Gewährung  der  Gelegenheit  zum  Besuche  des  Gottesdienstes 
mindestens  au  jedem  dritten  Sonntag  abhängig  zu  machen. 

ü)  Arbeiter,  welche  in  einem  Betriebe  der  im  §  105  b  Abs.  1  der 
Gewerbeordnung  bezeichneten  Art  auf  Grund  der  gemäss  §  lUöe  Abs.  1 
a.  a.  0.  zugelassenen  Ausnahmen  mit  Sonntagsarbeiten  beschäftigt  werden, 
dürfen  —  wenn  nicht  Gefahr  im  Verzug  ist  —  während  der  ihnen  aus- 
bedungenen Ruhezeit  weder  zu  Arbeiten,  die  in  dem  betreffenden  Betrieb 
auf  Grund  des  §  105  c  Abs.  1  a.  a.  O.  zulässig  sind,  noch  zu  Arbeiten 
in  dem  etwa  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Handelsgewerbe  herangezogen 
werden.  Abweichungen  können  für  bestimmte  Gewerbe  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  zugelassen  werden. 

Besondere  Bestimmungen 
für  Betriebe  mit  Wind  oder  uuregelmässiger  Wasserkraft. 

1)  Als  vorwiegend  mit  Wind   oder  Wasserkraft   arbeitend   ist  ein 


Triebwerk  dann  anzusehen,  wenn  eine  andere  Triebkraft  (Dampf,  Gas, 
Elektricität  und  dgl.)  nur  beim  Versagen  der  Wind-  oder  Wasserkraft 
eintritt  oder  wenn,  im  Falle  des  Nebeneinanderwirkens  der  Wind-  oder 
Wasserkraft  mit  einer  anderen  Triebkraft,  die  Wind-  oder  Wasserkraft 
bei  normalem  Betriebe  die  Hauptkraft  ist.  Letztores  ist  bei  Wassertrieb- 
werken in  der  Regel  dann  anzunehmen,  wenn  bei  mittlerem  Wasserstande 
die  Wasserkraft  mehr  als  die  Hälfte  der  zum  normalen  Betriebe  des 
Werkes  erforderlichen  Kraft  liefert. 

8;  Als  unregelmässig  ist  eine  Wasserkraft  dann  anzusehen,  wenn  der 
Wasserzufluss  wahrend  der  jährlichen  Betriebszeit  infolge  elementarer 
Einwirkungen  (z.  B.  Trockenheit,  Hochwasser,  Frost)  oder  aus  anderen 
Gründen  (Mitbenutzung  des  Wassers  zu  anderen  Zwecken,  z.  B.  Be- 
wässerungsanlagen u.  s.  w.)  erheblichen  Schwankungen  unterworfen  ist 
und  dadurch  ein  ununterbrochener  oder  gleichmässiger  Wasserbetrieb  un- 
möglich gemacht  wird. 

5>)  Die  Ausnahmen  haben  nur  den  Zweck,  Ausfälle  der  regelmässigen 
werktägigen  Arbeitszeit,  welche  durch  völliges  oder  teilweises  Versagen 
der  Triebkraft  verursacht  werden,  auszugleichen,  soweit  ein  wirtschaftliches 
Bedürfnis  hierzu  vorliegt. 

Bei  Gestattung  der  Ausnahmen  ist  thunlichst  zu  ermitteln,  an  wieviel 
Wochentagen  während  der  jährlichen  Betriebszeit  die  Triebkraft  ganz  oder 
teilweise  zu  versagen  pflegt,  und  dementsprechend  ist  die  Zahl  der  Sonn- 
und  Festtage,  an  denen  eine  Beschäftigung  stathndon  darf,  und  die  Dauor 
dieser  Beschäftigung  zu  bemessen. 

In  keinem  Falle  darf  die  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  und 
Festtagen  für  eino  grössere  Zahl  solcher  Tage  und  in  grösserem  Umfange 
gestattet  werden,  als  bisher  üblich  war  und  als  zum  Ersätze  des  Ausfalls 
an  regelmässiger  werktägiger  Arbeitszeit,  der  durch  Versagen  der  Trieb- 
kraft entsteht,  nötig  ist. 

10)  Ausnahmen  werden  nicht  zuzulassen  sein  für  grössere  Betriebe, 
welche  zwar  vorwiegend  mit  Wind  oder  unregelmässiger  Wasserkraft 
arbeiten,  sich  daneben  aber  ständig  einer  Hülfskraft  bedienen,  sofern  diese 
Hülfskraft  an  Werktagen  beim  Versagen  der  Wind-  oder  Wasserkraft  die 
Fortführung  des  Betriebs  in  einem  nicht  wesentlich  beschränkteren  Umfang 
und  ohne  unverhältnisraässige  Mehrkosten  ermöglicht. 

11)  Koramt  Wind  oder  Wasser  nur  in  einzelneu  Teilen  einer  ge- 
werblichen Anlage  als  Triebkraft  in  Anwendung,  so  erstreckt  sich  die 
Gestattung  der  Sonntagsarbeit  nicht  nur  auf  diejenigen  Arbeiten,  wolche 
unter  Benutzung  des  Wind-  oder  Wassertriebwerkes  ausgeführt  werden, 
sondern  auch  auf  solche  Arbeiten,  die  mit  jenen  Arbeiten  derart  im  Zu- 
sammenhange stehen,  dass  sie  nicht  wohl  am  vorhergehenden  oder  nach- 
folgenden Werktage  vorgenommen  werden  können. 

12)  Die  Bewilligung  der  Ausnahmen  ist  an  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
dass  den  Arbeitern  Ruhezeiten  entsprechend  Nummer  5  dieser  Bestim- 
mungen zu  gewähren  sind. 

13)  Die  Sonn-  oder  Festtagsarbeit eu  sind  von  dem  Gewerbetreibenden 
mit  den  im  §  105  c  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  bezeichneten  Angaben 
über  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung 
sowie  die  Art  der  vorgenommenen  Arbeiten  in  das  daselbst  vorgeschriebene 
Verzeichnis  einzutragen. 
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14)  Für  die  Zulassung  der  Ausnahmen  kommen  zwei  Verfahren  in 
Frage : 

a)  Einmal  ist  die  höhere  Verwaltungsbehörde  befugt,  nach  Lage  der 
örtlichen  Verhältnisse  allgemeine  Ausnahmen  für  bestimmte  Be- 
triebsarten, Verwaltungsgebiete  oder  Wasserlaufe  zuzulassen,  sowie 
einzelnen,  nach  Art,  Einrichtung  oder  Lage  des  Betriebs  der  be- 
sonderen Regelung  bedürftigen  Unternehmungen  Ausnahmen  zu  ge- 
währen (§  105  e  Abs.  1  der  Gewerbeordnung). 

b)  Daneben  hat  jeder  Triebwerksbesitzer  die  Möglichkeit,  für  seinen 
Betrieb  in  einem  nach  den  Vorschriften  der  §§  20,  21  der  Ge- 
werbeordnung sich  regelnden  Verfahren  besondere  Ausnahmen  zu 
erwirken  (§  105  e  Abs.  3  a.  a.  0.). 

Bundesrats Verordnung  von  Juni  1901, 

wodurch  die  im  §  19  Abs.  der  Bekanntmachung  vom 
6.  Februar  1900  festgesetzte  Frist  für  bauliche  Verände- 
rungen in  Zinkhütten  bis  1.  Oktober  19  03  verlängert  wird. 

Bekanntmachung, 

betreffend  Abänderung  der  unter  dem  (j.  Februar  1900  erlassenen  Vor- 
schriften über  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Zinkhütten.  Vom 

5.  Juli  1901. 

Auf  Beschluss  des  Bundesrats  werden  im  §  19  Abs.  2  der  Bekannt- 
machung, betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Zinkhütten,  v. 

6.  Februar  1900  (Reichs-Gesetzbl.  S.  32)  die  Worte:  „bis  höchstens  zum 
1.  Juli  1901"  durch  die  Worte:  „bis  höchstens  zum  1.  Oktober  1903" 
ersetzt. 

II.  Autriche»  Oesterreich. 

(Die  im  Reichsfate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  der 
Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie.) 

Verordnungen  vgl.  unter:  parlamentarische  Arbeiten,  Oesterreich. 

I.  Gesetz  vom  27.  Juni  1901,  womit  bezüglich  der  beim  Kohlenberg- 
baue  in  der  Grube  beschäftigten  Arbeiter  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1884 
R.G.B1.  No.  115  über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und 
Frauenspersonen,  dann  über  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die  Sonntags- 
ruhe beim  Bergbaue,  abgeändert  wird.  R.G.B1.  No.  81,  XL.  Stück,  aus- 
gegeben am  1.  Juli  1901. 

Wortlaut  des  Gesetzes. 

Artikel  I. 

Der  §  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884,  R.GB1.  Xo.  115,  tiltt 
bezüglich  der  beim  Kohltmbergbauo  in  der  Grube  beschäftigten  Arbeiter 
in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  ausser  Kraft  und  hat  zu  lauten,  wie  folgt: 

§  3.  Die  Schichtdauer  für  die  beim  Kohlenbergbaue  in  der  Grube 
beschäftigten  Arbeiter  darf  neun  Stunden  täglich  nicht  übersteigen. 

Der  Beginn  der  Schicht  wird  nach  der  Zeit  der  Einfahrt,  ihre  Be- 
endigung nach  der  vollendeten  Ausfahrt  berechnet. 

Die  aus  der  Natur  dos  Betriebes  sich  ergebenden,  sowie  die  sonstigen 
Ruhepausen  sind  in  die  Schichtdauer  einzurechnen,  ausgenommen,  wenn 
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solche  über  Tag  zugebracht  werden,  in  welchem  Falle  auch  die  zur  bezüg- 
lichen Aus-  und  Wiederein  fahrt  erforderliche  Zeit  in  die  Schichtdauer 
nicht  einzurechnen  ist. 

Ausnahmsweise  kann  auch  eine  längere  als  die  mit  diesem  Gesetze 
festgesetzte  Schichtdauer  bis  zum  Ausmasse  von  zwölf  Stunden  mit  einer 
zehn  Stunden  täglich  nicht  tibersteigenden  wirklichen  Arbeitszeit  gestattet 
werden,  wenn  bei  dem  betreffenden  Bergbau  zur  Zeit  der  Kundmachung 
dieses  Gesetzes  eine  längere  Schichtdauer  bereits  bestanden  hat  und  die 
Einführung  der  neunstündigen  Schichtdauer  oder  eine  Abkürzung  der  bis- 
herigen Schichtdauer  überhaupt  im  Hinblicke  auf  die  obwaltenden  betriebs- 
technischen oder  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  Aufrechthaltung  des 
Betriebes  unmöglich  machen  oder  gefährden  würde. 

Eine  solche  Ausnahme  kann  entweder  für  sämtliche  Grubenarbeiter 
oder  für  einzelne  Kategorien  derselben  gewährt  werden. 

Die  Bewilligung  einer  derartigen  Ausnahme  kann  nach  Anhörung  des 
Bergbauunternehmers  und  des  Lokalarbeiterausschusses  (§  23  des  Gesetzes 
vom  14.  August  1896,  R.G.B1.  No.  156)  auf  die  Dauer  der  erwähnten 
Verhältnisse  in  erster  Instanz  die  Berghauptmannschaft  im  Einvernehmen 
mit  der  politischen  Landesstelle,  in  zweiter  Instanz  das  Ackerbauministerium 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  erteilen. 

Ferner  kann  der  Ackerbauministor  für  hochgelegene  K ohlenbergbaue 
der  Alpenländer  Ausnahmen  von  der  im  ersten  Absätze  bestimmten  täg- 
lichen Schichtdauer  mit  der  Maßgabe  bewilligen,  dass  die  Gesamtdauer 
der  von  einem  Arbeiter  in  einer  Woche  verfahrenen  Schichten  nicht  über 
54  Stunden  betragon  darf. 

Die  Berghauptmannschaft  ist  ermächtigt,  im  Falle  außerordentlicher 
Ereignisse  oder  zeitweiligen  dringenden  Bedarfes  nach  Zahl  und  Dauer 
beschränkte  Ueberschichten  zu  gestatten. 

Artikel  H. 

Dieses  Gesetz  tritt  einl  Jahr  nach  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Artikel  HL 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  des  Ackerbaues 
und  des  Innern  betraut. 

III.  Belgique.  Belgien. 

Loi  du  [90  juillet  1001 v)    reglementant  le  mesurage  da  travail  des 

ouvriers. 

A.  Gesetz  vom  30.  Juli  1901      betreffend  die  Regelung  der  Arbeitsmasse. 

1.  Art.  Bei  der  zum  Zwecke  der  Bestimmung  der  Löhne  erfolgenden 
Messung  der  durch  die  Arbeiter  geleisteten  Arbeit,  sei  es  durch  Gewichts-, 
Länge-,  Fläche-,  Hohl-  oder  Dichtigkeitsmasse,  ist  es  verboten,  sich  anderer 
Gewichtseinheiten  und  Masse  zu  bedienen,  als  der  durch  das  Gesetz  vom 
1.  Oktober  1855  bestimmten. 

2.  — 12.  Art.  [Bestimmungen  über  die  Verifikation  und  den  Gebrauch 
der  legalen  Masso], 

Zusatzbestimmung. 


1)  Inkrafttreten  am  1.  Januar  1902,  durch  kgl.  Verordnung  vom  25.  Oktober  1901. 
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Art.  13.  Der  Art.  5  des  Gesetzes  vom  16.  August  1887,  betreffend 
die  Regelung  der  Arbeitslohnzahlung,  soll  lauten:  Arbeitslöhne,  die  den 
Betrag  von  5  Frs.  täglich  nicht  überschreiten ,  sollen  den  Arbeitern 
mindestens  zweimal  im  Monat,  in  Zwischenräumen  von  höchstens  16  Tagen, 
ausgezahlt  werden. 

Bei  Stück-  oder  Akkordarbeiten  soll  mindestens  einmal  im  Monat 
eine  partielle  oder  definitive  Abrechnung  stattfinden;  nach  jeder  partiellen 
Abrechnung  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  dem  Arbeiter  einen  Schein 
einzuhändigen,  auf  dem  das  Mass  der  geleisteten  Arbeiten  und  der 
Betrag  des  ausbezahlten  Lohnes  verzeichnet  ist. 

B.  Königliche  Beschlüsse. 

1 .  B  e  s  c  h  1  u  s  s  vom  2  8.  J  a  n  u  a  r  1901:  Art .  I .  „Die  Brouze- 
und  Aluminiunigiessereien  sind  in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen, 
gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe  einzureihen". 

2.  Besch luss  vom  2  0.  Februar  1901:  Erweiterungsprämien 
für  die  Gegenseitigkeits- Versicherungsgesellschaften.  (,.Moniteur  beige''  vom 
20.  März  1901.) 

3.  Besch  luss  vom  10.  März  1901:  Zubereitung  der  Fettsäure 
und  Glvcerino.   Abänderung  im  Verzeichnis  der  gefährlichen  etc.  Betriebe. 

4.  Besch  luss  vom  15.  März  1901,  Art.  1.:  „Die  Installierung 
der  Zerreibungsmaschinen  ist  in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen  etc. 
Betriebe  einzureihen". 

5.  Besohl  u ss  vom  2  7.  März  1901,  Art.  1.:  „Die  Fabrikation 
des  Invertzuckers  ist  in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen  etc.  Betriebe 
einzurichten". 

6.  Besch lu ss  vom  18.  April  1901,  Art,  1.:  „Die  Fabrikation 
der  Schnellfeuerzünder  i  allume  -  feuxj  ist  in  das  Verzeichnis  der  gefähr- 
lichen etc.  Betriebe  einzureihen." 

7.  Besch  luss  vom  13.  Juni  1901:  Altersversicherung. 

8.  Besch  luss  vom  2.  August  1901,  Art,  1.:  „Die  Niederlagen 
schwerer  Mineralöle,  die  zur  Gasfabrikation  bestimmt  sind,  sind  in  das 
Verzeichnis  der  gefährlichen  etc.  Betriebe  einzureihen." 

9.  B  e s c  h  1  u s s  v  o m  5.  S e p  t  e m ber  1  9 O  1  ,  Art.  1 . :  „Die  Art.  26 
und  32  der  11.  Sektion  des  IV.  Kapitels  des  königlichen  Beschlusses  vom 
28.  April  1884,  werden,  mit  der  im  Art.  90  des  gleichen  Beschlusses 
vorgesehenen  Zustimmung,  folgendermassen  ergänzt : 

26  bis.  Vorbehaltlich  der  von  der  kompetenten  Verwaltungsbehörde 
zugelassenen  Ausnahmen  wird  in  Anwendung  der  Vorschriften  des  Art,  19 
analog  einem  gefährlichen  Grubengas  jede  Wetterung  behandelt,  welche 
ein  Lager  durchsetzt,  d.  h.  eine  Strecke  oder  eine  Gruppe  von  im  Abbau 
befindlichen  Strecken  in  demselben  Flötz  zwischen  zwei  Orten,  die  eine 
Sohle  ausmachen.  Die  stark  fallendenden  und  zuthalgebauten  Strecken 
werden  als  zu  einem  Lager  gehörig  behandelt. 

Art,  32  bis.  Alle  Arbeiten  oder  Abbauarbeit en  in  Fletzen  oder 
Gestein  werden  in  Bezug  auf  Wetterung  als  ein  besonderes  Lager 
betrachtet," 

11.  Besch  luss  vom  28.  Oktober  1901,  Art.  1:  „Das  Gesetz 
vom  30.  Juli  1!»()l  [betreffend  die  Regelung  der  ArbeitsmassoJ  soll  am 
1.  Januar  19<H  in  Kraft  treten." 

11.  Besch  luss  vom  2  8.  Oktober  1901:  Altersversicherung. 
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12.  Beschin sa  vom  5.  Dezember  1901:  Abänderung  des  Wort- 
lautes und  Erweiterung  der  Bestimmung,  betreffend  die  Einreihung  der 
Drucktintenfabrikation  in  das  Verzeichnis  der  ge&hrnchen  etc.  Betriebe. 

IV.  Danemark.  Dänemark. 

Lov  om  Arbcode  i  Fabrikker. 

Gesetz  über  die  Arbeit  in  Fabriken  nnd  damit  gleichgestellten  Be- 
trieben sowie  über  deren  öffentliche  Ueberwachung.    (Wie  es  vom 

Reichstag  angenommen  wurde).  1901. 

L 

§  1.  Fabriken  und  Werkstatten  mit  fabrikmässigem  Betrieb  sowie 
andere  Gewerbe  und  Industriebetriebe,  in  denen  regelmässig  eine  grössere 
Anzahl  Arbeiter  gleichzeitig  ausserhalb  ihrer  Wohnung  ausschliesslich  oder 
hauptsächlich  in  geschlossenen  Bäumen  beschäftigt  werden  und  welche  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen  werden  sollen,  unterließen  einer 
dem  Ministerium  des  Inneren  unterstehenden  Arbeits-  und  Fabrikinspektion. 
Betriebe,  die  allein  durch  die  eigene  Arbeit  des  Betreffenden  mit  Hilfe 
von  Frau  und  Kindern  betrieben  werden,  unterliegen  jedoch  der  Inspektion 
in  keinem  Falle;  das  Gleiche  gilt  von  den  landwirtschaftlichen  Betrieben 
einschliesslich  der  Meiereien. 

Für  bestimmte  Arten  von  Gewerben  —  ausgenommen  für  Landwirt- 
schaft, Gartonbau,  Forstwirtschaft,  Fischerei  und  Seefahrt  — ,  die  nicht 
unter  die  vorstehende  Bestimmung  fallen,  kann  auf  Vorschlag  eines 
Gemeindevorstandes  durch  eine  Verordnung  des  Ministeriums  dos  Inneren 
nach  Einholung  einer  Erklärung  des  Arbeitsratos  für  die  betreffende 
Gemeinde  bestimmt  werden,  dass  dio  Verwendung  von  Kindern,  welche 
die  Schule  noch  nicht  gesetzlich  absolviert  haben,  entweder  eingeschränkt 
oder  gänzlich  verboten  werde;  ebenso,  dass  die  Verwendung  von  Per- 
sonen, die  zwar  die  gesetzliche  Schulpflicht,  absolviert,  aber  noch  nicht 
das  18.  Jahr  vollendet  haben,  in  dem  Umfang  eingeschränkt  werde,  der 
für  die  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  der  Betreflenden  notwendig  scheint, 
jedoch  innerhalb  der  für  dio  der  Arbeits-  und  Fabrik inspektion  unter- 
stellten Betriebe  im  Folgenden  gezogenen  Grenzen.  Die  Handhabung  der 
auf  diesem  Wege  getroffenen  Bestimmungen  liegt  der  Polizei  ob. 

§  2.  Jeder  Arbeitgeber  im  Handwerk  oder  in  der  Industrie,  der  in 
demselben  Betriebe  mehr  als  5  Arbeiter  beschäftigt  oder  der,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter,  in  seinem  Betriebe 
eine  durch  Dampf,  Gas,  Petroleum,  Elektricität  oder  dergleichen  erzeugte 
mechanische  Kraft  benützt,  soll  auf  dazu  bestimmten  Formularen,  die 
unentgeltlich  bei  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  bezogen  worden 
können,  bei  deren  Direktor  Anzeige  erstatten,  mit  Angaben  über  die 
Art  des  Betriebes,  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  in  den  verschie- 
denen vom  Gesetz  berührten  Altersklassen,  über  die  Art  und  Stärke  der 
Triebkraft-,  sowie  sonstigen  Angaben,  durch  die  der  Charakter  des  Betriebes 
sich  darthun  lässt.  Diese  Anzeige  soll  von  den  bereits  bestehenden 
Betrieben,  denen  sie  jedoch  erlassen  werden  kann ,  sofern  sie  bereits 
unter  der  Fabrikinspektion  stehen,  binnen  30  Tagen  nach  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  erstattet  werden.  Für  Betriebe,  die  eist  künftig 
unter  das  Gesetz  kommen,  soll  die  Anmeldung  spätestens  8  Tage,  nachdem 
die  Arbeit  darin  begonnen  hat,  geschehen.    Sofern  es  hiernach  als  nötig 
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erachtet  wird,  den  Betrieb  nach  diesem  Gesetz  der  Inspektion  zu  unter- 
stellen, wird  dem  betreffenden  Arbeitgeber  davon  schriftlich  Mitteilung 
gemacht.  Ist  der  betreffende  Arbeitgeber  mit  dem  Bescheid  nicht  zu- 
frieden, so  kann  er  binnen  14  Tagen  an  den  Arbeitsrat  appellieren,  dessen 
Entscheidung  wiederum  binnen  14  Tagen  nach  ihrem  Erlass,  falls  sie  mit 
der  des  Direktors  der  Fabrikinspektion  nicht  Ubereinstimmt,  zum  end- 
giltigen  Entscheid  vor  den  Minister  des  Inneren  gebracht  werden  kann. 

Sowohl  die  Inspektion  wie  der  betreffende  Arbeitgeber  sind  jederzeit 
berechtigt,  zu  verlangen,  dass  die  Frage  der  Unterstellung  oder  Nicht- 
unterstellung  des  Betriebes  unter  die  Inspektion  einer  neuen  Prüfung 
unterzogen  werde,  die  dann  nach  denselben  Regeln  stattfindet,  die  im 
ersten  Absatz  angegeben  sind. 

Der  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  ist  ausserdem  berech- 
tigt, zu  statistischen  Zwecken  über  Zahl,  Geschlecht,  Alter,  Gesundheits- 
und Lohnverhaltnisse  der  Arbeiter,  sowie  über  Zahl,  Art  und  Grösse  der 
Maschinen  Aufschlüsse  zu  verlangen. 

IL 

§  3.  Jeder,  der  eine  Fabrik  errichten  und  betreiben,  oder  eine 
bereits  bestehende  Anlage  in  eine  Fabrik  umwandeln  will,  ist  befugt, 
ein  Urteil  der  Inspektion  darüber  einzuholen,  inwieweit  vom  Standpunkt 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  etwas  gegen  den  vorgelegten  Plan 
einzuwenden  sei;  er  soll  in  diesem  Falle  der  Direktion  einen  vollstän- 
digen Plan  über  die  Einrichtung  der  Arbeitsstätte  und  die  zu  derselben 
führenden  Zugänge  einsenden  nebst  Mitteilungen  über  die  Benutzung  der 
Arbeitsräumo  und  Angabe  der  Lage  der  Motoren  und  der  von  ihnen  aus- 
gehenden Transmissionen.  Die  Inspektion  ist  ausserdem  berechtigt,  auch 
ohne  eine  solche  Veranlassung  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  vor- 
liegenden Gesetzes  gegen  Vorkehrungen  oder  Verhältnisse  bei  Fabriken 
während  der  Errichtung,  des  Umbaues  oder  der  Einrichtung  Einspruch 
zu  erheben. 

§  4.  Arbeitsstätten,  die  gemäss  §  1  Abs.  1  der  Inspektion  unter- 
liegen, sowie  die  Zugänge  dazu,  sollen  so  eingerichtet  sein,  dass  Gesund- 
heit, Leben  und  Gliedmassen  der  Arbeiter  gehörig  geschützt  sind,  sowohl 
bei  der  Arbeit  selbst  wie  während  des  Aufenthaltes  in  der  Arbeitsstätte. 

Soweit  die  Einrichtung  von  Werkstätten  und  Fabriken  nicht  bei 
deren  erster  Einrichtung  von  den  Bau-  oder  Sanitätsbehörden  gutgeheissen 
ist  hinsichtlich  der  Bestimmungen,  welche  diesen  das  Recht  geben,  für 
die  Errichtung  und  Einrichtung  solcher  Arbeitsstätten  besondere  Vor- 
schriften zu  geben,  können  von  der  Inspektion  noch  besondere  Vorschriften 
in  der  angegebenen  Hinsicht  erlassen  werden. 

§  5.  Die  Arbeitslokale  dürfen  nicht  mit  Arbeitern  überfüllt  sein ; 
in  dieser  Hinsicht  soll  bei  der  Einrichtung  neuer  oder  beim  Umbau 
älterer  Arbeitsstätten  darauf  geachtet  werden,  dass  jeder  von  den  gleich- 
zeitig beschäftigten  Arbeitern  wenigstens  8  Kubikmeter  Luft  erhält. 

Es  soll  auf  zweckmässige  Weise,  eventuell  durch  Lufterneuerung  auf 
künstlichem  Wege  für  gehörige  Lüftung  so  reichlich  gesorgt  werden,  als 
die  Art  des  Betriebes  es  zulässt;  dios  gilt  besonders  da,  wo  sich  Staub 
oder  gesundheitsgefährliche  Stoffe  (Gase  oder  Dämpfe)  entwickeln.  Ebenso 
soll  durch  Ventilation  und  im  Notfalle  durch  Absperrung  dafür  gesorgt 
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werden,  dass  giftige  Gase,  Rauch,  Staub,  starke  Hitze,  Dampf  und 
Gestank,  die  sich  in  einem  einzelnen  Arbeitsraum  und  bei  gewissen 
Teilen  des  Betriebes  entwickeln,  nicht  in  andere  Arbeitsräume  eindringen. 

Der  Zugang  zu  Arbeitsräumen,  in  denen  giftige  Stoffe  verarbeitet 
oder  benutzt  werden,  soll  anderen  Arbeitern  als  den  darin  beschäftigten, 
verboten  werden. 

Was  die  mit  mechanischer  Kraft  betriebenen  Maschinen  angeht,  so 
gelten  darüber  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  12.  April  1889  über 
Massnahmen  zur  Verhütung  von  Unfällen  beim  Gebrauch  von  Maschinen 
und  derartigen  Vorrichtungen. 

Tapeten  an  Wänden  und  Decken  sollen  verboten  werden  in  Lokalen, 
wo  die  Inspektion  deren  Anbringung  als  unhygienisch  erachtet.  Wände, 
Decken,  sowie  namentlich  Fussböden  sollen  gewöhnlich  gereinigt  werden, 
worüber  die  Inspektion  nähere  Vorschriften  machen  kann.  Wo  die  Ver- 
hältnisse es  zulassen,  sollen  getünchte  Wände  und  Decken  ausserdem 
jährlich  einmal  geweisst  werden. 

§  6.  Die  Beleuchtung  der  Arbeitsräume  soll  genügend  sein  sowohl 
für  die  Verrichtung  der  Arbeit  wie  zum  Schutze  vor  den  in  den  Räumen 
angebrachten  Maschinen  und  anderen  Gegenständen ;  soweit  künstliche  Be- 
leuchtung benutzt  wird,  soll  dieselbe  gut  angebracht  sein.  In  Arbeits- 
räumen, wo  sich  explosive  oder  leicht  entzündliche  Gase,  Dämpfe  oder 
Staub  entwickeln,  soll  die  künstliche  Beleuchtung  in  einer  Sicherheit  ge- 
währenden Weise  geschehen.  Heizung  kann  angeordnet  werden  in  Arbeits- 
lokalen, wo  sitzend  gearbeitet  wird,  und  wo  die  Verhältnisse  im  Uebrigen 
es  erfordern. 

§  7.  Auf  oder  neben  dem  Arbeitsplatze  soll  für  die  Arbeiter  Ge- 
legenheit sein,  in  der  kalten  Jahreszeit  ihre  Mahlzeit  in  einem  erwärmten 
Raum  zu  gemessen  und,  soweit  die  Verhältnisse  es  zulassen,  ihr  Mittag- 
essen, falls  es  mitgenommen  oder  gebracht  wird,  aufzuwärmen. 

§  8.  Spätestens  2  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  vorliegenden 
Gesetzes  erlässt  der  Minister  des  Inneren  nach  Begutachtung  durch  den 
Arbeitsrat  ein  Regulativ,  welches  Bestimmungen  treffen  wird  über  die 
Anforderungen,  die  hinsichtlich  der  Grösse,  Einrichtung,  Beleuchtung,  Er- 
wärmung, Ventilation  u.  s.  w.  zur  Durchführung  der  in  den  §§  4 — 6  ent- 
haltenen Bestimmungen  an  die  verschiedenen  Arten  von  Fabriken  und 
Werkstätten,  je  nach  der  Anzahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  gestellt 
werden  sollen. 

Diese  Anforderungen  sollen  bei  der  Einrichtung  neuer  und  dem  Umbau 
älterer  Anlagen  durchgeführt  werden.  Jode  der  Inspektion  unterliegende 
Arbeitsstätte  soll  spätestens  10  Jahre  nach  dem  Erlass  des  Regulativs 
den  darin  aufgestellten  Forderungen  Genüge  leisten. 

m. 

§  9.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  in  den  der  Inspektion  unter- 
stellten Betrieben  nicht  zur  Arbeit  verwendet  werden. 

Kinder  über  12  Jahren  dürfen,  solange  sie  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Schulpflicht  nicht  absolviert  haben,  in  den  genannten  Botrieben  nur 
6  Stunden  täglich  beschäftigt  werden,  inbegriffen  eine  halbe  Stunde 
Ruhezeit  nach  höchstens  41/,  Stunden  Arbeit  ,  und  nur  zwischen  6  Uhr 
morgens  und  8  Uhr   abends.    Sie  dürfen  nicht  verwendet  werden  in  der 
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Zeit,  wo  sie  die  Schule  oder  den  Konfirmandeuunterricht  besuchon  sollen, 
und  ebensowenig  in  den  letzten  lx/j  Stunden  vor  Beginn  des  Schul- 
oder Konrtrnmndenunterrichtes.  Sie  dürfen  in  den  Betrieben  auch  nicht 
arbeiten  an  den  Sonn-  und  Feiertagen  der  Volkskirche. 

§  10.  Jugendliche  Personen  beiderlei  Geschlechtes,  welche  ihre 
Schulpflicht  erfüllt  haben,  dürfen  vor  ihrem  18.  Altersjahr  zu  den  in 
§  1  umschriebenen  Arbeiten  nicht  länger  als  10  Stunden  täglich  ver- 
wendet werden,  und  nicht  vor  6*  Uhr  morgens  oder  nach  8  Uhr  abends.  Diese 
Arbeitszeit  soll  nach  höchstens  je  4'/s -stündiger  zusammenhängender 
Arbeit  durch  mindestens  eine  halbe  Stunde  Ruhezeit  unterbrochen  werden. 
Ueber  die  so  festgesetzten  Arbeitsstunden  hinaus  dürfen  die  genannten 
Personen  auch  nicht  zu  irgend  einer  Arbeit  im  Dienste  der  Fabrik  oder 
der  Werkstätte  ausserhalb  derselben  verwendet  werden.  Für  junge 
Leute,  welche  technische  oder  Fachschulen  besuchen,  soll  die  Arbeitszeit 
so  gelegt  werden,  dass  sie  sie  an  der  Benutzung  eines  solchen  Unter- 
richts nicht  hindert, 

Der  Ministor  des  Inneren  kann  jedoch  nach  Anhörung  des  Arbeits- 
ratos  auf  eine  bezügliche  Eingabe  jugendlichen  männlichen  Arbeitern,  die 
das  15.  Jahr  zurückgelegt  haben,  gestatten,  in  begrenztem  Umfang 
zwischen  8  Uhr  abends  und  «i  Uhr  morgens  zu  arbeiten,  wenn  dies  für 
ihre  fachliche  Ausbildung  als  notwendig  erachtet  wird. 

§  11.  Der  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  kann  sowohl 
für  Kinder  wie  für  jugendliche  Personen  Ausnahmen  von  den  in  den 
§§  9  und  10  enthaltenen  Regeln  über  die  Unterbrechung  der  Arbeitszeit 
gestatten,  wenn  die  von  dem  betreffenden  Arbeitgeber  vorgeschlagene 
Arbeitsverteilung  als  ebenso  günstig  für  die  Arbeiter  erkannt  wird  wie 
die  Regeln  in  den  genannten  Paragraphen,  doch  muss  über  solche  Aus- 
nahmen stets  au  den  Minister  des  Inneren  und  an  den  Arbeitsrat  berichtet 
werden. 

§  12.  Wenn  die  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  findet,  dass  gewisse 
Arten  der  in  §  1  Abs.  1  erwähnten  Arbeiten  besondors  anstrengend  oder 
gesundheitsschädlich  oder  so  beschaffen  sind,  dass  die  Unvorsichtigkeit 
eines  einzelnen  Arbeiters  für  die  übrigen  Arbeiter  gefährlich  werden  kann, 
so  kann  der  Arbeitsrat  bestimmen,  dass  eine  Erhöhung  der  in  den  §§  9 
und  10  festgesetzten  Altersgrenzen  für  die  mit  dieser  Arbeit  Beschäftigten 
eintreten  muss,  oder  verbieten,  dass  Personen  unter  18  Jahren  oder 
weibliche  Arbeiter  daran  teilnehmen.  Glaubt  sich  jemand  durch  den 
Entscheid  benachteiligt,  so  kann  er  an  den  Minister  des  Inneren 
rekurrieren. 

§  13.  Während  der  Ruhe-  und  Mahlzeiten  dürfen  Kinder  und  jugend- 
liche Personen  nicht  beschäftigt  werden,  noch  sich  in  irgend  einem  zur 
Fabrik  oder  Werkst ätte  gehörenden  Raum  aufhalfen,  wo  inzwischen 
gearbeitet  wird,  es  sei  denn,  dass  die  Fabrikinspektioii  dem  Arbeitgeber 
hierzu  eine  schriftliche  Erlaubnis  gegeben  habe. 

tj  14.  Abweichungen  von  den  in  den  9,  10  und  18  gegebenen 
Bestimmungen  können  nur  stattfinden  bei  Naturereignissen,  Unglücksfällen 
oder  ähnlichen  unvorhergesehenen  Begebenheiten,  welche  den  regel- 
mässigen Betrieb  gestört  haben  oder  ihn  wegen  Störung  aussetzen;  in 
diesem  Fall  kann  der  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  auf 
ein  schriftliches  Gesuch  hin  für  eine  in  der  Bewilligung  näher  begrenzte 
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Zeit  eine  solche  Ausnahme  gestatten,  bis  der  regelmässige  Betrieb  wieder 
hergestellt  oder  gesichert  ist.  Die  Inspektion  hat  über  jede  solche  Be- 
willigung dem  Minister  des  Inneren  Bericht  zu  erstatten.  Wenn  jedoch 
die  durch  das  Ereignis  bewirkte  Störung  oder  Schädigung  unverzügliche 
Ausbesserung  erheischt,  so  genügt  es,  dass  die  schriftliche  Mitteilung 
über  die  dadurch  nötig  gewordene  Ausnahme  von  den  oben  angeführten 
Vorschriften  gleichzeitig  mit  dem  Beginn  der  Arbeit  der  Direktion 
gemacht  wird. 

§  15.  Bevor  ein  Arbeitgeber  ein  Kind  oder  eine  jugendliche  Person 
zu  einer  der  im  §  1  Abs.  1  aufgeführten  Arbeiten  oder  zu  einer  Arbeit, 
für  die  nach  §  1  Abs.  2  Einschränkungen  festgesetzt  sind,  annimmt,  soll 
er  sich  Über  deren  Alter  und  Gesundheitszustand  vergewissern.  Zu 
diesem  Zweck  soll  das  Alter  des  betreffenden  Kindes  oder  Jugendlichen 
durch  einen  Geburtsschein  festgestellt  werden,  und  der  Arbeitgeber  soll 
durch  eine  auf  sein  Gesuch  vom  betreffenden  Bezirksarzt  oder  einen 
anderen  autorisierten  Arzt  vorgenommene  Untersuchung  sich  den  Beweis 
dafür  sichern,  dass  die  körperliche  Entwickelung  und  der  Gesundheits- 
zustand der  Betreffenden  kein  Hindernis  für  die  Arbeit  bildet^  zu  deren 
Ausführung  er  verwendet  werden  soll.  Bei  der  Beurteilung  der  körper- 
lichen Entwicklung  soll  die  Untersuchung  besonders  darauf  gerichtet 
werden,  ob  die  Grösse,  das  Gericht  und  die  Brustweite  des  Betreffenden 
geringer  ist  als  die  normale  bei  Personen  seines  Alters;  die  erforder- 
liche Auskunft  hierüber  soll  in  dem  Atteste  des  betreffenden  Arztes 
enthalten  sein. 

Die  Bezahlung  für  die  Untersuchung  und  die  Ausstellung  des  nötigen 
Attestes  wird  vom  Arbeitgeber  geleistet.  Für  die  erste  Ausstellung  eines 
Geburtsscheines  zum  Vorweis  bei  dem  genannten  Anlass  wird  keine 
Bezahlung  geleistet. 

Nähere  Regeln  für  die  in  diesem  §  behandelte  ärztliche  Untersuchung 
können  vom  Minister  des  Inneren  nach  Anhörung  des  Arbeitsrates  fest- 
gesetzt werden. 

§  16.  In  jedem  der  in  §  1  Abs.  1  und  2  namhaft  gemachten 
Betriebe  soll  über  die  darin  beschäftigten  Personen  unter  18  Jahren  ein 
Register  geführt  werden  mit  Angabe  ihres  Namens,  Wohnortes  und  Alters 
gemäss  den  beigelegten  Geburtszougnissen,  des  Namens  und  Wohnorts 
ihrer  Eltern,  Pflegeeltern  oder  Vormünder  sowie  mit  Angaben  über  ihre 
Schulverhältnisse  und  sonstigen  Mitteilungen,  welche  vom  Minister  des 
Inneren  dienlich  erachtet  werden  mögen,  der  die  nähere  Einrichtung  des 
Registers  anordnet. 

§  17.  Während  der  Arbeit  und  während  der  Mahlzeiten  —  sotern 
diese  auf  dem  Arbeitsplatz  eingenommen  werden  — ,  sollen  männliche  und 
weibliche  Arbeiter  getrennt  gehalten  werden,  soweit  die  Beschaffenheit  der 
Arbeit  und  die  Raumverhältnisso  es  zulassen;  daneben  ist  es  Pflicht  der 
Arbeitgeber,  da,  wo  Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes  beschäftigt  sind,  über 
die  Wahrung  von  Schicklichkeit  und  Anstand  auf  den  Arbeitsplätzen  zu 
wachen. 

§  18.  Keine  Arbeiterin  darf  'in  den  ersten  4  Wochen  nach  ihrer 
Niederkunft  in  einem  der  in  §  1  Abs.  1  namhaft  gemachten  Betriebe  in 
Arbeit  treten,  ausser  wenn  durch  ein  ärztliches  Attest  bezeugt  wird,  dass 
dies  ohne  Schaden  für  ihre  oder  ihres  Kindes  Gesundheit  geschehen  kann. 
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Die  Unterstützung,  welche  aus  öffentlichen  Mitteln  in  dem  Zeitraum 
gewährt  wird,  in  dem  ein  Weib  gemäss  der  obenstehenden  Bestimmung 
in  die  genannte  Arbeit  nicht  hat  eintreten  können,  soll  nicht  die  Wir- 
kungen einer  Annenunterstützung  haben. 

IV. 

§.  19.  Die  Leitung  der  in  dem  vorliegenden  Gesotz  behandelten 
Inspektion  wird  einem  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  über- 
tragen, der  vom  König  ernannt  wird  und  ein  Jahresgehalt  von  4500  Kronen 
erhält,  das  alle  vier  Jahre  um  500  Kronen  steigt,  jedoch  6000  Kronen 
nicht  Uborsteigen  kann.  Wenn  einer  der  gegenwärtigen  Fabrikinspektoren 
zum  Direktor  ernannt  wird,  wird  die  Alterszulage  vorkommenden  Falles 
nach  dem  Dienstalter  des  Betreffenden  als  Fabrikinspektor  berechnet. 

Der  Direktion  werden  ein  Sekretär  und  ein  technischer  Expeditions- 
beamter beigegeben,  die  vom  Minister  des  Inneren  ernannt  werden  und 
jährlich  jeder  2400  Kronen  erhalten,  steigend  um  300  Kronen  jedes 
4.  Jahr  bis  auf  3600  Kronen;  ausserdem  erlangen  sie  nach  10  Jahren 
ein  Recht  auf  Pension  nach  dorn  Pensionsgesetz  vom  5.  Januar  1851  r 
berechnet  von  ihrer  Ernennung  an. 

Der  Sekretär  muss  sozialökonomisch  gebildet  sein. 

Der  Direktor  kann  vom  Justizminister  dem  durch  Gesetz  No.  4  vom 
7.  Januar  1898  über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  dio  Folgen 
von  Unfällen  in  gewissen  Betrieben  errichteten  Arbeiterversicherungsrat 
beigeordnet  werden. 

§  20.  Der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  wird  die  nötige  Anzahl 
männlicher  oder  weiblicher  Inspektoren  unterstellt.  Ihre  Zahl  wird  durch 
das  jährliche  Budget  bostimint,  vgl.  jodoch  §  32  Abs.  3.  Sie  können  nach  den 
Verfügungen  des  Ministers  des  Inneren  entweder  zur  Inspektion  an  einem 
bestimmten  Orte  verwendet  oder  zur  Verfügung  des  Direktors  gestellt 
werden.  Die  Inspektoren  werden  vom  Minister  des  Inneren  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Justizminister  ernannt  und  entlassen  und  mit  2000  Kronen 
jährlich  besoldet,  die  jedes  4.  Jahr  um  200  Kronen,  aber  nicht  über 
2800  Kronen  hinaus,  steigen.  Die  Inspektoren  erlangen  nach  10  Jahren 
Dienstzeit  ein  Recht  auf  Pensionierung  nach  den  Bestimmungen  des 
Pensionsgesetzes  vom  5.  Januar  1851.  Falls  die  gegenwärtigen,  vom 
Justizminister  angestellten  Assistenten  zu  Inspektoren  bei  der  Arbeits- 
und Fabrikinspektion  ernannt  werden,  so  werden  ihre  Alters/.ulagen  und 
Pensionsansprtiche  von  dem  Zeitpunkt  ihrer  Ernennung  zu  ihrer  gegen- 
wärtigen Stellung  an  berechnet. 

Auf  Reisen  bezieht  der  Direktor  als  Taggold  9  Kronen  für  jeden 
ganzen  Tag,  der  technische  Beamte  und  der  Sekretär  je  8  Kronen,  die 
Inspektoren  6  Kronen ;  für  einen  einzelnen  Tag  werden  6,  bezw.  4  Kronen 
bezogen.  Für  weniger  als  6  Stunden  werden  keino  Taggelder  bezogen. 
Die  für  die  Beförderungen  nutigen  Beträge  werden  durch  das  jährliche 
Budget  festgesetzt. 

Die  bei  der  Inspektion  fest  angestellten  Personen  dürfen  ohne  eine 
in  jedem  einzelnen  Falle  einzuholende  Erlaubnis  des  Ministers  des  Inneren 
sich  nicht  mit  privatem  Erwerb  befassen  und  dürfen  weder  direkt  noch 
indirekt  an  Unternehmungen  interessiert  sein,  die  ihrer  Inspektion  unter- 
stehen. 
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§  21.  Unter  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  verbleiben  wie  bis- 
her die  in  das  Ressort  des  Justizministeriums  gestellten  Massnahmen, 
wie  dieselben  zur  Zeit  vorgeschrieben  sind  nach  Gesetz  No.  56  über  die 
Massnahmen  zur  Verhütung  von  Unfällen  bei  der  Verwendung  von 
Maschinen  u.  s.  w.  vom  12.  April  1889,  nach  dem  Gosetz  No.  39  über 
die  Bedienung  von  Dampfkesseln  auf  Landgütern  vom  1.  April  1896  und 
nach  dem  Gesetz  No.  57  vom  26.  März  1898  über  Massregoln  zur  Bekäm- 
pfung der  Tuberkulose  beim  Rindvieh;  die  nähere  Regelung  der  hierher 
gehörenden  Verrichtungen  ist  vom  Justizminister  zu  treffen.  Der  übrige 
Teil  der  Thätigkeit  der  Inspektion  wird  durch  Verordnung  des  Ministers 
des  Inneren  nach  Begutachtung  durch  den  Arbeitsrat  geregelt,  und  die 
Vorschriften  darüber  sollen  hiernach  im  Ministerialblatt  veröffentlicht 
werden. 

§  22.  Die  Inspektion  hat  gegen  gehörige  Legitimation  Zugang  zu 
allen  Teilen  der  in  §  1  Abs.  1  genannten  Betriebe  zu  jeder  Zeit  bei  Tag 
oder  Nacht,  wenn  jemand  daselbst  beschäftigt  ist.  Sie  ist  berechtigt, 
von  jedem,  der  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  angetroffon  wird  oder  von 
dem  vermutet  wird,  dass  er  dort  arbeite  oder  in  den  letzten  3  Monaten 
dort  gearbeitet  habe,  Aufschluss  zu  verlangen.  Sie  ist  weiter  berechtigt, 
die  Register  zu  untersuchen,  die  gemäss  diesem  Gesetz  oder  gemäss  den 
auf  Grund  desselben  gotroffenen  Bestimmungen  geführt  werden  sollen, 
sowie  die  Ausweise,  die  in  Fabriken  oder  Werkstätten  zur  Stelle  sein 
sollen.  Die  Inspektion  soll  jede  Klage  über  eine  vermeintliche  Ueber- 
tretung  des  vorliegenden  Gesetzes  untersuchen. 

Die  Inspektion  darf  ihre  Stellung  nicht  dazu  benutzen,  sich  andere 
Auskünfte  zu  verschaffen  als  solche,  die  notwendig  sind  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgabe.  Sie  darf  auch  niemandem  öffentlich  oder  privat  Mitteilung 
machen  über  irgend  welche  Verhältnisse  betr.  die  ihr  untergebenen  Be- 
triebe und  die  darin  beschäftigten  Personen,  die  zu  ihrer  Kenntnis  kommen 
mögen  in  der  Ausführung  ihrer  Berufspflichten,  ausgenommen  zufolge  ihrer 
amtlichen  Verpflichtung. 

§  23.  Gleichzeitig  mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  wird  im 
Ministerium  des  Inneren  ein  Arbeitsrat  errichtet.  Dieser  Rat  besteht 
aus  einem  vom  König  ernannten  Vorsitzenden  und  8  vom  Minister  des 
Inneren  ernannten  Mitgliedern,  darunter  mindestens  3  Arbeitgebern  und 
mindestens  3  Arbeitnehmern,  von  denen  wenigstens  1  Arbeitgeber  und 
1  Arbeitnehmer  ausserhalb  Kopenhagens  und  Frederiksborgs  wohnhaft  sein 
müssen.  Falls  in  den  unter  das  Gesetz  fallenden  Gewerben  Centralveroine 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  bestehen,  denen  die  im  Gesetz  No.  57  vom 
3.  April  1900  über  die  Arbeitsschiedsgerichte  angeführten  Befugnisse 
eingeräumt  sind,  soll  es  diesen  Centraivereinen  zustehen,  für  jeden 
erledigten  Sitz  im  Rate,  bezw.  unter  den  3  Arbeitgebern  oder  den 
3  Arbeitern  3  Personen  in  Vorschlag  zu  bringen,  und  der  Minister  ist 
dann  gebunden,  einen  von  diesen  für  die  erledigto  Stelle  zu  wählen. 

Die  nötigen  Bewilligungen  für  den  Arbeitsrat,  darunter  das  Honorar 
oder  die  Tagegelder  für  den  Vorsitzenden  und  die  übrigen  Mitglieder, 
werden  durch  das  jährliche  Budget  festgesetzt. 

Für  die  3  Arbeitgeber-  und  die  3  Arbeiter-Mitglieder  werden  Stell- 
vertreter gewählt  auf  dieselbe  Weise,  wie  im  Abs.  2  für  diese  Mitglieder 
selbst  angegeben  ist. 

Die  Amtsdauer  aller  9  Mitglieder  ist  auf  6  Jahre  festgesetzt. 
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Nähere  Regeln  für  den  Arbeitsgang  des  Rates  werden  vom  Minister 
des  Inneren  nach  dem  Vorschlage  des  Rates  festgesetzt. 

§  24.  Der  Arbeitsrat  tritt  in  Wirksamkeit  in  den  im  vorliegenden 
Gesetz  ausdrücklich  bezeichneten  Fallen. 

Der  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  kann  über  Fragen, 
die  seine  Amtsthätigkeit  betreffen,  das  Gutachten  des  Arbeitsrates  einholen. 

Der  Arbeitsrat  kann  aus  eigener  Initiative  Fragen,  die  in  den  Um- 
kreis des  vorliegenden  Gesetzes  fallen,  zur  Untersuchung  aufnehmen  und 
sich  darüber  sowohl  gegenüber  der  Regierung,  wie  gegenüber  der  Inspek- 
tion aussprechen.  Der  Rat  ist  namentlich  berechtigt,  dem  Minister  des 
Inneren  Wünsche  und  Vorschlage  betr.  die  Gesetzgebung  über  den 
Arbeiterschutz  vorzulegen. 

Der  Arbeitsrat  hat  dem  Ministor  des  Inneren  jährlich  über  seine 
Thätigkeit  sowie  über  alle  die  Industrie  berührenden  Angelegenheiten, 
die  wahrend  des  Jahres  die  Aufmerksamkeit  des  Rates  auf  sich  gezogen 
haben,  Bericht  zu  erstatten.  Ein  entsprechender  Bericht  wird  vom 
Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  geliefert.  Die  Berichte 
werden  gedruckt  und  dem  Reichstage  vorgelegt;  ebenso  sollen  sie  zu 
einem  vom  Minister  des  Inneren  festgesetzten  niedrigen  Preis  im  Buch- 
handel verkauflich  sein. 

§  25.  Jeder  Arbeitgeber,  der  entgegen  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  einen  Arbeiter  zur  Arbeit  verwendet,  verfallt  für  jede  solche 
ungesetzlich  beschäftigte  Person  einer  Busse  von  10  bis  200  Kronen.  Die- 
selbe Busse  wird  festgesetzt  für  die  Unterlassung  der  Anmeldung  betr.  §  2 
und  für  jede  andere  Uebertretung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes,  die 
nicht  nach  den  allgemeinen  Regeln  der  Gesetzgebung  eine  höhere  Strafe 
im  Gefolge  hat. 

§  26.  Wenn  ein  Kind  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zur  Arbeit  verwendet  worden  ist,  so  verfallen  seine  Eltern  oder  anderen 
Vorgesetzten  einer  Busse  von  4 — 20  Kronen,  falls  festgestellt  wird,  dass 
diese  ungesetzliche  Arbeit  mit  ihrem  Wissen  und  Willen  vor  sich  gegangen  ist. 

§  27.  Klagen,  die  auf  Grund  der  obengenannten  Uebertretungen 
dieses  Gesetzes  anhängig  gemacht  werden  und  bei  denen  die  Strafe  dio 
Bussen  nicht  übersteigen  kann,  werden  als  öffentliche  Polizeisachen  be- 
handelt,  doch  so,  dass  keine  Klage,  welche  Uebertretungen  in  den  im  §  1 
Abs.  1  aufgeführten  Betrieben  betrifft,  ohne  Urteil  abgethan  werden  kann, 
wenn  nicht  der  Direktor  der  Arbeits-  und  Fabrikinspektion  seine  Zu- 
stimmung gegeben  hat 

§  28.  Alle  Bussen,  die  gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  ent- 
richtet werden,  fallen  in  die  Kasse  der  betr.  Gemeinde. 

§  29.  Die  im  allgemeinen  bürgerlichen  Strafgesetz  §§  98  und  101,  vgl. 
§  102,  enthaltenen  Straf bestimmungon  für  Verbrechen,  die  gegen  Beamte 
begangen  werden,  sollen  auch  zur  Anwendung  kommen,  wenn  die  daselbst 
angegebenen  Handlungen  gegen  die  hievor  bezeichneten  Inspektoren  vorübt 
werden. 

§  30.  Ein  Auszug  aus  dem  vorstehenden  Gesetz,  der  hierzu  vom 
Minister  des  Inneren  gutgeheissen  sein  muss,  sowie  die  zur  Durchführung 
des  Gesetzes  und  der  die  einzelnen  Betriebe  betreffenden  Bestimmungen 
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erlassenen  Vorschriften  sollen  samt  Namen  und  Adresse  des  betreffenden 
Inspektors  in  leicht  leserlicher  Form  in  den  in  diesem  Gesetz  behandelten 
Betrieben  an  einer  für  alle  Arbeiter  leicht  zuganglichen  Stelle  angeschlagen 
werden. 

JVI. 

§  31.  Dies  Gesetz  tritt  6  Monate  nach  dem  Erscheinen  der  Nummer 
des  Gesetzesblattes,  in  der  es  publiziert  ist,  in  Kraft;  jedoch  können  die 
§§  19—23  nach  näheren  Bestimmungen  des  Ministers  des  Inneren  früher 
in  Kraft  treten. 

Die  Kinder,  welche  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  in  den  in  §  1 
Abs.  1  aulgeführten  Betrieben  beschäftigt  sind,  können  weiter  zur  betr. 
Arbeit  verwendet  werden. 

§  32.  Von  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  an  wird 
§  7  Abs.  1  des  Ges.  No.  39  vom  30.  März  1889  über  das  Lehrlingswesen 
dahin  abgeändert,  dass  die  Arbeitszeit  für  Lehrlinge  unter  18  Jahren,  die 
in  Erwerbszweigen  beschäftigt  sind,  deren  Betrieb  unter  das  künftige 
Gesetz  fallt,  künftig  durch  die  Regeln  der  §§  9  und  10,  bezw.  §  14 
dieses  Gesetzes  bestimmt  wird. 

Sofern  die  gegenwärtigen  Fabrikinspektoren  keine  Anstellung  ent- 
sprechend diesem  Gesetze  erhalten,  sind  sie  gemäss  dem  Gesetz  vom 
5.  Januar  1851  §  3  zu  behandeln. 

Bis  die  Zahl  der  Arbeitsinspektoren  durch  das  Budget  oder  das 
Nachtragsbewilligungsgesetz  festgesetzt  ist,  kann  der  Minister  des  Inneren 
bis  zu  20  Inspektoren  anstellen. 

§  33.  Vom  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  an  wird  auf- 
gehoben: das  Gesetz  vom  23.  Mai  1873  über  die  Arbeit  von  Kindern  und 
jugendlichen  Personen  in  Fabriken  und  fabrikmässig  betriebenen  Werk- 
stätten und  die  öffentliche  Beaufsichtigung  derselben,  das  Ges.  No.  5fi 
über  Massnahmen  zur  Verhütung  von  Unfällen  bei  der  Verwendung  von 
Maschinen  u.  s.  w.  vom  12.  April  1889  §  12  und  §  14,  Ges.  No.  14  vom 
19.  Februar  1892  Über  Abänderung  des  vorgenannten  Gesetzes  vom 
12.  April  1889  §  12,  sowie  Ges.  No.  33  vom  19.  März  1898  über  die 
Vermehrung  der  Zahl  der  Assistenten  unter  den  Fabrikinspektoren.  Das 
vorliegende  Gesetz  gilt  nicht  für  Faeröer. 

§  34.  Ein  Vorschlag  zur  Revision  des  vorstehenden  Gesetzes  soll 
spätestens  dem  im  Jahre  1910  zusammentretenden  ordentlichen  Reichstag 
vorgelegt  werden. 


V.  Etats  Unis.   Vereinigte  Staaten. 

California. 

I.  Gesetz,  durch  welches  das  „Gesetz  betreffend  die  Errichtung  und 
den  Betrieb  eines  arbeitsstatistischen  Amtes"  vom  3.  März  1883  abge- 
ändert wird  und  einen  neuen  Abschnitt  erhält,  der  als  12.  Abschnitt 
bezeichnet  wird.    (Bestätigt  am  20.  Februar  1901.) 

I.  An  Act  to  amend  an  act  entitled  „An  Act  to  establish  and  support 
a  Bureau  of  Labor  Statistics",  approved  March  3,  1883,  by  adding  a 
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new  section  thereto,  to  be  numbered  Section  twelve.  (Approved  February  20, 
1901.) 

II.  Gesetz,  durch  welches  das  Strafgesetzbuch  durch  einen  neuen 
Abschnitt  ergänzt  wird,  welcher  als  Abschnitt  1588  numeriert  wird,  kraft 
dessen  es  für  die  Direktoren  des  Staatsgefängnisamtes  oder  anderer 
Gefängnisbehörden  in  Folsom  oder  für  die  Direktoren  einer  anderen 
Staatsstrafanstalt  im  Staate  Californien  als  ungesetzlich  erklart  wird,  eine, 
in  einem  Gefängnis  des  besagten  Staates  eingekerkerte  oder  beschäftigte 
Person  für  die  nachfolgenden  Beschäftigungen  einzustellen  oder  zu  ver- 
wenden :  in  der  Erzeugung,  dem  Schneiden  oder  Zurichten  von  Material 
für  Schwellen  oder  Strassenkreuzungen  bei  Strassen,  Seitengassen,  für 
Denkmäler,  Grabsteine,  Mauerkappen,  Prellsteine  oder  Treppen  für  steten 
Gebrauch,  oder  die  bei  Friedhofsarboiton  oder  Bauten  verwendet  werden, 
ferner  bei  Steinarbeiten  für  Friedhofs-  oder  Bauarbeiten;  ausgenommen 
von  diesem  Verbot  sind  die  Arbeiten  bei  abgehauenen  und  abgemessenen 
Steinen,  welche  in  Staatsgefängnisgebäuden  und  -Mauern  nötig  sind, 
ferner  zugehauenen  Steinen  für  Brückenbogen  und  Abzugskanäle,  endlich 
für  den  Gebrauch  auf  Staatsstrassen,  Grafschafts-  und  Vicinalstrassen. 
(Verfassungsgemäss  in  Kraft  getreten  ohne  Genehmigung  des  Gouverneurs 
am  12.  März  1901.) 

II.  An  Act  entitled  an  Act  to  add  a  new  section  to  the  penal  code, 
to  be  numbered  fifteen  hundred  and  eighty-eight,  making  it  unlawful  for 
the  State  board  of  prison  directors  or  the  state  prison  authorities  at 
Folsom,  or  any  other  state  penal  institution  in  the  State  of  California, 
to  engage  or  employ  any  person  confined  or  employed  in  any  penal 
institution  in  said  state,  in  the  inanufacturing,  cutting,  or  dressing  any 
curbing  or  cross-walk  material  for  street  or  sidewalk  purposes,  monu- 
ments,  headstones,  copings,  posts,  or  steps  suitable  for  use,  or  to  be  used 
in  cemetery  work,  cut  granite  for  building  -  purposes,  and  dimension 
stone  for  cemetery  or  building  work,  except  such  cut  and  dimension 
stone  as  may  be  used  in  state  prison  buildings  and  walls,  cut  stone  for 
arches  in  bridges  and  culverts,  for  use  on  state  highways,  county  or 
district  roads.  (Became  a  law  undor  constitutional  provision  without 
Governors  approval,  March  12,  1901.) 

III.  Gesetz,  durch  welches  einzelne  Abschnitte  des  Strafgesetzbuches 
des  Staates  California  abgeändert,  einzelne  aufgehoben  und  einzelne  neu- 
eingesetzt werden.    (Bestätigt  am  16.  März  1901.) 

III.  An  Act  to  revise  the  penal  code  of  the  State  of  California,  by 
amending  certain  sections,  repealiug  others,  and  adding  certain  new 
sections.    (Approved  March  16,  1901.) 

IV.  Gesetz,  durch  welches  einzelne  Abschnitte  des  Civilgesetzbuches 
des  Staates  California  abgeändert,  einzelne  aufgehoben  und  einzelne  neu 
eingesetzt  werden.    (Bestätigt,  am  IG.  März  1901.) 

IV.  An  Act  to  revise  the  civil  code  of  the  State  of  California,  by 
ameuding  certain  sections,  repealiug  others,  and  adding  certain  new 
sections.    (Approved  March  16,  1901.) 

V.  Gesetz,  durch  welches  die  Beschäftigung,  die  Zahl  der  Arbeits- 
stunden etc.  der  Kinder  geregelt,  und  durch  welches  verboten  wird,  Minder- 
jährige unter  einem  gewissen  Alter  zu  beschäftigen.  (Bestätigt  am  23.  März 
1901.) 
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V.  An  Act  to  regulate  the  employment,  hours  of  labor,  etc.  of 
children,  and  to  prohibit  the  employment  of  ininors  under  a  certain  age. 
(Approved  March  23,  11)01.) 

VI.  Gesetz,  durch  welches  das  Strafgesetzbuch  des  Staates  California 
um  einen  neuen  Absatz  vennehrt  wird,  der  als  Absatz  680  numeriert 
wnd  bezeichnet  wird.    (Bestätigt  am  23.  Marz  1901.) 

VI.  An  Act  to  amend  the  penal  code  of  the  State  of  California,  by 
adding  a  new  section  thereto,  to  be  numbered  and  known  as  Section  six 
hundred  and  eighty.    (Approved  March  23,  1901.) 

VTI.  Gesetz,  betreifend  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  6.  Februar 
1889,  welches  benannt  ist  „Gesetz,  durch  welches  genaue  Gesundheits- 
maseregeln für  Fabriken  und  Werkstätten  festgesetzt  werden,  und  Vor- 
sorge für  die  Gesundheit  der  Angestellten  getroffen  wird".  (Bestätigt 
am  23.  März  1901.) 

VH.  An  Act  to  amend  an  Act  entitled  „An  Act  to  pro  vi  de  for  the 
proper  sanitary  condition  of  factories  and  Workshops,  and  the  preservation 
of  the  health  of  the  employees",  approved  Februarv  6,  1899.  (Approved 
March  23,  1901.) 

VIII.  Gesetz,  durch  welches  die  Anzahl  der  täglichen  Arbeitsstunden 
für  Arbeiter,  Handwerker  und  Gehilfen,  die  in  einem  öffentlichen  Betrieb 
oder  einer  Fabrik  des  Staates  California  oder  eines  Verwaltungsbezirkes 
desselben  beschäftigt  sind,  beschränkt  und  durch  welches  die  Aufnahme 
bestimmter  Abmachungen  in  die  Anstellungsverträge  der  öffentlichen  Werke 
vorgesehen  wird;  durch  welches  ferner  auf  die  Uebertretung  der  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  Bussen  ausgesetzt  werden  und  seine  Inkrafttretung 
vorgesehen  wird.    (Bestätigt  am  23.  März  1901.) 

VIII.  An  Act  limiting  the  hours  of  daily  service  of  laborers,  workmen 
and  mechanics  employed  lipon  the  public  works  of,  or  works  done  for, 
the  State  of  California,  or  any  political  subdivision  thereof;  providing 
for  the  Insertion  of  certain  stipulations  in  contracts  for  public  works; 
imposing  penalties  for  violations  of  the  provisions  of  this  Act,  and  pro- 
viding for  the  enforcement  thereof.    (Approved  March  23,  1901.) 

Michigan. 

I.  Gesetz,  durch  welches  die  Einrichtung  einer  Fabriks-,  Werkstätten-, 
Hotel-  und  Kaufladeninspektion  in  diesem  Staate  vorgesehen  wird,  durch 
welches  Massregeln  betreffend  die  Betriebe  dieser  Art  wie  auch  betreffend 
die  Beschäftigung  der  Frauen  und  Kinder  in  demselben  getroffen  werden ; 
durch  welches  die  Führung  der  sogenannten  „Sch  weiss" -Geschäfte  geregelt 
wird,  die  Verwirklichung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vorgesehon  und 
ein  Kredit  für  die  Durchführung  desselben  eingestellt  wird.  (Angenommen 
am  13.  Mai  1901.) 

I.  An  Act  to  provide  for  the  inspection  of  manufacturing  etablish- 
ments,  Workshops,  hotels  and  stores  in  this  State,  to  provido  for  the 
regulation  of  such  establishments,  and  the  employment  of  woraen  and 
children  therein ;  to  regulato  the  conduct  of  sweatshops,  so  called ;  to  provide 
for  the  enforcement  of  the  provisions  of  this  Act ;  and  to  n  ake  an  appro- 
priation  for  the  purpose  of  carrving  out  the  same.  (Approved  May  13, 
1901.) 
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II.  Gesetz,  durch  welches  der  obligatorische  Kinderunterricht  ein- 
geführt und  die  Schulversäumnisse  gestraft  werden,  und  durch  welches 
alle  diejenigen  Gesetze  bezw.  Gesetzesteile  aufgehoben  werden,  welche 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  widersprechen.  (Angenommen  am 
25.  April  1901.) 

II.  An  Act  to  provide  for  the  compulsory  education  of  children, 
for  the  punishment  of  truancy,  and  to  repeal  all  acts  or  parts  of  acta 
conflicting  with  the  provisions  of  the  same.    (Approved  April  25,  1901.) 

Washington. 

I.  Gesetz,  durch  welches  von  den  Strassenbahnen  und  Omnibusgesell- 
schaften, oder  von  den  Korporationen,  welche  Strassenbahn-  und  Omnibus- 
linien besitzen  oder  betreiben,  verlangt  wird,  dass  sie  als  Wagenführer 
und  als  Gehilfen  der  Wagenführer  geeignete  Personen  einstellen  und  die 
Verwendung  von  Strohmännern  verbietet ;  durch  welches  ferner  festgesetzt 
wird,  wer  für  diesen  Dienst  als  geeignet  gelten  soll,  und  durch  welches 
Bussen  auf  die  Uebertretung  dieses  Gesetzes  ausgesetzt  werden.  (Ange- 
nommen durch  den  Senat  am  18.  Februar  1901,  durch  die  Kammer  am 
13.  März  1901,  bestätigt  durch  den  Gouverneur  am  16.  Marz  1901.) 

I.  An  Act  requiring  street  raüway  and  street  car  companies  or 
corporations  owning  or  operating  street  railways  and  street  car  lines  to 
employ  competent  men  to  operate  or  assist  in  operating  cars  and  prohibiting 
to  employ  dummies  on  such  car  lines  and  defining  the  meaning  of  who 
competent  men  are  for  such  service,  and  providing  a  pcnalty  for  the 
violation  of  this  Act. 

II.  Gesetz,  durch  welches  die  Arbeitsstunden  der  weiblichen  Ange- 
stellten in  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betrieben,  Waschanstalten, 
Hotels  und  Wirtshäusern  bestimmt  und  eingeschränkt  werden,  und  durch 
welches  für  seine  Durchführung  Vorkehrungen  getroffen  und  Bussen  auf 
eeino  Ueberschreitung  ausgesetzt  werden.  (Angenommen  vom  Senat  am 
18.  Februar  1901,  von  der  Kammer  am  7.  März  1901,  bestätigt  vom 
Gouverneur  am  11.  März  1901.) 

II.  An  Act  to  regulato  and  limit  the  hours  of  employment  of  females 
in  any  mechanical  or  mercantile  establishment,  laundrv,  hotel  and  restaurant 
to  provide  for  its  enforcement  and  a  penalty  for  its  violation. 

Tennessee. 

I.  Gesetz,  durch  welches  die  Qualität  des  Oels,  das  für  Beleuchtungs- 
zwecke in  Kohlengruben  verwendet  wird,  geregelt,  der  Verkauf  von  un- 
reinem Oel  für  diese  Zwecke  verboten,  eine  Inspektion  dieser  Gele,  und 
Bussen  auf  die  Uebertretung  dieses  Gesetzes  vorgesehen  werden.  (Ange- 
nommen am  31.  Januar  1901,  bestätigt  am  5.  Februar  1901.) 

I.  An  Act  fixing  Standard  of  quality  for  oils  to  be  used  for  illu- 
minating  purposes  in  coal  mines,  prohibiting  the  sale  of  impure  oils  for 
such  purpose,  and  providing  for  the  inspection  of  such  oils  and  penalties 
for  the  violation  of  this  Act.  (Passed  January  31,  1901,  approved 
February  5,  1901.) 

II.  Gesetz,  durch  welches  bessere  Ventilation  der  Kohlengruben  vor- 
gesehen, die  Art,  in  welcher  die  Orte,  Schächte  und  Stollen  getrieben 
werden  sollen,  bestimmt,  und  Strafen  auf  die  Uebertretung  dieses  Gesetzes 
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vorgesehen  werden.  (Angenommen  am  29.  Januar  1901,  bestätigt  am 
31.  Januar  1901.) 

II.  An  Act  providing  for  the  better  Ventilation  of  coal  mines,  and 
prescribing  the  manner  in  which  rooms,  cross-cuts,  and  entries  are  to  be 
driven,  and  fixing  the  penalty  for  the  violation  of  this  Act.  (Passed 
January  29,  1901,  approved  january  31,  1901.) 

HI.  Gesetz,  welches  für  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der  in  und 
um  die  Kohlenbergwerke  dieses  Staates  beschäftgten  Personen  Vorsorge 
trifft,  und  das  damit  zusammenhängende  Eigentum  beschützt,  indem  es 
die  Thätigkeit  der  Oberhauer  und  Steiger,  wie  auch  die  der  Gehilfen 
derselben,  für  ungesetzlich  erklärt,  falls  diese  nicht  einen  Befähigungs- 
nachweis erlangt  haben,  welches  gleichzeitig  eine  Prüfungsbehörde  vorsieht, 
ihre  Rechte  und  Kompetenzen  umschreibt  und  auf  die  Uebertretung  dieses 
Gesetzes  Bussen  und  Strafen  aussetzt.  (Angenommen  am  19.  April  1901, 
bestätigt  am  20.  April  1901.) 

HI.  An  Act  to  provide  for  the  health  and  safety  of  persons  eiiiployed 
in  and  about  the  coal  mines  of  this  State  and  for  the  protection  of  pro- 
perty  connected  therewith  by  making  it  unlawful  for  mine  foremen  and 
assistant  mine  foremen  to  act  aa  such  without  first  obtaining  a  certificate 
of  qualification,  and  providing  for  a  board  of  examiners  to  define  the 
power»  and  duties  of  such  board  and  to  provide  penalt ies  and  punish- 
ment  for  the  violation  of  this  Act.  (Passed  April  9,  1901,  approved 
April  20,  1901.) 

IV.  Gesetz,  welches  die  Angestellten  der  Strassenbahnen  beschützt, 
insbesondere  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zugführer,  Kondukteure  und  Wagen- 
lenker, oder  in  ihrer  sonstigen  Thätigkeit  im  Fahrdienst,  soweit  diese  sie 
den  Unbilden  des  Wetters  preisgiebt,  durch  Forderung  von  Durchgangs- 
wagen von  den  Gesellschaften.  (Angenommen  am  20.  April  1901,  be- 
stätigt am  22.  April  1901.) 

IV.  An  Act  to  protect  street  car  eniployes  while  acting  as  motormen, 
gripmen,  drivers,  or  while  apph-ing  the  motive  pover  in  any  other  manner 
necessitating  exposure  to  the  weather,  by  requiring  companies  to  vestibule 
cars.    (Passed  April  20,  1901,  approved' April  22,  1901.) 

V.  Gesetz,  durch  welches  verboten  wird,  sich  der  Mittel  der  Täuschung, 
der  falschen  Darstellung,  der  lügenhaften  .Reklame  und  der  widerrecht- 
lichen Gewalt  zu  bedienen,  um  in  irgend  einem  Arbeitsbetriebe  des  Staates 
Arbeiter  zu  erhalten,  und  durch  welches  gleichzeitig  die  Ueberschreitung 
dieses  Gesetzes  straf-  und  civilrechtlich  gebüsst  wird.  (Angenommen  am 
12.  März  1901,  bestätigt  am  20.  März  1901.) 

V.  An  Act  prohibiting  the  use  of  deception,  misrepresentation,  false 
advertising  and  false  pretenses  and  unlawful  force  in  the  procuring  of 
employes  to  work  in  any  department  of  labor  in  the  State,  and  fixing 
penalties  criminal  and  civil  for  violation  thereof.  { Passed  March  12,  1901, 
approved  March  20,  1901) 

VI.  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  401.  Kapitels  des  Gesetzes 
vom  .Jahre  1899,  nämlich  des  Gesetzes,  durch  welches  eine  Ladon-  und 
Fabriksinspektion  vorgesehen  wird.  Ernennung  eines  Laden-  und  Fabrik- 
inspektors und  Bestimmung  seiner  Rechte  und  Kompetenzen.  (Angenommen 
am  20.  April  1901,  bestätigt  am  22.  April  1901.) 

VI.  An  Act  to  amend  Chapter  401  of  the  Acts  of  1899,  being  an 
Act  to  provide  for  the  inspcction  of  shops  and  f  actories.    Tho  appointment 
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of  a  Shop  and  Factory  Inspector  and  defining  Iiis  duties  and  powers. 
(Passed  April  20,  1901*  approved  April  22,  11)01.) 

Wisconsin. 

I.  Gesetz  von  1901  betreffend  den  obligatorischen  Unterricht  der 
Schulkinder. 

I.  Law  of  1901,  relating  to  the  compulsory  education  of  school  children. 

II.  Gesetz  von  1901  betreffend  die  Feuernotausgänge  in  Gebäuden. 

II.  Law  of  1901,  providing  for  fire  escapes  on  buildings. 

DI.  Gesetz  von  1901  betreffend  die  Regelung  des  Hotel-  und  Gast- 
hofswesens und  der  öffentlichen  Herbergen. 

III.  Law  of  1901,  providing  for  the  regulation  of  hotels,  inns,  and 
public  lodging  houses. 

IV.  Gesetz  von  1901,  wonach  in  Fabriken  die  Thüren  nach  aussen 
geöffnet  werden  sollen. 

IV.  Law  of  1901,  relating  to  doors  that  shall  swing  outwardly. 

V.  Gesetz  von  1901  betreffend  die  Ausstattung  und  den  Gebrauch 
der  Sicherheitsgerüste,  Fahrstuhle,  Stützen,  Leitern  und  anderer  Vor- 
richtungen, die  bei  den  Baukonstruktionen  verwendet  werden,  und  durch 
welches  auf  die  Uebertretung  dieses  Gesetzos  Bussen  ausgesetzt  worden. 

V.  Law  of  1901,  providing  for  the  fnrnishing  and  use  of  safe  scaf- 
folding,  hoists,  stays,  ladders,  or  other  mechanical  device  used  in  the 
construction  of  a  building  and  providing  a  penalty  for  a  violation  thereof. 

VI.  Gesetz  von  1901  betreffend  die  öffentliche  Gesundheitspflege. 

VI.  Law  of  1901,  providing  of  the  preservation  for  public  health. 

VII.  Gesetz  von  1901,  durch  welches  in  gewissen  Städten  unentgelt- 
liche Arbeitsnachweise  geschaffen  werden,  deren  Organisation  durchgeführt, 
die  Ernennung  des  Leiters  derselben  vorgesehen,  seine  Bezüge  festgesetzt, 
private  Stellenvermittelungsbureaux  konzessioniert,  Bussen  auf  die  Ueber- 
tretung dieses  Gesetzes  ausgesetzt  und  für  seine  Durchführung  Mittel 
bewilligt  werden. 

VII.  Law  of  1901,  to  create  free  employment  offices  in  certain  cities, 
regulating  the  same,  providing  for  the  appointinent  of  a  Superintendent, 
fixing  Iiis  salary,  licensing  private  employment  agencies,  fixing  penalties 
for  a  violation  of  its  provision  and  making  appropriation  therefor. 

VIII  Gesetz  von  1901  betreffend  die  Vorlage  geschriebener  Aus- 
weise über  die  Lohnschulden  der  Unternehmer  an  die  Arbeiter. 

VIII.  Law  of  1901,  relating  to  the  assignement  of  written  evidences 
of  indebtedness  from  einployer  to  employee  for  wagos. 


VI.  France.  Frankreich. 

A.  Gesetze. 

ItOi  du  26  mara  1901,  modiflant  la  loi  du  8  juillet  1690  sur  les  dellgues 

ä  la  seouritö  des  ouvriers  mineurs. 

1.  Gesetz  vom  25.  März  1901,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes 
über   die  Delegierton    zur  Wahrung    der   Sicherheit    der  Bergarbeiter, 

vom  8.  Juli  1890. 
(J.-O.  vom  29.  März  1901). 
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Loi  da  18  jaillet  1901,  garantissant  leur  travail  et  leur  emploi  aux 
reservistea  et  aux  territoriaax  appeles  a  faire  leur  periode  d'instruction 

militaire. 

"2.  Gesetz   vom   18.  Juli    1901,    betreffend    Sicherung    des  Arbeitsver- 
trages der  zu  Waffenübungen  einberufenen  Reservisten  und  Landwehr- 
männer. 

Art.  1.  Wenn  ein  Unternehmer,  ein  Angestellter  oder  ein  Arbeiter 
als  Reservist  oder  Landwehrmann  zu  einer  vorgeschriebenen  Waffenübtmg 
einberufen  wird,  darf  aus  diesem  Grunde  der  Arbeitsvertrag  in  Sache  der 
Dienstraiete  nicht  aufgelöst  werden. 

Art.  2.  Selbst  dann,  wenn  der  Arbeitsvertrag  aus  irgend  einem 
anderen  gesetzlichem  Grunde  von  einer  der  Parteien  gekündigt  worden 
wäre,  soll  die  Dauer  der  Waffenübungen  nicht  in  die  Kündigungsfrist 
eingerechnet  werden ,  ausser  wenn  der  Arbeitsvertrag  sich  auf  eine  vor- 
übergehende Unternehmung  bezieht ,  welche  wahrend  der  Waffenübung 
zum  Abschluss  kam. 

Art.  3.  Im  Falle  der  Verletzung  der  vorangehenden  Artikel  seitens 
einer  der  Parteien  hat  die  geschadigte  Partei  Anspruch  auf  eine  Ent- 
schädigung, die  vom  Richter,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  1780 
des  Code  civil  zu  bemessen  ist. 

Art.  4.  Jede  den  vorangehenden  Bestimmungen  zuwiderlaufende 
Vereinbarung  ist  von  Rechtswegen  null  und  nichtig. 

B.   Verordnungen  und  Beschlüsse1). 

1.  Verordnung  vom  2.  Januar  1901,  betreffend  die  Abänderung  der 
Verordnung  vom  17.  September  1900,  durch  welche  die  Arbeitsbeiräte 
eingesetzt  wurden. 

(J.-O.  vom  5.  Januar  1901.) 

2.  Verordnung  vom  5.  Januar  1901,  betreffend  die  Organisation 
eines  höheren  Beirates  für  das  technische  Unterrichtswesen. 

(J.-O.  vom  20.  Januar  1901.) 

3.  Verordnung  vom  24.  Januar  1901,  betreffend  die  Einsetzung  einer 
Kommission  zur  Berichterstattung  über  die  von  den  Gewerkvereinen 
und  anderen  Arbeiterverbänden  geltend  gemachten  Forderungen  und 
Wünsche,  welche  die,  in  den  Botrieben  der  Militärverwaltung  beschäftigten, 
dem  Zivilstande  angehörigen  Personen  betreffen. 

(J.-O.  vom  28.  Januar  1901.) 

4.  Zirkular  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphenministers 
vom  26.  Januar  1901,  betreffend  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom 
29.  Dezember  1900  über  die  Sitzgelegenheit  für  die  weib- 
lichen Angestellten  in  Ladengeschäften. 

(B.  de  TO.  du  T.  [1902]  No.  1.) 

5.  Beschlüsse  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphenministers 
vom  30.  Januar  1901,  betreffend  die  hygienischen  Einrichtungen 
derPostbnreaux,  die  physischen  Voraussetzungen  für  die 
Bewerber  um  die  Einstellung  in  der  Postverwaltung,  und  die  Einsetzung 

1)  Abkürzungen.  J.-O.:  Journal  officio!.  B.  de  l'O.  du  T.:  Bulletin  de  VOffice 
do  travail. 
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einer  Kommission  zum  Zwecke  der  Errichtung  einer  Heilstätte  für  die 
an  Tuberkulose  erkrankten  Post-  und  Telegraphenbeamten. 
(J.-O.  vom  1.  Februar  1901.) 

6.  (Eisenbahnerschutz.)  I.  Beschluss  des  Ministers  der  öffentlichen 
Arbeiten  vom  13.  Februar  1901,  betreffend  die  Errichtung  von  Arbeits- 
ausschüssen auf  dem  Netze  der  Staatseisenbahnen. 

(J.-O.  vom  14.  Februar  1901.) 

II.  Zirkular  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  an  die  Prefekteu 
vom  15.  Februar  1901,  betreffend  die  Arbeitsdauer  und  die  Arbeitsruhe- 
pausen der  Angestellten  der  Lokal-  und  Trambahnen. 

(B.  de  TO.  d.  T.  No.  3.) 

Hl.  Zirkular  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  an  die 
Prefekten  vom  21.  Februar  1901,  betreffend  die  Arbeitsbedingungen 
der  Beamten  und  Angestellten  der  Lokal-  und  Trambahnen. 

(B.  de  l'O.  du  T.  No.  11.) 

IV.  Beschlüsse  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom 
10.  Oktober  1901,  betreffend  die  Dauer  der  Arbeitszeit  der  mit  der 
Ueberwachung  und  Instandhaltung  der  Geleiso  beschäftigten  Angestellten 
der  grossen  Eisenbahngesellschaften. 

(B.  de  l'O.  du  T.  No.  11.) 

V.  Beschluss  des  Polizeiprefekten  vom  18.  Oktober  1901,  betreffend 
die  Arbeitsdauer  und  die  Ruhepausen  der  Angestellten  der  Pariser 
Untergrundbahn. 

(B.  de  l'O.  du  T.  No.  11.) 

7.  (Blei weiss.)  I.  Zirkular  des  Unterstaatssekretars  für  das  Post- 
und  Telegraphenwesen  vom  20.  Februar  1901,  betreffend  das  Verbot  der 
Verwendung  von  Bleiweiss  bei  allen  auf  Kosten  seiner  Verwaltung  auszu- 
führenden Arbeiten. 

(B.  de  l'O.  du  T.  No.  4.) 

II.  Gutachten  des  Generalbaurates.  Maler-  und  Anstreicherarbeiten 
für  den  Staat.  Ersetzung  des  Bleiweiss  durch  Zinkweiss.  (Erstattet  am 
27.  Februar  1901.) 

III.  Beschluss  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphen- 
ministers vom  25.  März  1901,  betreffend  das  Verbot  des  Gebrauches  von 
Bleiweiss  bei  allen,  auf  Kosten  seiner  Verwaltung  auszuführenden  Maler- 
und Anstreicherarbeiten : 

NAch  Einsichtnahme  in  das  vom  französischen  Beirat  für  öffentliche  Hygiene  erstatteten 
Gutachtens  vom  4.  März  1901. 

Auf  Antrag  des  Arbeitedirektors  (Directeur  du  Travail): 

Art.  1.  Bei  allen  in  Zukunft  in  den  Räumen  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und 
Telegraphenministeriums  auszuführenden  Arbeiten  ist  es  verboten,  Farben  oder  Lacke,  die 
Bleiweiss  enthalten,  zu  verwenden. 

2.  Alle  Verträge  über  die  Ausführung  der  erwähnten  Arbeiten,  seien  sie  frei  abge- 
schlossen oder  im  Wege  der  Submission  erfolgt,  sollen  dieses  Verbot  enthalten.  Zu  diesem 
Zwecke  soll  eine  Sozialklausel  in  die  Sabmissionsbedingungen  aufgenommen  werden. 
Eine  entsprechende  Bestimmung  soll  auch  in  alle  Mietsverträge  aufgenommen  werden, 
welche  für  Lokalitäten  für  die  vom  Handelministcrium  abhängigen  Aemter  abgeschlossen 
werden,  sobald  darin  die  Ausführung  von  Maler-  oder  Anstreieherarbeiten  vorgesehen  wird. 

Art.  3.  Das  Verbot  soll  den  mit  der  Ausführung  der  in  Art.  1  erwähnten  Arbeiten 
beauftragten  Unternehmern  auch  bei  mündlichen  Vertragsabschlüssen  auferlegt  werden. 

IV.  Zirkular  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom 
1.  Juni  1901   an  die  Prefekten,   betreffend  die  Ersetzung  des  Bleiweiss 
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durch  Zinkweiss  bei  allen  Bauarbeiten  für  das  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten: 

Nachdem  meine  Aufmerksamkeit  auf  die  Gefahren  gelenkt  wnrde,  welchen  infolge 
der  Verwendung  von  Bleifarben  die  Gesundheit  der  bei  Maler-  und  Anstreicherarbeiten 
beschäftigten  Arbeiter  ausgesetzt  ist,  bat  ich  den  Herrn  Präsidenten  des  Ministerrates,  den 
Minister  des  Innern,  diese  Frage  dem  französischen  Beirat  für  öffentliche  Hygiene  vorzu- 
legen. Zu  gleicher  Zeit  forderte  ich  von  den  Chefingenieuren  Gutachten  darüber  ein,  ob 
sie  von  technischen  Gesichtpunkten  aus  irgend  welche  Kinwände  gegen  die  ausschliessliche 
Verwendung  von  Zinkweiss  bei  den  von  ihnen  geleiteten  Arbeiten  su  erheben  hatten. 

Das  Ergebnis  dieser  doppelten  Enqußte  war,  dass  einerseits  vom  hygienischen  Gesichts- 
punkte aus,  die  Ersetzung  des  Bleiweiss  durch  Zinkweiss  ausserordentlich  erwünscht  ist, 
und  dass  diese  Ersetzung  andererseits,  vom  technischen  Gesichtspunkte  aus,  ohne  ungünstige 
Folgen  ausgeführt  werden  kann. 

Ich  habe  nun  beschlossen,  dass  es  von  jetzt  an  verboten  sein  soll,  bei  den  auf 
Rechnung  meiner  Verwaltung  auszuführenden  Arbeiten  Bleifarben  zu  verwenden. 

Alle  Vertrage  über  die  Ausführung  dieser  Arbeiten,  seien  sie  frei  abgeschlossen 
oder  im  Wege  der  Submission  erfolgt,  sollen  dieses  Verbot  enthalten;  eine  Spezinlkluusel 
soll  zu  diesem  Zwecke  in  die  SubmissionBbedingungen  aufgenommen  werden. 

Wenn  in  Ausnahmefällen  die  Ingenieure  unbedingt  zum  Gebrauch  von  Bleifarben 
zurückkehren  zu  müssen  glauben,  ist  hierfür  eine  SpeKialerniiicliticping  seitens  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  nötig. 

Ich  bitte  Sie,  mir  den  Empfang  dieses  Zirkulars  bestätigen  zu  wollen,  von  welchen 
ich  Abschrüten  direkt  an  die  Herren  Chefingenieure  richte. 

V.  Zirkular  des  Präsidenten  des  Ministerrates,  des  Kultus-  und 
Ministers  des  Innern  au  die  Prefekten,  vom  11.  Juli  1901,  betreffend 
die  ausschliessliche  Verwendung  von  Zinkweiss  bei  allen  für  das 
Ministerium  des  Innern  ausgeführten  Arbeiten. 

(B.  de  TO.  du  T.  No.  12.) 

VI.  Zirkular  des  Kriegsministers  an  die  kommandierenden  Generale 
der  Armeekorps  vom  21.  Oktober  1901,  betreffend  das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Bleifarben  bei  allen  für  die  Militärverwaltung  ausgeführten 
Arbeiten. 

(B.  de  l'O.  du  T.  Nr.  12.) 

VH.  Zirkular  des  Unterrichts-  und  Kunstministers  vom  30.  Novem- 
ber 1901,  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  Bleifarben  bei  allen 
auf  Eechnung  seiner  Verwaltung  ausgeführten  Arbeiten. 

(B.  d.1'0.  du  T.  No.  12.) 

8.  Verordnung  vom  14.  Juli  1901,  betreffend  die  Abänderungen  der 
Verordnung  vom  10.  Marz  1894  über  die  Hygiene  und  die  Sicher- 
heit der  Arbeiter  in  industriellen  Betrieben. 

(J.-O.  vom  26.  Juli  1901.) 

9.  Verordnung  vom  25.  Dezember  1901,  betreffend  die  Abänderung  des 
Verzeichnisses  der  gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lastigen  Betriebe. 

(J.-O.  vom  10.  Januar  1902.) 

10.  Zirkular  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphenministers 
an  die  Fabrikinspektoren  vom  3.  April  1900,  betreffend  die  Schutzvor- 
richtungen bei  Maschinen  mit  Handkurbelbetrieb. 

(B.  de  l'O.  du  T.  [1902]  No.  1.) 

11.  Verordnung  vom  24.  April  1901,  betreffend  die  Vervollständigung 
des  Registers  der  Verordnung  vom  15.  Juli  1893  rücksichtlich  der  durch 
das  Gesetz  vom  2.  November  1892  vorgesehenen  Ausnahmen.  [Gesetz 
betr.  die  Nachtarbeit,  Sonntagsruhe  und  Arbeitsdauer.] 

(J.-O.  vom  24.  April  1901.) 

12.  Zirkular  des  Handelsminister  au  die  Prefokten  vom  8.  Juni  1901, 
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betreffend  die  durch  den  Art.  25  des  Gesetzes  über  die  Arbeitsunfälle 
vom  9.  April  1898  eingeführte  Zusatzsteuer  (taxe  additionelle). 
(J.-O.  vom  13.  Juni  1901.) 

13.  Zirkular  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphenministers 
an  die  Prefekten  vom  10.  November  1901,  betreffend  die  durch  die 
Polizeigerichte  konstatierten   Uebertretungen   der  Arbeiterschutzgesetze. 

(B.  de  VO  du  T.  [1902]  No.  1.) 

VII.  Grande  Bretagne.  Gross-Britannien. 

Fabrik-  und  Werkatättengesetz  1901. 

Der  vorliegende  Abdruck  enthalt  nur  diejenigen  Bestimmungen,  die 
in  der  Fnctory  und  Workshop  Act  1901  zum  ersten  Male  Aufnahme 
fanden.  P>ei  Bestimmungen,  die  lediglich  Kodifikation  des  bestehenden 
Rechtes  sind,  wurde  lediglich  auf  das  Gesetz,  dem  sie  entnommen  sind, 
verwiesen.  Es  wurden  hierbei  die  Factorv  Acts  1878,  1891,  1895  citiert 
als  F.A.  78,  F.A.  91,  F.A.  95;  Public  Health  Act  1891  als  P.TI.A.  91  ; 
Cotton  Cloth  Factorv  Act  1889  als  C.C.F.A.  89. 

 L  

Factory  and  Workshop  Act.  1901. 

Part  1. 

1 i  '~d  kodifiziert  ans  F.A.  78  Sect.  3  und  FA.  92  8.  5. 

1»  vgl.  F.A.  78  S.  101. 

I*-5  identisch  mit  F.A.  78  S.  33. 

2»  kodif.  aus  F.A.  78  S.  101  und  F.A.  91  Anlage  2. 

22~5  id.  mit  F.A.  91  S.  4  ;  das  frühere  ..snnitary  authorit}7"  ist  in  Abs.  3 
und  4.  wie  auch  in  allen  folgenden  Paragraphen,  durch 
,.district  Council"  ersetzt. 

.H1-2        id.  mit  F.A.  95  S.  1 "3. 

3a  neu:  „Wo  eine  Werkstatte  oder  ein  Arbeitsraum  (der  keine  hausliche 
Werkstatte  ist)  bei  Tage  als  Werkstatte,  bei  Nacht  als  Schiafrauni 
benutzt  wird,  kann  der  Staatssekretär  durch  besondere  Verfügung 
das  durch  diesen  Paragraphen  vorgeschriebene  Verhältnis  des  Kubik- 
inhaltes anderweitig  festsetzen,  in  welchem  Falle,  dieser  Paragraph 
durch  die  Verfügung  als  abgeändert  gelten  soll. 

41-»  modifiziert,  uns  FA    91   S  11-» 

5i-8  id.  m.  F.A.  78  S.  4  und  ihrer  Erweiterung  in  F.A.  95  S.  SK 

58  id.  m.  FA.  91  8.  2«,  ergänzt  durch  F.A.  95  S.  3». 

Qi  id.  m.  F.A.  95  S.  321  Djs  auf  den  Nachsatz :  „aber  die  so  getroffenen 
Vorkehrungen  dürfen  die  Reinheit  der  Luft  irgend  eines  Raumes,  in 
dem  eine  Person  beschäftigt  ist,  nicht  beeinträchtige n.L' 

ti*  neu:  Der  Staatssekretär  kann  durch  besondere  Verfügung  hinsichtlich 
aller  Arten  von  Fabriken  und  Werkstätten  bestimmen,  dass  Thermo- 
meter beschafft,  tiewahrt  und  in  brauchbarem  Zustande  erhalten 
werden,  in  dem  Räume  und  an  der  Stellt-,  wie  es  die  Verfügung 
speeifiziert.    Vgl.  Cotton  Cloth  F.A.  89  S.  7" 

71-3  Erweiterung  von  F.A.  78  S.  36  und  F.A.  95  S.  33.  Vgl,  auch 
C.C.F.A.  89  S.  7:  1)  „In  jedem  Räume  einer  Fabrik  oder  Werkstatte 
müssen  genügende  Vent  ilationsmittel  beschall'!  und  genügende  Ven- 
tilation aufrecht  erhalten  werden. 
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2)  Der  Staatssekretär  kann  durch  besondere  Verfügung  ein  Normal- 
iiüiss  genügender  Ventilation  für  jede  Art  von  Fabrik  oder  Werk- 
stitte vorschreiben,  und  dieses  Normalmass  soll  in  allen  Fabriken  und 
Werkstatten  dieser  Art  eingehalten  werden,  und  eine  Verfügung  auf 
Grund  dieser  Vollmacht  soll  jede  Vorkehrung  dieses  Gesetzes  oder 
Verfügung  des  Staatssekretars  hinsichtlich  der  Ventilation  in  Baum- 
wollwebereien ausser  Wirksamkeit  setzen." 

7  4  neu:  „Wenn  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstatte  (einschliesslich 

einer  Baumwollweberei),  in  der  die  Feuchtigkeit  der  Atmosphäre 
künstlich  erzeugt  wird,  geltend  macht,  dass  die  ganzen  oder  ein 
Teil  der  Kosten  für  die  Beschaffung  der  von  diesem  Gesetz  gefor- 
derten Ventilation  von  dem  Eigentümer  xu  tragen  seien,  so  kann  er 
seine  Beschwerde  vor  eine  Behörde  mit  summarischer  Gerichtsbarkeit 
bringen,  und  diese  Behörde  kann  eine  solche  Verfügung  hinsichtlich 
der  Kosten  oder  ihrer  Verteilung  erlassen,  wie  es  der  Behörde  unter 
den  gegebenen  Umständen  gorecht  und  angemessen  erscheint,  und  zwar 
mit  Berücksichtigung  der  Vereinbarungen  in  einem  etwaigen  Kon- 
trakte zwischen  den  Parteien." 

8  neu :  „In  jeder  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  einem  ihrer  Teile,  in  dem 

eine  Verrichtung  erfolgt,  durch  die  der  Boden  in  einem  Masse  durch- 
nasst  werden  kann,  dass  die  Nässe  sieh  durch   Abzüge  beseitigen 
l&sst,   sollen  angemessene  Vorkehrungen  zum  Abzug  der  Nässe  ge- 
troffen  werden."    Vgl.  F.A.  95  8.  2"2^ 
9*  id.  m.  RA.  95  S.  35. 

9*  neu:  „Der  Staatssekretär  soll  durch   besondere  Verfügung  bestimmen. 

was  unter  genügenden  und  angemessenen  Bedürfnisanstalten  im  Sinne 

dieses  Paragi aphon  zu  verstehen  ist". 
IQ  kodif.  aus  F.A.  78  S.  5,  F.A.  91  S.  6'~*  und  F.A.  95  S.  71-» 
11    neu:  l)  Jeder  Dampfkessel,   der   zur  Dampferzougung  in  einer  Fabrik 

oder  Werkstätte  oder  irgend  einem  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 

unterstehenden  Räume  gebraucht  wird,   muss,  ob  einzeln  oder  einer 

von  mehreren, 

a)  mit  einem  geeigneten  Sicherheitsventil,  einem  geeigneten  Mano- 
meter und  Wassermesser  zur  Angabe  der  Dampfspannung  und  der 
Höhe  des  Wasserstandes  im  Kessel  versehen  sein, 

b)  wenigstens  einmal  innerhalb  14  Monaten  durch  einen  Sachverstän- 
digen gründlich  untersucht  werden. 

11  g  Jeder  derartige  Dampfkessel,  Sicherheitsventil,  Manometer  und  Dampf- 
messer muss  in  gutem  Zustand  sein. 

II3  Ein  Bericht  über  das  Ergebnis  einer  jeden  derartigen  Untersuchung 
muss  in  vorgeschriebener  Form  innerhalb  14  Tagen  in  dem  all- 
gemeinen Verzeichnis  der  Fabriken  oder  Werkstätten  eingetragen 
oder  ihm  zugefügt  werden.  Der  Bericht  muss  die  Unterschrift  der  Per  son 
tragen,  welche  die  Untorsuehung  vornimmt,  und,  wenn  diese  Person 
der  Inspektor  einer  Dampf kessel-lnspektionsgesellschaft  ist,  die  des 
ersten  Ingenieurs  der  Gesellschaft. 

1  I  5  Dieser  Paragraph  bezieht  sieh  nicht  auf  die  Dampfkessol  der  Loko- 
motiven der  Eisenbahnge>ellsehafteii  "der  auf  Dampfkessel,  die  Seiner 
Majestät  gehören  oder  ausschliesslich  in  Seinem  Dienste  benutzt 
werden. 
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II6  Im  Sinne  dieses  Paragraphen  sollen  alle  Teile  einer  Mietsfabrik 
oder  Werkstätte  als  eine  einzige  Fabrik  oder  Werkstätte  gelten, 
und  der  Eigentümer  soll  an  Stelle  des  Inhabers  treten  und  den 
obenerwähnten  Bericht  eintragen. 

121"4  modifiziert  aus  F.A.  95  S.  6;  12»  id.  mit  F.A.  S.  9». 

13  Erweiterung  aus  F.A.  78  S.  9*-*»-*  und  F.A.  95  S.  8. 

I41-5  u.  a  erweitert  und  kodif.  aus  F.A.  91  S.  7,  F.A.  95  S.  10*-*  u.  S.  11. 

146—7  neu:  j)je  Rettungsvorrichtungen  für  den  Fall  von  Feuersgcf'ahr 
müssen  gut  erhalten  und  ohne  Hindernis  benutzbar  sein  etc. 

7)  Im  Sinne  dieses  Paragraphen  sollen  alle  Teile  einer  Mietsfabrik 
oder  Werkstätte  als  eine  einzige  Fabrik  gelten  und  der  Eigentümer 
soll  an  Stelle  des  Inhabers  treten. 

15  Erweiterung  von  F.A.  95  S.  10*. 

16  id.  m   F  A.  95  S.  IQ*-». 

17  Erw.  von  F.A.  95  S.  4. 

18  id.  m.  F.A.  95  S.  2. 

19  „    „      „     95  S.  18. 


20    78  S.  32. 


22  kodif.  an«  F.A.  95  S.  19  und  F.A.  91  S.  223. 

12  id.  mit  F.A  95  S.  21  (vgl,  auch  Coal  Mines  Regulation  A.  1887). 

Part  2. 


23,  241-»'  »-«  id.  m.  F.A.  78  S.  10,  ll*-».«-«. 

24:'~4  Erw.  von  F.A.  78  S.   11*—*:   Verkürzung   der   Arbeitszeit   in  den 
Textili'abriken   an  Sonnabenden   um   eine  Stunde.     (12  Uhr  Schluss.i 
25  id.  mit  F.A.  78  S.  12;  zu  Abs.  3c  siehe  F.A.  83  S.  14. 
26-  27  kodif.  aus  F.A.  78  S.  13  — H,  F.A.  95  S.  30,  F.A.  83  S.  14. 
•28  id.  in.  F.A.  78  S.  40. 

29'  id.  in.  F.A  92  S.  13;  29*   neu:  Verschärfung  der  Meldepilicht,  zur 
besseren   Durchführung  des   Schutzes  der  Kinder  und  Jugendlichen. 

30  id.  m.  F.A.  91   S.  15. 

31  modif.  aus  F.A.  95  S.  16;  neu  31«  h. 

32'-«  id.  m.  F.A.  78  S.  19;  32*  id.  m.  F.A.  S.  76. 

33  id.  m.  F.A.  78  S.  17. 

34  „    „     „    78  S.  21. 

35  mod.  aus  F.A.  78  S.  22,  F.A.  95  S.  17,  F.A.  91  S.  16,  S.  33  u.  S.  34. 

36  id.  m.  F.A,  78  S.  43. 

37  „    „     „    78  S.  44. 

38  modif.  ans  F.A.  78  S.  45. 

39  „       „      „     78  S.  48: 

40  „  „      „     78  S.  52,   der  dort  angeführten  Anlage  und  der  2. 

Anlage*. 

41  kodif.  aus  F.A.  78  S.  100  und  F.A.  91  S.  32  ;  neu  der  Schlusssatz  in 

in  416:  aber  diese  Ausnahme  soll  Bedingungen  unterstehen,  die  der 
Staatssekretär  durch  besondere  Verfügung  vorschreiben  kann. 

42  neu,  vgl.  indes  F.A.  78  Anlage  3  Teil  3,  durch   Verfügung  vom 

22.  August  1893  ausgedehnt  auf  Sahne-,  Butter-  und  Käsebereitung. 

43  kodif.  aus  F.A.  78  S.  43  und  einer  Verfügung  vom  22.  Dez.  1882. 

44  id.  in.  F.A.  78  S.  47. 

45  „     „      „    78  S.  49. 
46_^  „  „    95  S.  16«. 
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47  id.  m.  F.A.  78  S.  50*-* 

48  „    ,,  78  S.  51. 

49  modif.  aus  F.A.  78  S.  53  und  F.A.  95  S.  14»-»,  S.  37  K 

50  „  „     78  S.  56  und  F.A.  95  S.  14». 

51  id.  m.  FA.  78  S.  54;  neu  nur:  .,an  jedem  Tage  mit  Ausnahme  des 

Sonnabends  oder  irgend  eines  an  seine  Stelle  getretenen  Tages,  S.  öl1. 

52  id.  m.  F.A.  78  S.  75. 

53  Erweiterung  von  F.A.  78  S.  55. 

54  modif.  aus  F.A.  78  S.  58  und  F.A.  95  S.  14»-*  und  S.  38. 

55  kodif.  aus  F.A.  78  S.  60  und  F.A.  95  S.  146*  7. 

56  „  „  78  S.  59  „  „  95  S.  14*. 
58  „  „  „  78  S.  63  „  „  95  S-  14«. 
59.  id.  m.  F.A.  78  S.  64. 

60  Kodifikation  und  Erweiter,  von  F.A.  78  S.  66,  F.A.  91   S.  14  und 

F.A.  95  S.  441. 

61  id.  m.  F.A.  91   S.  17. 

62  Erweiter,   von    F.A.  91    S.  18    durch   Gesetz    vom    18.  Juli  1899, 

Elementary  Education  Amendment  Act  1899. 

63  id.  m.  F.A.  78  S.  27  Abs.  1   und  S.  30  Abs.  3—4. 

641"*  id.  m.  FjV.  78  S.  27  Abs.  2;  64»-*  id.  m.  F.A.  78  S.  73 
Abs.  1 — 2;  646-8  neu:  5)  Bas  Zeugnis  kann  mit  Angabe  der 
Bedingungen  versehen  sein,  unter  denen  ein  Kind  oder  eine  jugend- 
liche Person  für  die  Arbeit  tauglich  ist.  In  diesem  Falle  soll  der 
Unternehmer  die  junge  Person  oder  das  Kind  nur  verwenden,  wenn 
diese  Bedingungen  erfüllt  sind.  6)  Der  das  Zeugnis  erteilendo  Arzt  soll 
zu  dem  Zwecke  der  Untersuchung  irgend  welcher  Verrichtung,  für 
deren  Ausführung  ein  ihm  wegen  der  Zeugnisbewilligung  vorgestelltes 
Kind  oder  eine  jugendliche  Person  vorgeschlagen  ist,  die  gleichen 
Befugnisse  haben  wie  der  Inspektor.  647-9  id.  m.  F.A.  78  Abs.  1 — 3; 
64"»  id.  m.  F.A.  78  Abs.  3. 

65  id.  m.  F.A.  78  S.  28. 

66  id.  m.  F.A.  78  S.  41. 

67  id.  m.  F.A.  78  S.  29. 

Part  3. 

68  id.  m.  F.A.  78  S.  23. 

69  id.  m.  F.A.  78  S.  24. 

70  id.  m.  F.A.  78  S.  25;  mit  der  Einschaltung:  „im  Falle  die  Kinder  in 

dieser  Schule  ein  Schulgeld  zu  entrichten  haben". 

71  id.  m.  F.A.  78  S.  26. 

72  mod.  aus  F.A.  78  S.  95. 

Part  4. 

73  Vermehrung  der  meldepflichtigen  Erkrankungen   durch  Einbeziehung 

der  Quecksilbervergiftungen,  sonst  id.  m.  F.A.  95  S.  29,  erweitert 
durch  Verordnung  vom  27.  März  1899. 

74  id.  m.  F.A.  78  S.  36. 

751  id.  m.  F.A.  95  S.  30;  75*  neu:  In  einer  Fabrik  oder  Werkstätte,  wo 
der  Gebrauch  von  Blei,  Arsenik  oder  einem  anderen  giftigen  Stoff 
mit  Staub-  oder  Dampfentwickelung  verknüpft  ist,  soll  es  niemand 
gestattet  sein,  in  einem  Räume,  wo  ein  solcher  Stoff  gebraucht  wird, 
eine  Mahlzeit  einzunehmen  oder  sich  während  der  Mahlzeitspausen 
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dort  aufzuhalten,  und  es  sind  angemessene  Vorkeh  rungen  zu  treffen, 
um  es  den  in  solchen  Räumen  arbeitenden  Personen  zu  ermög- 
lichen, ihre  Mahlzeiten  anderswo  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  ein- 
zunehmen, 

76  id.  m.  F.A.  78  8.  37. 

77  id.  m.  F.A.  78  S.  38  und  1.  Schedule. 

78  id.  m.  F.A.  78  8.  39  und  2.  Schedule. 
79—81  Mod.  aus  F.A.  91   8.  8  u.  1.  Schedule. 
82  Erweiter,  von  F.A.  95  S.  28*. 

82*  neu:  Die  Bestimmungen  können  auf  Mietsfabriken  und  Mietswerk- 
stätten Anwendung  finden  und  in  diesem  Falle  Inhabern,  die  ohne 
Gehilfen  arbeiten,  und  Eigentümern  Verpflichtungen  auferlegen. 

82»  id.  m.  F.A.  91   8.  87. 
83*  mod.  aus  F.A.  95  8.  28». 

83k_ «  neu:  (Die  Bestimmungen  für  gefährliche  Industrieen)  b)  „können 
Anwendungen  eines  Materials  oder  Verfahrens  untersagen,  einschränken 
oder  unter  Aufsicht  stellen44 ;  c)  alle  besonderen  Bestimmungen  für 
jede  Art  der  in  diesem  Gosetz  eingeschlossenen  Fabriken  und  Werk- 
stätten modifizieren  oder  auf  sie  ausdehnen. 

84  vrgl.  F.A.  78  S.  65»  und  F.A.  95  8.  28*. 

85  mod.  aus  F.A.  91   S.  9. 

86*       nou;  86*-«  id.  in.  F.A.  91   8.  11. 

87  mod.  aus  F.A.  95   S.  24;   neu  87* :    Einbeziehung   von   Baum  Woll- 

webereien. 

88  id.  m.  F.A.  95  S.  25. 

89  „    „     „     95   „  26. 

90—92  mod.  aus  Cotton  Oloth  F.A.  1889  S.  47;  92»  verschärft,  siehe 
auch  C.C.F.A.  1889  S.  97. 

93  mod.  aus  C.C.F.A.  89  8.  8,  10,  11. 

94  id.  m.  C.C.F.A.  89,   8.  97,  1—7. 

95  id.  m.  C.C.F.A.  89  S.  13. 

96  id.  in.  F.A.  95   8.  31. 

97—98  id.  in.  F.A.  83  8.  15—16;  siehe  auch  F.A.  95  8.  27*. 
99—100  kod.  aus  F.A.  78  8.  34  und  35  und  F.A.  95   S.  27*. 
101»  »■«  id.  m.  F.A.  95  S.  27». 

lOl*-5, 7-8  neu:  2)  „Nach  dem  1.  Januar  1904  darf  keine  Untergrund- 
bäckerei" (sio  sind  überhaupt,  nur  gestattet,  soweit  sie  vor  1901  schon 
bestanden,  S.  101),  ,,die  nicht  von  der  Distriktbehörde  als  für  diesen 
Zweck  angemessen  erklärt  ist,  in  Benutzung  sein'4. 

3)  Für  Zwecke  dieses  Paragraphen  gilt  als  Untergrundbäckerei 
jede  Bäckerei,  in  der  ein  Backraum  so  liegt,  dass  die  Oberfläche  des 
Bodens  sich  mehr  als  3  Fuss  unterhalb  des  Fussweges  der  angrenzen- 
den Strasse  oder  der  an  den  Raum  angrenzenden  oder  ihm  nächsfc- 
gelegenen  Bodenfläche  befindet  Der  Ausdruck  Backraum  gilt  für 
jeden  zum  Backen  oder  einer  hierzu  gehörigon  Vorrichtung  gebrauchten 
Raum. 

4)  Keine  Untergrundbäckerei  soll  als  angemosson  erklärt  werden, 
bis  die  Distriktsbehörde  sieh  Uberzeugt  hat,  dass  sie  bezüglich  der 
Bauart,  Beleuchtung,  Ventilation  und  in  jeder  anderen  Hinsicht 
angemessen  ist. 
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5)  Dieser  Paragraph  »oll  gelten,  als  sei  er  in  die  Vorschriften  für 
Bäckereien  inbegriffen,  welche  S.  26  der  P.H.A.  (London)  1891  um- 
fasst. 

7)  Im  Falle  der  Zeugnisverweigerung  seitens  der  Distriktbehörde 
kann  der  Inhaber  der  Bäckerei  innerhalb  von  21  Tagen  nach  Ver- 
weigerung bei  einem  Gerichtshof  mit  summarischer  Gerichtsbarkeit 
Beschwerde  einlegen,  und  wenn  die  Bäckerei  nach  Ueberzeugung  des 
Gerichtshofes  bezüglich  der  Bauart,  Beleuchtung,  Ventilation  und  in 
jeder  anderen  Richtung  als  angemessen  für  den  Gebrauch  erscheint, 
so  kann  der  Gerichtshof  der  Bäckerei  daraufhin  ein  Gemässheitszeugnis 
ausstellen,  das  gelten  soll,  als  sei  es  von  der  Distriktbehörde  ausgestellt. 

8)  Ist  ein  Raum  als  Bäckerei  vermietet  und  das  durch  diesen  Para- 
graphen geforderte  Zeugnis  ohne  vorherige  bauliche  Aenderungen  nicht 
erhältlich,  und  macht  der  Inhaber  geltend,  dass  der  Eigentümer  die 
Kosten  oder  einen  Teil  derselben  tragen  sollte,  so  kann  er  vor  einem 
Gerichtshof  mit  summarischer  Gerichtsbarkeit  Beschwerde  führen, 
und  dieser  Gerichtshof  kann  hinsichtlich  der  Kosten  oder  ihrer  Ver- 
teilung eine  Verfügung  erlassen,  wie  sie  ihm  unter  den  obwaltenden 
Umständen  und  in  Berücksichtigung  der  Bedingungen  eines  Kontraktes 
zwischen  den  Parteien  als  gerecht  und  billig  erscheint,  oder  es  kann 
der  Gerichtshof  auf  Ersuchen  des  Inhabers  den  Mietskontrakt  auflösen. 

102  kod.  aus  F.A.  83   S.  17,  S.  18  Abs.  3  und  F.A.  91    S.  36. 

103  id.  m.  F.A.  93  S.  22;   103»  siehe  S.  22*:   1033"*  siehe  S.  22*-*. 
104—105  mod.  aus  F.A.  95   S.  23. 

106  neu:  (1)  Wo  eine  Fahrbahn  oder  Weiche,  die  koin  Teil  einer  Eisen- 
bahn im  Sinne  der  Railway  Employment  (Prevention  of  Accidents) 
Act,  1900,  ist,  in  Verbindung  mit  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder 
irgend  einem  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  unterstehenden  Räume 
gebraucht  wird,  gelten  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  hinsichtlich: 

I)  der  Befugnis,  Verfügungen  für  gefährliche  Maschinen  zu  erlassen 

(8.  17); 
II)  Unfälle; 
IH)  Bestimmungen  für  gefährliche  Industrien; 
IV)  Befugnisse  der  Inspektoren  (8.  119); 
V)  Strafgelder  in  Fällen  von  Tod  oder  Verletzung 

als  sei  die  Fahrbahn  oder  Weiche  ein  Teil  der  Fabrik. 
I  (2))  Wird  eine  solche  Fahrbahn  oder  Weiche  in  Verbindung  mit 
mehr  als  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  im  Besitze  verschiedener 
Inhaber  gebraucht,  so  gelten  die  obigen  Vorschriften,  als  wäre 
die  Fahrbahn  oder  Weiche  eine  für  sich  bestehende  Fabrik. 

Part  6. 

107  mod.  aus  F.A.  91  S.  27  und  F.A.  95  S.  42.  Die  früher  regel- 
mässig an  den  Inspektor  zu  sendenden  Abschriften  der  Verzeichnisse 
F.A.  95  S.  421  können  jetzt  von  Zeit  zu  Zeit,  von  ihm  eingefordert 
werden. 

1071  neu:  Der  Inhaber  jeder  Fabrik  etc.  muss  an  oder  vor  dem  1.  Febr. 
und  dem  1.  August  in  jedem  Jahre  Kopien  dieser  Verzeichnisse  an 
die  Distriktbehörde  des  Distriktes,  in  dem  die  Fabrik  oder  Werk- 
stätte liegt,  senden. 

107»  neu:  Jede  Distriktbehörde  soll  die  in  Befolgung  dieses  Paragraphen 
empfangenen  Verzeichnisse  prüfen  lassen  und  Name  und  Arbeitsort 
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jedes  in  solchem  Verzeichnis  aufgeführten  Heimarbeiters,  dessen 
Arbeitsort  ausserhalb  ihres  eigenen  Distriktes  liegt,  der  Behörde 
zustellen,  in  deren  Distrikt  sich  der  Arbeitsort  des  Heimarbeiters 
befindet. 

107«  mod.  von  F.A.  91  S.  27;  107*  Erweiter,  von  F.A.  95  S.  42*:  an 
Stelle  von  .jede  Räumlichkeit,  in  der  irgendwelche  Arbeit  der  An- 
fertigung von  Kleidungsstücken  zu  Verkaufszwecken  ausgegeben 
wird*4  (F.A.  95  S.  42*),  heisst  es  1074  „jede  Räumlichkeit,  in  der 
irgendwelche  Arbeit  ausgegeben  wird". 

107*  id.  m.  F.A.  91  S.  27*  bis  auf  die  Bestimmung  einer  Geldstrafe  von 
5  £,  in  dem  Falle  zweimaliger  oder  weiterer  Verstösse. 

108  mod.  aus  F.A.  95  S.  5. 

109  id.  m.  F.A.  95  S.  6. 

1 10  neu :  Wenn  irgend  ein  Bewohner  eines  Hauses  an  einer  unter  diesen 
Paragraphen  fallenden  ansteckenden  Krankheit  leidet,  kann  die 
Distriktbehörde  des  Distriktes,  in  dem  das  Haus  liegt,  eine  Ver- 
fügung erlassen,  die  verbietet,  irgend  eine  unter  diesen  Paragraph 
fallende  Arbeit  an  irgend  welche  in  besagtem  Hause  oder  solch 
einem  seiner  Teile,  wie  in  der  Verfügung  spezifiziert  sein  kann,  woh- 
nende oder  arbeitende  Person  auszugeben,  und  jede  so  erlassene  Ver- 
fügung kann  dem  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  eines 
anderen  Raumes,  wo  Arbeit  ausgegeben  wird,  oder  dem  Zwischen- 
meister zugestellt  werden. 

2)  Die  Verfügung  kann  erlassen  werden  ohne  Rücksicht  darauf, 
dass  die  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidende  Person  aus  dem 
Hause  entfernt  worden  ist,  und  die  Verfügung  soll  entweder  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  erlassen  oder  davon  abhängig  gemacht 
werden,  dass  das  Haus  oder  ein  der  Infektionsgefahr  aus- 
gesetzter Teil  desselben  zur  Zufriedenheit  des  Distriktarztes  des- 
infiziert wird  oder  andere  angemessene  Vorsichtsmassregeln  getroffen 
werden. 

3)  In  Dringlichkeitsfallen  können  die  durch  diesen  Paragraphen  der 
Distriktbehörde  übertragenen  Befugnisse  von  zwei  oder  mehreren 
von  dem  Distriktsarzt  beratenen  Mitgliedern  der  Behörde  ausgeübt 
werden. 

4)  Handelt  ein  Unternehmer  oder  Zwischenmoister,  an  den  eine  Ver- 
fügung auf  Grund  dieses  Paragraphon  ergangen  ist,  den  Vorschriften 
der  Verfügung  entgegen,  so  soll  ihn  eine  Geldstrafe  von  nicht  mehr 
als  10  £  treffen. 

5)  Die  ansteckenden  Krankheiten,  auf  die  sich  dieser  Paragraph 
bezieht,  sind  die  ansteckenden  Krankheiten,  die  unter  dem  gegen- 
wärtig geltenden  Gesetz  hinsichtlich  der  Meldepflicht  für  ansteckende 
Krankheiten  meldepflichtig  sind,  und  die  Arbeit,  auf  die  sich  dieser 
Paragraph  bezieht,  ist  das  Anfertigen,  Reinigen,  Waschen,  Ver- 
ändern, Verzieren,  Appretieren  und  Ausbessern  von  Kleidungsstücken 
und  alle  einschlägigen  Arbeiten  und  solch  andere  Arbeitsarten,  wie 
durch  besondere  Verfügung  des  Staatssekretärs  bestimmt  werden 
kann. 

Uli  id.  m.  F.A.  78  S.  IG;  111*-*  mod.  ans  F.A.  78  S.  61»-*. 
112  neu:  Wenn    irgend    ein  Herstellungsprozess,   eine  Verrichtung  oder 
Handarbeit,  die  der  Staatssekretär  auf  Grund   dieses  Gesetzes  als 
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gefährlich  erklärt  hat,  in  einer  häuslichen  Fabrik  oder  Werkstätte 
geschieht,  sollen  alle  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gelten,  als  sei  der 
Raum  eine  Fabrik  oder  Werkstätte,  nicht  eine  häusliche  Werkstatt. 

113  neu:  Der  Staatssekretär  soll  die  häusliche  Fabriken  und  Werkstatten 
betreffenden  Vorschriften  durch  Veröffentlichung  des  vorschrifts- 
mässigen  Gesetzesabzugs  oder  in  anderer  von  ihm  für  geeignet 
gehaltenen  Weise  bekannt  machen. 

114  id.  m.  F.A.  78  S.  97—98. 

115  vgl.  F.A.  78  S.  16  oben. 

Part  7. 

1181»  id.  m.  F.A.  95  S.  401*;  116lb  neu:  In  Betreff  der  Weber  in  dem 
Baumwollgewerbe  sollen  die  näheren  Angaben  über  den  Lohnsatz 
für  die  von  jedem  Weber  zu  liefernde  Arbeit  ihm  bei  Ausgabe  der 
Arbeit  schriftlich  mitgeteilt  werden,  und  die  Grundlage  und  die 
Bedingungen,  nach  denen  die  Preise  reguliert  und  festgesetzt  sind, 
sollen  ferner  in  jedem  Raum  auf  einem  Plakat,  das  nichts  anderes 
enthält,  aushängen  und  so  angebracht  sein,  dass  sie  ohne  Schwierig- 
keit lesbar  sind;  116**-*  id.  m.  F.A.  95  S.  40*»-^;  116*  id.  m. 
F.A.  95  S.  406  bis  auf  den  neuen  Schlusssatz:  „Er  kann  auch  durch 
eine  solche  Verfügung  diese  Vorschriften  mit  den  Abänderungen, 
die  nach  seiner  Ansicht  nötig  sind,  um  sie  den  besonderen  Umständen 
des  Falles  anzupassen,  auf  alle  Klassen  von  Personen  ausdehnen, 
über  die  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  betreffend  die  Heim- 
arbeiter Verzeichnisse  gefordert  werden  können,  und  auf  die  Arbeit- 
geber dieser  Personen." 

Part  8. 

1181  id.  m.  F.A.  78  S.  67. 
118*  id.  m.  F.A.  91  S.  23. 
118»-«  id.  m.  FA.  78  S.  67. 

119  id.  m.  F.A.  78  S.  68;  119lb  siehe  auch  F.A.  95  S.  45;  zu  119* 
Schlusssatz  siehe  F.A.  91  S.  28. 

120  id.  m.  F.A.  95  S.  51. 

121  id.  m.  F.A.  78  S.  70  Abs.  1. 

122*-<  id.  m.  F.A.  78  S.  72;  122»  vgl.  F.A  95  S.  46«  ;  122*  id.  m.  F.A. 

91  S  19 
123  id.  m.  F.A.  91  S.  71. 

124»  vgl.  m.  FA.  78  S.  74,   124»  id.  m.  F.A.  95  S.  46»~3:  124»  id.  m. 

F.A.  78  S.  32  Abs.  3. 
125  mod.  aus  FA.  91  S.  3». 

1261  kod.  au8  f.a.  78  S.  65*  und  F.A.  95  S.  47:  126«-*  id.  m,  FA. 
78  S.  65»-*. 

1271-»  kod.  aus  FA.  78  S.  75  und  F.A.  95  S.  41  ;  1273  id.  m.  F.A. 
91  S.  26». 

128  id.  m.  FA.  78  S.  78. 

129  kod.  und  erw.  von  F.A.  78  S.  77.  S.  66  Abs.  1  und  FA.  95  S.  20. 

130  mod.  aus  FA.  95  S.  34. 

131  neu:  Jede  Distriktbehörde  soll  ein  Verzeichnis  aller  innerhalb  ihres 
Distriktes  gelegenen  Werkstätten  führen. 

132  neu:  Der  Distriktsarzt  jeder  Distriktbehörde  soll  in  seinem  an  sie 
erstatteten  Jahresbericht  specifisch  über  die  Verwaltung  dieses  Gesetzes 
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in  Werkstätten  und  Arbeitsräumen  berichten  und  soll  eine  Abschrift 
seines  Jahresberichtes  oder  den  Teil  desselben,  der  diesen  Gegen- 
stand behandelt,  dem  Staatssekretär  einsenden. 

133  mod.  aus  F.A.  91  S.  3». 

134  mod.  aus  F.A.  78  S.  104. 

Part  9. 

135,  136,  137  id.  m.  F.A.  78  S.  81,  82,  83  u.  FA.  91  S.  28. 

138  id.  m.  F.A.  78  S.  84. 

139  mod.  aus  F.A.  78  S.  85. 

140  id.  m.  F.A.  78  S.  86. 

141  id.  m.  FA.  78  S.  87  und  F.A.  95  S.  50. 

142  erw.  von  FA  78  S.  99. 

143  id.  in.  F.A.  78  S.  88. 

144  mod.  von  F.A.  78  S.  89. 

145  id.  m.  F.A.  78  S.  90. 

146  kod.  von  F.A.  91  8.  29,  F.A.  95  S.  44*  und  F.A.  78  S.  91«-«. 

147  id.  m.  F.A.  78  S.  92  und  F.A.  91  8.  30. 

148  id.  m.  F.A.  78  S.  79. 

Part  10. 

149  id.  m.  F.A.  78  S.  93  bis  auf  die  neu  hinzugefügten  Definitionen  von 
Tenement  Factory  (vgl.  F.A.  93  S.  24)  und  Teuement  Workshop; 
149»  id.  m.  Fi.  9i  s.  31. 

1601  vgl.  F.A.  78  S.  93  vorletzter  Absatz;  150»-»  neu:  150*  Ergänzung 
von  1501,  1508:  „die  durch  dieses  Gesetz  einer  Distrikt-  oder  anderen 
Behörde  übertragenen  Befugisse  sollen  betreffs  der  der  Krone 
gehörenden  oder  von  ihr  beschäftigten  Fabriken  und  Werkstätten 
von  einem  Inspektor  unter  diesem  Gesetze  ausgeübt  werden. 

161  id.  mit  F.A.  95  S.  39. 

152  id.  m.  F.A.  78  S.  94. 

153  neu :  enthält  specielle  Bestimmungen  für  London  über  die  Verwaltungs- 
befugnisse betr.  die  Vorschriften  für  die  Rettung  aus  Feuersgefahr. 

154  mod.  aus  FA.  78  S.  96  Abs.  8. 

155  neu  :  Die  Befugnisse,  die  dieses  Gesetz  den  Distriktbehörden  über- 
trägt, sollen  anderen  ihnen  zustehenden  Befugnissen  zugefilgt,  nicht 
an  ihre  Stelle  gesetzt  werden. 

156 1  Mod.  aus  F.A.  78  S.  96;  156*-4:  156* :  Für  Zwecke  dieses  Ge- 
setzes soll  die  Arbeit  als  andauernd  gelten,  wenn  sie  nicht  durch 
eine  Pause  von  wenigstens  einer  halben  Stunde  unterbrochen  ist. 
1564:  „Hinweise  dieses  Gesetzes  auf  unter  diesem  Gesetz  erlassene 
Bestimmungen  sollen  Hinweise  auf  unter  einem  der  früher  geltenden 
Gesetze  erlassene  besondere  Vorschriften  oder  gestellte  Anfor- 
derungen einbegreifenu. 

157  vgl.  F.A.  78  S.  93  vorletzten  Absatz. 

168  id.  m.  F.A.  78  8.  1001. 

159-160  Mod.  aus  F.A.  78  S.  105-106. 

16P-4  ] 

162  >  Specialbestimmungen. 

163  J 

1.  Schedule  Mod.  aus  F.A.  91,  1.  Sh. 

2.  Sch.  mod.  aus  F.A.  78,  3.  Sh.  Part  3. 
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3.  Sch.  id.  in.  F.A.  95,  1.  &h. 

4.  Sch.  mod.  aus  C.C.F.A.  89. 

5.  Sch.  id.  m.  F.A.  78  S.  14». 

6.  Sch.  Part  l1"1*  id.  m.  FA.  78,  4.  Sch.  Part  1 ;  Part  1*>  neu :  Einbeziehung 

von  Elektricitätswerken  unter  die  Xichttextilfabriken. 

6.  Sch.  Part  2«-«  id.  m.  F.A.  78,  4  Sch.  Part  2.  Part  2W  neu :  chemische 

Dampfreinigungsanstalten,  Teppichklopfereien  und  Flaschenspülereien. 

7.  Sch.    Autgehobene  Gesetze. 

VII  A.  Brftisch-Indlen. 

L  Act  Wo.  VIII  of  1901  to  Provide  for  the  Regulation  and  Inspection 

of  Mines. 

Gesetz  Xo.  8    von  1901.  Bergwerksgesetz. 
(Auszugsweise  wiedergegeben.) 
Einleitung. 

1.  1)  Dieses  Gesetz  soll  genannt  werden:  Indisches  Bergwerksgesetz 
1901  (Indian  Mines  Act,  1901.) 

2)  Es  erstreckt  sich  auf  ganz  Britisch  Indien,  mit  Einschluss  von 
Britisch  Baluchistan,  Sauthal,  Parganas  und  Pargana  of  Spiti ;  und 

3)  es  soll  sogleich  in  Kraft  treten. 

2.  Kein  Teil  dieses  Gesetzes  soll  die  Bestimmungen  der  Upper  Burma 
Ruby  Regulation,  1887,  modifizieren. 

[3. Definition  der  Begriffe:  „Betriebsleiter"  [„agent"] ;  „Kind"  [12  Jahre] ; 
„Arbeiter"  :  „Bergwerk"  ;  „Eigentümer"  und  „Unternehmer"  [owner] ;  „Vor- 
schrift" ;  ..Schaft".] 

Inspektoren. 

(4.  1)  Ernennung  des  Oberbergwerksinspektors  („Chief*  Inspector  of 
3Iines)  durch  den  Staatsrat. 

2)  Ernennung  der  lokalen  Bergwerksinspektoren  durch  die  Lokal- 
regierungen. 

3)  Unterstellung  der  lokalen  Bergwerksinspektoren  junter  den  Ober- 
bergwerksinspek  tor. 

4)  Verleihung  der  Beaintenqualität  an  die  Bergwerksinspektoren. 

5)  Verbot  jeder  geschäftlichen  Beteiligung  der  Inspektoren  an  Berg- 
werksun  t  ernehmun  gen . 

6)  Pflicht  der  Inspektoren  zur  Auskunftserteilung. 

{  Kompetenzen  der  Distriktbehörden  gegenüber  den  Lokalinspektoren. 

6.  Bestimmungen  der  Kompetenzen  des  Oberbergwerksinspektors  und 
der  Lokalbergwerksinspektoren. 

7.  Pflicht  der  Eigentümer,  Unternehmer  und  Betriebsleiter,  der  Berg- 
werksinspektion jederzeit  den  Zutritt  zu  den  Bergwerken,  behufs  Inspektion 
oder  Untersuchung  derselben  zu  ermöglichen. 

8.  1)  Amtsgeheimnis  der  Inspektoren. 

2)  Straf  bestimmungen  bei  Bruch  des  Amtsgeheimnisses. 

3)  Gesetzesverletzungen  sind  ausschliesslich  Antragsdelikte  des  Staats- 
rates, der  Lokalregierungen  oder  der  betroffenen  Personen.J 
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Berg  Werksbehörden  u n|d  •AiiHschiisse. 

[9.  1)  Ermächtigung  der  Lokalregierungen,  Bergwerksbehörden  ein- 
zusetzen (Mining  Boards);  Zusammensetzung  der  Bergwerksbehörden  aus 
einem  von  der  Regierung  ernannten  Beamten  als  Vorsitzender,  einem 
Bergwerksinspektor,  einer  weiteren  von  der  Lokalregierung  ernannte 
Person,  zwei  von  den  Unternehmern  ernannten  Personen. 

2)  Ernennung  des  Sekretärs  durcfi  den  Vorsitzenden. 

3)  Ersatz  der  Ausgaben  an  die  Bergwerksbehörden. 

10.  1)  Einsetzung  von  Ausschüssen  zur  Untersuchung  einzelner,  den 
Bergwerksbetrieb  betreffender  Fragen.  Zusammensetzung  der  Ausschüsse 
aus  einem  von  der  Regierung  ernannten  Vorsitzenden,  einem  oder  mehreren 
vom  Vorsitzenden  ernannten  Sachverständigen  und  einer  oder  mehreren 
von  den  Unternehmern  zu  ernennenden  Personen. 

2)  Kein  Inspektor  darf  Vorsitzender  oder  Mitglied  eines  Ausschusses  sein« 

3)  Keine  in  Bergwerken  oder  bei  der  Leitung  von  Bergwerken  be- 
schäftigte Person  darf  Mitgied  eines  Ausschusses  sein. 

4)  Der  Ausschuss  ist  auch  in  Abwesenheit  der  Delegierten  der  Unter- 
nehmer beschlussfähig. 

5)  und  6)  Geschäftsgang  der  Ausschüsse  und  ihre  Entscheidungen. 
7)  Entschädigung  der  Mitglieder  der  Ausschüsse. 

11.  Bestimmung  der  Kompetenz  der  Bergämter  und  der  Ausschüsse. 

1)  Es  stehen  ihnen,  für  die  ihnen  zugewiesenen  Aufgaben,  die  Com- 
petenzen  der  Bergwerksinspektoren  zu. 

2)  Es  steht  ihnen  ein  gleiches  Recht  Zeugen  zu  vernehmen  zu,  wie 
den  Civilgerichten. 

12.  Regress  für  die  Kosten  der  Untersuchungen  der  Bergämter  und 
Ausschüsse  gegen  die  Berg  Werksbesitzer.] 

Bergwerksarbeiten,  Pflichtenund  Verantwortlichkeit  der 
Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren. 

[13.  Einsetzung  der  Direktoren  („Managers")  und  ihre  Verantwortlichkeit. 

14.  Bestimmung  der  Pflichten  und  der  Verantwortlichkeit  der  Eigen- 
tümer, Betriebsleiter  und  Direktoren.] 

15.  1)  Wenn  der  Oberinspektor  oder  ein  Bergworksinspektor  findet, 
dasa  ein  Bergwerk,  oder  ein  Teil  desselben,  oder  dass  ein  Gegenstand 
oder  ein  Verfahren,  das  mit  demselben,  oder  mit  dessen  Kontrolle,  Leitung 
oder  Betrieb  in  Verbindung  steht,  für  menschliches  Leben  oder  Sicherheit 
gefährlich  ist,  oder  so  mangelhaft,  dass  körperliche  Verletzungen  von 
Menschen  zu  befürchten  sind,  so  soll  er,  wenn  darüber  in  diesem  Gesetz 
und  in  den  gemäss  diesem  Gesetz  erlassenen  Verfügungen  und  Verord- 
nungen keine  Special  Vorschrift  sich  befindet,  eine  schriftliche  Mitteilung 
darüber  dem  Eigentümer,  Betriebsleiter  oder  Direktor  zugehen  lassen, 
worin  die  Einzelheiten  angegeben  sein  sollen,  warum  er  das  Bergwerk 
oder  einen  Teil  desselben,  oder  einen  Gegenstand,  oder  ein  Verfahren  fiir 
gefährlich  oder  mangelhaft  hält,  und  die  Aufforderung  enthalten  sein,  Ab- 
hilfe zu  schaffen. 

2)  Wenn  ein  Oberinspektor  oder  ein  Bergwerksinspektor  der  Meinung 
ist,  dass  aus  Gründen,  die  in  der  Verordnung  namhaft  gemacht  werden 
sollen,  eine  Gefahr  das  Leben  oder  die  Sicherheit  der  im  oder  beim  Berg- 
werk beschäftigten  Frauen  und  Kinder  unmittelbar  bedroht,  so  soll  er 
schriftlich  das  Verbot  der  Beschäftigung  der  Frauen  und  Kinder  anordnen. 
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3)  Der  Oberinspektor  oder  ein  Bergwerksinspektor  soll  immer,  so  oft 
er  eine  der  sub  1)  gedachten  Mitteilungen  macht  oder  eine  der  sub  2 
gedachten  Verordnungen  erlässt,  sogleich  einen  Bericht  darüber  dem  Berg- 
amte machen,  und  wo  kein  Bergamt  vorhanden,  an  den  hierfür  von  der 
Lokalverwaltung  eingesetzten  Beamten  oder  die  hiermit  betraute  Behörde 
Bericht  erstatten. 

4)  Wenn  ein  Eigentümer,  Betriebsleiter  oder  Direktor  eines  Berg- 
werkes Einwände  erhebt  gegen  die  Beseitigung  von  Missständen,  die  von 
ihm  in  einer  der  sub  1)  vorgesehenen  Mitteilungen  verlangt  wurde,  oder 
falls  er  sich  weigert,  einer  entsprechend  den  sub  2)  genannten  Bestimmungen 
erlassenen  Verordnung  nachzukommen,  so  kann  er,  innerhalb  20  Tagen 
nach  Zustellung  der  Mitteilung  oder  der  Verordnung,  beim  Bergamt  oder 
bei  jener  anderen  Behörde,  an  die  entsprechend  den  sub  3)  angeführten 
Bestimmungen  der  Inspektorenbericht  abzuliefern  ist,  schriftlich  und  mit 
Angabe  der  Gründe,  Einspruch  erheben. 

5)  Nach  Empfang  eines  gemäss  den  sub  4)- genannten  Bestimmungen 
erhobenen  Einspruches  soll  das  besagte  Amt  oder  die  Behörde  diesen 
Einspruch  an  einen  Ausschuss  verweisen. 

6)  Falls  der  Einspruch  gegen  eine  gemäss  den  sub  2)  angeführten 
Bestimmungen  erlassene  Verordnung  erhoben  wurde,  so  soll  der  Verord- 
nung Folge  geleistet  werden,  bis  der  Bescheid  des  Ausschusses  im  Berg- 
werk anlangt 

7)  [Dieser  §  soll  den  im  §  144  der  Strafprozessordnung  genannten 
Kompetenzen  der  Behörde  nicht  entgegentreten.] 

[16.  Anzeigepflicht  der  Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren  an 
die  Bergwerksinspektoren  betreffend  den  Betrieb  bestehender  bezw.  die 
Eröffnung  neuer  Gruben. 

17.  Anzeigepflicht  bei  Unfällen  und  Explosionen. 

18.  Kompetenzen  der  Regierung,  Untersuchung  über  Unfälle  einzuleiten. 

19.  Veröffentlichung  von  Berichten  über  die  Ergebnisse  der  Inspek- 
toren und  über  Unfälle.] 

B]es  o  n  d  e  rje  }  V  o  r  s  c|h  r  i|f  t  e]n. 

20.  1)  Der  Staatsrat  kann  für  das  ganze  oder  einen  Teil  von  Britisch- 
indien, und  jede  Lokalregierung  kann,  mit  Genehmigung  des  General- 
gouverneurs des  Staatsrates,  für  ihre  ganze  Provinz  oder  einen  Teil  der- 
selben, zur  Ausführung  der  Bestimmungen  oder  Gegenstände  dieses  Ge- 
setzes Specialvorschriften  erlassen,  die  für  alle  Gruben  des  Gebietes  oder 
bloss  für  eine  bestimmte  Gruppe  oder  Klasse  von  Gruben  gelten  sollen, 
und,  je  nach  den  Umständen,  in  der  „Gazette  of  Indiau  oder  im  lokalen 
Amtsblatt  zu  veröffentlichen  sind. 

2)  Insbesondere,  jedoch  ohne  Präjudiz  für  die  Allgemeingiltigkeit  der 
vorgenannten  Kompetenzen,  sollen  diese  Vorschriften  — 

a)  die  Pflichten  und  Befugnisse  des  Oberbergwerksinspektors  und  der 
Bergwerksinspektoren,  speciell  was  die  in  diesem  Gesetz  vorgesehene 
Grubeninspektion  betrifft ,  regeln  und  Berufungsstelleu  gegen  die  Ver- 
fügungen des  Oberinspektors  und  der  Bergwerksinspektoren  vorsehen  j 

b)  die  Ernennung  des  Vorsitzenden  und  der  Mitglieder  der  Bergämter 
und  Ausschüsse  regeln  und  die  Geschäftsordnung  dieser  A^vnter  und  Aus- 
schüsse bestimmen: 

c)  die  Pflichten  der  Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren,  wie 
auch  die  aller  unter  deren  Leitung  thätigen  Personen  festsetzen; 
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d)  die  erforderlichen  Qualifikationen  der  Direktoren  und  der  unter 
ihrer  Leitung  thätigen  Personen  bestimmen ; 

e)  die  Art  und  Weisse  regeln,  wie  die  Qualifikationen  des  Direktors 
und  der  unter  seiner  Leitung  thätigen  Personen  ermittelt  werden  sollen, 
durch  eine  Prüfung  oder  in  anderer  Weise,  und  wie  die  Befähigungszeug- 
nisse  zu  verleihen  und  zu  erneuern  sind ; 

f)  entscheiden,  ob  für  die  Prüfung,  für  die  Erteilung  und  die  Er- 
neuerung der  obgenannten  Befähigungszeugnisse  Gebühren  zu  entrichten 
sind,  und  deren  Höhe  bestimmen; 

g)  den  Geschäftsgang  für  die  Einleitung  von  Strafuntersuchungen  die 
wegen  Pflichtverletzung  oder  Inkompetenz  gegen  Direktoren  oder  die  ihnen 
unterstehenden  Personen  eingeleiter  werden,  regeln  und  Bestimmungen 
betreffend  die  vorübergehende  Suspensierung  oder  gänzliche  Annullierung 
der  Befahigungszeugnisse  treffen; 

h)  die  Gegenstände  bestimmen,  über  welche  Mitteilungen,  Meldungen 
und  Berichte  durch  die  Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren  erstattet 
werden  sollen,  die  Form  dieser  Mitteilungen,  Meldungen  und  Berichte 
festsetzen,  die  Personen  und  Behörden  ernennen,  an  welche  sie  zu  erstatten 
sind,  und  die  Einzelheiten  bezeichnen,  die  darin  enthalten  sein  sollen; 

i)  vorschreiben,  welche  Bergkarten  (wenn  vorhanden)  von  den  Eigen- 
tümern, Betriebsleitern  und  Verwaltern  aufbewahrt  werden  und  wie  und 
wo  sie  für  Zwecke  der  Kontrolle  verwahrt  werden  sollen : 

j)  entsprechend  den  Bestimmungen  der  Indian  Explosives  Act,  1884, 
und  nach  Massgabe  der  nachfolgenden  Vorschriften,  das  Halten  von  Vor- 
räten an  Sprengmitteln  und  den  Gebrauch  derselben  regeln ; 

k)  Bestimmungen  erlassen  über  die  Sicherheit,  der  in  den  Gruben 
beschäftigten  Personen,  über  die  zur  Ein-  und  Ausfahrt  dienenden  Ver- 
kehrsmittel, über  die  Zahl  der  Schächte  und  Ausgänge,  über  die  Siche- 
rung der  Orte,  Schächte  und  Stollen  \md  die  Fürsorge  für  die  Maschinen  : 

1)  die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  unter  Tag  verbieten,  beschränken 
oder  regeln,  und  insbesondere  diejenigen  Arten  von  Arbeit  für  alle  Frauen, 
und  Kinder  verbieten,  bei  welchen  jede  Beschäftigung  mit  Gefahren  für 
Leben,  Sicherheit  und;  Gesundheit  verbunden  ist : 

m)  die  Eigentümer  und  Betriebsleiter  zur  Führung  von  Verzeichnissen 
der  beschäftigten  Frauen  und  Kinder  anhalten  und  die  Form  dieser 
Register  bestimmen : 

n)  Massregeln  für  Wasserzufuhr,  für  die  Wetterung  und  Erhaltung1 
der  Gruben  treffen ; 

o)  Massregeln  für  die  Sicherheit  der  Wege  und  Arbeitsplatze  in  den 
Gruben  treffen  ; 

p)  Massregeln  für  genügende  Lüftung  der  Gruben  und  Vorkehrungen 
mit  Rücksicht  auf  die  schädlichen  Gase  treffen ; 

q)  den  Gebrauch  von  Sicherheitslampen  in  den  Gruben  untersuchen 
und  regeln ; 

r)  Vorkehrungen  gegen  die  Ansammlung  von  Wasser  in  den  Gruben 
treffen ; 

s)  das  Verfahren  bei  Grubenunfallen  und  ärztliche  Hilfe  und  die 
Behandlung  der  von  Unfällen  betroffenen  Personen  regeln ; 

t)  die  Einzäunung  von  Gruben  odor  Teilen  derselben  anordnen,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  bebaut  werden  oder  nicht,  insofern  dies 
aus  Gründen  der  öffentlich^)  Sicherheit  nötig  ist ; 
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u)  Vorkehrungen  zur  Sicherung  des  Staatseigentums  und  öffentlicher 
Anlagen  gegen  Schädigung  durch  Bergwerke  treffen ,  w  enn  die  Arbeit 
in  denselben  gefristet  wird :  und 

v)  Meldungen  anordnen ,  die  von  dem  Eigentümer,  Betriebsleiter  oder 
Direktor  erstattet  werden  sollen ,  bevor  eine  Grubenarbeit  unter  ihrer 
Leitung  in  einer  Entfernung  von  50  Yards  von  einer  Eisenbahn  gemäss 
der  Indian  Railways  Act,  185JO,  oder  in  der  Nähe  öffentlicher  Anlagen 
oder  solcher  öffentlicher  Betriebe  in  Angriff  genommen  wird,  welche  die 
Lokalverwaltung  durch  allgemeine  oder  Specialverordnung  näher  bezeich- 
nen mag. 

(3)  4)  5  )  und  6)  Geschäftsgang  bei  Erlassung  von  Vorschriften.] 

21.  [Ermächtigung  der  Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren,  im 
Einverständnis  mit  den  Bergwerksinspektoren  Specialvorschriften  zu  er- 
lassen, und  Ermächtigung  der  Inspektoren,  den  Erlass  neuer  oder  die 
Revision  bestehender  Specialvorschriften  zu  beantragen.  Regelung  des 
Geschäftsganges  bei  Erlass  von  Special  Vorschriften.] 

Bussen  und  Strafen. 

22.  [Verletzung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  werden  mit  Geld- 
strafe von  200—500  Rupien  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  gestraft.] 

Ve  r  in  i  s  c  h  t  e  s. 

[23.  Anklagen  gegen  Eigentümer,  Betriebsleiter  und  Direktoren  nur 
durch  Inspektoren  zulässig. 

24.  Verjährung  (G  Monate). 

25.  Kompetenz  der  Gerichte. 

26.  Ueberweisung  gerichtlicher  Anklagen  an  Bergämter  und  Ausschüsse. 

27.  Kompetenz  der  Lokal  Verwaltung,  zu  entscheiden,  welche  Berg- 
werksbetriebe den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterliegen.] 

28.  Wenn  es  in  einer  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
eingeleiteten  Untersuchung  oder  einem  Prozessv erfahren  notwendig  ist, 
zu  entscheiden,  ob  eine  Person  das  12.  Altersjahr  schon  Uberschritten  hat  oder 
nicht,  soll  ein  von  einem  qualifizierten  Arzt  oder  Chirurgen  ausgestelltes 
Zeugnis,  das  die  Erklärung  enthält,  das«  er  diese  Person  untersucht  und 
befunden  hat,  diese  Person  habe,  soweit  dies  durch  eine  derartige  Unter- 
suchung festgestellt  werden  kann,  das  12.  Altersjahr  überschritten,  oder 
nicht  überschritten,  als  prima  facie  entscheidend  für  die  Beurteilung  des 
Alters  dieser  Person  angesehen  werden. 

29.  Der  Staatsrat  kann  durch  Veröffentlichung  in  der  „Gazette  of 
India"  und  unter  solchen  Einschränkungen  und  Vorbedingungen,  die  ihm 
zweckmässig  erscheinen  mögen,  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
oder  einzelner  Teile  desselben  einen  Distrikt,  ein  Bergwerk,  eine  Art 
oder  Gruppe  von  Bergwerken,  oder  eine  Klasse  von  Personen  eximieren. 

30.  Der  Staatsrat  oder  eine  Lokalverwaltung  soll  die  Kompetenz 
haben,  Bestimmungen  umzustossen  oder  abzuändern,  die  von  Amtspersonen, 
welche  ihrer  Kontrolle  unterliegen,  erlassen  werden. 

31.  Dieses  Gesetz  soll  auch  auf  die  der  Krone  gehörigen  Bergwerke 
Anwendung  finden. 

32.  Der  Staatsrat  kann  nach  Gutdünken  irgend  eine  Kompetenz  aus- 
üben, die  durch  dieses  Gesetz  der  Lokalverwaltung  übertragen  wird. 

[U  e  b  e  r  g  a  n  g  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g.  33.  Einzelne  durch  dieses  Gesetz  vor- 
gesehene Vergehen  sind  erst  ein  Jahr  nach  dem  Erlass  des  Gesetzes  giltig.] 
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2.  Act  No.  6  of  1901.    An  act  consolidate  and  amend  the  law  relating 
to  Bmigration  to  the  Labonr-distriots  of  Assam. 

Gesetz  No.   H  vom  Jahre  1901  zur  Kodifizierimg  und  Abänderung  der 
Gesetze  betreffend  die  Auswanderung  nach  den  Arbeitsbezirken  von  Assam. 
(Vom  Generalgouverneur  am  0.  Marz  1901  bestätigt.) 

I.  Kap.  Einleitendes. 

1.  1)  Dieses  Gesetz  soll  „Arbeitersehutz-  und  Auswandcrungsgcsetz  für  Assam,  1901" 
(„Awam  Labour  and  Emigration  Act,  1901")  genannt  werden.  2)  Es  findet  Anwendung  — 
a)  auf  die  Provinzen  von  Bengalien  (einschliesslich  von  Santh&l  Pargauas),  die  Nordwest- 
provinzen,  Oudh  und  Assam,  die  Central provinzen  und  den  Distrikt  von  Gaujam  in  der 
Provinz  Madras,  und  b)  auf  jeden  anderen  Theil  Britisch-Indiens,  sobald  dies  die  Lokal- 
verwaltuug,  nach  vorausgegangener  Anordnung  des  Staatsrates,  durch  Veröffentlichung  im 
lokalen  Amtsblatt  anordnet.  3)  [Inkraftrcten :  sofort  in  den  genannten  Proviuzeu  und  in 
den  event.  weiteren  nach  Veröffentlichung  im  Amtsblatt.] 

2.  [1)  Definitionen  der  Begriffe:  Auswanderungsageut  („agent"),  Assistent  des  Arbeits- 
inspektors („Assistant  Inspektor"),  Arbeitsverraittlcr  („coutraetor4'),  Angehöriger  (..dependant"» 
Auswanderer  („emigrate"),  Unternehmer  („etnploy"4),  Gut  („estate"),  Privatwerber  (,,garden- 
sardar4'),  Inspektor  („Inspector  of  Labourers4'),  Arbeitsvertrag  („labour-contraet"),  Arbeits- 
bezirk  i.,labour-disdrict"),  Arbeiter  („labourcr") .  Lokalagcut  („local-agent") ,  Amtsperson 
(„maglstrate"),  Werl>er  („reerniter"),  Werbuugsbezirk  („recruiting  district"),  Amtsbuchhalter 
<,,Registering-officer"),  Unterschriftszeichen  („sign"  und  signature'4),  Vermittlungsagent  (,,sub- 
coutractor"),  Auswandeningsdircktor  („Superintendent")].  —  2)  Alle  im  indischen  Gesetz  be- 
treffend den  Arbeitsvertrag  (,,Indian  Coutract  Act,  1872")  definierten  und  in  diesem  Gesetz 
gebrauchten  Worte  sollen  die  Bedeutung  haben,  die  ihnen  durch  jenes  Gesetz  zugewiesen 
wurde. 

3.  Die  Lokalverwaltung  darf,  nach  vorausgegangener  Einwilligung  des  Staatsrates,  durch 
Veröffentlichung  im  lokalen  Amtsblatt  jedermann  verbieten,  indische  Eingeborene  oder 
eine  bestimmte  Klasse  indischer  Eingeborener  zu  werben,  sie  zu  engagieren,  zu  veranlassen 
oder  ihnen  beizustehen  zum  Zwecke  der  Auswanderung  aus  «1er  Provinz  oder  aus  einem 
Teile  der  Provinz  nach  einem  Arbeitsbezirke  oder  einem  bestimmten  Teile  eines  Arbeits- 
bezirkes, und  zwar  entweder  absolut  verbieten,  «ler  aber  dieses  Verbot  nur  auf  die  Fälle 
beschränken,  wo  das  Werben,  Engagieren,  Veranlassen  und  der  Beistand  in  einer  mit  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  übereinstimmenden  Form  erfolgt. 

Die  Bestimmungen  eines  solchen  Verbotes  sollen  nicht  vor  Ablauf  von  6  Monaten,  vom 
Tage  der  Veröffentlichung  im  Amtsblatte  au  gerechnet,  in  Kraft  treten,  ausser  wenn  die 
I»kal  Verwaltung  es  aus  besonderen  Gründen  für  notwendig  erachtet,  einen  anderen  Termin 
für  das  Inkrafttreten  der  Bestimmungen  zu  verfügen. 

4.  [Bestimmungen  über  die  Ernennung  und  den  Amtscharakter  der  zur  Durchführung 
dieses  Gesetzes  erforderlichen  Beamten.] 

II.  Kap.    Der  Arbeitsvertrag  im  Allgemeinen. 

5.  1)  Jeder  Arbeitsvertrag  soU  schriftlich  in  der  in  der  ersten  Beilage  festgesetzten  Form, 
und  gemäss  den  nachfolgenden  Bestimmungen,  auf  solidem  Papier  schriftlieh  abgeschlossen 
werden 

2)  Jeder  Arlwits vertrag  soll  angeben  : 

a)  die  Namen  des  Arbeiters  und  dt»  Arbeitgebers ; 

b)  die  Dauer  des  Arbeitsvertrages; 

c)  den  monatlichen  Arbeitslohn  in  Geld,  und  den  Preis,  zu  welchem  Reis  an  den  Arbeiter 
geliefert  wird ; 

d)  den  Arbeitsbezirk,  in  welchem,  und,  falls  der  Arbeiter  es  wünscht,  das  Gut,  auf 
welchem  der  Arbeiter  beschäftigt  werden  soll. 

3)  Kein  Arbeitsvertrag  soll  für  ein  längere  Zeitdauer  als  auf  vier  Jahre,  oder  bei  Verträgen 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Art.  118  dieses  Gesetzes,  auf  ein»;  längere  Zeitdauer  als 
die  eines  Jahres  abgeschlossen  werden,  vom  Tage  der  Inkrafttrctung  des  Vertrages  an  gerechnet. 

4)  Kein  Arbeitsvertrag  soll  einen  niedrigeren  monatlichen  Arbeitslohn  bestimmen,  als:  für 
das  erste  Jahr :  j  Rupien  für  einen  Arbeiter  und  4  Rupien  für  eine  Arbeiterin ;  für 
das  zweite  und  dritte  Jahr  5  Rupien  und  8  Anna  für  einen  Arbeiter  und  4  Rupien  und 
8  Anna  für  eine  Arbeiterin ;  für  das  vierte  Jahr  6  Rupien  für  einen  Arbeiter  und  5  Rupien 
für  eine  Arbeiterin. 

Die  Zahlung  der  durch  den  Arbeitsvertrag  festgesetzten  Linne  soll  in  den  ersten  sechs 
Monaten  nach  der  Ankunft  des  Arbeiters  in  dem  Arbeitsbezirk,  in  dem  er  zuerst  beschäftigt 
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ist,  von  der  Vollbringung  einer  Hälfte  der  durch  den  Vertrag  festgesetzten  täglichen 
Arbeitsleistung  abhängig  sein,  ausser  wenn  ein  Arbeitsinspektor  bescheinigt,  dass  der 
Arbeiter  physisch  fähig  ist,  die  ganze  tägliche  Arbeitsleistung  zu  vollbringen. 

In  allen  anderen  Fällen  soll  die  Zahlung  des  Lohnes  in  der  vereinbarten  Höhe  von  der 
Leistung  der  ganzen  Tagesarbeit  abhängig  sein. 

Es  soll  ferner  statthaft  sein,  in  jedem  vor  dem  1.  April  1903  abgeschlossenen  Arbeits- 
verträge einen  Arbeitslohn  von  nicht  weniger  als  5  Rupien  für  einen  Arbeiter  und 
4  Rupien  für  eine  Arbeiterin  für  das  zweite  und  dritte  Jahr  des  Vertragxverhältnisses  zu 
vereinbaren. 

6.  Kein  im  Widerspruch  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  abgeschlossener  Arbeits- 
vertrag  soll  als  ein  Arbeitsvertrag  in  Sinne  dieses  Gesetzes,  zu  dessen  Erfüllung  der  Arbeiter 
verpflichtet  ist,  angesehen  werden. 

7.  Falls  der  Arbeitsvertrag  nicht  eine  bestimmte  Verpflichtung  hierzu  enthält,  soll  kein 
Arbeiter  zur  Verrichtung  einer  Arbeit  unter  Tage  in  Bergwerken  angehalten  werden  dürfen. 

8.  Falls  im  Arbeitsvertrage  keine  bestimmte  Arbeitsdomäne  bezeichnet  ist,  so  soll  dies 
einem  Vertrage  gleichkommen,  durch  welchen  der  Arbeiter  sich  zur  Arbeitsleistung  auf  einer, 
vom  Unternehmer  zu  bezeichnenden,  immerhin  aber  im  vertraglich  bestimmten  Arbeitsbezirke 
gelegenen  Arbeitsdomäne  verpflichtet  hätte. 

Es  »oll  jedoch  kein  Arbeiter,  ausser  mit  seiner  eigenen  Zustimmung,  von  seineu  Angehörigen, 
wenn  solche  vorhanden  sind,  oder  von  andern  Arbeitern  oder  Arbeiterinnen,  die  zu  ihm 
oder  zu  ihr  im  Verhältnis  eines  Gatten  oder  einer  Gattin,  eines  Bruders  oder  einer 
Schwester  stehen,  getrennt  werden. 

9.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  indischen  Gesetzes  betr.  den  Arbeitsvertrag  vom 
Jahre  1872  (Indian  Contract  Act,  1872)  soll  eine  weibliche  Person,  die  das  16.  Altersjahr 
überschritten  hat,  einen  Arbeitsvertrag  abschliessen  dürfen. 

Doch  steht  keiner  weiblichen  Person  das  Recht  zu,  durch  Abschluss  eines  Arbeitsvertrages 
Verpflichtungen  zu  übernehmen,  wenn  ihr  Gatte  oder  gesetzlicher  Vormund,  falls  ein  solcher 
vorhanden,  sich  dem  widersetzt. 

10.  [1)  Competenz  der  Lokalverwaltung,  einen  Arbeitsvertrag  zu  annullieren,  falls  die 
Werbung  unter  Anwendung  von  Zwang,  ungebührlicher  Beeinflussung,  Vorspiegeluug  falscher 
Thatsachen  oder  anderer  gesetzwidriger  Mittel  erfolgte.  —  (2)  Geschäftsgang  bei  der 
Annullierung  eines  Arbeitsvertrages.  —  11.  Uebcrtragung  der  Annullierung  eines  Arbeits- 
vertrages auch  auf  die  Angehörigen  des  Arbeiters  oder  der  Arbeiterin.  —  12.  Rückleitung 
der  Arbeiter,  deren  Verträge  annulliert  wurden,  nach  ihrem  Heimatsorte  und  die  Ueber- 
wftlzung  der  Kosten  dieser  Rückleitung  auf  den  Arbeitsvennittler.  —  18»  Administrative 
Durchführung  dieser  Rückleitung  der  Arbeiter  nach  ihren  Heimatsorten. 

ni.  Kap.    Werbung  durch  Arbeitsvennittler,  Vermittlungsagenten  und 
Werber.    A  rbei  ts  verm  i  t  tlc  r  u  n  d  Vermittlungsagenten. 

14.  Ein  hierzu  von  der  Lokalverwaltuug  ermächtigter  Auswanderungsdirektor  kann  den 
ihm  hierfür  geeignet  erscheinenden  Personen  den  Charakter  behördlich  konzessionierter 
Arbeitsvennittler  verleihen,  und  ihnen  die  Ausübung  des  Berufes  eines  Arbeitsvermittlers  im 
ganzen  Bezirke  seiner  Lokalkompeteuz  oder  in  einem  Theile  desselben  gestatten ;  auch  kann 
er,  auf  Gesuch  eines  Arbeits  Vermittlers,  den  ihm  hierfür  geeignet  erscheinenden  Personen 
für  den  ganzen  Bezirk,  für  welchen  der  Arbeitsvennittler  konzessioniert  ist,  oder  für  einem  Teil 
desselben,  den  Charakter  behördlich  konzessionierter  auf  Rechnung  des  Arheitsvermittlcrs 
thätigen  Vermittlungsagenten  verleihen.  —  15.  [Gebühren  für  die  Konzessioniening  der 
.Arbeitsvermittler  und  der  Vermittlungsagenten.] 

16.  (1)  Auf  Grund  des  Art.  15  soll  keine  Konzession  für  länger  als  die  Dauer  eines 
Jahres  ert heilt  werden,  und  wenn  der  Konzessionär  einer  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
oder  einer  der  nachfolgenden  Spezialvorschriften  zuwiderhandelt,  oder  sich  sonst  einer 
schlechten  Führung  schuldig  machte,  so  soll  derselbe  Auswanderungsdircktor,  der  die  Konzession 
ertheilte,  diese  auch  annullieren.  —  [(2)  Berufung  gegen  die  Annullieningsverordnung 
eines  Auswanderungsdircktors.  —  17.  Verpflichtung  der  Arbeitsvennittler  zur  Auskunft 
ertheilnng  und  Berichterstattung  an  den  Auswanderungsdirektor.  —  18.  Unzulässigkeit 
eines  Dienstverhältnisses  zwischen  einem  Vermittlungsagenten  und  mehr  als  einem  Arbeits- 
vermittler. —  10.  Zulässigkeit  des  Werbens  für  Arbeitsvennittler  und  Vermittlungsagenten. 
—  20.  Verantwortlichkeit  des  Arbehsvennittlers  für  die  Handlungen  und  Vergehen  der  für 
ihn  wirkenden  Vermittlungsagenten  und  Werber.] 

21.  Jeder  Arbeits  vermittler  ist  verpflichtet,  überall,  wo  die  Lokalverwaltung  dies 
anordnet,  angemessene  Herbergen  zu  errichten  und  zu  unterhalten  zum  Zwecke  der 
Beherbergung  der  durch  seine  Unteragentun  und  Werber  eingestellten  Arbeiter  bis  zu  ihrer 
Abreise  nach  den  Arbeitsbezirken;  er  ist  ferner  verpflichtet,  den  so  eingestellten  Arbeitern, 
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während  ihres  Aufenthaltes  in  diesem  Herbergen,  zu  Selbstkostenpreisen  Nahrung,  Kleidung, 
und  ärztliche  Behandlung  zu  liefern. 

2*2.  [Inspektion  der  Herbergen.  —  28.  Bestimmungen  über  event.  Einrichtung  r  von 
Lazaretten.  24.  Verpflichtung  der  Arbeitsvermittler,  sich  an  der  Bestreitung  der  Kosten  der 
Lazarette  zu  beteiligen.] 

Die  Werber. 

25.  [Erteilung  von  Konzessionen  nn  die  Werber.  —  26.  Konzessionsgebühren.  — 
27.  Konzessionsdauer  und  Konzessionsannullierung.  —  28.  Legitimation  der  Werber  durch 
ein  von  einem  Arbeitevermittler  ausgestelltes  Certifikat.  —  29.  Verpflichtung  der  Werber, 
für  ihre  Konzessionen  die  Mituntersehrift  eines  Beamten  der  Lokalverwaltung  einzuholen 
und  Bestimmungen  betreffend  die  Ertciluug  dieser  Mitunterschrift.  —  30.  Kontroll-  und  Auf- 
sichtekompetenzeu  der  Beamten.  —  31.  (1)  Bestimmungen  betreffend  die  Annullierung  der 
Werbekonzession  durch  die  Beamten  der  Lokalverwaltung.  (2)  Verpflichtung  dieser  Beamten 
über  die  Falle  der  Verweigerung  der  Mitunterschrift  und  die  einer  Konzessionsaunullicrung 
Berichte  an  den  Auswandeningsdirektor  zu  crstattcn.J 

Verfahren  vor  der  Ankunft  in  den  Herbergen. 

32.  (1)  Jeder  Werber,  der  eine  Person  als  Arbeiter  einstellen  will,  soll  mit  dieser 
Person  vor  dem  Medizinalbeamten  erscheinen,  der  zu  diesem  Zwecke  von  der  Ix>kalver- 
verwaltung,  durch  die  die  Konzcssion  des  Werbers  mitunterzeichnet  wurde,  für  ihreu  lokalen 
Kompetenzkreis  bestimmt  worden  ist,  oder,  falls  ein  solcher  Mcdizinalbeamter  nicht  bestimmt 
wurde,  vor  dem  Medizinalbeamten,  der  hierfür  vom  registerführenden  Beamten,  vor  dem  die 
Person  behufs  der  im  Nachfolgenden  angeordneten  Einregistrierung  erschien,  bezeichnet  wurde. 

(2)  Der  Medizinalbeamte  soll  sodann  die  Person  untersuchen,  und  falls  er  die  Ueber- 
7.eugung  gewonnen  haben  wird,  dass  ihr  Zustaud  einen  Transport  nach  dem  Arbeitsbezirke, 
auf  dem  sie  zu  arbeiten  beabsichtigt,  zulässt,  und  dass  sie;  nicht,  infolge  eines  deutlichen 
körperlichen  Fehlers  oder  Gebrechens,  als  untauglich  für  «He  Arbeit  auf  einem  Arbeitebezirke 
anzusehen  ist,  soll  er  ihr  darüber  ein  Zeugnis  geben. 

33.  [Verpflichtung  des  Werbers,  dem  registerführenden  Beamten  ein  ärztliches  Zeugnis 
für  jede  angeworbene  Person  vorzuweisen.  —  34.  (1)  Prüfung  der  ärztlichen  Zeugnisse 
und  der  Konzession  des  Werl>ers  durch  den  reiristerführenden  Beamten.] 

(2)  Sobald  es  feststeht,  dass  die  vor  «len  registerführenden  Beamten  gebrachte  Person 
befugt  ist,  einen  Arbeitsvertrag  einzugehen,  und  befähigt  ist,  dessen  Inhalt  in  Bezug  auf 
den  Ort  der  Ausübung,  die  Zeitdauer  und  die  Art  ihrer  Arbeit,  ferner  in  Bezug  auf  die 
Ixmnhöhe  und  auf  den  Preis,  zu  dem  ihr  Reis  geliefert  werden  soll,  zu  verstehen,  sobald  es 
ferner  feststeht,  duss  der  Inhalt  des  Vertrag«»  nicht  mit  «len  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
in  Willerspruch  steht  und  endlich,  dass  er  nicht  unter  Anwcmlnug  von  Zwang,  ungebühr- 
licher Beeinflussung,  Vorspiegelung  falscher  Thatsachen  oder  Irreführung  abgeschlossen 
wurde,  und  dass  die  Person  gewillt  ist,  ihn  zu  erfüllen,  so  soll  «1er  registerführende  Beamte 
in  ein  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtendes  Buch  Alles  auf  den  Vertrag,  auf  diese  Person  und 
auf  die  Personen,  die  als  ihre  Angehörigen  eingetragen  zu  werden  wünschen,  eintragen,  wo- 
raufhin dieser  Arbeiter  un«l  seine  Angehörigen  als  nach  den  Bestimmungen  «lies«*  Gesetzes 
eingetragen  unzusehen  sind.  —  [(3)  und  (4)  Spezialvorschriften  für  die  Eintragung  von  Arbei- 
terinnen. —  35.  Bestimmungen  über  die  Massregeln  zur  Heimbeförderung  von  Personen, 
deren  Eintragung  verweigert  wurde.  —  36.  Ausgabe  von  Kopien  aus  dem  Registerbuch  an 
eingetragene  Personen.  —  37.  Einsendung  «1er  Zeugnisse  <l«!r  M«?dicinalbeamten  und  der 
Kopien  aus  dem  Registerbuch  an  den  Auswandeningsdirektor.  —  38.  Gebühren  für  die 
Eintragung  in  das  Registerbuch.  —  39.  Aufnahme  in  die  Herberge  erst  nach  der  Ein- 
tragung zulässig.  —  40.  Verwaltungsgang  bei  cler  Zuschickung  der  Angeworbeneu  nach  einer 
Herberge.  —  41.  Beherbergung  und  Beköstigung  der  Angeworbenen  während  des  Transportes.] 

Verfahren  in  den  Herbergen  der  A  r  b  ei  t  s  v  c  r  m  i  tt  1  e  r. 

42.  [Pflicht  des  Arl>eitevermittlers,  über  die  Ankunft  der  Arb«-iter  in  der  Herberge 
dem  Auswandeningsdirektor  Bericht  zu  erstatten.  —  43.  Acrztlichc  Untersuchung  der 
Arbeiter  durch  den  Medicinalinspcktor  und  Bescheinigung  darüber  an  den  Auswanderungs- 
direktor. -  44.  Erfüllung  des  Arbeitsvertrages  auf  Gnind  der  ärztlichen  Zeugnisse.  — 
45.  Erkläning  des  Inhalts  des  Arbeitevertrages  durch  den  Auswandeningsdirektor  vor  der 
Vollziehung  des  Vertrages.  —  46.  Recht  des  Arbeitgebers,  vor  der  Vollziehung  des  Ver- 
trages ein  ärztliches  Zeugnis  über  die  physische  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  zu  ver- 
langen. —  47.  Zahlung  der  Gebühren  für  verlangte  ärztliche  Zeugnisse  durch  «len  Unter- 
nehmer.] —  48.  Der  Auswandeningsdirektor  soll  die  Vollziehung  eines  Arbeitsvertrages 
verhindern,  a)  wenn  das  Ergebnis  der  ärztlichen  Untersuchung  dies  als  angemessen  er- 
scheinen lässt;  b>  wenn  die  Werbung  oder  der  Vertragsabschluss  mit  einer  Verletzung  des 
Gesetzes  verbunden  war ;  c)  wenn  zwischen  der  Einlieferuug  der  Arbeiter  in  die  Herberge 
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und  dem  Antrag  auf  Erfüllung  des  Vertrages  mehr  als  dreizehn  Tage  vergingen.!  — 
49.  Die  Kosten  der  Beherbergung,  Beköstigung  und  Kleidung  und  ärztlichen  Behandlung 
der  Arbeiter,  deren  Vertragsvollziehuug  verhindert  wurde,  sollen  vom  Arbeitsvermittler 
getragen  werden.  Bussen  der  Arbeitsvermittler  für  ungenügende  Fürsorge.  —  50.  Die 
Angehörigen  des  Arbeiters  haben  das  Recht,  zu  verlangen,  auch  in  dem  im  Art-  48  vor- 
gesehenen Falle  von  ihm  nicht  getrennt  zu  werden.  —  51.  Die  während  des  Transportes 
zur  Herberge  vom  Werber  widerrechtlich  bei  den  Arbeitern  eingezogenen  Geldsummen  ist 
der  Arbeitgeber  verpflichtet,  den  Arbeitern  zurückzugeben;  ebenso  ist  er  verpflichtet  zu 
einer  Entschädigung  für  den  Fall  ungenügender  Versorgung  der  Arbeiter  mit  Nahrung 
während  des  Transportes.  —  52.  Die  Bestimmungen  der  Art.  48  u.  49  sollen  auch  auf  die 
Angehörigen  der  Arbeiter  anwendbar  sein.  —  5$.  Bestreitung  der  Kosten  der  Heimbeförde- 
rung der  Angehörigen  durch  den  Arbeitsvermittler.  —  54.  Bei  Saumseligkeit  der  Arbeits- 
vermittler erfolgen  die  Zahlungen  durch  den  Auswanderungsdirektor  zu  Lasten  des  Arbeita- 
vermittlers. —  55.  Beförderung  der  Arbeiter  aus  den  Herbergen  nach  den  Arbeitsdomänen.] 

IV.  Kap.    Werbung  durch  Privatwerber  (Gardcn-sardars)  und  Lokal  agenten. 

56.  [Ermächtigung  der  Unternehmer,  Legitimationen  an  Privatwerber  auszustellen  und 
sie  zum  Werben  von  Arbeitern  zu  ermächtigen.  -  57.  Formalitäten  dieser  Legitimationen. 

—  58.  Unterzeichnung  der  Certifikate  durch  den  Privatwerber  in  Gegenwart  eines  Beamten. 

—  56.  Formale  und  thataächliche  Voraussetzungen  der  Mitunterzeichnung  der  Certifikate 
durch  den  Beamten.  —  60.  Erneuerung  der  I^egitimationen.  —  61.  Ungültigkeit  der  vom 
Privatwerber  und  von  einem  Beamten  nicht  mitunterzeichneten  Legitimationen.  —  62.  Er- 
richtung angemessener  Unterkunftsplätze  durch  den  Privatwerber  für  die  Arbeitssuchenden 
und  Beatimmungen  über  die  Inspektion  und  Sanitätskontrolle  dieser  Unterkunftsplätze  durch 
die  Behörde.  —  63.  Annullierung  der  Legitimationen  der  Privatwerber  und  Bestimmungen 
über  den  hierbei  za  befolgenden  administrativen  Weg.] 

Lokal  agenten. 

64.  [Ernennung  von  Agenten  zur  Oberaufsicht  über  die  Privatwerber  auf  Ersuchen 
eines  oder  mehrerer  Unternehmer  durch  den  Auswanderungsdirektor.  Unzulässigkeit  der 
Ernennung  eines  Arbeitsvermittlers  oder  einer  an  der  Arbeitsvermittlung  beteiligten  Person  zu 
einem  Lokalagenten.    Auskunftecrteüungs-  und  Berichterstattungspflicht  der  Lokalagenten. 

—  65.  Ermächtigung  des  Aus  Wanderungsdirektors,  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Unter- 
nehmer Agenten  zur  Auswahl  der  angeworbenen  Arbeiter  (Auswahlagenten)  zu  ernennen. 
Unzulässigkeit  der  Ernennung  eines  Arbeitsvermittlers  oder  einer  an  der  Arbeitsvermittlung 
beteiligten  Person  zum  Auswahlagenten;  Bestimmung  der  Zeitdauer  der  Ernennung  (1  Jahr); 
Bestimmungen  betr.  die  Annullierung  der  Ernennung.  —  66.  Anklage  der  strafbaren  Hand- 
lungen der  Privatwerber  durch  die  Lokalagenten.  —  67.  Voraussetzungen  für  die  Annul- 
lierung der  Ernennungspatente  der  Lokalagcnten,  und  Regelung  des  Rekursweges  gegen 
eine  derartige  Annullierung.] 

Reglement  für  die  Privatwerber. 

[§§  68. — 75.  identisch  mit  §§  33 — 40.  —  75.  Bestimmungen  über  die  Fälle  der  Un- 
zulässigkeit des  Transportes  von  Arbeitern  durch  einen  Privatwerber.  —  76.  Begleitung 
der  transportierten  Arbeiter  durch  einen  oder  mehrere  Privatwerber.  —  77.  Bestimmungen 
über  die  Zahl  der  Personen,  die  durch  einen  Privatwerber  eingestellt  werden  dürfen.  — 
78.  Qualifikation  des  Privatwerbere  zur  Begleitung  vuu  Arbeitern,  die  nicht  durch  ihn 
eingestellt  wurden.  —  79.  Verpflichtung  des  Privatwerbers,  dem  Beamten  vor  jedem 
Arbeitertransport  eine  Marscliroute  vorzulegen.  —  80.  Verpflichtung  des  Privatwerber», 
die  transportierten  Arbeiter  und  ihre  Angehörigen  reinlich  zu  beherbergen  und  genügend  zu 
ernähren.  —  81.  identisch  mit  §  51  und  erweitert  zur  Zulässigkeit  einer  Annullierung  des 
Arbeitsvertrages.  —  82.  identisch  mit  §  54.  —  83.  ärztliche  Untersuchung  der  Arbeiter 
während  des  Trunsportes.  —  84.  Heimbefördcrung  des  Arbeiters  nach  seiner  Heimatgomeinde, 
wenn  die  unterwegs  vorgenommene  ärztliche  Untersuchung  eine  Arbeitsuntauglichkeit  er- 
weist. —  85.  Behandlung  der  Angehörigen  in  dem  im  §  84  vorgesehenen  Falle.  — 
86.  Bestreitung  der  Kosten  der  Heimbeförderung  durch  den  Unternehmer.  —  87.  Ermäch- 
tigung des  Unternehmers,  einen  durch  einen  Privatwerber  in  seinem  Namen  abgeschlossenen 
Arbeitsvertrag  in  Gegenwart  und  mit  Einwilligung  des  Auswanderungsdirektors  zu  annul- 
lieren, jedoch  mit  der  Verpflichtung,  dem  Arbeiter  in  diesem  Falle  eine  vom  Aus- 
wanderungsdirektor festzusetzende  Entschädigung  zu  bezahlen  und  ihm  die  Kosten  der 
Rückreise  zu  ersetzen.  —  88.  Behandlung  der  Angehörigen  in  dem  im  §  8?  vorgesehenen 
Falle.  —  89.  Bei  der  in  den  §§  81,  815  und  88  vorgesehenen  Bestreilung  der  Kosten  der 
Heimbeförderung  durch  den  Unternehmer  kann  der  Auswanderungsdirektor  anordnen,  dass 
die  Kosten  der  Begleitung  der  Arbeiter  durch  den  Privatwerber  zu  tragen  sind.] 
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V.  Kap.    Ueber  das  Einteilen  von  AiiMvandcrcrn  in  einer  anderen  Weise 
als  die  in  den  Kap.  III  und  IV  vorgesehene. 

90.  In  Provinzen,  in  welchen  da«  Werben  und  Einstellen  von  Arbeitern  u.  s.  w.  auf 
Grund  des  §  3  dieses  Gesetzes  verboten  ist,  kann  auf  Grund  spezieller  Ermächtigungen 
(folgen  die  formellen  Voraussetzungen)  einzelnen  Privatwerbern  für  die  Dauer  von 
*i  Monaten  Certifikate  ausgestellt  werden,  die  sie  zum  Einstellen  von  Arbeitern  unter 
bestimmten  Bedingungen  berechtigen.  —  91.  [Spezialvorschriften  für  das  Einstellen  von 
Arbeitern  in  diesen  Provinzen  durch  Privatwerber,  die  für  Unternehmerverbände  wirken. 

—  92.  Verbot  jeder  andersgearteten  Form  des  Einstellen»  von  Arbeitern.  —  93.  Aus- 
dehnung einzelner  der  folgenden  Bestiinraungen.dieses  Gesetzes  auf  das  Einstellen  der  Arbeiter 
und  die  Beförderung  der  Angestellten.] 

VI.  Kap,    Die  Beförderung  der  Arbeiter.    Routen  etc. 

94.  [Verpflichtung  aller  die  Arbeitertransporte  leitenden  Personen,  die  hierfür  vor- 
geschriebenen Routen  zu  befolgen.] 

Beförderung  über  Flüsse. 

95.  [Nichtübertragbarkeit  der  folgenden  Bestimmungen  auf  überseeische  Beförderung. 

—  96.  Unzulässigkeit  der  Beförderung  von  mehr  als  20  Arbeitern  auf  einem  Schiffe  ohne 
spezielle  Coneession.  —  97.  98.  Formelle  und  thatsächliche  Voraussetzungen  für  die  Er- 
teilung einer  Coneession.  —  99.  Gebühren.  —  100.  Ermächtigung  der  Schiffahrtsbehörden, 
für  einzelne  Fahrten  die  Zahl  der  auf  einem  Schiffe  zu  befördernden  Personen  unter  die 
in  der  Coneession  angegebene  zu  reduzieren.  —  101.  Verpflichtung  der  Schiffseigentümer 
zur  Auskunft«-  und  Berichterstattung.  —  102.  Ermächtigung  der  Lokalbehörden,  zu  ver- 
ordnen, dass  die  zur  Beförderung  von  Arbeitern  bestimmten  Schiffe  Nahrungsmittel, 
Kleidungsstücke,  Aerzte  oder  andere  Beamte  mitführen  sollen.  —  103.  Ernennung  der  zur 
Begleitung  der  Schiffe  bestimmten  Aerzte  durch  die  Lokal  Verwaltung.] 

Abreise  der  Passagierschiffe  und  das  Verfahren  wilhrend  der  Reise. 

[104.  Ermächtigung  der  Schiffahrtsbehörde,  erforderlichen  Falles  zu  einem  beliebigen 
Zeitpunkte  die  Abreise  eines  Schiffes  anzuordnen.  —  105.  Verbot  an  den  Schiffsführer. 
Arbeiter  zu  befördern,  für  die  er  vom  Beamten  der  Schiffahrtsbehörde  keinen  Reisepass 
(way-bill)  erhielt;  Verpflichtung  des  Beamten  der  Schiffahrtsbehörde,  eine  Kopie  des  Reise- 
passes an  die  Lokalverwaltung  des  Arbeitsbezirkes,  nach  welchem  der  Arbeiter  befördert 
wird,  zu  senden.  —  106.  Verpflichtung  des  Schiffsführers,  keinem  Arbeiter  das  Ausschiffen 
auf  einem  anderen  als  dem  im  Reisepass  bezeichneten  Platze  zu  gestatten.  —  107.  Ver- 
pflichtung des  Schiffsführers,  sich  während  der  Reise  überall,  wo  eine  Behörde  stationiert 
ist,  aufzuhalten  und  sofort  nach  dem  Eintreffen  der  Behörde  einen  Bericht  über  die  Zahl 
der  an  Bord  befindlichen  Personen,  über  ihren  allgemeinen  Gesundheitszustand  und  über 
die  Zahl  der  etwa  vorgekommenen  Todesfälle  zu  erstatten.  —  108.  Ermächtigung  des  Be- 
amten, das  Schiff  zu  besteigen  und  die  darauf  befindlichen  Eingeborenen  zu  inspizieren. 
Verpflichtung  des  Schiffsführers  und  der  Schiffsbesatzung  zur  Auskunftserteilung  an  den 
inspizierenden  Beamten.  —  109.  Ermächtigung  des  Beamten,  den  Verkehr  zwischen  dem 
Schiffe  und  dem  Lande  zu  vermitteln  und  jeden  anderen  Verkehr  zu  verbieten.  —  110.  Er- 
mächtigung des  Beamten,  wenn  nötig,  eine  ärztliche  Untersuchung  aller  auf  dem  Schiffe 
befindlichen  Personen  vornehmen  zu  lassen,  event.  die  Weiterbeförderung  einer  oder  mehrerer 
Personen  zu  verbieten.  —  111.  Ersatz  der  durch  die  Behandlung  eines  unterwegs  erkrankten 
Arbeiters  erwachsenen  Kosten  durch  den  Unternehmer,  für  welchen  er  angeworben  wurde.  — 
112.  Ermächtigung  des  Beamten,  nötigenfalls  die  Weiterreise  für  die  Dauer  von  3  Tagen 
aufzuhalten  und  das  Schiff  auf  Kosten  des  Schiffsführers  oder  -Eigentümers  «lesinfizieren  zu 
lassen.  —  113.  Ermächtigung  des  Beamten,  einen  Teil  der  Passagiere  aufzuhalten,  falls  er 
feststellt,  das»  die  Gesamtzahl  derselben  grösser  ist,  als  die,  zu  deren  Aufnahme  der  Schiffs- 
eigentümer ermächtigt  ist;  Ueberwälzung  der  daraus  erwachsenden  Kosten  auf  den  Schiffs- 
eigentümer. —  114.  Verpflichtung  fies  Beamten,  der  Schiffahrtsbehörde  Bericht  zu  erstatten 
über  alle  festgestellten  Ucbcrtretungen  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  oder  der  in  Voll- 
ziehung dieses  Gesetzes  erlassenen  Specialverordnungen ;  Verpflichtung  des  Beamten, 
erforderlichenfalls  das  Schiff  aufzuhalten  und  Massregeln  zu  treffen,  die  ihm  im  Interesse 
der  Sicherheit  und  der  bequemen  Unterkunft  (reasonnlile  enmfort')  der  Einwanderer  geboten 
erscheinen.  —  115.  Kompetenzen  der  Lokalverwaltung.  —  116.  Behörden  und  Beamte, 
welchen  die  in  den  Art.  Iu7 — 114  vorgesehenen  Funktionen  zur  Ausübung  übertragen 
werden  können.] 
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VII.  Kap.     Bestimmungen  für  die  Ar  beits  bezirk  e. 

Die  jährliche  Steuer. 

117.  1)  Jeder  Unternehmer  ist  verpflichtet,  alljährlich  um  ersten  Tage  des  Monats 
Januar  und  Juli  für  jeden  Arbeiter,  der  bei  ihm  beschäftigt  ist,  eine  Steuer  (rute)  zu  be- 
zahlen, die  den  Betrug  von  einer  Rupie  jährlich  nicht  übersteigen  soll  und  deren  Flöhe  von 
der  Lokal  Verwaltung  durch  Veröffentlichung  im  lokalen  Amtsblatt  bekannt  gegeben  wird. 
[2)  Bestimmungen  über  das  Eintreiben  dieser  Steuer.] 

Lukale  Arbeitsverträge. 

118.  1)  Ein  Unternehmer  darf  für  die  Dauer  eines  Jahres,  vom  Tage  der  Inkrafttrctung 
des  Vertrages  an  gerechnet,  einen  Arbeitsvertrag  mit  einem  indischen  Eingeborenen  ab- 
sehliesaen,  der  sich  innerhalb  des  Arbeitsbezirkes  aufhält,  in  welchem  die  Domäne,  auf 
die  sich  der  Arbeitsvertrag  bezieht,  gelegen  ist.  (2)  Verpflichtung  des  Unternehmers, 
von  jedem  in  dieser  Weise  vorgenommenen  Arbeitsvertragsabschluss ,  unter  Beilage 
einer  Kopie  des  Arbeitsvertrages,  behufs  Registrierung  desselben,  den  Inspektor  zu 
verständigen.  —  119.  Ermächtigung  des  Inspektors,  bei  der  auf  die  Registrierung  des 
Arbeitsvertrages  nächstfolgenden  Besichtigung  des  Betriebesden  Arbeitsvertrag  zu  annullieren, 
sobald  der  Arbeiter  dies  beau tragt  uud  genügende  Gründe  hierfür  vorbringt.  —  130.  Er- 
mächtigung des  Inspektors,  den  Unternehmer  oder  den  Arbeiter  vorzuladen  und  den  Arbeits- 
vertrag zu  annullieren,  sobald  der  Arbeiter  genügende  Gründe  hierfür  vorbringt.  — 
121.  Ermächtigung  des  Unternehmers  bei  den  in  Art.  118  angeführten  Verhältnissen  einen 
Arbeitsvertrag  auf  die  Dauer  bis  zu  1  Jahren  abzuschlicssen,  sobald  der  Vertragsnbschluss 
vor  dem  Inspektor  oder  vor  einem  Beamten,  erfolgt.  Dem  Vertragsabsehluss  soll  in  diesem 
Falle  eine  Belehrung  des  Arbeiters  über  den  Inhalt  des  Vertrages  durch  den  Inspektor 
oder  Beamten  vorausgehen,  der  Vertrag  selbst  aber  soll  registriert  und  in  2  Exemplaren 
angefertigt,  alle  hiermit  zusammenhängenden  Gebühren  sollen  vom  Unternehmer  bezahlt 
werden.] 

Berichterstattung  der  Unternehmer  und  Inspektionen  der  Beamten. 
[122.  Verpflichtung  der  Unternehmer,  Verzeichnisse  der  auf  den  Arbeitsdomäneu  be- 
schäftigten Arbeiter  und  deren  Angehörigen  zu  führen,  und  darüber  periodische  Berichte  zu 
erstatten.  Ermächtigung  des  Beamten,  diese  Verzeichnisse  zu  kontrollieren.  —  123.  Er- 
mächtigung der  Inspektoren  oder  anderer  Beamten,  die  Arbeits-  und  die  Schlafstätten  zu 
untersuchen,  Einblick  in  die  Arbeitsverträge  zu  nehmen  und  erforderlichenfalls  Unter- 
suchungen einzuleiten.] 

[Regelung   der  Arbeit. 

124.  1)  Jeder  Unternehmer  ist  verpflichtet  ein  Verzeichnis  auszuarbeiten,  welches 
Kenaue  Angaben  über  die  tägliche,  von  jedem  auf  der  Arbeitsdomäne  beschäftigten  Arbeiter 
zu  vollbringende  Arbeitsleistung  cuthält,  und  ist  berechtigt,  die  Bestimmungen  dieses  Ver- 
zeichnisses von  Zeit  zu  Zeit  abzuändern.  2)  Eine  Kopie  dieses  sub  1)  bezeichneten  Ver- 
zeichnisses soll  in  ein  Buch  eingeheftet  werden,  welches  zur  Prüfung  durch  den  Inspektor 
offen  aufliegt,  und  Uebersetzungen  desselben  sollen  in  allen,  durch  den  Oberinspektor  von 
A*sam  zu  bezeichnenden  Sprachen  in  sichtbarer  Weise  an  allen  Orten  angebracht  werden, 
die  den  Arbeitern,  welche  das  Verzeichnis  betrifft,  zugänglich  sind.  3)  Der  Minhnallohn 
für  die  tägliche  Arbeitsleistung  soll  dem  Quotienten  entsprechen,  welcher  durch  die  Division 
des  Monatslohnes  des  Arbeiters  durch  die  Zahl  der  Arbeitstage  des  laufenden  Monats  ge- 
wonnen wird.  Die  Zahl  der  Arbeitstage  eines  Monats  wird  durch  den  Abzug  der  Zahl  der 
Sonntage  von  der  Gesamtzahl  der  Tage  des  Monat*  gewonnen.  125.  1)  Kein  Arbeiter  darf 
länger  zur  Arbeit  angehalten  werden  als  Tage  in  der  Woche,  oder  6  Stunden  nacheinander 
ohne  Unterbrechung,  oder  länger  als  9  Stunden  täglich.  2)  Jeder  Unternehmer  ist  vei- 
pf lichtet,  für  jeden  der  6  Tage  der  Woche  so  viel  Arbeit  für  jeden  Arbeiter  vorzubereiten, 
aU  nötig  ist,  um  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben,  den  täglichen  Minimallohn  zu  verdienen, 
und  im  Falle  des  Nichtvorhandenseins  einer  entsprechenden  Arbeitsgelegenheit  soll  dem 
Arbeiter,  wenn  er  beweisen  kann,  dass  er  arbeitsfähig  und  arbeitswillig  war,  «1er  Anspruch 
auf  den  täglichen  Minimallohn  zustehen.  3)  Am  oder  vor  dem  15.  jedes  Monats  soll  der 
Unternehmer  jedem  bei  ihm  beschäftigten  Arbeiter  den  im  Laufe  des  vorausgegangenen 
Monats  verdienten,  bisher  noch  nicht  ausgezahlten  Lohn  auszahlen.  —  126.  1)  Wenn  der 
Inspektor  der  Ansicht  ist,  dass  ein  Verzeichnis  der  täglichen  Arbeitsleistungen,  oder  dass  ein 
TpU  desselben  ungebührlich  hoch  bemessen  ist,  steht  ihm  das  Recht  zu,  schriftlich  eine 
Reduktion  der  verlangten  taglichen  Arbeitsleistung  anzuordnen.  2j  Der  Unternehmer  soll 
dann  sofort  die  verlangte  Reduktion  vornehmen,  darf  aber,  falls  er  mit  der  Anordnung  des 
Inspektors  nicht  einverstanden  ist,  schriftlich  an  den  Lus]>ektür  die  Aufforderung  richten, 
eine  Kommission  zur  Untersuchung  des  Verzeichnisses  einzuberufen.  :',)  Jede  ireinäss  der 
sub  2)  angeführten  Bestimmungen  einberufene  Kommission  besteht  im-«  ;n  dem  Inspektor, 
Arbeiterwrhutx.  *  .j 
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b)  einer  vom  Unternehmer  zur  Untersuchung  des  Verzeichnisses  zu  ernennenden  Person. 

c)  aus  einem  Medizinalbeamten,  soweit  dies  möglich.  "4),  5)  und  127.  Geschäftsgang  und 
Formalitäten  der  Kommission.]  —  128.  1)  Ungeachtet  «1er  Bestimmungen  des  Verzeichnisses 
der  täglichen  Arbeitsleistungen  kann  der  Inspektor  anordnen,  das»  ein  bestimmter  Arbeiter, 
der  nach  seiner  Meinung  schwächlichkcitshalbcr  unfähig  ist,  nach  den  Sätxen  des  Ver- 
zeichnisses l1/,  Anna  täglich  zu  verdienen,  deunoch  an  Stelle  seines  wirklichen  Verdienstes 
ein  Unterhaltskostgeld  von  l1/,  Anna  täglich  oder  eine  durch  den  Inspektor  festzusetzende 
Kost  erhalten  soll.  2)  Das  von  einem  Inspektor  verordnete  Uuterhaltungskostgeld  kann 
seitens  des  Unternehmers  vou  dem  betreffenden  Arbeiter  später  wieder  eingezogen  werden. 

Arbeitsunfähigkeit. 
129.  Der  Inspektor  kann  einen  in  seinem  Lokalkompctenzrayon  beschäftigten  Arbeiter 
für  einen  ihm  passend  erscheinenden  Zeitraum  von  der  Erfüllung  der  Bestimmungen  des 
Arbeitsvertrages  befreien,  wenn  der  Arbeiter  krankheitshalber  oder  infolge  oincr  anderen 
zureichenden  Ursache  vorübergehend  unfähig  ist.  diese  Bestimmungen  zu  erfüllen.  [2)  Ein- 
tragung dieser  Suspensionen  in  den  Arbeitsvertrag  und  Nichteinreehnnng  der  Suspensions- 
fristen in  die  vertragliche  Dienstdaucr.  3)  Anrecht  der  Arbeiter  auf  ein  Unterhaltskostgeld 
während  der  Suspcusionsfristen.  —  130.  Verpflichtung  der  Unternehmer,  für  erkrankte,  im 
Hospital  befindliche  Arbeiter  ein  Unterhaltungskostgcld  zu  bezahlen;  bei  mehr  als  30  Tage 
in  einem  Jahre  andauernder  Krankheit  soll  die  Vertragadauer  um  den  diese  Frist  über- 
steigenden Zeitraum  verlängert  werden ;  einschlägige  Pflichten  und  Befugnisse  des  Inspektors. 

—  131.  Ermächtigung  des  Inspektors,  bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  des  Arbeiters  den 
Arbeitsvertrag  aufzulösen ;  Verpflichtung  des  Unternehmers,  dem  Arbeiter,  nach  erfolgter 
Auflösung  des  Arbeitsvertrages,  eine  vom  Inspektor  zu  l>estimmende,  in  ihrer  Höhe  den 
dreifachen  Monatslohnbetrag  nicht  übersteigende  Summe  auszubezahlen.] 

Fürsorge  für  Arbeiter. 

[132*  Verpflichtung  des  Unternehmers,  Vorsorge  für  Beherbergung  der  Arbeiter,  für 
Trinkwasser  und  für  die  Durchführung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Gesundheitsmass- 
regeln Sorge  zu  tragen.  —  133.  Verpflichtung  der  Unternehmer,  den  Arbeitern  zu  an- 
gemessenen Preisen  Brodgetreide  zu  liefern  und  Ermächtigung  der  Ix>kalvenvaltung,  den 
angemessenen  Preis  für  Brodgetreide  festzusetzen.  —  134.  Ermächtigung  der  I/>kalvcrwaltung, 
unter  gewissen  Umständen  die  Unternehmer  zur  Lieferung  von  Nahrungsinittelvorräten  au 
die  Arbeiter  zu  veq>fliehtcn,  wofür  der  Gegenwert  vom  I»hne  abgezogen  werden  soll.  — 
135.  Ermächtigung  des  Inspektors,  einen  Unternehmer,  der  selbst  weder  ein  augemessones 
Hospital  für  seine  Arbeiter  errichtet,  noch  für  einen  Arzt  Sorge  getragen  hat,  zur  Beitrags- 
leistung au  ein  allgemeines  Hospital  und  zur  Zahlung  einer  Entschädigung  au  einen 
Medizinalbeamten  zu  verpflichten.  —  136.  Ermächtigung  des  Inspektors  oder  seines 
Assistenten,  Untersuchungen  darüber  einzuleiten,  ob  der  Unternehmer  die  gesetzlieben 
Pflichten  der  Fürsorge  für  die  Arbeiter  erfüllt.] 

Für  Arbeiterwohnungen  ungeeignete  Plätze. 
137.  1)  Wenn  nach  dem  Dafürhalten  des  Inspektors  eine  in  seinem  Iiokalkompetenz- 
kreise  gelegene  Arbeitsdomäne,  oder  ein  Teil  einer  Arbeitsdomäne,  aus  klimatischen  Gründen, 
oder  infolge  ihrer  Lage  zu  gewissen  Zeiteu  für  Arbeiter  oder  für  eine  bestimmte  Art  Ton 
Arbeitern  unbewohnbar  ist,  so  soll  der  Inspektor  darüber  der  Bczirksverwaltungsbehörde 
eine  schriftliche  Mitteilung  zugehen  lassen,  die  dann  sofort  schriftlich  eine  Kommission  zur 
Untersuchung  dieses  Gegenstandes  einberufen  soll.  2)  Die  Bezirksverwaltungsbehördc  kann 
auch  aus  eigenem  Antrieb  eine  Kommission  einsetzen,  wenn  sie  auf  Grund  ihrer  eigenen 
Beobachtungen,  oder  auf  Grund  der  Berichte  des  Inspektors,  eiues  Beamten  oder  eines  ärzt- 
lichen Funktionärs  zur  Ansicht  gelangt,  dass  eine  Arbeitsdomäne  oder  ein  Teil  einer 
Arbeitsdoiuäne  ans  einem  der  angeführten  (»runde  für  Arbeiter  oder  für  eine  bestimmte 
Art  vou  Arbeitern  unbewohnbar  ist.  [.'{)  und  4)  Zusammensetzung  der  Konimission.  — 
188.  Ermächtigung  der  Lokal  Verwaltungsbehörden  zur  Einberufung  solcher  Kommissionen 
unter  den  gleichen  Voraussetzungen.  • —  139.  Geschäftsgang  der  Kommissionsuntersuuhungen. 

—  140.  Beschlüsse  der  Kommission  und  ihre  Geltung.  —  141.  Mit  den  Untersuchungen 
und  Beschlüssen  der  Kommission  zusaiumeuhiitigende  Kompetenzen  der  Lokalverwaltunjja- 
l>ehörde.]  —  142.  Wenn  die  Mortalität  auf  einer  Arbeitsdomüne  während  der  letzten  12  Monutc 
oder  im  Durchschnitte  der  letzten  3  Jahre  7  Proz.  aller  beschäftigten  Arbeiter  übersteigt,  so 
soll  die  Bezirks-  oder  I/okalvcrwaltuugsbchörde  einen  Mcdizinalbeamtcu  oder  einen  anderen 
qualifizierten  Arzt  zur  Untersuchung  und  zur  Berichterstattung  über  folgende  Gegenstände  dort- 
hin entsenden:  a)  die  Ursache  oder  die  Ursachen  der  Mortalität;  b)  den  eventuellen  Mangel 
der  Vorsorge  und  der  Durchführung  der  Reinlichkeit«-  oder  Gesiindheilsniassregeln  auf  der 
Arbeitedomäue  oder  einem  Teile  derselben  seitens  des  Unternehmers  oder  des  Eigentümers, 
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der  geeignet  ist,  die  Mortalität  zu  verursachen  oder  zu  »teigern ;  e)  die  Kignung  der  Domäne 
oder  eines  Teile«  derselben  zu  Wohnzwecken  für  Arbeiter.  Wenn  die  Sterblichkeit  nur 
unter  einein  Teile  der  »uf  einer  Domäne  beschäftigten  Arbeiter  oder  nur  auf  einem  Teile 
der  Domäne  den  in  diesem  Artikel  vorgesehene  Prozentsatz  übersteigt,  kann  die  Bezirks- 
oder Lokalverwaltungsbehörde  eine  auf  diesen  besonderen  Teil  der  Arbeiter  oder  der  Domäne 
beschränkte  Untersuchung  anordnen.  —  [143*  Pflichten  und  Kompetenzen  der  zur  Unter- 
suchung abgesandten  Medizinalbeuratcn.  —  144.  Kompetenz  der  Ix>kul  Verwaltungsbehörde, 
eine  Arbeitsdomäne  oder  eiuen  Teil  derselben  auf  Grund  des  Berichtes  des  Mcdiziual- 
beamten  als  für  Wohnungszwecke  ungeeignet  zu  erklären.  —  145.  Kompetenz  des  Inspektors, 
mit  Zustimmung  der  Bezirksverwaltungsbehürde  eine  Domäne  oder  einen  Teil  derselben  als 
für  Wohnxwecke  ungeeignet  zu  erklären.] 

Beschwerden  der  Arbeiter. 

[146.  Verpflichtung  des  Unternehmers,  einen  Arbeiter,  der  gegen  die  Ausserachtlassung 
oder  die  Verletzung  dieses  Gesetzes  Beschwerde  führen  will,  zum  Inspektor  zu  schicken.  — 
147.  Verpflichtung  des  Inspektors,  nach  geschehener  Beschwerde  diese  sofort  zu  unter- 
suchen. —  148.  Vorkehrungen  gegen  falsche  oder  frivole  Beschwerden.  —  149.  Ermäch- 
tigung des  Inspektors,  bei  falschen  oder  frivolen  Beschwerden  dem  Unternehmer  das  Recht 
auf  Einzug  einer  dem  Zeitverluste  angemessenen  Entschädigung  einzuräumen.  —  150.  Er- 
mächtigung des  Inspektors,  nach  Feststellung  der  Berechtigung  der  Besehwerde  die  nötigen 
Massregeln  zu  treffen. J  —  151.  (1)  Falls  ein  Beamter,  auf  Grund  der  Beschwerde  eine» 
Arl>eiters  festgestellt  hat,  dass  der  Lohn  eines  Arbeiters  langer  rückständig  ist  als  zwei 
Monate,  vom  ersten  Tage  des  Monats  an  gerechnet,  der  auf  den  Monat  folgte,  in  welchem  der 
Lohn  verdient  wurde,  oder  wenn  er  festgestellt  hat,  dass  der  Lohn  einer  Person,  deren 
Arbeitsvertrag  aufgelöst  wurde,  über  den  Tag  der  Auflösung  des  Vertrugsverbältnisses  zurück- 
behalten wurde,  soll  der  Beamte  bestimmen,  wie  gross  der  Betrag  ist,  zu  dessen  Empfang 
der  Arbeiter  oder  die  Person  berechtigt  ist,  und  ausserdem,  ab  Entschädigung,  einen  ihm 
angemessen  erscheinenden  Betrag  festsetzen.  —  (2)  Falla  der  Unternehmer  sich  weigert,  den 
sub  (1)  bezeichneten  Betrag  zu  zahlen,  kann  ihn  der  Beamte  beim  Unternehmer  einziehen  und 
an  den  Arbeiter  oder  die  empfangsberechtigte  Person  auszahlen.  —  152.  Ermächtigung  des 
Beamten,  im  Falle  der  Einhaltung  oder  nichtpünktlichen  Zahlung  der  Löhne,  den  Arbeits- 
vertrag aufzulösen  und  dein  Arbeiter  eine  Entschädigung  bis  zu  dreissig  Rupien  zu- 
zuerkennen.] —  153.  (1)  Wenn  die  Lokal  Verwaltungsbehörde  der  Ansicht  ist,  dass  die  Lag«' 
der  Arbeiter  auf  einer  Domäne,  oder  einer  bestimmten  Klasse  oder  einer  grösseren  Anzahl 
derselben  nicht  zufriedenstellend  ist  infolge  der  zum  ungemessenen  Unterhalt  und  zur  Er- 
haltung der  Gesundheit  nicht  genügenden  Löhne,  so  kann  sie,  nach  einer  erforderlichcnfiüls 
vorausgegangenen  Untersuchung,  die  Auflösung  aller  Arbeitsverträge  anordnen.  - — 
(2)  Auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  »oll  kein  Arbeitsvertrag  aufgelöst  werden, 
ohne  dass  zuvor  dem  Unternehmer  Gelegenheit  gegelien  worden  wäre,  den  Beweis  zu 
erbringen,  dass  keine  Veranlassung  zur  Auflösung  des  Vertrages  vorliegt  —  154.  [Behand- 
lung der  Angehörigen  eines  Arbeiters,  dessen  Vertrag  aufgelöst  wurde.) 

Ablauf  der  Arbeitsverträge. 

[155.  Verpflichtung  des  Unternehmers,  bei  Ablauf  des  Arbeitsvertrages  die  Thatsache 
des  Ablaufs  auf  der  in  den  Händen  des  Arbeiters  befindlichen  Kopie  des  Arbeitsvertrages 
zu  verzeichnen.  —  156.  Bedingungen  der  freiwilligen  Auflösung  eines  noch  nicht  ab- 
gelaufenen Arbeitsvertrages.  —  157.  Vorkehrungen  für  den  Fall,  dass  der  Arbeitsvertrag 
eines  Arbeiters  und  der  eines  oder  mehrerer  seiner  Angehörigen  zu  verschiedenen  Zeiten 
abläuft] 

Zu  rückbef  ö  rderu  n  g  der  Arbeiter  und  Anderes. 
[158.  Ermächtigung  des  Inspektors,  den  Unternehmer  zu  verpflichten,  einem  Arbeiter, 
dessen  Arbeitsvertrag  abgelaufen  uud  der  nach  seiuer  Heimat  zurück  will,  einen  an- 
gemessenen Betrag  für  Reisekosten  zu  geben.  —  159.  Rückbeförderung  von  indischen  Ein- 
geborenen,  die,  ohne  zuvor  eineu  Arbeitsvertrag  abgeschlossen  zu  haben,  nach  einem 
Arheitsbezirke  allein  oder  mit  ihren  Angehörigen  einwanderten ,  und  nach  dem  Dafür- 
halten des  Inspektors  dauernd  unfähig  sind,  ihren  l^bensunterhalt  zu  verdienen,  nach 
ihrer  Heimat  aus  den  Mitteln  des  Arbeiterbeförderungsfonds  („Labour  Transport  Fund"). 
-  160.  Rüeklteförderuug  der  widerrechtlich  angeworbeneu  Arbeiter.  —  161.  Rückbeförderung 
der  widerrechtlich  zur  Einwanderung  nach  einem  Arbeitsbezirke  angeworbenen  Personen, 
mit  welchen  kein  Arbeitsvertrag  abgeschlossen  wurde.  —  162.  Bestimmungen  über  die 
Begleitung  der  zurückzubefördernden  Arbeiter.] 

VIII.  Kap.  Spezialvorschriften. 
163.  (1)  Ausser  den  vorhin  angeführten  Competenzen  steht  der  Lokalverwaltungsbehördc 
das  Recht  zu,  Spezialvorschriften  zur  Forderung  der  Aufgaben  dieses  Gesetzes  in  einer 

4* 


Digitized  by  Google 


-    52  - 


Provinz  zu  erlassen.  —  (2)  Insbesondere  können,  ohne  Präjudiz  für  die  Allgemeingiltigkeit 
dieser  Kompetenz  solche  Spezialvorschriften  erlassen  werden  betreffend  die  (a)  [Festsetzung 
der  Kompetenzen  der  einzelnen  Beamten,  (b)  Art  und  Form  der  Berichterstattung, 
(c)  Formen  aller  Dokumente,  (d)  Gebühren,  (e)  Einzelheiten  der  Registerführung,  (f)  Spezial- 
vorschriften für  Herbergen  und  Hospitäler,  (g)  Spezialvorschriften  für  die  Beherbergung,  die 
Kost  und  die  ärztliche  Behandlung,  (h)  (i)  und  (j)  Spezialvorschriften  für  die  Beförderung 
der  Arbeiter  zu  Wasser,  (k)  Bezeichnung  der  Routen,  auf  welchen  die  Beförderung  der 
wandernden  Arbeiter  erfolgen  soll,  (1)  Bezeichnung  der  für  die  Beförderung  der  wandernden 
Arbeiter  erforderlichen  Kleidung,  (ra)  Herbergen  auf  den  Routen,  in)  und  (o)  Verpflegung 
der  Arbeiter  während  der  Beförderung,  (p)  Wasserversorgung,  (q)  Krankenhäuser,  (r)  er- 
krankte Arbeiter,  (s)  Einrichtung  der  Arbeiterwohnungen,  (t)  Krankenhäuser  in  den  Arbeito- 
distrikten.  (3r— (5)  Veröffentlichung  der  Spezialvorschriften  und  Ermächtigung  der  Lokal- 
verwaltungsbehörde, Uebertretungen  der  Spezialvorschriften  mit  Bussen  zu  belegen.] 

IX.  Kap.    Bussen  und  Strafverfahren. 

[164.  Widerrechtliches  Werben.  —  165.  Vorsätzliche  Irreführung  durch  den  Werber.  — 
166.  Anwerbung  und  Beförderung  nicht  registrierter  Personen.  —  167.  Nichtlieferung  ent- 
sprechender Nahrung  durch  den  Werber.  —  168.  Unmotivierte  Verweigerung  der  Vollziehung 
des  Arbeitsvertrages  durch  den  Arbeiter.  —  169.  Verweigerung  des  Vertragsabschlusses  mit 
einem  Privatwerber  seitens  des  Arbeiters.  —  170.  Nicht  erst  attung  der  Berichte  durch 
einen  Privatwerber.  —  171.  Verlassen  der  Arbeiter  durch  den  Privatwerber.  —  172.  Ver- 
traRsabschluss  mit  einer  zu  grossen  Zahl  von  Arbeitern  durch  den  Privatwerber.  — 
178»    Nichteinhaltung   der  vorgeschriebenen  Marschrouten    durch  den  Privatwerber.  — 

174.  Widerrechtlicher  Vertragsabschluss  mit  Auswanderern  durch  den    Privatwerber.  — 

175.  Widerrechtliche  Thätigkeit  der  Vermittluugsagenten.  —  176—183.  Widerrechtlich* 
Beförderung  der  Arbeiter  zu  Wasser.  —  184.  Desertion  der  Arbeiter  nach  der  Eintragung.  — 
185.  Zurückweisung  eines  einregistrierten  Arbeiters  durch  den  Unternehmer.  —  186.  Ver- 
hinderung der  Inspektion  durch  den  Arbeiter.  —  187.  Anhaltung  der  Arbeiters  zu  Arbeiten, 
zu  welchen  er  unfähig  ist.  —  188.  Benachteiligung  des  Arbeiters.  —  189.  Nichtgenügende 
Einrichtung  der  Arbeiterwohnungen.  —  190.  Nichgenügende  Vorsorge  für  Krankenhäuser.  — 
191.  Beherbergung  von  Arbeitern  in  für  nichtbewohnbar  erklärten  Landstrichen.  —  192  u. 
193.  Widerrechtliche  Abwesenheit  von  der  Arbeit.  —  194 — 200.  Behandlung  des  Deser- 
teure. —  201.  Strafen  auf  Trunkenheit  der  Arbeiter  und  auf  Vernachlässigung  der 
Sanitätsvorschriften.  —  202.  Spezialvorschriften  für  Arbeitevertragsauflösung.  —  203.  Be- 
lastung des  Unternehmers  mit  den  Kosten  des  Arbeitertransportes.  —  204.  Ueberführung 
darf  nicht  als  Freilassung  ungesehen  werden.  —  205 — 207.  Einkerkerung  wegen  Verletzung 
dieses  Gesetzes  und  Rückwirkung  derselben  auf  den  Arbeitsvertrag.  —  208  u.  209.  Bruch 
des  Arbeitsvertrages  und  Beschäftigung  Vertragsbriiehigcr.  —  210.  Weigerung,  einen  be- 
schwerdeführenden Arbeiter  zum  Inspektor  zu  schicken.  —  211.  Nichterfüllung  der  for- 
mellen Verpflichtungen  beim  Ablauf  oder  bei  der  Auflosung  des  Arbeite  Vertrages  seitens 
des  Unternehmers.  —  212.  Weigerung  der  Unternehmer,  den  Bestimmungen  des  §  156- 
nachzukommen.  —  213  u.  214.  Besondere  Strafbestimmungeu.] 

Es  werden  bestraft  mit  bis  zu 

I       1000  Rupien 
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50 

200 

500 

Uebertretungen  der  Artikel : 

201 

1G9 

100,  171, 

17G, 177,  179, 

1G4,  178, 
189 

173 

174,  188, 
199 

180,  181,  182, 
183,  185,  1»«, 
187,  190,  191, 
195,  209,  211, 
und  212 

Es  werden  bestraft  mit  Gefängnis  bis  zu 

1  Monat  6  Monaten 

Uebertretungen  der  Artikel: 
1G7,  1G8,  184,  188,  193,  198.  1»>5,  172. 


X. 


Kap.  Verschiedenes. 

[215.  Eintreibung  der  Bussen.  —  216.  Besondere  Lohnzahlungsbestimmungen.  — 
217.  Uebertragbarkeit  der  Rechte  de»  Unternehmers.  —  218.  Schaffung  und  Speisung  eine.« 
Arbeitertransportfonds.  —  219.  Pflichten  der  Assistenten  der  Inspektoren.  —  224.  Pflichten 
anderer  Beamten.  —  221.  Ausnahmebestimmungen.  —  222.  Veröffentlichung  und  Bekannt- 
machung neuer  Bestimmungen.]  —  223.  Aufgehobene  Gesetze. 
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Erste  Scbedulc. 
Formular  eines  Arbeitsvertrages. 

Zweite  Schedule. 


Verzeichnis  der  durch 

Titel  des  Gesetzes: 
I.  Gesetze  des  Staatsrates. 
The  Assam  Labour  and  Emigration  Act,  1882 

Tbe  Repealing  and  Amending  Act,  1891. 

The  Inland  Emigration  Act.  1893. 

The  Repealing  and  Amending  Act,  1897. 


II.  Gesetze  des  Bengalischen 
The  Inland  Emlgrants  Health  Act,  1899. 


aufgehobenen  Gesetze. 
Aufgehohen : 

Das  ganze  Gesetz. 

Der  das  Gesetz  vom  Jahre  1882  betreffende 
Teil  des  Art.  II  und  die  erste  Schedule. 
Das  ganze  Gesetz. 

Der  das  Gesetz  vom  Jahre  1882  und  die 
Beritrai  Act  I  1899  betreffende  Teil  des 
Art.  1  und  der  ersten  und  zweiten  Schedule. 

Das  ganze  Gesetz. 


00—01  Vict., 
chap.  11,  1897. 


Vn  B.  Britische  Kolonien. 
Canada. 

1.  Consolidation  of  acta  to  restriot  the  importation  and  employraent 

of  aliens  (1901). 

Kodifikation  der  Gesetze  betreffend  die  Einschränkung  der  Einwanderung 
und  Beschäftigung  der  Fremden  (1901 )  1i. 
(60—61  Vict.,  chap  11:  61  Vict.,  c.  2;  1  Edw.  VII,  c.  13.) 

1.  [Verbot,  mit  noch  im  Auslande  befindlichen  Aus- ' 
ländern  Vertrage  abzuschliessen,  die  Kosten  der  Ein- 
wanderung oder  Reise  im  Vorschuss  auszuzahlen,  oder 
in  irgend  einer  anderen  Weise  die  Einwanderung  oder 
den  Zuzug  Fremder  zu  fördern.] 

2.  [Nullundnichtigerklärung  aller,  dieser  Bestimmung 
zuwider  abgeschlossenen  Verträge.] 

3.  1)  Für  jede  Uebertretung  der  Bestimmungen  des  Artikels  1  dieses 
Gesetzes  soll  die  Person,  Compagniefirma,  Gesellschaft  oder  Korporation, 
die  sich  dieser  Uebertretung  vorsätzlich  schuldig  gemacht  hat  und  zwar 
durch  Hilfeleistung,  Unterstützung  oder  Förderung  der  Einwanderung  oder 
Einführung  Zugereister  oder  Fremder  nach  Canada,  um  sie  dort  zu 
Arbeits-  oder  Dienstleistungen  irgend  welcher  Art  zu  verwenden,  sei 
es  auf  Grund  eines  Vertrages  oder  einer  Abmachung  allgemeiner  oder  spe- 
cieller  Natur  in  mündlicher  oder  schriftlicher  Form,  der  mit  dem  Zugereisten 
oder  Fremden  abgeschlossen  worden  war,  bevor  dieser  noch  Einwohner 
'»der  Bürger  in  Canada  wurde,  mit  einer  Busse  von  50  bis  höchstens 
1000  Dollar  gestraft  werden. 

2)  Diese  Busse  kann  mit  schriftlicher  Einwilligung  des  Richters  oder 
des  Gerichtshofes,  vor  welchem  die  vorgenannte  Klage  geführt  wurde,  als 
Forderung  zu  Gunsten  derjenigen  Person  zuerkannt  und  eingetrieben  werden, 
die  zuerst  vor  einem  kompetenten  Gerichtshöfe,  v<m  welchem  Forderungen 
in  dieser  Höhe  eingetrieben  werden  können,  die  Klage  vorgebracht  hat. 

3)  Auf  Grund  einer  schriftlichen  Einwilligung,  die  ex  parte  vom 
Generalstaatsanwalt  der  Provinz,    in   der  die  Prozessverhandlung  statt- 

1)  Nur  die  neuen  Bestimmungen  wurden  wörtlich  aufgenommen ;  bei  den  übrigen  ist 
der  Gegenstand  in  [    j  angegeben  uud  auf  das  Gesetz,  dem  sie  entnommeu  wurden, 
verwiesen. 


ized  by  Google 


-    54  - 


fand,  oder  von  einem  Richter  eines  oberen  Gerichtshofes  oder  einer  Graf- 
schaft erhältlich  ist,  kann  die  Eintreibung  der  Busse  von  jedem  Grai- 
schaftsrichter  (der  gleichzeitig  Friedensrichter  ist),  jedem  Friedenssessions- 
richter, jedem  Registratur,  Polizei-  oder  anderen  besoldeten  BeamtenT 
kurzum  von  jedem  Beamten,  Gerichtshof  und  jedermann  verlaugt  werden , 
der  von  der  kompetenten  gesetzgebenden  Behörde  ermächtigt  wurde, 
selbst  Handlungen  vorzunehmen,  die  sonst,  zwei  oder  mehreren  Friedens- 
richtern innerhalb  der  Grenzen  ihrer  lokalen  Kompetenz  vorbehalten  sind. 

4)  Jede  in  dieser  Weise  eingetriebene  Summe  soll  an  den  Finanz- 
minister oder  Generalsteuereinnehmer  abgeführt  werden. 

5)  Die  besagton  Prozesse  können  auch  gegen  jeden  Zugereisten  oder 
Einwohner,  der  an  einem  derartigen  Vertrag  oder  Abmachung  beteiligt 
war,  erhoben  werden. 

4.  [Auflegung  von  Geld-  und  Gefängnisstrafen  auf  Schiffseigner,  die 
wissentlich  Zugereiste  und  Einwanderer,  die  einen  Arbeitsvertrag  bereits 
unterzeichnet  hatten,  an  Bord  nehmen.] 

5.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  soll  so  ausgelegt  werden,  dass 
sie  einen  in  Canada  vorübergehend  niedergelassenen  Ausländer  daran  hindert, 
Personen,  die  weder  Canadische  Bürger,  noch  dort  niedergelassen  sind, 
vertraglich  oder  in  einer  anderen  Weise  als  Privatsekretäre,  Diener  oder 
Bediente  dieses  vorübergehend  in  Canada  niedergelassenen  Ausländers 
anzustellen ;  auch  soll  dieses  Gesetz  nicht  so  ausgelegt  werden,  dass  es 
irgend  eine  Person,  Gesellschaft  oder  Korporation  daran  hindert,  im 
Auslande  vertraglich  oder  durch  Uebereinkunft  gelernte  Arbeiter  zu 
engagieren,  um  sie  in  Canada  in  einem  neuen,  d.  h.  in  Canada  noch  nicht, 
vorhandenen,  Industriezweig  zu  beschäftigen,  vorausgesetzt,  dass  die  für 
diese  Arbeiten  verwendbaren  Arbeiter  in  anderer  Weise  nicht  gewonnen 
werden  konnten;  auch  sind  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  weder  auf 
Schauspieler,  Artisten  und  berufsmässige  Vortragende  und  Sänger,  noch 
auf  Personen,  die  ausschliesslich  als  Dienstboten  oder  zu  persönlichen 
Dienstleistungen  verwendet  werden,  anzuwenden ;  endlich  soll  auch  keine 
Bestimmung  dieses  Gesetzes  in  der  Weise  interpretiert  werden,  dass  es 
dadurch  irgend  wem  verboten  wäre,  den  eigenen  Familienmitgliedern 
oder  Vorwandten  bei  der  Einwanderung  aus  dem  Auslande  nach  Canada, 
um  sich  da  niederzulassen,  behilflich  zu  sein. 

G.  Wenn  der  Generalstaatsanwalt  von  Canada  überzeugt  ist,  dass 
ein  Einwanderer  sich  nach  Canada  entgegen  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  einschiffte,  so  hat  er  das  Recht,  diesen  Einwanderer  inner- 
halb eines  Jahres  nach  seiner  Einschiffung  oder  seiner  Zureise  verhaften 
zu  lassen  und  ihn  in  das  Land,  aus  dem  er  gekommen  ist,  zurück- 
zuweisen, und  zwar  auf  Kosten  des  Eigentümers  dos  Schiffes,  mit  dem 
er  sich  nach  Canada  einschiffte,  oder,  falls  er  aus  einem  Staate  Amerikas 
zureiste,  auf  Kosten  der  Person,  Coinpagniefirma,  Gesellschaft  oder  Kor- 
poration, die  den  Bestimmungen  des  Art.  1  dieses  Gesetzes  zuwider- 
handelte. 

7.  Der  Generalsteuereinnehmer  kann  jedem  Denunzianten,  der  ihm 
zuerst  von  einer  stattgehabten  Uebertretung  dieses  Gesetzes  Mitteilung 
macht,  einen  ihm  angemessen  und  gerecht  erscheinenden  Teil  der  Busse 
zuerkennen,  jedenfalls  aber  nicht  mehr  als  50  Proz.,  vorausgesetzt,  dass 
die  Busse  infolge  der  so  gelieferten  Mitteilungen  aufgelegt  wurde. 

8.  Als   Uebertretung    der   Bestimmungen    dieses   Gesetzes   soll  es 
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angesehen  werden,  wenn  eine  Person,  Compagniefirma,  Gesellschaft  oder 
Korporation  in  einer  im  Auslande  gedruckten  oder  veröffentlichten 
Annonce  Beschäftigung  verspricht  und  dadurch  Einwohner  oder  Bürger 
fremder  Staaten,  auf  die  dieses  Gesetz  Anwendung  findet,  zum  Einwandern 
oder  zum  Zureisen  nach  Canada  anregt  oder  sie  dabei  unterstützt  ;  und 
wer  immer  infolge  einer  Annonce  dieser  Art  nach  Canada  kommt,  soll 
so  behandelt  werden,  wie  wenn  er  auf  Grund  eines  in  diesem  Gesetze 
vorgesehenen  Vertrages  herkäme,  und  soll  der  dafür  vorgesehenen  Strafe 
unterliegen:  doch  darf  dieser  Artikel  auf  gelernte  Arbeiter,  die  i  an  in 
Canada  nicht  erhalten  kann,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  5  dieses 
Gesetzes,  nicht  angewendet  werden. 

9.  Dieses  Gesetz  soll  nur  auf  die  Zugereisten  oder  Einwanderer  aus 
denjenigen  Ländern  anwendbar  sein,  die  ein  diesem  Gesetze  entsprechen- 
des Gesetz  erliessen  und  handhaben,  oder  erlassen  und  handhaben  werden, 
und  dessen  Bestimmungen  auch  auf  Canada  anwenden. 

(Folgen  Bestin  mungen  über  den  Geschäftsgang  bei  Entscheidungen, 
auf  welche  Länder  das  Gesetz  anwendbar  ist.) 

10.  Dieses  Gesetz  soll  in  keiner  Weise  die  Regierung  von  Canada 
oder  die  Regierung  einer  Provinz  daran  hindern,  ihre  Kompetenzen  zur 
Förderung  der  Einwanderung  auszuüben. 

2.  An  Act  to  further  improve  the  Factories  Act.  Assented  to  15.  April 
1901.  Gesetz  zum  weiteren  Ausbau  der  Fabrikgesetzgebung.  Genehmigt 
am  15.  April  1901. 

British  Columbia. 

1.  An  Act  to  amend  the  Shops  Regulation  Act  IflOO  (Bill  No.  20). 
Grsetz  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Ladengeschäfte  und 
Werkstätten  vom  Jahre  19<>0. 

2.  An  Act  to  amend  the  Inspection  of  Metalliferous  Minos  Act,  and 
amending  Act  (Bill  No.  28).  Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes 
über  die  Inspektion  der  Erzbergwerke  und  des  Gesetzes  betr.  die  Ab- 
änderung dieses  Gesetzes. 

3.  An  Act  respecting  the  Inspection  of  Steam  Boilers  and  Engines,  and 
rhe  Examination  and  Licensing  of  Engineers  in  eharge  Steam  Boilers  and 
Engines  (Bill  No.  31).  Gesetz  betr.  die  Inspektion  der  Dampfkessel  und 
Dampfmaschinen  und  die  Prüfung  und  Ausstellung  von  Zeugnissen  der 
mit  der  Bedienung  von  Dampfkesseln  und  Dampfmaschinen  betrauten 
Maschinisten. 

4.  An  Act  to  amend  the  Goal  Mines  Regulation  Act  (Bill  No.  57). 
Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Kohlenbergwerke. 

5.  An  Act  to  amend  the  British  Columbia  Immigration  Act  1900  (Bill 
Xo.  80).  Gesetz  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1900 
über  die  Einwanderung  nach  Britisch-Colunibia. 

6.  An  Act  to  amend  the  Health  Act  (Bill  No.  100).  Gesetz  betr.  die 
Abänderung  des  Sanitätsgesetzes. 

7.  An  Act  to  amend  the  Land  Act  iBill  No.  190).  Gesetz  betr.  die 
Abänderung  der  Landakte.  (Verkaufsreclit  für  parzellierte  Kronländereien 
für  Arbeiter). 
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NovaScotia. 

An  Act  for  the  Protection  of  Persona  employed  in  Factories. 
Gesetz  zum  Schutze  der  in  Fabriken  beschäftigten  Arbeiter.  Ge- 
nehmigt am  4.  April  1901. 

Quebec. 

An  Act  respectiug  Councils  of  Conciliation  and  Arbitration  for  settling 
Industrial  Disputes.  Gesetz  vom  28.  Marz  1901,  betr.  die  Einigungs- 
und  Schiedsgerichte  zur  Beilegung  von  Strikes. 

Q  u  e  e  n  s  1  a  n*d. 

Ausführungsbestimmungen  vom  20.  September  1901  zum  Gesetz  zum 
Schutze  der  Fabriks-  und  Ladenangestellten  1900  (The  Factories  and 
Shops  Act  of  1900). 

Neuseeland. 

Ausführungsbestimmungen  vom  16.  Mai  1901  zum  Unfallversicherungs- 
gesetz vou  1900  (The  Workers'  Compensation  for  Accidents  Act,  1900). 


VIII.  Pays-Bas.  Niederlande. 

Wet  van  den  28.  Mei  1901,  houdende  verbod  on  phosphorlucdfers  te 
vervaardigen  en  regeling  van  het  vervoeren,  invoeren  en  ten  verkoop 

voorhanden  haben  daarvan. 

Gesetz  vom  28.  Mai  1901,  enthaltend  das  Verbot,  Fhosphoratreichhölser 
zu  {verfertigen,  und  Regelung  der  Versendung,  der  Einfuhr  und  des 
zum  Verkaufe  vorhandenen  Vorrates  davon. 

Art.  1.  Unter  Phosphorstreichliölzern  versteht  dieses  Gesetz  Streich- 
hölzer, welche  weissen  Phosphor  enthalten. 

Art.  2.  Es  ist  verboten,  vorsätzlich  Phosphorstreichhölzer  zu  ver- 
fertigen oder  anfertigen  zu  lassen. 

Art.  3.  Es  ist  untersagt,  Phosphors! reichhölzor  in  grösserer  Monge 
als  von  100  g  gleichzeitig  zu  versonden  oder  einzuführen,  als  auch  Phos- 
phorstreichhölzer zum  Verkaufe  vorrätig  zu  halten. 

Die  Durchfuhr  von  Phosphorstreichhölzern  ist  erlaubt. 

Art.  4.  Die  Besitzer  und  Geschaftsleiter  von  Betrieben,  in  welchen 
fabriks-  oder  hanH  werksmassig  Zündhölzer  erzeugt  werden,  und  die  in  den 
Etablissements  befindlichen  Personen,  die  die  Streichhölzer  versenden, 
einführen  oder  zum  Verkaufe  vorrätig  halten,  als  auch  die,  die  bei  diesem 
Transport  oder  Einführen  behilflich  sind,  oder  die  auf  einem  Platze 
arbeiten,  wo  Streichhölzer  zum  Verkaufe  feilgeboten  werden,  sind  ver- 
pflichtet, dem  Beamten,  der  mit  der  Feststellung  einer  in  diesem  Gesetze 
als  strafbar  bezeichneten  Handlung  betraut  ist,  die  durch  ihn  verlangten 
Aufklärungen  über  Thatsachen  und  Handlungen,  die  die  Durchführung  dieses 
Gesetzes  betreffen,  zu  geben. 

Art.- 5.  Mit  der  Feststellung  von  Uebertretungen  dieses  Gesetzes 
sind,  ausser  den  durch  Art.  8  des  Strafgesetzbuches  angewiesenen  Per- 
sonen, die  Gendarmerie  und  alle  Beamten  der  Reichs-  und  Gemeinde- 
polizei beauftragt. 
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Mit  der  Feststellung  von  Uebertretungen  von  Art.  2  sind  mitbetraut 
die  im  Art.  12  des  Arbeitsgesetzes  ( Gesetz  vom  5.  Mai  1889,  Staatsblatt 
No.  48,  zuletzt  publiziert  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  189G, 
Staatsblatt  No.  259)  bezichneten  Inspektoren  und  ferneren  Beamten. 

Mit  dem  Aufspüren  von  Uebertretungen  des  ersten  Absatzes  von 
Art.  3  sind  mitbetraut  die  Zoll-  und  Accisebeamten. 

Art.  6.  Die  im  ersten  und  die  im  dritten  Absätze  des  Art.  5  ge- 
nannten Personen,  haben  zur  Handhabung  dieses  Gesetzes  Zutritt : 

a)  zu  den  Fuhrwerken  und  Fahrzeugen ,  die  keine  öffentlichen 
Transportmittel  sind,  wenn  ihnen  bekannt  ist,  oder  aus  bestimmten  Gründen 
vermutet  werden  kann,  dass  darin  Streichhölzer  transportiert  werden; 

b)  zu  allen  Fuhrwerken  und  Fahrzeugen,  wenn  ihnen  bekannt  ist, 
oder  aus  bestimmten  Gründen  vermutet  werden  kann,  dass  damit  Streich- 
hölzer eingeführt  werden; 

c)  zwischen  7  Uhr  vormittags  und  10  Uhr  abends  zu  den  Orten, 
von  welchen  bekannt  ist,  oder  vermutet  werden  kann,  dass  da  Streich- 
hölzer zum  Verkauf  vorhanden  sind. 

Wird  den  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Personen  der  Zutritt  ver- 
weigert, so  verschaffen  sie  sich  denselben  im  Notfalle  mit  Gewalt. 

In  Lokale  jedoch,  die  Wohnungen  sind,  oder  allein  durch  eine  Wohnung 
zuganglich  sind,  treten  sie  gegen  den  Willen  der  Bewohner  nicht  anders 
als  auf  Vorweisung  eines  schriftlichen  besonderen  Befehles  des  Bürger- 
meisters oder  des  Kantonsrichters  ein. 

Von  diesem  Eintritt  wird  durch  sie  Protokoll  aufgenommen  und  inner- 
halb zweimal  24  Stunden  demjenigen,  in  dessen  Wohnung  sie  eingetreten 
sind,  eine  Abschrift  mitgeteilt. 

Art.  7.  Die  im  ersten  und  im  dritten  Absätze  von  Art.  5  bezeichneten 
Personen  sind  befugt,  Muster  von  Streichhölzern  zu  nehmen,  die  in 
grösserer  Menge  als  100  g  zugleich  versendet  oder  zum  Verkaufe  dar- 
geboten werden. 

Von  derselben  Partie  werden  stets  2  Muster  genommen ,  denen 
Marktwert  vergütet  wird,  wenn  dieses  Verlangen  an  den  Beamten,  der 
die  Muster  nimmt,  gestellt  wird.  Für  den  durch  die  Musterentnahme  dem 
Eigentümer  beigebrachten  Schaden  soll,  falls  die  Streichhölzer  bei  der 
sachkundigen  Untersuchung  als  nicht  phosphorhaltig  erkannt  werden,  dem 
Belangten  auf  Verlangen  Schadensersatz  zugesprochen  werden. 

Art.  8.  Die  in  Art.  7  genannten  Muster  werden  durch  den  Beamten, 
der  die  Muster  nimmt,  versiegelt  und  unter  Beifügung  eines  Protokoües, 
das  die  Herkunft  der  Muster  feststellt,  so  schnell  wie  möglich  an  den 
befugten  Beamten  des  Staatsministeriums  versendet,  der  ein  Muster  einem 
durch  Unseren  Minister  für  Waterstaat,  Handel  und  Industrie  zu  ernen- 
nenden Sachverständigen  übergebeu  wird.  Nach  Ablauf  dieser  Unter- 
suchung, jedenfalls  aber  innerhalb  zweimal  24  Stunden  nach  geschehener 
Mitteilung  an  den  oben  genannten  Beamten  des  Staatsministeriums,  soll 
durch  diesen  Beamten  der  Belangte  vom  Ausfall  der  Untersuchung  in 
Kenntnis  gesetzt  werden,  und  kann  letztgenannter  das  zweito  Muster  auf 
eigene  Kosten  untersuchen  lassen. 

Im  Hinblick  darauf  kann  während  der  diese  Bekanntmachung  folgenden 
3  Wochen  durch  den  Beamten  des  Staatsministeriums  gegen  den  Belangten 
keine  Verfolgung  in  dieser  Sache  eingeleitet  werden. 

Der  Belangte  ist  befugt,  die  Muster  auch  mit  seinem  eigenen  Siegel 
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zu  versehen.  Im  Protokoll  wird  mitgeteilt,  ob,  und  wenn  ja.  auf  welche 
Weise  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht  ist. 

Art.  y.  Die  Untersuchung  der  ersten,  im  Art.  7  bezeichneten  Muster 
erfolgt,  gemäss  den  durch  Unseren  Minister  für  Waterstaat,  Handel 
und  Industrie  zu  gebenden  Vorschriften,  durch  mindestens  2,  von  einander 
unabhängig  arbeitende,  durch  den  Minister  zu  ernennende  Chemiker.  Die 
bei  dieser  Untersuchung  befolgten  Methoden  werden  dem  Belangten  auf 
dessen  Gesuch  mitgeteilt. 

Art.  10.  Bei  Einfuhr  von  Streichhölzern  in  Mengen  von  mehr  als 
100  g  gleichzeitig  sind  die  im  dritten  Absätze  des  Art.  ö  genannten 
Personen  befugt,  einzelne  davon  anzünden  zu  lassen. 

Sind  sie  auf  Grund  des  infolge  der  Entzündung  entstandenen  Knob- 
lauchgeruches der  Ansicht,  dass  unter  den  angezündeten  Streichhölzchen 
Phosphorzündhölzchen  waren,  so  wird  die  ganze  Sendung,  auf  welche  die 
Prüfung  sich  erstreckte,  in  derselben  Weise  behandelt,  wie  dies  für  die 
Einfuhr  verbotener  Güter  durch  die  Artikel  108,  101»  und  1  KS  des  allge- 
meinen Gesetzes  vom  2G.  August  18*22  (Staatsblatt  No.  38 j  bestimmt  ist. 

Wenn  jedoch  der  Betrotfene  von  der  Befugnis  sofortiger  Rückfuhr, 
gemäss  Art.  108  des  im  vorigen  Absätze  genannten  Gesetzes,  Gebrauch 
macht,  so  sollen  die  Beamten  unverweilt  und  mit.  Rücksicht  auf  das  im 
zweiten  Absätze  von  Art.  7  Bestimmte  Muster  der  eingeführten  Streichhölzer 
nehmen. 

Art.  11.  Mit  den  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Mustern  wird  in 
gleicher  Weise,  wie  es  in  den  Artikeln  8  und  5)  vorgeschrieben  ist,  ver- 
fahren 

Wenn  es  sich  jedoch  in  der  in  Art.  9  bezeichneten  Untersuchung  heraus- 
stellt, dass  die  untersuchten  Muster  Phosphorstreiehhöl/.er  enthielten,  so 
wird  in  Uebereinstimmung  mit  Art.  109  oder  Art.  116  des  allgemeinen 
Gesetzes  vom  20.  August  1822  i  Staatsblatt  No.  38)  mit  diesen  Streichhölzern 
so  verfahren,  wie  es  in  Bezug  auf  die  Einfuhr  verbotener  Güter  in  den 
Artikeln  110  bis  und  1  H J  dieses  Gesetzes  bestimmt  ist. 

Wenn  es  sich  bei  der  in  Art.  J)  vorgesehenen  Untersuchung  heraus- 
stellt, dass  die  untersuchten  Muster  keine  Phosphorstreichhölzer  enthielten, 
so  werden  die  gelagerten  Streichhölzer  unverweilt  zu  Verfügung  des  Be- 
troffenen gestellt. 

Art.  1  2.  Mit,  Gefängnisstrafe  von  höchstens  6  Monaten  wird  jede 
Uebertretung  des  Art.  2  betraft. 

Mit  Haft  bis  höchstens  3  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  höchstens 
300  Gulden  wird  jede  Uebertretung  des  ersten  Absatzes  des  Art.  3  und 
des  Art.  4  bestraft. 

Wenn  jedoch  bei  der  Uebertretung  des  Gesetzes  noch  keine  2  Jahre 
seit  einer  früheren  Verurteilung  des  Schuldigen  wegen  Uebertretung  einer 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  verflossen  sind,  so  können  die  im 
vorigen  Absätze  vorgesehenen  Strafen  verdoppelt  werden. 

Wenn  indes  bei  Vornahme  einer  durch  Art.  3,  erster  Absatz,  ver- 
botenen Handlung  noch  nicht  2  Jahre  seit  einer  früheren  Verurteilung 
des  Schuldigen  wegen  Uebertretung  dieses  Artikels  oder  des  Art.  2  ver- 
flossen sind,  wird  Haft  von  höchstens  <i  Monaten  auferlegt. 

Art.  1  3.  Die  durch  dieses  Gesetz  als  strafbar  bezeichnete  Handlungen 
werden  als  Uebertretungen  betrachtet,  ausgenommen  die  Uebertretung  des 
Art.  2,  die  als  Verbrechen  betrachtet  wird. 
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Art.  14.  Dieses  Gesetz  kann  mit  dem  Titel  „Phosphorstreichhölzer- 
gesetz, 1901ki  bezeichnet  werden. 

Art.  15.  Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  am  1.  Juli  1901,  mit  Aus- 
nahme der  Bestimmungen  des  Art.  3,  die.  insofern  sie  den  Verkauf  der 
Vorräte  auf  die  Versendung  und  von  Phosphorzündhölzern  Bezug  haben, 
erst  am  1.  Januar  1902  in  Kraft  treten. 

Befehlen,  dass  dieses  in  das  Staatsblatt  aufgenommen  werden  soll  und 
das*  alle  ministeriellen  Departements.  Behörden,  Kollegien  und  Beamten, 
die  solches  angeht,  zu  genauen  Ausführung  die  Hand  bieten  sollen. 


IX.  Suisse.  (Bundesgesetze.) 


über  die  Vollziehung  von  Art.  6,  litt,  d,  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken. 

(Vom  18.  Januar  1901.) 

Der  schweizerische  Bundesrat,  in  Vollziehung  von  Art.  5 
litt,  d,  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken 
beschliesst : 

Art,  1.  Als  Industrien,  die  erwiesenermassen  und  ausschliesslich 
bestimmte  gefährliche  Krankheiten  erzeugen,  werden  diejenigen  bezeichnet, 
in  welchen  folgende  Stoffe  verwendet  werden  oder  entstehen,  bezw. 
vorkommen : 


1.  Blei,  seine  Verbindungen  (Blei- 
glatte  ,  Bleiweiss ,  Mennige ,  Blei- 
zucker u.  s.  w.)  und  Legierungen 
(Lettemmetall  u.  s.  w.) ; 

2.  Quecksilber  und  seine  Verbin- 
dungen (Sublimat,  Quecksilber- 
oxydulnitrat u.  s.  w.); 

3.  Arsen  und  seine  Verbindungen 
(Arsensaure,  arsenige  Saure  usw. ; 

4.  Phosphor  (gelbe  Modifikation); 

6.  Ph.  osphoroxvchlorid ,  Phosphor- 
chlorid, Phosphorchloriir  und 
Phosphorwasserstoff : 

6.  Kalium-  und  Natriumbichromat ; 

7.  Kalium-  und  Natriumchlorat ; 

8.  Chlor,  Brom,  Jod; 

9.  Salzsäure  und  Fluorwasserstoff; 

10.  schweflige  Saure; 

11.  untersalpetrigsaure ,  salpetrig- 
saure und  salpetersaure  Dämpfe. 

12.  Ammoniak; 

13.  Schwefelwasserstoff; 


14.  Schwefelkohlenstoff ; 

15.  Kohlenoxyd  und  Kohlensäure; 
10.  Chlorschwefel; 

17.  Tetrachlorkohlenstoff; 

18.  Phosgen; 

19.  Chloroform; 

20.  Chlormethvl  und  Chloräthvl; 

21.  Brommethyl  und  Bromäthyl; 

22.  Jodmethyl  und  Jodäthyl; 
32.  Di  methyl  sulfat : 

24.  Acrolein; 

25.  Nitroglycerin ; 

26.  Cvan   und  seine  Verbindungen 

27.  Petroleumbenzin ; 

28.  Benzol; 

29.  Mononitro-  und  Dinitrobenzol; 

30.  Dinitrotoluol ; 

31.  Anilin; 

32.  Phenolhydrazin : 

33.  Karbolsäure ; 

35.  Pocken-,  Milzbrand-  und  ßotz- 
gift. 


Art.  2.  Die  im  vorstehenden  Artikel  bezeichneten  Industrien  werden 
für  diejenigen  bestimmten  gefährlichen  Krankheiten,  welche  erwiesener- 
massen und  ausschliesslich  aus  dem  Verwenden  oder  Vorkommen  der  da- 
selbst genannten  Stoffe  entstehen ,  im  Sinne  von  Art.  3  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb,  vom  25.  Juni  1881, 
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und  Art.  1  desjenigen  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  vom 
26.  April  1887,  der  Haftpflicht  unterstellt. 

Art.  3.  Der  Bundesratsbeschluss  über  die  Vollziehung  von  Art.  5. 
litt  d,  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  vom 
19.  Dezember  1887  (A.  S.  n.  F.  X,  397),  ist  aufgehoben. 

Art.  4.  Gegenwärtiger  Beschluss  tritt  sofort  in  Kraft  und  kann 
jederzeit  revidiert  oder  ergänzt  werden. 

IXa.  Kantonale  Gesetze. 

Loi  anr  la  protection  des  ouvrieree.  (Du  26  avril  1901.) 

Arbeiterinnenschutzgesetz  vom  26.  Arpril  1901. 

Der  grosse  Rat  der  Republik  und  des  Kantons  Neuenburg  be- 
schliesst  auf  Antrag  des  Staatsrates  und  auf  Grund  des  Berichtes  einer 
Specialkommission : 

Art.  1.    Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  Anwendung: 

I.  auf  Betriebe  und  Werkstätten  jeder  Art,  die  dem  Buudesgesetzo 
über  die  Arbeit  in  Fabriken  nicht  unterworfen  sind; 

II.  auf  Handelsbetriebe,  Läden  und  Bureaux. 

III.  auf  Hotels,  Wirtschaften,  geschlossene  Klublokale  (Cercles),  Kaffee- 
häuser, Bierwirtschaften  und  andere  Verkaufsstellen  alkoholischer  und 
alkoholfreier  Getränke,  insofern  diese  Betriebe  eine  oder  mehrere  Personen 
weiblichen  Geschlechts  beschäftigen. 

Art.  2.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf 
Betriebe,  in  welchen  ausschliesslich  Familienangehörige  unter  der  Obhut 
des  Vaters  oder  der  Mutter  beschäftigt  sind,  keine  Anwendung  auf  land- 
wirtschaftliche Berufe  und  keine  Anwendung  auf  Privathäuser,  in  welchen 
weibliche  Personen  als  Dienstboten  oder  Stundenfrauen  bei  Küchen-  und 
Hausarbeiten  beschäftigt  werden. 

Art.  3.  Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  gehört  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Gemeindebehörden.  Je  nach  Bedürfnis  und  nach  der  Bedeutung 
des  Ortes  kann  die  Gemeindebehörde  einen  Delegierten  aus  ihrer  Mitte 
mit  der  Aufsicht  über  die  Ausführung  betrauen.  Der  kantonale  Lehr- 
lingsinspektor wird  beauftragt,  unter  der  Leitung  des  Industrie-  und 
Landwirtschaftsdepartements  die  allgemeine  und  gleichmässige  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  zu  beaufsichtigen. 

Art.  4.  Junge  Mädchen  dürfen  in  den  im  Art.  1  genannten  Betrieben 
vor  der  Vollendung  des  14.  Lebensjahres  nicht  beschäftigt  werden. 

Jedenfalls  können  aber  diejenigen,  die  ein  auf  Grund  des  Gesetzes 
über  die  Primarschulbildung  ausgestelltes  Zeugnis  über  den  erfolgten 
Besuch  der  Primarschule  besitzen,  schon  nach  zurückgelegtem  13.  Alters- 
jahre beschäftigt  werden. 

Art.  5.  Die  Arbeit  weiblicher  Personen  darf  nicht  länger  als 
11  Stunden  täglich  dauern;  an  Samstagen  und  an  Tagen  vor  Festtagen 
darf  diese  Arbeit  die  Dauer  von  10  Stunden  nicht  überschreiten,  die 
Reinigungsarbeiten  und  das  Aufräumen  inbegriffen. 

Junge  Mädchen  dürfen,  solange  sie  das  15.  Altersjahr  nicht  zurück- 
gelegt haben,  nicht  mehr  als  10  Stunden  täglich  beschäftigt  worden. 

Für  die  Hauptmahlzeit  muss  mindestens  eine  Stunde  in  der  Mitte 
des  Tages  bewilligt  werden. 
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Art.  6.  Die  Zeit,  die  der  Schulbildung  und  der  religiösen  Bildung 
gewidmet  werden  muss,  ist  immer  in  der  Arbeitszeit  inbegriffen. 

Art.  7.  Nachtarbeit  ,  Sonntagsarbeit  und  Arbeit  an  Feiertagen  ist 
verboten. 

Als  Nachtarbeit  wird  jede  Arbeit  zwischen  8  Uhr  abends  und  6  Uhr 
morgens  angesehen.  Vorbehalten  sind  die  in  den  Bestimmungen  der 
Art.  15,  16  und  17  vorgesehenen  Ausnahmen. 

Art.  8.  Dieses  Verbot  kann  jedoch  zeitweise  für  bestimmte  industrielle 
und  Handelsarbeiten  von  anerkannter,  unbedingter  Notwendigkeit  auf- 
gehoben werden ;  die  kompetente  Behörde  kann  ausnahmsweise  zu  gewissen 
Jahreszeiten  Ueberzeitarbeit  bewilligen,  für  welche  jeder  Arbeiterin  das 
Recht  auf  einen  um  zumindest  25°/0  erhöhten  Lohn  zusteht. 

Die  Bewilligung  der  Ueberzeitarbeit  darf  sich  niemals  auf  mehr  als 
50  Tage  im  Jahre  erstrecken. 

Art.  9.  Die  Bewilligung  der  Ueberzeitarbeit  muss  von  der  Gemeinde- 
behörde oder  von  ihrem  Delegierten  verlangt  werden,  wird  schriftlich 
erteilt  und  mit  kurzer  Angabo  der  Bewilligungsgründe  in  ein  Register 
eingetragen. 

Diese  Bewilligungen  sollen  in  sichtbarer  Weise  im  Etablissement,  auf 
welches  sie  Bezug  haben,  angeschlagen  worden. 

Art.  10.  Die  Gemeindebehörde  oder  ihr  Delegierter  soll  darauf 
achten,  dass  die  Lokale,  in  welchen  Personen  weiblichen  Geschlechtes 
beschäftigt  sind,  sich  in  Bezug  auf  Reinlichkeit,  Beleuchtung,  Ventilation 
und  Beheizung  in  befriedigendem  Zustande  befinden;  nötigenfalls  sollen 
die  erforderlichen  Massregeln  vorgeschrieben  werden. 

Wenn  in  einer  Fabrik  oder  einer  Werkstatt  e  mechanische  Vor- 
richtungen oder  Maschinen  in  Verwendung  stehen,  so  soll  die  Gemeinde- 
behörde oder  ihr  Delegierter  nötigenfalls  die  erforderlichen  Unfallver- 
hütungsmassregeln für  die  Arbeiterinnen  treffen. 

Art.  11.  Der  Staatsrat  kann  die  Beschäftigung  weiblicher  Personen 
bei  Arbeiten,  die  ihre  Kräfte  übersteigen,  oder  die  ihre  Gesundheit  oder 
ihre  Sittlichkeit  gefährden,  verbieten. 

Art.  12.  Die  Unternehmer  sind  insbesondere  angehalten,  auf  Anstand 
und  das  Beobachten  guter  Sitten  in  ihren  Fabriken  und  Werkstätten  zu 
achten. 

Art.  13.  Die  Leiter  der  in  diesem  Gesetze  genannten  Betriebe, 
Werkstätten  und  Ladengeschäfte  sind  verpflichtet,  eino  Arbeitsordnung 
auszuarbeiten  und  der  Gemeidebehördo  zur  Genehmigung  vorzulegen,  die 
die  Organisation  der  Arbeit,  die  Bedingungen  der  Anstellung  und  der 
Entlassung  und  die  Art  der  Lohnzahlung  regelt;  diese  Arbeitsordnung 
darf  in  keinem  Falle  Bussen  aussprechen;  sie  soll  in  sichtbarer  Weise 
im  Betriebe  angeschlagen  werdon. 

Art.  14.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet,  ihre  Arbeiterinnen  und 
Angestellten  mindestens  alle  14  Tage  in  gesetzlichem  Bargeld  aus- 
zuzahlen. 

Die  Auszahlung  muss  spätestens  Samstag  vormittags  erfolgen. 

Für  Löhnung  der  Accordarbeiter  bis  zur  Fertigstellung  der  Arbeit 
sollen  die  Zahlungsbedingungen  von  Fall  zu  Fall  von  den  Interessenten 
festgesetzt  werden.  Die  Arbeiterinnen  haben  jedenfalls  das  Recht,  min- 
destens alle  14  Tage  einen,   der  geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Voi- 
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schuss  zu  verlangen.  Es  ist  untersagt,  von  den  Löhnen  der  Arbeiterinnen 
irgendwelche  Abzüge  zu  inachen. 

Art,  15.  In  Handelsbetrieben,  Kaufläden  und  Bureaux  dürfen  die 
ausschliesslich  zur  Kundenbedienung  verwendeten  Angestellten  bis  9  Uhr 
abends  beschäftigt  werden,  ohne  dass  eine  besondere  Ermächtigung  hiefür 
erforderlich  wäre;  in  diesem  Falle  soll  ihnen  aber  für  das  Abendessen 
eine  zweite  Ruhepause  von  zumindest  einer  Stunde  gewährt  werden.  Die 
Nachtruhepause  darf  nicht  kürzer  sein  als  10  Stunden. 

Die  Arbeitszeit  der  Angestellten  dieser  Art  darf  das  Maximum  von 
65  Stunden  wöchentlich  nicht  überschreiten. 

Art.  16.  Die  weiblichen  Angestellten  in  Hotels,  Wirtshäusern,  ge- 
schlossenen Klublokalen,  Kaffeehäusern,  Bierwirtschaften  und  anderen 
Verkaufsstellen  alkoholischer  und  alkoholfreier  Getränke  dürfen  bis 
spätestens  Mitternacht  beschäftigt  werden,  jedoch  unter  der  Bedingung, 
dass  ihnen  eine  ununterbrochene  Nachtruhe  von  9  Stunden  gewährt,  wird. 

Die  Gemeindebehörde  oder  ihr  Delegierter  kann  ausnahmsweise 
Abweichungen  von  obiger  Vorschrift  bewilligen.  Die  Bewilligung  soll 
schriftlich  gegeben  und  in  ein  Register  eingetragen  werden. 

Junge  Mädchen  unter  18  Jahren,  die  nicht  Töchter  des  Gastwirts- 
schaftsbositzors  sind,  dürfen  nicht  zur  Bedienung  des  Publikums  ver- 
wendet werden. 

Art.  17.  Weibliche  Personen  dürfen  in  den  im  Art.  IG  genannten 
Betrieben  am  Sonntag  beschäftigt  werden,  doch  haben  sie  ein  Anrecht 
auf  einon  Urlaubstag  in  der  Woche,  wovon  allmonatlich  mindestens  zwei 
Vormittage  und  zwei  Nachmittage  auf  einen  Sonntag  fallen  müssen. 

Personen,  die  als  Verkäuferinnen  in  Brotbäckereien  und  Zucker- 
bäckereion angestellt  sind ,  können  in  dieser  Eigenschaft  Sonntag  bis 
9  Uhr  vormittags  beschäftigt  werden. 

Art.  18.  Alljährlich  soll,  auf  Grund  einer  Gewerbezählung,  für  jede 
Gemeinde  ein  genaues  Verzeichnis  der,  und  ein  Bericht  über  die  Gesund- 
heitsverhältnisse in  den,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterliegenden 
Betrieben  und  Werkstätten  ausgearbeitet  werden. 

Personen,  die  bei  der  Aufnahme  dieser  Zählung  ausgelassen  wurden, 
können  bei  Durchführung  dieses  Gesetzes  diese  Auslassung  nicht  geltend 
machen. 

Art.  19  Der  Staatsrat  ist  beauftragt,  in  einem  Reglement  alle  zur 
vollständigen  und  einheitlichen  Durchführung  dieses  Gesetzes  erforder- 
lichen Massregeln  zu  bezeichnen. 

Art.  20.  Wenn  die  Gemeinden  sich  bei  Durchführung  dieses  Gesetzes 
Ausgaben  auferlegen  sollten,  so  steht  ihnen  ein  Anrecht  auf  eine  dem 
Durchschnitte  dieser  Ausgaben  entsprechende  Entschädigung  zu.  Zur 
Zahlung  dieser  Entschädigung  soll  ein  Kredit,  eröffnet  werden,  dessen 
Höhe  alljährlich  im  Staatsbudget  bestimmt  wird. 

Art.  21.  Eventuelle  Berufungen  gegen  die  Entscheidungen  der 
Gemeindebehörden,  besonders  gegen  die  in  Anwendung  der  Art.  8,  9,  10, 
15,  16  und  17  gefällton,  sind  an  das  Industrio-  und  Landwirtschafts- 
departement, spätestens  5  Tage  nach  Zustellung  der  Entscheidung  an  die 
Interessierten,  zu  richten. 

Art.  22.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  öffentliches, 
zwingendes  Recht;  sie  können  durch  private  Abmachungen  nicht  abge- 
ändert werden. 
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Art.  23.  Jedermann,  der  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  oder 
den  Bestimmungen  der  zur  Sicherung  seiner  Durchführung  zu  erlassenden 
Kegleinente  und  Verordnungen  zuwiderhandelt,  unterliegt  einer  Strafe 
von  5—20  Frs. 

Der  Strafbetrag  soll  so  viel  Mal  auferlegt  werden,  als  Personen 
gesetzwidrig  beschäftigt  worden  sind,  ohne  dass  aber  die  Gesammtstraf- 
summe  den  Betrag  von  500  Frs.  überschreiten  soll.  Im  Wiederholungs- 
falle kann  der  Strafbetrag  verdoppelt  und  in  schweren  Fällen  die  Strafe 
bis  auf  8  Tage  Gefängnis  erschwert  werden. 

Art.  24.  Das  Arbeiterinnenschutzgesetz  vom  19.  Mai  181*0  wird 
aufgehoben. 

Art.  25.  Der  Staatsrat  wird  beauftragt,  nach  den  Formalitäten  des 
Referendum,  für  die  Bekanntmachung  und  Durchführung  dies  Gesetzes 
Sorge  zu  tragen. 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich1). 

[Reich  und  Einzelstaaten*).] 
Arbeiterkammern.  Reich. 

Antrag  der  Abg.  Dr.  Hitze,  Frhr.  v.  Heyl  und  Gen.  Reichstag: 
Anl.  Bd.  I,  No.  47.    Vergl.  Gewerbegerichto. 

Bremen.  Soz.-Dem.  Antrag  in  der  Bürgerschaft  auf  Errichtung  einer 
Arbeiterkammer.  Abgelehnt. 

Hamburg.  Antrag  der  Soz.-Dem.  bei  der  Bürgerschaft,  den  Senat  zu 
ersuchen,  möglichst  bald  einen  Gesotzentwurf  vorzulegen,  durch  den  in 
der  Form  einer  Arbeiterkammer  auch  für  die  Arbeiterschaft  Hamburgs 
eine  öffentlich-rechtliche  Vertretung  geschaffen  wird.  Unerledigt. 

Württemberg.  A.H.  Sitzung  vom  23.  Januar  HM>1,  A  H.  Bd.  1, 
S.  51.  Antrag  Blumhardt  und  Gen.  A.H.  Beil.  No.2o.  Bd.  2.  S.  111.  Sitzung 
vom  17.  April.  A.H.  Bd.  1,  S.  505,  510,  515,  51^.  Beratung  des  Antrages 
Blumhardt  und  Gen.  am  22.  Juni.     A.H.     Bd.  2,  S.  1320  ff.    Geht  an 


1)  Abkürzungen:  A.H.  Abgeordnetenhaus.  H.H.  Herrenhaus.  1.  K.  erste  Kummer. 
2.  K.  zweite  Kammer.  St.  B.  stenographische  Berichte.  Sten.  Prot,  stenographische  Proto- 
koUe.  B.  G.  B.  bürgerliches  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  II.  G.  B.  Handelsgesetz- 
buch. R.  G.  Bl.  Reichagesetzblatt,  O.  u.  V.  O.  Bl.  Gesetz-  uud  Verordnungsblatt.  Ges. 
S.  f.  d.  K.  Pr.  St.  Gesetzsammlung  für  die  königlich  pruussischen  Staaten.  Reg.  Bl.  Re- 
gierungsblatt. R.  A.  Reichsamt.  Anl.  Anlagen  zu  den  stenographischen  Berichten  und 
Protokollen. 

2)  Eine  lückenlose  Uebersicht  über  die  Fortschritte  des  Arbeiterschutzes  in  Deutschland 
ist  deshalb  schwer  zu  geben,  weil  Gesetze  und  Verordnungen,  die  Massnahmen  zum  Schutze 
der  Arbeiter  betreffen,  nicht  nur  vom  Reich,  sondern  auch  von  den  26  Einzelstaaten  er- 
lassen werden.  Dazu  kommt,  dass  weder  im  Reich  noch  in  den  Einzclstaateu  die  sämtlichen 
Gesetze  und  Verordnungen  in  einem  einzigen  Organ  der  Oeffentlichkeit  übergeben,  sondern 
auf  »ehr  vielen  und  sehr  verschiedenen  Wegen  publiziert  werden.  Die  oben  mitgeteilte 
Uebersicht,  die  auf  privaten  Ermittelungen  beruht,  erhebt  daher  auf  Vollständigkeit  keinen 
Anspruch,  und  es  bleiben  uns  Ergänzungen,  Richtigstellungen  und  Nachtrage  vorbehalten. 
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die  Kommission  für  innere  Verwaltung.  Erlaß  der  CentralsteUe  für  Ge- 
werbe und  Handel  an  die  Handelskammern,  sich  mit  der  Frage  gesetz- 
licher Bestimmungen  über  die  Beteiligung  von  Arbeitervertretern  an  der 
Regelung  gemeinsamer  Angelegenheiten  sowie  über  den  Ausbau  der  Ge- 
werbegerichte zu  beschäftigen  und  ihre  Gutachten  einzureichen.  Am 
14.  März  hat  sich  das  Gesamtkollegium  der  Centraistelle  für  Gewerbe 
und  Handel  einstimmig  für  die  Schaffung  ungemischter,  selbständiger 
Arbeiterkamraern  ausgesprochen. 

Arbeiterorganisationen.  Reich. 

Sitzungen  des  Reichstages  vom  10.,  21.,  25.,  28.  Januar.  Stenogr. 
Prot.    Bd.  1,  S.  586  D,  784  D,  886  D,  969  B. 

Württemberg.  Sitzung  der  2.  Kammer  vom  25.  April.  Stenogr. 
Prot.    S.  674. 

Hessen.  Sitzung  der  Kammer  vom  6.  März.  Bd.  2,  S.  1052  ff. 
Arbeitersekretariat  in  Gotha. 

Das  von  den  Gewerkschaften  errichtete  Arbeitersekretariat,  das  auf 
Antrag  des  Landtages  einen  Staatsbeitrag  von  2000  M.  erhält,  ist  am 
1.  Januar  1902  eröffnet  worden. 

Arbeiterstatistik.  Eine  amtliche  Denkschrift  sieht  eine  neue 
Abteilung  beim  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  vor,  die  zur  Ausführung 
der  bisher  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  zugewiesenen  Obliegen- 
heiten durch  einen  Beirat  verstärkt  werden  soll. 

Arbeiter  Statistik.    Kommission  für  — .  Reich. 

Verhandlungen  No.  18,  betreffend  die  Erhebungen  über  die  Ver- 
hältnisse der  in  Gast-  und  Schaukwirtschaften  beschäftigten  Personen. 
Verhandlungen  No.  19,  betreffend  die  Beratuug  des  Berichts  über  die 
Sonntagsruhe  im  Binnenschiffahrtsbetriebe  sowie  die  Verhandlungen  über 
die  Verhältnisse  im  Fleischereigeworbe  und  im  Verkehrsgewerbe. 

In  der  Sitzung  der  Kommission  vom  12.  Dozember  behandelt. 

Fragebogen  bearbeitet  für  die  Erhebung  über  die  Arbeitszeit  kauf- 
männischer Angestellter  in  Kontoren  und  Betrieben. 

Arbeiterverhältnisse  in  Staatsbetrieben. 

Hessen.  Antrag  der  Abg.  Ulrich  und  Gen.  die  Arbeiterverhältnisse 
in  den  Staatsbetrieben  betreffend.  Drucksachen  No.  60  und  360.  2.  K. 
Bd.  2,  S.  929  ff. 

Arbeitsamt,  s.  Arbeiterkammern. 

Arbeitslohn,  Ausschluß  des  §  616  B.G.B,  durch  Arbeitsordnung. 
Reich. 

Sitzung  des  Reichstages  vom  12.  Januar,  St.B.  Bd.  1,  8.  656, 
Sitzung  vom  26.  Januar,  S.  810,  und  28.  Januar,  S.  969  A. 

Arbeitsnachweise.  Reich. 

Antrag  Roesicke  (Dessau),  Dr.  Pachnicke  auf  Vorlegung  eines  Gesetz- 
entwurfes, betreffend  die  Errichtung  von  Arbeitsnachweisen.  Reichs- 
tag, St.B.  Bd.  1,  S.  588  C. 

Württemberg.  A.H.  Sitzung  vom  23.  Januar,  Sten.  Prot.  Bd.  1, 
S.  50;  Sitzung  vom  25.  April,  S.  677  f.;  Sitzung  vom  26.  April,  S.  681  ff. 
a.  a.  0. 

Arbeiterschutzgesetzgebung,  Berichterstattung  über  — . 
Reich. 

Am  25.  Januar  empfiehlt  im  Reichstag  Prof.  Dr.  Hitze  (Centr.) 
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die  l<>-jährige  Wirksamkeit  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  den  Gewerbe- 
inspektoren als  Spezialthema  zur  Berichterstattung  zu  übertragen.  St.B., 
Bd.  I,  S.  «65  B. 

Arbeitszeit.  Reich. 

Antrag  Albrecht  und  Gen.  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes,  be- 
treffend die  Feststellung  eines  Normalarbeitstages  auf  vorläufig  in  Stunden, 
der  innerhalb  gesetzlieh  zu  bestimmender  Fristen  auf  8  Stunden  verkürzt 
werden  soll  für  alle  im  Gewerbe  u.  8.  w.  beschäftigten  Personen.  Reichs- 
tag.   Aul.  Bd.  1,  No.  70.    Bisher  unerledigt. 

B  ä  e  k  e  r  e  i  v  e  r  o  r  d  n  u  n  g,    B  a  c  k  s  t  u  b  en  o  rd  n  u  n  g.  Reich. 

Reichstag.  Sitzung  vom  12.  Januar,  St.B.  Bd.  1,  S.  «44;  vom 
14.  Januar,  S.  «62,  673:  vom  15.  Januar,  S.  714:  vom  17.  Januar, 
S.  761,  779,  782  und  809:   vom  25.  Januar,  S.  885. 

B  a  u  a  r  h  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z.    R  e  i  c,  h. 

Sitzung  des  Reichstags  vom  14.  Januar,  St.B.  Bd.  1,  S.  668. 
«74,801  :  vom  25.  Januar,  Bd.  1,  S.  9<W>:  vom  14.  Marz,  Bd.  2,  S.  1836. 

Bayern.  Ortspolizeiliche  Vorschriften  zum  Schutze  der  bei  Bauten 
beschäftigten  Personen  vom  1.  Januar  19<>1.  G.  u.  V.O.B1.,  S.  1  ff.  Er- 
gänzung vom  13.  September.  G.  u.  V.O.B1.  S.  «11. 

\V  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g.  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern,  betreffend 
Massregeln  zum  Schutze  der  bei  Bauten  beschäftigten  Personen  gegen 
Gesundheitsgefahren,  vom   1.  November,  Reg.Bl.  S.  30«. 

Bauforderungen.  Sicherung  der  — .  Reich. 

Am  18.  März  beschliesst  «las  Plenum  des  Reichstages  auf  Antrag 
der  Kommission  (No.  145  der  Drucksachen ),  die  Petition  II  des  Bundes 
deutscher  Bodenreformer,  betreffend  Gesetzentwurf  zur  Sicherung  von 
Baufordemngen,  dem  Reichskanzler  als  Material  zu  überweisen.  Antrag 
Bassermann  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  wegen  Sicherung  der 
Bauforderungen.    Anl.  Bd.  1,  No.  28.  Unerledigt. 

Bergarbeiter,  Schutz  der  —  gegen  Unfälle. 

Preussen.  Am  28.  und  29.  März  Beratung  der  Stein-  und  Kohlen- 
fallkommission. 

Bergbau,  Arbeitsverhältnisse.  Reich. 

Sitzung  des  Reichstages  vom  21.,  28.  und  31.  Juni  1901.  St.B. 
Bd.  1,  S.  792  D,  95«  A,  1<>51  A,  1057  A,D. 

B  e  r  u  f  s  v  e  r  e  i  n  e.  Reich. 

1}  Gesetzentwurf  (Antrag  Bergmann  und  Gen.)  betreffend  die  ein- 
getragenen Berufsvoreine.  Reichstag.  Anl.  Bd.  1,  No.  31.  Bisher 
unerledigt. 

2>  Gesetzentwurf  (Antrag  Dr.  Lieber  [Montabaur],  Dr.  Schädler,  Dr. 
Hitze.  Dr.  Spahn,  Gröber)  über'  die  eingetragenen  Berufsvoreine.  Anl. 
Bd.  1,  No.  57.    Bisher  unerledigt. 

3)  Antrag  Dr.  Pachnicke,  Roesicke  (Dessau)  und  Gen.  auf  Vorlegung 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  an 
die  zur  Wahrnehmung  von  Berufsinteressen  gegründeten  Vereine.  Anl. 
Bd.  1,  No.  60.    Bisher  tinerledigt. 

4)  Antrag  Roesicke  (Dessau).  Dr.  Pachnicke  auf  Vorlegung  eines 
Gesetzentwurfes,  durch  welchen  Vereinigungen  und  Vereinen  zur  Wahr- 
nehmung von  Berufsinteressen  gestattet  wird,  ihre  Bestrebungen 
zum  Zwecke  der  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter   auch   auf  Ver- 
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find  er  un  gen  dor  G  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g  zu  richten.  Aul.  Bd.  1,  No.  (»1. 
Bisher  unerledigt. 

Uigarrenindustrie,  Schutz  in  der  — .  Reich. 

In  der  Sitzung  des  K  o  i  c  Ii  s  t  a  g  e  s  vom  10.  Januar  erwidert  Staats- 
sekretär Graf  v.  Posadowskv  auf  eine  Anregung  des  Abg.  Bassermaim 
über  den  sanitären  Arbeitstag,  dal*  die  Beniiihungen,  den  sanitären 
Arbeitstag  in  weiterem  Umfang  einzuführen,  seitens  der  Reiehsverwaltuug^ 
fortgeführt  werden,  daß  die  verb.  Regierungen  jetzt  beschäftigt  seien  mit 
Erhebungen  über  den  Arbeiterschutz  in  der  Hausindustrie  der  Cigarren- 
fabrikation  und  diese  Erhebungen  hoffentlich  in  nächster  Zeit  zum  Ab- 
schluß gelangen  werden.  St.B.  Bd.  1,  S.  5!>3,  cf.  Dr.  Hitze,  St.B.  Bd.  1. 
S.  fi<>3,  St.B.  Bd.  1,  S.  (174. 

Ehrenzeichen  für  Arbeiter. 

Reu  Ii  a.  L.  Landesh.  V.O.  vom  28.  Marz,  betreffend  die  Stiftung 
eines  Ehrenzeichens  für  Angestellte  in  Privatdiensten,  Arbeiter  und  Dienst- 
boten, sowie  die  Erteilung  von  Diplomen.    Ges.S.  S.  131. 

Fabrik  b  e  s  c  Ii  Hing  u  n  g   verheirateter   Frauen.  Reich. 

Antrag  Albrecht  und  den.  wegen  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes 
durch  den  die  gesetzlichen  Bostiinmungen  zum  Schutze  der  Arbeiterinnen 
abgeändert  werden.  Reichstag,  Aul.  Bd.  1,  No.  !H>.  Bisher  unerledigt. 
—  Etatsdebatte  vom  10.,  1*2..  14.  und  17.  Januar.  St.B.  Bd.  1,  S.  42!»  A. 
433  D,  5i>3  B,  <iH;  G,  ti53  A.C,  <»<;<>  D.  «75  A.  7S7  C  und  7<i8  A. 

Fuldaer  Hirtenbrief,  betreffend  katholische  Arbeitervereine, 
Etatsdebatte,  Reichstag.  Sitzung  vom  17..  21.,  22.  und  2o\  Januar. 
Bd.  T,  S.  7Ö3  C,  772  0,  784  B,  811  B,  821  C,  818  A  und  !G4  A. 

(•rast  w i r t  s c h  a  f  t  s g e  w  e r b e.  Reich. 

Petitionen  der  Gastwirtsgehilfen  Deutschlands  zu  Berlin  und  des 
Deutschen  Kellnerbuiidos,  Bezirksverein  Königsberg  (Pr.i,  betreffs  Regelung 
der  Arbeitsverhältnisse  im  (iast wirtsgewerbe.  R  e  i  c  h  s  t  a  g,  22.  Be- 
richt der  Petitionskommission,  Aul.  Bd.  2,  No.  288.  Am  4.  Mai  zur  Er- 
wägung überwiesen  fSt.B.  Bd.  3,  S.  2537  B). 

Entwurf  von  Bestimmungen  über  Regelung  der  Arbeitsverhaltnisse 
in  Gast-  und  Schankwirtschafren  geht  an  Bundesrat ;  Ende  März  ver- 
öffentlicht (Verordnung  vom  23.  Januar  1SK »2.. 

Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichtsvollzieher. 
R  e  i  c  h. 

Antrag  Bessermann,  Dr.  Hasse  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs 
bez.  der  Verhältnisse  der  Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichts- 
vollzieher, ferner  der  Beamten  und  Angestellten  der  Krankenkassen. 
Reichstag,  Aul.  Bd.  1.  No.  5J>  bisher  unerledigt.  Sitzung  vom 
10.  Januar,  St.B.  Bd.  1,  S.  58:")  A,  51  !>  O,  5!>3  D;  Sitzung  vom  17.  Januar, 
Bd.  1,  S.  7<i<;  B. 

G  e  s  i  n  d  e  v  e  r  m  i  e  t  e  r  und  S  t  e  1 1  e  n  v  e  r  m  i  1 1 1  e  r. 

Ausführungsbestimmungen  in  den  Einzelstaaten  zu  $  34  der  Reichs- 
gewerbe-Ordnung, Novelle  vom  30.  Juni  l!HH). 

Preussen.  Die  Vorschriften  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesinde- 
vermieter und  Stellenvermittler  treten  gemäss  Erlasses  des  Ministers  für 
Gewerbe  und  Handel  am  1 .  Oktober  in  Kraft. 

Bayern.  Bekanntmachung,  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Ver- 
pflichtungen, sowie  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stellen- 
vcnnittler  betreffend  vom  2!».  Mai.   G.  und  V.O.B1.  S.  435  ff. 
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Baden.  Verordnung  vom  10.  Oktober,  den  Gewerbetrieb  der  Ge- 
simlevermieter  und  .Stellenvermittler  betreffend.  G.  und  V.O.Bl.  S.  472  ff. 

Württemberg.  Verf.  d.  Minist,  des  Innern,  betreffend  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  vom  24.  Juni  1JMU. 
Reg.ßl.  S.  157. 

G  e  w  e.  r  b  e  a  u  f  s  i  c  h  t.    K  e  i  e  h. 

Etatsdebatte  im  Reichstag.  Sitzung  vom  10..  12.  und  14.  Januar. 
St.B.  Bd.  1,  S.  58»;  A,  5J>3  D,  <>4<5  0,  <>53  D,  li<>2  C,  <m  C,  HIB  D 
und  <iTG  B. 

Preussen.  Vennehrung  der  Zahl  der  Aufsichtsbeamten  im  Etat  1U< H . 
Erklärung  der  Regierung  in  der  Budgetkommission,  dass  sich  der  Versuch 
mit  2  weiblichen  Assistenten  bewährt  habe. 

Hamburg.  Anstellung  eines  vom  Senat  geforderten  vierten  In- 
spektors von  der  Bürgerschaft  abgelehnt,  dagegen  die  Zahl  der  Assistenten 
von  zwei  auf  drei  vermehrt  und  versuchsweise  ein  weiblicher  Assistent 
angestellt. 

Keuss  j.  L.    Auf  Beschluss  des  Landtags  ein  weiblicher  Assistent 
der  Gewerbeaufsicht  angestellt. 
G  e  w  e  r  b  e  a  u  f  s  i  c  h  t. 

Württemberg.  Antrag  Rembold  und  Gen.  vom  25.  Juni.  A.H. 
Beil.  7.  Bd.  2,  S.  25.  Antrag  Blumhardt  und  Gen.  Beil.  Xo.  1!>,  AH. 
Bd.  2,  S.  111.  Ausdehnung  auf  die  Hausindustrie.  Sitzung  vom  17.  April 
AH.  Bd.  1.  S.  504,  5<Wi.  514.  52«,  vom  25.  April  10O1,  S.  «JMS  ff.,  «171  f., 
♦»72  f..  <>75  (Assistentin). 

Hessen.  Fünf  Anträge  Dr.  Frenav  und  Gen.  Sitzung  vom  12.  und 
13.  März.    2.  K.  Bd.  2,  S.  IKil,  ff..  I1H5. 

G  e  w  er  bege  ri  c  h  t  e.  Reich. 

Ii  Gesetzentwurf  (Antrag  Triinbornj.  betreffend  Abänderung  des  Ge- 
setzes vom  2t>.  Juli  18JM»  Uber  die  Gewerbegerichte.  (Obligatorische  Ein- 
führung von  Gewerbegerichten  in  Orten  mit  über  2<MM>n  Einwohnern: 
Ausdehnung  der  Zuständigkeit  auf  die  Entschädigungsansprüche  bei  Vor- 
enthaltung des  Arbeitsbuches  und  der  Zeugnisse  überhaupt,  und  gesetz- 
widrigen Eintragungen:  amtliche  Aufstellung  der  Wählerlisten;  Gewerbe- 
gerichte als  Einigungsämter  mit  Verhandlungszwang.)   Anl.  Bd.  1,  X<».  45. 

2i  Gesetzentwurf  i  Antrag  Albrecht  und  Gen.),  betreffend  Abänderung 
des  Gesetzes  über  die  Gewerbegerichte  vom  2J>.  Juli  18HO.  i Obligatorische 
Errichtung  von  Gewerbegerichten :  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  der  Ge- 
werbegerichte auf  alle  im  Gewerbe,  Bergbau,  in  Land-.  Forstwirtschaft 
und  Fischerei,  Handel  und  Verkehr,  als  Gesinde  beschäftigten  Personen, 
andererseits  auf  Streitigkeiten  wegen  Vorenthaltung  von  Arbeitsgeräten, 
Kleidungsstücken  u.  s.  w. :  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  der  in  den  ge- 
nannten Berufen  beschäftigten  weiblichen  Personen  und  Herabsetzung  des 
Wahlrechts  auf  das  vollendete  21.  und  der  Wählbarkeit  auf  das  voll- 
endete 25.  Lebensjahr.)    Aid.  Bd.  I,  Xo.  74. 

3,i  Antrag  der  Abg.  Dr.  Hitze,  Freiherrn  von  Hey!  zu  Herrnsheim, 
Bassermann,  Münch-Ferber,  Trimborn,  Wattondorf  auf  Herbeiführung  von 
gesetzlichen  Bestimmungen : 

a)  für  die    PHege  des  Friedens  zwischen    Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern, 

h)  für  die  weitere  Ausgestaltung  der  Gewerbeirerichte.    Anl.  Bd.  1, 
No.  47. 
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Erste  Beratung  ad  1  und  2  sowie  Beratung  ad  3  11.  und  lt>.  Januar. 
St.B.  Bd.  1,  S.  «18  G  und  725  D.  Mit  den  Gesetzentwürfen  ad  1  und  2 
an  eine  Kommission  von  14  Mitgliedern  übenviesen.  Antrag  ad  3  an- 
genommen. 

Wahl  und  Konstituierung  der  Kommission  21.  .Tanna».  St.B.,  Bd.  I, 
S.  7(iJ)  B. 

Bericht  der  XII  Kommission  über  die  Gesetzentwürfe  ad  1  und  2. 
Anl.  Bd.  3,  No.  2!)i). 

Zweite  Beratung  der  Gesetzentwürfe  ad  1  und  2.  Ab.  Antr.  Anl., 
Bd.  3,  No.  327,  328,  328a,  32i>,  330,  331,  332,  341,  <>.  und  10.  Mai. 
St.B.  Bd.  3.  S.  2«4<i  B  und  2ß76  B. 

Zusammenstellung  der  Beschlüsse  der  zweiten  Beratung.  Anl.  Bd.  3, 
No.  3«i2. 

Dritte  Beratung.  Ab.  Antr.  Anl.  Bd.  3,  No.  3<U,  3li5.  13.  Mai. 
St.B.  Bd.  3.  S.  2721)  A.  Redaktion  nach  den  Beschlüssen  in  dritter 
Beratung.    Anl.  Bd.  3,  No.  3(57. 

Bundesrat  stimmt  am  24.  Juni  zu.  Gesetz  vom  3<>.  Juni  11HH. 
R.G.B.  S.  24!»  ff.    (Siehe  ..Bulletin"  S.  U 

Gewerbeordnung.  Reich. 

Am  1.  Januar  UHU  tritt  Abs.  3  $  154  der  G.G.  in  Kraft.  (Vergl. 
Werkstatten  i. 

Gewerkschaften.    R  e  i  c  h. 

Etatsdebatte  im  Reichstag,  Sitzung  vom  21.,  22.  und  25.  Januar. 
St.B.  Bd.  2,  S.  773  B.  783  A,  788  A,  71)!)  C,  807  C,  8o!>  D  und  81MJ  B. 
Glasindustrie.  Arbeitsverhaltnisse.  Reich. 

Sitzung  fies  Reichstages  vom  14.,  15.  und  22.  Januar.  Etatsdebatte 
St.B.  Bd.  1,  S.  «582  (\  711»  B,  75 >8  B  und  80<5  A. 

G u  m m  i  fa  b  r  i  k  e  n  ,  Arbeiterschutz  in  — .  Reich. 

(§  12t»e  Abs.  1  GO.)  Am  11.  November  Konferenz  von  8  Arbeit- 
gebern. 5  Arbeitern  und  7  Regierungsvertretern  im  Reichsversicherungs- 
amt.  Annahme  eines  18  Paragraphen  umfassenden  Beschlusses  von  Schutz- 
bestimmuugeu. 

Hausindustrie,  Arbeiterschutz  in  der  — ,  Reich. 

Am  14.  Januar  (Bd.  1,  S.  IWJ3j  verlangt  im  Reichstag  Dr.  Hitze, 
unter  Verweisung  auf  eine  Resolution  vom  Jahre  18!)5,  Erhöhungen  über 
die  Hausindustrie  ins  Werk  zu  setzen  und  dann  durch  Verordnungen  in 
Ausführung  des  §  154  Abs.  4  regelnd  einzugreifen.  Besonders  dringend 
sei  dies  für  die  Konfekt ions-  und  die  Cigarrenindustrie. 

Gesetzentwurf  (Antrag  Freiherr  Heyl  zu  Herrnsheim,  Bassermann. 
Dr.  v.  Frege-Weltzien,  Dr.  Hitze.  Triniborn,  Wattendorf,  betreffend  die 
Abänderung  der  Gewerbeordnung >.  Anl.  Bd.  1,  N<».  4*»  —  bisher  uner- 
ledigt. Konferenz  im  R.A.  des  Innern  am  5.  Juli  über  Arbeiterschutz  in 
der  Tabakhausindustrie  < 'Maximalarbeitstag  für  kombinierte  Fabrik-  und 
Heimarbeit  von  Jugendlichen  und  Arbeiterinnen). 

Württemberg.    Sitzung  vom  25.  April  AH.  Bd.  1,  S.  tf7<l. 

Heimstätte  n.    R  e  i  c  h. 

Entwurf  eines  Heimstättengesetzes  für  das  Deutsche  Reich  (Antrag 
Henning  und  Gen.).    Reichstag  Anl.  Bd.  1,  No.  78.        Bisher  unerledigt. 

Kartelle,  Syndikate,  R  i  n  g  b  i  1  d  u  n  ge  n.  Reich. 

Antrag  Freiherr  von  Heyl  zu  Herrnsheim  und  (Jen.  auf  Vorlegung 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  Einführung  einer  saehgomässen  Reichs- 
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aufsieht  für  Kartelle  oder  Syndikate  mit  monopolistischem  Charakter. 
Reichstag,  Anl.  Bd.  1,  No.  94  —  bisher  unerledigt. 

Antrag  Gröber  und  Gen.  betreffend  Veranstaltung  einer  Enquete 
über  die  Wirkungen  der  gewerblichen  Kartelle,  Syndikate  und  Ringe. 
Reichstag,  Anl.  Bd.  1,  No.  81,  Sitzung  vom  4."  Marz.  St.B.  Bd.  3. 
S.  1U75  C,  1«7«  D. 

Katholische  Arbeitervereine.  Reich. 

Siehe  Fuldaer  Hirtenbrief  und  Etatsdebatte  des  Reichstages  vom 
25.  und  2<».  Januar,  St.B.  Bd.  1.  S.  89«  B,  914  B  und  942  A. 

Kaufmännische  Schiedsgerichte.  Reich. 

Antrag  Bassermann  und  Gen.  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes, 
wegen  Einführung  besonderer  Gerichte  für  Rechtstreitigkeiten  aus  dem  kauf- 
männischen Dienstvertrag.  Reichstag,  Anl.  Bd.  1,  No.  29  —  bisher 
unerledigt.  Etatsberatung,  Sitzung  vom  11.,  \K.  Januar,  4.,  5.  Februar. 
St.B.  Bd.  1,  S.  KW  C,  «142  A  und  728  D,  Bd.  2.  S.  1097  B,  11<X>  B, 
lini  C  und  112«  B:  vom  9.  Mai,  St.B.    Bd.  3,  S.  2«45  ff. 

Kinderarbeit.  Reich. 

Gewerbliche  Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder.  Antrag  Albrecht 
und  Gen.  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  das  Verbot  der 
Verwendung  von  schulpflichtigen  Kindern  unter  14  Jahren  bei  gewerb- 
lichen Arbeiten.  Reichstag.  Anl.  Bd.  1,  No.  75  bisher  unerledigt. 
Etatsdebatte,  Sitzung  vom  1<>..  14.,  17.  und  28.  Januar.  St.B.  Bd.  1. 
S.  584  A,  593  B,  ««3  C,  ««7  D,  ««>9  0.  «74  C,  «75  A,  75«  B,  9<J9  C. 
Grundzüge  eines  betreffenden  Gesetzentwurfes  werden  Ende  Juli  in  der 
„Xordd.  Allg.  Ztg."  veröffentlicht. 

Koalitionsrecht.  Reich. 

Sitzung  des  Reichstags  vom  12.  Januar.  St.B.  Bd.  1,  S.  «34  B. 
<>37  0,  vom  25.  Januar,   Bd.  1.  S.  900,  901,  9<>4. 

Krankenhauser,  Arbeitszeit  und  Löhne  des  Warterpersonals. 
Reich. 

Sitzung  des  Reichstages  vom  1.  Februar.  St.B.  Bd.  2,  S.  10«3Aff., 
1<>74  A,  107«;  C  ff.,  1(185  A,  lu87  C,  1088  R. 

Landwirtschaftliche  Arbeiterfrage,  Landflucht,  Leutenot. 
R  e  i  c  h. 

Sitzung  des  Reichstages  vom  2«.  und  3<>.  Januar  (Etatsdebatte, 
S.  937  D,  939  D  und  1015  D). 

M  o  t  o  r  b  e  t  r  i  e  b  s.  Werkstftt ten . 

Museumfür  Arbeiterwnhl  fa  h  r  t  s  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  e  n.  B  a  y  e  r  n, 
München. 

P  h  o  s  [>  h  o  r  z  ü  n  d  h  ö  1  z  e  r.    R  e  i  c  h. 

Antrag  Albrecht  und  (Ten.  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  wegen 
Verbots  der  Fabrikation,  der  Einfuhr,  Ausfuhr  und  dos  Verkaufs  von 
Zündhölzchen  mit  weissem  Phosphor.  Reichstag,  Anl.  IM.  1,  No.  73  - 
bisher  unerledigt.  44.  Bericht  der  Petitionskommission,  betreffend  Erlass 
eines  Verbotes  der  Herstellung  von  Phosphorziindhölzern.  Anl.  Bd.  3, 
No.  353.  Antrag  Ueberweisung  als  Material,  im  Plenum  noch  unerledigt. 
Etatsdebatte  vom  12.,  14..  15.,  21.  und  28.  Januar.  St.B.  Bd.  1.  S.  (>48  B. 
f.81  A,  718  D,  777  A,  779  B  und  9«9  B. 

R  e  s  t  a  u  r  a  t  i  o  n  s  -  und  H  o  t  e  1  k  ü  c  h  e  n . 

("§  120  d.  G.O.)  Erlass  des  Badischen  Ministeriums  des  Innern  an 
die  Bezirksämter.  —  Eingreifen  verschiedener  Städte  Preussens  sowie 
Sachsens. 
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S  e  o  b  er"u  fs^eimssens  c  h  a  f  t ,  Unfallverhütungsvorsehriften.  R  e  i  c  Ii. 
Etatsdebatte  des  Reichstages  vom    1<>.  und  15.  Januar.  R.St.B. 
Bd.  1,  S.  592  D,  717  B,  I),  722  B. 

Seeinannsordnung,  Reich.  Entwürfe 

a)  einer  Semannsordnung, 

b)  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Verpflichtung  der  K auffahrt eisehiffo 
zur  Mitnahme  heinizuschaffender  Seeleute, 

e)  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Stellenvermittelung  für  Sehiffs- 
leute  und 

d)  eines  Gesetzes,  betreffend  Abänderungen  seerechtlicher  Vorschriften 
des  H.G.B.    Reichstag,  Aul.  Bd.  1,  No.  4. 

Erste  Beratung  20.  uud  27.  November  190O.  St.B.  Bd.  3,  S.  107  B 
und  ISO  B.  An  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern  verwiesen.  Wahl 
und  Konsistuierung  der  < VI.  i  Kommission  30.  November.  St.B.  Bd.  I, 
S.  237  C.  Berichte  der  VI.  Kommission  Anl.  Bd.  3,  No.  288,  zu  No.  288 
und  288a.  Zweite  Beratung.  Ab.  Antr.  Anl.  Bd.  3,  No.  301.  Sitzung 
vom  2(5.  November.  St.B.  Bd.  4,  S.  275!»  B,  vom  28.  November,  S.  28<>4  A, 
vom  2!».  November,  S.  2830  A,  vom  3<>.  November,  S.  2857  T).  Ab.  Antr. 
Anl.  Bd.  3,  No.  378,  379,  380,  381,  385,  381»,  390,  3!»4,  395,  39«,  397/99. 
Noch  unerledigt. 

Sitzgelegenheit  für  Angestellte  in  offenen  Verkaufsstellen. 
Reich. 

Die  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  von  Sitzgelegenheit 
für  Angestellte  in  offenen  Verkaufsstellen  vom  28.  November  1900.  (R.G.BI. 
8.  1033.  Reichstag  Anl.  Bd.  1,  Nr».  92,.  tritt  am  1.  April  19<>1  in  Kraft. 

Sonntagsruhe  (im  Handelsgewerbe). 

Hessen.  Sitzung  der  Kammer  vom  0.  März.  Bd.  2,  S.  1(152  ff". 
Sozialpolitik,  Weiterführung  der  -  .  Reich. 

Etatsdebatte  im  Reichstag  vom  10.,  12.,  14.,  15.  und  25.  Januar. 
St.B.  Bd.  1.  S.  583  C,  (142  B,  040  A,  003  B,  073  I).  721  D,  885  G. 

Spiel  warenindustrie,  Arbeiterverhaltnisse,  Kinderarbeit.  — 
R  eich. 

Etatsberatung  des  Reichstages  vom  20'.  Januar.  St.B.  Bd.  I, 
S.  92! >  A. 

Steinarbeiter,  Schutz  für  — .  Reich. 

Etatsdebatte  des  Reichstages  vom  12.,  15.  Januar  und  20.  Marz. 
St.B.  Bd.  1,  S.  057  B,  718  D,  Bd.  3.  S.  2<>27  T>,  2030  I)  und  2<>33  B. 

Württemberg.    A.H.    Sitzung  vom  17.  April,  Bd.  1.  S.  505,  520  f. 

Reich.  Anfang  August  Konferenz  im  Reichsamt  des  Innern,  au 
der  sich  5  Gewerbeinspektoren,  13  Arbeitgeber  und  13  Arbeiter  beteiligten. 

Streiks.  Erlass  des  Reichskanzlers  an  die  Einzelregierungeu  über  die 
Berichterstattung  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  über  „Ursachen,  Umfang 
und  Verlauf  der  besonders  bemerkenswerten  Ausstände  und  Aussperrungen". 

Streikposten  st  eben.  Senats -Verordnung  über  das  Streikposten- 
Stehen.  Lübeck. 

K  e  i  c  h.  Etatsdebatte  im  R  e  i  c  h  s  t  a  g .  Sitzung  vom  1 2.  und  1 7.  Januar, 
5.  und  7.  Februar.  St.B.  Bd.  1.  S.  04<»  D,  048  D,  748  B.  753  B. 
708  A,  0;  Bd.  2,  S.  1128  A,  1153  B  und  1190  D.  Reichsgericht  er- 
klärt Verordnung  für  ungiltig,  Senat  von  Lübeck  hebt  sie  auf. 

S  u  b  m  i  s  s  i  o  n  s  w  e  s  e  n. 

Württemberg.    Antrag  Grüber  und  Gen.,  betreffend  Schädigungen 
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durch  das  Submissionswesen,  vom  '24.  Januar.  A.H.  Beil.  6,  Bd.  2, 
S.  25. 

Baven).  Arbeiter-Schutzklauseln.  Sitzung  der  Abg.-Kammer  vom 
HO.  Oktober.    A.K.  Bd.  6.  S.  428  ff. 

Tierhaar  Verarbeitung,  hygienische  Schutzmassregeln.  —  Reich. 

Etatsdebatte  des  Reichstages  vom  1.  Februar.  St.B.  Bd.  1T 
S.  um  A,  1<«5  C,  1<H»n  B,C. 

Thon  waren.  Reich. 

Ausdehnung  der  Konzessionspriicht  des  §  Iii  durch  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  15.  Juli  1SM>1.  R.G.B1.  S.  2157.  Erste  Beratung 
im  Reichstag  am  1<>.  Februar  1JKU.  St.B.  Bd.  2,  S.  1421»  ff.  Un- 
erledigt. 

Preussen.    V.O.  vom  14.  Januar.    G.S.  S.  23. 

Vereins-  und  Versammlungsrecht.  Reich. 

Gesetzentwurf  (Antrag  Albrecht  und  Gen.!,  betreffend  das  Recht  der 
Versammlung  und  Vereinigung  und  das  Recht  der  Koalition.  Reichstag, 
Anl.  Bd.  1,  Xo.  Ii!».  Bisher  unerledigt.  —  47.  Bericht  der  Petitions- 
kommission, betreffend  Schaffung  eines  einheitlichen  deutschen  Vereins- 
tmd  Versammlungsrechts  u.  s.  w.  Anl.  Bd.  3,  No.  351»  (Antrag  auf  Ueber- 
weisung  zur  Berücksichtigung,  soweit  es  sich  um  Vereine  und  Versamm- 
lungen handelt .  bei  denen  Berufsinteressen  zur  Verhandlung  gelangen, 
bezw.  l'ebergang  zur  Tagesordnung  hinsichtlich  der  vollständigen  Gleich- 
stellung der  Frauen). 

Verkehrsgewerbe,  Arbeiterverhaltnisse  im  — .  Reich. 

Sitzung  des  Reichstags  vom  in.  und  17.  Januar.  St.B.  Bd.  1,  S.  51»  1  0 
und  705  A 

Werkstätten  mit  M  o  t  o  r  b  e  t  r  i  e  b ,  Arbeiterschutz  in  —.Reich. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Ausführungshestimmungen  des  Bundes- 
rats über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeite- 
rinnen in  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  vom  13.  Juli  1!»<M»  (R.G.B1. 
S.  »6(5,  Heichstagsverh.  Anl.  Bd.  1,  Xo.  42i,  tritt  am  1.  Januar  HMIl  in 
Kraft.  Sitzung  des  Keichtstags  vom  12.  und  14.  Januar.  St.B.  Bd.  1, 
S.  656  D  und  674  C. 

Wohnungsfrage.  Reich. 

1  j  Antrag  Dr.  Hieber  (  Württemberg),  Bassennann,  Möller  i  Duisburg) 
wegen  Einberufung  einer  Kommission,  die  Wohnungsreform  betreffend, 
R.  Anl.  Bd.  1,  Xo.  55,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  in  thun- 
lichster Balde  eine  Kommission  einzuberufen,  bestehend  aus  amtlichen 
Vertretern  des  Reiches  und  einzelner  Bundesstaaten,  Mitgliedern  des  Reichs- 
tages und  anderen  in  der  Wohnungsfrage  praktisch  thätigen  Männern,  und 
diese  Kommission  mit  der  Aufgabe  zu  betrauen  : 

a>  durch  eine  Wohnungsenquete  die  allgemeinen  und  lokalen  Wohnungs- 
verhaltnisse im  Reiche  zu  untersuchen  und  festzustellen, 
bi  die  in  der  Bewegung  für  allgemeine  Wohnungsrefonn  aufgetretenen 
Vorschläge  zu  prüfen  und  über  ausführbare  Massregeln  (tutachten 
abzugeben, 

cj  insbesondere  über  die  zweckmässige  Organisation  der  öffentlichen 
Wohnungsfiirsorge  und  über  staatliche  und  kommunale  Vermitte- 
lungen  des  erforderlichen  Kredits  für  gemeinnützige  Baugesell- 
schaften und  Baugenossenschaften  Vorschläge  zu  machen.  -  An- 
genommen. 
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2i  Antrag  Albrecht  und  Gen.,  die  verbündeten  Regierungen  zu  er- 
suchen, dem  Reichstag  baldmöglichst  einen  Gesetzentwurf,  betreffend 
Regelung  des  Wohnungswesens,  vorzulegen :  insbesondere  Normativ- 
bestimmungen bezüglich  Durchführung  der  Wohnungsinspektion,  sowie 
Schaffung  eines  Reichswohnungsamts.    Anl.  Bd.  1,  No.  7*J.  —  Abgelehnt. 

3)  Antrag  Schräder,  Sabin  und  Gen.  wegen  Einberufung  einer  Kom- 
mission zur  Prüfung  der  bestehenden  Wohiiungsverhältnisse  u.  s.  w.  Anl. 
Bd.  1,  No.  25.  —  Durch  Annahme  des  Antrags  ad  1  erledigt. 

4)  Wohnungsfürsorge  des  Reichs  für  die  vom  ihm  be- 
schäftigten Arbeiter  und  kleinen  Beamten.  Sitzung  vom  15.  Marz,  St.B. 
Bd.  2,  S.  18510  B  ff.  Hierzu  Resolution  der  Budgetkommission,  dahin 
lautend :  Der  Reichstag  spricht  die  Erwartung  aus,  daß  die  in  Kap.  3. 
Titel  22  bewilligten  Summen  (2  Millionen!  nur  Verwendung  finden,  wenn 
bei  Festsetzung  der  Mietspreise  der  mit  Mithilfe  des  Reiches  errichteten 
Wohnungen  nur  die  landesübliche  Verzinsung  und  Amortisation  des  zum 
Bau  der  Hauser  aufgewendeten  Kapitals,  sowie  die  Kosten  der  Ver- 
waltung und  Instandsetzung  in  Anrechnung  gebracht  werden  und  daß  die 
Häuser  späterhin  keinem  anderen  Zwecke  dienen  dürfen)  Anl.  Bd.  2. 
No.  18»  unter  IIIc).  Sitzung  vom  15.  März,  St.B.  Bd.  2,  S.  18!K>  B  ff. 
—  Angenommen.  Bewilligung  des  zur  Förderung  der  Herstellung  von 
Arbeiterwohnungen  im  Reichshaushaltsetat.  —  Anl.  TV,  Einmalige  Aus- 
gaben, Kap.  3,  Titel  22  —  eingestellten  Betrages.  [Petitionen  a)  do> 
Arbeiterbauvereins.  E.  G.  in.  b.  H.,  in  Ellerbrüek  und  b)  des  Vorbandes 
schleswig-holsteinischer  Baugenossenschaften  in  Kiel,  Anl.  Bd.  2.  No.  1851 
unter  IV,  Sitzung  vom  15.  März  und  1.  Mai.  Bd.  2,  S.  18!<3  B,  und 
St.B.  Bd!  3,  S.  21(55)  D,  für  erledigt  erklärt.] 

Preussen.  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Bewilligung  weiterer 
Staatsmittel  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern, 
die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten 
Staatsbeamten.    A.H.    Drucksache  No.    14<).    Nicht  erledigt. 

Denkschrift  über  die  Ausführung  der  Gesetze,  betreffend  die  Be- 
willigung v<ui  Staatsmitteln  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von 
gering  besoldeten  Staatsbeamten,  vom  13.  August  181  »5,  vom  2.  Juli  185*8. 
vom  23.  August  18!>!»  und  vom  5».  Juli  15MK>.    A.H.  Anl.  No.  14<>. 

Thronrede  von  8.  Januar  kündigt  die  Beratung  der  lex  Adickes  und 
weitere  Massnahmen  für  die  Wohnungreform  an.    A.H.  S.  2  f. 

Allerhöchster  Erlass  vom  25.  März,  betreffend  die  Errichtung  einer 
besonderen  Kommission  zur  Aufteilung  «1er  Domäne  Dahlem.  Ges.S.  f.  d. 
K.  Pr.  Staaten  S.  15U. 

Erlasse  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  des  Innern,  des  Kultus 
und  der  Landwirtschaft  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse, 
vom  l!'.  März  (Reichs-  und  Staatsanzeiger  vom  4.  April  t. 

Einstellung  von  Mitteln  in  den  Etat  für  Schaffung  eines  Wohnungs- 
inspekrorates  im  Regierungsbezirk  Düsseldorf. 

Bayern.  K.  V.,  die  Wohnungaufsicht  betreffend,  vom  H».  Februar. 
G.  und  V.O.B1.  S.  73.  Gesetz,  die  Beschaffung  von  Wohnungen  für  Be- 
amte. Bedienstete  und  Arbeiter  der  Staatseisenbahnen  betreffend,  vom 
21.  Dezember.  G.  und  V.G.B1.  S.  737  i  1.5  Mill.  als  Baudarlehen  be- 
willigt;.   Sitzung  vom  31.  Oktober,  A.K.  Bd.  »>,  S.   I5n  ff. 
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Württemberg.  Verf.  des  Ministoriunis  des  Innern  über  die 
Wohnungsaufsicht  vom  21.  Mai.    R.B1.  S.  13(1. 

Baden.  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  an  die  Bezirksämter, 
eine  Wohnungsenquete  vorzunehmen. 

Meiningen.  Für  Förderung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen 
Kredit  von  35(1000  M. 

Altenburg.  Kommission  der  Stadträte  in  Altenburg,  Kahla, 
Schmölln  und  Meuselwitz  zur  Untersuchung  der  Wohnungsverhältnisse. 

Reu  ss  ä.  L.  Kredit  von  5OO00O  M. 

Ziegeleien,  Arbeiterverhältnisse  in  Reich. 

Etatsberatungen  des  Reichstages  vom  21.  und  22.  Januar.  St.B. 
Bd.  1,  S.  785  C  und  800  C. 

Zinkhütten.  Reich. 

Durch  die  Bundesratsbekanntmachung,  betreffend  Abänderung  der 
unter  dem  G.  Februar  19<>0  erlassenen  Vorschriften  über  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  Zinkhütten,  vom  5.  Juli  1901  ist  die  Frist  für  die 
Durchführung  vom  1.  Juli  1  !M U  bis  zum  1.  Oktober  1903  verlängert  worden. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

Stand  der  Gesetzgebungsarbeiten  in  der  Zeit  vom  1.  Jänner 

bis  31.  Dezember  1  IM  >  I  *  >. 

1 .  Agenten  s.  Gewerbeordnung. 

2.  Arbeits  Statistik. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  betr.  die  Arbeitsstatistik,  Beil.  513  A.H.. 
eingebracht  18.  Sitzung  A.H.  am  7.  März  1901.  Bericht  des  sozial- 
politischen Ausschusses,  Beil.  902.  Zweite  und  dritte  Lesung  59.  Sitzung 
A.H.  am  31.  Mai  1 901 .    Beschluss  Beilage  971. 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus  14.  Sitzung  H.H.  vom  17.  Okt.  1901. 
Beil.  7«  H.H.    Zuweisung  au  die  Kommission. 

3.  Arbeitsstatistisches  Amt. 

Verordnung  des  Handelsministeriums,  betr.  die  Gebühren  der  Beamten 
des  arbeitsstatistischen  Amts  bei  deren  dienstlicher  Verwendung  ausser- 
halb des  Amtgebäudes  vom  11.  März  1901  R.G.  Bl.  No.  35. 

4.  Bergarbeiter. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  womit  bezüglich  der  beim  Kohlenbergbau 
in  der  Grube  beschäftigten  Arbeiter  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1881  B.G.B1. 
Xo  115  über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  Frauens- 
personen, dann  über  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die  Sonntagsruhe  beim 
Bergbau,  abgeändert  wird.  Beil.  512  A.H.  eingebracht  18.  Sitzung  A.H. 
a  n  7.  März  1901. 

*)  A  l»k  i'i  rzn  ngen  :  Sitzung  A.H.  =  Stenogrjiplii*eln».N  Protokoll  der  Sitzung  de* 
Alitreonlnptenhitu*eN,  XVII.  Se*.*ion.  Wien.  K.  Hof-  uml  Staatsdniekeroi.  —  Heil.  A.II.  =- 
Beilage  zu  den  ?t4!in  »graphischen  Protokollen  des  Ahgeordnetenhause*,  XVII.  Session.  Wien. 
K.  Hof-  und  Staatsdruekerei.  —  Sitzung  H.H.  =»  Stenographisches  Protokoll  der  Sitzung 
des  Herrenhauses.  XVII.  Session.  Wien,  K.  Hof.  nnd  Staatsdrucken-i.  —  Beilage  H.H.  «=- 
B'-ilag«»  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Herrenhaus.  XVII.  S«s>i<>n.  Wien,  K. 
Hof-  und  Stnatsd  ruckerei.  —  R.G.BI.  =  KcieliMri-sctzhlatt  für  die  im  Kcichsratf»  vertretenen 
Königreiche  und  Lander,  Jahrgang  M'01.    Wien,  K.  Hof-  und  Staatsdrnekerei. 
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Beric.hr  des  sozialpolitischen  Ausschusses  Beil.  841  A.H.  Zweite 
Lesung  49.  und  50.  Sitzung  A.H.  vom  22.  und  23.  Mai  1901,  dritte  Lesung 
50.  Sitzung  A.H.    Besehlnss,  Beil.  898  A.H. 

Erste  Lesung  im  Herrenhause  9.  Sitzung  am  25.  Mai  1!M_U.  Bericht 
der  Kommission  Beil.  44  H.H.  Zweite  und  dritte  Lesung  II.  Sitzung 
am  8.  Juni  1901.    'Vgl.  „Bulletin-  S.  10. i 

5.  B  e  t  r  i  e  b  s  z  ä  h  1  u  n  g. 

Regierungsvorlage:  Oesetz  betr.  die  Vornahme  einer  Zählung  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betriebe.  Beil.  754  A.H.  einge- 
bracht 35.  Sitzung  A.  H.  am  23.  April  1901. 

Bericht  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  Beil.  847  A.H.  Zweite 
und  dritte  Lesung  59.  Sitzung  A.  H.  am  10.  Juni  1901.  Beschluss  nach 
dem  Ausschussbericht. 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus  13.  Sitzung  am  11.  Juni  1901.  Bericht 
der  Kommission  .  Beil.  75  H.H.  Zweite  Lesung  und  Rüekweisung  an  die 
Kommission  13.  Sitzung  am  11.  Juni  1 5 M>  1 .  —  Neuerlicher  Bericht  Beil.  81 
H.H.  Zweite  und  dritte  Lesung,  H».  Sitzung  H.H.  vom  28.  Xovbr.  1901. 
Zurück  ans  Abgeordnetenhaus. 

Bericht  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
Beil.  1093,  erstattet  in  der  8b\  Sitzung  A.H.  vom  18.  Dez.  1901.  Zweite 
und  dritte  Lesung  ebenda.    Beschluss  nach  dem  Berichte. 

<>.  Diu  misten  s.  Staatsdiener. 

7.  E  i  s  e  n  b  a  h  n  p  e  r  s  o  n  a  1  <s.  auch  Gewerbegerichte  ). 
Regierungsvorlage :  Gesetz  betr.  die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses 

der  bei  Regiebauten  von  Eisenbahnen  und  in  den  Hilfsanstaltea  derselben 
verwendeten  Arbeiter.  Beil.  717  A.H.  eingebracht  33.  Sitzung  am  18.  April 
1901.    Zuweisung  an  den  Ausschuss. 

8.  Erbltaurec  h  t  s.  Wohnungsfrage. 

9.  Erbsteuer  s.  Vermögensiihertragungsgehühren. 

1 0.  Erwerbs-  und  W  i  r  r  s  c  h  a  f  t  s  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  r  e  n. 
Antrag  Wrabetz  u.  Gen.:  Gesetz  betr.  die  Revision  der  Erwerbs- 

nnd  Wirtschaftsgenossenschaften  und  anderer  Vereine.  Beil.  270  A.H. 
eingebracht  4.  Sitzung  A.H.  am  12.  Februar  1901.  Bericht  des  volks- 
wirtschaftlichen Ausschusses  Beil.  842  A.H.  Zweite  und  dritte  Lesung 
59.  Sitzung  am  10.  Juni  1901.    Beschluss  nach  dem  Ausschussbericht. 

Erste  Lesung  im  Herrenhans  14.  Sitzung  am  11.  Juni  1901  vom 
17.  Oktober  1901.    Beil.  74  H.H.    Verweisung  an  die  Kommission. 

11.  Erzieher  s.  Höhere  Dienstleistungen. 

1 2.  G  e  w  e  r  b  e  g  e  r  i  c  h  t  e. 

Regierungsvorlage :  Gesetz  betr.  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegeriehte 
für  Rechtstreitigkeiten  der  bei  Eisenbahnen  und  DampfsehitVuntpraehmungen 
beschäftigten  Personen.    Reil.  537  A.  H. 

13.  Gewerbeinspektion  s.  Wasserstrassen. 

14.  G  e  w  e  r  b  e  o  r  d  n  u  n  g. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  der 
Gewerbeordnung.  Beil.  51<»  A.H.  eingebracht  in  der  21.  Sitzung  A.H.  am 
12.  Marz  1901. 

Antrag  Weisskirehner  u.  G.,  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  der 
59  n.  <;0  der  (Gewerbeordnung.    Beil.  111  A.H. 
Bericht  des  Oewcrbeausschusses :  Beil.  850  A.H.    Zweire  und  dritte 
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Lesung  57  u.  58.  Sitzung  A.H.  am  4.  u.  8.  Juni  1 ! M » 1 .  Beschluss: 
Beil.  949  A.H. 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus  12.  Sitzung  am  lO.  Juni  1901.  Bericht 
der  Kominissinn  Beil.  85  H.H.  —  Zweite  und  dritte  Lesung  K5.  Sitzung 
H.H.  vom  28.  Xov.  1  IM  >  1 .    Zurück  aus  Abgeordnetenhaus. 

Bericht  des  Gewerbeausschusses  Beil.  1141  A.H.  Zweite  und  dritte 
Lesung  85.  Sitzung  A.H.  vom  17.  Dez.  UHU.    Beschluss  nach  dem  Berichte. 

15.  Haftpflicht  der  Eisen  tiahnen. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  die  Ausdehnung  des  Haftptlieht- 
gesetzes  vom  5.  Marz  1 8GJ>t  R.G.B1.  Xo.  27.  auf  alle  mit  Anwendung  einer 
elementaren  Kraft  betriebenen  Eisenbahnen.  Beil.  718.  A.H.,  ein- 
gebracht 33.  Sitzung  A.H.  am  18.  April  1001. 

HJ.  Handels-  und  Cfe  werbe  kämme  rn. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  die  teilweise  Abänderung  des  Gesetzes 
vom  29.  Juni  18(58.  R.G.B1.  Xo.  85,  über  die  Organisierung  der  Handels- 
und  Gewerbekammern,  Beil.  472  A.H.,  eingebracht  15.  Sitzung  A.H.  am 
4.  März  1901.  Bericht  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  Beil.  (510 
A.H.  Zweite  und  dritte  Lesung  40.  Sitzung  A.H.  am  2.  Mai  UHU,  Be- 
schluss nach  dem  Ausschlussantrage. 

Erste  Lesung  im  Herrenhause  8.  Sitzung  am  14.  Mai  1!H>1.  Bericht 
der  Kommission  Beil.  39  H.H.    Zweite  und  «bitte  Lesung  am  5.  Juni  UHU. 

Gesetz  vom  30.  Juni  UH>1,  womit  das  Gesetz  vom  29.  Juni  18(58, 
E.G.B1.  Xo.  85,  betr.  die  Organisation  der  Handels-  und  Gewerbekammern, 
teilweise  abgeändert  wird,  R.G.B1.  Xo.  1<>3,  XLV.  Stück  ausgegeben  am 
18.  Juli  1891. 

17.  Handlungsgehilfen. 

Reichsvorlage:  Gesetz  betreffend  den  Dienstvertrag  der  Handlungs- 
gehilfen und  anderer  in  kaufmännischen  oder  gewerblichen  Unternehmungen 
zu  höheren  Dienstleistungen  angestellten  Personen,  eingebracht  in  der 
70.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses.  Beil.  1103  A.H.  Dazu:  Regierungs- 
vorlage: Gesetz  betreffend  die  Ergänzung  und  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnung.   Beil.  11<>2  A.H. 

18.  Hausierhandel. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  den  Hausierhandel.  Beil.  452  A.H., 
eingebracht  13.  Sitzung  A.H.  am  28.  Februar  1901.  —  Initiativanträge 
Beil.  177,  211,  351,  (540,  KM,  782  A.H.  Dem  Gewerbeausschuss  zu- 
gewiesen. 

1 9.  Höhere  Dienstleistungen. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  ergänzende  Vorschriften  über  den 
Dienstvertrag  für  Krankenpflege,  Unterricht,  Erziehung  und  andere  höhere 
häusliche  oder  persönliche  Dienstleistungen,  eingebracht  in  der  7(5.  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  2.  Dezember  1901.    Beil.  1 1<)4  A.H. 

20.  Krankenpflege  s.  Höhere  Dienstleistungen. 

21  Land  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  B  e  r  u  f  s  genossen  s  c  h  a  f  t  e  n. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  betr.  die  Errichtung  von  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte,  eingebracht,  in  der  4.  Sitzung  A.H.  vom 
12.  Februar  1901.  Beil.  (53  A.H.  Bericht  dos  Ausschusses  Beil.  943  A.H. 
Zweite  Lesunir  SO.  —  85.  Sitzung  A.H.  vom  10.-  14.  und  1*5.  Dez.  19(11. 
Dritte  Lesung  8(5.  Sitzung  A.H.  vom  18.  Dez.  UHU. 

Erste  Lesung  im  Herrenhause  17.  Sitzung  H.H.  vom  2<>.  Dez.  19<H. 
Zuweisung  an  die  Kommission. 
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22.  Landwirtschaftliche  Bö r .s e n. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  mit  welchem  einige  abändernde  und  er- 
gänzende Bestimmungen  zu  dem  Gesetze  vom  1.  April  1875,  R.G.B1. 
Nn.  t>7.  betr.  die  Organisierung  der  Börsen,  erlassen  werden,  eingebracht 
in  der  72.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  ID.  November  li>01. 
Beil.  1057  A.H. 

23.  L  e  b  e  n  s  m  i  1 1  e  1  p  o  1  i  z  e  i. 

Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Handels,  womit 
die  Verwendung  ungeniessbarer  Gegenstände  für  Esswaren,  sowie  das 
Verkaufen  und  Feilhalten  solcher  mit  ungeniessbaren  Gegenständen  ver- 
sehener Esswaren  verboten  wird.    Vom  2.  April  11*01,  R.G.B1.  No.  3t>. 

24.  Margarine. 

Antrag  Fink,  Beil.  12<>  A.H.  Antrag  Tollinger  Beil.  2<>2  A.H.  An- 
trag Kozlowski,  Beil.  275  A.H. 

Bericht  des  landwirtschaftlichen  Ausschusses:  Beil.  tili  A.H.  Zweite 
und  dritte  Lesung  41.  Sitzung  A.H.  vom  3.  Mai  IDOL  Beschluss  Beil.  18!)  A.H. 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus  8.  Sitzung  am  14.  Mai  IDOL  Bericht  der 
Kommission  Beil.  41  H.H.  Zweite  und  dritte  Lesung  10.  Sitzung  am 
5.  Juni  IDOL 

25.  Priv  ata  n  gestellte  s.  Versicherung. 

2(>.  S  e  e  m  a  n  n  s  o  r  d  n  u  n  g. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  womit  eine  Seemannsordnug  für  die  öster- 
reichische Handelsmarine  erlassen  wird,  Beil.  5  H.H.,  eingebracht  3.  Sitzung 
H.H.  am  11.  Februar  1D01.  —  Bericht  der  Spezialkommission  Beil.  21) 
H.H.    Zweite  und  dritte  Lesung  1».  Sitzung  H.H.  am  25.  Mai  IDOL 

27.  Sonntagsruhe.    (S.  auch  Bergarbeiter.) 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  womit  das  Gesetz  vom  !♦>.  Jänner  181)5 
(R.G.B1.  No.  21t  betr.  die  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im 
Gewerbebetriebe,  teilweise  abgeändert  und  ergänzt  wird,  eingebracht  in 
der  7<».  Sitzung  des  A.H.  vom  2.  Dezember  15HH.    Beil.  1101  A.H. 

28.  Staatsdiener. 

Antrag  Pommer,  betr.  die  Regelung  der  Stellung  und  der  Bezüge 
der  bisher  in  keine  Rangklasse  eingereihten  Staatsbediensteten,  Diur- 
nisten  und  Kaikulanten,  eingebracht  in  der  4.  Sitzung  A.H.,  Beil.  202 
A.H.  —  Bericht  des  Budgetausschusses  Beil.  103!)  A.H.  Zweite  und 
dritte  Lesung  8<i.  Sitzung  A.H.  vom  18.  Dezember  1IM)1.  Beschluss 
Beil.  1183  A.H. 

21».  U  n  f  a  1 1  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  u  g. 

Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  5.  Juni  11MM,  betr. 
die  Abänderung  der  Vorschriften  über  die  Form  und  den  Inhalt  der  in 
Gemftssheit  des  §  2D  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  R.G.Bl. 
No.  lex  1888.  betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  zu  erstattenden 
Unfallanzeigen,  R.G.Bl.  No.  (15,  XXIX.  Stück  ausgegeben  am  11.  Juni  IDOL 

SO.  V  e  r  in  ö  g  e  n  s  ü  b  e  r  t  r  a  g  u  n  g  s  g  e  b  ü  h  r  e  n. 

Bericht  des  Gebührenausschusses  über  einen  vom  Ausschusse  be- 
schlossenen Gesetzesentwurf,  bet  rettend  Gebühren  von  Vermögensüber- 
tragungen, Beil.  \M2  A.U..  erstattet  SO.  Sitzung  am  27.  März  ISMO. 
Zweite  Leseng  33.-  38.  Sitzung  am  18.,  1!».,  23..  24.,  20.  u.  30.  April  1  «KU, 
dritte  Lesung  38.  Sitzung  So.  April  IDOL    Beschluss  Beil.  SUD  A.H. 

Erste  Lesunii  im  Herrenhaus  8.  Sitzung  am  14.  Mai  IDOL  Bericht 
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der  Spezialkommission  Beil.  40  HH.  Zweite  und  dritte  Lesung  10.  .Sitzung 
am  5.  Juni  19oi. 

Gesetz  vom  18.  Juni  1901  betr.  Gebühren  von  Vermögensüber- 
tragungen. R.G.B1.  No.  74,  XXIV.  Stück  ausgegeben  am  25.  Juni  1901. 

Verordnung  der  Minister  der  Finanzen  und  der  Justiz  vom  21.  Juni  1901 
zur  Durchführung  des  Gesetzes:  R.G.B1.  Xo.  75,  XXXV.  Stück  aus- 
gegeben am  25.  Juni  1901. 

31.  Versicherung.  (Pensionsversicherung  der  Privatangestellten.) 
Regierungsvorlage:    Gesetz    betr.  die   Peusionsversicherung  der  in 

privaten  Diensten  und  einiger  in  öffentlichen  Diensten  Angestellter, 
Beil.  874  A.H.,  eingebracht  48.  Sitzung  A.H.  am  21.  Mai  1901.  -  Ini- 
tiativanträge Beil.  187,  382,  421,  587,  644  A.H.  —  fJem  sozialpolitischen 
Ausschuss  zugewiesen. 

32.  W  a  s  s  e  r  s  t  r  a  s  s  e  n. 

Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  den  Bau  von  Wasserstrassen,  Beil.  792 
A.H.,  eingebracht  37.  Sitzung  am  26.  April  1901.  Bericht  des  Wasser- 
strassenaussehusses,  Beil.  886  A.H.  Zweite  Lesung  52. — 54.  Sitzung  29., 
30.  u.  31.  Mai  1901,  dritte  Lesung  55.  Sitzung  1.  Juni  1901.  Beschluss 
Beil.  919  A.H. 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus  10.  Sitzung  am  5.  Juni  1901.  Bericht 
der  Kommission  Beil.  47  H.H.  Zweite  und  dritte  Lesung  12.  Sitzung 
am  10.  Juni  1901. 

Gesetz  vom  11.  Juni  1901,  betr.  den  Bau  von  Wasserstrassen  und 
lind  die  Durchführung  von  Flussregulierungen,  R.G.B1.  Xo.  66,  XXX.  Stück 
ausgegeben  am  13.  .Juni  1901*). 

33.  W  o  h  n  u  n  g  s  frag  e. 

a)  Regierungsvorlage:  Gesetz  betr.  Begünstigungen  für  Gebäude  mit 
gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen,  eingebracht  in  der  71.  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  14.  Xovember  1901.    Beil.  1046  A.H. 

b)  Antrag  Schücker,  betrottend  die  Erlassung  eines  Gesetzes  zur  Ein- 
führung des  Rechtsinstitutes  des  Erbbaurechtes.    Beil.  10O8  A.H. 


III.  Belgique.  Belgien. 

1 .  Altersversicherung. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  A  1 1  e  r  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  der 
unter  Tage  beschäftigten  Arbeiter,  dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung 
vom  3.  Mai  1901  durch  Herrn  De  Ponthiere  vorgelegt. 

Einer  Kommission  überwiesen. 

2.  Arbeiterwohnu  n  g  e  n. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  des  Arbeiter- 
wohnungsgesetzes vom  9.  August  1899  und  die  Errichtung  einer  Lsnides- 
Wohnungsgenossenschaft,  dem  Abgeordneteuhause  in  der  Sitzung  vmi 
30.  Januar  1901  durch  Herrn  Denis  vorgelegt. 

Einer  Sektion  überwiesen. 

3.  A  r  b  e  i  t  s  m  a  s  s  e. 

Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend   die  Regelung  der  Arbeits- 


*)(«J§  14  u.  15  regeln  die  Bestellung  von  öpezialgewerbeinspektoren  und  den  Schutz 
der  beschäftigten  Personen.) 
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masse.  dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  vom  11.  Dez.  D*O0 
durch  die  Regierung  vorgelegt. 

Zentralsektionsberieht,  erstattet  dem  Abgeordnetenhanse  in  der 
»Sitzung  vom  4.  Juni  l'JOl  durch  Herrn  Borboux. 

Vom  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  vom  12.  Juli  1M01  ange- 
nommen. 

Bericht  der  Industrie-  und  Arbeitskommission,  erstattet  dem  Senat  in 
der  Sitzung  vom  1<>.  Juli  VMM. 

Vom  Senat  in  der  Sitzung  vom  25.  Juli  ÜH>1  angenommen  (vergl. 
„Bulletin"  S.  11). 

4.  Arbeitszeit  et  c. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Regelung  der  Arbeits- 
zeit, der  Nachtarbeit  und  der  wöchentlichen  Arbeitspausen, 
dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  vom  5.  Februar  UHU  durch 
Herrn  Bertrand  vorgelegt. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Beschränkung  der  Arbeits- 
dauer und  die  S  o  n  n  t  a  gs  a  r  b  e  i  t ,  «lein  Abgeordnetenhause  in  der 
Sitzung  vom  12.  Juni  l'.M)]  durch  Herrn  Helieputte  vorgelegt. 

Beide  Entwürfe  wurden  der  Zentralsektion  überwiesen. 

5.  F  a  m  i  1  i  e  n  b  e  s  i  t  z ,  kleine  r. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  lT  n  a  u  s  p  f  a  n  d  b  a  r  k  e  i  t  des 
kleinen  F  a  m  i  1  i  e  n  b  e  s  i  t  z  e  s .  dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung 
vom  2o.  Mörz  1  i><>  1  durch  Herrn  Carton  de  Wia.it  vorgelegt. 

Einer  Kommission  überwiesen. 

<>.  K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  i  e  r  u  n  g  der  Berg  w  e  r  k  e. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Gesetzgebung 
über  die  K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  i  e  r  u  n  g  der  Bergwerke,  dem  Senat  in  der 
Sitzung  vom  21.  Dez.  1!MH  durch  Herrn  Haurer  vorgelegt. 

7.  Kranken-  und  Altersversicherung. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  einer  K  ranke  n- 
und  A  1 1  e  r  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  u  s  t  a  1 1  für  landwirtschaftliche  und  In- 
dustriearbeiter, dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  vom  11.  Dez.  1  !»<  H  i 
durch  Herrn  Waroeque  vorgelegt. 

Einer  Konimission  überwiesen. 

EntwuH'  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  des  Art.  8  des 
A  1 1  e  r s  v er s  i  ch  e r u  n  gsge  s  e  t  z e s  vom  10.  Mai  l'JOO.  dem  Abgeordneten- 
hause in  der  Sitzung  vom  IM.  Dez.  liH.M  durch  Herrn  Tibbaut  vorgelegt. 

8.  S  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  h  t  e. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Erweiterung  der  Ge- 
richtsbarkeit der  gewerblichen  Schiedsgerichte  auf  Kauf- 
leute und  kaufmännisch  Angestellte,  dem  Abgeordnetenhanse  in  der  Sitzung 
vom  5.  Juli  U'Ol  durch  Herni  Tibbaut  vorgelegt. 

Einer  Kommission  überwiesen. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Organisation 
der  gewerblichen  Schiedsgerichte,  dem  Abgeordnetenhanse  in  der  Sitzung 
vom  27.  Februar  VMM  durch  Herrn  Denis  vorgelegt. 

Einer  Kommission  überwiesen. 

Ü.  Stühle  für  die  Lade  n  a  n  gestellten. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Verpflichtung  zur  Ueberlassung 
von  Stühlen  für  die  L  a  d  e  n  a  n  ge  s  t  e  1 1 1  e  n  ,  dem  Abgeordnetenhanse 
in  der  Sitzung  vom  Ii».  Juni  1JMU  durch  Herrn  Denis  vorgelegt. 


gitized  by  Google 


7!>  - 


10.  Unfallversicherung. 

Entwurf  eines  U  n  f  a  1 1  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z  e  s  ,  dem  Abgeord - 
netenhause  am  12.  Marz  UHU  durch  die  Regierung  vorgelegt. 

Bericht,  erstattet  dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  vom 
5.  Nov.  11X^1  durch  Herrn  Van  Cleemputte. 

11.  Versicherungsgesellschaften. 

Entwurf  einer  Gesetzes,  botreffend  die  Abänderung:  des  Gegenseitig- 
keits-V  ersiehe  rungsgesellschaften-Gesetzes,  dem  Senat  in  der.  Sitzung 
vom  23.  Dez.  1901  durch  Herrn  De  Mot  vorgelegt, 

Ausserdem  liegen  zur  Zeit  noch  folgende  Gesetzesentwürfe  vor: 

I.  Der  Z  e  n  t  r  a  1  s  c  k  t  i  o  n. 

1.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  k  a  u  fm  ü  n  n  i  s  c  h  e  Schieds- 
gerichte, Antragsteller:  Herr  Verheyen  1 20.  Nov.  1 ! M K > iT 

2.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betretend  die  Erweiterung  der 
Gerichtsbarkeit  der  g  e  w  e  r  b  1  i  c  h  e  n  S  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  h  t  e ,  Antrag- 
steller: Herr  Defnet  (14.  Dez.  lUOOi. 

DI.  Den  Kommissionen. 

3.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  A  1 1  e  r  s  v  e  r s  i  c  h  e  r  u  n  g 
der     Kohl  e  n  bergarbe  i  t  e  r ,      Antragsteller:     Herr    De  Fnisseaux 

November  1900). 


IV.  Espagne.  Spanien. 

Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Strikes.  dorn  Kongress  vor- 
gelegt am  29.  Oktober  1901. 

(Auszugsweise  wiedergegeben,  i 

Art.  1.  Strikes  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  sind  er- 
laubt unter  folgenden  zwei  Bedingungen  : 

Ii  dass  sie  den  Behörden  vorher  angezeigt  werden,  und  zwar  14  Tage 
vorher,  wenn  es  sich  um  Angestellte  bei  Eisenbahnen,  Tramwavs,  Schiffen 
und  sonstigen  öffentlichen  Diensten  handelt,  und  4  Tage  vorher  bei 
Fabriken,  Werkstätten  und  sonstigen  Etablissements  der  l'rivatindustrie  : 

2t  dass  gegen  die  Arbeitswilligen  keinerlei  Gewalt,  Drohung  oder 
Chikane  angewendet  wird. 

Art.  2.  In  folgenden  Fällen  sind  Strikes  verboten  und  sollen  von  den 
Behörden  mit  allen  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  verhütet  werden  : 

1)  wenn  der  Natur  des  Strikes  nach  das  wirtschaftliche  oder  industrielle 
Lehen  einer  ganzen  Stadt  oder  Landschaft  gelahmt  werden  könnte: 

2\  wenn  dadurch  die  Versorgung  eines  Ortes  mit  Licht,  Waren  oder 
einem  anderen  Bedürfnisbefriedigungsmittel  ersten  Hanges  gefährdet  würde: 

3)  wenn  durch  den  Strike  das  Leben  einer  oder  mehrerer  Personen 
in  Gefahr  gebracht  werden  könnte : 

4i  wenn  dadurch  die  Verpflegung  der  Kranken  oder  der  Insassen 
der  Wohlthätigkeitsanstalten  gef ähnlet  würde: 

5i  wenn  der  Strike  den  Ausbruch  einer  Epidemie  herbeiführen  könnte: 

6t  wenn  der  Strike  nicht  rechtzeitig,  innerhalb  der  in  Art.  1  ange- 
gebenen Fristen,  zur  Kenntnis  der  Behörde  gelangt. 

Art.  3.  Verbindungen  von  Arbeitern  zum  Zwecke  des  Strikes  sind 
gestattet,  wenn  sie  mit  dem  vorliegenden  Gesetz  im  Einklang  stehen. 
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Art.  4.  Widerstandsvereine  «1er  Arbeiter  sind  erlaubt.  Dagegen 
sind  Abmachungen  verboten,  durch  die  ein  Arbeiter  sich  verpflichtet,  für 
immer  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  einem  Vereine  anzugehören.  In  den 
Statuten  können  die  Verpflichtungen  des  Arbeiters  gegenüber  dem  Vereine, 
ohne  Pfandrecht,  festgesetzt  werden.  Es  darf  durch  diese  Abmachungen 
der  Arbeiter  aber  nicht  gehindert  werden,  freiwillig  aus  dem  Verband 
auszuscheiden ;  auch  steht  diesem  letzteren  nicht  das  Recht  zu,  gegen  den 
Arbeiter  in  irgend  einem,  die  Erfüllung  der  statutenmässigen  Verpflichtungen 
betroffenden  Falle  eine  Civilklage  anzustrengen. 

Art.  5.  Verbände  von  Arbeitgebern  sind  in  den  Fällen,  in  welchen 
nach  Art.  2  die  Strikes  der  Arbeiter  verboten  sind,  ebenfalls  verboten 
und  ausserdem  noch : 

1)  wenn  dadurch  die  Gesetzbestimmungen  über  die  Arbeitsunfälle  oder 
über  die  Regelung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  umgangen  werden  sollen : 

2)  wenn  sie  gegen  die  Gesetze,  Reglemente  und  Municipalverordnungen 
gerichtet  sind,  welche  sich  auf  die  Sicherheit  der  Arbeiter  oder  auf  die. 
Arbeitsbedingungen  in  den  Fabriken  oder  Werkstätten  beziehen. 

Art.  f».  Wer  die  Arbeit  der  freiwillig  an  die  Stelle  von  Stinkenden 
getretenen  Arbeiter  auf  irgend  eine  Weise  zu  hindern  versucht,  macht 
sich  des  Deliktes  des  Zwanges  schuldig  und  vorfällt  der  Strafe  gemäss 
Art.  510  des  Strafgesetzbuches.  Der  gleichen  Strafe  verfällt  der  Arbeit- 
geber, der  durch  irgend  welchen  Zwang  den  Arbeiter  zur  Annahme  anderer 
Arbeitsbedingungen  nötigen  will,  als  zwischen  den  Beiden  frei  ausge- 
macht war. 

Art.  7.  Die  Führer  oder  Anstifter  von  Strikes  oder  Vereinigungen, 
die  in  Art.  2  aufgeführt  sind,  werden  mit  strenger  Haft  bestraft,  und 
wenn  sie  der  Arbeit  oder  der  Industrie  oder  der  Oertlichkeit,  wo  der 
Strike  ausgebrochen,  fremd  sind,  soll  immer  das  höchste  Strafmass  aus- 
gesprochen werden. 

Art.  8.  Von  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  an  gelten  für  jede 
von  Staat  oder  Provinz  oder  Gemeinde  konzessionierte  öffentliche  Arbeit 
folgende  Bestimmungen  : 

1)  die  Beziehungen  zwischen  den  Konzessionären  und  den  Arbeitern 
sollen  durch  einen  Vertrag  geregelt  sein : 

2)  im  Vertrag  soll  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  und  die  Höhe  des 
Tagelohnes  genau  angegeben  sein ; 

3)  alle  Fragen  die  sich  aus  dem  Vertrag  ergeben,  sollen  durch  die 
Verwaltungsbehörde  im  Verein  mit  der  lokalen  Kommission  für  soziale 
Reformen,  die  als  Schiedsrichter  fungiert,  entschieden  werden. 

4)  Art.  55f>  des  Strafgesetzbuches  und  alle  sonstigen  mit  diesem 
Gesetz  in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  sind  aufgehoben. 


V.  France.  Frankreich. 

Achtstundentag,  s. :  Arbeitsdauer. 

1 )  A  e  r  z  1 1  i  e  h  e  Hilfe,  U  n  e  n  t  g  e  1 1 1  i  c  h  k  e  i  t  der. 

Antrag  betr.  die  Organisation  der  unentgeltlichen  ärztlichen  Hilfe 
in  Algier  «in  Anwendung  des  Gesetzes  vom  1">.  Juli  1S!l3i,  gestellt  vom 
Abgeordneten  Morinaud  am  14.  März  |!'MH    .Doc.  pari.  No.  22.">ti ;  J.  O. 
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p.  203  -  An  die  Kommission  für  Geriehtsreform  und  bürgerliche  Gesetz- 
gebung verwiesen. 

2)  Anstellung. 

Gesetzes  Vorschlag  betr.  Anstellung  der  Beamten  und  Arbeiter 
beider  Geschlechter  und  aller  Berufe,  eingebracht  vom  Abg.  Coutant  etc.,  den 
8.  Nov.  1808  (Doc.  pari.  No.  328;  J.  O.  p.  158).  An  die  Arbeitskom- 
mission  gewiesen.  —  Bericht  Georges  Berrv,  den  15.  Dez.  1800  iDoc. 
pari.  No.  128!);  J.  0.  p.  348).  Sitzungen  am  15.,  22.  und  20.  Nov.  1000. 
Diskussion  und  Annahme.  -  Ueberweisung  an  den  Senat,  am  30.  Nov. 
Doc.  pari.  Xo.  383;  J.  0.  p.  TTG).  Bericht  Expert  Bezancon  22.  Nov. 
1901  (Doc.  pari.  410;  J.  0.  p.  411).  —  Ergänzungsbericht  Ch.  Prevet  10. 
Dez.  10O1  iDoc.  pari.  No.  443). 

3 )  A  r  b  e  i  t  e  r  -  A  1 1  e  r  s  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  s  k  a  s  s  e  n  ;  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  - 
kassseri  gegen  Arbeitslosigkeit  und  V  er  s  i  c  h  e  r  u  n  gsk  ass  en 
auf  den  Todesfall  für  Arbeiter. 

Antrag  betr.  die  Altersversorgung.*-  und  Unterstützungskassen  der 
Industriearbeiter,  gestellt  von  Senator  Felix  Martin  am  27.  Febr.  1807 
Doc.  pari.  No.  (51  ;  J.  ().  p.  355».  —  Sinn.  Ber.  Gustave  Denis,  1.  April 
18117  (Doc.  pari.  No.  103;  J.  0.  p.  402,.  -  Erheblich  erklärt  am  17.  Juni 
1807.  —  Ber.  Felix  Martin,  7.  Febr.  1808  iDoc.  pari.  No.  3»i;  J.  O.  p. 
74).  —  Erste  Lesung,  Sitzung  vom  24.  Febr.  1808. 

Antrag  betr.  die  Einführung  des  Alkoholmonopols  in  Frankreich  und 
die  Verwendung  der  Ertragnisse  desselben  zur  Gründung  einer  nationalen 
Alters versorgungskasse  für  bejahrte  Arbeiter  in  Industrie,  Handel  und 
Ackerbau,  gestellt  vom  Abgeordneten  Guillemot  am  2.  Juni  1808  (Doc. 
pari.  No.  84;  J.  O.  p.  1174).  Sum.  Ber.  Berthet  11.  Juli  1808  (Doc. 
pari.  No.  225;  J.  O.  p.  1403).  Erheblich  erklärt  am  7.  Nov.  1808.  — 
Ber.  Guillemet  14.  Nov.  1800  (Doc.  pari.  No.  1103;  J.  (>.  p.  I). 

Antrag  betr.  die  Organisation  einer  Altersversorgungskasse  der 
Arbeiter  und  Arbeitsinvaliden,  und  einer  Kapitalisierungs-  oder  Lebens- 
versicherungskasse, gestellt  vom  Abgeordneten  de  Kamel  am  13.  Juli  1808 
.Doc.  pari.  No.  27<>;  J.  O.  p.  1200..  —  Zurückgezogen. 

Antrag  betr.  die  allgemeine  und  sofortige  Organisation  der  Alters- 
versorgungen und  der  Krankenpflege  für  Arbeiter,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Zevaes  am  20.  Juni  1808  (  Doc.  pari.  No.  0(i ;  J.  O.  p.  122«i  i. 

Antrag  betr.  die  Altersversorgungskassen,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Audiffred  am  4.  Juli  1808  (Doc.  pari.  No.  UM;  J.  O.  p.  3*il>.  An  die 
Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Organisation  der  Altersversorgung  und  die  Ein- 
richtung des  Dienstes  der  sozialen  Fürsorge,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Gervais  am  12.  Juli  1808  (Doc.  pari.  No.  257;  J.  O.  p.  7l>(>  des  Bandes 
von  1800).  —  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozial- 
politik verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Arbeiterruhegehälter,  gestellt  vom  Hand  elsmin  ister 
Mamejouls  am  25.  Oktober  1808  (Doc.  pari.  No.  271:  J.  O.  p.  81,. 
An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Gründung  einer  nationalen  Kasse,  durch  welche 
den  Arbeitern  beiderlei  Geschlechts  eine  Entschädigung  für  Arbeitslosig- 

1)  Erklärungen  der  Abkürzungen:  Doc.  p;trl.  =  Dokuments  parlonicutiunw.  J.  O.  -= 
Journal  officiel. 
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keit,  in  Krankheitsfällen  und  ein  Ruhegehalt  im  Alter  von  TO  Jahren  ge- 
währleistet wird,  gestellt  vom  Abgeordneten  Dubuisson  am  25.  Okt.  18**8 
,Doc.  pari.  No.  277:  .T.  ().  p.  70). 

Antrag  betr.  die  Altersversorgungskassen  für  kränkliche  und  be- 
jahrte Personen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Chauviere  und  Kons.,  am 
14.  November  18!>8  iDoc.  pari.  No.  353;  .1.  O.  p.  251).  -  Verwiesen  an 
die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  die  Altersruhegehälter,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Louis  Puech  und  Kons,  am  14.  Nov.  18!>8  tDoc.  pari.  No.  357:  J.  O. 
p.  282*.  —  Vorwiesen  an  die  Kommission  für  Vorsicherungswesen  und 
Sozialpolitik.  —  Bericht  Bienvenu  Martin  (Doc.  pari.  No.  1434:  .T.  (). 
p.  535). 

Antrag  botr.  Gewährleistung  eines  Ruhegehaltes  für  Arbeiter  beider- 
lei Geschlechts  bei  einem  Alfer  von  <>0  Jahren,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Vailliint  und  Kons.,  am  4.  März  1 SOO  tDoc.  pari.  No.  78<>:  J.  O.  p.  855». 

—  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  ver- 
wiesen. 

Antrag  betr.  die  Arbeiterruhegehälter,  die  Invalidität  und  die  Ver- 
sicherung auf  den  Todesfall  für  Arbeiter,  gestellt  vom  Abgeordneten 
L.  Ricard  am  30.  März  18!»i)  -Doc.  pari.  No.  878;  J.  O.  p.  1(173).  — 
Verwiesen  an  die  Kommission   für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

Der.  Guieysse,  9.  Marz  1900  (Doc.  pari.  No.  1502;  J.  O.  p.  721).  —  Ergänzender 
Bericht  Ouicys.sc,  14.  Mai  1901  (Doc.  pari.  No.  2333;  J.  O.  p.  30.7».  Zusatz  zum  Er- 
gftnzungshericht,  neue  Fassung  der  Kommission  vom  2").  Juni  1901  (Doc.  pari.  No.  2333, 
[Zusatz];  .1.  O.  p.  «311).  —  Dringlich  erklärt.  —  Beratung  um  4.,  6.,  10.,  11.,  13.,  17., 
18.,  20.,  24.,  25.,  27.,  28.  Juni,  1.,  2.  Juli  1901.  —  Annahme  eine»  Resolutionsentvrurfs 
de  Gailhard-Baucel :  Die  Regierung  sei  zu  ersuchen,  die  gesetzlich  konstituierten  Berufs- 
verbände  der  Arbeitgeher  und  Arbeitnehmer  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Land- 
wirtschaft über  die  Vorlage  betr.  die  Arheiterrnhegehälter  zu  befragen;  am  2.  Juli  1901. 

—  Ergänzungsbericht  Guieysse,  22.  Okt.  1901. 

An  tra  g  betr.  die  Erhebung  einer  nach  Pferdekräften  berechneten 
Steuer  auf  maschinelle  Betriebe  'Dampfmaschinen,  hydraulische  Maschinen, 
Gas-  und  Petrol-Motore ) :  1»  für  die  Gründung  einer  nationalen  Unter - 
sttlt.zungskas.se  gegen  Arbeitslosigkeit:  für  die  Speisung  einer  Altersver- 
sorgungskasso  für  die  Arbeiter,  gestellt  vom  Abgeordneten  Coutant  am 
17.  Januar  18*15»  (Doc,  pari.  No.  <i20;  J.  O.  p.  441  i.  —  An  die  Kom- 
mission für  Fiskalgesetzgebung  verwiesen. 

Antrag  betr.  Regelung  der  Verteilung  der  Kenten  unter  die  Mit- 
glieder der  bürgerlichen  Pensionskassen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Ger- 
vaize  am  23.  März  1801»  (Doc.  pari.  No.  843;  J.  O.  p.  5145).  —  Ver- 
wiesen an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 
Berich!  Pncch,  27.  März  UKK>  (Doc.  pari.  No.  1553;  J.  O.  p.  1058). 

Antrag  betr.  die  Säkularisierung  der  zur  Zeit  im  Besitze  staatlich 
nicht  anerkannter  männlicher  Ordensgesellschaften  befindlichen  Güter,  und 
die  Gründung  einer  Altersversorguugskasse  für  Arbeiter,  gestellt  vom  Ab- 
geordneten Henri  Brisson  und  Gen.  am  24.  Januar  H'OO  i  Doc.  pari. 
No.  13ti3;  J.  O.  p.  058).  —  An  die  Kommission  für  Vereinsrecht  ver- 
wiesen. 

Antrag  betr.  die  Organisation  der  obligatorischen  Invaliditätsver- 
sicherung, gestellt  von  Leinire  am  10.  April  1!>(V>  (Doc.  pari.  No.  ]  P>Of> ; 
J.  O.  p.  1304).  —  Verwiesen  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen 
und  Sozialpolitik. 
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Antrag  berr.  die  Einführung:  einer  sozialen  Versicherung,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Vaillant  und  Kons,  am  13.  November  DHU)  tDoc.  pari. 
Xo.  —  Verwiesen  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und 

Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  die  Gründung  einer  nationalen  Altersversorgungskasse, 
gestellt  vom  Abgeordneten  Dansette  am  14.  Januar  1  iM H  (Doc.  pari.. 
Xo.  2124;  J.  O.  p.  Ii  i.  —  Verwiesen  an  die  Kommission  für  Versicherungs- 
wesen und  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  Ii  die  Gründung  einer  nationalen  Versicherungskasse 
für  Alter,  Invalidität  und  die  Versicherung  auf  den  Todesfall,  zu  Gunsten 
aller  Franzosen  beiderlei  Geschlechts;  2i  die  obligatorische  Unterstützung 
kranklicher  und  unheilbarer  Personen  unter  Gemeinde-,  Departements- 
nnd  Staatsbeteiligung,  gestellt  vom  Abgeordneten  Coutant  am  14.  Mai 
19(11  Doc.  pari.  Xo.  344:  J.  <>.  p.  3l!<M.  -  Verwiesen  an  die  Kommission 
für  Versicherungen  tuxl  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  1)  die  Gründung  einer  nationalen  Versorgungskasse 
für  Alter.  Invalidität  und  die  Versicherung  auf  den  Todesfall,  zu  Gunsten 
aller  Franzosen  beiderlei  Geschlechts:  die  obligatorische  Unterstützung 
kränklicher  und  unheilbarer  Personen  unter  Gemeinde-,  Departements- 
und Staatsbeteiligung,  gestellt  vom  Abgeordneten  Coutant  am  14.  Mai  1901 
i  Doc.  pari.  No.  344:  J.  <>.  p-  3»IOi.  —  Verwiesen  an  die  Kommission  für 
Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  die  Gründung  einer  nationalen  Arbeiterversorgungs- 
kasse, gestellt  vom  Abgeordneten  Oarnaud  und  Kons,  am  13.  Juni  DHU, 
Doc.  pari.  Xo.  '2421  ;  J.  0.  p.  21<>).  —  Verwiesen  an  die  Kommission 
für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

4 1  Arbeiterschutz. 

Antrag  betr.  Ausdehnung  der  Bestimmungen  über  Arbeiterschutz 
auf  alle  Arbeiter  und  Angestellten  beider  Geschlechter  in  Industrie  und 
Handel,  gestellt  vom  Abgeordneten  Groussier  und  Gen.  am  13.  Nov.  DHM) 
•  Doc.  pari.  Xo.  1934,  J.  (.).  p.  55 1.  —  An  die  Arbeitskommission  ver- 
wiesen. 

Antrag  betr.  die  Beschäftigung  von  Kindern,  minderjährigen  Madchen 
und  Frauen  in  den  Fabriken,  gestellt  und  verlesen  vom  Abgeordneten 
Holtz  am  15.  Februar  DHU  i  Doc.  pari.  Xo.  21  IM  :  J.  ().  p.  !>»;,.  _  Dring- 
lich erklärt  und  an  die  Arbeitskonimission  vorwiesen. 

5  .  A  r  b  e  i  t  s  d  a  u  e  r. 

Antrag  betr.  Einführung  des  Achtstundentages  und  eines  Minimal- 
lohnes für  alle  staatlichen  Arbeiter  und  Angestellten,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Vaillant  am  27.  Juni  1898  i  Doc.  pari.  No.  115:  J.  O.  p.  1297). 

Antrag  betr.  die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Ernst  Loyer  und  dem  Abgeordneten  Rogez  am  D».  Dezember 
1898  (Doc.  pari.  Xo.  540;  J.  O.  p.  544).  —  An  die  Arbeitskommission 
verwiesen. 

Antrag  betr.  Einführung  des  achtstündigen  Maximaltages  in  den 
Bergwerken,  gestellt  vom  Abgeordneten  Basly  und  Gen.  am  29.  Mai  19(X> 
'Doc.  pari.  Xo.  15f>4;  J.  O.  p.  78<>i.  An  die  Arbeitskommission  ver- 
wiesen. —  Bericht  Od  ilon  -  Barrot.  12.  Dez.  DHU  iDoc.  pari.  Xo.  2S27 : 
J.  0.  p.  209). 

«)  Arbeitslosigkeit. 

Gesetzes  Vorschlag  betr.  1 )  Wiederherstellung  und  Vergrosserung 
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der  landwirtschaftlichen  Gemeindedomäne;  2)  ihren  Anbau;  3)  Ausleihen 
von  landwirtschaftlichen  Geräten  der  Gemeinde  an  Kleinbauern ;  4)  Schaff- 
ung einer  industriellen  Gemeindedomäno ;  5)  Milderung  der  Arbeitslosig- 
keit. Eingebracht  vom  Abgeordneten  Vaillant  etc.  am  27.  Juni  1898  (Doc. 
pari.  Xo.  117:  J.  O.  p.  1284). 

Gesetzes  Vorschlag  betr.  Autorisierung  der  Gemeinden  der  durch 
die  Weinbaukrise  betroffenen  Departemente,  die  zur  Abhilfe  nötigen 
Summen  ohne  die  gewöhnlichen  Formalitäten  zu  entleihen,  zur  Eröffnung 
von  Gemeindewerkplätzen.  Eingebracht  vom  Abgeordneten  Ferroul  am 
6.  Dez.  1901.  Nach  der  Dringlichkeitsorklärung  an  die  Kommission  der 
Finanzgesetzgebung  verwiesen  (Doc.  pari.  No.  2820). 

Gesetzes  Vorschlag  betr.  Schutz  der  unter  dein  Gesetz  vom 
9.  Aprl  1898  stehenden  Arbeiter  gegen  die  Gefabren  einer  Arbeitslosig- 
keit, herrührend  von  Feuersbrunst  oder  Zerstörung  von  Bergwerken,  Maga- 
zinen oder  Bauplätzen,  wo  sie  angestellt  sind.  Eingebracht  vom  Abge- 
ordneten Dumont  am  28.  Okt.  1901.  An  die  Kommission  für  Versicherung 
und  soziale  Fürsorge  gewiesen  nach  erfolgter  Dringlichkeitserklärung  (Doc. 
pari.  No.  2694 ;  J.  O.  p.  26). 

7)  A  r  b  e  i  t  s  m  i  n  i  s  t  e  r  i  u  m. 

Antrag  betr.  Schaffung  eines  Ministeriums  für  Arbeit,  Hygiene  und 
öffentliche  Unterstützung,  gestellt  vom  Abgeordneten  Vaillant  am  27.  Juni 
1898  (Doc,  pari.  No.  120;  J.  O.  p.  1287). 

8)  Arboi  tsrät. e. 

Antrag  betr.  Einsetzung  von  Arbeitsräten,  gestellt  vom  Senator 
Berenger  und  Kons,  am  29.  März  1901  (Doc.  pari.  No.  198;  J.  0.  p.  209». 
—  Summarischer  Bericht  Gomot,  erstattet  am  4.  Juni  1901  (Doc.  pari. 
No.  224;  J.  O.  p.  281).  —  Erheblich  erklärt  am  18.  Juni  1901.  —  Bericht 
Francis  Charmes,  19.  Dez.  1901  (Doc.  pari.  No.  462). 

9)  Bergwerke. 

Antrag  betr.  1)  die  Nichtigerklärung  von  Verträgen  über  die  Ver- 
äusserung  von  Nationalvermögen;  2)  den  Betrieb  von  Borgwerken  durch 
die  daselbst  beschäftigten  Arbeiter,  gestellt  vom  Abgeordneten  Zevaes  am 
12.  Januar  1899  (Doc.  pari.  No.  599;  J.  0.  p.  2).  —  Bericht  Camille 
Fouquet,  21.  Juni  1901  (Doc.  pari.  No.  2470;  J.  O.  p.  616'). 

Antrag  betr.  1)  den  Verfall  der  Konzessionen  für  nicht  in  Betrieb 
stehende  oder  verlassene  Bergwerke  und  den  direkten  Betrieb  dieser  Berg- 
werke durch  den  Staat ;  2)  den  Staatsbetrieb  aller  neuen  bezw.  zur  Zeit 
nicht  konzessionierten  Bergwerke,  gestellt  vom  Abgeordneten  Colliard  und 
Gen.  am  6.  Nov.  19m  (Doc.  pari.  No.  1890;  J.  0.  p.  40,i. 

Antrag  betr.  Revision  der  Bergwerksgesetzgebung,  gestellt  vom 
Abgeordneten  Eugen  Dufour  am  12.  Juni  1901  (Doc.  pari.  No.  2411: 
J.  O.  p.  439).  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Erteilung  der  Bergwerkskonzessionen,  gestellt,  in 
der  Abgeordnetenkammer  vom  Arbeitsminister  Pierre  Baudin  am  5.  Nov. 
1901  (Doc.  pari.  No.  272« >;  J.  O.  p.  40'i.  —  An  die  Arbeitskommission 
verwiesen.  —  Bericht  Georges  Berrv.  5.  Dez.  1901  (Doc.  pari.  No.  2817; 
J.  0.  p.  120). 

10)  B  e  r  g  w  e  r  k  s  i  n  s  p  e  k  t  o  r  e  n. 

Antrag,  es  sei  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1S94  auf  die  von  den 
Arbeitern  ernannten  Inspektoren  anwendbar  zu  erklären,  gestellt  von  dem 
Abg.Basly  am  27.  Februar  1895  i  Doc.  pari.  No.  1198:  J.  ().  p.  225  *.  -  An 
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die  Arbeitskonimission  verwiesen.  -  Dringlich  erklärt.  —  Bericht  Lacombe. 
erstattet  am  30.  März  1895  (Doc.  pari.  Xo.  12(50;  J.  <).  p.  847*.  ~~  Be- 
ratung und  Annahme  am  21.  Dez.  1895.  —  Uoberweisung  an  den  Senat 
am  23.  Dez.  1895  /Doc.  pari.  Xo.  (52;  J.  0.  p.  546 1.  Bericht  Felix 
Martin.  14.  Dez.  1896  (Doc.  pari.  Xo.  45  ;  J.  0.  p.  396).  —  Dringlieh- 
erklärung,  Beratung  und  Annahme1)  am  2.  Febr.  1897.  —  Zurück  an 
die  Kammer  am  20.  Juni  1898  (Doc.  pari.  Xo.  80;  J.  O.  p.  1172}. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1890  über  die 
von  den  Arbeitern  ernannten  Bergwerksinspektoren,  gestellt  vom  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  am  1.  April  1898  (Doc.  pari.  Xo.  249;  J.  (). 
\>.  47).  -  An  eine  Spezialkommission  verwiesen.  —  Vom  Arbeitsminister 
Bandin  am  15.  Jan.  1901  zurückgezogen  (J.  O.  Beratungen  des  Senats, 
p.  27.  et  Doc.  pari.  Xo.  17;  J.  (>.  p.  58). 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1890  über  die 
von  den  Arbeitern  ernannten  Bergwerksinspektoren,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Basly,  am  21.  Marz  1899  (Doc.  pari.  Xo.  83«;  J.  O.  p.  94<>j. 
—  An  die  Arbeitskommission  verwiesen.  —  Bericht  Rose,  22.  Febr.  19<H» 
(Doc.  pari.  Xo.  1453:  J.  O.  p.  559 1.  —  Zusatzberieht  Rose,  20.  Juni  1901 
(Doc.  pari.  Xo.  2454:  J.  O.  p.  61 5 1.  Annahme  am  5.  Juli  ÜKM. 
Ueberweisung  an  den  Senat  am  5.  Juli  1901  iDoc.  pari.  Xo.  385:  J.  O. 
]..  3(58,. 

Iii  Kodifikation  der  A  r  b  e  i  t  e  r  s  e  h  n  t  z  g  e  s  e  t  z  e. 

Gesetzes  vors  ch  lag  über  das  ..Arbeitsgesetz",  eingebracht  vom 
Abgeordneten  Groussier  am  13.  Juni  189H  i  Doc.  pari.  Xo.  33;  J.  <). 
j>.  1420i. 

Antrag  mit  der  Einladung  an  die  Regierung,  einen  Gesetzesentwurf 
auszuarbeiten,  welcher  die  industriellen  und  Arbeitergesetze  unter  dem  all- 
gemeinen Xamen  ,.  Arbeitsgesetz'4  kodifiziert,  eingebracht  vom  Abgeordneten 
Julien  Goujon  am  26.  März  1901  (Doc.  pari.  Xo.  2289;  J.  O.  p.  377). 

Gesetzesvorschlag  über  die  Arbeit,  eingebracht  vom  Abge- 
ordneten Groussier  am  26.  März  1901.  -  An  die  Arbeitskoinmission  ver- 
wiesen (Doc.  pari.  Xo.  2304;  J.  O.  p.  319). 

12)  Dienstmiete. 

Gesetzesvorschlag  über  die  Dienstmiete,  eingebracht  vom  Ab- 
geordneten Paul  Beauregard  am  28.  Febr.  1900.  —  An  die  Arbeits- 
koinmission gewiesen  (Doc.  pari.  1466;  J.  O.  p.  596). 

13)  Eisenbahnen. 

R es o  1  u t. i onse n t w u r f  betr.  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  vor- 
gelegt vom  Abgeordneten  Vacher  am  21.  März  1899  (Doc.  pari.  Xo.  831  ; 
J.  0.  p.  934).  —  An  die  Eisenbahnkommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  öffentliche  Sicherheit  bei  Eisenbahnunternehmungen 
und  die  Lage  der  Maschinisten  und  Heizer  in  diesen  Industrien,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Descubes  und  Gen.  am  28.  Juli  1N94  (Doc.  pari. 
Xo.  895;  J.  O.  p.  1(55). —  An  die  Arbeitskornmission  verwiesen.  —  Bericht 
Descubes,  21.  Dezember  1895  /Doc.  pari.  Xo.  17<M>;  J.  ().  p.  1627V 

Antrag  betr.  dio  öffentliche  Sicherheit  bei  Eisenbahnunternehmungen 
und  die  Lage  der  Maschinisten  und  Heizer  in  diesen  Industrien,  gestellt 


1)  Der  Ssnat  hnt  iu  seiuer  Sitzung  voia  2.  Febr.  1*97  dem  Antrag  folgern!«'  l'ebersebrift 
gegeben:  Antrag  betr.  die  Beteiligung  der  von  den  Arbeitern  ernanntet!  Bergwerksiuspektoren 
an  den  Altersvcrsorgungs-  und  t'ntcrstützungska*sen  für  Bergleute. 
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vom  Arbeifsminister  Turrel,  am  2(>.  Xovombor  1897  iDoc.  pari.  No.  2847; 
J.  O.  p.  22(>i.        An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Lage  der  Maschinisten,  Heizer  und  des  sonstigen 
Zugpersonals,  gestellt  vom  Abgeordneten  Berteanx  und  Gen.  am 
30.  November  1897  iDoc.  pari.  Xo.  2853;  J.  0.  p.  231;.  —  An  die  Arbeite- 
kommission  verwiesen. 

Krgäiizungsiberieht  Deseubes,  2.  Ik-zeinber  1897  (Doc.  pari.  No.  2860;  ,T.  O.  p.  231). 
DrinKliehkeitserklärung,  Beratung  und  Annahme,  am  17.  Dezember  1897.  —  Ucbenveisung 
an  den  Senat  am  21.  Dezemlxr  1897  iDoe.  pari.  No.  75»).  Bericht  Jules  (Jodin, 
25.  Februar  1901  (Do«-,  pari.  Xo.  SÖ ;  .1.  O.  p.  190).  —  DringliehkeitMM  klarung  und  Be- 
ratung  am  30.  und  31.  Mai,  4.,  0.  und  7.  Juni  1901.  Annahm«*  mit  Modifikationen. 
Znriiek  an  die  Kammer  am  12.  Juni  1901  (Doc.  pari.  No.  2412;  J.  O.  p.  *»i»7).  —  Bericht 
Rose,  erstattet  am  2.  Juli  1901  (Doo.  pari.  No.  2">.">7 ;  .1.  O.  p.  7">0).  —  Krste  Sitzung  vom 
14.  November  1901:  Erstattung  eines  ergänzenden  Berieht«*  dureh  Rose  (Doe.  pari.  No.  2700; 
J.  O.  p.  79).  —  2.  Sitzung  vom  14.  November  1901.  Dringliehkeit.serkliirung.  Beratung: 
Einbringung  eines  Gegenantrages  dureh  ßrrteaux,  Annahme  dieses  Gegenantrages  und  eine* 
Resolut ionsautrages  von  Zevaes  und  Kons.  —  l'eberweisnng  an  den  Senat  am  lö.  November 
1901  (Dw.  pari.  No.  409;  J.  ().  p.  390). 

Antrag  betr.  die  öffentliche  Sicherheit  bei  Eisenbahnunternehmungen 
(Arbeil s-  und  Ruhegohältor  des  Zugpersonals)  gestellt  von  Senator  Monestier, 
am  22.  November  19<X)  (Doc.  pari.  Xo.  357;  J.  O.  p.  740».  —  An  eine 
Spezialkommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  zu 
Gunsten  der  Heizer,  Maschinisten  und  auderer  Beamten  der  Eisenbahn- 
gesellschaften ,  gestellt  vom  Abgeordneten  .Julien  Goujon  und  Gen.  am 
5.  Dezember  19<»1  iDoc  pari.  Xo.  2811;  J.  O.  p.  200j.  Erklärung  190! 
(Doc.  pari.  Xo.  44<)). 

Eisen  bahn  angestellte,  staatliche.  Antrag  betr.  Ueber- 
weisung  von  Streitigkeiten  zwischen  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen 
und  ihren  Angestellten  über  das  Arbeitsverhältnis  an  die  ordentlichen 
Gerichte,  gestellt  vom  Abgeordneten  L'Hopiteau,  am  1.  Marz  1899  (Doc. 
pari.  Xo.  779;  J.  0.  p.  854).        An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

12.  F  a  bri  k  i  n  s  p  e  k  t  i  o  n.  Antrag  betr.  die  Organisation  des  Stabes 
der  Fabrikinspektoren,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Bernard  und  Chiehe. 
am  7.  Juli  1898  (Doc.  pari.  Xo.  182;  J.  <>.  p.  1349). 

Antrag  betr.  Aenderung  des  Inspektionspersonals  für  die  Arbeit  in 
den  Fabriken,  gewerblichen  Anstalten  und  Bauplätzen,  und  dessen  Rekru- 
tierungsmodns,  gestellt  vom  Abgeordneten  Zevaes  und  Kons.,  am  4.  Novem- 
ber 1898  (Doc.  pari.  Xo.  312;  J.  O.  p.  148 1.  —  An  die  Arbeitskommission 
verwiesen. 

13.  Freiheit  der  Arbeit.  G  e  s  e  t  z  e  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  betr.  Ab- 
schaffung der  Art.  414  und  415  des  Strafgesetzbuches,  eingebracht  vom  Abge- 
ordneten Outant  am  11.  Juli  1898  <Dne.  part.  Xo.  232:  .1.  0.  p.  1393). 

14.  G e n o s sens c h a f  t  s  w e s e n.  A n  trag  betr.  die  Konsumgenossen- 
schaften gestellt  vom  Abgeordneten  Georges  Berrv  und  Gen.  am  18.  Novem- 
ber 1898"  iDoe.  pari.  No.  389;  J.  O.  p.  5m  i. Summarischer  Bericht 
Massabitau  am  19.  Januar  1899  (Doc.  pari.  No.  (529;  J.  0.  p.  253».  — 
Erheblich  erklärt  am  24.  Januar  1899. 

15.  Gesundheitswesen.  Antrag  betr.  Sanierung  gesundheits- 
widriger Wohnungen  und  anderer  bewohnter  Räume,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Lockrov,  am  1!>.  November  188!»  ,  Doc.  pari.  Xo.  12;  J.  O.  p.  2G). 

Antrag  betr.   die  Organisation   des  öffentlichen  Gesundheitswesens, 
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jrestellt  von  Eduard  Lockroy  am  1 5».  November  IHM)  i  Doc.  pari.  Xo.  13; 
J.  O.  p.  2U  >. 

Antrag  betr.  Arbeitshygiene  und  die  Sicherheit  der  Arbeiter  in  den 
Fabriken,  gestellt  von  Eduard  Lockroy  am  Februar  1889  iJ >•»<■.  pari. 
Xo.  16;  J.  0.  p.  5*2). 

Summarischer  Bericht  Armez,  erstattet  am  1.  März  1890  (Doc.  pari.  No.  ."'99;  J.  O. 
1».  393). 

Antrag  betr.  die  Organisation  der  Verwaltung  des  Gesundheits- 
wesens, «restellt  vom  Abgeordneten  Siegfried  und  (Jen.  am  27.  Miliz  ISfM) 
Doc.  pari.  Xo.  "><»2:  .1.  O.  p.  <i<)2>.  —  Summarischer  Bericht  Chamberlaud 
erstattet  am  4.  .Juli  18I.M)  il)nc.  pari.  Xo.  770 ;  J,  ().  p.  715). 

Antrag  betr.  den  Schutz  der  eigentlichen  Gesundheit,  gestellt  vom 
Minister  des  Innern.  Constans.  am  3.  De/ember  18DI  (Doc.  pari.  Xo.  1474; 
J.  O.  p.  28J»2). 

An  die  Kommission  für  du*  öffentliche  Gesundheitswesen  verwiesen.  Bericht  Langlet 
erstattet  um  13.  Juli  1892  (Doc.  pari.  No.  23.34:  .1.  O.  p.  2102).  —  Beratung  in  den 
Sitzungen  vom  26.  und  27.  Juni  1893. 

Senat.  Von  der  Abgeordnetenkammer  angenommener  Antrag  hetr.  den  S-ltutz  der 
öffentlichen  (levundheit,  gestellt  vom  Minister  des  Innern,  Charles  Dupuy,  um  11.  Juli  1*93 
(Doc.  pari.  No.  267;  .1.  O.  p.  5.59).  —  Bericht  Cornil  erstattet  am* 27.  Dezember  1*90 
(Doc.  pari.  No.  74;  J.  O.  p.  200).  —  Erste  Lesung :  Sitzungen  vom  2.,  4.,  ">.,  9.  und 
12.  Februar  1897.  —  An  die  Kommission  verwiesen.  —  Weitelberatung:  20.  < >ktoher  1897. 
Annahme:  10.  Dezember  1897.  —  Zweite  I.csumr:  11..  18.,  20.  Dezember  19oo;  _>1..  23. 
und  24.  Mai  1901.  —  Gutachten  der  FinanzkouimisM..n,  14.  Juni  19o|  (Doe.  pari.  No.  230; 
J.  O.  p.  290.    Annahme  18.  Juni  1901. 

Kammer.  Zurück  an  die  Kammer  am  5.  Juli  1901  (Doc.  pari.  No.  20O2  ;  .1.  O. 
p.  703 1.  —  An  die  Kommission  für  das  öffentliche  (icsundheitsw^cii  verwiesen.  —  Be- 
richt Borne.  3.  Dezember  19<»l  (Doc.  pari.  Nu.  2sö7  ;  J.  O.  p.  193).  Dringlichkeits- 
erklärung und  Annahme  10.  Dczeml>cr  1901. 

Senat,    reberweisnng  au  den  Senat  um  19.  Dc/ember  1901  (Doc.  pari.  No.  407). 

HJ.  G  e  w  e  r  b  e  g  e  r  i  c  h  t  e.  Antrag  betr.  die  Beform  der  Gewerbe- 
Berichte,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Paul  Beanre«rard  und  Lannes  do 
Montebello,  am  8.  November  18!>8  il)oc.  pari.  Xo.  324:  J.  O.  p.  2.'1<>i. 

Antrag  betr.  Abänderung  der  Gesetzgebung  über  die  Gewerbe- 
gerichte, eingebracht  von  dem  Abgeordneten  Dutreix,  am  14.  November 
18T»8  (Doc.  pari.  Xo.  80«);  J.  O.  p.  2S(h. 

An  die  Arbeitskommission  verwiesen.  —  Bericht  Dutreix.  9.  Mai  1899  (Doc.  pari. 
No.  931;  J.  O.  p.  100.! i.  —  Drint;liehcrkl:irung.  Beratung  und  Annahme:  11..  12.  und 
14.  Februar  1901.  —  la'bcrweisung  an  den  Senat.  20.  Februar  1901  (|W.  pari.  No.  88; 
J.  0.  p.  190). 

Antrag  betr.  die  Beform  der  Gewerbegerichte.  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Haussmann,  am  2.  Mai  18!M>  Doc.  pari.  Xo.  HS. »4  ;  .1.  O.  p.  D!K  •  i. 
—  An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

Gewerbegerichte  für  Bergleute.  Antrag  betr.  Einsetzung 
von  Gewerbegerichten  für  Bergleute,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Baslv 
und  Gen.  am  2.  Dezember  18!»8  (Doc.  pari.  Xo.  4C.8;  J.  O.  p.  4m,.  -■ 
Au  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

17.  Gewerkschaften.  Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  7  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1881  über  die  Gewerkschaften,  «restellt  von 
Senator  Barth  am  10.  .Juli  18!»:-J  .  Jb«-.  p;1,l.  X...  2t;<>:  J.  ( >.  p.  03a. 

Reriebt  Berenger,  9.  Juli  1M»4    Doc.  pari.  No.  9:  .1.  O.  p.  ISsj. 
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Antrag  betr.  Erweiterung  des  Gesetzes  vom  21.  Marz  18H4  über 
die  Gewerkschaften  durch  Strafbestimmungen  wegen  Uebertretung  des 
Art.  3,  gestellt  von  Barthe  am  22.  Juni  181*4  iDoc.  pari.  Xo.  131;  J.  0. 
p.  173  f. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21.  März  1881  über 
die  Gewerkschaften,  gestellt  von  dem  Abgeordneten  Dansette  am  20.  Juni 
1898  ,  Doc.  pari.  Xo.  82 :  J.  0.  p.  1172  !. 

Antrag  betr.  Revision  des  Gesetzes  vom  21.  März  1884  über  die 
Gewerkschaften,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Baslv,  Lamendin  und 
Defontaine  am  7.  Juli  1898  iDoc.  pari."  Xo.  180;  J.  O.  p.  1346). 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  2.  März  1884  über  die 
Gewerkschatten  und  Erlatibnisorteilung  an  die  Gewerkschaften,  billige 
Wohnungen  zu  erstellen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Leon  Berthet  am 
14.  Xovember  18i»8  «Doc.  pari.  Xo.  350;  J.  O.  p.  239).  —  An  die  Arbeits- 
kommission verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21.  März  1884  über 
die  Gewerkschaften,  gestellt  vom  Minister  dos  Kultus  und  der  inneren 
Angelegenheiten  Waldeck-Kousseau  am  14.  November  1899  (Doc.  pari. 
Xo.  11S5:  J.  0.  p.  125).  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

17.  Gewinnbeteiligung.  A  n  trag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes 
über  die  Aktiengesellschaften,  die  Schaffung  von  Aktien  zu  Fr.  25  zu  er- 
möglichen, und  die  Gewinnbeteiligung  zu  erleichtern,  gestellt  von  Graux 
und  Boudeuoot,  Abg.  den  13.  Juli  1898  (Doc.  pari.  269 ;  J.  O.  1899, 
p.  2704i.  —  Kückweisung  an  die  2.  Initiativkommission.  —  Kurzer  Be- 
richt.   Odilon-Barrot,  4.  Dezember  1899  (Doc.  pari.  1253;  J.  0.  p.  «52  >. 

18.  Haftpflicht.  Antrag  betr.  Abänderung  dos  Gesetzes  vom 
9.  April  189S,  betr.  die  Haftpflicht  für  Arbeitsunfälle  der  Arbeiter,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Gervais  und  Gen.  am  2.  Mai  1899  (Doc.  pari.  Xo.  908: 
J.  O.  p.  1001').  -  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozial- 
politik verwiesen.  Bericht  Audiffred,  12.  Mai  1899  (Doc.  pari.  Xr.  939: 
J.  O.  p.  157«). 

Antrag,  es  seien  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1868, 
betr.  die  Unfall  -  Landesversicherungskasse  auf  die  Fälle  zeitweiliger 
Arbeitsunfähigkeit  auszudehnen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Aimond  am 
1«.  Mai  1899  iDoc.  pari.  Xo.  949;  J.  O.  p.  1592i.  —  An  die  Konnnission 
für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  3  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1H9S.  betr.  die  Haftpflicht  für  Arbeitsunfälle  der  Arbeiter,  gestellt  vom 
Abgeordneten  Dubuisson  am  23.  Juni  189S  (Doc.  pari.  Xo.  105;  J.  O. 
p.  1200,. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  3  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898  i Haftpflichtgesetzi,  gestellt  vom  Abgeordneten  Mirman  am  27.  Juni 
1898  (Doc.  pari.  Xo.  109:  J.  0.  p.  1248). 

Antrag  betr.  die  im  Gesetz  vom  9.  April  1898  ! Haftpflichtgesotz)  vor- 
gesehenen Gefahren,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Pourquery  de  Boisserin 
und  Ferrette  am  1«.  Mai  1899  (Doc.  pari.  Xo.  948;  J.  O.  p.  1686).  — 
Verwiesen  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  die  Gründung  einer  nationalen  Versicherungsgesell- 
schaft auf  Gegenseitigkeit  gegen  Arbeitsunfälle,  gestellt  vom  Abgeord- 
neten Guillaume  Chastenet  am  25.  Mai  1899  i  Doc.  pari.  Xo.  968;  J.  O. 
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p.  llü'Wj.  —  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  3  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898  i  Fabrikhaftpflichtgesetz),  gestellt  von  den  Abgeordneten  Baslv,  Lamen- 
din  und  Defontaine  am  14.  November  1899  (Doc.  pari.  No.  1170;  J.  O. 
p.  32 1.  -  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen. 

Antrag  betr.  Aufstellung  einer  Liste  der  dem  Fabrikhaftpfliehtgesetz 
vom  April  1898  unterliegenden  Betriebe,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Mirman  am  1.  Marz  190O  iDoe.  pari.  No.  1474;  .1.  O.  p.  «Ol ).  —  An 
die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  Ergänzung  des  Art.  3  Par.  2  des  Haftpflichtgesetzes 
vom  9.  April  1898,  gestellt  vom  Abgeordneten  Peronneau  und  Gen.  am 
10.  April  1900  (Doc.  pari.  No.  151*8 :  .T.  ().  p.  805(.  —  An  die  Kom- 
mission für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  Streichung  des  letzten  Alinea  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  f  Haftpflichtgesetz),  gestellt  vom  Abgeordneten  Holtz  und 
Gen.  am  8.  November  19O0  (Doc.  pari.  No.  1917j.  —  An  die  Kommission 
für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  22  des  Haffpflichtgosotzes  vom 
9.  April  1898,  gestellt  vom  Abgeordneten  liivals  am  15.  November  1900 
Doc.  pari.  No.  1938;  J.  O.  p.  G2j.  —  Dringlich  erklärt.  —  An  die  Kom- 
mission für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen.  Bericht 
Mirman.   22.  Januar  19ol  (Doc.  pari.  No.  213(5:  .T.  (.).  p.  35 1. 

Antrag  betr.  Verbesserung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  (Haft- 
pflichti;esetz)  und  Vermehrung  der  Appellations-  und  Verwirkungsfristen 
der  Art.  17  und  18  des  genannten  Gesetzes,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Goujon  und  Gen.  am  18.  Dezofcber  1900  (Doc.  pari.  No.  2<>4S:  J.  0. 
p.  ISO,.  —  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen.  —  Bericht  Mirman  22.  Jan.  1901  /Doc.  pari.  No.  2135:  J.  (). 
p.  34  ,. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  4  des  Haftpflichtgesetzes  vom 
9.  April  1898,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Dubuisson  und  Gen.  am 
22.  November  190O  (Doc.  pari.  No.  1!H5<);  J.  ().  p.  132,.  An  die  Kom- 
mission für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen.  —  Bericht 
Mirman,  22.  Januar  1901  (Doc.  pari.  No.  2134:  .1.  O.  p.  34 1. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  3  des  Haftpflichtgesetzes  vom 
9.  April  1898.  gestellt  vom  Abgeordneten  Mirman  am  <i.  Dezember  1900 
i'Doe.  pari.  No.  2OO0 :  J.  0.  p.  124).  An  die  Kommission  für  Ver- 
sicherungswesen und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  die  Erweiterung  des  Art.  3  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898  durch  eine  Bestimmung  (Iber  den  Fall,  in  dem  das  Opfer  eines  Un- 
falles weder  einen  Ehegatten  noch  Kinder  noch  Ascendenten  hinterlässt, 
sondern  nur  jüngere,  von  ihm  unterhaltene  Geschwister,  gestellt  vom  Ab- 
geordneten Mirman  am  11.  Dezember  19<Ki  i  Doc.  pari.  No.  2<  »2 1 :  J.  O. 
p.  159).  —  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen. 

Antrag  betr.  Ausdehnung  der  Bechtswohlthatcn  des  (Gesetzes  über 
die  Arbeitsunfälle  auf  alle  Fixbesoldeten  i  unter  Vorbehalt  der  in  land- 
wirtschaftlichen Betrieben   vorkommenden  Unfälle,    die  unter  ein  Speeial- 
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gesotz  fallen .,  gestellt  vom  Abgeordneten  Minnan  am  18.  Dezember  15«  '*) 
i.Doc.  pari.  Xo.  2(>27;  .T.  O.  p.  DJO.  -  An  die  Kommission  für  Versiche- 
rungswesen und  Sozialpolitik  verwiesen1). 

Antrag  betr.  die  Arbeitsunfälle  in  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
gestellt  vom  Abgeordneten  Minnan  am  13.  Dezember  1 ! H K >  (Doc.  pari. 
Xo.  2<>2H:  J.  0.  p.  Iö4i.  -  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen 
und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  einer  Bestimmung  des  Haftpflichtgesetzes 
vom  «J.  April  18i*H,  gestellt  von  Zevaes  und  Gen.  am  20.  Dezember  litlM) 
(Doc.  pari.  Xo.  20<»0:  J.  O.  p.  23h.  An  die  Kommission  für  Ver- 
sicherungswesen und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antra«:  betr.  Abänderung  des  Art.  3  Par.  C.  des  HaftpHichtgesetzes 
vom  IK  April  18!<8,  gestellt  vom  Abgeordneten  Desfarges  am  31.  Januar 
UM)1  ,Doe.  pari.  Xo.  2 1  Hl  ;  J.  O.  p.  i;5,. 

Antraf»  betr.  Erweiterung  des  Art.  3  des  Haftpflicht «resetzes  vom 
}).  April  18!>8  in  Bezug  auf  die  Auszahlung  von  zeitweiligen  Entschädig- 
ungen an  Sonn-  und  Feiertagen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Minnan  und 
Gen.  am  1.  Februar  11*01  (Doc.  pari.  Xo.  2  IHK:  J.  O.  p.  »iKi.  —  Dring- 
lich erklärt  und  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozial- 
politik verwiesen. 

Antraf»  betr.  Abänderung  der  Bestimmungen  des  Art.  15  des  Ge- 
setzes vom  8.  April  18i>8  (Haftpflicht  .  «»es teilt  vom  Abfreordneten  de  Hamel 
und  Gen.  am  1.  Februar  1 ! M » J  Doc.  pari.  Xo.  21<>!»;  J.  O.  p.  <»H  i.  — 
Dringlich  erklärt  und  an  die  Kommission  für  Versicheruiifrswesen  und 
Sozialpolitik  verwiesen. 

Antraf»  betr.  Erweiterung  der  Art.  13  und  IS  des  Haftpflicht- 
gesetzes vom  !*.  April  18!*8,  gestellt  vom  Abfreordneten  Chabrie  am 
5.  Februar  1!»<U  i  Doc.  pari.  Xo.  2173*  J.  0.  p.  7<>i.  —  Dringlich  er- 
klärt und  an  die  Kommission  für  Versicheruiifrswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen. 

Antraf,»  betr.  die  Reform  des  Haftpfliehtgesetzes  vom  !».  April  18W, 
gestellt  vom  Abfreordneten  Albert  Poulain  und  Gen.  am  7.  Februar  I  i'*01 
(Doc.  pari.  Xo.  21 7f):  J.  O.  p.  73).  An  die  Kommission  für  Versiche- 
ruiifrswesen und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antraf,»  betr.  Befreiung  der  Fragen  der  Zuständigkeit  und  der  Fristen 
für  die  Festsetzung  der  Tagesentschädigungen,  wenn  eiu  Arbeitsunfall  im 
Sinne  des  (Gesetzes  vom  !>.  April  18WK  eine  dauernde  Arbeitsunfähigkeit 
zur  Folge  gehabt  hat,  gestellt  vom  Abgeordneten  Minnan  am  15.  Februar 
DHU  <Doe.  pari.  Xo.  '21  »5  und  Zusatz:  J.  O.  p.  !»7  und  25<V).  —  An  die 
Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag   betr.  Erweiterung  der  Art.  3   und   1H  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1KÜS  (Haltpflichtgesetz  i.  gestellt  und  verlesen  vom  Abgeordneten 
Deveze   am   8.  Februar   Ji»<>l   (Doc.  pari.   Xo.  2221:   J.  0.   p.  138).  - 
Dringlich   erklärt.  —  An   die   Kommission   für   Versicherungswesen  und 
Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag,  es  sei  jedem  Fixbesoldete  beschäftigenden  l'nternehmer 
das  Recht  zu  verleihen,  seine  eventuelle  Haftpflicht  auf  Grund  von 
Art.    1382   des  Code   civil   durch   die  im  Haft pfb'chtgesetz  vom  }*.  April 


1)  Siehe  S.  91:  Anfraß  Fcrrvtt«  (No.  2:1521. 
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1898  vorgesehene  generelle  Haftpfliclit  zu  ersetzen,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Mirinan  am  18.  März  1!KH  iDoc.  pari.  No.  2273:  J.  O.  p.  215 1. 

—  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Sitzung  vom  4.  Febr.  1901  :  Pringlicherkliirung  des  nv«!«n  Antrags.  —  Verschmel- 
zung beider  Antrüge  unter  einem  Titel.  —  Annahme.  —  Ueberweisung  un  den  Senat  am 
5.  Febr.  1901    Doc.  pari.  No.  54;  .1.  O.  p.  149). 

Bericht  Mirman,  14.  Mai  1901  (Doc.  pari.  No.  2332;  J.  O.  p.  33">).  —  Ausser  den 
hier  erwähnten  Antrügen  betrifft  dieser  Berieht  auch  die  Artikel  41 2  bis  4.">8  und  3  der 
Antrüge  Groussier :  1.  über  den  ArbciLscode  iDoe.  pari.  No.  33  t,  2.  betr.  die  Ausdehnung 
der  Arbeiterschutzbestimmungen  auf  alle  Arbeiter  und  Angestellte  heider  Geschlechter  in 
Industrie  und  Handel  iDoc.  pari.  No.  1934).  —  Dringliehkeit<*erkläning,  Beratung  nnd 
Annahme:  Sitzungen  vom  20.,  23.  und  30.  Mai  und  3.  Juni  1901. — Ueberweisung  an  den 
Senat  am  0.  Juni  1901  I>oe.  pari.  No.  227;  J.  O.  p.  2S3).  —  Verweisung  an  die  Kom- 
mission betr.  Abänderung  «1er  Art.  17  und  22  des  Fahrikhaftpfliehtgesetzes  vom  9.  April 
1898. 

All  trag  betr.  Abänderung  dos  Art.  1  des  Haftpflichtgesetzes  vom 
}>.  April  1898,  gestellt  vom  Abgeordneten  Forrotte  und  (Jen.  am  20.  Mai 
1901  Doe.  pari.  No.  2352;  .T.  O.  p.  377  i.  -  An  die  Kommission  für 
Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen.  ■  Bericht  Mirman, 
2.  Dezember  1  «»< »1  (Doc.  pari.  Xo.  2799;  ,T.  0.  p.  185, 

Antrag  betr.  die  Unfälle  der  Seeleute  der  Handelsmarine,  gestellt 
von  dem  Abgeordneten  Carnaud  und  (Jen.  am  18.  Juni  1 ! *< > l  iDoc.  pari. 
No.  2417:  J.  <).  p.  551.  An  die  Kommission  für  Versicherungswesen 
und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antrag  betr.  den  Schutz  der  dem  Haftpflichtgesetz  vom  9.  April 
1S!»8  unterliegenden  Arbeiter  gegen  die  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit,  in- 
folge von  Brand  oder  Zerstörung  der  Fabriken,  Lüden  und  Arbeitsplätze, 
auf  denen  sie  beschäftigt  sind,  gestellt  und  verlesen  vom  Abgeordneten 
Charles  Dumont  am  28.  Oktober  1901  iDoc.  pari.  Xo.  2»i94:  .1.  (>.  p.  2b). 

—  Dringlich  erklärt  und  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und 
Sozia  1 1 >oli t  ik  verwiesen . 

Antrag  betr.  Ausdehnung  des  Haftpflichtgesetzes  vom  8.  April  1898 
auf  die  Berufskrankheiten,  gestellt  vom  Abgeordneten  Breton  (('her)  am 
5.  Dezember  15)01  tDoc.  pari.  Xo.  2810;  J.  O.  p.  2<Hh.  Dringlich  er- 
klärt und  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik 
verwiesen. 

11).  Handelsgerichte.  Antrag  betr.  Erweiterung  des  Art.  1  des 
Gesetzes  vom  8.  Dezember  1883  über  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Han- 
delsgerichte, gestellt  vom  Abgeordneten  Bienvenu  Martin  am  10.  Januar 
1901.       An  die  Handels-  und  Industrie-Kommission  verwiesen. 

20.  H  a  u  s  w  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n.  A  n  t  r  a  g  betr.  A  usrichtung  einer  jährlichen 
Subvention,  bestimmt  zum  Unterhalt  und  zur  Entwickelung  der  „kleinen 
Hauswerkstätten'1,  gestellt,  von  Bonnard  und  Florent,  Abgg.,  den  II».  März 
1899  .Doc.  pari.  Xo.  81(5:  J.  ().  p.  91 4 1.  An  die  Butgotkoimnission 
gewiesen. 

Antrag  betr.  Ausrichtung  einer  Subvention  zur  Begünstigung  des 
Unterhaltes  und  der  Entwickelung  der  Hauswerkstätton  in  der  Umgebung 
von  St.  Etienne,  gestellt  von  Victor  Gay,  Abg.,  den  12.  April  I9m  Doc. 
pari.  No.  1H30;  J.  O.  p.  1(h;7.i.  —  An  die  Budgetkommissiou  gewiesen. 


1)  Der  Bericht  betrifft  auch  den  Antrag  Mirman  (S<>.  2027)  siehe  weiter  unten. 


Digitized  by  Google 


92  - 


21.  K  o  a  1  i  t  i  o  n  s  r  e  c  h  t. 

Antrag  betr.  das  Verbot  von  Koalitionen  zum  Zwecke  der  Unter- 
brechung oder  Einstellung  der  Arbeit  in  den  Unternehmungen  des  Staates 
und  der  Eisenbahngesellschaften,  gestellt  von  Senator  Cordelet,  am  21.  De- 
zember 1894  (Doc.  pari.  No.  58:  J.  O.  p.  247».  -  Summarischer  Bericht 
Marquis,  21.  Januar  1895  (Doc.  pari.  No.  7:  .T.  O.  p.  3).  —  Erheblich 
erklärt  am  8.  Februar  1895. 

Antrag  betr.  das  Verbot  von  Koalitionen  zum  Zwecke  der  Unter- 
brechung oder  Einstellung  der  Arbeit  in  den  öffentlichen  Unternehmungen 
des  Staates,  im  Sonate  gestellt  von  Justizminister  Trarieux  am  4.  März 
1895  iDoc.  pari.  No.  38:  J.  0.  p.  107 1.  —  Rückzug  des  Antrages  durch 
Justizminister  Ricard  am  30.  Januar  189<i  i  J.  O.  p.  45). 

Berieht  I>nvMe.  10.  Juni  ls!»:>  (Doc.  pari.  No.  121  :  J.  O.  p.  339).  —  KiMto  Be- 
ratung 3.  u.  4.  Februar  1  SSM».  —  Annahme  in  erster  Lesung,  4.  Februar  1S!)I>.  -  Zweite 
Jxsung  und  Annnhme:  14.  Februar  1H5MJ  *).  —  UcberweiMing  an  die  Abgeordnetenkammer. 
20.  Juni  18!>3  (Doc.  pari.  No.  77;  J.  O.  p.  1170).  —  Au  die  Ärztekommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  Organisation  des  Streikrechtes ,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Zevaes  und  Gen.  am  4.  Dezember  1900  (Doc,  pari.  No.  1998: 
J.  O.  p.  120».  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

22.  L  a  n  d  s  t  r  e  i  c  h  e  r  e  i. 

Antrag  betr.  geeignete  Unterstützungs-  und  Zwangsmassnahmen  zur 
Verhütung  und  Unterdrückung  von  Landstreicherei  und  Bettelei,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Oruppi  am  25.  Januar  1899  (Doc.  pari.  No.  051  : 
J.  O.  p.  459).  —  An  die  Kommission  für  Strafrechtspflege  verwiesen.  — 
Bericht  Ouppi  am  28.  November  18!)!»  (Doc.  pari.  No.  1237:  J.  O.  p.  2<>8). 

23.  Land  wir  t  schaft  1.  Arbeit,  Schutz  der  — . 
Gesetzes  Vorschlag  bezweckend   die   Landarbeiter   vom  dritten 

Dienstjahre  des  aktiven  Militärdienstes  zu  befreien,  gestellt  vom  Abgeordneten 
M.  Muteau  am  15.  Juli  1898  (Doc.  pari.  No.  167;  J.  0.  p.  1338).  — 
An  die  Anueekommission  verwiesen. 

23.  Landwirtschaftliche  G  e  w  e  r b  e  g e  r  i  eh  t  e. 

Antrag  betr.  Einsetzung  von  landwirtschaftlichen  Gewerbegerichten, 
unter  der  Bezeichnung  ..Landwirtschaftliche  Gerichte'4,  zur  Beilegung  und 
Beurteilung  von  Streitigkeiten  über  Pacht-.  Kolnnat-  und  Meierei -Verträge 
und  von  Streitigkeiten  zwischen  landwirtschaftlichen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern,  gestellt  von  den  Abgeordneten  Dubochet,  Roche  und 
Beauregard  am  H>.  Februar  1899  (Doc.  pari.  No.  745:  J.  0.  p.  808).  — 
An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  Einsetzung  von  landwirtschaftlichen  Gewerbegerichten 
zur  Beilegung  tuid  Beurteilung  von  Streitigkeiten  über  Pacht-,  Kolonat- 
oder  Meierei  Verträge ,  gestellt  von  Laehieze  und  Emil  Rey  (Lot),  am 
14.  Februar  19<>1  (Doc.  pari.  No  2188:  J.  O.  p.  81).  —  An  die  Arbeits- 
kommission verwiesen. 

24.  Lohnpfänd  ung. 

Antrag  betr.  Aonderung  des  Gesetzes  vom  12.  Januar  1895  beziigl. 
Arrestbelegung  der  Löhne  und  kleinen  Besoldungen  der  Arbeiter  und  An- 
gestellten, eingebracht  vom  Abgeordneten  Baslv  den  25.  November  1807 
(Doc.  pari.  No.  2840:  J.  0.  p.  157). 

1)  In  seiner  Sitzung  vom  14.  Februar  lsOf»  hat  der  Senat  (vgl.  J.  O.  p.  541,  1.  Kol.) 
dem  Antrag  folgende  Feber-ehrift  gegeben :  Antrag  betr.  Abänderung  der  Art.  414  und  415 
des  Strafgesetzbuches. 
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Antrag  bezweckend  Vervollständigung  des  Gesetzes  vom  12.  Januar 
1895  bezügl.  Arrestbelegung  der  Lohne  und  kleinen  Besoldungen  der 
Arbeiter  und  Angestellten,  eingebracht  vom  Abgeordneten  Odilon-Barrot 
den  10.  Dezember  181)7  (Doc.  pari.  No.  2888;  J.  O.  p.  282,. 

Antrag  betr.  Aenderung  desselben  Gesetzes  vom  12.  Januar  1895, 
eingebracht  vom  Abgeordneten  Plichon  den  13.  Januar  1898  (Doc.  pari. 
Xo.  2949;  J.  0.  p.  I  i. 

An  die  ArlM'iUskommissioii  gewiesen.  —  Bericht  Rowf,  21.  Mslrz  1898  (Poe.  pari. 
Xo.  3131 ;  J.  O.  p.  S7ö).  Diskussion  und  Annahme,  nach  Drin^liclikeitserklilning,  den 
1.  April  1S98.  —  Ueberweisuug  an  den  Senat  den  4.  April  lsus  (Poe.  pari.  No.  "218; 
J.  O.  p.  457).     Berieht  Chovet,   19.  November  11)01  (Do«-,  pari.  No.  441;  .1.  O.  p.  391). 

Antrag  betr.  Vervollständigung  von  J$  2  des  Artikels  1  des  Ge- 
setzes vom  12.  Januar  1895,  bezügl.  Arrest belegung  der  Löhne  und  Be- 
soldungen der  Arbeiter  und  Angestellten,  gestellt  von  Cesar  Sirot  den 
29.  März  1900  (Doc.  pari.  No.  1558;  J.  0.  p.  1091,.  —  An  die  Arbeits- 
kommission  gewiesen. 

25.  Löhn  e. 

Gesetzes  Vorschlag  über  Bezahlung  der  Löhne,  mit  Modiiikationen 
durch  den  Senat  angenommen,  den  27.  April  1891.  —  Zurück  an  die 
Dep.-Kammer,  den  20.  Juni  1898  (Doc.  pari.  Xo.  72:  J.  O.  p.  11<>9).  — 
Verweisung  an  die  Arbeitskommission.  —  Bericht  Dubief,  den  22.  No- 
vomber  1898  (Doc.  pari.  No.  409:  J.  O.  p.  31 2 1.  —  Diskussion  und 
Annahme  den  ♦>.  Dezember  1898.  —  Zurück  an  den  Senat,  den  13.  De- 
zember 1898  (Doc.  pari.  No.  353;  J.  0.  p.  0<)3).  Bericht  Maxime 
Lecomte,  24.  Dezember  1901  (Doc.  pari.  No.  484;. 

Gesetzes  Vorschlag  bezweckend  landwirtschaftliche  Delegierte  und 
einen  Minimallohn  zum  Schutz  der  Arbeit  und  der  Landarbeiter  einzuführen, 
eingebracht  vom  Abgeordneten  Vaillant,  den  b'.  Juni  1S98  (Doc.  pari. 
Xo.  118;  J.  ().  p.  1285).  -  (Siehe  auch  einen  anderen  Antrag  von 
Vaillant,  über  Arbeitsdauer.) 

Gesetz  es  Vorschlag  bezweckend  den  Angestellten  Limonadenver- 
käufern, Wirten  und  ähnlichen  Personen  die  volle  Auszahlung  des  Lohnes 
zu  sichern  durch  das  Verbot,  der  Einzahlung,  welche  ihnen  unter  dem 
Xam«n  „Kosten44  durch  die  Arbeitgeber  auferlegt  ist,  eingebracht  durch 
Abgeordneten  Coutant  etc.,  den  28.  November  1898  (Doc.  pari.  No.  444: 
J.  (>_  p.  3541.  —  An  die  Arbeitskommission  gewiesen. 

«Gesetzesantrag  von  Emest  Roche;  siehe  Reglementierung  der 
Arb  eit). 

Antrag  bezweckend  den  Lohuherabsetzungen  und  der  Schliessung 
der  Fabriken,  Werkstätton,  Bauplätze,  Magazine  und  Hüttenwerke  zuvor- 
zukommen, eingebracht  von  Abgeordneten  Coutant  etc..  den  20  November 
1899  (Doc.  pari.  No.  1201;  J.  O.  p.  138).  -  Au  die  Arbeitskommission 
gewiesen. 

Antrag  bezweckend  die  Aufhebung  der  den  Arbeitern  beider  Ge- 
schlechter gewahrten  Freiheiten  zu  verhindern,  eingebracht  vom  Abge- 
ordneten Antide  Boyer  etc.,  den  22.  Januar  1901  iDoc.  pari.  No.  2138: 
J.  0.  p.  38).  —  An  die  Arbeitskommissiou  gewiesen. 

Antrag  betr.  Einführung  eines  Lohnminimums  für  alle  in  den 
Minen  und  Bergwerken  angestellten  Arbeiter,  eingebracht  von  Baslv  etc.. 
den  22.  Oktober  1901  -Doc.  pari.  No.  2fii;:>:  J.  0.  p.  2,.  Nach  der 
Driuglicbkeitserkläruiig  an  die  Arbeitskommission  gewiesen. 
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2<>.  Nationale  Arbeit,  Schutz.    (Fremde  Arbeiter. i 

1.  G  e  s e  t  z  e  s  v  o r  s  c  h  1  a  g  vom  Abgeordneten  Ohiche  am  <i.  Juli  1898 
betr.  Verminderung  der  Zahl  der  in  den  Bergwerken,  Manufakturen  und 
irgendwelchen  industriellen  Etablissementen  angestellten  auslandischen 
Arbeiter  iDoc.  pari.  No.  170;  J.  ().  p.  1331*). 

2.  G  e  s  e  t  z  c  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  betr.  Erhebung  einer  Steuer  von  den  aus- 
ländischen  Arbeitern  vom  Abgeordneten  Jules  Brice,  den  18.  Juli  1898 
(Doc.  pari.  No.  242;  J.  O.  p.  1Ü2i. 

3.  G  e  s  e  t  z  e  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  bezweckend  die  nationale  Arbeit  zu  schützen, 
durch  Abgeordneten  Magnaudie  am  4.  November  1898  (Doc.  pari.  No.  297: 
J.  O.  p.  225). 

4.  G e se t z e s v o r s c b  1  a g  bezweckend,  die  Prinzipale,  welche  aus- 
ländische Angestellte  und  Arbeiter  beschäftigen,  einer  besonderen  Steuer 
zu  unterwerfen,  von  Holtz  am  7.  November  1808  <Doe.  pari.  Nr».  315: 
J.  O.  p.  149>. 

5.  G  e  s  e  t  z  e  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  betr.  die  Aufstellung  eines  Arbeits-Regle- 
ments für  die  Bauplätze  des  Staates,  der  Departemente,  der  Gemeinden, 
und  der  von  Privatleuten  betriebenen  Unternehmungen  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  (Absatz  2,  Beschränkung  der  ausländischen  Arbeiter  auf  den 
Bauplätzen i,  von  Andre  Castelin  am  13.  November  1898  (siehe  Art. 
1-5  und  19—29  dieses  Vorschlages.  —  Bedingungen  der  Arbeit  bei  den 
öffentlichen  Arbeiten  (Doc.  pari.  No.  383:  J.  O.  p.  338). 

<».  Gesetzesvorschlag  bezüglich  Lohn  der  ausländischen  Arbeiter, 
vom  Abgeordneten  Coutant  etc..  den  24.  November  1898  (Doc.  pari. 
No.  415:  J.  0.  p.  31 IV;.  —  An  die  Arbeitskommission  gewiesen. 

BVrioht  im  X:unon  «1er  Arheitsknmmissinn,  abpclcet  von  G.  ITaussiiianii,  in  <ler  2.  Sitzuni; 
vom  27.  Juni  V.a'n  (l>..o.  pnrl.  Nr».  _>;.00;  J.  ().  p.  (i.iT). 

7.  Gesetzesvorschlag  vom  Abgeordneten  de  Montfort  etc.,  vom 
18.  November  1898,  dahinzielend,  die  in  Frankreich  wohnenden  Ausländer 

1)  der  Militärsteuer,  eingerichtet  durch  Gesetz  vom   15.  Juli   188!)  und 

2)  einer  Ergänzungssteuer,  zu  unterziehen.  '  Doc.  pari.  No.  382:  J.  0.  p.  42* V. 

8.  Gesetzes  Vorschlag  vom  Abgeordneten  Sommeillier  am  27.  Ja- 
nuar 1899  dahinzielend,  das  Gesetz  vom  8.  August  1893  bezüglich  des 
Aufenthaltes  der  Ausländer  in  Frankreich,  zu  vervollständigen  (Doc.  pari. 
No.  <i70;  J.  O.  p.  5<)4).  -     An  die  5.  Initiativkommission  gewiesen. 

9.  Ge  se  t  z e s  v  or  sch  1  a  g  bezüglich  des  Aufenthaltes  und  der  An- 
stellung der  Fremden,  eingebracht  vom  Abgeordneten  Charles  Bernard,  den 
26.  März  1901  (Doc.  pari.  No.  2299:  J.  O.  p.  271).  —  An  die  Arbeits- 
kommission gewiesen. 

27.  Oeffentliche  Arbeiten,  Arbeitsbedingungen  bei 
den  — . 

1.  Antrag  betr.  Arbeitsbedingungen  bei  den  „öffentlichen  Zu- 
schlägen," (Zuteilung  von  Arbeit  an  die  Bewerber),  gestellt  vom  Ab- 
geordneten Danseue,  den  13.  Juni  1898  (Dco.  pari.  No.  27:  J.  O.  p.  1418). 

2.  Antrag  betr.  Aufstellung  der  Arbeitsbedingungen  bei  den  öffent- 
lichen Arbeiten  der  Stadt  Paris  und  jeder  Gemeinde,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Vaillant  etc.,  den  27.  Juni  1898  (Doc.  pari.  No.  11h':  J.  O. 
p.  1279,. 

3.  Antrag  betr.  Eintragung  der  Arbeitsbedingungen  in  die  Auftrags- 
hefte der  auf  Rechnung  dos  Staates,  der  Departemente,  der  Gemeinden 
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und  der  öffentlichen  Anstalten  ausgeführten  Arbeiten,  gestellt  vom  Ab- 
geordneten Holtz,  den  4.  November  18H8  Doc.  pari.  No.  301  :  J.  O.  p.  114). 

4.  Antrag  betr.  Arbeitsreglementierung  auf  den  Bauplätzen  des 
Staates,  der  Departemente,  der  Gemeinden  und  der  Unternehmungen  von 
allgemeinem  Nutzen,  welche  von  Privatleuten  ausgeführt  werden,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Castelin,  den  13.  November  181)8,  (Art.  15  und 
H>— 2*v>.  iDoc.  pari.  No.  383:  J.  O.  p.  338(.  —  Siehe  den  Titel  11  dieses 
Antrages  auch  unter:  Nationale  Arbeit.  Schutz.    ('Ausländische  Arbeiter. i 

An  «lie  ArWittkommfoHon  ircwiescn.  -  Bericht  von  P.  Botidin,  d«*n  3.  Niirz  1890 
(Doc.  pari.  So.  77»> ;  .1.  O.  p.  S3«J).    Erste  HcraHin?  «I«*ti   1.,  .r>.  Mai  uu<l  ü».  Juni  18«.»9. 

f>.  Antrag  über  die  Arbeitsordnung  auf  den  Bauplätzen  des  Staates, 
der  Departemente,  der  Gemeinden  und  der  von  Privatleuten  ausgeführten 
Unternehmungen  von  allgemeinem  Nutzen,  betr.  lj  Arbeitsbedingungen, 
Versicherungen,  Unfälle,  Krankenpflege  und  wöchentliche  Ruhe,  2i  Be- 
schränkung der  ausländischen  Arbeiter  auf  den  Bauplätzen  und  3)  Teilung 
der  öffentlichen  Arbeiten  unter  die  Arbeitsgenossenschaften,  gestellt. vom 
Abgeordneten  Andre  Castelin,  den  13.  November  18H8  'Doc,  pari.  No.  383; 
J.  O.  p.  338i.  —  An  die  Arbeitskommission  gewiesen. 

(>.  Antrag  betr.  Ermächtigung  der  Departemente  und  der  Gemeinden 
in  den  Pflichtenheften  der  in  öffentlicher  Konkurrenz  ausgeschriebenen 
Arbeiten,  den  Unternehmern  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  den  Arbeitern 
den  für  jedes  Handwerk  üblichen  Lohn  zu  bezahlen,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten' Gervaize,  den  Kl.  März  181)1)  iDoe.  pari-  No.  8(Ml;  J.  O.  p.  872). 

An  die  Arbeitskommission  gewiesen. 

7.  Antrag  betr.  Arbeitsbedingungen  bei  Ausführung  der  öffentlichen 
Arbeiten,  gestellt  vom  Abgeordneten  Argelies,  den  13.  Juni  18!»8  (Doc. 
pari.  No.  34    -  nicht  verteilt  :  J.  O.  p.  331,. 

27.  R  e  g  1  e  m  e  n  t  i  e  r  u  n  g  der  Arbeit. 

G  e s  e  t  z  e  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  betr.  Reglementierung  der  Arbeit  so,  dass 
die  Löhne  dem  Preise  gemäss  gesichert  seien,  die  Akkordarbeit  unterdrückt, 
und  die  Würde  und  Sicherheit  des  Arbeiters  unter  den  Schutz  des  Ge- 
setzes gestellt  werde,  eingebracht  durch  Abgeordneten  Kniest  Roche  am 
1.  Februar  18D1)  (Doc.  pari.  No.  411);  J.  O.  p.  III). 

28.  Seeleute,  Fürsorgekasse  der. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21.  April  181*8  über 
die  Bildung  einer  Fürsorgckasse  unter  den  französischen  Seeleuten  «regen 
Gefahren  und  Unfälle  ihres  Berufes,  gestellt  vom  Abgeordneten  Charruver 
am  8.  Juni  181)1)  (Doc.  pari.  No.  KK>3:  J.  O.  p.  KJ18,.  An  die  Marine- 
kommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  1  des  Gesetzes  vom  21.  April 
18D8  über  die  Fürsorgekasse  der  französischen  Seeleute  gegen  die  Ge- 
fahren und  Unfälle  ihres  Berufes,  gestellt  vom  Abgeordneten  Raiberti  am 
4.  Juli  1899  .Doc.  pari.  No.  1128;  J.  ().  p.  115).  An  die  Marine- 
kommission  verwiesen.  -  Bericht  Charruver  vom  10.  November  181)1»  (Doc. 
pari.  No.  Ulli):  J.  O.  p.  13ti>. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21.  April  18!»8  über 
die  Bildung  einer  Fürsorgekasse  unter  den  französischen  Seeleuten  gegen 
<lie  Gefahren  und  Unfälle  ihres  Berufes,  gestellt  vom  Abgeordneten  Gautret 
am  20.  Nov.  18DD  (Doc.  pari.  No.  111)7).  —  An  die  Marinekommission 
verwiesen. 
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Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  2 1 .  April  1 81)8  über 

die  Bildung  einer  Fürsorgekasse  unter  den  französischen  Seeleuten  und 

des  Art.  12  des  Gesetzes  vom  30.  Jan.  über  die  Handelsmarine,  gestellt 

vom  Abgeordneten  Gautret  und  Kons,  am  6.  März  1900  (Doc.  pari.  No. 

1492  ;  J.  0.  p.  620). 

Ergänzungsbcrkht  Chnrruycr,  am  IG.  März  1900  (Doc.  pari.  No.  152f>;  J.  O.  p.  115). 
[Gelangte  nicht  zur  Verteilung.] 

Antrag  betr.  Abänderung  der  Art.  9  und  11  dos  Gesetzes  vom 
21.— 28.  April  1898  betr.  die  Kasse  der  französischen  Seeleute,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Suchetet  am  19.  Juni  1899  (Doc.  pari.  No.  1033; 
J.  0.  p.  1877).  —  An  die  Marinekommission  verwiesen. 

29.  Sonntagsruhe. 

Antrag  betr.  Einführung  der  Sonntagsruhe  für  Handels-  und  Laden- 
angestellte, gestellt  vom  Abgeordneten  Zevaes  und  Kons,  am  6.  April  1900 
■  Doc.  pari.  No.  1592;  J.  0.  p.  798).  —  An  die  Arbeitskommission  ver- 
wiesen. 

30.  Sühne-  und  Schiedsverfahren. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  27.  Dez.  1892  über 
das  Sühne-  und  Schiedsverfahren  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern, 
gestellt  von  dem  Abgeordneten  Bovier-Lapiere  und  Kons,  am  22.  Nov. 

1898  (Doc.  pari.  No.  408;  J.  0.  p.  311).  —  An  die  Arbeitskommission 
verwiesen.  —  Bericht  Charles  Fem",  24.  Mai  1899  (Doc.  pari.  No.  962: 
J.  O.  p.  16()2). 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  27.  Dez.  1892,  im 
Sinne  der  Obligatorisch-Erklärung  der  Verbeiständung  bei  Sühneversuchen 
zur  Beilegung  von  Kollektivstreitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Berg- 
arbeitern ,  gestellt  vom  Senator  Magnien  am  29.  Juni  1899  (Doc. 
pari.  No.  174;  J.  0.  p.  411).    Summarischer  Bericht  Magnien,  29.  Juni 

1899  (Doc.  pari.  No.  195;  J.  O.  p.  424).  —  Erheblich  erklärt,  3.  Juli  1899. 
Antrag  betr.  Einführung  des  obligatorischen  Schiedsverfahrens,  ge- 
stellt vom  Abgeordneten  Fourniere  am  15.  Juni  1900  (Doc.  pari.  No.  1721  ; 
.1.  O.  p.  1324).  —  Dringlich  erklärt.  -  An  die  Arbeitskommission  ver- 
wiesen. 

Antrag  betr.  die  gütliche  Beilegung  von  Streitigkeiten  über  die 
Arbeitsbedingungen,  gestellt  vom  Minister  des  Innern  und  dem  Handels- 
jninister  am  15.  Nov.  1900  (Doc.  pari.  No.  1937;  J.  O.  p.  58).  —  An 
die  Arbeitskommission  verwiesen. 

31.  Truckverbot. 

Antrag  betr.  Verbot  des  direkten  oder  indirekten  Verkaufes  von 
Esswaren  oder  anderen  Waren  durch  niehthandeltroibende  Prinzipale  an 
ihre  Arbeiter  und  Angestellten,  gestellt  vom  Abgeordneten  Coutant  etc. 
am  20.  Nov.  1899  (Doc.  pari.  No.  1202:  J.  0.  p.  138).  —  An  die  Arbeits- 
kommission verwiesen. 

32.  Unterstaatssekretariat  für  Arbeiterschutz. 

Autrag  betr.  Schaffung  eines  Unterstaatssekretariates  für  Arbeiter- 
schutz im  Handelsministerium  an  Stelle  des  Arbeitsamtes,  gestellt  vom 
Abgeordneten  Charles  Dutreix  am  11.  Nov.  1898  (Doc.  pari.  No.  335;  J.  O. 
p.  159).  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen. 

33.  Unterstützung,  Gegenseitige  I. 

Antrag  betr.  Abänderung  und  Ergänzung  des  §  5  des  Art.  21  des 
Gesetzes  vom  1.  April  1898  über  die  Vereine  für  gegenseitige  Hilfeleistung, 
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gestellt  vom  Abgeordneten  Nuchetet  und  Gen.  am  14.  Nov.  18l»8  iDnc. 
pari.  Xo.  341»:  J.  0.  p.  4(57 1.  —  An  die  Kommission  für  Versicherungs- 
wesen und  Sozialpolitik  verwiesen. 

Antra«;  betr.  Ermächtigung  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung, 
auf  Rechnnng  der  Depositenkasse  Gelder  der  konzessionierten  Vereine  für 
gegenseitige  Hilfeleistun«;  einzuziehen,  gestellt  vom  Abgeordneten  Fleury- 
Riivarin  um  21».  März  181H»  iDoc.  pari.  No.  875:  J.  (.'».  p.  1»84).  —  An 
die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik  verwiesen.  - 
Bericht  Duvau,  5.  Februar  UM  Kl  (Doc,  pari.  No.  184;  J.  ().  p.  48o>.  — 
Beratung.  —  Dringlicherklärung.  —  Annahme.  —  Sitzung  vom  13.  Febr. 
KM  Mi.  —  Ueberweisung  an  den  Senat  am  15.  Febr.  1JMH).  —  Bericht 
Beraud.  (Doc.  pari.  No.  2oS).  Beratung.  --  Dringlicherklärung.  — 
Annahme.  —  Sitzung  vom  12.  Juni  UM  Kl. 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Art.  28  des  Gesetzes  vom  1 .  April 
18!»S  über  die  Vereine  für  gegenseitige  Hilfeleistung,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Berteaux  am  1.  Febr.  1  i ♦< >  1  (Doc.  pari.  No.  21*57:  .1.  O.  p.  «57 1. 
—  Dringlicherklärung  und  Verweisung  an  die  Kominission  für  Versiche- 
rungswesen und  Sozialpolitik. 

34.  Unterstützung,  Gegenseitige  II. 

Antrag  betr.  Ergänzung  des  Art.  17  des  Gesetzes  vom  1.  April  1898 
über  die  Vereine  für  i;e«;enseiti«;e  Hilfeleistun«;  durch  eine  neue  Bestim- 
üiung,  gestellt  vom  Abgeordneten  Kouanet  am  22.  Okt.  18511  (Doc.  pari. 
Xo.  26«;  I  ;  J.  O.  p.  1,. 

Antrag  betr.  Angliederung  der  sogenannten  „Ghatolusionnes"-Ver- 
etne  an  die  anerkannten  gemeinnützigen  Anstalten,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Gauthier  (de  Clagnv)  und  Gen.  am  21».  Okt.  11»' >1  (Doc.  pari. 
Xo.  27<  >5:  J.  O.  p.  31 1. 

Bericht  Puccli,  ermattet  naiuenx  der  Kommi^ion  ffir  WrsirherunK*wi?sen  nml  Sozial- 
|*olitik  am  IS.  November  11*01  (])oc.  purl.  X«>.  2762  ;  .T.  O.  j».  141.  —  Driii»llchorklämn«j 
R**ratnni»  und  Annahme  nui  lf).  Dez.  lf»01  unter  «lern  Titel:  Antrag  l»etr.  die  Vereine  für 
lroKenwilipe  Hilfeleistung  und  die  Kiirsorue  vereine.  —  l'e>M>rweit<iing  an  den  Senat  am 
?0.  Dezember  1001  (1>k».  |>nrl.  No.  471  i. 

35.  Unterst  (Itzlings-  und  A  1 1  e  r  s  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  s  k  a  s  s  o  n  für 
Bergleu  t  e. 

Antra«;  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21».  Juni  181*4  über 
<lie  Unterstützungs-  und  Altersversorgungskassen  für  Bergleute,  gestellt 
vom  Abgeordneten  Baslv  am  «5.  März  181*1»  ("Doc.  pari.  No.  78«5;  .).  O. 
|>.  8<>Oi.  Verwiesen  an   die  Kommission   für  Versicherungswesen  und 

Sozialpolitik. 

Ant  rag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21».  Juni  18!*4  über 
<iie  Altersversorgungskassen  der  Bergleute,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Baslv  am  ML  März  181H»  Doc.  pari.  No.  71*8;  J.  O.  p.  87<>,.  Ver- 
wiesen an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Sozialpolitik. 

Antrag  betr.  Ueberwälzung  der  Unterstützungs-  und  Altersver- 
*orgungskassen  für  Bergleute  auf  die  Unternehmer,  gestellt  vom  Abge- 
ordneten Baslv  und  Gen.  am  23.  März  11MH»  (Doc.  pari.  No.  1543;  J.  O. 
p.  768). 

Antrag  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  21».  Juni  18!»4  über  die 
Unterstützungs-  und  Altorsversorgungskassen  für  Bergleute  und  den  Erlass 
von  Übergangsbestimmungen,  gestellt  vom  Abgeordneten  de  Kamel  am 
1».  Juli  1!MX>  (Doc.  pari.  No.  1831»  i. 
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Antra«;  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  2!>.  .Juni  1H!»4  und  die 
Sicherung  des  Betriebes  der  Altersversorgungskassen  für  Bergleute,  ge- 
stellt vom  Abgeordneten  Odilnn-ßarrot  um  '24.  Okt.  1 5 M >  1  (Doc.  pari. 
No.  2»iH7;  J.  O.  p.  24 1. 

Antrag  betr.  Verbesserung  der  Altersversorgung  für  Bergleute,  ge- 
stellt in  der  Abgeordnetenkammer  vom  Arbeitsminister  Baudin  am  5.  Nov. 
1IMM  iDor.  pari.  No.  2721:  J.  O.  p.  42 1. 

Wrwbsen  an  die  Kommission  für  Vcrsit'hcruinjswescn  und  Sozialpolitik.  —  Bericht 
Andiffred,  3.  Dez.  1901  (Doc.  pari.  No.  -JSfi:t>. 

3b\  Unterstützung,  obligatorische,  bedürftiger  alter 
und  kränklicher  Personen.  Antrag  betr.  die  obligatorische  Unter- 
stützung bedürftiger  alter  und  kränklicher  Personen,  gestellt  von  Senator 
Strauss  am  2<>.  Januar  1S!)S  iDoc.  pari.  No.  1<>;  ,T.  O.  ]).  —  Summa- 
rischer Bericht  Saillard.  11.  Februar  181KS  iDoc.  pari.  No.  5(1;  J.  O.  p.  i*0>. 

—  Erheblich  erklärt  am  24.  Februar  IKiW. 

Antrag  betr.  die  Unterstützung  alter  und  kränklicher  Personen, 
gestellt  von  den  Abgeordneten  Emil  Hey  und  Lachieze.  am  3.  Februar  18i»i* 
(Doc.  pari.  No.  714;  .J.  O.  p.  57»»>.  -  An  die  Kommission  für  Ver- 
sicherungswesen und  Sozialpolitik  verwiesen.  —  Bericht  Bienvenu  Martin, 
am  Ii.*.  Februar  1  i*< M >  (Doc.  pari.  No.  1484:  J.  O.  p.  535). 

Antrag  betr.  die  Organisation  der  Unterstützung  aller  bedürftigen 
Blinden  in  Frankreich  und  Algier,  gestellt  vom  Senator  Labrousse  am 
11.  Januar  1!K)1  (Doc.  pari.  No.  «i  und  <>  neue  Fassung:  J.  O.  p.  2  und  131». 

—  An  die  parlamentarische  Initiativkommission  verwiesen.  —  Summarischer 
Bericht  Bataille,  15.  Marz  ÜHH  (Doc.  pari.  No.  131:  J.  O.  p.  238). 

Antrag  betr.  1)  .  .  .  2i  die  obligatorische  Unterstützung  schwacher 
und  unheilbare!  .  .  ..  gestellt  vom  Abgeordneten  Ooutant  am  14.  Mai  li*Öl 
(Doc.  pari.  No.  2344). 

37.  Unterstützung  bedürftiger  Kinder.  Antrag  betr.  die 
Einrichtung  und  Organisation  der  Unterstützung  von  Kindern  bedürftiger 
Familien,  gestellt  vom  Abgeordneten  Emil  Hey  am  18.  Januar  Ii  M.K) 
(Doc.  pari.  No.  1350).  -  Verwiesen  an  die  parlamentarische  Initiativ- 
kommission.  Summarischer  Bericht  Emil  Hey  am  2<>.  November  liMM) 
(Doc.  pari.  No.  U>55:  J.  (*.  p.  lOf,,.  Bericht  Emil  Rev  am  2<>.  Februar 
li»()l  »Doc.  pari.  No.  2217:  J.  O.  p.  257 1. 

38.  Verheiratete  Frauen,  Recht  der,  auf  ihren  Arbeits- 
lohn. Antrag  betr.  Gewährleistung  des  freien  Verfügungsrechtes  der 
Ehefrau  über  ihre  Arbeitserträgnisse,  gestellt  vom  Abgeordneten  Goirand 
am  !>.  Juli  18i*4  iDoc.  pari.  No.  8<)1  :  J.  O.  p.  1133).  —  Summarischer 
Bericht  T.  Goujon  20.  Dezember  18!M  (Doc.  pari.  No.  J.  O. 
P.  2233). 

Antrag  betr.  Schutz  der  Ehefrau  gegen  gewisse  Missbräuche  der 

eheheiTlichen  Gewalt,   gestellt   von  dem  Abgeordneten  L.  Jourdan  und 

Gen.  am  i*.  Juli  18M4  (Doc.  pari.  No.  8<>3;  J.  O.  p.  1135.. 

Einsetzung  vincr  Spezialkommis-sion  am  14.  Februar  Inn."».  —  Bericht  (ioiniud  mn 
14.  November  lbft"»  (Doc.  pari.  No.  1009;  J.  O.  p.  1472").  —  Dring]  icherklarung,  Be- 
ratung und  Abstimmung  am  27.  Februar  18ff5  (.1.  O.  Kammer  p.  :Jl.r{j.  —  l'eberweisuug 
im  den  Seuat  am  2.  März  1896  (Doc.  pari.  No.  47;  J.  O.  p.  117). 

3i*.  Versicherungen,  landwirtschaftliche  auf  Gegensei- 
tigkeit. Antrag  betr.  die  Bildung  von  landwirtschaftlichen  Vereinen 
oder  Kassen  für  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit,   gestellt  vom  Abge- 
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ordneten  Viger,  am  27.  Juni  1  KI»!>    Doc.  pari.  Xo.  1059;  J.  (),  p.  1891»  i. 

An  die  Kommissinn  für  Landwirtschaft  verwiesen.  —  Bericht  Forni 
und  Chevallier  iDoc.  pari.  Xo.  1482  und  1522:   J.  (>.  p.  1513  und  1588,. 

Sitzung  vom  3o.  März  1900.  Annahme.  —  l'eberweisung  an  den 
Sfiiat  am  3.  April  1  !H M >  iDoc.  pari.  Xo.  1315;  J.  0   p.  452 1. 

40.  Werkstatt-,  Bureau-  und  L  a  d  e  n  h  v  g  i  e  n  e.  Antrag  betr. 
d»>n  Schutz  der  Gesundheit  und  Hygiene  der  beiden  Geschlechter  in  den 
Detailverkaufsmagazinen .  gestellt  vom  Abgeordneten  Achille  Adain  am 
12.  Januar  1900  (Doc.  pari.  Xo.  1335:  —  nicht  zur  Verteilung  gelangt: 
J.  0.  p.  531).  —  An  die  parlamentarische  Initiativkommission  verwiesen. 

Antrag  betr.  Untersuchung  des  Wassers,  der  Luft  und  des  Boden- 
staubes in  den  Werkstatten,  Bureaus  und  Magazinen,  in  denen  eine  grosse 
Zahl  Arbeiter  und  Angestellte  beschäftigt  sind,  gestellt  vom  Abgeordneten 
Emil  Dubois  am  24.  Januar  1!HH>  (Doc.  pari.  Xo.  14152:  J.  O.  p.  24!»,. 

-  An  die  Kommission  für  das  öffentliche  Gesundheitswesen  verwiesen. 
—  Vom  Antragsteller  zurückgezogen. 

Antrag  betr.  Ausdehnung  der  Bestimmungen  betr.  die  Hygiene  und 
die  Sicherheit  der  Arbeiter1/  auf  alle  Arbeiter  und  Angestellte  beiderlei 
Geschlechts  in  Industrie  und  Handel,  gestellt  von  dem  Abgeordneten 
Groussier  und  Gen.  am  13.  Xovember  1900  iDoc.  pari.  Xo.  1934:  J.  O. 
j».  55i.  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen.  —  Bericht  (Troussier, 
erstattet  am  28.  Februar  1901  fDoc.  pari.  Xo.  2222:  J.  O.  p.  I38i. 

Antrag  betr.  Erweiterung  des  Gesetzes  vom  29.  Dezember  1900 
über  die  Arbeitsverhältnisse  der  in  den  Ladengeschäften  thätigen  weib- 
lichen Angestellten,  gestellt  vom  Abgeordneten  Gautret  am  14.  Juni  190] 
»Doc.  pari.  No.  2429;  J.  O.  p.  517 i.  —  Dringlich  erklärt1). 

41 .  W  e  r  k  s  t  a  1 1  v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n.  G  e  s  e  t  z  e  s  v  o  r  s  c  h  1  a  g  über  die 
Reglemente  in  den  Werkstätten,  eingebracht  vom  Abgeordneten  Alex.  Zevaes 
am  4.  X'ovember  1898.  —  An  die  Arbeitskommission  verwiesen  i  Doc.  pari. 
Xo.  313;  J.  0.  p.  148,. 

42.  Wohnungen,  billige.  Antrag,  das  Gesetz  vom  30.  Xo- 
vember 1894  über  die  billigen  Wohnungen  abzuändern  und  zu  vervoll- 
ständigen, eingebracht  vom  Abgeordneten  Holtz  den  28.  Oktober  1901 
'Doc.  pari.  Xo.  2l>97:  J.  O.  p.  29i.  —  Summarischer  Bericht  Authier 
8.  Xovember  1901  iDoe.  pari.  Xo.  273();  J.  O.  p.  151  l 

VI.  6rande  Bretagne.  Grossbritannien. 

1 .  Altersversicherung. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  20.  März  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  bet reifend  die  Altersversicherung.  Antragsteller: 
Herr  Bousfield. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  22.  März  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Altersversicherung.  Antragsteller: 
Herr  Goulding. 

1)  Der  ursprüngliche  Titel  di*  Antrage?,  lautete:  Aulrair  Ketr.  Auflehnung  der  Arbeiter« 
Mintzbestimmungen  auf  alle  Arbeiter  und  Angestellten  heider  Oesehleehter  in  Industrie 
und  Handel.  Der  Artikel  A  wurde  an  die  Kommission  für  Versicherungswesen  und  Soxial- 
Hitik  verwiesen.  -  Bericht  Minnan  :Doe.  pari.  Nu.  23:52.  .stattet  »m  14.  Mai  Ü»Ol). 

7* 


Digitized  by  Google 


—  100 


2.  A  r  b  e  i  t  s  d  a  u  e  r  in  Bergwerken. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  19.  Februar  DHU.  Vorlage 
eines  Gesetzen twurfes,  betreffend  die  Herabsetzung  der  Arbeitsdauer  in 
den  Bergwerken  auf  8  Stunden.  Antragsteller:  Herr  Pickard  und 
Sir  Ch.  Düke. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  27.  Februar  1901.  Zweite 
Lesung. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  12.  Juni  1901.  Dritte 
Lesung.    Ablehnung  des  Entwurfes. 

3.  Arbeitsunfälle. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  20.  Februar  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes  zur  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Arbeits- 
unfälle.   Antragsteller:  Herr  M'Kenna. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  20.  Februar  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes  zur  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Arbeits- 
unfälle.   Antragsteller:  Herr  M'Kenna  und  Sir  W.  Porte. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  5.  März  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Abänderung  des  Haftpflichrgesetzes. 
Antragsteller:  Herr  Sinclair. 

4.  Gesetz  über  die  Fabriken  und  Ladengeschäfte. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  11.  Juni  1901.  Regierungs- 
vorlage eines  Gesetzes,  betreffend  die  Fabriken  und  Ladengeschäfte. 
Erste  Lesung. 

5.  Gesotz  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  und  Werk- 
stätten. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  28.  März  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Arbeit  in  den  Fabriken  und  Werkstätten.  Antragsteller:  Herr  Pitchie. 
Beide  Entwürfe  i4.  und  5.)  werden  dem  Ständigen  Ausschüsse  <m  Trade 
zugewiesen,  (Ausschusssitzungen  am  21.  .hini,  1.,  8..  11.,  15.,  18.,  22.,  2.-1., 
"2,5.,  29.  Juli..)  2.  Lesung  im  l.'nterhause  am  12.  und  13.  August:  1.  und 
2.  Lesung  und  Amendment  im  Oberhause :  14..  15.  August.  Annahme  dos 
Amendments  im  Unterhause:  H>.  August.    (Siehe  „Bulletin"  S.  30.i 

*i.  Heimarbeit. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  '2<i.  März  1901.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Heimarbeit.    Antragsteller:  Herr  Douglas. 

7.  Kohlengruben. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  19.  Februar  190].  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Kohlengruben.    Antragsteller:  Sir  Ch.  Düke. 

8.  Ladengeschäfte. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  19.  Februar  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Ladengeschäfte.    Antragsteller:  Sir  Ch.  Düke. 

Sitzung  des  Oberhauses  vom  2<».  Februar  1901.  Antrag  des  Lord 
Avebury,  betreffend  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Abhaltung  einer 
Enquete   über  die  Arbeitsdauer  in  den  Ladengeschäften.  Angenommen. 

9.  Lahnkommission. 

Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  19.  Februar  1901.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Errichtung  von  Lohnkommissionen. 
Antragsteller:  Sir  Ch.  Dilke. 
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Via.  Britische  Kolonien:  Canada. 

Bill.    An  Act  to  amend  the  Ontario  Shops  Regulation  Act. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  zum 
Schutze  der  Ladenangestellten  in  (Ontario.  Erste  Lesung  am  2b.  März 
1 JM >1 :  zweite  Lesung  am  2!».  Marz  1901  :  dritte  Lesung  am  3.  April  1901. 

VII.  Italie.  Italien. 

1.  a)  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeits- 
amtes. 

Atti  parlamentari  No.  29b.  Antrag  erheblich  erklart,  in  der  Sitzung 
v.  8.  Juni  181)1. 

bi  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeitsamtes. 
Atti  parlamentari  No.  29<>.    Antrag  erheblich  erklärt  in  der  Sitzung 
v.  8.  Juni  1J.MU. 

[Ad  a) :  Kegierungsentwurf :  ad  bi:  Entwurf'  der  Abg.  Colajanni  und 
Pantano.) 

Beide  Anträge  wurden  einer  Kommission  überwiesen. 

ci  Kommissionsbericht  (Berichterstatter:  Luzzatti  und  Pantanoi,  v. 
2s.  Juli  1901.  Atti  parlamentari  No.  29»;  e— -290,  bis  A.j.  Annahme  in 
der  Kammersitzung  vom  0.  Dezember  19<M  i. 

2.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über 
die  Arbeitsunfälle  v.  17.  Marz  1898,  Xo.  90. 

Atti  parlamentari  Xo.  298. 

3.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Regelung  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit. 

Atti  parlamentari  No.  280.  Antrag  erheblich  erklärt  in  der  Sitzung 
v.  24.  Mai  liMH. 

VIII.  Suisse.  Schweiz, 

1.  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  T  r  a  u  s  p  o  r  t  a  n  s  t  a  1 1  e  n. 
Botschaft  und  Gesetzentwurf  vom  11.  Marz  1S98  i  Bundesblatt  I,  829 1 
betreffend  die  Petition  des  Personals  schweizeizerischer  Transportanstalten 
über  die  Revision  des  Bundesgesetzes  vom  27.  Juni  18911  betroH'ond  die 
Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Transportanstalten.  Bericht  des  Bundes- 
rates vom  9.  Mai  1895»  iBundesblatt  T IT,  Ii  an  die  natiooalratlicho  Kom- 
mission. 

1899.  Oktober.  Xationalrat.  Nach  Erledigung  der  Art.  1  -3  wird 
die  Beratung  des  Gesetzes  abgebrochen. 

1899.  2<>.  Dezember.  Xat ionalratsbeschluss ,  mit  Abänderung  am 
B.R.Entwurf. 

1900.  30.  Marz.  Standerat:  Die  Beratung  wird  verschoben,  bis  die  zu 
wiUilendeGeueraldirektionderBundesbahne.il  Bericht  erstaltet  haben  wird. 

2.  Besoldungsgesetz.  Eingabe  betreffend  Vollzug  des 
Besoldungsgesetzes.  Bericht  und  Antrag  des  Rundesrates  vom  3.  De- 
zember HM  Ml  iBundesblatt  IV,  Sii7i  über  die  Eingabe  des  ( 'eutral  Vorstandes 
schweizerischer  Postbeamter  betreffend  Vollzug  des  Besoldungsgesetzes. 
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1  iM H .  13.  Juni.  Xationalratsbesehluss :  Die  Petition  wird  als  be- 
gründet anerkannt  und  der  Bundesrat  wird  eingeladen,  ihr  entsprechende 
Folge  zu  geben. 

IDOL    11).  Dezember.  Standerat:  Zustimmung,  jedoch  mit  dem  Zusatz: 
dem  Rundesrat  werden  die  hierfür  erforderlichen  Nachfragskredite  erteilt. 
I !M »1 .  '20.  Dezember.     Xationalrat :  Zustimmung. 

3.  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrt- 
Unternehmungen  (Motion  Brenner).  Botschaft  und  Beschlussentwurf 
vom  1.  Mi\rz  11N.U  i  Bundesblatt  T,  «»7*2/  betreffend  Revision  des  Bundes- 
gesefzes  (Iber  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrt«- Unter- 
nehmungen vom  1.  Juli  187.r). 

4.  Lohnzahlung;  Arbeitszeit  an  Samstagen:  internatio- 
naler A  r  b  e  i  t  e  r  sc h  u  t  z.  Bericht  des  Bundesrates  vom  1<».  Januar 
1807  i  Bundesblatt  I,  <>9i,  Protokoll  der  nationalrätliehen  Kommission 
i Bundesblatt  181)7,  III,  84<>i. 

18H7.  lO.  Juni.  Xationalratsbesehluss:  Die  Angelegenheit  wird  bis 
nach  Erledigung  der  Frage  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  ver- 
schoben. 

IDOL  20.  Marz.  Nationalratsbeschluss :  im  1 .  Punkt  abweichend  vom 
bundesratlichen  Gesetzentwurf:  in  Punkt  2  und  3  tibereinstimmend. 

IDOL  12.  Dezember.  Ständoratsbesehluss,  abweichend  vom  Nationalrar. 

").  Unfallversicherung.  Motion  des  Herrn  M.  K.  ßaldinger  vom 
<5.  Dezember  1 OOO.  (Der  Bundesrat  ist  eingeladen,  eine  neue  Vorlage  zum 
Vollzuge  des  Art.  31  der  Bundesverfassung  (Unfall-  und  Kranke  n- 
v  e  r  s  i  e  h  e  r  u  n  g  l  einzubringen.  ) 

IDOL  22.  März.  Nationalrat:  Nach  den  Erklärungen  des  Vertreters 
des  Bundesrates,  dass  Letzterer  die  Frage  nicht  aus  dem  Auge  verliere, 
wird  die  Motion  vorn  Motionssteller  zurückgezogen. 

»5.  Z  ü  n  d  h  o  1  zf  a  br  i  k  an  t  e  n  ,  Gesuch  von.  Bericht  des  Bundes- 
rates vom  13.  November  1DOO  i Bundcsblatt  IV,  5(Joi  betreffend  das  Ge- 
such von  24  schweizerischen  Zündholzfabrikanten  um  Schadenersatz. 

IDOL  11».  März.  Ständeratsbeschluss,  nach  B.K.Antrag  (Abweisung 
des  Gesuches.) 

IDOL  20.  März.    Xationalrat:  Zustimmung. 

Villa.  Kantone. 

Her  n. 

Gesotz  über  gewerbliche  und  kaufmannische  Berufslehre.  Entwurf  der 
Direktion  des  Innern,  dem  Grossen  Kate  vorgelegt  im  Februar  1  DOl . 

Zug. 

Gesetz  über  den  Markt-  und  Hausierverkehr  sowie  über  den  Gewerbe- 
betrieb im  Kanton  Zug.     1.  Beratung  abgehalten  am  24.  Januar  U.H.U. 

A  a rga  u. 

Gesetz  betreffend  flen  Schutz  der  Arbeiterinnen.  Vorschlag  dos 
Kegierungsrates,  dem  Grossen  Kate  vorgelegt  am  31.  Oktober  1DOO.  Vom 
Grossen  Kate  an  eine  Kommission  überwiesen.  Vorschlag  der  Grossrats- 
konnnission,  dem  Grossen  Kate  vorgelegt  am  18.  Juni  1 1*01 . 

(Abgeschlossen  nach  dem  Stande  vom  1.  Januar  1D02i. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I .  Allgemeiner  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t z. 

1.  Resolution  fies  Gesamtparteitages  der  sozialdemokratischen  Arbeiter- 
partei in  Oesterreich. 

2.  Resolution  des  VI.  skandinavischen  Arbeiterkongresses. 
X.  Eingabe  des  Centrairates  der  deutschen  Gewerkvereine. 

4.  Resolution   des   XIV.  ordentlichen  Verbandstages   der  deutschen 
Geworkvereine. 

f>.  Resolution  des  Ausschusses  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform. 
«>.  Resolution    des    Parteitages    der    deutsehen  sozialdemokratischen 
Parfi. 

7.  Resolution    der  Delegierten    des    Verbandes   der  fortschrittlichen 
Fmienvereine. 

8.  Beschlüsse  des  englischen  Gewerkvereinskongresses,  1  i.H H . 
M.  B»schluss  der  Swansea'er  Wohnungskonferenz. 

II.  Beruflicher  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z  (nach  Berufen   und  Landern 
gruppier 

1.  Kunst-  und  Handelsgärtnerei. 

Resolution  der  Hauptversammlung  des  Handelsgürtnerverbaudes. 

2.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

ai  Resolution  des  XII.  internationalen  Bergarbeiterkongresses. 

b»  Resolution  der  XII.  Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher 

Berg-  und  Hüttenarbeiter. 
c>  Resolution  fies  englischen  Gewerkvereinskongresses,  DHU. 

3.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

Ergebnisse  der  Konferenz  betr.  den  Steinarbeiterschutz. 

4.  Metallindustrie. 

a)  Resolution  des  XVI.  belgischen  Metallarbeiterkongresses, 
b;  Resolution  fler  Konferenz  der  Eisenmöbelarbeiter  Oesterreich- 
Ungarns. 

5.  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe. 

Resolution  der  Konferenz  der  I'erlmntterdrechsler  Oesterreichs. 
<5.  Industrie  der  Xahrungs-  und  Genussniittel. 

Resolution   der    VIII.  Generalversammlung    des  Verbaiules  der 
Bäcker  und  Berufsgenossen, 
b;  Eingabe  des  deutschen  Fleiseherverbandes  in  Düsseldorf  u.  s.  w. 
ci  Resolution  des  englischen  Gewerkvereinskongresses,  1 ! M >  1 . 
7.  Bekleidungsgewerbe. 

at  Eingabe  fler  Berliner  Konfektionsarbeiter  und  -arbeiterinnen. 
bi  Resolution  des  Verbandes  der  Österreichischen  Schneidcrgewerk- 
schaften. 
H.  Baugewerbe. 

ai  Resolution  des  Delegiertentages  des  Innungsverbandes  deutscher 

Baugewerksmeister. 
V»)  Resolution  des  baverischen  Bauarbeiterschutzkongresses, 
c.i  Resolution  des  III.  Verbandstages  der  Stuccateure  Deutschlands. 
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<])  Resolution  des  englischen  Gewerkvereinskongresses,  1901. 

e)  Eingabe  des  österreichischen  Bauarbeiterverbandes. 

f)  Resolution  des  ungarischen  Maurerkongresses, 
y.  Polygraphische  Gewerbe. 

Resolution  der  Versammlung  der  Budapester  Buchdrucker, 
in.  Handels-  und  Yerkehrsge werbe. 

a)  Resolution  der  II.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  See- 
leute. 

b)  Resolution  des  VI.  Verbandstages  des  deutschnationalen  Handels- 
gehilfenverbandes. 

c)  Resolution  des  IV.  Kongresses  der  im  Handels-.  Transport-  und 
Verkehrsgewerbe  beschäftigten  Arbeiter. 

d)  Resolution  des  Verbandstages  des  Central  Verbandes  deutscher 
Kaufleute  und  Gewerbetreibender. 

e  i  Eingabe  dos  Centraiverbandes  deutscher  Kaufleute  and  Gewerbe- 
treibender. 

f»  Beschlüsse  des  englischen  Gewerkvereinskongressos,  11*01. 
gj  Resolution  des  VI.  Verbandstages  der  norwegischen  Hafen-  und 
Transportarbeiter. 

II.  Beherbergungs-  und  Enpiiekungsge  werbe. 

Eingabe  der  Fachkommission  der  Gastwirtsgehilfon  Deutschlands. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Eingabe  des  Centraivorstandes  des  deutschen  Werkme-'sterver- 
bandes. 

2.  Resolutionen  des  englischen  Gewerkvereinskongressos,  1901 

3.  Resolution  des  schweizerischen  .Juristentages. 

I.  Allgemeiner  Arbeitersohuts. 

1.  Resolution  des  am  2. — b.  November  1901  abgehaltenen  Gesamt  - 
Parteitages  der  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  in 
O  e is  t  e  r  r  e  i  c  h. 

Als  Minimum  an  Arbeiterschutz  fordert  die  österreichische  Sozül- 
demokratie  zunächst : 

1.  Volle  Koalitionsfreiheit,  gesetzliche  Anerkennung  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation,  gesetzliche  Gleichstellung  der  Landarbeiter  durch  Auf 
hebung  der  Dienstbotenordnungen. 

2.  Achtstündigen  Maximalarbeitstag  ohne  Klauseln  und  ohne  Aus- 
nahmen. 

3.  Verbot  der  Nachtarbeit  mit  Ausnahme  jener  Betriebe,  deren 
technische  Natur  eine  Unterbrechung  nicht  zuliisst :  die  Nachtarbeit  für 
Frauen  und  jugendliche  Arbeiter  ist  jedoch  ausnahmslos  zu  verbieten. 

4.  Volle  Sonntagsruhe  in  der  Dauer  von  mindestens  3<»  Stunden. 

5.  Strenge  Durchführung  des  Verbotes  der  Erwerbsarbeit  von  Kindern 
unter  14  Jahren:  ausreichende  Schutzgesetze  für  Lehrlinge  und  jugendliche 
Arbeiter. 

<>.  Ausschluss  der  Frauenarbeit  aus  den  besonders  für  den  weiblichen 
Organismus  schädlichen  Betrieben. 

Alle  diese  Bestimmungen  haben  für  Betriebe  jeder  Art  und  Stufen- 
leiter (Grnssindustrie,  Transportgewerbe,  Handwerk.  Handel.  Hausindustrie, 
Land-  und  Forstwirtschaft)  zu  gelten. 

Ausbau  des  Gcwerbeinspektorats :  Vermehrung  der  Inspektoren,  denen 
exekutive  Befugnisse  zu  geben  sind:  Mitwirkung  der  Arbeiterorganisationen 


Digitized  by  Google 


—     10;')  — 


an  der  Kontrolle  der  Durchführung  des  Arbeiterschutzes  durch  die  von 
ihnen  gewählten  Inspektoren  und  Inspektorinnen. 

Ueber  Unternehmer,  die  das  Arbeiterschutzgesetz  übertreten,  sind 
strenge  Strafen  zu  verhängen,  die  nicht  in  Geldstrafen  umgewandelt  werden 
dürfen. 

Die  Arbeiterversicherung  ist  einer  durchgreifenden  Keform  zu  unter- 
ziehen, durch  Einführung  einer  allgemeinen  Alters-  und  Invalidenversicherung 
sowie  Witwen-  und  Waisen  Versorgung  zu  ergänzen  und  unter  durchgängiger 
Selbstverwaltung  der  Versicherten  einheitlich  zu  organisieren. 

2.  Der  zu  Kopenhagen,  am  22. — 24.  August  1901  abgehaltene 
VI.  skandinavische  A  r  b  e  i  t  e  r  k  o  n  gr  e  s  s  nahm  folgende  Resolution 
zur  Frage  der  Hausarbeit  an : 

Der  Kongress  erkennt  ...  an.  dass  es  die  Pflicht  der  Arbeiterpartei 
ist.  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  dahin  zu  wirken,  dass  vor- 
läutig  jede  industrielle  Hausarbeit,  ohne  Rücksicht  auf  den  Umfang,  und 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselbe  für  eigene  oder  für  fremde  Rechnung 
betrieben  wird,   der  Kontrolle  der  Fabrikinspektoren  unterworfen  wird. 

3.  Eingabe  des  C  e  n  t  r  a  1  r  a  t  e  s  de  r  d  e  u  t  s  c  heu  G  e  w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  e 
vom  22.  November  1!M>1. 

..Hoher  Reichstag! 
In  der  Ueberzeugung,  dass  die  gewerbliche  Nachtarbeit  in  gesund- 
heitlicher, sittlicher  und  intellektueller  Hinsicht  die  Arbeiter 
schädigt,  aber  auch  wirtschaftlich  in  der  Regel  für  die  Arbeiter  und 
selbst  für  die  Unternehmer  überwiegend  nachteilig  ist.  wie  dies  auch  von 
mehreren  internationalen  Kongressen,  zuletzt  von  dein  internationalen 
Knngress  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  in  Paris  11HK),  einmütig  anerkannt 
ist.  richtet  der  Centrairat  an  den  Hohen  Reichstag  das  dringende  Gesuch 
um  weitere  thunlichste  Untersagung  bezw.  Einschränkung  der 
Nachtarbeit,  insbesondere  um  folgende  gesetzliche  Massnahmen: 

I.  Unbedingtes  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Kinder  unter 
14  Jahren  und  für  Arbeiterinnen  jedes  Alters. 

II.  aj  Ausdehnung  des  prinzipiellen  Verbotes  der  Nachtarbeit  für 
jugendliche  Arbeiter  auf  das  Alter  vom  1(5.  bis  IS.  Leben s- 
jah  re. 

bi  Beschränkung  der  ausnahmsweisen  Zulassung  der  Nachtarbeit  bis 
zum  IS.  .lahre  auf  die  Fälle  der  Verhütung  von  Unglücks- 
fällen sowie  auf  Fabriken,  welche  durch  die  Art  des  Betriebes 
auf  eine  regelmässige  Tag-  und  Nachtarbeit  angewiesen  sind  oder 
deren  Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmässige  Arbeitsschichten  von  gleicher 
Dauer  nicht  gestattet. 

c.i  Beschränkung  der  Dauer  der  Nachtschicht  für  jugendliche  Arbeiter 
auf  h  i»  chstoiis  ach  t  S  t  u  n  d  e  n . 

III.  a)  Ausdehnung  der  Vorschrift,  dass  die  Tag-  und  Nacht- 
schichten w  ö  c  h  e  n  1 1  i  c  h  ,  oder  mindestens  vierzehntäglich,  w  e  c  h  s  e  1  n 
müssen,  auf  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter. 

b.  Einführung  der  gesetzlichen  achtstündigen  M  a  x  i  m  a  1  d  a  u  e  r 
der  Nachtarbeit  auch  für  die  erwachsenen  männlichen 
Arbeite]*. 

IV.  E  r  w  eitern  n  g  d  e  s  G  e  1 1  u  n  g  s  b  e  r  e  i  e  h  s  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  gegen  die  Nachtarbeit  auf  möglichst  viele  (iebiete  der 
gewerblichen  Arbeit,  namentlich  auf  die  Hausindustrie  und  soweit 
irgend  thunlich  auf  die  Bewirtungs-  und  V  e  r  k  e  h  rs  g  e  w  e  r  b  e." 
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4.  Resolution  des  XIV.  ordentlichen  V  e  r  b  a  n  d  s  t  a  g  e  s  der 
deutsch  011  G  e  w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  e  abgehalten   zu  Köln,  am  '29.  Mai 

ijmh  . 

Der  Verbandstag  der  deutschen  Gewerkvereine  erblickt  nach  wie 
vor  in  der  staatlichen  Fabrikaufsieht  einen  erspriesslichen  Fortschritt  auf 
sozialem  Gebiete.  Er  richtet  in  erster  Linie  an  die  Mitglieder  des  Ver- 
bandes, sowie  auch  an  sämtliche  Arbeiter  das  Ersuchen,  diesem  Zweite 
der  sozialen  Gesetzgebung  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  Es  ist 
notwendig,  alle  Vorkommnisse  zu  berichten  und  durch  öffentliche  Diskussion 
möglichst  zu  verbreiten,  um  vorhandene  Missstände  zu  beseitigen.  Der 
Verkehr  mit  den  Fabriksaufsichtsbeamten  und  -beamtinnen  ist  mein*  wie 
bisher  zu  pflegen,  und  den  Beamten  ihr  schweres  Amt  zu  erleichtern. 
Es  ist  entschieden  dahin  zu  wirken,  dass  durch  Vermehrung  der  Zahl 
der  Beamten  die  Fabrikaufsieht  erspriesslieher  wirken  kann.  Ganz  be- 
sonders ist  aber  einzutreten  für  Vermehrung  der  Zahl  der  weiblichen 
Aufsichtsbeamten  und  für  Anstellung  von  Aufsichtsassistenten  aus  dem 
Arbeitiiehuierstande.  Ferner  erklärt  der  Verbandstag.  dass  im  Interesse 
der  Handlungsangestellten  die  Anstellung  von  Handelsinspektoren  dringend 
geboten  ist,  sowie  bei  der  Grubeninspektion  Arbeiterdelegierte  anzustellen 
sind.  Der  Verbandstag  bedauert,  dass  die  Jahresberichte  der  Fabrik- 
inspektoren der  Einzelstaaten  nicht  mehr,  wie  bisher,  in  einer  Gesamt- 
ausgabe dem  allgemeinen  Publikum  zugänglich  sind,  da  die  zusammen- 
gefassten  Berichte  nur  in  einer  beschränkten  Zahl  hergestellt  werden  und 
der  hoho  Preis  von  ca.  30  M.  die  Beschaffung  auch  sehr  erschwert.  Der 
Verbandstag  erwartet  vom  Reichstag,  dass  darin  Wandel  geschaffen  und 
der  frühere  Zustand  wieder  eingeführt  wird. 

ö.  Resolution  des  Ausschusses  der  Gesellschaft  für 
soziale  Reform,  gofasst  in  der  Sitzung  vom  4.  Mai  1901  : 

Angesichts  der  grossen  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Be- 
deutung der  Berufsvereine,  des  stetigen  Anwachsens  ihrer  Mitgliederzahl 
und  ihres  Vermögens,  in  Rücksicht  auf  den  unbefriedigenden  derzeitigen 
Rechtszustand  sowohl  in  eivilroehtlicher  als  öffentlichrechtlicher  Beziehung 
erscheint  ein  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
der  Berufs  vereine  als  Notwendigkeit  und  als  ein  Gebot 
der  Gerechtigkeit. 

In  diesem  Gesetze  sind  insbesondere  auch  die  Voraussetzungen  zu 
regeln,  unter  denen  einem  Berufsverein  die  Rechtsfähigkeit  verliehen  und 
entzogen  werden  kann. 

Gleichzeitig  ist  der  4j  I.V2  der  Gewerbeordnung  dahin  zu  erweitern 
dass  die  dort  erwähnten  Verabredungen  und  Vereinigungen  auch  gestattet 
sind,  insoweit  dieselben  sich  auf  die  A  u  f  r  e  c  h  t .  e  r  h  a  1 1  u  n  g  der  be- 
stehenden  Arbeitsbedingungen  richten  oder  eine  sonstige  Einwirkung 
auf  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  bezwecken,  dass  ferner 
diese  Vereinigungen  sowie  die  sonstigen  zur  Wahrnehmung  von  Berufs- 
interessen gegründeten  Vereine  berechtigt  sind,  Angelegenheiten,  welche 
sich  auf  die  allgemeine  Verbesserung  der  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  des  Gewerbes,  der  Gewerbetreibenden, 
gewerblichen  Gehilfen.  Gesellen  oder  Fabrikarbeiter,  insbesondere  auch 
durch  Aenderung  der  Gesetzgebung,  beziehen,  in  den  Bereich 
ihrer  Thätigkeit  zu  ziehen,  ohne  dadurch  den  landespolizeilichen  Be- 
stimmungen der  Vereinsgesetze  zu  unterliegen. 

< !.  Resolution    des   Parteitages    der    deutschen  sozial- 
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demokratischen  Partei,  abgehalten  zu  Lübeck,  am  22.  bis 
28.  September  1  fm  1  : 

(Jeireti  die  gewaltige  gesellschaftliche  Erscheinung  der  Wohnungs- 
not fordert   die  sozialdemokratische  Partei  Deutschlands  in  erster  Linie: 

1 .  Von  den  Gemeinden: 

a)  Erwerbung,  Erhaltung  und  Vermehruni:  von  Grundbesitz: 

b    Erbauung  von  Wohnhäusern,   insbesondere  für  die  Arbeiterklasse: 

Abgah»e  von  Wohnungen  zum  Selbstkostenpreise:  Sicherstellung  der  Mieter 

ge<ren   jedes  Abhängigkeitsverhältnis  von  der  Gemeinde  ; 

c>  Errichtung    von    kommunalen   Wohnungsamtern    für  regelmässige 

Wohmuigsinspektion,  Wohnungsstatistik  und  Vermittolung  der  Wohnungs- 

veniüetung : 

di  Verbesserung  der  Bauordnungen  und  rechtzeitige  Ausdehnung  der- 
selben auf  die  noch  unbebauten  Grundstücke; 
ei  Reform  des  kommunalen  Steuerwesens; 

f)  Uebernahme  und  Ausbau  der  Verkehrsmittel  in  eigener  Regie. 

2.  Von  den  E  i  n  z  e  1  s  t  a  a  t  e  n  : 

a.  )  Ersatz  der  bestehenden  Kommunal-Wahlsvsteme  durch  das  allge- 
meine, gleiche,  geheime  und  direkte  Wahlrecht,  ausgedehnt  auf  alle 
mündigen  Personen  ohne  Unterschied  des  Geschlechts: 

b. i  Völlige  Selbstverwaltung  der  Gemeinden: 

ci  Erweiterung   des  Enteignungsrechtes  der  (Gemeinden    und  Umge- 
staltung des  Enteignungsverfahrens  zu  ihren  Gunsten  ivergl.  3a): 
di  Keform  der  Eisenbahntarifpolitik. 

3.  V  o  m  Reiche: 

ay  Erlass  eines  Reiehswohnungsgesetzes  t enthaltend  unter  anderem 
Xormativbestimmungon  für  Bauordnungen,  Wohmuigsinspektion,  Kredit- 
wesen. Enteignungsrecht ) ; 

bi  Errichtung  eines  Reichswohnungsamtes  i  Ueberwachung  und  Er- 
forschung des  «resamten  Wohnungswesens,  Centraibehörde  für  Wohnungs- 
inspektion  und  Wohnungsstatistik  > : 

ci  Reform  des  Mietsrechts,  des  Mietsprozesses,  fler  Zwangsvoll- 
streckung. 

Inder  Thäfigkeit  der  B  a  u  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  soweit  sie  auf 
der  Grundlage  des  gemeinsamen  Eigentums  eingerichtet  sind  und  keinen 
Spekulanteninteressen  Vorschub  leisten,  erblickt  der  Parteitag  eine  zeit- 
weilig nützliche  Ergänzung  der  von  den  Gemeinden,  Staaten  und  dem 
Reiche  zu  ergreifenden  Massnahmen  zur  Linderung  der  Wohnungsnot ; 
der  Parteitag  warnt  aber  vor  einer  Ueberschiltzung  der  Bedeutung  der 
Haugenossenschaften. 

Die  Gewährung  öffentlicher  Mittel  zum  Hausbau  an  Privatpersonen 
oder  Gesellschaften  für  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  im  Unteruehmer- 
inteiesse  oder  zum  Uebergang  in  privaten  Besitz  ist  zu  bekämpfen. 

Wohlth.ltigkeitseinrichtungen  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens 
sind  zu  verwerfen. 

Herstellung  von  Arbeiterwohnungen  durch  Arbeitgeber  für  ihre 
Arbeiter  bringt  diese  in  die  schlimmste  Abhängigkeit  und  schallt  die 
irrösste  Gefahr  für  ihre  politische  und  soziale  Selbständigkeit. 

7.  Die  am  3.  Oktober  1 1  ♦< » I  im  Reichsfagsgebiiude  versammelten 
Delegierten  des  Verbandes  fortschrittlicher  F  r  a  u  e  n  v  e  r  e  i  n  e 
halten  zur  Hebung  des  Arbeiterinnenstandes  a  >  die  Einführung  der  ob- 
ligatorischen Fortbildungsschule,  In  den  weiteren  Ausbau  des  gesetzlichen 
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Arbeiterinnensehutzes,  cj  die  berufliche  Organisation  der  Arbeiterinnen  f'Cir 
ei  forderlich.  Die  Delegierten  verpflichten  sich,  durch  praktische  Mitarbeit 
jeder  Art  diese  Zwecke  zu  fordern. 

8.  Beschlüsse  des  am  2.-7.  September  in  Swansea  abgehaltenen 
Kongresses  der  englischen  Gewerk  voreine. 

1}  In  Erwägung,  daß  der  achtstündige  Arbeitstag  einer  der 
wichtigsten  vorbereitenden  Schritte  zur  endlichen  Befreiung  der  arbeitenden 
Klassen  ist,  daß  seine  Durchführung  die  Zahl  der  Arbeitslosen  vermindern, 
die  Qualität  der  Arbeit  wie  auch  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Arbeiter 
bessern,  sie  selbst  starken  und  ihre  Tnteiligenz  steigern  wird,  erklart  der 
Kongress,  daß  die  Zeit  gekommen  ist,  wo  der  Arbeitstag  in  allen  Betrieben 
des  vereinigten  Königreiches  auf  8  Stunden  herabgesetzt  werden  und 
daß  diese  Forderung  bei  den  Parlaraentswahlen  zu  einem  Hauptpunkt  ge- 
macht werden  soll:  der  Kongress  fordert  alle  Arbeitervertreter  in  den  ver- 
schiedenen Lokalverwaltungskörperschaftcn  auf,  dahin  zu  wirken,  daß  den 
Arbeitern  dieser  Körperschaften  der  achtstündige  Arbeitstag  gewährt  wird, 
bis  der  allgemeine  Achtstundentag  eingeführt  ist. 

2)  Der  Kongress  drückt  die  Ueberzeugung  aus,  daß  die  Erhöhung 
des  Mi  nd  est  al  t  ers  eine  der  dringendsten  Reformen  ist,  und  zwar 
nicht  nur  im  Interesse  der  direkt  Beteiligten,  sondern  vielmehr  auch  in 
dem  der  ganzen  Gesellschaft  und  beauftragt  daher  das  parlamentarische 
Komitee,  dahin  zu  wirken,  daß  in  das  Fabrikgesetz  eine  Klausel  aufge- 
nommen wird,  die  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  15  Jahren  in 
Textil-  wie  auch  Xiehttoxtilfabriken  verbietet. 

ii)  Der  Kongress  protestiert  in  eindringlichster  Weise  gegen  die  den 
Unternehmern  erteilte  Erlaubnis,  Frauen  und  j  u  ge  n  d  1  i  c  h  e  A  r  b  e  i  t  e  r 
in  Ueberzeit  zu  beschäftigen,  und  beauftragt  das  parlamentarische 
Komitee,  mit  allen  legalen  Mitteln  dahin  zu  wirken,  solchem  Missbrauch 
einen  Riegel  vorzuschieben. 

4'i  In  Bezug  auf  die  Löh  Tie  fasste  der  Kongress  eine  Resolution, 
wonach  die  an  die  in  den  königlichen  Häfen  und  anderen  Staatsbetrieben 
bei  Bau-  und  anderen  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter  aller  Art  zur  Aus- 
zahlung gelangenden  Löhne  nicht  niedriger  sein  sollen  als  die  Löhne,  die 
jeweils  zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  der  entsprechenden  Privat- 
betriebe und  des  Baugewerbes  in  den  Tndustriecentren  vereinbart  wurden  : 
es  wird  ferner  in  der  Resolution  für  gerechte  Löhne  verlangt,  dass  alle 
Unternehmer  und  Subunternehmer  staatlicher  Arbeiten  verpflichtet  sein 
sollen,  die  von  den  Gewerkvereinen  festgesetzten  Löhne  zu  zahlen :  end- 
lich wird  das  parlamentarische  Komitee  instruiert,  für  eine  gesetzliche 
Festsetzung  von  Minimallöhnen  in  den  Schwitzindustrien  des  Landes  zu 
wirken,  welche  Minimallöhne  entsprechend  den  Bezügen  der  im  Kongresse 
vertreteneu  und  durch  den  Kongress  anerkannten  organisierten  Arbeiter 
anzusetzen  sind. 

5  t  Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  ohne  Unterlass  auf 
die  Regierung  in  dem  Sinne  einzuwirken,  dass  es  dringend  erforderlieh  ist, 
dass  alle  Personen,  die  die  Funktion  von  Masrhinenführern  und  Heizern 
ausüben,  einer  praktischen  Prüfung  über  ihre  Qualifikation  hierfür  unter- 
worfen werden,  und  dass  ihnen  nach  abgelegter  Prüfung  Befähigungs- 
zeugnisse erteilt  werden.  Feiner  wird  das  parlamentarische  Komitee  be- 
auftragt, für  die  Annahme  des  in  der  letzten  Parlainentssession  durch 
Mr.  Jacoby.  M.  P.  eingebrachten  Gesetzesontwurfcs  zu  wirken,  wonach  in 
jedem  Betriebe,  in  welchem  eine  Maschine  gebraucht  w  ird,  und  in  welchem 
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für  diese  Maschine  Dampf  oder  Elektricität  erzeugt  wird,  eine  männliche, 
praktisch  geprüfte  Person  im  Alter  von  zumindest  21  Jahren  zur  Be- 
dienung der  Maschine  verwendet  werden  soll. 

fi)  Da  die  Wohnungsfrage  dringlich  einer  Lösung  bedarf,  fordern 
wir,  die  organisierten  Arbeiter,  die  Regierung  auf,  den  1.  und  11.  Ab- 
schnitt der  Amendment  Act,  18!*0,  abzuändern,  und  zwar  dahin,  es  möge  ein 
Verfahren  für  den  Verkehr  mit  den  Eigentümern  ungesunder  Wohnungen  fest- 
gesetzt, es  möge  ferner  die  Rückzahlungsfrist  für  Bauvorschüsse  auf  1<K>  Jahre 
verlängert  und  es  möge  endlich  ein  Schiedsgericht  für  Mietsangelegenheiten  er- 
richtet werden.  Der  Kongress  spricht  seine  vollständige  Uebereinstimmung 
mit  den  Grundsätzen  aus,  die  in  dem  von  Dr.  Macnainara  im  Parlamente 
eingebrachten  G  e  s e  t  z  es  e  n  t  w  u  r  f  e  des  Workmen's  national  Housing 
Council,  betreffend  die  Abänderung  des  A  r  b  e  i  t  er  w  o  h  n  u  n  gs  - 
ge  setz  es  enthalten  sind,  und  verlangt  von  der  Legislative  ungesäumte 
Regelung  der  Fragen  der  Wohnungsüberfüllung  und  der  masslosen  Micts- 
steigerungen.  Der  Kongress  beauftragt  ferner  das  parlamentarische 
Komitee,  bei  der  Regierung  dahin  zu  wirken,  sie  möge  sich  für  die  Annahme 
dieses  Gesetzentwurfes  in  der  nächsten  Parlamentssession  einsetzen :  es 
sollen  endlich  Schritte  eingeleitet  werden,  um  alle  organisatorischen  Kräfte 
für  die  Wohnungsfrage  zu  vereinigen,  und  zwar  nicht  allein  für  die  Zwecke 
der  Gesetzgebung,  sondern  auch,  um  dahin  wirken  zu  können,  dass  die 
Lokalverwaltung  überall  dort,  wo  eine  Not  an  Wohnungen  oder  Armen- 
quartiereu  vorhanden  ist,  einen  EinHuss  auf  den  Bau  und  den  Unterhalt 
der  Häuser  ausübt, 

U.  Beschluss  der  am  31.  August  UHU  in  Swansea  abgehaltenen 
W  o  h  n  u n  gsk on  f  e r e n  z ,  einberufen  durch  das  National  Housing  Reform 
Council,  National  Association  for  the  Extension  of  Workmen's  Trains  und 
Workmen's  National  Housing  Council. 

Von  der  Ansicht  ausgehend,  dali  die  Besserung  des  gegenwärtigen 
Standes  der  Wohnungsverhältnisse  in  den  meisten  Industriecentren  und 
dass  die  Einrichtung  gesünderer  Wohnungsquartiere  in  hohem  Grade  von 
dem  Entwickelungs-  und  Ausbreitlingstempo  der  Verkehrsmittel,  Tram-  und 
Eisenbahnen,  abhängt,  verlangt  die  Konferenz : 

&>  dass  überall,  wo  die  Zahl  der  Arbeiterzüge  den  Bedürfnissen  der 
Bevölkerung  nicht  genügt,  davon  dem  Handelsministerium  Mitteilungen 
gemacht  werden,  damit  es  in  ausgiebigerem  Mase  von  seinen  Befugnissen, 
die  in  der  Cheap  Trians  Act  1883  enthalten  sind,  Gebrauch  macht,  und 
die  Einstellung  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Arbeiterzügen  sichert: 

b)  jeder  Forderung  einer  raschen  Entwickelung  der  elektrischen  Stadt- 
bahnen und  der  Eisenbahnen; 

c;  den  Erlasse  ines  Gesetzes  im  Sinne  der  von  der  National  Association 
for  the  Extension  of  Workmeifs  Trains  vorgeschlagenen  cheap  traius  bill, 
um  dadurch  die  Annahme  eines  einheitlichen,  billigen  Tarifsysteins  für  die 
Vororte  der  Großstädte  zu  sichern. 

H.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Kunst-  und  Handelsgärtnerei. 

Resolution  der  am  :").—  <>.  August  U><)1  zu  Dresden  abgehaltenen 
H  a  u  ]>  t  v  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  des  Handels  g  ä  r  t  n  e  r  v  e  r  b  a  n  d  e  s : 

Die  Hauptversammlung  des  Verbandes  der  Haudelsgärtner  Deutsch- 
lands in  Dresden  erklärt  sich  mit  den  Ausführungen,  welche  darin  gipfeln, 
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einer  Unterstellung  «ler  Handelsgärtnerei  unter  das  Handwerk  und  die 
Reichsgewerbeordnung  entschieden  entgegen  zu  treten  und  sich  ausschliess- 
lich als  zur  Landwirtschaft  gehörig  zu  betrachten,  einverstanden  und  be- 
auftragt den  Vorstand,  nach  der  angedeuteten  Richtung  hin  weitere 
Schritte  zu  unternehmen. 

2.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

a  i  Der  XII.  internationale  B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  k  o  n  g  r  e  s  s  ,  der  am 
27.—  21).  Mai  U»<'1  in  London  stattfand,  nahm  folgende  Resolution  an: 

1.  Es  wird  beantragt,  ein  gesetzlicher  Achtstundentag  für  unter- 
irdische Arbeiter  und  für  solche,  die  auf  der  Erdoberfläche  arbeiten. 

2.  Die  Arbeitgeber  sollen  für  alle  Unfälle,  die  ihren  Arbeitern  bei 
der  Arbeit  zustossen,  verantwortlich  sein,  und  ihren  Arbeitern  für  alle, 
in  irgend  einem  Teile  des  Bergwerkes  erlittenen  Verletzungen  vom  Tage 
der  Verletzung  an  Entschädigung  zahlen.  Das  Hinauskontrahieren  aus 
dem  Gesetz  <  Abschliessen  privater  Abmachungen]  soll  nicht  gestattet  sein. 

3.  Alle  Regierungen  sollen  Pensionen  für  die  Armen,  Alten  und 
Arbeitsunfähigen  einrichten,  und  das  zur  Pension  berechtigende  Alter  soll 
vom  Kongress  festgesetzt  werden. 

b)  Die  XII.  Generalversammlung  des  Verbundes  deutscher 
Berg-  und  Hüttenarbeiter,  abgehalten  zu  Cassel  am  2H.  '28.  Mai 
1!K»1  nahm  folgende  Resolution  au: 

Wir  erkennen  an,  dass  Anfange  gemacht  wurden  zur  Verwirklichung 
eines  thatsachlichen  Schutzes  unserer  Berufsgenossen.  Die  Statistik  der 
Unfälle  und  Erkrankungen  beweist  aber  wieder  auf  das  Deutlichste,  dass 
ein  wirksamer  Arbeiterschutz  nicht  gegen,  sondern  nur  mit  den  Arbeitern 
bezw.  ihren  gewählten  Vertretern  ausgeübt  werden  kann.  Nach  wie  vor 
stehen  wir  daher  auf  dem  Standpunkt,  dass  zur  Unterstützung  der 
\V  e  r  k  s  i  n  s  p  e  k  t  i  o  u  praktische  Arbeiter  gesetzlich  zuge- 
zogen werden  müssen.  Wir  erheben  darum  wiedei  unsere  alten 
Forderungen  : 

1.  Gesetzliche  Festlegung  der  Arbeitszeit  anfacht  Stunden, 
inkl.  Ein-  und  Ausfahrt: 

2.  strenges,  ausnahmsloses  Verbot  der  F  r  a  u  e  n  a  r  b  e  i  t  auf  Gruben 
und  Hütten : 

3.  strenges,  ausnahmsloses  Verbot  der  unterirdischen  Be- 
schäftigung von  Kindern  bis  zum  vollendeten  1  (>.  Leben s- 
j  u  h  r  e  ; 

4.  Anstellung  von  praktischen  Arbeitern  als  gesetz- 
lich berechtigte  Hilfspersonen  der  B  e  r  g  i  n  s  p  e  k  t  o  r  e  n  :  die 
Arbeiterinspektoren  müssen  von  den  Belegschaften  in  geheimer  Wahl  ge- 
wählt und  aus  Staatsmitteln  besoldet  wei  den ; 

5.  R  e  f  o  r  in  i  e  r  u  n  g  der  K  n  u  p  p  sc  h  a  f  t  s  k  a  s se  n  ,  dahingehend, 
diiss  höhere  Leistungen,  Sicherung  der  Arbeiteransprüche  und  Gewähr- 
leistung des  Arbeitereinflusses  auf  die  Kassenverwaltungen  gesetzlich 
festgelegt  werden  : 

<>.  ungehindertes  V  e  r  e  i  n  s  r  e  c  h  t ,  Bestrafung  des  Unternehmer- 
terrorismus gegenüber  den  ihr  Vereinsrecht  ausübenden  Arbeitern :  Zn- 
erkennung  der  Korporationsiechte  an  die  Arbeiterverbände. 

Wir  bitten  den  hohen  Reichstag,  unsere  wohlberechtigten  Fordeningen  in 
dem  schon  von  dem  Hohen  Hause  verlangten  Reichsberggesetz  entsprechend 
zu  erfüllen  und  die  Inkrafttref ung  des  Gesetzes  mit  Energie  zu  beschleunigen. 
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Des  Ferneren  wird  der  Vorstand  beauftragt,  sich  an  alle  Landes- 
parlamente mit  dem  Ersuchen  zu  wenden,  das  Knappschaftswesen  zu 
reformieren.  Namentlich  soll  eine  reichsgesetzliehe  Regelung  dahingehend 
getroffen  werden,  dass  alle  Knappschaftspensionskassen,  alle  Pensionskassen 
in  Hütten  und  Fabriken  bei  Arbeitswechsel,  Abgang  der  Arbeiter,  ent- 
weder die  eingezahlten  Beiträge  an  diejenigen  Kassen  überweisen,  in  die 
das  Mitglied  übertritt,  oder  die  erlangten  Anrechte  aufrecht  erhalten 
bleiben  durch  Weiterzahlung  freiwilliger  Beitrage,  wie  es  das  Invaliden- 
versicherungsgesetz vorsieht.  Macht  das  abgehende  Mitglied  keinen  Ge- 
brauch und  tritt  in  eine  andere  Kasse  nicht  über,  so  müssen  ihm  die 
eingezahlten  Beitrage  zurückerstattet  werden,  wie  es  teilweise  nach 
der  sächsischen  Bergarbeiter-Novelle  bereits  zu  geschehen  hat. 

Endlich  erklarte  die  Generalversammlung:  Das  Strafweson  auf  den 
Gruben  und  Hütten  wird  vielfach  in  der  willkürlichsten  Weise  den  Ar- 
beitern gegenüber  ausgeübt.  Es  ist  zu  verlangen,  die  Einsetzung  einer 
Instanz  i  Arbeiteraussehuss ».  die  in  Gemeinschaft  mit  den  Vertretern  der 
Werkleitungen  die  Strafen  zu  verhangen  hat,  um  den  empörenden  Zustand 
zu  beseitigen,  dass  der  Kläger  zugleich  und  allein  Richter  und  Vollstrecker 
in  eigener  Sache  ist.  Die  eingezogenen  Strafgelder  sind  nur  im  Interesse 
der  Arbeiter  zu  verwenden  und  hat  die  Belegschaft  allein  über  die  Ver- 
wendung der  Gelder  zu  hestimmen." 

c)  Der  englische  Gewerkverei  nskongress  (Swansea,  2 — 7.  Sept.  1901)  gab 
auf  Antrag  des  Herrn  W.  Black,  unterstützt  von  Herrn  J.  Carler  einstimmig  seine 
Zustimmung  dahin  ab,  dass  die  Vorlage  zur  Verbesserung  des  Bergwerksgesetzes 
folgende  Punkte  enthalten  müsse:  1.  Achtstündige  Tagesarbeit  für  sämtliche  an  den 
Fördermaschinen  der  Kohlenbergwerke  beschäftigten  Arbeiter.  2.  Die  Anwendung  von 
Hängestützen  bei  den  Förderkörben,  während  die  Arbeiter  au«-  und  einsteigen.  3.  Die 
Gegenwart  eines  Signalgebers  (banksman),  wenn  die  Arbeiter  auf-  und  abfahren.  4.  Die 
Anwendung  von  Signalapparaten  (Indicate  Knockers).  5.  Die  Errichtung  von  Tren- 
nungswänden zwischen  den  Fördertrommeln  von  zwei  Aufzugsvorrichtungen.  (5.  Dass 
Eigentümer  von  Kohlenbergwerken  den  Maschinenwärtern  nicht  gestatten  dürfen, 
irgend  welche  Arbeit  ausserhalb  des  Maschinenraumes  zu  verrichteu,  während  die 
Arbeiter  uoten  in  der  Grube  sind.  7.  Die  Beschaffung  einer  ausreichenden  Dampf- 
und Fussbremse  für  jede  Fördermaschine.  8.  Die  Anwendung  eines  Sprachrohres  an 
allen  Kohlengruben  zur  Verbindung  zwischen  dem  Signalgeber  und  dem  Anschläger 
(Hooker-on).  9.  Eine  gesetzliche  Vorschrift,  wonach  sämtliche  Fördermaschinen  mit 
abnehmbaren  Sicherheitshaken  versehen  sein  müssen,  mit  einem  Abstand  von  min- 
destens 6  Fuss  zwischen  Haken  und  Abhängestelle,  während  das  Fördergestell  oben 
an  der  Schachtmündung  ruht.  10.  Die  Beschaffung  besserer  und  praktischerer  Sanitäts- 
einrichtungen für  die  Maschinenhäuser.  11.  Die  periodische  Inspizierung  der  Förder- 
maschinen und  sonstigen  Einrichtungen  in  den  Bergwerken,  seitens  eines  staatlich  an- 
gestellten Bergwerksinspektors.  Der  parlamentarische  Ausschuss  wurde  gleichzeitig 
angehalten,  die  „Miner's  Federation  of  Great  Britain"  in  Angelegenheit  der  im  Vor- 
jahre dem  Parlament  vorgelegten  Vorlage  zur  Verbesserung  der  Kohlenbergwerks  - 
gesetze  bestens  zu  unterstützen. 

S.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

aj  Am  y.  Juli  H>01  fand  im  Reichsamt  des  Inneren  eine  Konferenz 
statt,  an  der  die  Gewerbeaufsichtsbeamten,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  der 
Steinbearbeitungsberufe  teilnahmen  und  der  auch  Vertreter  der  Stein- 
arbeiterorganisation hinzugezogen  wurden.  In  dieser  Konferenz  wurde 
zunächst  die  Frage  der  Unterkunftsräume  behandelt,  und  es  wurde  als 
wünschenswert  bezeichnet,  dass  die  Arbeirsräume  im  Mittel  mindestens 
3  Meter  hoch,  mit  Wänden  umschlossen  und  mit  einem  Dach  versehen 
sein  sollen:  die  Grundfläche  soll  bei  einer  Beschäftigung  von  10  Mann 
auf  jeden  Arbeiter  mindestens  1,1  Quadratmeter,  bei  über  in  Manu  je 
1  Quadratmeter   betragen.    Der  Raum  sollte  genügend   hoch,   mit  einem 
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Tätlich  zu  reinigenden  Fussboden.  Trinkwasser,  WTaschgefässen  und  Spuck- 
näpfen versehen  und  heizbar  sein ;  das  Heizungsmaterial  hat  der  Unter- 
nehmer zu  stellen.  Die  Räume  dürfen  nicht  als  Lager  oder  Aufbowah- 
rungsstätten  benutzt  werden  und  müssen  für  jeden  Beschäftigten  einen 
Sitzplatz  enthalten:  in  Steinbrüchen  und  auf  Werkplätzen  ist  für  die  ge- 
nügende Zahl  sauberer  und  desinfizierter  Aborte  zu  sorgen.  Zum  Schutz 
der  Steinhauer  (Steinmetzen)  gegen  die  Unbilden  der  Witterung  müssen, 
soweit  die  Arbeiten  nicht  in  geschlossenen  Werkstätten  vorgenommen 
werden,  Arbeitsbuden  oder  Schutzdächer  errichtet  werden  :  da  künstlerische 
Arbeiten  nicht  unter  die  Gewerbeordnung  fallen,  soll,  um  Missbrauch  zu 
vermeiden,  der  Behörde  in  dieser  Hinsicht  die  Möglichkeit  strengerer 
Kontrolle  gegeben  werden;  es  sollen  Vorkeimingen  gegen  die  schädliche 
Wirkung  der  Staubentwicklung  getroffen  werden:  die  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  ist  bei  der  Gewinnung  aller  Steinarten  und  bei  der  Ver- 
arbeitung von  Sandstein  zu  untersagen:  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  unter  HI  Jahren  ist  bei  der  Gewinnung  aller  Steinal  ten  und  bei 
trockener  Bearbeitung  von  Sandstein  zu  untersagen,  bei  nasser  zuzulassen, 
wenn  die  jugendlichen  Arbeiter  als  Lehrlinge  beschäftigt  werden. 

4.  Metallindustrie. 

A)  Der  XVI.  belgische  Met  allarbeit  erkongress,  der  mit 
Ptingsttage  in  Brüssel  tagte,  nahm  eine  Resolution  zu  Gunsten  der 
Unfallversicherung  an. 

b^  Die  Konferenz  der  E  i  s  e  n  m  Ö  b  e  1  a  r  b  e  i  t  e  r  ( Österreich - 
Ungarns,  die  am  2t>.  und  27.  Mai  15MU  in  Budapest  tagte,  beauftragte  den 
ungarischen  Gewerkschaftsrat.  die  Frage  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  auf 
die  Tagesordnung  des  nächsten  Gewerkschaftskongresses  zu  stellen,  wobei 
als  nächste  Ziele  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Unfallversicherung, 
Altersversorgung,  sowie  Schaffung  eines  Vereins-  und  Versammlungs- 
gesetzes und  Gewährung  der  Koalitionsfreiheit  ins  Auge  zu  fassen  seien. 

5.  Industrie  der  IIolx-  und  Schnitzstoffe. 

Die  K  o  n  f  e  r  e  n  z  de  r  Perl  m  utterkno  p  f  d  r  e  c  h  s  1  e  r  Oesterreichs, 
die  am  2!*.  und  30.  Juni  JtXU  in  Wien  tagte,  nahm  eine  Resolution  an, 
in  welcher  die  Behörden  und  die  gesetzgebenden  Körperschaften  aufge- 
fordert werden,  auf  dem  Gebiete  der  Heimarbeit  Reformen  durchzuführen. 

6".  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmiltcl. 

a)  Resolution  der  am  S. — 11.  April  in  Mainz  abgehaltenen  VIII. 
Generalversammlung  des  Verbandes  der  Bäcker  und 
B e r  u f s gen  o  ssen  De  u  t.  s c h  1  a  n  d  s. 

 im  Hinblick   auf  die  von  sehen  der  Reichsregiernng  geplante 

Umänderung  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom  4.  März  lStu>.  betr. 
den  12-stündigen  Maximalarbeitstag  im  Bäckergewerbe  in  eine  8  bis  !»- 
stund  ige  Minimalruhezeit ; 

in  Erwägung,  dass  laut  den  Berichten  der  Gewerbeinspektoren  eine 
Schädigung  des  Bäckergewerbos  diuch  diese  Verordnung  nicht  zu  ver- 
zeichnen ist,  und  ferner,  dass  die  Bäckermeister  auch  nach  dieser  Aendo- 
rung  keineswegs  zufriedengestellt  sein  werden : 

in  fernerer  Erwägung,  dass  eine  solche  Abänderung  die  ohnehin  schon 
mangelhafte  Kontrolle  der  Bäckereibetriebe,  weiter  erschwert,  wenn  nicht 
gar  völlig  unmöglich  macht,  so  dass  dies  einer  gänzlichen  Aufhebung  der 
Verordnung  gleichkommen  würde, 
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erwarten  die  versammelten  Vertreter  der  Bäcker  Deutschlands,  dass 
die  von  Profi  twut  und  sozialem  Unverstand  diktierten  Einwände  der 
Bäckermeister  die  Bundesregierungen  nicht  zu  einer  Umänderung  in  deren 
Sinne,  sondern  zur  vollständigen  Aufrechterhaltung  der  Verordnung  vom 
4.  März  18fW>  veranlassen  werden. 

Sie  erwarten  ferner,  baldigst  einen  weiteren  Aushau  derselben  zu 
einem  wirklichen  Arbeiterschutz,  vor  allem  eine  gesetzlich  geregelte  Arbeits- 
zeit von  10  Stunden  taglich  und  völlige  Beseitigung  der  Nachtarbeit. 
Anstellung  von  durch  Arbeiter  ans  deren  Kreisen  gewählten  Hilfsinspektoren 
zwecks  wirksamerer  Durchführung  der  Verordnung,  sowie  eine  einheit- 
liche Regelung  der  Sonntagsruhe  lOö  e  der  G.O.j,  wonach  die  Arbeits- 
zeit an  Sonn-  und  Festtagen  acht  Stunden  nicht  überschreiten  darf. 

bi  Der  deutsche  Fleischerverband  zu  Düsseldorf,  die  Handwerkskammer 
zu  Aachen,  die  Handwerkskammer  zu  Dannstadt,  die  Handwerkskammer 
zu  Frankfurt  a.  O.,  die  Handwerkskammer  für  das  Grossherzogtum  Olden- 
burg und  die  Handwerkskammer  zu  Strassburg  (  Eis.)  richteten  eine  Petition 
an  den  Reichstag  um  Festsetzung  einer  ununterbrochenen  Nachtruhezeit 
von  i»  Stunden  im  Metzgergewerbe. 

ci  Resolution  des  Kongresses  der  englischen  G  e  w  e  rk  v  e  r  e  i  n  e, 
RHU.  Das  parlamentarische  Komiteo  wird  beauftragt,  alle  Mittel  in  An- 
wendung zu  bringen,  um  die  Annahme  des  Gesetzentwurfes  betreffend  die 
48-Arbeitsstunden -Woche  in  den  Bäckereien  zu  sichern. 

7.  Bekleidungsgewerbe. 

a)  Anfangs  Dezember  1!H>1  ist  aus  den  Kreisen  der  Berliner  Kon- 
fekt i  o  n  s  a  r  b  e  i  t  e  r  u  n  d  -A  r  b  e  i  t  e  r  i  n  n  e  n  dem  Reichstage  eine  Ein- 
gabe zugegangen,  in  der  gebeten  wird,  das  nachfolgende  Minimumprogramm 
so  rasch  als  möglich  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  durchzufuhren  : 

Ii  Verbot  der  Mitgabe  von  Arbeit  nach  Hause  nach  der  Werkstatt- 
besehäftigung ; 

2s  direkte  Ausgabe  von  Arbeit  an  die  Heimarbeiter  und  -Arbeite- 
rinnen seitens  der  Unternehmer  unter  Vermeidung  der  Zwischenmeister: 

3i  Trennung  der  Arbeitsräume  von  den  Wohnräumen  ;  in  den  Werk- 
stätten sowohl  wie  in  den  Arbeitsstätten  der  Heimarbeiter  müssen  auf 
den  Kopf  der  beschäftigten  Person  je  Jö  cbm  Luftraum  kommen: 

4i  Ausdehnung  der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  die 
Sonntagsruhe  ('§  lOöb),  des  Verbots  der  Kinderarbeit  §  1H5i,  der  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit,  der  jugendlichen  Arbeiter        I3<J).  der  Frauen 

137  und  13a  Abs.  1),  der  Gewerbeaufsicht  i$j  13SJhi,  —  insbesondere 
durch  weibliche  Aufsichtspersonen  -  ,  den  Erlass  von  Arbeitsordnungen 
134a-  134g)  und  die  Anzeige  des  Gewerbebetriebes  <§  14 1  auf  die  Haus- 
industrie und  Heimarbeit. 

5)  Ausdehnung  der  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  auf  die  Heim- 
arbeiter und  -Arbeiterinnen. 

Ii)  Reich,  Staat   und  Gemeindebehörden  sollen  Schneidelarbeiten  nur 
unter  der  Bedingung  vergeben,  dass  die  Kleidungsstücke  in  den  der  Ge 
werbe.ordnnng   und    Gewerbeinspektion    unterstehenden    Werkstätten  her- 
gestellt und  dass  die  von  Unternehmer-  und  Arbeiterorganisationen  fest- 
gesetzten Lohntarife  als  Mindestmass  der  Entlohnung  anerkannt  weiden. 

bi  Der  am  2l>.  und  3<>.  Juni  1 J M >  1  in  Wien  abgehaltene  Verbandstag 
der  österreichischen    Sc  h  n  e  i  d  o  rgo  w  e  r  k  s  c  h  a  ft  en   sprach  sich 

Aibeitrochut*.  S 
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in  einer  Resolution  für  die  obligatorische  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherung aller  Arbeiter  aus. 

8.  Baugewerbe. 

ai  Resolutionen  des  am  15.  — 17.  September  1901  zu  Münchon  ab- 
gehaltenen Delegier  ten  tag  es  des  I  n  n  u  n  gs  v e r  b a  n  d es  deutscher 
B  a  u  g  e  \v  e  r  k  s  m  e  i  s  t  e  r : 

Das  Einfügen  der  Festungshaft  oder  Haft  oder  wahlweise  zulassiger 
»Strafart.  für  die  Vergehen  fahrlässiger  Tötung  oder  Körper- 
verletzung in  die  Strafgesctzbueh-§§  2*22,  230  ist  anstrebenswert. 

Es  ist  dringend  geboten,  bei  der  in  Vorbereitung  befindlichen  Ab- 
änderung des  »St.G.B.  einen  Schutz  der  Arbeitswilligen  in  ihrem 
Hechte  auf  Arbeit  in  das  Auge  zu  fassen  und  dementsprechend  Straf- 
v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n  aufzunehmen,  welche  unter  Wahrung  des  verfassxingsgemäss 
gewährleisteten  Koalitionsrechtes  einer  Vergewaltigung  desselben  durch 
Andere  vorbeugen. 

b  i  Resolutionen  des  bayerischen  B  a  u  a  r  b  e  i  t  e  r  s  c h  u  t  z  k  o  n  - 
gresses,  abgehalten  zu  Nürnberg  am  1.  und  2.  Osterfeiertage  1901. 

Die  Konferenz  spricht  ohne  jede  Einschränkung  aus.  dass  die  im  Jahre 
1899  auf  dem  Berliner  Bauarbeiterschutzkongress  beschlossene  Resolution 
auch  heute  noch  massgebend  ist  bezüglich  eines  wirklichen  Bauarbeiter- 
schutzes. 

Die  heutige  Konferenz  erkennt  an,  dass  das  bayerische  Ministerium 
einen  Schritt  gethan  hat  zur  Gesundung  der  Verhältnisse  auf  den  Bauten: 
sio  kann  aber  nicht  unausgesprochen  lassen,  dass  sich  die  Bauarbeiter- 
schaft Bayerns  mit  dem  bisher  Geschaffenen  nicht  im  geringsten  zufrieden 
geben  kann,  vor  allem  den  viel  zu  dehnbaren  Inhalt  der  einzelnen  Be- 
stimmungen bedauert.  Die  Konferenz  erwartet  deshalb  t  dass  die  Re- 
gierung mit  dein  Landtage  in  kürzester  Zeit  Gelegenheit  nimmt,  in  ge- 
setzlicher Form  den  Forderungen  der  Bauarbeiter  inbezug  auf  Schutz  von 
Leben  und  Gesundheit  der  Bauarbeiter  zu  entsprechen. 

Auf  Bauten  für  den  Staat  und  für  öffentliche  Körperschaften  ist  ein 
besonderes  Augenmerk  zu  richten,  da  die  Verhältnisse  auf  diesen  Bauten 
und  die  Unterlassungen  bezüglich  des  Bauarbeiterschutzes  den  besten 
Anlass  zur  Beurteilung  des  Interesses  der  Behörden  für  den  Bauarbeiter- 
schutz geben.  Alle  Beobachtungen  über  den  Bauarbeiterschutz  auf  staat- 
lichen Bauten  sind  genau  vorzunehmen  und  schriftlich  festzustellen. 
Regelmässig  ist  hierüber  an  die  Landosbauarboiterschutzkommission  zu 
berichten,  die  die  parlamentarische  Verwertung  dieser  Beobachtung  in  der 
bayerischen  Abgeordnetenkammer  in  die  Wege  zu  leiten  hat. 

In  einer  dritten  Resolution  wird  ein  Verbot  der  Verwendung 
von  jugendlichen  Arbeitern  und  schwangeren  Frauen 
verlangt. 

c'j  Resolution  des  am  25.-  27.  Februar  19oi  zu  Frankfurt  a.  M.  ab- 
gehaltenen dritten  Verbandstages  der  »Stukkateure  Deutschlands: 

1 )  Vom  1.  Oktober  bis  1.  April  darf  nur  bei  geschlossenen  Thüren 
und  Fenstern  gearbeitet  werden. 

2)  Arbeiten  bei  offenen  Kokesfeuern  sind  unter  allen  Umständen  zu 
verbieten,  an  Stelle  der  Kokeskörbe  treten  Kanonenöfen  mit  Abzugsröhren. 

H)  Rüstungen  dürfen  nur  von  sachkundigen  Arbeitern,  als:  Maurern, 
Zimmerern  gebaut  werden,  und  auf  keinen  Fall  von  »Stukkateuren.  Die 
Rüstungen  müssen  genügend  bedeckt  und  gut  abgesteift  werden. 
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4t  Ueberlassung  eines  verschliessbaren,  heizbaren  Raumes  zur  Auf- 
bewahrung der  Kleidungsstücke,  sowie  zur  Einnahme  der  Mahlzeiten.  Damit 
die  Polizeiverordnungen  und  Unfallverlmtungsvorschriften  für  die  Arbeiter 
wirklichen  praktischen  Nutzen  haben,  müssen  wir  bei  den  städtischen  und 
staatlichen  Behörden  energisch  darauf  dringen,  dass  Baugewerbeinspektionen 
errichtet  werden.  Die  Bauinspektoren  sind  zur  Hälfte  aus  technisch  ge- 
H-hulten  Kräften,  zur  Hälfte  aus  Organisationen  der  baugewerblichen 
Arbeiter  zu  entnehmen. 

dj  Resolution  des  Kongresses  der  englischen  Gewerkvereine,  UHU. 
Im  Interesse  der  im  Baugewerbe  beschäftigten  Arbeiter  erachtet  der  Kon- 
gress die  Einsetzung  von  Inspektoren  zur  Kontrolle  und  Beaufsichtigung 
der  bei  Aufbau-  und  Demolierungsarbeiten  verwendeten  Werkzeuge  und 
Maschinen  als  unbedingt  erforderlich:  der  Kongress  bedauert,  dass  die 
Regierung,  vertreten  durch  das  Ministerium  des  Innern,  nicht  früher  schon 
diese  nötige  Sicherheitsmassregel  durchführte  und  den  Fabrikinspektoren 
für  derartige  Inspektionen  nicht  größere  Kompetenzen  und  Machtbefugnisse 
einräumte. 

e,  Ein  vom  Vorstande  des  österr.  Bauarbeiterverbandes  ein- 
gesetztes Komitee  richtete  im  Oktober  1JMU  an  das  Handels-  und  das  Eisen- 
bahnministerium folgende  Angabe : 

Hohes  k.  k.  Handelsministerium ! 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  15)0],  R.G.B1.  No.  <><>,  werden 
in  den  nächsten  Jahren  bedeutende  Arbeiten  durch  den  Bau  von  Wasser- 
lassen und  Flussregulierungen  zur  Ausführung  gelangen. 

Diesen  Anlass  benützend,  erlauben  sich  die  unterfertigten  Organi- 
sationen dem  hohen  k.  k.  Handelsministerium  Folgendes  zu  uutorbreiten, 
was  bei  Vergebung  dieser  Arbeiten  Berücksichtigung  finden  möge. 

lj  Wolle  in  den  Bedingnisheften  den  Unternehmern  ausdrücklich 
und  bei  Verlust  der  Arbeit  das  Weitergeben  der  Arbeit  an  Sub- 
unternehmer verboten  werde  n. 

2i  Ist  den  Unternehmern  die  Bedingung  zu  stellen,  dass  sie  für 
V  n  t  e  r  k  u  n  f  t s  r  äu  me  zu  sorgen  haben,  die  den  hygienischen 
Anforderungen  entsprechen. 

3i  Sind  die  Unternehmer  zu  verpflichten,  dass  die  heimischen, 
respektive  ansässigen  Arbeiter  bei  diesen  Bauten  berück- 
sichtigt werden. 

4i  Sollen  dem  für  diese  Invostit.ionsarbeit.en  zu  bestellenden  Gewerbe- 
inspektor behufs  wirksamerer  Kontrolle  H  i  1  f  s  k  r  ä  f  t  e  aus  de  m  Stande 
der  Arbeiter  beigegeben  werden.  Zu  geeigneten  Vorsehlügen 
sind  die  gefertigten  Organisationen  gerne  bereit. 

fi  Resolutionen  des  im  Oktober  1!M>1  in  Budapest  abgehaltenen 
Maurerkongresses: 

Der  Kongress  erklärt,  dass  er  die  im  sozialdemokratischen  Partei- 
programm enthaltenen,  wie  auch  die  am  ersten  ungarländischen  Gewerk- 
schaftskongress  beschlossenen  Forderungen  betreffs  Arbeiterschutzgesetze 
sich  zu  eigen  macht  und  deren  Durchführung  nach  Kräften  anstrebt,  stellt 
jedoch  für  die  einzelnen  Branchen  der  Bauindustrie  folgendo  spezielle 
Forderungen  und  zwar  für  die: 

Maurer:  Gesetzliche  Regelung  dor  Aufstellung  von  Baugerüsten, 
respektive  eines  diesbezüglichen  von  Fachmännern  ausgearbeiteten  Regu- 
lativs.   Die  Gerüste  sind  wöchentlich  einmal  von  einer  durch  die  Arbeiter 
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gewählten  Konimission  und  durch  seitens  dor  Behörde  oder  Gewerbe- 
kammer  entsendete  oder  gewählte  Organe  zu  kontrollieren.  Beide  Teile 
funktionieren  ohne  Aufsicht  des  Gewerbe-Inspektors. 

Zimmerer:  Anschlnss  an  Obigem.  Bei  hohen  Bauten  ist  —  wenn 
oben  gearbeitet  wird  —  der  letzte  Stock  oder  der  Boden  ganz  auszubrettern. 

Stukkatur-  und  W  e  i  s  s  a  r  b  e  i  t  e  r :  Auf  allen  Bauten  ist  vom 
15.  Oktober  bis  1.  April  nur  bei  geschlossenen  Thülen  und  Fenstern  zu 
arbeiten.  Das  Heizen  mit  offenen  Koaks-Oefen  ist  zu  verbieten.  Die 
Anstandsorte  sind  an  hellen  Orten  zu  errichten  und  gebührlich  zu  reinigen. 
Jeder  Bau  ist  von  der  Sanitätsbehörde  öfters  zu  kontrollieren. 

Anstreicher,  Z  i  in  m  e  r  m  a  1  e  r  u.  s.  w. :  Das  Schlafen  in  Werk- 
stätten und  Magazinen  oder  deren  Benützung  als  Wohnort  ist  zu  verbieten. 
Das  Malen  mit  Sehweinfurter-Grüu  im  Lokale  ist  zu  verbieten.  Auf  den 
Bauten  und  in  den  Magazinen  sind  separate  Garderoben  zu  errichten.  Die 
Hänge-Gerüste  und  Körbe  sind  abzuschaffen.  Gerüste  dürfen  nur  von 
Zimmerleuten  oder  sonstigen  Fachleuten  aufgestellt  werden.  Das  Arbeiten 
auf  über  12  Stufen  hohen  Leitern  oder  auf  der  letzten  Stufe  derselben  ist 
zu  verbieten.  Mit  zusammengesetzten  Leitern  darf  nur  in  Stiegenhäusern 
gearbeitet  werden.  Bei  Schneckenstiegen  soll  die  Leiter  stets  von  einem 
Mann  gehalten  werden.  Das  Arbeiten  auf  wackeligen,  schlecht  konstruierten 
Leitern  ist  zu  verbieten. 

Stein  nie  tze:  Die  Werkstätten  müssen  mindest  ">  m  hoch  und 
mit  entsprechender  Ventilation  versehen  sein.  Zur  Verhütung  von  Un- 
fällen durch  Steinsplitter  sind  die  nötigen  Schutzvorrichtungen  anzuwenden. 
Ein  Arbeitstisch  ist  vom  anderen  in  der  Entfernung  von  zumindest  1  m 
zu  errichten.  Beim  Aufstellen  oder  Umlegen  der  zu  bearbeitenden 
Steine  muss  genügend  Werkzeug,  wie  Hebeschnecken,  Beisser,  Wagen  u.s.  w., 
zur  Verfügung  stehen. 

K a  u  c  h  f  a  n  g  k  e  h  r  er  :  Die  Hausherren  sind  bei  Androhung  strenger 
Strafe  zu  verpflichten,  die  zu  den  Dächern  führenden  Gänge  und  Leitern 
in  gutem  Zustande  erhalten  zu  lassen.  Die  Arbeitsgeber  haben  für  an- 
ständige Schlafstellen,  Wohnungen  und  abgesonderte  Waschräume  zu 
sorgen. 

Gas-  und  W  a  s  s  e  r  1  e  i  t  u  n  g  s  -  T  n  s  t  a  1 1  a  t  e  u  r  e  :  Bei  Untergrund- 
Arbeiten  sind  die  Gräben  durch  fachkundige  Leute  zu  pölzen.  Bei 
wässerigem  Grund  hat  der  Unternehmer  für  wasserdichte  Stiefel  zu  sorgen. 

9.  Polygrapliische  Gewerbe. 

In  der  am  1<>.  März  1001  abgehaltenen  Versammlung  der  Buda- 
pest er  Buchdrucker  wurde  einstimmig  der  Beschluss  gefasst,  dem 
Handelsminister  ein  Memorandum  zu  überreichen,  in  welchem  der  Minister 
ersucht  wird,  bei  den  für  staatliche  Arbeiten  auszuschreibenden  Otfertver- 
handlungen  die  Bedingung  aufzustellen,  dass  an  der  Bewerbung  nur  jene 
Buchdruckereibesitzer  teilnehmen  dürfen,  welche  den  vereinbarten  Tarif 
anerkennen. 

10.  Handels-  und  Verkehrsgewerbe. 

a)  liesolution  der  am  24.-  27.  Februar  1 ! M > I  in  Hamburg  abgehaltenen 
z  w  e  i  t  e  u  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  s  a  m  in  1  u  n  g  des  Verbandes  der  Seeleute  : 

Die  Generalversammlung  erklärt,  an  den  bisher  in  Form  von 
Petitionen,  Besolutionen  u.  s.  w.  aufgestellten  Forderungen  unter  allen  Um- 
ständen festzuhalten.    Sie  richtet  daher  wiederholt  au  Begicrung.  Bundes- 
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rat  und  Reichstag  des  Deutschon  Reiches  die  dringende  Bitte,  den  An- 
forderungen der  Seeleute  endlich  Rechnung  zu  tragen. 

Ix  Resolutionen  des  VI.  Verbandstages  des  deutsch-nationalen  Hand- 
lung s  g  e  h  i  1  fe  n  -V  e  r  b  a  n  d  e  s ,  abgehalten  in  Mannheim  am  7./S.  April 
1!«H. 

Der  VI.  deutschnationale  Handlungsgohilfentag  erhebt  neuerdings 
und  nachdrücklichst  die  Forderung  nach  Errichtung  kaufmännischer 
S<  biedsgeriehte  und  richtet  an  den  Reichstag  das  Ersuchen,  den  Antrag 
Bassennann  anzunehmen.  Diese  besonderen  Gerichte  sind  als  selbständige 
Abteilungen  den  Gewerbegorichton  anzugliedern. 

Die  mit  dem  einheitlichen  gesetzlichen  Ladensehluss  gemachten  Er- 
fahruntren sind  für  den  Kleinhandel  sowohl  wie  für  die  Verbraucher 
d  'irchaus  günstig.  Nachdem  in  einer  Anzahl  grösserer  und  kleinerer 
Städte  der  gesetzliche  S-l.'hr-Ladenschluss  eingeführt  worden  ist  und  sich 
gezeigt  hat,  dass  dadurch  sowohl  den  Ludeninhabern  als  auch  ihren  An- 
gestellten eine  hervorragende  soziale  Wohlthat  geschaffen  wird,  sind  die 
Behörden  anzuweisen,  alle  Bestrebungen  auf  Herbeiführung  des  S-Uhr- 
Ladenschlusses  zu  fördern,  um  so  mehr,  als  bei  einem  H-Tbr-Ladenschluss 
die  Ausführung  der  Bestimmungen  über  die  Ruhezeit  i§  13!) c  R.G.O.) 
dem  Geschäftsbetrieb  besser  angepasst  werden  kann. 

Die  in  erheblichem  Masse  vorgekommenen  robertretungen  des  Gesetzes 
betreffend  Ladenschlnss  un<l  Mindestruhezeit  haben  erwiesen,  dass  die 
Konrrolle  keineswegs  genügt.  Es  empfiehlt  sich  daher  die  Bildung  von 
I'eberwaehungsaussehüssen  seitens  der  beteiligten  Gehilfen. 

Der  Bundesrat  wird  ersucht,  baldigst  von  der  Hefugniss  Gebratich 
zu  machen,  Ausführungsbestimuiungen  über  die  Feststellung  der  not- 
wendigen Mehrheit  für  «lie  Einführung  des  S-Tbr-Ladenschlusses,  sowie 
über  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume  n.  s.  w.  ♦  >*2  Abs.  1  des 
Handelsgesetzbuches  i  zu  erlassen. 

ci  Beschlüsse  des  am  5.  April  1  i.M >  1  zu  Nürnberg  abgehaltene  IV.  Kon- 
gresses der  im  Handels-,  Transport-  und  V  e  r  k  e  h  r  s  ge  w  er  b  e 
beschäftigten  Arbeifer  Deutschlands. 

Der  Kongress  der  Handels-  und  Transportarbeiter  zu  Nürnberg  be- 
s'hliesst,  die  Reichskommission  für  Albeiterstatistik  zu  ersuchen:  Die 
geplanten  Erhebungen  über  die  Arbeitsverhältnisse  im  Transport-  und 
\  erkehrsgewebe  auf  samtliehe  im  Personen-  und  Warentransport.  be- 
schäftigtem Personen,  als  da  sind  Droschken-,  Chaisen-  und  Rollwagen- 
kutscher, Strassenbahner  und  im  < Mnnibushetriobe  Angestellte,  Fuhrleute 
und  Geschirrfüll rer  aller  Art,  Speditionskutscher  und  Arbeiter.  Bierfahrer, 
Geschaftskntscher  jeder  Branche  auszudehnen. 

Die  Erhebungen  sind  derart  zu  pflegen,  dass 

ai  unter  Mitwirkung  von  Sachverständigen  aus  den  Organisationen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  des  Berufs  entsprechende  Frage- 
bogen ausgearbeitet  und  an  die  Interessenten  in  allen  Orten 
Deutschlands  ausgegeben  werden, 

bi  dass  die  Interessentenvereinigungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer um  Abgabe  schriftlicher  Gutachten  ersucht  werden, 

c  Auskunftspersonen  von  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerseite  von  der 
Reichskominission  direkt  über  die  Verhältnisse  befragt  werden, 

di  zu  dieser  Befragung  Sachverständige  aus  den  Berufsvereinigungen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  hinzugezogen  werden. 
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Der  Kongress  beschliesst  ferner,  die  Reichskommission  für  Arbeitor- 
statistik  dringend  zu  ersuchen,  das  aus  den  Erhebungen  gewonnene  Material 
schleunigst  mit  geeigneten  Vorsehlagen  den  gesetzgebenden  Faktoren  zu 
übergeben,  um  baldmöglichst  die  unbedingt  notwendige  Regelung  der 
Arbeitsvorhaltnisse  im  Transport-  und  Verkehrsgewerbe  von  Gesetzeswegen 
herbeizuführen. 

Es  wird  ferner  beschlossen,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Güterannahme 
auf  den  Bahnhöfen  um  (i  Uhr  abends  geschlossen  und  dass  eine  voll- 
ständige Sonntagsruhe  im  II  a  n  d  e  1  s g e  w o r  b e  durchgeführt  wird. 

Der  Kongress  der  Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeiter  zu 
Nürnberg  erkennt  den  gesetzlich  eingeführten  9-Uhr-Ladenschluss  als 
eine  Abschlagszahlung  auf  die  Forderungen  der  Handelsarbeiter  an. 

Der  Kongress  erklärt  jedoch,  nach  wie  vor  den  gesetzlichen  8-Uhr- 
Ladenschluss  fordern  zu  müssen  und  verpflichtet  die  Berufskollegen  aller- 
orts, nicht  eher  zu  ruhen,  bis  diese  Forderung  ohne  Ausnahme  durch- 
geführt ist. 

Der  Kongress  hält  den  8-Uhr-Geschäftsschluss  für  um  so  leichter 
durch  filhrbar,  als  die  Befürchtungen,  die  von  verschiedenen  Seiten  gegen 
eine  bestimmte  Geschäft sschlussstundo  gehegt  wurden,  sich  als  absolut 
grundlos  herausgestellt  haben  und  die  Geschäftsinhaber  in  ihrer  weitaus 
grössten  Mehrheit  mit  der  Beschränkung  der  Geschäftszeit  nicht  nur  zu- 
frieden sind,  sondern  auch  selbst  lebhaft  die  Einführung  des  gesetzlichen 
8-Uhr-Gesehäftsschlusses  herbeiwünschen  und  auch  auf  die  Engios-  und 
Bankgeschäfte  herbeigeführt  wissen  wollen. 

Der  Kongress  konstatiert,  dass  bisher  in  den  meisten  Orten  die  Be- 
stimmungen über  den  Ladenschluss  seitens  der  Geschäftsinhaber  im  grossen 
Massstabe  übertreten  worden  sind. 

Der  Kongress  konstatiert  weiter,  dass  bisher  an  vielen  Orten  seitens 
der  Polizeibehörden  nicht  mit  derjenigen  Energie  gegen  die  Uebertreter 
dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  vorgegangen  wurde,  welche  unbedingt 
notwendig  ist,  um  eine  Innehaltung  dieser  Bestimmung  für  die  Zukunft 
zu  sichern. 

Ferner  verlangt  der  Kongress,  dass,  wenn  in  offenen  Ladengeschäften 
die  11  stündige  ununterbrochene  Ruhezeit  eingehalten  werden  soll,  nach 
i)  Uhr  abends  kein  Käufer  mehr  bedient  werden  darf  und  Zuwiderhand- 
lungen bestraft  werden  müssen. 

Der  Kongress  fordert  infolgedessen  die  Behörden  auf,  alles  zu  thun, 
was  notwendig  ist,  den  Zweck  dos  Gesetzes  -  einen  wirksamen  Schutz 
der  Handelsarbeiter  —  herbeizuführen.  Er  verlangt  ganz  besonders,  dass 
die  Polizeibehörden  mehr  als  bisher  in  dieser  Beziehung  ihre  Pflicht  thun 
und  die  Uebertreter  des  Gesetaos  unnachsichtlich  der  Bestrafung  zuführen. 

Der  Kongress  verlangt,  ausserdem  die  Errichtung  eines  Handels- 
inspektorats  zur  Ueberwachung  der  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Der  Kongress  fordert  die  Stellung  der  Strassenbahnangestollten  unter 
die  Gewerbeordnung  und  dio  Anwendung  derselben  auf  die  Verkehrs- 
betriebe aller  Art.  Dieses  hält  der  Kongress  für  um  so  notwendiger,  als  gegen- 
wärtig die  Angestellten  schutzlos  der  Willkür  ihrer  Arbeitgeber  ausge- 
liefert sind  und  dieser  Zustand  auf  die  Dauer  unhaltbar  ist. 

Ferner  verlangt  der  Kongress,  dass  im  Interesse  der  Sicherheit  des 
Betriebes  sowohl  als  zur  Verhütung  von  Unfällen  die  Funktionsfähigkeit 
der  Wagenbremsen  u.  s.  w.  mindestens  wöchentlich  einmal  von  sachver- 
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ständigen  behördlichen  Organen  geprüft  wird.  Diese  Prüfung  ist  um  so 
notwendiger,  als  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  Strassenbahn- 
geseü  seh  alten  sich  keineswegs  scheuen,  Betriebsinaterial  zu  verwenden, 
das  die  Sicherheit  des  Verkehrs  eminent  gefährdet  und  geeignet  ist,  auch 
die  Sicherheit  des  Lebens  der  Strassenpassanten  in  hohem  Masse  in  Frage 
zu  stellen. 

d  *  Der  Verbandstag  des  C  entrul  Verbandes  der  deutschen 
Kaufleute  und  Gewerbetreibender,  der  am  19.  und  20.  August 
1901  in  Eisenach  stattfand,  nahm  folgende  Resolution  an:  Die  General- 
versammlung beauftragt  den  Verbandsvorstand,  bei  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  vorstellig  zu  werden,  dass  auch  in  den  Orten  mit  mehr  als 
20000  Einwohnern  eine  lOstündigo  ununterbrochene  Ruhezeit  filr  die 
Handelsangestellten  in  der  Xahrungs-  und  Genussinittelbranche  gesetzlich 
eingeführt  werde  und  dass  ferner  die  gesetzliche  Ladenschlusszeit  sich 
mit  der  gesetzlichen  Xachtruhezeit  der  Handelsangostellten  decke. 

e;  Der  Central  verband  Deutscher  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibender  hat  Mitte  Dezember  1901  an  Reichstag  und  Bundes- 
rat eine  Eingabe  gerichtet,  in  der  er  um  Streichung  des  §  1311  c  der 
Gewerbeordnung  f  11  stündige  Ruhezeit/  sowie  um  Schaffung  einer  Aus- 
nahmebestimmung ersucht,  nach  der  in  Städten  von  mehr  als  3OO0OO  Ein- 
wohnern an  »iO  Tagen  der  Ladenschluss  um  10  Uhr  erlaubt  sein  soll. 

f)  Resolutionen  des  englischen  G  e  w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  s  k  o  u  g  r  e  s  s  e  s, 
1901.  Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  alle  Mittel  in  An- 
wendung zu  bringen,  um  die  Annahme  des  im  Hause  der  Gemeinen  von 
Sir  Charles  Düke  eingebrachten  Gesetzesentwurfes  betr.  die  Ladengeschäfte 
zu  sichern. 

Der  Präsident  des  Handelsarates  wird  dringend  ersucht,  die  Initiative 
zum  Erlass  eines  Gesetzes  zu  ergreifen,  durch  welches  Vertreter  fremder 
SchifFseigenttimer  und  Rheder  verpflichtet  werden,  einem  Arbeiter,  der 
durch  Verschulden  eines  fromdon  Schiffseigentümers  oder  Rheders,  bezw. 
seiner  Vertreter  oder  Angestellten,  einen  Unfall  erlitt,  eine  in  ihrer  Höhe 
gesetzlich  festzustellende  Entschädigung  auszubezahlen. 

gl  Der  Anfangs  August  1901  abgehaltene  VI.  Verbands  tag  der 
norwegischen  Hafen-  und  Transportarbeiter  richtete  an 
die  Reiehsversieherungsanstalt  die  Forderung,  es  solle  in  Zukunft  die 
Ersatzpflicht  14  Tage  nach  einem  Unfall  und  nicht  eist,  wie  gegenwärtig, 
nach  4  Wochen  eintreten. 

11.  Beherbergungs-  und  Erquickungsgewerbe. 

a  i  Die  Fachkommission  der  G  a  s  t  w  i  r  t  s  g  e  h  i  1  f  e  n  Deutsch- 
lands hat  an  den  Bundesrat  eine,  die  Einführung  eines  Specialschutz- 
gesetzes für  die  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe  beschäftigten 
Hilfspersonen  betreffende  Petition  gerichtet,  in  der  Folgendes  verlangt  wird: 

1.  Die  tägliche  Arbeitszeit  jeder  Hilfsperson  über  1*»  Jahre  im  Gast- 
und  Schankwirtschaftsgewerbe  darf  12  Stunden  nicht  überschreiton  und 
kann  mit  Rücksicht  auf  den  Geschäftsgang  auf  15  Stunden,  einschliess- 
lich der  Pausen,  verteilt  werden,  so  dass  eine  neunstündige  ununter- 
brochene Ruhezeit  innerhalb  24  Stunden  verbleibt.  Pausen  im  Sinne 
dieser  Bestimmung  sind  Arbeitsunterbrechungen  nur  dann,  wenn  das 
Personal  sich  aus  den  zum  Gewerbebetrieb  benutzten  Räumen  entfernen 
darf,  über  diese  Zeit  selbständig  zu  verfügen  hat  und  die  einzelne  Pause 
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nicht  wolliger  als  eine  Stunde  beträgt.  Dem  gesamten  Hilfspersonal  ist 
eine  Mittagspause  von  mindestens  einer  Stunde  zu  gewähren. 

2.  Hilfspersonen  im  Alter  von  unter  U>  .Jahren  dürfen  in  der  Zeit 
von  10  Uhr  abends  bis  <;  Uhr  morgens  nicht  beschäftigt  werden,  und 
darf  deren  tätliche  Arbeitszeit  10  Stunden  nicht  Übersteigen. 

3.  Jeder  Hilfsperson  ist  wöchentlich  eine  ununterbrochene  Arbeits- 
ruhe von  mindestens  3<!  Stunden  zu  gewähren,  die  mindesten.»»  alle 
4  Wochen  einmal  auf  einen  Sonntag  zu  fallen  hat. 

4.  In  jedem  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetriebe  ist  von  dem  Arbeit- 
geber eine  Betriebsordnung  aufzustellen  und  sichtbar  auszuhängen,  sowie 
eine  Liste  zu  führen,  in  welcher  die  Namen  der  Hilfspersonen  aufgeführt 
sind  und  bei  jeder  Person  oder  Gruppe  von  Personen  anzugeben  ist,  in 
welchen  Stunden  sie  Dienst  und  wann  sie  Xachtpausen,  sowie  an  welchen 
Tagen  sie  die  unter  3  bestimmte  Arbeitsruhe  haben. 

Hilfspersonen  weiblichen  Geschlechtes  unter  18  Jahren  dürfen  in 
den  dein  Verkehr  der  Gäste  dienenden  Wirtschaftsräumen  nicht  beschäf- 
tigt werden. 

<».  Hilfspersonen  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  sind  ohne  Rücksicht 
auf  die  Art  und  Dauer  des  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses  diejenigen 
Personen,  welche  nicht  nur  ausnahmsweise  mit  Arbeiten  im  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbe  beschäftigt  werden. 

HL  Haftpflicht  und  Versicherung. 

n)  Der  Gcntralvorstand  des  deutschen  Werkmeister  -  Verbandes  fSitz 
Düssehlorf)  ist  Ende  November  1  !*< >1  bei  dem  Bundesrate  des  Deutschen 
Reiches  dahin  vorstellig  geworden,  eine  weitere  Ausdehnung  der  Invaliden- 
versicherung ins  Auge  zu  fassen  und  die  Zwangs  Versicherung  mit  ent- 
sprechend höherer  Rente  auch  auf  besser  gezahlte  Gesellschaftsklassen 
auszudehnen.  Um  über  die  wirtschaftliche  Lage  dieser  besser  gezahlten 
Angestellten  und  deren  Versorgung  aus  eigener  Kraft  oder  mit  Unter- 
stützung der  Arbeitgelier  Unterlagen  zu  schaffen,  hat  der  genannte  Ver- 
ljand,  dem  41  IHM)  deutsche  Werkmeister  und  Betriebsbeainte  angehören, 
zugleich  die  Veranstaltung  einer  Emptete  von  Reichswegen  angeregt. 

b i  Resolutionen  des  Kongresses  der  englischen  Gowerkvereine. 
l!*Ol.  Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  auf  die  Regierung 
und  das  Parlament  zu  dringen,  um  in  den  nachfolgenden  Punkten  das 
Arbeiter  Unfall  versieh  er  ungsgesetz  ( Workmen's  Compensatio» 
Act  i  1St>7  abzuändern.  An  Stelle  der  gegenwärtigen  Art  der  Berechnung 
der  Entschädigungen  auf  Grund  des  wöchentlichen  Durchschnittslohnes  soll 
die  Berechnung  auf  Grund  des  Stundenlohnes  treten.  Jeder  Arbeiter,  er 
sei  in  irgend  welchem  Berufe  oder  Gewerbe  thätig,  soll  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterworfen  werden,  und  die  Entschädigung  soll  für  alle 
Unfälle  gezahlt  werden,  die  der  Arbeiter  in  Ausübung  seines  Berufes  erlitt. 
Die  für  das  Baugewerbe  bestehende  Grenze  von  30  Fuss  u.  s.  w.  soll  ge- 
strichen werden;  die  Karenzzeit  von  15  Tagen  für  die  Haftung  soll  in 
Wegfall  kommen  und  die  Entschädigung  soll  vom  Tage  des  Unfalls  an 
gezahlt  werden.  Die  Schedule  l  i'B)  soll  abgeändert  werden  und  folgen  - 
dermassen  lauten:  „Wenn  ein  Unfall  zur  völligen  oder  partiollen  Arbeits- 
unfähigkeit führt,  soll  während  der  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  eine 
Entschädigung  von  nicht  weniger  als  *>0  Pro/.,  des  im  Berufe  oder  Gewerbe 
des  Betroffenen  üblichen  Lohnes  zur  Auszahlung  gelangen  :  in  keinem  Falle 
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s  11  jedoch  die  zur  Auszahlung  gelangende  Entschädigungssumme  woniger 
als  H>  sh.  wöchentlich  für  eine  Person  über  18  Jahren  betrafen.  Die 
Entschädigung  von  Unfällen  betroffener  Personen  im  Alter  unter  18  Jahren 
-sr»il  je  nach  der  Höhe  ihres  Lohnes  bestimmt  werden ;  im  Falle  dauernder 
Arbeitsunfähigkeit  einer  von  einem  Unfälle  Betroffenen  erwachsenen  Person 
soll  dem  Richter  das  Recht  zustehen,  dem  betroffenen  eine  Pauschalent- 
schädigungssumnio  zuzusprechen.  In  keinem  Falle  soll  aber  eine  Person, 
<lie  eine  Entschädigung  bezieht,  genötigt  werden,  eine  andere  Arbeit  in  An- 
griff zu  nehmen,  als  die,  bei  der  sie  den  Unfall  erlitt."  Endlich  ist  der 
Absatz  >C:  der  Sektion  2,  der  bestimmt:  ..Falls  es  erwiesen  ist,  dass  der 
Unfall  auf  eine  ernstliche  und  absichtliche  Unterlassung  seitens  des  Arbeiters 
zurückzuführen  ist.  so  soll  für  diesen  Unfall  keine  Entschädigung  zuge- 
sprochen werden",  zu  streichen. 

Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  kein  System  der  Altersrenten, 
das  sich  die  Unterstützung  der  bereits  bestehenden  Altersrentengesell- 
schafteu  zum  Ziele  setzt,  oder  das  die  Rentenempfänger  mit  dem  Makel 
der  Armenunterstützungsgenüssigkeit  behaftet,  die  Zustimmung  aller  Arbeiter 
des  Landes  findet.  Das  Problem  des  Alters  und  der  Armut  im  modernen 
industriellen  Leben  kann  nur  eine  Gesetzgebung  lösen,  dio  einen  civil- 
rechtlichen  Anspruch  aller  Bürger,  die  ein  bestimmtes  Alter  erreichten, 
auf  eine  Altersrente  anerkennt.  Der  Kongress  fordert  die  Regierung  auf, 
die  Versprechen  zu  verwirklichen,  die  ihre  Träger  bei  den  allgem.  Wahlen 
im  Jahre  18!'ö  gegeben  haben,  die  aber  bis  jotzt  unberücksichtigt  ge- 
blieben sind.  Endlich  beauftragt  der  Kongress  das  parlamentarische 
Komitee,  eine  nationale  Konferenz  von  Vertretern  der  Gewerkvereine, 
Genossenschaften  und  der  Arbeit erunf erst ützungsvereino  einzuberufen,  um 
einen  Entwurf  eines  Altersrentengesetzes  auszuarbeiten,  welches  nach 
ihrem  Dafürhalten  praktisch  verwirklicht  werden  könnte  und  dem  Wunsche 
des  Volkes  entsprechen  würde  ;  die  Kosten  dieser  Konferenz  sollen  durch 
freiwillige  Beiträge  und  durch  Beiträge   der  Delegierten  gedeckt  werden. 

Ci  Resolution  des  am  und  24.  September  in  Zug  abgehaltenen 

s  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s  c  h  e  n  J  u  r  i  s  t  e  n  t  a  g  e  s  : 

Der  schweizerische  Juristentag  erklärt,  nach  Kenntnisnahme  der 
Referate  und  gepflogenen  Diskussion,  die  Revision  der  Haftpflicht gesetze 
vom  2.~>.  Juni  1881  und  2»».  April  IHN?  für  wünschenswert  und  empfiehlt 
den  kompetenten  Behörden  eine  baldige  Anhandnahme  derselben. 

Das  dieser  Resolution  zu  Grunde  liegende  Referat  gelangte  zu 
folgenden  Thesen  : 

1.  Der  Gesetzgeber  soll  die  Anwendung  eines  Gewerbehalt  pflicht- 
L'esetzes  nicht  auf  speciell  bezeichnete  Gewerbe  beschränken.  Dessen 
Anwendung  soll  ausserdem  unter  bestimmten  Voraussetzungen  (Verwen- 
dung von  Motoren,  erhebliche  Berufsgefahren  etc.i  auf  alle  Gewerbe  und 
Unternehmungen  gestattet  sein.  Die  Unterstellung  eines  Geweihes  oder 
einer  Unternehmung  unter  das  Haftptlichtgesetz  ist  dem  Bundesrat  zu 
überlassen. 

2.  Entschädigungsberechtigt  sollen  nicht  nur  die  alimentationsberech- 
tigten Hinterlassonen  eines  Getöteten  sein ,  sondern  alle  bedürftigen 
Personen,  deren  Unterhalt  thatsächlich  von  dem  Getöteten  bestritten 
worden  ist. 

8.  Auch  die  Fabrikanten  sind  den  Angestellten  ihrer  Unteraccordanten 
gegenüber  haftpflichtig  zu  erklären. 
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4.  Von  einer  Limitierung  der  Ersatzprlieht  durch  ein  Maximum  ihn 
gegenwärtigen  Gesetze  b'000  Frcs.)  ist  Umgang  zu  nehmen.  Dagegen 
soll  das  Gesetz  sowohl  bei  der  Zufullshaft,  als  auch  bei  der  Ersatzpflicht 
für  die  Folgen  von  Berufskrankheiten  eine  bestimmte  Keduktion  vor- 
schreiben. 

5.  Ist  der  Unfall  resp.  die  Berufskrankheit  durch  ein  grobes  Ver- 
schulden des  Angestellten  verursacht,  so  ist  der  Richter  anzuweisen,  eine 
entsprechende  Reduktion  vorzunehmen. 

6.  Eine  gänzliche  Verweigerung  des  Ersatzanspruches  soll  nur  ein- 
treten, wenn  der  Angestellte  den  .  Unfall  bezw.  die  Krankheit  vorsatzlich 
herbeigeführt  hat. 

7.  Wenn  die  Verletzung  oder  die  Krankheit  durch  ein  Verschulden 
des  Geschäftsherrn  oder  seiner  Vertreter  verursacht  wurde,  so  soll  der 
Arbeitgeber  zum  vollen  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet  werden. 

8.  Unter  bestimmten  Voraussetzungen  soll  der  Richter  ermächtigt 
werden,  auch  ohne  die  Zustimmung  der  Beteiligten  an  Stelle  einer  A versal- 
summe eine  Rente  zuzusprechen. 

i).  Unter  bestimmten  Voraussetzungen  sollen  Abtretungen  und  Ver- 
pfändungen des  Haftpflichtanspruches  gestattet  werden. 

10.  Die  Verjährungsfrist  ist  auf  2  Jahre  auszudehnen. 

11.  Die  Nachklage,  d.  h.  Anspruch  auf  Rektifizierung  eines  Urteils, 
soll  einer  Verjährung  nicht  unterworfen  werden. 

12.  Das  Gesetz  soll  den  Arbeitgeber  verpflichten,  entweder'sieh  gegen 
die  Folgen  der  Haftpflicht  oder  die  Arbeiter  gegen  die  Folgen  eines  Un- 
falles resp.  einer  Berufskrankheit  zu  versichern. 

13.  Dem  Arbeitgeber  ist  das  Recht,  einzuräumen,  einen  Teil  der  Ver- 
sicherungsprämie dem  Arbeiter  zu  überbinden. 

14.  Dem  Haftpflichtanspruch  eines  Entschädigungsberechtigten  ist  ein 
Vorzugsrecht  zu  bewilligen. 

15.  Sachen,  welche  ein  Verletzter  oder  Erkrankter  bezw.  deren  Hinter- 
lassene  mittelst  Haftpflichtentschädigungsgeldern  käuflich  erworben  haben, 
sollen  als  unpfändbare  Kompetenzstücke  erklärt  werden. 


IV.  Bibliographie^. 
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Massachusetts,  Labor  and  industrial  chronology  of  the  Commonwealth.  Boston, 
Wright  &  Potter,  1901. 

Massachusetts,  Commonwealth  of  Annual  Report  of  the  State 
Board  of  Arbitration  and  Conciliation  for  the  vear  1900.  224  S.  Boston, 
Wright  &  Potter,  1901. 

New-Jersey,  Twenty-third  Annual  Report  of  the  Bureau  of  Labor  Stati- 
stics of  New-Jersey  for  the  vear  ending,  October  31.  11*00.  1901. 

Ncwyork ,  Annual  Report  XVIIIth,  of  the  Bureau  o  f  Labor  Statist  ics  of 
the  State  of  Newyork  for  the  vear  1900.  XIV,  1072  S.  Albany,  J.  B.  Lyon, 
1901. 

N.  Carolina,  Annual  Report,  XIVth,  of  the  Bureau  of  Labor  and 
Printing  of  the  State  of  North  Carolina  for  the  vear  1901.  VIII,  376  S. 
Raleigh,   Edwards  &  Broughton.  1901. 

N.  Hampshire,  Report,  IHrd,  biennial,  of  the  Bureau  of  Labor  of  the 
State  of  New  Hampshire.   270  S.   Manchester,  N.  Hamp,  1901. 

Ohio,  Twentv-fourth  Annual  Report  of  the  Bureau  of  Labor  Stati- 
stics of  the  State  of  Ohio  for  the  year  1900.  461  S.  Columbus,  Ohio.  1901. 
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France.  Minislf-re  du  Commerce,  de  I  Industrie,  de*  Poste*  et  de»,  Telegraph«: 
a)  Office  du  Travai  I. 

1.  Poisons  industriels.  1  vol.  de  415»  p.  Paris  1!K)1.  En  vente  chez  Berger 
Levrault  &  CieM  5  nie  des  ßeaux-Art«.    Prix  3  francs. 

2.  Statistique  de«  greves  et  des  rccours  a  la  coneiliation  et  a  l'arbitrage,  survcnus 
pendant  Kannte  1900.  1  vol.  de  ü35  p.  Pari*  1901,  Berger  Levrault  «x  Cie.,  5  nie 
Beaux-Arts.    Prix  3  francs. 

3.  Annuaire  des  svndicats  professionnels  etc.,  constitunes  conforraement  h  la  loi 
du  21  mars  1884,  et»  France  et  aux  colonie*.  1  vol.  de  082  p.  Paris  l'.x>l,  Berger 
Levrault  «Sc  Cie.,  5  nie  des  Beaux-Arts.  Prix  5  francs. 

4.  I-ies  Association»  professionnelles  ouvrieres  (Tome  2).  Cuirs  et  peaux. 
Industries  textiles.  Habillcmcnt.  Amcublcment.  Travail  du  bois.  1  vol.  de  895  p. 
Paris  1901,  Berger  Levrault  &  Cie.,  5  rue  des  Beaux-Arts.  Prix  5  francs. 

5.  La  legislation  ouvriere  et  sociale  en  Australie  et  Nouvelle  Zelaude.  (Mission 
Albert  Mciin.)  1  vol.  de  200  p.  Paris  1901.  En  vente  chez  Berger  Levrault  &  Cie., 
5  rue  de>  Beaux-Arts.    Prix  1  fr.  50. 

b\  Sceoude  empicte  sur  lc  placemeut  des  emplovcs,  des  ouvriers  et  des  domes- 
tiques.  1  vol.  in-8u  de  18«  p.  (1901).   Berger  Levrault  &  Cie.   Prix  1  fr.  50. 

b)  Cnnseil  sup^rieur  du  Travail.  1.  Rap|>ort  sur  diverses  modifications 
i\  la  legislatiou  des  Conseils  des  Prud'  hoiumes,  presente  par  M.  Victor  Dalle. 

Rapport  sur  les  renvois  par  suite  des  saicies-arri^ts,  presente1  par  M.  Eugene 
Guerard.    1  broebure  de  28  p.    Paris  1901.   (Iniprimeric  Nationale  ) 

2.  Rapport  sur  les  conditions  du  travail  des  personnes  non  protep^es  par  la 
legislation  actuelle  presente-  au  nom  de  la  Commission  permanente,  par  M.  Victor  Dalle. 

Rapport  special  sur  les  industries  de  l'alimentation ,  par  M.  Jules  Barafort. 
Avec  document*  annexes.    2  faseieules  de  59  et  2b  1  p.    Paris  1901. 

Gr.  Britannien.  Board  of  Trade.  Labour  Department  1.  Annual  Ab- 
etract  VII «».  of  labour  statisties  of  tbe  Imited  Kingdom.  1899-1900.  XV,  233  S. 
London,  Eyrc  <x  Spottiswoodc.  1./—. 

2.  liejtort  ou  changes  in  notes  of  wages  and  hour  of  labour  in  tbe  United 
Kingdom  in  1!*i0.    With  Statistical  tables.    XCIV,  273  8.    London  1901.    1.  8. 

3.  Seeon d  Abstract  of  Foreign  Labour  Statisties.  London,  Evre  &  Spottiswoode, 
1901.    VII,  325  S.  1./4.1/,. 

4.  Report  on  tbe  Strikes  and  Lock-outs  of  1900.  XCIII,  120  S.  London  1901. 
— .  10.1/,. 

5.  Third  Report  of  proeeedings  under  the  coneiliation  act.  Ixjndon  1901.  129  S. 
t).  Report  on  Trade-Unions.   London  1901.   251  S.  1./U.V,. 

7.  Rej>ort  on  workmens'  co-operative  societies.    Lmdon  1901.    252  S.  1/2%. 

Report,  first,  of  the  Bureau  o  f  Labor  in  tbe  Pro  vi  nee  of  On  tario  for  tbe 
year  ending,    Deccniber  31,  1900.    101  S.   Toronto.  L.  K.  Cameron,  1901. 

Annual  Report,  the  Xth,  of  the  Department  of  Labor,  New  Zealand, 
from  1  April  1900  to  tbe  31.  March  1901.    XV11I,  70  S.    Wellington,  1901. 

Annual  Report  of  the  Secretary  for  mincs  and  water  supply  to  J.  Bal- 
four  Burton  (Minister  of  mincs  aud  water  supply  for  Victoria)  including  report*  on 
the  working  of  part  III  of  Mine*  Acts  189b  and  1897,  water  supply  etc.  during  the 
year  1900.    140  8.    Melbourne  1901.  5.'-. 

Queensland,  lbth,  Report  of  the  regjstar«  of  friendly  societies,  building  societies 
and  trade  unions.    Brisbane  1901,  G.  A.  Vaughan.    57  8. 

Queensland.  Report  of  the  Officers  in  Charge  of  the  Government 
and  Relief  Labor  Bureau,  for  1900,  1901.    19  S. 

2.  Inspek  torenberiebte. 

D.  Reich.  Jahresberichte  der  G  ewer beauf s ichtsbeam  t  en  uud 
Bergbehörden  für  das  Jahr  19O0.  Herausgegeben  vom  Reichsamt  des  Innern. 
Berliu,  gedruckt  in  der  Reichsdruckerei  1901. 

Jahresbericht  der  Grossherz.  Badischen  Fabrikinspektion  für  das 
Jahr  190U.   87  S.    Berlin  1901. 

Die  soziale  Lage  der  Pforzheimer  Bijoutcriearbeiter.  Bearbeitet  von  dem  Gross- 
herz. Fabrikinspektor  Fuchs.  Bericht,  erstattet  an  das  Grossherz.  Ministerium 
des  Innern  und  herausgebe!  >on  von  der  (irossherz.  Badischen  Fabrikin- 
spektion.   VI,  24S  S.    Karlsruhe,  Thiergarten,  1901. 

Jahresberichte,  die,  der  Kgl.  bayerischen  Fabriken-  und  Gewerbe- 
inspektoren, dann  der  Kgl.  bayerischen  Bergbehörden  für  das  Jahr  1901. 
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Mit  einem  Anbang,  betr.  das  Maurergewerbe.  Im  Auftrage  des  Kgl.  Staatsministeriums 
des  Innern.  Abteilung  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel,  veröffentlicht. 
XXI,  287,  78  S.   München.  Ackermann,  1!H)1.   M.  5 

Verwaltung»berichte  der  Gewerbeau f s i ch ts bea niten  in  Elsass- Loth- 
ringen für  1900.    133  S.    Berlin  1901. 

Jahresbericht  der  Grossherz.  Hessischen  Gewerbeinspektion  für 
das  Jahr  1900.    109  S.    Darmstadt,  L.  C.  Wittich,  1901. 

Jahresberichte  der  Königlich  sächsischen  Gewerbeaufsichtsbeamten 
für  1900.  Nebst  Berichten  der  Königlich  sächsischen  Berginspektoren,  be- 
treffend die  Verwendung  jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter  beim  Bergbau,  sowie 
die  Beaufsichtigung  der  unterirdisch  betriebenen  Brüche  und  Gruben.    Berlin  1901. 

Oesterreich.  Die  Bergwerks-Inspektion  in  Oesterreich.  Berichte  der 
K.  K.  Bergbehörden  über  ihre  Thätigkeit  im  Jahre  1898  bei  Handhabung  der  Berg- 
polizei und  Beaufsichtigung  der  Bergarbeiterverhältnisse.  Veröffentlicht  vom  K.  K. 
Ackerbauministenum.    7.  Jahrg.  1898.    VII,  784  S.  Wien  1901.  M.  3,—. 

Bericht  der  K.  K.  Gewerbe-  In  s  pektoren  über  ihre  Amtsthätigkeit  im 
Jahre  1900.    LXXV,  417  S.    Wien  1901.  Mk.  4,-. 

Bericht  der  K.  K.  Gewerbeinspektoren  über  die  Heimarbeit  in  Oesterreich. 
Herausgegeben  vom  K.  K.  Handelsministerium.  Bd.  2.  Mähren,  Schlc-icn,  Galizicn 
und  Bukowina.  XII,  380  8.  Wien  1901.  M.  3.—.  Bd.  3.  NiedcrÖst  erreich,  Ober- 
österreich, Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg.  Kärnten,  Steiermark,  Krain,  Küstenland  und 
Dalmatien.    XIII,  3o7  S.    Wien  1901.    Mk.  3,-.    A.  Holder. 

France.  Republique  francaise.  Direction  de  l'industric.  Rapports  sur 
Papplication  pendant  Panne«*  1899  des  lois  r<5gleinentant  le  travail. 
-  Rapporte  des  Inspecteurs  division  nai  res  du  travail.  —  Rapports  des 
Ingenieurs  en  chef  des  raines.   Paris  1901.    OLXXVI1I,  72(i  S. 

(Jr.  Britannien.  Annual  Report  of  the  Chie  f  Inspector of  Factories  and 
Workshops  for  1899.  —  Sectional  Report  Principal  Lady  Inspector.  237  S.  Lon- 
don, Fyrect  Spottiswoode,  1901.  6  sh.  II1,  d. 

Annual  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Workshops 
for  the  year  1900.   W>4  S.   London.  7./—. 

Supplement  to  the  annual  report  of  the  chief  inspector  of  factories  and 
Workshops.    London  1901.   38  S. 

Mines-Inspeetors'  Reports  for  1900.    14  parte.  London  1900.  13./—. 

Niederlande.  Departement  van  Waterstaat,  Handel  en  Nijverheid.  —  1.  Vers- 
lagen van  de  Inspecteurs  van  den  Arbeid  in  het  Koningkrijk  der  Nederlanden 
over  1899  en  1900.  2  Bände.    1202  S.   's  Gravenhage  1901,  de  Gebroeders  van  Cleef. 

2.  Verslag  van  den  Inspccteur  van  den  Arbeid  in  de  Derde  Ar- 
beidsinspectie  over  1899  en  1900.  140  S.  's  Gravenhage  1901,  de  Gebroeders 
van  Cleef. 

Schweden.  Yrkes-inspek  tiones  verksamhet.  Stockholm  1901.  Beck- 
mann. 380  S. 

Schweiz.  Bericht  der  Kantonsregierungen  über  die  Ausführung  des  Bun- 
desgesetz«* betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  1899  und  1!HX).  Veröffentlicht  vom 
schweizer.  Industriedepartement.    III,  144  S.    Aarau  1901.    M.  1,N0. 

3.  Haftpflicht  und  Arbeiterversicherung. 

D.  Reich.  Statistik  des  Dem  sehen  Reiches.  Herausgegeben  vom  Kaiserl.  statist. 
Amt.  Neue  Folge  Bd.  133.  Statistik  der  Krankenversicherung  im  Jahre 
1899.  IV,  39,  191  S.   Berlin  1901.    M.  5,- 

Nachrichten,  Amtliche,  des  Reichs-VersieherungBamtes.  I.  Beiheft.  Statistik 
>ier  Unfallversicherung.  1885—1898.  IV,  331  S.  Berlin  1901.  M.  10,—.  I.Bei- 
heft. Statistik  der  Invalidenversicherung  für  das  Jahr  1891  1899.  177  S. 
Berlin  1901.  M.  5,—.  Das  Ausscheiden  der  I  n  val  iden reut enemp fänger 
au»  dein  Rentengenuss.   153  S.  Berlin  1901.  M.  5,—.   Alles  bei  A.  Asher  &  Comp. 

Vorträge  über  Arbeiterversicherung  und  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung. Gehnlten  im  Auftrage  des  Kgl.  Kultusministeriums  im  Februar  und  März 
1901  im  Charit^krankenhause.  Red.  v.  Dir.  General -Arzt  i\  la  suitc  Geh.  Ober- 
Medizinalrat  Dr.  Schaper.    III,  2<>5  S.    Berlin  1901.    M.  5,—. 

Nachrichten,  Amtliche,  der  Landes-Versicherungsanstalt  Schle- 
hen.   92  S.    Breslau  1901.    M.  1,50. 

Die  Arbeiterkranken  Versicherung  in  Berlin  im  Jahre  VMX).  Be- 
arbeitet im  statistischen  Amte  der  Stadt  Berlin.   31  S.  Berlin  1901. 
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Krankenstatistik.  Sonderabdruek  aus  dem  Verwallungsberichte  de«  Magi- 
strat« der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  für  1900.   2  S.    Frankfurt  a.  M.  1900. 

Oesterreich.  Statistisches  Jahrbueh  des  K.  K.  Ackerbauministerium»  für  1899. 
I.  Heft.  Der  Bergwerksbetrieb  in  Oesterreich  im  Jahre  1899.  3.  Lieferung. 
Die  Gebarimg  und  die  die  Ergebnisse  der  Krankheit«-,  Mortalitäts-  und  Invaliditäta- 
statistik  der  Bcrgwerksbruderladen  im  Jahre  1899.    191  S.    Wien  1901.   M.  4,—. 

Die  Gebahrung  und  die  Ergebnisse  der  K  rankheitsstatistik  der 
nach  dem  Gesetze  vom  30.  März  1888,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiter, eingerichteten  Krankenkassen  im  Jahre  1899.  IV,  201  S.  Wien,  Hof-  und 
Staatsdruckerei.  1901. 

Die  Gebahrung  und  die  Ergebnisse  der  Un  fallstatietik  der  im  Grunde 
des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter, 
errichteten  Arbeiter  -Unfall  -Versicherungsanstalten  im  Jahre  1899.  282  S.  Wien, 
Hof-  und  Staatsdruckerei.  1901. 

Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Arbci  ter-Un  fall  Versicherungsanstalt 
f  ür  X  iederösterreic  h  in  Wien  für  das  Verwaltung» jähr  1899.  198  S.  VVicn  1901. 

Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Arbeiter-Untallversicherungsanatalt 
für  Mähren  und  Schlesien  in  Brünn,  für  das  Vcrwaltungsjahr  1899.  52  S. 
Brünn  1901.  M.  2,—. 

France.  Ministere  du  Commerce,  de  iTndustrie,  des  Postcs  et  des  T<?lcgraphes. 
Direction  de  l'Assurance  et  de  la  prevoyanee  sociales.  Accidents  du  travail. 
Jurisprudencc.  Tome  HI,  51t  p.  Tome  IV,  383  p.  Paris.  Imprimerie  Nationale. 
1901.  Accidents  du  travail.  Lois,  reglements  et  circulaires.  (Janvier  1901). 
232  p.   Paris.    Imprimerie  Nationale.  1901. 

Ungarn.  Mitteilungen,  Ungarische  statistische.  Auf  Anordnung  des  Kgl.  un- 
garischen Handelsministers  verfasst  und  herausgegeben  durch  das  Kgl.  ungarische 
CcntraJamt.  Neue  Folge  Bd.  2(5.  Die  Krankenkassen  der  Länder  der  un- 
garischen Krone  imJahre  181*8.    VII,  16-1,  131  S.    Budapest  1901.    M.  Ii,—. 

Italien.  Ministero  di  Agricultura,  Industria  e  Commcrcio  (Divisione  del  Cre- 
dito  e  della  Previdenza).  Statistica  degli  infortuni  sul  lavoro.  (Estratto 
dal  Bolletino  di  Notizie  sul  Credito  c  sulla  Previdenza.  1901).  1  brochure  de  34  p. 
Roma  1901. 


Verwaltung,  die,  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Preussen  1890 
— 1900.  Bericht  an  Se.  Maj.  den  Kaiser  und  König,  erstattet  von  dem  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten.  XI,  330  S.  mit  zum  Teil  farbigen  graphischen  Darstellungen, 
8  Tafeln  und  2  farbigen  Karten.    Berlin  1901.   M.  10,—. 

Ausweis  über  die  Verhältnisse  städtischer  Lohnarbeiter  und  Be- 
diensteten im  Verwaltungsjahre  1900.  Sonderabdruck  aus  dem  Verwaltungs- 
berichte  des  Magistrats  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  für  1900.  Aufgestellt  im  statisti- 
schen Amte.    12  B.    Frankfurt  a.  M.  1901. 

Unfallverhütungsvorschriften  beim  österreichischen  Bergbau. 
Herausgegel>en  vom  K.  K.  Ackerbauministerium.  I.  Nachtrag.  VIII,  219  S.  Wien 
1901.   M.  2,(K)- 

Berichte  über  die  Weltausstellung  in  Paris  1900.  Herausgegeben 
von  dem  K.  K.  österreichischen  General-Kommissariate.  Bd.  3.  Sozialökonomie, 
Hygiene,  Handel.    Wien,  C.  Gerolde  Sohn.    101  S.   Kr.  2,-  . 

Rapport  du  Conseil  superieur  des  Habitations  ä  bon  mar  che*  ä  Monsieur 
le  President  de  la  Rcpubliqtie.    Annec  1900.    Paris  1901. 

Commune  di  Brescia.  Per  l'istituzione  d'un  ufficio  municipale  del 
lavoro.    Brescia  1901. 

Organisation  et  fonetionnement  de  la  Bourse  du  travail  ou  Placement 

?ratuit  par  les  bureaux  de  poste,  1892  —  1900.   Luxembourg,  V.  Buch 
HOL    1«  p. 


OfverinBcende  Verkstald.  Undersökniug  af  den  Mekaniska  Verkstads- 
industrien  i  Sverige.   358  S.   Stockholm  1901,  K.  L.  Beckman. 

Landolt,  Carl.  Die  Woh  nu  ngH-Enquete  in  der  Stadt  St.  Gallen 
vom  29  März  bis  30.  April  181*7.  Im  Auftrage  der  städtischen  Behörden  bearbeitet 
VII,  31,  97  S.  St.  Gallen  1901.    M.  4,—. 


4.  Diverses. 
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II.  Veröffentlichungen  von  Verbünden,  Vereinen  n.  s.  w.,  Konirrcssprotokolle  und 
Yersanimlunireberlehte,  Veröffentlichungen  halbamtlicher  and  privater  Institute. 

1.  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis. 

Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise  No.  3.  Zweite  Verbands- 
vr-mmmlung  und  Arbeitsnachweiskonferenz  vom  23.  bis  26.  September  1900  in  Köln. 
Stenographischer  Bericht  —  Die  Arbeitsvermittlung  für  weibliche  Personen  und  Dienst- 
boten. —  Arbeitsnachweise  in  kleineren  Orten  und  ländliche  Arbeitsvermittlung.  — 
Erhebung  von  Gebühren  bei  den  gemeinnützigen  Arbeitsnachweisen.  —  Subventionen 
für  Arbeitsnachweise.  -  Ausstellungsbedingungen  der  Arbeitsnachweisbeamten.  —  Die 
Organisation  der  Facharbeitsnachweise  und  ihr  Ausschluss  an  den  allgemeinen  Arbeits- 
nachweis.   Berlin,  Reimer  1901.   VIII,  212  S.    M.  4,—. 

Uebcrsicht  über  die  in  Preuasen  vorhandenen  kommunalen  oder  mit  kommunaler 
Unterstützung  betriebenen  allgemeinen  ArbeitsnachweisBtellen  nach  dem  Stande  am 
1.  Januar  1901.    19  S.   Berlin,  Reimer  1901.   M.  O.üO. 

Ergebnis  der  Arl>eitslosenzählung,  veranstaltet  vom  Verlmnde  der  Deutschen 
Gewerkvereine  am  15.  November  11>01-  Der  Gewerkverein,  XXXIII.  Jahrgang,  No.  51. 

Protokoll  über  die  am  27.  und  28.  Juni  1901  abgehaltene  Kon- 
ferenz, betr.  die  Ausgestaltung  der  Arbeitsvermittlungs-Statistik  und 
da»  Projekt  der  Angliederung  einer  Wohnungs-  und  Werkstätten-Vermittlung  an  die 
allgemeinen  Arbeitsnachweis-Anstalten.  Herausgegeben  vom  K.  K.  arbeitsstatistischen 
Amte  im  Handelsministerium.    Wien  1901,  A.  Holder.    135  S. 

II.  Geschäftsbericht  des  Arbeits  vermitt  lungsamtes  der  K.  K. 
Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  für  das  Jahr  1901.  29  S.  Wien  1901.  M.  1— . 

Arbeitslosenunterstützung  und  Arbeitsnachweis.  Bericht  an  das  schweizerische 
liidustricdepartement  vom  schweizerischen  Arbeitersekretariat.  278  S.  Zürich,  Grütli- 
buchhandlung,  1901.   M.  3,—. 

Statistische  Mitteilungen  über  die  Arbeitslosigkeit  in  Zürich  im  Winter  1890/1901 
und  die  Unterstützung  der  Arbeitslosen.  Bericht  des  Sekretärs  der  Arbeitslosen- 
kommission.  Zürich  1901. 

2.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

Der  Bauarbeiterschutz  in  Bavern.  Herausgegeben  von  den  Bayerischen  liandes- 
i'>auurbeiter-Schutzkoramission.    Nürnberg,  J.  Mertel,  1901.  32  S. 

Calwer,  Rieh.  Die  Berufsgefahren  der  Steinarbeiter.  Im  Auftrage  des  X.  Kon- 
gresses der  Steinarbeitcr  Deutschlands  als  Denkschrift  an  den  Bundesrat,  herausge- 
geben von  der  Zentralleitung  der  Organisation  der  Steinarbeitcr  Deutschlands.  V,  179  S. 
Berlin-Rixdorf.   M.  5,—. 

Statistik  über  den  Betrieb  und  die  Beschäftigung  an  Setzmaschinen  in  Deutsch- 
land.  „Der  Coirespondent",  No.  28,  1901. 

Das  I^ehrlingswesen  im  Lithographiegewerbe.  Herausgegeben  von  der  Vertraueus- 
kommission  der  Lithographen  Deutschlands.   Berlin  1901.    1(5  S. 

Centraa!  Bureau  voor  sociale  adviezen.  I.  Rapport  over  geschiedenis,  iuhoud  en 
werking  van  bepalingen  betreffende  minimum-loon  cn  niaximuiM-arbeitsduur  in  Bes 
tekken  voor  bouwwerken  (door  E.  W.  Sannes  cn  M.  W.  F.  Treub).  107  S.  Amster- 
dam, Scheltema  &  Holkema's  boekhandel  1901.    Fl.  2,50. 

Statistische  Erhebungen  über  die  Verbältnisse  der  Maschinenmeister,  sowie  des 
Hilfspersonals  in  den  Buchdruckereicn  der  deutschen  und  französischen  Schweiz.  Ver- 
anstaltet vom  Schweizer  Buchdruckmaschincnmeistcr- Verband.  -  (Helvetische  Typo- 
graphia,  Jahrg.  1901.   No.  14,  15,  16.  18,  19,  23,  26,  11,  14,  48,  51.) 

Zur  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  der  Ooiffeurgehilfen  in  der  Schweiz. 
Bericht  über  die  Statistik  für  1900.  Bearbeitet  im  Auftrage  der  Zentralvorstandschaft 
von  Hans  Rauchmaver.   35  S.   Zürich  1901. 

Haushaltungs-Rechnungen  Nürnberger  Lohnarbeiter.  Ein  Beitrag  zur  Aufhellung 
der  Lebensverhältnisse  des  Nürnberger  Proletariates.  Bearlieitct  im  Arbeiter-Sekre- 
tariate Nürnberg.   XXXII,  109.  S.   Nürnberg  1901.  M.  1,50. 

Overeigt  over  Fagforenings  bevaegelseu  i  Danmark  tiden  fra  1871  til  1900. 
Idgivet  af  Forretningsudvalget  for  de  samwirkende  Fagforbund  i  Danmark  ved 
J.  Jensen  og  C.  M.  Olsen.   Köbenhavn  1901. 

3.  Wohnungsfrage. 

Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik.  XCIV,  384  S.;  XCV,  364  S.;  XCVI, 
3iß  S.;  XCVII,  327  S.  Neuere  Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Deutsch- 
land und  im  Auslande.   Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1901. 
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Geschäftsbericht  des  Vereins  für  Förderung  fies  Arbeiterwohnungswesens  und 
verwandte  Bestrebungen  für  das  Jahr  1900.  Bericht  über  die  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Verband  der  Baugenossenschaften  Deutachlands  abgehaltene  Versammlung  vom  lö.  Mai 
1901.  Vorträge  und  Berichte  von  Oberbürgermeister  Dr.  Adickes  und  Kaufmann 
Heinze.    «2  8.    Frankfurt  a.  M.t  A.  Detloff,  19<>1.    M.  0,60. 

Wohnungsenquclc  in  Augsburg.  Veranstaltet  und  bearbeitet  vom  wirtschaftlichen 
Verband  der  Arbeitervereine  von  Augsburg  und  Umgebung.  Nebst  Anhang.  Augs- 
burg, Dr.  M.  Hnttlcr-Seitz.    U»  S.   M.  0,50. 

4.  Kongress-  und  Versamralungsprotokolle. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  Parteitages  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  Deutschlands.    Berlin,  Vorwärt*.   319  S.    M.  0,60. 

Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform.  Herausgegeben  von 
dem  Vorstande.  1.  Heft.  Pachnicke,  Reichstagsabg.,  und  Staatsminister  v.  Berlepsch, 
Die  Errichtung  eines  Reichsarbeitsamtes.  Referate,  Anh.  Satzungen  der  Gesellschaft 
für  soziale  Reform  und  Verzeichnis  der  Mitglieder  von  Vorstand  und  Ausschuß*. 
22  S.  Jena  19dl,  M.  O.20.  —  2.  Heft,  Basserruann,  Reichstagsabgeordneter,  und  Arbeiter- 
sekretär  Giesberte.  Die  Arlxeiterberu fsverei ne ,  Referate,  Anhang  s.  o.  32  S.  Jena 
1901.    (i.  Fischer,  Jena.    M.  0,20. 

Geschichte  und  Entwicklung  der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands  nebst  Protokoll  des  III.  christlichen  Gewerkschaftskongresses  zu 
Krefeld.  Verlag  des  Gesamtverbandes  der  christlichen  Gewerkschaften.  M.-Gladbach 
1901.    112  S. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  Gesamtparteitage9  der 
sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  in  Oesterreich.  201  S.  Wien  1901. 
Kr.  1,-. 

Womcn  worker's  Conference,  1900.  Papers  read  at  the  Conference  held 
at  Brighton,  arranged  bv  the  National  Union  of  Women  Workcrs.  213  S.  London, 
P.  S.  King  &  Son,  1901."  3./—. 

Congres  international  du  patronage  de  la  jeuneese  ouvriere, 
tenu  u  Paris  du  10  au  13  juin  1900.  Proc<Vverbaux  sommaires,  par  P.  Griffaton 
(secnHaire  g<5no*ral  du  congres).    27  S.    Paris  1901. 

Congres  international  des  accidents  de  travail  et  des  assuranecs 
sociales,  :">.  session  tenue  ä  Paris  du  23  au  30  juin  l!MX>.  Tome  1.  Rapports 
pr&entcs.    Paris  1901.    Frs.  9,-. 

Jaarverslag  van  de  Verccniging  „Centraal  Bureau  voor  sociale 
adviezen",  over  het  tweede  Vereeinigingsjaar,  loopende  van  1.  Juli  1900  tot  30.  Juni 

1900.  Drukkerij  „Platijn",  Amsterdam.  1901. 

Schriften  der  internation.  Vereinigung  für  gesetzlichen  Ar- 
beiterschutz. No.  1.  Die  internationale  Vereinigung  für  gesetz- 
lichen Arbei  ters-chu  tz.  Berichte  und  Verhandlungen  der  konstituierenden  Ver- 
sammlung, abgehalten  zu  Basel,  am  27.  und  28.  September  1901.  Herausgegebon 
vom  Bureau  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  XIV. 
27.".  S.  Jena,  G.  Fischer;  Bern,  Schmid  \-  Francke,  19t tl.    Mk.  4.—. 

Publications  de  ('Association  internationale  pour  la  protection  legale  des  tra- 
vailleurs.  No.  1.  L'Association  internationale  pour  la  protection  legale 
des  tra vai  1  leurs.    Assembh'e  constitutive  tenue  ä  Bäle  les  27  et  28  septembre 

1901.  Rapports  et  compte  rendu  des  seanees  publik  par  le  Bureau  de  l'Association 
internationale  pour  la  protection  legale  «les  travailleurs.   XIV,  2t 59  p.    Paris,  H.  Le 
Soudier;  .Jena,  G.  Fischer;  Berne,  Schmid  &  Francke,  1901.    Frs.  5.— 

5.  Diverses. 

Arbe  i  tersek  retariat  Altenburg,  S.-A.  Jahresbericht  für  das  Jahr  19ÜO, 
nebst  einem  Bericht  über  die  Gewcrkschafk-I>ewegung.   40       Altenburg  1901. 

Arbeitersekretariat  Bremen  und  Umgegend.  Erster  Jahresbericht 
nebst  Berichten  über  die  Gewerksehaftsorganisation,  Lohnkämpfe,  Gewerbegericht  und 
die  Frauenarbeit  in  den  Fabriken.    158  S.    Bremen  1901. 

Arbeitersekretariat  Breslau.  Erster  Jahresbericht  (Geschäftsjahr  1900), 
nebst  Bericht  des  Gewerkschaftskartells  Breslau.    ~>3  S.    Breslau  1901. 


Digitized  by  Google 


-    120  — 

Arbeitersekretariat  Darnistadt.  Jahresbericht  für  das  2.  Geschäftsjahr 
UM».  32  S.    Darmstadt  1901.  —  Alles  Selbstverlag  der  Arbeitereekretariate. 

Gewerkschaftskartell  und  Arbeitersekretariat  Halle  a.  S.  Kreter 
Geschäftsbericht.   110  S.  HaUe  a.  S.,  M.  Guldenberg,  1901. 

Hamburger  Gewerkschaftskartell.  Vierter  Bericht  de»  Hainburger 
Gewerkschaf tskartells  und  vorläufiger  Bericht  des  Arbeitersekretariat«  Hamburg.  140  8. 
Hamburg,  E  Kretschiner,  1901. 

III.  Jahresbericht  de*  Arbeitersekretariates  München,  Geschäftsjahr 
Ii>0G.  Geschäftsi  «rieht  des  Gewerkschaftevereins  München.  Uebersicht  über  den 
Stand  der  Münchener  Gewerkschaftsbewegung,  Berichte  über  Lohnbewegungen  u.  s,  w. 
1V.95S.    München  im.    M.  0,30. 

VI.  Jahresbericht  des  Arbeitersekretariates  Nürnberg,  nebst  Berichten 
über  die  Gewerkschaftsorganisationen,  Lohnkämpfe,  das  Gewerbegericht  und  social- 
statistische  Monographien  u.  s.  w.    III,  82  S.   Nürnberg  1901.   M.  0,50. 

Arbeiter-  und  Gewerkschaftssekretariat  Posen.  Jahresbericht  von 
Posen,  Bremberg  und  aus  der  Provinz  Posen,  nebst  Statistik  über  Wohnungsverhält- 
nisse.   138  S.    Posen,  Josef  Gogowsky,  1901. 

Volksverein  für  das  katholische  Deutschland.  Die  Unfallversicherung. 
41  S.  M.-Gladbach  1901.  Centraistelle  des  Volksvereins  für  das  katholische  Deutsch- 
land.   M.  0,20. 

Volksverein  für  das  katholische  Deutschland.  Die  praktische  Ausgestal- 
tung der  Handwerker-Innungen  und  Genossenschaften.  (53  S.  M.-Glad- 
bach 1901,  Centraistelle  des  Volksvereins  für  das  katholische  Deutschland.  M.  0,30. 

Arbeitsstatistik  der  deutschen  Gewerk vereine  (H.-D.)  für  das 
Jahr  1900.  Nach  den  Angaben  der  Gewerk-  und  Ortsvereine,  zusammengestellt 
von  R.  Klein  und  \V.  Petersdorff,  Verbandsbeamten,  mit  Erläuterungen  herausgegeben 
von  Dr.  M.  Hirsch,  Verbandsanwalt.    Berlin  1901,  Verband  deutscher  Gewerk  vereine. 

Arbeiten  der  deutschen  Landwirtschaf tsgesellsehaft.  Herausgegeben  vom  Direk- 
torium. Heft  57.  .Schotte,  Ingen.,  Prof.  F.  Die  notwendigen  Schutzvorrichtungen 
an  den  in  landwirtschaftlichen  Betrielien  benutzten  Maschinen.  VIII,  59  S.  Berlin 
1901.    M.  2,-. 

Vorstand  des  deutschen  Buchbinderverbandes.  Der  deutsche  Buchbinder- 
verband im  Jahre  1900.  (Bericht  des  Vorstandes,  A.  Dietrich).  ü6  S.  Stutt- 
gart 1901. 

Verband  der  deutschen  Buchdrucker.  Rechenschaftsberichte  für  1900. 
20  8.    Berlin  1901,  Max  Noster,  Rixdorf- Berlin. 

Schriften  des  deutsch-nationalen  Handlungsgehilfen-Verbandes.  Bd.  7.  Kauf- 
mäuniKche  Schiedsgerichte.  Anhang:  Entwurf  eines  Gesetzes  l>etr.  kauf- 
männische Schiedsgerichte.  Hamburg,  Hanseatische  Druck-  und  Verlagsanstalt.  H9  S. 
M.O,20. 

Die  Gewerkschaftsbewegung  im  Jahre  1900.  Herausgegeben  von  der  Ge- 
werkschaftskommission Mährens.  14  S.  Brünn.  1901. 

Report  of  the  Proceedings  of  the  Twentieth  Annual  Convention 
of  the  American  Federation  of  Labor.  Louisville,  Kv.,  1901,  Courier-Journal 
Job  Printing  Co.    227  S. 

National  Arbeids  Secretariaat  in  Nederland.  Jaarverslag  over 
1900.   87  S.   Amsterdam  1901. 

Kamers  van  Arbeid.  Verslagen  der  Kamers  van  Arbeid  over 
1900.   252  S.   's  Gravenhage  1901,  de  Gebroeders  van  Cleef. 

Socidte"  pour  1  'observat  i  on  du  di  man  che.  Notice  sur  son  origine,  son 
developpement  et  les  nrogres  accomplis  sur  le  conti nent  europeen,  principalement 
depuis  1889.  17  p.  Geneve  1901.  En  vente  au  seertftariat  central  de  la  Societc,  19  nie 
de  Candolle. 

Schweizerischer  Ty pographenbund.  Jahresbericht  des  Schweize- 
rischen Typographenbundes  und  der  Union  der  lokalen  Kranken-  und  Invalidenkassen 
für  1900.    Basel  1901. 

XIII.  Jahresbericht  des  Schweizerischen  Lithographenbundes, 
umfassend  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  Dczemlier  1901,  erstattet  vom  Central- 
vorstand  Basel  zu  Händen  der  Mitglieder.  32  S.  Basel,  Buchdruckerei  des  Schweiz. 
Typographenbundes,  1901. 

Internationales  Buchdrucker  Sekretariat.  Ver  waltu  ngsber  ich  t 
19  0  0.   75  S.   Basel  und  Bern  1901,  Typographenbuchdruckerei. 

Arbeit«**«*.  9 
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III.  Private  Publikationen  quellcnmassigeu  Charakter*. 

Abbe,  Prof.  Dr.  Ergebnisse  der  Einführung  der  achtstündigen  Arl>citszeit  in 
der  optischen  Wcrkstättc  von  Carl  Zeiss.   Jena  1901. 

Blum,  L.  Lea  congres  ouvriers  et  socialistes  francaiß,  1886—1900.  Paris  190D. 
Frs.  0,50. 

Courcelle,  B.   Traite"  de  la  legislation  ouvri??re.    Paris  1901.    Frs.  10—. 

Flcsch,  Dr.  jnr.  Carl.  Zur  Kritik  de»  Arbeitsvertrags.  36  S.  Jena, 
Gustav  Fischer,  1901. 

Godart,  Justin.  Creation  d'un  Office  Social  de  Renseignemen  ts  et  d'Etudes 
ä  Lvon.  1  brochure  de  16  p.  Lvon  1901,  E.  Nicolas,  Imprimeur-ftliteur,  6  rue 
Grölte  et  Rue  Tupin,  38. 

Handbuch  der  Unfallversicherung.  Die  Reichs-Ünf  all  Versicherungs- 
gesetze, dargestellt  von  Mitgliedern  des  Reichs- Versicherungsamtes,  nach  den  Akten 
dieser  Behörde.  XXIII,  CXXXVI,  1074  S.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1901. 
M.  10,—. 

Huret,  Jules.  Les  gröves.  Pr<5face  de  M.  Millerand,  Ministre  du  commerce. 
Enquete  au  Creusot,  ä  Lille,  Marseille,  Carmaux,  Lyon,  Saint-Etienne  etc.  Legislation 
comparce  dans  tous  les  pays  d'Europe  et  d'Amerique.  Paris,  e<iition  de  „La  Revue 
Blanche",  1901.   Frs.  3,50. 

Kühne,  KarL  Die  Arbeitsordnung  vom  Standpunkte  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft.   Stuttgart  1901. 

Kunert,  Alfred.  Arbeiterschutz  und  Krankenkassen  in  ihrem  Verhalten 
gegenüber  der  Zahncaries  bei  den  Bäckern  und  Konditoren.    109  S.   Stuttgart  1901. 

Lieven,  Fürst  Max.  Die  Arbeiterverhältnisse  des  Grossgrundbesitzes  in 
Kurland.  1.  Abt.  1.  Bd.  Die  Enquete  vom  Frühjahr  1899  und  ihre  Resultate.  3. 
und  4.  Lieferung.   S.  83-199.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1901.    M.  2,40. 

Limberg,  P.  Die  Aufgaben  der  Arbeitervertreter  in  den  Krankenkassen.  24  S. 
M.-Gladbach  1901,  Verlag  der  Westdeutschen  Arbeiter-Zeitung.   M.  0,10. 

Nelken,  Reg.-R.  F.  Die  deutschen  Handwerker-  und  Arbeiterschutzgesetze 
(Titel  VI  und  VII  der  Gewerbeordnung  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom 
26.  Juli  1900  R.-G.-B1.  S.  871)  nebst  reichsrechtl.  Ausführungsbestimmungen.  Mit 
Erläuterungen  herausgegeben.    XX,  1176  S.    Berlin,  Springer,  1901.    M.  18.—. 

Poe  IIa  th,  K.  Der  Arbeiterschutz.  Der  Schutz  der  gewerblichen  Arbeiter 
Deutschlands,  soweit  er  Aufgabe  der  fiewerbeinspektion  ist.  F.  166  8.  Stuttgart, 
E.  II.  Moritz,  1901.   M.  1,-. 

Rausch,  Dr.  Emst.  Die  Sonneberger  Spielwaren-Industrie  und  die  verwandten 
Industrien,  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  der  Hausindustrie. 
Berlin  1901.    VII,  170  S.   M.  2,-. 

Schanz,  Prof.  Dr.  G.  Dritter  Beitrag  zur  Frage  der  Arbeitslosen- Versicherung 
und  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  XII,  399  S.  Berlin,  Heymann,  1901.  M.  7,—  . 

Steffen,  (Just.  F.  Studien  zur  Geschichte  der  englischen  Lohnarbeiter,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Veränderungen  ihrer  Lebenshaltungen.  Bd.  1.  VI,  511  S. 
Stuttgart,  HobbingÄ  Büchle,  1901.   M.  11,—. 

Studien,  Wiener  staatswissenschaftliche,  herausgegeben  von  Edm. 
Bernatzik  und  Eue.  v.  Philippovich,  Bd.  2,  3.  Heft.  Politzer,  Dr.  Joh.:  Die  Lage 
der  Lehrlinge  im  Kleingewerbe  in  Wien.   Tübingen,  Mohr,  1901.    III,  132  S.  M.  4,50. 

Villani,  Gaetano.  Essai  d'une  Classification  rationelle  (nume>ique)  des  accident* 
du  travail.  Avec  application  aux  accidents  des  ouvriers  de  chemins  de  fer.  1  brochure 
de  48  p.  Paris  1901 ,  Librairie  polvtechnique,  Ch.  Beranger  (kliteur,  15  rue  des 
Saints-Peres. 

Whittelsev,  S.  S.,  L.  D.  Massachusetts  Labor  I^egislation.  An  historical  and 
critical  study,  Intfoduction  by  Arthur  Twining  Hadley.  158  8.  1  Doli.  Philadelphia, 
Amer.  Academy  of  Pol.  and'Soc.  Sc.  Suppl.,  1901. 

Willoughbv,  W.  F.  State  activities  in  rclation  to  labor  in  the  United  States. 
(Johns  Hopkins  l'niversitv  Studies.  Series  XIX,  Nos.  4-5.)  91  S.  Baltimore,  The 
Johns  Hopkins  Press,  1901.   0,75  & 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

a)  Verordnungen  des  Bundesrates. 

L  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Gehilfen  und  Lehr- 
lingen in  Gast-  und  in  Sohankwirtschaften.    Vom  23.  Januar  1902. 

(Reiehs-Gesetzbl.  1902,  No.  4,  S.  33  f.) 

Auf  Grund  des  §  120e  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  bat  der  Bundesrat 
nachstehende  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  Gehilfen  in  Gast- 
nnd  in  Schankwirtschaften  erlassen: 

t 

1)  In  Gast-  und  in  Schankwirtschaften  ist  jedem  Gehilfen  und  Lehr- 
ling über  sechzehn  Jahre  für  die  Woche  siebenmal  eiue  ununter- 
brochene Ruhezeit  von  mindestens  acht  Stunden  zu  gew Ähren.  Der 
Beginn  der  ersten  Ruhezeit  darf  in  die  vorhergehende ,  das  Ende  der 
siebenten  Ruhezeit  in  die  nachfolgende  Woche  fallen. 

Für  Gehilfen  und  Lehrlinge  u nter  sechzehn  Jahren  muss  die  Ruhe- 
zeit mindestens  neun  »Stunden  betragen.  Durch  Polizeiverordnungen  der 
/.um  Erlasse  solcher  Verordnungen  berechtigten  Behörden  kann  diese 
längere  Ruhezeit  auch  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  über  sechzehn  Jahre 
vorgeschrieben  werden. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  befugt,  in  Bade-  und  anderen 
Kurorten  die  Ruhezeit  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  über  sechzehn  Jahre 
in  Gastwirtschaften  während  der  Saison,  jedoch  nicht  über  eine  Dauer  von 
3  Monaten,  bis  auf  sieben  Stunden  herabzusetzen.  Neben  dieser  Ruhe- 
zeit müssen  täglich,  abgesehen  von  den  Mahlzeiten,  Ruhepausen  in  der 
Gesamtdauer  von  mindestens  zwei  Stunden  gewährt  werden. 

2)  Der  Zeitraum  zwischen  zwei  Ruhezeiten,  welcher  auch  die  Arbeits- 
bereitschaft und  die  Ruhepausen  umfasst,  darf  in  den  Fallen  der  Ziffer  1 
Abs.  1  höchstens  sechzehn  Stunden,  in  den  Fällen  der  Ziffer  1  Abs.  2 
höchstens  fünfzehn  Stunden  und  in  den  Fällen  der  Ziffer  1  Abs.  3 
höchstens  siebzehn  Stunden  betragen. 

3j  Eine  Verlängerung  der  in  Ziffer  2  bezeichneten  Zeiträume  it»r 
für  den  Betrieb  bis  zu  sechzigmal  im  Jahre  zulässig.  Dabei  kommt 
jeder  Fall  in  Anrechnung,  wo  auch  nur  für  einen  Gehilfen  oder  Lelfrlini: 
«liese  Verlängerung  stattgefunden  hat. 
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Auch  in  diesen  Fällen  muss  für  die  Woche  eine  Unterbrechung  durch 
sieben  Ruhezeiten  von  der  vorgeschriebenen  Dauer  (Ziffer  1)  stattfinden. 

4)  An  Stelle  einer  der  nach  Ziffer  1  zu  gewährenden  ununterbrochenen 
Ruhezeiten  ist  den  Gehilfen  und  Lehrlingen  mindestens  in  jeder 
dritten  Woche  einmal  eine  ununterbrochene  Ruhezeit,  von 
mindestens  vierun  dz  wanzig  Stunden  zu  gewähren. 

In  Gemeinden,  welche  nach  der  jeweilig  letzten  Volkszählung  mehr 
als  zwanzigtausend  Einwohner  haben,  ist  diese  Ruhezeit  mindestens 
in  jeder  zweiten  Woche  zu  gewähren. 

In  denjenigen  Wochen ,  in  welchen  hiernach  eine  vierundzwanzig- 
stündige  Ruhezeit  nicht  gewährt  zu  werden  braucht,  ist  ausser  der 
ununterbrochenen  Ruhezeit  von  der  vorgeschriebenen  Dauer  (Ziffer  1) 
mindestens  einmal  eine  weitere  ununterbrochene  Ruhezeit  von  min- 
destens sechs  Stunden  zu  gewähren,  welche  in  der  Zeit  zwischen 
acht  Uhr  morgens  und  zehn  Uhr  abends  liegen  muss. 

5)  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  anzulegen, 
welches  die  Namen  der  einzelnen  Gehilfen  und  Lehrlinge  enthalten  muss. 
In  das  Verzeichnis  ist  für  jeden  einzelnen  Gehilfen  und  Lehrling  ein- 
zutragen, wann  und  für  welche  Dauer  eine  Ruhezeit  gemäss  Ziffer  4 
gewährt  worden  ist. 

Arbeitgeber,  welche  von  den  Bestimmungen  der  Ziffer  3  Gebrauch 
machen,  sind  verpflichtet,  ein  weiteres  Verzeichnis  anzulegen,  in 
welches  einzutragen  ist,  wann  Ue  her  arbeit  im  Betriebe  während  des 
Kalenderjahres  stattgefunden  hat. 

Die  nach  Absatz  1,  2  zu  machenden  Eintragungen  haben  spätestens 
am  ersten  Tage  nach  Ablauf  jeder  Woche  für  die  verflossene  Woche  zu 
erfolgen. 

Die  Verzeichnisse  sind  auf  Erfordern  den  zuständigen  Be- 
hörden und  Beamten  zur  Einsieht  vorzulegen. 

6)  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter'  sechzehn  Jahren  dürfen  in 
der  Zeit  von  zehn  Uhr  abends  bis  sechs  Uhr  morgens  nicht 
beschäftigt  werden.  Ausserdem  dürfen  Gehilfen  und  Lehrlinge 
weiblichen  Geschlechts  zwischen  sechzehn  und  achtzehn  Jahren, 
welche  nicht  zur  Familie  des  Arbeitgebers  gehören,  während  dieser  Zeit 
nicht  zur  Bedienung  der  Gäste  verwendet,  werden. 

II. 

7)  Als  Gehilfen  und  Lehrlinge  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gelten 
solche  Personen  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  welche 
im  Betriebe  der  Gast-  und  Schankwirt  schaffen  als  Oberkellner,  Kellner 
oder  Kellnerlehrlinge,  als  Küche  oder  Kocblehrlinge,  am  Büffet  oder  mit 
dem  Fertigmachen  kalter  Speisen  beschäftigt  worden.  Ausgenommen  sind 
jedoch  Personen,  welche  hauptsächlich  in  einem  mit  der  Gast-  oder  der 
Schankwirtschaft  verbundenen  kaufmännischen  oder  sonstigen  ge- 
werblichen Betriebe  beschäftigt  werdon,  sofern  ihre  tagliche  Arbeitszeit 
in  diesem  Betrieb  anderweiten  reichsrechtlichen  Vorschriften  unterliegt,. 

III. 

8)  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  1.  April  1902  in  Kraft. 
Bis  zum  31.  Dezember  11M)2  ist  lieber  arbeit,  (Ziffer  3)  höchstens 
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Von  dem  in  Ziffer  6  Satz  2  enthaltenen  Verbote  sind  diejenigen 
Personen  ausgenommen,  welche  bei  der  Verkündung  dieser  Bestim- 
mungen Kellnerinnen  sind. 

2.  Bekanntmachung,  betreffend  das  Verfahren  bei  Antragen  auf  Ver- 
längerung der  LadenschlussEeit.    Vom  25.  Januar  1902. 

(Reichs-Gesetzbl.  11*02,  Xo.  5,  S.  38  ff.) 

Auf  Grund  von  §  13J>f  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat 
über  das  Verfahren  bei  Antragen  auf  Verlängerung  der  Ladenschlusszeit 
folgende  Bestimmungen  erlassen: 

§  1.  Zur  Feststellung  der  bei  Anträgen  gemäss  §  189f  Abs.  1,  2 
<ler  Gewerbeordnung  erforderlichen  Zahl  von  zwei  Dritteln  (  Abs.  1)  oder 
einem  Drittel  (Abs.  2)  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  hat  die  höhere 
Verwaltungsbehörde,  sofern  es  nach  den  Umstanden  des  Einzelfalles  ge- 
boten erscheint,  einen  Kommissar  zu  bestellen.  Als  solcher  kann  auch 
der  Gemeindevorsteher  oder  ein  Mitglied  des  Gemeindevorstandes  und, 
wenn  es  sich  um  Antrage  für  mehrere  örtlich  unmittelbar  zusammen- 
hängende Gemeinden  handelt,  der  Gemeindevorsteher  oder  ein  Mitglied 
des  Gemeindevorstandes  einer  der  beteiligten  Gemeinden  bestellt  werden. 

Die  Bestellung  des  Kommissars  ist  in  der  für  die  amtlichen  Bekannt- 
machungen der  Behörde  üblichen  Form  zu  veröffentlichen. 

§  2.  Der  Kommissar  hat  auf  Grund  der  gemäss  §  14  Abs.  1  der 
Gewerbeordnung  erstatteten  Anzeigen  und  in  sonst  geeigneter  Weise  unter 
Zuziehung  der  Gemeinde-  oder  Ortspolizeibehörde  nach  den  im  §  7  be- 
zeichneten Grundsätzen  eine  Liste  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  auf- 
zustellen und  darin  ersichtlich  zu  machen,  welche  den  Antrag  gestellt 
haben.  Die  Liste  ist  für  die  Dauer  von  2  Wochen  zur  öffentlichen  Ein- 
sicht auszulegen. 

Zeit  und  Ort  der  Auslegung  sind  von  dem  Kommissar  in  ortsüblicher 
Weise  mit  dem  Hinzufügen  bekannt  zu  machen,  dass  Einsprüche  gegen 
die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Liste  von  den  beteiligten  Ge- 
schäftsinhabern bis  zum  Ablaufe  der  Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
erhoben  werden  können  und  nach  Ablauf  der  Frist  vorgebrachte  Einsprüche 
unberücksichtigt  bleiben. 

§  3.  Ueber  die  erhobenen  Einsprüche  entscheidet  der  Kommissar. 
Die  Entscheidung  hat  schriftlich  zu  erfolgen. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Kommissars  über  die  Einsprüche  ist 
binnen  2  Wochen  die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  zu- 
lässig.   Die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  ist  endgiltig. 

§  4.  Nach  Erledigung  der  Einsprüche  hat  der  Kommissar  die  Liste 
zu  schlies8en  und  der  höheren  Verwaltungsbehörde  einzureichen,  welche 
am0  Grund  der  Liste  feststellt,  ob  der  Antrag  in  den  Fällen  des  §  139f 
Abs.  1  von  zwei  Dritteln,  in  den  Fällen  des  §  13i>f  Abs.  2  von  einem 
Drittel  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  gestellt  ist. 

§  5.  Ist  gemäss  §  139 f  Abs.  2  der  Antrag  auf  eine  Abstimmung 
Uber  die  Verlängerung  der  Ladenschlusszeit  von  mindestens  einem  Drittel 
der  beteiligten  Geschäftsinhaber  gestellt,  so  hat  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde die  beteiligten  Geschäftsinhaber,  einschliesslich  der  Antragsteller, 
durch  ortsübliche  Bekanntmachung  oder  besondere  Mitteilung  zur  Abgabe 
ihrer  Aeusserung  unter  Angabe  der  Zeit  und  des  Ortes  für  deren  Ent- 
gegennahme aufzufordern.    Dabei  ist  darauf  hinzuweisen ,  dass  bei  der 
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Feststellung  der  für  die  Abänderung  der  Ladenschlusszeit  erforderlichen 
Mehrheit  von  zwei  Dritteln  nur  diejenigen  Geschäftsinhaber  gezählt  werden, 
die  eine  bestimmte  Aeusserung  für  oder  gegen  die  Aenderung  innerhalb 
der  gesetzlichen  Frist  abgegeben  haben. 

Die  Entgegennahme  der  Aeusserungen  ist  einem  Kommissar  zu  über- 
tragen. Die  Aeusserungen  können  schriftlich  oder  zu  Protokoll  abgegeben 
werden. 

Der  Kommissar  hat  zu  prüfen,  ob  diejenigen,  welche  eine  Aeusserung 
abgeben,  zu  den  beteiligten  Geschäftsinhabern  gehören,  und  zutreffenden 
Falls  ihre  Aeusserung  in  die  Liste  (§  2  Abs.  1)  einzutragen. 

Nach  Ablauf  der  Frist  ist  die  Liste  für  die  Dauer  von  2  Wochen 
zur  öffentlichen  Einsicht  auszulegen.  Das  weitere  Verfahren  bestimmt  sich 
nach  §  2  Abs.  2  und  §  3. 

§  6.  Nach  Erledigung  der  Einsprüche  hat  der  Kommissar  die  Liste 
zu  schliessen  und  der  höheren  Verwaltungsbehörde  einzureichen,  welche 
auf  Grund  der  Liste  feststellt,  ob  zwei  Drittel  der  Abstimmenden  sich 
für  die  Abänderung  der  Ladenschlusszeit  erklärt  haben. 

§  7.  Als  beteiligte  Geschäftsinhaber  im  Sinne  dieser  Bestimmungen 
gelten : 

1)  sofern  die  Ausdehnung  des  gesetzlichen  Ladenschlusses  für  sämtliche 
Geschäftszweige  einer  oder  mehrerer  örtlich  unmittelbar  zusammen- 
hängender Gemeinden  erfolgen  soll,  die  Inhaber  aller  offenen  Ver- 
kaufsstellen der  Gemeinde,  beziehungsweise  der  örtlich  unmittelbar 
zusammenhängenden  Gemeinden. 

2)  sofern  die  Ausdehnung  nur  für  einzelne  Geschäftszweige  beantragt 
ist,  die  Inhaber  aller  offenen  Verkaufsstellen,  welche  Waren  der  in 
Frage  kommenden  Art  führen,  auch  wenn  sie  ausserdem  noch  andere 
Waren  feilhalten. 

§  8.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tage  ihrer 
Verkündigung  in  Kraft. 

3.  Bekanntmachung  vom  31.  Jan.  1902,  betreffend  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ciohorienfabriken 
und  den  sur  Herstellung  von  Cichorie  dienenden  Werkstätten  mit 
Motorenbetrieb.    (Reichsgesetzbl.  1902,  No.  6,  S.  42.) 

Auf  Grund  des  $  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  nach- 
stehende Bestimmungen  erlassen: 

I.  In  Ciohorienfabriken  sowie  in  solchen  zur  Herstellung  von  Cichorie 
dienenden  Werkstätten,  in  denen  durch  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind, 
Wasser,  Gas,  Luft,  Elektricität  u.  s.  w.)  bewegte  Triebwerke  nicht  bloss 
vorübergehend  zur  Verwendung  kommen,  darf  Arbeiterinnen  und  jugend- 
lichen Arbeitern  in  Räumen,  in  denen  Darren  im  Betriebe  sind,  während 
der  Dauer  des  Betriebes  eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufent- 
halt nicht  gestattet  werden. 

II.  Tn  Cichorienfabriken  mit  Darrenbetrieb  und  in  den  unter  1  be- 
zeichneten Werkstätten  mit  Darrenbetrieb  muss  in  Räumen,  in  denen 
Arbeiterinnen  oder  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  ausser  der  in 
den  Fabriken  nach  $  138  Absatz  2  der  Gewerbeordnung  und  in  den 
Werkstätten  nach  Ziffer  f>  und  15  der  Bekanntmachung  vom  18.  Juli 
1900  (Reichsgesetzbl.,  8.  5<>(»)  auszuhängenden  Tafel   eine   zweite  Tafel 
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ausgehängt  werden,  die  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  1 
wiedergiebt. 

EQ.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  1.  April  1902  in  Kraft 
und  haben  für  die  Dauer  von  10  Jahren  Giltigkeit. 

4.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
gewerblicher  Anlagen  zur  Vulkanisierung  von  Gummiwaren.  Vom 

L  März  1902.    (Reichsgesetzbl.  1902,  No.  12,.  59  ff.) 

Auf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  über 
die  Einrichtung  und  den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Gummi- 
waren unter  Anwendung  von  Schwefelkohlenstoff  oder  durch  Chlorschwefel- 
dämpfe vulkanisiert  werden,  folgende  Vorschriften  erlassen: 

§  1.  Der  Fussboden  derjenigen  Arbeitsräume,  in  denen  Gummi  waren 
unter  Anwendung  von  Schwefelkohlenstoff  vulkanisiert  werden,  darf  nicht 
tiefer  liegen  als  der  sie  umgebende  Erdboden.  Die  Arbeitsräume  müssen 
mit  Fenstern  versehen  sein,  welche  ins  Freie  führen,  in  ihrer  unteren 
Hälfte  geöffnet  werden  können  und  eine  ausreichende  Lnfterneuerung  er- 
möglichen. 

Die  Räume  müssen  durch  mechanisch  betriebene  Ventilationsein- 
richtungen wirksam  entlüftet  werden.  Mit  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  kann  von  einem  mechanischen  Betriebe  der  Ventilations- 
einrichtungen Abstand  genommen  werden,  sofern  auf  andere  Weise  für 
kraftige  Lufterneuerung  gesorgt  ist.  Von  besonderen  Ventilationsein- 
richtungen für  die  Vulkanisierungsräume  kann  mit  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  überhaupt  Abstand  genommen  werden,  sofern  durch 
eine  kräftige  Absaugung  der  Schwefelkohlenstoffdämpfe  unmittelbar  an 
ihrer  Entstehungsstelle  eine  genügende  Reinhaltung  der  Luft  gewahr- 
leistet ist. 

§  2.  Die  Vulkanisierungsräume  (§.  1)  dürfen  weder  als  Wohn-,  Schlaf-, 
Koch-  noch  als  Lager-  oder  Trockenräume  benutzt  werden,  auch  dürfen 
andere  Arbeiten  als  das  Vulkanisieren  darin  nicht  vorgenommen  werden. 
Anderen  als  den  beim  Vulkanisieren  beschäftigten  Arbeitern  darf  der 
Aufenthalt  in  den  Vulkanisierungsräumen  nicht  gestattet  worden. 

Die  Zahl  der  darin  beschäftigten  Personen  muss  so  bemessen  sein, 
dass  auf  jede  mindestens  20  Kubikmeter  Luftraum  entfallen. 

§  3.  In  die  Vulkanisierungsräume  dürfen  nur  die  dem  Tagesbedarf 
dienenden  Mengen  von  Schwefelkohlenstoff  gebracht  werden.  Die  weiteren 
Vorräte  sind  in  besonderen,  von  den  Arbeitsräumen  getrennten  Lager- 
räumen aufzubewahren. 

Die  zur  Aufnahme  der  Vulkanisierungsflüssigkeit  bestimmten  Gelasse 
müssen  von  dauerhafter  Beschaffenheit  sein ;  die  gefüllten  Gefässe  sind,  so- 
lange sie  ausser  Benutzung  sind,  gut  bedeckt  zu  halten. 

§  4.  Die  Vulkauisierungs-  und  Trockenräume  dürfen  nur  durch 
Dampf-  oder  Warmwasserheizung  erwärmt  werden. 

Eine  künstliche  Beleuchtung  dieser  Räume  darf  nur  mittels  elektri- 
scher, diu-ch  starke  Schutzglocken  verwahrter  Glühlampen  erfolgen. 

Von  den  Vorschriften  der  Abs.  1,  2  können  Ausnahmen  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  gestattet  werden. 

§  5.  Die  zum  Vulkanisieren  langer  Stoffbahnen  dienenden  Maschinen 
(Walzensysteme)  müssen,  um  den  Austritt  von  Schwefelkohlenstoffdämpfen 
in  die  Arbeitsräume   thunlichst   zu  verhindern,  mit  einer  Ummantelung 
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(z.  B.  einem  Glasgehäuse;  überdeckt  werden,  aus  welcher  die  Luft  durch 
einen  mechanisch  betriebenen  Ventilator  kräftig  abzusaufen  ist.  Das  Be- 
treten de9  ummantelten  Raumes  darf  Arbeitern  nur  bei  Betriebsstörungen 
gestattet  werden. 

In  den  Fallen,  in  denen  eine  Ummantelung  der  Maschine  aus  tech- 
nischen Gründen  nicht  angängig  ist,  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
unter  der  Bedingung  anderer  geeigneter  Schutzvorkehrungen,  insbesondere 
der  Aufstellung  der  Maschine  in  einer  offenen  Halle,  der  Beschäftigung 
derselben  Arbeiter  an  der  Maschine  nur  an  2  Tagen  in  der  Woche, 
Ausnahmen  von  den  Vorschriften  des  Abs.  1  gestatten. 

§  C>.  Das  Vulkanisieren  aller  anderen,  nicht  im  §  5  bezeichneten 
Gegenstände  muss,  sofern  es  nicht  im  Freien  erfolgt,  unter  Schutzkästen 
(Digestorien,  Glasgehäusen)  geschehen,  in  welche  der  Arbeiter  nur  seine 
Hände  einzuführen  braucht  und  welche  die  Dämpfe  von  dem  Gesichte  des 
Arbeiters  fernhalten. 

Aus  den  Schutzkästen  muss  die  Luft  kräftig  abgesaugt  werden. 

§  7.  Die  Vorschrift  des  §  6  findet  auch  auf  das  Vulkanisieren 
sowohl  der  Aussen-  wie  der  Innenwände  von  Guminischläuchen  Anwendung. 

Beim  Vulkanisieren  der  Innenwände  darf  es  nicht  geduldet  werden, 
dass  die  Arbeiter  die  Vulkanisierungsflüssigkeit  mit  dem  Munde  ansaugen. 

§  8.  Nach  ihrer  Benetzung  mit  der  Vulkanisierungsflüssigkeit  dürfen 
die  Waren  nicht  offen  in  dem  Vulkauisierungsraume  liegen  bleiben, 
sondern  müssen  entweder  unter  einem  ventilierten  Schutzkasten  (§  ti)  ge- 
halten oder  sofort  in  besondere  Trockenräume  verbracht  werden. 

Die  Trockenschränke  oder  sonstige  Trockenräume,  in  denen  die  Waren 
alsbald  nach  dem  Vulkanisieren  künstlicher  Wärme  ausgesetzt  werden, 
müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  zum  Einsetzen  und  Herausnehmen 
der  vulkanisierton  Gegenstände  nicht  betreten  zu  werden  brauchen.  Das 
Betreten  der  Trockenräume,  während  sie  im  Betriebe  sind,  darf  den 
Arbeitern  nicht  gestattet  werden.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann 
Ausnahmen  hiervon  hinsichtlich  des  Trocknens  von  langen  Stoffbahnen 
zulassen,  wenn  ausreichende  Schutzvorkehrungen  getroffen  sind. 

§  9.  Erfolgt  das  Vulkanisieren  durch  Chlorschwefeldämpfe,  so  müssen 
die  zu  ihrer  Entwickelung  dienenden  Behälter  oder  Kammern  so  einge- 
richtet sein,  dass  ein  Austritt  der  Dämpfe  verhindert  ist. 

Das  Betreten  der  Vulkanisierungskammern  darf  erst  nach  ihrer  völligen 
Auslüftung  gestattet  werden ;  sie  dürfen  zu  anderen  Arbeiten  als  den  zu 
dem  vorbezeichneten  Vulkanisierungsprozess  erforderlichen  nicht  benutzt 
werden. 

§  10.  Die  Beschäftigung  mit  dem  Vulkanisieren  unter  Anwendung 
von  Schwefelkohlenstoff  oder  mit  sonstigen  Arbeiten,  bei  denen  die  Ar- 
beiter der  Einwirkung  von  Schwefelkohlenstoff  ausgesetzt  sind,  darf  un- 
unterbrochen nicht  länger  als  zwei  Stunden  und  täglich  im  Ganzen  nicht 
länger  als  vier  Stunden  dauern ;  nachdem  sie  zwei  Stunden  gedauert  hat, 
muss  vor  ihrer  Wiederaufnahme  den  Arbeitern  eine  Arbeitspause  von 
mindestens  einer  Stunde  gewährt  werden. 

Personen  unter  18  Jahren  dürfen  mit  solchen  Arbeiten  überhaupt 
nicht  beschäftigt  werden. 

§  11.  Der  Arbeitgeber  hat  allen  Arbeitern,  welche  mit  den  im  §  1 0 
bezeichneten  Arbeiten  beschäftigt  werden,  Arbeitsanzüge  in  ausreichender 
Zahl  und  zweckentsprechender  Beschaffenheit  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Er  hat  durch  geeignete  Anordnung  und  Beaufsichtigung  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Arbeitskleider  während  der  Zeit,  wo  sie  sich  nicht  im 
Gebrauche  befinden,  an  den  dafür  bestimmten  Plätzen  aufbewahrt  werden. 

§  12.  Von  den  Arbeitsräumen  getrennt  müssen  für  die  im  §  11  be- 
zeichneten Arbeiter  nach  Geschlechtern  gesonderte  Wasch-  und  Ankleide- 
räume vorhanden  sein.  Diese  Räume  müssen  sauber  gehalten  und  wahrend 
der  kalten  Jahreszeit  geheizt  werden. 

In  den  Wasch-  und  Ankleideräumen  müssen  Wasser,  Seife  und  Hand- 
tücher sowie  Einrichtung  zur  Verwahrung  derjenigen  Kleidungsstücke, 
welche  vor  Beginn  der  Arbeit  abgelegt  werden,  in  ausreichender  Menge 
vorhanden  sein. 

§  13.  Der  Arbeitgeber  hat  die  Ucberwachung  des  Gesundheitszu- 
standes seiner  der  Einwirkung  von  Schwefelkohlenstoff  ausgesetzten  Ar- 
beiter einem  dem  Gewerbeaufsichtsbeamten  namhaft  zu  machenden  ap- 
probierten Arzte  zu  übertragen,  der  mindestens  einmal  monatlich  jene 
Arbeiter  im  Betrieb  aufzusuchen  und  bei  ihnen  auf  die  Anzeichen  etwa 
vorhandener  Schwefelkohlenstoffvergiftung  zu  achten  hat. 

Auf  Anordnung  des  Arztes  sind  Arbeiter,  welche  Zeichen  von  Schwefel- 
kohlenstoffvergiftung aufweisen,  bis  zur  völligen  Genesung,  solche  Arbeiter 
aber,  welche  sich  der  Schwefelkohlenstoffvergiftung  gegenüber  ganz  be- 
sonders empfindlich  erweiseu,  dauernd  von  Arbeiten  der  im  §  10  be- 
zeichneten Art  fernzuhalten. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  zur  Kontrolle  über  den  Wechsel 
und  Bestand  sowie  über  den  Gesundheitszustand  der  mit  Arbeiten  der  im 
§  10  bezeichneten  Art  beschäftigten  Arbeiter  ein  Buch  zu  führen  oder 
durch  einen  Betriebsbeamten  führen  zu  lassen.  Er  ist  für  die  Vollständig- 
keit und  Richtigkeit  der  Eintragungen,  soweit  sie  nicht  vom  Arzte  be- 
wirkt werden,  verantwortlich. 

Dieses  Kontrollbuch  muss  enthalten : 

1)  den  Namen  dessen,  welcher  das  Buch  führt, 

2)  den  Namen  des  mit  der  Ueberwachung  des  Gesundheitszustandes 
der  Arbeiter  beauftragten  Arztes, 

3)  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Wohnort,  Tag  des  Eintritts  und  Aus- 
tritts jedes  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Arbeiter,  sowie  die  Art  seiner 
Beschäftigung, 

4)  den  Tag  und  die  Art  der  Erkrankung  eines  Arbeiters, 

5)  den  Tag  der  Genesung, 

6)  die  Tage  und  Ergebnisse  der  im  §  13  vorgeschriebenen  allgemeinen 
ärztlichen  Untersuchungen. 

§  15.  Der  Arbeitgeber  hat  Bestimmungen  über  folgende  Gegenstände 
zu  erlassen : 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  Nahrungsmittel  nicht  in  die  Vulkanisierungs- 
räume mitnehmen. 

2)  Die  Arbeiter  haben  die  in  den  5  bis  7  bezeichneten  Schutz- 
einrichtungen sowie  die  ihnen  überwiesenen  Arbeiterkleider  (§  11)  bei  den- 
jenigen Arbeiten,  für  welche  es  von  dem  Arbeitgeber  vorgeschrieben  ist, 
zu  benutzen. 

3 1  Die  Arbeiter  haben  die  vom  Arbeitgeber  gemäss  §  5  Abs.  1  Satz  2, 
§  7  Abs.  2,  §  8  Abs.  1,  Abs.  2  Satz  2  und  §  9  Abs.  2  getroffenen  An- 
ordnungen zu  befolgen. 
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In  dmi  zu  erlassenden  Bestimmungen  ist  vorzusehen,  dass  Arbeiter, 
welche  trotz  wiederholter  Warnung  den  vorstehend  bezeichneten  Be- 
stimmungen zuwiderhandeln,  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und 
ohne  Kündigungen  entlassen  werden  können. 

Ist  für  einen  Betrieb  eine  Arbeitsordnung  erlassen  (§  134a  der  Ge- 
werbeordnung), so  sind  die  vorstehend  bezeichneten  Bestimmungen  in  die 
Arbeitsordnung  aufzunehmen. 

§  16.  In  jedem  Viükanisierungsraume  der  im  §  1  bezeichneten  Art 
ist  ein  von  der  Ortspolizeibehörde  zur  Bestätigung  der  Richtigkeit  seines 
Inhalts  unterzeichneter  Aushang  anzubringen,  aus  dem  ersichtlich  ist: 

a)  der  Inhalt  des  Luftraums  in  Kubikmetern, 

b)  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  demnach  in  dem  Arbeitsraume  beschäftigt 
werden  dürfen. 

Ferner  muss  in  jedem  Vulkanisierungsraum  oder  sonst  an  einer  den 
Vulkanisierungsarbeitern  in  die  Augen  fallenden  Stelle  eine  Tafel  aus- 
gehängt werden,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  der  §§  1 
bis  15  sowie  die  gemäss  §  15  vom  Arbeitgeber  erlassenen  Bestimmungen 
wiedergiebt. 

§  17.  Die  vorstehenden  Vorschriften  treten  mit  dem  1.  Juli  1902 
in  Kraft. 

Soweit  zur  Durchführung  der  Vorschriften  der  1,  5,  6,  8  Abs.  2, 
§  12  bauliche  Veränderungen  erforderlich  sind,  können  hierzu  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  Fristen  bis  höchstens  zum  1.  Juli  1903  ge- 
währt werden. 

5.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Rohzuckerfabriken,  Zuckerrafflnerien 
und  Melaaseentauckerungsanstalten.  Vom  5.  März  1902.  (Reichsgesetzbl. 
1902,  No.  13,  S.  72.) 

Auf  Grund  des  §  1 39a  Abs.  1  Ziffer  1  der  Gewerbeordnung  hat  der 
Bundesrat  die  nachstehenden 

Bestimmungen,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 

jugendlichen  Arbeitern  in  Rohzuckerfabriken,  Znckerraffinerien  und 

Melasseentzuckerungsanstalten, 
erlassen : 

I.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
in  Rohzuckerfabriken,  Zukerraffinerien  und  Melasseentzuckerungsanstalten 
unterliegt  folgenden  Beschränkungen : 

1.  Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter  dürfen  zur  Bedienung  der 
Rübenschwemmen,  der  Rüben  Wäschen  und  der  Fahrstühle  sowie  zum 
Transport  der  Rüben  und  Rübenschnitzel  in  schwer  zu  bewegenden  Wagen 
nicht  verwendet  werden. 

2.  Im  Füllhaus,  in  den  Centrifugenräumen,  den  Krystallisationsräumen, 
den  Trockenkammern,  den  Maschinenräumen,  den  Räumen  zum  Decken 
des  Brotzuckers,  den  Nutschrftumen,  den  Trockenanlagen  der  Strontian- 
ziegeleien  sowie  an  anderen  Arbeitsstellen,  an  welchen  eine  aussergewöhn- 
lich  hohe  Wärme  herrscht,  darf  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
während  der  Dauer  des  Betriebs  eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und 
der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

3.  In  denjenigen  Räumen,  in  welchen  Arbeiterinnen  oder  jugendliche 
Arbeiter  beschäftigt  werden,  ist  neben  der  nach  §  138  Abs.  2  der  Gewerbe- 
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Ordnung  auszuhängenden  Tafel  an  geeigneter  Stelle  eine  zweite  Tafel 
auszuhängen,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  vorstehenden  Bestimmungen 
wiedergiebt. 

LT.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  April  1!>02  in 
Kraft  und  haben  für  die  Dauer  von  10  Jahren  Giltigkeit. 

Anlage  A. 
Glashütte  

Tabelle 

über  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeiten  und  der  Pausen  für  junge  Twente. 
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6.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Glashütten,  Glasschleifereieu  und  Glas- 
beizereien  sowie  Sandbläsereien.  Vom  5.  Marz  1J>02.  (Reichsgesetzbl. 
1902,  No.  13,  S.  (55  ff.) 

Auf  Grund  der  4j§  120e,  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundes- 
rat die  nachstehenden 

Bestimmungen,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern   in   Glashütten,  Glasschleifereien   und  Glas- 
beizereien  sowie  Sandbläsereien, 
erlassen : 

I.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
in  Glashütten,  Glasschleifereien  und  Glasbeizereien  sowie  Sandbläsereien 
unterliegt  folgenden  Beschränktingen: 

1.  In  solchen  Räumen,  in  denen  vor  dem  Ofen  (Schmelz-,  Kühl-, 
Glüh-,  Streckofen)  gearbeitet  wird,  und  in  solchen  Räumen,  in  denen  eine 
aussergewöhnlich  hohe  Wärme  herrscht  (Häfenkaininern  u.  dergl.), 
darf  Arbeiterinnen  und  Knaben  unter  vierzehn  Jahren  eine  Beschäftigung 
nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden.  Ausnahmen 
hiervon  kann  der  Bundesrat  zulassen. 

2.  In  solchen  Räumen,  iu  denen  Rohstoffe  oder  Glasabfalle  zerkleinert 
oder  gemischt  werden,  oder  in  denen  mit  flüssigem  Fluorwasserstoffe  ge- 
arbeitet wird,  darf  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  eine  Be- 
schäftigung nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

3.  Mit  Arbeiten  am  Sandstrahlgebläse  dürfen  Arbeiterinnen  und 
jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  werden. 

4.  Mit  Schleifarbeiten  dürfen  Knaben  unter  vierzehn  Jahren  und 
jugendliche  Arbeiterinnen  nicht  beschäftigt  werden.  Mit  denjenigen  Schleif- 
arbeiten, bei  welchen  die  Glaswaren  trocken  geschliffen  werden  oder  das 
Schleifrad  nicht  durch  mechanische  Kraft  angetrieben  wird,  dürfen  auch 
erwachsene  Arbeiterinnen  nicht  beschäftigt  werden.  Ausnahmen  von  ihrer 
Verwendung  beim  Trockenschleifen  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
auf  Antrag  des  Arbeitgebers  gestatten,  sofern  durch  zweckentsprechende 
Betriebsanlagen  für  eine  ständige  wirksame  Absaugung  des  entstehenden 
Staubes  gesorgt  ist. 

5.  Junge  Leute  männlichen  Geschlechts  dürfen,  soweit  deren  Beschäftigung 
nach  diesen  Bestimmungen  zulässig  ist,  nur  beschäftigt  werden,  wenn 
durch  ein  Zeugnis  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Aus- 
stellung solcher  Zeugnisse  ermächtigten  Arztes  dargethan  wird,  dass  die 
körperliche  Entwickelung  des  Arbeiters  eine  Beschäftigung  ohne  Gefahr 
für  die  Gesundheit  zulässt. 

Das  ärztliche  Zeugnis  ist  vor  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arbeit- 
geber auszuhändigen,  welcher  damit  wie  mit  dem  Arbeitsbuche  (§  107  der 
Gewerbeordnung)  zu  verfahren  hat, 

II.  In  Glashütten,  in  denen  die  Glasmasse  gleichzeitig  geschmolzen 
und  verarbeitet  wird  —  abgesehen  von  denjenigen  Spiegelglashiitten,  welche 
gewalztes  Glas  herstellen  — ,  dürfen  für  die  Beschäftigung  junger  Leute 
männlichen  Geschlechts  bei  den  Arbeiten  vor  dem  Ofen  (Schmelz-,  Kühl-, 
Streckofen)  die  Bestimmungen  des  §  13b"  der  Gewerbeordnung  mit  folgen- 
den Massgaben  ausser  Anwendung  bleiben  : 

1.  Die  Arbeitsschicht  darf  einschliesslich  der  Pausen  nicht  länger  als 
12  Stunden,  ausschliesslich  der  Pausen  nicht  länger  als  10  Stunden  dauern. 
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Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche, 
ausschliesslich  der  Pansen  (30  Stunden  nicht  überschreiten. 

Die  Arbeit  muss  in  jeder  Schicht  durch  eine  oder  mehrere  Pausen 
in  der  Gesaintdauer  von  mindestens  einer  Stunde  unterbrochen  sein. 
Unterbrechungen  der  Arbeit  von  weniger  als  einer  Viertelstunde  kommen 
auf  die  Pausen  in  der  Regel  nicht  in  Anrechnung.  Eine  der  Unterbrechungen 
muss  mindestens  eine  halbe  Stunde  dauern. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  jedoch  solchen  Betrieben,  in 
welchen  die  jungen  Leute  in  achtstündigen  oder  kürzereu  Schichten  be- 
schäftigt werden  und  in  denen  die  Beschäftigung  der  jungen  Leute  so 
wenig  anstrengend  und  naturgemäss  mit  so  zahlreichen,  hinlängliche  Ruhe 
gewährenden  Arbeitsunterbrechungen  verbunden  ist,  dass  schon  hierdurch 
eine  Gefährdung  ihrer  Gesundheit  ausgeschlossen  ist,  auf  Antrag  unter 
Vorbehalt  des  jederzeitigen  Widerrufs  gestatten,  diese  Arbeitsunter- 
brechungen auf  die  einstündige  Gesamtdauer  der  Pausen  auch  dann  in  An- 
rechnung zu  bringen,  wenn  die  einzelnen  Unterbrechungen  von  kürzerer 
als  einviertelstündiger  Dauer  sind ;  eine  der  Unterbrechungen  muss  jedoch 
auch  in  diesen  Fällen  stets  mindestens  eine  halbe  Stunde  dauern.  Diese 
Erlaubnis  darf  nur  erteilt  werden,  wenn  die  Dauer  der  den  jungen  Leuten 
zwischen  je  zwei  Arbeitsschichten  gewährten  Ruhezeit  in  Tafelgashütten 
mindestens  ,24  Stunden,  in  Hohlglashütten  mindestens  IG  Stunden  beträgt. 

2.  Bei  Tag-  und  Nachtbetrieb  muss  wöchentlich  Schichten  Wechsel 
eintreten.  Diese  Bestimmung  findet  auf  diejenigen  Glashütten  keine  An- 
wendung, in  denen  die  Beschäftigung  so  geregelt  ist,  dass  für  die  jungen 
Leute  zwischen  je  zwei  Arbeitsschichten  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
vierundzwanzig  Stunden  liegt. 

3.  Während  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  junge  Leute 
nicht  beschäftigt  werden. 

4.  Zwischen  je  zwei  Arbeitsschichten  muss  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
12  Stunden  liegen. 

5.  An  Sonn-  und  Festtagen  darf  die  Beschäftigung  nicht  in  die  Zeit 
von  6  Uhr  morgens  bis  0  Uhr  abends  fallen.  Die  Vorschrift  findet, 
wenn  mehrere  Festtage  aufeinander  folgen,  nur  auf  den  ersten  Festtag 
Anwendung. 

HI.  In  Glashütten,  in  denen  die  Schmelzschicht  und  die  Verarbeitungs- 
schicht miteinander  wechseln,  dürfen  für  die  Beschäftigung  junger  Leute 
männlichen  Geschlechts  bei  den  Arbeiten  vor  dem  Ofen  (Schmelz-,  Kühl-, 
Glüh-,  Strockofen)  die  Bestimmungen  des  §  135  Abs.  3,  §  13H  der  Ge- 
werbeordnung mit  folgenden  Massgaben  ausser  Anwendung  bleiben : 

1.  Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche 
ausschliesslich  der  Pausen  nicht  mehr  als  CO  Stunden  betragen. 

Linerhalb  zweier  Wochen  darf  von  der  Gesamintdauer  der  Be- 
schäftigung in  die  Zeit  von  6  Uhr  abends  bis  ii  Uhr  morgens  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  fallen. 

Die  Dauer  der  Pausen  muss  für  Schichten  von  höchstens  10  Arbeits- 
stunden mindestens  eine  Stunde,  für  Schichten  mit  längerer  Arbeitszeit 
mindestens  eine  und  eine  halbe  Stunde  betragen.  Unterbrechungen  der 
Arbeit  von  weniger  als  einer  Viertelstunde  Dauer  werden  auf  die  Pausen 
nicht  in  Anrechnung  gebracht ;  eine  der  Pausen  muss  mindestens  eine 
halbe  Stunde  dauern. 

2.  In  der  Zeit  von  6  Uhr  abends   bis   6  Uhr  morgens   darf  die 
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Beschäftigung  ausschliesslich  der  Pausen  die  Dauer  von  10  Stunden  nicht 
überschreiten. 

3.  Während  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  junge  Leute 
nicht  beschäftigt  werden. 

4.  Zwischen  je  zwei  Arbeitsschichten  muss  eine  Ruhezeit  liegen,  welche 
mindestens  die  Dauer  der  zuletzt  beendigten  Schicht  erreicht.  Innerhalb 
der  Ruhezeit  ist  eine  Beschäftigung  mit  Nebenarbeiten  gestattet,  wenn 
die  jungen  Leute  vor  Beginn  oder  nach  dem  Ende  dieser  Beschäftigung 
noch  für  eine  Zeit  von  der  Dauer  der  zuletzt  beendigten  Schicht  ohne  jede 
Beschäftigung  bleiben.  Die  Dauer  der  Beschäftigung  mit  Nebenarbeiten 
kommt  auf  die  Gesamtdauer  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  in  Anrechnung. 

5.  An  Sonntagen  darf  die  Beschäftigung  nur  einmal  innerhalb  zweier 
Wochen  in  die  Zeit  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  fallen. 

IV.  Für  Glashütten,  welche  von  den  unter  II  und  III  nachgelassenen 
Ausnahmen  Gebrauch  machen,  finden  die  Bestimmungen  des  §  138  Abs.  2 
Satz  3  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden  Massgaben  Anwendung: 

1 .  Das  in  den  Fabrikräiunen  auszuhängende  Verzeichnis  der  jungen 
Leute  ist  in  der  Weise  aufzustellen,  dass  die  in  derselben  Schicht  Be- 
schäftigten je  eine  Abteilung  bilden. 

2.  Das  Verzeichnis  braucht  in  Glashütten  der  unter  III  bezeichneten 
Art  für  die  bei  Arbeiten  vor  dem  Ofen  beschäftigten  jungen  Leute  eine 
Angabe  über  die  Arbeitstage,  die  Arbeitszeit  und  die  Pausen  nicht  zu 
enthalten.  Statt  dessen  ist  dem  Verzeichnis  eine  Tabelle  nach  dem  an- 
liegenden Muster  (Anlage  A) l)  beizufügen,  in  welche  während  oder  unmittel- 
bar nach  jeder  Arbeitsschicht  die  vorgesehenen  Eintragungen  bewirkt 
werden. 

Die  Tabelle  muss  mindestens  Über  die  letzten  14  Verarbeitungs- 
schichten Auskunft  geben.  Der  Name  desjenigen,  welcher  die  Eintragungen 
bewirkt,  muss  daraus  zu  ersehen  sein. 

Von  der  Führung  der  Tabelle  können  einzelne  Hütten  durch  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  auf  Antrag  unter  Vorbehalt  des  jederzeitigen  Wider- 
rufs für  solche  im  einzelnen  namhaft  zu  machende  Arbeiten  entbunden 
werden,  bei  denen  für  die  jungen  Leute  nach  der  Art  dieser  Arbeiten  in 
dem  betreffenden  Betriebe  regelmässig  mindestens  Pausen  von  der  unter 
III  Ziffer  1  bestimmten  Dauer  eintreten,  lieber  diejenigen  Hütten,  welche 
hiernach  von  der  Tabellenführung  entbunden  sind,  hat  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde nach  dem  anliegenden  Muster  i  Anlage  B)  l)  ein  Verzeichnis 
zu  führen.  Ein  Auszug  aus  diesem  Verzeichnisse,  der  das  abgelaufene 
Kalenderjahr  umfasst,  ist  bis  zum  1.  Februar  jedes  Jahres  durch  die 
Landes-Centralbehörde  dem  Reichskanzler  vorzulegen. 

V.  In  Glashütten,  Glasschleifereien  und  Glasbeizereien  sowie  in  Sand- 
bläsereien  muss  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  eine  Tafel  ausge- 
hängt werden,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  1 
wiedergiebt. 

In  denjenigen  Glashütten,  welche  von  den  unter  II  nachgelassenen 
Ausnahmen  Gebrauch  machen,  muss  diese  Tafel  ausserdem  die  Bestimmungen 
unter  II  und  IV  Ziffer  1,  in  denjenigen  Glashütten,  welche  von  den  unter 
III  nachgelassenen  Ausnahmen  Gebrauch  machen,  die  Bestimmungen  unter 
III  und  TV  Ziffer  2  enthalten. 


1)  Die  Anlagen  sind  analog  den  vorstehend  (S.  139)  abgedruckten. 
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Die  Vorschriften  im  §  138  Abs.  2  Satz  4  der  Gewerbeordnung  und 
unter  Ziffer  6  Abs.  2  der  Bekanntmachung  vom  13.  Juli  1900  (Reichs- 
Gesetzbl..  S.  566)  bleiben  unberührt. 

VI.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  1.  April  1902  in  Kraft 
und  haben  für  10  Jahre  Giltigkeit. 

7.  Bekanntmachung  vom  15.  Märs  1002,  betreffend  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenbergwerken.  i Reichsgesetzbl., 
Xo.  14,  8.  73.) 

Auf  Grund  des  §  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehende  Bestimmung  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  auf  Steinkohlenbergwerken  in  den  Bergbaubezirken  von  Preussen, 
Baden  und  Elsass-Lothringen,  erlassen: 

Die  Gültigkeitsdauer  der  in  der  Bekanntmachung  vom  1.  Februar  1895 
veröffentlichten  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
auf  Steinkohlenbergwerken  wird  für  die  Bergbaubezirke  von  Preussen, 
Baden  und  Elsass-Lothringen  bis  zum  1.  April  1903  verlängert. 

8.  Bekanntmachung  vom  20.  März  1902,  betreffend  die  Beschäftigung 
Ton  Arbeiterinnen  auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink-  und  Bleiers  berg- 
werken  im  Begierungsbezirk  Oppeln.    (Reichsgesetzbl.,  No.  16,  S.  77.) 

Auf  Grund  des  §  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehende  Bestimmung  erlassen : 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink- 
und  Bleierzbergwerken  im  Regierungsbezirk  Oppeln  in  Gemässheit  der 
Ziffer  II,  III  der  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink-  und  Bleierzbergwerken,  auf  Kokereien 
in  Regierungsbezirk  Oppeln  (Bekanntmachung  vom  24.  Marz  1892,  Reichs- 
gesetzbl., S.  331)  wird  unter  den  daselbst  bezeichneten  Bedingungen  und 
mit  der  Abänderung,  dass  in  der  Ziffbr  II  die  Worte :  „und  Zink-  und  Bleierz- 
bergwerken*',  sowie  „oder  Erze"  in  Wegfall  kommen,  weiter  bis  zum 
1.  April  1907  nachgelassen. 

9.  Bekanntmachung  vom  20.  März  1902,  betreffend  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  von  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  (Steinmetz- 
betrieben).   (Reichsgesetzbl.  1902,  Xo.  16,  S.  78  ff.) 

Auf  Grund  dos  §  120e  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehenden  Bestimmungen  über  die  Errichtung  und  der  Betrieb  von 
Steinbrüchen  und  Steinhauereien  ( Steinmetzbetrieben)  erlassen: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  In  solchen  Steinbrüchen  und  Steinhauereien,  in  denen  regel- 
mässig fünf  oder  mehr  Arbeiter  beschäftigt  werden,  müssen  für  die  im 
Freien  beschäftigten  Arbeiter  zur  Unterkunft  wahrend  der  Arbeitspausen 
ausreichend  grosse  und  wetterdichte  Räume  vorhanden  sein,  welche  ge- 
nügend erhellt,  mit  einem  dichten  Fussboden  verschon  und  bei  kalter 
Witterung  geheizt  sind:  sie  müssen  für  joden  dauernd  beschäftigten  Arbeiter 
einen  Sitzplatz  enthalten.  Auch  müssen  Vorrichtungen  zum  Wärmen  der 
Speisen  vorhanden  sein. 

Die  Unterkunftsräuine  sind  täglich  zu  reinigen;  sie  dürfen  nicht  als 
Lager-  oder  Aufbewahrungsräume  benutzt  werden. 
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§  2.  In  den  im  §  1  bezeichneten  Betrieben  müssen  den  Anforderungen 
der  Gesundheitspflege  und  des  Anstände»  entsprechende  Bedürfnisanstalten 
in  ausreichender  Zahl  vorhanden  sein. 

§  3.  Für  solche  Steinbrüche  und  Steinhauereien,  in  denen  regelmässig 
weniger  als  fünf  Arbeiter  beschäftigt  werden,  behält  es  bei  der  Befugnis 
der  zuständigen  Behörden,  im  Wege  der  Verfügung  oder  Anordnung  oder 
durch  Polizeiverordnungen  (§§  120d,  120o  der  Gewerbeordnung!  Ein- 
richtungen der  in  §§  1,  2  bezeichneten  Art  vorzuschreiben,  sein  Bewenden. 

§  4.  Für  die  im  Freien  arbeitenden  Steinhauer  müssen  zum  Schutze 
gegen  die  Unbilden  der  Witterung  entweder  Schutzdächer  über  den  Werk- 
stücken oder  Arbeitsbuden  errichtet  werden.  Die  Arbeitsbuden  müssen 
nach  drei  Seiten  hin,  insbesondere  nach  derjenigen  der  Hauptwindrichtung, 
geschlossen  werden  kennen. 

§  5.  In  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  sind  für  die  Arbeiter  ge- 
sundes Trinkwasser  oder  andere  geeignete  Getränke  vom  Arbeitgeber  in 
ausreichender  Menge  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  im  §  3  bezeichneten  Behörden  können  anordnen,  dass  die  Arbeit- 
geber den  Arbeitern  nicht  gestatten  dürfen,  Branntwein  in  den  Betrieb 
einzubringen. 

Besondere  Bestimmungen  für  Sandarbeiter. 

§  6.  In  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  müssen  die  Arbeiter  bei 
dem  Bossieren  oder  der  weiteren  Bearbeitung  von  Sandstein  mindestens 
2  Meter  voneinander  entfernt  sein. 

§  7.  Zur  thunlichsten  Vermeidung  der  Staubentwickelung  müssen  in 
Steinhauereien  bei  der  Sandsteinbearbeitung,  sofern  dies  nicht  aus  tech- 
nischen Rücksichten  unzulässig  ist,  die  Werkstücke,  und  bei  warmer  und 
trockener  Witterung  auch  die  Arbeitsplätze  und  die  Fussböden  der  Arbeits- 
buden  und  Werkstätten  feucht  gehalten  werden. 

Die  Arbeitsbuden  und  Werkstätten  sind  täglich  von  Abfall  und  Schutt, 
ihre  Fussböden  ebenso  unter  ausreichender  Anfeuchtung  von  Staub  zu 
reinigen. 

Das  erforderliche  Wasser  ist  vom  Arbeitgeber  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§  8.  Den  im  §  3  bezeichneten  Behörden  bleibt  es  überlassen,  gleiche 
Bestimmungen  wie  die  hinsichtlich  der  Sandsteinarbeiter  vorgesehenen 
auch  für  Arbeiter  zu  treffen,  welche  bei  dor  Gewinnung  von  Dolerit  oder 
ähnlichen  Gesteinsarten,  die  scharfkantigen  Staub  entwickeln,  beschäftigt 
werden. 

Beschäftigung  erwachsener  Arbeiter. 

§  0.  In  Steinbrüchen  dürfen  Arbeiter,  die  bei  der  Steingewinnung 
(dem  Brechen,  dem  Unterschrämen,  dem  Hohlmachen,  dem  Herstellen  und 
Besetzen  von  Bohrlöchern,  dem  Sprengen  und  dergleichen)  verwendet 
werden,  nicht  länger  als  1<>  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

In  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  dürfen  Arbeiter,  die  bei  dem 
Bossieren  oder  der  weitereu  Bearbeitung  von  Sandstein  verwendet  werden, 
nicht  länger  als  9  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  können  von  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  zugelassen  werden  für  Arbeiten,  welche  in 
Notfällen  oder  im  öffentlichen  Interesse  unverzüglich  vorgenornmeu  werden 
müssen.  Die  Erlaubnis  darf  nicht  für  mehr  als  2  Stunden  täglich  und 
höchstens  auf  die  Dauer  von  14  Tagen  erteilt  werden. 
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Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 

Arbeitern. 

§  10.  In  Steinbrüchen  dürfen  Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter 
nicht  bei  der  Steingewinnung  (§  9,  Abs.  1)  oder  der  Rohaufarbeitung  von 
Steinen  beschäftigt  werden. 

In  Steinhauereien  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nicht  bei  der  trockenen 
Bearbeitung  von  Sandstein,  Arbeiterinnen  auch  nicht  mit  anderen  Arbeiten 
beschäftigt  werden,  bei  denen  sie  der  Einwirkung  von  Steinstaub  aus- 
gesetzt sind. 

Ausserdem  dürfen  in  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  Arbeiterinnen 
und  jugendliche  Arbeiter  nicht  beim  Transport  oder  Verladen  von  Steinen 
beschäftigt  werden.  Für  Schieferbrüche  kann  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde Ausnahmen  dahin  zulassen,  das«  jugendliche  Arbeiter  beim  Transport 
oder  Verladen  von  Steinen  mit  ihren  Kräften  angemessenen  Arbeiten  be- 
schäftigt werden  dürfen. 

Schlussbestimmungen. 

§  11.  Als  Steinhauereien  gelten  im  Sinne  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen auch  solche  Betriebe,  in  welchen  die  über  die  Rohaufarbeitung 
hinausgehende  Bearbeitung  der  Werkstücke  im  Steinbruch  erfolgt. 

Die  Bestimmungen  der  §§1,  2,  12  finden  auf  solche  Fälle  keine  An- 
wendung, in  welchen  Steinhauer  ausserhalb  einer  regelmässigen  Betriebs- 
stätte, z.  B.  auf  Bauten,  vorübergehend  beschäftigt  werden. 

§  12.  In  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  ist  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  eine  Tafel  auszuhängen,  welche  in  deutlicher  Schrift  die 
Bestimmungen  der  §§  1  bis  5,  1)  bis  11  wiedorgiebt. 

In  solchen  Steinbrüchen  und  Steinhauereien,  in  denen  Sandstein  ge- 
wonnen oder  bearbeitet  wird,  muss  die  Tafel  (Abs.  1)  ausserdem  die  Be- 
stimmungen der  §§  6,  7  wiedergeben. 

§  13.  Die  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  regelnden  Bestimmungen 
des  §  10  treten  mit  dem  1.  Oktober  1903,  die  übrigen  Bestimmungen 
dieser  Bekanntmachung  mit  dem  1.  Oktober  1902  in  Kraft. 

Die  weitere  Benutzung  solcher  bereits  bestehenden  Unterkunftsräume 
und  Bedürfnisanstalten,  welche  den  allgemeinen  Bestimmungen  dieser  Be- 
kanntmachung nicht  genügen,  kann  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
ausnahmsweise  bis  zum  1.  Oktober  1903  gestattet  werden. 

Auf  jugendliche  Arbeiter,  die  bei  Verkündung  dieser  Bekanntmachung 
in  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  bereits  beschäftigt  sind,  finden  die 
Bestimmungen  des  §  10  keine  Anwendung. 

b)  Verordnungen  der  Regierungen  der  Bundesstaaten. 

1.  Königreich  Preussen. 

L  Erlass  des  prenssisohen  Handelsministers  an  die  Begierungs- 
präsidenten.   Vom  20.  Januar  1902. 

Zur  Hebung  mehrfach  hervorgetretener  Zweifel  darüber ,  ob  und 
inwieweit  gärtnerische  Betriebe  unter  die  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung fallen,  habe  ich  im  folgenden  im  Einverständnis  mit  dem  Herrn 
Minister  für  Landwirtschaft,   Domänen  und  Forsten  die  Grundsätze  zu- 
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sammengefasst,  nach  denen  die  Verwaltungsbehörden  bei  der  Entscheidung 
einschlagiger  Fragen  zu  entscheiden  haben. 

Nach  der  Begründung  zur  Gewerbeordnung  finden  deren  Vorschriften 
auf  den  Gartenbau  keine  Anwendung.  Betriebe,  die  sich  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Produktion  und  den  Verkauf  selbstgezogener  Blumen, 
Straucher  und  sonstiger  gärtnerischer  Erzeugnisse  beschränken,  werden 
somit  als  landwirtschaftliche  anzusehen  sein.  Sind  aber  die  feilgebotenen 
gärtnerischen  Erzeugnisse  nicht  selbst  gewonnen,  oder  findet  der  Verkauf 
in  einem  offenen  Laden  statt,  oder  werden  die  Produkte  für  den  Verkauf 
bearbeitet  (Kranz-  und  Blumenbindereien),  so  liegt  ein  Gewerbebetrieb 
vor.  Hiemach  ist  für  den  einzelnen  Fall  zu  entscheiden,  ob  ein  Gärtnerei- 
betrieb als  ein  landwirtschaftlicher  oder  ein  gewerblicher  zu  gelten  hat. 
Bei  den  sogenannten  Kunst-  und  Handelsgärtnereien,  namentlich  in  den 
Städten,  wird  zumeist  die  Vermutung  dafür  sprechen,  dass  eines  der 
Merkmale  des  gewerblichen  Gärtnereibetriebes  vorliegt.  Die  in  einem 
solchen  Betriebe  beschäftigten  männlichen  Arbeiter  unter  18  Jahren 
können  nach  §  120  der  Gewerbeordnung  zum  Besuch  der  Fortbildungs- 
schule verpflichtet  werden,  sofern  nicht  etwa  ihre  Beschäftigung  auf  den 
landwirtschaftlichen  Teil  des  Betriebes  beschränkt  ist. 

Dagegen  entspricht  es  nicht  der  geschichtlichen  Entwickelung  und 
der  Verkehrsauffassung,  die  Gärtnerei,  selbst  wo  sie  einen  rein  gewerb- 
lichen Charakter  gewonnen  hat,  als  Handwerk  anzusehen.  Die  Inhaber 
gewerblicher  Gärtnereien  können  daher  wohl  zu  freien  Innnungen  zu- 
sammentreten, dagegen  ist  für  sie  die  Errichtung  von  Zwangsinnungen 
nicht  zulässig.  Ebensowenig  unterstehen  die  Gärtnereibetriebe  und  Gärtner- 
innungen der  Handwerkskammer,  daher  kommt  für  sie  auch  die  Bildung 
von  Prüfungsausschüssen  (§  131  der  Gewerbeordnung)  und  Prüfungs- 
kommissionen (§  133)  sowie  der  Erlass  von  Gesellen-  und  Meisterprüfungs- 
ordnungen (§§  131  b,  133)  nicht  in  Frage.  Demgemäss  sind  etwa 
gebildete  Prüfungsausschüsse  aufzulösen  und  etwa  erlassene  Gesellen- 
prüfungsordnungen zm'ückzunehmen. 

2.  Erlass  des  preußischen  Ministers  für  Handel  oder  Gewerbe  betr. 
Rundfrage  über  wirtschaftliche  Kartelle. 

Der  preussische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  hat  im  März  an 
die  Regierungspräsidenten  den  folgenden  Erlass  gerichtet: 

Bei  der  zunehmenden  Bedeutung  des  Kartellwesens  erscheint  es 
erwünscht,  Uber  die  Bildung  und  Entwickelung  wirtschaftlicher  Kartelle 
sowie  über  deren  Wirkungen  thunlichst  genau  unter  richtet  zu  werden. 
Die  Veranstaltung  einer  förmlichen  Enquete  über  die  einschlägigen 
Fragen  empfiehlt  sich  zur  Zeit  aber  nicht,  weil  dadurch  unnötigerweise 
Beunruhigung  in  dio  beteiligten  Kreise  getragen  werden  würde.  Aus 
dem  gleichen  Grunde  erscheint  es  angezeigt ,  bei  Sammlung  des 
Materials  von  einer  Befragung  der  Beteiligten  zunächst  abzusehen. 
Ich  ersuche  Sie  daher,  mir  das  amtliche,  zu  ihrer  Kenntnis  gebrachte 
Material  über  Kartelle  ohne  Umfrage  in  den  beteiligten  wirtschaftlichen 
Kreisen  mit  thunlichster  Beschleunigung  einzureichen  und  dabei,  soweit 
möglich,  für  jedes  einzelne  Kartell,  welches  im  dortigen  Bezirke  seinen 
Sitz  oder  eine  Geschäftsstelle  hat  oder  ohne  solche  Einrichtung  seinen 
Einfluss  im  Bezirke  geltend  macht,  die  in  der  Anlage  bezeichneten  Fragen 
zu  beantworten.  Von  Mitteilungen  über  das  Kali-,  Kohlen-,  Koks-  und 
Roheisen-Syndikat  kann  vorläufig  abgesehen  werden. 
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Die  Fragen  lauten : 

1)  Bezeichnung  des  Kartells,  Sitz  desselben.  Wie  gross  ist  die  Zahl 
der  Mitglieder?  2)  Wie  gross  ist  die  Zahl  der  von  den  syndizierten 
Unternehmen  beschäftigten  Arbeiter?  3)  Auf  welche  Erzeugnisse  erstrecken 
sich  die  Bestimmungen  des  Kartellvertrages?  4i  Wie  gross  ist  die  Menge 
und  der  Wert  der  syndizierten  Erzeugnisse?  5)  Aus  welchen  Gründen 
ist  das  Kartell  errichtet  worden?  t>)  Zweck  des  Kartells  (Preisvereinigung, 
Gebietseinteilung,  Produktionskontingentierung  u.  s.  w.).  7  t  Organisation 
des  Kartells  (unter  Mitteilung  der  Satzungen,  dor  Beschlüsse,  der  Ver- 
trage). 8)  Sind  Vereinbarungen  mit  anderen  inländischen  oder  aus- 
landischen Kartellen  getroffen  worden,  event.  welcher  Art  sind  diese 
Vereinbarungen?  9)  Hat  die  Entstehung  des  Kartells  zur  Bildung  anderer 
Kartelle  Anlass  gegeben,  z.  B.  von  Kartellen  der  Rohstoffproduzenten 
oder  der  Abnehmer  (unter  Bezeichnung  dieser  Kartelle)?  10)  Hat  das 
Kartell  eine  Verteuerung  der  Produktionskosten  zu  hindern  vermocht  ? 
Welche  Mittel  sind  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  angewandt  worden? 
11)  Ist  das  Kartell  imstande  gewesen,  eine  Ueberproduktion  zu  ver- 
hindern? 12)  Haben  die  vom  Kartelle  geforderten  Preise  der  syndizierten 
Erzeugnisse  gegen  die  Preise  vor  dem  Bestehen  des  Kartells  eine  Aende- 
rung  erfahren  oder  nicht,  oder  ist  eine  Gleichmassigkeit  erzielt  worden? 
Inwieweit  ist  eine  Einwirkung  des  Kartells  auf  die  Gestaltung  der  Markt- 
preise nachweisbar?  Durch  welche  Mittel  ist  ein  Einfluss  auf  die  Bildung 
der  Marktpreise  erzielt  worden?  13")  Wie  gestalten  sich  die  Absatz- 
verhaltnisse der  kartellierten  Betriebe?  Tst  eine  Anpassung  der  Produk- 
tion an  den  Bedarf  erzielt  worden?  14)  Welche  Wirkung  hat  das  Kartell 
auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  von  ihm  abhängigen  Industrie  ausgeübt? 
15)  Findet  seitens  des  Kartells  ein  Export  statt?  Wie  stellen  sich  die 
im  Tnlande  verlangten  Preise  zu  den  Exportpreisen?  Kit  Sind  Export- 
prämien gewährt  worden?  Au  wen  und  in  welcher  Weise?  17)  Sind 
die  Dividenden  und  Kurse  der  bei  Kartellen  beteiligten  Aktiengesell- 
schaften, Gewerkschaften  u.  s.  w.  gestiegen  oder  nicht?  18)  Welche 
Mittel  wurden  angewandt,  um  den  aussenstehenden  Wettbewerb  zu  be- 
kämpfen? 19)  Wie  ist  das  Verhältnis  der  Kartelle  zu  ihren  Abnehmern 
bezw.  zu  den  Händlern  geregelt?  Sind  mit  denselben  bestimmte  Verträge 
abgeschlossen?  Welcher  Art  sind  dieselben,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Absatzbedingungen  und  Preise?  20)  Sind  Entschädigungen  der  in 
kartellierten  Betrieben  beschäftigten  Personen  bei  Produktionsein- 
schränkungen oder  beim  Auflassen  von  Betrieben  einzelner,  dem  Kartell 
angehöriger  Unternehmer  vorgesehen?  21)  Hat  sich  das  Kartell  auch 
eine  Einwirkung  auf  die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  der  in  den 
kartellierten  Betrieben  beschilftigten  Arbeiter  zur  Aufgabe  gestellt? 
22j  Welche  Vereinbarungen  sind  in  dieser  Richtung  unter  den  kartellierten 
Betrieben  getroffen  worden?  23)  Ist  insbesondere  versucht  worden,  die 
Arbeiterschaft  von  gewissen  Arbeiterorganisationen  (Gewerkschaften, 
politischen  Parteien  u.  s.  w.)  fernzuhalten  oder  zum  Austritt  zu  bestimmen? 
24)  Welche  Mittel  der  Einwirkung  auf  Arbeitnehmer  sind  bisher  that- 
sachlich  seitens  des  Kartells  in  Anwendung  gekommen  <  Aussperrung  aus 
den  kartellierten  Betrieben  u.  s.  w.)?  25)  Welche  Erfahrungen  sind 
hinsichtlich  der  Einwirkungen  auf  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der 
in  kartellierten  Betrieben  beschäftigten  Personen  bisher  gemacht,  welche 
Erfolge  damit  erzielt  worden? 

ArbriterschnU.  10 
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2.  Königreich  Württemberg. 

Erlass  des  Ministeriums  des  Inneren  an  die  K.  Centraistelle  für  Gewerbe 
nnd  Handel,  die  E.  Kreisregierungen,  die  K.  Stadt dlrektion  Stuttgart, 
die  K.  Oberämter  and  die  Gemeindebehörden,  betr.  die  Beschäftigung 
von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast-  nnd  Sohankwirtschaften1). 

Vom  8.  Februar  1!>02.    Nr.  2  242. 

Ueber  die  Besch äftigung  von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  (rast-  und 
Schank wirtschaften  hat  der  Bundesrat  auf  Grund  des  §  120e  Abs.  3  der 
(Gewerbeordnung  die  in  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  23. 
Januar  d.  J.  iR.  G.B1.  S.  33)  enthaltenen  Bestimmungen  getroffen,  die 
am  1.  April  d.  J.  in  Kraft  treten. 

Die  mit  dem  Vollzug  und  mit  der  Ueberwachung  des  Vollzuges  dieser 
Bestimmungen  betrauten  Behörden  wollen  für  eine  entsprechende  Hand- 
habung derselben  durch  die  Arbeitgeber,  zu  deren  Kenntnis  sie  durch 
Abdruck  in  den  Amtsblättern  zu  bringen  sind,  Sorge  tragen,  dabei  aber 
jedes  schroffe  Vorgehen  gegen  die  Arbeitgeber  vermeiden  und  mit  Straf- 
anzeigen und  Strafen  insolange,  als  die  Bestimmungen  sich  nicht  eingelebt 
haben,  nur  da  vorgehen,  wo  Grund  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  die 
Arbeitgeber  das  der  Beschäftigung  von  Gehilfen  oder  Lehrlingen  entgegen- 
stehende Verbot   gekannt  und  wissentlich  übertreten  haben. 

Die  den  Polizeibehörden  durch  No.  I  Ziff.  1  Abs.  2  Satz  2  einge- 
räumte Befugnis,  durch  Polizeiverordnungen  die  neunstündige  Ruhezeit  für 
Gehilfen  und  Lehrlinge  über  l<i  Jahre  vorzuschreiben,  hat  nach 
den,  der  Krlassung  der  Bestimmungen  vorangegangenen  Verhandlungen 
den  Zweck,  für  grössere  Städte,  in  welchen  ein  erheblicher  Teil  des 
Kellnetpersonals  ausserhalb  der  Betriebsstätte  wohnt  nnd  deshalb  für  den 
Weg  von  und  zu  der  letzteren  längere  Zeit  aufzuwenden  hat,  die  Durch 
führung  einer  genügenden  Erholungszeit  für  das  Personal  zu  ermöglichen. 
Da  in  Württemberg  die  Kellner  und  Kellnerinnen  fast,  allgemein  Wohnung 
und  Beköstigung  bei  den  Prinzipalen  erhalten,  wird  keine  Veranlassimg 
vorliegen,  die  erwähnten  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  bringen. 

Von  der  durch  No.  I  Ziff.  1  Abs.  3  der  Bestimmungen  den  höheren 
Verwaltungsbehörden  eingeräumten  Befugnis  zur  Abkürzung  der  Ruhezeit 
auf  7  Stunden  ist  nur  für  solche  Orte,  bei  denen  der  Charakter  als 
Bade-  und  Kurort  vorherrschend  und  für  den  Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften  bestimmend  ist,  und  auch  dann  nur  Gebrauch  zu  machen, 
wenn  bei  8-stündiger  Ruhezeit  der  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften undurchführbar  wäre. 

Die  Form  für  die  nach  der  Bestimmung  der  No.  1  Ziff.  5  von  den 
Arbeitgebern  zu  führenden  Verzeichnisse  wird  behördlich  nicht  vorge- 
schrieben, sondern  bleibt  der  Wahl  der  Arbeitgeber  überlassen,  die  nur 
dafür  zu  sorgen  haben,  dass  die  Verzeichnisse  die  vorgeschriebenen  Angaben 
in  deutlicher  Anordnung  und  Fassung  enthalten. 

3.  Grossherzogtum  Hessen. 

Verordnung  vom  10.  März  1901,  betreffend  die  Errichtung  einer 
Versorgungsanstalt  für  staatliche  Arbeiter.  (Aus  dem  Regierungsblatt 
No.  24  vom  21».  März  1901.) 

§  1.  Mit  dem  1.  April  dieses  Jahres  wird  für  die  der  staatlichen 
1,  Venrl.  „nnlletin",  8  KU. 
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Betriebskrankeiikasse  für  das  Gro.ssherzogtum  Hessen  zugehörigen  Behörden 
und  Staatsbetriebe  eine  V  e r s o rgnngsanstalt  für  staatliche 
Arbeiter  errichtet,  welche  die  Gewährung  von  Ruhegehalten,  sowie  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  ständigen  Arbeiter 1 )  und  der 
in  regelmassiger  Wiederkehr  beschäftigten  Saisonarbeiter  zur  Aufgabe  hat. 

4j  2.  Für  Behörden  und  Staatsbetriebe  im  Geschäftsbereiche  anderer 
Ministerien  tritt  die  Zugehörigkeit  zu  der  Versorgungsanstalt  für  staat- 
liche Arbeiter  erst  mit  dem  Zeitpunkt  ein,  von  dem  an  die  Erklärung  des 
Beitritts  zu  der  staatlichen  Betriebskrankenkasse  wirksam  wird. 

§  3.  Die  bei  der  Bewilligung  von  Ruhegehalton,  sowie  von  Witwen- 
und  Waisengeld  zu  befolgenden  Grundsätze  sind  von  dem  Ministerium  der 
Finanzen  aufzustellen  und  im  Regierungsblatt  zu  veröffentlichen.  In 
gleicher  Weise  ist  bei  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  aufgestellten 
Grundsätze  zu  verfahren. 

§  4.  Ein  Rechtsanspruch  auf  Bewilligung  oder  Weitergewährung 
von  Ruhegehalten  oder  Witwen-  und  Waisengeld  steht  niemand  zu. 

$  5.  Die  Versorgungsanstalt,  für  staatliche  Arbeiter  wird  von  dem 
Vorstand  der  staatlichen  Betriebskrankenkasse  verwaltet. 

§  «1.  Die  Versorgungsanstalt  für  staatliche  Arbeiter  untersteht  der 
Aufsicht  des  Ministeriums  der  Finanzen. 

VergL  hierzu: 

Rundschreiben  de*  Grossh.  Ministeriums  der  Finanzen  an  »amt- 
liche unterstellte  Behörden 

vom  7.  II.  1900,   betr.  die  Errichtung  einer  staatlichen  Betriebskrankenkasse  für  das 

Grossh.  Hessen,  No.  10(5; 
vom  8.  III.  1900,  betr.  die  Eretreckung  der  Krankenversicherungspfliciit  auf  Personen. 

welche  in  Betriel>en  oder  im  Dienste  des  Staates  beschäftigt  sind, 

No.  106; 

vom  10.  III.  1900,  betr.  die  Mitwirkung  der  staatlichen  Behörden  bei  der  Geschäfts- 
führung der  staatlichen  Betriebskrankenkasse  für  das  Grossh.  Hessen, 
No.  109; 

vom  4.  VIII.  1900,  betr.  die  Fortzahlung  der  Vergütung  während  der  ersten  4  W<x-hen 
einer  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbundenen  Krankheit,  No.  117; 

von»  10.  IV.  1901,  betr.  die  Errichtung  einer  Versorgungsanstalt  für  staatliche  Arbeiter, 
No.  124. 

Rundschreiben  des  Grossh.  Ministeriilm!*  des  Innern,  Abteilung 
für  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe  an  sämtliche  unterstellte  Behörden  u.  Beamten 
vom  18.  VII.  1901,  betr.  die  Errichtung  einer  staatlichen  Betriebskrankenkassc  für  das 

Grossh.  Hessen,  No.  2; 
vom  3.  XII.  1901,  betr.  den  Beitritt  der  im  Ressort  des  Grossh.  Ministeriums  des 

Innern  beschäftigten  Personen  zur  staatlichen  Betriettskrankenkasse 

für  das  Grossh.  Hessen,  No.  13; 
vom  20.  XII.  1901  (gleichlautend  mit  den  Rundschreiben  vom  4.  VIII.  1900,  No.  117). 


1)  Nach  S  1  «1er  ..NornuitivbestimniunKon"  irclten  als  ..s  t  n  n  di  g  e  Arbfit  er"'  solche 
Personen,  welche  mindesten!»  in  40  Wochen  eines  Kalenderjahres  in  einem  kranken- 
versicherungspflichtigen  Arlwitaverhiiltuis  zu  einer  der  staatlichen  Bctriebskr:iiikenka*se 
zugehörigen  staatlichen  Verwaltung  standen.  Sie  haben  Aussieht  auf  Kuhepehalt  und 
lliiiterblicbenenversorgung,  wenn  sie  in  10  aufeinander  folgenden  Kalenderjahren  in  einem 
Arbeitsverhältnis  der  vorbezeichneten  Art  standen.  —  Personen,  welche  innerhalb  eines 
Kalenderjahres  mindestens  in  20  Wochen,  al>er  in  weniger  als  40  Wochen  in  einem  kranken- 
versioherungspflichtigen  Arbeitsverhältnis  zu  einer  der  staatlichen  Iletriebskrnnkenkas.se  zu- 
gehörigen staatlichen  Verwaltung  standen,  gellen  als  Saisonarbeiter.  Sie  haben  Aussicht 
auf  Ruhegebalt  und  Hinterbliebenen  Versorgung,  wenn  sie  in  15  aufeinander  folgenden 
Kalenderjahren  in  einem  Arbeitsverhältnis  der  vorbezeichneten  Art  standen. 

Kr* 
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Rundschreiben  des  Grossh.  Ministeriums  der. Justiz  an  sämtliche 
Justizbehörden 

vom  17.  XII.  1Ü01,  betr.  den  Beitritt  der  im  Geschäftsbereich  des  Ministeriums  der 
Justiz  beschäftigten  Personen  zur  staatlichen  Betriebskrankenkasse 
für  das  Grossh.  Hessen. 

Formular  eines  Vertrages  mit  Kassenapothekern  und  Rundschreiben 
des  Vorstandes  der  staatlichen  Betriebskranken kasee  an  die  Kassenapotheker,  vom  17. 
XII.  1900. 

Formular  eines  Vertrages  mit  Kassenärzten  und  Rundschreiben  des  Vor- 
standes der  staatlichen  Betriebs krankenkasse  an  die  Kassenärzte  vom  17.  XII.  1900. 

4.  Freie  Hansestadt  Bremen. 

Verordnung  vom  10.  Januar  1902,  betreffend  den  Hafeninspektor 
für  Bremerhafen.  (Gesetzblatt  der  freien  Hansestadt  Bremen  1902, 
No.  2,  S.  7.) 

Der  Senat  verordnet : 

§  1.  Dem  Haieuinspektor  für  die  Häfen  Bremerhavens  liegt  die  Für- 
sorge für  den  .Schutz  der  Hafenarbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und 
Gesundheit  derselben  nach  Massgabe  der  ihm  vom  Sonate  zu  erteilenden 
Anweisungen  ob. 

4j  2.  Der  Haieuinspektor  ist  befugt,  wenn  seines  Erachtens  durch 
mangelhafte  Betriebseinrichtungen  oder  aus  sonstigen  Gründen  eine  un- 
mittelbare Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  besteht,  die  zur 
Abwendung  dor  Gefahr  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen  und  nötigen 
Falls  die  Arbeit  bis  zur  Befolgung  seiner  Anordnungen  zu  untersagen. 

§  3.    Dem  Hafeninspoktor  ist  jederzeit  der  Zutritt  zu  gewähren: 

ai  zu  allen  Schiffen,  die  in  den  Häfen,  einschliesslich  den  Vorhäfen, 
oder  längsseits  der  Weserkaje  westlich  von  der  Lloydhalle  liegen. 

b'i  zu  allen  an  den  unter  a  aufgeführten  Wasserflächen  belegenen 
Arbeitsstätten,  von  welchen  Waren  ins  Schiff  abgesetzt  oder  in 
welche  Waren  vom  Schiffe  aufgesetzt  werden. 

§  4.  Wer  den  vom  Hafeninspektor  innerhalb  seiner  Zuständigkeit 
getroffenen  Anordnungen  keine  Folge  leistet  oder  dem  Hafeninspektor  den 
Zutritt  zu  den  im  §  3  genannten  Schiffen  oder  Arbeitsstätten  verweigert, 
wird,  sofern  er  nicht  nach  anderen  Strafvorschriften  eine  höhere  Strafe 
verwirkt  hat,  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

(Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.) 

a)  Gesetze. 

1.  Gesetz  vom  25.  Februar  1002,  betr.  die  Abänderung  und  Er- 
gänzung der  Gewerbeordnung:  R.G.B!.  No.  4'.»,  XIX.  Stück,  ausgegeben 
am  15.  Marz  1902  (vgl.  „Bulletin",  parlamentarische  Arbeiten,  Oesterreich. 
Xo.  1,  U,  31). 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen : 
wie  folgt : 

Artikel  I. 

In  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung  (Gesetz  vom 
15.  Marz  1883,  Ti.G.Bl.  Xo.  3U)  haben  an  Stelle  der  §§  59  und  «0  die 
nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten. 
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Aufsuchen  von  Bestallungen  a  u  f  Waren  durch 
Ge  Werbeinhaber  und  Handlung*  reisen  de. 

§  5i>.  Die  Gewerbeinhaber  sind  berechtigt,  im  Umherreisen  ausser- 
halb des  Standortes  selbst  oder  durch  mit  amtlichen  Legitimationen  ver- 
sehene, in  ihrem  Dienste  stehende  Bevollmächtigte  i  Handlungsreisende) 
Bestellungen  auf  Waren  bei  Kaufleuten,  Fabrikanten,  Gewerbetreibenden, 
überhaupt  bei  solchen  Personen,  in  deren  Geschäftsbetriebe  Waren  der 
angebotenen  Art  Verwendung  rinden,  aufzusuchen;  sie  dürfen  hierbei, 
ausser  auf  Markten,  keine  Waren  zum  Verkaufe,  sondern  nur  Muster 
mitführen. 

Das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren  bei  Personen,  bei  denen 
die  betreffenden  Waren  nicht  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  Verwendung 
finden,  ist  den  Gewerbeinhabern  oder  deren  Bevollmächtigten  hinsichtlich 
des  Vertriebes  von  Kolonial-,  Specerei-  und  Materialwaren  innerhalb  wie 
ausserhalb  des  Standortes  unbedingt  verboten,  hinsichtlich  anderer  Waren 
ist  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  ausserhalb  des  Standortes  bei  den 
erwähnten  Personen  nur  in  einzelnen  Fallen  über  ausdrückliche,  schrift- 
liche, auf  bestimmte  Waren  lautende,  an  den  Gewerbeinhaber  gerichtete 
Aufforderung  gestattet. 

Der  Handelsminister  ist.  jedoch  ermächtigt,  in  rücksichtswürdigen 
Fällen,  nach  Anhörung  der  Handels-  und  Gewerbekaniiner  und  der  be- 
teiligten Genossenschaften,  für  bestimmte  Waren  oder  Bezirke  oder  für 
einzelne  Gewerbe,  im  Verordnungswege  das  Aufsuchen  von  Bestellungen 
auf  Waren  bei  den  im  Absätze  2  erwähnten  Personen  auch  ohne  diese 
Aufforderung  zuzulassen. 

§  59a.  Erzeuger  von  Uhren,  Gold-  und  Silberwaren,  Grosshand ler  mit, 
diesen  Artikeln,  dann  Juwelen-  und  Edelsteinhändler,  sowie  die  in  ihrem 
unmittelbaren  Dienste  stehenden  Bevollmächtigten  sind,  sofern  der  Standort 
des  betreffenden  Gewerbes  sich  im  Inlande  befindet,  befugt,  auf  ihren 
Geschäftsreisen  nicht  bloss  Muster,  sondern  die  zu  verkaufenden  Waren 
selbst,  falls  nach  der  Natur  derselben  ein  Verkauf  nach  Muster  ausge- 
schlossen erscheint,  zum  Verkaufe  mit  sich  zu  führen,  jedoch  mit  der 
Beschränkung,  dass  diese  Waren  nur  an  befugte  Wiederverkäufer  abgesetzt 
werden  dürfen. 

§  59b.  Lieber  den  Inhalt  und  die  Ausfertigung  der  für  Handlungs- 
reisende bestimmten  Legitimation  werden  die  erforderlichen  Bestimmungen 
nach  Anhörung  der  Handels-  und  Gewerbekammorn  im  Verordnungswege 
erlassen. 

Ansuchen  um  diese  Legitimationen  sind  längstens  binnen  acht  Tagen 
zu  erledigen  und  dürfen  nur  aus  in  der  bezüglichen  Verordnung  bestimmten 
Gründen  abschlägig  beschieden  werden. 

Im  Verordnungswege  wird  ferner  bestimmt,  inwiefern  die  im  §  59a 
erwähnten  Personen  einer  besonderen  Legitimation  des  zuständigen 
Punzierungsamtes  bedürfen. 

Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren  durch 
selbständige  Handelsagenten. 

§  59c.  Handelsagenten,  welche  nicht  im  Dienste  eines  Gewerbe- 
treibenden stehen,  haben  ihren  Geschäftsbetrieb  nach  §  11  anzumelden. 

Dieselben  dürfen  den  in  §  59.  Absatz  1  bezeichneten  Personen 
Muster  von  Gegenständen,  welche  in  deren  Geschäftsbetriebe  Verwendung 
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linden,  zum  Zwecke  der  Anknüpfung  von  Geschäften  vorlegen,  ihnen  die 
Preise  der  Waren  mitteilen  und  von  ihnen  Bostellungen  auf  Gegenständ? 
der  gedachten  Art  annehmen. 

Handelsagenten  ist  nicht  gestattet,  ausser  ihren  Mustern  noch  Waren 
mit  sich  zu  führen,  Muster  oder  Waren  für  eigene  Rechnung  zu  verkaufen 
und  in  Agentiegeschäfte  mit  anderen  Personen  zu  treten,  als  solchen,  in 
deren  Geschäftsbetriebe  Waren  der  angebotenen  Art  Verwendung  finden. 

Handelsagenten,  welche  ihr  Geschäft  im  Umherreisen  betreiben,  dürfen 
keine  eigenen  Warenlager  oder  Magazine  halten. 

Muster  sind  als  solche  vom  Vollmachtgeber  des  Agenten  zu  bezeichnen. 

Vertrieb  von  Druckschriften. 

§  ot*d.  Auf  den  Vertrieb  von  Druckschriften  und  das  Hammeln  von 
Pränumeranten  oder  Subscribenten  kommen  die  Bestimmungen  der  4j§  50, 
50b  und  50c  nicht  zur  Anwendung ;  hierfür  gelten  lediglich  die  im  Press- 
gesetze gegebenen  besonderen  Vorschriften. 

A  u  s  1  ä  n  d  i  s  c  he  H  a  n  d  I  u  n  g  s  r  e  i  s  e  n  d  e. 

$  50o.  Handlungsreisende,  welche  ausländische  Industrie-.  Gewerbe- 
oder Handelsunternehmungen  vertreten,  unterliegen,  sofern  sie  nach  den 
jeweilig  geltenden  Handelsverträgen  zum  Geschäftsbetriebe  im  Iiilande 
zugelassen  sind,  gleichfalls  don  vorstehenden  Bestimmungen  ;  der  im  §  50b. 
Absatz  1  erwähnten  Legitimation  bedürfen  jene  Handlungsreisenden  und 
selbständigen  Agenten  nicht,  welche  durch  die  in  den  Handelsverträgen 
vorgesehene  Gewerbelegitimationskarte  bereits  legitimiert  sind. 

Feilbieten  im  U  m  herziehe  n. 

§  tJO.  Das  Feilbieten  im  Umherziehen  von  Ort  zu  Ort.  ausser  auf 
Märkten,  und  das  Umhertragon  und  Anbieten  von  Waren  von  Haus  zu 
Haus  darf  nur  von  den  nach  dem  Gesetze  über  den  Hausierhandel  hierzu 
befugten  Personen  betrieben  werden. 

Diese  Beschränkung  findet  jedoch  auf  Erzeugnisse  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  welche,  wie  Milch,  Eier,  Obst,  Gemüse,  Xaturblumen, 
Butter,  Geflügel  und  Holz,  dem  täglichen  Verbrauche  dienen,  ferner  auf 
natürliche  Säuerlinge,  sofern  die  Feilbietung  dieser  Artikel  von  Haus  zu 
Haus  oder  auf  der  Strasse  durch  die  Produzenten  oder  deren  Beauftragte 
oder  durch  befugte  Handelstreibende  ausgeübt  wird,  keine  Anwendung. 

Geistige  Getränke,  und  Essig  sind  von  der  durch  die  vorstehenden 
Bestimmungen  gewährten  Vorkehrserleiehterung  ausgeschlossen. 

In  einzelnen  Gemeinden  kann  dieses  Feilbieten  aus  sanitären  odei 
marktpolizeilichen  Rücksichten  über  Antrag  der  Gemeindevertretung, 
welche  die  beteiligten  gewerblichen  Genossenschaften  zu  hören  hat,  durch 
die  politische  Landesbehörde  für  bestimmte  Artikel  und  auf  bestimmte 
Zeit,  eventuell  für  bestimmte  Gemeindoteile  untersagt  werden. 

In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  die  Gewerbebehörde 
nach  Anhörung  der  betreffenden  Genossenschaften  für  einen  Zeitraum  von 
je  drei  Jahren  oder  auf  Widerruf  in  ihrem  Bezirke  ansässigen  kleineren 
Gewerbetreibenden  zu  deren  besserem  Fortkommen  das  Feilbieten  ihrer 
eigenen  Erzeugnisse  innerhalb  der  Gemeinde  des  Standortes  ihres  Gewerbes 
von  Haus  zu  Haus  gestatten.  Zu  diesem  Zwecke  werden  eigene  amtliche 
Legitimationen  ausgefertigt.  Für  einen  Geworbetreibenden  wird  nur 
je  eine   Legitimation  ausgefertigt,  die  aber  zugleich  auf  bestimmte  Mit- 
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^lieder  der  Familie  oder  auf  einen  im  vorhinein  zu  nennenden  Stellvertreter 
lauten  kann. 

$  tiOa.  Das  Feilbieten  von  Brot  und  sonstigen  Backerwaren  von 
Haus  zu  Haus  oder  auf  der  Strasse  ist  mit  Ausnahme  der  im  $  t>0, 
Absatz  1  und  5  erwähnten  Falle  verboten.  Die  Zustellung  von  Brot 
und  sonstigen  Bäckerwaren  an  die  Kunden  des  Bäckers  ist  nur  Uber 
Bestellung  durch  ihn  selbst,  seine  Angehörigen,  sowie  durch  seine  Hilfs- 
arbeiter zulässig. 

$  60b.  Die  Verwendung  von  Kindern  unter  14  Jahren  zu  den 
in  den  §§  HO  und  0<>a  erwähnten  Feilbietungen  ist  verboten:  die  Ver- 
wendung von  weiblichen  Personen  unter  18  .fahren  zu  diesem  Zwecke 
kann  von  der  Gewerbebehörde  eingeschränkt  oder  untersagt  werden. 

Artikel  II. 

Dieses  Gesetz  tritt  6  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeif. 

Artikel  III. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Handelsrninister  und 
Mein  Minister  des  Innern  betraut. 

2.  Gesetz  vom  18.  Jänner  1802,  betreffend  die  Vornahme  einer 
Zählang  der  gewerblichen  and  landwirtschaftlichen  Betriebe.  R.G.Iii. 
Xo.  21,  VI.  Stück  ausgegeben  am  HO.  Jänner  UM  »2. 

3.  Gesetz  vom  26.  Oktober  1901 ,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Bntter,  Käse,  Butterschmalz,  Schweineschmalz  und  deren  Ersatzmitteln. 

R.G.B1.  Xo.  26  ex  UM  »2,  VII.  Stück  ausgegeben  am  2.  Februar  UM  »2. 

Berichtigung  des  Gesetzestextes:  R.G.B1.  XVIII.  Stück,  ausgegeben 
xim  7.  März  UM  »2. 

b)  Verordnungen. 

1.  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  8.  März  1901,  be- 
treffend den  Nachweis  der  Befähigung  zur  Erlangung  der  seemännisohen 
Rangeigenschaften  in  der  Handelsmarine.  K.G.B1.  No.  45.  XVI.  Stück, 
ausgegeben  am  1.  März  UM>2. 

2.  Verordnung  des  Handelsministeriums  im  Einvernehmen  mit 
den  Ministerien  des  Innern,  der  Pinanaen,  des  Ackerbaues  und  der 
Eisenbahnen  vom  26.  März  1902,  betreffend  die  Vornahme  der  Zählung 
der  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betriebe.  i  Vgl.  oben  .,Ge- 
setze-,  R.G.B1.  Xo.  56,  21.  Stück,  ausgegeben  am  27.  März  U»02. 

3.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  1.  Februar  1902,  mit  welcher  Durchführungs- 
bestimmungen zu  dem  Gesetze  betr.  den  Verkehr  mit  Butter  u.  s.  w., 
vgl.  oben  „Gesetze"4,  H;  erlassen  werden. 

III.  Espagne.  Spanien. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  11.  März  1902,  betr.  die 
Einführung  des  8-Stundentages  in  Staatsbetrieben,  i  ..Gazeta  de  Madrid" 
vom  17.  Marz  10O2i. 

In  der  Absicht,  die  Arbeit  zu  regeln,  welche  die  Arbeiter  auf  den 
Domänen,  in   den  Bergwerken,  Fabriken  und   anderen,  von  diesem  Mini- 
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sterium  abhängigen  Staufs  Werkstätten  leisten,  und  um  in  einheitlicher  Weise 
und  endgiltig  die  Stundenzahl  festzusetzen,  welche  einen  Normalarbeitstag 
bilden,  sowie  das  Ausmass  der  billigen  und  verhältnismässigen  Erhöhung 
des  Arbeitslohnes,  welcher  über  den  Normallohn  hinaus  den  Arbeitern 
dann  zuzugestehen  ist,  sobald  die  Notwendigkeit  oder  der  Vorteil  des 
Dienstes  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  über  die  normale  Dauer  hinaus 
ratsam  erscheinen  langt,  haben  Seine  Majestät  der  König  (d.  G.  e.)  und  in 
Seinem  Namen  die  Königin-Regentin  des  Königreiches  zu  bestimmen  geruht, 
dass  die  Arbeitsdauer,  die  einem  Normalarbeitstage  entsprechen  soll,  in 
allen  Etablissements  der  öffentlichen  Verwaltung  8  Stunden  betrage,  und 
dass,  sobald  diese  Grenze  überschritten  wird,  für  jede  weitere  Stunde  ein 
um  ein  Achtel  den  vertragsinässigen  Lohn  überschreitender  Betrag  gezahlt 
werden  soll. 

IV.  Etats  Unis    Vereinigte  Staaten. 

New-York. 

1 .  An  Act  to  create  a  department  o  f  1  a  b  o  r  and  t  h  e  o  f  f  i  c  e 
o  f  comraissioner  o  f  1  a  b  o  r ,  and  abolishiug  t  h  e  o  f  f  i  c  e  s  of 
commissioner  of  labor  statistics  and  factory  inspector. 
and  the  State  board  of  mediation  and  arbitration.  Approved 
Febr.  7,  1901. 

Gesetz  vom  7.  Februar  1901,  betreffend  die  Errichtung  eines 
Arbeitsamtes  und  die  Beamtung  eines  Arbeitskommissars,  durch 
welches  gleichseitig  das  arbeitsstatistische  Amt,  das  Fabriksinspektorat 
und  das  staatliche  8ohieds-  und  Vermittelungsamt  aufgehoben  werden. 

Art.  1.  Errichtung  eines  Arbeitsamtes  und  Beamtung 
eines  A  r  b  e  i  t  s  k  o  m  m  i  s  s  a  r  s. 

Ein  Arbeitsamt  und  die  Beamtung  eines  Arbeitskommissars  werden 
hiermit  errichtet.  Zwanzig  Tage  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
soll  der  Gouverneur,  nach  Benachrichtigung  und  mit  Einwilligung  des 
Senates,  einen  Arbeitskommissar  ernennen,  der  vom  1.  Januar  1905  au 
dieses  Amt  leiten  soll.  Die  Nachfolger  des  Arbeitskonimissars  werdeu  in 
gleicher  Weise  für  die  Dauer  von  vier  Jahren,  vom  1.  Januar  des  Jahres, 
ihrer  Ernennung  an  gerechnet,  ernannt.  Der  Arbeitskommissar  soll  das 
Arbeitsamt  leiten  und  bezieht  einen  Jahresgehalt  von  3500  $. 

Art.  2.  Die  aufgelösten  Aemter;  Kompetenzen  des  Ar- 
b  e  i  t  s  k  o  m  m  i  s  s  a  r  s. 

Das  arbeitsstatistische  Amt,  «las  Fabrikinspektorat  und  das  staatliche 
Schieds-  und  Vermittelungsamt  sollen  nach  erfolgter  Ernennung  und  Amts- 
antritt des  Arbeitskommissars  aufgelöst  werden.  Dem  Arbeitskommissar 
stellen  die  Rechte  zu  und  liegen  die  Pflichten  ob,  die  gesetzlich  dem 
Leiter  des  arbeitsstatistischen  Amtes  und  dem  Fabriksinspektor  zugewiesen 
wurden. 

Art.  3.    Die  V  i  c  e  -  A  r  b  e  i  t  s  k  o  m  m  i  s  s  a  r  e. 

Sofort  nach  seinem  Amtsantritt  soll  der  Arbeitskomuüssar  zwei  nach 
seinem  freien  Ermessen  kündbare  Vice-Arbeitskomraissare  ernennen,  die 
den  Titel  eines  ersten  und  zweiten  Vice- Arbeitskommissars  führen  und 
einen  Jahresgehalt  von  je  2500  §  beziehen.    Nach  der  Ernennung  dieser 
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Vice-Arbeitskommissare  solle«  die  Beamtungen  des  Fabriksinspektions- 
assistenten,  des  Vieekommissars  f(ir  Arbeitsstatistik  und  des  Sekretärs  des 
arbeitsstatistischen  Amtes  aufgehoben  werden. 

Art.  4.    Die  Ressorts  des  Arbeitsamtes. 

Das  Arbeitsamt  soll  durch  den  Arboitskoinmissar  in  drei  Ressorts  ein- 
geteilt werden:  Ressort  für  Fabriksinspektion,  Ressort  für  Arbeitsstatistik, 
und  Ressort  für  Yermittelungs-  und  Schiedsthatigkeit.  Das  Ressort  für 
Fabrikinspektiou  soll  dem  ersten  Vice- Arbeitskommissar  unterstehen,  dem, 
unter  der  Aufsicht  und  Leitung  des  Arbeitskommissars,  alle  Rechte  und 
Pflichten  des  Fabrikinspektors  zustehen  und  obliegen  sollen,  und  der  vom 
Arbeitskommissar  zu  ernennen  ist.  Das  Ressort  für  Arbeitsstatistik  soll  dem 
zweiten  Vice-Arbeitskonimissar  unterstchen,  dem,  unter  der  Aufsicht  und 
Leitung  des  Arbeitskommissars,  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Kommissars 
für  Arbeitsstatistik  zustehen  und  obliegen  sollen,  und  der  ebenfalls  vom 
Arbeitskominissar  zu  ernennen  ist.  Das  Ressort  für  Eiuigungs-  und  Sehicds- 
thätigkeit  soll  unter  der  unmittelbaren  Leitung  und  Aufsicht,  des  Arbeits- 
knmmissars  stehen,  der  gemeinsam  mit  dem  ersten  und  zweiten  Vice-Arbeits- 
kommissar  einen  Gerichtshof  bildet,  welchem  alle  Rechte  und  Pflichten  des 
Eiuigungs-  »ind  Schiedsamtes  zustehen  und  obliegen.  —  Die  hiermit  dem 
ersten  und  zweiten  Vice-Arbeitskommissar  übertragenen  Funktionen  er- 
strecken sich  nicht  auf  das  Recht,  Beamte,  Schreiber  und  andere  Bedienstete 
für  eines  der  Bureaus  des  Arbeitsamtes  anzustellen. 

A  r  t .  5.    Beamte  und  Angestellt  e. 

'Bestimmung  über  die  weitere  Verwendung  der  Beamten  und  Ange- 
stellten der  aufzulösenden  Aemter.) 

Art.  6.    Auslegung  der  Gesetze. 

< Uebertragung  der  Gesetzgebung  über  das  arbeitsstatistische  Amt,  die 
Fabrikinspektion  und  das  Einigung*-  und  Schiedsamt  auf  das  Arbeitsamt.  » 
Art.  7.    Uebergangsbest  immu  ngen. 

lUebernabme  der  laufenden  Geschäfte  der  aufzulösenden  Aemter  durch 
das  Arbeitsamt.) 

Art.  8.  Aufhobung  (aller  mit  diesem  Gesetze  in  Widerspruch 
stehenden  Gesetze  oder  Gesetzesteile). 

Art.  9.    Dieses  Gesetz  soll  unverzüglich  in  Kraft  treten. 

2.  An  Act  toamend  sectioneleven  h  und  red  and  twenty- 
s  e  v  e  n  o  f  t  h  e  c  o  d  e  o  f  civil  jirocedure  b  y  a  d  d  i  n  g  thereto  a 
subdi  vision  to  be  kuowu  as  subdivision  fourteen,  in  re- 
lation  to  the  exemption  from  jury  duty  of  duly  licensed 
engineers  of  steam  boilers  actually  employed  as  such. 
Approved  April  2,  1901. 

Gesetz  vom  2.  April  1901,  betreffend  die  Abänderung  des  Artikels 
1127  der  Civilprooessordnung  und  seine  Ergänzung  durch  einen  neuen 
Unterabsatz,  der  als  Abs.  14  beseiohnet  werden  soll,  zum  Zwecke 
der  Befreiung  der  geprüften,  ihren  Beruf  ausübenden  Dampfkessel- 
mechaniker von  den  Pflichten  des  Amtes  eines  Geschworenen 

3.  An  Act  toamend  the  labor  law,  relative  t  <>  p  r  o  v  i  d  i  n  g 
washrooms,  and  w  a  t  e  r  -  c  1  o  s  o  t  s  in  factories.  Approvod 
April  9.  19D1. 
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Gesetz  vom  9.  April  1901,  betr.  die  Abänderung  der  Bestimmungen 
des  Arbeitsgesetzes  (  v.  J.  1 807 1  über  die  Errichtung  von  Wasch- 
räumen und  Aborten  in  Fabriken. 

(Zusatzbestimmimg  zu  §  88:)   Innerhalb  der  Fabriken   sollen,  wenn 
immer  möglich,  jedenfalls  aber  stets  auf  Verlangen  des  Arbeitskommissars 
.Aborte  errichtet  werden. 

4.  An  Act  to  amend  the  penal  code  in  relation  to  the 
sale  of  or  deliverv  of  uncooked  flesh  foods  on  Sundav. 
Approved  April  17,  UM'U. 

Oesetz  vom  17.  April  1901,  betr.  die  Abänderung  der  Bestim- 
mungen des  Strafgesetses  über  den  Verkauf  und  die  Lieferung  von 
ungekochtem  Fleisch  am  Sonntag. 

(Zusatzbestimmung  zu  §  2G7:)  Die  Bestimmungen  dieses  §  sollen 
gleichwohl  nicht  in  dem  Sinne  interpretiert  werden,  dass  dadurch  die  Er- 
laubnis erteilt  würde  zum  öffentlichen  Verkauf  oder  zur  Schaustellung 
für  Zwecke  des  Verkaufs,  oder  zur  Lieferung  ungekochter  Fleischspeisen 
oder  von  frischem  oder  gesalzenem  Fleisch  zu  irgend  einer  Stunde  des 
Sonntag. 

5.  An  Act  to  amend  the  laborlaw,  relating  to  passing 
of  law  in  fa  ctories.     Approved  April  22,  1JM»|. 

Gesetz  vom  22.  April  1901,  betr.  die  Abänderung  der  Bestim- 
mungen des  Arbeitsgesetzes  über  den  Anschlag  dieses  Gesetzes  in  den 
Fabriken. 

b\  An  Act  to  amend  the  labor  law.  relating  to  puplic 
laundri  es.    Approved  April  22,  1JM)1. 

Gesetz  vom  22.  April  1901,  betr.  die  Abänderung  der  Bestim- 
mungen des  Arbeitsgesetses  über  die  Waschhäuser. 

Art.  1.  i Zusatzbestimmungen  zum  Arbeitsgesetz  vom  Jahre  18!f7:i 
$  !»2.  Waschhäuser.  Ein  Luden,  sonstiger  Kaum  oder  ein  Gebäude, 
in  welchem  eine  oder  mehrere  Personen  gegen  Lohn  oder  des  Verdienstes 
halber  Wascharbeiten  ausführen,  ist  eine  Fabrik  im  Sinne  dieses  Gesetzes, 
und  unterliegt  wie  jede  andere  Fabrik  der  Besichtigung  durch  den  Fabriks- 
inspektor wie  auch  den  sonstigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Keine 
Waschanstalt  soll  sich  in  einem  Kaume  befinden,  der  auch  zu  Schlaf-  oder 
Wohnzwecken  dient.  Jede  Waschanstalt  soll  sich  in  einem  reinlichen 
Zustand  betinden  und  frei  sein  von  Ungeziefer  und  sonstigem  «resund- 
heitsschädlichen  und  eine  Ansteckungsgefahr  in  sich  bergenden  Schmutz. 
Doch  sollen  diese  Bestimmungen  nicht  anwendbar  sein  auf  eine  weib- 
liche Person,  die  in  ihrer  eigenen  Wohnung  als  Familienerwerb  lür 
Kunden  wäscht. 

Art.  2.    Dieses  Gesetz  tritt  unverzüglich  in  Kraft. 

7.  An  Act  to  amend  the  labor  law.  remem  bering  section 
n  i  n  o  t  v  -  o  n  c  t  h  e  r  e  o  f .  relative  t  o  e  m  p  1  o  y  m  e  n  t  o  f  w  o  ni  e  n  a  n  d 
children    a*   pulishing  and   buffing.     Approved   April  22,    1  i »< » 1 . 

Gesetz  vom  22.  April  1901,  betr.  eine  Abänderung  des  Art.  91 
des  Arbeitsgesetzes,  enthaltend  das  Verbot  der  Beschäftigung  der 
Frauen  und  Kinder  bei  Schleif-  und  Politurarbeiten. 
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X.  An  Act  to  pro  vi  de  for  the  licensing  of  fi  reiben 
opera ting  steam  Station ary  boiler  or  boilers  in  the  eitv  of 
New- York.    Accepted  by  the  eity.    Approved  Mai  13,  15H)1. 

Gesets  Tom  13.  Mai  1001,  betr.  die  Prüfung  der  Heizer,  die  in  der 
Stadt  New- York  mit  der  Wartung  von  stehenden  Dampfkesseln  betraut 
sind.    Im  Einverständnis  mit  der  Stadt  erlassen. 

V.  France.  Frankreich. 

a)  Gesetze. 

Loi  du  2  mars  11*0  2,  autorisant  les  commune»  des 
d  e  p  a  r  t  e  m  e  n  t  s  eprouves  p  a  r  1  a  c  r  i  s  e  v  i  t  i  c  o  1  e  ä  contra  c  t  e  r 
des  compinats,  en  dehors  des  formalites  d'usage,  pour 
r  e  m  e  d  i  e  r  au  chomug  e. 

Gesetz  vom  2.  März  1902,  durch  welches  die  Gemeinden  der  durch 
die  Welnbaukrisis  betroffenen  Departements  ermächtigt  werden,  zur 
Verringerung  der  Arbeitslosigkeit  Anleihen  mit  Ausseraohtlassung 
der  üblichen  Formalitäten  aufzunehmen. 

(J.  O.  vom  7.  März  1!»<>2,  vgl.  „Bulletin",  parlamentarische  Arbeiten. 
Frankreich,  Nn.  47.) 

Art.  1.  Auf  Grund  einer  Einwilligung  des  Präfokten  dürfen  die  Ge- 
meinden der  durch  die  Weinbaukrisis  betroffenen  Departemente  die  Auf- 
nahme von  Anleihen  und  die  Auferlegung  von  .Steuern  zum  Zwecke  der 
Rückzahlung  dieser  Anleihen  votieren,  sofern  diese  Anleihen  zur  Aus- 
führung von  gemeinnützigen  Arbeiten  durch  Arbeitslose  bestimmt  sind. 

Der  Betrag  dieser  Anleihen  richtet  sich  nach  der  Bevölkerung  dei 
Gemeindo;  er  darf  2  Pres,  pro  Einwohner,  und  die  Dauer  der  Rück- 
zahlung darf  10  Jahre  nicht  übersteigen. 

Ausser  dieser  Bestimmung  unterliegt  die  Genehmigung  der  Anleihen 
den  gewöhnlichen  Kegeln. 

Art.  2.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  für  die  Dauer  von  2  Jahren, 
vom  Tage  seiner  Promulgation  an  gerechnet,  in  Kraft. 

Gesetz  vom  15.  Februar  1!H>2,  betreffend  die  öffentliche 
Gesundheitspflege. 

i  J.  O.  vom  1U.  Februar  UM)'2  . 

Gesetz  vom  22.  März  1902,  betreffend  die  Abänderung  mehrerer 
Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  über  die  Haftpflicht  bei 
Arbeitsunfällen  1). 

iJ.  O.  vom  27.  März  1<H)2). 

1>)  Verordnungen. 

Verordnung  vom  18.  März  1902,  betreffend  die  Einsetzung  einer 
Kommission  zur  Untersuchung  der  Frage  der  Revision  des  Haftpflicht- 
gesetzes vom  9.  April  1898  und  der  Frage  der  Unfallversicherung  für 
die  Marine. 

J.  O.  vom  20.  März  l!M»2i. 


1)  Der  Wortlaut  dos  fiest-tze«  vom  22.  März  l'.n>2  gelang  in  No.  f»  des  ..Btilleiin- 
in  einer  Gesamtübersicht  der  Fortschritte  der  Ver»ieheningsgesetzcet»iing  zum  AKdnuk. 
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Verordnung  vom  28.  Man  1902,  betreffend  die  administrative 
Durchführung  des  Haftpfliohtgesetees  vom  0.  April  1888. 

J.  O.  vom  27.  März  11K>2.i 

Va.  Französische  Kolonien. 

Verordnungen  des  Handels-,  Industrie»,  Post-  und  Telegraphen- 
ministeriums  vom  2L  Mars  1802  (J.  O.  vom  '27.  März  1902)  betreffend 
die  Ausdehnung  der  Bestimmungen  über  die  hygienischen  und 
Sicherheitsvorkehrungen  für  die  Arbeiter  in  gewerblichen  Betrieben, 
der  Speoialschutzvorsohriften  für  Kinder,  jugendliche  Arbeiterinnen 
und  Frauen  und  der  Bestimmungen  über  die  Arbeitsbedingungen  bei 
der  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  in  Algier. 

Vom  Präsidenten  clor  Republik  genehmigt  am  21.  März  11)02. 

I.  Art.  1.  Den  Bestimmungen  «lieser  Verordung  unterliegen  alle 
Fabriken.  Hüttenwerke,  Schiffswerften,  Bauplätze  und  Werkstätten  aller 
Art.  stammt  ihren  Nebenbetrieben,  in  Algier.  Gruben  und  Steinbrüche 
sind  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  lediglich  in  Bezug  auf  die 
Specialbestiinmungen  über  die  Kinderarbeit  unterworfen. 

Ausgenommen  sind  lediglich  die  Betriebe,  in  welchen  nur  Familien- 
mitglieder unter  der  Aufsicht  des  Vaters,  der  Mütter  oder  des  Vormund« 
arbeiten.  Wenn  jedoch  bei  diesen  Arbeiten  Dampfkessel  oder  Maschinen 
in  Verwendung  stehen,  oder  wenn  es  sich  um  einen  Betrieb  handelt,  der  als 
gefährlicher  oder  gesundheitsschädlicher  Betrieb  bezeichnet  wurde,  so  sollen 
diese  Betriebe  den  die  Sicherheits-  und  hygienischen  Vorkehrungen  be- 
treffenden Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen. 

Art.  2.  Kinder  französischer  Nationalität  oder  europäischer  Ab- 
stammung dürfen  weder  durch  einen  Unternehmer  beschäftigt,  noch  zu  den 
im  Art.  1  genannten  Betrieben  zugelassen  werden,  bevor  sie  nicht  das 
13.  Alters  jähr  zurücklegten. 

Jedenfalls  dürfen  aber  Kinder,  die  sich  im  Besitze  eines  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  28.  März  1882  ausgestellten  Zeugnisses  über  den  erfolgten 
Besuch  der  Primarschule  befinden,  vom  12.  Altersjahre  an  beschäftigt 
werden. 

Eingeborene  Kinder,  die  in  einem  der  in  Art.  1  genannten  Betriebe 
beschäftigt  sind,  sollen  entlassen  werden,  wenn  es  aus  einem  ärztlichen 
Certifieat  ersichtlich  ist,  dass  ihre  physische  Kntwickelung  ihnen  keine 
gewerbliche  Arbeit  zu  leisten  gestattet. 

Art.  3.  Jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter  bis  zu  18 
.Jahren  sollen  nicht  langer  als  101/,  Stunden  täglich  effectiv  beschäftigt 
werden.  Mit  dem  31.  Miliz  1JM>4  soll  diese  Arbeitsdauer  auf  10  Stunden 
täglich  reduziert  werden. 

Eine  Specialverordnung  des  Goneralgouverneurs  wird  die  Specialbe- 
stimmungen für  die  Arbeit  von  Kindein  unter  18  Jahren  bei  Arbeiten 
unter  Tage  in  Beigwerken  festsetzen. 

Art.  4.  Kinder  im  Alter  unter  18  Jahren  dürfen  in  den  im  Art.  1 
genannten  Betrieben  woden  mehr  als  H  Tage  in  der  Woche  noch  an  den 
gesetzlichen  anerkannten  Feiertagen  beschäftigt  werden. 

Art.  5.    Die  Bestimmungen  über  den  wöchentlichen  Ruhetag  und  die 
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Beschränkungen  der  Arbeitsdauer  dürfen  in  Fällen  dringender  Notwendig- 
keit durch  den  mit  der  Kontrolle  beauftragten  Beamten,  welcher  darüber 
an  den  Generalgouvemeur  von  Algier  Bericht  zu  erstatten  hat.  vorüber- 
gehend aufgehoben  werden. 

Art.  <>.  Die  Betriebsleiter  und  Unternehmer  sind  verpflichtet,  ein 
Register  zu  führen,  in  welches  die  Vor-  und  Zunamen  der  Kinder  franz. 
Nationalität  oder  europ.  Abstammung  im  Alter  unter  18  Jahren,  das  Datum 
ihres  Eintrittes  in  den  Betrieb  und  das  ihrer  Entlassung  einzutragen  sind. 
Sie  sind  ausserdem  verpflichtet,  jederzeit  auf  Verlangen  die  Geburtsscheine 
dieser  Kinder  vorzuzeigen. 

Für  Betriebe,  in  welchen  keine  Maschinen  gebraucht  werden  und 
welche  nicht  mehr  als  20  Arbeiter  beschäftigen,  ist  das  Führen  der  Re- 
gister nicht  obligatorisch. 

Art.  7.  Die  im  Art.  1  genannten  Betriebe  sollen  ständig  in  rein- 
lichem Zustande  gehalten  werden  und  den  zur  Sicherung  der  Gesundheit  der 
Arbeiter  gestellten  hygienischen  und  Sanitätsanforderungen  Genüge  leisten. 

Ihr  Betrieb  soll  für  die  Sicherheit  der  Arbeiter  genügende  Bürgschaft 
leisten.  In  allen  Betrieben,  in  welchen  Maschinen  in  Gebrauch  stehen, 
sollen  die  Räder.  Transmissionen,  Zahnräder  und  alle  anderen  Maschinen- 
teile, die  zur  Ursache  einer  Gefahr  werden  können,  in  einer  solchen  Weise 
eingefriedigt  werden,  dass  ein  Nahekommen  nur  zu  Zwecken  ihrer  Be- 
dienung möglich  ist. 

Maschinen.  Transmissionen.  Werkzeuge,  und  Winden  sollen  in  einer 
für  die  Sicherheit  der  Arbeiter  bestmöglichen  Weise  aufgestellt  und  ver- 
wendet werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  auch  auf  Ladengeschäfte,  Theater-,- 
Circus-  und  ähnliche  Unternehmungen,  soweit  darin  Maschinen  in  Gebrauch 
stehen,  anwendbar. 

Art.  8.  Es  ist  verboten,  Kinder  unter  18  Jahren,  jugendliche  Ar- 
beiterinnen und  Frauen  zum  Schmieren,  Reinigen,  Beaufsichtigen  oder 
Reparieren  von  im  Gang  befindlichen  Maschinen  zu  verwenden. 

Art.  9.  Es  ist  verboten,  Kinder  unter  1 8  Jahren,  jugendliche  Arbeite- 
rinnen und  Frauen  in  Betrieben  zu  verwenden,  in  welchen,  sei  es  durch 
menschliche  Kraft  sei  es  durch  einen  Motor  betriebene  Maschinen  sich 
befinden,  deren  gefährliche  Teile  nicht  durch  Zahnradverschalungen, 
Standsieherungs-  und  andere  Schutzvorschriften  bedeckt  sind. 

Art.  in.  Es  ist  verboten,  Kinder  unter  10  Jahren  zum  Treiben  einer 
Maschine  durch  Treten  eines  Pedals  zu  verwenden. 

Ebenfalls  verboten  ist  die  Verwendung  solcher  Kinder  zum  Drehen 
horizontal  liegender  Schwungräder. 

Art.  11.  Zum  Drehen  von  vertikal  angebrachten  Schwungrädern  dürfen 
Kinder  unter  16  Jahren  höchstens  während  eines  halben  Arbeitstages, 
mit  einer  zumindest  | -stündlichen  Ruhepause,  verwendet  worden. 

Ebenfalls  verboten  ist  die  Verwendung  von  Kindern  unter  10  Jahren 
zur  Bedienung  der  Tritte  bei  Handwebstühlen. 

Art.  12.    Kinder  unter  10  Jahren   dürfen   weder   bei  Circularsagen 
noch  bei  Bandsägen  arbeiten. 

Art.  13.    Kinder  unter   10  Jahren  dürfen  weder  bei  Blechscheeren 
noch  bei  anderen  Platten-Schneidemaschinen  verwendet  werden. 

Art.  14.  Es  ist  verboten,  Kindern  unter  10  Jahren  die  Bedienung  der 
Dampfhähne  zu  übertragen. 
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Art.  15.  Es  ist  verboten,  Kinder  unter  Ui  Jahren  zu  Arbeiten  zu 
verwenden,  die  bei  Reparaturen  oder  beim  Reinigen  von  Gebäuden  auf 
frei  hängenden  Gerüsten  ausgeführt  werden. 

Art.  ltf.  Jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter  unter  18 
Jahren,  die  in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  dürfen  weder  inner- 
halb noch  ausserhalb  der  Fabriken,  Hüttenwerke,  Werkstätten,  Werften 
und  Bauplätze  Lasten,  die  schwerer  sind,  als  es  dem  normalen  Gebrauch 
ihrer  Kräfte  entspräche,  tragen,  schleppen  oder  fordern. 

Art.  17.  Es  ist  verboten,  Mädchen  unter  14  Jahren  zur  Arbeit  an 
Nähmaschinen,  die  durch  Pedale  bewegt  werden,  zu  verwenden. 

Art.  18.  Es  ist  verboten,  Kinder,  jugendliche  Arbeiterinnen  und 
Frauen  zur  Anfertigung  von  Schriften,  Drucksachen,  Plakaten,  Zeichnungen, 
Stichen,  Bildwerken,  Emblemen,  und  ähnlichen  Gegenständen  zu  verwenden, 
deren  Verkauf,  Feilbietung,  Ausstellung,  Affichierung  und  Verteilung  ge- 
setzlich aus  Gründen  der  öffentlichen  Sittlichkeit  verboten  ist. 

Es  ist  ebenfalls  verboten,  Kinder  unter  Ki  Jahren  und  jugendliche 
Arbeiterinnen  in  Betrieben  zu  beschäftigen,  in  welchen  Schriften,  Druck- 
sachen, Plakate,  Zeichnungen.  Stiche,  Bildwerke.  Embleme  und  ähnliche 
Gegenstände  angefertigt  werden,  die  —  ohne  unter  eine  strafrechtliche 
Verfolgung  zu  fallen  -  dennoch  ihrer  Natur  nach  geeignet  sind,  die  Sitt- 
lichkeit zu  schädigen. 

Die  Unternehmer  und  Betriebsleiter  sind  ausserdem  verpflichtet,  auf 
Anstand  und  gute  Sitte  zu  achten. 

Art.  V.K  Die  Luft  der  Werkstätten  und  aller  sonstigen  zur  Arbeit 
bestimmten  Räumlichkeiten  soll  stets  von  allen  Ausdünstungen  der  Kloaken, 
Gruben,  Senkgruben,  Bedürfnisanstalten  und  sonstiger  Seuche<piellen  ge- 
schützt sein. 

Arbeiten  in  Brunnen,  Gasleitungen,  Rauchkanälen,  Kloaken,  Bottichen 
oder  irgend  welchen  Apparaten,  die  gefährliche  Gase  enthalten  könnteu, 
dürfen  nicht  eher  in  Angriff  genommen  werden,  als  bis  ihre  Atmosphäre 
durch  eine  wirksame  Ventilation  saniert  wurde.  Die  zu  derartigen  Arbeiten 
verwendeten  Arbeiter  sollen  mit  einem  Sicherhoitsgürtel  verseben  sein. 

Art.  20.  Die  Abtritte  dürfen  nicht  direkt  an  geschlossene  Lokali- 
täten, in  welchen  Arbeiter  beschäftigt  werden,  anstossen." 

Art.  21.  Staub,  Russ,  lästige,  ungesunde*  und  giftige  Gase  sollen  je 
nach  der  Art  ihrer  Entwicklung  aus  den  Betrieben  nach  aussen  entfernt 
werden. 

Die  Luft  der  Werkstätten  soll  derart  erneuert  werden,  dass  sie  stets 
in  der  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter  erforderlichen  Reinheit  verbleibt. 

Art.  22.  Dampf-  Gas-  und  Elektrizitätsmotore,  Wasserräder  und 
Turbinen  sollen  nur  den  zu  ihrer  Wartung  bestimmten  Arbeitern  zugäng- 
lich sein.    Sie  sollen  durch  Verschlüge  oder  Schutzbarrieren  umgrenzt  sein. 

Die  Gänge  zwischen  den  Motoren,  Apparaten  und  den  durch  fliese 
Motore  bewegten  Maschinen  sollen  wenigstens  80  cm  breit  sein;  der  Boden 
dieser  Zwischengänge  soll  eben  sein. 

Die  Treppen  sollen  solid  gebaut  und  mit  starken  Brüstungen  ver- 
sehen sein. 

Die  Brunnen.  Fall-  und  Klappthüren,  die  Schiebefenster,  die  Kufen 
und  Bottiche,  die  Bassins,  und  alle  Reservoire  für  ätzende  oder  heisse 
Flüssigkeiten  sollen  mit  soliden  Barrieren    oder  Geländern  versehen  sein. 
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Die  Gerüste  sollen  nach  allen  .Seiten  hin  mit  einer  mindestens  90  cm 
hohen  Schutzwand  versehen  sein. 

Art.  23.  Jeder  Unfall  in  einem  der  im  Art.  1  genannten  Betriebe 
der  eine  Verletzung  eines  oder  mehrerer  Arbeiter  zur  Folge  hat,  soll 
Gegenstand  einer  Anzeige  sein,  die  vom  Betriebschet*  oder  im  Falle 
seiner  Verhinderung  oder  seiner  Abwesenheit  von  seinem  Vertreter  zu 
erstatten  ist. 

Diese  Anzeige  soll  den  Namen  und  die  Adresse  des  Betroffenen  und 
die  der  Zeugen  des  Unfalls,  und,  soweit  dies  möglich,  auch  die  Unfallsursache 
und  den  Grad,  der  Unfallschwere  enthalten.  Sie  soll  innerhalb  24  Stunden 
vom  Unternehmer  an  den  Friedensrichter  gerichtet  werden,  der  ihren 
Empfang  bestätigen  und  die  erforderlichen  Massregeln  veranlassen  wird. 

Wenn  im  Umkreise  von  10  Km.  ein  Doktor  wohnt,  so  soll  der  Unter- 
nehmer die  Hilfe  des  Arztes  innerhalb  höchstens  48  Stunden  nach 
dem  Unfall  anrufen  und  ein  ärztliches  Zeugnis  über  den  Zustand  des 
Betroffenen,  den  Charakter  des  Unfalls  und  seine  wahrscheinlichen  Folgen, 
wie  auch  über  den  Zeitpunkt,  in  dem  eine  definitive  Prognose  möglich 
sein  wird,  spätestens  24  Stunden  nach  seiner  Aushändigung  an  den  Friedens- 
richter senden. 

Der  Friedensrichter  soll  den  Empfang  des  ärztlichen  Zeugnisses  be- 
scheinigen. 

Eine  Kopie  der  Anzeige  und  des  ärztlichen  Zeugnisses  soll  der  Friedens- 
richter an  den  Bergwerksbeamten  schicken,  der  mit  der  Ueberwachung 
des  Betriebes  betraut  ist. 

Art.  24.  Die  Bergwerksingenieure  und  -Kontrolleure  werden  mit  der 
Ueberwachung  der  Anwendung  dieser  Verordnung  betraut. 

Sie  sind  in  dieser  ihrer  Qualität  der  Autorität  des  Generalgouverneurs 
von  Algier  unterstellt.  Sie  haben  Zutritt  zu  allen  im  Art.  1  und  im  letzten 
Absatz  des  Art.  7  genannten  Betrieben.  Sie  haben  das  Recht,  sich  die 
im  Art.  6  vorgeschriebenen  Register  und  Geburtsscheine  vorlegen  zu  lassen. 

Ausserdem  darf  der  Generalgouverneur,  so  oft  er  dies  erforderlich 
erachtet,  von  der  dienstlichen  Besichtigung  gewisse  Betriebe  ausnehmen, 
in  welchen  bestimmte  einheimische  Industrien  ausgeübt  werden. 

Die  in  den  Protokollen  der  Ingenieure  und  Kontrolleure  festgestellten 
Uebertretungen  gelten  als  erwiesen,  solange  nicht  der  Gegenbeweis  er- 
bracht ist. 

Die  Protokolle  sind  in  zwei  Exemplaren  anzufertigen,  von  welchen  das 
eine  an  den  Generalgouverneur  abzusenden,  das  andere  bei  Gericht  zu 
deponieren  ist. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sollen  die  in  Algier  bestehenden 
Vorschriften  lediglich  insoweit  aufheben,  als  sie  die  Feststellung  und 
Verfolgung  der  Uebertretungen  dieser  Verordnungen  betreffen. 

Art.  25.  Der  Generalgouverneur  von  Algier  soll  alljährlich  an  den 
Handels-  und  Industrieminister  einen  Bericht  über  die  Durchführung  dieser 
Verordnungen  und  über  die  ihm  angemessen  erscheinenden  Aendernngen 
erstatten. 

Art.  26.  Was  die  Durchführung  der  in  den  Artikeln  7-  22  dieser 
Verordnungen  und  der  in  den  im  Art  '27  vorgesehenen  Verordnungen  des 
Generalgouverneurs  enthaltenen  Bestimmungen  betrifft,  so  sollen  die 
Ingenieure  und  Kontrolleure,  bevor  sie  ein  Protokoll  aufnehmen,  an  die 
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Betriebsleiter  die  Aufforderung  richten,  den  besagten  Verordnungen  nach- 
zukommen. 

Diese  Aufforderung  soll  schriftlich  in  ein  stets  zur  dienstliche» 
Verwendung  bereitliegendes  Register  eingetragen  werden;  sie  soll  datiert 
und  unterzeichnet  sein,  die  festgestellten  Uebertretungen  angeben  und 
einen  Termin  bestimmen,  innerhalb  dessen  diese  Uebertretungen  beseitigt 
sein  sollen.    Dieser  Termin  soll  nicht  unter  Monatsfrist  bemessen  sein. 

Innerhalb  14  Tagen  nach  Empfang  der  Aufforderung  kann  der  Betriebs- 
leiter, falls  er  dies  für  angemessen  erachtet,  eine  Reklamation  an  den  General- 
gouvemeur  richten.  Letzterer  kann  dann,  auf  Grund  eines  event.  einzuholenden 
Gutachtens  des  Ressort-Hygienebeirat.es,  die  Aufforderung  modifizieren, 
oder  den  für  ihre  Durchführung  bestimmten  Tennin  verlängern. 

Eine  Mitteilung  von  dieser  Entscheidung  ist  dein  Betriebsleiter 
auf  administrativem  Wege  zu  machen.  Der  Ingenieur  ist  davon  zu  ver- 
standigen. 

Art.  27.  Nach  Massgabe  der  festgestellten  Notwendigkeit  soll  der 
Generalgouvornonr ,  nach  eingeholtem  Gutachten  des  Hygienebeirates, 
SpezialVerordnungen  für  bestimmte  Industrien  oder  für  bestimmte  Arbeits- 
arten erlassen. 

Art.  28.  Die  Eigentümer,  Direktoren  oder  Betriebsleiter  der  dieser 
Verordnung  unterstellten  Betriebe,  die  ihren  Bestimmungen  zuwiderhandeln, 
sollen  vor  das  Polizeigericht  gestellt  werden  und  verwirken  eine  Busse  von 
5  bis  15  Franken. 

Keine  Strafe  soll  ausgesprochen  werden,  falls  es  erwiesen  ist,  dass 
der  Unternehmer  über  das  Alter  einer  beschäftigten  Person  irregeführt 
wurde. 

Die  Betriebsleiter  sind  für  die  gegen  ihre  Direktoren  und  Geschäfts- 
führer enranirenen  Verurteilungen  eivilrechtlich  verantwortlich. 

Art.  29.  Im  Recidivfalle  soll  der  Zuwiderhandelnde  immer  zur  höchst- 
zulässigen Strafe  verurteilt  werden.  Der  Recidivfall  wird  angenommen, 
sobald  der  Zuwiderhandelnde  innerhalb  der  letzten  12  Monate  wegen  einer 
gleiehon  Zuwiderhandlung  bestraft  wurde. 

Im  Falle  des  Zusammentreffens  mehrerer  Zuwiderhandlungen,  welche 
diese  Busse  für  Rück  Billigkeit  im  Gefolge  hatten,  wird  die  Strafe  so 
vielfach  auferlegt,  als  neue  Zuwiderhandlungen  konstatiert  wurden. 

Art,  3<>.  Die  auf  Grund  der  beiden  vorstellenden  Artikel  verhängten 
Strafen  können  gleichzeitig  zu  anderen  Strafen,  insbesondere  auf  Grund 
<3er  Art.  311*  und  32<>  des  Code  penal,  sowie  zu  der  civilrechtlichen 
Schadenersatzpflicht  hinzutreten. 

Art.  31.  Die  Unternehmer  und  Betriebsleiter  sind  verpflichtet,  diese 
Verordnung  in  einer  sichtbaren  Weise  in  ihren  Betneben  auszuhängen. 
Die  Busse  für  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Spezialbestimmung  beträgt 
1—5  Frs.  und  darf  letztern  Betrag  auch  im  Recidivfalle  nicht  übersteigen. 

Art,  32.  Diese  Verordnung  tritt  drei  Monate  nach  ihrer  Promulgation 
in  Kraft. 

Art.  33.  Der  Ministerpräsident,  der  Minister  des  Tunern,  der  Staats- 
siegelbewahrer, der  Justizminister,  der  Handels-,  Industrie-,  Post-  und 
Telegraphenminister  und  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiton  sind  mit 
der  Ausführung  dieser  Verordnung,  soweit  sie  einen  jeden  von  ihnen  betrifft, 
betraut:  die  Verordnung  soll  im  Journal  ofhYiel,  im  Bulletin  des  lois  und  im 
Bulletin  oftieiel  du  gouvernement  gem'ral  de  TAlgcrie  veröffentlicht  werden. 
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II.  Art.  1.  Die  Bedingnishefte  bei  allen  in  Algier,  sei  es  im  Namen 
des  Staates,  sei  es  in  dem  Algiers,  sei  es  im  Submissionswege,  sei  es  frei- 
händig vergebenen  öffentlichen  Arbeiten  oder  Lieferungen,  sollen  Be- 
stimmungen enthalten,  durch  welche  der  Unternehmer  sich  verpflichtet, 
den  nachfolgenden  Bedingungen  in  Bezug  auf  die  Arbeitsverhältnisse  bei  diesen 
Arbeiten  oder  Lieferungen  nachzukommen,  und  zwar  auf  den  Bauplätzen  oder 
Werkstätten,  welche  organisiert  werden  oder  der  Approvisionierung  dienen : 

1.  Den  Arbeitern  und  Angestellten  einen  wöchentlichen  Ruhetag  zu 
sichern. 

2.  Fremde  Arbeiter  nur  innerhalb  der  durch  die  Verwaltungsbehörde 
je  nach  Natur  der  Arbeit  und  der  Gegend,  in  der  sie  ausgeführt  werden 
muss.  bestimmten  Grenze  zu  beschäftigen. 

3.  Die  tägliche  Arbeitsdauer  auf  die  für  jede  Arbeiterkategorie  in 
der  betr.  Stadt  oder  im  Bezirke  je  nach  der  Jahreszeit  übliche  Normal- 
arbeitszeit zu  beschränken. 

In  Fällen  absoluter  Notwendigkeit  braucht  der  Unternehmer,  nach 
eingeholter  Spezialeinwilligung  der  Verwaltungsbehörde,  die  Bestimmungen 
der  Absätze  1  und  3  dieses  Artikels  nicht  zu  berücksichtigen.  Die  von 
den  Arbeitern  in  dieser  Weise  geleistete  Ueberarbeit  soll  eine  Lohn- 
erhöhung zur  Folge  haben,  für  die  die  näheren  Bestimmungen  in  die*  Be- 
dingnishefte aufzunehmen  sind. 

Art.  2.  Der  Unternehmer  darf  nur  in  dem  Falle  einen  Teil  der 
Arbeit  oder  der  Lieferung  auf  einen  Subunternehmer  übertragen,  wenn  er 
hierzu  seitens  der  Verwaltungsbehörde  eine  besondere  Einwilligung  erhielt, 
und  auch  dann  nur  unter  dem  Vorbehalte,  dass  er  der  Verwaltungsbehörde 
ebenso  wie  auch  den  Arbeitern  und  Dritten  gegenüber  persönlich  verant- 
wortlich bleibt. 

Eine  Klausel  des  Bedingnishoftes  wird  auf  Grund  der  Verordnung 
vom  2.  März  1H58  und  des  Regierungsbesehlusses  vom  21.  März  185S  das 
Verbot  der  Subkontraktarboit  (marchandage)  enthalten. 

Art.  3.  Die  Verwaltungsbehörden  werden  mit  der  Feststellung  und 
Kontrolle  der  normalen  und  üblichen  täglichen  Arbeitsdauer  betraut. 

Art.  4.  Wenn  wiederholte  Verletzungen  der  Arbeitsbedingung  seitens 
eines  Unternehmers  konstatiert  worden  sind,  kann  der  Minister,  für  die 
im  Namen  des  Staates,  oder  der  Goneralgouvorneur,  für  die  im  Namen 
von  Algier  geschlossenen  Verträge,  vorbehaltlich  der  Anwendung  der  im 
Bedingnisheft  vorgesehenen  Strafsauktionen,  durch  allgemeine  Verwaltungs- 
massregel  entscheiden,  dass  dieser  Unternehmer  für  bestimmte  Zeit  oder 
für  immer  von  der  L^ebertragung  von  Lieferung  oder  Arbeiten  seitens  ihrer 
Verwaltungsabteilung  ausgeschlossen  sei. 

Art.  5.  Der  Ministerpräsident,  der  Minister  des  Innern,  der  Finanz- 
minister,  der  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphenminister  und  alle 
anderen  Minister  sind,  soweit  es  einen  jeden  von  ihnen  betrifft,  mit  der 
Durchführung  dieser  Verordnung  betraut,  die  im  Journal  ofticiel,  im 
Bulletin  des  lois  und  im  Bulletin  ofticiel  du  gouvernement  de  l'Algerie 
veröffentlicht  werden  soll. 

III.  Verordnung  betr.  die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung 
öffentlicher  Arbeiten  durch  die  Bezirks  Verwaltungsbehörden  in  Algier, 
vom  21.  März  1902. 

( Uebereinstiinmend  mit  der  vorstehenden  Verordnung.) 

Arbetterschntz.  \  1 
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IV.  Verordnung  betr.  die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung 
öffentlicher  Arbeiten  durch  die  Gemeindebehörden  und  Armenbehörden 
in  Algier,  vom  2L  März  1902. 

i Uebereinstimmend  mit  der  Verordnung  II). 


VI.  Grande  Bretagne:  Colonies.   Britische  Kolonien. 

Canada:  Provinz  Nova  Scotia. 

Gesetz  zum  Schutze  der  in  Fabriken  beschäftigten  Personen. 

i  Angenommen  am  4.  April  15*01., 
(Auszugsweise  wiedergegeben.) 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Fabrikgesetz  von  \ova  Scotia"  („The  N»>va 
Scotia  Factories  Act"  i  citiert  werden. 
*2.  Detinitionen  der  Begriffe: 

1)  a.  Als  Fabrik  ..factory  ist  anzusehen  jedes  (Grundstück,  Bauplatz. 
Werkstätte.  Gerüste  und  jeder  sonstige  Raum  oder  Platz,  in  oder  auf 
welchem  Dampf.  Wasser  oder  eine  andere  mechanische  Kraft  zum  Betrieb 
einer  Maschine  angewendet  wird,  rlio  dazu  dient,  irgend  einen  Artikel. 
Gegenstand,  Stoff  zu  produzieren,  verarbeiten  oder  sonstwie  zu  bearbeiten 
oder  zu  irgend  einem  andern  damit  in  Zusammenhange  stehenden  ge- 
werblichen I'rozess  Verwendung  findet:  b.  jeder  andere  Hauplatz,  Werk- 
statte, Gerüste.  Kaum  oder  Patz,  auf  welchen  der  Staatsrat  durch  eine 
in  der  „Royal  Gazette"  zu  vorötfent Hellende  Verordnung  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  als  anwendbar  erkarr.  -  2i  Als  T  n  s  p  e  k  t  o r  >  „Fnspeetor"  , 
ist  der  durch  den  Staatsrat  auf  Grund  und  zum  Zwecke  der  Durchführung 
dieses  Gesetzes  ernannte  Inspoctor  anzusehen  i  Lokalkoinpctonz  der  Fn- 
spektm  em.  —  3 .  Als  I'nternehmer  i  ..Employer"  <  gilt  jede  F'erson.  die, 
sei  es  als  Eigentümer,  sei  es  als  Direktor,  Verwalter.  Aufseher  oder  als 
Fieamter  eines  I'rivateigentümers.  einer  Firma,  (Gesellschaft  oder  Genossen- 
schaft, eine  Fabrik  verwalte!  mul  Menschen  ilarin  boschäft igt .  —  4  i  [Woche 
i ,.  Week"  i].  —-  5i  Als  Kind  t..child"i  gilt  jede  Person  im  Alter  unter  14 
.Fahren.  —  H.  Als  ..j  u  ge  n  d  I  i  c  h  e  Arbeiterin"  '  „young  girl";  gilt  ein 
Mädchen  im  Alter  zwischen  14  und  18  Jahren.  7  i  |F  r  a  u  < ..  Woman"  >]. 
8.  Als  Eltern  ..Pitrent.s"  i  werden  angesehen  die  Kitern.  der  Vormund  und 
ausserdem  jede  Person,  deren  Obhut  oder  Aufsicht  ein  Kind  oder  ein  junges 
Mädchen  anvertraut  ist  oder  die  aus  dem  Lohne  derselben  einen  direkten 
Nutzen  zieht.  -  !>i  (Gericht  i  ..Court"  i.  H';  Maschinenbetrieb 
>  ..Millgcaring"  ] 

A  u  w  e  ii  d  u  u  g   des   ( i  e  s  e  t  z  e  s. 

3.  [Zulässigkeit  der  Ausdehnung  uiul  der  Ausnahmen  auf  administrativem 
Wege.] 

4.  I,  Die  Bestimmungen  dieses  (Jesetzes,  betr.  ai  die  Reinlichkeit,  iFen 
Scliutz  vor  Abflüssen,  die  loberlülluug  und  die  Ventilation  der  Fabriken: 
b  die  Beschäftigung  der  Kinder,  jugendlicher  Arbeiterinnen  und  Frauen 
in  einer  F^abrik  und  der  Aufenthalt  derselben  in  den  Arbeitsräumen  während 
der  Mahlzeitspausen  ;  ci  die  Anschläge  in  den  Fabriken  (Art.  37),  mit  Aus- 
nahme des  Anschlages  des  Namens  und  der  Adresse  des  Fnspektors:  und 
di  die  AnzeigepHii-ht  bei  Unfällen,  sind  nicht  anwendbar   auf  Betriebe  in 
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Pi  ivathAusem,  in  welchen  weder  Dumpf  oder  Wasser  noch  irgend 
eine  andere  mechanische  Kraft  benutzt  wird,  und  in  welchen  nur  Mit- 
glieder der  das  betreffende  Haus  bewohnenden  Familie  beschäftigt  werden. 

5.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Huden  keine  Anwendung  auf 
einen  Mechaniker,  Handwerker  oder  sonstigen  Arbeiter,  der  in  einem 
Betriebe  mit  der  Reparatur  einer  Maschine  oder  eines  Maschinenteiles 
beschäftigt  ist. 

Sanitäre  Vorschriften. 
o\  [Ii  Reinlicher  Zustand   der  Fabriken    und  Schutz   vor  Abflüssen. 
2   Verbot,  jeder  gesundheitsschädlichen  Feberfüllung  der  Fabriken.    3)  Ven- 
tilation.    4)    Reinlicher  Zustand  der   für    beide  Geschlechter  getrennten 
Klosetts  und  Pissoirs.  5.i  Bestimmungen  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung.] 

7.  [Kompetenzen  des  Inspektors  zur  Anordnung  von  Massnahmen,  die 
zur  Durchführung  der  Sanitätsbest immungen  erforderlich  sind.] 

8.  [Ii  Solidarische  Verantwortlichkeit  der  Unternehmer  in  Gesellschafte- 
rinnen für  die  Durchführung  der  sanitären  Vorschriften.  2i  Ermächtigung 
des  Fnbrikiuspektors,  zur  Inspektion  einen  Arzt  oder  einen  Beamten  der 
Sanitatsbehörde  zuzuziehen.] 

!>.  [Ii  Verbot,  der  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendlichen  Arbeite- 
rinnen und  Frauen  in  Betrieben,  in  welchen  die  Gesundheit  derselben 
einer  dauernden  Gefährdung  ausgesetzt  werden  kann.  2 ;  Febortretung  der 
Bestimmungen  des  Art.  9  Ii  strafbar  mit  Busse  bis  zu  UM»  Doli.  bezw. 
Gefängnis  bis  zu  ♦>  Monaten.] 

in.  [1  ;  Verbot  von  Betrieben,  in  welchen  die  Sicherheit  einer  ange- 
stellten Person  bedroht  oder  ihre'  (Gesundheit  dauernd  gefährdet  ist. 
'2*  Febertretung  strafbar  Busse  bis  zu  3t*  >  Doli.  bezw.  Gefängnis  bis  zu 
hinein  Jahre).] 

Bfisc h  ü f  r  i  g  u  n  g  u  n  d   A  r  b  e  i  t  s d  a  u  e  r. 

I  1.  [Verbot.  Kinder  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  (Gesetzes  in 
Fabriken  zu  beschäftigen:  Febertretung  mit  Busse  bis  100  Doli.,  bezw. 
mit  Gefängnis  bis  zu  «i  Monaten  strafbar.] 

12.  Ii  Knaben  und  Mädchen  unter  14  Jahren  dürfen  in  den  Monaten 
Juli.  August,  September  und  Oktober  jedes  Jahres  mit  dem  Einsammeln 
der  Früchte  und  (Gemüse  zum  Einmachen  und  Dörren  und  mit  allen  dein 
Einmachen  und  Dörren  vorausgehenden  oder  damit  zusammenhängenden 
Hilfsarbeiten  beschäftigt  werden.  2»  Die  Arheitsräume.  in  welchen  diese 
Knaben  und  Mädchen  beschäftigt  sind,  sollen  von  den  übrigen  Arbeifs- 
räunien.  in  welchen  das  Kochen,  Einmachen  und  Dörren  der  Fl  üchte  und 
(feniüse  vor  sich  geht,  getrennt  sein. 

13.  [Ermächtigung,  in  administrativem  Wege  die  Beschäftigung  der 
Mielchen  unter  IS  und  der  Knaben  unter  H»  Jahren  in  gefährlichen  und 
gesundheitsschädlichen  Betrieben  zu  verbieten.] 

14.  Jede  in  einer  Fabrik  angetroffene  Person  soll  als  in  dieser  Fabrik 
beschäftigt  angesehen  werden,  ausser  wenn  dies  zur  Zeit  einer  Mahlzeits- 
pause geschieht,  oder  zu  einer  Zeit,  in  der  alle  Maschinen  stillstehen,  oder 
wenn  diese  Person  bloss  den  in  der  Fabrik  Beschäftigten  das  Essen  zu- 
fügt.   2)  Bei  der  Durchführung  der  Bestimmungen  fies  Art.  14  1)  gelten 
'lie  mit  der  Fabrik  zusammenhängenden  Plätze.  Warteräume  etc.,  in  welchen 
weder  eine  Maschine  steht  noch  irgend  eine  Arbeit  verrichtet  wird,  nicht 
Ji's  Teile  der  Fabrik. 

11* 
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15.  [Beweisest  für  das  Vorhandensein  dos  gesetzlichen  Kindesalters 
obliegt  dein  belangten  Unternehmer). 

15.  [Alle  bei  irgend  welcher  Art  von  Roinigungs-  oder  Hilfsarbeiten 
beschäftigten  Kinder,  jugendlichen  Arbeiterinnen  oder  Frauen  sind  als  in 
der  Fabrik  beschäftigt  anzusehen.] 

16.  [Jede  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendlichen  Arbeiterinnen 
und  Frauen  soll  als  ungesetzlich  und  die  Gesundheit  der  Angestellten 
dauernd  gefährdend  angesehen  werden:  1)  wenn  die  Arbeitszeit  der- 
selben länger  als  10  Stunden  täglich  oder  60  Stunden  wöchentlich  dauert, 
vorbehaltlich  einer  verschiedenen  Anordnung  der  täglichen  Arbeitsdauer, 
einzig  und  allein  zum  Zwecke  der  Kürzung  der  Arbeitsdauer  am  Sonntag: 
2)  wenn  der  Unternehmer  den  Kindern,  jugendlichen  Arbeiterinnen  und 
Frauen  nicht  eine  tägliche  Mittagspause  von  zumindest  einer  Stunde  ge- 
währt, welche  Stunde  aber  nicht  in  die  tägliche  Arbeitsdauer  einzurechnen 
ist ;  3  j  wenn  der  Unternehmer  entgegen  einer  Anordnung  des  Fabrik- 
inspoktors  die  Einnahme  der  Mahlzeiten  in  den  Arbeitsräumen  gestatte!, 
oder  trotz  einer  Anordnung  des  Fabrikinspektors  den  Angestellten  nicht 
einen  zur  Einnahme  der  Mahlzeiten  geeigneten  Raum  zur  Verfügung 
stellt.] 

17.  [I  i  Zulässigkeit  der  Beschäftigung  der  Flauen  in  den  Monaten 
Juli  bis  Oktober  bis  über  9  Uhr  abend  bei  Arbeiten,  die  mit  dem  Kon- 
servieren von  Früchten  und  Gemüse  zusammenhängen :  Beschränkung  der 
Zulässigkeit  derartiger  Nachtarbeit  auf  im  ganzen  20  Tage:  Führung  einer 
Kontrolle  darüber.  2i  An  Tagen,  an  welchen  eine  Frau  länger  als  bis 
7  Uhr  arbeitet,  soll  ihr,  ausser  der  1 -stündigen  Mittagspause,  zwischen 
5  und  8  Uhr   eine  Pause  von  mindestens    15  Minuten  gewährt  werden.] 

18.  [Ii  Ermächtigung  der  Fabrikinspektion,  bei  Betriebsstörung 
infolge  einer  Beschädigung  des  Motors  oder  der  Maschinerie,  oder  infolge 
der  Gewohnheiten  oder  Bedürfnisse  einer  bestimmten  Industrie,  Uoborzeit- 
bewilligungen  zu  erteilen;  2)  doch  a;  darf  die  Arbeitszeit  der  Kinder, 
jugendlichen  Arbeiterinnen  und  Frauen  nicht  vor  6  Uhr  morgens  beginnen 
und  nicht  bis  nach  J>  Uhr  abends  dauern;  bi  darf  die  Arbeitszeit  derselben 
nicht  mehr  als  12*/^  Stunden  täglich  und  72V4  Stunden  wöchentlich  betragen  : 
ci  darf  die  Ueberzeitbewilligung  für  höchstens  86  Tage  im  Laufe  der 
12  Monate  erteilt  werden,  worüber  eine  Kontrolle  zu  führen  ist;  idi  iden- 
tisch mit  Art.  17  2::  ei  müssen  die  Ueberzeitbewilligung  und  die  Be- 
dingungen derselben  durch  Anschlag  bekannt  gegeben  werden.] 

UK  [Rogisterführung  über  die  Uoborzoithowilligung  durch  den  Unter- 
nehmer.] 

S  i  c  h  e  r  h  ei  t. 

20.  [Ii  Anordnung  der  Einfriedigung  und  Verkleidung  aller  gefähr- 
lichen Maschinen  oder  Maschinenteile.  2,  Bei  Zuwiderhandlung  Anwen- 
dung der  Bestimmungen  des  Art.  10  I  i.] 

21.  [Verbot.  1 1  jugendliche  Arbeiterinnen  und  Frauen  beim  Putzen 
von  im  Gange  befindlichen  Maschinen:  i2i  jugendliche  Arbeiterinnen 
zwischen  Transmissionen  und  fixen  Maschinenteilen  einer  durch  Dampf, 
Wasser  oder  irgend  eine  andere  mechanische  Kraft  getriebenen  Maschine 
zu  verwenden:  3)  Behandlung  der  Uebertrefungen.] 

22.  [Voikehrungen  gegen  Feuersgefahr.] 

23.  [Bestimmungen  betr.  die  Mietsfabriken  (Eigentümer  für  Gesetzes- 
übertretungen des  Unternehmers  mitverantwortlich).] 


Digitized  by  Google 


—    167  — 


Unfälle. 

24.  [Verpflichtung  des  Unternehmers,  jeden  Unfall,  der  für  länger 
als  6  Tage  eine  Arbeitsunfähigkeit  der  betroffenen  Person  nach  sich  zieht, 
.lern  Inspektor  schriftlich  anzuzeigen,  bei  Busse  bis  zu  30  Doli,  im  Unter- 
lassungsfalle.] 

25.  [Verpflichtung  des  Unternehmers,  bei  Busse  bis  zu  30  Doli,  im 
Hntorlassungsfalle,  jede  Explosion  im  Betriebe  dem  Inspektor  schriftlich 
mitzuteilen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Explosion  die  Verletzung  einer 
Person  nach  sich  zog  oder  nicht.] 

26.  [Verpflichtung  des  Unternehmers,  bei  Busse  bis  zu  30  Doli,  im 
rnterlassungsfalle,  joden  durch  einen  Unglückszufall  verursachten  Todesfall 
oder  Unfall  dem  Inspektor  schriftlich  mitzuteilen. 

Inspektion. 

27.  [Ermächtigung  des  Staatsrates,  im  administrativen  'Wege  1) 
Reglemente  für  die  Inspektoren  auszuarbeiten:  2)  einen  oder  mehrere 
Fabrikinspektoren  anzustellen  und  ihre  Bezüge  festzusetzen;  3)  die 
Amtsbezirke  und  Amtssitze  der  Inspektoren  zu  bestimmen.] 

28.  [Ermächtigung  des  Staatsrates  zur  Anstellung  weiblicher  Fabrik- 
inspektoren.] 

29.  1)  [Kompetenz  der  Inspektoren:  ai  jederzeit  bei  Tag  oder  bei 
Nacht  zum  Zwecke  der  Inspektion  die  Fabrik  zu  betreten;  b)  die  Vor- 
weisung aller  gesetzlich  vorgeschriebenen  Register  etc.  zu  verlangen; 
<•)  bei  Widerstand  einen  Schutzmann  in  die  Fabrik  mitzubringen; 
d)  alle  notwendigen  Erhebungen  und  Untersuchungen  vorzunehmen; 
e.i  alle  im  Betrieb  angetroffenen  Personen  als  Zeugen  und  fi  event. 
unter  Eid  zu  vernehmen:  g)  alle  anderen  Handlungen  auszuüben,  die  zur 
Durchführung  dieses  Gesetzes  nötig  sind.  2j  Verpflichtung  des  Unter- 
nehmers und  aller  seiner  Angestellten,  dem  Inspektor  jede  verlangte 
Beihilfe  zu  leisten.] 

30  und  31.  [Administrative  Durchführung  der  Inspektion.  Legitimierung 
des  Inspektors,  ohne  Zustimmung  des  Unternehmers  die  Arbeitsstätte  zu 
betreten:   1)  auf  Grund  eines  Erlasses    des  Staatsrates:    2)   auf  Grund 
einer   Ermächtigung    durch    den    Friedensrichter    oder    die  Ortsbehörde 
stipendiarv  magistrate).] 

32.  [Bestimmungen,  betr.  die  Bestrafung  von  Personen,  die  einen 
Inspektor  an  seiner  Amtstätigkeit  hindern  Maximum:  100  Doli.  bezw. 
3  Monate).] 

33.  [Jahresberichte  der  Inspektoren.) 

Verse  hie  d  e  n  e  s. 

34.  I)  [Anzeige  der  Betriebsorötfnung  an  den  Inspektor;  2  Register- 
führung.] 

35.  [Administrative  Durchführung  der  Registerpflicht.] 

3ö.  [Strafbestimmungen  für  falsche  Eintragungen  und  Anzeigen 
Maximum:  100  Doli,  bezw.  »J  Monate i.] 

37.  ])  Auf  jeder  Thür  im  Betrieb  und  allen  sonstigen  vom  Inspektor 
zu  bezeichnenden  Stellen  ist  anzugeben:  a.  die  gesetzliche  Arbeitsdauer 
tür  Kinder,  jugendliche  Personen  und  Frauen:  bi  der  Xaiue  und  die 
Adresse  des  Inspektors;  ei  die  Uhr.  nach  welcher  der  Betrieb  sich 
richtet;  d)  event.  sonstige  Angaben.  2i  [Form  dieser  Anschlüge. 
3   Bussen  auf  Zuwiderhandlung  ^Maximum:  1<M>  Doli.  bezw.  3  Monate.] 


Digitized  by  Google 


-    168  - 

Bussen,  Strafen  und  Verfahren. 

38.  [Bestrafung  der  Eltern  der  gesetzwidrig  beschäftigten  Kinder 
und  jugendlichen  Arbeiterinnen  mit  Busse  bis  zu  50  Doli,  event.  Gefäng- 
nis bis  zu  8  Monaten.] 

39)  [Nicht  anderweitig  strafbelegte  Uebertretungen  dieses  Gesetzes, 
bezw.  der  zu  seiner  Durchführung  erlassenen  Verordnungen  haben  für  den 
Unternehmer  eine  Busse  bis  zu  50  Doli.  bezw.  Gefängnis  bis  zu  3  Mo- 
naten zur  Folge.] 

[Ermächtigung  der  Gerichte,  anzuordnen,  dass  die  Arbeitsbedingungen 
eines  Betriebes  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  bringen  sind,  und,  falls  dies 
nicht  erfolgt,  für  jeden  Tag  nach  Ablauf  des  Termines  den  Unternehmer 
mit  einer  Busse  bis  zu  10  Doli,  zu  belegen.] 

41 — 46.  Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens  bei  Uebertretungen  dieses 
Gesetzes.] 

S  c  h  e  d  u  1  e. 

Formular  e. 

A.  Form,  für  eine  Kontrolle  der  Arbeitszeit  (Art.  37). 

B.  ..        .,    Unfallsanzeigen    (Art.  2(1). 

C.  „        ,,    Anzeige  der  Betriebserotf'nung  (Art.  31  Ii. 

D.  das  Register  der  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiterinnen  (Art.  34  2i. 

Provinz  Quebec. 

Schiedsgerichtsgeseta,  1901. 

Abschnitt  I. 

1.  Dieses  Gesetz  kann  als  das  „Lohnstreitigkeitsgesetz  von  Quebec" 
(„The  Quebec  Trade  Disputes  Act"i  bezeichnet  werden. 

2.  In  diesem  Gesetz  bedeutet  das  Wort  ..Unternehmer"  ( „emplover") 
irgend  eine  Person  oder  inkorporierte  oder  nicht  inkorporierte  Gesellschaft, 
die  wenigstens  10  Arbeiter  in  demselben  Geschäft  angestellt  hat.  Das 
Wort  „Angestellter"  i  „eniployee"  i  bedeutet  irgend  eine  Person,  die  bei 
einem  Unternehmer,  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  in  Stellung  ist. 

3.  Gegenstand  einer  Beschwerde  oder  Streitigkeit  kann  gemäss  dieses 
Gesetzes  eine  der  folgenden  Angelegenheiten,  in  Bezug  auf  welche  zwischen 
dem  Unternehmer  und  dem  Angestellten  eine  Meinungsverschiedenheit 
auftritt,  sein. 

a)  lieber  den  Lohn,  der  für  fertige  oder  fertigzustellende  Arbeit 
bezahlt  werden  soll,  mögen  diese  Meinungsverschiedenheiten  sich  auf  die 
Entlohnung  oder  auf  die  Arbeitsstunden  oder  Arbeitszeit  beziehen. 

b)  Ueber  den  einer  Arbeit  zugefügten  Schaden,  über  die  Verzögerung 
ihrer  Fertigstellung,  oder  darüber,  dass  die  Arbeit  nicht  auf  ordentliche 
und  gute  Weise  oder  nicht  nach  Vereinbarung  hergestellt  wurde,  oder 
über  die  Art    und  Qualität  des  den  Angestellten  beigestellten  Materials. 

cj  Ueber  den  Lohn  für  die  Gewinnung  irgend  eines  Minerals  oder 
einer  anderen  Substanz  aus  einem  Bergwerk  oder  aus  einem  Steinbruche, 
oder  über  die  besonderen  Bezüge,  welche  eventuell  für  Steinarbeit,  Abfall 
oder  Fehler  oder  andere  Ursachen,  infolge  derer  die  Gewinnung  oben 
genannter  Mineralien  verhindert  wird,  gemacht  werden. 
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d>  Ueber  die  Erfüllung  oder  Nichterfüllung  irgend  einer  schriftlichen 
oder  mündlichen  Festsetzung  oder  Vereinbarung. 

ei  Ueber  ungenügende  oder  ungesunde  Nahrung  oder  Vorräte,  «Ii** 
den  Angestellten  verabreicht  werden,  sofern  eine  Vereinbarung  betreffs 
Kost  oder  Verabreichung  von  Proviant  oder  Vorräten  irgend  welcher 
Art  besteht. 

f)  Leber  schlechte  Ventilation  oder  gefährliche  Platze  in  Bergwerken 
oder  ungesunde  Arbeitsräume  oder  Mangel  von  notwendigen  Einrichtungen 
in  solchen  Räumen  oder  Plätzen. 

g»  Ueber  die  Entlassung  oder  Anstellung  nach  Vereinbarung  irgend 
eines  Angestellten  oder  einer  Zahl  von  Angestellten. 

h>  Ueber  die  Entlassung  eines  oder  mehrerer  Angestellten  wegen 
ihres  Verkehrs  mit  irgend  einer  gewerblichen  oder  Arbeitsvereinigung. 

Keine  Beschwerde  oder  Streitigkeit  soll  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
Gegenstand  eines  Einigungsverfahrens  oder  eines  Schiedsgerichts  sein, 
sofern  weniger  als  In  Angestellte  an  einer  solchen  Beschwerde  oder  Streit 
beteiligt  sind. 

4.  Der  Gouverneurleutnant  kann  einen  Sekretär  des  Einigungsrats 
und  Schiedsrats  <  „Kegistrar  of  Councils  of  Conciliatiou  and  of  Arbitration"  j 
ziu-  Schlichtung  industrieller  Streitigkeiten  ernennen:  dieser  muss  dem 
Kreise  der  Personen,  die  andere  Stellungen  im  Staatsdienst  inne  haben, 
entnommen  werden. 

5.  Der  Sekretär  hat  die  Aufgabe: 

1)  Alle  Gesuche  der  Unternehmer  oder  Angestellten  entgegenzu- 
nehmen und  zu  registrieren  oder  sie  an  einen  Einigungsrat  oder  Schiedsrat 
wegen  irgend  einer  Streitigkeit  oder  Beschwerde  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
zu  verweisen. 

2i  Solche  Räte  zur  Besprechung  und  Entscheidung  irgend  einer 
Streitigkeit  oder  Beschwerde  einzuberufen. 

3i  Ein  Register  zu  führen,  in  das  die  Einzelheiten  aller  Streitig- 
keiten und  Beschwerden,  die  bei  einem  dieser  Räte  vorgebracht  werden, 
einzutragen  sind:  ein  Protokoll  über  die  Sitzungen  der  Räte  zu  führen 
und  das  Original  ihrer  Entscheidungen  aufzubewahren. 

4i  Alle  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  Sitzungen  eines  der  beiden 
Räte  beziehen,  zu  erlassen. 

5i  Alles  zu  veranlassen,  was  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  nötig 
ist,  und  alle  anderen  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  ihm  von  dem  Chef  der 
öffentlichen  Arbeiten  aufgetragen  werden. 

Ij  Der  Sekretär  ist  befugt,  Zwangsbefehle  zur  Vorladung  von  Zeugen 
zum  Erscheinen  und  zur  Aussage  vor  einem  Einigungs-  oder  Schiedsrat 
oder  zur  Vorlage  irgend  welcher  Schriftstücke  zu  erlassen,  die  sich  in 
deren  Besitz  befinden,  oder  zu  beiden  Zwecken  zugleich. 

A  b  s  c  h  n  i  1 1  II.    E  i  n  i  g  u  u  g  s  r  a  t. 

7.  Ii  Ein  Einigungsrat  zur  Schlichtung  irgend  einer  Streitigkeit  oder 
Beschwerde  soll  aus  4  Vermittlern  bestehen,  wovon  je  2  von  jeder  Streit- 
partei ernannt  werden  sollen. 

2)  Die  Ernennung  soll  schriftlich   beim  Sekretär  eingereicht  werden. 

3)  Jede  Partei  kann  das  Wahldokument  mit  den  Ernennungen  zu 
beliebiger  Zeit  nach  Ausbruch  des  Streits  beim  Sekretär  einreichen.  Hat 
nur  eine   der  beiden  Parteien  dein  Sekretär  ihre  Ernennungen  der  Ver 
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mittler  mitgeteilt,  so  hat  dieser  Beamte  der  anderen  Partei  von  den  Er- 
nennungen, die  er  erhalten,  Mitteilung  zu  machen. 

4)  Eine  Vakanz  in  einem  Einigungsrat  soll  durch  eine  Person  ersetzt 
werden,  die  von  der  Partei,  die  den  fehlenden  Vermittler  erwählte,  er- 
nannt wird. 

8.  Streitigkeiten  oder  Beschwerden  können  in  den  2  folgenden  Fällen 
an  einen  Einigungsrat  verwiesen  werden : 

1)  Wenn  die  Parteien  des  Streits  ein  Gesuch  beim  Sekretär  einreichen. 

2)  Wenn  auch  nur  eine  der  Parteien  ein  Gesuch  einreicht. 

9.  Der  Sekretär  wird  nach  Empfang  eines  Gesuchs  beider  oder  einer 
der  Parteien  das  erhaltene  Gesuch  dem  in  der  oben  angegebenen  Weise 
gebildeten  Einigungsrat  vorlegen,  und  er  wird  alle  Anordnungen,  die  ihm 
vom  Einigungsrat  zur  Schlichtung  einer  Streitigkeit,  oder  Beschwerde  erteilt 
werden,  ausführen. 

10.  Jede  Streit-  oder  Beschwerdepartei  kann  durch  eine  oder  mehrere, 
aber  höchstens  3  Personen  vertreten  werden. 

11.  Jede  Partei  ist  durch  die  Handlungen  ihres  Vertreters  oder  ihrer 
Vertreter  gebunden. 

Beträgt  die  Zahl  der  Parteimitglieder  weniger  als  20,  so  müssen  der 
oder  die  Sachwalter  der  Partei  durch  ein  Schriftstück,  das  von  allen 
diesen  Personen  unterzeichnet  und  dem  Sekretär  übergeben  werden  muss, 
bevollmächtigt  werden. 

Beträgt  die  Zahl  der  Beteiligten  20  oder  mehr,  so  müssen  der  oder 
die  Sachwalter  in  einer  diesen  Personen  angemessen  erscheinenden  Art 
bezeichnet  oder  erwählt  werden. 

Eine  Abschrift  dos  die  Sachwalter  erwählenden  Beschlusses  (falls  ein 
solcher  vorhanden)  soll  zugleich  mit  einer  Erklärung  des  Vorsitzenden  der 
Versammlung  (falls  eine  stattgefunden),  dass  der  Beschluss  ausgeführt 
werden  soll,  dem  Sekretär  übergeben  und  von  diesem  als  Protokoll  der 
Wahl  aufbewahrt  werden. 

12.  Die  Streitparteien  sollen,  wenn  möglich,  eine  gemeinschaftlich 
geschriebene  Darlegung  ihres  Falles  aufstellen.  Stimmen  sie  jedoch  darin 
nicht  überein,  so  soll  von  jeder  Partei  eine  schriftliche  Darstellung  ver- 
fasst  werden. 

Die  Darstellung  oder  die  Darstellungen  sollen  dem  Sekretär  vor  der 
Sitzung  des  Einigungsrates  zugestellt  weiden. 

13.  Haben  die  Parteien  ihre  Vermittler  genannt,  so  beruft  der 
Sekretär  schriftlich  eine  Versammlung  der  Vermittler  auf  einen  von  ihm 
zu  bestimmenden  Tag  und  Ort  ein. 

14.  I  i  Nachdem  der  Einigungsrat  von  dem  Streit  und  den  Thatsachen 
Kenntnis  genommen,  die  Parteien  gehört  und  versucht  hat,  sie  zu  ver- 
söhnen, übermittelt  der  Einigungsrat  dem  Sekrotär  einen  Bericht,  der  das 
Ergebnis  seiner  Bemühungen  darlegt. 

2)  Zeigt  dieser  Bericht,  dass  es  dem  Einigungsrat  nicht  gelang,  eine 
Schlichtung  des  Streits  herbeizuführen,  so  übermittelt  der  Sekretär  nach 
Empfang  des  Berichts  jeder  der  streitenden  Parteien  eine  von  ihm  be- 
glaubigte Abschrift,  worauf  jede  Partei  den  Sekretär  ersuchen  kann,  den 
Streif  an  den  Scliiedsrat  zur  Schlichtung  zu  verweisen. 

Abschnitt  ITT.  Scliiedsrat. 

15.  1)  Es  sollen  2  Schiedsräte  eingesetzt  werden:  Ein  Schiedsrat  zur 
Schlichtung  anderer  Streitigkeiten  als  der  zwischen  Eisenbahn-  einschliess- 
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lieh  Strassenbahn-Gesellschaften  und  Lohnarbeitern,  dio  beim  Eison- 
bahnbau  und  -Verkehr  angestellt  sind  und  zweitens  ein  Schiedsrat  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Eisenbahngesellschaften  und 
Lohnarbeitern,  die  zum  Eisenbahnbau  und  -Verkehr  an  Eisenbahnen  ange- 
stellt sind. 

2  t  Jeder  Schiedsrat  soll  aus  3  Mitgliedern,  britischen  Staatsange- 
hörigen, bestehen,  die  vom  Staatsrate  ernannt  werden. 

3i  Ein  Mitglied  wird  auf  Vorschlag  der  Angestellten,  ein  zweites  auf 
den  der  Unternehmer  ernannt.  Diese  beiden  Mitglieder  können  innerhalb 
21  Tagen  nach  ihrer  Ernennung  dem  Staatsrat  die  Namen  einiger  unpartei- 
ischer Personen  für  die  Wahl  des  dritten  Mitgliedes  und  Vorsitzenden 
des  Rates  nennen. 

4  t  Falls  die  oben  genannten  2  Mitglieder  die  Namen  unparteiischer 
Personen  nicht  nennen  können,  so  erwählt  der  Staatsrat  zum  Vorsitzenden 
eine  erfahrene  unparteiische  Persönlichkeit,  die  pei'sönlich  mit  keinem 
Geschäft  und  keiner  Industrie  in  Verbindung  steht,  noch  daran  beteiligt 
ist,  noch  infolge  ihrer  frühereu  Thfttigkeit,  ihres  früheren  Berufes  oder 
durch  andere  Einflüsse  auf  die  Seite  der  Unternehmer  oder  der  Ange- 
stellten zu  neigen  scheint. 

5)  Diese  Person  kann  Vorsitzender  beider  Kate  sein. 

6)  Sobald  als  möglich  nach  vollständiger  Konstituierung  des  Rates 
sollen  die  Namen  der  Mitglieder  dieses  Rates  vom  Sekretär  in  der 
..Quebec  OfHcial  Gazette"  veröffentlicht  werden. 

7)  Der  Staatsrat  kann  auf  den  Vorschlag  einer  Partei  die  Ernennung 
eines  Mitgliedes,  das  auf  den  Vorschlag  dieser  Partei  hin  gewählt  wurde, 
für  ungiltig  erklären. 

8)  Die  Amtsdauer  eines  Mitgliedes  eines  der  beiden  Häte  soll 
2  Jahre  betragen.  Am  Ende  dieser  Zeit  und  jeder  folgenden  2  Jahre 
soll  eine  neue  Wahl  der  Mitglieder  in  der  oben  genannten  Weise  .stattfinden. 

ii)  Jedes  Mitglied,  das  sich  von  seinem  Amt  zurückzieht,  ist  wieder 
wählbar. 

10)  Falls  der  Vorsitzende  eines  Rates  zahlungsunfähig  wird,  einen 
Ansgloich  mit  seinen  Gläubigern  trifft,  oder  sein  Eigentum  oder  seinen 
Gehalt  seinen  Gläubigern  verpfändet,  oder  falls  irgend  ein  Mitglied  eines 
Verbrechens  überwiesen  wird,  so  verliert  es  dadurch  sein  Amt  als  Mit- 
glied des  Schiedsrates. 

1 1 )  Irgend  eine  Vakanz,  die  durch  Tod.  Verzicht  oder  einen  anderen 
Grund  in  einem  Rate  auftritt,  wird  durch  eine  Person,  die  vom  Staatsrat 
ernannt  wird,  für  die  Amtsdauer  oder  den  Rest  der  Zeit  je  nach  den 
Umstanden  t  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausgefüllt. 

12;  Ist  der  Vorsitzende  eines  Rates  durch  Krankheit,  Abwesenheit 
oder  andere  Gründe  zeitweilig  an  der  Ausübung  seines  Amtes  verhindert, 
so  kann  der  Staatsrat  eine  Person,  die  für  den  Vorsitzenden  die  Geschalte 
besorgt,  ernennen,  und  dieser  Stellvertreter  übernimmt  alle  Pflichten,  die 
durch  dieses  Gesetz  dem  Vorsitzendon  auferlegt  werden. 

131  Ist  irgend  ein  anderes  Mitglied  eines  Rates  i  ausser  dem  Vor- 
sitzendem durch  Krankheit  oder  durch  irgend  einen  anderen  Grund  fin 
der  Erfüllung  seiner  Pflichten  in  Bezug  auf  einen  Streit  verhindert,  so 
können  die  Parteien  durch  Namensunterschrift  in  die  vom  Staatsrat  bei 
einer  solchen  Vakanz  vorgenommenen  Ernennung  einwilligen.  Verweigert 
eine  der  Parteien  diese  Einwilligung,  so  bezeichnet  der  Richter  des  höheren 
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Gerichtshofes  des  Bezirks,  in  dem  der  Streit  ausgebrochen,  auf  das  Gesuch 
der  einen  Partei  hin  und,  nachdem  er  die  ihre  Einwilligung  verweigernde 
Partei  davon  benachrichtigt,  eine  Person,  die  statt  des  oben  genannten 
Mitgliedes  ernannt  werden  soll.  Der  Staatsrat  ernennt  die  so  bezeichnete 
Person,  die  hierauf  für  alle  Angelegenheiten,  die  die  Untersuchung  und 
Entscheidung  eines  solchen  Streits  anbetreffen,  als  Mitglied  eines  solchen 
Rates  angesehen  worden  soll. 

14)  Die  Mitglieder  eines  jeden  Schiedsamtes  sollen  für  ihre  Dienste 
nach  Bestimmungen  des  Staatsrates  und  mit  einem  Gehalt,  das  vom 
Staatsrat  festgesetzt  wird,  gemäss  und  aus  den  festen  Einnahmen  der 
Provinz  entlohnt  werden. 

16.  Die  von  Unternehmern  und  Angestellten  gemachten  Vorschlage 
von  Personen  für  die  Ernennung  zum  Mitglied  eines  Schiedsamtes  sind 
folgondormasson  geregelt : 

a)  Bei  der  Wahl  von  Personen,  die  von  den  Unternehmern  vor- 
geschlagen werden,  ist  jeder  Unternehmer  der  Provinz,  der  wenigstens 
10  Angestellte  beschäftigt,  zu  einer  Stimme  berechtigt:  jede  inkorporierte 
oder  nicht  inkorporierte  Vereinigung  in  der  Provinz,  die  die  Interessen 
der  Unternehmer  vertritt  und  von  deren  Mitgliedern  jedes  mindestens 
10  Angestellte  beschäftigt,  ist  zu  einer  Stimme  berechtigt:  jede  gesetzlich 
konstituierte  Handelskammer  (board  of  trade)  in  der  Provinz  hat  das 
Recht  auf  eine  Stimme. 

bi  Bei  der  Wahl  von  Personen,  die  von  den  Angestellten  für  einen 
Schiedsrat,  dessen  Kompetenz  die  Streitigkeiten  im  Eisenbahnbetriebe 
nicht  unterliegen  sollen,  als  Mitglieder  vorgeschlagen  werden,  ist  jeder 
gewerbliche-  und  Gewerkvereinsrat.  jede  Bezirksvereinigung  der  „Ritter 
der  Arbeit'',  jeder  vereinigte  Gewerkschaftsrat  der  Baugewerbe,  jeder 
gesetzlich  inkorporierte  Gewerkverein,  jede  Organisation  von  Lohnarbeitern, 
die  vorherrschend  in  einem  industriellen  Beruf  thätig  sind  und  wirklich 
und  bona  tide  für  die  Regulierung  der  Löhne  und  Arbeitsstunden  wirkt, 
zu  einer  Stimme  berechtigt. 

c)  Bei  der  Wahl  von  Personen,  die  von  den  Angestellten  der  Eisen- 
bahngescllschal'ten  für  einen  Schiedsrat  in  Sachen  der  Eisenbahnen  als 
Mitglieder  vorgeschlagen  werden,  ist  jede  inkorporierte  oder  nicht  in- 
korporierte Organisation  in  der  Provinz,  die  ausschliesslich  die  Interessen 
von  Lohnarbeitern,  die  im  Eisenbahnbau-  und  Verkehr  angestellt  sind, 
vertritt,  zu  einer  Stimme  berechtigt. 

d\  Bei  der  Wahl  von  Personen,  die  von  Eisenbahngesellschaften  für 
einen  Schiedsrat  in  Sachen  der  Eisenbahnen  als  Mitglieder  vorgeschlafen 
werden,  ist  jede  Eisenbahngesellschaft,  die  an  einer  Linie  in  der  Provinz 
beteiligt  ist  oder  sie  besitzt,  zu  einer  Stimme  berechtigt. 

ei  Der  Sekretär  soll  in  der  „Quebec  Ofticial  Gazette"  alle  Organi- 
sationen und  Personen,  die  für  die  Wahl  eines  Mitgliedes  eines  der  beiden 
Schiedsrate  stimmberechtigt  sind  oder  dieses  Recht  beanspruchen,  auf- 
fordern, sich  auf  oder  vor  dem  1.  August  l!*Ol  und  jedes  zweitfolgemieu 
Jahres  an  ihn  zu  wenden.  Diese  Aufforderung  soll  spätestens  4  Wochen 
vor  «lern  oben  genannten  Tage  in  jedem  der  oben  bezeichneten  Jahre  er- 
scheinen. 

fi  Der  Sekretär  soll  nach  dem  vorhin  genannten  1.  August  eine  Liste 
der  stimmberechtigten  Personen  und  Organisationen  aufstellen  und  jeden 
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zweifelhaften  Anspruch  dem  Chef  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  Begut- 
achtung oder  Entscheidung  überweisen. 

gj  Diese  Liste  soll  die  letztbekannte  Postadresse  jeder  darin  ein- 
getragenen Person  oder  Organisation  anheben,  in  der  ..Quebec  Ofticial 
(jtazette"  veröffentlicht  und  im  Bureau  des  Sekretars  während  der  Bureau- 
stunden  für  jedermann  zu  jeder  Zeit  unentgeltlich  zur  Einsicht  aufgelegt 
werden. 

h)  Zwischen  dem  1.  und  30.  des  darauffolgenden  Monats  September 
und  wahrend  der  Tage  jedes  zweitfolgenden  Jahres  soll  der  Sekretär  jeder 
stimmberechtigten  Person  oder  Organisation  durch  die  Post  ein  Wahl- 
forinular dieses  (Gesetzes  zusenden. 

i ;  Das  Wahlformular  einer  Person,  die  nach  diesem  Gesotz  als  1  Unter- 
nehmer stimmberechtigt  ist,  soll  von  ihr  selbst  oder  von  einer  schriftlich 
gehörig  bevollmächtigten  Person  unterzeichnet  werden.  Das  Wahlformular 
einer  stimmberechtigten  Organisation  soll  vom  Vorsitzenden  der  Organi- 
sation oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  beider  Abwesenheit  von  irgend 
einem  Funktionär  der  Organisation,  aber  nicht  vom  Sekretär  unterzeichnet 
und  vom  Sekretär  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  beider  Abwesenheit 
von  irgend  2  Mitgliedern  der  Organisation,  die  keine  Funktion  iune 
haben,  gegengezeichnet  werden.  Das  Wahlforinular  einer  Handelskammer 
(hnard  of  tradej  soll  das  Korporationssiegel  der  Kammer  tragen. 

j)  Das  Wahlforinular  soll  in  einem  frankierten  Briefumschlag  an  den 
Sekretär  der  Einigungs-  und  Schiedsräte  Quebec  •  „Registrar  of  <  'onneils  of 
Conciliation    and   Arbitration    Quebec";  adressiert   und   gesandt   und  als 
„Voting   paper  under  The  Quebec  Trade  Disputes  Act")  „Wahlforinular 
im  Sinne  des  Schiedsgeriehtsgesetzes  von  Quebec"  bezeichnet  werden. 

k)  Jedes  Wahlformular  soll  dem  Sekretär  durch  die  Post  oder  auf 
eine  andere  Art  so  übermittelt  werden,  dass  er  es  an  oder  vor  dem 
15.  Oktober  des  Jahres  1!H)1  und  an  jedem  zweitfolgeudcn  15.  Oktober 
erhält. 

lj  Jedes  Wahlfomiular,  das  der  Sekretär  nach  der  im  vorigen  Para- 
graphen für  die  Annahme  der  Formulare  festgesetzten  Zeit  erhält,  ist 
nichtig. 

m)  Der  Sekretär  soll  sofort  nach  dein  15.  Oktober  die  Vorschläge 
der  Angestellten  und  die  der  Unternehmer  zählen  und  sie  samt  seinem 
bezüglichen  Bericht  dem  Chef  der  öffentlichen  Arbeiten  zustellen.  Falls 
der  ('lief  der  öffentlichen  Arbeiten  diesen  Bericht  als  zutreffend  anerkennt, 
hat  er  in  der  „Quebec  Official  Gazette"  das  Resultat  dieser  Vorschläge  und 
die  Namen  der  vom  Staatsrat  zu  Mitgliedern  des  Schiedsrates  ernannten 
Personen,  ebenso  die  Namen  der  5  Personen,  auf  die  die  grössle  Zahl 
der  Vorschläge  von  seiten  der  Unternehmer  oder  Angestellten  entfiel  zu 
veröffentlichen. 

17.  Irgend  ein  Streit  kann  in  jedem  der  folgenden  Fälle  an  den 
passenden  Schiedsrat  zur  Untersuchung  und  Entscheidung  verwiesen 
werden : 

a)  Auf  ein  dem  Sekretär  eingereichtes  Gesuch  einer  der  beiden  Par- 
teien, deren  Streit  oder  Beschwerde  nach   den  Bestimmungen   dieses  Oe 
setze«  von  einem  Einigungsrat  nicht  ausgeglichen  oder  geschlichtet  wurde 

b)  Auf  ein  dem  Sekretär  eingereichtes  Gesuch  beider  Parteien,  die 
wegen  eines  Streits  oder  einer  Beschwerde  keinen  Einigungsrat  angerufen 
haben. 
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18.  Wenn  in  einem  der  im  vorigen  Artikel  genannten  Falle  der  Schieds- 
spruch des  Schiedsgerichts  von  den  Parteien  nicht  angenommen  und  durch- 
geführt wird  oder  sich  aus  irgend  einem  Grunde  als  misslungen  erweist, 
soll  es  den  Parteien  oder  einer  von  ihnen  nicht  verwehrt  sein,  sich  wegen 
ihres  Streites  neuerdings  an  einen  Einigungsrat  zu  wenden. 

19.  Hat  eine  Streitpartei  ein  Gesuch  um  Verweisung  ihres  Streits  an 
einen  Einigungsrat  beim  Sekretär  eingereicht  und  Vermittler  ernannt,  und 
wurde  der  andern  Partei  von  dem  Gesuch  und  der  Ernennung  der  Ver- 
mittler Mitteilung  gemacht,  so  kann  der  Schiedsrat,  wenn  die  andere 
Partei  innerhall)  einer  hilligen  Zeit  keine  Vermittler  ernannte  und  wenn 
die  Partei,  die  das  Gesuch  einreichte,  zu  keinem  Strike  oder  einer  Aus- 
sperrung je  nach  Umstanden  überging,  doch,  sofern  er  es  für  richtig  hält, 
so  vorgehen,  als  läge  der  Fall  einer  misslungenen  Anrufung  eines  Eini- 
gungsrates vor,  und  dieser  Rat  darf  seine  Entscheidung  in  Bezug  auf  die 
Schlichtung  des  betreffenden  Streites  treffen. 

20.  In  jedem  Fall,  der  an  einen  Schiedsrat  verwiesen  wird,  hat  der 
Rat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  jede  der  Streit-  oder  beschwerdeführen- 
dem Parteien  nicht  mehr  als  3  Personen  ernenne,  die  nach  Abgabe  ihrer 
schriftlichen  beim  Sekretär  eingereichten  Einwilligung  für  den  ganzen 
schiedsrichterlichen  Austrag  als  die  Vertreter  der  betreffenden  Parteien 
betrachtet  werden  sollen. 

21.  Die  Sitzungen  des  Sehiedsrates  sind  öffentlich. 

Der  Vorsitzende  hat  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  wahrend  einer 
Sitzung  des  Rates  alle  Rechte  eines  Richters  eines  höheren  Gerichtshofes 
mit  Ausnahme  der  Kompetenzen  zur  Vorhängung  von  Disziplinarstrafen. 

Der  Schiedsrat  soll  seine  Entscheidungen  nach  Recht  und  Billigkeit 
treffen. 

22.  1)  Das  Urteil  des  Sehiedsrates  soll  binnen  eines  Monats  nach  Been- 
digung der  Untersuchung  der  Angelegenheit  gefallt  werden.  Es  soll  von 
der  Majorität  der  Mitglieder  des  Rates  abgegeben  werden. 

2>  Auf  Verlangen  irgend  einer  Streitpartei  und  auf  Zustimmung  des 
Sehiedsrates  soll  eine  Abschrift  des  Urteils  vom  Sekretär  in  der  „Quebec 
Official  Gazette"  veröffentlicht  werden. 

3  t  Das  Urteil  oder  eine  vom  Vorsitzenden  des  Sehiedsrates  beglau- 
bigte Abschrift  wird  im  Bureau  des  Sekretärs  niedergelegt  und  steht 
wählend  der  Bureaustunden  unentgeltlich  zur  Einsicht  offen. 

23.  Irgend  eine  der  Streitparteien,  die  einen  der  beiden  Schiedsräte 
angerufen,  kann  zu  irgend  einer  Zeit  vor  Füllung  des  Urteils  sieh  durch 
Namensunterschrift  zur  Annahme  des  Urteils  des  Rates  verpflichten.  Dies 
geschieht  in  der  gleichen  Weise,  in  der  Parteien  sich  an  ein  Urteil  gemäss 
der  Unterwerfung  unter  ein  Urteil  nach  Kap.  LXXITT  der  Uivilprozess- 
ordnung  binden. 

Jede  derartige  Einwilligung,  die  von  einer  Partei  gegeben  wird,  soll 
vom  Sekretär  der  anderen  Partei  mitgeteilt  werden,  und  wenn  sich  die 
andere  Partei  ebenfalls  zur  Unterwerfung  unter  das  Urteil  bereit  erklärt, 
wird  dieses  in  Uebereinstimmung  mit  Art.  1443  des  genannten  Gesetz- 
buches ausgeführt, 

Abschnitt  TV.    Diverse  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n. 

24.  Zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  haben  die  Einigungs-  und  Schieds- 
räte das  Hecht  : 
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ai  Den  Ort,  an  dem  der  Streit  ausgebrochen,  zu  inspizieren  und  alle 
beteiligten  Personen,  die  sie  treffen,  zu  verhören. 

b)  Irgend  eine  Person  als  Zeuge  vorzuladen  und  falls  irgend  eine 
aufgerufene  Person  sich  weigert,  zu  erscheinen,  ein  kurzes  Gesuch  um  eine 
zwingende  Vorladung  an  den  Friedensrichter  zu  richten,  der  in  der  Stadt 
oder  Landschaft,  wo  der  Rat  sich  aufhält,  die  Gerichtsbarkeit  in  Händen  hat. 

Dieser  Friedensrichter  ist  hiermit  befugt,  eine  Vorladung  zu  erlassen, 
wie  eine  solche  in  irgend  einem  Fall,  in  dem  er  das  Recht  zum  Erzwingen 
des  Erscheinens  vor  einem  Gericht,  hat,  nach  Abschnitt  LVIII  des  Straf- 
gesetzbuches r'Criminal  Code»  1802  zum  Erzwingen  des  Erscheinens  vor  ihm 
selbst  gegeben  werden  könnte. 

c  i  Irgend  einer  Person,  dio  als  Zeuge  erscheint,  einen  Eid  aufzulegen 
oder  ihr  einen  Handschlag  abzunehmen  und  sie  auf  Eid  oder  Handschlag 
zn  verhören. 

25.  Keine  Streitpartei,  die  sich  an  einen  Einigungs-  oder  Schiedsrat 
wendet,  darf  durch  einen  Advokaten  oder  irgend  einen  oder  mehrere  be- 
zahlte Agenten,  oder  von  sonst  irgend  welchen  Personen,  die  an  der 
Streitigkeit  oder  Beschwerde  nicht  beteiligt  sind,  vertreten  werden. 

2(J.  Dem  Sekretär  soll  von  keiner  Partei  für  irgend  eine  Handlung 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  eine  Vergütung  bezahlt  werden. 

,  27.  Jedes  Mitglied  eines  Einigungsratos  soll  für  seine  Thätigkeit  aus 
den  festen  Einnahmen  der  Provinz  nach  dem  folgenden  Tarif  entschädigt 
werden : 

Einleitende  Zusammenkunft  3,00  $ 

Ganztägige  Sitzung,  nachherige  Zusammenkunft  4,00  $ 

Halbtägige  Sitzung  2,00  $ 

28.  Zeugen,  die  vor  Einigungs-  und  Schiedsrfiten  erscheinen,  sollen 
zu  den  gleichen  Vergütungen  aus  den  festen  Einnahmen  der  Provinz  be- 
rechtigt sein,  wie  wenn  sie  vor  dem  höheren  Gerichtshof  Zeugnis  ab- 
gelegt hätten. 

20.  Der  Staatsrat  kann  Verordnungen  zur  Festsetzung  der  Orte,  an 
denen  die  Einigungs-  und  Schiedsräte  tagen  sollen,  und  zur  Ausführung 
irgend  einer  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  erlassen. 

Solche  Verordnungen  sollen  nach  erfolgter  Veröffentlichung  in  der 
„Quebec  Offieial  Gazette"  hin  in  Kraft  treten. 

Solche  Verordnungen  sollen  dem  gesetzgebenden  Rat  und  der  gesetz- 
gebenden Versammlung  vorgelegt  werden,  und  zwar  innerhalb  14  Tagen 
nach  der  Veröffentlichung  in  der  „Quebec  Ofiicial  Gazette",  wenn  die 
Session  der  gesetzgebenden  Körperschaft  im  Gange  ist  und  falls  dies  nicht 
der  Fall  ist,  innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Beginn  der  folgenden  Session. 

•HO.  Keine  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vorgenommene  Handlung  darf 
wegen  irgend  eines  Formfehlers  oder  einer  formellen  Unregelmässigkeit 
der  Nichtigkeit  verfallen. 

31.  Dieses  Gesetz  soll  am  Tage  seiner  Bestätigung   in  Kraft  treten. 

New  South  Wales. 

Industrial  arbitration  Aot.  Gesetz  vom  10.  Dezember  1901«  betr. 
gewerbliche  Schiedsgerichte.    In  Kraft  bleibend  bis  zum  30.  Juni  1!>0S. 

Gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  soll  der  auf  Grund  des 
Gesetzes  anzustellende  Registerführer  als  eine  „Industrial  Union"  in  das 
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Register  eintragen:  iii  jode  Person.  Gesellschaft  oder  Vereinigung  von 
Personen  o<ler  Gesellschaften,  die  wenigstens  50  Personen  beschäftigen : 
1»;  jeden  Geworkvorein  oder  Verband  von  Gewerkvereinen :  e;  jeden 
Zwoigveroin.  Der  Registerführor  soll  jeder  Industrial  Union  eine  Beschei- 
nigung über  die  erfolgte  Einregistrierung  aushändigen.  Die  Industrial 
l'nions  sollen  eingeteilt  werden  in  Unternehmer-  und  Arbeiterindustrial 
Unions.  Das  gewerbliche  Schiedsgericht,  das  gemäss  den  Bestimmungen 
dipses  Gesetzes  einzusetzen  ist.  besteh«  aus  einem  Präsidenten,  der  ein 
Richter  des  .»bersten  Gerichtshofes  ist.  und  vom  Gouverneur  ernannt 
wird,  und  zwei  Mitgliedern,  die  ebenfalls  vom  Gouverneur  gewählt  werden, 
und  zwar  der  eine  aus  einem  von  den  Unternehmer-lndnstrial  l'nions 
vorgeschlagenen,  der  andere  aus  einem  von  den  Arbeitor-Industrial  l'nions 
vorgeschlagenen  Personen  Verzeichnis :  in  Ermangelung  dieser  Vorschlage 
darf  der  Gouverneur  die  beiden  Mitglieder  nach  freiem  Ermessen  ernennen. 
Wenn  vor  das  gewerbliche  Schiedsgericht  gewerbliche  Streitigkeiten  ge- 
bracht werden,  welche  mit  Fragen  technischer  Natur  zusammenhängen, 
so  darf  das  Schiedsgericht  zum  Zwecke  der  Auskunftserteilung  über  diese 
Fragen  zwei  Beisitzer  zuziehen,  von  welchen  der  eine  von  den  beiden 
streitenden  Parteien  zu  ernennen  ist,  deren  Interessen,  nach  dem  Dafür- 
halten des  Gorichtos  mit  denen  der  Unternehmer,  der  andere  von  der 
deren  Interessen  nach  dem  Dafürhalten  des  Gerichtes  mit  denen  der  Ar- 
beiter gemeinsam  sind:  in  Ermangelung  solcher  Xamhaftmachuug  durch 
die  Parteien  darf  das  Gewerbegericht  einen  oder  beide  Beisitzer  selbst 
ohne  Parteivorschlag  ernennen. 

Das  gewerbliche  Schiedsgericht  hat  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  die  Kompetenz,  gewerbliche  Angelegenheiten  und  Thätig- 
keiten.  die  ihm  durch  eine  Industrial  Union  oder  durch  den  Registerführer 
vorgelegt  weiden,  zu  untersuchen  und  darüber  nach  Recht  und  Billigkeit 
Urteile  zu  lallen:  es  darf  zu  diesem  Zwecke  Zeugen  vorladen  und 
vornehmen  und  sich  Urkunden  vorlegen  lassen.  Der  Präsident  und  jedes 
Mitglied  des  Gerichts  soll  vor  Beginn  der  Verhandlungen  über  eine  Streif- 
sache einen  Eid  leisten,  dass  er  jedermann  gegenüber  strenges  Geheimnis 
über  alles,  was  Geschäftsgeheimnisse,  den  Profit  oder  die  finanzielle  Lage 
einer  Partei  oder  eines  Zeugen  betrifft,  bewahren  wird,  und  es  soll  jeder 
Bruch  dieses  Eides  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  500  £  und  mit  Stellon- 
verlust  bestraft  werden,  und  es  soll  auf  Verlangen  einer  Partei  oder 
eines  Zeugen  das  Zeugen verh<"»r  in  geheimer  Sitzung  erfolgen. 

Nur  eine  Industrial  Union  oder  eine  durch  eine  Verfügung  des  Ge- 
richtes betroffene  oder  in  ihrem  Rechte  sich  verletzt  fühlende  Person  darf 
eine  Angelegenheit  vor  das  Gericht  bringen  oder  an  das  Gericht  ein  Ge- 
such richten. 

Das  Recht,  gewerbliche  Streitigkeiten  vor  das  Gericht,  zu  bringen 
und  an  das  Gericht  Gesuche  um  Vollziehung  schiedsgerichtlicher  Urteile 
zu  richten,  ist  ausschliesslich  der  Industrial  Union  vorbehalten,  ausser  wenn 
ai  eine  entsprechende  Resolution  von  der  Majorität  einer  speziell  ein- 
berufenen Versammlung  einer  Union  angenommen  wurde,  oder  bi  falls  es 
nach  der  Ansieht  des  Registrators  unmöglich  wäre,  eine  Versammlung 
aller  Mitglieder  der  Union  einzuberufen  -  wenn  eine  entsprechende  Re- 
solution in  Gemässheit  der  bezüglichen,  vom  Gericht  zu  erlassenden 
Spezialvorschriften  von  der  Majorität  der  in  diesen  Spezialvorschriften 
bezeichneten   Funktionäre   angenommen    wurde.     Doch   soll   der  Register- 
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fiihrer  das  Recht  haben.  das  Gericht  von  jeder  Uebertretung  dieses  Ge- 
setzes oder  von  der  Nichtbefolgung  einer  Anordnung  oder  eines  Urteils 
des  Gerichtes  in  Kenntnis  zu  setzen,  oder  eine  gewerbliche  Streitigkeit 
vor  das  Gericht  zu  bringen,  wenn  beide  oder  eine  der  beteiligten  Parteien 
keine  Industrial  Unions  sind. 

In  Geniassheit  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  kann  eine  Industrial 
Union  mit  einer  anderen  Union  oder  mit  einem  Unternehmer  einen  Ver- 
trag über  irgend  eine  Erw  erbsangelegenheit  abschliessen,  und  sofern  dieser 
Vertrag  die  Dauer  von  3  Jahren  nicht  überschreitet  und  ein  Vertrags- 
exeniplar  dem  Registerführer  eingereicht  wird,  soll  er  gegenüber  den  Par- 
teien und  gegenüber  allen  Mitgliedern  der  Vertragsschliessenden  Unious 
bindende  Kraft  haben,  eine  solche  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien, 
«lie  sich  derselben  unterworfen  haben,  soll  die  gleiche  Wirkung  haben  und 
durch  die  gleichen  Mittel  in  Kraft  gesetzt  werden,  wie  ein  Urteil  des 
gewerblichen  Schiedsgerichtes. 

Das  Gesetz  enthalt  folgende  Bestimmungen  in  Bezug  auf  Strikes  und 
Aussperrungen,  in  Bezug  auf  die  Entlassung  der  Angestellten,  die  Fest- 
setzung von  Miuimallohnen,  die  Bevorzugung  organisierter  Arbeiter  bei 
Anstellungen  und  die  Inkraftsetzung  der  Urteile  und  Anordnungen  des 
Schiedsgerichtes : 

34.  Wer  - 

ai  vor  Ablauf  der  für  die  Anmeldung  an  das  gewerbliche  Schieds- 
gericht angemessenen  Zeit :  oder 

bi  wahrend  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  über  eine  gewerbliche 
Streitigkeit 

1)  sich  einer  Handlung  schuldig  macht,  die  den  Charakter  eines 
Strikes  oder  einer  Aussperrung  tragt,  oder  die  Arbeit  in  einem  Betriebe 
einstellt  oder  unterbricht :  oder 

2i  zu  einer  der  oben  erwähnten  Handlungen  aufreizt  oder  seine  Hille 
leistet. 

der  soll  »ls  Missethöter  angesehen  werden  und  zu  einer  Busse  bis  UM«) 
bezw.  Gefängnis  bis  2  Monaten  verurteilt   werden.     Doch  darf  diese  Be- 
stimmung nicht  so  interpretiert  werden,  als  ob  es  verboten  wäre,  bei  zu- 
reichendem Grund   eine  Arbeit   oder  einen  Betrieb  einzustellen  oder  zu 
unterbrechen. 

Anklagen  wegen  Uebertretung  dieser  Bestimmung  dürfen  nur  mit 
Einwilligung  des  Schiedsgerichtes  erholten  werden. 

35.  Wenn  ein  Unternehmer  einen  Angestellten  lediglich  aus  dem 
Grunde  entlasst,  weil  der  Angestellte  Mitglied  einer  Industrial  Union  ist. 
"der  weil  er  auf  die  Vorteile  eines  Schiedsspruches  oder  einer  Vereinbarung 
Anspruch  hat.  so  soll  der  Unternehmer  zu  einer  Busse  bis  zu  20  £  für 
jeden  dergestalt  entlassenen  Arbeiter  verurteilt  werden. 

Die  Beweisführung  vor  dem  Schiedsgericht,  dass  ein  Angestellter  aus 
andern  Gründen  entlassen  wurde  als  die  in  diesem  Artikel  bezeichneten, 
fallt  immer  zu  Lasten  des  Unternehmers.  Doch  dürfen  Anklagen  wegen 
Uebertretung  dieser  Bestimmung  nur  mit  Einwilligung  des  Schiedsgerichtes 
erhoben  werden. 

36.  Das  Gericht  darf  in  seinem  Schiedsspruch  oder  in  einer  auf  Er- 
suchen einer  der  Prozessparteien  get rotierten  Verfügung  jederzeit,  inso- 
lange  der  Schiedsspruch  in  Kraft  steht. 

ai  einen  Minimalsatz  des  Lohnes  oder  anderer  Entschädigungen  fest- 
setzen und  Vorschriften   erteilen  für  die  Festsetzung  dieses  Lohnes,  mit 
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rlem  Vorbehalte  der  Festsetzung  eines  geringem  Lohnsätze«  für  Angestellte, 
welche  unfähig  sind,  den  vorgeschriebenen  Minimalsatz  zu  verdienen :  die 
Festsetzung  erfolgt,  in  der  Weise  und  unter  solchen  Bedingungen,  wie  sie 
in  dem  Schiedsspruch  oder  in  der  Verfügung,  und  zwar  durch  das  in 
diesem  Schiedsspruch  oder  dieser  Verfügung  bezeichnete  Gericht  näher 
bezeichnet  wird  : 

b)  anordnen,  dass,  wenn  Mitglieder  einer  Tndustrial  Union  von  Ar- 
beitern und  andere  Personen  sich  gleichzeitig  zu  einer  Arbeit  anbieten, 
diese  Mitglieder  unter  sonst  gleichen  Umstanden  vor  allen  anderen  be- 
beschäftigt werden  sollen,  und  ein  Gericht  einsetzen  zum  Zwecke  ond- 
giltiger  Entscheidung  darüber,  in  welchen  Fällen  ein  Unternehmer,  dem 
eine  solche  Anordnung  zugegangen  ist,  eine  Person  beschäftigen  darf,  die 
nicht  Mitglied  einer  solchen  Union  oder  eines  Zweigvereines  ist. 

37.  Bei  einem  vor  ihm  anhängigen  Verfahren  steht  dem  Gerichtshof 
das  Kocht  zu,  eine  oder  alle  der  nachfolgenden  Massregeln  zum  Zwecke 
der  Inkraftsetzung  seiner  Urteile,  Anordnungen  oder  Aufträge  zu  ergreifen: 

1)  erklären,  dass  irgend  eine  Usance,  Ordnung,  Vorschrift,  Gewohn- 
heit, Vertragsbedingung,  Beschäftigungsgedingnis  oder  jede  sonstige  Ge- 
schäftsgewohnheit  auf  industriellem  Gebiete  als  allgemeine  Norm  für  die 
ganze  am  Verfahren  beteiligte  Industrie  ausgedehnt  werden  möge; 

2"/  bestimmen,  innerhalb  welcher  Grenzen  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen und  mit  welcher  Ausnahme  eine  solche  allgemeine  Norm  bindend 
sein  soll  für  alle  in  besagter  Industrie  beschäftigten  Personen,  seien  es 
nun  Unternehmer  oder  Angestellte,  und  seien  sie  Mitglieder  einer  Indu- 
strial  Union  oder  nicht  : 

3j  Bussen  anordnen  für  die  Uebertretungen  oder  Nichtbeachtung  der 
so  als  allgemeingeltend  in  Kraft  gesetzten  Vorschriften,  und  bestimmen, 
an  wen  sie  gezahlt  werden  sollen; 

4)  Kinhaltsbefehle  erlassen  gegen  Porsonen,  welche  die  Anordnungen, 
Urteile  und  Direktiven  des  Gerichtes  übertreten  oder  nicht  beachten 
sollten ; 

5>  die  Streichung  einer  Industrial  Union  aus  dem  Register  anordnen: 
fji  den  Ausschluss  eines  Mitgliedes  einer  Industrial  Union  aus  der- 
selben von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  und  für  eine  zu  bestimmende  Zeit- 
dauer anordnen : 

7>  die  Uebertretung  oder  Nichtbeachtung  der  Bestimmungen  einer 
Anordnung,  eines  Urteils  oder  eines  Auftrages  mit.  Bussen  belegen,  und 
zwar  bis  500  £,  wenn  die  Busse  eine  Industrial  Union  und  bis  5  £,  wenn 
sie  ein  Einzelmitglied  einer  l'nion  trifft,  und  die  Personen  bezeichnen,  an 
die  diese  Bussen  zu  zahlen  sind: 

Hi  die  Uebertretung  oder  Nichtbeachtung  der  Anordnungen,  Urteile 
oder  Aufträge  durch  Personen,  die  —  ohne  Mitglieder  einer  Industrial 
Union  zu  sein  —  diesen  Anordnungen,  Urteilen  und  Aufträgen  unter- 
liegen, mit  einer  Busse  bis  500  £  belegen. 

Alle  Bussen  und  Strafen  für  die  Uebertretung  der  Bestimmungen 
einer  Anordnung,  eines  Urteils  oder  eines  Auftrages  des  Gerichtes  können 
eingefordert  und  eingozogon  werden ; 

•A\  vor  dem  Schiedsgerichte  durch  die  hierzu  berechtigten  Personen: 

b)  durch  einen  Einzel-  oder  Polizeirichter  im  Bagatellverfahren,  ge- 
mäss der  Small  Debts  Recovery  Act,  1809,  ohne  Rücksicht  auf  die  in 
diesem  Gesetze  bestimmte  Werthöhe  des  betrettenden  Gegenstandes  und 
durch  einen  auf  Grund  des  Fabriks-  und  Werkstättengesetzes  von  1896 
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oder  auf  Grund  einer  Novelle  zu  demselben  angestellten  Fabriksinspektor. 
Doch  ist  gegen  das  Urteil  eines  Bagatellgerichtes  eine  Berufung  an  das 
Schiedsgericht  statthaft,  und  zwar  unter  den  Bedingungen  und  in  der 
Art  und  Weise,  wie  sie  durch  die  Geschäftsordnung  des  Gerichtes  fest- 
gesetzt werdeu. 

38.  Eine  Person  oder  Industrial  Union,  die  durch  eine  Anordnung, 
ein  Urteil  oder  einen  Auftrag  dos  Schiedsgerichtes  getroffen  wird,  gleich- 
mütig, ob  sie  Partei  gewesen  war  beim  Streitfall,  der  zu  dieser  Anordnung, 
diesem  Urteil  oder  Auftrage  geführt  hat,  oder  nicht,  hat  das  Recht,  inner- 
halb einer  bestimmten  Frist  beim  Gericht  um  Befreiung  von  der  Befolgung 
einer  in  diesem  Urteil,  Anordnung  oder  Auftrag  enthaltenen  Verpflichtung 
einzukommen.  Was  die  Aufnahme  und  die  Behandlung  solcher  Eingaben 
betrifft,  so  stehen  dem  Gerichtshofe  alle  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Kompetenzen  zu* 

40.  Wenn  der  Schiedsspruch,  oder  ein  Auftrag,  oder  eine  gewerbliche 
Vereinbarung  speziell  eine  Korporation,  Person,  eine  Industrial  Union, 
einen  Gewerkverein  oder  seinen  Zweigverein  bindet,  dann  haftet  jedwedes 
Vermögen,  welches  im  Besitze  einer  solchen  Körperschaft,  Person,  Union 
oder  ihres  Zweiges,  oder  eines  Treuhanders  für  sie  sich  befindet,  für 
die  Exekution  eines  solchen  Schiedsspruches,  einer  Anordnung  oder 
Vereinbarung  oder  irgend  eines  Verfahrens  zu  ihrer  Durchführung;  und 
wenn,  im  Falle  einer  solchen  Union  oder  ihres  Zweigvereines,  das  Ver- 
mögen nicht  hinreicht,  um  vollständig  den  genannten  Schiedsspruch,  die 
Anordnung,  Vereinbarung  oder  das  Verfahren  durchzuführen,  so  sollen  für 
den  Fehlbetrag  die  Einzelmitglieder  einer  solchen  Union  oder  eines  Zweig- 
vereines haftbar  gemacht  werden;  doch  soll  kein  Einzelmitglied  für  mehr 
alt-  10  £  in  diesem  Sinne  haften. 

VII.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Bandesgesetze  and  Verordnungen. 

Gehaltsordnung  für  die  Beamten  und  ständigen  Angestellten  der 
schweizerischen  Bundesbahnen.  Vom  7.  Januar  11*02.  (Eidg.  amtl. 
Gesetzessammlung,  X.  F.  Bd.  XIX,  S.  1  ff'.). 

Erlassen  in  Ausführung  des  Art.  2  des  Bundesgesetzes  betr.  die 
Besoldung  der  Beamten  und  Angestellten  der  schweizerischen  Bundes- 
bahnen vom  29.  Juni  1900  (Eidg.  amtl.  Gesetzessammlung,  X.  F.  Bd.  XVIII, 

S.  230). 

b)  Kantonale  Gesetze  and  Verordnungen. 

St  Gallen. 

1.  BesehlusB  des  Begierungsrates  betreffend  das  Vermittelungs- 
verfahren  bei  Arbeitseinstellungen.    Vom  25.  Februar  1902. 

Wir,  Landammann  und  Regierungsrat  des  Kantons  St.  Gallen,  in  der 
Absicht,  Arbeitseinstellungen  nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  sowie  in 
Anwendung  von  Art.  60  der  Kantonsverfassung,  beschliessen : 

Art.  1.  Wenn  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  einzelner 
Geschäfte  oder  ganzer  Berufsarten  Streitigkeiten  entstanden  sind,  welche 
zu  einer  Arbeitseinstellung  führen  könnten,   oder  wenn  eine  Arbeitsein- 

Arb«tter»chnta.  \  O 
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Stellung  Hchon  erfolgt  ist,  so  bietet  der  Regierungsrat  im  Sinne  dieses 
Beschlusses  den  Parteien  Gelegenheit,  die  Streitigkeit  durch  ein  Yer- 
lnittlungsverfahren  beizulegen. 

Art.  2.  Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierungsrat  bei  drohenden 
oder  bereits  ausgebrochenen  Arbeitseinstellungen  auf  Verlangen  eines 
Beteiligten  eine  Vennittlungskommission  unter  dem  Vorsitz  eines  seiner 
Mitglieder  oder  eines  unbeteiligten  Dritten  ernennen. 

In  wichtigen  Fallen  kann  auch  der  Gemeinderat  oder  das  Bezirksamt 
beim  Regierungsrate  die  Bestellung  einer  Vermittlungskommission  nachsuchen. 

Art.  3.  Handelt  es  sich  um  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und 
Arbeitgebern  einer  oder  mehrerer  Berufsarten,  so  soll  die  Vermittlungs- 
kommission  ausser  dem  Präsidenten  aus  der  gleichen  Anzahl  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  des  betreffenden  Berufes  oder  sonstigen  Fachleuten  bestehen. 

Handelt  es  sich  dagegen  um  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und 
dem  Arbeitgeber  eines  einzelnen  Geschäftes,  so  kann  der  Regierungsrat 
eines  seiner  Mitglieder  oder  einen  unbeteiligten  Dritten  allein  mit  dem 
Vermittlungsversuch  beauftragen. 

Art.  4.  Der  Vorsitzende  der  Vermittlungskommission  gibt  den 
Parteien  unverzüglich  Kenntnis  von  der  Einleitung  der  Vermittlung, 
bezeichnet  den  Protokollführer  und  erstellt  die  Liste  der  Kommissions- 
mitglieder, welche  der  regierungsrätlichen  Genehmigung  unterliegt. 

Für  jede  Partei  sollen  in  der  Regel  zwei  Vertreter  in  die  Kom- 
mission gewählt  werden,  wobei  die  Vorschläge  der  Parteien  thunlichst  zu 
berücksichtigen  sind.  Die  Vermittlungskommission  kann  sich  selbst 
ergänzen,  jedoch  ist  hierbei  stets  eine  gleiche  Anzahl  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zu  ernennen. 

Die  Vermittlungskommission  wird  durch  den  Vorsitzenden  zu  den 
Sitzungen  einberufen. 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  durch  die  absolute  Mehr- 
heit gefasst. 

Das  Verhandlungsprotokoll  ist  von  sämtlichen  Mitgliedern  der  Ver- 
mittlungskommission zu  unterzeichnen. 

Art.  5.  Der  Regierungsrat  wird  auf  Bericht  der  Vermittlungs- 
kommission, bezw.  des  mit  der  Vermittlung  beauftragten  Delegierten,  eine 
Bekanntmachung  im  Amtsblatt  erlassen, 

a)  wenn  von  einer  Partei  das  Vermittlungsverfahren  abgelehnt  worden 
ist,  unter  Anführung  der  wesentlichen   Gründe   der  Ablehnung: 

b)  wenn  von  einer  Partei  oder  von  beiden  Parteien  der  gemachte 
Vergleichsvorschlag  abgelehnt  worden  ist,  unter  Anführung  seines 
Inhaltes  und  der  wesentlichen  Gründe  der  Ablehnung: 

c)  wenn  ein  Vergleich  zustande  gekommen  ist,  unter  Mitteilung  des 
wesentlichen  Inhaltes  desselben. 

2.  Kreissohreiben  des  Regierungsrates  des  Kantons  St.  Gallen 
vom  24.  Dezember  1801  an  sämtliche  Besirks-  und  Gemeindeämter 
desselben,  betreffend  das  Unter  Buchungeverfahren  bei  haftpflichtigen 
Unfällen. 

3.  Aufklärung  des  Polisei-  und  Militärdepartements  des  Kantons 
St.  Gallen  am  14.  Dezember  1001  über  die  Folgen  des  Art.  9  des 
Bund osg eaetzes  betr.  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  vom  25.  Juni 
1881  in  Bezug  auf  Abzüge  für  die  Unfallversicherung;  mit  einem 
Anhang,  enthaltend  „Beispiele  zu  vorstehenden  Ausführungen". 
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II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen '). 

(1.  Januar  bis  31.  März  1901.) 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

[Reich  und  Einzelstaateu  *)]. 

1.  Arbeit  in  Strafanstalten. 

Bayern.  K.  d.  Abg.  Sitzung  v.  21.  Febr.  1902,  No.  259,  S.  11, 
4u,  41." 

2.  Arbeiterausschüsse.  Reich. 

125.  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  Januar  1902,  St  Pr.  S.  389  G 
(Etat  des  Reichsamtes  des  Innern).  149.  Sitzung  des  Reichstages  vom 
21.  Febr.  (Etat  für  die  Verwaltung  des  Reichsheeres). 

3.  Arbeiterkammern,  Errichtung  von  — .  Reich. 

124.  Sitzung  d.  Reichstags  vom  22.  Januar  1902.  St.  Pr.  S.  2674 
G  u.  D  (Etat  des  Reichsamtes  der  Innern).  125.  Sitzung  vom  23.  Januar 
1902,  St.  Pr.  S.  3598  G.  126.  Sitzung  vom  24.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3641  B. 

Hamburg.  Sitzung  der  Bürgerschaft  vom  5.,  12.  u.  19.  Febr.  1902, 
Antrag  Stolten  auf  Errichtung  einer  Arbeitskammer.  Abgelehnt. 

Bremen,  Sitzungen  der  Bürgerschaft  vom  19.  Febr.  u.  5.  März; 
Annahme  des  Antrages  Kasten :  „Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Er- 
richtung eines  Reichsarbeitsamtes  und  von  Arbeiterkammern  auf  dem 
Wege  der  Reichsgetzgebung  vorbereitet  wird,  sieht  die  Bürgerschaft  z.  Zt. 
davon  ab,  der  Errichtung  einer  Bremer  Arbeiterkammer  naher  zu  treten, 
indem  sie  sich  vorbehält,  je  nach  dem  Gange  dieser  Verhandlungen  die 
Angelegenheit  von  neuem  in  Erwägung  zu  ziehen."  Ablehnung  des 
Antrages  E  b  e  r  t  auf  Errichtung  einer  Arbeiterkammer. 

4.  Sachsen-Altenburg.  Debatte  im  Landtag ;  ablehnender  Bescheid 
der  Regierung. 

5.  Arbeiterkolonien. 

Bavem.  K.  d.  Abg.  20.  Febr.  1902,  No.  258  (Etat  für  Wohl- 
thatigkeit;.    S.  1095—1098. 

6.  Arbeitersekretariate. 

Reichstag.  Interpellation  Albrecht  u.  Gen.,  Sitzung  vom  22.  Febr. 
Erklärung  des  Staatssekretärs  des  Innern  I  Arbeitersekretariate  keine 
gewerbsmässigen  Betriebe  und  fallen  daher  nicht  unter  Anzeigepflicht 
der  G.O.),  Anweisung  des  preuss.  Justizministers  vom  15.  Jan.  an  die 
( Oberstaatsanwälte. 

7.  Arbeitsamt,  Internationales  — .  Reich. 

Antrag  Bassermann,  Hitze  u.  Gen.  Drucks.  No.  447.  Antrag  Albrecht 
u.  Gen.  Drucks.  No.  448. 


1  .1  Die  rechts»  vom  alphabetischen  Schlagwort  in  (  )  angegebenen  'Ziffern  weisen  auf 
die  fortlaufenden  Nummern  hin,  unter  welchen  in  den  früheren  Nummern  des  „Bulletins" 
übt-r  denselben  Gegenstand  berichtet  worden  int. 

2)  Verzeichnis  der  Abkürzungen  s.  ,, Bulletin'4  S.  63. 
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130.  Sitzung  dos  Reichstages  vom  30.  Januar  UN »2.  St.  Pr. 
S.  3770  D  — 3772  A,  S.  377H  D,  3770  B. :  Erklärung  des  Staatssekretärs 
des  Innern,  Zusage  der  finanziellen  Subvention  durch  das  Keich. 

131.  Sitzung  vom  31.  Januar  1901,  St.  Pr.  S.  3783  D— 3787  A, 
S.  3791  P»,  S.  3814  D:  Annahme  der  Resolution  Bassermann  u.  Gen. 
(den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  im  nächstjährigen  Etat  eine  finanzielle 
Unterstützung  für  das  Internat.  Arbeitsamt  in  Basel  vorzusehen),  Ab- 
lehnung der  Resolution  Albrecht  u.  Gen. 

Bayern.  Generaldiskussion  über  das  Finanzgesetz,  29.  Januar  1  IN »2, 
Xo.  241,  S.  675,  Anfrage  d.  Abg.  Schirmer  über  die  Stellungnahme 
der  Regierung. 

.Hessen.  Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  4.  März  (Abg. 
Dr.  Frenay). 

8.  Arbeitslosigkeit.  Reich. 

Reichstag,  114.  Sitzung  vom  8.  Jan.  (Abg.  Bassermann).  —  Inter- 
pellation Albrecht  u.  Genossen  Beil.  No.  422  im  Reichstag:  „Welche  Mass- 
regeln gedenkt  der  Hr.  Reichskanzler  zu  ergreifen,  um  den  Folgen  der 
wirtschaftlichen  Krisis,  die  sich  in  Betriebseinschränkungen,  Lohnkürzungen 
und  vornehmlich  in  Arbeiterentlassungen  bemerkbar  machen,  zu  begegnen  und 
dem  dadurch  hervorgerufenen  Notstand  entgegenzuwirken."  Sitzungen 
120—122,  17.— 20.  Jan.  Begründet  wird  die  Interpellation  durch  Abg. 
Zubeil,  beantwortet  durch  Staatssekretär  Grafen  Posadowskv,  an  der 
Debatte  beteiligen  sich  Abg.  Hitze,  Graf  Kanitz,  Hofmann,  säehs. 
Bundosbevollm.  Graf  v.  Honenthal,  Abg.  Gamp,  Lenzmann,  Staats- 
sekretär Graf  Posadowskv,  Abg.  Hahn,  Bundesbevollm.  Wehrmann, 
Abg.  Hoch,  Hilbek,  Pachnicke  —  die  Verhandlungen  wurden  abge- 
brochen und  sind  bis  jetzt  nicht  wieder  aufgenommen  worden.  iVorgl. 
auch  A r  b  e  i  t  s  1  o  s  e  n  v  e  r  s  i  eh  erun  g). 

Bayern.    Autrag   a>   Dr.  Pichler  und   Gen.,   b)  Segitz  und  Gen. 

Beratung  bayer.  Kammer  d.  Abg.  10.  Okt.  1901.  Prot.  17»;, 
S.  214—233.  11.'  Okt.  Prot.  177,  S.  258—263.  Annahme  dos  Antrages 
Pickler.  Beschluss  der  K.  d.  Abg.  Beil.  476.  Beratung  über  diesen 
Beschl.  in  d.  K.  d.  Reichsr.  16.  Nov.  1901,  No.  19,  S.  7  —  8.  Zustimmung. 
Beschluss  d.  K.  d.  Reichsr.,  Beil.  517.  Gesamtbeschluss  beider  Kammern, 
Beil.  518. 

Antrag  d.  Abg.  Schirmer  u.  Gen.,  Beil.  539,  K.  d.  Abg.  25.  Xov. 
1901,  No.  201,  S.  S50-  856.  Annahme  des  Antrages.  Beschl.  d.  K.  d. 
Abg.,  Beil.  No.  544.  K.  d.  Reichsr.,  14.  Dec.  1901,  No.  2<>,  S.  42. 
Annahme.     Beschl.  d.  K.  d.  Reichsr.  511.     Gesamtbeschluss    No.  565. 

Anregung  weiterer  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  bei  Bauarbeiten, 
Abg.  Schirmer,  19.  Jan.  1902,  Xo.  241,  S.  671. 

TTpssoii.  Antrag  Ulrich  und  Gen.,  betr.  die  Milderung  der  A.. 
19.  Oktober  1901,  XXXI.  Landtag,  II.  Kammer  der  Landstände. 
Drucks.  664.  Begründung  und  Zuweisung  an  Ausschuss,  19.  Nov.  1901, 
Prot.  70.  Sitz.,  S.  1765-  -1771.  Bericht  des  IV.  Ausschusses,  Drucks.  732. 
Berichterstatter  Abjr.  Dr.  Frenav.  Beratung  und  Beschlussfassung 
18.  u.  19.  Febr.  19»>2.  Prot.  No.  78,  S.  2025—2028  u.  Prot.  No.  79', 
S.  2029—2050. 

9.  A  r  b  e  i  t  s  1  o  s  e  n  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g.  Reich. 

Antrag  Pachnicke,  Hitze  u.k  Gen.,  Drucks.  No.  392  und  452. 


Digitized  by  Google 


-    183  - 


125.  Sitzung  des  Reichstage«  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3C13  A. 

131.  Sitzung  vom  31.  Januar  15M>2,  St.  Pr.  S.  3781  D— 3783  A, 
S.  3787  B— 0,  S.  3780  A  — C,  S.  3815  B,C:  Annahme  der  Resolution 
Pachnicke   u.  Gen.: 

den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  eine  au»  Vertretern  der  verbündeten 
Regierungen,  aus  Mitgliedern  des  Reichstags  und  sonstigen  auf  diesem  Gebiet 
erfahrenen  Männern  bestehende  Kommission  zu  bilden,  welche  die  Aufgabe  hat: 
die  bisher  seitens  der  Berufsvereine,  einzelner  Unternehmer  und  Gemeinden 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  getroffenen  Versicherungs-Einrichtungen 
zu  prüfen  und  Vorschläge  über  eine  zweckmässige  Ausgestaltung  dieses  Zweiges 
der  Versicherung  zu  machen. 

1<».  Arbeitsnachweis.  Reich. 

Antrag  d.  Abg.  Roesieke,  Pachnicko  u.  Gen.,  betr.  d.  Errichtung 
von  Arbeitsnachweisen.    Drucks.  No.  438. 

125.  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr., 
S.  3598.  355)1  D,  S.  3012  D-3610  0.  3648  B-3649  B. 

131.  Sitzung  vom  31.  Januar  1902,  St.  Pr.  S.  3788  B— D, 
S.  3815  B. :  Ablehnung  der  Resolution  Roesieke  u.  Gen. 

Hamburg.  Der  Senat  lehnt  das  Ansuchen  des  Gewerksehat'ts- 
kartells  betr.  Einrichtung  eines  kommunalen  Arbeitsnachweises  auf 
paritätischer  Grundlage  ab. 

Elsass-Lothringen.    Landesaussehuss,  Mitte  März. 

11.  Arbeits  Verhältnisse  in  den  Betrieben  des  Reiches 
und  den  Werkstatten  der  Heeresverwaltung  und  Marine,  Uebersicht  über 
die  — .  Reich. 

Antrag  der  Abg.  Bassermann,  Dr.  Hitze  u.  Gen.,  Drucks.  Nn.  130. 

125.  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  Januar  19U2,  St.  Pr.  S.  3591  D. 
S.  3610  B,  S.  3616  D— 3617  C. 

131.  Sitzung  vom  31.  Januar  19<>2,  St.  Pr.  S.  3815  B:  Annahme 
der  Resolution  Bassermann  u.  Gen. 

Erledigt  durch  Drucksachen  No.  501,  enthaltend  Uebersichten  über  die 
Arbeitsverhältnisse  in  den  Betrieben  1)  der  Reichs-Marinevorwaltung, 
2  i  der  kgl.  preußischen  Heeresverwaltung,  3»  der  kgl.  bayerischen  Heeres- 
verwaltung, 4)  der  kgl.  sächsischen  Heeresverwaltung,  5)  der  kgl.  württem- 
bergischen Heeresverwaltung.    327  S. 

Proussen.  Uebersicht  über  die  Betriebsergebnisse  der  preuss. 
Staatseisenbahnen  im  Rechnungsjahr  1!MK").  Drucksachen  des  Landtags 
Angaben  über  die  Arbeitszeit). 

12.  Bäckerei  arbeiter,  Schutz  der  — .  Reich. 

126.  Sitzung  des  Reichstages  vom  24.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3fi28  A— D,  S.  3631  B-D,  S.  3639  D. 

13.  Bauarbeiterschlitz.  Reich. 

125.  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  Januar  1902.  St.  Pr.  S.  3599  B 
(Etat  des  Reichsamtes  des  Innern).  126.  Sitzung  vom  24.  Januar  15X12, 
Sr.  Pr.  S.  3623  A— 3625  B. 

14.  Bergbau,  Unfälle  im  — .  Reich. 

131.  Sitzung  des  Reichstages  vom  31.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  381)1  B— 3803  A,  3805  A— 3809  A. 

15.  Berginspektion  um  1  Bergarbei  t  erver  h  ä  1 1  n  i  s  s  e. 
Bayern.     Verhandlung  d.  K.  d.  Abg.   15.  Febr.  19<>2,    No.  251 

Debatte  über  den  Etat  der  Bergarbeiter).    S.  999  — 1007. 
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16.  Berufs  vereine,  gesetzliche  Anerkennung  und  Ausgestaltung 
der  — .  Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902.  Sten.  Prot. 
S.  3574  C  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innerni. 

125.  Sitzung  vom  23.  Januar  1902.    St.  Pr.  S.  3599  G,  S.  3612  C. 

17.  Betriebsstättenschutz  für  die  Steinbrucharbeiter. 
Reich. 

124.  Sitzung    des    Reichstages    vom    22.  Januar    1902,    St.  Prot. 
S.  3576  B  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern). 
—  für  die  Gummifabriken.  Reich. 

124.  Sitzung  der  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.  Prot. 
S.  3576  B  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern). 

18.  —  landesgesetzliche  Verordnungen  zum  — .  Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3576  B — D  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern). 

1 9.  B  i  n  n  e  n  s  c  h  i  f  f  a  Ii  r  t  s  g  e  w  e  r  b  e  ,  Mindestruhezeit  im  — .  Reich. 

125.  Sitzung  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr.  S.  3590  G  (Etat  des 
Reichsamtes  des  Innern).    S.  3599  G  u.  D. 

20.  Droschken-,  Omnibus-  und  Fuhrwerksunterneil  - 
mungen,  Erhebungen  Uber  die  Arbeitsverhältnisse  in  den  — .  Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3575  D  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern). 

21.  Fabrik-  und  Gewerbeinspektion. 

Gewerbeinspektoren,  Anstellung  von  Arbeitern  als  Gehilfen 
der  — .  Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902.  St.  Pr. 
S.  3584  D  (Etat  des  Reichsanites  des  Innern). 

Berichte  der  — .  Reich. 

125.  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3596—3597  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern),  S.  3602  A— 3607  D, 
S.  3608  B— 3609  G. 

126.  Sitzung  vom  24.  Januar  1902,  St.  Pr.  S.  3628  D— 3629  B, 
3631  D— 3632  B,  3638  C,  3641  B— 3643  D. 

128.  Sitzung  vom  26.  Januar,  St.  Pr.  S.  3711  D— 3712  B. 
131.  Sitzung  vom  31.  Januar   1902,  St.  Pr.  S.  3797  A— 3798  A, 
S.  3804  D— 3805  B. 

161.  Sitzung  vom  10.  März. 

Bayern.  Anstellung  eines  Centraiinspektors  (Debatte  über  den 
Etat  des  k.  Staatsministeriums  des  Innern).  Bayerische  K.  d.  Abg., 
Sitzung  v.  31.  Jan.  1902,  No.  243,  S.  707—728.  1.  Febr.  1902,  No.  244, 
S.  731-732,  740.    3.  Febr.  1902,  No.  245,  S.  751-754,  760,  762,  763. 

Preussen.  Abg.-Haus.  Sitzung  vom  7.  Febr.,  Antrag  Dr.  Hirsch 
u.  Gen.,  „die  Staatsregierurig  zu  ersuchen,  zum  Zwecke  einer  wirksameren 
Fabrikaufsicht  die  Zahl  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  wesentlich  zu 
erhöhen,  namentlich  in  der  Richtung,  dass  assistierende  Mitglieder  aus 
den  Kreisen  der  Aerzte,  der  praktischen  Arbeiter  und  der  Frauen 
—  letztere  in  grosserer  Zahl  als  bisher  -  herangezogen  werden*',  wird 
an  eine  Kommission  verwiesen  (an  der  Debatte  beteiligen  sich  Abg. 
Dr.  Hirsch,   Handelsminister  Möller,   Abg.  Sittart,  Winckler,   v.  Zedlitz i. 
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Baden.  Abgeordnetenkammer,  Sitzung  vom  21.  März  (Ministerial- 
präsident  Schenkel,  Abg.  Eichhorn,  Wackerj. 

Sachsen.  Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  10.  März  (Staats- 
minister von  Metzsch,  Abg.  Vogel,  Preibisch). 

22.  Fleisch ergewerbe,  Erhebungen  Uber  die  Arbeitsverhältnisse 
im  — .  Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902.  St.  Pr. 
8.  357(5  C  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern). 

23.  Frauen  -  und  Kinderarbeit,  Beschränkung  der  —  in  den  Fa- 
briken. Reich. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902.  St.  Pr. 
S.  3584  G  (Etat  des  Reisamtes  des  Innern). 

127.  Sitzung  vom  26.  Januar  19o2,  St.  Pr.  S.  3G79  D— 3686  A, 
S.  3709  B— 3710  B.  131.  Sitzung  vom  31.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3791  D. 

24.  Fuhr werks Unternehmungen  s.  Droschken. 

25.  Gast-  und  Schankwirtschaften,  Verordnung  betr.  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  — .  Drucks.  No.  253,  vgl. 
„Bulletin"  S.  131  und  148. 

Reich.  124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3575  B  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern).  125.  Sitzung  vom  23.  Januar 
1902,  St.  Pr.  S.  3600  A  u.  B.  127.  Sitzung  vom  25.  Januar  1902,  St.  Pr. 
8.  3673  AB.   131.  Sitzung  vom  31.  Januar  1902.  St.  Pr.  S.  3809  BT  3813  C. 

26.  Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  Krankenkasse  u.  s.  w., 
Schutzbestimmungen  für  die  — . 

Reich.  124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  25.  Januar  1902,  St.  Pr. 
S.  3577  B  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern).  S.  3583  D,  S.  3584  G. 
125.  Sitzung  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr.,  S.  3591  B. 

27.  Gewerbegerichtsgesetz,  Novelle  zum  —  vom  30.  Juni. 
Reich.    161.  Sitzung  des  Reichstags  vom  10.  März  (dritte  Lesung 

des  Etats;  Abgg.  Beck,  Zubeil,  Trimborn,  Staatssekretär  dos  Innern,  Abg. 
Stadthagen). 

Hessen.  Sitzung  der  2.  Kammer  vom  4.  März  (Abg.  Frenay  für 
Proportionalwahl). 

28.  Geschäftsdreiräder,  Bayer.  Schutz  der  Angestellten  auf  — . 
Baver.   K.   d.   Abg.    17.  Februar  1902,    No.  255,   S.  1020—1299, 

1<>32,  1033. 

29.  Handelsgehilfenkammer. 

Hamburg.  Sitzung  der  Bürgerschaft  vom  5.,  12.  u.  19.  Februar 
1902.  Antrag  Schark  u.  Gen.,  betr.  Errichtung  einer  Handlungsgehilfen- 
kanuner,  abgelehnt. 

30.  Hausindustrie,  Schutz  der  Arbeiter  in  der  — . 

Reich.  125.  Sitzung  des  Reichstags  vom  23.  Januar  1902,  St.  Pr. 
!S.  3600  B.    127.  Sitzung  vom  15.  Januar. 

Preussen.  19.  Sitzung  des  Abg.-Hauses  vom  4.  Februar  (Hand- 
ueberei). 

Kartelle  und  Syndikate.  Erhebungen  über  — .  Reichstag, 
113.  Sitzung  vom  9.  Januar  (Abg.  Bachem).  121.  Sitzung  vom  18.  Januar 
(  Abg.  Graf  Kanitz) ;  Kommission  für  den  Zolltarif,  Sitzung  vom  14.  Januar 
(Erklärung  des  Grafen  Posadowsky  ).  (Vergl.  Rundschreiben  des  preuss. 
Handelsministers.    „Bulletin",  S.  146.) 
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31.  Kinderarbeit,  Regelung;  der  gewerbl.  — . 

Reich.  114.  Sitzung  des  Reichstags  vom  10.  Januar.  117.  Sitzung 
des  Reichstags  vom  14.  Januar.  St.  Pr.  S.  3366,  3367,  3378.  Sitzung  des 
Bundesrates  vom  16.  Januar  (Verweisung  eines  Gesetzentwurfs,  betr. 
die  Regelung  der  gewerblichen  Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken,  an 
die  zuständigen  Ausschüsse).  124.  Sitzung  vom  22.  Januar  1902,  St.  Pr. 
124,  S.  3575  (Etat,  des  Reichsamtes  des  Innern),  S.  3583  D. 

32.  Kind  er  schütz. 

Reich.  117.  Sitzung  des  Reichstages  vom  14.  Januar,  St.  Pr.  S. 
3366  T),  3367  A,  3378  (Reichshaushaltetat). 

33.  Kleinwohnungen  f  ü  r  A  r  b  e  i  t  e  r ,  Förderung  und  Herstellung 

von  — . 

Reich.  136.  Sitzung  des  Reichstags  vom  6.  Februar  1902,  St.Pr. 
S.  3975  C— 3983  D.    (Kredit  4  Millionen  M.  bowilligt.) 

Hessen.  Regierungsvorlage:  „Gesetz  betr.  die  Wohnungsfürsorge 
für  Minderbemittelte".  Am  3.  März  an  den  Landtag  gelangt.  Drucks.  No.  787. 

Preussen.  Thronrede ;  Gesetzentwurf  [12  Millionen]  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  be- 
schäftigt sind  und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten.  Hierzu:  Denk- 
schrift über  die  Ausführung  der  Gesetze  vom  13.  August  1895  (Ges.-S. 
S.  521),  vom  2.  Juli  1898  (Ges.-S.  S.  137),  vom  23.  August  1899  (Ges.-S. 
S.  165)  und  vom  9.  Juli  1900  (Ges.-S.  S.  293).  Drucksachen  des  Hauses 
der  Abgeordneten,  19.  Legislaturperiode,  IV.  Session,  1902,  No.  64. 
Erste  Beratung  im  Hause  der  Abgeordneten  am  14.  Februar  1902,  St.  Pr. 
S.  1728  —  1736.  Ueberweisung  an  die  Budgetkommission.  Mündlicher  Be- 
richt der  Budgetkommission,  Drucks.  No.  82.  Zweito  Beratung  im  Hause 
der  Abgeordneten  am  26.  Februar  1902,  St.  Pr.  S.  2402—2403.  Dritte 
Beratung  im  Hause  der  Abgeordneten  am  28.  Februar  1902,  St.  Pr.  S. 
2469.    Annahme  des  Regierungsentwurfes. 

Herrenhaus.  Sitzung  vom  22.  März  1902.  Mündlicher  Bericht 
der  Kommission  für  den  Staatshaushaltetat,  St.  Pr.  S.  112,  113.  Beratung 
S.  113  — 115.  Annahme  des  Entwurfes  und  verfassungsmäßige  Zustimmung 
zum  Beschlüsse  des  Hauses  der  Abgeordneten.    Noch  nicht  publiziert. 

Etatsforderung  für  Wohnungsinspektion  in  Düsseldorf.  Abge- 
ordnetenhaus, Sitzung  vom  9.  Januar;  Finanzminister  erklärt:  ..Der 
Erlaß  eines  Wohnungsgesetzes  ist  in  Angriff,  die  Grundzüge  sind  auf- 
gestellt'\  Herrenhaus,  Sitzung  vom  9.  Januar.  Annahme  der 
Lex  Adickes  i  Umlegung  von  Grundstücken  in  Frankfurt  a.  MV  Ab- 
geordnetenhaus, Sitzung  vom  16.  Januar  (Abg.  Richter),  Sitzung  vom 
29.  Januar  (Arbeiterwohnungen  auf  Domänen).  24.  Sitzung  vom  10.  Februar 
(Lex  Adickes  an  Kommision  verwiesen).  27.  Sitzung  vom  14.  Februar 
und  28.  Sitzung  vom  15.  Februar  (Kredit  für  Verbesserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse, Wohnungsinspektion). 

Hamburg.  Senatsvorlage  zur  Förderung  des  Baues  kleiner 
Wohnungen;  Sitzung  der  Bürgerschaft  vom  12.  März;  angenommen. 

Württemberg.  Abgeordnet enkammer,  Sitzung  der  Steuerkommission 
vom  14.  März  (Bauplatzsteuer). 

34.  Koalitionsrecht  der  Arbeiter. 

Reich.  138.  Sitzung  des  Reichstages  vom  8.  Februar  (Abg.  Heine, 
Staatssekretär  der  Reichs  just  iz,  Abg.  Müller-Meiningen).  139.  Sitzung 
vom  10.  Februar  (Abg.  Stadthagen). 
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Preussen.  29.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  17.  Februar 
(Abg.  Träger,  Justizminister).  30.  Sitzung  vom  18.  Februar  (Abg.  Hirsch, 
Justizminister). 

Hessen.  Abgeordnetenkammer,  Sitzung  vom  4.  Marz  (Abg.  Frenay, 
Ministerialrat  Braun). 

Bremen,  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  am  15.  Januar  1902,  St. 
Pr.  S.  81,  Antrag  Ebert,  betr.  Auterlegung  der  Verpflichtung  zur  An- 
erkennung des  Koalitionswertos  der  Arbeiter  bei  Vergebung  der  staatlichen 
Arbeiten  und  Lieferungen.  Abgelehnt. 

35.  K  o  ra  m  i  s  s  i  o  n  für  A  r  b  e  i  t  e  r  s  t  a  t  i  s  t  i  k  und  arbeitsstatistische 
Abteilung  im  Statistischen  Amte  des  Reiehsaintes  des  Innern,  s.  auch : 
Reichsarbeitsamt,  Antrag  der  Budgetkommission,  Anl.  \o.  461. 

Reich.  124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  HM >2,  St.  Pr.  S. 
3575  B  (Etat  des  Reichamtes  des  Tunern).  134.  Sitzung  vom  5.  Februar 
1902,  St.Pr.  S.  3889  D  — 3894  A.  Letzte  Sitzung  der  Kommission  am 
13.  Marz  (Erhobungen  über  Arbeitszeit  im  Fleischergewerbe,  im  Fuhrwerks- 
betriebe, in  der  Binnenschiffahrt). 

36.  Kontore.  Arbeitsverhaltnisse  der  Angestellten  der  — . 
Roich.    124.    Sitzung   vom   22.    Januar   1902,  St.  Pr.   S.  3575  C 

(Etat  des  Reichsamtes  des  Inneriii.  125.  Sitzung  vom  23.  Januar. 
8.  359U  G,  S.  3609  D. 

37.  Krankenkasse. 

Reich.  124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.Pr. 
S.  3577  G  (Etat  des  Reichsamtes  des  Innern),  S.  3578  B,  3586  B.  125. 
Sitzung  vom  25.  Januar  1902,  St.  Pr.  S.  3590  D,  S.  36<>2  B,  S.  3612  B. 
127.  Sitzung  vom  25.  Januar  19o2,  St.  Pr.  S.  3672  D. 

38.  Militär  werkst  atten,  Arbeiter  in  — . 

Reich.  149.  Sitzung  des  Reichstages  vom  21.  Februar  (Abg.  Pauli. 
Generalmajor  von  Einem).     163.  Sitzung  vom  12.  Marz  (dieselben  Redner). 

39.  Mini  mal  lohn. 

Bremen,  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  15.  Januar  1902, 
St.  Pr.  S.  31.  Antrag  Ebert.  betr.  die  Festsetzung  eines  Minimallohnes 
von  4  M.  pro  Tag  bei  neunstündiger  Arbeitszeit  für  alle  in  staatlichen 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter.  An  eine  Deputation  der  Bürgerschaft 
verw  iesen. 

40.  Nachtarbeit,  gewerbliche. 

Reich.  131.  Sitzung  des  Reichstages  vom  31.  Januar  l9o|,  St.Pr. 
S.  3789  A-3790  C,  S.  3791  D. 

41.  Omnibusangestellte  s.  Fuhrwerksunternehmungen. 

42.  Reichsarbeitsani  t,  Begründung  eines  . 

126.  Sitzung  des  Reichstages  vom  24.  Januar  19<>2,  St.  Pr.  S.  3641  B. 
134.  Sitzung  vom  4.  Februar  (Arbeitsstat.  Abteilung  des  Kais.  Statist. 
Amtes). 

43.  Rückbeförderung  von  Arbeiterfamilien  aus  dem 
Westen  nach  dem  Osten.  Preuss.  Herrenhaus.  Antrag  des 
Grafen  Schlieben-Sanditteu.  Sitzung  vom  9.  Jan. 

44.  R  eichsges u n  d  h e  i  t  s a  m  t ,  (Bekämpfung  der  Tuberkulose). 
Reich.     136.  Sitzung  vom  6.  Februar. 

45.  R  e  i  c  h  s  v  o  r  s  i  c  h  c  r  u  n  g  s  a  m  t. 

Reich.     134.  Sitzung  des  Reichstages  vom  4.  Februar  1902,  St.  Pr. 
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S.  3906  B— 3919  A.  135.  Sitzung  vom  5.  Februar  1902,  St.Pr.  S.  3921  C 
— 3951  A.  163.  Sitzung  vom  12.  März  (Berufsgenossenschaften,  Vertrauens- 
ärzte). 

46.  R  n  h  e  1  o  h  n  b  e  r  e  c  b  t  i  g  u  n  g. 

Bremen,  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  15.  Januar  1902, 
St.  Pr.  S.  31.  Antrag  Ebert,  betr.  die  Gewährung  einer  Ruhelohnbe- 
rechtigung und  Errichtung  einer  Hinterbliebenen  -  Versorgung  für  die  in 
staatlichen  Betrieben  ständig  beschäftigten  Arbeiter. 

Antrag  Karsten:  Einsetzung  einer  Deputation  zur  Beratung  und 
Berichterstattung  über  den  Antrag  Ebert. 

Antrag  Karsten  angenommen. 

Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  19.  Februar  1902,  St.  Pr.  S. 
10S,  Antrag  Rhein,  betr.  die  Gleichstellung  der  jahrgeldsberechtigten 
Angestellten  hinsichtlich  Ruhegehaltsberechtigung  und  Witwen-  und 
Waisenversorgung  der  Beamten. 

Einer  Deputation  überwiesen. 

47.  Schiedsgerichte,  kaufmännische. 

Reich.  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  den  Antrag  der  Abg.  Raab 
u.  Gen.,  Drucks.  No.  423. 

Einführung   besonderer  Gerichte    für   Rechtsstreitigkeiten    aus  dem 

kaufmännischen  Dienstvertrag. 

Antrae  der  Abg.  Bassermann  und  Gen.  auf  Vorlegung  eines  Gesetzentwürfe« 
wegen  Einführung  besonderer  Gerichte  aus  dem  kaufmännischen  Dienst  vertrag 
nach  folgenden  Grundsätzen: 

1)  Die«e  besonderen  Gerichte  sind  den  Amtsgerichten  anzugliedern; 

2)  die  Gerichte  bestehen  aus  einem  Amtsrichter  als  Vorsitzendem  und  je  einem 
Prinzipal  und  einem  Handlungsgehilfen  als  Beisitzer; 

3)  die  Beisitzer  werden  mittels  Wahl  der  Prinzipale  und  Handlungsgehilfen  in 
getrennter  Wahlhandlung  bestellt;  die  Wahl  ist  unmittelbar  und  geheim; 

4)  das  Verfahren  ist  ein  beschleunigtes,  einfaches,  mit  geringen  Kosten  verknüpftes; 

5)  den  Gerichten  sind  die  Streitigkeiten  aus  dem  kaufmannischen  Dienstvertrag 
zu  überweisen; 

6)  die  Berufung  gegen  Urteile  dieser  Gerichte  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Wert 
des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  100  M.  übersteigt. 

124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1902,  St.  Pr.  S. 
3577  B  {Etat  des  Reichsamtes  des  Innern i.  125.  Sitzung  vom  23.  Januar 
1 902,  St.  Pr.  S.  3590  D,  S.  3610  B. 

Beiatting  des  Antrages  Bassermann  und  Gen.  129.  Sitzung  vom 
29.  Januar  HN>2,  St.  Pr.  S.  3721  D— 3725  A  (Abg.  Bassennann,  Direktor 
im  Reiehsamt  des  Innern,  Caspar,  Abg.  Hitze,  Abg.  Rosenow,  Abg.  Henning): 
An  eine  Kommission  von  14  Mitgliedern  verwiesen.  161.  Sitzung  des 
Reichstages  vom  10.  März. 

48.  Unfall-  und  Krauken  Versicherung  der  in  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Personen. 

49.  Unfall-  und  K  ranken  versi  cberungsgesetz.  Hessen. 

XXXI.  Landtag.  Drucksache  No.  688,  vom  9.  Nov.  1901.  Regierungs- 
vorlage, betr.  den  Entwurf  einos  Gesetzes,  die  Abänderung  des  Gesetzes 
vom  4.  April  188S,  die  Ausführung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigen  Personen. 

Bericht  des  zweiten  Ausschusses,  über  die  Regierungsvorlage  betr.  etc., 
Drucksache  No.  711. 

Zurückweisung  an  den  Ausschuss  in  der  Sitzung  am  18.  Febr.  1902 
Weiterer  Bericht  des  zweiten  Ausschusses,  Drucksache  No.  796. 


Digitized  by  Google 


-    189  - 


Bayern.  Kammer  der  Abgeordneten,  Sitzung  vom  21.  Febr.  1902, 
No.  269,  S.  1143-1148.  fEtat  für  Industrie  und  Kultur.)  Sitzung  vom 
22.  Febr.  1902,  No.  260,  S.  1151  —  1159. 

50.  Unfallfürsorge  bei  Rettungsarbeiten. 

Reich.  181.  Sitzung  des  Reichstages  vom  10.  März,  Resolution 
Abg.  Franken  u.  Gen.:  „Den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  thunlichst  bald 
dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Unfallfürsorge  bei 
Arbeiten,  welche  freiwillig  zur  Rettung  von  Personen  und  zur  Bergung 
von  Gegenständen  vorgenommen  werden,  vorzulegen  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  bei  solcher  Thätigkeit  vorkommenden  Feuer-,  Wasser- 
und  anderen  Gefahren.  "  Angenommen. 

51.  Vereins-  und  Versammlungsrecht. 

Preussen.  Abgeordnetenhaus,  34.  Sitzung  vom  24.  Febr.  und 
40.  Sitzung  vom  4.  März  (Teilnahrae  von  Frauen  an  Versammlungen  und 
Veranstaltungen  politischer  Vereine). 

52.  Z  i  ga r  r  e n  i  n  d  u  s  t  r  i  e ,  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  in  der. 
Reich.    124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  24.  Jan.  1902.    St.  Pr. 

S.  3575  D.  (Etat  des  Reichsamts  des  Innern.)  125.  Sitzung  vom  25.  Jan. 
1902,  St.  Pr.  S.  3610  A. 

53.  Zinkhütten. 

Reich.  Antrag  Albrecht  und  Gen.,  Drucks.  No.  431),  Antrag 
Dasbach  und  Gen.,  Drucks.  Xo.  450.  125.  Sitzung  des  Reichstages 
vom  22.  Jan.  1902.  St.  Pr.  124,  S.  3576,  3583,  3584.  (Etat  des  Reichs- 
amtes  des  Innern),  126.  Sitzung  vom  24.  Jan.  1902,  St.  Pr.  S.  3654  Ü  — 
3656  A,  S.  3650  A— 3653  A.  131.  Sitzung  vom  31.  Jan.  1901,  St.  Pr. 
S.  3815  A.  Ablehnung  der  Resolution  Albrecht  u.  Gen.,  Annahme  der 
Resolution  Dasbach  u.  Gen. 

54.  Zündhölzchenindustrie  (Verbot  der  Phosphorstreichhölzer). 
124.  Sitzung  des  Reichstages  vom  22.  Jan.  1902.  St.  Pr.  124,  S.  3578  D 
und  3585  G  (Etat  des  Reichsamts  des  Innern).  126.  Sitzung  vorn  24.  Jan. 
1902,  St.  Pr.  S.  3647  B— 3648  B.  152.  Sitzung  vom  27.  Febr.  (Petition 
betr.  Verbot  der  Verwendung  weissen  Phosphors,  dem  Reichskanzler  als 
Material  überwiesen). 

II.  Autriche.  Oesterreich1). 

34.  Agenten  und  Reisende.  (1.,  14.)  Gesetz  vom  25.  Febr.  1902, 
vgl.  „Bulletin*'  S.  150. 

35.  Arbeiter  Wohnungen.  (33.) 

Antrag  Licht  auf  Abänderung  der  Regierungsvorlage  eines  Gesetzes, 
betr.  Begünstigungen  von  Gebäuden  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiter- 
wohnungen: 107.  Sitzung  A.H.  vom  11.  März  1901. 

36.  Arbeitsstatistik.  (2.) 

Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses:  H.H.,  Beil.  112.  Zweite 
und  dritte  Lesung  21.  Sitzung  H.H.  vom  21.  März  1902.  Beschluss  H.H. 
Beilage  128. 

37.  Betriebsstatistik.  (5.)  Gesetz  vom  18.  Januar  1902.  und 
Verordnung  vom  25.  März  1902,  vgl.  ..Bulletin"  S.  153. 


1)  Verzeichnis  der  Abkürzungen,  ».  „Bulletin"  S.  73. 
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38.  Erwerbs-  und  Wirtschafts^ßiiossenscliiifteii.  dO.i 
Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses:  H.H.  Beil.  118.  Zweite 

Lesimg  20.  Sitzung  H.H.  vom  2<>.  Marz  1902.  Rückvcrwoisung  an  die 
Koniniission.  Bericht  und  neuerliche  Lesung:  21  Sitzimg  n.H.  vom  21. 
Miliz  1  i M 12.    Beschluss  H.H.  Beil.  127. 

39.  Landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften.  i21.> 
Bericht   der   Specialkommission   des  Herrenhauses:  H.H.  Beil.  HO. 

Zweite  Lesung  19.  Sitzung  H.H.  vom  HK  Februar  1902.  Dritte  Lesung  ebda. 

40.  Margarine.  ('24.)  Gesetz  vom  25.  Oktbr.  19<>1  und  Verordnung 
vom  1  Februar  1902,  vgl.  „Bulletin"  S.  153. 

41.  Seemannsbefähigung.  i!53.) 

Verordnung  vom  1.  März  1!M>2,   vgl. „Bulletin-'  S.  153. 

III.  Etats  Unis.  Vereinigte  Staaten. 

Maryland. 

A  Bill,  entitled  an  Act'  providing  means  for  the  settleinent  of  dis- 
putes  between  employers  and  employees  by  mediation,  voluntary  arbitration, 
and  the  investigation  of  the  causes  of  such  disputes. 

(K  egierungs- )  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d  i  e  M  i  1 1  e  1  zur 
Schlichtung  der  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  durch  V  e  r  m  i  t  t  e  1  u  n  g .  freiwillige  Schieds- 
gerichte und  Erforschung  der  Ursachen  dieser  Streitig- 
keiten. 

Art.  1.  Wenn  der  Chef  des  arbeitsstatistischen  Amtes  von  Maryland 
von  einem  Unternehmer,  sei  dies  ein  Einzelunternehmer,  eine  Gesellschafts- 
finna oder  eine  Korporation  oder  von  einem  Arbeitern usschuss,  oder  aus 
einer  andern  zuverlässigen  Quelle,  die  Mitteilung  erhalt,  dass  eine  Arbeits- 
streitijjkeit  oder  ein  solcher  Konflikt  zwischen  einem  Unternehmer  und 
Arbeitern  ausgebrochen  ist,  an  dem  H>  oder  mehr  Personen  beteiligt  sind, 
und  der  zu  einem  Strike  oder  einer  Aussperrung  führen  kann,  so  soll  der 
Chef  des  arbeitsstatistischen  Amtes  von  Maryland  oder  ein  von  ihm  schrift- 
lich dazu  legitimierter  Funktionär  dieses  Amtes  sich  sofort  nach  dem  Orte 
des  Streites  begeben  und,  wenn  dies  nach  seinem  Dafürhalten  erforderlieh 
ist,  zwischen  den  Parteien  zu  vermitteln  suchen. 

Art.  2.«  Gelingt  eine  Vermittelung  nicht  nach  den  Anordnungen  von 
Art.  1  dieses  Gesetzes,  so  kann  der  Chef  des  arbeitsstatistischen  Amtes 
oder  ein  von  ihm  schriftlich  dazu  legitimierter  Funktionär  dieses  Amtes 
sich,  wenn  ihm  dies  thunlich  scheint,  bemühen,  von  den  Streit-  oder 
Strikeparteien  die  Einwilligung  zur  Bildung  eines  Schiedsgerichtes  zu  er- 
langen, welches  aus  einem  Unternehmer  und  einem  Angestellten  bestehen 
soll,  die  den  gleichen  oder  einen  ähnlichen  Beruf  wie  der,  innerhalb  dessen 
der  Streit  herrscht,  haben,  aber  bei  dem  Streite  oder  dem  Konflikt  nicht 
direkt  als  Parteien  beteiligt  sein  dürfen  und  von  diesen  Streitparteion 
gewählt  werden  sollen.  Der  dritte  Schiedsrichter  kann  von  den  beiden 
erstgenannten  Schiedsrichtern  gewählt  werden  und  soll  Vorsitzender  des 
Schiedsgerichtes  sein.  Können  sich  die  beiden  erstgenannten  Schieds- 
richter nicht  auf  einen  dritten  einigen,  so  soll  der  Chef  dos  genannten 
arbeitsstatistischen  Amtes  oder  ein  von  ihm  schriftlich  dazu  legitimierter 
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Funktionär  dieses  Amtes  die  Funktion  dos  dritten  Schiedsrichters  und  den 
Vorsitz  des  Schiedsgerichts  übernehmen. 

Art.  3.  Der  nach  den  Bestimmungen  von  Art.  1  dieses  Gesetzes  er- 
wählte Vorsitzende  des  genannten  Gerichtes  hat  das  Hecht,  Zeugen  vor- 
zuladen, deren  Anwesenheit  zu  erzwingen,  sie  zu  vereidigen  und  verhören 
und  die  Streitsache  zu  entscheiden.  Innerhalb  dreier  Tage  nach  der 
rutersuchung  hat  er  einen  Bericht  seiner  Entscheidung  abzulegen,  dessen 
Abschrift  jeder  Streitpartei  des  Streits  zugestellt  werden  soll :  diese  Ent- 
scheidung ist  inappellabel. 

Art.  4.  Bei  all  diesen  obengenannten  Streitigkeiten  oder  in  irgend 
einem  andern  Falle  soll  ein  schiedsrichterlicher  Austrag,  der  nicht  nach 
den  hier  beschriebenen  Bestimmungen  vor  sich  geht,  solern  ihm  beide 
Parteien  zustimmen,  rechtsgiltig  sein.  Auch  soll  der  Beschluss  und  Ent- 
scheid irgend  eines  Schiedsgerichts  für  die  Parteien  endgiltig  sein.  Es 
ist  in  allen  Fallen  einem  Unternehmer  oder  Angestellten  erlaubt,  durch 
Xamensunterschrift  eine  Person  statt  seiner  zur  Anrufung  eines  Schieds- 
gerichts und  zum  Erscheinen  vor  demselben  zu  ermächtigen. 

Art,  5.  [Anstellung  eines  Sekretärs  des  Schiedsgerichtes:  drei 
Dollars  täglich.] 

Art.  6.  Gelingt  es  dem  Chef  des  arbeitsstatistischen  Amtes  oder 
dem  von  ihm  nach  obigein  Bevollmächtigten  nicht,  zu  vermitteln  oder  von 
den  Streitparteien  die  Einwilligung  zur  Bildung  eines  Schiedsgerichts  zu 
erlangen,  so  soll  der  genannte  Chef  des  arbeitsstatistischen  Bureaus  oder 
der  erwähnte  Bevollmächtigte  die  Ursache  des  Streites  oder  Konflikts 
eingehend  untersuchen.  Er  soll  das  Recht  haben,  beide  Parteien  zum 
Erscheinen  vor  ihm  vorzuladen,  eidlich  beschworene  Darstellungen  schrift- 
lich zu  fordern  und.  nachdem  er  festgestellt,  welche  Partei  nach  seinem 
Ermessen  für  den  Ausbruch  des  genannten  Streites  oder  Konfliktes  haupt- 
sachlich verantwortlich  und  tadelnswert  ist,  in  einigen  Tageblättern  einen 
amtlichen  Bericht  zu  veröffentlichen,  in  dem  diese  Verantwortlichkeit  oder 
Schuld  nachgewiesen  wird. 

Art.  7.  [Ermächtigung  des  Chefs  des  arbeitsstatistischen  Amtes  und 
seines  Bevollmächtigten,  zu  Zwecken  der  Untersuchung  Eide  abzunehmen, 
gerichtliche  Vorladungen  unter  Strafandrohung  an  Zeugen  zu  erlassen, 
das  Erscheinen  von  Zeugen  und  die  Herausgabe  von  Büchern  und  Papieren 
zu  erzwingen.] 

Art.  8.  (Wahrung  des  Amtsgeheimnisses  über  Anklagen  persönlicher 
Natur,  Privatangelegenheiten.  Auskünfte  über  den  Geschiiftsgewinn  oder 
den  Geschäftsbetrieb  einer  Person,  Finna  oder  Gesellschaft. 

Art.  9.  [Aufhebung  der  Gesetze,  die  mit  diesem  Gesetze  in  Wider- 
spruch stehen.] 

Art.  10.  Dieses  Gesetz  soll  vom  Tage  seiner  Genehmigung  an  in 
Kraft  treten. 

IV.  France.  Frankreich. 

43.  Altersversicherung  der  Bergarbeiter. 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  2*>.  März  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  Perier,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  *J9.  Juni  1S94 
und  die  Sicherung  des  Betriebes  der  Bergarbeiter-Altersversicherungskasse 
Antragsteller:  Abg.  Germain  Perier.    (Dec.  pari.  Xo.  3 1 37 >- 
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44.  Arbeiteraltersrenten  (3). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  31.  Jan.  1902.  Dritter  Nach- 
bericht  des  Abg.  Guievsso  über  die  Gesetzes  vorläge  und  die  verschiedenen 
Antrage  betr.  die  Arbeiteraltersrenten.    iDoc.  pari.  No.  2938.) 

45.  A  r  b  e  i  t  e  r  v  e r  s  i  c  h  e r  u n  g  (SO). 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  17.  Jan.  1902.  Entwurf  eines 
Gesetzes,  betr.  die  Versicherung  gegen  Armut  für  kränkliche  und  unheil- 
bare Greise  im  Wege  einer  im  Anschluss  an  die  noch  zu  schaffende 
Arbeiterversicherung  zu  errichtende  Versicherungsanstalt.  Antragsteller: 
Abg.  Vaillant. 

4<5.  Arbeitsdauer,  in  Bergwerken  i5). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  29.  Jan.  1902.  Gesetzentwurf 
des  Abg.  Baslv  u.  Gen.  betr.  den  8-stündigen  Maximalarboitstag  in  den 
Bergwerken.  Dringlichkeitserklärung.  Erste  Lesung.  Sitzung  der 
Deputiertenkammer  vom  5.  Febr.  1!><)2.  Schluss  der  Beratung.  Annahme 
des  Gesetzentwurfes.  —  Senatssitzung  vom  0.  Febr.  1902.  Mitteilung 
dieses  Gesetzentwurfes.  (Doc.  pari.  No.  39.)  —  Senatssitzung  vom  17.  März 
1902.  Summarischer  Bericht  des  Senators  Gonnot  über  den  Gesetz- 
entwurf Darbot,  betr.  die  tägliche  Arbeitsdauer  in  Bergwerken  und  die 
Verhütung  eines  Bergarbeiterausstandes  durch  Vereinigung  von  Kapital 
und  Arbeit  (Doc.  pari.  No.  H>4). 

47.  Arbeitslosigkeit  (6). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  16.  Jan.  1902.  Bericht  des  Abg. 
Jamel  über  den  Gesetzentwurf  des  Abg.  Ferroul,  betr.  die  Ermächtigung 
der  Gemeinden  der  durch  die  Weinbaukrisis  betroffenen  Departemente, 
behufs  Steuerung  der  Arbeitslosigkeit,  Anleihen  mit  Ausserachtlassung  der 
üblichen  Formalitäten  aufzunehmen.  Dringlichkeitserklärung.  Annahme. 
(Doc.  pari.  No.  288<>).  -  Senatssitzung  vom  21.  Jan.  li>02.  Mitteilung 
dieses  Gesetzentwurfes.  (Doc.  pari.  No.  9.)  —  Senatssitznng  vom  30.  Jan. 
1902.  Bericht  des  Senators  Gauthier  über  diesen  Entwurf.  —  Senats- 
sitzung vom  20.  Febr.  1902.  Dringlichkeitserklarung.  Erste  Lesung. 
Annahme.    (J.O.  vom  7.  März  1902;  vergl.  Bulletin,  S.  Iö7.) 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  24.  März  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  der  Abg.  Bouveri  und  Coutant,  betr.  die  Eröffnung  eines 
ausserordentlichen  Kredites  zum  Zwecke  der  Unterstützung  arbeitsloser 
Arbeiter. 

48.  Arbeitsnachweis  f'2). 

Senatssitzung  vom  28.  und  30.  Jan.  1902.  Dringlichkeitserklärung 
und  Beratung  des  von  der  Deputierten kammer  angenommenen  Gesetz- 
entwurfes, betr.  den  Arbeitsnachweis  für  Angestellte  und  Arbeiter  beider 
Geschlechter  und  aller  Berufe.  Annahme  mit  Modifikationen.  Sitzung 
der  Deputiertenkammer  vom  3.  Febr.  1902.  Mitteilung  des  vom  Senat 
modifizierten  und  angenommenen  Gesetzentwurfes.  (  Doc.  pari.  No.  294o.  > 

49.  Arbeits  tinfälle  (18  i. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  Jan.  1902.  Bericht  der 
Kommission  für  sociale  Versicherung,  erstattet  durch  den  Abg.  Mirman, 
über  den  vom  Abg.  Minnan  eingebrachten  Entwurf  eines  Gesetzes,  durch 
welchen  jedermann,  der  Lohnarbeiter  verwendet,  das  Recht  erteilt  werden 
soll,  an  Stelle  seiner  persönlichen  Haftbarkeit  gemäss  Art.  1382  des  Code 
<  i\il  die  vom  Gesetz  vom  9.  April  1898  über  Arbeitsunfälle  vorgesehene 
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Pauschalierung  der  Ersatzleistungen  treten  zu  lassen.  Sitzung  der  Depu- 
tiertenkammer vom  4.  Febr.  1902.  Zusatzbericht  des  Abg.  Mirman  über 
den  vom  Abg.  Mirman  eingebrachten  Gesetzentwurf.  (Doc.  pari.  No.  294(3.) 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Febr.  1902.  Dringlichkeits- 
erklärung. —  Erste  Lesung.  —  Annahme. 

50.  Arbeitsvertrag  (11,  28 1. 

1.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  Jan.  1!M>2.  Entwurf  eines 
Gesetzes  betr.  die  Abänderung  des  Art.  1780  des  Code  civile.  Antrag- 
steller: Abg.  Palix.    <Doc.  pari.  No.  29<>l.i 

2.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  22.  Jan.  1902.  Berieht  der 
Arbeitskommission,  erstattet  vom  Abg.  Charronat,  über  den  vom  Abg. 
G.  IJiopiteau  eingebrachten  Gesetzentwurf  1 1 1 .),  betr.  die  Betrauung  der 
gewöhnlichen  Gerichte  mit  der  Beurteilung  der  Streitigkeiten,  die  sich 
zwischen  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  ihren  Angestellten 
ans  dem  Arbeits  vertrage  ergeben  können.    (Doc.  pari.  Xo.  2910.) 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  6.  März  19*  »2.  Bericht  des 
Abg.  Rose  über  den  Gesetzentwurf  des  Abg.  Raiberti,  (28)  betr.  die 
Ergänzung  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1890.  (Doc.  pari. 
Xo.  3075.)  —  Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  2o.  März  1902. 
Dringlichkeitserklärung.    Beratung.  Annahme 

Senatssitzung  vom  21.  März  1902.  Mitteilung  des  von  der  Abgeord- 
netenkammer angenommenen  Gesetzentwurfes.  (Doc.  pari.  Xo.  175.)  - 
Senatssitzung  vom  25.  März  19<)2.  Verweisung  des  Gesetzentwurfes  an 
die  Eisenbahnkommission.  —  Senatssitzung  vom  2(>.  März  1902.  Bericht 
des  Senators  Godin  über  diesen  Gesetzentwurf.  (Doc.  pari.  Xo.  211.)  — 
Senatssitzimg  vom  29.  März  19<>2.    Annahme  des  Gesetzentwurfes. 

51.  Eisenbahnangestellte  (13). 

Senatssitzung  vom  11.  März  1902.  Bericht  des  Senators  Jules  Godin 
über  den  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommenen,  vom  Senat  modi- 
fizierten, von  der  Abgeordnetenkammer  abermals  modifizierten  Entwurf 
eines  Gesetzes,  betr.  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  der  Heizer, 
Maschinisten  und  anderen  Eisenbahnangestellten,  und  betr.  die  Bedingungen 
der  Altersversicherung  des  Personals  der  französischen  Eisenbahnen.  (Doc. 
pari.  No.  123.) 

52.  Frauenschutz  i38j. 

Senatssitzung  vom  17.  Jan.  1902.  Bericht  des  Senators  Paul  Strauss 
über  seinen  Gesetzentwurf,  betr.  den  Schutz  der  Mütter  und  Säuglinge. 
(Doc.  pari.  Xo.  4.) 

53.  Gesundheitspflege,  öffentliche  <15). 

Senatssitzung  vom  21.  Jan.  19(>2  Bericht  des  Senators  Cornil  über 
den  von  der  Deputiertenkammer  angenommenen,  vom  Senat  modifizierten, 
von  der  Deputiertenkammer  abermals  modifizierten  Gesetzentwurf,  betr. 
die  öffentliche  Gesundheitspflege.  Doc.  pari.  Xo.  14.)  Senatssitzung  vom 
3o.  Jan.  1902.  Dringlichkeitserklärung.  Erste  Lesung,  Senatssitzung  vom 
4.  Febr.  1902.  Schluss  der  Beratung.  Annahme.  (Gesetz  vom  15.  Febr. 
1902,  betr.  die  öffentliche  Gesundheitspflege.    J.  M.  vom  19.  Febr.  UM.i'2.» 

54.  Gewerkschaften  (17 i. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  4.  Februar  19<>2.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  betr.  die  Ausdehnung  der  Wohlt baten  des  Gewerkschaft  s- 
gesetzes  vom  21.  März  1884  auf  alle  Lohnangestellten.  iDoc.  pari.  Xo.  2954. 
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55.  Hilfsleistung,  gegenseitige  i34). 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  25.  März  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Holfz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Vereine  für  gegenseitige  Hilfsleistung  vom  1.  April  1898.  (Doc.  pari. 
No.  3146.) 

5l>.  Hygienische   und   8  i  c  h  e  rh  e  i  t  s  v  o  r  k  e  h  r  u  n  ge  n  (15,40/. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  IG.  Jan.  19<»2.  Vorlage,  durch 
den  Handelsminister,  eines  Regieruugsentwurfes,  betr.  die  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  über  die  hygienischen  und  Sicherheits- 
vorkehrungen für  die  Arbeiter  in  gewerblichen  Betrieben  iDoc.  pari. 
No.  2875).  (vgl.  „Bulletin" ,  S.  195.,  —  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom 
29.  Jan.  1902.  Bericht  des  Abg.  Graussier  übor  diesen  Gesetzentwurf. 
(Doc.  pari.  Xo.  2931.)  —  Sitzung  der  jDeputiertenkammer  vom  3  u.  6.  Febr. 
19<>2.  Dringlichkeitserklärung.  Beratung.  Annahme.  —  Senatssitzung  vom 
13.  Febr.  1!«>2.  Vorlage,  durch  den  Handelsminister,  des  durch  die  De- 
putiertenkammer  angenommenen  Gesetzentwurfes.    (Doc.  pari.  No.  50.) 

Senatssitzung  vom  3.  März  1902.  Bericht  des  Senators  Strauss  über 
den  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommenen  Gesetzentwurf,  betr. 
die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  über  die  hygienischen 
und  Sicherheitsvorkehrungen  für  die  Arbeiter  in  gewerblichen  Betrieben. 
<Doe.  pari.  No.  HU.i 

57.  Löhne  i25,. 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  18.  März  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Ülevi  Hugues,  betr.  gesetzliche  Regelung  der 
Löhne  der  Bauarbeiter.    iDoc.  pari.  No.  3111.) 

58.  L  o  h  u  zahl  u  n  g  (  25 1. 

Senatssitzung  vom  17.  Jan.  19(>2.  Erste  Lesung  des  durch  die  Depu- 
tiertenkammer angenommenen,  vom  Senat  modifizierten,  von  der  Deputierten- 
kammer abermals  modifizierten  Gesetzentwurfes  betr.  die  Lohnzahlung.  — 
Senatssitzung  vom  6.  Febr.  19(>2.  Fortsetzung  und  Unterbrechung  der 
Debatte. 

59.  Ruhetag,  wöchentlicher  i'29). 

Sitzung  der  Deputiertonkammer  vom  16.  Jan.  1902.  Bericht  des 
Abg.  Georgos  Börry  über  den  vom  Abg.  Zevaes  eingebrachten  Gesetz- 
entwurf, betr.  den  wöchentlichen  Ruhetag.    'Doc.  pari.  No.  288 1^ 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  27.  März  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Zevaes.  betr.  eine  wöchentliche  Ruhepause  für 
die  Handelsbedionsteten  und  die  Angestellten  der  Ladengeschäfte.  Dring- 
lichkeitserklärung.   Beratung.  Annahme. 

Senatssitzung  vom  2S.  März  1902.  Mitteilung  des  von  der  Abge- 
ordnetenkammer angenommeneu  Gesetzentwurfes. 

60.  Unfallversicherung  (1 8 1. 

Senat.  Sitzung  vom  (>.  März  1902.  Bericht  des  Senators  Demöle 
über  die  nachfolgenden,  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommenen 
Gesetzentwürfe:  Ii  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Art. 
17  u.  22  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898;  2)  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betr.  die  Abänderung  verschiedener  Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898:  3)  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Verbesserung  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  zu  Gunsten  der  Heizer,  Maschinisten  und  anderer  Angestellten 
der  Eisonbahngesellschaften  :  4)  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Pauschalie- 
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rung  der  Entschädigungspflicht  für  Arbeitsunfälle.  'Doc.  pari.  No.  108.) 
Seuatsitzung  vom  14.  Marz  1902.  Dringliehkeit.serklörung.  Erste  Beratung. 
—  Annahme  mit  Modifikationen. 

Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  17.  März  1902. 

Mitteilung  des  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommenen,  vom 
Senate  mit  Modifikation  angenommenen  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Abänderung 
verschiedener  Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898.  (Doc.  pari.  No. 
3101  —  Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom  18.  März  1902.  Berieht 
des  Abg.  Minnan.  (Doc.  pari.  No.  3108.»  —  Sitzung  der  Abgeordneten- 
kammer vom  21.  März  1902.    Annahme  des  Gesetzentwurfes. 

Gesetz  vom  22.  März  1902.  H.  0.  vom  27.  März  1902,  vgl.  „Bulletin", 
S.  157. 

*>1.  Wohnungen,  billige  (42). 

Senatssitzung  vom  13.  Febr.  1902.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  30.  Nov.  1894  über  die 
billigen  Wohnungen  (Doc.  pari.  No.  42).  Senatssitzung  vom  27.  Febr.  1902. 
Bericht  des  Senators  Huguet  über  diesen  Gesetzentwurf  i  Doc.  pari.  No.  !>8). 

Ad.  56.  Entwurf  eine»  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  de«  Gesetzes  vom 
12.  Juni  1893  über  die  hygienischen  und  Sicherheitsvorkehrungen  für  die  Arbeiter  in 
gewerblichen  Betrieben.  l")er  Kammer  in  der  Sitzung  vom  10.  Januar  1902  vorgelegt. 
Entwurf  des  höheren  Arbeitsbeirates,  vgl.  B.  d'O.  d.  T.  1902,  S.  91  ff.). 

Art»  1.  Die  Art.  1,  Abs.  1.  Art.  2,  Abs.  I  und  Art.  3  des  Gesetze«  vom 
12.  Juni  1893  über  die  hygienischen  und  Sicherheitsvorkehrungen  für  die  Arbeiter  in 
gewerblichen  Betrieben  werden  abgeändert  und  ergänzt  und  lauten  : 

Wortlaut  des  Gesetzes  vom 
12.  Juni  1893. 

Art.  1,  Ab 8.  1.  Den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterliegen  Fabriken, 
Hüttenwerke,  Schiffswerften,  Arbeiten  auf 
Bauplätzen,  Werkstätten  aller  Art,  samt 
ihren  Nebenbetrieben. 


Art  2,  Abs.  4.  Die  vorstehenden  Be- 
stimmungen sind  auch  auf  Theater.  Cirkus', 
Ladengeschäfte  und  ähnliche  Unterneh- 
mungen, in  welchen  Maschinen  in  Ge- 
brauch sind,  anwendbar. 

Art.  3.  Die  Verwaltungsbehörden 
sollen,  auf  (»rund  der  Gutachten  des 
Kun&t-  und  Gewerbebeirates,  im  Verord- 
nungswege folgende  Reglements  erlassen : 

1.  Drei  Monate  nach  der  Promul- 
gierung dieses  Gesetzes-Reglcments  über 
die  ant  alle  dem  Gesetze  unterworfenen 
Betrielw  anwendbaren  Schutz-  und  Sani- 
tätsmassregeln  insbesondere  über  Beleuch- 
tung, Lüftung  und  Ventilation,  trinkbares 
Wasser,  Abtritte  und  Abtrittsgruben,  die 
Russ-  und  Dampfabführung,  die  Sicher- 
heitsmaggregeln  gegen  Feuersgefahr  etc. 

Arbeitsschutz. 


Wortlaut  des  Entwurfes. 

Art.  1,  Abs.  2.  Den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterliegen  Fabriken, 
Hüttenwerke,  Schiffswerften,  Arbeiten  auf 
Bauplätzen ,  Werkstätten,  Laboratorien, 
Küchen  ,  Kellereien  ,  Wein  nieder  lagen, 
Ladengeschäfte,  Kramläden,  Bureaux,  Ver- 
ladung»- und  Speditionsunternehmungen, 
welcher  Art  sie  auch  immer  sein  sollen, 
weltlichen  oder  religiösen  Charakters, 
selbst  in  dem  Falle,  wenn  sie  der  Berufs- 
lehre dienen  oder  Wohlthätigkeitsinstitu- 
tionen  sind. 

Art.  2,  Abs.  1.  Die  vorstehenden 
Bestimmungen  sind  auch  auf  Theater, 
Cirkus-  und  ähnliche  Unternehmungen, 
in  welchen  Maschinen  in  Gebrauch  sind, 
anwendbar. 
Art.  3. 

unverändert. 

1. 


Unverändert. 
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2.  Nach  Maßgabe  der  festgestellten  2. 
Notwendigkeit  Spezialreglements ,  sei  es 

für  bestimmte  Industrien,  sei  es  für  be-     statt  „Industrien"  „Berufe"  (profession*). 
stimmte  Arbeitearten.    Der  Beirat  für 
öffentliche  Hygiene  in  Frankreich  wird 
aufgefordert  werden,  Gutachten  über  die 

in  Alw.  2  dieses  Artikels  vorgesehenen     statt  „Abs.  2"  „Abs.  1". 
Reglements  abzugeben. 

Art.  2.   Dieses  Geaeta  tritt  3  Monate  nach  seiner  Promulgation  in  Kraft. 


V.   Grande  Bretagne.  Grossbritannien. 

10.  A  1 1  o  r  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  (1 ). 

Entwurf  Mr.  Raymond  Greene's  (Bill  to  provide  pensions  for  the  aged 
deserving  poor).  1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan.  1902.  Dgl.  Entw.  Mr. 
Goulding's:  dgl.  Entw.  Mr.  Channings.  2.  Losung  der  Vorlage  Mr.  Greene's. 

H.  d.  G.  19.  Marz  1902.  Angenoinmen. 

11.  A  r  bei  t  erwohn  ungs  gewetz. 

Antrag  des  Abg.  Dr.  Macnamara,  betr.  ein  entsprechendes  Amendment 
zur  Adresse.    Abgelehnt  mit  153  gegen  123.    H.  d.  G.  18.  Jan.  1902. 

Resolutinn  des  Hauses  der  Genieinen  (auf  Antrag  Mr.  Ritchie's), 
betr.  die  Einsetzung  eines  parlamentarischen  Ausschusses  zur  Beratung  der 
Mittel,  durch  welche  die  durch  Demolierungen  obdachlos  gewordenen 
Arbeiter  wieder  zu  Wohnungen  gelangen  können.  H.  d.  G.  24.  Febr. 
1902.  Gleichlautend:  Resolution  des  House  of  Lords  (auf  Antrag  des 
Marquis  of  Salisburv)  3.  Marz  1902. 

12.  Ar  bei  t  orz  (ige  (vergl.  ..Bulletin".  S.  119, 

Entw.  Capt.  Norton's:  A  Bill  to  amend  the  law  relating  to  cheap 
trains  for  the  working  classes.    1.  Lesung.  H.  d.  G.    11.  Febr.  1902. 

13.  Arbeitsdau er  in  Bergwerken  (2). 

Vorlage  eines  Achtstundengesetzentw.  durch  Mr.  Jaeoby  (Bill  tr> 
restrict  the  hours  in  mines  to  eight  hours  per  dny  from  bank  to  bank). 

I.  Lesung  H.  d.  G.  21.  an.  1902:  2.  Lesung  H.'  d.  G.  5.  März  1902. 
Abgelehnt  (208  gegen  207). 

Dgl.  Mr.  Pickard's  Bill  to  amend  the  provisions  of  the  Goal 
Mines  Regulation  Act  1887  which  relate  to  employment.  1.  Lesung  H. 
d.  G.  21.  Jan.  19U2:  2.  Lesung  H.  d.  G.  12.  Marz  (abgelehnt  mit  224 
gegen  158). 

—  Entw.  Sir  Charles  Dilke's :  Bill  to  amend  the  Goal  Mines  Regulation 
Act  1887.    1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan.  19<»2. 

14.  Arbeitsdauer  in  Laden. geschaffen  18). 

a  i  L  a  d  e  n  s  c  h  1  u  s  s ,  früherer,  in  Kaufläden.  Entw.  Sir  Charles 
Dilke's.  1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan.  1902.  Entwurf  des  Lord  Avebury. 
1.  Lesung  H.  d.  L.  27.  Jan.  1902.  Antrag  auf  2.  Lesung  H.  d.  L. 
18.  Febr.  (abgelehnt,  57  gegen  2(5/. 

b)  in  Laden,  in  welchen  Gefrorenes,  Erfrischungsmittel  und  Tabak  ver- 
kauft werden.    Entw.  Mr.  Orr-Ewings.    1.  Lesung  H.  d.  G.  29.  Jan.  1902. 

c i  L  a  d  e  n  s  c  h  1  u s  s  in  S  c  h  a  n  k  w  i  r  t  s  c h  a  f  t  e n.  Entw.  Mr.  Law's  : 
Bill  to  amend  the  Public  Houses  (Hours  ot  Closingl  (Scotlandj  Act  1887. 
1.  Lesung  H.  d.  G.  24.  Jan.  1902.  Entw.  des  Earl  of  Camperdown,  betr. 
Amendment  der  Bill  to  amend  the  Public  Houses  «Hours  of  ( Mosing,  (Scot- 
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landj  Act  1887.  1.  Lesung  H.  o.  L.  20.  Jan.  1902.  2.  Lesung  H.  o.  L. 
•27.  Febr.  1902.    Ablehnung  (60  gegen  37,. 

15.  Arbeit sdauer  der  Ei.senbahnarbeiter. 

Resolution  auf  Antrag  Capt.  Norton's  betr.  Berichterstattung  über  Fälle 
längerer  als  12-stttndiger  Arbeitsdauer  und  kürzerer  als  9  Stunden  Ruhe- 
zeit.   Angenommen  mit  151  gegen  144.    H.  d.  G.  25.  Febr.  1902. 

16.  Arbeitsnachweise  (in  London. 

Entw.  Mr.  Lough's:  A  Bill  to  autiiorize  the  establishment  of  labour- 
bureaux  throughout  the  metropolis.    1.  Lesung  H.  d.  G.  11.  Febr.  1!K>2. 

17.  Fabrik s-  und  Werkstättengesetz  u>j. 

Vorlage  des  Entw.  einer  Novelle  .des  Earl  of  Lytton :  The  Factory 
and  Workshop  Act  (1901,  Amendment  Bill.  [Ausdehnung  auf  Wasch- 
anstalten.] H.  o.  L  17.  Febr.  HK)2;  2.  Lesung  H.  o.  L.  27.  Febr. 
13.  März.  Das  Standing  Committee  des  H.  o.  L.  besehliesst  am  18.  März 
Bericht  ohne  Amendment  an  das  H.  o.  L. 

18.  G  e  w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  e. 

Entw.  Mr.  Atherlev -Jones' :  A  Bill  to  amend  the  law  relating  to 
rrade-unions.     1.  Lesung,  H.  d.  G.  4.  Febr.  1902. 

1!».  Haftpflicht  bei  Betriebsunfällen  i3>. 
Entw.  Mr.  MTLenna's:  A  Bill  to  amend  the  Workmens  Compensation 
Act  1897.    1.  Lesung  H.  d.  G.  11.  Febr.  1902. 

20.  Heimarbeit. 

Entw.  Col.  Denny's:  A  Bill  for  the  better  regulation  of  home  in- 
dustries.     1.  Lesung  H.  d.  G.  30.  Januar  1  iK)2. 

21.  Hilfskassen. 

—  Regelung  unregistrierter,  und  Verbot  des  Beitrittszwanges  Entw. 
Major  Evans-Gordon's  (Shop  Clubs  Bill j.  1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan. 
1902  ;  2.  Lesung  H.  d.  G.  26.  März.  Verweisung  an  den  ständigen 
Handelsausschuss. 

—  Entw.   Sir  E.   Strachey's :   Bills   to  amend  the  Outdoor  Relief 
Friendly  Societies)  Act  18!*4  and  to  relieve  membcrs  of  Fr.  Soc.  of  eertain 
disqualifications  arising  frora  the  receipt   of  temporary  relief.     1.  Lesung 

H.  d.  G.  21.  Jan.  1902. 

22.  Landarbeiter  in  Irland. 

Entw.  Mr.  W.  Moore's  iBill  to  amend  the  Labourers  [Ireland]  Acts). 

I.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan.  19<>2;  dgl.  Entw.  Mr.  Joseph  Nolan's. 
2.  Lesung  H.  d.  G.  26.  Febr.  19<>2. 

23.  L  o  h  n  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  e  n  t9i. 

Entw.  Sir  Charles  Dilke's:  Bill  to  provide  for  the  establishment  of 
wages  boards.     1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Jan.  15*02. 

24.  Schiedsgerichte  in  Eis  e  n  bah  na  r  bei  ter  Streitigkeiten. 
Entw.  Mr.  Bell's:  Bill  to  make  better  provision  for  conciliation  and 

arbitration  in  railway  labour  disputes.     1.  Lesung  H.  d.  G.  18.  Febr.  1902. 

VI.  Italic  Italien. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeitsamtes  (1). 
Sitzungen  des  Senats  vom  14.  u.  15.  Januar  19«>2.   Vorlage  des  Berichts 
des  Zentralbureau's  über  den  modifizierten  Regierungsentwurf.    (Atti  pari. 

13* 
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No.  226  A  vom  13.  Dez.  1901).  Diskussion  und  artikel weise  Beratuug. 
Annahme  des  Gesetzes  in  der  Sitzung  vom  15.  Januar  1 1>02.  (Atti  pari. 
No.  129  n.  130.) 

5.  Gesetz,  betr.  die  Regelung  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit (3). 

Diskussion  io  den  Kammersitzungen  vom  18.,  19.,  20.,  22.  u.  23.  März 
1902  über  den  vorliegenden,  von  der  Kommission  ausgearbeiteten  Gesetz- 
entwurf. <  Atti  pari.  No.  280  A  vom  30.  Nov.  1901.)  Artikel  weise  Be- 
ratung. Annahme  des  Gesetzes  in  der  Schlusssitzung  vom  23.  Marz  1902. 
(Atti  pari.  No.  10,  11,  12,  13,  14,  15.» 

VII.  Pays-Bas.  Niederlande. 

(Die  Zahlen  beziehon  sich  auf  die  Nummern,  Kapitel  und  Seiten  der 
pari.  Drucksachen). 

1.  Arbeiterkammern. 

Antrag  auf  Revision  des  Gesetzes  betr.  die  Arbeiterkammern,  Bl.  A. 
Kap.  IX,  No.  23,  S.  9;  No.  24,  S.  27. 

Unabhängigkeit  der  Mitglieder  der  Arbeiterkammern,  II,  839  843, 
Bl.  A,  Kap.  IX,  No.  23,  S.  9:  No.  24,  S.  20. 

2.  Arbeiter  Versicherung. 

Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Vermögensnachteile  durch  Alter, 
Krankheit  und  Invalidität,  II,  546,  547,  845—847;  Bl.  A,  Kap.  I,  No.  5, 
S.  7;  No.  7,  S.  15;  Kap.  IX,  No.  24,  S.  27. 

3.  Arbeitslosigkeit  ('Untersuchung  nach  bestehender).  I,  1 93, 
217,  250  -252,  255,  259-260,  263. 

4.  Arbeits-  und  Ruhezeit. 

I.  Gesetzentwurf  zur  Regelung  der  Arbeits-  und  Ruhezeit  in  den 
dein  Arbeitsgesetze  nicht  unterliegenden  Fabriken  und  Werkstatten. 

No.  118  dor  Session  1898  —  1899  und  1899-1900.  Resolution,  betr. 
Wiederaufnahme  der  Debatte,  20.  September  1900,  b.  12:  Bericht  über 
die  zu  diesem  Gegenstande  eingelaufenen  Petitionen,  B.  S.  1 — 6,  Memorial 
B.  S.  7  —  24;  abgeänderter  Gesetzentwurf,  S.  24  —  29. 

DZ.  Gesotzentwurf  des  Abg.  Pyttersen,  betr.  Bestimmungen  zur  Ver- 
hinderung übermässiger  Arbeitszeit  in  Brot-,  Zwieback-  und  Kuchen- 
konditoreien und  Bäckereien,  No.  153  der  Session  1896—1897:  No.  6 
der  Session  1897  —  1898;  No.  42  der  Session  1898  —  1899;  No.  50  der 
Session  1899  -1900:  Resolution  betr.  Wiederaufnahme  der  Beratungen, 
20.  September  1900,  S.  12.  Ausschussberatungen  haben  auch  in  dieser 
Session  nicht  stattgefunden. 

5.  Arbeitsstatistik. 

Bl.  A,  Kap.  V,  Nr».  13,  S.  8:  No.  14,  S.  28. 

6.  A  r  b  e  i  t  s  v  e  r  t  r  a  g. 

Gesetzentwurf  zur  Aenderung  und  Ergänzung  der  Bestimmungen  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  betr.  den  Arbeitsvertrag  der  Dienstboten  und 
Arbeiter  und  der  damit  zusammenhängenden  Artikel  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches, sowie  der  in  dem  Handelsgesetzbuche,  dem  Obligatiouenrecht 
und  in  dem  Gesetz  über  die  Gerichtsorganisation  und  Justizverwaltung. 
Der  zweiten  Kammer  vorgelegt  am  9.  Mai  1901  f  0.  1701.  —  König!. 
Botschaft,  Gesetzentwurf.        Erklärungs-Mem.  B.  Fol.  1.-  39. 
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7.  Centraibureau  für  sociale  Berichterstattung,  Amster- 
dam. 

Subvention,  I,  197,  222;  II,  620— 033:  Bl.  A,  Kap.  V,  No.  2,  8.  12; 
No.  13,  S.  8-9;  No.  14,  S.  28-  29. 

8.  Gesundheitsgesetz. 

Gesetzentwurf',  betr.  die  Regelung  der  staatlichen  Inspektion  über  die 
Volkshygiene.    (No.  70  der  Session  1899—1900.) 

Wiederaufnahme  der  Beratung  am  20.  Sept.  1900,  C.  12,  Bericht  der 
Vorbereitungskommission  B.  No.  1;  Abänderungsnota  B.  No.  4—5,  7; 
Petitionsbericht  B.  No.  0;  Behandlung,  1194—1209.  Aenderungen  bei 
der  zweiten  Lesung  B.  No.  8;  Zweite  Lesung  1202  —  1203  Annahme  des 
Gesetzentwurfes  am  12.  März  1901,  1203.  Der  ersten  Kammer  zugegangen 
am  22.  April  1901,  B.  353;  Einsetzung  einer  Kommission,  355;  Vor- 
läufiger Bericht,  380;  Schlussbericht,  425:  Behandlung,  48<>— 482:  An- 
nahme des  Gesetzentwurfes  am  18.  Juni  1901,  482. 

Gesetz  vom  21.  Juni  1901.    (Staatsblad  No.  157.) 

9.  Inspektionsassistenten  ( Adjunkt-Inspektriees) ,  Wirkungs- 
kreis der.    Bl.  A,  Kap.  IX,  No.  23,  S.  9;  No.  24,  S.  20. 

10.  Maximalarbeitszeit. 

Kurze  Zusammenstellung  der  Bestimmungen   betr.   die  Feststellung 

der  und  des  Minimallohnes,  Bl.  A,  Kap.  I,  No.  5,  8.  7 :  No.  7, 

S.  15. 

11.  Koalitionsrecht  der  Arbeiter. 

11.  595,  598,  001;  Bl.  A,  Kap.  IV,  No.  13,  S.  0;  No.  10,  8.  13. 

12.  Ladengeschäfte. 

Bl.  A,  Kap.  IV,  No.  13,  S.  5;  No.  10,  S.  13. 

13.  Unfallversicherung. 

Gesetzentwurf,  betr.  Ausübung  des  Art,  75  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes 1901.  Königl.  Botschaft:  Gesetzentwurf;  Erklärungs-Mem.  B. 
Fol.  1—25. 

14.  Wohnungsgesetz. 

Gesetzentwurf,  betr.  die  Arbeiterwohnungen.  (No.  74  der  Session 
1899—1900.) 

Wiederaufnahme  der  Beratung  am  20.  Sept.  1900,  C.  12.  Bericht 
der  Vorkommission,  B.  Fol.  1—52;  Abänderungsnota,  B.  Fol.  59—82; 
Petitionsbericht,  B.  Fol.  83 — 84 ;  Vorgeschlageue  Verbesserungen,  B.  Fol. 
85—  99.  103;  Abgeänderter  Gesetzentwurf,  B.  Fol.  105  —  112;  Abänderungs- 
vorschläge bei  der  zweiten  Lesung  B.  Fol.  113—115;  Allgemeiner  Bericht, 
1210—1231;  Bericht  über  tj  1  (Vorschriften  betr.  Umstände  an  Woh- 
nungen;, 1233  — 1235;  Bericht  über  Art,  1  (Festsetzung  der  Vorschriften 
durch  den  Gemeinderat)  1235 — 1239);  Bericht  über  Art,  2  (nähere  Be- 
stimmungen über  die  Vorschriften  des  vorhergehenden  Artikels),  1239  bis 
1247;  Bericht  über  Art.  3  (Vorschriften  über  Höhe  und  Dimensionen  von 
Gebäuden;  Abtritte,  Trinkwasser  etc.),  1247  — 1270;  Bericht  über  Art.  4 
(Erlaubnis  der  Vermietung  durch  den  Ausschuss  der  Provinzstände),  1200 
bis  1202:  Bericht  über  Art,  5  (Verbotsbestimmungen),  1203—1270;  Be- 
richt über  die  Art.  7,  7b  und  8  (Genehmigung  durch  den  Provinzialaus- 
schuss  von  Bestimmungen,  die  durch  den  Gemeinderat  nach  Art.  1  gefasst 
werden;,  1271—1298:  Bericht  über  Art.  9  (Verpflichtungen  der  Vermieter), 
1298—1310;  Bericht  über  Art  12  (Klageschriften  betr.  Wohnung),  1310 
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bis  1310:  Berieht  über  Art.  14  (Schreiben  der  Bürgermeister  und  der 
Assessoren  an  den  Eigentümer  der  Wohnungen,  die  ausgebessert  werden 
müssen),  131«— 1318,  1371—1378;  Bericht  über  Art.  15  (Uberfüllte  Woh- 
nungen!,  1318;   Bericht  über  Art.   10   (Untersuchung  der  Wohnungen). 

1318—  1319;    Bericht  über  Art.   18  (Erklärung  der  Unbewohnbarkeit), 

1319—  1322;  Bericht  über  Art.  5  (Expropriation  im  Allgemeinen),  1322. 
1331  ;  Bericht  über  Art.  20  (Aenderungen  über  das  Gesetz  der  Expropria- 
tion), 1331  — 1355;  Bericht  über  Art.  27  (das  Bebauen  von  Strassen  und 
Plätzen)  und  Art.  28  (Pläne  zur  Ausdehnung ),  13(52  — 1371;  Bericht  über 
die  7  und  8  (Unterstützung  von  Seite  der  Gemeinde  und  des  Reiches  i. 
1378 — 1383;  Bericht  über  Art.  29  (zinstragende  Vorschüsse  unter  hypo- 
thekarischer Sicherheit),  1385—1391;  Bericht  über  Art.  30  (Vorschüsse 
an  Vereinigungen,  Handelsgenossenschaften  etc.),  1391;  Bericht  über 
Art.  31  (Uebergabe  von  Grundstücken  der  Gemeinde  als  Eigenthum  oder 
in  Erbpacht),  1392 — 1395;  Bericht  über  Art.  32  (Gemeindefonds  zum  An- 
kauf von  Grundstücken,  Expropriation  etc.),  1390—1404;  Bericht  über 
Art.  9  (Strafbestimmungen),  1405—140«;  Bericht  über  Art,  38  (Abwei- 
chung von  den  Bauplänen),  1400;  Bericht  über  Art,  40  (unzeitiges  Folge- 
leisten  von  Ausschreibungen),  14O0-14O9; ;  Bericht  über  Art.  43  (Ver- 
bleiben in  einer  unbewohnbar  erklärten  Wohnung),  1410 — 1411;  Bericht 
über  Art.  45  (Berechtigung  in  Folge  Art.  135  des  Gemeindegesetzes », 
1411-1423;  Bericht  über  die  Art.  40  und  47  (Berechtigung  zur  Be- 
seitigung angetroffener  Gesetzwidrigkeiten).  1412  bis  1414;  Bericht  über 
Art.  48  (Befreiung  von  Siegelkosten  etc.),  1414;  Bericht  über  Art.  49 
(keine  Verwendung  der  Art.  1 — 25  und  27 i,  1414  bis  1415:  Bericht  über 
Art.  52  (jährlicher  Bericht  vom  Bürgermeister  und  den  Assessoren),  1415: 
Zweite  Lesung,  1472—1474;  Annahme  fies  Gesetzentwurfes  mit  72  gegen 
4  Stimmen  19.  April,  1474.  Der  ersten  Kammer  zugegangen  am  22.  April 
1901,  b.  353;  Einsetzung  einer  Kominission,  355:  Vorl.  Bericht,  373: 
Schlussbericht,  415;  Behandlung,  482- -511  :  Annahme  des  Gesetzentwurfes 
am  19.  Juni,  511. 

Gesetz  vom  22.  Juni  190].    (Staatsblad  No.  158.) 

10.  Z  ündholzfabriken. 

Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  das  Verbot  der  Fabrikation,  der  Ein- 
führung und  des  Verkaufes  von  Phosphorstreichhölzern,  No.  187  der  Ses- 
sion 181  »9  — 1900. 

Resolution,  betr.  Wiederaufnahme  der  Beratungen  über  diesen  Ge- 
setzesentwurf. 20.  September  1900,  S.  12:  Wahl  einer  Kommission.  S.  54; 
vorläufiger  Kommissionsbericht,  B.  S.  1  —2 :  Memorial,  B.  S.  3—  5 ;  zweiter 
Bericht.  B.  S.  5  -  0;  Annahme  des  Gesetzentwurfes,  9.  Mai  1901,  S.  1732. 
Kenntnisnahme  durch  die  erste  Kammer  am  20.  Mai  1901,  b.  308;  Er- 
nennung einer  Kommission.  S.  400;  Endbericht  S.  397;  Behandlung  405: 
Annahme  des  Gesetzentwurfes  am  23.  Mai,  405.  Gesetz  vom  28.  Mai 
1001,  Staatsblad,  No.  133,  vergl.  „Bulletin",  S.  50. 


Königliche   Botschaft  an   die  zweite   Kammer  der  Generalstaaten,  vom 

10.  März  1902. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung 
des  Arbeitsgesetzes  vom  5.  Mai  188  9  (Staatsblad  No.  48,  zuletzt 
modifiziert  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1890,  Staatsblad  No.  25). 
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Einzige  Bestimmung. 

Der  Artikel  5  des  Arbeitsgesetzes  wird  durch  einen  vierten  Absatz 
ergänzt :  dieser  lautet : 

Auf  Verordnung  der  Behörde  können  eine  oder  mehrere  Gemeinden, 
die  in  dieser  Verordnung  näher  bezeichnet  werden,  unter  Bedingungen, 
die  ebenfalls  in  der  oben  genannten  Verordnung  festgesetzt  werden  sollen, 
die  Erlaubnis  erhalten,  dass  Frauen,  die  älter  sind  als  16  Jahre,  während 
der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  15.  März  bis  spätestens  12  Uhr  Nachts  und 
vom  15.  März  bis  1.  Juni  bis  spätestens  2  Uhr  Nachts  Häringe  an 
Stückchen  anreihen  und  regelmässig  verteilen  („speilern"  holl.  „speten"). 
Dies  darf  aber  nur  unter  der  Bedingung  geschehen,  dass  die  Zahl  der 
Stunden ,  währeud  welcher  die  Arbeit  verrichtet  wird ,  nicht  mehr  als 
8  Stunden  pro  24  Stunden  betrage. 

VIII.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Eidgenossenschaft. 

7.  Arbeitsnachweis  und  Schutz  gegen  unverschuldete  A  r  beits- 
1  o  s  i  g  k  e  i  t. 

Bericht  des  Handels-,  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartements, 
II.  Abteilung:  Industrie,  über  seine  Geschäftsführung  im  Jahre  1901, 
Schweiz.  Bundesblatt,  54.  Jahrg.,  No.  11  vom  12  März  1902,  S.  1)73: 
„Zum  Resultat  betreffend  Arbeitsnachweis  und  Schutz  gegen  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  gingen  die  Berichte  des  Kantons  Zürich  und  des  Schweiz. 
Arbeitersekretariates  ein.  Obschon  noch  die  Vernehmlassungen  dreier 
Kantone  ausstehen,  werden  wir  demnächst  die  Angelegenheit  in  die  Hand 
nehmen  und  Ihnen  baldmöglichst  Bericht  erstatten. 

b)  Kantone. 
Basel-Stadt 

A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z  g  e  s  e  t  z. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  13.  Februar  1902.  Anzug  des  Gross- 
rates Wullschleger,  betr.  Erlass  eines  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzes: 
Debatte:  Ablehnung. 

Gast  wirtschaftsgewerbe.  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  im  - . 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  23.  Mai  1901.  Vorlage  eines  Rat- 
schlags, betr.  Revision  des  Wirtsehaftsgesety.es  vom  19.  Dezember  1887, 
Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  10.  Oktober  1901,  Debatte  und  Ueber- 
weisung  an  eine  Kommission;  Sitzung  vom  24.  Oktober  1901:  Wahl  der 
Kommission.  31.  Dezember  1901  :  t  loberreich  ung  einer  gemeinsamen 
Petition  des  Alkoholgegnerbundes,  der  Guttemplor-Logen,  des  Vereines 
..Blaues  Kreuz''  und  des  socialdemokrat.ischen  Abstinentenbundes  an  den 
Präsidenten  der  Kommission. 

Wortlaut  des  Gesetzes  vom  19.  März  1887: 
i?  28.    Dem  Regierungrat  bleibt  es  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  während  eine« 

Teiles  der  Nacht  die  Wirtschaften  geschlossen  bleiben  müssen. 

Art.  29.    Die  übermässige  Anstrengung  des  Dienstpersonals  in  den  Wirtschatten 

i*t  untersagt.   Mädchen  unter  18  Jahren,  die  nicht  zur  Familie  des  Wirtes  gehören, 

dürfen  zur  Bedienung  nicht  verwendet  werden. 
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Der  Betrieb  jeder  Wirtschaft  ißt  so  einzurichten,  dass  von  24  Stunden  mindestens 
7  Stunden  ununterbrochene  Schlafenszeit  dem  gesamten  im  Dienstverhältnisse  de* 
Wirtes  stehenden  Personal  zugesichert  ist.  Das  Personal  hat  Anspruch  auf  wöchentlich 
mindestens  (3  Stunden  Freizeit  an  einem  Nachmittag. 

Wortlaut  des  Ratschlages  des  Regierungsrates: 
Absatz  1  und  2  unverändert. 

Abs.  3.  Dem  Personal  ist  wöchentlich  mindestens  b'  Stunden  Freizeit  an  einem 
Nachmittag,  ferner  jeden  Monat  an  zwei  Sonntagen  je  5  Stunden  Freizeit  vormittags  oder 
nachmittags  zu  geben. 

Wortlaut  der  Vorschläge  der  Petition: 

Die  Wirtschaften  sollen  von  Mitternacht  bis  5  Uhr  geschlossen  bleiben,  a)  Die 
tägliche  Arbeitszeit  eines  Angestellten  darf  12  Stunden,  die  auf  höchstens  15  Stunden 
zu  verteilen  Bind,  nicht  überschreiten,  b)  Den  sämtlichen  Angestellten  ist  wöchentlich 
ein  Ruhetag  von  36  Stunden  zu  gewähren,  der  wenigstens  einmal  monatlich  auf  einen 
Sonntag  fallen  muss.  c)  Dem  gesaroten  Personal  ist  eine  tägliche  ununterbrochene 
Mindestruhezeit  von  9  Stunden  zu  gewähren,  d)  Für  das  männliche  Personal  unter 
16  Jahren  und  das  weibliche  unter  18  Jahren  darf  die  tägliche  Arbeitszeit  10  Stunden 
nicht  überschreiten  und  ist  die  Nachtarbeit  von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens 
verboten,  e)  für  die  regelmässigen  Mahlzeiten  sind  dem  Personal  genügende  Ruhe- 
pausen zu  gewähren.  \)  Es  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  für  das  Wirtschaftspersonal 
ausreichende  und  den  hygienischen  Anforderungen  entsprechende  Schlafräume  ge- 
schaffen werden. 

(Neu):  Um  die  Durchführung  des  Wirtschaftsgesetzes  und  insbe- 
sondere der  Bestimmungen  über  den  Schutz  des  Personals  zu  sichern, 
sind  Kontrollorgane  zu  schaffen. 

Genf 

Sitz\ing  des  Grossen  Rates  vom  1.  Februar  1902.  Antrag  des  Dep. 
Chatelain,  betr.  Aufhebung  des  Gesetzes  vom  10.  Februar  1900.  (Gesetz 
vom  10.  Februar  1900,  betr.  die  kollektiven  Arbeitsverträge  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  und  die  Schlichtung  der  daraus  hervorgehenden 
Streitigkeiten.) 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  15.  Februar  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  durch  den  Dep.  Schaefer,  betr.  die  Abänderung  der  Art. 
4,  5,  6,  13,  14  und  die  Aufhebung  der  Art.  17  und  18  des  Gesetzes  vom 
10.  Februar  1900. 

Wortlaut  der  Abänderungsvorlage1). 

Art.  4.  Zur  giltigen  Feststellung  der  Tarife  und  Bedingungen  in 
jeder  Berufsgruppe  haben  die  Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisationen 
mittelst  Kundmachungen  wenigstens  drei  Tage  früher  Plenarversammlungen 
ihrer  Vereinigungen  einzuberufen. 

Die  Kosten  der  Plakatierung  der  Einladung  zu  diesen 
Versammlungen  werden  vom  Staate  bestritten. 

In  Ermangelung  einer  Arbeiterorganisation  beruft  der  Staatsrat  auf 
schriftliches  Verlangen  eines  Fünftels  der  in  die  Wählerliste  für  die 
Gewerbegerichtswahlen  eingetragenen  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  des  Ge- 
werbes Plenarversammlungen  der  Interessenten  ein. 

Diese  Versammlungen  ernennen  beiderseits  und  in  geheimer  Abstimmung 
ihre  Vertreter  in  gleicher  Zahl,  nämlich  7  Arbeitgeber  und  7  Arbeiter, 
sofern  nicht  eine  geringere  Zahl  vereinbart  wird.  Zur  gleichen  Zeit, 
ernennen  sie  auch  die  Ersatz  Vertreter ,  deren  Zahl  durch 


1)  Die  Gesetzesbestimmungen,  <lic  abgeändert  «der  aufgehoben  werden  sollen,  sind  in 
[  '„  die  an  ihre  Stelle  tretenden  Bestimmungen  gesperrt  gedruckt. 
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ein  Reglement  bestimmt,  werden  soll.  Die  Mandate  der 
Vertreter  und  Stellvertreter  erlöschen  erst  mit  dem  A  b  - 
s  c  h  1  u  s  s  der  Streitigkeit,  zu  deren  Schlichtung  sie  gewählt 
wurden. 

Nur  diejenigen  können  zu  Delegierten  ernannt  werden,  welche  vor 
ihrer  Wahl  wenigstens  drei  Monate  [IS  Monate,  sei  es  in  einer  oder 
mehreren  Perioden]  im  Kanton  Genf  in  dem  Erwerbszweige  gearbeitet 
hatten.  Sie  werden  aus  den  Sehweizerbürgern,  und  nur  wenn  diese  in 
ungenügender  Zahl  vorhanden  sind,  oder  wenn  .sie  es  ablehnen, 
dieses  Amt  zu  übernehmen,  aus  den  Landesfremden  gewählt. 

Wenn  mehrere  gleichartige  Vereinigungen  regelrecht  und  gemäss  dem 
Art.  3  dieses  Gesetzes  konstituiert  sind,  so  hat  jede  das  Recht,  eine 
Anzahl  Delegierte,  proportional  ihrer  Mitgliederzahl  zu  entsenden. 

Das  Verzeichnis  der  Verbände  oder  in  Ermangelung  solcher  der 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  der  Profession  wird  im  voraus  von  der  Central- 
kommission  der  Gewerbeschiedsgerichte  festgestellt,  welche  gegebenenfalls 
die  Proportion  der  Zahl  der  Delegierten  festsetzt. 

Art.  5.  Die  Entscheidungen  der  so  ernannten  Vertreter  werden  mit 
Zweidrittelmehrheit  [Dreiviertelmehrheit]  der  Delegierten  gefällt, 
im  Protokoll  niedergelegt,  in  vier  Exemplaren  ausgefertigt  und  von  den 
Zustimmenden  unterzeichnet.  Je  ein  Exemplar  bleibt  in  den  Händen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeiterdelegierten,  die  beiden  auderon  werden,  das 
eine  in  der  Kanzlei  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  und  das  andere  beim 
Handels-  und  Industriedepartement  hinterlegt,  wo  sie  den  Interessenten  zur 
Einsicht  aufliegen. 

Art.  6.  Die  so  festgestellten  Tarife  und  Bedingungen  bleiben  für 
die  in  denselben  festgesetzte  Dauer,  höchstens  aber  5  Jahre,  in  Kraft. 
[Der  Ablauf  ihrer  Geltungsdauer  hat  mit  dem  Ende  eines  Kalenderjahres 
zusammenzufallen.] 

Sie  erneuern  sich  stillschweigend  von  Jahr  zu  (Jahr,  sofern  nicht 
wenigstens  ein  Jahr  vor  Ablauf  gekündigt  wird.  Indessen  können  durch 
gütliche  Vereinbarung  zwischen  den  Delegierten  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  die  Geltungsdauer  und  Kündigungsfrist  auf  weniger  als  ein  Jahr 
beschränkt  werden. 

Art.  13.  Die  Centraikommission  der  Erwerbssehiedsgerichte  hat  sich 
innerhalb  3  [6]  Tage  nach  Empfang  des  Protokolls,  welches  die  Nicht- 
einigung  konstatiert,  zu  versammeln  und  beruft  ihrerseits  die  beizuziehen- 
den Delegierten  beider  Parteien  ein. 

Wenn  auch  dann  noch  eine  der  Parteien  sich  weigert,  ihre  Delegierten  zu 
ernennen,  oder  wenn  die  Schwierigkeiten  betreffs  ihrer  Wahl  nicht  be- 
seitigt werden  konnten,  so  ernennt  die  Centraikommission  des  Schieds- 
gerichts dieselben  von  Amts  wegen.  Die  Delegierten  beider  Par- 
teien sollen  anwesend  sein,  um  deren  Sache  darzulegen 
und  zu  vertreten.  In  der  Versammlung  entscheidet  die  Mehrheit  der 
anwesenden  Mitglieder  der  Ceti  tralkommission  des  Schieds- 
gerichts in  geheimer  Abstimmung  über  die  Forderungen  dor  Parteien. 
Wenn  das  eine  oder  das  andere  Mitglied  der  Centralkommission  des 
Schiedsgerichts  der  in  den  Streit  verwickelten  Profession  angehört,  so 
ergänzen  die  übrigen  Mitglieder  der  Profession  die  nötige  Zahl  der 
Schiedsrichter  von  Amts  wegen  aus  jener  Gruppe  i  Arbeitgeber  oder  Arbeiten, 
welcher  das  zu  ersetzende  Mitglied  angehört.  -     Präsident  und  Sekretär 
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der  Centralkommission  des  Schiedsgerichts  (Iben  die  ihnen  zukommenden 
Funktionen  aus. 

Art.  14.  Diese  Schiedsrichter  können  jedoch  für  Professionen,  für 
welche  noch  kein  Tarif  besteht,  einen  solchen  erst  wenigstens  einen  Monat 
[6  Monate]  nach  ihrem  Spruche  in  Kraft  treten  lassen,  es  sei  denn,  dass 
sich  die  beiden  Parteien  gemeinschaftlich  für  eine  kürzere  Frist  aus- 
sprechen. -  In  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen  dienen  die  so 
festgestellten  Regeln  den  kompetenten  Gerichten  als  Grundlage  für  die 
Beurteilung  der  ihnen  unterbreiteten  Spezialfälle.  Jeder  Delegierte 
[Schiedsrichter]  hat  das  Recht  auf  die  Präsenzgelder  der  gewerblichen 
Schiedsrichter  und  wird  bei  ungerechtfertigter  Abwesenheit  durch  die 
Centralkommission  des  Schiedsgerichts  mit  einer  Busse  von  5<>  Frs.  belegt. 

Art.  17.  [Wenn  sich  sonstige  Reklamationen  oder  Konflikte  ergeben, 
aus  deren  Natur  eiue  allgemeine  oder  teilweise  Arbeitsunterbreehun«:, 
Aussperrung  etc.  entstehen  könnte,  so  gelangt  das  in  den  Art.  3 — 14 
dieses  Gesetzes  vorgesehene  Verfahren  zur  Anwendung.] 

Art.  18.  [Jeder  Aufruf  zu  einer  allgemeinen  oder  teilweisen  Arbeits- 
unterbreitung  unter  Verletzung  eines  bestimmten  Tarifes  oder  gegen  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  wird  mit  Polizeistrafen  geahndet,  unbe- 
schadet der  in  Art.  100  des  Strafgesetzbuches  vorgesehenen  Strafen  und 
aller  anderen  civil-  und  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  bestehenden  Ge- 
setze. Der  Verleger  und  Drucker  können  den  nämlichen  Strafen  unter- 
worfen werden.] 

Sitzung  des  Gr.  Rates  vom  15.  Februar  1 >*2.  Memorial  des  seances 
du  Gr.  Conseil,  S.  372 —  424,  Debatte  über  die  beiden  Vorschläge.  Antrag 
Chatelain  einer  Gommission  überwiesen.  Antrag  Schaefer  soll  zur  weiteren 
Debatte  im  Gr.  Rate  gelangen. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiter  s  c  h  u  t  z. 

1.  Eingabe    des    Bundes    der    vereinigten    Kost-    und  Logisgeber 
Deutschlands. 

2.  Programmforderungen  der  (französischen]  sozialistischen  Partei. 
8.  Resolution  der  Konferenz  des  Labour  Representation  Committee. 

4.  Resolution  des  schweizerischen  Arbeitertages. 

5.  Resolution  des  XL  russischen  Naturforscherkongresses. 

II.  B  e  r  u  f  1  i  c  h  e  r  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z. 
1.  Bergbau,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

Resolution  der  VII.  Generalversannnlung  des  christlichen  Gewerk- 
vereines der  Bergleute  Deutschlands. 
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2.  Textilindustrie. 

Resolutionen  des  VI.  Kongresses  der  Textilarbeiter  und  Arbeite- 
rinnen Deutschlands. 

3.  Industrie  der  Xahrungs-  und  Genussmittel. 

a)  Eingabe  der  Heilbronner  Zahlstelle  des  Verbandes  deutscher 
Mtihlenarbeiter. 

b)  Resolution  des  schweizerischen  Arbeitertages. 

c)  Eingabe  des  Verbandes  der  sächsischen  Bäckerinnungen. 

d)  Eingabe  des  Bundes  der  Fleischergesellen  Deutschlands. 

e)  Resolutionen  des  I.  Fleischergesellenkongresses. 

4.  Bekleidungs-  und  Reinigungsindustrie. 

Petition  des  Verbandes  christlicher  Schneider  und  Schneiderinnen. 

5.  Baugewerbe. 

a)  Resolution  des  V.  Verbandstages  des  Verbandes  der  Steinsetzer 
(Pflasterer)  und  Berufsgenossen  Deutschlands. 

b)  Resolution  der  Hauptversammlung  des  Verbandes  der  Maler, 
Anstreicher,  Lackierer  und  der  verwandten  Berufo  Oesterreichs. 

t>.  Haudelsgewerbe. 

ai  Eingabe  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen. 

b)  Resolutionen  der  socialen   Kommission  des  Vorbandes  katho- 
lischer Vereinigungen  Deutschlands. 

c)  Resolutionen  des  VII.  deutschen  Handlungsgehilfentages. 

7.  Verkehrsgewerbe. 

ai  Resolution  der  VII.  Generalversammlung  des   Verbandes  der 
Hafenarbeiter. 

b)  Eingabe  des  niederländischen  Schiffs-  und  Bootarbeiterverbandes 
..Recht  und  Pflicht". 

8.  Beherbergung  und  Schankwirtschaft. 

a)  Eingabe  der  Dresdener  Kellnervereine  und  -Verbände. 

b)  Resolutionen  des  Verbandstages  des  Verbandes  deutscher  Gast- 
wirtsgehilfen. 

9.  Freie  Berufe. 

Eingabe  der  technischen  Bühnenarbeiter. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Petition  des  Bundes  deutscher  Frauenvereine. 

2.  Resolutionen  der  vom  Trade  Union  Congress  und  dem  Co-operative 
Union  Congress  einberufenen  genieinsamen  Konferenz  (Iber  die 
Frage  der  Altersversicherung. 

3.  Resolutionen  des  schweizerischen  Arbeitertages. 

4.  Resolution  des  Vorbandstages  des  Verbandes  deutscher  Gastwirts- 
gehilfen. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterehntz. 

1.  Eingabe  des  Bundes  der  vereinigten  Kost-  und  Logis  - 
geber  Deutschlands  an  den  Reichstag,  vom  9.  Dezember  1901. 

Da  im  Hinblick  auf  die  Zahltage  die  Kost-  und  Logisgeber  oft  ge- 
zwungen sind,  wochenlang  zu  kreditieren  und  infolgedessen  häufig  be- 
trogen werden,  was  sich  aus  den  nachstehenden  Zahlen  zur  Genüge  ergiebt, 
und  da  hiergegen  jeder  gesetzliche  Schutz  mangelt,  richtet  der  Bund 
der  vereinigten  Kost-  und  Logisgeber  Deutschlands  an  ein  hohes  Haus 
die  gehorsame  Bitte: 
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„Die  einsehlägliehen  der  Gewerbeordnung,  welche  ein  Auszahlen 
des  vollen  Arbeitslohnes  an  den  Arbeitnehmer  vorschreiben,  dahin  abzu- 
ändern, dass  der  Arbeiter  seinen  Arbeitgeber  zur  Abhaltung  seines  Kost- 
und  Logisgeldes  von  seinem  Arbeitslohne  am  Lohntage  mit  gesetzlicher 
Giltigkeit  schriftlich  bevollmächtigen  kann.*' 

Nach  den  angestellten  Ermittelungen  haben  die  Städte  Mülheim  a.  Rh., 
Köln,  Nippes,  Ehrenfeld,  Kalk  und  Essen  a.  d.  Ruhr  in 
den  Jahren  181)6/97  an  Kost-  und  Logisgeld  ca.  M.  292  000,— 

und  die  Städte  Ruhrort,  Laar,  Meiderich,  Bruch- 
hausen und  Duisburg  450  000,— 

"SaTMTT-iiJ  ÖÖÖT^ 

verloren. 

Da  der  Bund  der  vereinigten  Kost-  und  Logisgeber  ferner  in  sein 
Programm  aufgenommen  hat,  die  Unzucht  und  den  Genuss  alkoholhaltiger 
Getränke  auf  ein  Minimum  zu  beschränken,  da  der  Arbeiter  aber  auf  den 
Besuch  der  Wirts-  und  Schnapshäuser  angewiesen  ist,  bittet  der  Bund 
der  vereinigten  Kost-  und  Logisgeber  ferner,  der  hohe  Reichstag  wolle 
darauf  hinwirken : 

„dass  den  Kost-  und  Logisgebern  das  Recht  eingeräumt  wird,  an 
ihre  bei  ihnen  im  Logis  befindlichen  Leute  alkoholfreie  Getränke 
ohne  besondere  Konzession  zum  Genuss  auf  der  Stelle  verabreichen  zu 
dürfen.44 

2.  Programmforderungen  der  (französischen)  so  cialistischen 
Partei  /parti  socialiste),  angenommen  von  dem  am  2. — i.  März  zu  Tours 
abgehaltenen  Parteikongress. 

VII.  Gesetzlicher  Arbeiter  schütz  und  Arbeitsregelung 
in  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft. 

1.  Ein  wöchentlicher  Ruhetag  oder  Verbot  an  die  Unternehmer,  mehr 
als  ß  im  Laufe  von  7  Tagen  arbeiten  zu  lassen. 

2.  Beschränkung  der  täglichen  Arbeitsdauer  auf  8  Stunden:  er- 
gänzungsweise: Erlass  von  Gesetzesbestimmungen,  die  geeignet  sind,  die 
tägliche  Arbeitsdauer  zu  verkürzen. 

3.  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren:  Ein- 
führung der  halbtägigen  Arbeitsdauer  für  die  Jugendlichen  und  Ver- 
bindung der  produktiven  Arbeit  der  Jugendlichen  mit  Unterricht  und 
Erziehung. 

4.  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Frauen  und  Jugendliche.  Verbot  der 
Nachtarbeit  für  erwachsene  Arbeiter  aller  Kategorien  und  aller  Berufe, 
mit  Ausnahme  derjenigen  Industrien,  in  welchen  Nachtarbeit  unumgänglich 
notwendig  ist. 

5.  Gesetzlicher  Schutz  der  Heimarbeit. 

b\  Verbot  des  Zwischenmeisterwesens  und  des  Trucksystems  (economat). 
Gesetzliche  Anerkennung  der  Verrufserklärung. 

7.  Festsetzung  der  den  Minimallohn  konstituierenden  Lohntarife  durch 
Vereinbarung  der  städtischen  Verwaltungsbehörden  mit  den  Organisationen 
der  gewerblichen,  Handels-  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter. 

8.  Verbot  an  die  Unternehmer,  durch  Bussen  oder  in  ähnlicher  Weise 
Lohnkürzungen  vorzunehmen.  Beteiligung  dor  Arbeiter  an  der  Ausarbeitung 
der  Fabriksordnungen. 

9.  Zusammenwirken   der  durch  'die   Gewerkschaften    zu  wählenden 
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Inspektoren  mit  den  staatlichen  Inspektoren  bei  der  Ueberwachnng  der 
Fabriken,  Werkstätten,  Hüttenwerke,  Gruben,  Bauplatze,  Gast-  und  Kaffee- 
häuser, Ladengeschäfte  u.  s.  w.  in  Bezug  auf  die  Arbeitsbedingungen,  die 
Hygiene  und  die  Sicherheit  der  Angestellten. 

10.  Ausdehnung  der  Schiedsgerichte  auf  alle  Lohnarbeiter  der  Industrie, 
des  Handels  und  der  Landwirtschaft. 

11.  Uebernahme  der  Sträflingsarbeit  in  Regie.  Der  für  jede  von 
Sträflingen  geleistete  Arbeit  zu  bezahlende  Lohn  soll  dem  Lohne  der 
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  entsprechen. 

12.  Gesetzliche  Ruhezeit  der  Wöchnerinnen  wahrend  je  6  Wochen 
vor  und  nach  der  Entbindung. 

VIII.  Socialver Sicherung  gegen  alle  natürlichen  und 
wirtschaftlichen  Gefahren. 

1 .  Organisierung  eines  nationalen  Systems  der  Socialversieherung 
aller  in  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter  gegen 
Krankheit,  Unfall,  Invalidität.  Alter  und  Arbeitslosigkeit. 

2.  Bildung  des  Versicherungsfonds  ohne  Lohnabzüge:  insolange  dies 
nicht  durchführbar:  Beschränkung  der  Lohnabzüge  auf  */s  der  Gesamt- 
prämie und  Aufbringung  der  übrigen  a/8  durch  den  Staat  und  die 
Unternehmer. 

3.  Verbesserung  des  Gesotzes  betr.  die  Arbeitsunfälle  und  Anwendung 
desselben  ohne  Unterschied  der  Nationalität. 

4.  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Kontrolle  und  Verwaltung  des 
Versicherungsdienstes. 

IX.  Ausdehnung  der  Wirtschaftsthätigkoit  und  Wirk- 
samkeit des  Staates,  der  Departements  und  der  Gemeinden 
auf  industriellem  und  landwirtschaftlichem  Gebiete. 

1.  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der  Bergwerke,  der  „Banque  de 
France",  des  Versicherungswesens,  der  Zuckorraftmerien  und  Zuckerwerke, 
der  Alkoholproduktion  und  der  Müllerei-Grossbetriebe. 

2.  Organisation  einer  staatlichen  Arbeitsvermittlung  unter  Mitwirkung 
der  Arbeitsbörsen  und  der  Arbeiterorganisationen  und  Verbot  der  privaten 
Arbeitsvermittlung. 

3.  Organisation  staatlicher,  landwirtschaftlicher  Kreditinstitute. 

4.  Subventionierung  ländlicher  Gemeinden  zum  Zwecke  der  Erwerbung 
gemeinschaftlicher,  landwirtschaftlicher  Produktionsmittel,  zum  Zwecke  der 
Erwerbung  von  Gemeindedomänen,  die  unter  Kontrolle  der  Gemeinden 
durch  Gewerkschaften  landwirtschaftlicher  Arbeiter  bewirtschaftet  werden 
sollen,  und  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Lagerhäusern  und  Ausgabe 
von  Lagerscheinen. 

5.  Organisation  städtischer  Beleuehtungs-  und  Wasseranlagen,  stadti- 
scher Transportanstalten,  Bau  und  Verwaltung  billiger  Wohnhäuser. 

6.  Demokratische  Verwaltung  der  staatlichen  und  Gemeindebetriebe, 
imter  Mitwirkung  der  Arbeiterorganisationen  an  der  Verwaltung  und 
Kontrolle,  und  Einräumung  des  Rechtes  an  alle  in  Öffentlichen  Betrieben 
Angestellten,  sich  gewerkschaftlich  zu  organisieren. 

7.  Staatlicher  und  kommunaler  Hygienedienst  und  Verschärfung  der 
Gesetzgebung  Über  die  öffentlic  he  Gesundheitspflege ,  die  ungesunden 
Wohnungen  etc. 
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3.  Resolution  <ler  am  2  1.  Februar  li»02  in  Birmingham  abge- 
haltenen Conferenz  des  Labonr  R  e  p  r  e  s  e  n  t  a  t  i  o  n  C  o  m  m  i  1 1  e  e. 

Die  Konferenz  erhebt  nachdrücklichen  Protest  gegen  die  im  Streit- 
fälle der  T,The  Taff  Vale  Railway  Company'  gegen  die  „Amalgainated 
Society  of  Railway  Servants"  durcli  da»  Haus  der  Lords  vorgenommene 
Interpretation  der  Trades  Union  Act,  als  dem  Geiste  der  Gesetze  wider- 
strebend und  al»  Verletzung  der  Intentionen  der  Gesetzgeber. 

4.  Resolution  des  am  31.  Mörz  1902  in  Bern  abgehaltenenen  schwei- 
zerischen Arbeite rtages  (vergl.    Bulletin",  S.  102). 

Der  schweizerische  Arbeiterbund  drückt  die  bestimmte  Erwartung 
aus,  daß  die  Freigabe  des  Samstagnachmittags  von  der  Bundesversamm- 
lung beschlossen  werde,  damit  einem  längst  geäusserten  Wunsche  der  ge- 
samten schweizerischen  Arbeiterschaft  im  Interesse  der  moralischen  und 
physischen  Hebung  der  Arbeiterfamilie  Rechnung  getragen  werde. 

5.  Resolution  des  im  Februar  1902  in  St.  Petersburg  abgehaltenen 
XI.  Russischen  Xaturforscherkongresses. 

Der  Kongress  beschliesst,  bei  der  Regierung  um  eine  sofortige  An- 
ordnung einer  Verkürzung  der  Arbeitstage  in  besonders  schädlichen  Be- 
trieben, desgleichen  um  Erlassung  von  Präservativmassregeln  durch  Ein- 
führung von  entsprechenden  technischen  Verfahren  wie  auch  Einrichtungen 
anzusuchen  1 ). 

II.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Bergbau,  Hütten  -  und  Salinen  wespn. 

Resolution  dor  VII.  Generalversammlung  des  christlichen  Ge- 
werkvereins der  Bergleute  Deutschlands  /vergl.  ,,Bulletinu, 
S.  110). 

Die  Generalversammlung  erwartet,  dass  die  königliche  Staatsregierung 
baldigst  dorn  Landtage  einen  Gesetzentwurf  zwecks  durchgreifender  Reform 
der  Berggesetzgebung  vorlegt,  wobei  die  Wünsche  der  Bergleute,  nieder- 
gelegt in  der  Denkschrift  des  Zentralvorstandes  zu  dieser  Reform,  berück- 
sichtigt werden.  Bevor  dieses  nicht  geschehen  und  der  Staat  nicht  seine 
Arbeiter  besser  entsprechend  dem  Gesamtgewinn  der  fiskalischen  Gruben 
entlohnt,  kann  sich  die  Generalversammlung  nicht  erwärmen  für  weitere 
Vermehrung  des  staatlichen  Bergwerkseigentums. 

2.  Textilindustrie. 

Resolutionen  des  am  31.  März  und  1.  April  1!*02  in  Kassel  abge- 
haltenen 6.  Kongresses  der  Text  ilarbeiter  uinl  -  arbei  t  erinnen 
Deutschlands. 

Um  der  unerhörten  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  in  der  Hausindustrie 
(Hauswebereii  durch  übermässig  lange  Arbeitszeit  zu  begegnen,  hält  der 
Kongress  es  für  geboten,  dass  durch  das  Gesetz  die  Unternehmer  ver- 
pflichtet werden,  für  die  Heimarbeiter  Werkstätten  zu  errichten.  Um  den 
wirtschaftlichen   Kampf  zur   Erringiing  des   10-  Stunden  -  Tages   für  die 


1)  Art.  I,  §  9,  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897  lautot:  Die  kompetenten 
Minister  sind  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  ermächtigt,  Regulative  über 
die  Dauer  und  Verteilung  der  Arbeitszeit  in  Betrieben  und  den  Arbeitszweigen,  welche  für 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  besonders  gefährlich  sind,  unter  Verminderung  der  in  §  4  und 
t;  5  festgesetzten  Maximalarbeitszeit  (d.  i.  II1/,  Tagesarbeit  und  10  Nachtarbeit)  mit  Rück- 
sicht auf  die  solchen  Betrieben  und  Arbeitszweigen  eigenen  Schäden  und  die  zur  Ab- 
rtehwftchung  dieser  Schäden  erforderliehen  Vorsichtemassregelu  zu  erlassen. 
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Textilarbeiter  Deutschlands  zu  einem  erfolgreichen  zu  organisieren,  be- 
schliesst  der  Kongress,  die  Leitung  des  Textilarbeiterverbandes  zu  er- 
suchen, sofort  eine  Statistik  aufzunehmen,  was  für  Artikel  in  der  Textil- 
industrie und  von  wieviel  Arbeitern  dieselben  an  einzelnen  Orten  ge- 
fertigt werden.  Der  Kongress  fordert  die  deutsche  Textilarbeiterschaft 
auf.  die  Forderung:  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  in  Stunden,  für  Sonn- 
abend auf  !»  Stunden,  als  ihre  Hauptforderung  zu  erheben  und  alle  ihr  zu 
Gebote  stehenden  Mittel  anzuwenden,  um  den  reinen  lM-stttndigen  Arbeits- 
tag durch  den  wirtschaftlichen  Kampf  zu  erreichen.  Da,  wo  die  10-stündige 
Arbeitszeit  bereits  eingeführt  ist.  ist  für  Verkürzung  «1er  Arbeitszeit  auf 
!»  Stunden  zu  sorgen.  Gleichzeitig  beschliesst  der  Kongress,  von  der  Ge- 
setzgebung als  das  Mindeste  dessen,  was  die  Arbeiterschaft  an  gesetz- 
lichem Schutz  gegen  vorzeitige  Verwüstung  ihrer  Arbeitskraft  zu  bean- 
spruchen berechtigt  ist,  den  IM- stündigen  Maximalarbeitstag  für  alle 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  als  Gesetz  zu  fordern. 

Der  Kongress  fordert  vom  Reiche  die  Errichtung  von  Arbeiter- 
kammern, die.  auf  Anrufen  der  in  Frage  kommenden  Arbeiter  heim- 
industrieller oder  solcher  Betriebe,  die  nachweislich  weder  eine  fremd- 
Ortliche  noch  fremdländische  Konkurrenz  infolge  erhöhter  Arbeitslöhne 
und  Warenpreise  zu  befürchten  haben,  berechtigt  sind,  den  den  Arbeitern 
gewahrten  Stück-  oder  Zeitlohn  soweit  zu  erhöhen,  dass  der  Arbeiter  bei 
der  in  den  Grossbetrieben  des  in  Frage  kommenden  Gewerbes  üblichen 
mittleren  Arbeitszeit  zu  demselben  Tages-  oder  Wochenverdienst  gelangt, 
den  die  Arbeiter  dieser  Grossbetriebe  erreichen. 

3.  Industrie  der  Nahrungs-  und  G  e  n  u  s  s  m  i  1 1  e  1. 

a  i  Die  Heilbronner  Zahlstelle  des  Verbandes  deutscher  Mühlen- 
arbeiter  richtete  am  12.  Januar  1!M>2  an  das  Königl.  Württembergische 
Ministerium  des  Innern  eine  Eingabe,  in  der  sie  sich  wegen  Nicht- 
beachtung der  Bundesratsverordnung  vom  2t».  April  18!»!*  (R.-G.-Bl. 
S.  273]  über  die  Arbeitszeit  in  Getreidemühlen  beschwerte. 

Erledigt  durch  Erlas«  des  Ministerium»  des  Innern  an  die  K.  Oberämter  und 
die  Ortspolizcibehörden,  betreffend  die  Arbeitszeit  in  Getreidemühlen  vom  12.  Fe- 
bruar HXi2  Nr.  2523,  durch  welchen  den  Polizei l>ehörden  die  pünktliche  L'el>erwaehung 
der  Einhaltung  jener  Bestimmungen  wiederholt  eingeschärft  und  die  wiederholte 
öffentliche  Bekanntgebung  de«  Inhalte»  der  Bestimmungen  angeordnet  wird. 

bj  Resolution  des  am  31.  März  1!N>2  in  Bern  abgehaltenen  schweize- 
rischen Arbeite  r  tage  s. 

In  Erwägung,  dass  die  Nachtarbeit  in  den  Mühlen  höchst  gesund- 
heitsschädlich ist,  in  fernerer  Erwägung,  dass  es  absolut  keine  technische 
Notwendigkeit  ist,  dass  dio  Midier  einen  ununterbrochenen  Betrieb  haben, 
beschliesst  der  Arbeitertag:  Es  seien  die  Eidgenössischen  Räte  auf- 
gefordert, die  Revision  des  Fabrikgesetzes  zu  beschleunigen,  in  dem  dann 
keine  Ausnahmebestimmungen  mehr  Platz  finden  und  sämtliche  Arbeiter 
den  gleichen  Schutz  des  Fabrikgesetzes  rinden. 

c)  Eingabe  des  Verbandes  der  sächsischen  Bäckerinnungen 
..Saxonia"  an  den  Reichstag,  vom  IM.  Dezember  1!X>1  (vergl.  ..Bulletin", 
S.  112». 

Nach  4j  139a  der  am  1.  Okt.  d.  J.  in  Kraft  getretenen  Gewerbeord- 
nungsnovelle  vom  3M.  Juni  19MM  wird  bestimmt,  dass  von  !t  Uhr  abends 
bis  5  Uhr  morgens  offene  Verkaufsstellen  für  den  geschäftlichen  Verkehr 
geschlossen  sein  müssen. 
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Der  Gesetzgebor  hat  wohl  für  die  weitaus  grösste  Anzahl  der  Ge- 
schäftsbräuchen eine  Wohlthat  dadurch  einführen  wollen,  dass  er  die 
Ladenschlusszeit  auf  abends  9  Uhr  festgesetzt  und  auch  bestimmt  hat, 
dass  an  jahrlich  40  Tagen  nach  der  Bestimmung  der  Ortspolizeibehörde 
die  Ladensehlusszeit  erst  auf  abends  10  Uhr  verlegt  werden  kann:  er  hat 
aber  keine  Rücksicht  darauf  genommen,  dass  auch  die  Zeit  des  Beginnes 
der  Ladenöffnung,  die  jetzt  auf  morgens  5  Uhr  festgesetzt  ist.  eine  grosse 
Harte  in  sich  birgt.  Kein  Geworbszweig  muss  im  Interesse  der  All- 
gemeinheit die  Läden  so  frühzeitig  offnen,  als  die  Bäcker.  Sie  sind  die 
ersten,  die  des  Morgens  ihre  Verkaufsläden  öffnen,  um  der  Bevölkerung 
das  erste  notwendige  tägliche  Nahrungsmittel,  die  Frühstückssemmeln  und 
Brötchen,  zu  verabreichen.  Mit  Hinweis  auf  den  Bedarf  der  Arbeiter, 
Eisenbahn-,  Post-  und  Strassenbahnbeamten,  der  Hotels  und  Gastwirt- 
schaften, der  Vergnügungsreisenden,  der  zum  Militärdienst  eingezogenen 
Offiziere,  Unteroffiziere  und  Mannschaften,  die  in  Bürgerquartieren  liegen, 
fasste  der  am  18./19.  Juni  d.  J.  in  Dresden  abgehaltene  Verbandstag 
des  Verbandes  Sächs.  Bäckerinnungen  einstimmig  folgenden  Beschluss: 
„Der  geschäftsführende  Vorstand  des  Verbandes  wird  beauftragt,  bei  dem 
hohen  Reichstage  dahin  vorstellig  zu  werden,  die  Gewerbeordnungsnovelle 
vom  30.  Juni  1900  dahin  umzuändern,  dass  die  Oeffnung  der  Bäckerläden 
früh  unbeschränkt  ist/1  Die  Petenten  bitten  einen  hohen  Reichstag,  d  e  n 
§  13  9c  der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  3 0.  Juni  1  9 o O  g  e  - 
neigtest  dahin  umzuändern,  dass  d  i  e  O  e  f  f  n  u  n  g  d  e  r  B  ä  c  k  e  r  - 
läden  früh  unbeschränkt  ist.  Die  Bestimmungen  über  die  Gewäh- 
rung von  Mindestruhezeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  werden  hierdurch 
nicht  berührt,  da  der  Verkauf  in  den  allermeisten  Fällen  durch  den  Meister 
oder  dessen  Angehörige  besorgt  wird  und  die  wenigen  Geschäfte,  die  be- 
sonderes Verkaufspersonal  beschäftigen,  in  der  Lage  sind,  dem  Gesetz 
entsprechende  Einrichtungen  in  ihren  Betrieben  zu  treffen. 

di  Eingabe  des  Bundes  der  Fleischer  gesellen  Deutsch- 
lands an  den  Reichstag,  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung 
vom  Februar  1902  (vergl.  „Bulletin",  S.  J  13t. 

Da  wir  die  Bestimmung  des  §  139c  der  Gewerbeordnung  im  Gegen- 
satze zur  Eingabe  des  Deutschen  Fleisehervorbandes  als  eine  Erleichterung 
empfinden  und  das  „frühere  ruhige,  gewohnte  Zusammenwirken  aller"  für 
uns  hier  in  Berlin  eine  18-stündige  Arbeitszeit  bedeutete,  da  ferner  eine 
Einschränkung  unserer  Ruhezeit  nur  die  Arbeitslosigkeit  in  unserem  Ge- 
werbe mehren  würde,  ersuchen  wir  den  Deutschen  Reichstag,  der  Eingabe 
des  Vorstandes  des  Deutschen  Fleischerverbandes  vom  10.  April  1901 
keine  Folge  geben,  sondern  vielmehr  auf  Beschleunigung  eines  Sonder- 
gesetzes zum  Schutze  der  im  Fleischergewerbe  gewerblich  beschäftigten 
Personen  auf  Grund  der  Erhebung  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik 
hinwirken  zu  wollen. 

e)  Resolutionen  des  am  30.  März  1902  zu  Berlin  abgehaltenen 
I.  Fleischergesellenkongresses  (einberufen  vom  Centraiverband 
der  Fleischer  und  Berufsgenossen  Deutschlands). 

Der  Kongress  der  Fleischergesellen  Deutschlands  besehliesst  in  Bezug 
auf  die  Regelung  der  wochen-  und  sonntäglichen  Arbeitszeit,  dass  die 
gesetzgebenden  Körperschafton  des  Reiches  nochmals  um  die  gesetz- 
lich o  Fe  s  1 1  e  g  u  n  g  einer  täglichen  Maxi  mal  arbeits  zeit  von 
12  Stunden  angegangen  und  gleichzeitig  um  schärfere  Kontrolle 


Digitized  by  Google 


-   211  - 


der  Sonntagsarbeit  in  den  Fleischereien  ersucht  sowie  darüber 
nähere  Begründungen  gegeben  werden.  Den  Kollegen  wird  zur  Pflicht 
gemacht,  für  Durchführung  dieser  Verlangen  jederzeit  einzutreten  und  vor 
allem  für  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  für  die  Ein- 
haltung der  Sonntagsruhe  zu  sorgen. 

Der  Kongress  erwartet  von  den  Kollegen  aller  Orte,  dass  in  Sachen 
des  Herbergs-  und  Schlafstellenwesens  eine  grössere  und  schärfere  Kon- 
trolle vorgenommen  und  über  die  diesbezüglichen  Missstände  öfter  an  die 
Behörden  berichtet  wird,  damit  die  derzeitigen  Zustände  baldigst  beseitigt 
werden. 

Der  Kongress  protestiert  ganz  energisch  gegen  die  von  der  Meister- 
schaft angestrebte  Verkürzung  der  jetzt  gesetzlich  festgelegten  Ruhepause 
für  das  Ladenpersonal  im  Fleischergewerbe.  Der  Kongress  spricht  sich 
ferner  besonders  gegen  die  von  dem  Moisterverband  an  Reichstag  und 
Bundesrat  gerichteten  Petitionen  aus,  die  den  Zweck  verfolgen,  dass  die 
Ruhepause  für  das  Ladenpersonal  auf  9  Stunden  gekürzt  werden  soll. 
Die  heute  versammelten  Vertreter  deutscher  Fleischergesellen  verlangen 
daher  wenn  nicht  eine  Verlängerung  der  Ruhepause,  so  doch  wenigstens 
die  Aufrechterhaltung  der  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen.  Diese  Re- 
solution ist  dem  Reichstag  und  Bundesrat  unter  näherer  Begründung  zu 
übermitteln. 

4.  Bekleidungs'  und  Reinigungsindustric. 

Eine  Petition  gegen  die  M issstände  in  der  Heiniarbeit  (vergl. 
„Bulletin",  S.  113),  die  folgende  Forderungen  enthält,  richtete  im  Februar 
UM »2  der  Verband  ehr  i  st 1  i  che  r  Sehn  e  i  d  er  und  Schneiderinnen 
an  den  Reichstag: 

1.  Ausdehnung  der  Gewerbeaufsicht  auf  die  Hausindustrie,  sowie 
Unterstellung  der  Heimarbeiter  unter  die  gewerblichen  Schiedsgerichte  bei 
Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Arbeitsverhältnis  entspringen. 

2.  Ausdehnung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  auf  die  in  der  Haus- 
industrie beschäftigten  Personen. 

3.  Verbot  der  Heimarbeit  an  Sonntagen  und  gesetzlichen  Feiertagen, 
sowie  der  Nachtarbeit  in  der  Zeit  von  abends  8  Uhr  bis  morgens  (5  Uhr. 

4.  Verbot  der  Arbeit  schulpflichtiger  Kinder  in  der  Heimarbeit. 

5.  Erlass  strenger  Verordnungen  über  die  Einrichtungen  der  Arbeits- 
stätten in  der  Heimarbeit,  sowie  Uebergangs Vorschriften  über  die  Ab- 
schaffung derselben. 

(>.  Verbot  des  Zwischenmeistersystems:  die  Arbeit  ist  seitens  der 
Unternehmer  direkt  an  die  Arbeitnehmer  zu  verabfolgen. 

7.  Der  Arbeitgeber  ist  zu  verpflichten,  eine  Liste  über  die  von  ihm 
ausser  der  Betriebswerkstätte  beschäftigten  Personen,  sowie  deren  Woh- 
nung zu  führen  und  auf  Verlangen  der  Gewerbe  lnspektion  Einsicht  nehmen 
zu  lassen. 

8.  Bei  ausgebrochenen  Krankheiten  in  Wohnungen  und  Räumen,  in 
welchen  Heimarbeit  hergestellt  wird,  sind  die  konsultierenden  Aerzte  zu 
verpflichten,  die  Polizeibehörden  zu  verständigen;  letztere  haben  dann 
während  der  Dauer  derselben  die  Heimarbeit  zu  verbieten ;  ausserdem 
sind  auf  Gutachten  der  Gewerbeinspektoren  für  alle  der  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  zuwiderlaufenden  Zustände  entsprechende  Sozialverordnungen 
zu  erlassen. 

Arbehencbutz.  \  4 
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5.  Baugewerbe. 

a)  Der  vom  16.  bis  19.  Februar  1902  in  Mainz  stattfindende  V.  Ver- 
bandstag des  Verbandes  der  Steinsetzer  (Pflasterer)  und 
Berufsgenossen  Deutschlands  erklart,  mit  aller  Entschiedenheit  an  den 
von  den  Arbeitern  des  Strassenbaues  auf  dem  Berliner  Kongress  für  Bau- 
arbeiterschutz aufgestellten  Forderungen  festzuhalten. 

Derselbe  spricht  ferner  sein  lebhaftes  Bedauern  darüber  aus,  dass 
bei  dem  Wenigen,  was  bisher  infolge  des  Drängens  der  Arbeiterschaft  von 
einzelnen  Regierungen  und  Verwaltungs-Körpersehaften  auf  dem  Gebiete 
des  sanitären  Bauarbeiterschutzes  geschatfen  worden  ist,  die  Arbeiter  des 
Strassenbaues  zumeist  nicht  berücksichtigt,  in  einzelnen  Fällen  sogar 
ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  sind. 

Des  Weiteren  erklärt  der  Verbandstag  es  als  die  Pflicht  der 
Behörden,  welche  auf  dem  Gebiete  des  Bauarbeiterschutzes  irgend  welche 
Verfügungen  erlassen,  dass  dieselben  auch  die  Ausführung  ihrer  Anord- 
nungen streng  überwachen  und  ständig  kontrollieren,  da  erfahrungsgemass 
Arbeiter,  welche  die  Unternehmer  ständig  an  ihre  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungen mahnen,  wirtschaftlichen  Schädigungen  ausgesetzt,  sind. 

Endlich  erklärt  der  Verbandstag,  dass  die  Ansicht  des  Staatssekretärs 
von  Posadowskv,  wonach  die  Verhältnisse  im  Baugewerbe  so  verschieden- 
artig liegen,  dass  eine  Regelung  derselben  durch  Reichsgesetz  nicht 
möglich  ist,  für  das  Strassenbaugewerbe  durchaus  nicht  zutreffend  ist. 
Im  Gegenteil  sind  im  Strassenbaugewerbe  die  diesbezüglichen  Verhält- 
nisse durchaus  gleichmässige  und,  da  auch  die  gestellten  Forderungen 
sich  fast  nur  im  engsten  Rahmen  des  sanitären  Arbeiterschutzes  bewegen, 
so  ist  für  das  Strassenbaugewerbe  eine  reichsgesetzliche  Regelung  des 
Arbeiterschutzes  nicht  nur  möglich,  sondern  auch  notwendig. 

Solange  jedoch  diese  reichsgesetzliche  Regelung  nicht  erfolgt  ist, 
verpflichtet  der  Verbandstag  die  Verbandsmitglieder,  allerorten  für  die 
Herbeiführung  der  von  uns  geforderten  Schutzmassnahmen  mit  aller 
Energie  einzutreten. 

Tn  Erwägung,  dass  das  Lehrlingswesen  in  unserem  Berufe  sich,  wie 
statistisch  festgestellt,  zu  einer  sogenannten  wahren  „Lehrlingszüehtereiu 
ausgebildet  hat,  dass  heisst,  die  Anzahl  der  Lehrlinge  zu  der  Zahl  der 
in  einzelnen  Betrieben  beschäftigten  Gesellen  in  gar  keinem  Verhältnis 
steht,  ja  in  manchen  Fällen  die  Zahl  der  Lehrlinge  diejenige  der  Gesellen 
sogar  übersteigt,  bei  solchen  Verhältnissen  aber  von  einer  korrekten, 
fachmännischen  Ausbildung  der  Lehrlinge  absolut  keine  Rede  sein  kann,  und 
hierdurch  nicht  allein  der  betreffende  Lehrling  geschädigt  wird,  weil  er 
später  als  Geselle  erst  das  nach  lernen  muss,  was  ihm  von  rechtswegen  in 
seiner  Lehrzeit  beigebracht  werden  sollte,  und  er  somit  nicht  nur  wirtschaft- 
lich geschädigt  wird,  sondern  auch  Staat  und  Gemeinde  Schaden  erleiden, 
weil  das  von  solchen  Lehrlingen  auf  Gemeindekosten  hergestellte  Pflaster 
absolut  nicht  den  Anforderungen  entspricht,  welches  man  den  gezahlten 
Preisen  nach  beanspruchen  darf:  im  ferneren  aber  auch  der  erwachsene 
Arbeiter  unseres  Berufes  durch  ein  solches  Verfahren,  welches  nur  einzig 
und  allein  dem  Unternehmer  materiellen  Vorteil  bringt,  wirtschaftlich 
schwer  in  seiner  Existenz  gefährdet  wird,  fordert  der  zu  Mainz  tagende 
V.  Verbandstag  der  Steinsetzer  f  Pflasterer  i  und  Berufsgenossen  Deutschlands  : 

1.  Bei  Einstellung  von  Lehrlingen  hat  sich  der  Meister  resp.  Unter- 
nehmer kontraktlich  zu  verpflichten,  den  Lehrling  während  der 
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Lehrjahre  das  ganze  Jahr  zu  beschäftigen,  ferner  durch 
geeignete  Gesellen  ihm  dasjenige  Mass  von  Fähigkeiten  beizu- 
bringen, welches  der  Beruf  erfordert. 

2.  Sofern  nicht  durch  ortsstatutarische  Verpflichtung  der  Besuch 
einer  Fortbildungs-  bezw.  Fachschule  obligatorisch  vorgeschrieben, 
den  Meister  etc.  kontraktlich  zu  verpflichten,  auf  seine 
Kosten  den  Lehrling  die  Fortbildungs-  bezw.  Fachschule  besuchen 
zu  lassen  und  die  hierzu  erforderliche,  in  die  Abeitszeit  fallende 
Zeit  ohne  Abzug  zu  gewähren. 

3.  Ist  den  örtlichen  Verhaltnissen,  das  heisst,  der  am  Ort  bezw. 
nächster  Umgebung  sich  bietenden  Arbeitsgelegenheit  entsprechend, 
die  Zahl  der  Lehrlinge  derjenigen  der  vorhandenen  Gesellen  in 
vernünftigen  Grenzen  anzupassen. 

Die  angezogenen  Resolutionen  des  in  Berlin  am  20.— 21.  März  1899  abgehaltenen 
I.  Bauarbeiterechutzkongresses  lauten: 

T.  Durch  Polizei- Verordnung  ißt  zu  bestimmen,  dass  die  Führer  elektrischer 
Strassen  bahn  wagen  verpflichtet  sind,  an  Stellen,  wo  das  Strassen  pflaster  innerhalb 
oder  in  unmittelbarer  Nähe  der  Geleise  umgearbeitet  oder  repariert  wird  oder  dergl., 
nur  im  langsamsten  Tempo  zu  fahren.  Und  zwar  hat  das  Anziehen  der  Bremse 
mindestens  50  m  vor  der  Baustelle  zu  geschehen.  Die  Direktionen  der  betreffenden 
Strassenbahnen  sind  verpflichtet,  den  Wagenführern  diese  Bestimmung  von  Zeit  zu 
Zeit  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Auf  Strecken  mit  stärkerer  Frequenz  oder  in  sehr  engen  Strassen  sind  etwaige 
Umpflasterungen  und  Reparaturen  des  Pflasters  etc.  grundsätzlich  in  die  Zeit  zu  ver- 
legen, in  der  der  Betrieb  ruht. 

II.  Auf  jedem  Strassen  bau,  sowie  bei  umfassenderen  Reparaturen  oder  Wieder- 
herstellungsarbeiten  des  Strassen  pflastere,  die  voraussichtlich  nicht  weniger  als  eine 
Woche  in  Anspruch  nehmen,  sind  von  Anbeginn  der  Arbeit  Baubuden  aufzustellen, 
zum  Aufenthalt  und  Schutz  der  Arbeiter  während  der  Ess-,  der  sogenannten 
Fünfzehn-  und  der  in  Folge  ungünstiger  Witterung  eintretenden  vorübergehenden 
Arbeitspausen. 

Diese  Baubuden  müssen  gedielt,  zug-  und  wasserdicht  sein  und  genügenden 
Platz  (pro  Mann  mindestens  0,to  qm  Bodenfläche)  gewähren,  so  dass  alle  auf  dem 
Bau  beschäftigten  Arbeiter  darin  ihre  Mahlzeiten  einnehmen,  bezw.  bei  vorüber- 
irebenden  Arbeitspausen  sich  darin  aufhalten  können.  Zu  diesem  Zweck  müssen  die 
Buden  mit  einer  genügenden  Anzahl  von  Bänken  und  Tischen  versehen  sein.  Letztere 
so  angebracht,  dass  sie  von  den  Bänken  aus  bequem  zu  erreichen  sind.  Zum  Zwecke 
der  Beleuchtung  müssen  eine  genügende  Anzahl  Fenster  vorhanden  sein.  In  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  bis  15.  April  sind,  sofern  gearbeitet  wird,  die  Baubuden  täglich 
zu  heizen.   Das  Brennmaterial  ist  auf  Kosten  des  Unternehmers  zu  liefern. 

In  der  Nähe  der  Baubude  müssen  ausreichende  Waschvorrichtungen  zum  Hände- 
waschen  vorhanden  sein. 

Die  Baubuden  sind  vor  jeder  Esspausc  durch  einen  dazu  bestimmten  Arbeiter 
zu  reinigen.   Desgleichen  ist  für  Erneuerung  des  W7aschwassere  zu  sorgen. 

In  der  Zeit,  in  welcher  sich  die  Arbeiter  in  der  Baubude  befinden,  dürfen 
Handwerkszeug  und  Cementtonnen  etc.  nicht  in  derselben  aufbewahrt  werden. 

Jeder  Strasaenbau-Unternchmer  hat  die  Pflicht,  mit  Ausnahme  bei  sogenannten 
fliegenden  Kolonnen,  auf  jedem  Strassenbau  (Reparatur  etc.)  dafür  zu  sorgen,  dass 
entweder : 

auf  der  Baustelle  ein  den  sittlichen  und  hygienischen  Ansprüchen  ent- 
sprechender Abort  vorhanden  ist, 

cnlcr 

(durch  verbindliches  Abkommen  mit  benachbarten  Grundbesitzern)  die  Ar- 
beiter berechtigt  sind,  auf  den  Grundstücken  derselben  ihre  Bedürfnisse  erledigen 
zu  können,  ohne  gezwungen  zu  sein,  dafür  direkt  oder  indirekt  (durch  Konsum 
von  Getrau ken  etc.)  bezahlen  zu  müssen. 
Diese  Bedingungen  sind  in  die  Kontrakte  mit  den  Unternehmern  aufzunehmen, 
auch  hat  sich  die  zur  Ausstellung  der  Bau-Aumeldebeschcinigung  verpflichtete  Behörde 
vor  der  Ausstellung  dieser  Bescheinigung  durch  Kontrolle  an  Ort  und  Stelle  davon 
zu  überzeugen,  dass  den  unter  I  und  II  gestellten  Anforderungen  entsprochen  ist. 

14* 
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Ebenso  hat  die  Polizeibehörde  (oder  die  entsprechende  Baubehörde),  in  deren  Auf- 
sichtsbezirk der  betreffende  Strassenbau  liegt,  für  die  Dauer  denselben  durch  eine 
ständige  Kontrolle  eich  von  der  Durchführung  dieser  Bestimmungen  zu  über- 
zeugen. 

bi  Resolution  der  am  3<  >.  und  Hl.  März  1!M>2  in  Wien  abgehaltenen 
H  a  u  p  t  v  e  r  s  a  in  m  I  u  n  g  d  e  s  V  e  r  b  n  u  d  e  s  d  e  r  Maler,  A  n  s  t  r  e  i  e  her. 
Lackierer  und  der  verwandten  Berufe  Oesterreichs. 

In  Erwttgung  der  grossen  Gefährlichkeit  des  Blei  weisses  für  die  Ge- 
sundheit und  das  Leben  der  mit  Blei  weiss  beschäftigten  Arbeiter,  in 
weiterer  Erwägung,  dass  bereits  in  Frankreich,  Belgien  und  Deutschland 
im  Verordnungswege  Beschränkungen  der  Bleiweissverarbeitung  und  Vor- 
schriften zum  Schutze  solcher  Arbeiter  erlassen  wurden,  fordert  die  am 
3o.  und  31.  Marz  11KV2  tagende  Hauptversammlung  des  Verbandes  der 
Maler.  Anstreicher.  Lackierer  und  deren  verwandte  Berufe  Oesterreichs 
von  der  Regierung,  entsprechende  Verordnungen  zum  Schutze  der  in  solchen 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  zu  erlassen. 

0.  Handelsgewerbe. 

a  i  Eingabe  des  Verbandes  d  e  u  t  s  c  h  e  r  H  a  n  d  1  u  n  g  s  g  e  h  i  He  n  an 
den  Reichstag,  vom  Dezember  1SJ01. 

Der  Reichstag  wolle  der  Eingabe  des  Centraiverbandes  deutscher 
Kaufleute  und  Gewerbetreibenden  1  \  seine  Unterstützung  nicht  zu  teil 
werden  lassen  und  zur  Sicherung  der  Durchführung  der  bestehenden  sozial- 
rocht liehen  Vorschriften,  sowie  des  Weiteransbanes  der  Sozialreform  im 
Handelsgewerbe  bei  den  verbündeten  Regierungen  für  Einführung  von 
Haudlungsgehilfenkammern  mit  Handelsinspektoren  eintreten. 

h,  Die  soziale  Kommission  des  Verbandes  kath.  kauf- 
männischer Vereinigungen  Deutschlands  hat  im  Marz  1 JM  »2 
folgende  Beschlüsse  gefasst  : 

I.  L  eh  r  1  i  ngs  w  e  s  e  n  und  Fortbildungsschulen. 

1.  Der  Verband  katholischer  kaufmännischer  Vereinigungen  Deutsc  h- 
lands (Soziale  Kominission)  richtet  an  den  Bundesrat  und  Reichstag  das 
dringende  Ersuchen,  obligatorische  Handels-Fachschulen  (Fortbildungs- 
schulen für  Handlungsangestellte  unter  18  Jahren)  einzuführen. 

2.  An  den  Handelsminister  richten  wir  zugleich  die  Bitte,  bis  zur 
Einführung  dieser  Fachschulen  auf  die  Kommunen  einwirken  zu  wollen, 
dass  dieselbon  bei  einer  genügenden  Anzahl  von  Handlungslehrlingen  von 
den  ihnen  aus  den  §§  12<>  und  142  der  G.-O.  zustohendeu  Rechten  allge- 
meinen Gebrauch  machen. 

3.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Schuljahres  stellt  das  Lehrerkollegium 
über  den  Besuch,  die  Führung  und  die  Leistungen  des  Schülers  ein 
Zeugnis  aus  und  nach  Beendigung  der  Schulzeit  ein  Schulzeugnis  über 
den  Erfolg  des  Besuches  der  Schule. 

4.  Lehrlingen,  welche  ihre  Lehrzeit  an  Orten  durchmachen,  an  welchen 
kaufmännische  Fortbildungsschulen  nicht  bestehen,  nmss  Gelegenheit  ge- 
geben werden,  bei  dem  Lehrerkollegium  der  nächsten  kaufmännischen 
Fortbildungsschule  ein  Examen  abzulegen,  um  auf  solche  Weise  die 
Möglichkeit  zu  haben,  gleichfalls  ein  Zeugnis  über  die  Befähigung  erhalten 
zu  können. 


1)  Vergl.  „Bulletin",  8.  119. 
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Diesen  Resolutionen  wurden  folgende  Leitsätze  beigegeben:  Die 
Unterrichtsstunden  müssen  in  die  Geschäftszeit  gelegt  werden.  Es  sollen 
wöchentlich  wenigstens  3X2  Unterrichtsstunden  stattfinden.  Diejenigen, 
die  sich  im-  Besitze  des  Zeugnisses  zum  einjährig-freiwilligen  Militärdienst 
befinden,  sollen  zum  Besuche  der  Fortbildungsschulen  nicht  verpflichtet 
sein,  jedoch  muss  ihnen  auf  ihren  Antrag  die  Zeit  dazu  gegeben  werden. 

II.  Frauen  frage  im  II  und  e  lsge  werbe. 

1.  Es  muss  eine  genaue  Statistik  speziell  über  die  Zahl  der  im 
Handelsgewerbe  beschäftigten  Frauenspersonen  vom  Reiche  aufgestellt 
werden.  Diese  Statistik  muss  vor  allem  sich  erstrecken  auf  die  Lohn- 
verhältnisse, Arbeitsarten  und  Arbeitszeit  und  auf  den  Stand  dieser 
Frauen. 

2.  Die  Frauenspersonen,  welche  sich  dem  Handelsgewerbe  widmen 
wollen,  müssen  die  gleichen  Pflichten  wie  Männer  auf  sich  nehmen.  Ins- 
besondere müssen  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Vorkenntnisse  die  kauf- 
männischen Fortbildungsschulen  besuchen  und  dio  für  die  männlichen 
Lehrlinge  event.  vorgeschriebenen  Examina  ablegen. 

3.  Offene  Verkaufsanstalten,  in  denen  ausschliesslich  Frauen  beschäftigt 
werden  iCigarren-,  Spirituosenhandlungen  u.  s.  w.i  müssen  einer  scharfen 
sirtenpolizeilichen  Kontrolle  unterstellt  weiden. 

4.  Prinzipale,  die  wegen  unsittlicher  Handlungen  au  ihrem  weiblichen 
kaufmännischen  Personal  gerichtliche  Strafen  erlitten  haben  oder  wegen 
Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  im  Sinne  des  Strafgesetzbuches  abge- 
urteilt worflen  sind,  dürfen  fürderhin  keine  weiblichen  Angestellten  mehr 
halten.  Prinzipale,  deren  weibliche  Angestellte  mit  Wissen  und  Willen 
ihrer  Chefs  ihre  kaufmännische  Thätigkeit  zugleich  zu  unsittlichen  Zwecken 
benutzen,  dürfen  ebenfalls  keine  Frauenspersonen  mehr  in  ihrem  Geschäfts- 
betriebe beschäftigen. 

III.  Warenhäuser. 
In  Beantwortung  der  auf  dem  Berliner  Kongresse  seitens  des  katho- 
lischen kaufmännischen  Vereins  Uolumbus  in  Dresden  gestellten  Anfrage, 
betreffend  die  Verhinderung  der  weiteren  Ausbreitung  der  Warenhäuser, 
beschliesst  die  soziale  Kommission,  an  das  Staatsministerium  die  Bitte  zu 
richten  :  „Mit  Rücksicht  auf  die  immer  weitere  Ausbreitung  der  Waren- 
häuser eine  stärkere  Besteuerung  derselben  anzustreben,  beginnend  bei 
hinein  Umsätze  von  300 <  XX)  Mk.  Da  eine  Umgehung  der  Besteuerung 
vielfach  versucht  und  erreicht  wurde,  ist  eine  Streichung  der  Worte  in 
$  1  des  Warenhaussteuergesetzes  „mit  mehr  als  einer  der  in  $  Ii  dieses 
(Gesetzes  unterschiedenen  Warengruppen"  zu  verlangen. 

c,  Resolution  des  VII.  deutschen  H  a  n  d  1  u  n  g  s  g  e  h  i  1  f  e  n  t  a  n  e  s , 
abgehalten  zu  Magdeburg  am  30.  März  Umi-J  ,  vgl.  ..Bulletin"  S.  1 1 T  . 

Der  siebente  deutsche  Handlungsgehilfentag  weist  die  Angriffe  einiger 
Prinzipale  und  Prinzipalsvereine  auf  das  gesetzlich  gewährleistete  Ver- 
ein i  g  u  u  gs re c h  t  der  Handlungsgehilfen  :$$  1.V2  der  G.O.  i  mit  aller 
Entschiedenheit  zurück.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Handels- 
gewinne machen  es  den  Angestellten  zur  Pflicht,  für  die  Durchführung 
der  zu  ihrem  Schutze  erlassenen  Gesetze  zu  sorgen  und  sich  zur  Sicherung 
ihres  Erwerbs  der  Einholung  von  Auskünften  zu  bedienen,  wie  es  die 
selbständigen  Kaufleute  von  jeher  gethan  haben.    Der  llandlungsgchilfen- 
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tag  dankt  den  gemassregelten  Berufsgenossen  für  die  Standhaftigkeit,  mit 
der  sie  überall  Unrecht  und  Unduldsamkeit  durch  die  Treue  zum  Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfenverbande  überwunden  haben. 

Um  den  erwähnten  Kreisen  der  Prinzipale  jede  weitere  Möglichkeit 
zu  nehmen,  durch  ungerechtfertigte  Angriffe  und  Entlassungen  zur  Ver- 
schärfung der  sozialen  Gegensätze  beizutragen,  ist  zu  verlangen: 

1)  Der  §  153  der  G.O.  ist  aufzuheben,  da  er  die  Rechte,  die 
den  Angestellten  im  §  152  gegeben  sind,  so  sehr  schmälert,  dasa  davon 
kein  angemessener  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Die  Vergehen,  die 
der  §  153  unter  Strafe  stellt,  sind  ohnehin  strafbar  und  eine  Verschärfung 
ist  schon  deshalb  nicht  am  Platze,  weil  für  Prinzipale,  die  sich  gleicher 
Vergehen  schuldig  machen,  also  z.  B.  ihre  Angestellten  am  Eintritt  in 
eine  gewerkschaftliche  Vereinigung  hindern  oder  den  Austritt  zu  erzwingen 
suchen,  keine  besondere  Strafe  vorgesehen  ist; 

2)  durch  Gesetz  ist  für  alle  Handelsbetriebe  mit  mehr  als  20  An- 
gestellten die  Errichtung  von  Gehilfe nausschüssen  anzuordnen,  denen 
das  Recht  zur  Mitwirkung  bei  der  Beseitigung  von  Missständen  und  Miss- 
verständnissen, zur  Verwaltung  von  Wohlfahrtseinrichtungen,  zur  Anregung 
von  Betriebsvorbesserungen  und  zur  Erledigung  ähnlicher  Aufgaben  ein- 
geräumt werden  muss. 

3)  die  gewerkschaftliche  Organisation  ist  durch  Heranziehung  der 
noch  fernstehenden  Berufsgenossen  that kräftig  zu  fördern;  auf  die  übrigen 
Kreise  der  Bevölkerung  ist  durch  die  Gründung  sozialpolitischer  Käu fer- 
v  e reine  einzuwirken.  Ausserdem  ist  völlige  Vereins-  und  Versainmlungs- 
Freihoit  anzustreben.  Die  laiidesgesetzliclien  Bestimmungen  über  Vereine, 
die  mit  den  Grundsätzen  des  4j  152  der  G.O.  vielfach  im  Widerspruch 
stehen,  sind  aufzuheben  und  durch  ein  Reichs- Vereinsgesetz  mit 
besonderer  Anerkennung  der  Berufsvereine  zu  ersetzen. 

Der  siebente  deutsche  Handlungsgehilfentag  nimmt  mit  Genugthuung 
Kenntnis  von  den  vorbereitenden  Schritten,  die  im  Bundesrat  und  Reichs- 
tag zur  Fertigstellung  eines  Gesetzentwurfs  betr.  kaufmännische 
Schiedsgerichte  unternommen  worden  sind  und  spricht  die  Erwartung 
aus,  dass  in  dem  bevorstehenden  Gesetz  die  einstimmig  gefassten  Be- 
schlösse der  früheren  Handlungsgehilfentage  volle  Beachtung  finden  werden. 

Der  Handlungsgehilfen  tag  erblickt  in  dem  Antrage  Raab  und  Ge- 
nossen, wie  er  dem  Reichstage  zur  Beschlussfassung  vorliegt,  die  glück- 
lichste Lösung  dieser  Frage  und  richtet  daher  an  die  Reichsregierung  das 
Ersuchen,  im  Sinne  der  dort  niedergelegten  Grundsätze,  insbesondere  den 
Anschluss  an  die  Ge Werbegerichte  mit  unmittelbarer  und  geheimer  Wahl 
der  Beisitzer  zu  beschließen  und  das  Alter  der  Wählbarkeit  auf  25,  das 
der  Wahlfahigkeit  auf  21  Jahre  festzusetzen. 

Der  siebente  Deutsche  Handlungsgehilfentag  stellt  fest,  dass  die  Ge- 
meinde- und  höheren  Verwaltungsbehörden  die  ihnen  in  dem  Gewerbe- 
ordnung, dem  Handelsgesetzbuch  und  dorn  Kranken  Versicherungsgesetz 
erteilten  Befugnisse  zum  Schutze  der  Handelsangestellten  bisher  nicht  in 
dem  Masse  zur  Anwendung  gebracht  haben,  wie  es  den  Absichten  des 
Gesetzgebers  und  den  sachlichen  Bedürfnissen  entspricht.  Der  Handlungs- 
gehilfentag richtet  deshalb  an  die  genannten  Organe  das  Ansuchen,  von 
den  ihnen  verliehenen  Rechten  einen  umfassenden  Gebrauch  zu  machen 
und  vor  dein  Eriass  statutarischer  Bestimmungen  den  Organisationen  der 
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Gehilfenschaft  (im  Sinne  de«  §  142  der  G.O.)  Gelegenheit  zur  Begut- 
achtung zu  geben. 

In  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  gegenwartig  die  für  den  Handlungs- 
gehilfenstand erlassenen  Schutzgesetze  nur  bei  einer  fördernden  Mit- 
wirkung der  Verwaltungsbehörden  für  die  Regelung  der  Arbeitsverhaltnisse 
im  Handelsgewerbe  eine  Bedeutung  erlangen  können,  fordert  der  Handlungs- 
gehilfentag die  Handlungsgehilfen  auf,  bei  den  Gemeinden  und  weiteren 
Kommunal  verbanden  ihres  Wirkungsgebietes  unausgesetzt  und  planmassig 
auf  die  lückenlose  Ausnutzung  der  ihnen  zustehenden  Vollmachten  zu 
dringen. 

Unbeschadet  der  weitergehenden  Forderungen  der  Handlungsgehilfen 
an  die  Reichsgesetzgebung  erwartet  der  Handlungsgehilfentag  von  den 
Gemeinden  und  höheren  Verwaltungsbehörden: 

Weitgehendstes  Entgegenkommen  bei  dem  Abstimmungs- 
verfahren über  Anträge  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  auf  Einführung 
eines  früheren  Ladenschlusses  durch  Ortsstatut  (§  139  f.  der  G.O.  und 
Bundesratsbekanntmachung  vom  25.  Januar  1902). 

Einführung  der  durch  Reichsgesetz  für  Gemeinden  über  20 ( K K )  Ein- 
wohner bereits  gewährleisteten  11  -stundigen  Ruhezeit  für  die  Angestellten 
in  offenen  Verkaufsstellen  auch  in  Orten  m i  t  w  e  n  i  g e  r  als  2<) < K K )  Ein- 
wohnern durch  Ortsstatut       130  c,  Abs.  2  der  G.O.). 

Fortdauernde  Verminderung  der  Ausnahmetage  vom  Laden- 
schluss,  sowie  von  der  Mindestruhezeit  und  Mittagspause  durch  Polizei- 
behörden 139  d,  139  e,  Abs.  2  der  G.O.)  gemäss  den  einzelstaatlichen 
Ausführungsbestimmungen  und  strenge  Ueberwachung  dieser  Vorschriften 
durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden. 

Ständige  Ueberwachung  der  Ladenschlusszoit  bei  den  offenen 
Verkaufsstellen  und  strenge  Beaufsichtigung  zur  Durchführung 
aller  in  der  Gewerbeordnung  erlassenen  Schutzbestimmungen  durch  die 
Ortspolizei. 

Einschränkung  bezw.  völlige  Aufhebung  der  Sonntags- 
arheit  und  des  erweiterten  Geschäftsverkehrs  an  Sonntagen  (§  l<>5b, 
Abs.  2  der  G.O.). 

Ausdehnung  des  Krankenversicherungszwanges  auf  alle  Handels- 
angestellten bis  200O  Mk.  Jahresgehalt  l'§  2  des  K.V.G.). 

Einführung  der  Schulpflicht  und  des  Tagesunterrichts  für 
alle  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  ($  12(>,  Abs.  3,  $  139  i 
der  G.O  ). 

Bekämpfung  der  Lehiiingszüchterei  durch  rücksichtslose  Anwendung 
des  Gesetzes  (§  128,  $  139  1  der  G.-O.,  §  70  und  81  des  H.G.B.). 

E  r  1  a  s  s  von  1  a  ml  e  s  -  und  o  r  t  s  p  o  1  i  z  e  i  1  i  c  h  e  n  Vorschriften 
hinsichtlich  der  Einrichtung  der  Wohn-  und  Geschäftsräume  offener  Ver- 
kaufsstollen (§§  239  g  u.  h,  Abs.  2  der  G.O..  §  <>2,  Abs.  1  des  H.G.B, 
und  Bundesratsvorordnung  vom  29.  Nov.  1900).  Ausdehnung  der 
städtischen  Wohnungspflege  auf  die  Wohnungen  der  bei  freier  Station 
Angestellten  ('§  62,  Abs.  2  des  H.G.B,  i  und  Ueberwachung  der 
Arbeitsordnungen  und  Strafverzeichnisse  in  offenen  Verkaufsstellen  mit 
mindestens  20  Angestellten  ig  139  k,  134  e,  Abs.  1  der  G.O..  Verbot 
der  unlauteren,  gewerbsmässigen  Stellenvermittlung. 

Der  siebente  Deutsche  Handlungsgehilfentag  vermag  die  bisherigen 
schriftlichen  Erhebungen   der  Kommission   für  Arbeiterstatistik   über  die 


Digitized  by  Google 


-    218  - 


Arbeitszeit  der  Kontoristen  nicht  als  ausreichend  anzusehen,  um  auf 
Grund  des  dadurch  gewonnenen  Materials  sichere  Schlüsse  auf  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  ziehen  zu  können.  Der  Handlungsgehilfentag 
hält  daher  eine  Ausdehnung  des  Erhebungsverfahrens  für  notwendig,  und 
ersucht  den  Herrn  Reichskanzler,  die  arbeitsstatistische  Abteilung  anzu- 
weisen, die  Erhebungen  auszudehnen  auf 

lj  die  Einholung  schriftlicher  Gutachten  bei  den  kauf- 
männischen Vereinen  und  Handlungsgehilfenverbänden; 

2)  die  mündliche  B  e  f  r  a  g  u  n  g  der  Vorstände  dieser  Vereinigungen : 

3)  die  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  aus  den  Kreisen  der 
Prinzipale  und  Gehilfen,  bei  deren  Wahl  den  Vereinen  der  selbständigen 
und  angestellten  Kaufleute  ein  Vorschlagsrecht  einzuräumen  ist; 

4)  die  Zuziehung  der  Vorstände  der  kaufmännischen 
Verbände  zu  den  mündlichen  Vernehmungen  der  Auskunftspersonen. 

Der  Handlungsgehilfentag  bedauert,  dass  die  Kommission  für  Arbeiter- 
statistik bei  den  schriftlichen  Erhebungen  sich  lediglich  auf  die  Fest- 
stellung der  Arbeitszeit  der  Kontoristen  beschränkt  hat,  wodurch  eine 
zuverlässige  Beurteilung  ihrer  gesamten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht 
möglich  ist  und  die  Beseitigung  der  vorhandenen  allgemeinen  Missstände 
verzögert  wird. 

Der  Handlungsgehilfentag  hält  deshalb  die  Einbeziehung  der  ge- 
samten Arbeits-  und  Anstellungsverhältnisse  der  Kontor- 
angestellten in  den  Bereich  der  Umfrage  für  durchaus  notwendig  und 
erwartet,  dass  die  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  bei  den  mündlichen 
Erhebungen  darauf  Rücksicht  nehmen  wird. 

Der  Handlungsgehilfentag  richtet  an  den  Bundesrat  das  Ersuchen, 
gemäss  den  Versprechungen,  die  sein  Vertreter  im  Jahre  1890  in  der 
1<>.  Kommission  des  Reichstages  abgegeben  hat,  dieser  Körperschaft 
schleunigst  den  in  Aussicht  gestellten  Gesetzentwurf  zur  Verbesserung 
der  Sonntagsruhe  vorlegen  und  dabei  für  das  Handelsgewerbe  die  Ein- 
führung völliger  Sonntagsruhe  ohne  irgend  welche  Ausnahmen 
beantragen  zu  wollen.  Demgemäss  ersucht  der  Handlungsgehilfentag  die 
Anwendung  des  §  105  e  der  G.O.,  der  die  Aufhebung  der  Sonntagsruhe 
zur  Befriedigung  besonderer  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  gestattet,  für 
das  H  and  olsge  werbe  zu  verbieten  und  dem  £  105  b  Abs.  2  der  G.-O. 
folgende  Fassung  zu  geben  : 

„Im  Handelsgewerbe  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  an 
Sonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt  werden." 

Um  dio  Einfühmng  völliger  Sonntagsruhe  vorzubereiten,  ist  seitens 
der  beteiligten  Kreise  die  Anerkennung  folgender  Grundsätze  bei  der 
Handhabung  des  gegenwärtig  geltenden  Gesetzes  anzustreben : 

1)  bei  der  Landes-,  Bezirks-  und  Ortspolizei,  der  bei  fünfstündiger 
Beschäftigung  das  Recht  zusteht,  die  Verkaufsstiinden  festzusetzen,  die 
Einführung  eines  Ladenschlusses  spätestens  12  Uhr; 

2)  bei  der  Gemeindevertretung  und  der  Vertretung  eines  weiteren 
Konnuunalverbandes  die  Einschränkung  der  Stundenzahl  bis  zum 
Verbot  jeglicher  Sonntagsarbeit  durch  Ortsstatut.  Da  bei  einer  Ein- 
schräukung  das  Recht  der  Polizei  zur  Festsetzung  der  Stunden  auf  die 
Gemeinde  oder  den  weiteren  Kommunalverband  übergeht ,  muss  auch 
hier  der  Ladenschluss  spätestens  12  Uhr  zum  Grundsatz  erhoben  werden. 

H    bei  der  Landes-,  Bezirks-  und  Ortspolizci  die  Einschränkung  der 
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Ausuahmesonntage  vor  Weihnachten  und  das  Verbot  von  Aus- 
nahniesonntagen  vor  Ostern,  Pfingsten  oder  aus  anderen,  regelmässig 
wiederkehrenden  oder  zufalligen  Anlässen ; 

4)  bei  der  höheren  Verwaltungsbehörde  eine  Einschränkung  bei  der 
Anwendung  des  $  inf>e  der  O.O.  auf*  das  Handelsgewerbe,  insbesondere 
ein  Verbot  der  Anwendung  für  die  Arbeit  an  den  drei  hohen  Fest- 
ragen, für  die  der  £  H>5  b  der  G.O.  ausdrücklich  volle  Sonntagsruhe 
vorschreibt. 

7.  Verkehr sgeumbe. 

a)  Resolution  der  am  'J«».-- 30.  Januar  in  Hamburg  abgehaltenen  VII. 
Generalversammlung  des    Verbandes   der  Hafenarbeiter: 

1.  Der  Hauptvorstand  wird  beauftragt,  baldmöglichst  an  die  Reichs- 
regierung heranzutreten,  zwecks  gesetzlicher  Festlegung  einer  Minimal- 
ruhezeit für  im  Hafenbetriebe  beschäftigte  Arbeiter. 

2.  Die  Sektionsverwaltungen  werden  aufgefordert,  genau  darauf  zu 
achten,  ob  bei  Sonntagsarbeiten  stets  die  Voraussetzungen  des  §  H>ö  f 
der  Reichsgewerbeordnung  vorhanden  sind  und,  wenn  dieses  nicht  der 
Fall  ist,  sich  beschwerdeführend  an  die  massgebenden  Behörden  zu  wenden. 

3.  Die  Sektionsverwaltungen  werden  ferner  aufgefordert,  sich  mit  der 
Prüfung  der  Frage  zu  beschäftigen,  ob  und  in  welcher  Weise  die  Ein- 
führung eines  achtstündigen  Normalarbeitstages  im  Hafenbetriebe  zu 
ermöglichen  ist. 

b  i  Eingabe  des  Schiffs-  und  Bootarbeiter  Verbandes 
..Recht  und  Pflicht'1  iScheops  en  Bootwerkerbond  ..Recht  enPlichtu) 
an  das  Waterstaat-,  Handels-  und  Industrieministerium. 

Der  Schiffs-  und  Bootarbeiterverband  „Recht  und  Pflicht"  in  Amster- 
dam bittet  zur  Kenntnis  zu  nehmen  : 

dass  er  den  Wunsch  äussert,  die  Regierung  möge  die  Notwendigkeit 
der  Ernennung  von  Inspektoren  für  das  Ein-  und  Ausladen  von  Dampfern 
und  Segelschiffen  untersuchen  : 

dass  die  Kommission  der  Staatenquete  ehemals  auf  Wunsch  vieler 
von  ihr  vernommenen  Zeugen  ihre  Aufmerksamkeit  besonders  auf  das 
Ein-  und  Ausladen  der  Dampfer  und  Segelschiffe  richtete; 

dass  er  in  der  Ernennung  der  genannten  Inspektoren  das  beste  Mittel 
zur  Verhinderung  von  Unglücksfällen  sieht,  die  in  letzter  Zeit  sehr  häutig 
vorkamen,  da  das  zur  Arbeit  nötige  Material  ohne  jegliche  Vorunter- 
suchung gebraucht  werden  muss; 

dass  er  eine  Ausdehnung  des  Gesetzes  vom  '20.  Juli  18!>5  über  die 
Arbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten  auf  die  beim  Ein-  und  Ausladen 
von  Dampf-  und  Segelschiffen  beschäftigten  Arbeiter  wünscht: 

dass  er  der  Meinung  ist,  die  erwähnten  Inspektoren  müssten  nicht 
unbedingt  Leute  mit  technischen  Kenntnissen  sein,  dass  sich  vielmehr  unter 
den  Arbeitern  genügend  tüchtige  Leute  landen,  die  infolge  langjähriger 
Erfahrung  vollkommen  befähigt  wären,  die  erforderlichen  Material-  I Sei  1- 
und  Eisen-)  Untersuchungen  vorzunehmen,  und  dass  es  daher  zwcckmälig 
wäre,  die  genannten  Inspektoren  aus  den  Kreisen  der  und  durch  die 
Arbeiter  wählen  zu  lassen. 

8.  Betierbergung  und  Schanktrirtscfatft. 

a )  Die  aus  den  Fachvereinen  D  e  u  t  s  <•  h  e  r  K  e  1 1  n  e  r  v  e  r  e  i  n  ,.S  a  x  o  - 
n  i  a',  Deutscher  K  e  1 1  n  e  r  -  B  u  n  d  und  dem  V  e  r  b  a  n  d  e  deutsche  r 
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G  a  stwirtsgehilfen  bestehende  Vereinigung  der  Dresdener  Kellner  zur 
Beseitigung  der  Missstände  im  Gastwirtsgewerbe  hat  im  Februar  1902  an 
den  Landtag  eine  Petition  gerichtet,  in  welcher  als  Ergebnis  vielseitiger 
Erörterungen  der  gesamten  Gastwirtsgehilfenschaft  aller  grösseren  Städte 
Sachsens,  angesichts  der  immer  weiteren  Zurückdrängung  des  mannlichen 
Bedienungspersonals  durch  weibliche  Bedienung,  die  Ständekammer  dringend 
gebeten  wird,  eine  Abhilfe  dieses  Zustandes  in  dieser  Weise  zu  veran- 
lassen, dass  die  zuständigen  Behörden  durch  landosgesetzliche  Verordnung 
angewiesen  werden,  für  Lokale  mit  weiblicher  Bedienung  die  Polizeistunde 
auf  11  Uhr  festzusetzen. 

b)  Resolution  des  am  18. — 21.  März  1902  in  Mainz  abgehaltenen  Ver- 
bandstages des  Verbandes  deutscher  Gastwirtsgehilfen: 

Die  Bestimmungen  der  Bundesrats-Verordnung  sind  nicht  geeignet, 
die  berechtigten  Wünsche  der  Gastwirtsgehilfen  zu  befriedigen.  Der 
Verbandstag  hält  an  den  von  dem  allgemeinen  Fachkongress  aufgestellten 
Forderungen  fest  und  betrachtet  die  Erringung  derselben  nach  wie  vor 
als  das  zunächst  zu  erstrebende  Ziel. 

Muss  auch  die  Bundesrat«- Verordnung  als  ungenügend  bezeichnet 
werden,  so  gilt  es  nichtsdestoweniger,  für  die  Durchführung  der  zu  Gunsten 
der  Gehilfen  erlassenen  Bestimmungen  Sorge  zu  tragen.  Zu  diesem  Zweck 
beschliesst  der  Verbandstag : 

Die  Hauptverwaltung  wird  beauftragt,  eine  kleine  Broschüre,  ent- 
haltend die  Verordnung  mit  den  nötigen  Erläuterungen,  herauszugeben. 

Die  Ortsverwaltungen  sind  verpflichtet,  für  möglichste  Aufklarung 
über  die  Verordnungen  (durch  Vorträge  u.  s.  w.)  Sorge  zu  tragen. 

In  allen  Städten  mit  über  20OOO  Einwohnern,  in  denen  sich  Orts- 
verwaltungen unseres  Verbandes  betinden,  ist  bei  der  Polizeibehörde  sofort 
die  Ausdehnung  der  Ruhezeit  auf  neun  Stunden  zu  beantragen,  lieber 
das  Resultat  dieser  Eingaben  ist  der  Hauptverwaltung  eingehend  zu  be- 
richten. Ebenso  ist  der  Hauptverwaltung  von  allen  Fällen,  in  welchen 
durch  die  Verwaltungsbehörden  die  Arbeitszeit  auf  17  Stunden  festgesetzt 
wird,  Mitteilung  zu  machen. 

Von  den  Uebertretungen  der  Verordnimg  seitens  der  Unternehmer 
ist  den  zuständigen  Behörden  Anzeige  zu  erstatten.  Das  gesamte  Material 
ist  zu  sammeln  und  der  Hauptverwaltung  zu  überweisen. 

i  Siehe  auch  unter  III,  Haftpflicht  und  Versicherung  S.  225.  i 

9.  Freie  Berufsarten. 

Petition  der  technischen  Bühnenarbeiter  an  den  Reichstag. 
Das  gesamte  deutsche  Bühnenpersonal  petitioniert  unter  Bezugnahme  auf 
anschliessende  Erläuterungen  um  Einführung  eines  gesetzlichen 
wöchentlichen  Ruhetages  an  den  sämtlichen  Bühnen  inner- 
halb der  Grenzen  Deutschlands. 

Begründung  (  Ausz.):  Die  tägliche  Arbeitszeit  schwankt  nach  statisti- 
scher Erhebung  zwischen  10—13  Stunden,  je  nachdem  sich  die  Vor-  und 
Xachmittagsproben  ausdehnen ,  worin  die  üblichen  Ueber-  und  Nacht- 
stunden vor  den  Premieren  noch  gar  nicht  eingerechnet  sind.  Die  Arbeit 
beginnt  um  7  Uhr  früh,  an  manchen  Orten,  wie  z.  B.  Berlin,  um  8  Uhr, 
und  wahrt  bis  zum  Schluss  der  Probe,  die.  wenn  es  früh  wird,  um  2  Uhr 
zu  Ende  ist,  in  vielen  Fällen  aber  auch  länger  andauert.  Des  Abends 
längt   die  Arbeit  um  5  resp.  0  Uhr  an   und  geht  bis  zum  Schluss  der 
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Vorstellung,  welche  um  10  Uhr,  zuweilen  aber  auch  erst  um  II1/,  Uhr 
vollendet  ist,  wie  auch  der  Sonn-  und  Feiertapsdienst  von  früh  7  resp. 
8  Uhr  bis  10  Uhr  vormittags  festgelegt  ist.  wahrend  von  1  Uhr  mittags 
ab  die  Arbeitszeit  bis  zum  Schluss  der  Abendvorstellung  dauert.  Hierbei 
ist  der  Bühnenarbeiter  gezwungen,  den  »Staub  der  zu  reinigenden  Teppiche, 
den  Farbenstaub  alter  Prospekte  beim  Aufwickeln,  sowie  den  Staub  beim 
Reinigen  der  Garderoben  in  den  Ankleideräumen  und  die  Unbilden  des 
elektrischen  Lichts  zu  ertragen.  Dazu  gesollt  sich  der  gesundheitswidrige 
Geruch  vieler  Schminken  und  sonstiger  Präparate.  Im  April  1900  ver- 
anstaltete der  Verband  des  technischen  Bühnenpersonals  eine  Umfrage  in 
den  verschiedenen  Provinzen  bezüglich  der  vorhandenen  Ruhepausen,  wo- 
nach von  19  grösseren  Theatern  nur  2,  Augsburg  und  Leipzig  (Stadt- 
theaten,  Verbesserungen  in  dieser  Beziehung  getroffen  hatten.  Auch  in 
einigen  Hoftheatern  haben  die  technischen  Angestellten  einen  unregel- 
massigen  Ruhetag,  wahrend  Berlin  mit  seinen  vielen  Privattheatern  von 
dieser  Vergünstigung  bedauerlicherweise  eine  Ausnahme  macht.  Es  treten 
zwar  grössere  Sommerpausen  ein,  in  welchen  jedoch,  abgesehen  von  den 
Königlichen  Theatern,  die  Arbeiter  ohne  Gehalt  entlassen  werden.  Einen 
Beweis  dafür,  dass  sich  unsere  Wünsche  geltend  machen  liessen,  hat  einzig 
und  allein  das  Schillertheater  (Berlin)  geliefert,  indem  es  einen  Ersatzmann 
einstellte,  wodurch  es  imstande  war,  den  12.  Tag  eines  jeden  Bühnen- 
arbeiters als  Ruhetag  strikte  durchzuführen.  Auch  ist  seitens  der  Direk- 
tion bisher  in  keiner  Weise  Klage  über  Betriebsstörung  oder  dergleichen 
geführt,  vielmehr  ist  den  Arbeitern  noch  ein  Ht&giger  Nommerurlaub  mit 
voller  Gage  zugebilligt  worden.  Die  kurze  Zeit,  welche  uns  zwischen 
Probe  und  Aufführung  bleibt,  wird  vielfach  durch  den  Weg  zum  Hause 
und  zurück  aufgewogen,  weil  die  Arbeiter  bei  dem  kleinen  Verdienst  ge- 
wöhnlich nur  an  der  Peripherie  der  Stadt  wohnen  können.  Zum  Teil 
wird  diese  auch  noch  mit  allerlei  Gängen  ausgefüllt. 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Petition  des  Bundes  deutscher  Frauen  vereine  an  den 
Reichstag,  vom  8.  Dezember  10O1,  betr.  Abänderung  des  Kranken  Ver- 
sicherungsgesetzes. 

Der  Reichstag  wolle  bei  der  beabsichtigten  Reform  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes folgende  Punkte  berücksichtigen :  1 )  Die  Ver- 
sicherungspflicht auf  alle  der  Invalidenversicherung  unterstellten  Personen 
ausdehnen.  2)  Die  Gemeindekrankenversicherung  beseitigen  und  sie  durch 
Ortskrankenkassen  ersetzen.  3j  Die  gesetzliche  Unterstützungspflicht  der 
Krankenkassen  auf  2(i  Wochen  ausdehnen.  4i  Die  Unterstützungspflicht 
für  Wöchnerinnen  auf  mindestens  0  Wochen  verlängern  und  die  zu  lei- 
stende Krankenunterstützung  auf  die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes 
bemessen.  5)  Eine  obligatorische  Mitwirkung  der  Frauen  bei  der  Kranken- 
kassen Verwaltung  und  Krankenaufsicht  für  alle  Kassen  mit  weiblichen 
Mitgliedern  anordnen,  sowie  <»i  für  solche  Kassen  bis  auf  weiteres  Be- 
stimmungen treffen,  nach  denen  im  Ausland  approbierte  Aerztinnen  gleich- 
berechtigt mit  den  im  Inland  approbierten  Aerzten  zugelassen  werden,  da 
im  Inland  approbierte  weibliche  Aerzte  noch  nicht  in  ausreichender  Zahl 
vorhanden  sind. 

Begründung  (Ausz.y:  Petenten  verweisen  auf  die  Ausführungen  des 
Regierungsrats  Professor  Dr.  Mayer  in  Xo.  46  des  IX.  Jahrganges  der 
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..Sozialen  Praxis",  sowie  die  vom  Kaiser!.  Statistischen  Amt  bearbeitete 
Statistik  der  Krankenversicherung  im  Jahr  18!f7  iStat.  des  Deutschen 
Reiches,  Bd.  121,  Verlag  von  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  Berlin  Um*»,. 

2.  Resolutionenderam  14.  und  15.  Januar  1902  in  London  abgehaltenen 
gemeinsamen  Konferenz  über  die  Frage  der  Altersver- 
sicherung, einberufen  vom  Trade  Un  i  o  n -K  o  n  g  r  e  ss  und 
dem  C  o  -  o  p  e  r  a  t  i  v  e  U  n  i  o  n  -  K  o  n  g  r  e  ss  (vgl.  „Bulletin"  S.  121.  \ 

Die  Konferenz  stellt  sich  auf  den  Standpunkt  der  absoluten  Not- 
wendigkeit einer  nationalen  Altersversicherung,  deren  Organisation  sich 
nicht  auf  dem  Principe  der  Beitrage  aufbauen  darf,  und  ist  der  Ansicht, 
dass  jede  auf  dem  Beitragsprinzipe  aufgebaute  Altersversicherung  unge- 
nügend und  undurchführbar  wäre. 

Die  Konferenz  erklart,  dass  sie  nur  für  ein  allgemein  anwend- 
bares System  der  Altersversicherung  eintreten  könnte;  sie  ist  der  An- 
sicht, dass  -  ganz  abgesehen  von  der  Frage  der  Kosten  —  eine  Unter- 
scheidung zwischen  Ann  und  Reich  die  Alterseinpfänger  mit  dem  Makel 
der  Almosengenössigkeit  behaften  und  ihre  Würde  verletzen  würde,  und 
dass  endlich  die  Institution  der  Altersversicherung  dadurch  auf  die  Stufe 
der  Annen  Unterstützung  hiuabgedrückt  würde,  was  zu  den  im  Lande  all- 
gemein herrschenden  Ansichten  im  Widerspruche  stünde. 

Die  Konfereuz  ist  der  Ansicht,  dass  es  Pflicht  des  Staates  ist,  die 
Kosten  der  Altersversicherung  aus  dem  Ertrage  der  Landessteuem  zu 
bestreiten. 

Die  Konferenz  tritt  entschieden  für  die  Durchführung  des  Prin- 
zipes  ein,  dass  jeder  Bürger  mit  dem  erreichten  <>0.  Altersjahr  zum 
Bezüge  einer  vom  Staate  zu  gewährenden  Altersrente  berechtigt  ist:  sie 
ist  der  Ansicht,  dass  der  Betrag  dieser  Altersrenten,  die  jedem  Bürger, 
ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  zu  gewähren  sind,  mindestens  5  s. 
wöchentlich  betragen  soll. 

S  c  h  1  u  ss  r  e  s  o  1  u  t  i  o  n :  Die  Konferenz  fordert  die  Regierung  dringend 
zur  Errichtung  einer  nationalen  Altersversicherung  auf,  die  allgemein  an- 
wendbar sein  soll  auf  alle  Bürger,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  die 
das  (»0.  Altersjahr  überschritten  haben:  die  Altersrenten  sollen  mindestens 
5  s.  wöchentlich  betragen,  und  die  Kosten  der  Versicherung  sollen  vom 
Staate  aus  dem  Steuereitrage  bestritten  werden.  Die  parlamentarischen 
Komitees  des  Trade  Union-  und  des  Co-operative  Kongresses  werdeil  auf- 
gefordert, in  jeder  ihnen  zweckmässig  erscheinenden  Weise  die  Resolutionen 
der  Konferenz  zur  Kenntnis  der  Regierung  und  des  Landes  zu  bringen, 
und  dem  Parlamente  den  Entwurf  eines  Altersversicherungsgesetzes 
vorzulegen. 

."i.  Resolutionen  des  am  31.  März  UM »2  in  Bern  abgehaltenen  Schwei  - 
ze  rischen  A  r  be  i  t  e  r  t  a  g  e  s  ('Jahresversammlung  des  Schweiz.  Arbeiter- 
bundes,   vgl.  ..Bulletin"  S.  121  i. 

I.  Eine  möglichst  weitgehende  Uebereinstinimung  der  Haftptliehr- 
<_re*etze  unter  sich  und  mit  dem  Obligationenrechte  ist  wünschbar.  Doch 
soll  sie  nicht  zum  Nachteil  des  Arbeiterschutzes  erstrebt  werden.  Gesetz- 
gobungspolitiseh  ist  wohl  zu  erwägen,  ob  eine  Novelle  zu  den  Fabrik-  und 
Gewerhehaftpfliehtgesetzen  nicht  die  meiste  Aussicht  auf  Erfolg  hätte. 

II.  Die  Eisenbahnhaftpflicht  ist  auf  den  Eisenbahnban,  die  Ililfsarbeiten 
«los  Fährbetriebes  zum  Beispiel  Bedienung  von  elektrischen  Kraftstationen  > 
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und  auf  den  Automobilverkehr  auszudehnen  (gemäss  Entwurf  i.    Der  Fabrik- 
und  Gewerbehaftpflicht  sind  weitere  Betriebe  zu  unterwerfen,  zum  Beispiel: 
a)  alle  Geschäfte  mit  Motoren, 

bj  Betriebe  mit  Maschinen,  die  eine  erhöhte  Unfallgefahr  verursachen, 

c)  das  Fällen  von  Holz  für  den  Handel, 

d)  der  Feuerwehrbetrieb,  Uebungen  inbegriffen, 

e)  Kuranstalten  mit  gewerblichen  Einrichtungen, 

f  i  kaufmännische  Geschäfte  mit  Warenmagazinen. 

Dem  Bundesrate  sollte  die  Befugnis  erteilt  werden,  die  Anwendung 
der  Haftpflicht  auf  ein  Gewerbe  zu  beschliessen. 

Die  Bestimmung,  dass  zur  Haftpflichtigkeit  gewisser  Geschäfte  mehr 
als  fünf  Arbeiter  notwendig  sind,  ist  fallen  zu  lassen,  eventuell  die  Arbeiter- 
zahl auf  3  herunterzusetzen. 

III.  Die  Haftpflicht  ist  auszudehnen: 

a)  auf  die  Unfälle,  die  auf  dem  Wege  zur  Arbeit  und  von  der  Arbeit 
vorfallen, 

bi  auf  alle  Berufskrankheiten.  Als  solche  werden  angesehen  Krank- 
heiten, die  durch  den  Betrieb  ganz  oder  teilweise  verursacht  sind.  Der 
Unternehmer  kann  sich  von  der  Haftpflicht  durch  den  Nachweis  befreien, 
dass  das  Leiden  durch  seinen  Betrieb  weder  entstanden  noch  erschwert 
worden  sei. 

IV.  Entschädigungsberechtigt  sollen  sein: 

aj  Alle  durch  den  Betrieb  beschädigten  Personen  ohne  Rücksicht  auf 
ein  Dienstverhältnis, 

b)  im  Todesfälle  die  'Hinterlassenen :  Ehegatten,  Kinder  beziehungs- 
weise Grosskinder,  Eltern  beziehungsweise  Grosseltern,  Geschwister,  un- 
abhängig von  ihrem  heimatlichen  Hechte, 

ci  andere  hilfsbedürftige  Personen,  denen  der  Verstorbene  faktisch 
den  Unterhalt  gewährt  hat. 

Die  Unternehmer  sind  (wie  bei  Eisenbahnbauten)  auch  den  Ange- 
stellten und  Arbeitern  ihrer  Unteraceordanten  gegenüber  als  haftpflichtig 
zu  erklären. 

V.  Es  ist  der  volle  Schaden  zu  vergüten  im  Sinne  von  Artikel  52  und 
53  des  Obligationenrechtes.  Eventuell  ist  das  Maximum  auf  10000  Franken 
für  die  Fabrik-  und  Gewerbehaltpflicht  zu  erhöhen. 

In  diesem  eventuellen  Falle  sollen  gleichwohl  bei  allen  Schaden- 
berechnungen diejenigen  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  die 
Feststellung  des  wirklichen  Schadens  ergeben,  und  es  soll  Grundsatz  des 
Gesetzes  sein,  innerhalb  der  Maximalgrenze  den  vollen  Schaden  zu  ver- 
güten. —  In  den  Fällen,  wo  Rente  statt  Kapital  bezahlt  wird,  soll  das 
Maximum  nicht  zur  Anwendung  kommen. 

VI.  Eine  kleinere  Reduktion  des  Ersatzes  für  dauernden  Schaden  bis 
auf  höchstens  15  bis  20  Prozent  wegen  Zufall,  oder  bei  leichterem  Ver- 
schulden, insbesondere  auch  bei  den  Berufskrankheiten  —  jedoch  ohne 
Kumulation  der  Abzüge  unter  verschiedenen  Titeln  —  soll  zulässig  bleiben. 

Dagegen  soll  der  Begriff  des  Zufalls  eingeschränkt  weiden  auf  jene 
Fälle,  wo  das  Verhalten  des  Verletzten  nicht  völlig  aufgeklärt  werden 
kann,  oder  wo  jede  Berufsgefahr  ausgeschlossen  erscheint.  Blosse  Un- 
achtsamkeit soll  nicht  als  Verschulden  angerechnet  werden.  Der  Abzug 
für  Kapitalabfindung  ist  gesetzwidrig  und  soll  beseitigt  werden. 
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Bei  leichtein  Verschulden  des  Unternehmers  kommen  obige  Abzüge  in 
Wegfall. 

VII.  Grobes  Verschulden  des  Verletzten  reduziert  seinen  Entschädigungs- 
anspruch. Die  Keduktion  darf  im  schlimmsten  Falle  nicht  mehr  als  5o 
Prozent,  botragen. 

Sofern  ein  Maximum  der  Entschädigung  aufgestellt  wird,  soll  dasselbe 
bei  grobem  Verschulden  des  Unternehmers  oder  seiner  Mandatare  in 
Wegfall  kommen. 

VII.  Der  Unternehmer  soll  zur  Versicherung  seiner  Arbeiter  gesetzlich 
verpflichtet  werden.  Die  Versicherung  hat  alle  Haftpflichtfolgen  zu  um- 
fassen. Die  Vorsicherungs- Vertragsformulare,  welche  in  der  Schweiz  zur 
Anwendung  kommen ,  sind  dem  eidgenössischen  Versicherungsamt  zur 
Prüfung  und  Genehmigung  vorzulegen.  Dem  Arbeiter  ist  ein  direktes 
Klagerecht  gegen  die  Versicherung  zu  gewähren. 

Der  Arbeiter  soll  höchstens  zur  Zahlung  der  halben  Prämie  ange- 
halten werden  können  unter  folgenden  Voraussetzungen : 

ai  dass  er  durch  dauernden  Anschlag  in  den  Werkstätton  stets 
volle  Kenntnis  von  dem  Versicherungsvertrag  und  der  Höhe  der  Prämien- 
sätze nehmen  kann, 

b)  dass  er  gegen  alle  Unfälle,  auch  solche,  die  nicht  zum  Betriebe 
gehören,  voll  versichert  ist, 

e>  dass  ihm  bei  Betriebsunfällen  und  Gewerbekrankheiten  der  volle 
Schaden  ohne  Abzug  für  Zufall  oder  leichtes  Verschulden  vergütet  wird. 

IX.  Der  vorübergehende  Schaden  ist  successive,  speziell  der  Lohn 
während  der  Unfallkrankheit  von  Zahltag  zu  Zahltag,  auszuzahlen.  Wo 
der  Unternehmer  lässig  sein  sollte,  ist  von  der  zuständigen  Behörde  direkte 
Auszahlung  durch  die  Versicherung  an  die  Berechtigten  zu  verfügen. 
Eventuell  ist  ein  kurzfristiger  Schuldenbetrieb  mit  beschränktem  Rechts- 
Vorschlag  für  Lohnforderungen  überhaupt  einzuführen. 

Bei  Unfällen  mit  schweren  Folgen,  wo  entweder  die  Erwerbseinbusse 
schwierig  zu  bestimmen  ist,  oder  wenn  die  Gefahr  besteht,  dass  eine  Kapi- 
talabtindung  nicht  zweckgemässe  Verwendung  finde,  ist  die  gerichtliche 
Festsetzung  einer  Rente  zulässig.  Solche  Renten  sind  durch  Hinterlage 
des  Deckungskapitals  sicher  zu  stellen,  und  es  ist  dem  Berechtigten  die 
Möglichkeit,  dassolbo  herauszufordern,  bei  Aenderung  der  Verhältnisse  vor- 
zubehalten. 

X.  Die  Beweismittel  für  Unfallhergänge  f  Zeugen  verhöre  und  ärztliche 
Gutachten)  sind  —  weil  wegen  des  starken  Arbeiterwechsels  fast  immer 
Gefahr  im  Verzuge  ist  bei  schweren  Fällen  stets,  bei  leichteren  auf 
Verlangen,  vorsorglich  in  beweisgiltiger  Form  auf  Staatskosten  zu  erheben 
und  zwar  am  Orte  des  Unfalles. 

Der  Verletzte  oder  seine  Hinterlassenen  sollen  berechtigt  sein,  auch  am 
Orte  des  Unfalles  ihre  Schadenersatzklage  anzubringen,  sofern  sie  gegeu 
auswärts  domizilierte  Unternehmer  gerichtet  ist. 

Die  Kantone  sind  anzuhalten  —  ähnlich  wie  im  Schulden  betrieb  und 
Konkurswesen  ein  beschleunigtes  Verfahren  für  Haftpflichtprozesse  auf- 
zustellen; in  demselben  sind  provisorische  Vorentscheido  des  Gerichts- 
präsidenten oder  Einzelrichters  über  Lohn-  und  Abschlagszahlungen  vor- 
zusehen. 

Der  Richter  urteilt  in  dem  Sinne  nach  freiem  Ermessen,  dass  er  an 
die  Boweisregeln  kantonaler  Prozessgosetze  nicht  gebunden  ist. 
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Die  Grundsätze  der  Fabrikhaftpflichtgesetze  betreffend  Anfechtbarkeit 
von  Entscheiden  wegen  unzulänglicher  Entschädigung,  ebenso  die  Grund- 
sätze betreffend  Vorbehalt  einer  Nachklage  sind  gemäss  bundesrätlicheni 
Entwürfe  auch  in  das  Eisen bahnhaftpfliehtgesetz  aufzunehmen. 

XI.  Haftpflichtforderungen  ist  das  Privileg  der  ersten  Klasse  in» 
Konkurse  des  Unternehmers  zuzugestehen.  Eventuell  ist  dem  Berechtigten 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  auf  die  Versicherungssumme  einzuräumen. 

XII.  Die  Abtretung  und  Verpfändung  von  Haftpflichtforderungen  ist 
allgemein  —  auch  für  die  Eisen  bahnpflicht  —  als  unzulässig  zu  erklären. 
Eine  einzige  Ausnahme,  Abtretung  an  die  Wohn-  oder  Heimatsgemeinde 
als  Rückerstattung  des  Betrages,  der  für  den  Unterhalt  des  Berechtigten 
und  seiner  Angehörigen  bis  zur  Regulierung  der  Entschädigungsfrage  vor- 
geschossen wurde,  könnte  eventuell  gestattet  werden. 

Nicht  nur  Entschädigungsbeträge,  die  aus  Haftpflicht  bezahlt  worden 
sind,  sondern  auch  die  erweislich  aus  diesem  Gelde  erworbenen  Sachen 
sollen  gemäss  Vorschlag  von  Dr.  R.  Lang  in  Zürich  als  Kompotenzstücke 
von  den  Gläubigern  nicht  angegriffen  werden  dürfen. 

XIII.  Die  Verjährung  von  Haftpflichtansprüchen  ist  allgemein  auf  zwei 
Jahre  auszudehnen.  Die  Verjährung  wird»  unterbrochen  nach  den  Grund- 
sätzen des  Obligationenrechtes.  Für  die  Nachklage  genügt  ebenfalls  eine 
Verjährungsdauer  von  zwei  Jahren. 

Die  Verjährung  bei  Gewerbekrankheiten  beginnt  erst  mit  dem  Tage 
zu  laufen,  wo  die  Krankheit  als  solche  festgestellt  und  dem  Kranken 
davon  Kenntnis  gegeben  worden  ist. 

XIV.  Nachtrag.  Eine  Reihe  von  Fragen  konnte  in  vorstehenden 
Sätzen  nicht  berührt  werden.  Es  fragt  sich,  ob  die  Entschädigung  von 
Hinterlassenen  nicht  innerhalb  einer  Minimal-  oder  Maximalgrenze  normiert 
werden  sollte.  Die  Versicherungen  verfolgen  gelegentlich  Arbeiter, 
welche  prozessiert  haben,  indem  sie  dieselben  nach  Eintritt  in  andere  Ge- 
schäfte nicht  mehr  versichern  wollen,  und  es  fragt  sich,  ob  das  Gesetz 
hier  keinen  Schutz  bieten  könne.  -  Oft  will  die  Versicherung  prozessieren, 
der  Unternehmer  nicht;  in  solchen  Fällen  sollte  der  Versicherung  das 
Prozessieren  erschwert  werden.  —  Noch  andere  Fragen  können  aufge- 
worfen werden. 

Sodann  geben  die  vorstehenden  Thesen  oft  mehrere  zum  Teil  wider- 
sprechende Mittel  zum  selben  Zwecke  an,  unter  denen  der  Gesetzgeber 
wählen  kann;  es  werden  eventuelle  Vorschläge  gemacht  für  den  Fall,  dass 
die  Gesetzgebung  diesen  oder  jenen  Weg  nimmt.  Daher  ist  zu  be- 
antragen : 

1)  Der  Arbeitertag  stimmt  im  allgemeinen  den  Vorschlägen  und 
Thesen  der  Referenten  zu. 

2\  Die  Reform  der  Haftpflichtgesetze  im  Sinne  und  Geiste  der  ge- 
machten Vorschläge  ist  dringendes  Bedürfnis. 

3)  Die  Thesen  werden  mit  kurzer  Begründung,  soweit  dies  notwendig 
erscheint,  dem  Industriedepartement  und  den  eidgenössischen  Rilten 
eingereicht. 

i.  Resolution  des  am  18.  —  21.  März  1JM">2  in  Mainz  abgehaltenen  Ver- 
bandstages des  Verbandes  d  e  u  t  s  e.  h  e  r  G  a  s  t  w  i  r  t  s  ge  h  i  1  f  e  n. 

Das  Gastwirtsgewerbe  ist.  von  dem  Gesetz,  betreffend  die  Unfallver- 
sicherung der  gewerblichen  Arbeiter,  ausgeschlossen. 

Der  Verbandstag  beauftragt  deswegen  die  Hauptverwaltung:   Tn  Er- 
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wägung  der  Thatsaehe,  dass  die  Unfallgefahr  im  Gastwirtsgewerbe  eine 
sehr  grosse  ist  und  mit  der  fortschreitenden  Entwiekelung  des  Gewerbes 
immer  mehr  an  Umfang  zunimmt,  das  diesbezügliche  Material  zu  sammeln 
und  sodann  eine  Petition  an  Bundesrat,  und  Reichstag  einzusenden,  in  der 
die  Notwendigkeit  der  Einbeziehung  des  Gastwirtsgewerbes  in  die  Unfall- 
versicherung nachzuweisen  und  zu  verlangen  ist, 
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Die  innere  Einrichtung  von  Arbciterwohiuingcn,  insbesondere  die  Gestaltung  der  Küche 
und  das  zweckmässige  Anbringen  der  Heizanlagen.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  I". 

Kleine  Wohnungen  für  Arbeiter  und  Beamte  in  Deutschland.    S.  R.  II.  3. 

Wohnungsaufsicht  in  Bayern.    S.  R.  II.  <>. 

Der  Verein  „Reichswohnungsgesctzu  in  Frankfurt  a  M.    S.  R.  II.  1. 
Arbeitsnachweisanstalt  und  Wohnungsnachweis  in  Köln.    S.  R.  II.  K 
Gutachten  zum  Wohnungswesen  im  Bäcker-  und  Konditorengewerbe.    S.  P.  X.  8. 
Wohnungsnot  in  Berlin  und  seinen  Vororten.    S.  P.  X.  2  u.  4. 
Flesch,  Dr.  K.  Wohnungsfrage,  Freizügigkeit.  Wohnungspolizei.    S.  P.  X.  7. 
Gemeindliche  Massnahmen  gegen  die  Wohnungsnot.    S.  P.  X.  6. 
Mangoldt,  Dr.  K.  v.   Wohnungsnot  und  Freizügigkeit.    S.  P.  X.  12. 
Eine  Wohnungsreform  auf  Kosten  der  Freizügigkeit.    S.  P.  X.  I. 
Rheinischer  Verein  zur  Förderung  des  Wohnungswesens.    S.  P.  X.  2. 
Rheinischer  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohuungswesens  in  Düsseldorf,  1899  1900- 
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Ministerialerlaße  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  in  Preussen.  S.  P.  X.  28. 
Mangold  t,  Dr.  von.  Das  Vorgehen  Preussens  in  der  Wohnungsfrage  und  seine 

Ausrichten.   S.  P.  X.  47  u.  IS. 
Mangoldt,  Dr.  v.  Einst  und  Jetzt  in  der  Berliner  Boden-  und  Wohnungspolitik. 

ss.  P.  X.  2!)  u.  30. 

Oroth,  O.  Kommunale  Wohnungspolitik  in  Württeml)erg.  S.  P.  1901.  X.  51. 
Woknungscommission  und  -Enquete  im  Deutschen  Reiche.    S.  R.  II.  1. 
Arbeiter  Wohnhäuser  in  Triest.    S.  R.  II.  1. 

Begünstigungen  für  Gebäude  mit  Arbeiterwohnungen  in  Oesterreich.    S.  R.  II.  12. 

Unentgeltlicher  Wohnungs-  und  WerkstnUcnnachweis  in  »Steiermark.    S.  Ii.  II.  12. 

Städtische  Wohnungsnachweise  in  Wien.    S.  R.  II.  4. 

.Statistische  Erhebung  der  Wohnungsverhältnisse.    Gest.  Sa.  XII.  1. 

Müller,  Dr.  Fr.    Die  Neugestaltung  der  Arbeiter-  und  Volkswohuungsfrage  in 

Oesterreich.   ILM.  1901.  XVI.  28. 
Das  neue  Gesetz  vom  Jahre  1901  über  die  grossen  Mietshäuser  im  Staate  New  York. 

N.Y.  III.  10. 

Sykes,  J.  F.  J.  The  Rcsults  of  State  Municipal  and  Organized  Private  Action  on 
the  Housing  of  the  Working  (Masses.   Journ.  Stat.  Soc.  June  and  July. 

Die  Wohnungsverhältnisse  der  weiblichen  Ilandelsangestelltcn  und  der  Fabrik- 
arbeiterinnen.  C.W.  M.  1901.  KS. 

Reeent  tenement  house  legislation.    N.Y.  11)01.  III.  10. 

Habitalions  a  Inn  march£    Deeret  du  31  juill.  I'.m'H.    B.  O.  T.  1901.  VIII.  9. 
Ia*  habitations  a  l>on  marche  en  UKH    B.  O.  T.  1901.  VIII.  0. 

Waterlow,  1).  S.  The  Housing  Question  and  the  L.  ('.  C.  I'ortnightly.  .ran.  1901. 
T  e  n  g  d  a  h  1 ,  Knu  t.  Communale  Mas.-regeln  in  der  Arbeiter  Wohnungsfrage  in  England. 
S.  T.  11  »Ol.  I.  3. 

Beer,  M.  Die  irische  Bodenreform.    N.  Z.  1901  2.  XX.  I.  14/22. 

Arbeiterhäuser  der  Chocoladcfabrik  Ph.  Suehard  in  Ncuchutel.  Z.  G.H.  1001.  VIII.  1. 

7.  Arbeitsämter. 

Die  Internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und  das  Internationale 

Arbeitsamt.    S.  P.  1901.  XI.  2. 
Franke,  Dr.  E.  Die  Internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und 

das  Internationale  Arbeitsamt.    S.  P.  X.  .">. 
Internationales  Arbeitsamt  in  Basel.  S.  R.  II,  o. 
Städtisches  Arbeitsamt  im  München.    S.  R.  II.  11. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  eines  Reichs-Arbeitsamts,  von  Arbeits- 
ämtern, Arbeits  kam  mern  und  Einigungsämtern.    C.  G.  I).  XI.  3. 
Deutsches  Arbeiteramt  in  Eger.    S.  R.  II.  lt. 

Verhandlungen  der  Vcrwaltungsbeamtcn  der  württembergisehen  Arbeitsämter.  8.  R. 
II.  9. 

Städtisches  Arbeitsamt  Stuttgart  im  Jahre  1900.    S.  R.  II.  5. 
Städtisches  Arbeilsamt  Würzburg.    S.  R.  II.  S. 

Socialökonomisches  aus  den  Ver.  Staaten  und  Betrachtungen  über  die  Schaffung  socialer 

Bureau.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  3. 
Gesetzcutwurf  zur  Errichtung  eines  centralen  Arbeitsamtes  in  Italien.    S.  11.  II.  7.  8. 

S.  Arlieltskamnierii. 

Da-*  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.   Gr.B.  11HH.  I.  3. 
Die  gesetzlichen  Arbeitervertretungen  in  Beltrien.    C.  <I.  D.  11* »1.  XI.  II. 
La  bourse  du  travail  de  Paris.    Deeret  du  i:  juillet  190 1.    B.  O.  T.  VIII.  3. 
Arbeitskammern  in  Italien.   S.  R.  IL  11. 

Olberg.  Oda,  in  Genua.    Der  Kongrcss  «ler  Arbeitskammern,  Genossenschaften  und 

Hilfskassen  Italiens.    N.  Z.  1901.  XX.  I.  <S. 
Die  niederländischen  Arbeitskatnniern  als  arbeitsstatistische  Stellen.    S.  II.  II.  10. 
Die  Arbeitskammern  in  den  Niederlanden  und  ihre  Thütigkeit  im  Jahre  1899.    S.  R. 

IL  1. 

Imle,  F.  Die  Züricher  Arbeitskammer.   S.  M.  1901.  V.  (VII.)  .">. 

9.  Arbeitslosigkeit. 

Molkenbuhr,  H.  Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.    N.  Z.  Jan.  11*02. 
Mav,  M.  Gegen  die  Arbeitslosigkeit.  Z.  19ol.  8. 

Sch'anz,  Prof.  G.  Die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.   A.  G.  S.  XVI.  .">  ♦'• 
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Bohn  y  ,  E.  Maßnahmen  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit.  8.  W.  S.  1901.  IX  18. 
Willoughby,  F.  The  Mcasure  of  Unemplovraent :  A  Statistical  Study.    Vale  Rev. 
Aug.  1901. 

Berufsgeuossenschaftliche  Organisation  der  Arbeitslosenversicherung.  C.  0.  1>.  1901. 
XI.  43. 

Die  Arbeitslosenzählung  als  Aufgabe  der  Gewerkschaftskartelle.  ,T.  A.M.  11*01 .  IV*. 
Schanz,  Prof.  G.  Die  Frage  der  Arbeitslosigkeit  und  die  öffentliche  Haushaltführuiie. 

W.  S.W.  1902.  V.  1. 
Staat  und  Gemeinde  gegen  die  Arbeitslosigkeit.    S.  P.  1901.  XI.  f». 
Schanz,  Prof.  G.   Großindustrie  und  Arbeitslosigkeit    Gr.B.  1901.  I.  7. 
Einfache  Formen  der  Arbcitslosenzählung.   J.  A.M.  IV.  9. 

Zur  Frage  der  Arbeitslosen  Unterstützung  und  des  Arbeitsnachweises.  Deutsche  Warte. 
Febr.  19»  r2.  2. 

Amtliche  Enqueten  über  die  Arbeitslosigkeit  in  Deutschland.   J.  A.M.  1901.  V.  3. 
E  y  k ,  E.  Die  jetzige  I-Age  des  Arbeitsmarktes  und  die  Notwendigkeit  einer  öffentlichen 

Arbeitslosenversicherung  in  Deutschland.   S.  P.  X.  24.  u.  ?5. 
Imle,  Fanny.    Die  Arlwitslosenunterstützuug  in  den  deutschen  Gewerkschaften. 

S.  M.  Febr.  1902. 
Zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  in  Preußen.   S.  R.  II.  7. 
Die  Arbeitslosen  des  hamburgischen  Staates  im  Jahre  1895.    S.  K.  II.  1. 
Staatliche  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  in  Oesterreich.    S.  R. 

II.  11. 

Zur  Gründung  einer  Creditbank  für  die  Unterstützung  von  Arbeitslosen  in  Ungarn. 
S.  R.  II.  12. 

Arbeitslosigkeit  und  Notstandsarbeiten  in  Ungarn.    H.M.  XVI.  4. 
Proportion  des  chomeurs  dans  les  svndicats  gantois.    Rev.  Tr.  1901.  VI.  1. 
Unemployment  in  Boston  Building  Trades.  C.W.  M.  Febr.  1901.  17. 
Statistique  des  travaux  de  secours  en  cas  de  chomage  pendant  l'annee  1900.  B.  O.  T. 
11*01.  VIII.  10. 

Beschäftigung  von  Bettlern  und  Arbeitslosen  in  Moskau.   S.  R.  II.  7. 

Hof  mann,  E.    Arbeitslosigkeit   und  Arbeitslosenversicherung   in   der  Schweiz- 

J.  N.  St.  11)01.  III.  21.  4. 
Schutz  für  die  Arbeitslosen  in  der  Schweiz.   S.  P.  X.  18. 
Die  Arbeitslosigkeit  in  der  Schweiz.    C.  G.  D.  XI.  9. 

Bischoff,  F.  (Arbcitersekr.)    Die  Arbeitslosigkeit  in  der  Stadt  Bern.    S.  W.  S. 
1902.  X.  1. 

Arbeitslosenunterstützung  in  der  Schweiz.   C.  G.  D.  1901.  XI.  4"i. 

10.  Arbeitemarkt. 

Berichte  einzelner  Handels-  und  Gewerbekammern  über  die  I>age  des  Arbeitsmarktes. 
•  S.  R.  II.  1. 

Mitteilungen  der  Handels-  und  Gewerbekam m er  in  Reichenberg  über  die  Lage  des 

Arbettsmarktes  im  Jahre  1900.   S.  R.  II.  2. 
Arbeitsniarkt-Berichte  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Reichenberg.  S.  R.  II.  •">. 
March«*  du  travail  en  dec.  19m.  etc.    Rev.  Tr.  1901.  VI.  1  ff. 
Chroniquc  du  travail  pendant  le  mois  de  Dec.  1900.  etc.    Rev.  Tr.  1901.  VI.  1  ff. 
The  labour  market  in  1901.   L.  G.  11102.  X.  2. 
Siate  of  the  Ubor  Market.    Dec.  1900.  etc.   L.  G.  1901.  IX.  1  ff. 

11.  Arbeitsnachweis. 

Naumann,  Rat  Dr.  Die  paritätischen  Arbeitsnachweise  und  die  Arbeits  Vergebung. 
S.  P.  1901.  X.  :w. 

Wawrinsky,  E.,  Direktor.  Oeffcnthchc  Arbeitsvermittelung.  S.  T.  1901.  I.  1  u.  2. 
Der  Angriff  der  Handelskammer  Hamburg  auf  die  paritätischen  Arbeitsnachweise. 

J.  A.M.  1901.  14.  21. 
Bohny,  E.  Der  kommunale  Arbeitsnachweis.   S.  W.  S.  1902.  X.  2. 
Zur  Frage  der  Arbeitslosenunterstützung  und  des  Arlieiu-uachweiscs.   Deutsche  Warte. 

Febr.  1902. 

Arbeitsnachweis  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Rheinprovinz.    S.  R.  II.  3. 
Adler,  M.  in  Berlin.  Der  „Gemeinnützige  Stellennachweis  für  minderjährige  Mädchen* 

in  Berlin.    S.  P.  1901.  XI.  2. 
Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise.    S.  P.  X.  1. 
Centraiverein  für  Arbeitsnachweis  in  Berlin.   S.  R.  II.  9. 


Digitized  by  Google 


-    233  - 


Arbeitsnachweis-Anstalt  und  Wohnungsnachweis  in  Köln.    S.  R.  II.  8. 
Neuregelung  der  l*rivat-Stelleiivermittlung  in  Hävern.    S.  R.  II.  8. 
Städtisches  deutsches  Arbeitsvermittlungsanit  zu  Reichen berg  im  Jahre  1900.  S.  R.  II.  4 
Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  im  Monat  Januar  11)01.  etc.  S.  R.  II.  2 ff 
Arbcitevermittlungskonferenz  in  Wien.    S.  R.  II.  7. 

ErgebniBse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  iin  Monat  Dezember  1!*00.  S.  R.  II.  I. 

Arbeitsvermittlungsamt  der  Stadt  Wien  im  Jahre  1900.    8.  R.  II.  A. 

Das  neue  Arbeiteverroittlungsinstitut  in  Budapest.    S.  R.  II.  11. 

Offices  de  placement  gTatuit.   Activite*  en  d<V.  1D00.  etc.  Rcv.  Tr.  llxil.  VI.  lff. 

Communales  Arbeitenarhweis-Bureau  in  Kopenhagen.   8.  R.  II.  8. 

Les  bureaux  munieipaux  de  placement  ä  Paris.    Rev.  »St.  IDOL  III.  41.  67>/8. 

Etat  des  placement«  eTfectufo  par  les  offices  de  placement  gratuit  pendant  1"  triraestre 

1901.  B.  O.  T.  1901.  •*>;  2<™  tnm.  8;  ■imv  trim.  11. 
Employment  in  London  and  Provinces  in  Dec.  1D0O.  etc.  L.  G.  1901.  IX.  lff. 
Employment  Chart  1899—1902.   L.  G.  1901.  IX.  1,  2  ff. 
Le  placement  gratuit  en  Luxembourg.    B.  O.  T.  IDOL  VIII.  1. 

Hotmann,  E.  in  Frauenfeld.    Der   öffentliche  Arbeitenachweis   in  der  Schweiz. 
W.  Z.  S.W.  1901.  IV.  9,  10. 

12.  Arbeitarttte. 

Eine  Neuorganisation  der  Arbeitsbehörden.   C.  G.  D.  XI.  3. 
Mirage  L.   Les  Conseils  du  travail.   M.  Ec.  XI.  2. 
VIII.— X.    Sitzung  des  Arbeitebeirates.    S.  R.  2,  7,  12. 
Ausschussberalungen  des  Arbeitsbeiratcs.    S.  R.  IL  3,  ü. 

Conseil  de  Tindustrie  et  du  travail:  do  Montcgncc.   Amte"  royale  du  3  juillet  1901. 

Rev.  Tr.  1901.  VI,  7  ;  de  Termonde:  Am  te  rovale  du  22.  juin  1901.  Rcv.  Tr.  1901. 

VI.  7;  de  Renaix:    Arretc"  du  5  aout  1901.  *  Rev.  Tr.  1901.  VI.  8;  de  Liege. 

ArrSte"  roval  du  18.  novembre  1901.    Rev.  Tr.  1901.  VI.  12;  de  Fleroo.  Arrete 

royal  du  19  juillet  1901.  Rev.  Tr.  1901  VI.  8,  10.  Arröte*  roval  du  1er  roars  1901. 

Rcv.  Tr.  1901.  VI.  3.   Arrttl  royal  du  27  mar»  1901.    Rev.  Tr.  IDOL  VI.  4. 
Conseil  de  prud'hommes  de  Daur.  Arrete'  royal  du  22  novembre  1901.  Rev.  Tr.  1901. 

VI.  12. 

Auszug  aus  dem  Sitzungsprotokolle  des  Executiv-Ausschusses  des  Bundes  der  Arbeit. 
A.  F.  VIII.  3. 

Arbeits-Comites  bei  den  französischen  Staatsbahnen.   »S.  R.  IL  2. 

8tatistique  des  travaux  des  Councils  de  prud'hommes  de  France  et  d'Algf'rie  pendant 

l'annee  1900.   B.  O.  T.  1901.  VIII.  10. 
Der  höhere  Arbeiterat  und  die  Arbeiteräte  in  Frankreich.   C.  G.  D.  XL  9,  10. 
Conseil  des  prud'hommes  Jl  Corbeil  (Seine-et-Oise).  Di'crct  du  18  juin  IDOL    B.  O.  T. 

1901.  VIII.  7;  de  Calais.   Dccret  du  29  juin  1901.   B.  O.  T.  1»»1.  VIII.  7;  ä  Albi 

(Tarn.)   Dekret  du  3  juill.  1901.    B.  O.  T.  1901.  VIII.  9. 

13.  Arbelterschotz  und  Arbeitei-schutzgesetzgcbunir,  allgemeine. 

Beck,  H.   Sociale  Pflichten  und  Aufgaben  der  Techniker  A.  Fr.,  1901.  XXXIX.  2,  3. 
Lambert  A.  Des  limites  ä  la  protection  du  travail.   Rev.  int.  S.  IDOL  IX.  I. 
Die  Fabrikindustrie  in  Ungarn.   H.  M.  XVI.  4f),  46. 

Loria,  Ach.    Die  neue  Phase  der  Socialpolitik  in  Italien.    S.  P.  1901.  X.  42. 
Die  staatliche  GewcrbcfÖrderungsaction  im  Jahre  1901.    B.  S.V.  Hu  iL  XII.  15. 
Das  deutsche  bürgliche  Gesetzbuch  und  die  Arbeiter.    S.  R.  II.  11. 
Wissowa,  F.    Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der  deutschen  Bundesstaaten  im 

Jahre  1S99.   J.  N.  St.  III.  21.  1. 
Die  canadische  Arbeitegesetzgebung  im  Jahre  1901.   D.  C.  I.  10. 
31c  Lean,  S.    Die  canadischen  Arbeitsgesetze.    E.  J.  XL  42. 
Die  Gesetze  zum  Schutze  der  in  Fabriken  beschäftigten  Personen  in  C'anada.    N.  Z. 

J.  IX.  97. 

Das  Fabriksgesetz  der  Provinz  Nova  Scotia  (C'anada)  vom  Jahre  1901.  D.  C.  I.  10. 
New  Danish  factory  law.   L.  G.  1901.  IX.  8. 

Vogel,  H.    Der  Arbeiterschutz  in  Spanien.    N.  Z.  1901,2  XX.  14/22. 
New-York  labor  law»  of  1901.    N.  Y.  III.  9. 

Die  Arbeitsgesetzgebung  des  Staates  New.  York  im  Jahre  1900.    N.  Y.  III.  9. 

Etat  des  travaux  legislatives,  en  ce  uui  concerne  les  questions  ouvrieres  et  sociales 

pendant  les  mois:  Jan.,  Ftfvr.,  Mai,  Juin.  Juillet,  Oct.  1901.   B.  O.  T.  IDOL  VIII. 

1,  2,  3,  4,  6,  7,  IL 
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Cai  11  oux .  D.  La  questinn  des  reglementa  d'atelier  en  Franc«.  Kev.  ec.  p.  Oct.-Nov.  1901. 

Low  A.  Maurice:  Labor  and  the  Law  in  England.   Foruni.  Okt.  1901. 

Das  neue  englische  Fabriksgesetz.    E.  J.  1901.  XL  43. 

Die  Arbeitsgesetzgebung  in  Britisch-Colunibia  im  Jahre  1901.    D.  C.  IL  1. 

New  factories  and  shopa  act  in  Queensland.    L.  G.  1901.  IX.  ö. 

The  faetorv  and  Workshop  act  1901.    L.  G.  IX.  9. 

Working  of  New  South  Wales  labour  law«.    L.  G.  1901.  IX.  10. 

Foxwell,  E.   The  protection  of  labour  in  Japan.  E.  J.  1901.  XL  4L 

Eine  Revision  dos  schwedischen  Gewerbcgcsetzcs.    C.  G.  Ii.  1901.    XL  46. 

Maren  sen,  Dr.  W.    Der  schweizerische  Entwurf  eines  Civilgesetzbuchea  u.  sein 

socialer  Inhalt.    S.  W.  S.  1901.    IX.  S. 
Reiches  berg,  Prof.  Dr.  N.    Die  Anwendung  des  eidgenossischen  Fabrikgesetze« 

S.  W.  S.  Ü#01.  IX.  7. 

14.  Arbeiterschutz,  beruflicher. 

a)  L a  n  d  w i  r  t  s  ch  n  f  U 
Gesetzgebung  zum  Schutze  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  in  Ungarn.  S.  R.  II.  2. 
Szänfo,  Melchior.   Anfänge  der  ungarischen  Gesetzgebung  zum  Schutze  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter.    K.  S.  XXV.  1. 
Travailleurs  agricoles.    Kev.  St.  1906.  IV.  33. 

b)  Bergbau. 

Hui',  Ü.  Fünfzehn  Jahre  Bergarbeiterschutz  in  Deutschland.   N.  Z.  1901.  XX.  I,  4. 
Das  neue  Hergarbeitergesetz  in  Oesterreich.    S.  P.  l'.HM.  X.  36. 
Die  Gesetze  /um  Schutze  der  Bergarbeiter.    I).  ('.  1.    — s. 

Tittler  (lirc»lnu;.    Die  Gesetzgebung  über  «D*n  Kohlenbergbau  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika.    Zeitsehr.  f.  Bergwesen.  1!HL'.  1. 
Hie,  Peter  A..    Das  neue  serbische  Berggesetz.    S.  R.  IL  9. 

c)  Verkchrsge  werbe. 

Die  canadisehen  Gesetze  zum  Schutze  der  Seeleute.    D.  C.  II.  ö. 
Die  Arbeiterfrage  im  Eisenbahnwesen.    A.Fr.  19i>l.  XXXIX.  1. 
Die  canadisehen  Gesetze  zum  Schutze  der  Eisenhnhnbediensteten.    D.  C.  II.  2. 
Woodruff,  Clinton  Rogers.    Philadelphia  Railway  Franchise*.    Americ.  Jouru. 
of  Sociol. 

Lindsav.  S.  M.,  Ph.  D.  Railway  emplmccs  in  the  United  States.  B.  D.  L.  Nov. 
1901.'  VI.  37. 

K>.  Arbeitsunfälle. 

Unfälle  an  Spinnereimaschinen  und  Webstühlen.    Z.  (LH.  1901.  VIII.  3. 
Explosionsgefahr  beim  Vulkanisieren  wasserdichter  Stoffe  mittels  Zweifachsehwefel- 

kohlemtoff.    Mit  zwei  Zeichnungen.    Z.  (LH.  1901.  VIII.  2. 
Betriel>sunfälle  im  Deutschen  Reiche  1S97.    S.  R.  IL  10. 
Die  Berliner  Unfallstationen.    Z.  (LH.  1901.  VIII.  4. 

Zur  Haftpflicht  der  Eisenbahnuntprnehmungcn  anläßlich  der  Betriebsunfälle  von  Eisen- 

bahnbediensleten.    Gest.  E.Z.  1901.    XXIV.  27. 
Neuorganisation  der  Unfallstatistik  in  Ungarn.  S.  R.  IL  10. 

Szegedy-  Mascak,  Dr.  E.  Arbeiterschutz  gegen  gewerbliche  Unfälle  und  die  erste 
Hille  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  diesbezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften 
in  Ungarn.    Z.  (LH.  VIII.  1. 

Projet  de  loi  sur  In  reparation  des  dommnges  n-sultant  des  accidents  du  travail. 
Rev.  Tr.  1901.  VI.  4. 

Willoughbv,  W.  F.    Accidents  to  labor  as  regulated  bv  law  in  the  United  State*?. 

B.  I).  L.  Jan.  1901.  VI.  .12. 
Lea  accidents  de  mer  en  France  (lSbs  et  1S99).    B.  O.  T.  1901.  VIII.  7. 
Les  accidents  d'appareils  h  vapeur  en  France.    B.  O.  T.  lijOL  VIII.  3. 
Ix.«  accidents  dans  les  min  es  en  France.    B.  O.  T.  19' »1.  VIII.  3. 
Statistiquc  des  accidents  du  travail  en  France.    B.  O.  T.  VIII.  7.  9,  12. 
Industnal  accidents  1901.    L.  G.  19t  •].  IX.  2  ff. 
Accidents  to  work  people  in  19m.    L.  G.  19ul.  IX.  2. 
Accidents  to  railway  servants  in  liHiO.    L.  G.  19" »1.  IX.  S. 

N  umher»  emploved  and  accidents  at  miues  and  quarries  in  MM>.  L.  G.  1901.  IX.  9. 
Fatal  accidents  "to  work  people  in  1901.    L.  0.  1902.  X.  3. 
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1«.  Arbeltsvertrag. 

Der  kollektive  Arbeitsvertrag.    G.Seh.  l9oi.  III.  2.I. 

Sulzer,  H.,   Zürich.     Der   kollektive  Arbeitsvertrag.     M.  Schw.  A.S.   UHU.  II. 

2:\-27>. 

Eucken,  Gewerberichter.  Die  rechtliche  Natur  der  Aeeordnbrcde.  Gg.  H**>1.  VI.  10. 
Silberinann,  Dr.  .1.   Die  „Konkurrenzklausel-  und  die  Handlungsgehilfen.    8.  P. 
1901.  X.  •!.-». 

Franzi*.  Gesetzentwurf  ül>er  deu  Arbeitsvertrag  der  zu  Waffenübungen  einl>erufenen 
Reservisten.    S.  R.  II.  1. 

17.  Arbeitszeit. 

Zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit.    S.  1*.  X.  19. 

Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1901  ü(>cr  die  Arbeitszeit  der  beim  Kohlen  bau  in  der  Grube 

beschäftigten  Arbeiter.    Z.  V.W.  1901.  X.  0. 
Achtuhr-Ladcnsehluss.    S.  P.  X.  2. 

Die  Freigebung  des  Samstagnachmittags  für  städtische  Angestellte.  O.W.  M.  1H01.  19. 
Violations  of  tnc  eight  and  ten  hour  law.-.    N.Y.  III.  12. 
Valesh,  E.  M.   Der  Neunstundentag  für  Maschinisten.    A.  F.  VIII.  0. 
Arbeitsordnung  des  Münchener  Stadthauamte*.    S.  P.  X.  1. 

Si  Ibermann,  Dr.  .T.  Die  Arl»eitszeit  der  kaufmännischen  Angestellten  in  den  Engros- 

und  Fabrikgeschäften  Berlins.    A.  G.  S.  1901.  XVI.  ",.  0. 
Die  Verhältnisse  der  Heizer  in  den  Fabriken  Württembergs.    S.  P.  X.  0. 
Arbeitszeit  der  Eisenbahnbediensteten  in  Preussen.    H.M.  1901.  XVI.  A. 
Gesetzliehe  Regelung  der  Arbeitszeit  im  Kohlenbergbau  Oesterreichs.    S.  R.  II.  ">. 
Zur  Erweiterung  der  Sonntagsruhe  in  Oesterreich.    S.  R.  II.  2. 
Löhne  und  Arbeitszeit  im  Buchdruckergcwerl>e  in  Oana«la.    1>.  O.  I.  ~>. 
Löhne  und  Arbeitszeit  in  der  Oigarrenfabrikation  in  Canada.    I).  0.  I.  0. 
Löhne  und  Arbeitszeit  in  der  Metallindustrie  in  Oanada.    D.  O.  I.  7—9. 
Löhne  und  Arbeitszeit  im  Haugewerbe  in  Oanada.    D.  O.  IL  1 — I,  10. 
Löhne  und  Arbeitszeit  in  der  Holzverarbeitungs-lndustrie  in  Oanada.    D.  O.  II.  5. 
Die  amerikanische  Gesetzgebung  betreff,  die  Arbeitszeit  im  .Jahre  I!»o0.    O.W.  M. 

t'.Hd.  19. 

Bourguin,  M.   Im  nouvelle  reglementation  de  la  journee  de  travail  et  ses  premier* 

effets  dans  la  grande  industrio  du  Nord.    Rev.  <-v..  p.  1901.  XV.  Ii,  4. 
Regulation  of  hours  of  railwav  servants  in  France.    L.  G.  1901.  IX.  11. 
Neuregelung  der  Arbeitszeit  der  Eisenbahnbedien>teten  in  Frankreich.    S.  R.  II.  12. 
('hange*  in  hours  of  labour  in  Jan.  1901  «  tc.    L.  G.  1901.  etc.  IX.  2  ff. 
('hange*  in  rates  of  wage*  and  hours  of  labor  in  1900.    L.  G.  1901.  IX.  1;  1902.  X. 
Zur  Frage  de*  Achtstundentages  im  Hergbau  in  England.    S.  H.  II.  2. 
Legislative  restrietion  of  adult  lalxmr.    The  Times,  ">.  March  1902. 

ls.  Ausstünde. 

Hraun,  A.  Die  amtliche  deutsche  Sireikstatistik.    X.  Z.  19*0/2.  XX.  1-122. 

Fleissncr,  H.  Zum  Generalstrike  der  Flasehenmacher.    N.  Z.  1901.  10. 

Zur  Statistik  der  Strikes  und  Aussperrungen.    St.  D.  R.  1901.  X.  J. 

Die  gewerkschaftliche  Strikestatistik  für  I'.mx».    S.  P.  1901.  X.  11. 

Fricke,  Fr.  Ein  Blick  auf  den  Wekrstrike  in  Oui.ewaldc   N.  Z.  l'.KO.  XIX.  II.  37. 

•Schulz,  M.  v.  Bemerkungen  zum  Berliner  Militaireffcctenarbeiterstreik.    S.  P.  X.  3. 

Fuld,  Dr.  L.  Der  Streik  im  bürgerlichen  G^et /.buche.    S.  P.  X.  20. 

Ergebnisse  der  amtlichen  Streikstalistik  im  2.  Quartal  1900.    S.  P.  X.  1. 

Die  Strikcelausel  bei  staatlichen  Arbeiten  in  Preussen.    S.  R.  II.  2. 

Labour  dispute*  in  Gcrmany  in  19"0.    L.  G.  1901.  IX.  9. 

Die  Strikcbewegung  in  Oesterreich  im  Jahre  ]s99.    S.  H.  II.  1. 

L>ie  Strikcbewegung  in  Oesterreich  im  Jahre  1900.    S.  H.  IL  1. 

Die  Arbeitsconflicte  im  Bergbau  Oesterreichs  im  IV.  Quartal  19<>0.  «  tc.    S.  H.  IL  1. 
Nachtrag  zur  Uebersicht  der  Arbeitsconflictc  in  den  Monaten  Jänner  bis  November 
1900.   S.  K.  IL  1. 

Die  Strikcbewegung  in  Oesterreich  im  Monat  Dezember  HM),    s.  H.  II.  1. 
Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrumrcn  in  Oesterreich  während  des  Jahres  1S9K. 
Beilage  zu  St.  M.  V.  11,  12. 
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Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  in  Österreich  im  Jahre  1900.  Herausgeg 
vom  urbeitestatistischen  Amte  im  k.  k.  Handelsministerium,   101  SS.   Beilage  der 
St,  M.  1901.  VI.  2. 

Die  Strikebewegung  in  Oesterreich  im  Monate  Jänner  1901.    S.  R.  II.  2  ff. 

F.  W.  Die  Strikes  in  Oesterreich  im  Jahre  1000.   X.  Z.  Jan.  1902. 

Labour  dispute«  in  Austna  in  1000.   L.  G.  1902.  X.  1. 

Les  greves  en  Belgique  pendant  le  mois  de  Janv.  1001  etc.:  Rev.  Tr.  Bruxelles  1901. 
VI.  2  ff. 

Labour  dispute*  in  Den  mark.    L.  G.  1901.  IX.  3,  X.  3. 

Finn,  VV.  Ausstände  und  Ausperruugcn  in  Dänemark  1N97— 1800.  J.  N.  St.  III.  21. 
Industrial  dispute«  in  Xew  York  State.    N.Y.  III.  0—12. 
Strikc  of  eteel  workers  in  United  States.    L.  G.  1901.  IX.  8-10. 
Arbeitskampf  in  der  Stahlindustrie  Nordamerikas.   S.  P.  1001.  X.  43. 
Plu tu 8.  Der  Stahlarbeiterstrike.    H.  Z.  1901.  IX.  43. 

Bogart,  E.  L.  The  Chicago  Building  Trades'  Strike.    E.  Pol.  Sei.  March  1901. 
Win« ton,  A.  P.    The  Significance  of  the  Pullman  Strike.    Journ.  Polit.  Econ. 
Sept.  1001. 

Williams,  Tal  cot t.  The  Steel  Strike.    Americ.  Monthlv  Review  of  Reviews. 
Sept.  1001. 

Bogart,  E.  L.  The  Machinists'  Strike  of  1901.   The  Yale  Review.  Nov.  1901. 
Halbjahrsbericht  über  die  Strikes  in  Massachusetts.    C.W.  M.  1901.  19. 
Franz,  J.  L.  Epilog  zum  amerikanischen  Arbeiterausstand.   N.  Z.  1001.  XX.  1.  3. 
Etats  mensuels  des  greves  en  France,  Allemagne.  Autriche,  Belgique  et  Grand-Bretagne 

au  mois  Dee.  1000.   B.  O.  T.  1901.  etc.  VIII.  1  ff. 
Lee  greves  en  France,  en  1000.   Rev.  St.  1001,  IV.  102. 
Schot thofer,  H.  Der  Ausstand  in  Marseille.   S.  P.  X.  2(5. 
Lagard  eile,  Hub.  Die  Strikes  in  Frankreich  im  Jahre  1900.   X.  Z.  Jan.  1902. 
Das  Millerand'sche  Strikegesetz.   N.  Z.  1900/1.  19. 
La  greve  des  dockers  de  Marseille.    M.  S.  1901.  VI.  7. 
Report  on  the  strikes  and  lockouts  of  1900.   L.  G.  1901.  IX.  10. 
Trade  disputes  in  Jan.  1901.  etc.   L.  G.  1901.  IX.  2  ff. 

Dispute  in  the  fishing  trade  at  Grimsbv  —  Sir  Edward  Fry's  Award.    L.  G.  1902. 
X.  1. 

Trade  disputes  in  1900  —  preliroin.  figures.    L.  G.  1901.  IX.  1 ;  in  1001  —  prelimin. 

figures.   I*  G.  1902.  X.  1. 
Labour  disputes  in  Italy  in  1809.    L.  G.  1001.  IX.  0. 
Zur  Strikebewegung  in  Italien.    S.  R.  II.  8. 
Der  Strike  der  Waren  Verlader  und  Stauer  in  Genua.  S.  R.  II.  5. 
Strike  der  Matrosen  und  Heizer  in  Genua.   S.  R.  II.  4. 

19.  Auswanderung. 

Buzek,  J.   Das  Auswandcrungsproblcm  und  die  Regelung  des  Auswanderungswesens 

im  allgemeinen.   Z.  V.W.  1001.  X.  6. 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Einwanderung  gedungener  Arbeitskräfte.    D.  C.  I.  10. 
Julian,  T.  E.  Canadian  railways  and  emigration.    W.  Rev.  Jan.  and  Febr.  1002. 
Emigration  and  immigration  in  1*900.    L.  G.  1091.  IX.  Ii. 
Emigration  from  British  India.    L.  G.  1901.  IX.  3. 
Emigration  and  immigration  in  Jan.  1901.    L.  G.  1901.  IX.  2  ff. 

20.  Frauenarbeit. 

Franke,  Prof.  Dr.  Frauenarbeit  in  Fabriken.    S.  P.  1901.  X.  29. 
Zadek,  Dr.  J.  Arbeiterinnenschutz.   S.  M.  1901.  V.  (VII.)  3. 
Arbeitslosigkeit  und  Frauenarbeit.   J.  A.M.  1901.  IV.  15. 

Simon,  H.  Arbeiterinnenscliutz  und  bürgerliche  Frauenbewegung.    S.  P.  1001.  X. 
33  u.  38. 

Hoch,  G.  Auch  ein  Beitrag  zum  Arbeiterinnenschutz.    X.  Z  1901.  41. 

lief ft er,  Dr.  W.    Fabrik  und  Werkstatt,  ihre  Merkmale  und  ihre  gesetzlichen 

Beschränkungen  in  der  Besehäftignng  von  Arbeiterinnen  und  jugendliehen  Arbeitern. 

W.  Z.  S.W.  1901.  IV.  4-ü. 
Gesetzliehe  Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Verhältnisse  in  den  Wäschereien. 

N.Z.  J.  1901.  IX.  97. 
Simon,  Hei.  Waschanstalten.    S.  P.  1901.  X.  40. 

Bosanquet,  H.    A  study  in  women's  wages.    E.  J.  March  1902.  XII.  45. 


Digitized  by  Google 


2:?7  - 


Sehleeinger-Eckstei n ,  Th.  Herr  Dr.  Ludwig  Pohle  und  die  Fabrikarbeit  ver- 
heirateter Frauen.   N.  Z.  101*1  XIX.  37. 
Conjugal  condition  o£  women  employed  in  Restaurants.   C.W.  M.  Febr.  1901.  17. 
Volger,  Br.   Die  Frau  aU  Industriearbeiteriii  und  Gewerbetreibende.    8.  W.  S. 

1901.  IX.  14. 

Brandt,  v.   Die  Frage  der  Regelung  der  Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen  nach 
den  Ergebnisseu  der  im  Jahre  1899  veranstalteten  Reichs-Enquete.    J.  N.  St. 

1902.  III.  23.  3. 

Eniplovmcut  of  married  women  in  faetories  in  Prussia  in  1 8IH*.    L.  G.  1901.  IX.  1. 
Eine  Erhebung  über  die  I>age  der  Arbeiterinnen  und  weiblichen  Angestellten  im 
Staate  Massachusetts.   C.W.  M.  1901.  IS. 

Harrieon,  A.  The  inspection  of  Women 's  Workshops  in  London.   Econ.  Rev.  Jan. 
Women's  Employment  Bureaux  in  Jan.  1901.    L.  G.  1901.  IX.  2  tf. 
Kinder  und  Frauenarbeit  in  Italien.    S.  R.  II.  8. 

Celli,  Prof.  A.    Discorso,  pronunciato  alla  Camera,  sul  lavoro  delle  donne  e  dei 

fanciulli.    L.  1902.  I.  10. 
Das  neue  schwedische  Gesetz  über  die  Verwendung  von  Jugendlichen  und  Frauen  im 

Fabriksbetrieb.    S.  R.  II.  2.| 
Die  Durchführung  de*  Arbeiterinnen-  und  Kellnerinnen-Schutzes  in  der  Schweiz. 

C.  G.  D.  1901.  XL  50. 

21.  Fürsorge  filr  Kinder  und  Jugend. 

Fuld,  L.   Mehr  Kinderschutz  und  Kiudcrfürsorge.   S.  P.  X.  13. 
Ausfüllung  der  Mussezeit  der  schulentlassenen,  männlichen  Arbeiterjugend.   C.  1901. 
VIII.  13. 

Bühlmann,  J.  L.  Die  Arbeiterjugend.  Monatsschrift  für  christliche  Socinlreform. 
1902.  XXIV.  1. 

Rhoden,  Dr.  v.,  Düsseldorf.  Von  der  principiellen  Tragweite  des  Fürsorgcerzichungs- 

gesetzes.   J.  1901.  IL  2. 
Thielen,  Pastor  W.,  Potsdam.    Die  Jugendfürsorge  auf  dem  elften  evangelisch  - 

socialen  Congress.   J.  1901.  II.  2. 
Agahd,  C,  Rixdorf.  Vorschläge  zum  Entwürfe  eines  Gesetzes  gegen  die  Ausnutzung 

kindlicher  Arbeitskraft.   S.  P.  1901.  X.  21. 
Münster berg,  E.,  Berlin.     Die  Kinderfürsorge  auf  der  Pariser  Weltausstellung 

190U.  J.  1S#01.  II.  3. 

Walker,  Dr.  K.,  Ix?ipzig.     Die  Frage  der  volkswirtschaftlichen  Jugendbildung. 

J.  1901.  IL  11. 
Kinderschutzgesellschaften  im  Auslande.   S.  R.  IL  11. 

Szana,  Dr.  A.  Das  Gebiet  der  Jugendfürsorge- Bestrebungen.  Eine  Revue.  J.  1901.  II.  10. 
Kraue nstädt,  Dr.  P.    Die  Kindcrselbstmorde  und  ihre  Vermehrung.    W.  Z.  S.W. 
1901.  IV.  8. 

Schultzenstein,  Oberverwaltungsgerichtsrat  Dr.     Fürsorgeerziehungsgesetz  und 

Civilprocess.   D.  J.  1901.  VI.  18. 
Winter,  Das  Fürsorgeerziehungsgesetz.    D.  J.  1901.  VI.  7. 

Epstein,  Prof.  Dr.  Alois.  Entwurf  einer  Instruktion  für  Pflegeparteien  über  die 
Pflege  und  Ernährung  der  Findelkinder  im  ersten  Lebensjahre.  Oest.  Sa.  1901. 
XIII.  28,  29. 

Winter,  Dr.,  Meseritz.    Die  Verwaltungsbehörden  und  das  Zwangs-  bezw.  Fürsorge- 

erziehungswesen.    J.  1901.  IL  4  u.  5. 
Gesetz  für  das  Königreich  Preussen  über  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger,  vom 

2.  Juli  1900.   J.  N.  St.  III.  21. 
Rhoden,  Dr.  G.  v.     Von    der  socialen   Bedeutung  des    preussisehen  Fürsorge- 

erziehungsgesetzes.    W.  Z.  S.W.  1901.  IV.  3. 
As  ehr  ott,  Dr.    Das  preussische  Gesetz  über  die  Fürsorgeerziehung  vom  2.  Juli 

1900.   J.  IL  1. 

Gesetzliche  Fürsorge  zur  Erziehung  Minderjähriger  in  Oesterreich  und  Preussen. 
S.  R.  II.  6. 

Behördlicher  Kinderschutz  in  Oesterreich.    S.  R.  IL  G. 
Staatliche  Kinderasyle  in  Ungarn.   S.  Ii.  IL  S. 

Szana,  Dr.  A.    Staatliche  Kinderfürsorge  in  Ungarn.    S.  P.  X.  47. 

Zanten,  J.  H.  van.    Fürsorge  für  die  Jugend  in  den  Niederlanden.    S.  P.  X.  31). 

Werkstätten  für  arme  Kiuder  in  Schweden.    S.  R.  II.  4. 
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22.  Gewerbcgeriehte. 

Franke,  Prof.  Dr.  E.,  Berlin.     Die  Gewerbegerichte  als  Werk/enge  des  sozialen 

Friedens.    8.  P.  1901.  X.  34. 
Fl  es  eh,  Dr.  K.    Die  Verhältniswahl  Iwi  den  Ge  wer  bogerichten,    (ig.  1901.  VI.  II. 
Die  Gewerbogerichtsnovelle    8.  P.  1901.  X.  30. 
Schulz,  M.  v.    Die  Gewerltcgerichtsnovellc.    A.  G.  S.  XVI.  5,  0. 
Jastrow,  Dr.  J.    Die  Bedeutung  der  Gewerljegerichtsnovelle  für  die  ordentlichen 

Gerichte.    Gg.  1901.  VII.  1. 
Schalhorn,  Dr.,  Grunewald-Berlin.   Ausbau  der  Gewerbcgeriehte.   IS.  P.  11*01 .  X.  ö2. 
Baum,  Dr.  G.    Die  Ausschliessung  der  Anwälte  von  den  Gewerbegerichten.  Gg. 

1901.  VII.  1. 

Sa lo in on.    Bedarf  es  der  Einführung  von  Sondergerichten  zur  Entscheidung  von 

Reehtsstreitigkeiten  aus  kaufmännischen  Dienstverträgen  ?    D.  J.  VI.  2. 
Gewcrbegeriehtsreforrn  im  D.  Ii.    S.  K.  IL  1,  9. 
Zur  deutschen  Gcwcrl>egeriehtsiefnrm.    ('.  G.  1).  XI.  2. 
Die  deutsehen  Gewerbcgeriehte  1900.    S.  IL  II.  9. 

Frankenberg,  H.  v.  Die  l'mgestaltung  des  deutschen  Gewerhogeriehts.  W.  Z.  S.W. 
1901.  IV.  7. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Gesetze*,  betreff,  die  Gewerbcgeriehte,  vom  27.  Juli  190«». 

Vom  31.  Juni  1901.    J.  N.  St.  III.  22. 
Errichtung  eines  Gewerbegerichtes  in  Triest.    S.  R.  II.  4. 

23.  («cwerbehjglene. 

I  n  ama-Sl  ernetrg,  Dr.  K.  1  h.  v.  Der  X.  internationale  Congress  für  Hvgiene  und 

Demographie  in  Paris  10.    17.  August  11KK».    St.  M.  V.  10. 
Chroiiikrankheiten   bei  der  Fabrikation  von  doppcltehromsaurem  Kali  und  Natron 

(Alkalichromatenl.    Z.  G.H.  19  )1.  VIII.  2. 
Ventilation  und  Heizung  von  ausgedehnten  Shedbauton  der  Textilindustrie.    Mit  4 

Zeichnungen.    J.  G.II.  19ol.  VIII.  1. 
Die  Elektrieität  als  hygienischer  Faktor  in  der  ehem.  Industrie.  .1.  G.H.  1901.  VIII.  1. 
Zur  Hygiene  in  Glasschleifereien.    .1.  G.II.  1901.  VIII.  1. 

Leber  Anthrax-Erkrankungen  in  WoJlmngnzinen,  Sortierungen,  Wäschen,  Käinmereien, 
und  Spinnereien,  in  Rosshaar-Bür.-ten-  und  Pin>elfabriken,  in  Häute-  und  Bälge- 
magazincn,  Gerbereien  und  I^ederfnbriken.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  1. 

Entfernung  des  Steinstaubes  beim  Schärfen  von  Mühlsteinen.   Z.  G.II.  1901.  VIII.  1. 

Holz*taubbeseiiigung  in  einer  Instrumentenfabrik.  Mit  2  Zeichnungen.  Z.  G.II.  VIII.  1. 

Lüftung  von  Gärkellern  in  Bierbrauereien.  Mir  2  Zeichnungen.  Z.  G.H.  1901.  VIII.  1. 

Die  Gesundhcitsverhültnisse  der  Üetncnlarbeiter.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  3  u.  Ii. 

Gesundheitsschädliche  Manipulationen  bei  der  Weis*h|cchfabrikation.  Z.  G.H.  1001. 
VIII.  3. 

Fortsehnt te  in  der  Leuchtgasreinigung  vom  hygienischen  Standpunkte.   Z.  G.H.  1901. 

Beseitigung  von  Säuredämpfen.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  4. 

Die  Gcwcibekninkheit  der  Elektrotechniker.    Z.  G.II.  1901.  VIII.  4. 

l'eber  eine  Gewerbokrankheit  der  Seideiicoeotdiasplerimicn.    Z.  G  IL  1901.  VIII.  4. 

Die  Gesundheit  in  der  Werkstälte.    .Mit  3  Zeiehnnniren.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  4. 

(  ommission  für  industrielle  Hygiene.    Z.  G.II.  1901.  VIII.  7. 

Wasserdichter  Arbeitcrumhang.    Z.  (LH.  I9oi.  VIII.  7. 

Vorrichtung  zur  zweckentsprechenden  Beseitigung  von  belästigenden  Dämpfen  und 

Gasen.    Mit  Zeichnung.    Z.  (LH.  1901.  VIII.  8. 
Staubsammelanlaire  für  Metallschleifereien.    Mit  Zeichnung.    Z.  G.II.  1901.  VIII.  S. 
Hygienische  Winke  für  den  Elektroplattierer.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  8. 
Luftbeteuchtung  und  Lüftung  in  Spinn-  und  Webesälen.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  9. 
l'eber  Schwefelkohlenstoff-Erkrankungen  und  ihre  Verhütung.  Z.  G.H.  1901.  VIII.  9. 
Die  wenigst  schädliche  Herstellungsart  der  Zündhölzer.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  2. 
Reinigung  der  Zugcanäle  bei  Dampfkesseln.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  4. 
Grubenbewetterung.    Z.  (LH.  1901.  VIII.  7.  S. 

Guideiii.  Dott/C.  L'intossicazione  saturniua  ncLdi  opemi  delle  industrie  eeramiehe. 

L.  19o_>.  I.  lo. 
I  pericoli  della  industria  della  Gomma.    L.  1!*02.  I.  1. 
Veleni  mclalliei  del  sistema  nervoso.    II  nianganese.    L.  1902.  I.  1. 
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Lievi  effotti  del  piombo  nelle  fahbriehc  «Ii  terraglie  di  Staffordshire.    L.  VMr>.  J.  1. 

Affezioni  dei  tornitori  in  lcgno.    L.  1 1H »J.  I.  1. 

II  lavoro  eolla  maechina  da  cucire  con  pedalc.    L.  10O2.  I.  1. 

("ome  arriva  il  pnlviscolo  negli  alvc<»li  polmonari.    L.  liwrj.  I.  1. 

Effetti  dello  >trapazzo  del  sistenia  nervoso.    L.  1002.  I.  1. 

Sull'esaurimento  dei  muscoli  e  doli«  loro  terminnzioni  nervöse  mptrici.    L.  ! t»f rj.  I.  1. 

Influenza  del  caffc  sul  lavoro.    L.  11*02.  I.  1. 

Per  la  rieerea  del  mcrcurio  nelle  urine.    L.  1002.  I.  1. 

Oontro  la  colica  saturnina.    L.  1002.  i.  1. 

Dati  cliniei-stnti*tici  sulla  influenza  delle  profcssioni  insalubri  dei  geniton  sulla  prole. 

L.  1002.  I.  1. 
11  lavoro  dei  vecchi.    L.  1002.  I.  2. 
Patologia  dei  lavorntori  di  cemento.    L.  l'H »2.  I.  2. 
Le  nevriti  professional!.    L.  Hm>2.  I.  2. 
Contro  1p  malattic  professional!  in  Francia.    L.  1902.  I.  2. 
L'irisegnamento  dell  igiene  nelle  seuole  industrudi  in  Austria.    L.  1902.  I.  2. 
Kicerca  dpi  piombn  nci  tcssuti  o  nelle  urino.    L.  l'.H )_'.  I.  2. 
In>egnamento  dell'igiene  nelle  seuole.    I„.  Hh»2.  I.  s. 

Affezionc  oculare  prodotta  da  manipolazione  di  podofilina.    L.  1902.  I,  7. 
La  nefritc  dei  saturnini.    L.  1!*'2.  I.  7. 

Malattic  professional!  dcgli  operai  delle  fabbriche  di  cromati.    L.  1002.  I.  7. 
Sulla  permanenza  del  mereurio  nell'organismo  umano.    L.  1002.  I.  7. 
Sulla  gcnesi  della  colica  da  piombo      rimentale.    L.  10<)2.  I.  7. 
Una  nuova  causa  d'mtossicazionc  saturnina.    L.  1002.  I.  7. 

Mittheilungpti  aus  dem  Bericht  de«  Beauftragten  der  Nahrungsmittel- Industrie- Berufs- 
genosscnschaft  für  das  Jahr  l^'.iO.    Mit  Zeichnungen.  Z.  G.  IL  10O1.  VIII.  2— (I. 

JBewettprung  der  Steinkohlenbergwerke  und  dir  Sicherung  derselben  gegen  Schlagwetter 
und  Kohlenstaubexplosionen.    Z.  G.  11.      »1.  VIII.  X  ■ 

Zur  Frage  der  Respiratoren.    Z.  G.  H.  19t»l.  VIII.  2. 

Unterricht  in  <  iewerliehygiene  und  Unfallverhütung  in  gewerblichen  Anstalten. 
S.  R.  II.  12. 

Ziegler,  Dr.,  Potsdam.    Zur  Errichtung  von  Volk>milehküchen.    J.  10»d.  II.  1. 
.Tehle,  L.    Jlygiene  der  Gasarbeiter.    Z.  (i.  II.  1001.  VIII.  11. 
Simon,  R.,  Dr.  med.    Die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  durch  ein  Ein- 
atmungsmittel.   S.  P.  X.  22. 
Hygienische  Massnahmen  in  Bäckereien  und  Konditoreien.    S.  P.  X  .'!. 
Aiui(|uist.    Einige  Worte  über  den  Unterricht  in  Gewerbehygiene.    S.  T.  I.  1. 
Schul  Hygiene  im  Deutschen  Reiche.    S.  R.  II.  12. 

Arbeiterfürsorge  und  Fahrikshygicne  in  den  k.  k.  Tabak fabriken.    S.  R.  II.  <>. 

Die  Wohnungs-  und  Gcsuudhcitsvcrhiiltnissc  der  Heimarbeiter  in  der  Kleider-  und 

Wä-checonfcetion  in  Oesterreich.    S.  K.  II.  !5. 
Desinfectionscinrichtungcn  am  Schlüsse  des  Jahres  1S00.    Gest.  Sa.  XIII.  11.  T.Ml. 
Rosen  feld.  Dr.  F.    Ein  gewerbehvgienischer  Entwurf  in  Oesterreich.    N.  Z.  XIX. 

22.  1901. 

Gerenyi,  Fedor.    Landes-Kinderheime  in  Niederösterreich.   S.  R.  11.  M. 
Volksheilstättcn  für  Brustkranke  in  Nicileröstcrreieh.    S.  R.  II.  1. 
Aerage  dans  les  mines  ä  grison.   Arrctc  roval  du  7>.  sept  l'.Hd.  Rcv.  Tr.  1901.  VI.  10. 
('.Vmimission  für  Industrie-Ii vgiene  in  Frankreich.    S.  R.  II.  1. 

L'hygiene  et  eeeurite  des  travailleurs.  Decret  du  14  juillct  1!«H.  B.  ().  T.  1901.  VIII.  S. 
1/hvgiene  des  bureanx  de  poste.    Arrctc  du  Ministre  du  commerce,  etc.  du  150  janv. 

B.  O.  T.  1001.  VIII.  2. 
Comniission  d'h  vgiene  industrielle.    Arrctc  du  Ministre  du  commerce,  de  l'industrie, 

etc.  du  11  dec.  1900.    B.  ().  T.  19ol.  VI  II.  I. 
Sanitäre  und  Sicherheits-Massnahmen  in  gewerblichen  Betrieben  Belgiens.   S.  R.  II.  1. 


24.  (rewerbeiuspection. 

,1.  1 
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Du  we  II,  W.  Zur  Frage  der  Fabrikinspekti(»n.  S.  M.  1901.  V.  (VII.)  5. 
Seidel.  Dr.    Gewerbeaufsicht  und  Gewerbeförderung  in  i 

Z.  g.  St.  1901.  LVII.  :;. 
Per  l  ispezione  dcgli  stabilimenti  industriali.    L.  1002.  I  8. 
L'ispezione  industriale  in  Prussia.    L.  10(>2.  I.  7. 

Simon,  H.    Aerzte  im  Gewerbeaufsichtsdienst.    N.  Z.  1001.  XIX.  II.  A'>. 
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Puch*.    Die  Gewerbeinspection  in  Deutschland.    Sehm.  .1.  B.  XXV.  1. 
Gewerbeinsnektion  und  Gewerbegerichte  in  Sachsen -Meiningen.    S.  R.  II.  3. 
Gewerbeaufsicht  in  Sachsen  IftOo.   S.  R.  II.  9. 

Ergebnisse  der  Gewerbe-  und  Berginspectionsberiehte  des  Königreich*  Sachsen,  des 
Grossherzogtums  Baden  und  des  Herzogtum«  Sachsen -Meiningen.  J.  N.  St.  1901. 

III.  22.  4. 

Gewerbeinsnektion  in  Preußen  1900.    S.  R.  II.  11. 

Simon,  Hei.  Jahresberichte  der  preußischen  Gewerberate.    X.  Z.  Jan.  1902. 
Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  die  beiden  Mecklenburg.    S.  P.  X.  2. 
Loew,  Dr.  E.    Die  österreichische  Gewerbeinspection.    S.  P.  1901.  X.  30. 
Aus  den  Berichten  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  für  da*  Jahr  1900.   S.  R.  II.  7. 
Zusammenwirken  der  Gewerbe-Inspektoren  und  Amtsärzte  in  Steiermark.   S.  R.  II.  9. 
Reorganisation  der  Gewerl>e-Infipektion  in  Ungarn.    S.  R.  II.  .">. 
Gewerbeinspektion  in  Ungarn  18991,900.    S.  R.  II.  10. 
L'inspection  du  travail  en  Belgique.    Rev.  Tr.  11*01.  VI.  1  ff. 

Kelley,  Fl.    Das  Fabrikinspektorat  von  NewYork  und  seine  Stellung  zur  Arbeiter- 

sehutz-Gesctzgebung.    A.  G.  S.  1901.  XVI.  3,  4. 
Report  of  the  chief  inspector  of  factories.    L.  H.  URO.  IX.  8. 

Hauck,  K.  Die  Fabnkinspection  in  Russland.  (Fortsetzung  und  Sehl uss.)  Z.  G.  H. 
V.**l.  VIII.  17. 

Gisi,  J.,  in  Basel.  Zur  Durchführung  der  Fabriksgesetzgebung  in  der  Schweiz. 
S.  P.  1901.  X.  50,  51. 

25.  Gewinnbeteiligung. 

Ueber  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter.    Z.  G.H.  1901.  VIII.  3. 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter.    S.  P.  X.  3. 

Beck,  H.  Der  internationale  Gcwinnbeteiliguneskougress  auf  der  Pariser  Weltaus- 
stellung   A.Fr.  XXVII 1.  4. 

kooperative  produetive  societics.  Share  of  eraplovecs  in  capital  and  manaecmenL 
L.  G.  n»oi.  IX.  2.  " 

Mathieson,  G.    Some  aspects  of  profit-sharing.    Econ.  Rev.  XII.  1.   Jan.  1902. 

Böhmert,  Prof.  v.  Die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeitnehmer  und  ihr  gegenwärtiger 
Stand  in  Deutschland.    A.Fr.  1901."  XXXIX.  2,  3. 

Profit  sharing  by  British  firms.    L.  G.  1902.  X.  3. 

Lever,  W.  H.  Prosperity  sharing.   Econ.  Rev.  July  1901.  Prosperity  sharing  vereu* 

profit-sharing  Jan.  Riol. 
Profit  sharing  in  1900  -11«H.    L.  G.  1901.  IX.  8. 

24>.  Gesindewesen. 

Gnauck-  Kühne,  E.,  Dienstbotenmangel  und  Frauen  frage.   S.  P.  X.  19. 

N  us  s bäum,  D.  A.   Der  Entwurf  der  neuen  Dienstbotenordnung.  W.  Z.  S.W.  1901. 

IV.  S. 

Susmann,  S.    Die  Berliner  Dienstbotenbewegung.    S.  P.  X.  47. 

Zur  Dienstbotenfragc  in  der  österreichischen  Landwirtschaft.    S.  R.  II.  1. 

27.  Heimarbelt. 

Mumm,  R.,  Lic.  in  Berlin.   Schutz  den  Heimarbeiterinnen.    S.  P.  1901.  XI.  5. 
Die  Heimarbeit  in  der  Tabakindustrie.    S.  P.  1901.  X.  43. 
Loew.  Dr.  E.   Die  Heimarbeit  in  Oesterreich.    S.  P.  X.  19. 

Die  Wohnung*-  und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter  in  der  Kleider-  und 
Wäscheconfection  in  Oesterreich.    S.  R.  1901.  II.  3. 

2s.  HiRskassen. 

N  li  v ay  ,  Ludwig  jun.   ( >rgani*ntion  der  Hilfskassen  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 

und  Dienstboten.    K.  S.  XXV.  2. 
Begräbniskasse  der  Berliner  Heimarbeiterinnen.    S.  R.  II.  7. 
Miners'  provident  funds  in  Austria.    L.  G.  1901.  IX.  4. 
Bruderlade  des  k.  k.  Hauptmünzamtes  im  Jahre  1900.    S.  R.  II.  2. 
Arbcitcrunterstützungs-,  Witt  wen-  und  Waiseneassa  der  Sehafwollwarcn-Fabriken  und 

Lohnetablissements  in  Brünn  im  Jahre  liMi.    S.  R.  II.  ö. 
Hilfskassen  in  Griechenland.    S.  R.  II.  3. 
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29.  Kinderarbeit 

Agahd,  C.    Erwerbsthätigkeit  schulpflichtiger  Kinder.    J.  II.  1—4. 

Agahd,  C.   Vorsehläge  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  gegeu  die  Ausnutzung  kindlicher 

Arbeitskraft.    S.  P.  X.  21. 
Die  gesetzliche  Regelung  der  gewerblichen  Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken.  S.  P. 

X.  44  u.  50. 

Employment  of  school  children.    L.  G.  1901.  IX.  12. 

Morton,  II.    Fachgewerblicher  Unterricht  für  Mädchen.    N.Z.  J.  IX.  98. 
Agahd,  C,  Lehrer,  Rixdorf-Berlin.    Zur  Würdigung  der  .Statistik  über  die  gewerb- 
liche Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken  in  Deutschland.    S.  P.  X.  3. 

Kcisshau«,  P.  Die  Kinderarbeit  in  der  Sonneberger  Spielwarenindustrie.  X.  Z. 
Jan.  lütö. 

Ashby,  J.  M.   Der  Kampf  gegen  die  Kinderarbeit  in  Alabama.    A.  F.  VIII.  5. 
Kinder-  und  Frauenarbeit  in  Italien.   S.  K.  II.  8. 

30.  Lehrlingsweseii. 

l^hrlingsheime  und  Musterwerkstätten  in  Ungarn.   S.  R.  II.  lt. 
Zur  Ausbildung  der  Lehrlinge.   Z.  G.H.  190L  VIII.  9. 

31.  Nachtarbeit. 

Hirsch,  M.    Das  Vertat  der  Nachtarbeit.    Schm.  J.B.  19«  U.  XXV.  4. 

Die  Nachtarbeit  und  die  Organisation  der  Bäckergesellen.   J.  A.M.  1901.  IV.  10. 

32.  Schiedsgerichte  und  Elnlgungsamter. 

Com  in on J.  R.  A  new  way  of  settling  labor  dispute«.  Auier.  Rev.  of  Reviews. 
March. 

Conciliation  et  arbitrage  en  Belgique.    Rev.  Tr.  1901.  VI.  9,  10. 
Conferenz  zur  Regelung  des  Einigungs-  und  Schiedsrichterwesens  in  New  York.  A.  F. 
III.  6. 

Recent  conciliation  and  arbitration  («ses  and  collective  agreement*  in  dec.  1900. 

L.  G.  1901.  IX.  1;  Jan.  1901  etc.  L.  G.  1901.  IX.  2 ff. 
Labour  dispute*  and  conciliation  and  arbitration  in  France  in  1900.  L.  G.  19<0.  IX.  9. 
EtAts  mensuels  des  conciliations  et  arbitrages.    B.  O.  T.  1901.  VIII.  1  ff . 
Industrial  conciliation  and  arbitration  in  New  Zealand.    L.  G.  1902.  X.  3. 
Mdtin,  A.,  La  conciliation  et  l'arbitrage  obligatoire  eu  NouvelleZelande.    Rev.  <V. 

pol.  XV.  1. 

Swientv,  W.    Kaufmännische  Schiedsgerichte.    N.  Z.  Jan.  1  IM >  1 . 

Boenigk,  v.  Die  Errichtung  von  Sondergerichten  für  Streitsachen  aus  dem  kauf- 
männischen Dienstverhältnis.    D.  J.  liMU.  VI.  4. 

Der  eigentliche  Zweck  der  Zwangs-Schiedsgerichte.    A.  F.  VIII.  4. 

Die  Anwälte  der  Zwangsschiedsgericht«;  und  ihre  Irrtümer.    A.  F.  VIII.  ">. 

White,  Henrv.  Ueber  zwangsweise  Entscheidung  von  Arbeitsstreitigkeiten.  A.  F. 
1901.  VIII/2. 

Cohen,  Henri.    Zwangsschicdsgerichte  bei  Arbcitsslreitigkeitcn.    A.  F.  VIII.  3. 
Beauregard,  P.   L'arbitrage  faeultativement  obligatoire.   M.  Ec.  XI.  8. 
Poetzsch,  H.  Obligatorische  Schiedsgerichte  und  Stnkezwang.  S.  M.  1901.  V(VII).  2. 
Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  für  Arbeiterversicherung  im  Deutschen  Reiche. 
S.  R  II.  I. 

Ueber  die  Schiedsgerichte  der  Bruderladen.    A.S.  1901.  XII.  IG. 
l'roposed  arbitration  agreement  in  tbe  printing  industry.    N.Y.  III.  8. 
Potteries  arbitration.  L.  O.  1901.  IX.  11. 

Y.  Arbitration  in  the  Pottcry  Trade.    E.  J.  March  19»/2.  XII.  45. 

Industrial  arbitration  act  in  New  South  Wales.    L.  G.  V.KY2.  X.  2. 

Obligatorische  Schiedsgericht! ichtlichc  Beilegung  gewerblicher  Arbeitsstreitigkeiten  in 

Frankreich.    S.  P.  X.  9. 
Eichthai,  E.  d'.   Le  projet  de  loi  sur  l'arbitrage  et  la  greve  obligatoire.   Rev.  pol. 

1901.  VIII.  81. 

La  juridiction  du  conseil  des  prud'hommes  du  Ilavre.  Decret  du  »'»  fevrier  1901. 
B.  O.  T.  1901.  VIII.  3. 
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Die  Schiedsgerichtsfrage  in  Schwülen,    S.  R.  II.  7. 

Conciliation  in  trade  disnutes  in  Gennany-  Amendment  of  law.    L.  G.  10(11.  IX.  S. 
Coimnirvsion  chargee  de  nonner  son  avis  sur  les  demandes  prescntees  par  lex  syndicnts 
et  autrea  associntions  ouvrieres.  Decret  du  '24.  janv.  11)01.  Ii.  ().  T.  11»01.  VIII.  2. 
Conciliation  act.  ],S0<>.    L.  G.  11<01.  IX  cl 

Proposed  conciliation  in  the  cotton  spinning  trade  negotiatione  during  1000.    L.  G. 
1001.  IX.  1. 

Proeeedings  under  the  conciliation  act.  L.  G.  1001.  IX.  11. 
Recent  casc  under  the  conciliation  act.    L.  G.  1001.  IX.  12. 
(bnciliation  in  the  London  building  trade».    I*  G.  11X H .  IX.  1. 

83.  Unfallverhütung. 

Vorrichtung  zur  Verhütung  von  Unfällen  au  Seifenpressen.    Mit  12  Zeichnungen. 

Z.  G.II.  1001.  VIII.  r,. 
Schutzmaßnahmen  an  H ehezeugen.   Mit  48  Zeichnungen.   Z.  G.H.  1001.  VIII.  4. 
Erfindung  zur  Verhütung  von  Dampfkesselexplosionen.    Z.  G.H.  1001.  VIII.  S. 
Schutzvorrichtungen  bei  Spinnerei-  u.  Wobereimasehinen.  Mit  3."»  Zeichnungen.  Z.  G.II. 

lOol.  VI  1 1.  0. 

Arbeiter-Schutzgeräte  u.  Sicherheitsvorrichtungen.    Z.  G.H.  1001.  VIII.  0. 
Verhinderung  des  Platzens  der  Wasserleituugsröhren  beim  Kinfrieren.    Z.  GH.  11«  >1. 
VIII.  2. 

Selbstthätige  Schutzvorrichtung  für  Abrichthobelmaschinen.   Mit  Zeichnung.  Z.  G.H. 
11)01.  VIII.  8. 

Uel>er  die  Ursachen  und  Verhütung  der  Unfälle  in  Dock»,  Werften  und  auf  «ton 

Quais.    Mit  10  Zeichnungen.    Z.  G.H.  IHOI.  VIII.  1—3. 
Schutzvorrichtung  für  Tiegeldruckpressen.  Mit  2  Zeichnungen.  Z.  G.H.  1001.  VIII.  1. 
Ueber  Aufzüge  und  Fahrstühle  im  Inneren  der  Gebäude.    Z.  G.H.  1001.  VIII.  1. 
Sicherheitsvorschriften  für  elektrische  Starkstromanlagen.    Z.  (i.H.  1001.  VIII.  1. 
Die  Gefahr  des  elektrischen  Betriebes  und  ihre  Verhütung.    Z.  G.H.  10O1.  VIII.  2. 
Zur  Gefahr  des  Schleifstein  betriebe-.    Z.  G.H.  1001.  VIII.  8. 

Methods  of  preventing  falls  of  roof  at  courriercs  t'ollieries  (Fratice).  L.  G.  1001.  IX.  4. 
Unfallsvorhütiings-(«cscllschaft  «1er  Industriellen  Italiens.    S.  K.  II.  'A. 
Feuergefährliche  Ziegel.    Z.  (J.II.  1001.  VIII.  8. 
Feuortnitz-Ummantehiiigen.    Z.  (i.H.  10ol.  VIII.  7. 
Feuersichere  Hauart  von  Malzdarren.    Z.  (i.H.  1001.  VIII.  1. 
Zur  Feuergefährlichkeit  des  (Zelluloids.    Z.  (i.H.  10c  d.  VIII.  0. 

Die  im  modernen  Fabriksbau  verwendeten  Materialien  und  ihr  Verhalten  gegen  das 
Feuer.   Z.  G.H.  1001.  VIII.  1. 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

a)  Verordnungen  des  Bandesrates. 

1.  Bestimmungen,  betreffend  den  Beirat  für  Arbeitsstatistik.  (Dem 
Reichstage  am  28.  April  1902  vorgelegt.  10.  Leg.-Per.,  II.  Session, 
1900/1902,  No.  638.) 

§  1.  Bei  der  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  im  Kaiserlichen  Sta- 
tistischen Amt  wird  ein  Beirat  für  Arbeiterstatistik  gebildet. 

§  2.  Der  Beirat  hat  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  bei  Erfüllung 
der  ihm  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterstatistik  zugewiesenen  Aufgaben  zu 
unterstützen : 

Insbesondere  liegt  ihm  ob : 

1)  auf  Anordnung  des  Bundesrats  oder  des  Reichskanzlers  (Reichsamt 
des  Innern)  die  Vornahme  arbeitsstatistischer  Erhebungen,  ihre  Durch- 
führung und  Verarbeitung  sowie  ihre  Ergebnisse  zu  begutachten ; 

2  t  in  Fallen,  in  denen  es  zur  Ergänzung  des  statistischen  Materials 
erforderlich  erscheint,  Auskunftspersonen  zu  vernehmen; 

3)  dem  Reichskanzler  (Reichsaint  des  Innern)  Vorschläge  für  die  Vor- 
nahme oder  Durchführung  arbeiterstatistischer  Erhebungen  zu  unterbreiten. 

§  3.  Der  Beirat  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  14  Mitgliedern, 
von  denen  7  der  Bundesrat  und  7  der  Reichstag  wählt. 

Den  Vorsitz  führt  mit  vollem  Stimmrechte  der  Präsident  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amts,  in  Fällen  der  Behinderung  sein  vom  Reichs- 
kanzler (Reichsamt  des  Innern)  aus  den  Mitgliedern  des  Beirats  hierzu 
bestimmter  Stellvertreter. 

#   

§  4.  Die  Wahlen  erfolgen  für  die  Dauer  jeder  Legislaturperiode ; 
jedoch  verbleiben  am  Schlüsse  einer  Legislaturperiode  die  Mitglieder  so 
lange  im  Amte,  bis  die  Neuwahlen  vollzogen  sind. 

Mitglieder,  welche  während  der  Dauer  der  Legislaturperiode  aus  dem 
Beirat  ausscheiden,  werden  durch  Neuwahlen  ersetzt. 

§  5.  Der  Beirat  ist  befugt,  zu  seinen  Sitzungen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  gleicher  Zahl  als  Beisitzer  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen. 
Die  Zuziehung  muß  erfolgen,  wenn  sie  vom  Bundesrat  oder  von  6  Mit- 
gliedern des  Bundesrats  beantragt  wird. 

§  6.  Der  Beirat  kann  die  Erledigung  einzelnor  seiner  Obliegenheiten 
und  Befugnisse  einem  aus  seiner  Mitte  gewählten  Ausschuß  übertragen, 
auch  ständige  Ausschüsse  für  gewisse  Gruppen  von  Angelegenheiten  ein- 
setzen.    Die  eudgiltige  Feststellung  des  Planes  für  die  Durchführung 
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der  anzustellenden  arbeiterstatistischen  Erhebungen  und  die  Begutachtung 
solcher  Erhebungen  darf  einem  Ausschusse  nicht  überlassen  werden. 

§  7.  Die  Einberufung  des  Beirats  und  der  Ausschüsse  erfolgt  durch 
den  Vorsitzenden.  Dem  Vorsitzenden  ist  es  überlassen,  zur  Erledigung 
minder  wichtiger  Angelegenheiten  oder  zur  Vorbereitung  einzelner  An- 
gelegenheiten an  Stelle  des  Beirats  den  zustandigen  Ausschuss  (§  6)  ein- 
zuberufen. Wenn  jedoch  mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder  des  Aus- 
schusses oder  mindestens  sechs  Mitglieder  des  Beirats  es  verlangen,  ist 
die  Angelegenheit  dem  Beirat  vorzulegen. 

Den  Vorsitz  in  den  Ausschüssen  führt  entweder  der  Vorsitzende  oder 
bei  seiner  Behinderung  ein  von  dem  Ausschuss  aus  seiner  Mitte  gewähltes 
Mitglied. 

§  8.  Der  Beirat  und  die  Ausschüsse  sind  bei  Anwesenheit  von  mehr 
als  der  Hälfte  ihrer  Mitglieder  beschlussfähig.  Sie  fassen  ihre  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden den  Ausschlag. 

§  y.  Der  Vorsitzende  —  bei  seiner  Behinderung  ein  von  ihm  dazu 
bestimmtes  Mitglied  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  —  vertritt  den 
Beirat  nach  aussen,  führt  die  laufenden  Geschäfte  und  veranlasst  die  zur 
Vorbereitung  und  Ausführung  von  Beschlüssen  erforderlichen  Massnahmen. 

Die  Bureangoschäfte  für  den  Beirat  werden  im  Kaiserlichen  Statistischen 
Amt  besorgt. 

§  10.  Der  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern)  sowie  die  Landes- 
regierungen sind  befugt,  zu  den  Sitzungen  des  Beirats  und  der  Ausschüsse 
Vertreter  zu  entsenden,  welche  jederzeit  gehört  werden  müssen.  Die  Ver- 
treter sind  dem  Vorsitzenden  namhaft  zu  machen. 

Die  Anberaumung  von  Sitzungen  des  Beirats  ist  durch  Mitteilung 
der  Tagesordnung  und  ihrer  Anlagen  dem  Reichskanzler  (Reiehsaint  des 
Innern)  und  den  zu  diesem  Zweck  von  den  Landesregierungen  bezeich- 
neten Landesbehörden  —  in  der  Regel  mindestens  eine  Woche  vor  der 
Sitzung  —  anzuzeigen. 

Beamte  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  können  von  dem  Vor- 
sitzenden zu  den  Sitzungen  mit  beratender  Stimme  zugezogen  werden. 

§  11.  Die  Mitglieder  des  Beirats  erhalten  bei  Reisen  in  Angelegen- 
heiten des  Beirats  Tagegelder  und  Ersatz  ihrer  Fuhrkosten  nach  den  vom 
Reichskanzler  bestimmten  Sätzen.  Desgleichen  werden  die  Sätze,  nach 
denen  die  Entschädigung  der  zu  den  Sitzungen  zugezogenen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  sowie  der  Auskunftspersonen  zu  bemessen  ist,  vom  Reichs- 
kanzler bestimmt. 

§  12.  Im  Uebrigen  wird  die  Geschäftsordnung  des  Beirats  vom 
Reichskanzler  erlassen. 

2.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendliehen  Arbeitern  in  Walz-  und  Hammerwerken.  Vom 
27.  Mai  1002. 

R.G.B1.  No.  26,  S.  170.  Dem  Reichstage  am  2.  Juni  li>02  ZUr  Kennt- 
nisnahme vorgelegt,  10.  Legislaturperiode,  II.  Session  U)O0/iyO2.  Xo.  G54. 

Auf  Grund  des  §  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehenden 

Bestimmungen,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und  Hammerwerken, 
erlassen : 
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I.  Die  Beschäftigimg  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
in  Metall-Walz-  und  Hammerwerken,  welche  mit  ununterbrochenem  Feuer 
betrieben  werden,  unterliegt  folgenden  Beschrankungen : 

1.  Arbeiterinnen  dürfen  bei  dem  unmittelbaren  Betriebe  der  Werke 
nicht  beschäftigt  werden; 

2.  Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  in  den  Werken  überhaupt  nicht 
beschäftigt  werden. 

II.  In  Walz-  und  Hammerwerken,  welche  Eisen  oder  Stahl  mit  un- 
unterbrochenem Feuer  verarbeiten,  dürfen  für  die  Beschäftigung  der 
jungen  Leute  männlichen  Geschlechts  bei  dem  unmittelbaren  Betriebe  der 
Werke  die  Beschränkungen  des  §  136  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden 
Massgaben  ausser  Anwendung  bleiben: 

1.  Vor  Beginn  der  Beschäftigung  ist  dem  Arbeitgeber  für  jeden 
jugendlichen  Arbeiter  das  von  einem  Arzte,  der  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde zur  Ausstellung  solcher  Zeugnisse  ermächtigt  ist,  auszu- 
stellende Zeugnis  einzuhändigen,  nach  welchem  die  körperliche  Ent Wicke- 
lung des  Arbeiters  eine  Beschäftigung  in  dem  Werke  ohne  Gefahr  für  die 
Gesundheit  zulässt.  Der  Arbeitgeber  hat  mit  dem  Zeugnis  in  gleicher 
Weise  wie  mit  dem  Arbeitsbuche  (§  107  der  Gewerbeordnung)  zu  ver- 
fahren. 

2.  Die  Arbeitsschicht  darf  einschliesslich  der  Pausen  nicht  länger  als 
12  Stunden,  ausschliesslich  der  Pausen  nicht  länger  als  10  Stunden 
dauern.  Die  Arbeit  mnss  in  jeder  Schicht  durch  Pausen  in  der  Gesamt- 
dauer von  mindestens  einer  Stunde  unterbrochen  sein. 

Unterbrechungen  der  Arbeit  von  woniger  als  einer  Viertelstunde 
kommen  auf  die  Pausen  in  der  Regel  nicht  in  Anrechnung.  Ist  jedoch 
in  einem  Betriebe  die  Beschäftigimg  der  jugendlichen  Arbeiter  so  wenig 
anstrengend  und  naturgemäss  mit  so  zahlreichen,  hinlängliche  Ruhe  ge- 
währenden Arbeitsunterbrechungen  verbunden,  dass  schon  hierdurch  eine 
Gefahrdung  ihrer  Gesundheit  ausgeschlossen  erscheint,  so  kann  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  einem  solchen  Betrieb  auf  Antrag  unter  Vorbehalt 
des  jederzeitigen  Widerrufs  gestatten,  diese  Arbeitsunterbrechungen  auch 
dann  auf  die  einstündige  Gesamtdauer  der  Pausen  in  Anrechnung  zu 
bringen,  wenn  die  einzelnen  Unterbrechungen  von  kürzerer  als  einviertel- 
stündiger Dauer  sind.  Werden  die  jugendlichen  Arbeiter  in  längeren  als 
achtstündigen  Schichten  beschäftigt ,  so  muss  eine  der  Pausen  stets 
mindestens  eine  halbe  Stunde  dauern  und  zwischen  das  Ende  der  vierten 
und  den  Anfang  der  achten  Arbeitsstunde  fallen. 

Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche  aus- 
schliesslich der  Pausen  (jO  Stunden  nicht  Überschreiten. 

Bei  Tag-  und  Nachtbetrieb  muss  wöchentlich  Schichtwechsel  eintreten. 
Bei  Betrieben  mit  täglich  zwei  Schichten  darf  für  junge  Leute  die  Zahl 
der  in  die  Zeit  von  81/,  Uhr  abends  bis  5l/2  Uhr  morgens  fallenden 
Schichten  (Nachtschichten)  wöchentlich  nicht  mehr  als  sechs  betragen. 

3.  Zwischen  zwei  Arbeitsschichten  muss  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
12  Stunden  liegen.  Innerhalb  dieser  Ruhezeit  ist  eine  Beschäftigung  mit 
Nebenarbeiten  nicht  gestattet. 

4.  An  Sonn-  und  Festtagen  darf  die  Beschäftigung  nicht  in  dio  Zeit 
von  6  Uhr  morgens  bis  f>  Uhr  abends  fallen.  In  dio  Stunden  vor 
oder  nach  dieser  Zeit   darf  an  Sonntagen  die  Beschäftigung  nur  dann 
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fallen,  wenn  vor  Beginn  oder  nach  Abschluss  der  Arbeitsschicht  den 
jungen  Leuten  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  24  Stunden 
gesichert  bleibt. 

6.  Während  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  junge  Leute 
nicht  beschäftigt  werden. 

III.  Für  Walz-  und  Hammerwerke,  welche  von  den  unter  II  nach- 
gelassenen Ausnahmen  Gebrauch  machen,  findet  die  Bestimmung  des  §  138 
Abs.  2  Satz  3  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden  Massgaben  Anwendung: 

1.  Das  in  den  Fabrikräumen  auszuhängende  Verzeichnis  der  jugend- 
lichen Arbeiter  ist  in  der  Weise  aufzustellen,  dass  die  in  derselben  Schicht 
Beschäftigten  je  eine  Abteilung  bilden. 

2.  Werden  den  jugendlichen  Arbeitern  regelmässige  Pausen  gewährt, 
so  ist  Beginn  und  Ende  derselben  für  jede  Abteilung  besonders  in  das 
Verzeichnis  einzutragen. 

3.  Werden  regelmässige  Pausen  nicht  gewährt,  so  braucht  das  Ver- 
zeichnis eine  Angabe  über  die  Pausen  nicht  zu  enthalten.  Statt  dessen 
ist  dem  Verzeichnis  eine  Tabelle  beizufügen,  in  die  während  oder  un- 
mittelbar nach  jeder  Arbeitsschicht  Anfang  und  Ende  der  darin  gewährten 
Pausen  eingetragen  werden.  Die  Tabelle  muss  bei  zweischichtigem  Be- 
triebe mindestens  über  die  letzten  vierzehn  Arbeitsschichten,  bei  drei- 
schichtigem Betriebe  mindestens  über  die  letzten  zwanzig  Arbeitsschichten 
Auskunft  geben.  Der  Name  desjenigen,  welcher  die  Eintragungen  bewirkt, 
muss  daraus  zu  erseheu  sein. 

4.  Die  Tabelle  (3)  braucht  nicht  geführt  zu  werden  für  jugendliche 
Arbeiter,  deren  Beschäftigung  ausschliesslich  an  Walzenstrassen  statt- 
findet, die  nur  mit  einem  nicht  kontinuierlichen  Ofen  arbeiten,  sofern 
dieser  innerhalb  24  Stunden  mindestens  acht  Chargen  macht  und  während 
der  Arbeit  an  den  Walzenstrassen  nicht  nachchargiert  wird. 

5.  Im  übrigen  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  einzelne  Betriebe 
auf  Antrag  unter  Vorbehalt  des  jederzeitigen  Widerrufs  von  der  Führung 
der  Tabelle  für  solche  im  einzelnen  namhaft  zu  machende  Arbeiten  ent- 
binden, bei  denen  für  die  jugendlichen  Arbeiter  nach  der  Art  dieser 
Arbeiten  in  dem  betreffenden  Betriebe  regelmässig  mindestens  Arbeits- 
unterbrechungen  von  der  unter  II,  2  bestimmten  Dauer  eintreten. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  Betriebe,  die  auf  Grund 
der  Bestimmung  im  Abs.  1  von  der  Tabellenführung  entbunden  worden 
sind,  nach  dem  anliegenden  Muster  ein  Verzeichnis  zu  fühlen.  Ein  Aus- 
zug aus  diesem  Verzeichnisse,  der  das  abgelaufene  Kalenderjahr  umfasst, 
ist  bis  zum  1.  Februar  jedes  Jahres  durch  die  Landes-Centralbehörde  dem 
Reichskanzler  vorzulegen. 

IV.  In  Metall -Walz-  und  Hammerwerken,  welche  mit  ununter- 
brochenem Feuer  betrieben  werden,  muss  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  eine  Tafel  ausgehängt  werden,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  Be- 
stimmungen unter  I  wiedergiebt. 

In  denjenigen  Walz-  und  Hammerwerken,  welche  von  den  unter  II 
nachgelassenen  Ausnahmen  Gebrauch  machen,  muss  die  Tafel  ausserdem 
die  Bestimmungen  unter  II  und  III  enthalten. 

Die  Vorschrift  im  §  138  Abs.  2  Satz  4  der  Gewerbeordnung  bleibt 
unberührt. 

V.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  1.  Juni  1902  in  Kraft 
und  haben  für  10  Jahre  Giltigkeit, 
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b)  Gesetze  und  Verordnungen  der  Regierungen  der  Bundesstaaten. 

L  Königreich  Preussen. 

1.  Geaets  vom  16.  April  1902,  betreffend  die  Bewilligung  weiterer 
Staatsmittel  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern, 
die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten 
Staatsbeamten.  (Ges.-Samml.  f.  d.  Kgl.  Pr.  St.,  No.  14,  S.  81.) 

§  1.  Der  Staatsregierung  wird  ein  weiterer  Betrag  von  12  Millionen  M. 
zur  Verwendung  nach  Massgabe  des  Gesetzos  vom  13.  August  1805 
(Ges.-S.  S.  521),  betreifend  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen 
Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten,  zur 
Verfügung  gestellt. 

§  2.  Zur  Bereitstellung  der  im  §  1  gedachten  12  Millionen  M. 
ist  eine  Anleihe  durch  Veräusserung  eines  entsprechenden  Betrages  von 
Schuldverschreibungen  aufzunehmen. 

Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Beträgen,  zu  welchem 
Zinsfusse,  zu  welchen  Bedingungen  der  Kündigung  und  zu  welchen  Kursen 
die  Schuldverschreibungen  veräussert  werden  sollen,  bestimmt  der  Finanz- 
minister. 

Im  Übrigen  kommen  wegen  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihe 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  18<»9  (Ges.-S.  S.  1197) 
und  des  Gesetzes  vom  8  März  1897  (Ges.-S.  S.  43)  zur  Anwendung. 

§  3.  Dem  Landtag  ist  bei  dessen  nächster  regelmässigen  Zusammen- 
kunft über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  Rechenschaft  zu  geben. 

2.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  betr.  die  Gefahr 
der  Bleivergiftung  in  Bleihütten,  vom  28.  Dezember  1901. 

Alljährlich  wiederholen  sich  in  den  Berichten  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten Hinweise  auf  die  großen  Gesundheitsgefahren,  denen  die  Arbeiter 
in  Bleihütten  ausgesetzt  sind.  Zahlreiche  wissenschaftliche  Untersuchungen 
und  Abhandlungen  bestätigen,  daß  es  sich  hier  um  einen  für  die  mensch- 
liche Gesundheit  in  hohem  Maßo  gefährlichen  Betriebszweig  handelt.  Vor- 
nehmlich kommt  die  Gefahr  der  Bleivergiftung  in  Betracht.  Das  Blei 
oder  seine  Verbindungen  gelangen  entweder  als  Dämpfe  mittelst  der 
Verdauungsorgane  oder  durch  Wunden  und  im  Wege  der  Resorption  durch 
die  Haut  in  den  Körper  der  Hüttenarbeiter  und  rufen  dio  bekannten 
Krankheitserscheinungen  hervor.  Ueber  die  Größe  der  Gefahr  giebt  die 
beigefügte  Krankheitsstatistik  1)  Aufschluß,  welche  auf  amtlichem  Material 
beruht  und  aus  einer  in  dor  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und 
Salinenwesen  im  Preußischen  Staate,  1893  Bd.  21  S.  267  veröffentlichten 
eingehenden  Abhandlung  des  früheren  Königlichen  Hütten-Inspektors 
Saeger  über:  „Dio  hygienischen  Einrichtungen  der  Königlichen  Friedrichs- 
hütte bei  Taruowitz"  entnommen  ist.  Danach  erkrankten  auf  der  fis- 
kalischen Friedrichshtttte  in  den  Jahren  1884—1888  durchschnittlich  38,4 
von  je  100  Arbeitern  der  Gesamtbelegschaft  an  Bleivergiftung.  Seit  dieser 
Zeit  ist  die  Erkrankungsziffor,  Dank  der  inzwischen  herbeigeführten  Ver- 
besserung der  Betriebseinrichtungen  und  der  zweckmäßigeren  Regelung 
des  Betriebes,  auf  (j,2  v.  H.  im  Jahre  1891/1892  zurückgegangen.  In 
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den  spateron  Jahren  haben  die  Erkrankungen  noch  einen  weiteren  be- 
trächtlichen Rückgang  erfahren. 

Der  Blei  Vergiftungsgefahr  sind  sämt  liche  in  Bleihütten  beschäftigten 
Arbeiter  in  mehr  oder  minder  hohem  Maße  ausgesetzt.  Besonders  aber 
sind  die  an  Schachtöfen,  an  Flamm-  und  Sinteröfen  und  die  mit  der  Ent- 
silberung  des  Bleis  beschäftigten  Arbeiter  gefährdet. 

Beim  Schachtofen  betriebe  besteht  die  Gefahr,  daß  infolge  der 
leichten  Flüchtigkeit  des  Bleies  und  der  hohen  Temperatur,  mit  der  die 
Produkte  den  Ofen  verlassen,  Metall  verdampft  und  in  die  Arbeitsräume 
gelangt.  Diese  Gefahr  wird  dadurch  erhöht,  daß  infolge  des  Druckes, 
welchen  der  Gebläsewind  im  Ofen  ausübt,  Bleidämpfe  aus  dem  Schlacken- 
auge des  Ofens,  aus  dem  Bleistich  und  der  Gicht  ontweichen. 

Die  Flammofenarbeiter  sind  durch  Bleidämpfe  gefährdet,  welche 
beim  Herausziehen  der  bleihaltigen  Rückstände  aus  dem  Ofen  und  beim 
Abstechen  des  Bleies  in  den  Hüttenraum  entweichen,  wenn  sie  nicht  ab- 
gefangen und  unschädlich  abgeführt  werden.  Hierzu  kommt,  daß  bei  un- 
günstiger Witterung  infolge  schlechten  Abzuges  der  Rauchgase  aus  den 
Kanälen  auch  giftigo  Ofongase  aus  den  Arbeitsthüren  des  Ofens  entweichen. 

Für  die  in  der  Entsilberung  beschäftigten  Arbeiter  entsteht  eine 
Bleivergiftungsgefahr  dann,  wenn  das  mit  Hilfe  eines  Zusatzes  von  Zink 
entsilberte  Blei  durch  Einleiten  von  Wasserdampf  in  das  in  einem  offenen 
Kessel  befindliche  Bleibad  entzinkt  wird.  Hierbei  steigt  die  Temperatur 
des  Bleibades  bis  zur  Rotglut,  bei  welcher  Temperatur  Bleidämpfe  und 
bleihaltiger  Staub  aus  dem  Bade  aufsteigen.  Auch  beim  Abräumen  der 
auf  dem  Metallbade  schwimmenden  Oxyde  und  bei  ihrem  Transport  kann 
sich  bleihaltiger  Staub  entwickeln.  Ferner  sind  die  Bedienungsmannschaften 
der  Treiböfen,  in  denen  das  silberhaltige  Reichblei  abgetrieben  wird,  blei- 
haltigen Dämpfen  ausgesetzt,  welche  entstehen,  wenn  sich  infolge  der 
Einwirkung  des  in  die  überdeckten  Treibofon  geleiteten  Gebläsewindes  die 
Temperatur  des  Metallbades  so  sehr  steigert,  daß  ein  Teil  der  gebildeten 
Glätte  verdampft  und  aus  der  Arbeitsöffnung  in  den  Arbeitsraum  entweicht. 

Auüerdom  sind  alle  diejenigen  Arbeiter  bedroht,  welche  mit  sonstigen 
Arbeiten  beschäftigt  sind,  bei  denen  sich  bleihaltiger  Staub  entwickelt, 
beim  Sieben,  Transportieren  und  Verpacken  von  Glätte,  beim  Ausräumen 
der  Flugstaubkammern  und  der  ausgeblasenen  Schachtöfen,  beim  Reinigen 
der  Hütten-  und  Lagerräume  u.  s.  w. 

Neben  diesen  unmittelbaren  Bleivergiftungsgefahren  droht  den  Blei- 
hüttenarbeitern, wie  allen  Personen,  welche  in  der  Nähe  der  Hütten 
wohnen,  eine  mittelbare  Gefahr  insofern,  als  sie  ständig  die  mit  blei- 
haltigem Hüttenrauch  geschwängerte  Luft  einatmen  müsson  und  in  der 
Umgebung  der  Hütten  gebaute  Gemüse  und  Früchte  genießen,  welche  von 
Hüttenrauch  befallen  sind. 

Daü  die  Verunreinigung  der  Atmosphäre  durch  den  Hütteurauch  der 
Bleihütton  recht  beträchtlich  sein  kann,  beweist  das  Beispiel  der  Friedrichs- 
hütto,  aus  welcher  vor  Einrichtting  zweckmäßiger  Kondensationsanlagen 
außer  an  gasformigen  Ausströmungen  jährlich  etwa  <>3(H.)0  kg  feste  Be- 
standteile in  die  Luft  entwichen,  von  welchen  3<J()O0  kg  Blei  in  oxydiertem 
Zustande  waren. 

Da  angesichts  der  bis  in  die  neueste  Zeit  sich  wiederholenden 
Klagen  über  Bleierkrankungon  der  Bleihüttenarbeiter  die  Annahme  ber 
rechtigt  ist,  daß  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Arbeiter  auf  einer  Reihe 
von  Bleihütten  ungünstig  und  verbesserungsfähig  sind,  so  ist  eine  Be- 
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kämpfung  der  geschilderten  Schädlichkeiten  durch  reichsrechtliche  Re- 
gelung des  Bleihüttenbqtriebs  in  Erwägung  gezogen  worden.  Aus  diesem 
Anlaß  ersuche  ich  Sie,  die  in  Betracht  kommenden  Verhaltnisse  jeder 
einzelnen  Bleihütte  des  dortigen  Regierungsbezirks  durch  den  zuständigen 
Gewerbeaufsichtsbeamten  nach  Maßgabe  der  beigefügten  Anleitung  *)  auf- 
klaren zu  lassen  und  mir  das  Ergebnis  dieser  Ermittelungen  mit  Ihrem 
Gutachten  bis  zum  15.  Mai  1902  einzureichen. 

3.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe,  betr.  Gesund- 
heit »Verhältnisse  der  Arbeiter  in  Hasenhaarschneidereien  und  ähn- 
lichen Zubereitungsanstalten,  vom  11.  Januar  1902,  an  die  Regie- 
run g  s  p  r  ä  s  i  d  e  n  t  e  n. 

Die  Berichte,  die  mir  auf  meinen  Erlaß  vom  4.  Januar  v.  J.  über  die 
Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Hasenhaarschneidereien,  der  Zubereitungs- 
anstalten für  Hasen-  und  Kaninchenfelle  und  der  Filzhutfabriken  erstattet 
worden  sind,  lassen  es  zur  Zeit  nicht  angezeigt  erscheinen,  die  Anfor- 
derungen, die  zum  Schutze  der  Gesundheit  der  Arbeiter  an  diese  Botriebe 
zu  stellen  sind,  einheitlich  auf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung 
festzustellen.  Aus  den  im  Erlaß  dargelegten  Gründen  ersuche  ich  Sie  je- 
doch, den  Verhältnissen  der  Arbeiter  in  diesen  Betrieben  fortgesetzt  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  üborall  da,  wo  es  sich  als  nötig 
erweist,  im  Wege  der  polizeilichen  Verfügung  die  Maßnahmen  anordnen 
zu  lassen,  die  zur  Durchführung  der  in  den  §§  120a  bis  120c  der  Ge- 
werbeordnung enthaltenen  Grundsätze  erforderlich  erscheinen.  Dabei  wird 
die  Anlage  des  Erlasses  vom  4.  Januar  v.  J.  vielfach  einen  brauchbaren 
Anhalt  geben  können. 

4.  Erläse  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  betr.  Vorschriften 
über  den  Geschäftsbetrieb  u.  s  w.  der  Stellenvermittler  für  Bühnen- 
angehörige, vom  31.  Januar  1902. 

Vorschriften  über  den  Umfang  der  Befugnisse  und 
Verpflichtungen  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der 
Stellen  vermittler  für  Bühnenangehörige. 

Auf  Grund  des  §38  Abs.  1,  3  der  Gewerbeordnung  ( Reichs-Gesetzbl. 
1900,  S.  871)  wird  über  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen 
sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Stelleuvermittler  für  Biihnenangehörige 
folgendes  bestimmt : 

1.  Stellenvermittler  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist  jeder,  welcher 
gewerbsmässig  Vertragsabschlüsse  zwischen  den  Leitern  und  Angehörigen 
derjenigen  Unternehmungen  vermittelt',  durch  welche  theatralische  Vor- 
stellungen, Singspiele,  Instrumentalkonzerte,  Gesangs-  und  deklamatorische 
Vorträge,  Schaustellungen  von  Personen  und  Tieren  gewerbsmässig  dar- 
geboten werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  höheres  Interesse  der  Kunst 
oder  Wissenschaft  dabei  obwaltet  oder  nicht.  Die  Zeit,  auf  welche  die 
Verträge  abgeschlossen  werden,  ist  für  die  Anwendung  dieser  Vorschriften 
unerheblich. 

[2.-4.  Geschäftsbücher.] 

5.  Der  Stellenvermittler  ist  verpflichtet,  seinen  Familiennamen  und 
mindestens  einen  ausgeschriebenen  Vornamen  mit  einem  Zusätze,  welcher 
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die  Art  der  zu  vermittelnden  Stellen  erkennen  lässt  (z.  B.  Stellenvermittler 
oder  Stellenvermittlung  für  Bühnenangehörige,  für  Cirkus  und  Schaubühne 
u.  8.  w.,  Theater-,  Variete-,  Konzert-  u.  s.  w.  Agent  oder  Agentur)  in 
deutlich  lesbarer  Schrift  an  der  Strassenseite  des  Hauses  auf,  neben  oder 
über  dem  Hauseingang  und  am  Eingang  zu  den  Geschäftsräumen  anzu- 
bringen. Die  Annahme  der  Bezeichnung  „Theateragent"  oder  „Theater- 
agentur" ist  nur  solchen  Stell envermitt lern  gestattet,  welche,  abgesehen 
von  Einzelfällen,  ausschliesslich  Stellen  für  Bühnenangehörige  im  engeren 
Sinne,  d.  h.  für  diejenigen  Personen  vermitteln,  welche  bei  der  Aufführung 
dramatischer  Werke  künstlerisch  oder  technisch  mitwirken. 

Die  Beilegung  einer  Bezeichnung,  welche  auf  erfolgte  Konzessionierung 
hinweist,  ist  verboten. 

b)  Die  Stellenvermittler  haben  alle  Anzeigen  in  Zeitungen,  Anschlägen, 
Reklamezetteln  und  dergleichen  mit  der  genauen  Angabe  des  Geschäfts- 
lokals, ihrem  Vor-  und  Zunamen  und  der  in  Ziff.  5  Abs.  1  angeordneten 
Bezeichnung  zu  versehen.  Wahrheitswidrige  Angaben  über  die  Zahl  der 
offenen  Stellen  oder  der  stellungsuchenden  Personen  sind  verboten. 

7.  Für  Stellenvermittler,  welche  sich  im  Besitz  einer  Erlaubnis  auf 
Grund  des  §  34  der  Gewerbeordnung  befinden,  richtet  sich  die  Befugnis, 
ihr  Gewerbe  durch  einen  Stellvertreter  auszuüben,  nach  §  47  a.  a.  0. 
Inwiefern  für  die  übrigen  Stellenvermittler  eine  Stellvertretung  zulässig 
ist,  hat  in  jedem  Falle  die  Ortspolizeibehörde  zu  bestimmen.  Bei  Beschäf- 
tigung von  Hilfspersonal  (Gehilfen,  Lehrlingen,  Agenten)  einschliesslich 
der  Familienangehörigen  sind  der  Ortspolizeibehörde  nach  näherer  Anweisung 
regelmässig  Verzeichnisse  der  beschäftigten  Personen  einzureichen. 

8.  Dio  Stellenvermittler  für  Bühnen-Angehörige  dürfen  andere  Stellen, 
als  Stellen  der  in  Ziff.  1  bezeichneten  Art  nicht  vermitteln.  Sie  dürfen 
Personen,  welche  die  zum  Vertragsabschlüsse  erforderliche  Zustimmung 
des  gesetzlichen  Vertreters  nicht  nachweisen  können,  eine  Dienstleistung 
nicht  gewähren. 

9.  Stellenvermittler,  welche  Stellen  im  Auslande  an  weibliche  Bühnen- 
angehörige vermitteln,  haben  der  Ortspolizeibehörde  nach  näherer  Anweisung 
regelmässig  Verzeichnisse  der  vermittelten  Stellen  einzureichen. 

10.  Die  Stellen  vermittler  dürfen  ihre  Geschäftsräume  weder  in  Theater- 
bureaus oder  in  Räume,  welche  der  Gast-  und  Schankwirtschaft  dienen, 
noch  in  Räume,  welche  mit  solchen  Iläumen  in  Zusammenhang  stehen, 
verlegen. 

Stellenvermittler  dürfen  nicht  in  einem  Dienstverhältnisse  zu  Bühnen- 
leitern stehen. 

11.  Wegen  der  Gebühren  für "  gewerbliche  Leistungen  des  Stellen- 
vermittlers bei  der  Stellenvermittlung  gelten  die  Vorschriften  des  §  75a 
der  Gewerbeordnung.  Neben  den  Gebühren  dürfen  Nebenkosten  nicht 
berechnet  werden.  Die  Erstattung  barer  Auslagen  ist  nur  insoweit  zulässig, 
als  ihre  Verwendung  auf  Verlangen  des  Auftraggebers  erfolgt  ist  und 
nachgewiesen  werden  kann.  Gebühren  und  sonstige  Vergütungen,  mit 
Ausnahme  der  baren  Auslagen,  dürfen  nur  nach  Erledigung  des  Auftrags 
erhoben  werden;  insbesondere  ist  die  Erhebung  eines  Einschreibgeldes  bei 
Annahme  des  Auftrags  verboten. 

Der  Stellenvermittler  ist  zur  Erhebung  von  Gebühren  nicht  befugt: 
a)  wenn  er  den  Vertrag,  für  welchen  eine  Vergütung  gezahlt  werden 
soll,  nicht  durch  seine  vermittelnde  Thätigkeit  zum  Abschluss  gebracht  hat ; 
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b)  wenn  der  vermittelte  Vertrag  gelöst  ist,  es  sei  denn,  dass  die 
Lösung  durch  Vertragsbruch  oder  ohne  Mitwirkung  des  Stellenvermittlers 
zu  einer  Zeit  erfolgt,  wo  der  Vertrag  unkündbar  ist  ; 

c)  für  die  Zeit,  wahrend  welcher  der  Bühnenangehörige  keine  Ver- 
gütung (Gehalt,  Spielgeld  u.  s.  w.)  erhalt. 

12.  Die  Polizeibehörden  und  ihre  Organe  sind  befugt,  in  den  Geschäfts- 
betrieb des  Stellenvermittlers  für  Bühnenangehörige  jederzeit  Einsicht  zu 
nehmen.  Die  Stellenvermittler  sind  verpflichtet,  den  Beamten  jederzeit 
den  Zutritt  zu  allen  für  den  Geschäftsbetrieb  bestimmten  Räumlichkeiten 
zu  gestatten,  ihnen  die  Geschäftsbücher,  auf  Verlangen  im  Dienstraume 
der  Polizeibehörde,  vorzulegen  und  jede  über  den  Geschäftsbetrieb  verlangte 
Auskunft  wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 

13.  Die  vorstehenden  Vorschriften  finden  auf  Stollenvermittlungen, 
welche  von  Vereinen  errichtet  und  nicht  gewerbsmässig  betrieben  werden, 
keine  Anwendung. 

14.  Die  Vorschriften  treten  am  1.  April  1902  in  Kraft.  Die  im  Ge- 
brauche befindlichen  Geschäftsbücher  dürfen  bis  zu  ihrem  Abschlüsse, 
längstens  aber  bis  zum  81.  Dezember  1902  benutzt  werden. 

15.  Ein  Abdruck  der  Vorschriften  unter  Ziff.  2  bis  8,  10,  11  ist  jedem 
im  Gebrauche  befindlichen  Geschäftsbuche  vorzuheften.  Ausserdem  ist  ein 
Abdruck  in  grosser  Schrift  in  den  Geschäftsräumen  am  Eingange  auszuhängen. 

5.  Anweisung  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  12.  März 
1902,  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Bundesrats  über  die 
Beschäftigung  von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast-  und  in  Schankwirt- 
schaften. (Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  28.  Januar  1902, 
R.G.B1.  S.  38.) 

A.  Die  regelmässige,  für  jede  Woche  7  mal  zu  gewahrende  Ruhe- 
zeit ist  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  über  16  Jahre  auf  die  Mindestdauor  von 
8  Stunden  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  untor  1(5  Jahre  auf  die  Mindestdauer 
von  9  Stunden  festgesetzt.  Durch  Polizeiverordnung  kann  auch  für  Gehilfen 
und  Lehrlinge  über  16  Jahre  die  neunstündige  Ruhezeit  vorgeschrieben  wer- 
den. In  grösseren  Städten  wird  sich  eine  entsprechende  Ausdehnung  der 
Ruhezeit  meist  schon  durch  die  Erwägimg  rechtfertigen,  dass  die  Gehilfen 
und  Lehrlinge  häufig  in  so  weiter  Entfernung  von  der  Betriebsstätte  wohnen, 
dass  ihre  Ruhezeit  durch  die  Zurücklegung  des  Hin-  und  Rückweges  erheb- 
lich verkürzt  wird.  Dio  Ortspolizeibehörden  aller  Orte  mit  mehr  als  50000 
Einwohnern  werden  daher  veranlasst,  alsbald  den  Erlass  einer  der  Ziffer  1 
Abs.  2  der  Bestimmungen  des  Bundesrats  entsprechenden  Polizoivorordnung 
zu  erwägen  und  bis  zum  1.  Oktober  d.  J.  an  die  vorgesetzten  Regierungs- 
präsidenten darüber  zu  berichten,  ob  eine  solche  Verordnung  erlassen 
worden  ist,  oder  welche  Umstände  etwa  zur  Abstandnahme  von  dieser 
Massregel  geführt  haben. 

B.  „Höhere  Verwaltungsbehörde'4  im  Sinne  der  Ziffer  1  Abs.  3  der 
Bestimmungen  des  Bundesrats  ist  der  Regierungspräsident. 

Die  Vorschrift,  welche  der  höheren  Verwaltungsbehörde  dio  Befugnis 
erteilt,  in  Bade-  und  anderen  Kurorten  die  Ruhezeit  für  Gehilfen  und  Lehr- 
linge über  16  Jahre  in  Gastwirtschaften  während  der  Saison,  jedoch  nicht 
über  eine  Dauer  von  3  Monaten,  bis  auf  7  Stunden  herabzusetzen,  ist  der 
Berücksichtigung  der  besonderen  Verhaltnisse  entsprungen,  welche  häufig 
in  kleineren  Bade-  und  Kurorten,  namentlich  in  Gebirgsgegenden  obwalten, 
wo  sich  der  hauptsächliche  Fremdenverkehr  auf  wenige  Monate  im  Jahro 
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beschränkt  und  wo  die  Beschaffung  eines  zur  Durchführung  der  acht-stündigen 
Ruhezeit  erforderlichen  Aushilfspersonals  häufig  unverhältnisinässige 
Schwierigkeiten  verursacht.  Diese  Voraussetzungen  werden  in  grösseren 
Orten,  wo  Kurbäder  und  ähnliche  Heilanstalten  flir  Fremde  eingerichtet 
sind,  regelmässig  nicht  vorliegen. 

Von  der  Befugnis  aus  Ziffer  1  Abs.  3  wird  daher  der  Regel  nach 
nur  in  den  kleineren  Bade-  und  anderen  Kurorten  Gebrauch  zu  machen 
sein.  Um  eine  einheitliche  Handhabung  der  gedachten  Vorschrift  zu  sichern, 
ordnen  wir  bis  auf  Weiteres  an,  dass  eine  Herabsetzung  der  in  Ziffer  1 
Abs.  1  vorgeschriebenen  Ruhezeit  nur  mit.  unserer  Zustimmung  erfolgen 
darf.  Die  Horren  Regierungspräsidenten  wollen  demgemäss  gegebenen  Falles 
unter  Darlegung  des  besonderen  Sachverhalts  an  uns  berichten. 

C.  Die  Bestimmung  der  Tage,  an  denen  bis  zu  sechzigmal  im  Jahre 
Ueberarbeit  im  Betriebe  zulässig  ist  (Ziffer  3),  unterliegt  der  eigenen  Wahl 
des  Arbeitgebers.  Mehr  als  sechzigmal  im  Jahre  darf  in  keinem  Falle 
Ueberarbeit  für  den  Betrieb  stattfinden. 

D.  Für  das  in  Ziffer  5  Abs.  1  vorgeschriebene  Verzeichnis  ist  das 
beiliegende  Muster1)  den  Wirten  zur  Verwendung  zu  empfehlen. 

E.  Dio  Ürtspolizeibehorde  hat  in  jedem  Gehilfen  oder  Lehrlinge  be- 
schäftigenden Gast-  oder  Schankwirtschafts  betriebe  mindestens  einmal  im 
Jahre  eine  ordentliche  Revision  vorzunehmen.  Ausserordentliche  Revisionen 
haben  nach  Bedürfnis  und  insbesondere  dann  zu  erfolgen,  wenn  der  Verdacht 
einer  gesetzwidrigen  Beschäftigung  von  Gehilfen  oder  Lehrlingen  vorliegt. 

Der  revidierende  Beamte  hat  festzustellen: 

I.  ob  jedem  Gehilfen   oder  Lehrling  regelmässige  Ruhezeiten  7  mal 
für  die  Woche  gewährt  werden,  ob  diese  Ruhezeiten  mindestens 

die  in  Ziffer   1   der  Bestimmungen  vorgeschriebene  Stundenzahl  in  un- 
unterbrochener Folge  erreichen  und  ob  der  Zeitraum  zwischen  2  Ruhe- 
zeiten die  in  Ziffer  2  vorgeschriebene  Höchstdauer  nicht  übersteigt ; 

II.  ob  seit  dem  Inkrafttreten  der  Bestimmungen,  bezw.  seit  der  letzten 
Revision  die  nach  Ziffer  4  Abs.  1,  2  zu  gewährenden  besonderen 
24-stündigen  Ruhezeiten  mindestens  in  jeder  dritten  —  in  Gemeinden 
mit  mehr  als  2ÜOOO  Einwohnern  in  jeder  zweiten  —  Woche  gewährt 
worden  sind  und  ob  in  jeder  zwischen  liegenden  Woche  ausser  den 
regelmässigen  Ruhezeiten  (Ziffer  1)  mindestens  einmal  eine  weitere 
ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  (>  Stunden  gemäss  Ziffer  4 
Abs.  3  bewilligt  worden  ist; 

III.  ob  diese  letztere  Ruhezeit  in  der  Zeit  zwischen  8  Uhr  morgens 
und  in  Uhr  abends  lag: 

IV.  ob  die  nach  Ziffer  5  anzulegenden  Verzeichnisse  vorhanden  und 
ordnungsmassig  geführt,  insbesondere,  ob  die  Eintragungen  für  alle 
allgelaufenen  Wochen  erfolgt  sind ; 

V.  ob  Ueberarbeit  im  Betriebe  (Ziffer  3)  wahrend  des  Kalenderjahres 
nicht  öfter  als  «JOmal  (im  Jahre  UM)2  nicht  öfter  als  45 mal) 
stattgefunden  hat  und  ob  auch  in  diesen  Fällen  für  die  Woche 
eine  Unterbrechung  durch  7  Ruhezeiten  von  der  in  Ziffer  1  vor- 
geschriebenen Dauer  erfolgt  ist ; 
VI.  ob  Gehilfen  oder  Lehrlinge  unter  1«  Jahren  in  der  Zeit  von  1<>  Uhr 
abends  bis  (i  Uhr  morgens  beschäftigt  werden; 

1)  Ministerialblatt  der  Hamids-  und  Gewerbe-Verwaltung,  2.  Jahrg.,  No.  9,  8.  162. 
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VII.  ob  Gehilfen  oder  Lehrlinge  weiblichen  Geschlecht«  zwischen  1(>  und 
18  Jahren,  welche  nicht  zur  Familie  des  Wirtes  gehören  und  welche 
nicht  etwa  schon  zur  Zeit  der  Verkündigung  der  Bestimmungen 
des  Bundesrats  Kellnerinnen  waren,  wahrend  der  Zeit  von  10  Uhr 
abends  bis  (5  Uhr  morgens  zur  Bedienung  der  Gäste  verwendet 
werden. 

Der  revidierende  Beamte  hat  bei  jeder  Revision  in  die  gemäss  Ziffer  5 
angelegten  Verzeichnisse  einen  Revisionsvermerk  einzutragen. 

Die  Ortspolizei behörde  hat  eine  Liste  zu  führen,  in  die  alle  revidierten 
Betriebe  und  bei  jedem  Betriebe  die  Daten  der  vorgenommenen  Revisionen 
einzutragen  sind.  Den  zuständigen  Gewerbeaufsichtsbeamt.en  ist  diese  Liste 
auf  Ersuchen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

F.  Den  Gewerbeaufsichtsbeamten  steht  gemäss  §  IttUb  der  Gewerbe- 
ordnung neben  den  ordentlichen  Polizeibehörden  die  Aufsicht  über  die 
Ausführung  der  Bestimmungen  des  Bundesrates  zu.  Nehmen  die  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten  in  der  Revisionsthätigkeit  der  Beamten  der  örtlichen 
Polizei  Mängel  wahr,  so  haben  sie  hiervon  der  vorgesetzten  Behörde  dieser 
Beamten  Anzeige  zu  erstatten. 

G.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Bundesrats  unter- 
liegen der  Strafvorschrift  in  §  147  Abs.  1  Ziffer  4  der  Gewerbeordnung. 

H.  Den  Bestimmungen  des  Bundesrats  unterliegen  nach  Ziffer  7  der 
Bekanntmachung  diejenigen  Personen  nicht,  welche  hauptsächlich  in  einem 
mit  der  Gast-  oder  der  Schankwirtschaft  verbundenen  kaufmännischen  oder 
sonstigen  gewerblichen  Botriebe  beschäftigt  werden,  sofern  ihre  tägliche 
Arbeitszeit  in  diesem  Betriebe  anderweitigen  reichsrechtlichen  Vorschriften 
linterliegt.  Demnach  ist  die  Anwendung  der  Vorschriften  z.  B.  ausgeschlossen 
für  diejenigen  in  offenen  Verkaufsstellen,  wie  Weinhandlungen  und  Kolonial- 
warengeschäften und  in  deu  dazu  gehörenden  Schreibstuben  (Kontoren) 
und  Lagerräumen  beschäftigten  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter,  welche 
nur  nebenher  oder  gelegentlich  in  einer  mit  solchen  Betrieben  verbundenen 
Schankwirtschalt  beschäftigt  werden,  da  die  tilgliehc  Arbeitszeit  dieser 
Personen  durch  §  1.3!»c  der  Gewerbeordnung  geregelt  ist.  Ebenso  bleiben 
von  den  gegenwärtigen  Bestimmungen  Gehilfen  und  Lehrlinge  befreit, 
welche  hauptsächlich  im  Betriebe  von  Bäckereien  und  Konditoreien,  die 
den  Bestimmungen  dos  Bundesrats  vom  4.  März  18i.Mi  (R.G.B1.  S.  55) 
unterliegen,  und  nur  nebenher  oder  gelegentlich  in  einer  mit  solchen  Betrieben 
verbundenen  Schankwirtschaft  beschäftigt  werden.  Ferner  würden  auch 
Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter  in  fabrikmässig  oder  mit  Motoron 
betriebenen  Brauereien  u.  s.  w.,  wenn  sie  nebenher  oder  gelegentlich 
in  einer  mit  solchen  Betrieben  verbundenen  Schankwirtschaft  Verwendung 
finden,  den  gegenwärtigen  Vorschriften  nicht  unterworfen  sein,  da  ihre 
tägliche  Arbeitszeit  den  Bestimmungen  in  i:J.">  — 13!»  der  Gewerbeordnung 
bezw.  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  !>.  Juni  19oo  und  der  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  13.  Juli  1!«h>  (R.G.B1.  S.  50'."),  *>(}(>) 
unterliegt. 

8.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  16.  April  1902 
an  die  Regierungspräsidenten  und  den  Polizeipräsidenten  von  Berlin, 
betr.  Krankheitserscheinungen  in  Möbelpolierereien. 

In  der  Reichstagssitzung  vom  24.  Januar  d.  J.  (Stenographische  Be- 
richte des  Reichstags  vom  24.  Januar  d.  J.  —  S.  3<Mf>/47  — )  ist  behauptet 
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worden,  dass  die  Möbelpolierer  häufig  unter  Ekzemen  und  Geschwüren  an 
Händen  und  Armen  sowie  auch  unter  Augenkrankheiten  zu  leiden  hätten. 
Die  Ekzeme  sollen  nach  ärztlichen  Untersuchungen  auf  das  »Schmieröl 
zurückzuführen  sein,  mit  dem  die  Polierer  arbeiten  müssen.  Als  Mittel 
zu  ihrer  Verhütung  wurde  das  Abreiben  der  Hände  und  Arme  mit  gepul- 
vertem Gips  sowie  darauffolgendes  Abwaschen  mit  Wasser  empfohlen.  Es 
soll  aber  jetzt  in  den  Möbelpolierereien  häufig  sogar  an  jeglicher  Wasch- 
gelegenheit, an  Seife  und  Handtüchern  zum  Reinigen  der  Hände  fehlen. 

Die  Augenkrankheiten  werden  angeblich  dadurch  hervorgerufen,  dass 
die  Arbeitsräume  grellem  Licht  ausgesetzt  sind,  welches  von  den  glatten 
polierten  Flächen  der  zu  bearbeitenden  Arbeitsstücke  zurückstrahlt  und 
die  Augen  der  Polierer  schädigt,  wenn  es  nicht  durch  Vorhänge  oder 
Schirme  abgeblendet  wird. 

Ich  ersuche  Sie,  durch  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  feststollen  zu 
lassen,  ob  und  inwieweit  diese  Behauptungen  richtig  sind,  und  zutreffenden- 
falls mir  gutachtlich  zu  berichten,  ob  und  wie  die  Missstände  auf  Grund 
der  §§  12()a,  120d  der  Gewerbeordnung  oder  gemäss  §  120e  Abs.  1  a.  a.  O. 
beseitigt  und  für  die  Zukunft  verhindert  werden  können. 

Ihrem  Bericht  sehe  ich  innerhalb  3  Monaten  entgegen. 

7.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  und  dos  Ministers 
der  öffentlichen  Arbeiten  an  die  Regierungspräsidenten  und  den 
Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr.  Ersatz  von  Bleiweiss  durch  Zini- 
weiss,  Lithopon  oder  andere  Farbmaterialien.    Vom  22.  April  1902. 

Zur  Bekämpfung  der  Bleivergiftungsgefahr  im  Maler-  und  Anstreicher- 
gewerbe  haben  der  französische  Minister  des  Innern  und  der  französische 
Kriegsminister  angeordnet,  dass  bei  Malerarbeiten  in  öffentlichen  Gebäuden 
ihrer  Verwaltung,  soweit  möglich,  die  Verwendung  von  Bleiweiss  zu  ver- 
meiden und  dieses  durch  Zinkweiss  zu  ersetzen  ist.  Hiernach  scheint  der 
Ersatz  der  giftigen  Bleiweissfarbe  durch  Zinkweiss  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  gelungen  zu  sein. 

Dies  veranlasst  uns,  Sie  zu  ersuchen,  durch  die  Gewerbeaufsichts- 
und Kreisbaubeamten  feststellen  zu  lassen,  ob  in  den  letzten  Jahren  hin- 
sichtlich des  Ersatzes  von  Bleiweiss  durch  Zinkweiss,  Lithopon  oder 
andero  Farbmaterialien  Fortschritte  gemacht  worden  sind,  und  für  welche 
Maler-  und  Anstreicherarbeiten  die  Ausschliessung  der  Bleiweissfarbe  zur 
Zeit  technisch  und  wirtschaftlich  durchführbar  ist. 

Einem  Bericht  hierüber  sehen  wir  binnen  6  Monaten  entgegen. 

2.  Königreich  Württemberg. 

Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  April  1902  an  die 
Kgl.  Stadtdirektion  Stuttgart  und  an  die  Kgl.  Oberämter,  betreffend 
die  Naob Weisung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Axbeiterschute- 
bestimmungen  der  Gewerbeordnung.    (No.  7039.) 

Amtsblatt  des  Kgl.  Württembergischen  Ministeriums  des  Innern,  No.  10, 
S.  UM. 

Die  Gewerbeaufsichtsbeamten  haben,  zunächst  für  das  Jahr  1902,  ihren 
Jahresberichten  eine  Nachweisung  über  die  Bestrafungen  wegen  Zuwider- 
handlungen gegen  die  Arbeiterschutzbestimmungen  der  Gewerbeordnung 
und  der  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  vom  Bundesrat  erlassenen  Be- 
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Stimmungen  unter  Hervorhebung  der  wesentlichen  Thatbestandsmerkmale 
der  Einzelfalle,  der  verletzten  Bestimmungen  und  des  sachlichen  Kerns 
der  Entscheidungen  aufzustellen.  Um  dieselben  hierzu  in  den  Stand  zu 
setzen,  werden  die  Kgl.  Stadtdirektion  in  Stuttgart  und  die  Kgl.  Ober- 
amter  beauftragt,  den  zuständigen  Gewerbeanfsichtsbeamten  (zu  vergl. 
Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  3.  November  1893,  betreffend 
die  Gewerbeinspektion,  Reg.-Bl.  S.  297)  bis  zum  15.  Januar  1903  von 
samtlichen  im  Jahr  1902  seitens  des  Bezirksamtes  erlassenen  Strafver- 
fügungen auf  Grund  der  §§  148  Ziff.  9,  10,  11,  12,  13,  149  Ziff.  7  und 
150  Ziff.  1,  2,  4,  5,  sowie  von  den  im  Beschwerdeweg  seitens  der  Kreis- 
regierungen getroffenen  Entscheidungen  dadurch  Mitteilung  zu  machen, 
dass  in  einer  Nachweisung  bezüglich  jeder  einzelnen  Strafverfügung  an- 
gegeben werden: 

1)  die  Art  des  Betriebes  und  die  Stellung  des  Beschuldigten  im 
Betrieb, 

2)  der  Gegenstand  der  Zuwiderhandlung  nach  der  Anzeige, 

3)  der  Inhalt  der  Entscheidung  des  Bezirksamtes  (Geld-  und  event. 
Haftstrafe  oder  Einstellung  des  Verfahrens), 

4)  der  Inhalt  der  Beschwerdeentscheidung  der  Kreisregierung, 

6)  der  Gegenstand  der  Zuwiderhandlung  nach  der  letzten  thatsäch- 
lichen  Feststellung, 

6)  die  verletzten  Vorschriften  (Schutz-  und  Strafbostimmung,  z.  B. 
§§  134e  Abs.  1,  148,  Abs.  1  Ziff.  12  G.O.)  nach  der  letzten  verurteilenden 
Entscheidung, 

7)  Angabe,  ob  die  Entscheidung  rechtskraftig  ist  oder  nicht. 
Strafverfügungen,  gegen  welche  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung 

erhoben  worden  ist,  sind  in  die  Nachweisung  nicht  aufzunehmen. 

Soweit  bei  einem  Oberamt  Anzeigen  der  in  Frage  stehenden  Art 
nicht  anhängig  geworden  sind,  ist  bis  zum  15.  Januar  1903  dem  zu- 
ständigen Gewerbeaufsichtsbeamten  eine  Fehlanzeige  einzureichen. 

3.  Sachsen-Altenburg. 

Bekanntmachung,  vom  18.  März  1902.  (Amts-  und  Nachrichtsblatt. 
No.  33,  S.  299.) 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  in  §  üb'  bis  fJ3  des  Baugesetzes 
für  die  Dörfer  vom  14.  Januar  1901  und  Art.  19  der  Ausführungsverordnung 
dazu  vom  23.  August  1901  wird  zum  Schutze  der  Bauarbeiter 
hiermit  Nachstehendes  angeordnet: 

1)  Auf  dem  Bauplatz  und  in  den  Unterkunftsraiunen  sind  die  Unfall- 
verhütungsvorschriften für  Arbeiter  und  Arbeitgeber  der  Baugewerks- 
Berufsgenossenschaft  und  derjenigen  bei  dem  Bau  in  Betracht  kommenden 
Berufsgenossenschaften,  deren  Betriebe  als  Nebenbotriebe  der  Bangewerks- 
Berufsgenossenschaften  angehören,  so  anzuschlagen,  dass  sie  jedem  Arbeiter 
zugänglich  sind. 

2)  Am  Strasseneingaug  des  Bauplatzes  ist  in  dauernd  leserlicher 
Schrift  ein  Anschlag  anzubringen,  welcher  den  Stand,  den  Familiennamen 
und  wenigstens  einen  ausgeschriebenen  Vornamen,  sowie  Namen  uud 
Wohnort  oder  die  eingetragene  Finna  nebst  Niederlassungsort  des  Bau- 
herrn, Bauleiters  und  Bauausführenden,  sowie  Namen  und  Wohnort  der 
Vertrauensmänner  der  beteiligten  Berufsgenossenschaften  enthalten  inuss. 
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3)  Vom  1.  November  bis  31.  Marz  dürfen  bei  Neubauten  oder  bei 
Umbauten,  Ausbauarbeiten,  im  Innern,  insbesondere  Zimmerer-,  Tischler-, 
Maler-,  Stuckateur-,  Putzer-  und  Töpferarbeiten  nur  dann  ausgeführt  werden, 
wenn  die  Räume,  in  denen  gearbeitet  wird,  durch  Fenster  und  Thüren 
verschliessbar  sind.  Die  nur  vorläufige  Anbringung  derartiger  Verschlüsse 
ist  für  genügend  zu  erachten. 

4)  Das  Arbeiten  in  Räumen  mit  offener  Koksfeuerheizung  ist  verboten. 
Räume,  in  denen  Koksfeuer  brennen,  sind  gegen  andere,  in  denen  gearbeitet 
wird,  dicht  abzuschli  essen.  Sie  dürfen  nur  vorübergehend  von  den  die 
Kokskörbe  beaufsichtigenden  Personen  betreten  werden. 

5)  Arbeiterinnen  dürfen  nur  auf  solchen  Gerüsten  Beschäftigimg  finden, 
deren  Stockwerke  durchaus  dicht  mit  Brettern  belegt  und  untereinander 
nicht  durch  Leitern,  sondern  durch  schiefe  Ebenen  verbunden  sind. 

Die  nachstehenden  Bestimmungen  unter  Ziffer  (j  bis  i»  finden, 
Anwendung,  wenn  einschliesslich  der  Poliere  und  Lehrlinge  10  oder 
mehr  Personen  zur  Zeit  der  Rohbauausführung  gleichzeitig  auf  dem 
Bau  beschäftigt  sind ;  während  der  Rohbauausführeng  vorübergehend 
beschäftigte  Arbeiter,  wie  Zimmerleute  und  dergleichen,  werden  nicht 
in  diese  Zahl  eingerechnet. 
(>)  Es  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  ausreichende,  don  Anforderungen  der 
Gesundheitspflege  und  des  Anstand»  entsprechende  Bedürfnisanstalten  für 
die  Arbeiter  angelegt  werden  und  zwar  in  solcher  Zahl,  dass  ein  Abort 
für  höchstens  25  Personen  dient.    Werden  auf  einem  Baue  Arbeiterinnen 
beschäftigt,  so  ist  für  sie  ein  besonderer  Abort  anzulegen.  Die  Aborte  müssen 
derart  eingerichtet  sein,  dass  von  aussen  nicht  hineingesehen  werden  kann. 
Erforderlichen  Falls  sind  vor  den  Thüren  Blendon  anzubringen.    Für  die 
Aborte  dürfen  keine  durchlässigen  Gruben  angelegt  werden,  sondern  es 
müssen  entweder  die  Aborte  an  vorhandene   vnrschriftsinässige  Gruben 
angeschlossen  werden,  oder  es  müssen  wasserdichte  Tonnen,  die  nach  Bedarf 
rechtzeitig  fortzuschaffen  und  durch  leere,  mittelst  Kalkanstrichs  desinficierte 
Tonnen  zu  ersetzen  sind,  aufgestellt  werden.    Die  Tonnen  sind  durch  Sitz 
imd  Stossbretter  zu  verdecken. 

7)  Zur  Unterkunft  für  die  Arbeiter  bei  ungünstiger  Witterung  und 
in  den  Ruhepausen  sind  Räume  zu  beschaffen,  die  im  Mittel  mindestens 
*2,20  m  im  Lichten  hoch,  mit  Wändon  umschlossen  und  mit  einem  Dache 
versehen  sind,  und  deren  Grundflache  derart  bemessen  sein  muss,  dass  auf 
jeden  am  Bau  dauernd  beschäftigten  Arbeiter  eine  Fläche  von  wenigstens 
0,75  qm  entfällt.  Der  betreffende  Raum  muss  einen  feston  Fussboden 
haben  und  auf  besonderes  Erfordern  der  Baupolizeibehörde  vom  15.  Oktober 
bis  15.  Marz  heizbar  sein.  Für  die  dauernd  auf  dem  Bau  beschäftigten 
Arbeiter  sind  in  den  Unterkunftsräumen  Sitzplatze  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Baumaterialien  irgend  welcher  Art  dürfen  in  diesen  Räumen  nicht  gelagert 
werden.  Werden  auf  einem  Baue  mehr  als  5  Arbeiterinnen  beschäftigt, 
so  ist  für  sie  ein  besonderer  Unterkunftsranm  zu  beschaffen. 

8)  Bereitet  in  dicht  bebauten  Ortsteilen  die  Herstellung  besonderer 
Unterkunftsräume  unverhältnismässige  Schwierigkeiten,  so  kann  mit  Ge- 
nehmigung der  Baupolizeibehörde  auch  in  anderer  Weise  für  die  nötige 
Unterkunft  gesorgt  werden.  Auf  Schankwirtschafton  dürfen  die  Arbeiter 
jedoch  nur  dann  verwiesen  werden,  wenn  ihnen  der  Aufenthalt  darinnen 
auch  ohne  Entnahme  von  Speisen  oder  Getränken  gestattet  wird. 

ih  Die  Unterkunftsräume  für  die  Arbeiter  und  die  Aborte  sind  genügend 
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zu  erbellen  und  stets  in  reinlichem  Zustande  zu  erhalten.  Li  dem  Unter- 
kunftsraume  muss  die  Adresse  des  nächsten  Arztes  an  leicht  sichtbarer 
Stelle  ausgehängt  sein.  Auch  ist  Verbandmaterial  vorrätig  zu  halten  und  zum 
Schutze  gegen  Verunreinigung  und  Witterungseinflüsse  zweckentsprechend 
aufzubewahren.  Der  Aufbewahrungsort  ist  den  Arbeitern  bekannt  zu  geben. 

Die  Durchführung  dieser  Anordnungen  und  der  Unfallverhütungs- 
vorschriften liegt  dem  Bauherrn  und,  wenn  dieser  die  Arbeiten  einem  Unter- 
nehmer übertragen  hat,  dem  Bauunternehmer  ob. 

Bauherr  und  Bauunternehmer  haben,  wenn  sie  vom  Bau  abwesend 
sind,  einen  oder  mehrere  Arbeiter  (Vorarbeiter)  mit  der  Durchführung  zu 
beauftragen. 

4.  Freie  und  Hansestadt  Hamburg. 

Vorschriften  für  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler.    Vom  30.  April  1002. 

Auf  Grund  des  §  38,  Abs.  1,  3  der  Gewerbeordnung  wird  Uber  den 
Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  sowie  über  den  Geschäfts- 
betrieb der  Gesindevermioter  und  Stellenvermittler  im  Hamburgischen 
Staatsgebiet  Nachstehendes  bestimmt: 

§  1.  Wer  das  Geschäft  eines  Gesindevermieters  oder  Stellen  Ver- 
mittlers betreiben  will,  bedarf  dazu  der  Erlaubnis.  Diese  ist  zu  versagen, 
wenn  Thateachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden 
in  Bezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  darthun.  Die  Erlaubnis 
wird  für  den  städtischen  Polizeibezirk  von  der  Polizeibehörde,  für  das 
übrige  Stadtgebiet,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Ritzebüttel,  von  der  zu- 
ständigen Landherrenschaft  und  für  das  Amt  Ritzebüttol  von  dem  Amts- 
verwalter erteilt. 

§  2.  Die  Erlaubnis  kann  zurückgenommen  werden,  wenn  die  Un- 
richtigkeit der  Nachweise  dargethan  wird,  auf  Grund  deren  solche  erteilt 
worden  ist,  wenn  und  solange  dem  Inhaber  der  Erlaubnis  die  bürger- 

7  CT  CT 

liehen  Ehrenrechte  aberkannt  sind,  oder  wenn  aus  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen des  Inhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften,  welche  bei 
der  Erteilung  der  Erlaubnis  vorausgesetzt  werden  mussten,  klar  erhellt. 

Gesindevennietern  und  Stellenvermittlern,  welche  vor  dem  1.  Ok- 
tober 1900  den  Gewerbebetrieb  begonnen  habon,  kann  derselbe  untersagt 
werden,  wenn  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Ge- 
werbetreibenden in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  darthun. 

§  3.  Inwiefern  für  die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  eine 
Stellvertretung  zulässig  ist,  hat  in  jedem  einzelnen  Füll  dio  Behörde  zu 
bestimmen,  welcher  dio  Erlaubniserteilung  zusteht. 

Dio  Beschäftigung  von  Hilfspersonal  (Gehilfen,  Lehrlingen,  Agenten), 
einschl.  der  Familienangehörigen,  ist  nur  mit  Erlaubnis  der  Behörde  ge- 
stattet. Diese  Erlaubnis  darf  nur  für  solche  Personen  erteilt  werden, 
welche  für  den  Geschäftsbetrieb  die  erforderliche  Zuverlässigkeit  besitzen ; 
sie  kann  jederzeit  ohne  Angabe  von  Gründen  widerrufen  werden. 

§  4.  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  haben  ihren  Familien- 
namen mit  mindestens  einem  ausgeschriebenen  Vornamen  nebst  dem  un- 
verkürzten Zusatz:  „Gesindevermieter  „Stellen  vermittlet,  „Theater- 
agent*' oder  „Heuerbaas"  in  deutlich  lesbarer  Schrift  an  der  Aussen- 
seite  oder  am  Eingange  dos  Geschäftslokales  anzubringen  und  diese  Be- 
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Zeichnungen  sowie  die  genaue  Adresse  auch  den  Anzeigen  in  den  Zeitungen, 
Reklamezetteln  u.  s.  w.  hinzuzufügen.  Die  Anwendung  der  Bezeichnung 
„konzessioniert"  oder  ähnlicher  Bezeichnungen  sowie  wahrheitewidrige  An- 
gaben über  Zahl  und  Art  der  offenen  Stellen  oder  der  stellungsuchenden 
Personen  sind  verboten. 

§  5.  Jede  Verlegung  des  Geschäftslokales  und  die  Einstellung  des 
Geschäftsbetriebes  ist  der  Behörde  sofort  anzuzeigen. 

§  6.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet, 
Geschäftsbücher  zu  führen.  Die  Bücher  müssen  dauerhaft  gebunden 
sowie  mit  fortlaufenden  Seitenzahlen  versehen  sein  und  sind,  bevor  sie  in 
Gebrauch  genommen  werden,  der  Behörde  zur  Prüfung  und  Beglaubigung 
einzureichen.  In  den  Büchern  dürfen  weder  Rasuren  vorgenommen,  noch 
Eintragungen  uuleserlich  gemacht  werden. 

§  7.  Die  dem  Gesinde  Vermieter  oder  Stellenvermittler  erteilten  Auf- 
träge sind  sämtlich  im  Laufe  des  Tages,  an  welchem  sie  eingehen,  in  der 
Reihenfolge  des  Einganges  unter  fortlaufenden  Nummern  nach  Massgabe  der 
in  den  Anlagen  vorgesehenen  Rubriken  vollständig  einzutragen.  Ueber 
die  Erledigung  der  Aufträge  sind  sofort  neben  der  ersten  Eintragung  in 
den  entsprechenden  Spalten  die  weiteren  Vormerke  zu  machen.  Für  die 
Buchführung  und  die  Ausstellung  der  Ausweise  seitens  der  Theateragenteu 
können  von  der  Behörde  Abweichungen  von  den  betreffenden  Bestimmungen 
zugelassen  werden. 

§  8.  Geschäftsbücher,  welche  nicht  mehr  benutzt  werden  sollen,  sind 
unter  Angabe  des  Datums  abzuschliesseu  und  der  Behörde  zur  Bestätigung 
des  Abschlusses  vorzulegen.  Nach  dem  Abschluss  dürfen  weitere  Ein- 
tragungen in  die  Geschäftsbücher  nicht  gemacht  werden.  Dasselbe  gilt, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb  eingestellt  wird.  Die  Bücher  sind  nach  dem 
Abschluss  zwei  Jahre  lang  aufzubewahren. 

§  9.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  haben  sorgfältige 
Erkundigungen  über  die  Dienstverhältnisse  der  Dienstberechtigten  und 
der  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  einzuziehen.  Es  ist  ihnen  verboten, 
einer  im  Hamburgischon  Staatsgebiete  wohnhaften  Person,  die  nicht  durch 
polizeilichen  Meldeschein  legitimiert  ist,  sowie  einer  Person,  von  der  sie 
wissen  oder  den  Umständen  nach  annehmen  müssen,  dass  sie  noch  einem 
anderen  Dienstberechtigten  verpflichtet  ist,  für  die  Zeit  ihrer  Verpflichtung 
eine  Stelle  zu  vermitteln.  Die  nicht  auf  hamburgischem  Gebiete  wohnenden 
Personen  haben  sich  durch  Abzugsattest  oder  durch  sonstige  behördliche 
Papiere  zu  legitimieren.  Die  Legitimationspapiere  sind  bei  jedem  Auf- 
trage vorzulegen. 

Ammen  darf  ein  Dienst  nur  dann  vermittelt  werden,  wenn  das  im 
§  4  der  Dienstboten-Ordnung  vom  7.  Dezember  1898  vorgeschriebene 
ammenärztliche  Attest  vorgelegt  wird. 

§  10.  Die  Gesinde  Vermieter  und  Stellenvermittler  haben  sofort  Uber 
jede  Vermietung  oder  Vermittelung  sowohl  dem  Dionstberechtigten  als 
auch  dem  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  einen  Ausweis  auszustellen. 

§  11.  Hat  der  Gesindevermieter  oder  Stellenvermittler  einem  Dienst- 
berechtigten gegenüber  die  Gewähr  für  bestimmte  Eigenschaften  des  zur 
Dienstleistung  Verpflichteten  übernommen  und  stellt  sich  heraus,  dass  der 
zur  Dienstleistung  Verpflichtete  die  Eigenschaften  nicht  besitzt,  so  hat 
der  Gesindevermieter  oder  Stellenvermittler  auf  Verlangen  des  Dieiist- 
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berechtigten  die  Vermittolnngsgebühr  zurückzuzahlen.  Das  Gleiche  gilt, 
wenn  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  die  Stelle  nicht  antritt. 

Hat  der  Gesindevermieter  oder  Stellenvermittler  dem  zur  Dienst- 
leistung Verpflichteten  bestimmte  Eigenschaften  der  ihm  zugewiesenen 
Stellung  zugesichert  und  ergiebt  sich  die  Unrichtigkeit  dieser  Zusicherungen, 
so  hat  er  auf  Verlangen  des  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  die  Ver- 
mittelungsgebühr  zurückzuzahlen. 

Die  Ansprüche  können  nur  binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Zeitpunkte, 
an  welchem  der  zur  Dienstleistung  Vorpflichtete  den  Dienst  angetreten 
hat  oder  hatte  antreten  müssen,  geltend  gemacht  werden. 

Den  Gesindevemiieteru  und  Stellenvermittlern  ist  es  untersagt,  die 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  durch  Vertrag  auszuschliessen. 

§  12.  Der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  hat  sich  jeder 
Einwirkung  auf  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  (Gesinde,  Arbeiter  u.  s.  w.) 
dahin,  dass  diese  ihre  Stellung  mit  einer  anderen  vertanschen,  zu  ent- 
halten. Ebenso  ist  ihm  jede  Einwirkung  auf  Dienstberechtigte  wegen 
Entlassung  von  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  untersagt. 

§  13.  Die  Vorenthaltung  von  Dienstbüchern,  Meldescheinen  oder 
sonstigen  Legitimationspapieren  und  Zeugnissen  der  Stellensuchenden, 
sowie  die  Ausübung  eines  Zurückbehaltungs-  oder  Pfandrechts  an  Gegen- 
standen ,  die  bei  Anlas»  der  Stellenvermittelung  in  den  Besitz  des  Ge- 
sindevennieters oder  Stellenvermittlers  gelangt  sind,  ist  verboten. 

§  14.  Den  Gesindevermiotern  und  Stellenvermittlern,  sowie  ihrem 
Hilfspersonal,  einschliesslich  der  Familienangehörigen,  ist  das  Aufsuchen 
von  Aufträgen  ausserhalb  ihrer  Geschäftsräume  und  jede  Gesehäftsthätig- 
keit  auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  an  anderen  öffent- 
lichen Orten  (Schankstuben,  Vcrgnügungsorten,  offenen  Läden,  Bahnhöfen, 
Eisenbahnzügen  u.  s.  w.)  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde  gestattet. 

§  15.  Den  Gesindevormietorn  und  Stellenvermittlern  ist  die  gleich- 
zeitige Ausübung  des  Gast-  und  Schankwirtschaftgewerbes,  der  Handel 
mit  Bekleidung»-  und  sonstigen  Ausrüstungsgegenständen  und  das  Ge- 
schäft eines  Heiratsvermittlers  untersagt ;  auch  dürfen  sie  Stellensuchendo 
nicht  bei  sich  in  Kost  oder  Logis  nehmen  oder  für  ihre  Rechnung  bei 
dritten  Personen  in  Kost  oder  Logis  geben.  Das  Gesindevermieter-  und 
Stellenvermittlergeworbo  darf  ferner  nicht  in  solchen  Lokalen,  in  welchen 
eines  der  vorgenannten  Gewerbe  ausgeübt  wird,  noch  in  Nebenräumen, 
die  mit  diesen  Lokalen  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen,  betrieben 
werden. 

Gesindevermietem  und  Stellenvermittlern,  welche  zur  Zeit  des  Er- 
lasses dieser  Vorschriften  ihr  Gewerbe  in  einer  den  vorstehenden  Be- 
stimmungen zuwiderlaufenden  Weise  betreiben,  kann  seitens  der  Behörde 
eine  Frist  zur  Beseitigung  des  vorschriftswidrigen  Zustandes  gegeben 
werden. 

§  16.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet, 
das  Verzeichnis  der  von  ihnen  für  ihre  gewerblichen  Leistungen  auf- 
gestellten Taxen  der  Behörde  einzureichen  und  in  ihren  Geschäftsräumen 
an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  anzuschlagen.  Diese  Taxeu  dürfen 
zwar  jederzeit  abgeändert  werden,  bleibon  aber  so  lange  in  Kraft,  bis  die 
Abänderung  der  Behörde  angezeigt  und  das  abgeänderte  Verzeichnis  in 
den  Geschäftsräumen  angeschlagen  ist. 
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Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind  ferner  verpflichtet, 
dem  Stellesuchenden  vor  Abschluss  des  Vermittelungsgeschäfts  die  für 
ihn  zur  Anwendung  kommende  Taxe  mitzuteilen.  Wird  die  Gebühr  von 
dem  Dienstberechtigten  entrichtet,  so  ist  auch  diesem  die  Taxe  vorher 
mitzuteilen. 

Neben  den  Vermietungs-  bezw.  Vermittelungsgebühren  dürfen  Kosten 
nicht  berechnet  oder  entgegengenommen  werden.  Die  Erstattung  barer 
Auslagen  darf  nur  insoweit  gefordert  werden,  als  ihre  Verwendung  auf 
Verlangen  des  Auf traggebe rs  erfolgt  ist  und  nachgewiesen  werden  kann. 

Gebühren  und  sonstige  Vergütigungen  dürfen  nur  nach  Erledigung 
des  Auftrages  erhoben  werden,  insbesondere  ist  die  Erhebung  eines  Ein- 
schreibegeldes bei  Annahme  des  Auftrages  verboten.  Die  Erstattung  barer 
Auslagen  kann  alsbald  nach  ihrer  Verwendung  gefordert  werden. 

§  17.  Das  Verzeichnis  der  Taxen  ist  in  zwei  gleichlautenden  Exem- 
plaren einzureichen,  von  denen  das  eine  im  Besitz  der  Behörde  verbleibt, 
während  das  andere  nach  behördlicher  Abstempelung  zurückgegeben  wird. 
In  gleicher  Weise  ist  bei  jeder  Aenderung  des  Verzeichnisses  zu  ver- 
fahren. 

Die  in  dem  Verzeichnis  bestimmten  Sätze  müssen  in  deutlicher  und 
erschöpfender  Weise  angeben ,  von  wem ,  für  welche  Leistungen  ,  wann 
und  in  welcher  Höhe  Gebühren  zu  entrichten  sind.  Bei  der  Berechnung 
müssen  die  Gebühren  von  Forderungen  für  andere  Leistungen  oder  Liefe- 
rungen getrennt  gehalten  werden. 

§  18.  Die  Gesindevermieter  und  Stelionvermittler  haben  ein  Exemplar 
dieser  Vorschriften  in  ihrem  Geschäftslokale  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  auszuhängen. 

§  19.  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet, 
den  zuständigen  Beamten  auf  Verlangen  ihre  Geschäftsbücher  und  die 
gesamten  auf  den  Gewerbetrieb  bezüglichen  Schriftstücke  vorzulegen  und 
zu  verabfolgen,  sowie  jede  gewünschte  Auskunft  über  den  Geschäftsbetrieb 
wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 

§  20.  Zuwiderhandlungen  worden  gemäss  §  147,  Ziffer  1,  §  148, 
Ziffer  4a,  8  und  §  110,  Ziffer  7a  der  Gewerbeordnung  bestraft. 

Sind  polizeiliche  Vorschriften  von  dem  Stellvertreter  bei  Ausübung 
des  Gewerbes  übertreten  worden,  so  trifft  die  Strafe  den  Stollvertreter. 
Der  Vertretene  ist  neben  dem  Vertreter  strafbar,  wenn  die  Uebertretung 
mit  seinem  Vorwissen  begangen  ist,  oder  wenn  er  bei  der  nach  den  Ver- 
hältnissen möglichen  eigenen  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  bei  der 
Auswahl  oder  der  Beaufsichtigung  des  Vertreters  es  an  der  erforderlichen 
Sorgfalt  hat  fehlen  lassen.  Ist  an  eine  solche  Uebertretung  der  Verlust 
der  Erlaubnis  geknüpft,  so  findet  derselbe  auch  als  Folge  der  von  dem 
Stellvertreter  begangenen  Uebertretung  statt,  wenn  diese  mit  Vorwissen 
des  Vertretenen  begangen  worden.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  ist  der 
Vertretene  bei  Verlust  der  Erlaubnis  verpflichtet,  den  Stellvertreter  zu 
entlassen. 

§  21.  Diese  Vorschriften  treten  mit  dem  1.  Mai  1902  in  Kraft. 
Mit  demselben  Tage  werden  die  Reglements  für  die  Gesindevermieter  vom 
1.  Mai  1881  und  für  die  Stellenvermittler  vom  10.  März  1893  aufge- 
hoben. 


Digitized  by  Google 


—   2(31  - 


c.  Bekanntmachungen  des  ReichsYersicherungsamtes. 

1.  Bekanntmachung  des  Reichsversicherungsamtes,  betreffend  die 
Entrichtung  der  gemäss  §  4,  Abs.  2,  Satz  2  des  Invalidenversioherungs- 
gosetzea  zu  zahlenden  Betrage.    (Vom  31.  März  11)02.) 

Auf  Grund  des  §  4,  Abs.  2  des  InvalidenverHicherungsgesetzes  werden  an  Stelle 
der  Bekanntmachung  vom  23.  März  1901  (Amtliche  Nachrichten  des  R.V.A.  1901 
S.  36j,  Reichs-  und  Königlich  Preussischer  Staatsanzeiger  No.  75  vom  28.  März  11)01  j 
folgende  Bestimmungen  erlassen:  1)  Jeder  Arbeitgeber,  welcher  Ausländer  beschäftigt, 
die  nach  dem  Bundesratsbeschluss  vom  21.  Februar  1901  (Centralblatt  für  das  Deutsche 
Reich,  6.  78)  von  der  Versichcnmgspflicht  befreit  sind,  hat  dies  binnen  3  Tagen 
nach  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Vorstände  der  Versicherungsanstalt  anzuzeigen. 

2)  Der  Vorstand  übersendet  dem  Arbeitgeber  ein  Muster  für  eine  von  diesem  auf- 
zustellende Nachweisung,  in  deren  Spalten  folgende  Eintragungen  vorgesehen  sein 
müssen :  a)  Vor-  und  Familienname  des  Arbeiters,  b)  falls  der  Arbeiter  noch  nicht 
1*»  Jahre  alt  ist,  Jahr  und  Tag  der  Geburt,  c)  Beginn  und  Dauer  der  Beschäftigung, 
dj  die  Angabe,  ob  der  Arbeiter  über  das  laufende  Halbjahr  hinaus  weiter  beschäftigt 
wird.  Das  Muster  soll  ferner  an  geeigneter  Stelle  einen  Hinweis  auf  die  Straf- 
bestimmungen des  S  17ö  Abs.  1  und  2  des  Invalidenversichcrungsgesetzes  enthalten. 

3)  Der  Arbeitgeber  hat  dieses  Muster  für  das  laufende  Halbjahr  (vom  1.  Januar  bi* 
zum  30.  Juni  oder  vom  1.  Juli  bis  zum  31.  Dezember)  auszufüllen  und  bis  zum  1.  August 
bezw.  1.  Februar  dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  einzusenden.  4)  Der  Vorstand 
prüft  die  Nachweisung,  stellt  den  danach  zu  entrichtenden  Betrag  fest  und  fordert 
den  Arbeitgeber  unter  gleichzeitiger  Mitteilung  der  Unterlagen  dieser  Berechnung  (Zahl 
der  Arbeiter  undBeitragswocheu,  Höhe  der  Beiträge)  auf,  den  Betrag  an  die  Versicherungs- 
anstalt auf  deren  Kosten  einzusenden.  Die  Verwendung  von  Beitragsmarken  zum 
Zwecke  der  Zahlung  ist  unzulässig.  f>)  Bei  Fortdauer  der  Beschäftigung  finden  Ziffer 
2  und  3  entsprechende  Anwendung.  0)  Für  die  Zeit  bis  zum  1.  Juli  1902  bleibt  es 
dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  überlassen,  nach  den  bisher  geltenden  Be- 
stimmungen vom  23.  März  1901  zu  verfahren. 

2.  Nachtrag  su  den  Unfallverhütungsvorsohriften  der  Bekleidungs- 
industrie-Berufsgenossenschaft. 

Beschlossen  von  der  Genossenschaft« -Versammlung  zu  Leipzig:  am 
17.  Juni  1D01 ,  genehmigt  den  15.  Februar  1^02  durch  das  Reichs- 
vorsicherungsamt,  Abteilung  für  Unfallversicherung  1 1. 

1.  An  die  Stelle  des  $21  der  Abteilung  A  der  Unfall  Verhütungs- 
vorschriften tritt  folgende  Bestimmung: 

Die  Arbeitsmaschinen  sind  mit  ziveckentsprechenden  Schutzvorrichtungen 
xu  verschen,  insbesondere  gilt  dies  für  Stanzmaschinen,  Excenterprcssen,  Walz  • 
und  Wringmaschinen,  Dampfmangeln  und  PlättmascJiinen,  sowie  für  Wölfe, 
JReiss- und  Krempelmaschinell.  [4?  21.  Die  Arbeitsnmschinen  sind  möglichst 
mit  Schutzvorrichtungen  zu  vorsehen.] 

2.  §  27  der  Abteilung  A  der  Unfallverhütungsvorschriften  erhält 
folgenden  Zusatz: 

Die  Lieferung  des  Aushanges  in  der  erforderlicJien  Anzahl  an  die  Unter- 
nehmer erfolgt  auf  deren  Antrag  unentgeltlich  durch  den  Genossenschaft  s- 
vorstand. 

3.  An  Stelle  dos  §  30  der  Abteilung  A  der  Unfallverhütungsvor- 
sohriften tritt  folgende  Bestimmung  : 

Genossenschaftsmitglieder,  welche  den  Unfallverhütungsvorschriften  zuwider- 
handeln, können  vom  Genosscnschaßs -Vorstande  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
1000  M.  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  zu  einer  höheren  Gefahrenklasse  rer- 

1)  Die  neu  hinzutretenden  Vorschriften  sind  l:nr*iv,  die  aufgehobenen  in  L  ^tdnirkt. 
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anlagt  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  be- 
finden, mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beiträge  belegt  werden 
/J?  112  Abs.  1  Ziffer  1  und  §  116  des  Gewerbe-UnfaMversicherungsgesetzes  vom 
30.  Juni  1900).  [§  30.  Zuwiderhandlungen  gegen  vorstehende  Vorschriften 
ziehen  nach  Ermessen  des  Genossenschafts-Vorstandes  die  Veranlagung 
des  Beüiebes  zu  einer  höheren  Gefahrenklasse  oder,  falls  sich  der  Betrieb 
schon  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befindet,  Zuschläge  bis  zum  doppelten 
Betrage  der  Beitrage  nach  sich.  (§  78  Abs.  1  Ziffer  1  und  §  80  Abs.  1 
des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884.)] 

4.  Der  §  20  der  Abteilung  B  der  Unfallverhütungsvorschriften  erhält 
folgende  Fassung: 

Versicherte  Personen,  welche  den  vorstehenden  Bestimmungen  zuwider- 
handeln oder  die  im  Betriebe  vorhandenen  Schutzvorrichtungen  niclit  benutzen, 
missbrauchen,  eigenmächtig  entfernen  oder  absichtlich  beschädigen,  können  von 
deni  Vw stände  der  Betriebskrankenkasse  oder  von  der  Ortspolizeibehörde  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  6  M.  ($  112  Abs.  1  Ziffer  2  und  §  116  des  Gewerbe- 
Unfaüver Sicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900)  belegt  werden. 

Die  Geldstrafen  fliessen  in  die  Krankenkasse,  welcher  der  zu  ilirer  Zahlung 
Verpflichtete  zur  Zeit  der  Zuwiderhandlung  angehört  oder,  wenn  er  keiner 
Krankenkasse  angehört,  in  die  Kasse  der  Gemeinde- Krankenversicfierung  des 
Beschäftigungsorts  ($  154  Abs.  1  des  Gewerbe-T'nfallver Sicherungsgesetzes  vom 
30.  Juni  1900).  [t?  20.  Versicherte  Personen,  welche  den  vorstehenden 
Bestimmungen  zuwiderhandeln  oder  die  im  Betriebe  vorhandenen  Schutz- 
vorrichtungen nicht  benutzen,  missbrauchen,  eigenmächtig  entfernen  oder 
absichtlich  beschädigen,  verfallen  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  6  M.  <§  78 
Abs.  1  Ziffer  2  und  §  80  Abs.  1  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom 
6.  Juli  1884.  )  Die  Geldstrafen  fliessen  in  die  Krankenkasse,  welcher  der 
zu  ihrer  Zahlung  Vorpflichtete  zur  Zeit  der  Zuwiderhandlung  angehört. 
(§  80  Abs.  2  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884.)] 

5.  Der  §  21  der  Abteilung  B  der  Unfallverhütungsvorschriften  erhält 
folgende  Fassung: 

Wer  vorsätzlich  einen  Unfall  herbeiführt,  hat  ausser  der  strafrechtlichen 
Verfolgung  den  Wegfall  jeder  Entschädigung  für  sich  oder  seitie  Hinterbliebenen 
zu  gewärtigen  (§  8  des  Gewerbe-  Unfallversicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900). 
[4J  21.  Wer  vorsätzlich  einen  Unfall  herbeiführt,  hat  ausser  der  straf- 
rechtlichen Verfolgung  den  Wegfall  jeder  Entschädigung  für  sich  oder 
seine  Hinterbliebenen  zu  gewärtigen.  (§  5  Abs.  7  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes vom  0.  Juli  1884.)] 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

'Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.) 

Gesetz  vom  27.  April  1902,  betr.  die  Errichtung  von  Berufs* 
Genossenschaften  der  Landwirte,  lleichsgesetzblatt,  XL.  Stück,  S.  265. 
iVgl.  Parlamentarische  Arbeiten  II,  21,  3t*,  12.) 

$  1.  Geuossenschaftssprengel.  Xach  Massgabe  dieses  Gesotzes 
und  der  auf  Grund  desselben  zu  erlassenden  Landesgesetze  wird  in  der 
Regel  in  jedem  Gerichtsbezirke  eine  Berufsgenossenschaft  der  Landwirte 
für  diesen  Bezirk  und  in  jedem  Lande  eine  solche  für  den  Bereich  des 
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Landes  errichtet.  Diese  Genossenschaften  führen  die  Bezeichnung  Bezirks- 
nnd  Landesgenossenschaften  der  Landwirte. 

[Befugnis  der  Landesgesetzgebung  zur  Beschränkung  der  Genossen  - 
schaftsbildung  auf  einzelne  Landesteile  und  zum  Erlass  von  Bestimmungen, 
nach  welchen  in  dem  betreffenden  Lande  oder  in  einzelnen  Teilen  dieses 
Landes 

a)  auch  Gemeindegenossenschaften  der  Landwirte  für  den  Bereich  einer 
oder  mehrerer  Ortsgemeinden  'Pfarrsprengel), 

b)  für  einen  Gerichtsbezirk  mehr  als  eine  Bezirksgenossenschaft  der 
Landwirte, 

c  )  für  zwei  oder  mehrere  Gerichtsbezirke  nur  eine  Bezirksgenossenschaft 
der  Landwirte, 

d)  mehrere  Landesgenosseuschaften  der  Landwirte  oder 

e)  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  für  einzelne  Gruppen  von 
Landwirten  (§  3,  alinea  4)  errichtet  werden. 

Festsetzung  von  Bestimmungen  durch  die  Landesgesetzgebung  Über 
die  Trennung  oder  Zusammenlegung  der  »Sprengel  bereits  errichteter 
Berufsgenossenschaften.] 

§  2.  Zweck.  Der  Zweck  dieser  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte besteht,  in  der  Verbesserung  der  sittlichen  und  materiellen  Verhält- 
nisse der  Landwirte  durch  Pflege  des  Gemeingeistes,  gegenseitige  Belehrung 
und  Unterstützung,  Erhaltung  und  Hebung  des  Standesbewusstseins  durch 
Vertretung  der  berufsständischen  Interessen  der  Genossen,  sowie  durch 
Förderung  der  wirtschaftlichen  Interessen  derselben. 

Mitglieder.  §  3.  Mitglieder  der  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte sind  in  der  Regel  alle  Eigentümer,  Nutzungseigentümer  und  Frueht- 
niesser  land-  oder  forstwirtschaftlicher  Liegenschaften,  die  weder  ausschliess- 
lich Annehmlichkeitszwecken  gewidmet  noch  im  Eisenbahnbuche  eingetragen 
sind.  Jeder  Eigentümer,  Nutzungseigentümer  und  Fruchtniesser  gehört 
jener  Berufs-  (Bezirks-,  Gemeinde-)  Genossenschaft  der  Landwirte  als 
Mitglied  an,  in  deren  Sprengel  die  in  seinem  Eigentum,  Nutzungsoigentum 
oder  Fruchtgenusse  befindlichen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Liegen- 
schaften gelegen  sind. 

Eigentümer,  Nutzungseigentümer  und  Fruchtniossor  von  Liegenschaften, 
welche  in  mehreren  Genossenschaftssprengeln  gelegen  sind,  sind  Mitglieder 
einer  jeden  für  die  betreffenden  Sprengel  gebildeten  Berufs-  Bezirks-, 
Gemeinde-)  Genossenschaft  der  Landwirte. 

[Vorbehalt  der  Landesgesetzgebung  bez.  der  näheren  Bestimmungen 
betr.  Umfang  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Liegenschaften  und 
Uebersteigen  eines  gewissen  Maximalausmasses  der  Fläche  oder  des  Ertrages.] 

§  4.  [Kompetenz  der  politischen  Bezirks-  und  in  letzter  Instanz  der 
politischen  Landesbehörde  betr.  die  Entscheidimg  der  dem  Eigentümer, 
Nutzungseigentümer  und  Fruchtniesser  einer  Liegenschaft  in  Gomässheit 
des  §  3  zukommenden  Mitgliedschaft. 

Die  Landesgesetzgebung  kann  darüber  Bestimmungen  treffen,  ob  vor 
diesen  Entscheidungen  die  autonomen  Behörden  oinzuvernehmen  sind.] 

§  5.  [Mitgliedschaft  der  Landesgenossenschaft  der  Landwirte.  Zu- 
gehörigkeit der  Bezirksgenossenschaften  und  allenfalls  errichteter  besonderer 
Berufsgenossenschaften  zu  den  Landesgenossenschaften.] 

§  6.  [Uebertragung  genossenschaftlicher  Rechte  und  Pflichten,  mit 
Ausnahme  der  stets   dem  Eigentümer    verbleibenden  Verpflichtung  zu 
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den  nach  diesem  Gesetze  an  die  Genossenschaft  zu  leistenden  Zahlnngen 
an  Pächter  oder  gemäss  §  1103  a.  b.  G.  B.  Nutzungsberechtigte  durch 
Landwirte.] 

Die  Landesgesetzgebung  kann  auch  bestimmen,  dass  die  im  Kontadinen- 
und  Kolonenverhaltnis.se  stehenden  Personen  als  Mitglieder  der  Berufs- 
genossenschaften zu  betrachten  sind. 

§  7.  Die  genossenschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  werden  für  pflege- 
befohlene  Eigentümer,  Nutzungseigentümer  und  Fruchtniesser  von  dem 
gesetzlichen  Vertreter,  für  juristische  Personen  von  einem  zu  bestellenden 
Bevollmächtigten,  für  mehrere  Miteigentümer,  Nutzungseigentümer  und 
Fruchtniesser  von  dem  aus  ihrer  Mitte  zu  wählenden  Vertreter  ausgeübt. 

$  8.  [Anzeigepflicht  der  in  Gemttssheit  der  (5  und  7  stattfindenden 
Vertretung,  sowie  jeder  Aenderung  dieses  Verhältnisses  an  die  Genossen- 
schaft.] 

4;  9.  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  o  r g  a  n  e.  [Die  Geschäfte  der  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte  werden  von  den  Genossenschaftsorganen  besorgt. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung,  die  Wahl  und 
die  Funktionen  der  Genossenschaftsorgane,  das  aktive  und  passive  Wahl- 
rocht der  Genossenschafter  und  deren  Stimmrecht  in  den  Genossenschafts- 
versammlungen bleiben  der  Landesgesetzgebnng  vorbehalten.] 

$  K  l.  Konstituierung  und  Statuten.  [Die  Bestimmungen  über 
die  Konstituierung  der  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte,  sowie  über 
die  Aufstellung  und  den  Inhalt  der  Genossenschaftsstatuten  bleiben  der 
Landesgesotzgobung  vorbehalten.] 

ij  11.  Wirkungskreis.  Der  Wirkungskreis  der  Berufsgonossen- 
schaften  der  Landwirte  ist  durch  den  im  §  2  festgesetzten  Zweck  derselben 
begrenzt. 

Grundsätzlich  ausgeschlossen  ist  die  Beteiligung  der  Berufsgenossen- 
schaften an  Erwerbsunternehmungen  was  immer  für  einer  Art,  somit  nament- 
lich die  Beteiligung  an  Erwerbs-  oder  Wirtschaftsgenossenschaften  oder 
Darlehenskassen  durch  Leistung  von  Beiträgen  oder  Uebernahme  von  An- 
teilscheinen oder  Haftungsverpflichtungen. 

Insbesondere  kommen  diesen  Genossenschaften  gemäss  den  durch  die 
Landesgesetzgebung  und  durch  das  Statut  festzustellenden  Bestimmungen 
folgende  Aufgaben  zu  : 

a)  die  Vermittlung  des  Ankaufes  der  von  den  Genossenschaftern  in 
ihrem  Betriebe  benötigten  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel ; 

b)  die  Vermittlung  des  Verkaufes  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
der  Genossenschafter,  insbesondere  auch  zur  Versorgung  des  Heeresbodarfes : 

c)  die  Anregung  zur  Bildung  und  Förderung,  sowie  die  Beaufsichtigung 
von  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  zur  Errichtung  von  Magazinen 
und  Speichern  für  die  Lagerung  und  den  gemeinsamen  Verkauf  landwirt- 
schaftlicher Produkte,  dann  zur  Errichtung  von  Kellereien,  Sennereien, 
Schlachthäusern,  Backhäusern  und  anderen  für  die  gemeinsame  Bearbeitung 
und  Verwertung  landwirtschaftlicher  Produkte  bestimmten  Unternehmungen ; 

d)  die  Anregung  zur  Bildung  und  Förderung  von  Genossenschaften 
und  sonstigen  Voreinigungen,  welche  sich  die  Pflege  der  Land-  oder  Forst- 
wirtschaft oder  die  sonstige  Hebung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Land-  oder  Forstwirte  zur  Aufgabe  stellen  : 

e)  die  Anregung  zur  Bildung  neuer  und  die  Förderung  oder  Vereinigung 
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bestehender  Darlehenskassen,  insbesondere  von  Raiffeisenkassen  behufs 
Pflege  des  Personal-  und  Lombard kredites ; 

f)  die  Vermittlung  zwischen  den  Genossenschaftern  und  den  Landes- 
Hypothekenbanken  bei  Aufnahme  unkündbarer,  dem  Amortisationszwange 
unterworfener  Hypothekardarlehen ; 

g)  die  Vermittlung  der  Konvertierung  hochverzinslicher  in  minder- 
verzinsliche, kündbarer  in  unkündbare,  dem  Amortisationszwange  unter- 
worfene Hypothekarschulden  : 

h)  die  Mitwirkung  bei  der  Organisation,  Verwaltung  und  den  Preis- 
notierungen der  landwirtschaftlichen  Börsen  und  Märkte,  sowie  die  Heran- 
ziehung von  Mitgliedern  der  Berufsgenossensehaftcn  zu  don  Schiedsgerichten 
der  Produktenbörsen  im  Rahmen  der  jeweilig  über  die  Börsenorganisation 
bestehenden  Normen ; 

i)  die  Mitwirkung  bei  der  Durchführung  der  Lebens-,  der  Kranken-, 
Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der  in  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft beschäftigten  Personen,  sowie  die  Mitwirkung  bei  der  Durch- 
führung der  Feuer-,  Hagel-  und  Viehversicherung,  endlich  die  Mitwirkung 
bei  der  Durchführung  landeskultureller  Gesetze,  insoweit  die  Berufsgenossen- 
schaft zu  diesen  Aufgaben  durch  besondere  Bestimmungen  herangezogen  wird  ; 

kj  die  Förderung  des  landwirtschaftlichen  l'uterrichtsweseiis,  sowie 
die  Veranstaltung  von  Vortrugen  und  Versammlungen  zur  Hebung  der 
landwirtschaftlichen  Kenntnisse ; 

Ii  die  Besorgung  der  landwirtschaftlichen  Statistik; 

ml  die  Arbeitsnachweisung  und  -Vermittlung,  sowie  die  Regelung  der 
Vertrage  mit  landwirtschaftlichen  Arbeitern  durch  Hinausgabe  von  Kontrakt- 
formularien  u.  s.  w. 

n)  die  Fürsorge  für  die  Durchführung  der  Sameukontrole  und  den 
Verkehr  der  Genossenschafter  mit  landwirtschaftlichen  Versuchsstationen; 

o)  die  Vermittlung  des  Rechtsbeistandes  für  die  Genossenschafter; 

p)  die  Bildung  eines  schiedsgerichtlichen  Ausschusses  zur  freiwilligen 
Austragung  der  zwischen  den  Genossenschaftsmitgliedern  und  «leren  Hilfs- 
arbeitern aus  dem  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  oder  zwischen  der 
Genossenschaft  und  ihren  Mitgliedern  oder  zwischen  den  einzelnen  Genossen- 
schaftsmitgliedern entstehenden  Streitigkeiten  ; 

q)  die  Anregung  und  Förderung  der  Grundzusammenlegung,  sowie 
die  Unterstützung  bei  Durchführung  von  Meliorationen  Drainagen,  Be- 
wässerungsanlagen, Tiefkultur  etc.). 

Es  steht  ferner  den  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  das  Kocht 
zu,  Gutachten  und  Anträge  in  allen,  berufsständische  und  wirtschaftliche 
Interessen  der  Landwirte  betreffenden  Angelegenheiton  an  die  Staats-  oder 
autonomen  Behörden  über  deren  Aufforderung  oder  aus  eigener  Initiative 
zu  erstatten.  Bei  den  Massnahmen  des  Staates  oder  der  autonomen 
Körperschaften  zur  Förderung  der  Landeskultur,  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  des  Subvention»-  oder  Meliorationswesens  haben  sie  nach  den  hiefür 
grundsätzlich  getroffenen  oder  im  einzelnen  Falle  vereinbarten  näheren 
Bestimmungen  mitzuwirken. 

Die  landesfürstlichen  und  die  Gemeindebehörden  des  Sprengeis  einer 
Landesgonossenschaft,  alle  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  Spar- 
und  Vorschusskassen,  Verkehrsunternehmungen,  Versicherungsanstalten, 
sowie  die  einzelnen  Landwirte  des  Sprengeis  sind  verpflichtet,  der  Landos- 
genossenschaft   über  deren  Verlangen  die  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegen- 
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heiten  erforderlichen  Auskünfte  zu  orteilen,  die  benötigten  Nachweise  zu 
liefern  und  die  Landesgenossenschaft  überhaupt  in  ihrer  Wirksamkeit  zu 
unterstützen. 

§  12.  Rechtliche  Stellung.  Die  Berufsgenossenschaften  der 
Landwirte  unterstehen  nicht  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  über  die  Erwerbs-  und  Wirt  Schaftsgenossenschaften. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Berufsgenossenschaften  haftet  nur  die 
Genossenschaft  als  juristische  Person. 

Die  Genossenschaft  wird  durch  ihren  Obmann  oder  dessen  Stellvertreter 
gerichtlich  und  aussergerichtlieh  vertreten.  Doch  müssen  Urkunden,  durch 
welche  Verbindlichkeiten  gegen  dritte  Personen  begründet  werden  sollen, 
vom  Obmanue  und  einem  Mitgliede  des  Genossenschaftsausschusses  unter- 
fertigt sein.  Betrifft  die  Urkunde  ein  Geschäft,  zu  dessen  Eingehung  die 
Zustimmung  des  Genossenschaftsausschusses  oder  eine  höhere  Genehmigung 
erforderlich  ist,  so  muss  überdies  die  Zustimmung  oder  Genehmigung  .in 
der  Urkunde  unter  Mitfertigung  von  zwei  Mitgliedern  des  Genossenschafts- 
ausschusses ersichtlich  gemacht  werden. 

$  13.  Genossenschafts  bei  trage.  Sowohl  die  Gründungskosten 
der  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte,  als  die  mit  jedem  Jahresschlüsse 
für  das  nächste  Jahr  zu  präliminierenden  Ausgaben,  einschliesslich  des 
allfälligen  aus  dem  abgelaufenen  Jahre  verbliebenen  Passivrestes,  sind 
durch  Beiträge  der  Genossenschafter  zu  decken,  insoweit  nicht  die  Deckimg 
durch  andere  Einnahmen  erfolgt. 

Die  Beiträge  werden  in  Form  von  Zuschlägen  zur  staatlichen  Grund- 
steuer erhoben. 

Die  Landesgesetzgebung  bestimmt,  von  welchem  Prozentsatz  der 
staatlichen  Steuer  angefangen  die  Auflegung  der  Zuschläge  einer  Geneh- 
migung bedarf.  Auch  setzt  die  Landesgesetzgebung  den  Prozentsatz  der 
staatlichen  Steuer  fest,  welchen  die  Zuschläge  überhaupt  nicht  über- 
schreiten dürfen. 

§  14.  Diese  Zuschläge  werden  von  denselben  Organen  und  mit  den- 
selben Mitteln  wie  die  staatliche  Grundsteuer  eingehoben  und  gemessen 
alle  derselben  zukommenden  gesetzlichen  Pfand-  und  Vorzugsrechte. 

15.  Gegen  den  auf  Grund  des  §  14  ergangenen  Auftrag  zur  Zahlung 
von  Genossenschaftsbeiträgen  steht  binnen  30  Tagen  nach  erfolgter  Ver- 
ständigung der  Rekurs  an  die  politische  Bezirksbehörde  und  in  zweiter 
und  letzter  Instanz  an  die  politische  Landesbehörde  offen. 

§  16.  Voranschlag  und  R  ochnungsabschluss.  [Befugnis  der 
Landesgesetzgebung  zum  Erlass  von  Bestimmungen  über  die  Aufstellung 
und  Prüfung  der  Voranschläge  und  Rechnungsabschlüsse  und  die  Verfügung 
über  die  bei  den  Rechnungsabschlüssen  sich  ergebenden  Ueberschüsse.] 

§  17.  [Massnahmen  beim  Unterlassen  einer  Berufsgenossenschaft,  den 
gemäss  den  13  bis  16  ihr  obliegenden  Verpflichtungen  zur  Auflegung 
der  Genossenschaftsbeiträge,  Aufstellung  des  Voranschlages  und  Rechnungs- 
abschlusses und   allfalligen  Dotierung  des  Reservefonds  nachzukommen.] 

4}  18.  Vertretung  der  Regierung  und  der  Landesaus- 
schüsse. Das  Ackerbauministcrium  und  die  politische  Landesbehörde 
sind  befugt,  je  einen  Vertreter  in  den  Ausschuss  der  Landesgenossen- 
schaften zu  entsenden. 

[Befugnis  der  Landesgesetzgebung  zu  Bestimmungen  betr.  Vertretung 
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des  Landesausschusses  und  der  Bezirksvortretungen  in  den  Ausschüssen  der 
Landes-  und  Bezirkagenossenschaften.J 

§  19.  Landeskulturrate.  [In  jenen  Ländern,  in  welchen  auf 
Grund  von  Landesgesetzen  Bozirksgenossenschaften  der  Landwirte  oder  ein 
Landeskulturrat  bestehen,  hat  die  Landesgesetzgebung  bei  Einführung  der 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  berufsgenossenschaftlichen  Organisation 
die  näheren  Bestimmungen  über  "das  Verhältnis  dieser  Organisation  zu  den 
genannten  Körperschaften  festzusetzen.] 

§  20.  Verbände.  Die  im  »Sinne  dieses  Gesetzes  innerhalb  eines 
Landes  errichteten  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  können  sich 
behufs  Erfüllung  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Aufgaben  zu  Verbänden 
vereinigen. 

§  21.  Revision.  Die  Geschäftsführung  der  Gemeinde-  und  Bezirks- 
genossenschaften der  Landwirte,  sowie  der  im  Sinne  des  §  1,  alinea  2, 
lit.  e,  gebildeten  besonderen  Berufsgenossenschaften  unterliegt  der  Revision 
durch  die  nächst  Ubergeordneten  Genossenschaften. 

Zur  Revision  der  Geschäftsführung  der  Landesgenossenschaften  ist 
der  Landesaussohnss  berufen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Durchführung  dieser  Revision 
werden  durch  die  Landesgesetzgebung  festgesetzt. 

§  22.  Oberaufsicht.  Die  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte 
unterstehen  hinsichtlich  der  Gesetzmässigkeit  ihrer  Wirksamkeit  der  Auf- 
sicht der  politischen  Behörden  und  in  letzter  Listanz  des  Ackerbauministers. 

[Massnahmen  gegen  erhebliche  oder  fortgesetzte  Gesetzwidrigkeiten 
einer  Berufsgenossenschaft.] 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Durchführung  der  Aufsicht  werden 
im  Verordnungswege  festgesetzt. 

Der  Landesgesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  Bestimmungen  über  die 
Auflösung  von  Berufsgenossenschaften  festzusetzen. 

§  23.  [Gebührenbefreiungen.] 

§  24.  Dieses  Gesetz  tritt  in  jedem  Lande  gleichzeitig  mit  dem  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  zu  beschliessenden  Landesgesetze  in  Wirksamkeit. 

§  25.  Mit  dorn  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  des  Acker- 
baues, des  Innern  und  dor  Finanzen  betraut. 

III.  Belgique.  Belgien. 

Kgl.  Besch luss  vom  10.  April  1902: 

Art.  1.  Die  Fabrikation  der  halbflüssigen  und  flüssigen  Soda-  und 
Pottasche-Silicate  ist  in  das  Verzeichnis  der  gefahrlichen,  gesundheitsschäd- 
lichen und  lästigen  Betriebe  einzureihen. 

IV.  Etats  Unis.  Vereinigte  Staaten. 

Connecticut. 

1.  A c t ,  appro  ved  May  17,  1  901.  E m p  1  o y  m ent  o f  laborer s. 

Gesetz  vom  17.  Mai  1901,  betr.  den  Arbeitsvertrag. 

§  1.  Kein  Unternehmer,  Werkmeister,  Arbeitsoberaufseher  oder  Auf- 
seher soll  beim  Vergeben  einer  Anstellung  oder  Vertragsabschluss  mit 
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einer  Person  oder  Personen  irgend  eine  Bezahlung,  Gebühr,  Belohnung 
oder  freiwillige  Beisteuer  von  der  Person  oder  den  Personen,  welche  diese 
Anstellung  erhalten  haben,  fordern  oder  annehmen. 

§  2.  Jede  Person,  die  eine  Bestimmung  des  vorhergehenden  Para- 
graphen verletzt,  soll  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50  Dollar  oder  Gefängnis- 
strafe bis  zu  fiO  Tagen  oder  mit  beidem  belegt  werden. 

§  3.  Jede  Person  und  jeder  Agent  einer  Firma  oder  Körperschaft, 
der  die  Aufsicht  eines  „lodging  house",  einer  Wirtschaft,  eines  Zeltes 
oder  eines  anderen  Gebäudes,  das  als  „boarding  house*',  Wohn-  oder 
Zufluchtsort  für  Arbeiter  im  Dienste  dieser  Person  oder  dieses  Agenten 
verwendet  wird  oder  weiden  soll,  inne  hat,  inne  haben  oder  er- 
halten soll ,  hat  innerhalb  72  Stunden  nach  Widmung  eines  solchen 
Platzes  für  einen  solchen  oder  für  solche  Zwecke  den  Lokalsanitäts- 
inspektor der  Stadt  oder  des  Fleckens,  in  dem  dieses  Lokal  liegt,  zu 
benachrichtigen  und  zur  Untersuchung  dieses  aufzufordern.  Der  betr. 
Sanitatsinspektor  soll  hierauf  innerhalb  einor  gebührenden  Zeit,  jedenfalls 
aber  innerhalb  5  Tage,  diese  Orte  inspizieren  und  ist  berechtigt,  Aenderungen 
in  der  Einrichtung,  im  Einzelnen  und  in  den  sanitären  Vorkehrungen  dieser 
Lokale,  die  er  unter  den  gegebenen  Umständen  als  notwendig  für  den 
Schutz  der  Gesundheit  der  Bewohner  erachtet,  anzuordnen  und  zu  befehlen 
oder  deren  Verwendung  ganz  zu  verbieten. 

§  i.  Jede  Person  oder  jeder  Agent  einer  Firma  oder  Körperschaft, 
der  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  nachkommt  oder  sich  weigert, 
den  Anordnungen  des  betr.  Sanitätsinspektors  nachzukommen,  soll  mit  einer 
Geldstrafe  bis  100  Dollar  belegt  werden. 

$  5.  Jede  Person  oder  jeder  Agent  einer  Körperschaft,  der  Arbeiter 
beschäftigt  und  zugleich  diesen  Arbeitern  Güter  oder  Waren  verkauft  und 
für  diese  Gegenstände  eine  Summe  oder  einen  Betrag  rechnet  oder 
fordert,  dor  höher  ist  als  die  in  der  Stadt  fies  Verkaufs  üblichen  Preise, 
soll  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  25  Dollar  für  jeden  so  abgeschlossenen 
Verkauf  jedes  Gegenstandes  belegt  werden. 

2.  Act,  approved  May  29,  1901.  Inspection  etc.  of 
b  a  k  e  r  i  e  s. 

Gesetz  vom  29.  Mai  1801,  betr.  Inspektion  etc.  von  Bäckereien. 

§  1.  Alle  Gebäude  oder  Räume,  die  für  Zwieback-,  Brot-  und 
Kuchenbäckereion  benützt  werden,  sollen  in  einer  deren  gesundheitlichen 
und  sanitären  Bedingungen  förderlichen  Weise  getrocknet  und  kanalisiert 
und  mit  Fenstern  und  genügenden  Ventilationsvorrichtungen ,  die  den 
Anforderungen  dos  Fabrikinspektors  genügen,  gebaut  werden.  Kein  Keller 
oder  vertieftes  Erdgeschoss,  das  nicht  jetzt  schon  als  Bäckerei  benützt 
wird,  soll  in  Zukunft  für  eine  Bäckerei  verwendet  und  bezogen  werden 
dürfen ;  auch  soll  ein  bis  jetzt  für  eine  Bäckerei  verwandter  Keller,  einmal 
geschlossen,  nicht  wieder  für  eino  Bäckerei  geöffnet  werden. 

§  2.  Jede  Bäckerei  soll  mit  einem  reinlichen  Waschraum,  Abtritt 
oder  Aborten,  die  von  dem  Backraum  oder  den  Räumen,  wo  die  Her- 
stellung dieser  Nahrungsmittel  vor  sich  geht,  getrennt  sind,  versehen 
sein.  Kein  ..water-closet",  „earth-closet",  Abort  oder  Aschgrube  darf  inner- 
halb oder  in  direkter  Verbindung  mit  einer  Bäckerei  stehen. 

t$  3.  Jeder  Raum,  dor  für  die  Herstellung  von  Backwaren  aus  feinem 
oder  grobem  Mehl  dient,  soll  wenigstens  acht  Fuss  hoch  sein ;  die  Seiten- 
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wände  eines  solchen  Räume»  sollen  übertüncht  oder  getäfelt,  die  Decke 
übertüncht  oder  mit  Holz  oder  Metall  verschalt  und  auf  Verlangen  des 
Fabrikinspektors  wenigstens  einmal  vierteljährlich  geweisst  werden.  Die 
Möbel  und  Geräte  eines  solchen  Raumes  sollen  so  angeordnet  sein,  dass 
sie  leicht  bewegt  werden  können,  damit  Fussboden  und  Möbel  jederzeit 
in  reinlichem,  der  Gesundheit  zuträglichen  Zustande  gehalten  werden 
können. 

§  4.  Das  fertige  Gebäck  aus  feinem  oder  giobem  Mehl  soll  in  voll- 
kommen trockenen  und  gelüfteten  Räumen,  die  so  eingerichtet  sein  sollen, 
dass  die  Fussböden,  Stander  und  alle  anderen  Speichervorrichtungen  leicht 
und  gründlich  gereinigt  werden  können,  aulbewahrt  werden. 

4?  5.  Die  Schlafstellen  für  Bäckereiangestellte  sollen  von  dein  Raum 
oder  den  Räumen,  in  denen  die  Backwaren  hergestellt  oder  aufbewahrt 
werden,  getrennt  sein. 

§  tf.  Stellt  sich  bei  einer  Inspektion  einer  Bäckerei  durch  den  Fabrik- 
inspektor heraus,  dass  diese  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  genügt, 
so  kann  der  betr.  Inspektor  dem  Eigentümer  oder  Leiter  der  Bäckerei 
ein  Zeugnis  über  deren  Führung  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
ausstellen.  Erlässt  aber  der  Inspektor  Anordnungen  zur  Besserung  der 
Zustände  in  einer  Bäckerei,  so  darf  kein  solches  Zeugnis  ausgestellt 
werden,  bis  diese  Anordnungen  und  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
erfüllt  sind. 

§  7.  Der  Eigentümer  oder  Pächter  irgend  eines  von  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  betroffenen  Besitztums  soll  innerhall)  3<  >  Tage  nach  der  Mit- 
teilung einer  vom  Fabrikiuspektor  erlassenen  Anordnung  betr.  Aenderungen 
in  oder  auf  solchen  Plätzen  diesen  nachkommen  oder  aulhören,  einen 
solchen  Ort  für  eine  Bäckerei  zu  verwenden  oder  verwenden  zu  lassen. 
Diese  Mitteilung  soll  schriftlich  sein  und  kann  dem  Eigentümer,  Agenten 
oder  Pächter  persönlich  oder  durch  die  Post  zugestellt  werden.  Eine 
Mitteilung  in  einem  eingeschriebenen  Briefe,  der  postfrei  an  die  letztbekannte 
Adresse  des  betr.  Eigentümers,  Agenten  oder  Pächters  gesandt  wird,  soll 
für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  genügen. 

ij  8.  Irgend  eine  Person,  die  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ver- 
letzt oder  sich  weigert,  irgend  welchen  Anforderungen  des  Fabrikinspektors, 
wie  sie  hierin  vorgesehen  sind,  nachzukommen,  soll  eines  Vergehens 
schuldig  sein  und  nach  dessen  Ueberführung  vor  einein  kompetenten 
Gerichtshof  mit  einer  Geldstrafe  von  mindestens  20  und  höchstens  50  Dollar 
für  das  erste,  von  mindestens  50  und  höchstens  100  Dollar  oder  Gefängnis- 
strafe von  höchstens  10  Tagen  für  das  zweite  und  einer  Geldstrafe  von 
mindestens  200  Dollar  und  Gefängnisstrafe  von  höchstens  30  Tagen  für 
das  dritte  Vergehen  belegt  werden. 

§  9.  Kein  Unternehmer  darf  eine  Person,  die  mit  Lungenschwindsucht, 
skrofulösen,  venerischen  Leiden  oder  mit  irgend  einer  ansteckenden  Haut- 
krankheit behaftet  ist,  zur  Arbeit  in  einer  Bäckerei  auffordern  oder  zu- 
lassen. Jeder  Unternehmer  ist  hiermit  aufgefordert,  sich  und  seine  An- 
gestellten während  der  Beschäftigung  mit  der  Herstellung,  dem  Transport 
und  dem  Verkauf  solcher  Nahrungsmittel  in  einem  reinlichen  und  den 
sanitären  Anforderungen  genügenden  Zustand  zu  halten. 

$  10.  Kapitel  174  der  Gesetze  von  1897  und  Kapitel  140  der 
Gesetze  von  1899  sind  hiermit  aufgehoben. 
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3.  Act,  approved  May  29,  1901.  Factor}-  inspection.  — 
Colored  glas«  Windows. 

Gesetz  vom  29.  Mai  1901  betr.  die  Inspektion  der  Fabrikanlagen 
mit  farbigen  Fensterscheiben. 

§  1.  Irgend  eine  Firma  oder  Körperschaft,  die  gefärbtes,  bemaltes 
oder  geripptes  Glas  für  die  Fabrikfeiister  verwendet,  soll  dieses,  wo 
es  für  die  Augen  der  Arbeiter  schädlich  ist,  auf  Verlangen  des  Fabrik- 
inspektors beseitigen. 

4.  Act,  approved  May  29,  1901.    Employment  bureaus. 

Gesetz  vom  29.  Mai  1901  betr.  Arbeitsnachweisämter. 

§  1.  Der  Direktor  des  arbeitssatistischen  Amtes  soll  in  jeder  der 
Städte  New  Häven,  Hartford,  Bridgeport,  Norwieh  und  Waterburg  ein 
öffentliches  Amt  für  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis  organisieren  und 
und  errichten,  mit  der  Aufgabe,  Gesuche  von  Personen,  die  Beschäftigung 
suchen,  und  von  solchen,  die  Arbeit  zu  vergeben  haben,  entgegenzunehmen. 
Keine  Entschädiguug  oder  Belohnung  soll  direkt  oder  indirekt  von  Personen, 
die  Beschäftigung  oder  Gehülfen  vermittelst  eines  solchen  Amtes  suchen,  ge- 
fordert oder  angenommen  werden.  Obgenannter  Direktor  soll  für  jedes  so 
organisierte  Amt  einen  Oberaufseher  für  die  richtige  Leitung  der  Geschäfte 
ernennen  und  kann  ihn  bei  triftigen  und  genügenden  Gründen  entlassen. 
Die  Gehälter  dieser  Oberaufseher  sollen  vom  Direktor  festgesetzt  werden. 
Diese  Gehälter,  sowie  die  Ausgaben  solcher  Aemter  sollen  in  derselben 
Weise  wie  die  anderen  Ausgaben  des  arbeitsstatistischen  Amtes  bezahlt 
werden  und  die  Summe  von  2000  Dollar  per  Jahr  für  jedes  Amt  nicht 
übersteigen. 

§  3.  Keine  Person  soll  eine  solche  Arbeitsnachwoisagentur  (in  der 
Bezahlungen  gefordert  werden)  eröffnen,  innehaben  oder  fortführen,  ohne 
eine  Konzession  vom  Direktor  des  arbeitsstatistischen  Amtes  erlangt  zu 
haben,  welche  den  Konzessionsinhaber  bevollmächtigt,  eine  solche  Agentur 
an  einem  bestimmten  Platze  zu  eröffnen,  innezuhaben  oder  fortzuführen.  Diese 
Konzession  soll  von  genanntem  Direktor  für  jede  Arbeitsnachweisagentur 
für  das  erste  Jahr  gegen  eine  Bezahlung  von  10  Dollar  und  für  jedes 
folgende  Jahr  gegen  eine  Bezahlung  von  5  Dollar  erteilt  werden.  Jede 
Konzession  soll  eine  Angabe  der  Stadt,  Strasse  und  Nummer  des  Hauses, 
worin  der  Konzessiousinhaber  die  betr.  Agentur  führen  will,  sowie  eine 
Nummer  und  das  Datum  tragen.  Keine  Person  soll  in  einem  Gebäude,  in 
dem  alkoholische  Getränke  verkauft  oder  zum  Verkauf  feilgeboten  werden, 
eine  Arbeitsnachweisagontur  führen  oder  als  Agent  für  ein  Vermittlungs- 
oder Nachweisbureau  thätig  sein. 

§  4.  Der  Direktor  des  arbeitsstatistischen  Amtes  soll  von  diesen 
Personen  verlangen,  mit  dem  Konzessionsgesuch  einen  Schuldschein  in 
gebührender  Form  auf  den  Staat  von  Connecticut  als  Kaution  im  Betrag 
von  500  Dollar  mit  mehrfachen  Sicherheiten,  die  von  dem  genannten  Direktor 
geprüft  werden  sollen,  einzureichen  und  bedingen,  dass  der  Schuldner 
keine  der  Pflichten,  Festsetzungen,  Bedingungen,  Vorschriften  oder  An- 
forderungen dieses  Gesetzes  verletze.  Der  betr.  Direktor  ist  bevollmächtigt, 
im  Namen  des  Staates  von  Connecticut  einen  Prozess  zum  Zwecke  der 
Einlösung  dieser  Schuldscheine  im  Falle  der  Verletzung  irgend  einer 
dieser  Bedingungen  anzustrengen.    Auch  hat  er  das  Recht,  eine  Konzession 
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zurückzuziehen,  wenn  der  Konzessionsinhaber  seiner  Meinung  nach  eine 
der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  verletzt. 

§  5.  Jeder  Konzessionsinhaber  ist  zur  Führung  eines  Verzeichnisses, 
in  das  in  englischer  Sprache  der  Name  und  die  Adresse  jedes  Bewerbers 
einzutragen  ist,  verpflichtet,  ebenso  zur  Führung  eines  Verzeichnisses  zur 
Eintragung  des  Xantens  und  der  Adresse  jeder  Person,  die  Gehülfen  oder 
Dienstboten  sucht,  und  des  Xamens  und  der  Art  der  Unternehmung,  für 
die  diese  Gehülfen  gesucht  werden.  Diese  Verzeichnisse  sollen  zu  allen 
üblichen  Stunden  der  Besichtigung  und  Prüfung  des  Direktors  des  arbeits- 
statistischen Amtes  oder  seiner  Agenten  offen  stehen. 

§  6.  Jeder  Konzessionsinhaber  ist  zur  Ausstellung  einer  Quittung 
an  jeden  Bewerber  für  eine  Anstellung  oder  Arbeit,  von  dem  er  für  die 
Arbeitsvermittelung  eine  Bezahlung  oder  einen  Wertgegenstand  erhielt, 
die  oder  der  in  keinem  Falle  den  Betrag  von  2  Dollar  übersteigen  darf, 
verpflichtet.  In  dieser  Quittung  soll  der  Xame  des  Bewerbers  der  Betrag 
der  Bezahlung  oder  des  Wertgegenstandes,  das  Datum,  der  Xame  und  die 
Art  der  vermittelten  Beschäftigung  oder  Stelle  angegeben  sein.  Ausserdem 
ist  der  Konzessionsinhaber  noch  zur  Ausstellung  einer  Extraquittung  mit 
Angabe  der  Namen  und  Adressen  der  Person  oder  Personen,  an  die  der 
Bewerber  wegen  Anstellung  oder  Arbeit  verwiesen  oder  gesandt  werden  soll, 
verpflichtet.  Gelingt  es  dem  betr.  Bewerber  nicht,  durch  die  Vermittelung 
oder  Agentur  solch  eines  Konzessionsinhabers  innerhalb  eines  Monates 
nach  der  vorhergenannten  Eintragung  in  das  Verzeichnis  eine  Stelle  oder 
Beschäftigung  zu  erlangen,  so  soll  der  Konzessionsinhaber  auf  eine  dies- 
bezügliche Forderung  hin  sofort  den  vollen  Betrag  der  Bezahlung  oder 
den  Wertgegenstand,  der  von  dem  betreffenden  Bewerber  bezahlt  oder 
übergeben  worden,  diesem  zurückbezahlen  oder  zurückgeben,  voraus- 
gesetzt, dass  diese  Forderung  innerhalb  30  Tage  nach  Vorlauf  der  vor- 
genannten Frist  erhoben  wird.  Jede  dieser  Quittungen  soll  auf  der  Rückseite 
eine  gedruckte  Kopie  dieses  Paragraphen  in  englischer  Sprache  tragen ; 
auch  soll  jeder  Konzossionsinhaber  eine  klar  und  leserlich  gedruckte  Kopie 
dieses  Gesetzes  an  einer  deutlich  sichtbaren  Stelle  in  einer  solchen  Agentur 
oder  Geschäftsstelle  anschlagen.  Kein  solcher  Konzessionsinhaber  soll  auf 
irgend  einem  Schild,  Fenster  oder  sonst  einer  Bekanntmachung  den  Namen 
„Connecticut.  Oeffentliches  Amt  für  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis"  (State 
of  Connecticut.  Free  Public  Employment  Bureau)  oder  einen  ähnlichen 
drucken,  malen,  bekanntmachen  oder  ausstellen. 

§  7.  Kein  Konzessiousinhaber  soll  einen  weiblichen  Gehülfen  oder 
Dienstboten  an  eine  Stelle  von  schlechtem  Ruf,  ein  übelberüchtigtes  Haus, 
Absteigequartier  oder  einen  Vergnügungsort  oder  ein  unsittlichen  Zwecken 
dienendes  Vergnügungshaus  senden  oder  senden  lassen.  Kein  Konzessions- 
inhaber soll  irgend  eine  unrichtige  oder  betrügerische  Xotiz  oder  Ankündigung 
veröffentlichen  oder  deren  Veröffentlichung  veranlassen,  noch  irgend  eine 
unrichtige  Auskunft  erteilen,  noch  jemandem,  der  sich  einer  Beschäftigung 
wegen  eintragen  soll,  unrichtige  Versprechungen  betreffs  Arbeit  oder 
Beschäftigung  machen.  Auch  soll  kein  Konzessionsinhaber  irgend  welche 
unrichtige  Eintragungen  in  das  in  der  angegebenen  Weise  zu  führende 
Verzeichnis  machen. 

§  8.  Der  Direktor  des  arbeitsstatistischen  Amtes  ist  verpflichtet,  die 
Ausführung  dieses  Gesetzes  zu  überwachen.  Hat  er  Grund  zur  Annahme 
der  Missachtung  oder  Verletzung  irgend  einer  dieser  Vorschriften,  so  soll 


Digitized  by  Google 


-  :>72  - 


er  dem  Staatsanwalt  von  den  Thatsachen  dieser  Verletzung  benach- 
richtigen, worauf  dieser  verpflichtet  ist,  eine  regelrechte  strafgerichtliche 
Verfolgung  dieser  Verletzung  herbei-  und  fortzuführen.  Irgend  eine  einer 
Verletzung  dieses  Gesetzes  oder  eines  Teiles  dieses  Gesetzes  überführte 
Person  soll  eines  Vergehens  schuldig  sein  und  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  100  Dollar  für  jedes  Vergehen  belegt  werden. 

4j  9.  Irgendeine  und  irgendwelche  Geldsumme  und  Geldsummen,  die 
der  Direktor  des  arbeitsstatistischen  Amtes  auf  Grund  der  und  gemäss 
den  Vorschritten  dieses  Gesetzes  erhält,  soll  dieser  an  den  Staatsschatz 
abliefern. 

5.  Act,  approved  June  3,  1901.  Employment  nt  c h i  1  d r e n. 
—  Certificate  of  age. 

Gesetz  vom  3.  Juni  1901,  betr.  Kinderarbeit  und  AlterBcertiflcate 

§  1.  Jede  Person  oder  Korperschaft,  die  ein  Kind  unter  IG  Jahren 
in  einem  gewerblichen,  kaufmannischen  oder  Fabrikbetrieb  beschäftigt, 
soll  sich  ein  Zeugnis  ausstollen  lassen,  aus  dem  ersichtlich  ist,  dass  das 
Kind  älter  als  14  Jahre  ist. 

§  2.  Irgend  ein  Unternehmer  oder  eine  andere  Person,  welche  die 
Ueberwachung  einer  Untersuchung  oder  eines  Grundstückes,  worin  Kinder 
anter  1(>  Jahren  beschäftigt  werden,  inne  hat,  soll  mit  einer  Geldstrafe 
von  höchstens  100  Dollar  belegt  weiden,  sofern  sie  sich  weigert  oder 
vernachlässigt,  die  im  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnten  Zeugnisse 
zu  registrieren,  oder  sie  mit  der  Liste  der  Namen  der  so  beschäftigten 
Kinder  dem  Sekretär  oder  einem  Agenten  des  Erziehungsministeriums  oder 
einem  Agenten  des  Schulinspektorates,  Schulvorstandos,  oder  wie  die  betr. 
Erziehungsbehörde  sein  mag,  der  Stadt,  in  der  das  Unternehmen  oder 
Grundstück  liegt,  auf  Verlangen  während  der  üblichen  Bureaustunden 
vorzuzeigen. 

4}  4.  Paragraph  1754  der  allgemeinen  Bestimmungen,  wie  sie  durch 
Paragraph  2  des  Kapitels  118  der  öffentlichen  Gesetze  von  1895  abgeändert, 
wurden,  wird  hiermit  abgeändert  und  lautet  fnlgondermassen :  Irgend  eine 
Person,  die  für  sich  selbst  oder  als  Agent  auf  irgend  eine  Weise  in  einem 
gewerblichen,  kaufmännischen  oder  Fabrikbetriebe  thätig  ist  und  Kinder 
in  einer  den  vorhergehenden  Paragraphen  verletzenden  Weise  beschäftigt 
oder  eine  derartige  Beschäftigung  anordnet  odor  zulässt,  soll  mit  einer 
Geldstrafe  von  höchstens  60  Dollar  belegt  werden,  und  jede  Woche  solch 
ungesetzlicher  Beschäftigung  soll  als  ein  neues  Vergehen  aufgefasst  werden. 
Es  soll  jedoch  niemand  auf  Grund  dieses  Gesetzes  wegen  Beschäftigung 
eines  Kindes  bestraft  werden,  wenn  der  Unternehmer  zur  Zeit  dieser 
Beschäftigung  oder  später  während  der  Beschäftigung  eine  Bescheinigung, 
dass  das  Kind  älter  ist  als  14  Jahre,  von  einem  Geburts-,  Heirats-  oder 
Totenregistrator  oder  einem  Stadtschreiber  oder  dem  Lehrer,  dessen  Schule 
das  Kind  zuletzt  besuchte,  ausgestellt  bekommen  und  registrieren  sollte. 

§  5.  Paragraph  2107  der  allgemeinen  Bestimmungen  wird  hiermit 
abgeändert  und  lautet  folgendennassen :  Eltern  oder  andere  mit  der  Obhut 
eines  Kindes  betraute  Personen,  die  irgend  welche  unrichtige  Angaben 
betr.  das  Alter  eines  solchen  Kindes  machen  in  der  Absicht,  den  Stadt- 
schreiber oder  Geburts-,  Heirats-  oder  Totenregistrator  oder  den  Lehrer, 
dessen  Schule  das  Kind  zuletzt  besuchte,  zu   betrügen,   oder  ein  Kind 
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unterweisen,  irgend  welche  derartige,  unrichtige  Angaben  zu  raachen, 
sollen  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  20  Dollar  belegt  werden. 

§  6.  Paragraph  2106  der  allgemeinen  Bestimmungen  ist  hiermit 
aufgehoben. 

(».  Act,  approved  June  17,  1001.  Liabilit y  of  emplo yers 
for  injuries  to  employees. 

Gesetz  vom  17.  Juni  1901,  betr.  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei 
Verletzungen  Angestellter. 

4j  1.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
dem  Untergebenen  eine  ordentliche  sichere  Arbeitsstelle,  sichere  Vor- 
richtungen und  Werkzeuge  und  taugliche,  fähige  Leute  als  Mitarbeiter 
beschafft  werden. 

§  2.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  bei  der  Ernennung  oder 
Bezeichnung  eines  Stellvertreters  für  eine  taugliche  und  fähige  Person 
zu  sorgen. 

i?  3.  Der  Fehler  eines  Stellvertreters  bei  der  Ausübung  einer  Pflicht, 
die  durch  das  Gesetz  dem  Unternehmer  auferlegt  wird,  soll  als  Fehler 
des  Unternehmers  angesehen  werden. 

§  4.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dein  Tage  seiner  Annahme  in  Kraft. 

Mfissächusctts. 

Act,  approved  Februar y  2  1,  1001.  Sunday  labor.  Boot- 
bl  acks. 

Gesetz  vom  21.  Februar  1901,  betr.  Sonntagsarbeit  der  Schuhputzer. 

§  1.  Es  ist  Schuhputzern  erlaubt,  ihren  Beruf  Sonntags  bis  Vormittags 
1 1  Uhr  auszuüben. 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Annahme  in  Kraft. 

V.  France.  Frankreich. 

a)  Gesetze. 

1.  Loi,  du  2  2  mars  1002,  modifiant  divers  articles  de 
1  a  loi  du  0  a  v r i  1  1808,  concernant  1  e s  r  e  s  p  o  n  s  a  b  i  1  i  t  e  s  des 
accidents  dont  les  ouvriers  snnt  vi  et  im  oh  daus  leur 
t  r  a  v  a  i  1. 

(J.  0.  vom  27.  März  1002;. 

Gesetz  vom  22.  März  1902,  betreffend  die  Abänderung  mehrerer 
Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  über  die  Haftpflicht  bei  Un- 
fällen, die  Arbeitern  bei  ihrer  Arbeit  zugestossen  sind 1 ).  (Vgl.  „Bulle- 
tin", parlamentarische  Arbeiten,  Frankreich,  No.  15  und  <>0.) 

Art.  1.  Die  Art.  2,  7,  11,  12,  17,  18,  20  und  22  des  Gesetzes  vom 
0.  April  1808  werden  abgeändert  und  lauten  wie  folgt  : 

Art.  2.  Die  im  vorstehenden  Artikel  bezeichneten  Arbeiter  und  An- 
gestellten dürfen  bei  Unfällen,  von  welchen  sie  bei  ihrer  Arbeit  betroffen 

1)  Die  neuhinzueekommenen  Gesetzesbestimmungen  sind  htrtiv  gedruckt,  die  ge- 
rtrichenen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  9.  April  1808  in  •  ]  eingeschlossen. 

Die  Reduktion  dos  Bulletin«. 
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wurden,  keine  anderen  Bestimmungen  geltend  machen  als  die  dieses 
Gesetzes. 

Diejenigen,  deren  Jahresbezüge  den  Betrag  von  Frs.  2500  übersteigt, 
sind  der  Vorteile  dieses  Gesetzes  nur  bis  zu  diesem  Betrage  teilhaftig. 
Für  die  diesen  Betrag  übersteigende  Summe  haben  sie  blos  ein  Anrecht 
auf  ein  Viertel  der  im  Art.  3  festgesetzten  Renten  [und  Entschädigungen], 
sofern  dieser  Betrag  nicht  durch  anderweitige  Vereinbarungen  erhöht  wurde. 

Art.  7.  Unbeschadet  der  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
unternommenen  Schritte  bleibt  dem  Unfallbetroffenen  oder  seinen  Ver- 
tretern das  Recht  vorbehalten,  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechtes  eine  Entschädigung  für  den  erlittenen  Nachteil  von  dem  am  Un- 
fall Schuldtragenden,  sofern  dies  nicht  der  Unternehmer  oder  einer  seiner 
Arbeiter  oder  Angestellten  ist,  zu  verlangen. 

Die  ihm  in  diesem  Fall  zugesprochene  Entschädigung  befreit  den 
Unternehmer  von  den  ihm  zu  Lasten  fallenden  Zahlungsverpflichtungen. 
Für  den  Fall,  dass  der  Unfall  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  oder  den  Tod  des 
Betroffenen  zur  Folge  hatte,  soll  diese  Entschädigung  in  der  Form  einer 
durch  die  staatliche  Unfallversicherungskasse  zu  leistenden  Rente  zugesprochen 
werden. 

Der  eines  Unfalls  für  schuldig  Befundene  kann,  ausser  zu  dieser  Renten- 
zahlungsverpflichtung;  noch  zw  Zahlung  der  weiteren,  in  den  Art.  3  und  4 
vorgesehenen  Entschädigungen  und  Kosten  verurteilt  werden,  und  zwar  entweder 
an  den  Unfaübeiroffenen  oder  an  den  Unternehmer,  falls  dieser  gerichtlich  gegen 
ihn  vorgehen  sollte. 

Die  Schritte  «re^en  einen  verantwortlichen  Dritten  können  für  den 
Unfallbetroffenon  oder  dessen  Angehörige,  falls  diese  es  versäumen  sollten, 
von  den  ihnen  zustehenden  Rechten  Gebrauch  zu  machen,  vom  Betriebs- 
leiter, auf  eigene  Kosten  und  Gefahr,  unternommen  werden. 

Art.  11.  Joder  Unfall,  der  eine  Erwerbsunfähigkeit  nach  sich  zieht, 
soll  im  Laufe  von  48  Stunden,  Sonn-  und  Feiertage  nicht  eingerechnet,  durch 
den  Betriebsleiter  oder  dessen  Vertreter  an  den  Maire  der  Gemeinde  zur 
Anzeige  gebracht  werden,  der  darüber  ein  Protokoll  aufnimmt  und  eine 
Bescheinigung  über  die  erfolgte  Anzeige  ausstellt. 

Die  Anzeige  und  das  Protokoll  sollen  in  einer  im  Yerordnungswege  fest- 
gesetzten Form  den  Namen.  Stand  und  die  Adresse  des  Betriebsunter- 
nehmers, eine  genaue  Angabe  des  Ortes,  der  Stunde  und  der  Art  des  Unfalls, 
die  näheren  Umstände,  unter  welchen  er  sich  ereignete,  die  Natur  der  Ver- 
letzungen und  die  Namen  und  Adressen  der  Zeugen  enthalten. 

Falls  im  Laufe  der  auf  den  Unfall  folgenden  vier  Tage  der  Unfallbe- 
troffetie seine  Arbeit  nicht  wieder  aufnehmen  konnte,  so  ist  der  Betriebsunter- 
nehmer verpflichtet,  dem  Gemeindevorsteher,  gegen  Empfangsbestätigung,  ein 
ärztliches  Zeugnis  über  den  Zustand  des  Unfaübetr 'offenen,  die  wahrscheinltcJicn 
Folgen  des  Unfalls  und  den  Zeitpunkt,  in  welchem  es  möglich  sein  wird,  die 
Folgen  definitiv  festzustellen,  vorzulegen. 

Die  Unfallanzeige  kann,  unter  den  gleichen  Bedingungen,  innerhalb  eines 
Jahres  nach  dem  Unfall  durch  den  Unfallbeti  offenen  oder  seine  Vertreter 
erstattet  werden. 

Die  in  einer  im  Verordnungsicege  festgesetzten  Farm  erstattete  Unfalls- 
anzeige soll  unverzüglich  durch  den  Gemeindevorstand  dem  [Bezirks-  oder] 
Departements-Fabrikinspektor  oder  dem  mit  der  Ueberwachung  des  Be- 
triebes betrauten  Grubeningenieur  übergeben  werden. 
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Der  Art.  15  de«  Gesetzes  vom  2.  November  1892  und   der  Art.  11 

des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  sind  auf  die  in  diesem  Gesetze  vorge- 
sehenen Fülle  nicht  mehr  anwendbar. 

Art.    12.    Innerhalb   24   Stunden]       [Art.  12.  Wenn,  auf  Grund  der 


nach  Vorlage  des  ärztlichen  Zeugnisse*, 
oder  spätestens  5  Tage  nach  erfolgter 
Unfallanzeige  soll  der  Gemeindevor- 
stand die  Unfallanzeige  und  entuwder 


anzeige  und  des  ärztlichen  Zeugnisses 
dem  Friedensrichter  des  Bezirkes,  in 
welchem  der  Unfall  sich  ereignete, 
übermitteln. 


Angaben  des  ärztlichen  Zeugnisses, 
der  Unfall  eine  völlige  oder  teilweise 
Erwerbsunfähigkeit  nach  sich  ziehen 
kann,  so  soll  der  Gemeinde-Vorstand 
das  ärxiliclte  Zeugnis  oder  eine  Be- 1  unverzüglich  eine  Kopie  der  Unfall- 
scheinigung,  dass  kein  Zeugnis  vorge- 
legt wurde,  dem  Friedensrichter  des  Be- 
zirkes, in  welchem  d*r  Unfall  sich  er- 
eignete, übermitteln. 

Wenn  auf  Grund  der  Angaben  des 
gemäss  den  Bestimmungen  des  vor- 
stehenden Art.  vorgelegten  oder  nacii- 
träglich  vom  Unfallbetroffenen  dem 
Friedensrichter  zugesandten  ärztlichen 
Zeugnisses  der  Unfall  eine  völlige  oder 
teilweise  Erwerbsunfähigkeit  nach  sich 
ziehen  kann,  oder  falls  der  Unfallbe- 
troffene gestorben  ist,  so 


Innerhalb  24  Stunden  nach  Em- 
pfang dieser  Benachrichtigung] 


soll  der  Friedensrichter  eine  Erhebung  veranstalten,  um  festzustellen : 
1.  dio  Ursache,  die  Art  und  die  näheren  Details  des  Unfalls;  2.  die  Un- 
fallbetroffenen, den  Aufenthalt,  den  Ort  und  das  Datum  ihrer  Geburt;  3.  die 
Natur  der  Verletzungen:  4.  die  event.  zu  einer  Entschädigungsforderung 
Berechtigten,  den  Ort  und  das  Datum  ihrer  Geburt;  5.  den  Tages-  und 
•Tahresverdienst  des  Unfall  betroffenen ;  i>.  die  Versicherungsgesellschaß,  bei 
welcher  der  BetriebsunterneJimer  versichert  war  oder  den  Gegenseitigkeitsverband, 
dem  er  angehörte. 

Die  vom  Friedensiichfer  und  setnem  Schreiber  tn  Vollziehung  des  Art.  29 
dieses  Gesetzes  und  des  Art.  31  des  Finanzgesct zes  vom  Vi.  April  1900  an- 
geiciesenen  Geldsummen  sollen  durch  die  Staatskasse  vorgeschossen  werden. 

So  oft,  sei  es  durch  den  Friedensrichter,  sei  es  durch  das  Gericht,  sei  es 
durch  das  Berufungsgericht,  eine  ärztliche  Untersuchung  angeordnet  wird,  darf 
der  ärztliche  Exjterte  weder  der  den  Unfallbetroffenen  behandelnde  Arzt  sein, 
nsjch  der  Betriebsarzt,  noch  der  Vertrauensarzt  der  Gesellschaft,  bei  welche}-  der 
Unternehmer  versichert  ist. 

Art.  17.  Gegen  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ergangenen  Urteil  • 
kann  gemäss  den  Kegeln  des  gewöhnlichen  Prozessrechtes  appelliert  werden. 
Jedoch  ist  (unter  Vorbeftalt  der  Bestimmungen  von  Art.  149  der  CiHlprozess- 
ordnung)  die  Appellation  innerhalb  30  flö]  Tajre  nach  dem  Tage  des  Ur- 
teils zu  erklären,  sofern  demselben  eine  kontradiktorische  Verhandlung 
voraufgegangen  ist,  und  wenn  ein  Kontumazurteil  vorliegt,  innerhalb  1-1 
Tage  nach  dem  Tage,  an  dem  eine  Beschwerde  wegen  Kontumazierung 
nicht  mehr  annehmbar  ist. 

Besehwerde  gegen  ein  Kontumazurteil  kann  nicht  mehr  eingebracht 
werden,  wenn  14  Tage  seit  der  Zustellung  des  Urteils  an  die  Parteien 
verflossen  sind. 

18 


Digitized  by  Google 


-  27t;  — 


Der  Appellationshof  entscheidet  unverzüglich  innerhalb  eines  Monats 
nach  Erklärung  der  Appellation.  Die  Parteien  können  an  den  Kassations- 
hof  weitergehen. 

Art.  18.  Für  alle  in  diesem  Gesetze  in  Sachen  einer  Entschädigung 
vorgesehenen  Schritte  tritt  die  Verjährung  ein  Jahr  nach  dem  Tage  des 
Unfalls,  oder  ein  Jahr  nach  dem  Abschluss  der  friedensrichterlichen  Unter' 
suchung  oder  nach  der  Einstellung  der  Zahlung  der  vorübergehenden  Ent- 
schädigung ein. 

Der  Art.  55  des  Gesetzes  vom  10.  August  1871  und  der  Art.  124  des 
Gesetzes  vom  5.  April  1884  sind  nicht  anwendbar  bei  Klagen  gegen  die 
Departements  und  die  Gemeinden  in  Geinässheit  des  vorstehenden  Gesetzes. 

Art.  20.  Keine  der  durch  dieses  Gesetz  bestimmten  Entschädigungen 
soll  einem  Unfallbetroffenen  gewährt  werden,  der  den  Unfall  vorsätzlich 
herbeigeführt  hat. 

Wenn  der  Gerichtshof  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass  der  Unfall 
durch  grobe  Fahrlässigkeit  des  Arbeiters  verschuldet  wurde,  so  steht  ihm 
das  Recht  zu,  die  durch  den  I.  Abschnitt  dieses  Gesetzes  festgesetzten 
Renten  zu  ermässigen. 

Wenn  andererseits  erwiesen  ist,  dass  der  Unfall  durch  grobe  Fahr- 
lässigkeit des  Unternehmers  oder  seiner  Stellvertreter  verschuldet  wurde, 
so  darf  die  Entschädigung  erhöht  werden,  ohne  dass  aber  die  Einzelrente 
oder  der  Gesamtbetrag  der  zugesprochenen  Renten  um  einen  Betrag  stiege, 
der  höher  wäre,  als  die  sonstige  Reduktion  der  Jahresbezüge,  oder  den 
Gesamtbetrag  dieser  Bezüge  überschritte. 

Im  Falle  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  sollen  die  Akten  zur  Kenntnis 
des  Unfallbetroffenen  oder  seiner  Angehörigen  gebracht  werden. 

Das  gleiche  Recht  steht  auch  dem  Unternehmer  und  seinen  Angehörigen  zu. 

Art.  22.  Das  Armenrecht  wird,  auf  Grund  einer  Bescheinigung  des 
Staatsanwalts,  dem  Verunglückten  oder  seinen  Angehörigen  für  Verhand- 
lungen vor  dem  Gerichtspräsidenten  oder  dem  Gericht  ohne  weiteres  erteilt. 

Der  Staatsanwalt  verfährt  gemäss  den  Vorschriften  des  Art.  13  ('§§  2 
und  folg.)  des  Gesetzes  vom  22.  Januar  1851,  ergänzt  durch  das  Gesetz 
vom  10.  Juli  1901. 

Das  Armenrecht  besteht  ohne  weiteres  auch  für  Einlegung  der  Appellation. 
Auf  dahingehendes  Begehren  bezeichnet  der  1.  Präsident  des  AppeUationshofs  den 
Anwalt,  welcher  in  der  Appellatiomerklärung  als  Vertreter  genannt  sein  soll, 
und  betraut  einen  Gerichtsvollzieher  mit  deren  Zustellung  an  die  Gegenpartei. 

Kommt  der  Verunglückte  bei  der  Armenrechtskammer  um  Gewährung  des 
ArmenrechJs  für  die  ganze  Appellationsinstanz  ein,  so  ist  er  der  Beschaffung 
von  Armutszeugnissen  überhoben. 

Das  Armenrecht  erstreckt  sich  in  vollem  Umfang  auf  die  Verhand- 
lungen der  Friedensrichter,  auf  alle  Akte  der  Zwangsvollstreckung  und 
auf  alle  Streitfälle,  welche  sich  bei  der  Vollziehung  der  gerichtlichen  Ent- 
scheide ergeben. 

Der  Kläger  im  Armenrecht  hat  durch  die  Armenrechtkammer  seines 
Wohnortes  die  Art  der  Vollziehungshandlungen  bezeichnen  zu  lassen,  auf  welche 
das  Armenrecht  sich  bezieht. 

Art.  2.  Dieses  Gesetz  ist  auf  die  im  Gesetze  vom  30.  Juni  1899 
vorgesehenen  Unfälle  anwendbar. 
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2.  Loi  du  10  avril  1902  completant  l'article2  de  la  loi 
du  27  decembre  1890  (contrat  de  louage).  (J.  0.  12  avril 
1902,  p.  2693.) 

Oesets  vom  10.  April  1902,  betr.  die  Ergänzung  des  Art.  2  des 
Gesetzes  vom  27.  Deoember  1880  (Dienstvertrag). 

Einziger  Art.  Dem  Art.  2  des  Gesetzes  vom  27.  December  1890 
wird  der  nachfolgende  Absatz  hinzugefügt: 

Für  den  Fall,  dass  die  im  Art.  2  des  Gesetzes  vom  27.  December 
1890  über  den  Arbeitsvertrag  und  die  Beziehungen  zwischen  den  Eisenbahn- 
gesellschaften und  den  Angestellten  der  Eisenbahnen  vorgesehene  Ein- 
willigung nur  unter  der  Bedingung  gewisser  Aenderungen  oder  Zusätze 
erteilt  wurde,  die  von  der  Gesellschaft  nicht  angenommen  wurden,  so  soll 
darüber  ein  Dekret,  entsprechend  der  Ansicht  des  Staatsrates,  die  Ent- 
scheidung fallen. 

b)  Verordnungen  und  Erlasse. 

1.  Circulaire  del'inspectiondutravaildu  20.  mars  1  902. 
Rundsohreiben  der  Gewerbeinapektion  vom  20.  März  1802. 

Wie  Sie  wissen,  bestimmt  das  Gesetz  vom  30.  März  1900,  dass  nach 
Verlauf  von  2  Jahren  nach  dem  Tage  seiner  Promulgation  die  thatsachliche 
Arbeitszeit  auf  lO'/j  Stunden  reduziert  werde,  einerseits  für  Kinder, 
minderjährige  Mädchen  und  Frauen,  die  in  den  durch  das  Gesetz  vom 
2.  November  1892  bezeichneten  Betrieben  beschäftigt  sind,  andererseits 
für  erwachsene  Männer,  die  in  denselben  Betriebsstätten  wie  Kinder, 
minderjährige  Madchen  und  Frauen  arbeiten. 

Nach  den  Bestimmungen  von  Artikel  1 1  des  Gesetzes  vom  2.  November 
1892  haben  Sie  im  Ihren  Werkstätten  die  Stunden,  an  denen  die  Arbeit 
beginnt  und  endet,  sowie  die  Stunden  und  die  Dauer  der  Ruhepausen 
anzuheften  und  eine  Abschrift  dieses  Anschlags  dem  Departementsinspektor 
einzusenden. 

Ich  ersuche  Sie  deshalb,  Ihrem  Departementsinspektor  so  bald  als 
möglich  und  jedenfalls  vor  dem  1.  April  1902,  dem  Tage,  an  dem  die 
neue  Bestimmung  in  Kraft  tritt,  ein  Duplikat  des  neuen  Stundenplanes, 
den  Sie  vorzubereiten  hatten,  einzusenden. 

2.  Deere  t  du  28mars  1902,  portant  regle  ment  d'admini- 
stration  publique  surlad  uree  du  travail  effectif  journalier 
des  ouvriers  adultes. 

Verordnung  vom  28.  März  1902,  enthaltend  Verwaltungs Verfügungen 
über  die  Dauer  der  effektiven  täglichen  Arbeitszeit  der  erwachsenen 
Arbeiter.   (J.  0.  vom  17.  Mai  1902.) 

Art..  1.  Die  effektive  tägliche  Arbeitszeit  erwachsener  männlicher 
Arbeiter  darf  für  die  im  nachfolgenden  Verzeichnis  angeführten  Arbeits- 
arten und  über  die  im  Art.  1  des  Gesetzes  vom  9.  September  1858  l)  fest- 
gesetzten Schranken  hinaus  für  gewerbliche  Betriebe  oder  Teile  gewerb- 

1)  Loi  du  9  septembre  1858,  relative  aux  heures  de  travail  dans  les  manufactures  et 
usines.  Gesetz  vom  9.  September  1858,  betr.  die  Arbeitszeit  iu  gewerblichen  Betrieben  und 
Hüttenwerken.  Art.  1:  Die  effektive  Arbeitszeit  in  gewerblichen  Betrieben  und  Hütten- 
werken darf  12  Stunden  täglich  nicht  überschreiten.  Art.  2:  Die  durch  die  Natur  der 
Betriebe  oder  infolge  höherer  Gewalt  nötigen  Ausnahmen  von  dieser  generellen  Bestimmung 
werden  im  Wege  der  Verwaltungsverfügun«en  festgestellt  werden. 

18* 
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lieber  Betriebe,  die  erwachsene  männliche  Arbeiter  in  besonderen  Räumen 
beschäftigen,  und  Uber  die  im  Art.  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900  r) 
festgesetzten  Schranken  hinaus  für  gewerbliche  Betriebe  oder  Teile  gewerb- 
licher Betriebe,  die  in  denselben  Räumen  erwachsene  männliche  Arbeiter 
und  Kinder,  jugendliche  Arbeiterinnen  oder  Frauen  beschäftigen,  erhöht 
werden. 


Bezeichnung  der  Arbeit 


Schranken  für  die  Erhöhung 
der  effektiven  tägl.  Arbeits- 
dauer. 


1.  Arbeit  der  in  einem  Betriebe  speziell  zur  Be- 
dienung der  Oefen,  Badestuben,  rrockenräurae  und 
Kessel,  mit  Ausnahme  der  Kraftmaschinenkessel,  sowie 
zur  Heizung  der  Bottiche  und  Tröge  angestellten  Arbeiter, 
unter  der  Bedingung,  dass  diese  Arbeit  lediglich  den 
Charakter  einer  V orbercitungs-  oder  Ergänzungsarbeit 
hat,  nicht  aber  die  Hauptarbeit  de»  Betriebes  budet. 

2.  Arbeit  der  Angestellten,  die  nach  Schluss  der 
Betriebsproduktionszeit  mit  der  Instandsetzung  und  dem 
Putzen  derjenigen  Werkzeuge  und  Maschinen  beschäftigt 
werden,  welche  wahrend  der  allgemeinen  Arbeitsdauer 
nicht  zum  Stillstand  gebracht  werden  können. 

3.  Arbeit  eines  Vorarbeiters  oder  eines  Spezialisten, 
dessen  Anwesenheit  für  den  Fortgang  des  Betriebes  un- 
umgänglich notwendig  ist,  im  i*alle  unerwarteter  Ab- 
wesenheit des  ihn  abiölenden  Arbeiters  und  gleichzeitiger 
Unmöglichkeit  der  Einstellung  eines  anderen  Ersatz- 
mannes. 

4.  Arbeit  der  speziell  zur  Bedienung  der  Oefen  oder 
zu  sonstigen  ähnlichen  Arbeiten  eingestellten  Arbeiter, 
wenn  diese  Arbeiten  länger  als  eine  Woche  ununter- 
brochen vor  sich  gehen  müssen. 


5.  Arbeit  der  in  der  grossen  Metallindustrie,  (Metali- 
schinelzcrei  und  -giessera,  Schmiedearbeiten,  Grosswalz- 
arbeiten und  ähnlichen  Operationen)  beschäftigten 
Artaiter,  wie  auch  die  der  Arbeiter  in  gewerblichen 
Anlageu,  deren  Betrieb  nicht  nach  Belieben  unterbrochen 
werden  kann,  falls  infolge  unvorgesehener  Umstände 
die  Arbeiten  innerhalb  der  regulären  Frist  nicht  zu 
Ende  geführt  werden  konnten. 


lVr  Stunden  über  die 
für  die  Hauptarbeit  des  Be- 
triebes bezeichnete  Maximal - 
arbeitsdauer ;  2  Stunden  an 
Tagen  nach  einem  arbeite- 
freien Tage. 

Vs  Stunde  über  die  für 
die  sonstigen  Arbeiten  des 
Betriebes  bezeichnete  Maxi- 
maler bei  tsdauer. 

2  Stunden  über  den 
Schluss  der  allgemeinen  Ar- 
beitszeit. 


t'nbeschränkte  Dauer, 
um  Wechselschichtarbeit  zu 
ermöglichen ;  diese  Wechsel- 
schi entarbeit  darf  nicht  län- 
ger als  eine  Woche  im  Laufe 
eines  Monats  andauern. 

2  Stunden  und  für  die 
Gussmetallindustrie  aus- 
nahmsweise 6  Stunden  am 
Vorabend  eines  arbeitsfreien 
Tages. 


1)  I«oi  cn  da»«'  du  '10  mars  1900,  {>ortant  modification  de  la  loi  dti  2  novembre  1892 
sur  le  travail  des  enfants,  des  filles  miueures  et  des  feiumes  dans  les  etabliss,etnents  industriels. 
Gesetz  vom  .10.  Marz  1900,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  2.  November  lbüi 
über  die  Arbeit  der  Kinder,  jugendlicher  Arbeiterinnen  und  Frauen  in  gewerblichen  Betrieben. 

Art.  2:  Der  Art.  1  de»  Gesetzes  vom  9.  September  1858  wird  dureh  folgende  Be, 
Stimmung  ergänzt : 

Es  darf  jedoch  in  dem  im  Art.  1  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  namhaft  geniaeht.cn 
Betrieben,  in  welchen  in  den  glciehen  Räumen  erwachsene  Arbeiter  und  die  im  angeführten 
Gesetze  bezeichneten  Personen  beschäftigt  werden,  die  effektive  Arbeitsdauer  der  Arbeiter 
nicht  mehr  als  11  Stunden  täglich  betragen. 

In  dem  im  vorstehenden  Absatz  vorgt-sehenen  Falle  »oll,  zwei  Jnhre  nach  Erlaus  dieses 
Gesetzes,  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  lO'/j  Stunden  und  nach  weiteren  zwei  Jahren  auf 
!•»  Stunden  reduziert  werden, 

Tx.i  en  datc  du  2  novembre  1892  sur  le  tmvail  des  enfants,  des  filles  mineures  et 
des  femmes  dans  les  Etablissements  industriels.  Gesetz  vom  2.  November  1*92,  betreffend 
die  Arl>eit  der  Kinder,  der  jugendlichen  Arbeiterinnen  und  Frauen  in  gewerblichen  Betrieben. 
Art.  1  :  Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterliegt  die  Arbeit  der  Kinder,  jugendlicher 
Arbeiterinnen  und  Frauen  in  Berg-  und  Hüttenwerken,  gewerblichen  Betrieben,  Steinbrüchen 
und  Tagebamen.  Bauplätzen  und  Werften,  Werkstätten  aller  Art  und  ihren  Nebenbetrieljeu, 
sie  seien  öffentlich  «der  privat,  von  Laien  oder  religiösen  Körperschaften  betrieben,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  d  ioc  Betriebe  der  gewerblichen  Berufsb-hre  oder  der  Wohlthiitigkeit  dienen. 


Digitized  by  Google 


» 


—   279  - 

Schrankeil  für  die  Erhöhung 
Bezeichnung  der  Arbeit.  der  effektiven  tagl.  Arbeits- 

dauer. 

6.  Dringende  Arbeiten,  deren  unverzügliche  Aus-  Ein  durch  den  Unter- 
führung not  wendig  i&t,  sei  es  um  drohenden  Unfällen  nehmer  zu  bestimmender  Tag 
vorzubeugen,  sei  es  um  Rettungsmasaregeln  durchzu-  mit  unbeschränkter  Arbeits- 
fübren,  sei  es  endlich,  um  die  infolge  eines  Unfalles  dauer;  die  übrigen  Tage  2 
herbeigeführten  Material-,  Einrichtung»-  oder  Bauschäden  Stunden  über  die  in  Art  1 
im  Betriebe  zu  reparieren.                                          des  Gesetzes  vom  9.  Sept. 

1848  festgesetzte  Maximal- 
arbeitsdauer. 

7.  Arbeiten,  die  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicher-  Die  Schranke  ist  von 
heit  oder  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung  und  im  Fall  zu  Fall  zwischen  dem 
Auftrage  der  Regierung,  in  welchem  die  Dringlichkeit  Handels-  und  Industrie- 
der  Ausführung  festgestellt  ist,  ausgeführt  werden.           minister  und  dem  die  Arbeit 

vergebenden  Minister  zu  ver- 
einbaren. 

8.  Arbeiten  des  Personals  der  Buchdruckereien,  der  2  Stunden  über  das  im 
Stein-  und  Lichtdruckanstalten.                                   Art.  1   des  Gesetzes  vom 

9.  Sept.  1848  festgesetzte 
Maximum  und  höchstens 
100  Stunden  im  Jahre. 

9.  Arbeit  der  Getreidemüller  in  Mühlen,  die  aus-  2  Stunden  über  das  im 
schliesslich  durch  Wasser  oder  Wind  betrieben  werden.     Art.  1  des  Gesetzes  vom  9. 

Sept.  1848  festgesetzte  Maxi- 
mum. 

Die  im  Gesetze  vom  2.  November  1892  vorgesehenen  Ermächtigungen 
zur  Erhöhung  der  täglichen  Arbeitsdauer  der  Kinder,  jugendlichen  Arbeiter- 
innen und  Frauen  erstrecken  sich  in  vollem  Umfange  auch  auf  die  in 
denselben  Räumen  beschäftigten  erwachsenen  männlichen  Arbeiter. 

Art.  3.  Joder  Unternehmer,  der  von  den  in  den  vorstehenden  Artikeln 
erteilten  Ermächtigungen  Gebrauch  machen  will,  hat  zuvor  dem  Gewerbe- 
inspektor die  Natur  der  Ausnahrae,  die  Zahl  der  Arbeiter,  für  welche 
die  tägliche  Arbeitsdauer  erhöht  worden  soll,  die  der  Arbeitsstunden  und 
die  der  Ruhepausen  dieser  Arbeiter  wie  auch  die  der  übrigen  Arbeiter- 
schaft des  Betriebes  und  endlich  die  Tage,  auf  welche  die  Erhöhungen  der 
Arbeitsdauer  sich  erstrecken,  anzuzeigen.  Eine  Abschrift  dieser  Anzeige 
ist  im  Betriebe  anzubringen. 

Wenn  die  Erhöhung  der  Arbeitsdauer  durch  die  sub  Ziffer  5  des 
Verzeichnisses  im  Art..  1  dieses  Gesetzes  vorgesehenen  „un vorgesehenen 
Umstände"  oder  durch  die  sub  Ziffer  6  desselben  Verzeichnisses  vor- 
gesehenen „dringenden  Arbeiten"  begründet  wird,  darf  die  Anzeige  dem 
Gewerbeinspektor  durch  einen  Eilbrief  oder  telegraphisoh  erstattet  werden. 
Wenn  diesem  die  gewünschte  Annahme  nicht  gerechtfertigt  erscheint,  soll 
er  den  Unternehmer  davon  verständigen. 

Art.  4.  Die  Verordnungen  vom  17.  Mai  1851,  vom  31.  Januar  1866, 
vom  3.  April  1889  und  vom  10.  Dezember  1899  sind  aufgohoben. 

Art.  5.  Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  ist  der  Handels-, 
Industrie-,  Post-  und  Telegraphenniinister  betraut. 

3.  Decrot  du  1  2  a v r i  1  1  9 0 2 ,  modifiantlesparagraphesl, 
2  et  3  de  l'article  lw  du  decret  du  2  1  juin  1900,sur  lc  per- 
sonuel  ouvrier  de  1  a  marine. 

Verordnung  vom  12.  April  1902,  betr.  die  Abänderung  der  §§  1, 
2  und  3  des  Art  1  der  Verordnung  vom  21.  Juni  1900  über  das 
Arbeitepersonal  der  Marinebetriebe.    (J.  0.  15.  April  1902.) 
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4.  Deere t  du  14  avril  1902,  m  o  d  i  f  i  a  n  t  l'article  2  du 
decret  du  2  mai  1899  et  l'article  8  du  decret  du  13  juin  de 
lamöme  annee  portant  reglement  d'adrainistration  publique 
sur  les  elections  au  conseil  superieur  des  societes  de  se- 
cours  mutuels. 

Verordnung  vom  14.  April  1802,  betr.  die  Abänderung  des  Axt.  2 
der  Verordnung  vom  2.  Mal  1899  und  des  Art  8  der  Verordnung  vom 
18.  Juni  des  gleichen  Jahre«  über  das  Reglement  der  öffentlichen 
Verwaltung  in  Bezug  auf  die  Wahlen  des  höheren  Beirates  der 
gegenseitigen  HiUsgesellschaften.    (J.  0.  23  avril  1902.) 

5.  Arrete  duMinistre  du  Commerce,  de  l'Industrie,  des 
Postes  et  des  Telegraphes,  en  date  du  26  avril  1902,  in- 
stituant  une  commission  consultative  chargee  d'etudier 
des  dispositions  legislatives  en  vue  de  1' Organisation  du 
contröle  dos  societes  d'assurances  sur  la  vie.  (J.  0.  7  mai 
1902.) 

Verordnung  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphen- 
ministers vom  26.  April  1002,  betr.  die  Einrichtung  einer  Beirats- 
kommission zum  Studium  der  gesetzgeberischen  Massnahmen  in  Bezug 
auf  die  Organisationen  der  Kontrolle  der  Lebenversioherungsgesell- 
schaften. 

6.  Arrete  du  Ministre  du  Commerce,  de  l'Industrie,  des 
Postes  et  des  Telegraphes,  en  date  du  2  mai  1902,  in- 
st i  t  u  a  n  t  une  commission  consultative  chargee  d'etudier  des 
dispositions  legislatives  au  contrat  d'assurances.  (J.  O. 
7  mai  1902). 

Verordnung  des  Handels-,  Industrie-,  Post-  und  Telegraphen- 
ministers vom  2.  Mai  1802,  betr.  die  Einsetzung  einer  Beiratskommission 
zum  Studium  der  gesetzgeberischen  Massnahmen  in  Bezug  auf  den 
Versicherun  gs  vertrag. 

7.  Decret  du  10  mai  1902  portant  reorganisation  du  Ser- 
vice de  l'inspection  du  travail. 

Brlass  vom  10.  Mai  1802,  betr.  Reorganisation  der  Arbeits- 
inspektion.   (J.  0.  1  juin  1902.) 

§  1.  Die  Zahl  der  Arbeitsinspektoren  ist  folgend  ermassen  fest- 
gestellt : 

11  Kreisinspektoren, 

110  mannliche  oder  weibliche  Departementsinspektoren. 

[§  2  Kreiseinteilung].  [§§  3,  4,  5  und  6  Gehalte].  [§  7  Beförderung]. 
[§  8  Reiseentschadigung].  [§  9  Bureaukosten].  §  10.  Die  Erlasse  vom 
13.  Dez.  1892,  27.  Dez.  1892  und  18.  Dez.  1893  sind  aufgehoben. 
§  11.  Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe,  Post  und  Telegraphenwesen 
ist  mit  der  Ausführung  dieses  Erlasses,  der  im  „Bulletin  des  lois"  und 
im  „Journal  officiel  de  la  Republique"  veröffentlicht  weiden  soll,  betraut. 

8.  Circulaire  du  ministere  de  la  guerre,  en  date  du  2 
juin  1902,  relative  ä  l'emploi  des  militaires  dans  des  e  x  - 
ploitations  privees. 

Bundsohreiben  des  Kriegsministeriums  vom  2.  Juni  1802,  betr.  die 
Verwendung  von  Soldaten  bei  Privatarbeiten.    (J.  0.  4.  Juni  1902.) 
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Die  Militärbehörden  werden  oft  durch  Private  gebeten ,  ihnen  zur 
Ausführung  gewisser  Arbeiten  Soldaten  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Diesen  Begehren,  die  zu  einer  Zerstreuung  der  Militärpersonen  führen, 
sollte  nur  dann  Folge  geleistet  werden,  wenn  dies  im  öffentlichen  Inter- 
esse begründet  ist. 

Wenn  aber,  selbst  in  diesem  Falle,  die  Gewährung  dieser  Begehren  eine 
Schädigung  der  Civilarbeiter  nach  sich  ziehen  könnte,  sollen  sie  dann  nur 
zustimmend  erledigt  werden,  wenn  sie  vom  Ortevorsteher  befürwortet  sind. 

Dieses  Rundschreiben  ändert  in  keiner  Weise  die  bestehenden  Bestim- 
mungen, betr.  die  Ueberlassung  von  Soldaten  an  Landwirte  für  landwirt- 
schaftliche Arbeiten. 

Yl.  Grande  Bretagne:  Colonies.   Britische  Kolonien 

Canada:  Provinz  Ontario. 

An  Act  to  amend  the  Act  respecting  Councils  of 
Conciliation  and  of  Arbitration  for  settling  Industrial 
Disputes. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  die  Scbieds-  und 
Vermittlungsräte  zur  Schlichtung  gewerblicher  Streitigkeiten. 

(Erste,  zweite  und  dritte  Lesung  am  23.  Januar,  26.  Februar  und 
13.  März  1902;  kgl.  Genehmigung  vom  21.  März  1902.) 

Art.  1.  Der  Artikel  4  der  Trades  Disputes  Act  wird  durch  folgende 
Absätze  ergänzt  : 

Abs.  4.  Falls  ein  Streitfall  bei  einer  Gesollschaft  oder  einer  Privat- 
unternehmung, die  mindestens  10  Arbeiter  beschäftigt,  vorliegt,  und  die 
Arbeiter  entweder  in  Strike  zu  treten  drohen  oder  bereits  in  Strike 
getreten  sind,  oder  falls  ein  Lock-out  durch  den  Unternehmer  vorliegen 
sollte,  so  ist  der  Registerführer  verpflichtet,  falls  er  dazu  durch  mindestens 
5  Arbeiter,  oder  durch  den  Unternehmer,  oder  durch  die  Verwaltung  der 
Gemeinde,  in  der  der  Betrieb  gelegen  ist,  schriftlich  aufgefordert  wurde, 
den  Platz  der  Streitigkeit  zu  visitieren  und  nach  Möglichkeit  zwischen  dem 
Unternehmer  und  den  Arbeitern  als  Vermittler  zu  wirken  bestrebt  zu  sein. 

Abs.  B.  Es  ist  Pflicht  des  Registerftthrers,  bemüht  zu  sein,  durch 
Bekämpfung  des  Misstrauens  die  einer  Vermittlung  günstigen  Verhältnisse 
herbeizuführen,  die  Ursachen  des  Streites  zu  beseitigen,  die  guten  Beziehungen 
zu  fördern,  das  Vertrauen  zu  stärken,  die  streitenden  Parteien  zu  einer 
Zusammenkunft  und  gegenseitigen  Schlichtung  der  Streitfragen  zu  ermun- 
tern und  so  die  Unterhandlungen  zwischen  den  Unternehmern  und  Arbeitern 
zu  fördern  und  sie  zu  bewegen,  ihre  Streitigkeiten  einem  Einigungs-  und 
Schiedsgericht  vor  dem  Ausbruch  eines  Strikes  oder  vor  Schliessung  der 
Werkstätten  vorzulegen. 

South  Australia.  Südaustralien. 

An  Act  to  amend  the  „Early  Closing  Act  1900".  As- 
sented to,  December  20»t  1901. 

Gesetz  vom  21.  Dezember  1001,  betr.  die  Abänderung  des  Früh- 
ladensohlusBgeeeteee  1000 1). 

1)  Dieses  Gesetz  soll  citiert  werden  als  „Frühladensehlu.ss-Auände- 

1)  An  Act  in  Aid  of  Early  Cloeing.   Assented  to,  Dezember  5,h,  1900.  —  Die 
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rungsgesetz  1901 *  (The  Earlv  Closing  Amendment  Act,  1901);  es  soll  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Frühladonschlnssgesetz  1900  (auf  welches  im 
Nachfolgenden  als  auf  das  Hauptgesetz  verwiesen  wird)  in  Kraft  verbleiben 
und  der  Tag  «einer  Inkrafttretnng  soll  durch  eine  Verordnung  bestimmt 
werden. 

2)  Das  im  Hauptgesetze  definierte  Wort  „Ladenbesitzer"  (shopkeeper) 
»oll  auch  jede  Person  bezeichnen ,  die  als  Geschäftsführer  ein  Laden- 
gesehaft leitet. 

[„ Laden besitzer"  bezeichnet  jeden  direkten  oder  indirekten  Unternehmer,  der  Eigen- 
tümer eines  Ladengeschäftes  oder  einer  Hökerlicenz  ist] 

3)  Die  Bestimmungen  dos  Art.  7  Abs.  2  des  Haupt gesetzes  sind  auf- 
gehoben l) :  an  deren  Stelle  treten  die  folgenden : 

Die  vom  Ladenbesitzer  zu  treffende  Entscheidung  in  Bezug  auf  die 
Ladenschlusszeit  am  Mittwoch  für  ein  von  ihm  betriebenes  Ladengeschäft 
erfolgt  durch  Absenden  einer  Mitteilung  in  dem  vorgeschriebenen  Formidar 
an  den  Minister;  ein  Exemplar  dieser  Mitteilung  soll  im  Schaufenster  des 
Geschäftes  an  einer  sichtbaren  Stelle  befestigt  werden.  Diese  für  ein 
Ladengeschäft  getroffene  Entscheidung  gilt  für  alle  andoren  Geschäfte, 
an  welchen  der  gloiche  Ladeninhaber  irgendwie  beteiligt  ist,  soweit  sich 
diese  im  Umkreise  von  100  Yards  von  dem  Geschäft  befinden,  für  welches 
die  Entscheidung  getroffen  wurde. 

Wenn  ein  Ladeninhaber  diese  Entscheidung  zu  ändern  wünscht,  so 
soll  er  darüber  einen  Monat  zuvor  dem  Minister  schriftlich  Mitteilung 
machen ;  eine  solche  Mitteilung  ist  nicht  zulässig  vor  Ablauf  von  mindestens 
3  Monaten,  vom  Tage  der  unmittelbar  früheren  Entscheidung  an  gerechnet : 
nach  Ablauf  eines  Monats  soll  ein  Exemplar  dieser  veränderten  Mitteilung 
im  Schaufenster  des  Geschäftes  an  einer  sichtbaren  Stelle  befestigt  und 
das  dort  bis  dahin  angebrachte  Exemplar  der  früheren  Mitteilung  be- 
seitigt werden. 

4)  Die  hierdurch  durchgeführten  Aenderungen  sollen  keinerlei  Rechts- 
wirkung ausüben  auf  irgend  etwas,  das  auf  Grund  des  so  abgeänderten 
Grundgesetzes  begonnen  oder  durchgeführt  wurde;  und  alle  getroffenen 
Entscheidungen,  zugestellton  Mitteilungen  und  befestigten  Exemplare  sollen 
nach  wie  vor  in  jeder  Beziehung  verbindlich  und  wirksam  sein  und  in 
voller  Geltung  und  Kraft  verbleiben,  als  ob  sie  unter  diesem  Gesetze  ge- 
macht, gegeben  oder  angekündigt,  worden  wären. 


abgeänderten  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  sind  wörtlich  in  [  ]  und  Petitdruck 
angegeben. 

1)  Art  7  Abs.  1  lautet:  Die  Ladenschlusszcitcn  im  hauptstädtischen  Laden- 
distrikt sollen  für  jede  Woche  die  folgenden  sein:  Am  Montag  und  Dienstag  6  Uhr 
abend«;  am  Mittwoch  um  1  Uhr  nachmittags  oder  6'  Uhr  abend*,  worüber  dem 
l^adeninbaber,  nach  Massgabc  der  folgenden  Bestimmungen,  die  Entscheidung  zukommt; 
am  Donnerstag  um  B  Uhr  abends;  am  Freitag  a)  um  (5  Uhr  abends,  wenn  am 
vorhergehenden  Mittwoch  um  1  Fhr  nachmittags,  und  b)  um  1)  Uhr  abends,  wenn  am 
vorhergehenden  Mittwoch  um  b*  (_Thr  abends  geschlossen  wurde;  am  Samstag  a)um 
1  Uhr  nachmittags ,  wenn  am  vorhergehenden  Mittwoch  um  b  Uhr  al>ends ,  und 
b)  um  9  Uhr  abends,  wenn  am  vorhergehenden  Mittwoch  um  1  Uhr  geschlossen 
wurde.  —  Diese  Bestimmungen  sollen  weder  auf  den  heiligen  Abend  anwendbar  sein, 
noch  gelten,  soweit  sie  den  l>adenschluss  vor  y  Uhr  abends  für  einen,  einem  öffent- 
lichen Feiertage  vorangehenden  Abend  bestimmen,  durchweg«  aber  mit  der  Be- 
schränkung, dass  kein  Laden  an  mehr  als  einem  Tage  in  einer  Woche  länger  als  bis 
(5  Uhr  abends  für  den  Verkauf  offen  bleiben  soll. 
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5;  Ein  Ladenbesitzer  im  hauptstädtischen  oder  im  landstädtischen 
Ladendistrikt,  oder  der  Gatte  oder  die  Gattin  eines  Ladeninhabers  darf  im 
einem  Wochenabend,  für  welchen  die  Ladenschlusszeit  auf  6  Uhr  gewählt 
und  festgesetzt  wurde,  den  Laden  bis  0  Uhr  offen  halten,  und,  unter  Mit- 
wirkung eines  Familienmitgliedes,  Waren  darin  verkaufen  ;  doch  darf,  im 
Sinne  dieses  Artikels,  nur  eine  Person  als  Ladeniuhaber  angesehen  werden 
und  soll  hierfür  der  Geschäftsführer  nicht  als  Ladeninhaber  gelten. 

6)  Artikel  5  des  Grundgesetzes  wird  aufgehoben. 

[Dieses  Gesetz  erstreckt  sich  nicht  auf  die  in  der  I.  Schedule  bezeichneten 
Ladengeschäfte.] 

7)  Artikel  13  dos  Grundgesetzes  wird  abgeändert  und  lautet  wie  folgt  : 
Jeder  Ladeninhaber  soll  sein  Geschäft  spätestens  zur  »Stunde  schliesseu, 

die  als  Ladenschlusszeit  gewählt,  bestimmt  oder  festgesetzt  wurde,  und 
damit,  für  den  Rest  des  Tages,  mit  dem  Feilbieten  und  Verkauf  der  darin 
zum  Verkauf  befindlichen  Waren  aufhören,  unter  Vorbehalt  der  Ausnahme- 
bestimmungen des  Art.  5. 

8)  Art.  14  des  Grundgesetzes  wird  durch  folgende  Bestimmung  er- 
gänzt : 

[Jedem  Ladengehilfen,  der  in  einem  der  in  der  I.  Schedule  bezeichneten  Ge- 
schäft beschäftigt  ist,  soll  an  einem  Werktag  jeder  Woche  einmal  ein  halber  Tag,  von 
1  Uhr  mittags  an,  freigegeben  werden,  mit  Ausnahme  derjenigen  Wochen,  in  die  ein 
Öffentlicher  Feiertag  fällt,  der  den  Ladengehilfen  freigegeben  wird]; 

doch  dürfen  die  mit  der  Zubereitung  und  dem  Servieren  von  Speisen  und 
Erfrischungen  beschäftigten  Gehilfen  damit  bis  2  Uhr  au  jedem  Tage  be- 
schäftigt worden. 

9)  Die  Leiter,  Geschäftsführer,  Inhaber  und  die  mit  der  Verwaltung 
oder  Aufsicht  der  in  der  I.  Schedule  des  Grundgesetzes  bezeichneten  Ge- 
schäfte betrauten  Personen  sollen,  soweit  nichts  Entgegenstehendes  fest- 
gesetzt ist,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  unterliegen. 

10)  Jeder  Ladeninhaber,  der  an  einem  auf  einen  Montag  fallenden 
öffentlichen  Feiertag  sein  Geschäft  den  ganzen  Tag  über  geschlossen  hält, 
aoll  der  Verpflichtung  enthoben  sein,  seiu  Geschäft  am  Mittwoch  derselben 
Wocho  um  1  Uhr  mittags  zu  sehlirsson,  wenn  auch  der  Ladenschluss  für 
l  Uhr  mittags  vorgeschrieben  ist  und  wenn  ein  öffentlicher  Feiertag  auf 
einen  andern  Tag  als  den  Montag  fällt,  so  sollen  alle  Ladeniuhaber,  die 
diesen  ganzen  Feiertag  über  ihr  Geschält  geschlossen  hallen,  der  Ver- 
pflichtung enthoben  sein,  am  Mittwoch  oder  am  Samstag  derselben  Woche 
ihre  Geschäfte  um  1  Uhr  zu  schliesseu. 

11»  Die  I.  Schedule  des  Grundgesetzes1)  soll  durch  das  Wort:  „Milch- 
händler" ergänzt  werden. 

12 1  Jeder  Ladeninhaber  soll  allen  bei  ihm  beschäftigten  Personen 
den  halben  Tag  von  1  Uhr  an,  an  den  Tagen,  an  welchen  das  Ge- 
schäft um  1  Uhr  geschlossen  werden  soll,  freigeben,  und  soll  keine  bei 
ihm  beschäftigte  Person  nach  der  festgesetzten  Ladenschlusszeit  be- 
schäftigen: doch  soll  kein  Ladeniuhaber  strafbar  sein,  wenn  er  eine 
Person         Stunde  über  die  Ladenschlusszeit  hinaus  dazu  anhält,  die  vor 

1)  I.  Schedule:  Apotheken  und  Droguenhandlungen.  Restaurants,  Speisehnuser 
und  Erfrischungshallen.  Metzger-  und  Feinbiickerladcn,  Fisch-  und  Austerngeschäft«. 
Früchte-,  Gemüse-  und  Lcbensmittclniederlagen.  Tabakverkaufsstellen.  Friseurladen. 
Zuckerbäckereien.  Zeitungskioske  und  lificherverkaufsstellen  auf  Kahnbüfcn.  Leichen- 
bestattungsunternehmungen.  Wirtshäuser.    Konzessionierte  Weinstuben. 
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der  Ladenschlussstunde  im  Laden  schon  anwesenden  Kunden  zu  bedienen 
oder  die  Waren  zu  ordnen  und  das  Geschäft  zu  schliessen. 

13  i  Der  Gouverneur  kann  im  Verordnungswege  vorübergehend  die 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  suspendieren,  soweit  es  sich  auf  die  Ladeu- 
schlusszeit  irgend  eines  oder  irgend  welcher  Laden  bezieht. 

14)  Keine  Person  unter  16  Jahren  darf  länger  als  52  Stunden  im 
Laufe  einer  Woche  und  länger  als  9  Stunden  im  Laufe  eines  Tages  in 
einem  Geschäft  beschäftigt  werden,  doch  darf  an  einem  Tage  in  der  Woche 
der  Arbeitstag  11  Stunden  dauern;  auf  Grund  einer  schriftlichen  Be- 
willigung des  Ministers  darf  eine  solche  Person  bis  zu  12  Stunden  täglich 
beschäftigt  werden,  jedoch  darf  eine  solche  Einwilligung  für  höchstens 
40  Tage  im  Jahre  erteilt  werden. 

15)  Die  II.  Schedule  des  Grundgesetzes  erhält  nach  den  Worten: 
„Unterschrift  des  Ladeninhabers"  den  Zusatz:  „und  Art  des  Laden- 
geschäftes". 

[11.  Schedule.  Form  der  Mitteilung,  betr.  die  Entscheidung  des  Ladeninhabers 
in  Bezug  auf  die  Ladenschlusszeit  am  Mittwoch : 

Ich  (oder  wir)  mache(n)  hiermit  die  Mitteilung,  dass  ich  (oder  wir)  ....  (1  oder  9) 
Uhr  nachmittags  als  Ladenschlusszeit  am  Mittwoch  für  meinen  (oder  unseren)  Laden 
(Nummer,  wenn  vorhanden,  des  Hauses,  Name  der  Strasse)  in  (Name  der  Stadt)  im 
hauptstädtischen  Ladendistrikt  gewählt  habe  (oder  haben). 

Gegeben  am  19  .  .  . 

Unterschrift  des  Ladeninhabers.] 

Visum. 


New  Zealand.  Neuseeland. 

An  Act  to  amend  „The  Indus trial  Conciliation  and 
Arbitration  Act,  1900".    7th  November  1901. 

Gesetz  vom  7.  November  1901  zur  Abänderung  des  gewerblichen 
Schieds-  and  Einignngsgesetzes,  1000 1). 

1)  [Gesetz  zu  citieren  als:  Gewerbliches  Vermittelungs-  und  Einigungsabände- 
rungsgesetz  („The  Industrial  Conciliation  and  Arbitration  Amendmend  Act,  1901  *|. 

2)  [Interpretation  des  Begriffes  „trade-union"]. 

3)  Die  Definition  des  Begriffes:  Arbeiter  („worker")  des  Grundge- 
setzes wird  aufgehoben  und  durch  die  folgende  ersetzt :  Arbeiter  ist  jede 
Person  ohne  Unterschied  des  Alters  oder  des  Geschlechtes,  die  durch 
einen  Unternehmer  gegen  Lohn  bei  einer  gelernten  oder  nichtgelernten, 
physischen  oder  geistigen  Arbeit  beschäftigt  wird. 

4)  [Registrierung  fremder,  durch  einen  Agenten  vertretenen  Gesellschaften.] 

5)  Trade-unions  als  Kontrahenten  bei  gewerblichen  Kollektivvertragen.] 

6)  Abänderung  des  Art.  ">0  des  Grundgesetzes.] 

7)  Veröffentlichung  der  Namen  der  Mitglieder  der  Schiedsamter.] 

8)  Abänderung  des  Art.  52  des  Grundgesetzes.] 

9)  Vereidigung  der  Mitglieder  der  Schiedsämter.] 

10)  Verpflichtung  der  Trade-unions  durch  ein  Scniedsurteil.] 

11)  [Rechtskraft  der  auf  Grund  der  in  den  abgeänderten  Bestimmungen  des 
Grundgesetzes  erlassenen  Schiedssprüche.] 

1 )  Auszugsweise  wiedergegeben.  Die  ergänzten  Bestimmungen  des  Grundgesetzen 
(An  Act  to  consolidate  and  amend  the  Law  relating  to  the  Scttlement  of  Inaustrial 
Disputes  bv  Ckmciliation  and  Arbitration,  20th  October  1900.  Gesetz  vom  20.  Oktober 
1900  zur  Vereinheitlichung  und  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  die  Schlichtung  ge- 
werblicher Streitigkeiten  durch  Einigung»-  und  Schiedsspruch)  sind  in  [  ]  Petit  wieder- 
gegeben. 
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12)  Rücksichtlich  eines  in  Kraft  stehenden  Schiedsspruches,  der  ver- 
möge der  Wirksamkeit  des  Hauptgesetzes  in  Kraft  getreten  ist,  kann  der 
Schiedsgerichtshof,  durch  Bekanntgabe  an  eine  Trade-union,  einen  Gewerk- 
vereins verband ,  eine  Unternehmervereinigung  oder  einen  Einzelunter- 
nehmer des  gleichen  Bezirkes  und  Berufes,  auf  welche  der  Schiedsspruch 
sich  erstreckt,  welche  aber  ursprünglich  von  diesem  Schiedsspruch  nicht 
betroffen  waren,  ihn  und  seine  Bestimmungen  auf  diese  Trade-union,  diesen 
Gewerkvereinsverband,  diese  Unternehmervereinigung  oder  diesen  Einzel- 
unternehmer ausdehnen. 

13)  Art.  86  des  Grundgesetzes  wird  durch  folgende  Bestimmungen 
ergänzt : 

(4)  Das  Schiedsgericht  soll  in  jedem  gefällten  Schiedssprüche  die 
Wirksamkeit  dieses  Schiedsspruches  auf  eine  Stadt,  Stadtgemeinde,  Bistrikt 
oder  Teil  eines  gewerblichen  Distriktes  genau  festsetzen. 

(5)  Das  Schiedsgericht  soll  kompetent  sein,  auf  Gesuch  eines  Unter- 
nehmers, eines  Unternehmerverbandes  oder  einer  Unternehmervereinigung 
in  einem  Industriedistrikte,  für  welchen  ein  Schiedsspruch  verbindlich 
sein  soll,  die  Verbindlichkeit  der  Bestimmungen  dieses  Schiedsspruches 
(wenn  sein  Wirkungskreis,  wie  vorstehend  angegeben,  genau  festgesetzt 
ist)  auf  eine  Person,  einen  Unternehmer,  einen  Unternehmerverband  oder 
eine  Unternehmervereinigung  auszudehnen. 

(6)  Das  Schiedsgericht  darf,  falls  es  dies  für  angebracht  erachtet,  die 
Bestimmungen  eines  kraft  des  Grundgesetzes  erlassenen  Schiedsspruches 
auf  eine  bestimmte  Stadtgemeinde,  eine  Stadt  oder  irgend  einen  Teil  eines 
Industriedistriktes  ausdehnen,  für  welche  von  da  an  der  Schiedsspruch 
verbindlich  Bein  soll. 

(7)  Die  in  den  Abschnitten  5  und  6  vorgesehene  Einschränkung  und 
Ausdehnung  des  Verbindlichkeitskreisos  eines  Schiedsspruches  erfolgt  nach 
freiem  Ermessen  des  Gerichtshofes  auf  Antrag  der  Parteien  oder  durch 
Mitteilung  an  dieselben. 

14)  [Verpflichtung  der  Trade-unions  als  Parteien  durch  einen  Schiedsspruch.] 

15)  [Abänderung  des  Art.  8t>  des  Grundgesetzen.] 

16)  Das  Verfahren  zur  Inkraftsetzung  oder  Durchführung  eines  Schieds- 
spruches oder  einer  Anordnung  des  Schiedsgerichtes  Hegt  dem  Gewerbe- 
inspektor ob,  und  es  ist  hierzu  nicht  erforderlich,  dass  der  Schiedsspruch 
oder  die  Anordnung  zuvor  durch  eine  Resolution  oder  eine  Abstimmung 
irgend  einer  Vereinigung  oder  eines  Verbandes  gebilligt  worden  wäre. 

17)  [Abänderung  des  Art.  94  des  Grundgesetzes.] 

18)  [Abänderung  des  Art.  99  de«  Grundgesetzes:  Für  alle  durch  das  Gesetz  vor- 
gesehenen Beschlüsse  von  Vereinen,  Verbänden  etc.  tritt  an  Stelle  der  Majorität  aller 
Mitglieder  die  Majorität  der  in  einer  speziell  einberufenen  Versammlung  anwesenden 
Mitglieder.] 

19)  Der  Art.  100  des  Grundgesetzes,  der  die  Beziehungen  zwischen 
den  Unternehmern  und  den  Arbeitern  während  des  Vermittelungsver- 
fahrens  behandelt,  wird  folgendermassen  abgeändert: 

Der  Abschnitt  (1) 

[Bis  die  Arbeitsstreitigkeit  vom  Schiedsgerichte  definitiv  entschieden  ist,  soll 
keine  der  beiden  Streitparteien,  auch  nicht  dTe  direkt  betroffenen  Arbeiter,  sich  an 
irgend  einer  Handlung  von  der  Art  eines  Strike  oder  einer  Aussperrung  direkt  oder 
indirekt  beteiligen,  oder  an  einem  Stillstand  oder  Unterbrechung  der  Beschäftigung 
oder  der  Arbeit  sich  beteiligen,  sondern  die  Beziehungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
sollen  unberührt  von  der  Streitigkeit  oder  ihren  Folgen  ununterbrochen  fortdauern,] 
wird  durch  die  Worte  ergänzt:  sie  sollen  auch  unberührt  bleiben  von 
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irgend  welchen  Ereignissen,  die  der  Beilegung  des  Streites  unmittelbar 
vorangingen  oder  damit  verbunden  waren. 

|2i  Folgende  Bestimmung  tritt  ergänzend  hinzu:  3)  Die  Entlassung 
eines  Arbeiters  oder  das  Verlassen  der  Arbeit  durch  einen  Arbeiter 
während  der  Dauer  des  Schiedsverfahrens  soll  als  Uebertretung  dieses 
Gesetzes  angesehen  werden,  ausser  wenn  die  dieser  Uebertretung  ange- 
klagte Partei  dem  Gerichte  den  Nachweis  erbringt,  dass  diese  Entlassung 
oder  Arbeitsunterbrechung  in  keinerlei  Beziehung  zur  schwebenden  Streitig- 
keit stand. 

20)  [Streichung  aufgelöster  oder  sonstwie  nicht  mehr  vorhandener  Verbände, 
Vereine  etc.  aus  dein  Register.) 

21)  [Ermächtigung  zum  direkten  Vorbringen  der  Streitigkeit  vor  das  Schieds- 
gericht in  bestimmten  Fällen.] 

22)  und  23)  [Event.  Gutachten  des  Regia terführers  und  de»  Einigungsamtes  an 
den  Gerichtshof.] 

24)  Wenn  Arbeiter  verschiedener  Kategorien  durch  einen  Privat- 
unternehmer in  einem  Etablissement  beschäftigt  werden,  so  kann  das 
Schiedsgericht  einen  Schiedsspruch  fallen,  der  auf  das  ganze  Etablissement 
anwendbar  ist  und  der  sich,  je  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtshofes, 
auf  alle  oder  bloss  einen  Teil  der  Berufe  erstrecken  soll,  die  den  Be- 
trieb dieses  Unternehmers  ausmachen.  Bevor  aber  das  Gericht  diese 
seine  Kompetenz  ausübt,  soll  zuvor  den  entsprechenden  gewerblichen  Ver- 
banden der  Arbeiter,  die  in  irgend  einem  Zweige  eines  solchen  Etablisse- 
ments beschäftigt  sind,  hiervon  Mitteilung  gemacht  werden. 

VII.  Grece.  Griechenland. 

IltQi  ntQv&üXtyHos  twv  iv  vote  fttrakkelois  xul  pttaXXovQyrfoig  na&ovroav 
y.a\  rmv  olxoytvttäv  avzuv.    (fopqpeo}?  rifg  xi'ßfpvt/afac,  Tivpc  a.) 

Gesetz  vom  21.  Februar  1901,  betreffend  die  Entschädigung  der 
in  Berg-  und  Hüttenwerken  von  Unfällen  Betroffenen  und 
ihrer  Angehörigen.    (Ephemeris,  23.  März  1901,  No.  72.) 

I.  Kapitel. 

Die  Rechte  der  Unfallbetroffenen  und  die  Pflichten  der 

Betriebs  Jei  ter. 

Art  1.  Die  Arl>eiter  und  die  Angestellten  der  Berg-  und  Hüttenwerke,  die 
während  oder  infolge  des  Betriebes  von  einem  durch  höhere  Gewalt  verursachten 
Unfall  betroffen  wurden,  haben  Anrecht  auf  eine  Entschädigung  oder  eine  Rente, 
sofern  die  aus  dem  Unfall  sich  ergebende  Arbeitsunfähigkeit  länger  als  4  Tage  dauert 
und  sofern  sie  nicht  selbst  vorsätzlich  den  Unfall  herbeiführten. 

Den  Arbeitern  und  Angestellten  der  Bergwerke  sind  die  Arbeiter  der  Tagebauten 
und  der  Steinbrüche  gleichgestellt,  aus  deren  Reinerträge  der  Fiskus  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  205  vom  5.  August  181)2  10  Proz.  bezieht. 

Die  Gedingarbeiter  werden  als  Schichtarbeiter  betrachtet,  sofern  sie  einen  Lohn 
von  5  Drachmen  täglich  beziehen.  Der  Belegschaft  der  Berg-  und  Hüttenwerke  sind 
die  Arbeiter  gleichgestellt,  die  bei  den  mit  der  diesen  Betrieben  zusammenhängenden 
Betrieben  beschäftigt  sind. 

Art.  2.  Wenn  die  durch  den  Unfall  verursachte  Arbeitsunfähigkeit  kürzer  als 
3  Monate  dauert,  so  ist  der  Betriebsleiter  verpflichtet,  dem  Betroffenen  eine  Entschädigung 
zu  gewähren,  die  wöchentlich  zahlbar  ist  und  die  Hälfte  des  täglichen  Lohnes  oder 
die  Hälfte  des  Ixdines,  den  der  Arbeiter  oder  der  8ul>alternange*tellte  am  Tage,  in 
der  Woche  bezw.  im  Monat,  während  welcher  der  Unfall  sich  ereignete,  bezogen  hat, 
beträgt. 

Art.  3.  Wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  länger  als  3  Monate  dauert,  fällt  die 
Zahlung  der  Rente  zur  Hälfte  zu  Lasten  des  Betriebsleiters,  zur  anderen  Hälfte  zu 
Lasten  der  auf  Grund  der  königl.  Verordnung  vom  31.  Mai  1882  errichteten  Unter- 
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etützungskasse  (caisse  de  seeours),  die  hinfort  den  Namen  „ Knappschaf tskasse*  (caisse 
des  mineurs)  führt  und  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetze«  verwaltet  werden  soll. 

Art.  4.  Bei  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  oder  bei  Verlust  einer  Hand  oder 
eines  Fueses  hat  der  Betroffene  Anrecht  auf  eine  Rente  in  der  Höhe  der  Hälfte,  und 
bei  partieller  Arbeitsunfähigkeit  in  der  Höhe  eines  Drittels  des  täglichen  oder  des 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Art  2  festgestellten  Lohnes.  Bei  Lehrlingen  und 
Kiuderu  deren  Lohn  2  Drachmen  50  1  täglich  nicht  erreicht,  soll  zur  Berechnung 
der  Rente  dennoch  ein  Tagelohn  von  2  Drachmen  50  1  angenommen  werden. 

Art.  5.  Die  Rente  ist  am  1.  jedes  Monats  pränumerando  an  den  Bezugsberechtig- 
ten zahlbar.   Zur  Festsetzung  der  Kente  wird  der  Monat  zu  26  Tagen  gerechnet. 

Art.  ü.  Der  Bezug  der  Rente  beginnt  nach  Ablauf  der  3  ersten  Monate,  die 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  2  zu  Lasten  des  Unternehmers  fallen. 

Art.  7.  Im  Falle  des  Hinscheidens  des  Unfallbetroffenen  fällt  die  um  '/4  ge- 
kürzte Rente  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  zu  gleichen  Teilen  zu ;  im  Falle  de?* 
Nichtvorhandenseins  von  Frau  und  Kindern  seinen  Eltern,  die  daran  ebenfalls  zu 
gleichen  Teilen  partizipieren.  Doch  kommt  dieses  Rocht  des  Rentenbezuges  aus- 
schliesslich der  Frau  zu,  die  zur  Zeit,  in  der  der  Unfall  sich  ereignete,  mit  dem  Un- 
failbetroffenen  schon  verheiratet  war,  und  nur  den  Kindern  aus  dieser  oder  aus  einer 
früheren  Ehe.  Wenn  die  nach  dem  Tode  des  Unfall  betroffenen  zum  Rentenbezug 
berechtigte  Person  alieinstehend  ist,  so  gebührt  ihr  bloss  die  Hälfte  der  Rente  des 
Verstorbenen.  Die  männlichen  Kinder  können  eine  Rente  erst  nach  dem  vollendeten 
16.  Lebensjahre,  die  weiblichen  Kinder  erst  nach  ihrer  Verheiratung  beziehen.  Jeden- 
falls erhalten  die  Frauen  während  der  Dauer  eines  Jahres  nach  der  Verheiratung  die 
Rente  als  Mitgift  Die  Witwe  eines  Unfallbetroffeuen,  die  eine  zweite  Ehe  eingeht, 
verliert  den  Anspruch  auf  Renten  bezug. 

Art.  8.  Falls  der  Arbeiter  während  der  Arbeit  getütet  wurde  oder  falls  er 
starb,  bevor  die  Höhe  der  ihm  zukommenden  Rente  festgesetzt  wurde,  so  l«?ginnt  die 
Berechtigung  der  Familienmitglieder  zum  Rentcnljezug  mit  dem  Tage  des  Todes.  Der 
Fall  wird  so  behandelt,  wie  wenn  der  Arbeiter  infolge  eines  Unfalles  gänzlich  erwerbs- 
unfähig geworden  wäre,  und  auf  dieser  Grundlage  wird  die  Rente  der  Bezugsberechtigten 
berechnet. 

Art.  9.  Die  von  einem  Unfallbetroffenen  bezogene  Rente  darf  nicht  mehr  be- 
tragen als  100  Drachmen  monatlich  plus  '/4  des  die  Summe  von  KJO  Drachmen  über- 
steigenden Betrages,  der  aus  der  Rentenberechnung  auf  Grund  des  Tages-  oder  Monats- 
lohnes sich  ergiebt. 

Art  10.  Die  im  Laufe  der  ersten  3  Monate  nach  dem  Unfall  nötigen  Medikamente 
wie  auch  die  ärztliche  Pflege  sollen  vom  Betriebsinhaber  unentgeltlich  geliefert  werden 
und  im  Falle  des  Todes  des  Uufallbetroffenen  während  eines  Jahres  die  Kasten  der 
Beerdigung  bis  zum  Betrage  von  60  Drachmen. 

Art  11.  Die  Arbeiter,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  von  einem 
Unfälle  betroffen  werden,  haben  Anrecht  auf  eine  in  ihrer  Höhe  gemäss  den  Be- 
stimmungen der  kgl.  Verordnung  vom  31.  Mai  18*2  zu  bemessende  Unterstützung. 

Art  12.  Die  Renten  und  die  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  11  gewährten 
Unterstützungen  dürfen  weder  cediert  noch  gepfändet  werden. 

Art  13.  In  Griechenland  ansässige  Ausländer  sind  zum  Bezüge  der  durch 
dieses  Gesetz  geschaffenen  Renten  berechtigt.  Ebenfalls  rentenbezugsberechtigt  sind 
ihre  Eltern,  wenn  sie  in  Griechenland  ansässig  sind  und  sich  im  Augenbücke  des  Un- 
falles hier  befanden.  Ausländische,  unfallbetroffene  Arbeiter  und  deren  Eltern,  die 
von  Griechenland  wegziehen,  haben  ein  Anrecht  auf  die  Rente  für  die  Dauer  von 
3  Jahren,  verlieren  aber  alle  sonstigen  Rechte  für  sich  und  für  ihre  Eltern,  selbst, 
für  den  Fall,  dass  sie  später  nach  Griechenland  zurückkommen  sollten. 

A  rt.  14.  Den  Unfallbetroffenen,  deren  Angehörigen  und  Nachlassberechtigten 
wird  gegenüber  den  Berg-  und  Hüttenwerksbesitzern  und  den  Betriebsleitern  nur 
dann  ein  Rentenanspruch  gewährt,  wenn  der  Unfall  sich  bei  Arbeitsverrichtungen 
eines  von  den  Bestimmungen  des  vorstehenden  Gesetzes  erfassten  Betriebes  ereignete. 
Jedoch  kann  der  Berg-  oder  Hütten werksl>esitzer  durch  l'ebernahme  des  Klagerechts 
für  den  Unfallbetroffenen  im  gewöhnlichen  Rechtswege  ge^eu  die  am  Unfall  schuldigen 
Personen  vorgehen,  vorausgesetzt,  dass  es  nicht  seine  eigenen  Arbeiter  oder  Unter- 
gebenen sind. 

II.  Kapitel. 

Die  Einkünfte  der  K  nappscha  f  ts  k  asse  und  ihre  Verwaltung. 
Art.  15.   Neben  den  Zinsen  von  ihren  Kapitalien  bestehen  die  Einkünfte  der 
Knappschaftskasse  aus: 
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a)  1  Proz.  des  Reinertrages  der  Bergwerke,  erhoben  gemäss  den  Bestimmungen 
des  Art.  31  des  Berg  Werksgesetzes; 

b)  1  Proz.  des  Reinertrages  der  Hüttenwerke,  erhoben  gleichmassig  mit  der  vom 
Reinertrage  dieser  Betriebe  an  den  Fiskus  zu  entrichtenden  Steuer,  und  1  Proz.  des 
Reinertrages  der  Tagbauten  und  Steinbrüche,  von  welchen  der  Fiskus,  gemäss  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  2075,  10  Proz.  bezieht. 

Dieses  1  Proz.  vom  Reinertrage  der  Bergwerke,  der  Tagbauten  und  der 
Steinbrüche  kann  durch  eine  königl.  Verordnung  bis  auf  l1/,  Proz.  erhöht  werden, 
falls  die  Einkünfte  der  Knappschaftskasse  während  der  Dauer  eines  Jahres  nicht  hin- 
reichen sollten,  um  ihre  Ausgaben  zu  decken; 

c)  dem  Ertrage  der  in  diesem  Gesetze  und  im  Bergwerksgesetze  vorgesehenen 
Bussen ; 

d)  den  im  Art.  42  vorgesehenen  Leistungen  der  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften ; 

e)  aus  Geschenken  und  Legaten. 

Art.  16.  Die  Verwaltung  der  Knappschaftskasse  liegt  dem  Minister  des  Innern 
ob,  und  der  Einzug  der  Einkünfte  dieser  Kasse  erfolgt  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  über  den  Einzug  der  Staatssteuern. 

Art.  17.    Der  Verwaltungsrat  der  Knappschaftskasse  besteht   aus   7  Mit- 

§ liedern:  dem  Direktor  der  Staatskassenverwältung,  der  die  Funktion  des  Präsi- 
enten  ausübt,  dem  Bergwerksinspektor  oder  dem  ihn  vertretenden  Ingenieur,  in 
der  Eigenschaft  eines  Vicepräsidenten,  dem  Syndikus  des  Ministeriums  des  Innern, 
dem  Chef  der  Abteilung  der  Staats finanzen  im  gleichen  Ministerium,  dem  Direktor 
der  mineralogischen  Abteilung  im  Finanznün  istorium  und  aus  zwei  höheren  Beamten 
der  Berg-  und  Hüttenwerke  in  Attika,  die  von  Jahr  zu  Jahr  vom  Minister  des 
Innern  ernannt  werden,  als  Beisitzern.  Der  Auschuss  der  Knappschaftskasse  hat 
seinen  Sitz  in  Athen. 

Art.  18.  Bei  Anwesenheit  von  3  Mitgliedern  darf  der  Verwaltungnrat  über  alle 
durch  den  Präsidenten  oder  seinen  Vertreter  auf  die  Tagesordnung  der  Sitzung  ge- 
setzten Gegenstande  rechtgiltige  Beschlüsse  fassen.  —  Im  Falle  der  Verhinderung  des 
Präsidenten  und  der  Vicepräsidenten  führt  der  juristische  Beirat  den  Vorsitz.  Im 
Falle  von  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Art.  ID.  Ein  durch  den  Minister  des  Innern  und  den  Finanzminister  zu  er- 
nennender Sekretär  I.  Klasse  des  Staatsrechnungshofes  wird  die  Funktionen  eines 
Sekretärs  und  Verwaltungsrates  ausüben.  Die  Kassengebahrung  liegt  in  den  Händen 
des  Centralstaatskassierers  oder  in  denen  des  Kassierers  von  Attika. 

Art.  20.   Der  Verwaltungsrat  verwaltet  die  Kapitalien  der  Kasse,  prüft  die  Be- 

§ ehren  auf  Rentenzahlung,  untersucht,  ob  ihnen  Folge  zu  leisten  ist,  und  korrespondiert 
irekt  mit  allen  Behörden  über  alles,  was  innerhalb  seiner  Kompetenzsphäre  hegt. 
Art.  21.    Der  Präsident  führt  alle  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates  aus,  zeichnet 
die  Korrespondenz  und  die  Zahlungsaufträge,  die  ausserdem  noch  die  Unterschrift  des 
Sekretärs  tragen ;  die  Empfangsbescheinigungen  werden  durch  den  Kassenführer  ge- 
zeichnet und  durch  den  Präsidenten  des  Verwaltungsrates  kontrasigniert. 

Art.  22.  Der  Präsident  vertritt  die  Kasse  als  Klägerin  vor  den  Gerichten; 
mit  der  gerichtlichen  Vertretung  der  Kasseninteressen  ist  der  juristische  Beirat  des 
Ministeriums  des  Innern  oder  sein  gesetzlicher  Stellvertreter  betraut. 

Art.  23.  Aus  den  Fonds  der  Kasse  wird  dein  Präsidenten  des  Verwaltungsrate« 
eine  monatliche  Entschädigung  von  100  Dr.,  dem  Sekretär  und  dem  Kassenführer 
eine  solche  von  je  50  Dr.  bezahlt  werden.  —  Aus  den  gleichen  Fonds  sollen  die 
Bureauauslagen  gedeckt  werden.  —  Die  3  Exemplare  der  Einnahmebücher  und  die 
Orginale  der  Mandate,  von  welchen  Kopien  angefertigt  werden,  sowie  die  Gebahrungs- 
weise  sollen  vom  Finanzministerium  geliefert  und  mit  der  Unterschrift  eines  seiner 
Beamten  versehen  sein. 

Art.  24.  Die  Fonds  der  Kasse  sollen  in  Staatsobligationen  angelegt  und  in  einer 
}>esonderen,  feuerfesten  Kasse  in  der  OentralkassenverwaTtung  deponiert  werden.  Ein 
Teil  dieser  Fonds,  der  aber  nicht  höher  sein  darf  als  der  Betrag  der  regelmässigen 
Einnahmen  eines  Jahres,  kann  in  offener  Rechnung  bei  einem  konzessionierten  Bankier 
in  Athen  angelegt  werden,  der  auf  Grund  der  Zahlungsanweisungen  daraus  die 
Zahlungsanweisungen  leisten  wird. 

Art.  2.r>.  Der  Verwaltungsrat  der  Knappschaftskasse  wird  einmal  jährlich  einen 
Rechenschaftsbericht  ablegen,  welcher  im  Amtsblatt  veröffentlicht  werden  soll.  Gleich- 
zeitig mit  diesem  Rechenschaftsbericht  soll  auch  ein  Verzeichnis  der  im  Laufe  des 
Jahres  bewilligten  Renten,  nebst  Datum  des  Empfanges  des  Rentenbegehrens  und  dem 
der  Rentenbewilligung,  veröffentlicht  werden.  —  Dio  Rechnungen  für  jede  Angabe 
sollen  zusammen  mit  den  Belegen  im  Laufe  des  Monats  März  des  darauf  folgenden 
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Jahres  dem  Rechnungshof  vorgelegt  werden,  welcher  sie  prüft  und  im  Laufe  des 
Jahres  Dechagre  erteilt. 

Art.  2ö.  Das  Reglement  des  Bureaus  der  Knappschaftskasse  wird  durch  einen 
königL  Erlass  festgesetzt  werden. 

III.  Kapitel. 

Bestimmung  der  Unfälle. 

Art.  27.  Der  Betriebsunternehmer  oder  sein  Vertreter  ist  verpflichtet,  im  Laufe 
von  6  Tagen  nach  jedem  Unfall,  der  für  länger  alt*  die  Dauer  einer  Woche  eine  Ar- 
beitsunfähigkeit des  Betroffenen  nach  sich  zieht,  schriftlich  und  unter  Eid,  und  in 
Gegenwart  zweier  Zeugen,  die  beim  Unfall  anwesend  waren,  falls  welche  gefunden 
werden  können,  dem  Friedensrichter  des  Bezirkes,  in  welchem  der  Unfall  sich  er- 
eignete, die  Einzelnheiten  des  Unfälle«,  den  Tag,  an  dem  er  sich  ereignete,  den  Namen 
und  die  Nationalität  des  Betroffenen  anzuzeigen.  —  Innerhalb  des  gleichen  Zeitraumes 
und  auf  Veranlassung  der  gleichen  Personen  soll  der  behandelnde  Arzt  dem  Friedens- 
richter schriftlich  und  unter  Eid  einen  Bericht  Aber  den  Zustand  des  Betroffenen  und 
über  die  voraussichtlichen  Folgen  des  Unfalles  erstatten.  —  Der  Betriebsunternehmer 
verfällt  einer  Busse  von  50 — 200  Dr.,  wenn  er  selbst  oder  sein  Vertreter  es  versäumt, 
den  Bestimmungen  dieses  Artikels  nachzukommen.  Die  Bussen  werden  durch  den 
Verwaltungsrat  der  Knappschaftskasse  auferlegt,  und  durch  die  Bezirkssteuerbehörde 
zu  Gunsten  der  Knappschaftskasse  eingezogen. 

Art.  28.  Die  Angehörigen  des  Unfallbetroffenen,  ebenso  auch  der  Betroffene 
selbst,  können  in  Sachen  des  Unfalles  vom  Friedensrichter  verhört  und  konfrontiert 
werden. 

Art.  29.  Nach  Einholung  aller  sonstigen  Informationen  wird  der  Friedens- 
richter im  Laufe  von  20  Tagen  nach  dem  Unfall  sein  Urteil  fällen.  —  Auf  Verlangen 
des  Unfallbetroffenen  oder  seiner  Angehörigen  soll  er  ihm  auf  stempelfreien  Papier 
eine  Kopie  des  Urteils  und  der  Zeugenaussagen  aushändigen. 

Art  30.  Der  Unfallbetroffene  oder  seine  Eltern  sollen  diese  Dokumente,  zu- 
sammen mit  der  Bitte  um  Bewilligung  einer  Rente,  an  den  Präsidenten  der  Knapp- 
schaftskasse absenden.  —  Im  Todesfalle  des  Betroffenen  soll  diesen  Dokumenten  ein 
Certifikat  des  Bürgermeisters  beiliegeu,  enthaltend  den  Geburtsort  und  das  Datum 
der  Geburt  und  der  Verheiratung  des  Betroffenen,  die  Zahl  der  Kinder  und  ihr  Alter, 
wie  auch  das  Alter  der  überlebenden  Eltern.  —  Die  Bestimmungen  des  Art.  128  des 
Pensionsauszahlungsgesetzes  sind  auch  auf  alle  diese  Dokumente  anwendbar. 

IT.  Kapitel. 

Die  Gewährung  und  Auazahlung  der  Renten. 

Art  31.  Der  Präsident  soll  sofort  nach  Empfang  des  Pensionsliegehrens  und 
nach  erfolgter  Feststellung  der  Ordnungsmässigkeit  aller  Dokumente  den  Inhalt  des 
Begehrens  protokollarisiert  registrieren  und  dasTfcgehreu  selbst  dem  Verwaltungsrate 
in  seiner  nächsten  Sitzung  vorlegen.  Er  darf  nötigen  Falls  die  Dokumente  vervoll- 
ständigen und  den  Betroffenen  auf  Kosten  der  Kasse  durch  einen  Arzt  unter- 
suchen lassen. 

Art  32.  Der  Verwaltungsrat  wird  im  Laufe  eines  Monats  nach  Einlauf  des 
Pensionsbegehrens  und  nach  Vorlage  aller  durch  dieses  Gesetz  verlangten  Dokumente 
und  Informationen  eine  motivierte  und  ins  Protokoll  der  Sitzung  aufzunehmende 
Entscheidung  über  die  Gewährung  der  Rente  fällen. 

Art.  33.  Falls  im  Laufe  der  im  Art.  32  vorgesehenen  Frist  diese  Entscheidung 
nicht  veröffentlicht  werden  sollte,  darf  der  Betroffene,  bezw.  seine  Eltern,  die  Knapp- 
schaftskasse vor  dem  ordentlichen  Gericht  belangen  und  die  ihnen  durch  dieses  Ge- 
setz eingeräumten  Rechte  wahrnehmen. 

Art  34.  Die  Entscheidung  des  Verwaltungsrates  ist  durch  den  Präsidenten 
dem  Betriebsunternehmer,  bei  dem  der  Arbeiter  beschäftigt  war,  und  dem  Betroffenen, 
bezw.  dessen  Eltern,  schriftlich  mitzuteilen.  Die  Zustellung  der  Entscheidung  an  den 
Unternehmer  und  an  den  Betroffenen,  bezw.  an  dessen  Angehörige  erfolgt  völlig  ge- 
bührenfrei. Letztere  können  innerhalb  3  Monaten  nach  Zustellung  der  Entscheidung 
beim  Apellationsgericht  in  Athen  Beschwerde  erheben.  Die  Besehwerde  wird  sum- 
marisch erledigt,  ihre  Erledigung  erfolgt,  sobald  eine  Frist  von  8  Tagen  seit  Bekannt- 
gabe der  Urteilsgründe  an  den  Unternehmer  und  die  Knappschaftskasse  verstrichen 
i*t,  nach  Lage  der  Klagliste  in  der  ersten  Gerichtssitzung.  Eine  Nichtigkeits- 
beschwerde gegen  das  Gerichtsurteil  findet  nicht  statt. 
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Art.  3ö.  Wenn  der  Verwaltungsrat  in  der  Folge  zur  Uebcrzeugung  gelangt,  das« 
die  Arbeitsunfähigkeit  des  Rentenempfängers  überhaupt  nicht  mehr  oder  nur  in  ge- 
ringem Grade  vorhanden  ist,  soll  auf  kosten  der  Kasse  eine  neue  ärztliche  Unter- 
Buchung den  Betroffenen  stattfinden  und,  auf  das  Ergebnis  derselben  gestützt,  der 
Verwaltungsrat  eine  neue  Entscheidung  fällen.  Falls  der  Zustand  de«  Betroffenen 
sich  verschlechtern  sollte,  darf  er  ein  neues  Begehren  stellen.  Die  Bestimmungen  der 
Artikel  32—34  finden  bei  allen  neuen  Entscheidungen  des  Verwaltungsrates  Anwendung. 

Art.  30.  Der  Direktor  oder  Eigentümer  des  Betriebes,  in  welchem  der  Unfall- 
betroffene  beschäftigt  war,  ist  verpflichtet,  die  Renten  an  den  Bezugslwrechtigten  in 
monatlichen  Raten  auszuzahlen,  und  zwar  zur  Hälfte  auf  Rechnung  und  zu  Lasten 
des  Betriebes,  zur  andern  Hälfte  auf  Rechnung  und  zu  Lasten  der  knappschaftskassc. 
Er  soll  vierteljährlich  dem  Präsidenten  der  Knappschaftskasse  ein  Verzeichnis  aller 
zu  Lasten  der  kappschaftskasse  ausbezahlten  Beträge  nebst  allen  Belegen  überreichen, 
worauf  der  Präsident  nach  erfolgter  Kontrolle  eine  Rückerstattung  der  durch  den 
Unternehmer  ausbezahlten  Beträge  veranlassen  wird.  Diese  Rückerstattungszahlungen 
besorgt  der  Kassenführer  durch  Anweisungen  auf  die  im  Art.  24  bezeichnete  Zahlstelle. 

Art.  37.  Wenn  der  Direktor  bezw.  der  Eigentümer  eines  Betriebes  länger  als 
10  Tage  mit  der  Auszahlung  der  Renten  oder  der  in  den  Art.  2  und  10  festgesetzten 
Unterstützungen  im  Verzuge  ist,  so  hat  jeder  daran  Interessierte  das  Recht,  eine  Be- 
schwerde an  den  Präsidenten  der  Knappschaftskassc  zu  richten,  der  darüber  eine 
Untersuchung  veranstalten  und  das  Ergebnis  derselben  dem  Verwaltungsrat  mitteilen 
soll.  Wenn  dieser  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben  wird,  dass  der  Direktor,  bezw.  der 
Eigentümer  des  Betriebes  ohne  gerechtfertigten  Grund  die  Auszahlung  der  Renten  ver- 
weigert, wird  er  den  Bezirksbetreibungsbeamten  beauftragen,  den  ausstehenden  Renten-, 
bezw.  Unterstützungsbetrag,  zusehläglich  einer  Busse  in  der  Höhe  von  loProz.  dieses 
Betrages  einzutreiben,  die  Rente,  bezw.  Unterstützung  an  den  Bezugsberechtigten  aus- 
zuzahlen und  die  Busse  der  knappschaftskasse  zu  übermitteln. 

V.  Kapitel. 

Au8führungsbe8timmungen. 

Art.  3-S.  Falls  der  Eigentümer  des  Betriebes  zahlungsunfähig  sein  und  der  Einzug 
der  Renten  sich  als  unmöglich  erweisen  sollte,  wird  der  Präsident  der  knappschafts- 
kas.se,  nach  erfolgtem  Boschluss  des  Verwaltungsrates,  die  Zahlung  der  Renten  au  die 
Bezugsberechtigten  durch  die  knappschaftskasse  veranlassen;  er  wird  den  juristischen 
Beirat  des  Ministeriums  des  Innern  davon  in  kenntnis  setzen,  damit  dieser  alle  zur 
Eintreibung  erforderlichen  Massregcln  gegen  den  Unternehmer  ergreift. 

Art.  3i).  Im  Falle  einer,  sei  es  auf  Betreiben  der  knappschaftskasse,  sei  es 
auf  Betreiben  eines  Dritten  erfolgteu  Zwangsversteigerung  eines  Teiles  der  Aktiven 
eines  reiitcnzahlungspflichtigen  Betriebes,  gemessen'  die  Forderungen  der  knapp- 
schaftskassen  ein  Vorzugsrecht;  sio  stehen  unmittelbar  nach  den  durch  §  3  des 
Art.  940  des  Civilgesetzbuches  privilegierten  Forderungen.  Dieses  Vorzugsrecht  er- 
streckt sich  auf  die  Zinsen  der  fälligen  und  nicht  ausbezahlten  Reuten  und  Unter- 
stützungen ,  wie  auch  auf  die  event.  Verpflichtungen  zur  künftigen  Zahlung  von 
Reuten  für  die  vor  der  Zwangsversteigerung  erfolgten  Unfälle.  Die  letztgenannten 
Forderungen  sollen,  sofern  sie  nicht  durch  den  neuen  Unternehmer  übernommen 
werden,  mit  dem  Zehnfachen  der  Jahresrente  kapitalisiert  und  in  den  Bctrcibungsschidd- 
botrag  eingerechnet  werden. 

Art.  40.  In  gleicher  Weise  sollen  alle  Forderungen  der  knappschaf tskasse 
kapitalisiert  und  eingezogen  werden,  wenn  der  zur  Zahlung  von  Renten  oder  Unter- 
stützungen verpflichtete  Betrieb  aufgelöst  r>der  verkauft  wird,  es  sei  denn,  dass  der 
neue  Eigentümer  die  dem  alten  obliegenden  Verpflichtungen  übernimmt. 

VI.  Kapitel. 

Verjährung. 

Art.  41.  Jede  aus  einem  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Unfälle  resultierende 
Forderung  an  die  knappschaftskasse,  bezw.  an  den  Unternehmer  oder  dessen  Stell- 
vertreter, die  Gegenstand  eines  im  Art.  30  vorgesehenen  Begehrens  war,  verjährt  nach 
Abhiuf  von  2  Janren  vom  Tage  des  Unfalls  an  gerechnet.  Es  verjähren  jedoch  nicht 
die  Forderungen  an  den  Betriebseigentümer,  wenn  seine  Vertreter  den  Bestimmungen 
des  Art.  27  nicht  nachgekommen  sind. 

Was  die  Rechte  betrifft,  die  im  Todesfälle  eines  Rentenempfängers  auf  seine 
Angehörigen  übergehen,  so  verjähren  sie  in  2  Jahren  nach  dessen  Tode,  wenn  innerhalb 
dieses  Zeitraume>  kein  Begehren  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  30  gestellt  wurde. 
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VII.  Kapitel. 

Bruder  laden. 

Art.  42.  Die  Bruderladen  der  Berg-  und  Hüttenwerke  bleiben  auch  nach  dem 
Inkrafttreten  diese«  Gesetzt*  bestehen  und  gewähren  nach  Massgabe  ihrer  statuta- 
rischen Bestimmungen  ihren  unfallbetroffcncu  Mitgliedern  Unterstützungen  und  Renten. 
Mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  werden  sie  jedoch  aufhören,  Renten 
an  unfallbetroffene  Mitglieder  oder  deren  Familien,  die  ein  Anrecht  auf  eine  gleiche 
Rente  seitens  der  Knappschaftskassc  haben  werden,  auszuzahlen.  Diese  Bruderladen 
werden  jede!*  Vierteljahr  J/s  ihrer  vierteljährlichen  Einnahme  an  die  Knappschaftekasse 
abführen.  Ausnahmsweise  werden  die  Bruderladen  in  den  ersten  Jahren  nach  dem 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  nur  die  im  Nachfolgenden  bestimmten  Teile  ihrer  Ein- 
nahmen an  die  Knappschaftskasse  abführen:  im  1.  Jahre  '/„;  im  2.  Jahre  im 
3.  Jahre        im  4.  Jahre  '/„;  im  5.  Jahre  '/»;  im  ii.  Jahre  '., ;  im  7.  Jahre  '/«■ 

Wenn  ein  ßetriel>sunternehmer  der  an  seinem  Betriebe  bestehenden  Bruderlade 
eine  Summe  zuweist,  die  gleich  hoch  oder  höher  ist  als  der  Betrag,  zu  dessen  Zahlung 
er  gemäss  den  Bestimmungen  der  Art.  2  und  10  verpflichtet  wäre,  so  fällt  die  Erfül- 
lung dieser  Verpflichtungen  zu  Lasten  der  Bruderlade. 

VIII.  Kapitel. 

Art.  43.  Die  Bestimmungen  über  die  Vollmachten  des  Art.  12;$  des  Rcchnungs- 
gesetzes  sind  auch  auf  die  Vollmachten  der  nach  di<*em  Gesetze  zum  Rentenbezuee 
Berechtigten  anwendbar.  Ausserdem  sind  die  Bestimmungen  vom  Jahre  181M5  auf  die 
Forderungen  der  Knappschaftskasse  oder  auf  .Summen ,  welche  ihr  von  der  Staats- 
kasse Übermacht  werden,  anwendbar. 

Ausserdem  gemessen  alle  gerichtlichen  und  administrativen  Akten  bei  allen  vom 
Unfallverletzten  oder  seiner  Familie  zum  Zwecke  der  Erlangung  der  durch  dieses 
Gesetz  gewährleisteten  Rechte  unternommenen  Schritte  Stempelfreiheit  und  sind  von 
Gerichtskosten  befreit. 

Art.  44.  Diese*  Gesetz  tritt  am  20.  Dezember  V.M  in  Kraft.  Die  zu  seiner 
Durchführung  erforderlichen  Massnahmen  werden  durch  kgl.  Erlass  angeordnet  werden. 

VIII.  Luxemburg. 

1.  Gesetz  vom  31.  Juli  1901,  die  Arbeiterkrankonversionerung  betreffend. 

Art.  1.  Nach  Massgabe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sind  die- 
jenigen Personen  gegen  Krankheit  zu  versichern,  welche  gegen  G ehalt 
oder  Lohn  beschäftigt  sind: 

1  i  Beim  Eisen-  und  Strassonhahnbetriebc,  beim  gewerbsmässigen 
Fuhrwerks-  und  beim  BinnenschiiTahrtsbetriebe,  beim  Betriebe  der  Fluss- 
überfahrten mittelst  Fähre  oder  Schirl',  beim  SchitTschleppen  und  beim 
Baggoreibetriebe : 

2)  in  gewerbsmässig  ausgebeuteten  Bergwerken.  Erzgruben,  Stein-, 
Kalkstein-,  Schiefer-  und  Gipsbrüehen.  sowie  Sandgruben: 

3.i  im   Betriebe  der   Post-.  Telegraphen-  und   Tolephonvorwaltungen ; 

4  i  in  Fabriken  und  Hüttenwerken ; 

f>    in  der  Bautenindustrie  und  bei  Bauarbeiten; 

B_i  im  Handelsgewerbe,  im  Handwerk  oder  in  sonstigen  stehenden 
Gewerbebetrieben ; 

7)  in  allen  Betrieben,  in  denen  Dampfkessel  oder  durch  elementare 
Kraft  bewegte  Triebwerke  zur  Verwendung  kommen,  sofern  dieso  Ver- 
wendung nicht  ausschliesslich  in  vorübergehender  Benutzung  einer  nicht 
zur  Betriebsanlage  gehörenden  Kraftmaschine  besteht,  oder  sofern  nicht 
eine  Maschine  oder  ein  Motor  vorübergehend  im  Dienste  der  Land-  oder 
Forstwirtschaft  verwandt  wird. 

Der  Versicherungspflicht  sind  ferner  unterworfen  die  selbständigen 
Gewerbetreibenden,   welche    in    eigenen    Betriebsstätten    für  Rechnung 

Arb*it«richuti.  ]  <| 


Digitized  by  Google 


-    292  - 


anderer  Gewerbetreibenden  mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung  gewerb- 
licher Erzengnisse  beschäftigt,  sind  (Meister  der  Hausindustrie.). 

Durch  die  Regierung  kann  bestimmt  werden,  dass  und  inwieweit 
diejenigen  Gewerbetreibenden,  für  deren  Rechnung  die  Meister  der  Haus- 
industrie arbeiten,  als  Arbeitgeber  der  letzteren  und  der  von  diesen 
beschäftigten  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  anzusehen  und  als  solche 
den  Verpflichtungen,  welche  durch  gegenwärtiges  Gesetz  den  Arbeitgebern 
auferlegt  werden,  unterworfen  sein  sollen. 

Solange  Bestimmungen  in  diesem  Sinne  nicht  erlassen  worden  sind, 
haben  die  Hausindustriellen  für  ihre  Person  die  für  Arbeitgeber  in  diesem 
Gesetze  vorgeschriebenen  Verpflichtungen  selbst  zu  erfüllen ,  mit  dem 
Unterschiede  jedoch,  dass  bei  Berechnung  der  für  ihre  Person  zu  leistenden 
Beiträge,  gleich  wie  bei  denjenigen  der  Arbeiter,  der  Zuschuss  der  Arbeit- 
geber in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  versicherungspflichtigen  Personen  unterliegen  dem  Versicherung*- 
zwang  auch  dann  noch,  wenn  sie  von  ihren  Arbeitgebern  ausserhalb  der 
Betriebsanlagen  beschäftigt  werden. 

Der  VersieherungspHicht  sind  nicht  unterworfen  die  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Apotheken  sowie  diejenigen,  deren  Beschäftigung  ihrer  Natur 
nach  eine  vorübergehende  oder  durch  den  Arbeitsvertrag  im  voraus  auf 
einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist. 

Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  Techniker,  Handlungsgehilfen  und 
-Lehrlinge  unterliegen  der  Versicherungspflicht  nur,  wenn  ihr  Arbeits- 
verdienst an  Lohn  oder  Gehalt  10  Fr.  per  Tag  oder  8000  Fr.  per  Jahr  nicht 
übersteigt. 

Solche  Beamto  jedoch,  welche  im  Post-,  Telegraphen-  und  Telophon- 
betriebe,  oder  in  Betriebsverwaltungen  des  Staates,  der  Gemeinden  oder 
öffentlichen  Anstalten  mit  festem  Gehalt  oder  derart  angestellt  sind,  dass 
ihnen  im  Krankheitsfalle  das  Gehalt  oder  der  Lohn  für  mindestens  dreizehn 
Wochen  zu  belassen  ist,  sind  von  der  Versicherungspflicht  entbunden. 

Vorstehende  Ausnahmebestimmung  kann  durch  besonderen  Erlass  der 
Regierung  auch  auf  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge,  auf  Betriebsbeamte. 
Werkmeister  und  Techniker,  welche  bei  Privatpersonen,  bei  Gesellschaften 
oder  Verbänden  in  Beschäftigung  stehen,  ausgedehnt  werden,  sofern  diese 
Angestellten,  in  Krankheitsfällen,  wahrend  vorstehend  bezeichneter  Frist. 
Anspruch  auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes,  oder  auf  sonstige 
Unterstützungen  haben,  deren  Wert  den  in  Art.  14  dieses  Gesetzes  fest- 
gestellten Unterstützungen  gleichkommt  und  die  Arbeitgeber  für  die  Er- 
füllung ihrer  kontraktlichen  Verpflichtungen  ausreichende  Gewähr  bieten. 

Als  Gehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelton  auch  Tan- 
tiemen und  Naturalbezüge. 

Der  Wert,  für  welchen  letztere  in  Anrechnung  zu  bringen  sind,  wird 
nach  dem  jeweiligen  Durchschnittsortspreis  bestimmt. 

Kurzer  Inhalt  der  Artikel. 

Umfang  der  Versicherung.  -  Befreiung  von  der  Versicherun  geflieht.  —  Tan- 
tiemen und  Naturalbezüge.  Vcrsicheruugspflieht.  Versicherungsorgane.  —  An- 
fang und  Ende  der  Versicherung.  —  Fortbestand  der  Versicherung  von  ausgetretenen 
Mitgliedern.  -  Mitgliedschaft  und  Meldepflicht  der  Arbeitgeber  und  der  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Hilfskassen.  —  Freiwillige  Versicherung.  —  Errichtung  von 
Bezirks kassen.  —  Aufstellung  und  Annahme  de»  Statute.  —  Obligatorischer  Gegen- 
stand des  Statuts.      Rechtlicher  Charakter  und  Vorzugsrechte  der  Kassen. 
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Unterstützungen.  Arten  und  Betrag  der  Unterstützungen.  —  Aufnahme  der 
Versicherten  in  Krankenhäuser.  —  Statutarische  Ausdehnung  der  Unterstützung. 
Andere  statutarische  Verfügungen.  —  Doppclversicherung.  —  Karenzzeit.  —  Juristische 
Merkmale  der  Unterstützungen.   -  Iieservefond. 

Beiträge.  Zweck  der  Einnahmen.  —  Eintrittsgelder.  —  Höhe  der  Beiträge. 
—  Anteil:  a)  der  Arbeitgeber;  b)  der  Versicherten  zu  den  Beiträgen.  —  Einzahlung 
der  Beiträge.  —  Eintreibung  der  rückständigen  Beiträge.  Erhöhung  oder  Ver- 
minderung der  Beiträge.  —  Auflösung  und  Schliessung  der  Kassen. 

Kassen  vorstand  und  Gen  eral  v  er  sam  ml  ung.  Zusammensetzung  und 
Wahl  des  Vorstandes.  —  Geschäft*befugnisse  und  Ordnung  des  Vorstandes.  — 
Befugnisse  der  Generalversammlung.  —  Zusammensetzung  derselben.  —  Vertretungs- 
recht der  Arbeitgeber.  —  Einschreiten  der  Aufsichtsbehörde. 

Verwaltung  der  Kasse.  Rechnung«-  und  Ksssenführung.  —  Anlegen  der 
Kapitalien.  —  Statistische  Aufschlüsse.  —  Verantwortlichkeit  der  Organe. 

Beaufsichtigung  der  Kassen.  Beaufsichtigungsbehörde  (Zusammen- 
setzung). —  Befugnisse  derselben.  —  Vereinigung  mehrerer  Krankenkassen.  — 
Streitigkeiten  und  Prozesse. 

Fabrik- (Betriebs -)  Kran  keukassen.  Freiwillige  und  zwangsweise  Er- 
richtung der  Fabrik kassen.  —  Allgemein  anwendbare  Bestimmungen  und  Aus- 
nahmen. —  Persönlicher  Anteil  der  Arbeitgeber.  —  Betriebseinstellung.  —  Auflösung 
und  Schliessung  der  Kassen. 

Gegenseitige  Verhältnisse.  Der  Kassen  mit  dem  Staat,  den  Gemeiden 
u.  s.  w.  —  Der  Kaisen  mit  den  Beamten  u.  s.  w.  —  Der  Kassen  unter  sich.  — 
Administrative  Beschwerden  und  Ordnungsstrafen.  —  Zuteilung  und  Eintreibung 
der  Ordnungsstrafen.  —  Strafbestimmungen.  —  Obliegenheiten  der  Gemeinden.  - 
Reglementansche  Formulare.  —  Auflösen  der  bestehenden  Vereicherungskontrakte.  — 
Inkrafttreten  der  verschiedenen  Bestimmungen. 

2.  Gesetz  vom  5.  April,  betr.  die  Arbeiterunfallvereicherung. 

Titel  I.    Allgemeine  Bestimmungen. 
I.  Versicherungspflicht. 

Art.  1.  Der  Versicherungsprlicht  unterliegen:  1)  Der  Eisen-  und 
Strassenbahnbetrieb :  2)  die  gewerbsmässige  Ausbeutung  der  Bergwerke 
und  Erzgruben  sowie  aller  anderen  Arten  von  Gruben  und  Brüchon;  3)  die 
Betriebe,  in  welchen  Gas,  Elektricität  und  Explosivstoffe  erzeugt  werden : 
4)  die  Hochöfen  und  Stahlwerke,  die  Hüttenwerke  und  Giessereien ;  5)  die 
Fabriken,  in  denon  Eisen,  Stahl  oder  andere  Metalle  als  Hauptstoßo  ver- 
arbeitet oder  bearbeitet  werden:  6)  die  Fabriken,  in  welchen  Thonwaren 
hergestellt  werden:  7i  die  Brauereien.  Mahl-  und  Sägemühlen :  8)  der  ge- 
werbsmässige Fuhrworks-,  BinnonschirFahrts- ,  Fähr-,  Schirlziehens-  und 
Baggereibetrieb:  9)  der  gewerbsmässige  Speditions-,  Speicherei-,  Kellerei- 
uiid  Güterpackereibetrieb ;  10 1  die  mit  einem  Grosshandelsgewerbe  ver- 
bundenen Fuhrwerks-  und  Lagerbetriebe :  11;  die  Gewerbe  der  Schlosser 
und  Schmiede,  Steinhauer,  Brunnengrabor,  Metzger,  Buchbinder  und  Schorn- 
steinfeger: 1*2)  die  Bautenindustrie  und  die  gewerbsmässige  Ausführung 
von  Hoch-  und  Tief bauarbeiten :  13;  die  Hoch-  und  Tiefbauarbeiteu  und 
andere  Unternehmungen  des  Staates,  der  Gemeindon,  der  öffentlichen  An- 
stalten oder  sonstiger  Eigentümer,  sofern  die  Arbeiten  ohne  Uebertragung 
an  Baugewerbetreibende  zur  Ausführung  gelangen  < Regiearbeiten ) ;  14)  der 
staatliche  Betrieb  der  Telegraphen-  und  Telephonarbeiten  oder  sonstiger 
nicht  oben  erwähnter  gewerblichen  Unternehmungen. 

Die  den  in  vorbenannten  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  zu- 
gestossenen  Unfälle,  sei  es,  dass  sio  sich  während  der  Arbeit  oder 
im  Zusammenhang  mit  dorselben  ereignen,  geben  dem  Verletzten  oder 
dessen  Berechtigten  Anspruch  auf  eine  Entschädigung,  deren  Höhe  und 
Art  durch  dieses  Gesetz  bestimmt  wird.     Das  Gleiche  gilt  von  den  in 
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solchen  Betrieben  beschäftigten  Betriebsbeamten,  Werkmeistern  und  Tech- 
nikern, sofern  ihr  Jahresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt  weniger 
als  30ÜO  Frs.  beträgt. 

Art,  2.  Auf  Fabriken,  Betriebe  und  Unternehmen  der  im  Art.  1  be- 
zeichneten Art  findet,  dieses  Gesetz  nur  dann  Anwendung,  wenn  sie  regel- 
mässig nicht  weniger  als  5  Arbeiter  beschäftigen,  oder  wenn  in  denselben 
Dampfkessel  oder  andere  als  durch  menschliche  Kräfte  bewegte  Triebwerke 
nicht  bloss  vorübergehend  zur  Verwendung  kommen.  Jedoch  können  durch 
öffentliches  Verwaltungsroglement  auch  Fabriken,  welche  vorstehende  Be- 
dingungen nicht  erfüllen,  zur  Versicherungspflicht  herangezogen  werden, 
sobald  deren  Betrieb  mit  besonderer  Unfallgefahr  für  die  darin  beschäf- 
tigten Aibeiter  verknüpft  ist. 

Die  Beschäftigung  in  Nebenbetrieben,  welche  wesentliche  Bestandteile 
eines  der  versicherungspflichtigen  Betriebe  bilden,  wird  der  Beschäftigung 
in  den  Hauptbetrieben  gleichgestellt.  Dasselbe  gilt  für  die  Beschäftigung 
bei  Bauarbeiten,  welche,  ohne  Uebertragung  an  Baugewerbetreibende,  direkt 
durch  die  Fabrikherren  in  ihren  Betrieben  ausgeführt  werden. 

Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich  ferner  auf  häusliche  oder 
andere  Dienste,  zu  denen  versicherte  Personen,  neben  ihrer  Berufs- 
beschäftigung,  von  ihren  Arbeitgebern  oder  von  deren  Beauftragten  heran- 
gezogen werden  können. 

Art.  3.  Die  ausländischen  Betriebe  sind  hinsichtlich  des  Arbeiter- 
personals, welches  dieselben  vorübergehend  im  Grossherzogtum  beschäf- 
tigen, den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen.  Sie  können  aber 
von  der  Regierung  von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  entbunden  werden, 
sofern  bei  Unfällen  besagtem  Arbeiterpersonal  Ansprüche  auf  eine  den 
Bestimmungen  diesos  Gesetzes  identische  oder  gleichwertige  Fürsorge  ge- 
sichert sind. 

Die  Regierung  ist  ferner,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  in  Be- 
tracht kommenden  ausländischen  Regierung,  ermächtigt,  die  Anwendung 
dieses  Gosetzes  auf  solche  Arbeiter  auszudehnen ,  welche  zeitweilig  im 
Auslande  bei  Arbeiten  beschäftigt  sind,  die  von  einem  inländischen,  den 
Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  unterliegenden  Betriebe  ausge- 
führt werden. 

II.  Statutarische  Versicherung.  III.  Ausschluss  von  der  Versicherung. 
IV.  Gegenstand  der  Versicherung  und  Umfang  der  Entschädigung.  V.  Haft- 
pflicht.   VI.  Verhältnis  zu  Krankenkassen,  Wohlthatigkeitsanstalten  u.  s.  \v. 

Titel  II.    Gegenseitige  Genossenschaft  gegen  Unfälle. 

I.  Art  der  Versicherung.  II.  Verwaltung  der  Versicherungsgenossen- 
schaft. III.  Vertretung  der  Arbeiter.  IV.  Rechtliche  Srellung  der  Ver- 
sicherungsgenossenschaft.  V.  Aufbringung  der  Mittel.  VI.  Reservefonds. 
VII.  Gefahrenklassen.  VIII.  Beaufsichtigung  der  Versieherungsgonossen- 
schaft. 

Titel  III.  Rechte  und  Pflichten  der  Betriebsunter- 
nehmer und  der  Versicherten. 

I.  Pflichten  der  Betriebsunternehmer.  II.  Erhebungsverfahren.  IU.  Fest- 
stellung der  Entschädigungen  und  Auszahlung  derselben  an  die  Berech- 
tigten. IV.  Ruhen  der  Rente.  V.  Kapitalabfindungen.  VI.  Unpfändbarkeit 
und  Unübertragbarkeit  der  gewährten  Entschädigungen.  VII.  Berufung 
gegen  die  Entscheidungen  in  betreff  der  Entschädigungen. 
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Titel  IV.    Beschwerden,  Geldstrafen  und  Rekurse. 
I.  Gerichtliche  Entscheidungen.    IT.  Ordnungsstrafen.    III.  Admini- 
strative Entscheidungen. 

Titel  V.    Verschiedene  Bestimmungen. 

I.  A eitere  Versicherungsverträge.     II.  Verbot  vertragsmässiger  Be- 
schränkungen.   III.  Rechtshilfe.    IV.  Zustellungen. 
Titel  VI.  Unfallversicherung. 

Titel  VII.     Besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Versicherung  der  Bauten  Industrie  und  der  Bauarbeiten. 
Regiebauarbeiten . 

Titel  VIII.    Inkrafttreten  des  Gesetzes. 

8.  Gesetz  vom  22,  Mai  1902,  die  Inspektion  der  gewerblichen  Ar- 
beit betreffend.     Memorial,  Xo.  32,  S.  427.) 

Art.  1.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  einen  oder  mehrere  Gewerbe- 
inspektoren, sowie  eine  oder  mehrere  Gewerbeinspektorinnon  zu  ernennen, 
deren  Besoldung  innerhalb  der  Grenzen  der  Budgetbewilligungen  geschieht. 

Die  Organisation  und  die  Befugnisse  derselben  werden  von  der  Re- 
gierung bestimmt. 

Immerhin  jedoch  wird  die  Ueberwachung  der  Durchführung  der  Ge- 
setze und  Reglemente  über  die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder,  und  die 
gefährlichen,  ungesunden  oder  lästigen  Anlagen,  der  Gosetze  über  die 
Abtretung  und  Pfändung  der  Arbeiterlöhne  und  kleineu  Gohälter  der 
Angestellten,  sowie  über  das  Verfahren  bei  der  Pfändung  dieser  Löhne 
und  Gehälter  einen  integrierenden  Teil  ihrer  Aufgabe  bilden,  indes  die 
Ueberwachung  der  Dampfkessel  ihnen,  in  Abweichung  von  dem  Gesetze 
vom  14.  Mai  1874,  zugewiesen  werden  kann. 

Mit  der  Beaufsichtigung  der  Bergwerke  und  Steinbrüche  bleiben  die 
Beamten  der  Bergbauverwaltuug  betraut. 

Art.  2.  Die  Gowerbeinspoktoren  haben  Zutritt  zu  allen  gewerblichen 
Anstalten;  den  Anlagen,  Fabriken,  Bergwerken,  Brüchen,  Bauhöfen,  Werk- 
stätten sowie  deren  Dependenzen,  gleichviel  welcher  Art,  öffentlichen  wie 
privaten,  selbst  wenn  diese  Anstalten  dem  gewerblichen  Unterricht  oder 
einem  wohlthätigeu  Zwecke  dienen. 

Sie  haben  das  Recht,  Erhebungen  anzustellen  und  die  unter  ihrer 
Aufsicht  stehenden  Anstalten  auch  bei  Xacht  zu  besuchen,  wenn  dieselben 
in  Thätigkeit  sind,  all  dies  gemäss  den  durch  ein  öffentliches  Vorwaltungs- 
reglement  festzustellenden  Normen. 

Sie  können  sich  die  durch  das  Gesetz  oder  die  öffentlichen  Ver- 
waltungsreglemente  vorgeschriebenen  Bücher,  wie  auch  die  Arbeitsbücher 
und  Dienstreglemente  vorlegen  lassen. 

Vor  ihrem  Amtsantritt  haben  die  Gewerbeinspektnren  und  die  Ar- 
beiterdelegierten sich  unter  Eid  zu  verpflichten,  kein  Fabrikationsgeheimnis 
sowie  überhaupt  kein  Betriebsverfahren  zu  verraten,  von  dem  sie  ver- 
möge ihres  Amtes  Kenntnis  erhalten. 

Art.  3.  Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Gesetze  und  Reglemente, 
deren  Ausführung  sie  zu  überwachen  haben,  stellen  die  Fabrikinspektoren 
durch  Protokolle  fest,  welche  bis  zum  Gegenbeweis  Kraft  haben. 

Diese  Protokolle  werden  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt,  von  denen 
das  eine  der  Regierung  und  das  andere  der  Staatsanwaltschaft  über- 
mittelt wird. 
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Art.  4.  Die  Regierung  kann  den  Gewerbeinspektoren  Arbeiter- 
delegierte beigeben,  welche  aus  einer  Liste  von  drei  Kandidaten  ernannt 
worden,  die  für  jede  zu  besetzende  Stelle  durch  die  Generalversammlungen 
der  Krankenkasse  des  betreffenden  Bezirks  vorgeschlagen  werden.  Diese 
Versammlungen  werden  von  der  Regierung  durch  einen  hierzu  delegierten 
Gowerbeinspektor  einberufen  und  präsidiert,  und  gemäss  Art.  33  des  Ge- 
setzes vom  31.  Juli  1901  zusammengesetzt. 

Art.  5.  Wer  einen  Gewerbeinspektor  oder  einen  Delegierten  an  der 
Ausübung  seiner  Pflichten  verhindert,  wird  mit  einer  Geldbusse  von  sechs- 
undzwanzig bis  hundert  Franken,  und  im  Wiederholungsfalle  innerhalb 
drei  Jahren  nach  der  ersten  Verurteilung  mit  Gefängnis  von  acht  Tagen 
bis  zu  einem  Monat  bestraft,  unbeschadet  der  Anwendung  der  durch  das 
Strafgesetzbuch  oder  sonstige  Spezialgesetze  vorgesehenen  härteren  Strafen. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Buches  des  Strafgesetzes  sowie  die- 
jenigen des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1870,  wodurch  die  Berücksichtigung 
der  mildernden  Umstände  den  Gerichten  vorbehalten  wird,  finden  auf 
diese  Vergehen  Anwendung. 

IX.  Pays-Bas.  Niederlande. 

Gesetz  vom  2.  Januar  1901,  betreffend  gesetzliche  Versicherang  von 
Arbeitern  gegen  Schadensfolgen  von  Unfällen  in  bestimmten  Botrieben. 

Abschnitt  I.   Einleitende  Bestimmungen. 

§  1.  Die  Arbeiter  in  den  später  namhaft  gemachten  Betrieben  sind,  laut  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes,  gegen  die  Folgen  von  Unfällen,  welche  sie  bei  Ausübung 
ihres  Berufes  treffen,  versichert. 

2,  3  u.  4.   Definitionen  der  Begriffe  „Arbeitgeber",  „Arbeiter"  „versicherungs- 
pflichtiger Betrieb"  (§  10),  „versicherungspflichtige  UnternehraunK",  „Kraftwerkzeug*'.] 
5.   Definition  des  Begriffes  „Lohn".    Bei  Unterhalt  oder  Auszahlungen  in 
natura  oder  beidem,  Berechnung  des  Geldwertes  nach  deren  Wert  am  Orte  der 
Unterkunft  des  Arbeiters.] 

[§  (i.  Berechnung  des  Lohnes  ausserbetrieblicher  Arbeiten  im  Dienst  des  Arbeit- 
gebers als  ganz  im  versicherungspflichtigen  Betriebe  verdient.] 

(§  7.   Definition  des  Begriffes  „Taglohn".   Berechnung  des  Taglohnes: 

I.  Bei  1-jährigcr  Arbeit  in  der  Unternehmung  während  des  dem  Unfälle  voran- 
gehenden Jahres,  Teilung  der  vom  Arbeitgeber  ausgezahlten  I/öhne  durch  die  Anzahl 
der  thatsächlichen  Arbeitstage.  Bei  Unterbrechung  der  Arbeit,  Mitcinrcchnung  aller 
entlohnten  Tage.  Bei  Verminderung  des  Lohns  infolge  der  Unterbrechung,  Annahme 
eines  Lohnes  der  während  jener  Tage  von  Arbeitern  des  gleichen  Ortes  in  demselben 
oder  in  einem  ähnlichen  Betriebe,  in  derselben  Gemeinde  oder  in  benachbarten 
Gemeinden  durchschnittlich  verdient  wurde. 

II.  Bei  noch  nicht  ganzjähriger  Thätigkeit  in  der  Unternehmung  am  Tage  des 
Unfalles  oder  mindestens  *-tägigcr  Krankheit  während  des  dem  Unfall  vorausgehenden 
Jahres  Gleichstellung  des  Lohnes  dem  eines  ähnlichen  Arbeiters,  der  am  betreffenden 
Tage  ein  Jahr  in  derselben  oder  in  einer  benachbarten  Unternehmung  gearbeitet  hat 
und  keinen  Teil  des  Jahres  durch  Krankheit  zu  arbeiten  verhindert  gewesen  ist. 

Ist  am  Tage  des  Unfalles  ein  ähnlicher  Arbeiter  weder  in  demselben  noch  in 
einem  benachbarten  Betriebe  wahrend  eines  Jahres  beschäftigt  gewesen,  so  wird  der 
Tagelohn  des  Arbeiters  gerechnet  als  ein  Drcihundertstcl  des  Lohnes,  welcher  während 
des  dem  Tago  des  Unfalles  vorangehenden  Jahres  durch  gleichartige  Arbeiter  in 
demselben  oder  in  einem  ähnlichen  Betriebe  in  derselben  Gemeinde  oder  in  benach- 
barten Gemeinden  durchschnittlich  verdient  worden  ist. 

III.  Festsetzung  eines  Tagelohnes  für  Arbeiter  in  den,  durch  eine  Verordnung 
der  Kommission,  zu  bezeichnenden  Betrieben,  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  während 
des  ganzen  Jahres,  sondern  nur  während  einer  gewissen  Zeit  des  Jahres  ausgeübt 
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werden,  mit  der  Bestimmung,  daß  für  die  verschiedenen  hier  gemeinten  Betriebe 
und  für  die  verschiedenen  Arbeitergruppen  in  demselben  Betriebe  verschiedene  Be- 
träge festgesetzt  werden  können.] 

[§  8.  Gleichsetzung  des  Tagelohnes  von  Volontären,  Lehrlingen  und  dergleichen 
Personen,  die  wegen  ihrer  ungenügenden  Anleitung  noch  keinen  Lohn  empfangen, 
oder  nicht  den  Lohn  der  am  niedrigsten  bezahlten  ausgebildeten  Arbeiter  mit  dem 
Durchschnittslohn  dieser  am  niedrigst  bezahlten  ausgebildeten  Arbeiter.  Maximum  1  fl. 

Bei  den  gemäss  §7  sub  III  besonders  zu  bezeichnenden  Betrieben  wird,  sofern 
der  Tagelohn  laut  den  Bestimmungen  in  genanntem  Paragraph  berechnet,  mehr  wie  1  fl. 
betragen  sollte,  dieser  letztere  Betrag  als  Tagelohn  betrachtet.] 

§  Ö.    Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  auch  anwendbar: 

a.  Auf  jeden  Arbeitgeber,  dessen  Unternehmung  in  Holland  errichtet  ist,  sofern 
er  seinen  Betrieb  im  Auslande  ausübt,  gegenüber  dem  Arbeiter,  dessen  er  sich  hierfür 
bedient,  falls  dieser  Arbeiter  seinen  Wohnsitz  hier  zu  Lande  hat; 

b.  Für  den  sub  a  bezeichneten  Arbeiter,  der  im  Auslande  von  einem  Unfall  be- 
troffen wird. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  nicht  anwendbar: 

1)  Auf  den  Arbeitgeber,  der  seinen  Betrieb  in  Holland  ausübt,  dessen  Unter- 
nehmung jedoch  im  Auslände  gelegen  ist,  gegenüber  dem  Arbeiter,  den  er  dafür  hier 
zu  Lande  verwendet  und  welcher  hier  zu  Lande  nicht  seinen  Wohnsitz  hat,  falls  iu 
dem  Lande,  wo  die  Unternehmung  etabliert  ist,  eine  Zwangsunfallversicherung  be- 
steht, welche  nicht  anwendbar  ist  auf  den  Arbeiter,  der  in  Holland  seinen  Wohnsitz 
hat  und  der  für  eine  in  Holland  errichtete  Unternehmung  iu  dem  Lande  arbeitet,  wo 
der  erstgemeinte  Betrieb  gelegen  ist. 

2)  Auf  den  Arbeiter,  welcher  im  Dienst  des  sub  1  gemeinten  Arbeitgebers  seine 
Arbeit  in  dessen  Betrieb  in  Holland  ausübt  und  allda  seinen  Wohnsitz  nicht  hat, 
falls  in  dem  Lande,  wo  die  Unternehmung  seines  Arbeitgebers  ihren  Sitz  hat,  eine 
Zwangsunfallversicherung  besteht,  welche  nicht  anwendbar  ist  auf  den  Arbeiter, 
welcher  für  eine  in  Holland  errichtete  Unternehmung  in  dein  Lande  arbeitet,  wo  die 
erstgemeinte  Unternehmung  gelegen  ist. 

Abschnitt  II.    Versicherungspflichtige  Betriebe. 

§  10.    Die  in  §  1  gemeinten  Betriebe  sind: 

1)  Alle  Betriebe  in  Unternehmungen,  worin  irgend  ein  Trieb-  oder  Kraftwerk- 
zeug zur  Verwendung  kommt. 

2)  Betriebe,  für  deren  teilweise  oder  ganze  Ausübung  gewöhnlich  Dampf  oder 
Gase  verwendet  werden,  deren  Spannung  in  den  Apparaten  eine  durch  Verordnung 
der  Kommission  festzusetzende  Grenze  überschreitet. 

3)  Betriebe,  für  deren  teilweise  oder  ganze  Ausübung  durch  eine  Verordnung 
der  Kommission  festzustellende  explodierbare  oder  flüchtige,  leicht  entzündbare  Stoffe 
oder  auch  Stoffe,  deren  Dampf  bei  Luftzutritt  explodierbare  Mischungen  liefert, 
gewöhnlich  in  einem  grösseren  Quantum  gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  als  durch 
die  betr.  Verordnung  der  Kommission  bestimmt  ist. 

4)  Betriebe,  welche  sich  mit  der  Herstellung,  Fortschaffung  oder  Lagerung 
von  einem  oder  mehreren  dieser  sub  3  erwähnten  Stoffe  befassen. 

5)  Die  Betriebe  von  Händlern  in  den  sub  3  erwähnten  Stoffen,  die  zur  Ausübung 
ihres  Betriebes  gewöhnlich  von  einem  oder  mehreren  dieser  Stoffe  mehr  als  eine, 
durch  Verordnung  der  Kommission  zu  bestimmende  Menge  im  Vorrat  haben. 

6)  Schifffahrtsbetriebe  mit  Schiffen,  welche  regelmässig  von  einem  Platze  hier 
zu  Lande  nach  einem  anderen  Platze  hier  zu  Lande  fahren  oder  dem  Binnen- 
verkehr auf  demselben  Gewässer  dienen  oder  ausschliesslich  die  Flüsse  und  Binnen- 
gewässer befahren  und  zugleich  regelmässig  vom  Auslande  kommen  oder  dorthin  gehen. 

7)  Fähren  betriebe. 

8)  Fischereibetriebe  auf  Flüssen  oder  Binnengewässern. 

9)  Werftbetriebe. 

10)  Schiffstakeleibetriebe. 

11)  Betriebe  zur  Bergung  von  Schiffen  und  Ladungen. 

12)  Betriebe  zur  Ausbeutung  von  Trockendocks. 

13)  Betriebe  zur  Bedienung  von  Schleusen  und  beweglichen  Brücken. 

14)  Eisenbahn-,  Tram-,  Omnibus-Fuhrbetriebe  und  Reitanstalten. 

15)  Betriebe  zum  Ballastnehmen,  Laden,  Löschen,  Aufstapeln,  Wägen,  Messen, 
Fortechaffen  oder  Bergen  von  Gütern. 

16)  Betriebe  zur  Herstellung,  Ausbesserung,  Durchetechung  oder  Verlegung  von 
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Strassen,  Eisenbahnen  oder  Traraways,  Kanälen,  Schleusen,  Hafen,  Docks,  Brücken, 
Deichen  oder  anderer  Wasserbauten. 

17)  Tauchereibetriebe. 

18)  Bctriel*?  zur  Einrichtung,  Anlegung,  Herstellung,  Ausbesserung,  Unter- 
suchung oder  Beseitigung  von  Kloaken,  Kohrleitungen,  elektrischen  Leitungen  oder 
Blitzableitern. 

19)  Erd-,  Ausschachtung»-,  Ramm-,  Bagger-,  Bohr-  und  Brunnenbaubetriebe. 

20)  Färberei  betrieb 

21)  Betriebe  zur  Gewinnung  von  Eisenerz,  Kies  und  Kieselsteinen. 

22)  Steinbruchbetriebe. 

23)  Betriebe  zur  Bearbeitung  von  Diatnanteu  und  anderen  Edelsteinen. 

24)  Bau-  und  Abbruehbetriebe. 

25)  Betriebe  zur  Herstellung,  Ausbesserung  oder  Untersuchung  von  Dach- 
bedekungen. 

26)  Maler-  und  Glaserbetriebe. 

27)  Tapezierer-  und  PoUterei betriebe. 

28)  Stuccateurbetriebe. 

29)  Betriel)e  zur  Fensterreinigung,  zum  Säubern  von  Gebäuden  und  zur  Ver- 
richtung von  Arbeiten  an  Fassaden  mit  Zubehör. 

30)  Schornsteinfegerbetriebe. 

31)  Gasanstalten. 

32)  Betriebe  zur  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von  Metall,  Stein,  Holz,  Kork 
oder  Rohr. 

33)  Betriebe  zur  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von  Stroh,  sofern  diese  mit 
Verwendung  von  Motoren  ausgeübt  werden. 

34)  Betriebe  zur  Verfertigung  oder  Bearbeitung  von  Glas,  Thon,  Kalk,  Bürsten, 
Leder,  Kautschuk  oder  Papierwaren,  Papparbeiten,  Flachs,  Tauen,  Segeln  oder  Seife. 

35)  Korbmachereibetriebe. 
3(5)  Lohgerbereibetriebe. 

37)  Schuhmachereibetriebe  mit  Verwendung  von  Maschinen. 
38»  Stein-,  Ziegel-  und  Pfannenfabriken. 

39)  Cementfabriken. 

40)  Buchdruckerei-  und  Buchbindereibetriebe. 

41)  Salzsiedereibetriebe. 

42)  Apotheken  und  chemische  Fabriken. 

43)  Arbeiten  in  Laboratorien  für  wissenschaftliche,  technische  Untersuchungen 
und  Unterriehtsz  wecke. 

44)  Schlachthausbetricbc,  Schlächtereien,  Fleischereien  und  Fleischwaienfabriken. 

45)  Konserven  und  Fruchtsaft fabrikeu. 

46)  Betriebe  zum  Dörren,  Räuchern  und  Einsalzen  von  Fischen. 

47)  Brauereien  und  Essigfabriken. 

18)  Betrieb  zur  Herstellung  gärender  Getränke,  Branntwein-  und  Likörfabriken. 

49)  Mälzereien. 

50)  Mineralwasscrfabrikeu. 

51)  Kaffeesurrogat-  und  Cichorienfabriken. 

52)  Buttercibetnebe  mit  Centrifugalmasehinen. 

53)  Fettschmelzereibetriebe. 

54)  Oel-,  Lack-  und  Firnisfabriken. 

55)  Siegellackfabriken. 

56)  Hefefabriken. 

57)  Tabakfabriken. 

58)  Lumpensortierereibetriebe. 

59)  Laternenanzündereibetriebe. 

60)  Feuerwehrbetriebe. 

61)  Die  Betriebe  zur  Reinigung  von  Strassen,  Gruben,  Kloaken  und  Aborten, 
Abfuhr  von  Asehe,  Müll-  und  Düngerfabriken. 

Betreffs  der  im  vorhergehenden  Absatz  erwähnten  Ausdrücke,  welche  eine  Grupjw? 
von  Betrieben  umfassen,  wird  durch  eine  Verordnung  der  Kommission  bestimmt, 
welcher  Gruppe  die  einzelnen  Betriebe  angehören. 

§  11.  Die  Betriebe  des  Landbaues,  der  Viehzucht,  des  Gartenbaues  und  der 
Forstwirtchaft,  die  Betriebe  des  Personen-  und  Gütertransportes  mit  Schiffen,  die 
nicht  in  §  10  sub  6  genannt  sind  und  der  Fischereibetrieb,  soweit  er  ausserhalb  der 
Flüsse  und  Binnengewässer  ausgeübt  wird,  sind  nicht  versicherungspflichig.  auch 
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wenn  sie  in  Unternehmungen  ausgeübt  werden,  wo  behufs  des  Betriebes  irgendwelche 
Motoren  gebraucht  werden. 

Ebensowenig  sind  die  in  §  10  sub  0  angeführten  Schi  ff  fahrtbetriebe  versiche- 
rungspflichtig, sofern  sie  mit  einem  Schiff  von  nicht  grösserem  (ichalt  als  00  m", 
das  ohne  Kraftwerkzeug  bewegt  wird,  ausgeführt  werden. 

§  12.  Wenn  ein  Unternehmer  der  einen  in  §  10  sub  6  genannten  Betrieb  durch 
Angestellte  ausübt,  Güter,  welche  er  mittelst  Schiffes  t>efördert  hat,  oder  befördern 
muss,  ladet,  löscht,  stapelt,  wiegt,  misst,  befördert  oder  lagert,  so  umfasst  der  Schiffs- 
betrieb bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auch  das  Laden,  Löschen,  Aufstapeln, 
Wiegen,  Messen,  Verführen  und  Lagern  von  Gütern. 

Wenn  ein  Unternehmer,  der  die  Schifffahrt  mit  Schiffen  ausübt,  die  nicht  in 
§  10  sub  6  angeführt  sind,  und  der  hier  zu  Lande  den  Sitz  seiner  Unternehmung 
oder  einen  Agenten  hat,  durch  Leute,  die  in  seinem  Dienste  sind,  Güter,  welche  er 
mittelst  Schiffes  befördert  hat  oder  befördern  soll,  hier  zu  I>ande  laden,  löschen,  auf- 
stapeln, wiegen,  messen,  befördern  oder  lagern  lässt,  so  wird  für  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes  in  Bezug  auf  diese  Arbeiten  angenommen,  dass  er  den  Betrieb  des  Ladens, 
Löschens.  Aufatapelns,  Wiegeus,  Messens,  Befördens  oder  Lagerns  von  Gütern  ausübt. 

Abschnitt  III.   Von  der  Reichs versicherungsbank. 

§  13.  Zur  Ausführung  der  Bestimmungen  von  §  1  dieses  Gesetzes  wird  in 
Amsterdam  eine  Reichsanstalt  errichtet,  die  den  S'atnen  „Reichsversicherungsbank"  trägt. 

Die  Postämter  sind  gleichzeitig  die  Geschäfts* teilen  der  Reichsversieherungsbank. 

$  14.  Das  Rechnungsjahr  der  Reichsversieherungsbank  läuft  vom  1.  Januar  bis 
einschliesslich  31.  Dezember. 

Jij  15.  Einsetzung.  Entlassung  und  Besoldung  der  Direktion,  der  Stellvertreter 
es  fachkundigen  Beirates  der  Reichsversieherungsbank.] 

[§  lb\  Verantwortlichkeit  der  Direktion  und  Verpflichtung  zur  Rechenschafts - 
ablegung  gegenüber  Unserem  Minister  für  Wasserwesen,  Handel  und  Industrie.] 

[5j  17.  Jährliche  Zusammenstellung  einer  Unfallstatistik  und  5-jährliche  Auf- 
stellung einer  versicherungs technischen  Bilanz.] 

Abschnitt  IV.  Vom  Aufsichtsrat. 
[§  18.   Zusammensetzung,  Erneuerung  und  Entschädigung  des  Aufsichtsrates. 
Einsetzung,  Entlassung  und  Besoldung  eines  Sekretärs.] 

Abschnitt  V.  Von  dem  Umfang  der  Entschädigung  und  deren 

Feststellung. 

§  10.  Die  Reichsversieherungsbank  gewährt  dem  Versicherten,  dem  ein  Unfall 
beim  Betriebe  zugestossen  ist,  als  Entschädigung  ärztliche  Behandlung  nebst  Arznei 
oder  eine  Vergütung  dafür  nach  den  durch  allgemeine  Verwaltungsvorschriften  fest- 
zustellenden Regeln. 

20.   Aerztlich  konstatierte  Erwerbsunfähigkeit  bedingt  eine  Auszahlung  von 
70  Proz.  des  Tagelohnes  von  dem  Tage  nach  dem  Unfall  ab  höchstens  bis  zum  43.  Tage.| 

[§  21.  Bei  einer  6  Wochen  nach  dem  Unfall  noch  vorhandenen,  gänzlichen  oder 
teilweisen  Arbeitsunfähigkeit,  Auszahlung  einer  Rente  für  die  Dauer  der  gänzlichen 
oder  teilweisen  Arbeitsunfähigkeit  von  dem  Tage  nach  dem  Unfall  an  gerechnet. 

Diese  Rente  beträgt  pro  Tag,  Sonntage  und  allgemein  anerkannte  Festtage  nicht 
mitgerechnet  : 

a)  im  Falle  ganzer  Arbeitsunfähigkeit  70  Proz.  des  versicherten  Tagelohnes. 

b>  Im  Falle  teil  weiser  Arbeitsunfähigkeit  einen  Teil  der  sub  a  genannten  Rente 
im  Verhältnis  zur  verlorenen  Arbeitsfähigkeit. 

Beginn  der  im  ersten  Abschnitt  erwähnten  Auszahlung  mit  dem  auf  den  letzten 
Tag  der  zeitweiligen  Auszahlung  laut  §  20  folgenden  Tag 

Minimalbetrag  für  die  Festsetzungen  der  genannten  Entschädigungen  4  Gulden. J 

§  22.  Für  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  wird  ein  Arbeiter  als  ganz  oder  teilweise 
arbeitsunfähig  erachtet,  wenn  er  ganz  oder  teilweise  unfähig  geworden  ist  zu  einer 
Arbeit,  welche  seiner  Arbeitskraft  vor  dem  Unfall  und  seiner  Fähigkeit  entspricht. 

[§  23.    Bei  Tötung  infolge  eines  Unfalles  zahlt  die  Reichsversieherungsbank: 

1)  Für  Begräbniskosten  den  30-fachen  Tagelohn  des  Verstorbenen  an  diejenigen 
hinterlassenen  Angehörigen,  die  Anspruch  auf  eine  Rente  und  für  das  Begräbnis  gesorgt 
haben,  und,  falls  diese  nicht  vorbanden  sind,  an  denjenigen,  der  die  Begräbniskosten 
bezahlt  hat 

2)  Eine  Rente  an  die  hinterlassenen  Verwandten  des  Verstorbenen,  von  dem 
Todestage  an  gerechnet. 

Die  Bestimmung  im  letzten  Absatz  von  !j  21  findet  Anwendung.) 
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§  24.  Die  im  vorigen  Paragraphen  sub  2  genannte  Rente  beträgt  pro  Tag,  Sonn- 
tage und  allgemein  anerkannte  Festtage  nicht  mitgerechnet: 

a)  Für  die  Frau,  mit  welcher  der  Verstorbene  zur  Zeit  des  Unfalles  verheiratet 
war,  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung  30  Proz.  von  des  Verstorbenen 
Tagelohn. 

b)  Für  den  Mann,  mit  welchem  die  Verstorbene  zur  Zeit  des  Unfalles  ver- 
heiratet war,  falls  diese  sein  Ernährer  war,  bis  zu  seinem  Tode  oder  seiner  Wieder- 
verheiratung soviel ,  als  die  Verstorbne  zu  seinem  Lebensunterhalte  beitrug,  doch 
nicht  mehr  als  30  Proz.  ihres  Tagelohnes. 

c)  Für  jedes  eheliche  Kind  des  Verstorbenen  15  Proz.,  und,  falls  dieses  Kind 
elternlos  ist  oder  wird.  20  Proz.  des  Tagelohnes  des  Verstorbenen. 

d)  Für  jedes  uneheliche  Kind,  das  durch  den  Verstorbenen  zu  Zeiten  des  Unfalles 
gesetzlich  anerkannt  war,  15  Proz.,  und,  falls  dieses  Kind  elternlos  ist  oder  wird 
20  Proz.  de«  Tagelohnes  des  Verstorbenen. 

e)  Für  die  Klteru  oder,  falls  diese  nicht  vorhanden  sind,  für  die  Grosseltern  des 
V erstorbenen,  sofern  dieser  ihr  Ernährer  war,  soviel,  als  er  regelmässig  zu  ihrem 
Lebensunterhalte  l>eitrug,  jedoch  nicht  mehr  wie  30  Proz.  seines  Tagelohnes,  und  zwar 
bis  zum  Tode  des  Längstlebenden. 

f)  Für  jedes  elternlose  Enkelkind  des  Verstorbenen,  sofern  dieser  sein  Ernährer 
war,  so  viel,  ab  er  regelmässig  zu  dessen  Lebensunterhalte  beitrug,  jedoch  nicht  mehr 
als  20  Proz.  seines  Tagelohnes. 

g)  Für  die  Schwiegereltern  des  Verstorbenen,  sofern  dieser  ihr  Ernährer  war, 
soviel,  als  er  regelmässig  zu  ihrem  Lel>ensunterhalte  beitrug,  jedoch  nicht  mehr  als 
30  Proz.  seines  Tagelohnes,  und  zwar  bis  zum  Tode  des  Längstlebendcn. 

Der  Genuss  der  Rente  fällt  für  die  Schwiegereltern  ebenfalls  dahin  in  den  sub  1 
und  2  von  §  377  des  B.G.B,  genannten  Fällen. 

Die  Bestimmung  im  letzten  Abschnitt  von  §  21  findet  Anwendung. 

[§  25.  Bei  Wieüervcrheiratung  der  im  vorigen  Paragraph  sub  a  näher  bezeichneten 
Witwe,  bezw.  des  sub  b  genannten  Witwers,  Ausbezahlung  des  doppelten  Betrages 
der  Jahresrente  in  einer  Zahlung  als  Abkaufssumme  ihrer  Rechte.) 

Art.  2(3.  Ein  Kind  oder  Enkelkind  bezieht  die  ihm  zuerkannte  Rente  bis  zu 
seinem  vollendeten  10.  Lebensjahre. 

[§  27.  M  inimal  betrag  sämtlicher  in  !j  24  näher  bezeichneten  Renten  60  Proz. 
vom  Tagelohn  des  Verstorbenen.  Hierbei  kommen  die  Ansprüche  der  in  §  24  sub  e, 
f  und  g  näher  bezeichneten  Personen  nur  dann  zur  Geltung,  wenn  die  im  selben 
Paragraphen  sub  a,  b,  c  und  d  näher  bezeichneten  Personen  schon  ihre  volle  Rente 
empfangen  haben. 

Falls  die  in  §  24  sub  a,  b,  c  und  d  näher  bezeichneten  Personen  zusammen 
mehr  als  60  Proz.  von  des  Verstorbenen  Tagelohn  erhalten  sollten,  erfährt  jede  Rente 
eine  verhältnismässige  Verminderung. 

Falls  von  den  in  tj  24  sub  f  näher  bezeichneten  Enkelkindern  mehrere  am 
Leben  sind  und  nicht  jedes  Enkelkind  seine  volle  Rente  empfangen  kann,  so  er- 
fahren die  Renten  sämtlicher  Enkelkinder  eine  verhältnismässige  Verminderung.] 

fg  28.  Verlust  des  Rentenanspruches  bei  vorsätzlich  verursachtem  Unfall,  Herab- 
setzung der  Auszahlungen  und  der  Rente  (ij  20  und  21)  bis  auf  die  Hälfte  bei  Unfall 
infolge  Trunkenheit.] 

[§  29.  Befugnis  der  Direktion  der  Reichsversicherungsbank  zur  Vorladung,  Unter- 
suchung und  Verhör  der  l'nfallbetroffenen.  Weigerung  des  Betroffenen  der  Vor- 
ladung, Untersuchung  oder  dem  Verhör  zu  entsprechen,  hat  mangels  triftiger  Ent- 
schulnigungsgrüncle  Verlust  des  Entschädigungsanspruches  zur  Folge. 

Infolge  Beschwerdeführung  gegen  die  Vorschriften  eines  Sachverständigen,  An- 
ordnung einer  neuen  Untersuchung  durch  andere  Sachverständige.  Vo^chlagsrecht 
eines  Sachverständigen  durch  den  Betroffenen. 

Unterlässt  der  Betroffene  den  Namen  eines  Sachverständigen  anzugeben,  oder  weigert 
sich  der  durch  den  Betroffenen  gewünschte  Sachverständige,  an  der  Untersuchung  teil- 
zunehmen, so  ernennt  die  Kommission,  wenn  möglich  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Betroffenen,  einen  anderen  Sachverständigen. 

Berechtigung  der  Direktion  der  Reichsversicherungsbank  bei  Abweisung  der 
Beschwerden  des  Betroffenen  durch  die  Sachverständigen  oder  bei  fortgesetzter  Nicht- 
beachtung der  Vorschriften  zur  Verlusterklärung  oder  Reduzierung  der  Rente  und 
Unterbrechung  der  ärztlichen  Behandlung. 

Vergütung  von  Reisekosten  und  Zeitverlust  bei  Vorladungen  nach  weiter  al» 
5\,  km  entfernten  Orten.] 
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[§  30.  Verlust  des  Ren t engen usses  während  einer  3-jährigen  oder  längeren 
Gefängnisstrafe ;  eventuelle  Verfügung  über  eine  solche  Rente  zu  Gunsten  der 
Angehörigen. 

Die  Bestimmungen  im  ersten  Abschnitte  gelten  nicht  während  der  Zeit  bedinguugs- 
weiser  Haftentlassung.] 

Abschnitt  VI.   Von  der  Feststellung  der  V er s i  c herungsp flicht  und 
der  Einteilung  in  Gefahrenklassen. 

1§  31.  Einteilung  der  in  §  10  näher  bezeichneten  Betriebe  in  Gefahrenklassen. 
Maximalgefahr  gleich  1U0  l'roz. 

Entsprechung  jeder  Gefahrenklasse  einer  Anzahl  Gefahrenprozente,  Zuteilung  von 
Gefahrenprozentsätzen  an  Unternehmungen. 

Revision  der  im  ersten  Abschnitt  erwähnten  Verordnung  der  Kommission  nach 
der  Aufstellung  und  nach  .Massgabe  jeder  versicherungstechnischen  Bilanz. 

Rückwirkende  Kraft  der  Einteilung  in  eine  niedrigere  Gefahrenklasse  durch  eine 
Revision.] 

[§  32.  Verpflichtung  des  Arbcitgel>ers  zur  Angabe  seines  Betriebes  an  dem  Post- 
kontor, innerhalb  dessen  Kreises  er  seinen  Wohnsitz  hat. 

Angabe  von  im  Auslande  Wohnenden  am  Postkontor  zu  Amsterdam. 

Bei  Unterlassung  obiger  Angaben,  Annahme  des  Wohnortes  bei  dem  zu  Hause, 
der  am  Orte  der  Ausübung  des  Betriebes  hier  zu  Lande  mit  der  Leitung  der  Arbeiten 
betraut  ist.] 

[§  33.  Aufzählung  der  Urheber  und  der  Orte  der  in  «j  32  näher  bezeichneten 
Angabe.) 

(S  34.  Einreichung,  Festsetzung  und  Einsendung  von  kostenlos  erhältlichen 
Formularen  mit  der  in  den  beiden  vorigen  Paragraphen  näher  bezeichneten  Angabe.] 

[§  35.  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  zu  schriftlichen  Aufklärungen  betreffs  der 
Ausführung  dieses  Gesetzes  der  Rcichsversicheruiigsbank  gegenüber.] 

§  36.  Wenn  die  Direktion  der  Reichsversicherungsbank  meint,  dass  eine  An- 
meldung unrichtig  ist,  so  giebt  sie  dem  Arbeitgeber  mittelst  eingeschriebenen  Dienst- 
briefes hiervon  Kenntnis. 

[§  37.  Einteilung  einer  versicherungspflichtigen  Unternehmung  in  eine  Gefahren- 
klasse ungeachtet  einer  eventuell  unterlassenen  Angabe. 

Mitteilung  dieser  Einteilung  mit  Begründung  des  Gefahrenprozentsatzes  und  event. 
der  Vereicherungspf licht  an  den  Unternehmer. 

Zuteilung  einer  Unternehmung  einer  niedrigeren  oder  höheren  Gefahrenklasse 
beim  Uebersteigen  des  Minimal-  oder  Maxinialprozentsatzes.] 

[§  38.  Anzeigepflicht  der  Arbeitgebers  betr.  Betriebslinderungen,  welche  Einteilung 
in  eine  andere  Gefahrenklasse  oder  Zuweisung  eines  anderen  Gefahrenprozentsatzes  zur 
Folge  haben  können. 

Eventuelle  Aenderung  des  Gefahrenprozentsatzes. 

Berechtigung  der  Direktion  zur  Aenderung  eines  Gefahrenprozentsatzes  ohne  eine 
im  ersten  Abschnitte  näher  bezeichnete  Anzeige.] 

39.    Direktion  nur  in  vollzähliger  Sitzung  über  Einteilung  in  eine  Gefahren- 
klasse beschlussfähig.] 

[§  40.    Anzeigepflicht  des  Arbeitgebers,  betr.  Betriebseinstellung.  | 

[§  41.    Auskunftepflicht  der  Arbcitsinsj>ektion  für  Zwecke  der  Versicherung.] 

Abschnitt  VII.    Von  dem  Aufbringen  der  Mittel  zur  Deckung  der 

Ausgabe  n. 

|§  42.  Aufbringung  der  Mittel  durch  die  Arbeitgeber,  sei  es  nach  Massgabe  eines 
durch  die  Kommission  festzustellenden  Tarifes  und  des  Lohnes,  der  in  dem  Zeitraum 
der  Bezahlung  durch  die  Arbeiter  verdient  ist,  oder  laut  den  Bestimmungen  in  §  43 
verdient  sein  Könnte,  sei  e*  gemäss  den  Bestimmungen  der      54  und  55. 

Berechnung  der  Ausgabendeckung  nach  den  Regeln  des  Prämiensystems. 

Mini  mal  betrag  für  die  Berechnung  des  im  ersten  Abschnitt  näher  bezeichneten 
Lohnes  ist  das  Produkt  aus  4  Gulden  und  der  Zahl  der  Arbeitstage. 

Der  Tarif  stellt  für  jedes  Gefahrenprozent  die  pro  Lohngulden  schuldige  Prämie 
fest.    Revision.   Rückwirkende  Kraft  von  Tariferniedrigungen.| 

[§  43.  Berechnung  des  Lohnes  der  Saisonarbeiter,  Volontäre,  Lehrlinge  und 
nicht  ausgebildeten  Arbeiter.] 

[g  44.  Verbot  des  Lohnabzugs  wegen  der  aus  diesem  Gesetze  erwachsenden  Kosten.] 

[|  45.   Lohnlisten  zur  Berechnung  der  Prämien  und  Entschädigungen.] 
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[S  46.  Feststellung  der  Präruicnverf all  tage,  der  Formulare  |  §  34)  und  der  Formulare 
der  Lohnlisten  durch  den  Minister  für  Wasserbau,  Handel  und  Gewerbe.] 

1§  47.    Zahlung  der  Prämie  innerhalb  15  Tage  nach  dem  Fälligkeitstage, 
st  der  Arbeitgeber  eine  öffentlich-rechtliche  Körperschaft,  so  wird  als  Wohnplatz 
die  Gemeinde  bezeichnet,  wo  die  Angaben  laut  §  33  gemacht  worden  sind  oder  gemacht 
werden  sollten.] 

[§  48.  Festsetzung  der  schuldigen  Prämie  und  Mitteilung  mit  Begründung. 
Event.  Nachzahlung  des  Arbeitgebers  oder  Rückzahlung  der  Reichsversicherungsbank.j 

[§  49.  Einmalige  Nachzahlung  der  schuldigen  Prämien,  wenn  in  einer  Unter- 
nehmung ohne  Rücksicht  auf  einen  oder  mehrere  Bezahlungstermine  ein  versicherungs- 
pflichtiger Betrieb  ausgeübt  wurde. 

Verjährung  (ö  Jahre).  | 

(§  50.  Massnahmen  bei  Unterlassung  oder  nur  teilweiser  Zahlung  der  Prämie.] 
§  51.    Beschlüsse  bezüglich  der  durch  einen  Arbeitgeber  schuldigen  Prämie 

dürfen  nur  in  einer  vollzähligen  Sitzung  der  Reichsversicheningsbankkominission  ge- 

fasat  werden. 

|§  52.  Uebernahme  de»  Risikos  der  durch  dieses  Gesetz  geregelten  Versicherung 
der  Arbeiter  durch  den  Arbeitgeber,  falls  der  Arbeitgeber  der  Staat,  eine  Provinz  oder 
eine  Gemeinde  von  mindestens  20000  Seeleu  ist.  oder  gegen  Sicherheit  (Pfand, 
Hypothek). 

Uebertragung  des  Risiko'«  an  eine  Aktiengesellschaft  oder  eine  Vereinigung  mit 
einer  Rechtspersönlichkeit,  wenn  oder  solange  die  Reichsversicherungsbank  von  der 
Gesellschaft  oder  Vereinigung  zur  Sicherheit  für  die  aus  diesem  Gesetze  erwachsenden 
Verpflichtungen  ein  genügende«  Pfand  (Gelder,  Fonds)  hat. 

Verrechnung  der  Zinsen  der  Pfänder.] 

§  53.  Auf  die  Unternehmung  eines  Arbeitgebers,  dem  die  Uebernahme  oder 
da«  Uebertragen  eines  Risikos  gemäss  §  52  gestattet  wurde,  ist  die  Bestimmung 
von  §  37  nicht  anwendbar,  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  betr.  die  Einteilung  der 
Unternehmung  in  eine  Gefahrenklasse,  sofern  diese  Einteilung  nach  dem  in  §  59  ge- 
nannten Beschlüsse  der  Kommission  für  die  Berechnung  des  schuldigen  Anteils  der 
Unternehmung  an  den  Verwaltungskosten  nötig  sein  sollte.  Der  im  1.  Abschnitt 
erwähnte  Arbeitgeber  schuldet  keine  Prämie,  solange  er  selbst  das  Risiko  der  Ver- 
sicherung trägt  oder  dieses  Risiko  übertragen  ist. 

|5j  54.  Der  Arbeitgeber,  dem  die  Uebernahme  des  in  §  52  näher  bezeichneten 
Risikos  erlaubt  wurde,  ist  verpflichtet: 

1)  Zur  Zahlung  des  ihm  durch  die  Kommission  auferlegten  Anteils  an  den 
Verwaitungskosten  und  an  der  Zurückbezahlung  des  Vorschusses  nach  £  93. 

2)  Zur  Zahlung  der  Entschädigungen,  sofern  diese  nicht  aus  Renten  bestehen, 
die  vorläufig  von  der  Reichsversicherungsbank  anerkannt  und  wegen  eines  Unfalles, 
der  einen  auf  das  Risiko  des  Arbeitgebers  versicherten  Arbeiter  getroffen,  ausbezahlt 
wurden. 

3)  Sofern  irgend  eine  Rente  in  einer  sub  2  näher  bezeichneten  Unfallangelegenheit, 
anders  als  vorläufig  festgesetzt  ist,  zur  Zahlung  des  Kapitalwerts  dieser  Rente,  berechnet 
nach  dem  Zins,  welchen  die  Reichsversicherungsbank  im  letztverflossenen  Kalender- 
jahre durchschnittlich  von  ihren  Fonds  genommen  hat. 

Solange  §  1  dieses  Gesetzes  noch  kein  volles  Kalenderjahr  in  Kraft  ist,  betragen 
die  Zinsen  3  Proz.  im  Jahre. 

Der  letzte  Absatz  von  §  47  ist  anzuwenden.] 

[§  55.  Irgend  eine  Aktiengesellschaft  oder  Vereinigung,  auf  welche  ein  Risiko 
gemäss  §  52  übertragen  ist,  ist  verpflichtet: 

1)  Siehe  g  54. 

2)  Zur  Zahlung  der  Entschädigungen  und  der  in  >}  25  erwähnten,  durch  die 
Reichsversicherungsbank  ausbezahlten  Abfindungssummen  bei  Unfällen  von  Arbeitern, 
die  auf  das  Risiko  der  Gesellschaft  oder  Vereinigung  versichert  waren. 

3)  Sobald  irgend  eine  Rente  l>ei  einem  sub  2  näher  bezeichneten  Unfälle,  anders 
als  vorläufig  festgesetzt  ist,  zur  Hinterlegung  eines  dem  Kapitalwert  der  Rente  ent- 
sprechenden Pfandes,  zur  Sicherung  der  aut  ihr  angesichu»  dieser  Rente  ruhenden 
Verpflichtungen. 

Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  52,  4.  und  5.  Abschnitt  und  der  Bestimmungen 
betr.  die  Art  der  Berechnung  des  in  jj  54  sub  3  erwähnten  Kapitalwcrte  seiner  Rente.] 

[§  50.  Aufhören  der  Verpflichtungen  eines  Arbeitgebers  gegenül>er  einem 
Arbeiter  im  Falle  von  §  54,  3.1 

[§  57.  Maßnahmen  bei  Nichterfüllung  der  Verpflichtungen,  bei  Konkurs  und 
beim  Ablaufen  sämtlicher  Risikos  einer  Gesellschaft  oder  Vereinigung.] 

|§  58.    Umtauch  eines  Pfandes.  | 
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§  59.   Im  Verwaltungswege  wird  bestimmt: 

1)  In  welchen  Fällen  ein  in  §  52  näher  bezeichnetes  Gesuch  abgeschlagen  wird. 

2)  Die  Art  der  Berechnung  des  in  den  54,  55  und  58  genannten  Kapit&lwertcs 
einer  Rente. 

3)  Die  Art  der  Berechnung  des  Werten  eines  Pfandes  gemäss  den  Bestimmungen 
in  den      52,  2  und  3,  55,  3  und  58. 

4)  In  welchen  Fällen  dem  Arbeitgeber  die  ihm  laut  §  52  gegebene  Befugnis, 
selbst  das  Risiko  der  Versicherung  zu  tragen,  genommen  werden  kann. 

5)  In  welcher  Weise  der  in  den  §§  54  und  55  erwähnte  Anteil  an  den  Ver- 
waltungskosten und  an  der  Zurückbezahlung  des  Vorschusses  gemäss  §  93  fest- 
gesetzt wird. 

6>  Was  ferner  für  die  Ausführung  der  §§  52  bis  58  erforderlich  ist. 

l§  60.   Vergütung  uneinziehbarer  Forderungen  (§  54,  §  57,  5)  durch  den  Staat.] 

Abschnitt  VIII.    Von  der  Anzeige  und  der  Untersuchung  der  Unfälle. 

[§  61.   Verpflichtung  des  Arbeitgebers  zu  sofortiger  Herbeischaffung  eines  Arztes. 

Anzeigepflicht  des  Arbeitgebers  innerhalb  24  Stunden  nach  der  ärztlichen  Unter- 
suchung und  unter  allen  Umständen  innerhalb  48  Stunden  nach  dem  Unfall. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  sind  nicht  anwendbar  auf 
Unfälle,  die  beim  Transport  von  Personen  und  Gütern  vorkommen,  und  nicht  auf 
die,  die  laut  dieses  Gesetzes  die  Versicherten  im  Auslande  treffen,  sofern  dies- 
bezüglich von  der  Kommission  durch  Beschluss  abweichende  Vorschriften  gegeben 
sind. 

Ausfüllung  und  Einsendung  des  Anzeigeformulars.] 

i§  62.  Aufklärungspflicht  des  Arbeitgebers  bezüglich  der  in  seiner  versicherungs- 
pflichtigen Unternehmung  vorgekommenen  1'nfällc.j 

[!}  63.  Untersuchung  zur  Feststellung  der  Lrsache  und  Art  des  Unfalles,  der 
Art  der  betroffenen  Person,  ihres  Zustandes,  ihres  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltsorte« 
und  ihres  Lohnes  in  der  versicherungspflichtigen  Unternehmung,  im  Falle  des  Todes 
der  Namen  und  der  Wohnorte  der  entschädigungberechtigten  Hinterlassenen,  wenn 
die  Kommission  der  Reichsvcrsicherungshank  aus  einer  Angabe  ersieht,  das»  in  Folge 
des  Unfalles  ein  Versicherter  gestorben  ist  oder  vermutlich  sterben  wird,  dass  er  länger 
als  2  Tage  nicht  imstande  gewesen  ist  oder  vermutlich  nicht  imstande  sein  wird,  in 
der  Unternehmung  seines  Arbeitgebers  seine  gewohnte  Arbeit  zu  verrichten  oder  ver- 
mutlich während  mehr  als  6  Wochen  teilweise  oder  ganz  arbeitsunfähig  sein  wird.) 

Auch  ohne  eine  Anzeige  empfangen  zu  haben,  ist  die  Kommission  zur  Einleitung 
der  hier  genannten  Untersuchung  befugt. 

[§  64.   Bestimmungen  betr.  die  Ausführung  der  in  §  63  erwähnten  Untersuchung.) 

Abschnitt  IX.   Von  der  Festsetzung  und  Bereitstellung  der 

Entschädigungen. 

§  «35.  Alle  Entschädigungen  werden  von  der  Direktion  der  Reichsversicherungi*- 
bank  festgesetzt  und  zuerkannt. 

Ein  Beschluss  bezüglich  irgend  einer  Entschädigung  darf  nur  in  vollzähliger 
Sitzung  der  Kommission  gefasst  werden. 

§  66.   Die  Entschätfigungen  werden  festgesetzt  und  zuerkannt: 

a)  Hat  der  Unfall  den  Tod  zur  Folge,  so  schnell  wie  möglich  nach  dem  Ab- 
lauf der  Untersuchung  des  Unfalles  und,  wenn  der  Getroffene  nach  der  Untersuchung 
stirbt,  nach  Empfang  des  Totenscheines. 

b)  Hat  der  Unfall  eine  ganze  oder  teilweise  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als 
6  Wochen  zur  Folge,  so  schnell  wie  möglich  nach  Ablauf  dieses  Termine«. 

c)  In  den  in  §  20  vorgesehenen  Fällen  so  schnell  wie  möglich  nach  Ablauf  des 
in  diesem  Paragraphen  genannten  Termine«  von  3  Tagen. 

|§  67.    Vorläufige  Zuerkennung  einer  Rente. 

Beschwerderecht  des  Arbeitgebers  bezw.  die  Gesellschaft  oder  Vereinigung  vor  der 
definitiven  Festsetzung  der  Rente. 

Die  infolge  einer  vorläufigen  Zuerkennung  geschehenen  Auszahlungen  sind  nicht 
rückforderbar.] 

Fi;  68.    Appellationsfrist  1  Jahr.] 

SJ  69.  Mitteilung  der  Zuerkennung  oder  Absprechung  einer  Entschädigung  an 
den  Betroffenen,  die  im  2.  Absatz  von  §  80  genannten  Kommissionen,  den  Arbeit- 
geber oder  an  die  Kommission  der  Aktiengesellschaft  oder  Vereinigung,  auf  welche 
das  Risiko  (§  52)  übertragen  ist.] 
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f§  70.  Revision  beim  Bekanntwerden  von  wesentlichen  Thatsachen  oder  Umständen 
oder  bei  Veränderungen  des  Zustande«,  welcher  den  Massstab  für  die  Festsetzung 
bildete.] 

f§  71.   Zeit  und  Ort  der  Zahlungen.] 

£  72.  Die  Art  der  Feststellung,  Zuerkennung  und  Ausbezahlung  der  Ent- 
schädigungen, wird,  sofern  sie  durch  das  Gesetz  nicht  bestimmt  ist,  durch  allgemeine 
Verwaltungsvorschriften  geregelt. 

§  73.  Die  durch  dieses  Gesetz  zuerkannten  Renten  sind  bis  zu  einem  Betrag 
von  2iX)  Gulden  im  Jahre: 

a)  unveräusserlich, 

b)  nicht  verpfänd-  oder  verleihbar. 

c)  nicht  beschlagnahme-  oder  arrestfähig. 

Die  Vollmacht  zur  Empfangnahme  einer  Entschädigung  kann  stets  zurückgezogen 
werden.   Alle  hiermit  in  Wioderspruch  stehenden  Abmachungen  sind  nichtig. 

Diese  Bestimmungen  werden  auf  den  Ausweis  für  die  Rentenbewilhgung  abgedruckt. 

I§  74.  Bei  Nichterhebung  einer  Reute  innerhalb  eines  Jahres,  Verlust  der  An- 
sprüche auf  die  Rente  für  diese  Zeitdauer. 

Verjährung  bei  Nichterhebung  einer  Rente  während  5  Jahre.  Durch  Uns 
können  die  ehemaligen  Besitzer,  die  darum  einkommen,  in  deu  Genuas  ihres  ver- 
fallenen Rechtes  wieder  eingesetzt  werden. 

Dieser  Genuss  »oll  im  hier  erwähnten  Falle  mit  der  Woche  anfangen,  die  auf 
jene  folgt,  in  welcher  das  Gesuch  bewilligt  ist. | 

Abschnitt  X.   Von  der  Berufung.   §  75 — öl. 
Abschnitt  XI.   Von  der  Auf s icht. 
§  82.    Ucbertragune  der  Aufsicht  an  Agenten  der  Reicheversicherungsbank.] 
§  83.    Verbot  der  Bctriebsbeteiligung  der  Agenten.] 

[§  84.    Berechtigung  der  Agenten  zur  Aufklärungsforderung  und  Einsichtnahme 
der  Bucher  und  Akten,  .«ufern  diese  Bezug  haben  auf  die  Ix>hne  der  Versicherten.] 
[§  85.    Meldung  von  Mangel  an  Unfallverhütungsmassregeln.j 
[§  86.   Einsetzung  von  örtlichen  Ausschüssen  zur  Ausführung  der  §§  29,  70  und  80.] 

Absehnitt  XII.   Vom  Einfluss  der  Versicherung  auf  das  bürgerliche 

Rech  t. 

[§  87.  Hinfall  der  civilrecht liehen  Haftpflicht  des  Arbeitgebers,  ausgenommen 
die  Bestimmungen  im  2.  Absehnitt  und  im  §  88,  bei  Schadeu,  der  durch  den  Unfall 
an  den  Gütern  des  Getroffenen  verursacht  wurde. 

Trifft  einen  Versicherten,  dessen  Tagelohn  mehr  als  4  Gulden  beträgt,  ein  Un- 
fall bei  der  Ausübung  eines  Betriebes,  so  bleibt  die  Verantwortlichkeit  des  Arbeit- 
gebers bestehen,  doch  wird  durch  den  Richter  bei  der  Festsetzung  der  Schadenver- 
gütung dem,  das  infolge  dieses  Gesetzes  genossen  wird,  Rechnung  getragen.] 

[§  88.  Bestand  der  civilrechtlichen  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  aus  den  14CH» 
und  1407  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  bei  Verschulden  wie  im  Strafgesetzbuch,  II.  Teil, 
Titel  VII,  XIX,  XX  und  XXI. 

Civilrechtlicher  Anspruch  im  Falle  des  Kontumatialerkenntnisses.] 

§  80.  Die  Reichsversicherungsbank  tritt  für  den  versicherten  Betrag  in  die 
Rechte  ein,  welche  der  Versicherte  oder  dessen  hinterlassene  Verwandten  den  §  140fi 
und  1407  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  entnehmen  können. 

Jede  Uebereinkunft,  die  durch  den  Versicherten  oder  dessen  hinterlassene  Ver- 
wandte über  diese  Rechte  ohne  Mitwirkung  der  Reichsversicherungsbank  getroffen 
wird,  ist  nichtig. 

Abschnitt  XIII.    Von  der  Haftpflicht  des  Staates  und  von  der  Ver- 
waltung der  Mittel. 

§  00.  Der  Staat  ist  ohne  irgend  einen  Vorbehalt  haftpflichtig  für  die  dein 
Versicherten  und  dessen  hinterlassenen  Verwandten  laut  dieses  Gesetzes  zukommenden 
Entschädigungen. 

§  01.  Die  Niederländische  Bank  ist  die  Zahlstelle  der  Reichsversicherungebank 
und  mit  der  Aufbewahrung  des  Eigentums  der  Versicherungsbank  und  der  von  ihr 
in  Pfand  genommenen  Werte  beauftragt. 

[Verfügungen  betr.  die  Ueberschüsse  und  Fehlbeträge  der  Reichsversicherungsbank.] 

[§  92.   Au  läge  der  Gelder  der  Reichs  versicherungsbank.J 
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Abschnitt  XIV.    Von  den  Kosten  der  Reich* versicherungsbank. 

§  93.  Der  Staat  giebt  beim  Inkrafttreten  dies««  Gesetzes  der  Reichsversicherung*- 
bank  einen  Vorsehuss,  der  zur  Bestreitung  aller  Entschädigungen  und  Verwaltungs- 
kosten dienen  soll,  solange  die  Bank  für  die  Bezahlung  dieser  Kosten  noch  nicht  die 
nötigen  Mittel  besitzt.  Dieser  Vorsehuss  muss  innerhalb  5  Jahre  zurückbezahlt  «ein. 

Die  Besoldungen  der  Mitglieder  der  Direktion  der  Reichsversicherungsbank  und  der 
der  Direktion  unterstellten  Beamten  fällt  zur  Hälfte  zu  Lasten  des  Reiches. 

§  94.  Die  Bezahlungen,  die  der  Staat  infolge  diese*  Gesetzes  zu  leisten  hat, 
werden  auf  den  Etat  des  Ministeriums  für  Wasserbau,  Handel  und  Industrie  gebracht. 

Die  von  der  Reichsversicherungsbank  zurückbezahlten  Vorschüsse  werden  den 
Mitteln  zur  Deckung  der  Staatsausgaben  zugeschrieben. 

Die  Dienstleistungen  der  Postämter  für  die  Reichsversicherungsbank  werden  vom 
Staate  bestritten. 

S  90.  Briefe  und  andere  Schriftstücke,  welche  den  Dienst  der  Reichsversicherung*- 
bank  betreffen,  geniesen  Portofreiheit. 

Abschnitt  XV.   Vom  Jahresbericht.    Art.  97. 
Abschnitt  XVI.  Straf bestim mungen.  Art.  98-107. 
Abschnitt  XVII.  Ue bergan  gsbest  im  mun gen.  Art.  108,  112. 

Abschnitt  XVIII.  Schlussbestimmuugen.  Art.  113— 116. 

Verordnung  vom  6.  31  ai  1901:  Das  Unfallgcsctz  1901  tritt  mit  Ausnahme  der 
in  §  1  enthaltenen  Bestimmungen  am  1.  Juni  1901,  in  Kraft. 

Verordnung  T©m  1.  Juni  1901:  Der  in  §  108  erwähnte  durch  administrative 
Verordnung  festzusetzende  Termin  wird  hiermit  auf  den  26.  Oktober  1900  festgesetzt. 


X.  Russie.  Russland. 

Provisorisches  Reglement,  betr.  die  Errichtung  von  Renten, 
die  durch  die  Staatskasse  an  die  durch  Erwerbsunfähigkeit 
betroffenen  Arbeiter  der  staatlichen  Fabriken  und  Bergwerke 

su  zahlen  sind. 

Mit  Allerhöchster  Genehmigung  vom  15./28.  Mai  l!M)l 
am  22.  Juli/4.  August  1!K>1  veröffen flicht. 

Art.  1.  Die  Staatskasse  wird  eine  Rente  an  jeden  in  den  staatlichen  Fabriken 
und  Bergwerken  beschäftigten  Arbeiter  auszahlen,  der  infolge  eines  während  der  Arl>eit 
erlittenen  Unfalles  oder  infolge  einer  sonstigen  durch  die  Arbeit  verursachten  Krank- 
heit (Berufskrankheiten)  erwerbsunfähig  geworden  ist;  im  Todesfalle  wird  die  Staats- 
kasse die  Rente  der  Familie  auszahlen. 

Art.  2.  Entgegen  dieser  Bestimmung  verliert  der  Arbeiter  jedes  Anrecht  auf  eine 
Rente,  wenn  die  im  Art.  3  vorgesehene  Erhebung  den  Nachweis  erbringt,  dass  der  Un- 
fall oder  die  Krankheit  ausschliesslich  durch  bösen  Vorsatz  des  Unfallverletzten  oder 
kranken  Arbeiters  herbeigeführt  wurde;  doch  verbleiben  im  Todesfälle  der  Familie 
die  aus  dem  Art  1  sich  ergebenden  Rechte  unbenommen. 

Art.  3.  Jeder  durch  Arbeit  in  einem  Berg-  oder  Hüttenwerke  verursachte  Fall 
von  Tod,  Unfall  oder  Krankheit  soll  festgestellt  werden:  1.  durch  eine  Erhebung; 
2.  durch  ärztliche  Untersuchung  des  Betroffenen. 

Art.  4.    Durchführung  der  Erhebung.J 

Art.  5.     Aerztliche  Untersuchung.] 

Art.  6.    Inhalt  des  ärztlichen  Zeugnisses.] 

Art.  7.  Neue  ärztliche  Untersuchung  eines  erwerbsunfähig  Befundenen  nach 
Ablauf  von  2  Jahren.] 

Art.  8.  Der  Betrag  der  an  den  Arbeiter  und  die  Mitglieder  seiner  Familie  zur 
Auszahlung  gelangenden  Renten  wird  auf  Grund  des  durchschnittliehen  Jahreslohnes 
des  Betroffenen  berechnet. 

Art.  9.    [Berechnung  des  Durchschnittslohnes:  3-jähriger  Durchschnitt.] 

Art.  10.  Wenn  der  Unfall  oder  die  Krankheit  eine  vollständige  Erwerbsunfähig- 
keit nach  sich  zieht,  soll  die  an  den  Betroffenen  zur  Auszahlung  gelangende  lebens- 
längliche Rente  zwei  Dritteilen  seines  durchschnittlichen  Jahreslohnes  gleichkommen. 
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Art.  11.  Wenn  der  Unfall  oder  die  Krankheit  nicht  eine  vollständige  Erwerbs- 
unfähigkeit in  einer  Fabrik  oder  einem  Bergwerke  nach  sich  zieht,  ßondern  den  Ar- 
beiter lediglich  zwingt,  sich  einer  niedriger  entlohnten  Arbeit  zuzuwenden,  so  soll  die 
Rente  */»  «es  Unterschiedes  zwischen  dem  früheren  und  dem  gegenwärtigen  Lohne  be- 
tragen. Dieser  Grundsatz  ist  auch  auf  Arbeiter  anwendbar,  die  zum  Bezüge  einer 
vollen  Rente  (  Art.  10)  berechtigt  sind  und  mit  einem  niedrigeren  Lohn  wieder  eingestellt 
wurden. 

Art,  12.  Die  im  Art.  11  bezeichneten  Arbeiter,  die  in  einer  Fabrik  oder  einem 
Bergwerke  keine  niedriger  entlohnte  Arbeit  annehmen  wollen,  sollen  bis  zur  Wieder- 
erlangung der  Erwerbsfähigkeit  eine  Rente  beziehen,  deren  Betrag  sich  je  nach  dem  Grade 
ihrer  Erwerbsunfähigkeit  richtet,  in  keinem  Falle  aber  höher  sein  soll  als  die  Hälfte 
der  Rente,  die  ihnen  bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  gewährt  wurde  (Art.  10). 

Art.  13.  Die  Bestimmungen  der  Art  II  und  12  sind  auch  auf  diejenigen  Unfall- 
verletzten oder  kranken  Arbeiter  anwendbar,  die  ursprünglich  als  vollständig  erwerbs- 
unfähig augesehen  wurden,  bei  welchen  alier  eine  wiederholte  ärztliche  Untersuchung 
(Art.  7)  ergab,  das»  sie  imstande  sind,  in  einer  Fabrik  oder  einem  Bergwerke  eine 
niedriger  als  ihre  frühere  entlohnte  Arbeit  zu  leisten. 

Art.  14.  Minderjährige,  dauernd  erwerbsunfähig  gewordene  Arbeiter  beziehen  bis 
zum  Tage  ihrer  Volljährigkeit  eine  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  10  berechnete 
Rente.  Mit  dem  Eintritt  der  Volljährigkeit  erhalten  sie  eine  Rente  in  der  Höhe  von 
* ,  des  durchschnittlichen  Jahreslohnes  eines  erwachsenen  Arbeiters  der  gleichen  Branche. 

Art.  15.  Die  Rente  der  Witwe  oder  die  des  verwitweten  Gatten,  falls  dieser 
infolge  einer  Krankheit,  eine«  Unfalles  oder  Schwächung  nicht  imstande  ist,  seinen 
I/ebensunterhalt  durch  Arbeit  zu  verdienen,  soll  die  Hälfte  der  Summe  betragen,  zu 
deren  Bezüge  der  oder  die  Betroffene  lwreehtigt  war.  Falls  die  Witwe  oder  der 
Witwer  schon  eine  Rente  beziehen,  so  sollen  sie  die  der  beiden  Renten  erhalten, 
deren  Betrag  höher  ist. 

Art.  10.  Die  Rente  der  überlebenden  Kinder  in  dem  im  Art.  22,  Abs.  2  bezeichneten 
Alter,  die  im  gleichen  Haushalte  mit  ihrem  Vater  oder  ihrer  Mutter  leben,  wird  folgen- 
dermaßen festgesetzt: 

bis  zu  zwei  Kindern,  je  li?  der  Rente  des  Vaters  oder  der  Mutter  pr.  Kind; 

für  jedes  weitere  Kind:  die  Hälfte  dieser  Summe. 

Art.  17.  Die  Rente  der  vater-  und  mutterlosen  Waisen  in  dem  im  Art.  22, 
Abs.  2  bezeichneten  Alter,  die  ihre  rentenbezugsberechtigten  Eltern  überleiten,  und 
die  Rente  der  Kinder,  deren  Eltern  das  Recht  zum  Rentenbezuge  verloren  (Art.  21, 
Abs.  2,  5  und  7,  Art.  22,  Abs.  1),  wird  folgendermassen  festgesetzt: 

bis  zu  zwei  Kindern,  je  V»  der  Rente,  zu  deren  Bezüge  der  Vater  oder  die  Mutter 
berechtigt  gewesen  wären,  j>r.  Kind; 

bei  drei  oder  mehr  Kindern :  die  ganze  Rente. 

Wenn  Kinder  ebenso  väterlicher-  als  mütterlicherseits  zum  Rentenbezuge  berechtigt 
sind,  so  soll  die  Rente,  deren  Betrag  höher  ist,  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Art.  18.  Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Art.  17  zum  Rentenbezuge  be- 
rechtigten Waisen,  bei  welchen  eine  ärztliche  Untersuchung  dauernde,  vollständige 
Erwerbsunfähigkeit  als  Folge  einer  Krankheit  oder  eines  konstitutionellen  Fehlers  fest- 
stellt, sollen  diese  Rente  lehenslänglich  beziehen,  vorbehaltlich  der  im  Art.  21  vorge- 
sehenen Fälle. 

Art.  19.   [Rentengowährung,  V«  der  Rente  des  Verunglückten,  an  die  durch  den 
verunglückten  Arbeiter  ganz  erhaltenen,  erwerbsunfähigen  Eltern. J 
Art.  20.    (Beginn  de*  RentengenussosJ. 

Art.  21.  Der  Rentengenuss  erlischt:  1.  durch  Wiedererlangung  von  Arbeit  in 
einem  Berg-  oder  Hüttenwerke  bei  geich  hohem  Lohne  wie  der  frühere;  2.  durch 
Aufnahme  in  ein  Staatsspital;  3.  durch  erfolgten  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und 
Rechte;  4.  durch  mindestens  einjährige  Abwesenheit  nach  der  letzten  Deklaration; 
5.  durch  Eintritt  in  ein  Kloster;  6.  durch  Heilung  der  Krankheit,  die  zum  Renten- 
genuss führte;  7.  durch  den  Tod  des  Bezugsberechtigten. 

Art.  22.  Ausserdem  erlischt  der  Rentengenuss:  1.  für  die  Witwe  und  die  Töchter 
des  Verunglückten,  nach  erfolgter  Verheiratung;  2.  für  die  Kinder,  ohne  Rücksicht 
auf  das  Geschlecht,  sobald  sie  das  IG.  Altersjahr  erreichen,  oder  sobald  sie,  als  Staats- 
stipendiaten, Aufnahme  in  eine  öffentliche  Erziehungsanstalt  finden. 

Art.  23.  Die  Verheiratung  einer  Unfallverletzten  oder  kranken  Arbeiterin  zieht 
nicht  das  Erlöschen  des  Rentengenussesi  nach  sich. 

Art.  24.  [liei  Nichterstattuug  der  Anzeige  oder  Nichterhebung  der  Rente  während 
2  Jahre  Verlust  der  Ansprüche  auf  die  Rente  für  diese  Zeitdauer.] 
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Art.  25.  [Verjährung  bei  Nichterstattung  der  Anzeige  während  10  Jahren  nach 
dem  Unfall  oder  der  Erkrankung,  oder  bei  Nichterhebung  der  Rente  während  der  gleichen 
Zeitdauer.) 

Art.  26.   [Bezug  der  Renten  geisteskranker  Arbeiter  durch  den  Vormund.] 
Art.  27.   [Unpfändbarkeit  der  Rente.] 

Art.  28.  [Nichtverlust  der  Renten  beim  Bezüge  anderer  Unterstützungen  von 
Bruderladen  etc.] 

Art  29.  — Art.  31.   [Geschäftsgang  bei  Rentengesuchen  und  -Gewährung.] 


XI.  Suede.  Schweden. 

Lag  angaende  ersättning  f5r  skada  tili  föjjd  af  olyoksfall  i  arbete. 

Gesetz,  betr.  den  Schadenersatz  für  erlittene  Betriebs- 
unfälle. i^Vom  Parlament  in  der  Sitzung  vom  24.  April  1901,  am  5.  Juli 
1901  von  der  Regierung  promulgiert.) 

iSvensk  Författings-Samling,  1901.  No.  39.) 
(Auszugsweise  wiedergegeben.) 

Art.  1.  Wenn  ein  Arbeiter  durch  einen  Betriebsunfall  betroffen  wird, 
so  ist  der  Unternehmer  in  den  in  den  Art,  2  und  3  dieses  Gesetzes  vor- 
gesehenen Fallen  verpflichtet,  ihm  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
eine  Entschädigung  zu  gowähren.  — ■  Diese  Entschädigung  wird  nicht 
gewahrt,  wenn  der  Verletzte  selbst  den  Unfall  vorsatzlich  oder  durch  grobe 
Fahrlässigkeit  verschuldete,  oder  falls  der  Unfall  vorsätzlich  durch  einen 
Dritten  herbeigeführt  wurde,  der  weder  mit  der  Leitung  noch  mit  der 
Beaufsichtigung  der  Arbeit  betraut  ist.  —  Werkführer  (Vorarbeiter)  werden 
bei  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  Arbeitern  gleichgeachtet. 

Art.  2.  Die  aus  dem  Art.  1  sich  ergebende  Verpflichtung  zur  Zahlung 
einer  Entschädigung  trifft  persönlich  jeden  Unternehmer,  der  berufsmässig 
einen  der  im  Nachfolgenden  angeführten  Industriezweige  botreibt:  1)  den 
Waldbau ,  die  Brettersägerei  und  den  Betrieb  von  Holzlagerplätzen : 
2)  die  Eis-  und  Torfgewinnung:  3i  den  Betrieb  von  Bergwerken,  Stein- 
und  Kalkbrüchen,  die  Fabrikation  von  Ziegelsteinen,  den  Betrieb  von 
Hüttenwerken  oder  überhaupt  irgend  einen  Betrieb,  der  sich  als  Bearbeitung 
oder  Verwertung  einer  mineralischen  Substanz  darstellt  und  nicht  als  ein 
Gebiet  des  Handwerks  angesehen  werden  kann;  4j  den  Fabriksbetrieb; 
5)  den  Schiffsbau,  die  Brennerei,  die  Bierbrauerei,  die  Bäckerei,  die 
Schlachterei,  die  Milchmeierei  und  die  Müllerei,  soweit  sie  in  solcher  Weise 
und  in  solchem  Umfange  ausgeübt  weiden,  dass  sie  einem  Fabriksbetriebe 
gleichgesetzt  werden  können:  ü i  die  Buchdruckerei :  7 )  die  Herstellung  von 
Explosivstoffen:  8)  die  Schornsteintegeroi ;  9)  die  Flösserei:  10)  die  Ver- 
ladung und  Spedition  von  Waren;  Iii  den  Eisen-  und  Strassenbahnbelrieb : 
12)  das  Baugewerbe,  mit  Einschluss  des  Strassenbanes  und  der  Ausführung 
von  hydraulischen  Arbeiten:  13/  die  Ausführung  von  Sprengarbeiten  in 
Bergwerken,  die  Ausführung  von  Erdarbeiten,  von  Pflasterungs-,  Maurer-, 
Zimmerer-  und  Dachdeckerarbeiten:  14)  die  Blitzableiter-,  Gas-  und  Wasser- 
installation, die  Ausführung  von  Kloakenarbeiten:  15)  alle  Arbeiten,  die 
die  Erzeugung,  Leitung  oder  Verteilung  von  elektrischer  Kraft,  und  solche, 
die  den  Betrieb  von  Gas-  und  Wasserwerken  zum  Zwecke  haben.  —  Die 
Verpflichtung  zur  Gewährung  einer  Entschädigung  erstreckt  sich  auf  alle 
während  der  Ausübung  des  Berufes  erlittenen  Unfälle. 

Art.  3.  (Ausdehnung  der  Unfallsontschädigungspflicht  auf  Staats-  und 
Gemeindebetriebe  des  Art.  2.) 
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Art.  4.  Als  Entschädigung  wird,  gemäss  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes,  bezahlt:  1)  wenn  der  Unfall  für  länger  als  die  Bauer  von  60 
Tagen,  vom  Tage  des  Unfalls  an  gerechnet,  eine  wesentliche  Minderung 
der  Erwerbsunfähigkeit  nach  sich  zieht:  eine  Krone  täglich  als  Krauken- 
unterstützung vom  61.  Tage  an  bis  zum  Augenblicke,  wo  der  Unfallverletzte 
die  Arbeitsfähigkeit  wiedererlangt,  oder  wo  ein  Zustand  dauernder,  voll- 
ständiger oder  partieller  Erwerbsunfähigkeit  als  Folge  des  Unfalls  fest- 
gestellt werden  kann,  oder  wo  der  Tod  eintritt  ;  2)  beim  Eintreten  eines 
Zustandes  dauernder  vollständiger  oder  partieller  Erwerbsunfähigkeit: 
300  Kronen  jährlicher  Rente  im  ersten  Falle,  im  zweiten  eine  der 
Verminderung  der  Arbeitsunfähigkeit  entsprechend  niedrigere  Jahresrente, 
mit  dem  61.  Tage  nach  dem  Unfall  oder  mit  dem  Augenblicke  des  Ein- 
trittes der  vollständigen  oder  partiellen  Erwerbsunfähigkeit  beginnend : 
doch  hat  der  Unfallbetroffene  kein  Anrecht  auf  eine  Rente,  wenn  seine 
Arbeitsfähigkeit  infolge  des  Unfalles  sich  nicht  wenigstens  um  er- 
mässigte;  3)  wenn  der  Unfall  im  Laufe  von  2  Jahren  den  Tod  zur  Folge 
hat:  a)  60  Kronen  zur  Deckung  der  Beerdigungskosten;  b)  eine  Jahres- 
rente von  120  Kronen  für  die  Witwe,  falls  die  Ehe  noch  vor  dem  Unfall 
geschlossen  wurde,  mit  dem  Tage  des  Todes  beginnend  und  bis  zur  Wieder- 
verheiratung  der  Witwe  laufend,  und  für  jedes  Kind,  das  vor  dem  Unfall 
oder  nach  dem  Unfall,  doch  aus  einer  noch  vor  dem  Unfall  abgeschlossenen 
Ehe  geboren  wurde,  eine  Jahresrente  von  60  Kronen,  mit  dem  Tage  des 
Todes  beginnend  und  bis  zum  Tage  laufend,  wo  das  Kind  das  15.  Alters- 
jahr erreicht:  wenn  aber  die  Renten  aller  Bezugsberechtigten  die  Summe 
von  300  Kronen  überschreiten  sollten,  soll  die  Gesamtsumme  verhältnis- 
mässig auf  diese  Summe  reduziert  werden. 

Art.  5.  (Vorschriften  zur  Feststellung,  ob  eine  vollständige  oder 
partielle  Erwerbsunfähigkeit  vorliegt,  und  zur  Beurteilung  des  Grades  einer 
partiellen  Erwerbsunfähigkeit.) 

Art.  6.  (Ausschluss  der  im  Auslande  ansässigen  Angehörigen  aus- 
ländischer Arbeiter  vom  Rentengenuss,  vorbehaltlich  spezieller  Reciprocitäts- 
vereinbarungen  mit  anderen  Staaten.  —  Ausschluss  der  Sträflinge  für  die 
Zeitdauer  ihrer  Strafe  vom  Rentengenuss). 

Art.  7.    (Zahlungstermine  der  Unterstützungen  und  Renten.) 

Art.  8.  Wenn  ein  Arbeiter  von  einem  Unfall  betroffen  wurde  und 
in  der  Folge  von  einer  Unterstützungskasse,  die  ganz  oder  zum  grösseren 
Teile  durch  Beiträge  des  Unternehmers  erhalten  wird,  eine  Rente  oder 
eine  andere  Unterstützung  bezieht,  oder  wenn  er  auf  Kosten  des  Unter- 
nehmers gegen  Unfall  vorsichert  war,  und  zwar  in  einer  anderen  Weise 
als  der  im  Art.  10  bezeichneten,  so  sollen  von  der  Beisteuer  zu  den  Be- 
gräbniskosten ,  von  der  Krankheitsuuterstützung  und  von  der  Rente, 
die  der  Unternehmer  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu 
zahlen  verpflichtet  wäre,  die  Geldbewilligungen,  die  zum  gleichen  Zwecke, 
aus  Anlasa  des  Unfalles,  durch  die  Unterstützungskasse  oder  infolge 
der  Versicherung  innerhalb  der  Zeitdauer,  während  welcher  der  Unter- 
nehmer zu  einer  Entschädigung  verpflichtet  wäre,  geleistet  werden,  abge- 
zogen werden.  —  Ein  gleicher  Abzug  kann  auch  dann  stattfinden,  wenn 
eine  Entschädigung  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechts 
oder  infolge  einer  besonderen  Regelung  gezahlt  wird. 

Art.  9.  (Bestimmungen  für  den  Fall  eines  Zusammentreffens  mehrerer 
Entschädigungsberechtigungen.) 
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Art.  10.  (Errichtung  einer  staatlichen  Versicherungsanstalt  fRiksfoer- 
saekrings- Anstalt) :  Uebertragbarkeit  aller  Entschädigungsverpflichtungen 
eines  Unternehmers  auf  diese  Versicherungsanstalt.) 

Art.  11.  (  Verpflichtung  zur  Anzeige  jedes  Unfalls  an  den  Unternehmer 
oder  dessen  Vertreter  und  zur  Zuziehung  ärztlicher  Hilfe.) 

Art.  12.  (Verpflichtung  zur  Anzeige  jedes  Unfalls,  der  irgend  eine 
Entschädigungsverpflichtuug  nach  sich  ziehen  kann,  an  die  Behörde :  der 
Anzeige  soll  ein  arztliches  Zeugnis  beilicgen.  Vorkehrungen  für  den  Fall 
der  Unterlassung.) 

Art.  13.    (Bestimmungen  Uber  Verjährung.) 

Art.  14.    (Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens.) 

Art.  15.  (Schiedsgerichtliche  Entscheidungen  Uber  die  Fragen  der 
Versicherungspflicht  der  Betriebe  und  Uber  das  Vorhandensein  oder  den 
Grad  der  Erwerbsunfähigkeit.) 

Art.  16.  (Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  bei  nachträglichen 
Aenderungen  der  Entschädigungspflichten  infolge  einer  Veränderung  im 
Zustande  des  Unfall  betroffenen.  I 

Art.  17.  (Vorzugsrecht  der  aus  diesem  Gesetze  resultierenden  Ver- 
pflichtungen in  Fällen  von  Konkurs.) 

Art.  18.  (Vorkehrungen  zur  Sicherung  der  aus  diesem  Gesetze 
resultierenden  Verpflichtungen  in  Fällen  von  Zahlungsverweigerung,  von 
Betriebsauflösung,  von  Uebersiedelung  ins  Ausland,  von  Uebergang  des 
Betriebes  in  andere  Hände  oder  von  Liquidation.) 

Art.  10.  (Angabe  über  die  Art  der  Kapitalisierung  der  Renten  in 
den  im  Art.  18  vorgesehenen  Fällen.) 

Art.  20.  (Unübertragbarkeit  und  Unpfändbarkeit  der  Entschädigungs- 
ansprüche.) 

Art.  21.  Besondere  Vereinbarungen  zwischen  den  Unternehmern  und 
den  Arbeitern  Uber  die  Unfallsentschädigung  unterliegen  der  Prüfung  durch 
die  Reichsversicherungsanstalt.  Wenn  solche  Soliderbestimmungen  für  den 
Fall  eines  Unfalles  Kapital  an  Stelle  einer  Rentenauszahlung  stipuliereu, 
so  sind  sie  nur  dann  gütig,  wenn  die  Rente  woniger  als  45  Kronen 
betragen  hätte. 

Art.  22.    (Bussen  bei  Unterlassung  von  Unfallanzeigen.) 

Art.  23.  (Fakultative  Versicherung  für  andere  als  die  gesetzlich 
versicherungspflichtigen  Betriobe. ) 

Art,  24.  Freiwillige  Uniallversicherung  von  Arbeitern  bei  der  staat- 
lichen Versicherungsanstalt,  auch  wenn  sie  nicht  versicherungspflichtig 
sind.) 

Art,  25.  (Die  Einzahlungen  für  die  Versicherung  der  Arbeiter  bei 
der  Reichsversicherungsanstalt  sollen  mit  dem  Betrage  festgesetzt  werden, 
der  in  Anbetracht  der  allgemeinen  Gefährlichkeit  des  Betriebes  und  der 
besonderen  Umstände,  unter  welchen  er  ausgeübt  wird ,  sich  nach  ver- 
sicherungstechnischen Grundsätzen  als  notwendig  zur  Deckung  der  Risken 
erweist.  Die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  der  Versicherungs- 
anstalt trägt  der  Staat.) 

Art,  20.  (Erlass  der  Normalien  zur  Durchführung  der  Unfallversicherung 
und  der  Reichsversicherungsanstalt  im  Verordnungswege.) 

Art.  27.  (Aufhebung  der  Bestimmungen  des  Eisenbahnhaftpflicht- 
gesetzes vom  12.  März  1880,  an  deren  Stelle  die  dieses  Gesetzes  treten.) 

Dieses  Gesetz  wird  nach  Errichtung  der  im  Art,  10  vorgesehenen 
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staatlichen  Versicherungsanstalt  durch  eine  kgl.  Verordnung  in  Kraft 
gesetzt  werden:  es  ist  auf  Unfälle,  die  vor  seiner  Inkrafttretung  sich  er- 
eignen, nicht  anwendbar. 

XII.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Bandesgesetze  und  Verordnungen. 

Bundeegesetz    betreffend    Versicherung    der    Militärpersonen  gegen 

Krankheit  und  Unfall. 

(Vom  28.  Juni  1901.) 

Schweizerisches   Bundeshlatt.    53.  Jahrgang  III.   No.  29.  17.  Juli  1901. 
Vom  Ständerate  beschlossen  am  27.  Juni  1901;  vom  Nationalrate  beschlossen  am 
2S.  Juni  1901 ;  vom  Bundesrate  promulgiert  am  16.  Juli  1901 ;  Ablauf  der  Referendums- 
frist: 15.  Oktober  1901 ;  in  Kraft  getreten  durch  Beschluss  des  Bundesrates  vom  18.  Ok- 
tober 1901  (Bundeshlatt  No.  23,  S.  421)  am  1.  Januar  1902. 
Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
in  Ausführung  des  Art.  18,  Lemma  2  und  des  Art.  34  der  Bundesverfassung 
vom  29.  Mai  1874; 

nach  Einsicht  von  Botschaften  des  Bundesrates  vom  28.  Juni  1898  und  vom 
16.  Juni  1900, 

beschließt: 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Der  Bund  versichert  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen 
die  Militärpersonen  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  Krankheiten  und  Unfällen. 

Für  die  dem  Bund  aus  der  Versicherung  erwachsenden  Kosten  steht  ihm  ein 
Rückgriffsrecht  gegenüber  den  Kantonen  zu,  wenn  der  Dienst  ausschliesslich  im 
kantonalen  oder  lokalen  Interesse  angeordnet  wurde.  Ueber  bezügliche  Anstände 
zwischen  Bund  und  Kantonen  entscheidet  die  Bundesversammlung  endgiltig. 

Art.  2.    Die  Versicherung  gegen  Krankheit  und  Unfall  erstreckt  sich  auf: 

ll  die  im  Militärdienst  stehenden  Wehrmänner  aller  Grade; 

2)  die  mit  Missionen  zu  fremden  Armeen  betrauten  Offiziere; 

;{)  das  Instruktionspersonal; 

4)  die  Divisions-Waffencontroleure,  deren  Stellvertreter  und  Gehilfen; 
!"•)  die  Beamten,   die  Sicherheitswächter   und   die   übrigen  Angestellten  der 
Festungswerke; 

6)  die  Bereiter,  Pferdewächter,  Fahrer  und  Schmiedemeister  und  deren  Gehilfen 
bei  der  Pferderegieanstalt  und  dem  Kavallerieremontendepöt ; 

7)  im  Kriegsfalle  das  Sanitätspersonal  der  schweizerischen  Hilfsgesellschaften , 
welches  organisiert  und  unter  militärische  Befehle  gestellt  ist. 

Art.  :i.  Der  Bund  versichert  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  derjenigen  Un- 
fälle, von  welchen  sie  während  ihrer  dienstlichen  Verrichtungen  betroffen  werden: 

1)  die  Kreiskommandanten  und  die  Sektionschefs  für  die  Zeit  ihres  Dienstes  bei 
den  Rekrutierungen  und  Waffen  i  nspektion  en ; 

2)  die  für  die  Aushebung  und  die  Rekrutierung  vom  Bunde  bestellten  Offiziere, 
pädagogischen  Experten  und  Sekretäre; 

:\)  die  Civil-Offiziersbcdicnten ; 

4)  die  von  einer  Truppe  in  Dienst  genommenen  und  vom  Bunde  besoldeten 
Civilarbeiter. 

Art.  4.  Der  Bund  versichert  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  derjenigen  Un- 
fälle von  welchen  sie  während  der  Üeimngen  getroffen  werden: 

1)  die  der  Armee  angehörigen  Mitglieder  der  freiwilligen  Schiessvereine  und  die 
Mitglieder  der  Schiedskommissionen ; 

2)  die  Teilnehmer  am  militärischen  Vorunterricht; 

3)  die  bei  den  Schiessübungen  der  freiwilligen  Schiessvereine  und  des  militärischen 
Vorunterrichts  als  Zeiger  funktionierenden  Personen. 

Art.  5.  Die  Bundesversammlung  kann  die  Versicherung  nach  Art.  1  auch  auf 
andere  als  die  in  den  Art.  2,  .'{  und  4  vorgesehenen,  im  Dienste  stehenden  Personen 
ausdehnen. 
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Art.  G.  Bei  den  gemäss  Art.  2,  Ziffern  1,  2,  4  und  7,  gegen  Unfälle  und  Krank- 
heiten Versicherten  erstreckt  sich  die  Versicherung: 

a)  auf  Krankheiten  und  Unfälle,  von  welchen  sie  während  der  Dauer  des  Dienstes 
oder  der  dienstlichen  Verrichtungen ; 

b)  auf  Krankheiten  und  Unfälle,  von  denen  sie  beim  Einrücken  in  den  Dienst 
oder  bei  der  Rückkehr  aus  demsell>en  betroffen  werden,  vorausgesetzt,  dass  das  Ein- 
rücken, beziehungsweise  die  Rückkehr,  in  angemessener  Frist  vor  Beginn,  beziehungs- 
weise nach  Schluss,  des  betreffenden  Dienstes  oder  der  dienstlichen  Verrichtung 
erfolgt ; 

c)  auf  Erkrankungen,  welche  eine  Folge  gesundheitsschädlicher  Einwirkungen 
während  der  hiervor  angegebenen  Zeitdauer  sind,  und  innerhalb  drei  Wochen  nach  Ablauf 
dieser  Zeitdauer  durch  einen  patentierten  Arzt  konstatiert  werden. 

Für  die  in  Art.  2,  Ziffern  3,  5  und  ü,  bezeichneten  Versicherten  gilt  als  Dienst- 
dauer die  Zeit  vom  Beginn  ihres  Anstellungsverhältnisscs  bis  zu  dessen  Ablauf. 

Art.  7.  Erkrankungen  und  Unfallfolgeu,  welche  nicht  üinerhalb  drei  Wochen  seit 
Schluss  des  betreffenden  Dienstes  oder  der  dienstlichen  Verrichtung  durch  einen 
patentierten  Arzt  konstatiert  worden  sind,  finden  nur  dann  Berücksichtigung,  wenn 
ihr  ursächlicher  Zusammenhang  mit  dem  Dienste  sicher  oder  sehr  wahrscheinlich  ist 
und  wenn  die  Anzeige  an  den  Oberfeldarzt  spätestens  innerhalb  Jahresfrist  nach  der 
gesundheitsschädlichen  Einwirkung  erfolgt. 

Art.  8.  Derjenige,  welcher  l>ei  Beginn  der  Versicherungsdauer  bereits  krank  ist, 
besitzt  keinen  Anspruch  auf  Leistungen  seitens  der  Militärversicherung. 

Wenn  jedoch  ein  Wehrmann,  welcher  krank  in  den  Dienst  einrückt,  die  Krank- 
heit spätestens  beim  Diensteintritt  anmeldet  und  nicht  sofort  entlassen  wird,  so  besitzt 
er  Anspruch  auf  kostenfreie  Verpflegung  und  Behandlung  (xler  Spitalersatz,  sowie 
während  der  Dauer  des  betreffenden  Dienstes  auf  den  Gradsold. 

Art.  9.  Solange  der  Erkrankte  oder  Verletzte  bei  der  Truppe  behandelt  wird, 
hat  er  keinen  Anspruch  auf  Leistungen  der  Militärversicheruug. 

Art.  10.  Jeder  Versicherte  ist  zur  sofortigen  Anmeldung  einer  ausbrechenden 
Krankheit  und  eines  ihm  zugestossenen  Unfalles  auf  dem  Dienstwege,  sowie  zu  wahr- 
heitsgetreuen und  vollständigen  Angaben  über  seinen  körperlichen  Zustand  gegenüber 
den  Vorgesetzten  verpflichtet,  ansonst  er,  unvorgrei flieh  der  strafrechtlichen  Ahndung, 
der  Leistungen  der  Militärvcrsichcrung  verlustig  geht. 

Die  gleiche  Verpflichtung  für  den  Versicherten  besteht  insbesondere  für  den  Zeit- 
punkt des  Dienstaustrittes. 

Art  11.  Wenn  eine  Krankheit  oder  ein  Unfall  durch  grobe  Fahrlässigkeit,  durch 
ein  Vergehen,  durch  Arglist  des  Versicherten  oder  durch  Zuwiderhandlungen  gegen 
dienstliche  Vorschriften  oder  Befehle  seitens  des  Versicherten  entstanden  sind,  so  kann 
dieser  oder  es  können  seine  Hinterlassenen  ganz  oder  teilweise  der  Ansprüche  an  die 
Kranken-  oder  Unfallversicherung  verlustig  erklärt  werden. 

Von  dieben  Einschränkungen  kann  Umgang  genommen  werden,  wenn  die  Krank- 
heit oder  der  Unfall  die  Folge  des  Verhaltens  des  Versicherten  vor  dem  Feind  ist. 

Art.  12.  Wenn  ein  Versicherter  wider  l>esscres  Wissen  entweder  eine  gar  nicht 
oder  nicht  mehr  bestehende  Krankheit  vorschützt  oder  durch  einen  Unfall  einen 
bleibenden  körperlichen  Nachteil  erlitten  zu  haben  behauptet  welcher  gar  nicht  oder 
in  erheblich  geringem»  Masse  vorhanden  ist,  oder  gar  nicht  durch  den  l>ehaupteten 
Unfall  verursacht  wurde,  so  wird  er,  gleichviel  ob  er  durch  sein  wissentlich  falsches 
Vorbringen  Leistungen  der  Militärversichcrung  erwirkt  oder  nur  zu  erwirken  versucht 
hat,  wegen  Betrugs  oder  Betrugsversuchs  dem  Straf richter  überwiesen.  In  leichtern 
Fällen  findet  diseiplinarische  Bestrafung  statt 

Hat  der  Versicherte  durch  sein  wissentlich  falsches  Vorbringen  Leistungen  oder 
Mehrleistungen  der  Militärversicherung  erwirkt,  so  können  er  und  seine  Erben  ausser- 
dem, jeder  Erl«?  jedoch  nur  bis  auf  den  Betrag  seines  Erbteils,  zur  gänzlichen  oder 
teilweisen  Rückerstattung  des  zu  viel  bezahlten  Betrages  verhalten  werden. 

Art  13.  Stellt  es  sich  heraus,  dass  ein  Versicherter  schon  beim  Beginn  der 
Versicherungsdauer  krank  war,  so  kann  mit  Bezug  auf  eine  solche  Krankheit  jede 
weitere  Leistung  eingestellt  werden.  Im  Fall  arglistigen  Versehweigens  kann  ausserdem 
bereits  Geleistetes,  mit  Ausnahme  des  Sterbegeldes,  von  ihm  und  seinen  Erben,  von 
dem  einzelnen  Erben  jedoch  nur  bis  auf  den  Betrag  seines  Erbteils  zurückgefordert 
werden. 

Die  strafrechtliche  Ahndung  bleibt  vorbehalten. 

Art.  14.  Stellt  es  sich  heraus,  dass  sich  ein  Unfall  zu  einer  Zeit  ereignet  hat 
in  welcher  der  Geschädigte  nicht  versichert  war,  so  wird  mit  Bezug  auf  diesen  Unfall 
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jede  weitere  Leistung  sowohl  gegenüber  dem  Verletzten  als  gegenüber  Beinen  Hinter- 
lassenen eingestellt.  Der  Militärversicherung  steht  überdies  aas  nämliche  Rückforde- 
rungsrecht zu  wie  im  Falle  von  Art.  13. 

Stellt  es  sich  berauh,  dass  der  Nachteil,  für  welchen  die  Militärversicherung  auf- 
gekommen ist,  teilweise  aus  einer  Zeit  ausserhalb  der  Versicherungsdauer  stammt,  oder 
dass  der  Nachteil  bereits  teilweise  durch  eine  von  der  Militärversicherung  bezahlte 
Entschädigung  ausgeglichen  war,  so  wird  für  die  Folgezeit  eine  entsprechende  Kürzung 
der  Leistungen  an  den  Versicherten  und  seine  Hinterlassenen  vorgenommen,  und  es 
kann  im  Falle  der  wissentlichen  Verheimlichung  eine  Rückerstattung  wie  im  Falle 
von  Art.  13  gefordert  werden. 

In  allen  Fällen  dürfen  die  Hinterlassenen  die  bereit«  empfangenen  Pensionen 
behalten. 

Stellt  es  sich  heraus,  dass  der  Nachteil,  für  welchen  die  Militärversicherung  auf- 
gekommen ist,  teilweise  von  einem  Unfälle  oder  einer  Erkrankung  herrührt,  für  welche 
die  MilitärversichcruDg  nicht  aufzukommen  hat  oder  bereits  aufgekommen  ist,  so  kann 
für  die  Folgezeit  eine  entsprechende  Kürzung  der  Leistungen  an  den  Versicherten  und 
seine  Hinterlassenen  vorgenommen  und  im  Falle  der  wissentlichen  Verheimlichung 
eine  Rückerstattung  wie  im  Falle  von  Art.  13  gefordert  werden. 

Die  strafrechtliche  Ahndung  bleibt  überall  vorbehalten. 

Art.  15.  Die  Leistungen  der  Militärversicherung  können  weder  gepfändet,  noch 
mit  Arrest  belegt,  noch  in  den  Konkurs  gezogen,  noch  vor  der  Zahlung  rechtsgültig 
abgetreten,  noch  verpfändet  werden.   Sie  dürfen  keiner  Steuer  unterzogen  werden. 

Das  eidgenössische  Militärdepartement  ist  befugt,  Massnahmen  zu  treffen,  damit 
Spitalersatz  (Art.  21 )  und  Krankengeld  (Art.  23  u.  ff.)  ganz  oder  teilweise  zum  Unter- 
halt des  Kranken  und  derjenigen  Personen,  welche  er  zu  unterhalten  hat,  verwendet 
werden. 

Art.  16.  Gegenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Bezug  auf  die  Krankheit  oder 
den  Unfall  schadenersatzpflichtig  ist,  tritt  die  Militärversicnerung,  bis  auf  die  Höhe 
der  von  ihr  geschuldeten  Leistungen,  kraft  dieses  Gesetzes  in  den  Ersatzanspruch  des 
Versicherten  ein. 

Art.  17.  Der  Kranke  und  dessen  Angehörige  sind  verpflichtet,  dem  Arzte  und 
anderen  Personen,  welche  von  der  Militärversicherung  mit  der  Krankenkontrolle  betraut 
sind  und  sich  darüber  ausweisen,  den  Zutritt  zum  Kranken  zu  gestatten  und  ihnen 
wahre  Angaben  zu  machen. 

Bei  schuldhafter  Verletzung  dieser  Pflicht  oder  Nichtbefolgung  der  ärztlichen 
Anordnungen  können  die  Leistungen  der  Versicherung  für  die  Folgezeit  gauz  oder 
teilweise  entzogen  werden. 

Wer  durch  wissentlich  unwahre  Angaben  über  die  Verhältnisse  des  Versicherten 
oder  in  schuldhafter  Weise  durch  Versäumung  rechtzeitiger  pflichtgemäßer  Anzeige 
den  Versicherten  oder  den  Bund  benachteiligt,  kann  vor  dem  ordentlichen  Richter  auf 
Schadenersatz  belangt  werden.   Die  strafrechtliche  Ahndung  bleibt  vorbehalten. 

Art.  18.  Dem  Oberfeldarzt  ist  über  die  Erkrankungen  und  Unfälle,  für  welche 
die  Leistungen  der  Militärversicherung  in  Anspruch  genommen  werden  können,  Anzeige 
zu  machen  und  zwar: 

a)  während  des  Militärdienstes  durch  die  San itä Lsrapporte; 

b)  in  den  anderen  Fällen  mittelst  sofortiger  direkter  Anzeige.  Der  behandelnde 
Arzt  ist  zu  dieser  Anzeige  verpflichtet;  er  haftet  gegenüber  dem  Versicherten  für  die 
Folgen  der  Unterlassung  rechtzeitiger  Anzeige.  Für  Anzeigen,  welche  nicht  während 
des  Dienstes  gemäss  litt,  a  erfolgen,  haben  die  Aerzte  Anspruch  auf  Entschädigung 
nach  den  vom  Bundesrate  aufzustellenden  Bestimmungen. 

B.  Leistungen  der  Militflrverslcherang. 

I.  Leistungen  für  vorübergehenden  Nachteil. 
Art  19.   Die  Militärversicherung  leistet  dem  vorübergehend  Geschädigten  bis  zu 
dem  Zeitpunkte,  wo  die  Erwerbsfähigkeit  wieder  eintritt,  kostenfreie  Verpflegung  und 
Behandlung  in  dem  durch  die  Militärbehörde  anzuweisenden  Spital  oder  den  Spital- 
ersatz (Art.  21). 

Der  im  Dienste  erkrankte  oder  von  einem  Unfall  betroffene  Wehrmann  erhält 
ausserdem  während  der  Dauer  des  betreffenden  Dienstes  bis  und  mit  dem  Tage  der 
Entlassung  den  Gradsold  und  nach  Ablauf  des  betreffenden  Dienstes  ein  tägliches 
Krankengeld. 

Das  Krankengeld  besteht  für  die  ersten  30  Krankhcitstage  nach  Ablauf  des  be- 
treffenden Dienstes  in  einer  täglichen  festen  Vergütung  von  Fr.  5  für  die  Offiziere, 
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von  Fr.  3  für  Unteroffiziere  und  Soldaten,  und  für  jeden  folgenden  Tag  in  einem  nach 
den  Art.  23—25  festzusetzenden  Betrag. 

Andere  Versicherte  erhalten  für  die  ersten  30  Krankheitstage  eine  Entschädigung, 
welche  vom  Bundesrate  für  die  einzelnen  Kategorien  festgestellt  wird,  und  für  die 
Folgezeit  ebenfalls  das  nach  Art.  23—25  festzusetzende  Krankengeld. 

Der  Anspruch  auf  das  Krankengeld,  beziehungsweise  die  feste  Vergütung  beginnt 
frühestens  mit  dem  Tage  des  Abganges  der  Anzeige  an  den  Oberfeldarzt. 

Erleidet  das  Einkommen  eines  Versicherten  keine  Einbuese  infolge  der  Krank- 
heit oder  des  Unfalles,  so  hat  der  Versicherte  keinen  Anspruch  auf  das  Krankengeld. 

Art.  2<J.  Wenn  die  Erkrankung  keine  Absonderung  erfordert  und  die  Umstände 
eine  zweckmässige  und  für  eine  rasche  Heilung  förderliche  Verpflegung  und  ärztliche 
Behandlung  zu  Hause  erwarten  lassen,  so  kann  vom  Oberfeldarzt  auf  Begehren  statt 
der  Spitalverpflegung  häusliche  Verpflegung  bewilligt  werden. 

Für  häusliche  Verpflegung,  welche  vom  Oberfeldarzt  weder  angeordnet  noch 
bewilligt  wird,  ixt  die  Militärversicherung  zu  einer  Entschädigung  nicht  verpflichtet. 

Art.  21.  Wenn  häusliche  Verpflegung  angeordnet  oder  bewilligt  ist,  leistet  die 
Militärversicherung  statt  der  Spitalverpflegung  einen  Geldersatz  für  Verpflegung»-  und 
Behandlungskosten.  Derselbe  beträgt  pro  Tag  3  Fr.  für  die  Offiziere  und  2,50  Fr. 
für  Unteroffiziere  und  Soldaten;  für  die  anderen  Kategorien  von  Versicherten  wird 
derselbe  durch  den  Bundesrat  festgestellt. 

In  besonderen  Fällen  kann  bei  erheblich  grösseren  Auslagen  des  Versicherten  der 
Spitalersatz  erhöht  werden. 

Der  Anspruch  auf  den  Spitalersatz  hört  auf,  wenn  die  Heilung  so  weit  vorge- 
schritten ist,  das»  der  Versicherte  aus  dem  Spital  entlassen  werden  könnte. 

Art.  22.  Gegenüber  den  Verfügungen  des  Oberfeldarztes  kann  innerhalb  10  Tagen 
seit  der  Mitteilung  Berufung  an  das  eidgenössische  Militärdepartement  und  gegen  dessen 
Entscheid  ebenfalls  innerhalb  10  Tagen  seit  der  Mitteilung  Berufung  an  den  Bundes- 
rat erhoben  werden.    Der  Bundesrat  entscheidet  endgiltig. 

Art.  23.  Als  Grundlage  für  die  Berechnung  des  nach  Ablauf  der  ersten  30  Krank- 
heitstage auszurichtenden  Krankengeldes  dient  der  Tagesverdienst,  für  weichen  folgende 
Klassen  aufgestellt  werden: 

1.  Kkssc  Fr.  — ,—  bis  und  mit  Fr.  3, 
-•  -     3,01  4, 

3.  .,        -     4,01         „      n     «    ;>, — 

4.  5,01   .,  0,— 

5.  6,01   „      „      _  7,50 

Die  oberste  Zahl  jeder  Klasse  gilt  für  die  Berechnung  des  Krankengeldes  glcieh- 
mässig  als  der  Tagesverdienst  sämtlicher  zu  dieser  Klasse  gehörenden  Versicherten. 

Art.  24.  Das  Krankengeld  nach  Ablauf  der  ersten  30  Krank  hei  ts  tage  beträgt 
bei  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  70  Proz.  des  dem  Geschädigten  entgehenden 
Tagesverdienstes  (Art.  23),  für  dessen  Berechnung  die  folgenden  Bestimmungen  mass- 
gebend sind: 

Ist  der  Erwerb  ein  gleichmäßiger,  so  wird  bei  einem  Jahresgehalt  der  drei- 
hundertste, bei  einem  Monatsgehalt  der  fünfundzwanzigste  Teil  als  Tagesverdienst  an- 
genommen. 

Ist  der  Erwerb  nicht  ein  täglich  gleichmässigcr,  so  wird  der  Tagesverdienst  nach 
dem  Durchschnitte  berechnet. 

Regelmässige  Geldzulagen  und  Naturalbezüge  werden  insoweit  mitberechnet,  als 
sie  infolge  der  Krankheit  in  Wegfall  kommen. 

Als  kleinster  Tagesverdienst  gilt  derjenige  der  1.  Klasse  (Art.  23)  für  solche  in 
der  Berufsbildung  begriffene  Pereoncn  (Lehrlinge,  Volontärs,  Studierende  und  Schüler), 
die  einen  Verdienst  unter  3  Fr.  oder  keinen  Verdienst  haben. 

Besteht  der  Erwerb  ausschliesslich  oder  vorwiegend  in  Naturalbezügen,  so  ist 
der  ortsübliche  Geldlohn  für  gleiche  oder  ähnliche  Arbeitsleistungen  massgebend;  doch 
soll  dieser  mindestens  entsprechend  den  Ansätzen  der  2.  Klasse  (Art.  23)  berechnet 
werden. 

Der  Tagesverdienst  kommt  nur  in  Betracht,  soweit  er  7,50  Fr.  nicht  ülnrsteigt. 

Einkommen  aus  Vermögen  oder  anderen  Quellen,  das  durch  die  Schädigung  des 
Versicherten  nicht  geschmälert  wird,  fällt  bei  der  Berechnung  des  Tagesverdienstes 
nicht  in  Betracht. 

Wo  besondere  Gründe  es  rechtfertigen,  kann  das  Krankengeld,  mit  Bewilligung 
des  Bundesrates,  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  erhöht  werden,  und  zwar  im 
Falle  gänzlicher  Hilflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Not  bedarf  bis  auf  100  Proz.  des 
in  Betracht  kommenden  Tagesverdienstes. 
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Art.  25.  Bei  nur  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  wird  das  Krankengeld  ent- 
sprechend gekürzt. 

Dauert  die  gänzliche  oder  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  voraussichtlich  ein  halbes 
Jahr  oder  länger,  so  erhält  der  Versicherte  statt  des  Krankengeldes  eine  für  eine  be- 
stünnite  Zeitdauer  festzusetzende  Pension. 

Art.  2b".  Der  Oberfeldarzt  zieht  bei  dem  behandelnden  Arzte,  bei  dem  Ge- 
schädigten und,  im  Verhinderungsfälle,  bei  den  Angehörigen,  sowie  bei  der  kantonalen 
Militärbehörde  die  nötigen  Erkundigungen  ein  und  legt  dem  eidgenössischen  Militär- 
departement Bericht  und  Antrag  vor. 

Der  Oberfeldarzt  ist  berechtigt,  nach  Gutfindcu  noch  anderweitige  Nachforschungen 
zu  veranstalten. 

Die  zuständigen  kantonalen  Behörden  sind  zu  sofortiger  und  genauer  Auskunft 
über  die  Verdienst-  und  Familienverhältnisse  des  Geschädigten  verpflichtet. 

Dax  eidgenössische  Militärdeparteinent  setzt  das  Krankengeld  fest. 

Gegen  den  Entscheid  kann  von  dem  Geschädigten  oder  seinen  Hinterlassenen 
innerhalb  10  Tagen  seit  der  Mitteilung  Berufung  an  den  Bundesrat  eingelegt  werden. 
Der  Bundesrat  entscheidet  endgiltig. 

Art.  27.  Das  Krankengeld  und  der  Spitalcrsatz  werden  am  Schlüsse  jedes  Krank- 
heitsmonats ausbezahlt.  Im  Falle  des  Notbedarfs  sollen  schon  im  Laufe  des  Monats 
Teilzahlungen  gemacht  werden. 

Die  Art  und  Weise  der  Auszahlung  wird  durch  den  Bundesrat  festgestellt. 

II.  Leistungen  für  dauernden  Nachteil, 
a)  Invalidenpension. 

Art.  2S.  Verursacht  dio  Krankheit  oder  der  Unfall  oineu  dauernden  körperlichen 
Nachteil,  welcher  eine  Beeinträchtigung  der  Erwerlisfähigkeit  des  Geschädigten  oder 
eine  schwere  Beeinträchtigung  der  körperlichen  Integrität  zur  Folge  hat,  so  gewährt 
die  Militärversicherung  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Invaliditätserklärung  durch  die 
zuständige  Behörde  die  gleichen  Leistungen,  wie  sie  in  Art.  l'J  und  ff.  festgesetzt  sind. 

Für  die  Folgezeit  erhält  der  Versicherte  eine  Pension.  Dieselbe  wird  entweder 
als  eine  lebenslängliche  oder  als  eine  zeitlich  begrenzte  festgesetzt.  Im  letzteren  Falle 
findet,  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeitdauer  und  wenn  dann  zumal  der  Nachteil 
noch  vorhanden  ist,  eine  neue  Festsetzung  für  die  nachfolgende  Lebenszeit  oder,  aus- 
nahmsweise, wiederum  nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  statt. 

Art.  2'J.  Die  Pension  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  beträgt  70  Proz.  de?« 
300-fachen  nach  Art.  23  und  2-1  festgestellten  Tagesverdienstes. 

Im  Falle  gänzlicher  Hilflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Notbedarf  kann  die 
Pension  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  bis  auf  den  Gesamtbetrag  des  in  Be- 
tracht kommenden  Jahresverdienstes  erhöht  werden. 

Bei  nur  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit  findet  eine  verhältnismässige  Kürzung  statt. 

Liegt  bloss  eine  Beeinträchtigung  der  körperlichen  Integrität  des  Versicherten 
vor,  so  wird  die  Pension  in  Würdigung  der  Umstände  festgesetzt. 

Art.  30.  Stellt  sich  im  Verlaufe  der  Nachteil  als  erheblich  grösser  oder  als  er- 
heblich geringer  heraus,  als  bei  der  erstmaligen  oder  einer  erneuten  Feststellung  der 
Pension  angenommen  wurde,  oder  ist  der  Nachteil  gänzlich  verschwunden,  so  soll  für 
die  Folgezeit  der  Betrag  der  Pension  erhöht  oder  vermindert  oder  die  Pension  gänz- 
lich autgehoben  werden.  Der  bei  der  erstmaligen  Feststellung  ermittelte  Jahre» verdienst 
bleibt  massgebend. 

Eine  solche  neue  Feststellung  ist  jederzeit  sowohl  mit  Bezug  auf  eine  lebens- 
längliche als  auch  mit  Bezug  auf  eine  zeitlich  begrenzte  Pension  zulässig. 

Treten  unvorhergesehene  Spätfolgen  der  Schädigung  ein,  so  wird  »1er  Oberfeldarzt 
dem  Geschädigten  nötigenfalls  Spitalverpflegung,  bezw.  Spitalersatz  bewilligen.  Die 
Pension  erleidet  dabei  keine  Schmälcrung. 

Art.  31.  Hatte  der  Versichertc  zur  Zeit  der  Erkrankung  oder  des  Unfalles  noch 
nicht  den  normalen  Erwerb  eines  Erwachsenen,  so  ist  für  die  Höhe  der  Pension 
dieser  letztere  massgebend.  Der  anzurechnende  normale  Erwerb  darf  jedoch  den 
normalen  Erwerb  eines  2fj -jährigen  nicht  übersteigen. 

b)  Sterbegeld  und  Hinterlasscnenpension. 

Art.  32.  Stirbt  der  Geschädigte,  so  hören  für  die  Folgezeit  die  in  Art.  11»  ff. 
und  28  ff.  vorgesehenen  Leistungen  auf. 

Stirbt  der  Geschädigte  an  einer  Krankheit  oder  an  einein  Unfall,  für  deren 
Folgen  die  Militärversicherung  aufzukommen  hatte,  so  treten  an  Stelle  dieser  Leistungen  - 
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1.  das  Sterbegeld, 

2.  die  Hinterlas,  enenpension. 

1.  Das  Sterbegeld. 

Art.  33.  Die  Militärversicherung  bezahlt  ein  Sterbegeld  von  40  Fr.,  welches  in 
erster  Linie  für  die  Kosten  der  Bestattung  zu  verwenden  ist. 

Auf  dasselbe  haben  folgende  Verwandte  in  nachstehender  Reihenfolge  je  mit 
Ausschluss  der  Nachfolgenden  Anspruch:  der  hinterlassene  Ehegatte,  die  Kinder,  die 
Eltern,  sowie  diejenigen  Geschwister,  welche  mit  dem  Verstorbenen  in  häuslicher  Ge- 
meinschaft gelebt  haben. 

2.  Die  Hinter lassenen pensionen. 

Art.  34.  Die  Hinterlassenen  erhalten  eine  jährliche  'Pension,  welche  am  Tage 
nach  dem  Totlestag  zu  laufen  beginnt  und  welche  einen  Teil  des  nach  Massgabe  de« 
Art.  29  in  Betracht  kommenden  Jahres  Verdienstes  des  Verstorbenen  beträgt. 

Art.  .35.  Pensionsberechtigt  ist  zunächst  die  Witwe.  Ihre  Pension  beträgt  40  Proz. 
des  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen;  hat  sie  pensionsberechtigte  Kinder  (Art.  36), 
so  beträgt  die  Pension  65  Proz. 

Die  Ehefrau,  welche  zur  Zeit  des  Todes  des  Versicherten  von  diesem  gänzlich 
oder  von  Tisch  und  Bett  geschieden  war,  besitzt  nur  soweit  einen  Pensionsanspruch, 
als  der  Mann  ihr  gegenüber  uuterhaltungspflichtig  ist. 

Im  Falle  der  Wiedcrvereheliehung  erhält  die  Witwe,  unl)e8chadet  ihres  Pensious- 
anspruches  bis  zur  Wiederverehelichung,  den  dreifachen  Betrag  der  Jahrespeusioii  als 
Abfindung. 

Im  übrigen  ist  die  Pension  eine  lebenslängliche. 

Art.  36.  Ist  keine  Witwe  vorhanden  oder  erlischt  ihre  Pensionsberechtigung  aus 
irgend  einem  Grunde,  so  beträgt  die  Pension  für  1  oder  2  Waisenkinder  für  jedes 
25  Proz.,  für  mehr  als  2  Waisenkinder  zusammen  65  Proz.  des  Jahresverdienstes  des 
Verstorbenen. 

Die  Pension  hört  für  jedes  einzelne  Kind  mit  dem  zurückgelegten  18.  Lebensjahre 
auf,  sofern  es  nicht  wegen  Gebrechen  erwerbsunfähig  ist. 

Kinder,  welche  zur  Zeit  der  Erkrankung  oder  des  Unfalles  bereits  rechtskräftig 
adoptiert  oder  legitimiert  waren,  sind  den  ehelichen  glcichzuhalten. 

Ebenso  wird  ein  ausserehelichos  oder  ßrautkinu  gehalten  wie  ein  eheliches  Kind, 
sofern  die  Vaterschaft  des  Verstorbenen  durch  einen  nach  Maßgabe  der  zutreffenden 
Gesetzgebung  erlassenen  Entscheid  oder  durch  eine  glaubwürdige,  schriftliche  An- 
erkennung festgestellt  ist. 

Art.  37.  Sind  weder  eiue  Witwe  noch  Kinder  vorhanden  oder  hört  die  Pensions- 
berechtigung der  Witwe  oder  der  Kinder  auf,  so  erhalten  die  folgenden  Verwandten, 
falls  sie  für  ihren  Lebensunterhalt  im  wesentlichen  auf  den  Verstorbenen  angewiesen 
waren,  eiue  Pension,  und  zwar 

a)  der  Vater  oder  die  Mutter  20  Proz.,  beide  Eltern  zusammen  35  Proz.  des 
Jahresverdienstes  des  Verstorbenen,  je  auf  Lebenszeit; 

b)  einzelne  elternlose  Geschwister  15  Proz.,  mehrere  elternlose  Geschwister  zu- 
sammen 25  Proz.  des  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen,  je  bis  zum  zurückgelegten 
18.  Lebensjahre,  bei  Erwerbsunfähigkeit  bis  TO  Jahre  nach  dem  Geburtsjahr  des  Ver- 
storbenen ; 

c)  ein  Grossvater  und  eine  Grossmutter  15  Proz.,  ein  Grossvater  und  Grossmutter 
zusammen  25  Proz.  des  Jahresverdienstes  des  Verstorbenen,  je  auf  Lebenszeit. 

Dabei  schliessen  die  Eltern  die  Geschwister  und  diese  die  Grosseltern  für  so 
lange  aus,  als  je  die  ersteren  selbst  die  Pension  bezichen. 

Art.  38.  Diejenigen  Hinterlassenen,  welche  im  Zeitpunkt  des  Todes  des  Ver- 
sicherten Ausländer  waren  und  im  Auslande  wohnten,  besitzen  keinen  Anspruch  auf 
eine  Hinterlassenenpension. 

c)  Gemeinsame  Bestimmungen. 

Art.  39.  Der  Bundesrat  ernennt  eine  Pensionskommission  von  7  Mitgliedern. 
Die  Amtsdauer  beträgt  3  Jahre.  Der  Oberfeldarzt  wohnt  den  Sitzungen  der  Pensions- 
kommission mit  beratender  Stimme  bei. 

Die  Pensionskommission  entscheidet  auf  Grund  der  Akteu  und  eines  ihr  vom 
Oberfeldarzt  vorgelegten  Berichtes  und  Antrages   über  die  Gewährung  oder  Ver- 
weigerung, ebenso  über  den  Entzug  und  jede  Aenderung  einer  Pension  und  setzt  die 
Höhe,  den  Beginn  und  das  Ende  der  Pension  fest.   Der  Fall  von  Art.  25,  Ab».  2  ist  • 
inbegriffen. 
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Gegen  die  Entscheidungen  der  Pensionskommission  steht  dem  Versicherten  und 
seinen  Rinterlassenen  innerhalb  einer  Frist  von  30  Tagen  die  Berufung  an  den 
Bundesrat  zu;  ebenso  ist  da«  Militärdepartement  berechtigt,  binnen  der  gleichen  Frist 
die  Entscheide  der  Pensionekommission  an  den  Bundesrat  weiter  zu  ziehen. 

Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Bestimmungen  über  das  Verfahren  der  Pensions- 
kommission und  über  die  Weiterziehung  ihrer  Entscheide,  sowie  über  die  den  Mit- 
gliedern der  Pensionskommission  zukommende  Entschädigung. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Bundesrats  ist  jede  Weiterziehung  ausgeschlossen. 

Art.  40.  Nach  eingetretener  Rechtskraft  des  Entscheides  wird  dem  Bezugsbe- 
rechtigten ein  vom  Vorsteher  des  eidgenössischen  Mililardepartement*  unterzeichneter 
Pensionsschein  ausgestellt.  Derselbe  gilt  als  öffentliche,  von  einer  Bundesbehörde  aus- 
gestellte Urkunde. 

Ausnahmsweise  kann  das  Militärdepartement,  einer  ordentlichen  Sitzung  der 
Pensionskommission  vorgängig,  auf  Antrag  des  Oberfeldarztes,  die  Auszahlung  ange- 
messener Beträge  vorschussweise  anordnen. 

Art.  41.  So  oft  Umstände  eintreten  oder  bekannt  werden,  die  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes  eine  Aenderung  der  Pension  bedingen,  ist  diese  neuerdings  festzusetzen 
und  der  Pensionsschein  entsprechend  abzuändern. 

Art.  42.  Jede  Invaliden-  oder  Hinterlasseuenpcnsion  darf  jederzeit,  auch  gegen 
den  Willen  des  Berechtigten,  durch  die  Pensionskommission  ausgekauft  werden,  wenn 
der  Berechtigte  im  Ausland  wohnt  oder  wenn  die  Pension  weniger  als  100  Fr.  jährlich 
beträgt. 

In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Auskauf  nur  auf  Antrag  des  Berechtigten  und 
nur  ausnahmsweise  zulässig. 

Ein  mit  Zustimmung  des  Berechtigten  ausgekaufter  Pensionsfall  gilt  als  endgiltig 
erledigt.  Dagegen  steht  es  dem  gegen  seinen  Willen  ausgekauften  Pen sious berechtigten 
im  Falle  von  Art.  30,  Abs.  1,  frei,  eine  neue  Festsetzung  zu  verlangen,  worauf,  wenn 
der  Nachteil  sich  als  erheblich  grösser  herausstellt,  entweder  neben  der  Auskaufs- 
summe eine  besondere  Pension  zu  gewähren  oder  die  Auskaufssumme  entsprechend  zu 
erhöhen  ist. 

Art.  43.  Sowohl  für  Invalide  als  für  die  Hinterlasscnen  kann  der  Bundesrat  die 
Pension  bis  auf  den  doppelten  Betrag  erhöhen,  wenn  der  Verwundete  oder  Verstorbene 
sich  im  Interesse  des  Vaterlandes  freiwillig  einer  grossen  Gefahr  ausgesetzt  hatte  und 
dabei  verunglückt  war. 

Art.  44.  Die  Pension  ist  in  Monatsraten  zahlbar.  Jede  Rate  wird  am  ersten 
Tage  des  Kalendermonats  zum  voraus  fällig. 

Beginnt  die  Pensionsberechtigung  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendermonats,  so 
wird  die  auf  den  Monatsrest  entfallende  Rate  am  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  fällig. 

Wenn  nach  dem  ersten  Tage  des  Kalendcrraonats  die  Pensionsberechtigung  aul- 
hört oder  der  Betrag  der  Pension  vermindert  oder  erhöht  wird,  so  findet  für  die  Zeit 
bis  zum  Beginn  des  folgenden  Monats  weder  eine  Rück-  noch  eine  Nachvergütung  statt. 

C.  Aufbringung  der  Mittel  und  Verwaltung. 

Art.  45.  Der  Bund  bestreitet  sämtliche  Kosten  der  Militärversicherung,  vorbe- 
halten Art.  1,  Abs.  2. 

Die  Bundesversammlung  setzt  alljährlich  im  ordentlichen  Voranschlag  die  nötigen 
Kredite  aus: 

a)  für  die  Verwaltung  der  Militärversicherung; 

b)  für  die  Leistungen  für  vorübergehenden  Nachteil; 

c)  für  die  Leistungen  für  bleibenden  Nachteil  nach  dem  Verfahren  der  Kapital  - 
deckung; 

d)  für  die  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  bestehenden  Pensionen. 

Ist  eine  Massenerkrankung,  ein  Massenunfall  oder  ein  Kriegsfall  eingetreten,  so 
steht  es  der  Bundesversammlung  zu,  die  Art  der  Deckung  der  daher  rührenden  Pensions- 
verpflichtungen zu  beschliessen. 

Art.  4b.  Das  eidgenössische  Militärdepartement  verwaltet  die  Militärversicherung 
durch  den  Oberfeldarzt  unter  Mitwirkung  der  erforderlichen  versicherungstechnischen 
Organe  des  Bundes.  Dem  Oberfeldarzte  wird  das  nötige  ärztliche,  Rechnung*-  und 
Kanzleipersonal  beigegeben. 

Der  Bundesrat  erlässt  hierüber  die  erforderlichen  Vollziehungsbestimmungen. 

Art.  47.  Es  soll  eine  Spezialrechnung  über  die  Milifärversieherung  unter  An- 
legung eines  Deckungsfonds  (Art.  45.  Abs.  2,  litt,  c)  und  eines  Sicherheitsfonds  ge- 
führt werden. 
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Der  Sicherheitsfonds  wird  durch  die  Rechnungsüberschüsse  der  Militärversiche- 
rung,  durch  seine  Zinsen,  sowie  durch  allfällige  andere  Zuwendungen  gebildet  und 
geäufnet.  Er  darf  nur  in  den  in  Art.  45,  Abs.  3  bezeichneten  Fäfien  in  Anspruch 
genommen  wertien. 

Ergiebt  die  Jahresrechnung  der  Militarvcrsiehcrung  einen  Fehlbetrag,  so  ist  der- 
selbe durch  einen  besonderen  Nachtragskredit  zu  decken. 

Art.  4a  Die  Bundesversammlung  hat  alljährlich  im  Voranschlag  einen  Posten 
von  wenigstens  500000  Fr.  zur  Aeufnung  des  Invalidenfonds  aufzunehmen. 

Hat  derselbe  den  Betrag  von  50000000  Fr.  erreicht,  so  beechliesst  die  Bundes- 
versammlung darüber,  ob  und  welche  Einlagen  fernerhin  geleistet  werden  sollen. 

Der  Invalidenfonds,  sowie  der  Grenus-Invalidenfonds  und  die  eidgenössische 
Winkelriedstiftung,  die  beiden  letzteren  gemäss  ihren  Stiftungsurkunden,  dürfen  nur 
im  Kriegsfälle  in  Anspruch  genommen  werden. 

I).  Sehluss-  und  Uebersranirsbestimmiuigeii. 

Art.  49.  Bei  Berechnung  der  in  diesem  Gesetze  vorgeseheneu  Fristen  wird  der 
Tag,  von  welchem  an  die  Fri-t  zu  laufen  beginnt,  nicht  mitgezählt. 

Ist  der  letzte  Tag  einer  Frist  ein  Sonntag  oder  ein  staatlich  anerkannter  Feier- 
tag, so  endigt  dieselbe  am  nächstfolgenden  Werktag. 

Eine  Frist  gilt  nur  dann  als  eingehalten,  wenn  die  Handlung  innerhalb  derselben 
vorgenommen  wird.  Schriftliche  Eingaben  müssen  spätestens  am  letzten  Tage  der 
Frist  angelangt  oder  der  schweizerischen  Post  übergeben  sein. 

Art.  50.  Durch  dieses  Bundesgesetz  werden  aufgehoben  alle  mit  demselben  im 
Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  von  Gesetzen  und  Verordnungen  des  Bundes 
und  der  Kantone,  insbesondere: 

1)  das  Bundesgesetz  über  Militärpensionen  und  Entschädigungen  vom  13.  Winter- 
monat 1874; 

2)  die  Vorschriften  betreffend  die  Unfallversicherung  des  Militärs  durch  den  Bund. 
Art.  51.    Der  Bundesrat  ist  beauftragt: 

1)  über  die  Vollziehung  dieses  Gesetzes  die  erforderlichen  Verordnungen  zu 
erlassen ; 

2)  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874  be- 
treffend die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  die  Bekanntmachung  dieses  Ge- 
setzes zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Vollsiehungsverordnung  zum  Bundesgesetze  über  Bau  und  Betrieb 
der  schweizerischen  Nebenbahnen.    (Vom  13.  Mai  1902.) 

Der  schweizerische  Bundesrat,  in  Vollziehung  des  Artikels  3  des 
Bundesgesetzes  über  Bau  und  Betrieb  der  schweizerischen  Nebenbahnen 
vom  21.  Dezember  1899;  auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahn- 
departements, beschliesst : 

Art.  1.  Den  Verwaltungen  der  Nebenbahnen  weiden  hinsichtlich  der 
Durchführung  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Ar- 
beitszeit bei  den  Transportanstalten  vom  27.  Juni  1890  nachstehende  Er- 
leichterungen bewilligt : 

1)  Wenn  die  Beschäftigung  der  Angestellten  nicht  eine  ununter- 
brochene ist,  so  darf  die  Arbeitszeit  auf  13  Stunden  ausgedehnt  werden, 
wobei  indessen  an  drei  aufeinander  folgenden  Tagen  die  gesamte  Arbeits- 
zeit nicht  mehr  als  30  Stunden  betragen  darf. 

2)  Für  das  fahrende  Porsonal  der  Drahtseilbahnen  kann  die  zusammen- 
hängende Ruhepause  auf  9  Stunden  und  demgemäss  die  Dauer  der  Dienst- 
bereitschaft auf  15  Stunden  per  Tag  festgesetzt  werden. 

3)  Für  die  Schrankenwärterinnen  ist  eine  Dienstbereitschaft  von 
16  Stunden,  wenn  Dienstwohnung  in  der  Nähe  der  Posten  angewiesen, 
und  von  15  Stunden  bei  Fehlen  einer  solchen  Wohnung  zulässig,  wenn 
die  Gesamtzahl  der  auf  der  Linie  verkehrenden  Züge  nicht  mehr  als  14 
per  Tag  beträgt  und  die  8-  bezw.  9-stündiire  Ruhe  gewahrt  bleibt. 
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4)  Dio  Ruhezeiten  von  10  und  9  Stunden  dürfen  auf  8  Stunden 
herabgesetzt  werden,  vorausgesetzt,  dass  im  Durchschnitte  von  3  Tagen 
die  10-  bezw.  9-stündige  Ruhe  gewahrt  bleibt.  Dementsprechend  ist  die 
Festsetzung  der  Dauer  der  Dienstbereitschaft  auf  10  Stunden  per  Tag 
statthaft,  wenn  dio  Dienstbereitschaft  im  Durchschnitte  von  3  Tagen  nicht 
über  14  bezw.  15  Stunden  hinausgeht. 

5)  Auf  Posten  von  Wärtern  und  Wärterinnen,  bei  denen  der  Zugs- 
verkehr sich  nicht  über  mehr  als  16  Stunden  eines  Tages  erstreckt,  kann 
an  den  Ruhetagen  der  Posteninhaber  die  Besorgung  des  Dienstes  einem 
einzigen  Abnehmer  übertragen  werden,  sofern  hinsichtlich  Arbeits-  und 
Ruhezeiten  den  Bedingungen  unter  Ziffer  1  und  4  entsprochen  ist,  und 
im  übrigen  die  besonderen  Verhältnisse  bei  den  betreffenden  Posten  nicht 
die  gleichzeitige  Anwesenheit  von  2  Angestellten  erlordern. 

())  Die  1-stündige  Pause  um  die  Mitte  der  Arbeitszeit  darf  in  2  Teilen 
zugeschieden  werden,  sofern  dio  Gestaltung  des  Fahrplanes  die  Gewährung 
einer  1-stündigen  Pause  nicht  gestattet,  und  die  Beistellung  eines  Ablösers 
mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 

7)  Die  dienstfreien  Tage  dürfen  ausnahmsweise,  wenn  Abiuser  von 
anderen  Stationen  horbeigezogon  werden  müssen,  auf  20  Stunden  gekürzt 
werden;  derartige  Kürzungen  sind  aber  jeweilen  durch  entsprechende 
Verlängerung  anderer  oder  Zuweisung  weiterer  dienstfreier  Tage  aus- 
zugleichen. 

X)  Die  zum  voraus  zugeteilten  dienstfreien  Tage  dürfen  in  Abständen 
von  10  Tagen  zugeschieden  werden;  ausnahmsweise  ist  ein  Abstand  von 
15  Tagen  zulässig.  Letzterer  Abstand  ist  in  der  Regel  auch  zu  wahren, 
wenn  aus  zwingenden  Gründen  Verschiebungen  von  fest  zugeteilten  Ruhe- 
tagen vorgekommen  werden  müssen.  Die  weiteren  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  dem  Personale  zukommenden  dienstfreien  Tage  bleiben  zur  Ver- 
fügung, und  es  können  dieselben  nach  den  besonderen  Wünschen  des 
Angestellten  und  den  Bedürfnissen  des  Dienstes  bewilligt  worden,  jedoch 
in  der  Weise,  dass  die  zur  Verfügung  gestellten  Tage  spätestens  innert 

3  Monaten  benützt,  werden  und  dass,  auf  das  ganze  Jahr  berechnet,  die 
im  Gesetze  geforderten  52  Ruhetage  vollständig  zur  Austeilung  gelangen. 

U)  Die  Freisonntage  dürfen  sich  bei  Bahnen  mit  Jahresbetrieb  in 
Abständen  von  4  —  5  Wochen  und  bei  den  Saisonbahnen  in  Abständen 
von  höchstens  <I  Wochen  folgen,  alles  in  der  Meinung,  dass,  von  dem 
unter  Ziffer  10  aufgeführten  Personale  abgesehen,  die  im  Gesetze  ver- 
langten 17  Sonntage  gewährt  werden  müssen. 

Die  im  I.  Nachtrage  zum  Transportreglement  erwähnten  kantonalen 
Feiertage  werden  hinsichtlich  der  Dienst befreiung  den  Sonntagen  gleich- 
gehalten. 

10)  Für  das  fahrende  Personal  der  städtischen  Tramwavs  darf  die 
Zahl  der  sonntäglichen  Ruhetage  auf  12  bis  13  per  Jahr  herabgesetzt 
werden   in    der    Weise,    dass   jedem    Angestellten    durchschnittlieh  auf 

4  Wochen  ein  solcher  dienstfreier  Tag  zukommt;  eine  Schmälerung  der 
im  Gesetze  geforderten  52  dienstfreien  Tage  per  Jahr  darf  aber  dem- 
zufolge nicht  eintreten. 

11)  Die  Verzeichnisse  der  zum  voraus  zuzuteilenden  dienstfreien  Tage 
können  für  ein  Jahr  oder  für  eine  Fahrplanperiode,  bei  den  Saisonbahnen 
auch  für  eine  Betriebssaison  erstellt  werden.  Uober  die  wirkliche  Aus- 
richtung der   in    Reserve   gestellten   dienstfreien   Tage   haben   die  Ver- 
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waltungen  auf  Jahresschi  uss  bezw.  Schluss  der  Betriebssaison  dem  Eisen- 
bahndepartement  gegenüber  sich  auszuweisen. 

12  »  Bleiben  die  Dienst-  und  Ruhezeiten  wahrend  zwei  oder  mehreren 
Fahrplanperioden  dieselben,  so  kann  deren  periodische  Bekanntgabe  an 
das  Eisenbahndepartement  unterbleiben,  und  genügt  beim  Fahrplanwechsel 
eine  Meldung,  dass  keine  Aenderungen  eingetreten  seien. 

Art.  2.  Wenn  weitergehende  Erleichterungen  sich  als  notwendig  er- 
weisen, so  wird  der  Bundesrat  von  Fall  zu  Fall  auf  begründeten  Antrat: 
einer  Verwaltung  die  den  Umstanden  angemessenen  Verfügungen  erlassen. 
Andererseits  behalt  der  Bundesrat  sich  vor,  auf  vorstehende  Zugeständ- 
nisse zurückzukommen,  wenn  besondere  Verhältnisse  solches  als  angezeigt 
erscheinen  lassen. 

Art.  3.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Juni  1902  in  Kraft.  Soweit 
in  derselben  nichts  anderes  gesagt  ist,  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Arbeitsgesetzes  vom  27.  Juni  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  713)  und  dor  zu- 
gehörenden Vollziehungsverordnung  vom  6.  November  1890  (A.  S.  n.  F. 
XI,  716)  auch  für  die  Nebenbahnen  in  Kraft. 

b.  Kantonale  Gesetze. 
Canton  de  Vaud.  Kanton  Waadt. 

Loi  du  2  8  noveinbre  19  01  nur  le  repos  du  dimanche. 

Gesotz  Tom  28.  November  1901,  betr.  die  Sonntagsruhe. 

Dor  Große  Rat  des  Kantons  Waadt  beschließt  auf  Antrag  des  Staats- 
rates : 

I.  Kapitel.    Oeffent  liehe  Ruhetage. 

Art.  1.  Als  öffentliche  Ruhetage  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  : 
a)  der  Sonntag.  Cbarfreitag,  Himmelfahrtstag  und  Weihnachten;  b)  die 
durch  Gesetz  oder  eine  Spezialverordnung  des  Großen  Rates  als  National- 
feste bestimmten  Tage. 

II.  Kapitel.    Ruhe  des  öffentlichen  Gottesdienstes. 

Art.  2.  Alle ,  die  Rulle  des  öffentlichen  Gottesdienstes  störenden 
Handlungen  sind  verboten. 

Insbesondere  sind  in  der  Nähe  und  während  der  Dauer  [des  öffent- 
lichen Gottesdienstes  vorboten  alle  lärmenden  Unterhaltungen,  Trommeln 
und  Musik  und  die  Schützen-  und  Fenerwehrübungen. 

Art.  3.  Als  öffentlicher  Gottesdienst  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt 
überall  der  Hauptgottesdienst  des  Morgens  in  der  Landeskirche. 

Der  Gottesdienst  in  den  sonstigen  gesetzlich  anerkannten  Kirchen 
kann,  auf  Wunsch  der  Lokalbehörde,  gegen  L&rm  geschützt  werden  und 
zwar  zu  den  gleichen  Stunden,  wo  dies  für  den  öffentlichen  Gottesdienst 
der  Fall  ist. 

HI.  Kapitel.    Arbeit  während  der  öffentlichen  Ruhetage. 
I.  In  der  Industrie. 

Art.  4.  Die  gewerblichen  Arbeiten  sind,  soweit  dieses  Verbot  nicht 
bereits  durch  das  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in  Fabriken  ausgesprochen 
ist,  während  der  öffentlichen  Ruhetage  vorboten  und  zwar: 
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A.  Arbeiten  im  Freien:  Erdarbeiten,  Auf-  und  Umgrabungen, 
Bauarbeiten  aller  Art,  Abbrucharbeiten,  die  Auf-  und  Abladung  und  der 
Transport  von  Schutt,  Bau-  und  Brennmaterialien. 

B.  Arbeiten  in  geschlossenen  Räumen:  Alle  Arbeiten 
gerauschvoller  Natur  und  diejenigen  nicht  gerauschvollen  Arbeiten,  bei 
welchen  Angestellte  oder  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Art.  5.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Art.  4  dürfen  während 
der  öffentlichen  Ruhetage  folgende  Arbeiten  ausgeführt  werden. 

A.  Ohne  weitere  Spezialbe  willigung:  1)  Die  Arbeiten  der 
Brot-,  Kuchen-  und  Zuckerbäcker;  doch  soll  die  Arbeitsdauer  von  einer 
Mitternacht  bis  zur  nächstfolgenden  8  Stunden  nicht  übersteigen,  mit  Aus- 
nahme der  Zeit  vom  20.  Dezember  bis  und  mit  2.  Januar.  2)  Die  Ar- 
beiten der  Metzger,  deren  Dauer  durch  Polizeireglement  für  jede  Ortschaft 
besonders  geregelt  werden  soll.  3)  Die  Nahrungsmittelzufuhr  an  die 
Kunden.  4)  Die  Arbeiten  in  den  Coiffeurladeu,  in  photographischen 
Ateliers  und  in  Badeanstalten  und  zwar  bis  zu  der  im  Art.  8  für  das 
Offenhalten  der  Ladengeschäfte  bestimmten  Stunde.  5)  Alle  Arbeiter,  die 
erforderlich  sind,  um  die  durch  irgend  einen  Unfall  herbeigeführten  Stö- 
rungen des  Verkehres  zu  Lande  oder  zu  Wasser  zu  beseitigen. 

B.  Mit  Einwilligung  des  Syndikus:  1)  Die  im  öffentlichen 
Interesse  oder  zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  notwendigen  Land- 
straßen- und  Wasserbauarbeiten.  2)  Arbeiten  rein  privater  Natur  in  Fällen 
ausnahmsweisor,  zureichend  begründeter  Dringlichkeit. 

C.  Mit  Einwilligung  des  Staatsrates:  Arbeiten  in  Berufen, 
die  einen  ununterbrochenen  Betrieb  bedingen. 

II.  In  der  Landwirtschaft. 

Art.  b".  Während  der  öffentlichen  Ruhetage  werden  die  landwirt- 
schaftlichen Arbeiten  unterbrochen.    Ausgenommen  bleiben  : 

a)  Die  Fütterung  und  Pflege  dor  Haustiere  und,  für  die  Gärtner, 
die  zur  Erhaltung  der  Kulturen  unumgänglich  notwendigen  Arbeiten;  b) 
die  in  den  Milchmeiereien  und  Käsereien  unumgänglich  notwendigen  Ar- 
beiten; c)  in  dringlichen  Fällen  der  Schutz  und  das  Einbringen  der  Ernte. 

III.  Im  Handelsgewerbe. 

Art.  7.  Die  Ladengeschäfte  sollen  während  der  öffentlichen  Ruhe- 
tage geschlossen  sein.  Zulässig  sind  lediglich  die  im  nachfolgenden  Ar- 
tikel festgesetzten  Ausnahmen. 

Art.  8.  Die  Ladengeschäfte  dürfen  an  einem  Sonntag  offen  gehalten 
werden,  falls  auf  diesen  Sonntag  der  31.  Dezember  oder  der  Neujahrstag 
fällt. 

Die  Nahrungsmittelhandlungen.  und  zwar  die  Bäckereien,  Kuchen- 
und  Zuckerbäckereien,  Fleisch-  und  Wurstwarengeschäfte,  Spezereihand- 
lungen  und  Milchvorkaufsstelleu  dürfen  im  Sommer  (1.  April  bis  30.  Sep- 
tember) bis  Ü  Uhr  im  Winter  (1.  Oktober  bis  31.  März)  bis  10  Uhr 
morgens  offen  sein. 

Außerdem  dürfen  diese  Geschäfte,  mit  Ausnahme  der  Fleischwaren- 
läden, am  Abend  zu  einer  durch  die  Lokalverwaltung  zu  bestimmenden 
Stunde  wieder  geöffnet  werden. 

Apotheken,  Zeitungskioske  und  Ladengeschäfte,  die  ausschließlich  dem 
Verkaufe  von  Zeitungen,  Naturblumen,  Saisonfrüchten,  Zigarren  und  Tabak 
dienen,  dürfen  den  ganzen  Tag  über  geöffnet  bleiben. 
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Art.  9.  Die  dorn  Detailverkauf  von  Getränken  dienenden  Geschäfte 
sollen  an  öffentlichen  Ruhetagen  bis  1 1  Uhr  vormittags  geschlossen  bleiben ; 
Ausnahmen  hiervon  sind  nur  für  die  Passanten  und  für  das  Frühstück 
der  ständigen  Pensionäre  zulässig. 

Unter  Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmung  sollen  die  Eröffnungs- 
und die  Schlußstunden  dieser  Geschäfte  durch  kommunale  Reglemente  auf 
Grund  des  Gesetzes  betreffend  den  Detailverkauf  von  Getränken  bestimmt 
werden. 

Art.  10.  Das  Ausstellen  von  Waren  zum  Verkaufe,  das  Hausieren 
in  Privathäusern  und  die  Versteigerung  von  Waren  ist  an  den  öffent- 
lichen Ruhetagen  verboten. 

Die  Schaustellung  von  Wuren  und  das  Hausieren  auf  öffentlichen 
Straßen  kann  durch  die  Lokalbehörden  beschränkt  oder  verboten  werden. 

Der  auf  der  Straße  betriebene  Verkauf  von  Backwerk  und  Er- 
frischungen, Naturblumen  und  Früchten,  für  welchen  die  Einwilligung  durch 
die  Lokalpolizei  erteilt  wird,  darf  nicht  vor  1 1  Uhr  morgens  beginnen. 

Art.  11.  Auf  Antrag  der  Mehrheit  der  Kaufleutc  einer  bestimmten 
Handelsbranche  kann  die  Lokalverwaltungsbehörde,  falls  sie  diese  Maß- 
regel als  im  Interesse  der  Ortschaft  liegend  erachtet,  als  Ausnahme  von 
den  Bestimmungen  des  Art.  7  das  Oeffnen  der  Ladengeschäfte  dieser 
Branche  an  den  öffentlichen  Ruhetagen  anordnen  und  die  Zeit,  während 
welcher  sie  offengehalten  werden  dürfen,  bestimmen. 

Diese  Einwilligung  kann  für  die  Dauer  einer  Saison  oder  für  bloß 
einen  Teil  der  Gemeinde  beschränkt  werden. 

Sie  ist  jederzeit  aufhebbar. 

A\is  Anlaß  lokaler  Festlichkeiten  kann  die  Lokalverwaltungsbehörde 
Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  der  Art.  7— J)  zulassen. 

W.  Kapitel.    Ruhezeit  der  Angestellten,  Arbeiter  und 

Lehrlinge. 

Art.  12.  Die  Angestellten  und  Arbeiter  der  gewerblichen  und  Han- 
delsbetriebe, die  den  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  über  die  Arbeit 
in  Fabriken  nicht  unterliegen,  sollen  von  joder  Arbeit  frei  sein : 

a)  in  den  Berufen  mit  ununterbrochenem  Betriebe  jeden  zweiten 
Sonntag ; 

b)  in  den  Wagen-  und  Omnibustransportunternohmungen  jeden  zweiten 
Sonntag,  oder,  als  Ersatz  dafür,  an  einen  Tage  oder  zwei  halben  Tagen 
im  Laufe  zweier  Wochen ; 

c)  im  Gärtnereigewerbe,  in  den  Ladengeschäften,  deren  Offenhalten 
an  öffentlichen  Ruhetagen  gestattet  ist  und  in  den  dem  Detailverkaufe 
von  Getränken  dienenden  Geschäften  jeden  zweiten  Sonntag,  oder  als 
Ersatz  dafür,  einen  Tag  im  Laufe  zweier  Wochen  oder  zwei  halbo  Tage 
innerhalb  des  gleichen  Zeitraumes,  von  welchen  einer  aber  stets  auf  den 
Sonntag  fallen  soll. 

Die  in  Kur-  und  Badeorten  ausgeübten  gewerblichen  und  Handels- 
betriebe können  alljährlich  für  die  Dauer  von  3  Monaten  vom  Staatsrate 
eine  partielle  Befreiung  vom  Gewähren  der  vorstehenden  Ruhetage  erhalten. 

Art.  13.  Die  Ueberwachung  der  den  Angestellten  und  Arbeitern  an 
den  öffentlichen  Ruhetagen  oder  an  deren  Stelle  gewährten  Arbeitspausen 
liegt  der  Verwaltungsbehörde  ob,  welcher  jeder  Unternehmer  vierteljähr- 
lich ein  Verzeichnis  der  von  ihm  gewährten  Ruhetage  einreichen  soll. 
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Art.  14.  Die  Ruhetage  der  Lehrlinge  sind  geregelt  durch  das  Lehr- 
lingsgesetz vom  21.  November  18M6  und  die  darauf  bezüglichen  Verord- 
nungen des  Staatsrates. 

V.  Kapitel.  Strafbestimmungen. 

Art.  15.  Die  Strafkompetenz  für  Uebertretnngen  dieses  Gesetzes 
steht  der  Gemeindebehörde  zu. 

Ausgenommen  sind  die  Uebertretnngen  des  Art.  4,  10,  Abs.  1  und  2 
und  Art.  12,  für  welche  die  Stratkompetenz  dem  Prftfekten  zusteht. 

Art.  16.    [Maximum  der  Busse:  5(X>  Frs.] 

Art.  17.  [Die  durch  die  Gemeindebehörde  verhängte  Buße  fällt  der 
lokalen  Armenkasse,  die  durch  den  Präfekten  verhängte  zur  Hälfte  der 
lokalen  Armenknsse  zur  Hälfte  dem  Kantonsspital  zu.] 

VI.  Kapitel.  Schlußbestimmungen. 

Art.  18.  Mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  werden 
und  bleiben  aufgehoben : 

1)  Das  Gesetz  vom  17.  Januar  1851  ;  2)  alle  diesem  Gesetze  wider- 
sprechenden Bestimmungen. 

Art.  UK  Der  Staatsrat  ist  beauftragt,  dieses  Gesetz  zu  promidgieren 
und  durchzuführen:  das  Gesetz  tritt  am  1.  Mai  1902  in  Kraft. 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen1). 

(1.  Januar  bis  31.  Marz  1901.) 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

[Reich  und  Einzelstaaten]. 

55.  Arbeitsamt  und  Arbeitskammern  (3). 

Baden.  Entwürfe  der  deutschen  Volkspartei  und  der  sozialdemo- 
kratischen Fraktion  des  Landtags  a)  eines  Gesetzes,  die  Errichtung  eines 
Arbeitsamtes  und  einer  Arbeitskammer  betr.,  b)  eines  Wahlgesetzes  für 
die  Arbeitskammer.  Drucks.  No.  50.  Beilage  zum  Protokoll  der  60.  örrentl. 
Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  10.  April  1902. 

50.  Arbeitsstatistik,  Beirat  für  — . 

Reich.  Sitzung  des  Reichstages  vom  7.  Juni  1902.  Wahl  von 
7  Mitgliedern  des  Reichstages  zum  Beirat  für  Arbeiterstatistik.  St..  Pr. 
S.  547(5. 

57.  Fabrik-  und  Gewerbe-Inspektion  (21). 
Alten  bürg;  Coburg.    Weibliche  Hilfskraft  des  Aufsichtsdienstes 
seit  1.  April. 


1)  Die  rechts  Ton  dem  alphabetischen  Schlagwort  angegebenen  Ziffern  weisen  auf  die 
fortlaufenden  Nummern  hin,  unter  welchen  in  den  früheren  Heften  des  „Bulletins"  über 
denselben  Gegenstand  berichtet  worden  ist. 
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58.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben,  Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betr.  — l)  (32). 

Reichstag.  10.  Leg.-Periode,  2.  Session  1901/02.  No.  558.  Dem 
Reichstage  am  10.  April  1902  zugegangen.  Erste  Beratung  des  Entwurfes 
in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  23.  April  1902,  St.  Pr.  S.  4897— 5«  »24, 
und  in  der  Sitzung  vom  24.  April  19<>2,  St.  Pr.  S.  5027—5053.  Ueber- 
weisung  der  Vorlage  an  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern,  Vertagung 
der  Beratung  bis  zum  Herbst  19<>2. 

59.  Kontraktbruch  in  Arbeiterverhaltnissen. 
Preussen.    Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  4.  Juni  1902. 

Vorlesung  der  Interpellation  des  Abg.  v.  Pappenheim-Liebenau,  v.  Mendel  - 
Steinfels  und  Gen. :  „Hat  die  Königl.  Staatsregierung  die  Absicht,  alsbald 
einen  Gesetzesentwurf  einzubringen  gegen  den  Kontraktbruch  in  Arbeits- 
verhältnissen?"   Drucksache  No.  247;  Debatte.    St.  Pr.  S.  5737—5701. 

60.  Seemannsordnung,  Reich  (vergl.  „Bulletin",  S.  70). 
Fortsetzung  der  zweiten  Beratung  der  Seemannsordnung  in  der  Sitzung 

des  Reichstages  vom  15.  April  1902,  St.  Pr.  S.  4802  D— 4820  D,  Sitzung 
vom  16.  April  1902,  St.  Pr.  4822  A— 4849  C,  Sitzung  vom  17.  April  1902, 
St.Pr.  S.  4852  B — 4877  D,  Schluss  der  zweiten  Beratung  in  der  Sitzung 
vom  18.  April  1902,  St.Pr.  S.  4880  B— 4908  B.  Sitzung  des  Reichstages 
vom  19.  April  1902,  Beratung  der  von  der  VI.  Kommissinn  beantragten 
Resolution,  betr.  die  behördliche  Aufsicht  über  Seetüchtigkeit,  Tiefgang, 
Bemannung  und  Verproviantierung  der  Kauffahrteischiffe  (Drucks.  No.  288), 
St.  Pr.  S.  4909  D— 4929  D. 

Zweite  Beratung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  die  Verpflichtung 
der  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  heimzuschaffender  Seeloute,  St.  Pr. 
S.  4930  A-4931  B. 

Zweite  Beratung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  Abänderung  see- 
rechtlicher Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches,  St.  Pr.  S.  4931  C — 1932  B. 

1.  Zusammenstellung  des  Entwurfs  einer  Seemanns  Ordnung  — 
No.  4,  288  und  ad  288  der  Drucksachen  —  mit  den  Beschlüssen  des 
Reichstags  in  zweiter  Beratung.    Drucks.  Nr.  570. 

2.  Zusammenstellung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  heim- 
z nsch  äffender  Seeleute  -  No.  4  und  288a  der  Drucksachen  —  mit 
den  Beschlüssen  des  Reichstages  in  zweiter  Beratung.    Drucks.  No.  577. 

3.  Zusammenstellung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Stellenvermittlung  für  Schiffsleute  —  No.  4  und  288a  der 
Drucksachen  —  mit  den  Beschlüssen  des  Reichstages  in  zweiter  Beratung. 
Drucks.  No.  578. 

4.  Zusammenstellung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  Ab- 
änderung s  e  e  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  r  Vorschriften  des  Handelsgesetz- 
buches —  No.  4  und  288a  der  Drucksachen  mit  den  Beschlüssen  des 
Reichstages  in  zweiter  Beratung.    Drucks.  No.  579. 

5.  Abänderungsan trage  zur  dritten  Beratung  des  Entwurfes  einer 
Seemannsordnung,  der  Abg.  Frese,  Kirsch  u.  Gen.,  No.  592 — 592c.  der 
Abg.  Frese,  Semler  u.  Gen.,  No.  595,  der  Abg.  Albrecht  u.  Gen.,  No.  597. 
der  Abg.  Bargmann,  Eichhoff  u.  Gen.  No.  598,  der  Abg.  Kirsch,  v.  Savigny 
u.  Gen.  No.  600  und  605,  der  Abg.  v.  Savigny  u.  Gen.  No.  (502. 

1)  Wortlaut  des  Entwurfes  v.  „Bulletin",  S.  325. 
Arbciter*chuti.  21 


Digitized  by  Google 


—   324  - 


Reichstagssitzung  vom  25.  April  1902.  Dritte  Beratung  der  Entwürfe 
a)  einer  Seemannsordnung,  b)  eines  Gesetzes,  betr.  die  Verpflichtung  der 
Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  heimzuschaffender  Seeleute,  c)  eines  Ge- 
setzes, betr.  die  Stellenvermittlung  für  Schiffsleute,  und  d)  eines  Gesetzes, 
betr.  Abänderung  seerechtlicher  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches. 
Generaldiskussion,  St.  Pr.  S.  5055  D — 5070  D.  —  Seemannsordnung,  St.  Pr. 
S.  5072  A— 5083  D. 

Reichstagssitzung  vom  26.  April  1902.  Schluss  der  dritten  Beratung 
des  Entwurfes  einer  Seemannsordnung,  St.  Pr.  S.  5086  C — 5109  A.  An- 
genommen. Dritte  Beratung  der  Entwürfe :  a)  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe  etc.,  St.  Pr.  S.  5109  A,  b)  eines 
Gesetzes,  betr.  die  Stellenvermittlung  für  Schiffsleute,  St.  Pr.  S.  5109  B, 
c)  eines  Gesetzes,  betr.  Abänderung  seerechtlicher  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzbuches, St.  Pr.  5109  C. 

Schlussabstimmung  über  sämtliche  Vorlagen  in  der 
Reichstagssitzung  vom  29.  April;  Annahme  der  Seemannsordnung 
und  der  übrigen  Entwürfe. 

Entwurf  einer  Seemannsordnung.  Nach  den  Beschlüssen  des  Reichs- 
tages in  dritter  Beratung.    Drucks.  No.  612. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe 
zur  Mitnahme  heimzuschaffender  Seeleute.  Nach  den  Beschlüssen  des 
Reichstages  in  dritter  Beratung.    Drucks.  No.  612a. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Stellenvermittlung  für  Schiffsleute. 
Nach  den  Beschlüssen  des  Reichstages  in  dritter  Beratung.  Drucks.  No.  612b. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  Abänderung  seerechtlicher  Vorschriften 
des  Handelsgesetzbuches.    Drucks.  612c. 

Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1902  nebst  Nebengesetzen,  veröffentlicht 
im  Reichs-Gesetzblatt,  No.  27,  S.  175  ff.  (Der  Gesetzestext  gelangt  in 
der  nächsten  Nummer  des  „Bulletin"  zum  Abdruck.) 

61.  Unf al  lfttrsorge  für  Gefangene. 

Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Ausführung  des  §  7  Abs.  2  des  Reichs- 
gesetzes, betr.  bie  Unfallfürsorge  für  Gefangene.  Haus  der  Abgeordneten 
19.  Leg.-Periode,  IV.  Session  1902,  Drucks.  No.  182. 

Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  1.  Mai  1902.  Erste  Be- 
ratung.   Ueberweisung  an  eine  Kommission.    St.  Pr.  S.  506.  507. 

Bericht  der  XVIII.  Kommission  zur  Vorberatung  des  Gesetzentwurfes 
zur  Ausführung  des  §  7  Abs.  2  des  Reichsgesetzes,  betr.  die  Unfall- 
fürsorge für  Gefangene.    Drucks.  No.  182. 

Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  5.  Juni  1902.  Zweite 
Beratung  des  Gesetzentwurfes  etc.,  Zurückweisung  an  die  Kommission, 
St.  Pr.  S.  6790—580).  Zweiter  Bericht  der  XVIII.  Kommission,  Drucks. 
No.  285. 

Antrag,  des  Abg.  v.  Savignv  zur  zweiten  Beratung  No.  298. 

Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  12.  Juni  1902.  Zweite 
Beratung.  St.  Pr.  S.  6204  —  6219.  Zusammenstellung  des  Gesetzentwurfes 
mit  dem  vom  Hause  der  Abgeordneten  in  der  zweiten  Beratung  gefassten 
Beschlüsse.    Drucks.  No.  299. 

Antrag  des  Abg.  v.  Negelein,  Frhr.  v.  Zedlitz  und  Neukirch,  v.  Sa- 
vigny und  Ruhr  zur  dritten  Beratung  des  Gesetzentwurfes.  Drucks. 
No.  308.  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  14.  Juni  1901, 
dritte  Beratung  und  Annahme  des  Gesetzentwurfes,  St.  Pr.  S.  6359 — 63(51. 
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C2.  Vereins-  und  Versammlungsrecht  (51). 

Preussen.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  24.  April.  (Frauen 
dürfen  in  einem  abgesonderten  Teil  des  Raumes  den  Versammlungen 
politischer  Vereine  beiwohnen.) 

Sachsen.  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  30.  April.  (Ausschluss 
der  Minderjährigen  von  politischen  Versammlungen,  polizeiliche  Ueber- 
wachung  von  Vorsammlungen.) 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerb- 
lichen Betrieben. 

I.  Einleitende  Bestimmungen. 

§  1.  Auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Betrieben,  welche  als 
gewerbliche  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  anzusehen  sind,  finden  neben 
den  bestehenden,  reichsgesetzlichen  Vorschriften  die  folgenden  Bestimmungen 
Anwendung,  und  zwar  auf  die  Beschäftigung  fremder  Kinder  die  §§  4 
bis  11,  auf  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  die  §§  12  — 16. 

§  2.  Kinder  im  Sinne  dieses  Gesetzes.  Als  Kinder  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  Knaben  und  Mädchen  unter  13  Jahren,  sowie 
solche  Knaben  und  Mädchen  über  13  Jahre,  welche  noch  zum  Besuche 
der  Volksschule  verpflichtet  sind. 

§  3.  Eigene,  fremde  Kinder.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten 
als  eigene  Kinder :  1)  Kinder,  die  mit  demjenigen,  welcher  sie  beschäftigt, 
oder  mit  dessen  Ehegatten  bis  zum  dritten  Grade  verwandt  sind,  2)  Kinder, 
die  von  demjenigen,  welcher  sie  beschäftigt,  oder  dessen  Ehegatten  an 
Kindesstatt  angenommen  oder  bevormundet  sind,  3)  Kinder,  die  dem- 
jenigen, welcher  sie  beschäftigt,  zur  gesetzlichen  Zwangserziehung  tiber- 
wiesen sind,  sofern  die  Kinder  zu  dem  Hausstande  desjenigen  gehören, 
welcher  sie  beschäftigt.  —  Kinder,  welche  hiernach  nicht  als  eigene 
Kinder  anzusehen  sind,  gelten  als  fremde  Kinder.  —  Die  Vorschriften 
über  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  gelten  auch  für  die  Beschäftigung 
von  Kindern,  welche  in  der  Wohnung  oder  Werkstätte  einer  Person,  zu 
der  sie  in  einem  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Verhältnisse  stehen  und  zu 
deren  Hausstande  sie  gehören,  für  Dritte  beschäftigt  werden. 

II.  Beschäftigung  fremder  Kinder. 

$  4.  Verbotene  Beschäftigungsarten.  Bei  Bauten  aller 
Art,  im  Betriebe  derjenigen  Ziegeleien  und  über  Tage  betriebenen  Brüche 
und  Gruben,  auf  welche  die  Bestimmungen  der  §§  134 — 139b  der 
Gewerbeordnung  keine  Anwendung  finden,  und  der  in  dem  anliegenden 
Verzeichniss  aufgeführten  Werkstätten,  sowie  beim  Steinklopfen  dürfen 
Kinder  nicht  beschäftigt  werden.  —  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  das 
Verzeichnis  abzuändern.  Die  beschlossenen  Abänderungen  sind  durch 
das  Reichsgesetzblatt  zu  veröffentlichen  und  dem  Reichstage  sofort  oder, 
wenn  derselbe  nicht  versammelt  ist.  bei  seinem  nächsten  Zusammentritte 
zur  Kenntnisnahme  vorzulegen. 

$  5.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Werkstätten, 
im  Handelsgewerbe  und  in  Vorkehrsgewerben.  Im  Betriebe 
von  Werkstätten  (4j  17),  in  denen  die  Beschäftigung  von  Kindern  nicht 
nach  ij  4  'verboten  ist.  in»  Handelsgewerbe  i.'g  105b  Abs.  2,  3  der  Ge- 
werbeordnung) und  in  Verkohrsgewerb«n  f'ij  105i  Abs.  1  a.  a.  0.)  dürfen 
Kinder  unter  12  Jahren  nicht  beschäftigt  werden.   —  Die  Beschäftigung 
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von  Kindern  über  12  Jahre  darf  nicht  in  der  Zeit  zwischen  8  Uhr  abend« 
und  8  Uhr  morgens  und  nicht  vor  dem  Vormittagsunterricht  stattfinden. 
Sie  darf  nicht  langer  als  3  Stunden  und  wählend  der  von  der  zuständigen 
Behörde  bestimmten  Schulferien  nicht  länger  als  4  Stunden  täglich  dauern. 

§  (J.  Beschäftigung  bei  öffentlichen  theatralischen 
Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen  Schaustellungen. 
Bei  öffentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen 
Schaustellungen  dürfen  Kinder  unter  12  Jahren  nicht  beschäftigt  werden. 
—  Auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  über  12  Jahre  finden  die  Be- 
stimmungen dos  ij  5  Abs.  2  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  die  Be- 
schäftigung bis  i>  Uhr  abends  dauern  darf.  —  Bei  solchen  Vorstellungen 
und  Schaustellungen,  bei  denen  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder 
Wissenschaft  obwaltet,  kann  die  untere  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen 
zulassen. 

§  7.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Gast-  und  von 
Schankwirt schaften.  Im  Betriebe  von  Gast-  und  von  Schankwirt- 
schaften dürfen  Kinder  unter  12  Jahren  Uberhaupt  nicht  und  Mädchen 
(§  2)  nicht  bei  der  Bedienung  der  Gäste  beschäftigt  werden.  Im  übrigen 
finden  auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  Uber  12  Jahre  die  Bestimmungen 
des  §  5  Abs.  2  Anwendung. 

§  8.  Beschäftigung  beim  Austragen  von  Waren  und 
bei  sonstigen  Botengängen.  Für  die  Beschäftigung  von  Kindern 
beim  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengängen  in  den  in  §ij  4 
bis  7  bezeichneten  und  in  anderen  gewerblichen  Betrieben  gelten  folgende 
besondere  Bestimmungen:  1)  Kinder  unter  10  Jahren  dürfen  nicht  beschäftigt 
werden.  2)  Auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  über  lo  Jahre  linden 
die  Bestimmungen  des  §  4  Abs.  2  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass 
die  Beschäftigung  von  Kindern  über  12  Jahre  auch  ausserhalb  der  Schul- 
ferien bis  zu  4  Stunden  täglich  dauern  darf.  —  Für  die  ersten  5  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  kann  die  untere  Verwaltungs- 
behörde für  ihren  Bezirk  oder  Teile  desselbon  allgemein  oder  für  einzelne 
Gewerbszweige  gestatten,  dass  die  Beschäftigung  von  Kindern  über  12  Jahre 
bereits  von  u'1!,  Uhr  morgens  an  und  vor  dem  Vormittagsunterrichte 
stattfindet;  jedoch  darf  sie  vor  dein  Vormittagsunterrichte  nicht  länger 
als  1  Stunde  dauern. 

§  9.  Sonntagsruhe.  An  Sonn-  und  Festtagen  (§  105a  Abs.  2 
der  Gewerbeordnung)  dürfen  Kinder,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in 
Abs.  2,  3.  nicht  beschäftigt  werden.  ■ —  Für  die  Verkehrsgewerbe,  die 
öffentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  sonstigen  öffentlichen  Schau- 
stellungen, sowie  die  Gast-  und  die  Schankwirtschaften  bewendet  es  auch 
an  Sonn-  und  Festtagen  bei  den  Bestimmungen  der  5—7.  Für 
das  Austragen  von  Waren,  sowie  für  sonstige  Botengänge  bewendet  es 
bei  den  Bestimmungen  des  §  8.  Jedoch  darf  an  Sonn-  und  Festtagen 
die  Beschäftigung  die  Dauer  von  2  Stunden  nicht  überschreiten  und  sich 
nicht  über  1  Uhr  nachmittags  erstrecken ;  auch  darf  sie  nicht  in  der 
letzten  halben  Stunde  vor  Beginn  dos  Hauptgottesdienstes  und  nicht 
während  desselben  stattfinden. 

§  10.  Anzeige.  Sollen  Kinder  beschäftigt  weiden,  so  hat  der 
Arbeitgeber  vor  dem  Beginne  der  Beschäftigung  der  Ortspolizeibehörde 
eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen.  In  der  Anzeige  sind  die  Betriebs- 
stätte des  Arbeitgebers,  sowio  die  Art  des  Betriebes  anzugeben.   —  Die 
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Bestimmung  des  Abs.  1  findet  keine  Anwendung  auf  eine  bloss  gelegent- 
liche Beschäftigung  mit  einzelnen  Dienstleistungen. 

§  11.  Arbeitskarte.  Die  Beschäftigung  eines  Kindes  ist  nicht 
gestattet,  wenn  dem  Arbeitgeber  nicht  zuvor  für  dasselbe  eine  Arbeitskarte 
eingehändigt  ist.  —  Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  eine 
bloss  gelegentliche  Beschäftigung  mit  einzelnen  Dienstleistungen.  —  Die 
Arbeitskarten  werden  auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  gesetzlichen 
Vertreters  durch  die  Ortspolizeibehörde  desjenigen  Ortes,  an  welchem  das 
Kind  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthaltsort  gehabt  hat  ,  kosten-  und 
stempelfrei  ausgestellt  ;  ist  die  Erklärung  des  gesetzlichen  Vertreters  nicht 
zu  beschaffen,  so  kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustimmung  ergänzen. 
Die  Karten  haben  den  Namen,  Tag  und  Jahr  der  Geburt  des  Kindes 
sowie  den  Namen,  Stand  und  letzten  Wohnort  des  gesetzlichen  Vertreters 
zu  enthalten.  —  Der  Arbeitgeber  hat  die  Arbeitskarte  zu  verwahren,  auf 
amtliches  Verlangen  vorzulegen  und  nach  rechtmässiger  Lösung  des 
Arbeitsverhältnisses  dem  gesetzlichen  Vertreter  wieder  auszuhändigen. 
Ist  die  Wohnung  des  gesetzlichen  Vertreters  nicht  zu  ermitteln,  so  erfolgt 
die  Aushändigung  der  Arbeitskarte  an  die  im  Abs.  2  bezeichnete  Orts- 
polizeibehörde. —  Die  Bestimmungen  des  §  4  des  Gewerbegerichtsgesetzos 
vom  29.  September  1901  (Reichs-Gesetzbl.  S.  353)  über  die  Zuständigkeit 
der  Gewerbegerichte  für  Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Arbeitsbücher  finden 
entsprechende  Anwendung. 

III.  Beschäftigung  eigener  Kinder. 

§  12.  Verbotene  Beschäftigungsarten.  In  Betrieben,  in 
denen  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  4  fremde  Kinder  nicht  beschäftigt 
werden  dürfen,  sowie  in  Werkstätten,  in  welchen  durch  elementare  Kraft 
(Dampf,  Wind,  Wasser,  Gas,  Luft,  Elektrizität  u.  s.  w.)  bewegte  Trieb- 
werke nicht  bloss  vorübergehend  zur  Verwendung  kommen,  ist  auch  die 
Beschäftigung  eigener  Kinder  untersagt. 

§  13.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Werkstätten,  im 
Handelsgewerbe  und  in  Verkehrsgewerben.  Im  Betriebe  von 
Werkstätten,  in  denen  die  Beschäftigung  von  Kindern  nicht  nach  §  12 
verboten  ist,  im  Handelsgewerbe  und  in  Verkehrsgewerben  dürfen  eigene 
Kinder  unter  1<>  Jahren  überhaupt  nicht,  eigene  Kinder  über  10  Jahre 
nicht  in  der  Zeit  zwischen  8  Uhr  abends  und  8  Uhr  morgens  beschäftigt 
werden.  —  Eigene  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  in  der  Wohnung  oder 
Werkstätte  einer  Person,  zu  der  sie  in  einem  der  im  §  3  Abs.  1  be- 
zeichneten Verhältnisse  stehen,  für  Dritte  nicht  beschäftigt  werden.  — 
An  Sonn-  und  Festtagen  dürfen  auch  eigene  Kinder  im  Betriebe  von 
Werkstätten  und  im  Handelsgewerbe  nicht  beschäftigt  werden.  —  Der 
Bundesrat  ist  ermächtigt,  für  die  eisten  5  Ja  hie  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  für  einzelne  Arten  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Werk- 
stätten Ausnahmen  von  den  daselbst  vorgesehenen  Bestimmungen  zuzu- 
lassen. Nach  Ablauf  dieser  Zeit  kann  der  Bundesrat  für  einzelne  Arten 
dieser  Werkstätten  allgemoin  oder  für  einzelne  Bezirke  Ausnahmen  von 
dem  Verbote  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  10  Jahren  zulassen, 
sofern  die  Kinder  mit  besonders  leichten  und  ihrem  Alter  angemessenen 
Arbeiten  beschäftigt  werden;  die  Beschäftigung  darf  nicht  in  der  Zeit 
zwischen  8  Uhr  abends  und  8  Uhr  morgens  stattfinden. 

§14.  Beschäftigung  bei  öffentlichen  theatralischen 
Vorstellungen  und  anderen   öffentlichen  Schaustellungen. 
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Auf  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  bei  öffentlichen  theatralischen  Vor- 
stellungen und  anderen  öffentlichen  Schaustellungen  finden  die  Bestim- 
mungen des  §  6  Anwendung. 

§  15.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Gast-  und  von 
Schankwirtschaften.  Die  Beschäftigung  eigener  Kinder  im  Betriebe 
von  Gast-  und  von  Schankwirtschaften  ist  gestattet.  —  Durch  Polizei- 
verordnungen der  zum  Erlasse  solcher  berechtigten  Behörden  kann  die 
Beschäftigung  beschränkt  werden.  Auch  kann  die  Beschäftigung  von 
Knaben  unter  12  Jahren  und  die  Beschäftigung  von  Mädchen  (§  2)  bei 
der  Bedienung  der  Gäste  verboten  werden. 

§  16.  Beschäftigung  beim  Austragen  von  Waren  und 
sonstigen  Botengängen.  Auf  die  Beschäftigung  beim  Austragen 
von  Zeitungen,  Milch  und  Backwaren  finden  die  Bestimmungen  im  §  8, 
§  9  Abs.  3  dann  Anwendung,  wenn  dio  Kinder  für  Dritte  beschäftigt 
werden.  —  Im  übrigen  ist  die  Beschäftigung  von  eigenen  Kindern  beim 
Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengängen  gestattet.  Durch 
Polizeiverordnungen  der  zum  Erlasse  solcher  berechtigten  Behörden  kann 
die  Beschäftigung  beschränkt  werden. 

IV.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

§  17.  Werkstätten  im  Sinne  dieses  Gesetzes.  Als  Werk- 
stätten gelten  neben  den  Werkstätten  im  Sinne  des  §  105b  Abs.  1  der 
Gewerbeordnung  auch  Räume,  die  zum  Schlafen,  WTohnen  oder  Kochen 
dienen,  wenn  darin  gewerbliche  Arbeit  verrichtet  wird,  sowie  im  Freien 
gelegene  gewerbliche  Arbeitsstellen. 

§  18.  Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Zeit.  Beträgt 
der  Unterschied  zwischen  der  gesetzlichen  Zeit  xind  der  Ortszeit  mehr  als 
eine  Vietelstunde,  so  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  bezüglich  der 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Bestimmungen  über  Anfang  und  Ende  der 
zulässigen  Arbeitszeit  für  ihren  Bezirk  oder  einzelne  Teile  desselben  Ab- 
weichungen von  der  Vorschrift  über  die  gesetzliche  Zeit  in  Deutschland 
(Gesetz  vom  12.  März  1803,  Roichsgesetzbl.  S.  93)  zulassen.  Die  Ab- 
weichungen dürfen  nicht  mehr  als  eine  halbe  Stunde  betragen.  Die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  zulässige  Datier  der  Beschäftigung  bleiben 
unberührt. 

tj  1!).  Besondere  polizeiliche  Befugnisse.  Die  zuständigen 
Polizeibehörden  sind  befugt,  zur  Beseitigung  erheblicher,  die  Sittlichkeit 
gefährdender  Missstände  im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne  Gast-  und 
Schankwirtschaften  und  für  einzelne  Unternehmer  öffentlicher  theatralischer 
Vorstellungen  und  anderer  öffentlicher  Schaustelhingen  die  Beschäftigung 
von  Kindern  weiter  einzuschränken  oder  zu  untersagen. 

§  20.  Aufsicht.  Inwieweit  auf  die  Aufsicht  über  die  Ausführung 
dieses  Gesetzes  die  Bestimmungen  des  $  130b  der  Gewerbeordnung  An- 
wendung finden,  bestimmt  der  Bundesrat. 

ij  21.  Zuständige  Behörden.  Welche  Behörden  in  jedem 
Bundesstaat  unter  der  Bezeichnung:  höhere  Verwaltungsbehörde,  untere 
Verwaltungsbehörde.  Gemeindebehörde,  Polizeibehörde,  Ortspolizeibehörde 
zu  verstehen  sind,  wird  von  der  Contralbehörde  dos  Bundesstaats  bekannt 
gemacht, 

V.  Straf  best  immun  gen. 

§  22.    Mit  Geldstrafe  bis  zu  2<hk)  Mark  wird  bestraft,  wer  den  4 
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bis  8  zuwiderhandelt.  —  Der  §  75  des  Gerichtsvorfassungsgesetzes  findet 
Anwendung. 

§  23.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Mark  wird  bestraft  :  1)  wer  dem 
§  9  zuwider  Kindern  an  Sonn-  und  Festtagen  Beschäftigung  giebt ;  2 1  wer 
den  12  bis  14,  §  16  Abs.  1  zxrwiderhandelt ;  3)  wer  den  auf  Grund 
des  §  19  endgiltig  ergangenen  Verfügungen  oder  den  auf  Grund  des  §  15 
Abs.  2,  §  16  Abs.  2  erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt. 

§  24.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  30  Mark  werden  Arbeitgeber  bestraft, 
welche  es  unterlassen,  den  durch  §  10  für  sie  begründeten  Verpflichtungen 
nachzukommen. 

§  25.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Mark  wird  bestraft  :  1)  wer  entgegen 
der  Bestimmung  des  §  1 1  Abs.  1  ein  Kind  in  Beschäftigung  nimmt  oder 
behält ;  2)  wer  der  Bestimmung  des  §  1 1  Abs.  3  in  Ansehung  der  Arbeits- 
karten zuwiderhandelt. 

§  26.  Die  Strafverfolgung  der  im  §  23  bezeichneten  Vergehen  verjährt 
binnen  3  Monaten. 

§  27.  Die  Bestimmungen  des  §  151  der  Gewerbeordnung  finden 
Anwendung. 

VI.  S  c  h  1  u  s  s  b  e  s  t  i  ni  m  u  n  g  e  n . 

§  28.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  stehen  weitergehenden  landes- 
rechtlichen Beschränkungen  der  Beschäftigung  von  Kindern  in  gewerblichen 
Betrieben  nicht  entgegen. 

§  29.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1903  in  Kraft. 

Anlage. 

Verzeichnis  derjenigen  Werkstätten,  in  deren  Betriebe, 
abgesehen  vom  Austragen  von  Waren  und  von  sonstigen 
Botengängen,  Kinder  nicht  beschäftigt  werden  dürfen. 

Werkstätten  zur  Anfertigung  von  Schieferwaren,  Schiefertafeln  und 
Griffeln,  mit  Ausnahme  von  Werkstätten,  in  denen  lediglich  das  Färben, 
Bemalen  und  Bekleben  sowie  die  Verpackung  von  Griffeln  und  das  Färben, 
Liniieren  und  Einrahmen  von  Schiefertafeln  erfolgt.  —  Werkstätten  der 
Steinmetzen,  Steinhauer.  —  Werkstätten  der  Steinbohrer,  -Schleifer  oder 
-polierer.  —  Kalkbrennereien.  —  Werkstätten  der  Töpfer.  —  Werkstätten 
der  Glasbläser,  -ätzer,  -Schleifer  oder  -mattierer,  mit  Ausnahme  der  Werk- 
stätten der  Glasbläser,  in  denen  ausschliesslich  vor  der  Lampe  geblasen 
wird.  —  Spiegel  belegereien.  —  Werkstätten,  in  denen  Gegenstände  auf 
galvanischem  Wege  durch  Vergolden,  Versilbern,  Vernickeln  und  dergleichen 
mit  Metallüberzügen  versehen  werden  oder  in  denen  Gegenstände  auf 
galvanoplastischem  Wege  hergestellt  werden.  —  Werkstätten,  in  denen 
Blei-  oder  Zinkspielwaren  bemalt  werden.  —  Blei-,  Zink-,  Zinn-,  Rot-  und 
Gelbgiessereien  und  sonstige  Metallgießereien.  —  Werkstätten  der  Gürtler 
und  Bronzeure.  —  Werkstätten,  in  denen  Blei,  Kupfer,  Zink  oder  Legierungen 
dieser  Metalle  bearbeitet  oder  verarbeitet  werden.  —  Metallschleifereien  und 
-polierereien.  —  Feilenhauereion.  —  Harnischmachereien,  Bleianknüpfereien. 

—  Werkstätten,  in  denen  Quecksilber  zur  Herstellung  von  Thermometern 
oder  Barometern  verwandt  wird.  —  Werkstätten  zur  Herstellung  von 
Explosivstoffen,  Feuerwerkskörpern ,  Zündhölzern  und  sonstigen  Zündwaren. 

—  Abdeckereien.  —  Werkstatten,  in  denen  Gespinnste,  Gewebe  und  der- 
gleichen mittelst  chemischer  Agentien  gebleicht  werden.  —  Färbereien.  — 
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Lumpensortierereien.  —  Werkstätten  zur  Verfertigung  von  Gummi-,  Gutta- 
percha- und  Kautschuckwaren.  —  Werkstätten  zur  Verfertigung  von 
Polsterwaren.  —  Rosshaarspinnereien.  —  Werkstatten  der  Perlmutter- 
verarbeitung. —  Haar-  und  Borstenzurichtereien,  Bürsten-  und  Pinsel- 
machereien,  sofern  mit  ausländischem  tierischen  Material  gearbeitet  wird.  — 
Fleischereien.  —  Hasenhaarscbneidereien.  —  Bettfedernreinigungsanstalten. 
—  Chemische  Waschanstalten.  —  Werkstätten  der  Maler  und  Anstreicher. 

II.  Espagne.  Spanien. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  eines 
Arbeitsamtes. 

Art.  1.  Es  wird  beim  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie,  Handel 
und  öffentliche  Arbeiten  ein  Arbeitsamt  mit  folgenden  Aufgaben  er- 
richtet : 

1)  Sammlung  und  Klassifizierung  der  Angaben  und  Nachrichten,  welche 
sich  auf  die  Arbeit  in  Spanien  und  im  Ausland  beziehen,  hauptsächlich 
in  ihrem  Verhältnis  zum  Kapital,  zum  Zweck  angemessenen  Studiums 
und  Veröffentlichung. 

2)  Organisation  der  Arbeitsaufsicht  und  -Statistik. 

3)  Aufklärung  der  Regierung  über  die  Gesetzgebung,  welche  aut 
diesem  Gebiete  der  staatlichen  Thätigkeit  durchzuführen  ist. 

Art.  2.  Das  Arbeitsamt  soll  aus  dem  Ausschuss  für  soziale  Reformen, 
dem  höheren  Arbeitsbeirat,  dem  permanenten,  auB  den  Vertretern  beider 
Häuser  der  Volksvertretung  gebildeten  Ausschuss,  den  Local-Räten  und 
dem  nötigen  technischen  Personal  bestehen. 

Art.  3.  Die  technischen  Beamten  des  Arbeitsamtes  werden  vom 
Minister  nach  seinem  Dafürhalten  mit  Rücksicht  auf  die  im  Erlass  fest- 
gesetzten Bestimmungen,  welche  das  Ministerium  zu  diesem  Zwecke  erlässt, 
ernannt  und  gemessen  zeitweilige  Unabsetzbarkeit  in  den  von  demselben 
bestimmten  Grenzen. 

Die  leitenden  und  höheren  Funktionen  des  Arbeitsamtes  können 
ausnahmsweise  durch  Beamte  anderer  Ressorts  oder  besonderer  Staats- 
behörden ausgeübt  werden.  In  diesem  Falle  behalten  die  Genannten  alle 
ihre  Rechte  und  den  Rang,  welchen  sie  in  der  vor  besagtem  Erlass 
festgesetzten  Periode  bekleideten ,  und  bekommen  eine  Entschädigung, 
die  gleich  der  Differenz  ihres  eigenen  und  des  Gehalts  der  Aushilfsstelle  ist, 

Art.  4.  Das  Arbeitsamt  wird  periodisch  ein  Bulletin  und  alle  Special- 
Arbeiten  veröffentlichen,  soweit  os  die  Regierung  als  angemessen  erachtet, 

Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie,  Handel  und  öffentliche 
Arbeiten  wird  alle  Jahre  den  Cortes  eine  Denkschrift  übermitteln,  welche 
die  Resultate  des  Arbeitsamtes  kurz  zusammenfassen  wird. 

Art.  6.  Der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie,  Handel  und  öffent- 
liche Arbeiten  ist  berechtigt,  die  Dienstverordnungen  der  Sektion  8,  Kap.  6 
des  laufenden  Etats  zu  modifizieren,  ohne  die  Kredite  zu  überschreiten, 
welche  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1901  zur  Bestreitung  sämtlicher 
Aufgaben  des  Arbeitsamts  bestimmte.  In  keinem  Falle  dürfen  diese  Aus- 
gaben die  Summe  von  170  (KX)  Pesetas  überschreiten. 

Art.  6.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  dem  Arbeitsamt  die  bisher 
bei  anderen  Ministerien  zuständigen  öffentlichen  Dienste  zu  übertragen, 
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die  sie  als  passend  erachtet,  vorausgesetzt,  dass  der  vorerwähnte  Kredit 
hierdurch  nicht  verändert  wird. 

Art.  7.  Die  Regierung  wird  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes 
nötigen  Massregeln  treffen. 

III.  Grande  Bretagne.  Grossbritannien. 

25.  Altersversicherung  (1.  10). 

Aged  pensioners  bill  (Xo.  2),  2.  Lesung:  wird  zurückgezogen.  H.  d. 

G.  16.  Mai  1902. 

26.  Arbeit  er  wohnungsgesetz  (11). 

Sitzung  der  gemeinsamen  parlamentarischen  Kommission  beider  Häuser 
9.  Mai,  6.  Juni  1902. 

27.  Arbeitsdauer  in  Ladengeschäften  (8,  14). 

Entwurf  No.  2  des  Lord  Avebury.  2.  Lesung  H.  d.  L.  12.  Mai. 
Ablehnung  der  2.  Lesung. 

28.  Fabrik  lnspektion. 

Debatte  im  H.  d.  G.  30.  Mai  1902  (Supply,  Home  Oftice). 

29.  Gewerkvereine  (18). 

Antrag  Mr.  Beaumont's :  ,,Dass  Gesetzgebung  erforderlich  ist,  um  zu 
verhüten,  dass  durch  Juristenrecht  (Judge  made  law)  die  Arbeiter  in  eine 
ungünstigere  Rechtsstellung  geraten,  als  sie  vom  Parlamente  durch  das 
Gesetz  vom  Jahre  1875  beabsichtigt  war."  H.  d.  G.  14.  Mai  1902. 
Gegenantrag  (Amendment)  Mr.  Renchaw's:  „Das  Haus  lehnt  insolange 
neue  Gesetzgebung  über  Arbeitsstreitigkeiten  ab,  als  nicht  erwiesen  ist, 
dass  das  bestehende  Gesetz  die  Arbeiter  bei  der  Ausübung  ihrer  gesetzlichen 
Rechte  hinlänglich  schützt/'    Annahme  des  Amendment  (203  gegen  174). 

30.  Hilfskassen  (21). 

Shop  Clubs  Bill,  Beratung  des  ständigen   Gewerbeausschusses  des 

H.  d.  G.  17.  April  1902. 

IV-  Luxembourg.  Luxemburg. 

1.  Gewerboinspektion. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Organisation  der  Gewerbeinspektion. 
Session  1891. 

Bericht  der  Centralsoktion  über  den  Gesetzentwurf.  Gutachten  dos 
Staatsrates  über  den  Bericht  der  Centralsektion.  Session  1901,  1902. 
Der  Kammer  am  15./22.  April  1902  vorgelegt.  Von  der  Kammer  in  der 
Sitzung  vom  25.  April  1902  angenommen.  Am  22.  Mai  1902  promulgiert. 
(„Bulletin1',  S.  295). 

2.  Kranken-  und  Unfallversicherung. 

Legis  1. -Session  1897.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  obliga- 
torische Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Krankheit  und  Unfall. 

(Inhalt  der  Vorlage :  A.  Krankenversicherung:  1)  Vorentwurf 
des  Gesetzes;  2)  Entwurf  des  Reglements;  3)  Gutachten  des  Staatsrates: 
4)  Gesetzentwurf.  B.  Unfallversicherung:  1 )  Vorentwurf  des  G  e- 
setzes;    2.  Entwurf  des  Reglements:    3)  Motivenbericht:    4)  Beilagen: 

I.  Statistik  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  1885—1895.  II.  Klassiti- 
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kation  der  Unfälle  nach  ihren  Ursachen.  III.  Finanzierung  und  finanzielle 
Belastung  infolge  der  gesetzgeberischen  Massnahmen  betr.  die  Unfall- 
versicherung. IV.  Vergleich  der  finanziellen  Belastung  beim  Unilage- 
und  beim  Pr&miensystein.  V.  Statistik  der  luxemburgischen  Industrie. 
VI.  Gutachten  des  Staatsrates.) 

Bericht  der  Centraisektion  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
obligatorische  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Krankheit  und  Unfall. 

(Inhalt:  1)  Sektionsbericht ;  2)  Beilagen  [dieselben  Beilagen,  die 
den  Regierungseutwurf  begleiteten,  von  welchen  aber  einige  durch  die 
Ergebnisse  der  letzten  Jahre  ergänzt  sind] ;  3)  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betr.  die  obligatorische  Krankenversicherung  der  Arbeiter  unter  Zugrunde- 
legung der  Abänderungsvorschläge  der  Centraisektion;  4)  Entwurf  eines 
Gesetzes,  betr.  die  obligatorische  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  unter 
Zugrundelegung  der  Abänderungsvorschläge  der  Contralsektion.) 

A.  Entwurf  eines  Gesotzes,  betr.  die  obligatorische  Krankenversicherung 
der  Arbeiter.  Session  1899 — 1900.  Angenommen  und  promulgiert  als 
„Gesetz  vom  31.  Juli  1901,  die  Arbeiterkrankenversicherung  betreffend" 
(„Bulletin",  S.  291). 

B.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  obligatorische  Versicherung  der 
Arbeiter  gegen  die  Folgen  der  Arbeitsunfälle.  Vorschlag  einer  Versicherung 
gegen  die  Gefahren  der  Berufsunfalle  durch  private  Versicherungsgesell- 
schaften. 

Schreiben  des  Präsidenten  der  Kammer  an  den  Staatsminister  vom 
11.  Dezember  1899.  Antwort  der  Regierung  vom  18.  Januar  1900.  Session 
1901—1902.  Definitiver  Bericht  der  Centraisektion  über  den  Gesetzentwurf, 
betr.  die  obligatorische  Unfallversicherung  der  Arbeiter.  Annahme  des 
Entwurfes  durch  die  Kammer  in  der  Sitzung  vom  14.  März  19021),  Ver- 
öffentlichung des  am  5.  April  promulgierten  Gesetzes  am  11.  April  1902, 
Memorial  No.  20,  S.  205  ff.  (vergl.  Bulletin  S.  293). 

V.  Suede.  Schweden. 

Unfallverhütung. 

Sitzung  des  Reichstages  vom  20.  Januar  1902.  Antrag  des  Abg. 
David  Bergstrtim :  ,,Der  Reichstag  wolle  die  Regierung  ersuchen ,  eine 
Revision  des  Gesetzes,  betreffend  Schutz  gegen  Borufsgefahreu  *)  sowie 
anderer  damit  im  Zusammenhange  stehender  Verordnungen  und  Bestim- 
mungen vornehmen  zu  lassen,  und  die  Vorschläge,  zu  welchen  die  Revision 
Veranlassung  gebe,  dem  Reichstage  vorzulegen."  Motioner,  No.  12,  Bil. 
tili  Riksd.  Prot.  1902.    1.  Sarai.,  2.  Afd.,  2.  Bd.,  5.  Haeft. 

Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  18.  Februar  1902.  Begründung 
des  Antrags  und  Debatte.  Riksdagens  Protokoll,  1902,  No.  13,  S.  4—32. 
Annahme  des  Antrags  mit  109  gegen  93  Stimmen.  . 

Sitzung  der  ersten  Kammer  vom  19.  Februar  1902.  Ablehnung  des 
Antrags  ohne  Debatte.  Riksdagens  Protokoll,  Första  Kanunern,  1902, 
No.  11,  S.  2526. 


1)  Vgl.  Chambre  de»  Dehnte».  Discuwions  sur  le  projet  de  loi  a»surances-accidents. 
Luxembourg.    Iinprimerie  de  la  Cour,  V  Bnck.  1902. 

2)  Gesetz,  betreffend  Schutz  gegen  Berufsgefahren  vom  10.  Mai  1889;  durch  Gcset* 
vom  13.  Dezember  1895  ausgedehnt  auf  alle  vom  Stsiate  oder  von  Gemeinden  betriebenen 
Unternehmungen. 


Digitized  by  Google 


—    333  — 


VI.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Eidgenossenschaft. 

8.  Arbeitsamt,  internationales. 

Bericht  der  Kommission  des  Nationalrates  über  die  Geschäftsführung 
des  Bundesrates  und  des  Bundesgerichts  im  Jahre  (vom  20.  Mai 

1902).  Schweiz.  Bundesblatt,  54.  Jahrg.,  III,  S.  553:  „Die  Kommission 
begrüsst  es,  dass  der  Bundesrat  dem  am  1.  Mai  li>01  in  Basel  eröffneten 
internationalen  Arbeitsamt  eine  kräftige  Unterstützung  angedeihen  lässt. 
Angesichts  der  grossen  Bedeutung,  welche  dieses  vorläufig  auf  privater 
Grundlage  ruhende  Institut  für  die  gesamte  Socialgesctzgebung  hat,  dürfte 
eine  Erhöhung  der  Beiträge  in  Erwägung  gezogen  werden,  um  so  mehr, 
als  nach  einem  Berichte  des  Arbeitsamtes  dessen  Einnahmen  unzureichend 
sind." 

»Sitzung  des  Nationalrates  vom  11.  Juni  1902;  Debatte  und  Ueber- 
weisung  des  KommissioiiHantrages  an  den  Bundesrat. 

9.  Arbeitszeit  an  Samstagen  (4). 

Beschluss  des  Ständerates  vom  12.  Dezember  1901:  Der  Bundesrat 
wird  eingeladen,  eine  Gesetzesvorlage  in  dem  Sinne  einzubringen,  dass 
für  Arbeiterinnen  die  Arbeit  an  Samstag  Nachmittagen  nur  bis  4  Uhr 
dauern  darf,  wobei  immerhin  Reinigungsarbeiten  nicht  in  der  ordentlichen 
Arbeitszeit  inbegriffen  sein  sollen. 

Beschluss  des  Nationalrates  vom  9.  Juni  1902:  Der  Bundesrat  wird 
eingeladen,  eine  Gesetzesvorlage  in  dem  Sinne  einzubringen,  dass  an 
Samstagen  und  an  Vorabenden  vor  Feiertagen  inklusive  Reinigungs- 
arbeiten 9  Stunden  gearbeitet  werden  darf,  keinesfalls  aber  länger  als 
bisabends  5  Uhr. 

Beschluss  des  Ständerates  vom  20.  Juni  1902:  Zustimmung  zuni 
Beschlüsse  des  Nationalrates. 

10.  Kranken-  und  Unfallversicherung  (5). 

Bericht  der  Kommission  des  Nationalrates  über  die  Geschäftsführung 
des  Bundesrates  und  des  Bundesgerichts  im  Jahre  19<>1  (vom  20.  Mai 
1902).  Schweiz.  Bundesblatt,  54.  Jahrg.,  TU,  S.  551:  „Eine  vom  (Zentral- 
komitee des  „Federation  des  socictes  de  sooours  mutuels  de  la  Suisse 
romande"  an  den  Bundesrat  gerichtete  Eingabe  verlangte  den  Erlass 
eines  Gesetzes,  wonach  zu  Gunsten  der  gegenseitigen  Hilfskassen  Btmdes- 
subventionen  zu  verabreichen  seien.  Der  Bundesrat  sagte  die  Einführung 
des  Vorschlages  zu  gegebener  Zeit  zu.  Immerhin  soll  das  den  Sinn  haben, 
dass  dadurch  die  weitoren  Arbeiten  in  Bezug  auf  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung nach  keiner  Seite  hin  präjudiziert  werden.  —  Mit  diesem 
Vorgehen  erklärt  sich  die  Kommission  einverstanden. 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  11.  Juni  1902.  Debatte.  Erklärung 
des  Bundesrates  betr.  die  Gmndzüge  der  künftigen  Gesetzesvorlago  über 
die  Arbeiterkranken-  und  Unfallversicherung. 

b)  Kantone.  m 

« 

Bern. 

Arbeitslosen  Versicherung. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  19.  März  1902:  Erheblicherklarung 
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der  am  26.  Februar  1901  eingebrachten  Motion  Müller:  Der  Regierungs- 
rat wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  er- 
statten, ob  nicht  den  Gemeinden  die  Autonomie  zur  Errichtung  obli- 
gatorischer Arbeitslosenversicherungskassen  erteilt  werden  könne. 

(Tageblatt  des  Grossen  Rates  des  Kantons  Bern,  Jahrg.  1902,  Heft  III, 
S.  199  ff.). 

Kanton  Aargau. 

Gehilfen  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe, 
Schutz  der.  — 

Gesetz  über  das  Wirtschaftswesen  und  den  Handel  mit  geistigen  Ge- 
tränken. In  erster  Beratung  vom  Grossen  Rate  festgestellt  am  21.  Mai 
1902. 

§  25.  Spätestens  nacht»  12  Uhr  sollen  die  Gaste  aus  jeder  Wirtschaft  sich  ent- 
fernen; dieselbe  muss  bis  morgens  5  Uhr  geschlossen  bleiben  (§  59,  1  und  60,  2). 

Für  ausserordentliche  Anlässe  kann  das  Bezirksamt  gegen  eine  Gebühr  von 
Fr.  2  schriftliche  Ueberwirtungsbcwilligung  erteilen. 

§  26.  An  Komraunionssonntagen  und  hohen  Festtagen  sollen  die  Wirtschaften 
während  des  Morgengottesdienstes  geschlossen  sein.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  jedoch 
weder  auf  Reisende,  noch  auf  diejenigen  Personen,  die  in  einer  Wirtschaft  herberpen 
(§  60,  2). 

§  35.  Die  gesundheitsschädliche  Anstrengung  des  Dienstpersonals  in  den  Wirt- 
schaften ist  untersagt.  Mädchen  unter  dem  vollendeten  18.  Altersjahre,  welche  nicht 
zur  Familie  des  Wirts  gehören,  dürfen  nicht  als  Kellnerinnen  verwendet  werden 

(8  60,  1). 

Das  Dienstpersonal  hat  Anspruch  auf  einen  wöchentlichen  Freihalbtag,  wovon 
mindestens  12  auf  Sonntage  falleu  müssen  (§  60,  5). 

Gen£ 

Gewerbliche  Schiedsgerichte  (vergl.  „Bulletin",  S.  202). 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  19.  März  1902.  Debatte  über  den 
Antrag  des  Dep.  Schaefer  (Wortlaut  des  Antrages  a.  a.  0.)  und  Ueber- 
weisnng  desselben  an  eine  Kommission. 

Sonntagsruhe. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  10.  Mai  1902.  Vorlage  eines  Ge- 
setzentwurfes betr.  die  Sonntagsruhe  durch  den  Staatsrat  Thiebaud. 
Debatte.    Ueberweisung  des  Gesetzentwurfes  an  eine  Kommission. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  den  wöchentlichen  Ruhe- 
t  a  g.    Hauptbestimmungen  : 

Alle  in  Industrie-  und  Handelsbetrieben  beschäftigten  Personen  beider 
Geschlechter  haben  ein  Anrocht  auf  einen  Ruhetag  in  jeder  Woche. 

In  der  Regel  soll  der  Ruhotag  auf  den  Sonntag  fallen.  Für  Per- 
sonen, die  durch  ihren  Beruf  gezwungen  sind,  don  ganzen  oder  den  halben 
Sonntag  über  zu  arbeiten,  soll  der  Ruhetag  auf  einen  Wochentag  verlegt 
werden,  der  ganz  oder  zur  Hälfte  von  12  Uhr  mittags  oder  Mitternacht 
an  gerechnet  frei  zu  geben  ist. 

Jeder  und  jede  Angestellte,  die  verpflichtet  ist,  wenn  auch  nur  einen 
Teil  des  Sonntags,  über  zu  arbeiten,  soll  hierfür  einen  halben  Wochentag 
frei  bekommen. 

Jeder  Unternehmer  ist  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  der  von*  ihm 
seinein  Personal  gewährten  Ruhetage  der  Behürdo  einzuliefern. 

Uebertretungen  unterliegen  einer  Busso  bis  zu  200  Frs.,  die  im 
Wiederholungsfalle  verdoppelt  werden  soll. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiter  schütz. 

1.  Resolutionen  des  IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

2.  Resolutionen  der  Konferenz  der  niederrheinischen  Stoffarbeiter 
und  Arbeiterinnen. 

3.  Petition  des  Bundes  deutscher  Frauenvereine. 

4.  Resolutionen  des  deutschen  Lehrertages. 

5.  Resolutionen  der  Landesverbandsversauimlung  der  württembergi- 
schen evangelischen  Arbeitervereine. 

0.  Resolution  des  VI.  österreichischen  Verbandstages   der  Metall- 
arbeiter. 

7.  Beschluss  der   französischen   »Sektion    der   Internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

8.  Beschlüsse    des   Vorstandes   der   Vereinigung   der  Fabrikanten 
Frankreichs  gegen  Arbeitsunfälle. 

9.  Wünsche  der  Commission  departementale  du  travail  de  la  Meurthe 
et  Moselle. 

10.  Wünsche  der  Coinmission  departomentale  du  travail  dans  Tlndustrie 

(Seine). 

II.  Eingabe  von  87  englischen  Unteraehmerverbänden. 

12.  Resolutionen  des  Trades  and  Labour  Congress  of  Canada. 

13.  Beschlüsse  der   Direktion   der   ungarischen   Sektion    der  inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

14.  Resolution  der  socialdemokratischen  Partei  der  Niederlande. 

15.  Eingabe   des   Genfer  Gewerkschaftskartells  zur  Erlangung  der 
Sonntagsruhe. 

II.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Kunst-  und  Handelsgärtnerei. 

a)  Resolution  der  Gesellschaft  für  sociale  Reform. 

bj  Resolution  des  IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

2.  Forstwirtschaft  und  Fischerei. 

Resolution  des  Kongresses  der  socialdemokratischen   Partei  der 
Niederlande. 

3.  Bergbau-,  Hütten-  u n  d  Sali  ueinvese  n. 
Resolutionen  des  13.  internationalen  Bergarboitcrkoiigrcsses. 

4.  Industrie  der  Steine  und  Erde. 

Resolution  des  Kongresses  des  Steinarbeiterverbandes  der  Schweiz. 

5.  Textilindustrie. 

Resolutionen  des  internationalen  Textilarbeiterkongresses. 

6.  Industrie  der  Holz-  und  S  c  h  n  i  t z  s  t  o  f  f  o. 
Eingabe  der  Handelskammern  Dijon  und  Beaume. 

7.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel. 
Resolution  des  XII.  Verbandstages  des  Centraiverbandes  deutscher 

Brauer  und  Berufsgenossen. 
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8.  Handelsgewerbe. 

a)  Resolution  der  Genera  1  Versammlung  des  Verbandes  deutscher 
Handlungsgehilfen. 

b)  Resolution  der  Generalversammlung  des  Centraiverbandes  der 
Handlungsgehilfen  und  Gehilfinnen  Deutschlands. 

9.  Verkehrsgewerbe. 

a)  Resolutionen  des  IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

b)  Resolutionen  des  Trades  and  Labour  Congress  of  Canada. 

c)  Eingabe  des  Nederlandsche  Scheeps-  en  Bootwerkersbond. 

10.  Beherbergung  und  Erquickung. 

a)  Resolution  der  Gesellschaft  für  Sociale  Reform. 

b)  Eingabe  der  Münchner  Kellnerinnen. 

c)  Gesuch  des  internationalen  Vereins  der  Gasthofbesitzer. 
III.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1 .  Resolutionen  des  Vertretertages  des  Verbandes  der  protestantischen 
Arbeitervereine  der  Rheinpfalz. 

2.  Resolution  der  Delegiertenversammlung  des  Gesamt  Verbandes  der 
evangelischen  Arbeitervereine  Deutschlands. 

3.  Resolutionen  des  IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

4.  Resolution  der  Landesverbandsversammlung  der  württembergischen 
evangelischen  Arbeitervereine. 

5.  Resolution  des  Delegiertentages  des  Gewerkvereins  der  deutschen 
Maschinenbau-  und  Metallarbeiter. 

6.  Resolution  der  3.  Generalversammlung  des  deutschen  Bergarbeiter- 
verbandes. 

7.  Resolution  des  Co-operative  Congress. 

I.  Allgemeiner  Arbeitersohutz. 

1.  Resolutionen  des  am  16. — 21.  Juni  in  Stuttgart  abgehaltenen 
IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

I.  Der  Gewerkschaftskongress  erkennt  die  Thätigkeit  der  Arbeiter- 
sekretariate als  eine  im  allgemeinen  Interesse  notwendige  an.  Um  so 
mehr  bedauert  er  die  von  einzelnen  Behörden  diesen  Institutionen  gegen- 
über eingenommene  feindselige  Haltung  und  die  Versuche,  sie  als  gewerbs- 
mässige Auskunftsstelle"n  auf  Grund  des  §  35  der  Gewerbeordnung  unter 
Polizeiaufsicht  zu  stellen.  Der  Kongress  protestiert  gegen  diese  Mass- 
nahmen und  erwartet  von  der  Reichsregierung,  dass  sie  durch  eine  den 
Erklärungen  ihres  Vertreters  im  Reichstag  entsprechende  Information  der 
Behörden  weitere  Belästigungen  der  Arbeitersekretariate  verhindert. 

11.  Unbeschadet  der  grundsätzlichen  Forderung :  Beseitigung  des  Sub- 
missionswesens und  Ausführung  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Regie  der 
staatlichen  und  kommunalen  Körperschaften,  erklärt  der  IV.  Kongress  der 
Gewerkschaften  Deutschlands : 

Die  Aufnahme  von  Strikeklauseln  in  Arbeits-  und  Lieferungsverträge 
(Submissionsbedingungen),  wie  sie  seitens  verschiedener  Unternehmer- 
korporationen gefordert  wird,  würde  eine  durch  nichts  zu  rechtfertigende 
Parteinahme  der  Arbeit  vergebenden  Behörden  und  des  bauenden  Publi- 
kums zu  Gunsten  derjenigen  Unternehmer  und  Lieferanten  sein,  die  nicht 
geneigt  sind,  die  zwischen  Arbeiter-  und  Unternohinerkorporationen  ge- 
troffenen Vereinbarungen  über  Löhne,  Arbeitszeit,  Arbeiterschntz  u.  s.  w. 
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innezuhalten,  resp.  den  Arbeitern  angemessene  Arbeitsbedingungen  nicht 
gewahrleisten  wollen. 

Diejenigen  Unternehmer  und  Lieferanten,  die  den  Arbeitern  einen 
angemessenen  Lohn  zahlen,  menschenwürdige  Einrichtungen  in  ihren  Werk- 
stätten treffen,  für  anständige  Behandlung  der  Arbeiter  Sorge  tragen  und 
keine  übertriebenen  Anforderungen  in  Bezug  auf  Arbeitszeit  und  Arbeits- 
leistung stellen,  bedürfen  einer  Strikeklausel  nicht.  Dagegen  würde  die 
Klausel  für  die  unlauteren  Elemente  in  der  Unternehmerschaft  oftmals 
den  Anreiz  geben ,  sich  ihrer  übernommenen  Verpflichtungen  in  einer 
Weise  zu  entledigen,  die  als  korrekt  und  reell  nicht  bezeichnet  werden 
kann. 

Die  Strikeklausel  vermag  aber  auch  die  Strikes  nicht  zu  verhindern, 
sondern  das  Ende  derselben  nur  hinauszuschieben ;  das  Vorhandensein  der 
Strikeklausel  und  ihre  Anwendimg  würde  die  Kämpfe  um  die  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  unnötigerweise  verschärfen,  umsomebr,  da  die  Unter- 
nehmerkorporationen auch  dann  die  Klausel  angewandt  wissen  wollen, 
wenn  sie  selbst  (die  Unternehmer)  die  Arbeiter  aussperren  zu  dem  Zweck, 
die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu  verschlechtern. 

Aus  allen  diesen  Gründen  fühlt  der  Gewerkschaftskongress  sich 
verpflichtet,  von  den  bauenden  Behörden  die  strikte  Ablehnung  der  Strike- 
klausel zu  verlangen. 

Dagegen  verweist  der  Gewerkschaftskongress  auf  die  sogenannte  Lohn- 
klausel, mittels  welcher  schwer  empfundene  Missstände,  die  sich  aus  dem 
Submissionsverfahren  ergeben,  zu  beseitigen  sind.  Die  Arbeits-  und  Liefer- 
ungsverträge  sollen  Klauseln  enthalten,  durch  welche  die  Unternehmer 
von  Arbeiten  und  Lieferungen  verpflichtet  werden,  etwaige  durch  Tarif- 
verträge festgelegte  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  genau  innezuhalten, 
oder  wenn  Verträge  dieser  Art  nicht  bestehen,  die  von  den  in  Betracht 
kommenden  Arbeitern  geforderten  und  allgemein  durchgeführten  Arbeits- 
bedingungen als  rechtsverbindlich  für  sich  anzuerkennen.  Der  Gewerk- 
schaftskongress erachtet  es  als  eine  der  hervorragendsten  sozialpolitischen 
Aufgaben  der  staatlichen  und  kommunalen  Verwaltungsbehörden ,  mit 
gutem  Beispiel  voranzugehen,  und  ihren  Arbeits-  und  Lieferungsverträgen 
eine  diesbezügliche  Klausel  einzufügen  und  die  Innehaltung  derselben  zu 
überwachen. 

III.  Der  Kongress  erklärt,  dass  pr,  abgesehen  von  anderen  dringend 
erforderlichen  Aenderungen  der  Gewerbeordnung,  eine  Kevisino  des  §  134  b 
für  notwendig  hält,  und  zwar  ist  in  diesen  Paragraphen:  1)  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  in  Berufen,  wo  beiderseitig  ausgearbeitete 
Lohntarife  bestehen,  bei  der  Art  der  Lohnberechnung  dieselben  zu  Grunde 
zu  legen  sind ;  2)  dass  boi  Verwendung  der  Strafgelder  den  Arbeitern 
das  Mitbestimmungsrecht  zusteht. 

IV.  In  Anbetracht  dessen,  dass  die  Hansindustrie  mit  ihrer  unbe- 
grenzten Arbeitszeit,  ihren  niedrigen  Löhnen  und  ungesunden  Arbeits- 
stätten nur  dazu  angethan  ist,  die  darin  beschäftigten  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  wirtschaftlich  und  geistig  zu  verelenden,  dem  Unternehmer- 
tum die  Möglichkeit  bietet,  jeglichen  Arbeiterschutz  zu  ignorieren  und 
somit  die  ständige  Gefahr  in  sich  birgt,  die  soziale  Lage  der  in  Fabriken, 
Werkstätten  u.  s.  w.  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  auf  das 
niedrigste  Niveau  herabzudrücken;  erklärt  der  Kongress.  dass  einzig  und 
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allein  durch  ein  vollständig  gesetzliches  Verbot  der  Hausindustrie  die 
Schäden  derselben  zu  beseitigen  sind. 

Als  Uebergangsstadinm  fordert  der  Kongress: 

1)  Ausdehnung  der  Arbeiterschutz-  und  Versicherungsgesetze  auf  die 
gesamten  Heimarbeiter. 

2)  Vollständiges  Verbot  der  Kinderarbeit. 

3)  Unterstellung  der  gesamten  Heimarbeit  unter  die  Kontrolle  durch 
Gewerbeinspektion. 

4j  Erlass  strenger  Vorschriften  über  Einrichtung  der  Arbeitsstätten 
in  der  Heimarbeit. 

5)  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  und  der  sogenannten  Zwischen- 
meister, eine  genaue  Liste  der  von  ihnen  beschäftigten  Personen  mit 
Wohnungsangabe  zu  führen  und  diese  jederzeit  den  Beamten  der  Gewerbe- 
inspektion zur  Einsicht  vorzulegen. 

Ii)  Verbot  der  Heimarbeit  an  Sonntagen  und  gesetzlichen  Feiertagen 
und  der  Nachtarbeit. 

7)  Verbot  der  Heimarbeit  in  Häusern  und  Arbeitsstätten,  in  denen 
eine  ansteckende  Krankheit  ausgebrochen  ist. 

8)  Unterstellung  der  Heimarbeiter  unter  die  gewerblichen  Schieds- 
gerichte bei  Streitigkeiten  zwischen  ihnen  und  den  Arbeitgebern  resp. 
Zwischenmeistorn,  die  aus  dem  Arbeitsverhältnis  entsprungen  sind. 

!))  Erlass  von  Schutzbestimmungen  und  Spezialvorschriften  nach  der 
Natur  der  einzelnen  Zweige  der  Heimarbeit. 

10)  Verhängung  strenger  Strafen  für  TJebertretung  der  gesetzlichen 
Vorschriften,  für  deren  Erhaltung  Arbeitgebor  und  Zwischenmeister  in 
erster  Linie  verantwortlich  sind. 

Um  diesen  Forderungen  den  nötigen  Nachdruck  zu  verleihen  und  die 
Gesamtbevölkerung  auf  die  Gefahren  der  Hausindustrie  aufmerksam  zu 
machen,  beauftragt  der  Kongress  die  Generalkommission,  während  der 
nächsten  Reiehstagssession  einen  allgemeinen  Heimarbeiterschutzkongress 
nach  Berlin  einzuberufen  und  die  Reichsregierung  und  einzelnen  Parteien 
des  Reichstags  dazu  einzuladen. 

2.  Resolutionen  der  am  8.  Juni  in  Krefeld  abgehaltenen  Konferenz 
der   niederrheinischen  Stoffarbeiter  und  -Arbeiterinnen. 

1)  Denjenigen  Industriearbeiterinnen,  die  auf  die  Arbeit  zu  ihrem 
Lebensunterhalt  angewiesen  sind,  ohne  höhere  sittliche  und  gesellschaft- 
liche Verpflichtungen  zu  haben,  ist  die  Möglichkeit,  ihre  Arbeitskräfte  in 
der  Industrie  nutzbar  zu  machen,  nicht  zu  nehmen. 

2)  Alle  Rücksichten  sind  jedoch  beiseite  zu  setzen  vor  den  Forde- 
rungen der  Moral  und  Sittlichkeit  einerseits  und  vor  denjenigen,  die  im 
Interesse  der  Gesellschaft  gestellt  werden  müssen,  andererseits. 

3)  Genannte  Forderungen  gipfeln  in  der  Notwendigkeit  der  gänzlichen 
Beseitigung  der  Industriearbeit  verheirateter  Frauen  und  in  der  Möglich- 
keit, dem  heranwachsenden  weiblichen  Teile  der  arbeitenden  Bevölkerung 
Erziehung  und  Vorbildung  zum  Hausfrauen-  und  Mutterberufe  zu  geben. 

3.  Petition  des  Bundes  deutscher  Fra  n  en  vereine  an  den 
Reichstag,  vom  8.  Februar  1902. 

Einem  hohen  Reichstag  erlaubt  sich  der  139  Vereine  mit  über  71000 
Einzelmitgliedern  umfassende  Bund  deutscher  Frauenvereine  die  ergebene 
Bitte  zu  unterbreiten  : 
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1)  Das  hohe  Haus  wolle  jedenfalls  noch  in  dieser  Session  für  eine 
gesetzliche  Regelung  der  gewerblichen  Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken 
mit  Entschiedenheit  eintreten  und 

2)  die  Landesregierungen  veranlassen,  die  Kontrolle  über  die  Aus- 
führung der  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  weiblichen  Hilfs- 
kräften der  Gewerbeinspektion  zu  übertragen; 

3  i  es  wolle  diese  Regelung  der  Erwerbsarbeit  der  Kinder  durch  ein 
■Gesetz  über  die  Verwendung  von  Kindern  in  Landwirtschaft  und  Gesinde- 
dienst ergänzen. 

4.  Resolution  des  am  20.  Mai  1902  in  Chemnitz  abgehaltenen  deut- 
schen Lehrertages: 

Die  deutsche  Lehrerversammlung  zu  Chemnitz  spricht  der  Reichs- 
regierung für  die  Einbringung  des  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Regelung 
der  gewerblichen  Kinderarbeit,  ihren  Dank  aus.  Zwecks  Herbeiführung 
einer  baldigen  Regelung  auch  der  landwirtschaftlichen  Kinderarbeit 
wünscht  sie  wiederholt  und  dringend  amtliche  Erhebungen.  Grundsätzlich 
die  Erwerbsthätigkeit  schulpflichtiger  Kinder  verwerfend,  fordert  sio  für 
die  Uebergangszeit  gemäss  ihren  1898  in  Breslau  gefasston  Beschlüssen: 
1.  Das  Verbot  jeder  erwerbsmässigen  Beschäftigung  der  Kinder  vor  voll- 
endetem 12.  Lebensjahre.  2.  Das  Verbot  der  Arbeit  auch  für  ältere 
Kinder  vor  Beginn  des  Unterrichtes,  nach  6  bezw.  7  Uhr  abends  an 
Sonntagen ;  das  Verbot  der  Akkordarbeit  und  Doppelbeschäftigung. 
3.  Kurze  Arbeitszeiten,  auch  in  den  Ferien ;  gänzliches  Verbot  für  be- 
stimmte Betriebe;  staatliche  Aufsicht.  4.  Baldige  Ausdehnung  der  Be- 
stimmungen auf  die  Beschäftigung  in  der  Landwirtschaft  und  in  häus- 
lichen Diensten.  Die  deutsche  Lehrerversammlung  spricht  die  Erwartung 
aus.  dass  die  Lehrerschaft  durch  Mitwirkung  bei  der  Ausstellung  der 
Arbeitskarte  und  bei  der  Kontrolle  an  der  Ausführung  des  Gesetzes  be- 
teiligt werde, 

5.  Resolutionen  der  am  18.  und  19.  Mai  zu  Heidenheim  abgehaltenen 
Landes  Verbands  Versammlung  der  württembergischen 
evangelischen  Arbeiter  vereine. 

In  der  Wohnungsfrage  soll  auf  Erstellung  billiger,  gesunder  Woh- 
nungen in  jeder  Weise  hingearbeitet  werden.  Die  städtischen  Behörden 
sollen  für  die  kräftige  Unterstützung  aller  auf  die  Verbesserung  des 
Wohnungswesens  gerichteten  Bestrebungen  gewonnen  werden. 

Die  Landesversanimlung  der  evangelischen  Arbeitervereine  Württem- 
bergs tritt  dafür  ein,  dass  den  Gemeinden  das  Recht  eingeräumt  werde, 
eine  Wert-  und  Zusatzsteuer  zu  erheben  und  beauftragt  den  Vor- 
stand, sich  mit  den  entsprechenden  Petitionen  an  Regierung  und  Land- 
stände zu  wenden. 

6.  Resolution  des  am  18.— 22.  Mai  1902  in  Wien  abgehaltenen 
VI.  österreichischen  V e r b a n d  s t a ge s  der  Metallarbeiter. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  weder  der  Staat,  noch  das  Land  und  die 
Gemeinde  bis  heute  an  die  Lösung  einer  der  wichtigsten  Fragen  der 
Sozialpolitik,  an  die  Regelung  der  Arbeitslosenunterstützung,  herangetreten 
sind ;  mit  Rücksicht  ferner  darauf,  dass  die  Gewerkschaften  in  ihren  Be- 
mühungen, die  Arbeitslosenunterstützung  für  ihre  Mitglieder  durchzuführen, 
dadurch  gehemmt  werden ,  dass  die  Gewährung  der  Arbeitslosenunter- 
stützung nach  der  Praxis  des  Reichsgerichts  nur  dann  als  Vereinszweck 
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in  die  Statuten  aufgenommen  werden  darf,  wenn  sie  nur  jenen  Arbeits- 
losen in  Aussicht  gestellt  wird,  die  den  Arbeitsvertrag  ordnungsmäßig 
gelöst  haben,  beschliesst  der  Verbandstag,  die  Gewerkschaftskommissinn 
zu  ersuchen,  einen  Entwurf  über  die  Reform  unseres  durchaus  veralteten, 
den  modernen  Bedürfnissen  der  Gewerkschaftsbewegung  nicht  entsprechenden 
Vereinsgesetzes  auszuarbeiten,  insbesondere  zu  verlangen,  dass  der  §  6  des 
Vereinsgesetzes  authentisch  dahin  ausgelegt  werde,  wie  er  thatsächlich  zu 
verstehen  ist  und  gar  nicht  anders  verstanden  werden  kann,  dass  die  Ver- 
eine das  Recht  haben,  ihren  Mitgliedern  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit,  aus 
welchem  Grunde  diese  auch  immer  entsprungen  sein  mag,  Arbeitslosen- 
unterstützung zu  gewähren,  und  dass  es  jedem  Verein  anheimgestellt  ist, 
in  seinen  Statuten  zu  bestimmen,  in  welchen  Fällen  er  die  Arbeitslosen- 
unterstützung verweigere.  Dieser  Refonnentwurf  möge  sofort  von  der 
Gewerkschaftskommission  dem  Sozialdemokratischen  Verbände  des  Abge- 
ordnetenhauses zur  Einbringung  im  Abgeordnetenhause  und  energischer 
Vertretung  desselben  übergeben  werden. 

7.  Eine  am  12.  März  zu  Paris  abgehaltene  Versammlung  der 
französischen  Sektion  der  internationalen  Vereinigung  für 
gesotz liehen  Arbeiterschutz  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass 
alle  durch  das  französische  Gesetz  heute  zugelassenen  Ausnahmen  des 
Verbots  der  Frauenarbeit  abgeschafft  werden. 

8.  Der  Vorstand  der  Vereinigung  der  Fabrikanten 
Frankreichs  gegen  Arbeitsunfälle  hat  auf  Grund  eines  ihm 
betreffs  der  Prophylaxis  der  Tuberkulose  in  gewerblichen 
Bet  rieben  vom  Direktor  erstatteten  Berichts  folgende  Beschlüsse  gefasst : 

Der  Vorstand  der  Vereinigung  der  Fabrikanten  Frankreichs  gegen 
Arbeitsunfälle : 

I  i  weist  die  Aufmerksamkeit  der  Fabrikanten  auf  die  Notwendigkeit 
energischer  Bekämpfung  der  Ausbreitung  der  Tuberkulose"  unter  dein 
Arbeiter-  und  Angestelltenpersonal  hin ; 

2)  verpflichtet  sie,  so  viel  als  möglich  die  trockene  Reinigung  der 
Werkstätten  durch  feuchte  Reinigung  zu  ersetzen  und  in  allen  Fällen, 
wenn  immer  möglich,  das  Auskehren  abends  nach  Arbeitsschluß  statt 
morgens  vor  Beginn  der  Arbeit  vornehmen  zu  lassen  ;| 

3)  verpflichtet  sie  ferner,  so  viel  als  möglich  die  schädlichen  Wirk- 
ungen der  Staubentwickelung  einzelner  Berufe  zu  bekämpfen,  sei  es  durch 
Auffangen  des  Staubes  zur  Ansammlung  oder  Zerstörung,  sei  es  durch 
Anwendung  von  Atemmasken,  wenn  dies  das  einzige  Mittel  ist  ; 

4)  giebt  ihnen  den  Rat,  in  ihren  Werkstätten  und  Bureau  x  den  Ver- 
such der  Einführung  von  Spucknäpfen  zu  machen,  indem  sie  ihrem  Per- 
sonal die  Benützung  dieser  Gefässe  empfehlen  und  verbieten,  auf  den 
Boden  zu  spucken ; 

5)  giebt  ihnen  den  Rat,  in  dieser  Hinsicht  das  Personal  zu  erziehen, 
indem  man  ihm  durch  angehefteto  Warnungen  und  mündliche  Unter- 
weisungen den  grossen  Nutzen  erklärt,  den  die  Arbeiter  und  ihre  Familien 
durch  die  Befolgung  dieser  hygienischen  Vorsichtsmassregel  haben ; 

(>)  giebt  ihnen  endlich  den  Rat,  die  Aufmerksamkeit  ihres  Personals 
auf  die  Gefahren  des  Alkoholismus  und  dessen  Zusammenhang  mit  der 
Tuberkulose  hinzuweisen. 
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9.  Die  Commission  de  partementale  du  travail  de  la 
Meurthe  et  Moselle  hat  in  ihrer  im  April  abgehaltenen  Versammlung 
folgende  Wünsche  ausgesprochen: 

1)  Die  Tagesarbeit  soll  durch  eine  1  Vj-stündige  Buhepause  unter- 
brochen werden. 

2)  Die  Arbeitsinspektion  reist  unentgeltlich. 
Auf  Antrag  der  Unterkommission  : 

1)  Aufhebung  der  Kindernachtarbeit. 

2)  Einschränkung  der  Zahl  der  Schankwirtschaften. 

3>  Ernennung  von  Arbeiterabgeordneten  zu  Gehilfen  der  Arbeits- 
inspektoreu. 

4>  Authebung  des  §  4T  Art.  27  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892, 
betr.  mildernde  Umstände  bei  Kumulierung  von  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieses  Gesetz. 

10.  Die  Commission  de  partementale  du  Travail  dans 
1' Industrie  t  Seine)  hat  am  28.  Februar  19<>2  den  Wunsch  ausgesprochen, 
dass  die  Erlasse  vom  Juli  1893,  25.  Juli  1895.  29.  Juli  1897  etc.,  betr. 
Ausnahmen  oder  Zulassungen  durch  die  4,  5,  <5  und  7  des  Gesetzes 
vom  2.  November  1892  revidiert  werden.  Sie  beschliesst,  dass  eine  von 
ihr  gewählte  Unterkommission  Vorschläge  zur  Abänderung  dieser  Erlasse 
vorbringen  solle. 

11.  Eingabe  an  den  Premierminister  Lord  Salisburv, 
unterzeichnet  von  87  Unternehmerverbänden  Grossbritanniens. 

Wir,  die  unterzeichneten  Arbeitgeber  und  Vertreter  von  Unternehmer- 
verbänden, können  uns  nicht  enthalton,  unser  Bedauern  darüber  auszu- 
sprechen, dass  kein  Mitglied  der  Regierung  gegen  die  Bergarbeiterbill 
am  5.  März  aufgetreten  ist.  —  Wir  freuen  uns,  dass  die  Regierung  sich 
gegen  die  Einmischung  in  die  Freiheit  der  Ladenangosteliten  aussprach 
und  dass  die  Bill  betr.  frühzeitigen  Ladenschluss  abgelehnt  wurde.  — 
Wir  müssen  Euer  Lordschaft  zwei  Punkte  unterbreiten:  Erstens,  dass  wir 
im  Wettbewerb  mit  Amerika  unterliegen  werden,  wenn  die  Regierung 
sich  in  die  Freiheit  der  Arbeit  mischt;  zweitens,  dass  die  Regierung  und 
da.s  Parlament  die  Tendenz  haben,  die  Gewerkschafter  den  Nichtgewerk- 
schaftern  vorzuziehen;  diese  beiden  Gruppen  verhalten  sich  zueinander  wie 
1  :  9  und  die  grosse  Mehrheit  der  englischen  Arbeiter  wünscht,  dass  ihro 
Freiheit  gegen  jeglichen  staatlichen  Eingriff  gewahrt  bleibe,  dass  man 
vor  allem  ihre  Arbeitszeit  und  ihren  Arbeitslohn  den  freien  Vereinbarungen 
überlässt. 

12.  Resolutionen  der  am  17.  —  2  0.  September  1901  zu 
B r a n  t f o r t  (0 n  t a r i  a )  abgehaltenen  Sitzung  des  Trade«  and 
Labour  Congress  »f  Canada'i. 

I.  Der  Kongress  zweifelt  umsomehr  an  der  Weisheit  der  Einwande- 
rungspolitik der  Regierung,  als  deren  Resultate  durchaus  nicht  einen  jähr- 
lichen Aufwand  von  fast  l/2  Million  Dollar  rechtfertigen  und  die  zu 
einer  Ueberschwemmung  des  "Arbeitsmarktes  mit  billigen  Arbeitskräften 
führt,  die  Arbeiterklasse  einer  zügellosen  Konkurrenz  aussetzt  und  zu 
einer  Reduktion  der  Löhne  bis  auf  den  möglichst  niedrigen  Satz  führt, 

1)  Die  Resolutionen  wurden  am  17.  März  1002  durch  eine  Deputation  des  Kongress<-- 
dem  Pifmiertuinister  von  Canuda,  Sir  Wilfrid  Lmirier  und  dein  ArbcitMiiinister  William 
Muloeh  vorgelegt. 
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II.  In  Erwägung,  das»  die  von  der  gesetzgebenden  Körperschaft  von 
Britisch-Kolumbia  angenommenen  Gesetze,  betr.  den  Ausschluss  der  Chinesen 
und  Japaner,  durch  die  Regierung  des  Dominiums  von  Canada  nicht  ge- 
nehmigt wurden ;  in  Erwägung,  dass  in  Folge  dieser  Verwerfung  die 
weisse  Arbeit  in  dieser  Provinz  durch  die  billige  fremde  Arbeit  jener 
Art  vertrieben  wurde ,  beschließt  der  Kongress,  es  sei  die  Einführung 
einer  Taxe  von  500  $  für  jeden  nach  Canada  einwandernden  Chinesen  zu 
verlangen,  in  der  Hoffnung,  dass  diese  Massregel  geeignet  sein  könnte, 
dein  Uebel  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  steuern ;  der  Kongress  ist 
sich  aber  bewusst,  dass  die  wahre  Lösung  dieses  Problemes  nur  durch  die  In- 
kraftsetzung einos  Gesetzes  betr.  den  Minimalstundenlohn  möglich  ist,  das 
die  Unternehmer  zwingen  würde,  den  gleichen  Lohn  an  alle  Arbeiter, 
ohne  Unterschied  der  Rasse  und  der  Farbe,  zu  zahlen. 

III.  Der  Kongress  bekennt  sich  zum  Prinzipe  des  staatlichen  Eigen- 
tums und  des  staatlichen  Betriebes  aller  gemeinnützigen  Unternehmungen, 
wie  z.  B.  der  Eisenbahnen  und  anderer  Betriebe,  die  ihrer  Natur  und 
.ihren  Aufgaben  nach  natürliche  Monopole  sind,  oder  die,  falls  sie  im 
Besitze  Privater  sich  befinden,  zu  Privatmonopolen  werden  können,  wie 
z.  B.  die  Dampf-  und  elektrischen  Strassenbahnen  oder  die  sonstigen  Ver- 
kehrsmittel und  die  Telegraphen-  und  Telephonanlagen. 

IV.  Die  Aufmerksamkeit  des  Kongresses  Wirde  auf  die  Thatsache 
gelenkt,  dass  die  Civilbeamten  und  sonstigen  Beamten  der  Bundes-  und 
der  Provinzialregierungen  die  Gewohnheit  haben,  zu  gewissen  Zeiten,  wo 
sie  im  Handel  oder  sonstige  Beschäftigung  finden  können,  Urlaub  zu 
nehmen,  so  besonders  zur  Zeit  gewerblicher  Provinzialausstellungen,  für 
Pferdewettrennen,  Schützenfeste  u.  s.  w.  —  und  dass  sie  in  dieser  Weise 
sich  in  illoyale  Konkurrenz  zu  den  Arbeitslosen  stellen. 

Der  Congress  beauftragt  das  Exekutionskomitee,  die  ernsthafte  Auf- 
merksamkeit der  Bundes-  wie  auch  der  Provinzialregierungen  auf  diese 
Ungerechtigkeit  zu  lenken  und  für  ihre  Beseitigung  zu  wirken. 

V.  Jeder  von  einem  Regierungsdepartement  abgeschlossene  Arbeits- 
oder Lieferungsvertrag  soll  eine  Liste  enthalten,  in  der  die  durch  die 
Fair  Wage  Officers  festgesetzten  angemessenen  Löhne  angegeben  und  alle 
sonstigen  Verpflichtungen  verzeichnet  sind,  die  geeignet  sind,  die  Inter- 
essen der  Arbeiter  beim  Betriobe  der  Unternehmung  zu  schützen. 

Das  Arbeitsamt  soll  die  imbeschränkte  Kompetenz  haben,  über  alle 
Beschwerden,  die  wegen  Nichterfüllung  der  Bedingungen  betr.  Lohn  u.  s.  w. 
bei  ihm  vorgebracht  werden,  Erhebungen  vorzunehmen,  und  die  vom  Chef 
des  Arbeitsamtes  genehmigten  Berichte  soiner  Beamten  sollen  durch  das 
Departement,  welches  die  Arbeit  vergeben  hat,  in  Kraft  gesetzt  werden. 

Es  soll  auf  dem  Wego  der  Gesetzgebung  die  Verpflichtung  zur  Auf- 
nahme entsprechender  Klauseln  und  zu  ihrer  Veröffentlichung  im  Zeit- 
punkte der  Auktion  bezw.  Submission  ausgesprochen  werden. 

13.  Beschlüsse  der  am  5.  März  1902  abgehaltenen 
Sitzung  der  Direktion  der  ungarischen  Sektion  der  inter- 
nationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

A.  Normalarbeitstag. 

Es  sollen  in  das  neue  Gewerbegesetz  folgende  Bestimmungen  aufge- 
nommen werden: 

.,Innerhalb  24  Stunden  darf  niemand,  mit  Einrechnung  mindestens 
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1  Raststunde,  länger  als  11  Arbeitsstunden  beschäftigt  werden.  Bei  Be- 
trieben, wo  ununterbrochen  gearbeitet  wird,  beträgt  die  tägliche  Arbeits- 
zeit höchstens  12  Stunden.  Innerhalb  dieser  Zeit  muss  aber  den  Arbeitern 
eine  Gesamtpause  von  2  Stunden  gewährt  werden.  Bei  solchen  Betrieben 
kann  die  Arbeitszeit  wegen  der  notwendigen  Gruppenablösung,  die 
Zwischenpausen  mitgerechnet,  einmal  während  2  Wochen  höchstens  bis 
24  Stunden  verlängert  werden. 

Der  Königl.  ungarische  Handelsminister  wird  damit  betraut,  den 
einzelnen  Industriellen  auf  deren  Ansuchen  ausnahmsweise,  aber  jährlich 
auf  höchstens  2  Monate,  eine  Ausnahme  zu  gestatten.  In  unvorher- 
gesehenen, dringenden  Fällen  kann  eine  solche  Bewilligung  die  erst- 
instanzliche Gewerbebehörde  gewähren,  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falle 
auf  höchstens  8  Tage :  es  muss  aber  hiervon  der  Gewerbeinspektor  ver- 
ständigt werden,  der  seinerseits  das  Königl.  ungarische  Handelsministerium 
davon  in  Kenntnis  setzt. 

Bei  Fällen  einer  vis  major  d.  h.  Betriebsstörungen,  behördlichen  Ver- 
ordnungen und  Elementarschaden)  kann  der  Arbeitgeber  die  Arbeitszeit 
auch  ohne  vorherige  Bewilligung  verlängern,  doch  nur  auf  3  Tage,  und 
muss  dieses  sogleich  dem  Gewerbeinspektor  melden. 

Für  jede  Ueberarbeit ,  welche  über  die  Xormalarbeitszeit  gemacht 
wurde,  erhält  der  Arbeiter  die  anderthalbfache  Summe  seines  gewöhn- 
lichen Lohnes. 

Bei  gefährlichen  und  der  Gesundheit  schädlichen  Arbeiten  be- 
schränkt der  Königl.  ungarische  Handelsminister  mittelst  ministerieller 
Verordnung  die  Tagesarbeit  entweder  durch  Herabsetzung  der  Arbeitszeit, 
oder  durch  Erhöhung  der  Arbeitspausen.  Bei  solchen  Betrieben  wird  eine 
Verlängerung  der  Arbeitszeit  nicht  bewilligt." 

Die  Direktion  wird  dem  Handelsminister  höflichst  empfehlen,  dass  er 
womöglich  die  Fachkorporationen  der  Arbeiter  in  allen  Angelegenheiten 
der  Ueberarbeiten  anhöre  und  für  die  behördliche  Kontrolle  der  Ueber- 
arbeiten sorge,  weil  die  jeweilige  Bewilligung,  um  etwaige  Missbräuche 
zu  verhindern,  immer  nur  als  strenge  Ausnahme  gelten  darf. 

B.  Arbeitspausen. 

Es  sollen  in  das  neue  Gewerbegesetz  folgende  Bestimmungen  aufge- 
nommen werden : 

..Bei  täglich  11  Arbeitsstunden  ist  den  Arbeitern  wenigstens  1-stün- 
dige,  bei  täglich  12  Arbeitsstunden  2-stündige  Rast  zu  geben.  Nach 
5-stündiger  ununterbrochener  Arbeit  ist  mindestens  1  Stunde  Rast  zu 
halten.  Diese  Pausen  sind  sowohl  bei  den  täglichen,  wie  bei  den  nächt- 
lichen ,  als  auch  bei  24-stUndigen ,  mit  Gruppenablösungen  verbundenen 
Arbeiten  in  demselben  Sinne  anzuwenden. 

Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  seinen  Arbeitern  zu  erlauben,  dass 
*ic  die  Arbeitspansen  ausserhalb  der  Arbeitsräume  zubringen  können." 

C.  Straf  best  immun  gen. 

Die  Direktion  empfiehlt,  es  möge  im  neuen  Gewei-begesetz  dafür  ge- 
sorgt werden,  dass  der  Arbeitgeber  in  jedem  einzelnen  Falle  entsprechend 
bestraft  werde,  und  zwar  für  jeden  einzelnen  Arbeiter,  dessen  Arbeitszeit 
die  gesetzliche  Dauer  des  Arbeitstages  überschritten  hat,  oder  dessen 
Arbeitspause  kürzer  war  als  die  Dauer  der  gesetzlichen  Pause. 


Digitized  by  Google 


—    344  — 


14.  Resolution  des  am  30.  und  31.  März  zu  Groningen 
abgehalten  Kongresses  der  socialdoniokratischen  Partei 
der  Niederlande. 

Der  Kongress  ersucht  die  Kammer  um  besonderen  gesetzlichen  Schutz 
verheirateter  Frauen.  Er  ernennt  eine  aus  3  männlichen  und  4  weiblichen 
(darunter  2  Frauenrechtlerinnen)  Personen  bestehende  Kommission  zur 
Untersuchung  der  von  der  Regierung  zu  ergreifenden  speciellen  Mass- 
nahmen gegen  Missstände  in  Steinfabriken,  in  denen  Frauen  beschäftigt 
werden. 

15)  Eingabe  des  Gewerkschaftskartells  zur  Erlangung 
der  Sonntagsruhe  an  den  Grossen  Rat  des  Kantons  Genf  vom 
10.  Mai  ÜK)2. 

Die  Abgeordneten  der  Gewerkschaften  Genfs,  versammelt  in  voller 
Sitzung  am  lj.  April  1902,  haben  eine  Kommission  ernannt  mit  der  Auf- 
gabe. Mittel  und  Wege  zur  Erlangung  eines  wöchentlichen  Ruhetages, 
wenn  möglich  am  Sonntag,  für  alle  Arbeiter  zu  erforschen. 

Die  Unterzeichneten,  nach  Einsichtnahme  des  vom  Staatsrat  ab- 
geänderten und  angenommenen  Gesetzentwurfes  *),  halten  es  für  ihre  Pflicht, 
die  Aufmerksamkeit  des  Grossen  Rates  auf  eine  Lücke  hinzuweisen,  die 
in  diesem  Entwürfe  enthalten  zu  sein  scheint. 

Der  Grundsatz,  den  sie  besonders  betont  wünschen,  ist  der,  dass  die 
wöchentliche  Ruhe  soviel  wie  möglich  auf  den  Sonntag  festgesetzt  werde. 
Dies  ist  ein  sehr  wesentlicher  Punkt,  an  dem  jedermann  direkt  beteiligt 
ist  :  denn  der  Sonntag  ist  der  einzige  Tag,  an  dem  mau  wirklich  Familien- 
freuden gemessen,  sich  in  der  Mitte  der  Seinen  finden,  moralisch  und 
physisch  sich  erholen  kann. 

Nun  ist  aber  im  Entwurf  des  Staatsrates  nicht  vom  Sonntagsladen- 
schluss  die  Rede.  —  Was  wird  die  Folge  sein?  Aus  Konkurrenzgründen 
werden  eine  Anzahl  Läden  offen  bleiben,  und  Besitzer  und  Angestellte 
werden  regelmässig  dos  ganzen  oder  eines  Teils  des  Sonntags  verlustig 
gehen. 

Deshalb  glauben  die  unterzeichneten  Delegierten,  dass  es  gut  wäre, 
in  den  Entwurf,  den  Sie  demnächst  beraten  werden,  folgende  Bestimmungen 
mit  aufzunehmen  : 

Verpflichtung  der  verschiedenen  Unternehmer,  Kaufleute  und  Indu- 
striellen, in  der  Arbeit  auszusetzen  und  ihre  Bureaux,  Läden,  Werk- 
stätten, Bauplätze  und  Niederlagen  den  ganzen  Sonntag  zu  schliessen ; 
hierbei  sollen  folgende  Ausnahmen  beobachtet  werden : 

a)  Hotels,  Pensionen,  Cafes,  Wirtshäuser  und  Erfrischungsräume 
können  die  Berechtigung  erlangen.  Sonntags  offen  zu  halten.  (Den  An- 
gestellten dieser  Unternehmen  müssen  52  jährliche  Ruhetage,  wovon 
wenigstens  jeder  dritte  ein  Sonntag  sein  soll,  gewahrt  werden.) 

b)  Bäckereien,  Konditoreien,  Kuchenbäckereien,  Metzgereien,  Hack- 
warengeschäfte, Nahrungsmittel-  und  Delikatessenhändlereien  und  Apotheken 
können  jeden  dritten  Sonntag  abwechselnd  in  jedem  Quartier  geöffnet 
werden ;  folglich  müssen  die  Angestellten  in  diesen  verschiedenen  Geschäften 
über  zwei  Sonntage  von  dreien  verfügen  können. 

c)  Die  Milchhandlungen  dürfen  Sonntags:  Vormittag  bis  10  Uhr, 
abends  von  5  Uhr  ab  geöffnet  werden. 

Ii  Vgl.  Bulk-ti»  S.  334. 
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II.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Kunst-  und  Handelsgärtnerei. 

a)  Resolution  der  am  (».Mai  1!*02  abgehaltenen  Sitzung 
der  Gesell  schalt  für  Soziale  Reform.  « 

Die  gegenwärtige  und  bisher  geübte  Rechtsprechung  bei  gewerblichen 
Pt  ozossen ,  welcho  zwischen  Gewerbetreibenden  der  Kunst- ,  Zier-  und 
Handelsgärtnerei  zu  entscheiden  sind,  sind  derart  schwankend,  dass  hier- 
durch nicht  nur  eine  Rechtsunsicherheit  für  die  Beteiligten  entstanden 
ist,  sondern  auch  die  Rechtspflege  selbst  in  ihrem  Ansehen  schweren 
Schaden  erleidet.  Ferner  entbehrt  ein  betrachtlicher  Teil  aller  Gärtnerei- 
arbeiter augenblicklich  der  notwendigen  Sonntagsruhe.  Es  erscheint  da- 
her dringend  wünschenswert,  dass  die  in  der  Kunst-,  Zier-  und  Handels- 
gärtnerei beschäftigten  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  den  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  ausdrücklich  unterstellt  werden. 

.  b)  Resolution  des  am  10.  — 21.  Juni  1U02  in  Stuttgart  abgehaltenen 
IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

In  Erwägung,  dass  der  Gärtnerberuf  in  Deutschland  im  letzten  Jahr- 
hundert seinen  früheren  landwirtschaftlichen  Charakter  abgestreift  und 
sich  zu  einem  bedeutenden  Gewerbo  entwickelt  hat,  welches  bei  der  Ge- 
werbezählung des  Jahres  1895  nicht  weniger  als  (»l  335  beschäftigte  Per- 
sonen mit  technischer  Ausbildung  neben  nur  22  248  nicht  vorgebildeten 
Hilfspersonen  aufwies;  dass  weiter  dieses  Gewerbe  hinsichtlich  der  Rege- 
lung seiner  Rechtsverhältnisse  weder  der  Reichsgewerbeordnung,  noch 
sonst  einer  der  für  den  Abschluss  von  Arbeitsverträgen  massgebenden 
Reichsspezialgesetzgebung  unterstellt  ist,  und  daher  unter  einer  für  alle 
darin  thätigen  Personen  höchst  nachteiligen  Rechtsunsicherheit  leidet; 
dass  infolge  dieser  Rechtsverwirrung  die  Gärtnergehilfen  nicht  nur  zumeist 
dor  Vorteile  des  Gewerbegerichtsgesetzes  verlustig  gehen,  sondern  auch 
ausserhalb  des  Wirkungsbereiches  der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  der 
Sonntagsruhevorscbriften .  der  Gewerbeinspektion  und  des  Krankenver- 
sicherungszwanges gestellt  werden,  und  dass  selbst  ihr  Koalitionsrecht 
bedenklich  gefährdet  erscheint,  fordert  der  vierte  Deutsche  Gewerkschaft s- 
kongress  die  gesetzgebenden  Körperschaften  auf,  durch  unzweideutige 
Gesetzesvorschriften  die  gewerbliche  Gärtnerei  der  Reichsgewerbeordnung 
zu  unterstellen. 

2.  Forstwirtschaft  und  Fischerei. 

Resolution  des  am  30.  und  31.  März  zu  Groningen  ab- 
gehaltenen Kongresses  der  sozialdemokratischen  Partei 
der  Niederlande. 

Der  Kongress  nimmt  Kenntnis  von  den  vom  Minister  des  Innern 
zufolge  des  Beschlusses  vom  28.  Nov.  1901  getroffenen  Massregeln  betreffs 
Frauen-  und  Kinderarbeit  und  von  dem  Gesetzentwurf  zur  Abänderung 
von  Art.  5  des  Arbeitsgesetzes  betreffs  Zulassung  der  Nachtarbeit,  von 
Arbeiterinnen,  die  älter  sind  als  1*»  Jahre,  zum  „Häringsspoilern*'  (holl. 
„haringsspeten"  i.  Da  jede  Abänderung  dieses  Gesetzes  ein  reaktionärer 
Versuch  zur  Verminderung  der  Schutzmassnahmen  für  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit ist,  spricht  der  Kongress  die  Hoffnung  aus,  dass  das  Parlament 
flieser  Abänderung  nicht  zustimmen  werde. 
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3.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

Resolutionen  des  am  19.  Mai  1902  zu  Düsseldorf  abgehaltenen  13. 
internationalen  Bergarbeiterkongresses. 

Der  Kongress  fordort :  einen  gesetzlichen  achtstündigen  Arbeitstag  mir 
Einschluss  der  Ein-  und  Ausfahrt  für  alle  Grubenarbeiter, 

eine  Abänderung  der  Unfallgesetze,  so  dass  alle  Unfälle,  die  den  Ar- 
beitern in  den  Gruben  oder  in  deren  Nahe  zustossen,  vom  ersten  Tage  an 
zu  entschädigen  sind, 

für  die  Borgarbeiter  aller  Länder  Minimallöhne  und  Tarifverträge, 

ausreichende  Pensionen  für  Bergarbeiter, 

Uebernahme  der  Bergwerksbetriebe  durch  den  Staat.  Besitzer  oder 
Konzessionsinhaber,  die  ihre  Gruben  nicht  ausbeuten,  sollen  dazu  ge- 
zwungen werden. 

4.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

Resolution  des  am  20.  und  21.  April  1902  in  Basel  abgehaltenen  Kon- 
gresses des  Steinarbeiter  Verbandes  der  Schweiz. 

In  Erwägung,  dass  im  Steinarbeiterberuf  eine  sowohl  durch  Statistiken 
nachweisbare,  als  auch  von  verschiedenen  Hygienikern  beglaubigte,  hohe 
Gesundheits-  und  Todesgefahr  besteht ,  dass  dieser  Beruf  von  der  Schwind- 
suchtsjrefahr  am  schwersten  bedroht  ist:  dass  die  volkswirtschaftlich 
höchst  nachteilige  Einwirkung  dieser  grossen  Morbilität  und  Mortalität 
der  Steinarbeiter  auf  zahlreiche  Gemeinden  und  Kantone  unsores  Landes 
die  Leistungsfähigkeit  derselben,  sowie  joden  socialen  Fortschritt  hemmt, 
dass  ferner  auf  vielen  Steinhauerplätzen  und  Steinbrüchen  durch  die 
bestehenden  Verhältnisse  diese  Gesundheits-  und  Unfallgefahr  noch  er- 
höht wird  und  dass  bis  dato  in  der  Schweiz  in  allen  Steinbrüchen  und 
Werkstätten  kein  gesetzlicher  Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Arboitor  besteht,  wird  der  Centraivorstand  beauftragt,  sich  unter  Mithilfe 
des  Schweiz.  Arbeitersekretariats  an  das  eidgenössische  Industriedepartement 
zu  wenden  und  dasselbe  zu  veranlassen,  baldmöglichst  durch  eine  eid- 
genössische Verordnung  für  Steinbrüche  und  Steinhauereien,  die  ausnahms- 
weise stark  gefährdete  Gesundheit  von  deren  Arbeitern  wirksam  zu  schützen  : 
ebenso  hat  der  Centraivorstand  den  kompetenten  Behörden  diesbezügliche 
Bestimmungen  einzureichen. 

5.  Textüindustrie. 

Resolutionen  des  am  G.  Juni  1902  in  Zürich  abgehaltenen  inter- 
nationalen Textilarbeiterkongresses. 

1)  Der  Kongress  erklärt,  an  dem  durch  die  Beschlüsse  der  vorher- 
gehenden Kongresse  festgelegten  Prinzipe  festzuhalten,  wonach  lieber- 
zeitarbeit  in  allen  Ländern  zu  verbieten  ist  und  dass  an  Sonnabend- 
Nachmittagen  keine  Arbeit  gestattet  werde,  mit  Ausnahme  für  Reparaturen. 

2)  In  Anbetracht,  dass  es  den  Lokalorgauisationen  unmöglich  ist,  die 
Reduktion  der  Arbeitszeit  zu  erzielen,  beschliesst  der  Kongress : 

a)  Rege  internationale  Agitation  für  Reduktion  der  Arbeitszeit. 

b)  Durch  Schrift  und  Wort  diejenigen  Länder  zu  tadeln,  in  denen 
mehr  als  (50  Stunden  pro  Woche  gearbeitet  wird. 

c)  Propaganda  zur  Erzielung  der  allmählichen  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit, ohne  Hcrabniinderung  der  Arbeitslöhne  durch  folgende  Mittel:  a)  Vom 
1.  Mai    1903  ab  darf  nicht  mehr  als  (}'>  Stunden  per  Woche  gearbeitet. 
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werden;  b)  vom  1.  Mai  1904  ab  nicht  langer  als  6*2  Stunden;  c)  vom 
1.  Mai  1905  ab  nicht  mehr  als  60  Stunden  per  Woche.  Die  Kongresse 
oder  ein  Bureau,  das  zu  konstituieren  ist,  entscheiden  im  Weiteren. 

d;  Es  wird  eine  internationale  Hilfskasse  gegründet  für  Unterstützung 
von  Strikes,  die  zur  Erreichung  dieses  Zieles  notwendig  sein  sollteu. 

e<  Der  Strike  kann  nur  erklart  werden,  nachdem  alle  Vermittlungs- 
versuche gescheitert  sind,  und  die  Textilarbeiterverbände  von  wenigstens 
drei  grossen  Ländern  ihre  Zustimmung  geben. 

Der  5.  internationale  Textilarbeiterkongress  macht  es  den  Organi- 
sationen der  einzelnen  Länder  zur  Pflicht,  schrittweise  für  Erringung  des 
Achtstundentages  zu  kämpfen. 

3i  Der  internationale  Textilarbeiterkongress  in  Zürich  fordert  von 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  die  Errichtung  von  Arbeiterkammern, 
die  auf  Anrufen  der  in  Frage  kommenden  Arbeiter  hausindustrieller  oder 
.solcher  Betriebe,  die  nachweislich  weder  eine  fremdörtliche  noch  fremd- 
ländische Konkurrenz  infolge  erhöhter  Arbeitslöhne  und  Warenpreise  zu 
befürchten  haben,  berechtigt  sind,  den  den  Arbeitern  gewährten  Stück- 
oder Zeitlohn  soweit  zu  erhöhen,  dass  der  Arbeiter  bei  der  in  den  Gross- 
betrieben des  in  Frage  kommenden  Gewerbes  üblichen  mittleren  Arbeits- 
zeit zu  demselben  Tages-  oder  Wochenverdienst  gelangt,  den  die  Arbeiter 
dieser  Grossbetriebe  erreichen. 

4i  Der  internationale  Textilarbeiterkonjrress  1902  in  Zürich  würde 
die  Vereinheitlichung  der  Garnnumerierung  für  einen  handelstechnischen 
Fortsehritt  halten,  der  in  seinen  Wirkungen  auch  den  auf  Gleichstellung 
der  Arbeitslöhne  gerichteten  Bestrebungen  der  Arbeiter  zu  gute  käme. 
Deshalb  stellt  sich  der  Kongross  auf  den  Boden  der  Beschlüsse  des  im 
Jahre  1896  in  Paris  abgehaltenen  Gamnumeriorungskongresses  und  er- 
wartet, daß  dio  Regierungen  der  verschiedenen  Länder  diesen  Beschlüssen 
baldigst  nachkommen  werden. 

6.  Industrie  der  Höh-  und  ScJinüxtoffe. 

Eingabe  der  Handelskammern  von  Dijon  und  Beaume  an 
die  Regierung  im  Juni  1902. 

Die  Handelskammern  von  Dijon  und  Beaume  richteten  an  die  Regierung 
eine  Eingabe  des  Inhalts,  dio  Böttcher  und  die  Arbeiter  der  Fabriken  zur 
Herstellung  von  Geräton  für  den  Weinbau  der  Bestimmungen  des  Er- 
lasses vom  15.  Juli  1893  teilhaftig  werdon  zu  lassen,  d.  h.  sie  zu  be- 
vollmächtigen, zu  gewissen  Jahreszeiten  selbst  an  Feiertagen  länger  als 
101/,  Stunden  täglich  zu  arbeiten. 

7.  Industrie  der  Nahrung*-  und  Oenussmütel. 

Resolution  des  a m  4.  —  7.  M a  i  1  9 O 2  in  Hamburg  a  b  g  e  h  a  1  - 
tenenXIII.  Vorbandstages  des  Centraiverbandes  deutscher 
Brauer  und  Berufsgenossen. 

Der  Verbandstag  beauftragt  den  Verbandsvorstand,  noch  im  laufenden 
Jahre  eine  Petition  nebst  Denkschrift  auszuarbeiten,  zur  Unterschrift  in 
Kollegenkreisen  cirkulieren  und  an  den  Bundesrat  gelangen  zu  lassen, 
welche  1)  sich  gegen  die  unzulässig  weitgehende  Anwendung  der  ver- 
waltungsbehördlichen Befugnis,  Ausnahmen  von  der  Sonntagsruhe  für 
Brauereien  gemäss  §  105  e  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  zu  gewähren, 
seitens  der  bayerischen  Regierung  wendet  und  deren  Abstellung,  wenn 
nicht  anders  möglich,  im  Wege  der  präziseren  Fassung  des  $  105e  fordert ; 
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2i  um  die  baldige  Veranstaltung  statistischer  Erhebungen  über  die 
tägliche  Arbeitszeit,  sowie  über  die  Nachtarbeit  und  Sonntagsarbeit  und 
über  die  schädlichen  Wirkungen  übermässiger  Arbeitsdauer  in  Brauereien, 
Mälzereien  und  Bierniederlagen  dtirch  die  arbeitsstatistische  Abteilung  des 
kaiserlichen  statistischen  Amtes  ersucht, 

3i  den  Bundesrat  ersucht,  auf  Grund  des  §  120  e  Abs.  3  der  Ge- 
werbeordnung die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  und  Pausen  in  Braue- 
reien, Mälzereien  und  Bierniederlagen  im  Verordnungswege  derart  zu 
regeln,  dass  als  höchst  zulässige  Arbeitsdauer  eine  10-stündige  Arbeits- 
zeit, unterbrochen  durch  mindestens  2-stündige  Pausen  —  bei  Nachtarbeit 
eine  Gesamtschichtdauer  von  8  Stunden,  unterbrochen  durch  mindestens 
2-stündige  Pausen,  festgesetzt  wird, 

4)  den  Bundesrat  orsucht,  eine  einheitliche  Regelung  der  Dauer  der 
zugelassenen  erforderlichen  Sonntagsarbeiten  mit  der  Beschränkung  auf 
höchstens  zwei  Stunden  seitens  der  verschiedenen  Landescentralbehörden 
herbeizuführen. 

8.  Handelsgeiverbe. 

a)  Resolution  der  am  (».  April  11)02  in  Leipzig  abgehaltenen  Genoral- 
versammlung des  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehilfen. 

Die  Generalversammlung  erklärt  ihrer  Verbandsleitung  grundsätzliche 
Zustimmung  zu  dem  von  derselben  in  der  Frage  der  Errichtung  kauf- 
männischer Schiedsgerichte  eingenommenen  Standpunkt  und  steht  dem  betr. 
Antrag  des  Abg.  Bassermanu  sympathisch  gegenüber. 

Nachdem  die  verbündeten  Regierungen  in  der  Reichstagssitzung  vom 
29.  Januar  11*02  die  Vorlage  eines  bezüglichen  Gesetzentwurfs  angekündigt 
haben,  erwartet  dio  Generalversammlung,  dass  die  Verbandsleitung  mit. 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dahin  strebt: 

1  i  dass  die  kaufmännischen  Schiedsgerichte  -  -  da,  wo  sie  nicht  selbst- 
ständig sein  können  --  den  Amtsgerichten  —  nach  Art  der  Schöffen- 
gerichte -     angegliedert  werden : 

2)  dass  das  einzuschlagende  Gerichtsverfahren,  ebenso  wie  das  bei 
den  Gewerbeschiedsgerichten,  vereinfacht,  beschleunigt  und  mit  nur  ganz 
geringen  Kosten  verbunden  sei ; 

3)  dass  die  Beisitzer  nicht  gewählt,  sondern  durch  berufene  Organe 
ernannt  werden ; 

4)  dass  die  Beisitzer  das  Richteramt  ehrenamtlich  zu  versehen  haben. 

b)  Resolutionen  der  am  18.  und  1!).  Mai  11)02  in  Halle  abgehaltenen 
Generalversammlung  des  C  e  n  t  r  a  1  ve  r  b  a  n  d  e  s  der  Handlungs- 
gehilfen und  Gehilfinnen  Deutschands.  (Am  3.  Juni  UX>2  dem 
Bundesrate  und  dem  Reichstage  überreicht.) 

Die  soziale  Lage  dor  Gehilfenschaft  des  deutschon  Handelsgewerbes 
macht  reichsgesetzliche  Massnahmen  zum  Schutze  von  Leben,  Gesundheit 
und  Sittlichkeit  der  Gehilfen  und  Gehilfinnen  zu  einer  unerlässlichen  Not- 
wendigkeit. Dio  von  der  Reichsgesetzgebung  bisher  unternommenen  Schritte 
können  nur  als  ein  Anfang  bezeichnet  werden,  der  dringend  des  plan- 
mässigen  und  unablässigen  Ausbaues  bedarf.  Dieser  Ausbau  ist  sowohl 
Aufgabe  des  Reiches  (Schaffung  neuer  Gesetzesbestimmungen)  als  der  Ge- 
meinden (Durchführung  der  bisherigen  reichsgesetzlichen  Massnahmen).  Als 
nächste  und  dringendste  Ziele  der  Gesetzgebung  sind  zu  erstreben: 

Ausdehnung  der  Gewerbegerichtsbarkeit  auf  die  Handlungsgehilfen, 
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Schaffung  einer  Handelsinspektion  nach  Art  der  Gowerbeinspektion  und 
unter  Mitwirkung  der  Gehilfenschaft,  Abschaffung  der  Konkurronzklausel, 
reichsgesetzliche  Einführung  des  8  -  Uhr-Ladenschlusses  und  Erstrebung 
des  gesetzlichen  8-Uhr-Gesehäftssehlusses  für  alle  Handelsbetriebe  bis  zur 
Herbeiführung  des  Achtstundentages,  obligatorischer  Fortbildungs-Schul- 
unterricht  für  alle  unter  18  Jahre  alten  kaufmännischen  Angestellten  an 
taglich  zwei  Vormittagsstunden  der  Wochentage,  Herbeiführung  einer 
36-stündigen  Sonntagsruhe,  zweckentsprechende  Ausdehnung  der  Ver- 
sicherungsgesetze auf  die  Gehilfenschaft  im  Handelsgewerbe. 

Die  Generalversammlung  macht  es  den  organisierten  Kollegen  zur 
Pflicht,  in  der  Agitation  für  die  Durchführung  dieser  Forderungen  uner- 
müdlich zu  sein. 


Die  dritte  Generalversammlung  des  Centraiverbandes  der  Handlungs- 
gehilfen und  Gehilfinnen  Deutschlands  giebt  ihrem  lebhaften  Befremden 
Ausdruck,  dass  die  GeKotzesvorlago.  betr.  kaufmännische  Schiedsgerichte, 
deren  Einbringung  nach  der  von  dem  Vertreter  des  Bundesrats  am 
29.  Januar  1902  im  Reichstage  abgegebenen  Erklärung  in  „naher  Zu- 
kunftu  bevorstehen  sollte,  dem  Reichstage  immer  noch  nicht  zugegangen  ist. 

Nachdem  der  heutige  Rechtszustand  der  kaufmannischen  Angestellten 
als  eine  eklatante  soziale  Ungerechtigkeit  an  unzahligen  Fällen  nach- 
gewiesen und  die  Notwendigkeit  kaufmännischer  Gewerbegerichte  dargethan 
worden  ist ;  nachdem  selbst  die  Mehrzahl  der  Handelskammern,  also  der 
Unternehmerorganisationen  im  Handelsgewerbe,  sich  für  solcho  Gerichte 
ausgesprochen  hat;  nachdem  ihre  Schaffung  von  fast  allen  Parteien  des 
Reichstages  als  ein  Gebot  der  sozialen  Gerechtigkeit  bezeichnet  worden 
ist,  bleibt  die  Verschleppung  der  Angelegenheit  durch  die  Reichsregierung 
einfach  unverständlich. 

Gleich  ihrer  Vorgängerin  vom  Jahre  1900  protestiert  die  heutige 
Generalversammlung  mit  allem  Nachdruck  -  und  sie  weiss  sich  darin 
willeneins  mit  der  Masse  der  Handlungsgehilfen  und  Gehilfinnen  Deutsch- 
lands —  gegen  eine  solche  Vernachlässigung  der  durch  jahrzehntelange 
Rechtsmisere  diktierten  Pflicht:  sie  fordert  die  schleunige  Einbringung  der 
Vorlage  unter  Berücksichtigung  der  folgenden  Grundsätze  : 

1)  die  kaufmännischen  Gewerbegerichte  sind  im  engsten  Anschluss 
an  die  bestehenden  Gewerbegerichte  zu  errichten  und  nach  Art  dieser  zu 
gestalten : 

2)  Bestimmungen,  die  die  Zuständigkeit  dieser  Gewerbegerichte  auf- 
heben oder  beeinträchtigen,  sind  auszusehliessen  : 

8)  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  ist  allen  Unternehmern  und 
Angestellten  beiderlei  Geschlechts  vom  vollendeten  21.  Lebensjahre  an  zu 
gewähren : 

4)  bei  Klageobjekten  unter  500  M.  ist  Berufung  auszusehliessen: 
hi  Anwälte  sind  zur  Vertretung  nicht  zuzulassen. 

9.  Yerkehrsgewerbe. 

a)  Resolutionen  des  am  1«».— 21.  Juni  in  Stuttgart  abgehaltenen 
IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

1.  In  Erwägung,  dass  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessen 
der  deutschen  Eisenbahner  konform  sind  den  wirtschaftlichen  Interessen 
aller  in  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  erwerbstätigen  Personen, 
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in  fernerer  Erwägung,  dass  die  wirtschaftliche  Lage  der  Eisenbahner, 
ihre  Ernährung  und  die  Dauer  ihrer  Arbeitszeit  von  Einfluss  sind  auf  die 
Betriebssicherheit  der  Eisenbahnen  und  die  Sicherheit  weiter  Kreise  der 
Bevölkerung, 

dass  ferner  das  nach  §  152  der  Gewerbeordnung  allen  Gewerbe- 
treibende, gewerblichen  Gehilfen,  Gesellen  und  Fabrikarbeitern  gewähr- 
leistete Koalitionsrecht  den  Eisenbahnangestellten  und  Arbeitern  streitig 
gemacht  wird,  in  der  Vorenthaltung  des  Koalitionsrechts  aber  olfenkundig 
das  Bestreben  und  Festhalten  der  Eisenbahnverwaltungen  an  rücksichts- 
loser, uneingeschränkter  Ausbeutung  des  Personals  zum  Ausdruck  kommt, 
beschliosst  der  vierte  Deutsche  Gewerkschaftiskongress : 

Es  ist  energisch  dahin  zu  wirken,  dass  von  gesetzgeberischer  Seite 
baldigst  Massnahmen  ergriffen  werden,  welche  geeignet  sind,  den  Eisen- 
bahnern das  Koalitionsrecht  unter  allen  Umständen  zu  sichern. 

Ferner  verlangt  der  Kongress,  ausgehend  von  dem  Gesichtspunkt, 
dass  jeder  Mensch  das  Recht  haben  muss,  seiner  politischen  Anschauung 
freien  Ausdruck  geben  zu  dürfen, 

dass  aus  den  „Gemeinsamen  Bestimmungen"  alle  Vorschriften  und 
Verpflichtungen,  welche  sich  auf  Gesinnung  und  politische  Bethätigung 
der  Eisenbahnbediensteten  ausserhalb  des  Dienstes  beziehen ,  entfernt 
werden. 

Durch  den  $  152  der  Gewerbeordnung  ist  allen  in  gewerblichen 
Anlagen  beschäftigten  Gehilfen,  Arbeitern  u.  s.  w.  das  Koalitionsrecht 
gewährleistet.  Da  auch  die  Strassenbahnen  gewerbliche  Anlagen  sind, 
steht  den  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  und  Angesteliten 
—  weil  Gowerbegehilfon  —  das  Recht  der  Koalition  ebenfalls  zu. 

In  Erwägung  nun,  dass  anlässlich  der  Bewegungen  der  letzten  Jahre 
seitens  der  Gerichte  sowohl  als  auch  von  Mitgliedern  der  Regierungen 
einzelner  Bundesstaaten  der  Auffassung  Raum  gegeben  worden  ist.  dass 
die  Strassenbahner  der  Gewerbeordnung  nicht  unterstehen,  beschliesst  der 
Kongress : 

Seitens  der  gesetzgebenden  Körperschaften  sind  Bestimmungen  zu 
treffen,  in  denen  klar  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  dass  die  Strassen- 
bahnangestellton  der  Geworbeordnung  unterstehen. 

Der  Kongross  hält  weiter  die  Einführung  von  Bestimmungen,  welche 
den  Angestellton  die  Ausübung  des  Koalitionsrechtes  in  der  Praxis  garan- 
tieren, für  unbedingt  notwendig. 

b)  Resolutionen  der  am  17.  — 20.  September  11)01  zu  Brantford 
(Ontario)  abgehaltenen  Sitzung  des  Trades  and  Labour  Congress 
of  Canada. 

I.  Der  Kongress  beauftragt  das  Exekutivkomitee  vom  Eisenbahn- 
minister von  Canada  die  Einführung  des  8-Stundentages  für  die  Augestellten 
der  staatlichen  Eisenbahnen  zu  verlangen. 

II.  In  Erwägung,  dass  die  Briefträger  des  Dominium  von  Canada  an 
den  Generalpostmeister  die  Bitte  richteten,  er  möge  die  Frage  in  Er- 
wägung ziehen,  ob  es  aus  Gründen  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  nicht 
angemessen  wäre,  ihnen  eine  20-proz.  Gehaltserhöhung  zu  gewähren,  diese 
Eingabe  aber  noch  nicht  die  ihr  gebührendo  Beachtung  fand,  beschliesst 
der  Kongress,  es  sei  dorn  Exekutivkomitee  dos  Kongresses  die  Instruktion 
zu  erteilen,  unverzüglich  die  ernsthafte  Aufmerksamkeit  des  Generalpost  - 
nieisters  auf  die  Thatsache  zu   lenken,  dass   die  Steigerung  der  Preise 
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der  verschiedenen  Lebensmittel,  der  Miets-  und  Heizungspreise  etc.  das 
Studium  dieser  wichtigen  und  dringenden  Frage  und  ihre  unverzügliche 
Erledigung  im  Sinne  der  Bittsteller  als  notwendig  erscheinen  lässt. 

c)  Eingabe  des  Nederl  an  dachen  Schoeps-  en  Boot  wo  r- 
kersbond  an   den  Minister  des  Innern.    (Vom  24.  April  1902.) 

Nachdem  die  Boots-  und  Schiffsarbeitervereinigung  „Recht  en 
Plichtu  an  den  Minister  für  Wasserwesen ,  Handel  und  Industrie  eine 
Bittschrift  betreffend  Anstellung  von  Inspektoren  für  den  Hafen-  und 
Dockbetrieb  richtete,  und  der  Minister  des  Innern  am  14.  Dezember  1901 
eine  diesbezügliche  Untersuchung  zusagte,  aber  auch  auf  die  Schwierig- 
keiten der  Durchführung  dieser  Angelegenheit  bei  Schiffen  fremder 
Nationalitat  hinwies,  bittet  der  Nederlandschc  Scheeps-  en  Bootwerkers- 
bond  (bestehend  aus  Scheeps-  en  Bootwcrkersvereeniging  ..Recht  en 
Plicht",  Dok-  en  Veemarbeidersvereeniging,  Korenwegers  en  Dragers 
„door  Eendracht  Verbünden*',  Houtwerkersvereeniging  „Streven  naar 
Verbetering**,  Bootwerkersvereeniging  „Eensgezindheit",  Houtwerkers- 
vercenigirig  „Streven  nach  Verbetering"  zu  Zaandam,  Allgemeene  Boot- 
werkersvereeniging ,,Streven  naar  Verbetering4*,  Dokwerkersvereeniging 
..Een  voor  allen,  allen  voor  een*')  zur  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  er  durch 
das  Liternationale  Arbeitsamt  in  Basel  (Schweiz)  Auskunft  über  den 
Schutz  der  Hafenarbeiter  im  Ausland  erhalten  hat,  dass  er  Eure  Excellenz 
auf  den  Nutzen  der  Anstellung  erfahrener  Arbeiter  als  Hafeninspektoren 
aufmerksam  macht  ,  und  dass  sich  der  Vorstand  des  Nederl.  „Seheeps- 
en  Bootwerkersbond'*  bereit  erklärt.  Eure  Excellenz  zu  jeder  Zeit  dies- 
bezügliche Auskunft  nach  seinen  Kräften  zu  erteilen. 

10.  Beherbergung  und  Erquickung. 

a)  Resolution  der  am  (>.  Mai  1902  abgehaltenen  Sitzung 
des  Ausschusses  dor  Gesellschaft  für  Soziale  Reform. 

So  dankenswert  jeder  Versuch  einer  Regelung  der  Arbeitsverhält- 
nisse in  Gast-  und  Schankwirtschaften  ist,  so  kann  die  hierauf  bezügliche 
Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  23.  Januar  1902  doch  nur  als  der 
Anfang  der  für  den  Schutz  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  notwendigen 
Massnahmen  betrachtet  werden.  Ihre  Vorschriften  bleiben  sogar  vielfach 
hinter  dem  Mindestmass  dessen  zurück,  was  schon  die  Gesundheit  erfordert. 
Sie  verzichten  aber  völlig  darauf,  dem  Arbeiter,  auch  nur  in  den  beschei- 
densten Grenzen,  ein  Familienleben  zu  ermöglichen  und  ihm  Zeit  für  seine 
Fortbildung  zu  gewähren.  Auch  lassen  sie  die  mit  der  Wahrung  der 
Gesundheit  nicht  zusammenhängenden  Beziehungen  des  Arbeitsverhält- 
nisses ausser  Betracht,  welche  durch  die  G.O.  für  andere  Gowerbe  ge- 
regelt sind. 

Sie  können  deshalb  als  wirksame  Schutzbestimmungen  für  das  im 
Gast-  und  Schankwirtschaftsbetrie.be  beschäftigte  Personal  nicht  angesehen 
werden.  Insbesondere  sind  unzulänglich  die  Bestimmungen  über  die 
Ruhezeit  der  jugendlichen  Gehilfen,  bezüglich  der  freien  Tage  und  der 
Sonntagsruhe,  sowie  bezüglich  der  weiblichen  Gehilfen.  Auch  ist  der 
Arbeiterschutz  auf  das  gesamte  Hilfspersonal  auszudehnen. 

Da  nach  4?  120  der  G.O.  die  Befugnis  des  Bundesrates  zum  Erlass 
von  Vorschriften  über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  auf  Bestimmungen  zur 
Wahrung  der  Gesundheit  der  Arbeiter  begrenzt  ist,  so  kann  eine  aus- 
reichende Besserung  der  Lage  der  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe 
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beschäftigten  Arbeiter,  Angestellten,  Gehilfen  und  Lehrlinge  beiderlei 
Geschlechts  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  bewirkt  werden.  Hierbei 
würden  auch  die  Wünsche  der  Gehilfen  bezüglich  der  Stellenvermittelung, 
des  Erlasses  von  Arbeitsordnungen,  der  Erhebung  und  Verwendung  von 
Strafgeldern,  der  Beaufsichtigung  der  Betriebe  (§  139  b  der  G.G.),  der 
allgemeinen  und  der  beruflichen  Fortbildung,  sowie  die  Frage  einer  Be- 
schränkung der  Nachtarbeit  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  sein. 

b  i  Eingabe  der  Münchner  Kellnerinnen.  (  Die  Eingabe  wurde 
in  der  Petitionskommission  des  Reichstages  in  der  Sitzung  vom  4.  März 
1902  behandelt.) 

In  Bezug  auf  die  Arbeitsverhältnisse  wird  darin  verlangt  :  1)  Nach 
beendeter  Tagesarbeit  eine  Ruhezeit  von  mindestens  10  Stunden.  2,i  Obli- 
gatorischer Fortbildungssehnlunterricht.  für  jugendliche  Kelluerinnen. 
3i  Kellnerinnen  unter  Di  Jahren  sollen  überhaupt  nicht,  solche  im  Alter 
von  16  —  18  Jahren  in  der  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis  »i  Uhr  morgens 
nicht  beschäftigt  werden  dürfen.  -I)  Ausnahmen  von  der  gesetzlichen 
Ruhezoit  sollon  höchstens  an  3<>  Tagen  im  Jahre  zulässig  sein.  5}  Ge- 
setzliche Bestimmungen,  wonach  Schankwirtschaften  mit  weiblicher  Be- 
dienung der  Aufsicht  weiblicher  Gewerbeaufsichtsbeamteu  unterstollt  sein 
sollen  und  endlich  (>)  die  Einführung  einer  2-jährigen  Lehrzeit  für  Kell- 
nerinnen. #  Die  Kommission  beschloss,  über  die  Forderung  die  Lehrzeit 
betreffend  zur  Tagesordnung  überzugehen,  alle  anderen  Wünsche  aber 
«lern  Reichskanzler  als  Material  zu  überweisen. 

c)  Gesuch  des  Internationalen  Vereins  der  Gasthof- 
besitzer (Sitz  Köln  am  Rhein)  an  den  Bundesrat  vom 
2  2.  Febr.  1902.  Da  die  am  23.  Januar  d.  J.  auf  Grund  des  §  120e 
Absatz  3  der  Gewerbe-Ordnung  erlassenen  Bestimmungen  über  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast-  und  Schankwirtschafteu 
einen  tiefgehenden  Eingriff  in  unser  Erwerbsleben  bedeuten,  und  der 
hohe  Bundesrat  sich  den  von  uns  gegen  den  24-stündigen  Ruhetag  er- 
hobenen Bedenken  nicht  angeschlossen  hat,  wiederholen  wir  heute  wieder 
als  unsere  wichtigste  Forderung  die  Trennung  der  Hotels  von  den  Schank- 
wirtschaften in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Ruhezeiten  der  Angestellten 
und  bitten  den  hohen  Bundesrat,  in  Zukunft  bei  der  Beobachtung  über 
die  Wirkung  der  Verordnung  besonders  die  Möglichkeit  einer  ^  solchen 
Trennung  zu  beachten. 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1 .  Resolutionen  des  am  31.  März  zu  F r a n  k e n  t  h a  1  abge- 
haltenen V  e  r  t  r  e  t  e  r  t  a  g  e  s  des  Verbandes  der  protestanti- 
schen Arbeitervereine  der  Rheinpfalz. 

Die  soziale  Gesetzgebung  hat  sich  der  Arbeitslosigkeit  anzunehmen. 

Es  ist  zu  fordern :  a;  Schaffung  von  Arbeitskammorn :  b)  eines  Arbeits- 
amtes; c)  Ausbau  der  Arbeitsnachweise:  d)  Errichtung  einer  staatlichen 
obligatorischen  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit. 

Der  Verband  beschliesst :  ai  es  wird  eine  Kommission  ernannt,  die 
sich  mit  der  Frage  der  Arbeitskammern  und  des  Reichsarbeitsanites 
speciell  beschäftigt  und  das  gesammelte  Material  zu  Vorschlägen  ver- 
arbeitet, die  durch   den  Vorband  nach  Beratung   an  die  massgebenden 
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Stellen  weiterzuleiten  sind ;  b;  fall«  die  Arbeitskaramern  staatlich  er- 
richtet werden,  dahin  zu  streben,  dass  er  in  denselben  vertreten  ist. 

Sich  eingehende  Kenntnis  von  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Arbeits- 
nachweises in  der  Pfalz  zu  verschaffen,  auf  Errichtung  weiterer  Arbeits- 
nachwoisstellen  in  den  grösseren  Orten  hinzuwirken,  von  der  Uebertragung 
des  Arbeitsnachweises  an  die  Polizeiorgane  abzuraten,  den  Auschluss  an 
die  Centrale  zu  empfehlen. 

Das  zu  einer  Arbeitslosenversicherung  nötige  Kapital  hat  aufzu- 
bringen: a^  die  Industrie;  bi  der  Arbeiter;  c)  der  Staat  und  d)  ttbergnt 
fundierte  Wohlthätigkeitsstiftuugen. 

Die  Hälfte  des  Krankenkassenbeitrages  dürfte  als  Beitrag  genügen. 
Die  übergut  fundierton  Stiftungen  haben  einen  bestimmten  Prozentsatz 
ihres  Uebereinkommens  an  die  Reichskasse  abzuliefern. 

Alle  Geschäfte  der  Arbeitslosenkasse  sind  von  dor  Krankenkasse  zu 
übernehmen,  zu  deren  Verwaltung  auch  intelligente  Arbeiter  beigezogen 
werden  sollen. 

Ausgeschlossen  von  der  Boitragspflicht  zur  Arbeitslosenkasse  sind  alle 
Arbeiter  mit  einem  festen  Gehalt  von  mehr  als  2<XX>  Mark  pro  Jahr. 
Alle  anderen  Arbeiter  sind  versicherungspflichtig. 

Auch  die  Saisonarbeiter  haben  an  der  Wohlthat  dieses  Gesetzes  Anteil. 

Die  Höhe  der  Unterstützung  bestimmt  das  Gesetz.  Sie  muss  überall 
in  Deutschland  die  gleiche  sein  und  darf  die  Hälfte  des  Verdienstes  eines 
Arbeiters  nicht  übersteigen. 

Die  Zuteilung  der  Unterstützung  bestimmt  in  jeder  Gemeinde  eine 
aus  Arbeitgebern,  Arbeitern  und  Staatsbeamten  zusammengesetzte  Kom- 
mission nach  Prüfung  der  Verhältnisse. 

Freiwilliges  Niederlegen  der  Arbeit  schliefst  von  der  Arbeitslosen- 
unterstützung aus. 

Die  Unterstützung  kann  versagt  werden,  wenn  nachgewiesene  Arbeit 
zurückgewiesen  wird. 

Private  Vorkehrungen  gegen  die  Arbeitslosigkeit  werden  bei  Zuteilung 
der  Unterstützung  nicht  berücksichtigt. 

Die  werkthätige  Fürsorge  in  Wanderarbeitsstätten  und  Arbeiter- 
kolonien ist  zu  fördern.  Der  Verband  beschliesst.  auf  geeignetem  Wege 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Wanderarbeitsstätten  auf  die  Grundlage  einer 
gesetzlichen  Regelung  gestellt  werden. 

2.  Resolution  der  am  21.  Mai  1902  zu  Düsseldorf  abgehaltenen  Dele- 
giertenversammlung des  Gesamt  Verbandes  der  evangel. 
Arbeitervereine  Deutschlands. 

Der  Gesamtverband  der  evang.  Arbeitervereine  Deutschlands  fordert 
mit  Bezug  auf  die  immer  wieder  auftretende  Arbeitslosigkeit  vieler  Glieder 
des  arbeitenden  Volkes  infolge  geschäftlicher  Krisen  und  auf  deren 
bösartige  Folgen  (wirtschaftlicher  und  sittlicher  Rückgang  der  davon  be- 
troffenen Familien) : 

1)  ein  Reichsgesetz  betreffs  obligatorischer  Einführung  von  paritätischen 
Arbeitsnachweisen  in  allen  Städten  mit  über  10 000  Einwohnern; 

2)  provinzielle  bezw.  staatliche  Centralisation  der  Arbeitsnachweise; 

3)  ein  Anstreben  freiwilliger  gewerkschaftlicher  Selbstversicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  innerhalb  der  evang.  Arbeitervereine  und  der  Ge- 
werkschaften als  Uebergang  zu  einer  späteren  reichsgesetzlichen,  obli- 
gatorischen Arbeitslosenversicherung  in  berufsgenossenschaftlicher  Form : 
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4)  ein  Sparsystem  für  jugendliche  Arbeiter; 

5)  eine  gesetzliche  Neuregelung  der  Fürsorgo  für  mittellose  Wanderer ; 

6)  Benutzung  der  deutschen  Herbergssparkasso  von  seiten  lediger, 
ihren  Arbeits-  und  Aufenthaltsort  notgedrungen  öfters  wechselnder  Arbeiter : 

7)  möglichst  genaue  Ermittelungen  über  die  Arbeitslosigkeit  der  Mit- 
glieder der  evang.  Arbeitervereine  nach  einem  vom  Ausschuss  zu  ent- 
werfenden Fragebogen; 

8)  Petitionen  nach  den  vorbezeichneten  Richtungen  an  die  Reichs-, 
Staats-  und  Kommunalbehörden. 

3.  Resolutionen  des  am  16.— 21.  Juni  1902  in  Stuttgart  abgehaltenen 
IV.  deutschen  Gewerkschaftskongresses. 

1.  Der  Gewerkschaftskongress  erachtet  es  als  Pflicht  von  Reich, 
Staat  und  Gemeinde,  Arbeitern  Unterstützung  zu  gewähren  bei  Arbeits- 
losigkeit, welche  weder  durch  Strikes  noch  eigenes  grobes  Verschulden 
hervorgerufen  ist ;  die  Arbeitslosenunterstützung  darf  nicht  den  Charakter 
eines  Almosens  oder  einer  Armenunterstützung  tragen  und  keinerlei 
Kürzung  der  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Arbeiter  nach  sich  ziehen. 

2.  Als  Voraussetzung  einor  allgemeinen  Arbeitslosenversicherung 
fordert  der  Kongress  das  uneingeschränkte  Koalitionsrecht  für  alle  Ar- 
beiter beiderlei  Geschlechts  in  Gewerbe,  Hausindustrie,  Schifffahrt,  Land- 
wirtschaft, Staatsbetrieben  und  in  häuslichen  Diensten,  die  Anerkennung 
der  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  des  Gewerbes  vereinbarten 
Tarife,  die  Gewährung  der  Rechtsfähigkeit  an  die  beruflichen  Organi- 
sationen ohne  Einschränkung  der  wirtschaftlichen  Bewegungsfreiheit,  die 
Vornahme  regelmässiger  Arbeitslosenzählungen  und  die  reichsgesetzliche 
Regelung  der  Arbeitsvermittlung  durch  Organisation  von  Arbeitsbörsen, 
zu  deren  Erbauung  und  Unterhaltung  die  Einzelstaaten  und  die  Gemeinden 
zu  verpflichten  sind. 

3.  Der  Kongress  verwirft  jedes  System  einer  Arbeitslosenversicherung 
auf  anderer  Grundlage  als  der  freien  Selbstverwaltung  der  Arbeiter  und 
der  Gewährung  eines  Reichszuschusses  an  Arbeitslosenunterstützung  am 
Orte  oder  auf  der  Reise  zahlende  centrale  oder  lokale  Berufs  verbände. 

4.  Die  Deckung  der  Kosten  des  Reichsarbeitslosenversicherungs- 
zuschusses geschieht  zur  Hälfte  aus  Reichsmitteln,  die  andere  Hälfte  der 
Kosten  ist  durch  die  Berufsgenossenschaften  zu  decken.  Je  nach  den 
Anforderungen  für  die  einzelnen  Berufe  hat  das  Reichsversicherungsamt 
dio  durch  die  Berufsgenossenschaften  zu  zahlenden  Beiträge  festzusetzen, 
die  von  diesen  auf  dem  Wege  des  Umlageverfahrens  von  den  Arbeitgebern 
zu  erheben  sind. 

5.  Der  Kongress  empfiehlt  den  Gewerkschaften  als  Vorbedingung 
eines  solchen  Reichszuschusses  die  Einführung  resp.  den  Ausbau  der 
Arbeitslosenuntorstützung,  um  auf  diese  Weise  die  einzig  annehmbare 
versicherungsteehnische  und  organisatorische  Grundlage  der  Staatssnbvention 
zu  schaffen. 

4.  Resolutionen  der  am  18.  und  19.  Mai  zu  Heidenheim  abgehaltenen 
Landesverbands  Versammlung  der  württembergischen 
evangelischen  Arbeitervereine. 

„Der  Verband  wird  in  Wort  und  Schrift  mit  allem  Nachdruck  dafür 
wirken,  dass  eine  staatlicheWitwen-  und  Waisonfür  sorge  ge- 
schaffen werde." 
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5.  Resolution  des  am  19.  Mai  in  Berlin  abgehaltenen  Delegierte  n- 
tages  des  Ge  werk  Vereins  der  deutschen  Maschinenbau- 
und  Metallarbeiter: 

Der  12.  ordentliche  Delegierten  tag  der  deutschen  Maschinenbau-  und 
Metallarbeiter  erkennt  in  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  einen 
wesentlichen  Faktor  zur  Verbesserung  der  Arbeitsverhältnisse  und  wünscht, 
dass  möglichst  alle  Arbeiter  derselben  teilhaftig  werden.  Dennoch  ver- 
urteilt er  auf  das  schärfste  alle  Bestrebungen,  welche  diesen  Zwang  der 
Arbeiterversicherung  dem  Staate  oder  den  Kommunen  übertragen  wollen, 
weil  er  einerseits  darin  einen  neuen  schweren  Schlag  gegen  die  Organi- 
sation der  Arbeiter  erblickt,  andererseits  weder  den  Staat  noch  die  Kom- 
munen aus  sozialen,  finanziellen  und  technischen  Gründen  als  geeignete 
Träger  der  Arbeitslosenversicherung  ansehen  kann. 

Der  Delegiertentag  hält  diejenige  Form  der  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit,  wie  sie  bereits  seit  Jahrzehnten  in  den  deutschen  Gewerk- 
vereinen und  in  Nachahmungen  derselben  seit  kurzem  auch  in  anderen 
Berufsorganisationen  eingeführt  ist,  für  die  beste  und  erwartet  demgemäss, 
das*»  den  Arbeitern  endlich  die  uneingeschränkte  Koalitionsfreiheit  sowie 
den  Berufsvereinen  die  gesetzliche  Anerkennung  gewährt  wird,  um  mit 
noch  besserem  Erfolge  als  bisher  die  Indifferenten  für  die  Organisation 
gewinnen  und  damit  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  versichern  zu 
können. 

6.  Resolutionen  der  3.  Generalversammlung  des  deutschen 
Bergarbeiter  verbau  des.    Abgehalten  zu  Essen  am  17. — 19.  Mai  18!)2. 

1.  Die  Generalversammlung  des  Bergarbeiterverbandes,  als  Vertretung 
von  42  000  Knappschaftsmitgliedern,  erklärt  : 

In  Erwägung,  dass  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Knappschaftspensions- 
kassen  die  Arbeiter  sehr  wenig  befriedigen,  weil  die  gezahlten  Pensionen 
zu  niedrig,  darum  nicht  ausreichend  sind  zur  Lebenshaltung  der  Invaliden 
und  ihrer  Hinterbliebenen ; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  die  Pensionskassenbeiträge  in  den  letzten 
Jahren  bedeutend,  in  einigen  Knappschaftsvereinen  um  das  Doppelte  stiegen, 
dagegen  die  Bezüge  der  Invaliden,  Witwen  und  Waisen  wenig,  teilweise 
gar  nicht  erhöht  wurden  ; 

in  fernerer  Erwägung,  dass  bei  freiwilliger  wie  unfreiwilliger  Arbeits- 
Veränderung  und  Arbeitslosigkeit  manche  Knappschaftsmitglieder  ihre 
durch  langjährige  hoho  Beitragsleistung  erworbenen  Rechte  verlieren  : 

in  schliosalicher  Erwägung,  dass  durch  die  neue  sozialpolitische  Ge- 
setzgebung im  Knappschaftswesen  für  die  Arbeiter  schwere  Benachteiligungen 
entstanden,  so  durch  die  Aufroehiiungsbestimmungen  des  §  25  des  Ge- 
werbeimfallgesetzes  und  des  §  52  des  Invalidenversioherungsgesetzes, 

erachten  wir  eine  Reform  des  Knappschaftswesens  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung für  unbedingt  erforderlich  im  Interesse  der  Arbeiter.  Folgende 
Forderungen  stellen  wir  auf: 

1)  Regelung  des  Knappschaftswesens  durch  Roichsgesetz ;  darin  inuss 
die  Berufsinvalidität  aufrecht  erhalten  bleiben. 

2)  Einheitliche  Beiträge  und  Renten:  Wegfall  der  Klasseneinteilung 
bei  der  Pensionskasse ;  Beseitigung  der  unständigen  Mitgliedschaft : 

3)  Erhöhung  der  Renten,  damit  sie  den  Bedürfnissen  der  Mitglieder 
und  dem  Zweck  der  Kassen  entsprechen. 
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4)  Beseitigung  jeder  Aufrechnung  anderer  Renten  auf  die  Berg- 
invalidenpension. 

5  )  Festsetzung  eines  Dienstalters  (in  Jahren),  nach  dessen  Ableistung 
die  Berginvalidenpension  unbedingt  zu  gewahren  ist,  ohne  dass  Berg- 
fertigkeit nachzuweisen  wäre. 

6)  Sicherung  der  erworbenen  Mitgliederrechte,  im  Falle  freiwilliger 
oder  unfreiwilliger  Abkehr  von  einem  Vereinswerk.  Eventuell  Rück- 
zahlung der  geleisteten  Beitrage  unter  Abzug  der  entstandenen  Ver- 
waltungskosten. 

Die  Generalversammlung  beauftragt  den  Verbandsvorstand,  vorstehende 
Forderungen  den  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  unterbreiten,  und  ver- 
pflichtet die  Verbandsvertreter,  für  die  Durchführung  der  knappschaft- 
lichen Reformen  jederzeit  und  energisch  einzutreten. 

2.  Die  Generalversammlung  des  Bergarbeiterverbandes,  als  Ver- 
tretung von  42  000  Kassenmitgliedern,  spricht  sich  au»  für  eine  Weiter- 
bildung der  Krankenkassengesetzgebung  in  dem  Sinne,  dass  die  ange- 
kündigte Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetz  den  knappschaftlichen 
Krankenkassen  vorschreibt : 

1)  Gewährung  eines  Krankenlohnes  in  Höhe  von  8/4  des  verdienten 
Lohnes. 

2)  Gewährung  freier  Kur  und  Arznei  auch  an  die  Familienangehörigen 
der  Kassenmitglieder. 

3)  Bezahlung  dos  Krankengoldes  vom  ersten  Tage  der  Krankheit  bis 
mindestens  nach  Ablauf  der  26.  Krankheitswoche. 

4>  Zulassung  von  diplomierten  Naturheilärzten. 
5;  Freie  Wahl  der  Aerzte. 

7.  Resolution  des  am  20.  Mai  zu  Exeter  abgehaltenen  Cooperative 
Congross. 

Der  Kongress  nimmt  die  von  der  gemeinschaftlichen  Konferenz  l)  betr. 
Alterspensionen  gefassten  Resolutionen  mit  hoher  Befriedigung  an  und 
weist  die  Regierung  auf  die  dringende  Notwendigkeit  der  Errichtung  einer 
staatlichen  Alterspensionsversicherung  hin,  die  alle  Bürger,  Männer  und 
Frauen,  die  das  Alter  von  60  Jahren  erreicht  haben,  umfassen  soll.  Die 
Pension  soll  in  Renten  von  wenigstens  5  sh.  'Schilling)  wöchentlich  be- 
stehen. Alle  Kosten  der  Durchführung  eines  solchen  Entwurfes  sollen 
vom  Staate  aus  den  Einkünften  der  Reichssteuer  bestritten  werden. 


1)  Vcrgl.  „Bulletin",  S.  222. 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 


a)  Reichsgesetze. 

1.  Seemannsordnung.    Vom  2.  Juni  1902.    (Reichsgesetzbl.  1 
Xo.27,  8.  175tf*.i 

Erster  Abschnitt.    Einleitende  Vorschriften. 

§  1.  Die  Vorschriften  diese*  Gesetzes  finden  auf  alle  Kauffahrteischiffe  (Gesetz 
vom  h.  Juni  18*^9  §  1,  Reichsgcsetzbl.  1899  IS.  319,  Reichsgcsetzbl.  1901  S.  184 )  An- 
»endung,  welche  das  Recht,  die  Reichsflagge  zu  fahren,  ausüben  dürfen. 

Sie  eind  der  Abänderung  durch  Vertrag  entzogen,  soweit  nicht  eine  anderweitige 
Vereinbarung  ausdrücklich  zugelassen  ist. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  kann  bestimmt 
werden,  inwieweit  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  auf  Binnenschiffe  Anwendung 
finden,  welche  das  Recht,  die  Reichsflagge  zu  führen,  ausüben  dürfen  (Gesetz  vom 
52.  Juni  1899  §  2«3a). 

$  2.  Kapitän  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  der  Führer  des  Schiffes  (Schiffer), 
in  dessen  Ermangelung  oder  Verhinderung  sein  Stellvertreter. 

Schiffsoffiziere  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  diejenigen  zur  Unterstützung  des 
Kapitäns  in  der  Führung  des  Schiffes  bestimmten  Angestellten,  welche  zur  Ausübung 
ihres  Dienstes  eines  staatlichen  Befähigungsnachweises  bedürfen.  Außerdem  gelten 
als  Schiffsoffiziere  die  Acrzte,  Proviant-  und  Zahlmeister. 

Schiffsmann  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  jede  sonstige  zum  Dienste  auf  dem 
Schiffe  während  der  Fahrt  für  Rechnung  des  Reeders  angestellte  Person,  ohne  Unter- 
schied, ob  die  Anmusterung  (§  13)  erfolgt  ist,  oder  nicht.  Auch  die  weibüche  An- 
gestellte hat  die  Rechte  und  Pflichten  des  Schiffsraannes.  Der  Lotse  gilt  nicht  als 
N&iffsmann.   Die  Gesamtheit  der  Schiffslcute  bildet  die  Schiffsmannschaft. 

§  8.  Der  Kapitän  ist  der  Dien  st  vorgesetzte  der  Schiffsoffiziere  und  Schiff  Bleute. 
Seine  Stellvertretung  liegt,  soweit  nicht  vom  Reeder  oder  vom  Kapitän  hinsichtlich 
der  Vertretung  in  einzelnen  Dienstzweigen  anderweitige  Anordnung  getroffen  ist,  dem 
Steuermann,  in  Ermangelung  eines  solchen  dem  Bestmann  ob. 

Die  Schiffsoffiziere  sind  Vorgesetzte  sämtlicher  Schiffsleute.  Auf  die  Schiffs- 
offiziere finden  die  für  die  Schiffsmannschaft  oder  den  Schiffsmann  geltenden  Vor- 
schriften, soweit  nicht  ausdrücklich  ein  anderes  festgesetzt  ist,  Auwendung. 

Das  dienstliche  Verhältnis  der  Schiffsoffiziere  untereinander,  insbesondere  das 
Verhältnis  zwischen  Offizieren  verschiedener  Dienstzweige,  bestimmt  sich  nach  den 
vom  Reeder  oder  vom  Kapitän  getroffenen  besonderen  Festsetzungen.  Auf  Dampf- 
schiffen ist  jedoch  während  der  Ausübung  des  Waehtdienstcs  der  wachthabende 
Maschinist  dem  wachthabenden  Steuermann  insofern  untergeordnet,  als  er  die  von 
diesem  nach  der  Maschine  gegebenen  Befehle  auszuführen  hat 

Die  außer  den  Schiffsoffizieren  in  den  einzelnen  Dienstzweigen  als  Vorgesetzte 
«eltenden  Schiffsleute  werden  vom  Kapitän  bestimmt  und  sind  der  Schiffsmannschaft 
durch  Aushang  bekannt  zu  geben. 

§  4.  Der  Bundesrat  erlässt  Bestimmungen  über  Zahl  und  Art  der  Schiffs- 
offiziere, mit  welchen  die  Schiffe  zu  besetzen  sind,  Bowie  über  den  Grad  des  Be- 
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fähigungszcugnisBes,  das  der  Kapitän  und  die  Schiffsoffiziere  besitzen 

Bestimmungen  sind  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zusammentritte  z  s5rlD:~ 

nähme  vorzulegen. 

§  5.   Secniannsämter  mit  den  durch  dieses  Gesetz  ihnen  zugewies  ''■f* 
nissen  und  Obliegenheiten  sind  im  Reichsgebiete  die  landesrechtlich,  in  < 
gebieten  die  vom  Reichskanzler  bestellten  Behörden,  im  Auslande  die  Koi.  rjate 
Reiches  für  Hafenplatze. 

Die  Einrichtung  der  Seemannsämter  im  Reichsgebiete  steht  den  Landesn 
nach  Massgabe  der  Landesgesetze  zu.    Ihre  Geschäftsführung  unterliegt  < 
aufsieht  des  Reiches.   Bei  der  Entscheidung  in  den  im  §  122  bezeichnete, 
müssen  die  Seemannsämter  innerhalb  des  Reichsgebiet«  mit  einem  Vorsitzen« 
zwei  schiffahrtskundigen  Beisitzern  besetzt  sein. 

Ist  ein  Konsul  Mitinhaber  oder  Agent  der  Reederei  des  Schiffes,  so  ist  e  Pi 

der  Wahrnehmung  der  im  §  58  bezeichneten  Geschäfte  eines  Seemannsamts  in  B*>J 
auf  dieses  Schiff  ausgeschlossen,  wenn  von  dem  beschwerdeführenden  Schiffso 
f>der  der  Mehrzahl  der  beschwerdeführenden  Schiffsleu tc  gegen  seine  Mitwh 
Widerspruch  erhoben  wird. 

Ö  6.   Die  Schutzgebiete  gelten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  Inland. 

Deutsche  Häfen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  nur  die  Häfen  des  Reichsgebiets.  * 

Zweiter  Abschnitt.   Sc efahrtsbücher  und  Musterung. 

§  7.  Niemand  darf  im  Reichsgebiet  als  Schiffsmann  in  Diensttreten,  bevor 
er  sich  über  Namen,  Geburtsort  und  Alter  vor  einem  Seemannsamt  ausgewiesen  und 
von  demselben  ein  Seefahrtsbuch  ausgefertigt  erhalten  hat. 

Ist  der  Schiffsmann  ein  Deutscher ,  so  darf  er  vor  vollendetem  vierzehnten 
Lebensjahre  zur  Uebernahme  von  Schiffsdiensten  nicht  zugelassen  werden ;  auch  hat 
er  6ich  über  seine  Militärverhältnisse  sowie,  wenn  er  nicht  minderjährig  ist,  darüber 
auszuweisen,  dass  er  von  seinem  gesetzlichen  Vertreter  zur  Uebernahme  von  Schiffs- 
diensten ermächtigt  worden  ist.  Der  Genehmigung  des  Vormundschaftsgericht  bedarf 
es  nicht. 

Mit  dem  Seefahrtsbuch  ist  dem  Schiffsmanne  zugleich  ein  Abdruck  der  See- 
mannsordnung, des  Gesetzes,  betreffend  die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe  zur 
Mitnahme  heimzuschaffender  Seeleute,  des  Gesetzes,  betreffend  die  Stellenvermittelung 
für  Schiffaleute,  und  einer  amtlichen  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  über  die 
Militärverhältnissc  der  seemännischen  und  halbseemännischen  Bevölkerung  auszu- 
händigen. 

Der  Bundesrat  bestimmt,  inwieweit  als  Schiffsleute  nur  solche  Personen  an- 
gemustert werden  dürfen,  welche  nach  Untersuchung  ihres  körperlichen  Zustande« 
für  den  zu  übernehmenden  Dienst  geeignet  sind. 

§  8.    Die  für  einen  einzelnen  Fall  erteilte  Ermächtigung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters (§  7)  gilt  im  Zweifel  als  ein  für  allemal  erteilt. 

Kraft  derselben  ist  der  Minderjährige  für  solche  Rechtsgeschäfte  unbeschränkt 
geschäftsfähig,  welche  die  Eingehung  oder  Aufhebung  von  Heuerverträgen  oder  die 
Erfüllung  der  sich  aus  einem  solchen  Vertrag  ergebenden  Verpflichtungen  betreffen. 

§  9.  Wer  bereits  ein  Seefahrtsbuch  ausgefertigt  erhalten  hat,  muss  behufs  Er- 
langung eines  neuen  Seefahrtsbuchs  das  ältere  vorlegen  oder  dessen  Verlust  glaubhaft 
machen.  Dass  dies  geschehen,  wird  von  dem  Seemannsamt  in  dem  neuen  Seefahrte- 
buche  vermerkt. 

Wird  der  Verlust  glaubhaft  gemacht,  so  ist  diesem  .Vermerke  zugleich  eine  Be- 
scheinigung des  Seemannsamts  über  die  früheren  Rang-  und  Dienstverhältnisse  sowie  über 
die  Dauer  der  Dienstzeit  und  über  die  dem  Schiffsmann  anzurechnenden  Bei  trag«  - 
wocheu  für  die  Invalidenversicherung,  soweit  derselbe  Bich  hierüber  genügend  aus  wen?  t 
beizufügen. 

§  10.  Wer  nach  Inhalt  seines  Seefahrtsbuchs  angemustert  ist,  darf  nicht  von 
neuem  angemustert  werden,  bevor  er  sich  über  die  Beendigung  des  früheren  Dienst- 
verhältnisses durch  den  in  das  Seefahrtsbuch  einzutragenden  Vermerk  22,  25)  aus- 
gewiesen hat.  Kann  nach  dem  Ermessen  des  Seemannsamts  ein  solcher  Vermerk 
nicht  beigebracht  werden,  so  dient  statt  desselben,  sobald  die  Beendigung  des  Dienst- 
verhältnisses auf  andere  Art  glaubhaft  gemacht  ist,  ein  vom  Seemaunsamte  hierüber 
einzutragender  Vermerk  im  Seefahrtsbuche. 

§  11.  Einrichtung  und  Preis  des  Seefahrtsbuchs  bestimmt  der  Bundesrat  Die 
Ausfertigung  erfolgt  kosten-  und  stempelfrei. 

Das  Seefahrtsbuch  muss  über  die  Militärvcrhältnisse  und  die  Iuvalidenvcrsicherunir 
des  Inhabers  Auskunft  geben.  * 
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§  12.  Der  Kapitän  hat  die  Musterung  (Anmusterung,  Abmusterung)  der 
Schiffsmannschaft  nach  Massgabe  der  folgenden  Beetimmungen  (§§  13—20)  zu  ver- 
anlassen. 

Der  Kapitän  oder  ein  zum  Abschlüsse  von  Heuerverträgen  bevollmächtigter 
Vertreter  der  Reederei  und  der  Schiffsmann  müssen  bei  der  Musterung  zugegen  sein; 
gewerbsmässige  Stellenvermittler  für  Öchiffsleute  dürfen  als  Vertreter  nicht  bestellt 
werden. 

$  18.  Die  Anmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  des  mit  dein  Schiffs- 
manne  geschlossenen  Heuervertrags  vor  einem  Seeraannsamte.  Sie  muss  vor  Antritt 
oder  Fortsetzung  der  Reise,  wenn  dies  aber  ohne  Verzögerung  der  Reise  unausführbar 
i-t,  sobald  ein  Scemannsamt  angegangen  werden  kann,  erfolgen ;  die  Gründe  für  die 
Verzögerung  oder  Unterlassung  der  Anmusterung  sind  in  das  Schiffstagebuch  ein- 
zutragen. Geschieht  die  Anmusterung  innerhalb  des  Reichsgebiets,  so  ist  dabei  das 
Seefahrtsbuch  vorzulegen. 

§  M.  Die  Anmusterungsverhandlung  wird  vom  Seemannsamt  als  Musterrolle 
ausgefertigt.  Wenn  die  gesamte  Schiffsmannschaft  nicht  gleichzeitig  mittelst  einer  Ver- 
handlung angemustert  wird,  so  erfolgt  die  Ausfertigung  auf  Grund  der  ersten  Ver- 
handlung. 

Die  Musterrolle  muss  enthalten:  Namen  und  Nationalität  des  Schiffes,  Nameu 
und  Wohnort  des  Kapitän«,  Namen,  Wohnort  und  dienstliche  Stellung  jedes  Schiffs- 
manns, den  Hafen  der  Ausreise,  die  Bestimmungen  des  Heuenertrags,  namentlich 
auch  den  Ueberstundenlohnsatz  (§  3Ö  Abs.  3,  §  37  Abs.  3)  und  etwaige  besondere  Ver- 
abredungen. Insbesondere  muss  aus  der  Musterrolle  erhellen,  was  dem  Schiffsmanne 
für  den  Tag  an  Speise  und  Trank  gebührt.  Bei  besonderen  Verabredungen  mit  Schiffs- 
offizieren kann  die  Eintragung  auf  die  Wiedergabe  des  wesentlichen  Inhalts  beschränkt 
werden.  Abreden,  welche  nach  §  1  'Abs.  2  unzulässig  sind,  dürfen  nicht  aufgenommen 
werden. 

Im  übrigen  wird  die  Einrichtung  der  Musterrolle  vom  Bundesrate  bestimmt. 
Die  Musterrolle  muss  sich  wahrend  der  Reise  an  Bord  befinden;  auf  Erfordern 
ist  sie  dem  Seemannsamte  vorzulegen. 

§  15.  Wird  ein  Schiffsmann  erst  nach  Ausfertigung  der  Musterrolle  angemustert, 
so  hat  das  Seemannsarat  eine  solche  Musterung  in  die  Musterrolle  einzutragen. 

$  16.  Bei  jetler  innerhalb  des  Reichsgebiets  erfolgenden  Anmusterung  wird  vom 
Seemannsarate  hierüber  und  über  die  Zeit  des  Dienstantritts  in  das  Seefahrtsbuch 
jedes  Schiffsmanns  ein  Vermerk  eingetragen,  welcher  zugleich  als  Ausgangs-  oder  See- 
dient. Ausserhalb  des  Reichsgebiets  erfolgt  eine  solche  Eintragung  nur,  wenn 
Seefahrtsbuch  zu  diesem  Zwecke  vorgelegt  wird. 
Das  Seefahrtsbuch  ist  demnächst  vom  Kapitän  für  die  Dauer  des  Dienstver- 
hältnisses in  Verwahrung  zu  nehmen. 

g  17.  Wird  ein  angemusterter  Schiffsmann  durch  ein  unabwendbares  Hinder- 
nis ausser  Stande  gesetzt,  den  Dienst  anzutreten,  so  hat  er  sich  hierüber  sobald  wie 
möglich  gegen  den  Kapitän  und  das  Seemannsanit,  vor  welchem  die  Anmusterung 
erfolgt  ist,  auszuweisen.  Der  Kapitän  hat  das  Seefahrtsbuch  dem  Schirfsraann  oder 
dem  Seemannsamte,  vor  welchem  die  Anmusterung  erfolgt  ist,  sobald  als  thunlich  zu 
übersenden. 

$5  18.  Die  Abmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  der  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses  seitens  des  Kapitäns  und  der  aus  diesem  Verhältnis  ausscheidenden 
Mannschaft  vor  einem  Seeraannsamte.  Sie  muss,  sobald  das  Dienstverhältnis  beendigt 
ist,  erfolgen,  und  zwar,  wenn  nicht  ein  anderes  vereinbart  wird,  vor  dem  Seemanns- 
amte desjenigen  Hafens,  wo  das  Schiff  liegt,  und  nach  Verlust  des  Schiffes  vor  dem- 
jenigen »Seemannsamte,  welches  zuerst  angegangen  werden  kann. 

$  19.  Vor  der  Abmusterung  hat  der  Kapitän  dem  abzumusternden  Schiffsraann 
im  Seefahrtsbuche  die  bisherigen  Rang-  und  Dienstverhältnisse  und  die  Dauer  der 
Dienstzeit  zu  bescheinigen,  auf  Verlangen  auch  ein  Führungszeugnis  zu  erteilen.  Das 
Zeugnis  darf  in  das  Seefahrtsbuch  nicht  eingetragen  werden.  Dasselbe  ist  kosten  - 
und  stempelfrei. 

§  20.  Die  Unterschriften  des  Kapitäns  unter  der  Bescheinigung  und  dem  Zeug- 
nisse <§  19)  werden  von  dem  Seemannsamte,  vor  welchem  die  Abmusterung  stattfindet, 
kosten-  und  stcmpelfrei  beglaubigt. 

#  21.  Verweigert  der  Kapitän  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  (§  19).  oder  ent- 
hält dieses  oder  die  Bescheinigung  im  Seefahrtsbuche  *g  19)  Angaben,  deren  Richtig- 
keit der  Schiffsmann  bestreitet,  so  hat  auf  dessen  Antrag  das  Seemannsamt  den  Sach- 
verhalt zu  untersuchen  und  das  Ergebnis  der  Untersuchung  dem  Schiffsmanne  zu 

24* 
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8  22.  Die  erfolgte  Abmusterung  wird  vom  Seemannsamt  in  dem  Seefahrtsbuche 
des  abgemusterten  Schiffsmanns  und  in  der  Musterrolle  vermerkt. 

$$  23.  Sind  seit  der  Ausfertiguug  der  Musterrolle  mindestens  2  Jahre  verflossen, 
so  ist  auf  Antrag  des  Kapitäns  diesem  vom  Seemannsamt  ein  dem  gegenwärtigen 
Bestände  der  Schiffsmannschaft  entsprechender  beglaubigter  Auszug  aus  der  Muster- 
rolle zu  erteilen,  welcher  fernerhin  als  Musterrolle  zu  benutzen  ist. 

4$  24.  Die  Musterrolle  sowie  der  etwa  nach  §  23  erteilte  Auszug  sind  nach  Be- 
endigung derjenigen  Reise  oder  derjenigen  Zeit,  auf  welche  die  als  Musterrolle  ausge- 
fertigte Anmusterungsverhandlung  (§  14)  sich  bezieht,  dem  Seemannsamte,  vor  welchem 
abgemustert  wird,  zu  überliefern. 

Letzteres  übersendet  die  Schriftstücke  dem  Seemannsamle  des  Heimatshafens  und 
in  Ermangelung  eines  solchen  dem  Seemannsamte  des  Registerhafens. 

§  25.  Erfährt  der  Bestand  der  Mannschaft  Aenderungen,  bei  welchen  eine 
Musterung  (§  12)  nach  Massgabe  vorstehender  Bestimmungen  ohne  Verzögerung  der 
Reise  unausführbar  ist,  so  hat  der  Kapitän,  sobald  ein  Seemannsamt  angegangen 
werden  kann,  bei  demselben  unter  Darlegung  der  Hinderungsgründe  die  Musterung 
nachzuholen,  oder,  sofern  auch  diese  nachträgliche  Musterung  nicht  mehr  möglich  ist, 
den  Sachverhalt  anzuzeigen.  Ein  Vermerk  über  die  Anzeige  ist  vom  Seemannsamt 
in  die  Musterrolle  und  in  die  Seefahrtsbücher  der  beteiligten  Schiffsleute  einzutragen. 

26.  Die  Kosten  der  Musterungsverhandlungen,  einschliesslich  der  Ausfertiguug 
der  Musterrolle,  fallen  dem  Reeder  zur  Last. 

Die  Bestimmungen  über  die  in  gleicher  Höhe  für  alle  Seemannsämter  innerhalb 
des  Reichsgebiets  festzustellenden  Kosten  erfolgen  durch  den  Bundesrat. 

Dritter  Abschnitt.  Vertragsverhältnis. 
§  27.   Die  Giltigkcit  des  Heuervertrags  ist  durch  schriftliche  Abfassung  und 
durch  den  nachfolgenden  Vollzug  der  Anmusterung  nicht  bedingt.   Jedoch  ist  dem 
Schiffsmanne  bei  der  Anheuerung  ein  von  dem  Kapitän  oder  dem  Vertreter  der  Reederei 
(§  12  Abs.  2)  unterschriebener  Ausweis  (Heuerschein)  zu  geben,  welcher  enthält  : 
Namen  des  Schiffes, 
Angabc  der  Dtensstellung, 
Angabe  der  Reise  oder  Dauer  des  Vertrags, 
Höhe  der  Heuer, 
Zeit  und  Ort  der  Anmusterung. 
Aufkündigungsfristen  und  sonstige  die  Lösung  des  HeuervcrtragB  betreffende 
Zeitbestimmungen  sollen  für  beide  vertragschliessendc  Teile  gleich  sein.    Bei  entgegen- 
stehender Vereinbarung  kann  der  Schiffsmann  die  dem  anderen  Teile  zugestandene 
Frist  oder  Zeitbestimmung  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

§  28.    Der  Heuervertrag  kann  für  eine  Reise  oder  auf  Zeit  abgeschlossen  werdeu. 

Ist  bei  der  Anheuerung  für  eine  Reise  deren  Endziel  nicht  angegeben,  so  läuft 
in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung,  unbeschadet  der  Vorschrift  des  §  69,  der 
Heuervertrag  bis  zur  Rückkehr  in  den  Halen  der  Ausreise  (§  14). 

Bei  Anheuerung  auf  unbestimmte  Zeit  soll  im  Heuenertrag  eine  Kündigungs- 
frist angegeben  oder  in  anderer  Weist;  über  die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses 
Bestimmung  getroffen  werden.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  leanu  jeder  Teil  in  jedem 
Hafen,  welchen  das  Schiff  zum  Löschen  oder  Laden  anläuft,  vom  Vertrag  unter  Ein- 
haltung einer  Kündigungsfrist  von  24  Stunden  zurücktreten. 

8  2».  Ist  bei  dem  Abschlüsse  des  Heuervertrags  die  Vereinbarung  über  den 
Betrag  der  Heuer  nicht  durch  ausdrückliche  Erklärung  getroffen  worden,  so  wird  im 
Zweifel  die  Heuer  als  vereinbart  angesehen,  die  das  Seemannsamt  des  Hafens,  in 
welchem  der  Schiffsmann  angemustert  wird,  für  die  daselbst  zur  Zeit  der  Anmusteruntr 
übliche  erklärt,  b 

§  30.  Hat  ein  Schiffsmann  sich  durch  mehrere  Verträge  für  ein  und  dieselbe 
Zeit  verheuert,  so  geht,  falls  auf  Grund  eines  der  Verträge  eine  Anmusterung  statt- 
gefunden hat,  dieser,  sonst  der  zuerst  abgeschlossene  Vertrag  vor. 

8  31.  Wird  ein  Schiffsmann  erst  nach  Anfertigung  der  Musterrolle  geheuert, 
so  gelten  für  ihn  in  Ermangelung  anderer  Vertragsbestimmungen  die  nach  Inhalt  der 
Musterrolle  mit  der  übrigen  Schiffmannschaft  getroffenen  Abreden. 

§  82.  Die  Verpflichtung  des  Schiffsmanns  sich  mit  seinen  Sachen  an  Bord  ein- 
zufinden und  Schiffsdienstc  zu  leisten,  beginnt,  wenn  nicht  ein  anderes  bedungen  ist, 
mit  der  Anmusterung.  Der  Zeitpunkt,  zu  welchem  der  Dienstantritt  erfolgen  soll,  ist 
dem  Schiffsmanne  bei  der  Anheuerung,  der  Liegeplatz  oder  ein  Meldeort  ist  ihm  bei 
der  Anmusterung  anzugeben. 
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Wenn  der  Schiffsraann  den  Dienstantritt  länger  als  24  Stunden  verzögert,  ist  der 
Kapitän  oder  der  Reeder  zum  Rücktritte  von  dem  Heuervertrage  befugt.  Die  An- 
sprüche wegen  etwaiger  Mehrausgaben  für  einen  Ersatzmann  und  wegen  sonstiger  aus 
der  Verzögerung  erwachsener  Schäden  werden  hierdurch  nicht  berührt 

8  83.  Der  Schiffsmann,  welcher  nach  der  Anmusterung  ohne  einen  genügenden 
Entschnldigungsgrund  dem  Antritt  oder  der  Fortsetzung  des  Dienstes  sich  entzieht, 
kann  auf  Antrag  des  Kapitäns  vom  Seemannsarate,  wo  aber  ein  solches  nicht  vor- 
handen ist,  von  der  Ortspolizeibehörde  zwangsweise  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  an- 
gehalten werden. 

Die  daraus  erwachsenden  Kosten  hat  der  Schiffsmann  zu  ersetzen. 

J{  34.  Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  in  Ansehung  des  Schiffsdienstes  den 
nungen  des  Kapitäns,  der  Schiffsoffiziere  und  seiner  sonstigeu  Dienstvorgesetzten 
unweigerlich  Gehorsam  zu  leisten  und  zu  Jeder  Zeit  alle  für  Schiff  und  Ladung  ihm 
übertragene  Arbeiten  zu  verrichten. 

Er  hat  diese  Verpflichtung  zu  erfüllen,  sowohl  an  Bord  des  Schiffes  und  in 
dessen  Booten,  als  auch  in  den  Leichterfahrzeugen  und  auf  dem  Lande,  sowohl  unter 
gewöhnlichen  Umständen,  als  auch  unter  Havarie. 

Ohne  Erlaubnis  des  Kapitäns  oder  eines  öchiffsoffiziers  darf  er  da»  Schiff  bis 
zur  Abmusterung  nicht  verlassen,  doch  darf  ihm  in  einem  Hafen  des  Reichsgebietes 
in  seiner  dienstfreien  Zeit,  wenn  nicht  triftige  Gründe  vorliegen,  die  Erlaubnis  nicht 
verweigert  werden.  Ist  ihm  eine  solche  Erlaubnis  erteilt,  so  muss  er  zur  festgesetzten 
Zeit  zurückkehren. 

55  35.  Liegt  das  Schiff  im  Hafen  oder  auf  der  Reede,  so  ist  der  Schiffsniaun 
nur  in  dringenden  Fällen  schuldig,  läuger  als  10  Stunden  täglich  zu  arbeiten.  In 
den  Tropen  wird  diese  Zeit,  soweit  es  sich  nicht  ausschliesslich  um  Aufsichtsdienst 
oder  Arbeiten  zur  Verpflegung  und  Bedienung  der  an  Bord  befindlichen  Personen 
handelt,  auf  8  Stunden  beschränkt.  Bei  Berechnung  dieser  Arbeitsdauer  ist  der 
W  achtdienst  in  Rechnung  zu  bringen. 

Die  Vorschriften  des  Abs.  1  finden  auf  Schiffsoffiziere  keine  Anwendung.  Den 
Schiffsoffizieren  ist  im  Hafen  oder  auf  der  Reede  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
8  Stunden  innerhalb  jeder  21  Stunden  zu  gewähren. 

Arbeit,  welche  über  die  im  Abs.  1  bestimmte  Dauer  von  10  oder  8  Stunden  ge- 
leistet wird,  ist  als  Ueberstundenarbeit  zu  vergüten,  soweit  sie  nicht  zur  Verpflegung 
und  Bedienung  der  an  Bord  befindlichen  Personen  oder  zur  Sicherung  des  Schiffes 
in  dringender  Gefahr  erforderlich  ist. 

Ö  3tt.  Auf  See  geht  die  Mannschaft  des  Decks-  und  Masch  inendienstes  Wache 
um  Wache.  Die  abgelöste  Wache  darf  nur  in  dringenden  Fällen  zu  Schifisdiensten 
verwendet  worden.  Auf  Dampfschiffen  ist  die  ablösende  Maschinen  wache  verpflichtet, 
das  vor  der  Ablösung  erforderliche  Aschchieven  zu  besorgen.  Diese  Vorschriften 
gelten  nicht  für  Fahrten  von  nicht  mehr  als  lOstündiger  Dauer. 

Auf  Dampfschiffen  in  transatlantischer  Fahrt  wird  für  das  Maschinenpersonal 
der  Dienst  in  3  Wachen  eingeteilt. 

Unter  welchen  Umständen  im  übrigen  eine  Mannschaft  in  mehr  als  2  Wachen 
zu  gehen  hat,  bestimmt  der  Bundesrat. 

§  37.  An  Sonn-  und  Festtagen  dürfen,  solange  das  Schiff  im  Hafen  oder  auf 
der  Reede  liegt,  Arbeiten,  einschliesslich  des  Wachtdicustes,  nur  gefordert  werden,  so- 
weit sie  unumgänglich  oder  unaufschieblich  oder  durch  den  Personenverkehr  be- 
dingt sind. 

Mit  Löschen  und  Laden  dürfen,  solange  das  Schiff  innerhalb  des  Reichsgebiets 
im  Hafen  oder  auf  der  Reede  liegt,  die  zur  Schiffsmannschaft  gehörigen  Personen 
an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt  werden.  Diese  Vorschrift  gilt  nicht  für 
die  Ladung  derjenigen  Dampfschiffe,  welche  in  regelmässigem  Fahrplane  die  Kaiserlich 
deutsche  Post  befördern,  und  für  die  zum  Löschen  und  Laden  dieser  Dampfschiffe 
dienenden  Fahrzeuge  sowie  für  das  Gepäck  der  Reisenden  und  für  leicht  verderbende 
Güter.  Ausserdem  können  von  einer  durch  die  CentralbehÖrdc  des  Bundesstaates  zu 
bestimmenden  Behörde  in  Notfällen  Ausnahmen  von  dieser  Vorschrift  auf  jedes- 
maligen Antrag  gestattet  werden. 

Sonn-  und  Fest  tagsarbeit  (Abs.  1,  2)  ist  als  Ueberstundenarbeit  zu  vergüten,  so- 
weit sie  nicht  zur  Verpflegung  und  Bedienung  der  au  Bord  befindlichen  Personen 
oder  zur  Sicherung  des  Schiffes  in  dringender  Gefahr  erforderlich  ist. 

Soweit  nicht  dringende  Gründe  entgegenstehen,  ist  an  Sonn-  und  Festtagen  im 
Hafen  und  auf  der  Reede  der  Schiffsmannschaft  Gelegenheit  zur  Teilnahme  am  Gottes- 
dienst ihrer  Konfession  zu  geben  und  der  hierzu  erforderliche  Urlaub  zu  erteilen. 
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g  38.  Auf  See  darf  an  Sonn-  und  Festtagen  über  da«  hinaus,  was  zur  Sicher- 
heit und  zur  Fahrt  des  Schiffes,  zur  Bedienung  der  Maschine,  zum  Segel  trocknen, 
Bootsdienst  und  zur  Verpflegung  und  Bedienung  der  an  Bord  befindlichen  Personen 
unbedingt  erforderlich  ist,  der  Schiffsmannschaft  Arbeit  nur  in  dringenden  Fällen 
auferlegt  werden. 

Die  Vorschrift  des  §  37  Abs.  4  findet  auf  See  entsprechende  Anwendung.  Auch 
ist  dem  Schiffsmanne,  der  es  verlangt,  die  Teilnahme  an  gemeinschaftlichen  Andachten 
seiner  Konfession  zu  gestatten. 

§  39.  Als  Festtage  im  Sinne  der  §jj  37,  38  gelten  im  Inlande  die  von  der 
Landesregierung  des  Liegeorts  bestimmten  Tage,  im  Ausland  und  auf  See  die  Festtage 
des  inländischen  Heimatshafens;  in  Ermangelung  eines  solchen  werden  die  Festtage 
durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  bestimmt.  Im  Sinne  des  §  37  Abs.  4  gelten  als 
Festtage  im  Ausland  auch  die  kirchlich  gebotenen  Festtage  des  Liegeorts. 

#  40.  .  Die  Vorschriften  des  $  35  Abs.  3  und  des  §  37  Abs.  3  finden  auf  Schiffs- 
offiziere  keine  Anwendung,  sofern  nicht  ein  anderes  vereinbart  ist. 

§  41.  Bei  Seegefahr,  besonders  bei  drohendem  Schiffbruche,  sowie  bei  Gewalt 
und  Angriff  gegen  Schiff  oder  Ladung  hat  der  Schiffsmaun  alle  befohlene  Hilfe  zur 
Erhaltung  von  Schiff  und  Ladung  unweigerlich  zu  leisten  und  darf  ohne  Einwilligung 
des  Kapitäns,  solange  dieser  selbst  an  Bord  bleibt,  das  Schiff  nicht  verlassen. 

Er  bleibt  verbunden,  bei  Schiffbruch  für  Rettung  der  Personen  uud  ihrer  Sachen 
sowie  für  Sicherstellung  der  Schiffsteile,  der  Gerätschaften  und  der  Ladung,  den  An- 
ordnungen des  Kapitäns  gemäss,  nach  besten  Kräften  zu  sorgen  und  bei  der  Bergung 
gegen  Fortbezug  der  Heuer  und  der  Verpflegung  Hilfe  zu  leisten. 

§  42.  Der  Schiffsmann  ist,  auch  wenn  der  Heuervertrag  infolge  eines  Verlustes 
des  Schiffes  beendigt  ist  (§  09),  verpflichtet,  auf  Verlangen  bei  der  Verklarung  mit- 
zuwirken und  seine  Aussage  eidlich  zu  bestärken. 

Dieser  Verpflichtung  hat  er  gegen  Zahlung  der  etwa  erwachsenden  Versäumnis-, 
Reise-  und  Verpflegungskosten,  deren  Höhe  im  Streitfalle  die  Verklarungsbehörde,  hu 
Auebinde  der  Konsul,  festzusetzen  hat,  nachzukommen.  Auf  Verlangen  des  Schiffs- 
manns ist  ihm  für  die  Versäumnis-,  Reise-  und  Verpflegungskosten  ein  angemessener 
Vorschuss  zu  zahlen. 

8  43.  Stellt  sich  nach  Antritt  der  Reise  heraus,  dass  der  Schiffsmann  zu  dem 
Dienste,  zu  welchem  er  («ich  verheuert  hat,  untauglich  ist,  so  ist  der  Kapitän  befupt, 
ihu  im  Range  herabzusetzen  und  seine  Heuer  verhältnismässig  zu  verringern.  Diese 
Befugnis  besteht  nicht  gegenüber  Srhiffsoffizieren. 

Wird  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht,  so  hat  der  Kapitän  die  getroffene 
Anordnung  und  die  die  Anordnung  begründenden  Thatsachen,  sobald  thunlich,  in  das 
Schiffstagebuch  einzutragen,  die  Eintragung  dein  Schiffsmanne  vorzulesen  und  in  dem 
Tagebuche  zu  vermerken,  dass  und  wann  dies  geschehen  ist.  Vor  der  Eröffnung  und 
Eintragung  tritt  die  Verringerung  der  Heuer  nicht  in  Wirksamkeit 

Dem  Schiffsmann  ist  auf  Verlangen  eine  vom  Kapitän  unterzeichnete  Abschrift 
der  Eintragung  auszuhändigen. 

Gegen  die  getroffene  Anordnung  kann  der  Schiffsmann  die  Entscheidung  des 
Seemannsamts  anrufen,  welches  zuerst  angegangen  werden  kann.  Erst  nach  Entscheidung 
des  Seemannsarats,  falls  aber  ein  solches  nicht  angerufen  ist,  bei  der  Abmusterung, 
dürfen  Eintragungen  über  den  Sachverhalt  in  das  Seefahrtsbuch,  und  zwar  nur  durch 
das  Scemannsamt,  vorgenommen  werden. 

g  44.  Die  Heuer  ist  vom  Tage  der  Anmusterung,  falls  diese  dem  Dienstantritte 
vorangeht,  sonst  vom  Tage  des  Dienstantritts  an  zu  zahlen. 

Als  Dienstzeit  gilt  auch  die  zur  Erreichung  des  Meldeorts  (§  32)  erforderliche 
Reisezeit. 

8  45.  Die  Heuer  hat  der  Schiffsmann,  sofern  keine  andere  Vereinbarung  ge- 
troffen ist,  erst  nach  Beendigung  der  Reise  oder  des  Dienstverhältnisses  zu  beanspruchen. 

Der  Schiffsmann  kann  jedoch  in  einem  Hafen,  in  welchem  das  Schiff  ganz  oder 
zum  grösseren  Teil  entlöscht  wird,  die  Auszahlung  der  Hälfte  der  bis  dabin  verdienten 
Heuer  (5  80)  verlangen,  sofern  bereits  3  Monate  seit  der  Anmusterung  verflossen  sind. 
In  gleicher  Weise  ist  der  Schiffsmann  bei  Ablauf  je  weiterer  3  Monate  nach  der 
früheren  Auszahlung  wiederum  die  Auszahlung  der  Hälfte  der  seit  der  letzten  Aus- 
zahlung verdienten  Heuer  zu  fordern  berechtigt. 

Ist  die  Auheuerung  auf  Zeit  erfolgt  (8  28),  so  kann  der  Schiffsmann  bei  Rück- 
kehr in  den  Hafen  der  Ausreise  die  bis  dahin  verdiente  Heuer  beanspruchen. 

8  46.  Die  Auszahlung  des  dem  Schiffsmanne  bei  der  Beendigung  des  Dienst- 
verhältnisses zustehenden  Heuerguthabens  muss  an  ihn  persönlich  und,  soweit  nicht 
im  Auslände  die  dortigen  Gesetze  eine  andere  Behörde  bestimmen,  vor  dem  abmustern- 
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den  Seemannsarot  oder  durch  dessen  Vermittelung  geschehen  und  von  diesem  in  der 
Abmusterungsverhandlung  beseheinigt  werden.  Bei  Verhinderung  des  .Schiffsmanns 
ist  mit  dessen  Zustimmung  die  Auszahlung  an  ein  Familienmitglied  zulässig.  In  einer 
Gast-  oder  Schankwirtschaft  darf  die  Auszahlung  nicht  vorgenommen  werden. 

Von  der  Mitwirkung  des  Seemannsamts  darf  abgesehen  werden,  wenn  sie  ohne 
Verzögerung  der  Reise  nicht  herbeigeführt  werden  kann. 

Das  Seemannsamt  ist  verpflichtet,  bei  der  Abmusterung  die  dem  Schiffsmann 
auszuzahlende  Heuer  auf  dessen  Antrag  ganz  oder  teilweise  in  Empfang  zu  nehmen 
und  nach  Angabe  des  Schiffsmanns  an  auswärts  wohnende  Angehörige  desselben  oder 
an  Sparkassen  oder  sonstige  Verwahrungsstellen  gebührenfrei  zu  übermitteln.  Die 
durch  die  Uebermittelung  entstehenden  baren  Auslagen  werden,  sofern  der  Schiffsmann 
ein  Deutscher  ist,  von  dem  Reeder  getragen. 

§  47.  Inwieweit  vor  dem  Antritte  der  Reise  Vorechusszahlungen  auf  die  Heuer 
zu  leisten  oder  Handgelder  zu  zahlen  sind,  bestimmt  in  Ermangelung  einer  Verein- 
barung der  Ortsgebrauch  des  Hafens,  in  welchem  der  Schiffsmann  angemustert  wird. 

$  48.  Alle  Zahlungen  an  Schiffsleute  müssen  nach  Wahl  derselben,  Vorschuss- 
zahlungen jedoch  nach  Wahl  des  Kapitäns,  entweder  in  bar  oder  mittelst  einer  auf 
den  Reeder  ausgestellten  Anweisung  geleistet  werden.  Die  Zahlbarkeit  der  An- 
weisungen darf  bei  Vorschusszahlungen  an  die  Bedingung  geknüpft  werden,  das»  der 
Schiffsmann  sich  bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  au  Bord  befindet.  Im  übrigen  muss 
die  Anweisung  unbedingt  und  auf  Sicht  gestellt  sein. 

$  49.  Vor  Antritt  der  Reise  ist  ein  Abrechnungsbuch  anzulegen,  in  welchem 
die  verdiente  Heuer  und  der  verdiente  Ueberstundenlohn  in  regelmässigen  Zeitab- 
schnitten zu  berechnen  sowie  alle  auf  die  Heuer  geleisteten  Vorschuss-  und  Abschlags- 
zahlungen und  die  etwa  gcgel>encn  Handgelder,  bei  Zahlung  in  fremder  Währung  auch  der 
zu  Grunde  gelegte  Kurs,  einzutragen  sind.  In  dem  Abrechnungsbuch  ist  von  dem  Schiffs- 
mann  über  den  Empfang  jeder  Zahlung  zu  quittieren.  Die  Zahl  der  geleisteten  Ueber- 
stunden  sowie  der  danach  verdiente  Leberstundenlohn  ist  wöchentlich  und  spätestens 
am  Tage  nach  dem  jedesmaligen  Verlassen  eines  Hafens  in  dem  Abrechnungsbuche 
zu  vermerkte  ;  sodann  ist  dieser  Vermerk  dem  Schiffsmanne  zur  unterschriftlichen 
Anerkennung  vorzulegen.  Verweigert  er  die  Anerkennung,  so  ist  auch  dies  und  der 
hierfür  angegebene  Grund  im  Abrechnungsbuche  zu  vermerken. 

Ferner  ist  jedem  Schiffsmanne,  der  es  verlangt,  noch  ein  besonderes  Heuerbuch 
zu  übergeben  und  darin  ebenfalls  die  verdiente  Heuer,  der  verdiente  Ueberstundenlohn 
sowie  jede  auf  die  Heuer  des  Inhabers  geleistete  Zahlung,  bei  Zahlung  in  fremder 
Währung  auch  der  zu  Grunde  gelegte  Kurs,  einzutragen.  Vor  der  Abmusterung  ist 
dem  Schiffsmann  in  diesem  Heuerbuche  sein  Gesamtguthaben  zu  berechnen. 

^  60.  Wenn  die  Zahl  der  Mannschaft  des  Decks-  oder  Maschinendienstes  sich 
während  der  Reise  vermindert  und  der  weitere  Verlauf  der  Reise  eine  Verminderung 
der  Arbeitsanforderungen  nicht  in  Aussicht  stellt,  so  muss  der  Kapitän  die  Mannschaft 
ergänzen,  soweit  die  Umstände  es  gestatten.  Solange  eine  Ergänzung  nicht  erfolgt, 
sind  die  während  der  Fahrt  ersparten  Heuergelder  unter  diejenigen  Schiffsleute  dem- 
selben Dienstzweigs,  welchen  dadurch  eine  Mehrarbeit  erwachsen  ist,  nach  Verhältnis 
diese«  und  der  Heuer  zu  verteilen.  Ein  Anspruch  auf  die  Verteilung  findet  jedoch 
nicht  statt,  wenn  die  Verminderung  der  Mannschaft  durch  Entweichung  herbeigeführt 
ist  und  die  Sachen  des  entwichenen  Schiffsmanne  nicht  an  Bord  zurückgeblieben  sind. 

8  51.  Wird  ein  Schiffsmann  bei  Abfahrt  des  Schiffes  vermisst,  so  hat  der 
Kapitän  demjenigen  Seemannsamt,  in  dessen  Bezirke  zuerst  diese  Wahrnehmimg  ge- 
macht wird,  behufs  Ermittelung  sobald  als  thunlich  Anzeige  zu  erstatten  und  das 
8eefahrtsbuch  des  Vermissten  zu  übermitteln. 

8  52.  In  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Schiff  mehr  als  2  Jahre  auswärts  ver- 
weilt, tritt  für  den  seit  2  Jahren  im  Dienste  befindlichen  Schiffsmanu  eine  Erhöhung 
der  Heuer  ein,  wenn  diese  nach  Zeit  bedungen  ist. 

Diese  Erhöhung  wird,  wie  folgt,  bestimmt: 

1)  der  Schiffsjunge  tritt  mit  Beginn  des  3.  Jahres  in  die  in  der  Musterrolle  be- 
stimmte oder  aus  derselben  als  Durchschnitts  betrag  sich  ergebende  Heuer 
der  Leichtmatrosen  und  mit  Beginn  des  4.  Jahres  in  die  in  der  Musterrolle 
bestimmte  Heuer  der  Vollmatrosen  ein; 

2)  der  Leichtmatrose  erhält  mit  Beginn  des  2.  Jahres  die  in  der  Musterrolle 
bestimmte  Heuer  der  Vollmatrosen  und  mit  Beginn  des  4.  Jahres  ein  Fünftel 
derselben  mehr  an  Heuer; 

3)  für  die  übrige  Schiffsmannschaft  steigt  die  in  der  Musterrolle  angegebene 
Heuer  mit  Beginn  des  3.  Jahres  um  ein  Fünftel  und  mit  Beginn  des  4. 
Jahres  um  ein  ferneres  Fünftel  ihres  ursprünglichen  Betrags. 
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In  den  Fällen  des  Abs.  2  No.  1,  2  tritt  der  Schiffsraann  mit  der  Erhöhung  der 
Heuer  zugleich  in  die  entsprechende  Rangklasse  ein. 

$J  53.  Die  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  herröhrenden  Forderungen  des 
Kapitäns  und  der  zur  Schiffmannschaft  gehörigen  Personen,  welche  auf  einem  nach 
den  §§  862,  863  des  Handelsgesetzbuchs  als  verschollen  anzusehenden  Schiffe  sich  be- 
funden haben,  werden  fällig  mit  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  Das  Dienstverhält- 
nis gilt  sodann  einen  halben  Monat  nach  dem  Tage  für  beendet,  bis  zu  welchem  die 
letzte  Nachricht  über  das  Schiff  reicht. 

Der  Betrag  der  Forderungen  ist  dem  Seemannsamto  des  Heimatshafens  und  in 
Ermangelung  eines  solchen  dem  Seemannsamte  des  Registerhafens  zu  übergeben. 
Das  Seemannsamt  hat  die  Aushändigung  an  die  Empfangsberechtigten  zu  vermitteln. 

jä  54.  Dem  Schiffsmanne  gebührt  Beköstigung  für  Rechnung  des  Schiffes  von 
dem  Zeitpunkte  des  Dienstantritts  an  bis  zur  Abmusterung,  jedoch  wenn  diese  ohne 
Verzögerung  der  Reise  unausführbar  ist,  bis  zur  Beendigung  des  Dienstverhältnisse«. 
Er  darf  die  verabreichten  Speisen  und  Getränke  nur  zu  seinem  eigenen  Bedarfe  ver- 
wenden und  nicht«  davon  veräussern,  vergeuden  oder  sonst  bei  Seite  bringen.  Anstatt 
der  Beköstigung  kann  auf  Grund  besonderer  Abrede  eine  entsprechende  Geldent- 
schädigung gewährt  werden. 

£  55.  Die  Schiffsmannschaft  hat  an  Bord  des  Schiffes  vom  Zeitpunkte  des 
Dienstantritts  an  bis  zur  Abmusterung,  jedoch  wenn  diese  ohne  Verzögerung  der  Reise 
unausführbar  ist,  bis  zur  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  Anspruch  auf  einen, 
ihrer  Zahl  und  der  Grösse  des  Schiffes  entsprechenden,  nur  für  sie  und  ihre  Sachen 
bestimmten  wohlverwahrten  und  genügend  zu  lüftenden  Logisraum. 

Kann  dem  Schiffsmann  infolge  eines  Unfalls  oder  aus  anderen  Gründen  zeit- 
weilig ein  Unterkommen  auf  dem  Schiffe  nicht  gewährt  werden,  so  ist  ihm  ein  ander- 
weitiges angemessenes  Unterkoramen  zu  verschärfen. 

8  56.  Die  dem  Schiffsmanne  für  den  Tag  mindestens  zu  verabreichenden  Speisen 
und  Getränke  (§  54)  bestimmen  sich,  soweit  nicht  ein  anderes  vereinbart  ist,  nach 
dem  örtlichen  Rechte  des  Heimatshafens  und  in  Ermangelung  eines  solchen  nach  dem 
örtlichen  Rechte  des  Registerhafcus.  Der  Erlass  näherer  Bestimmungen  steht  den 
Landesregierungen  im  Verordnungswege  und,  sofern  es  an  einem  inländischen  Heimats- 
hafen oder  Registerhafen  fehlt,  dem  Reichskanzler  zu. 

Ueber  Grösse  und  Einrichtung  des  Logisraums  (§  55),  über  die  Einrichtung 
von  Wasch-  und  Baderäumen  und  Aborten  an  Bord  der  Schiffe  und  die  mindestens 
mitzunehmenden  Heilmittel  lieschliesst  der  Bundesrat  Die  Beschlüsse  de«  Bundes- 
rats sind  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zusammentritte  zur  Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

§  57.  Der  Kapitän  ist  berechtigt,  bei  ungewöhnlich  langer  Dauer  der  Reise 
oder  wegen  eingetretener  Unfälle  eine  Kürzung  der  Rationen  oder  eine  Acnderung 
hinsichtlich  der  Wahl  der  Speisen  und  Getränke  eintreten  zu  lassen. 

Er  hat  im  Schiffstagebuche  zu  vermerken,  wann,  aus  welchem  Grunde  und  in 
welcher  Weise  eine  Verkürzung  oder  Acnderung  eingetreten  ist. 

Dem  Sehifföiuauue  gebührt  eine  den  erlittenen  Entbehrungen  entsprechende 
Vergütung.  Ueber  diesen  Anspruch  entscheidet  unter  Vorbehalt  des  Rechfcwega 
das  Seemannsamt,  vor  welchem  abgemustert  wird. 

#  5H.  Wenn  em  Schiffsoffizier  oder  nicht  weniger  als  3  Schiffsleute  bei  einem 
Seemannsamte  Beschwerde  darüber  erheben,  dass  das  Schiff,  für  welches  sie  an- 
gemustert sind,  nicht  seetüchtig  ist,  oder  dass  die  Vorräte,  welche  das  Schiff  für 
den  Bedarf  der  Mannschaft  an  Speisen  und  Getränken  mit  sich  führt,  ungenügend 
oder  verdorben  sind,  so  hat  das  Seemannsamt  mit  möglichster  Beschleunigung  unter 
Hinzuziehung  von  erreichbaren  Sachverständigen  und  der  ortsanwesenden  Beschwerde- 
führer eine  Untersuchung  des  Schiffes  oder  der  Vorritte  zu  veranlassen  und  das 
Ergebnis  in  da*>  Schiffstagebuch  einzutragen.  Auch  hat  das  Sccmannsamt,  falls  die 
Beschwerde  sich  als  begründet  erweist,  für  die  geeignete  Abhilfe  Sorge  zu  tragen. 

Kommt  der  Kapitän  den  zu  diesen  Behufe  getroffenen  Anordnungen  nicht  nach, 
so  kann  jeder  Schiffsoffizier  und  jeder  Schiffsmann  seine  Entlassung  mit  der  für  den 
Fall  des  §  74  No.  1  vorgesehenen  Wirkung  (§  76)  fordern. 

1$  50.  Falls  der  Schiffsmann  nach  Eintritt  des  Dienstes  oder  nach  der  An- 
musterung erkrankt  oder  eine  Verletzung  erleidet,  so  trägt  der  Reeder  die  Kosten 
der  Vcrpf legung  und  Heilbehandlung.   Die  Verpflichtung  erstreckt  sich: 

Ii  wenn  <ler  Schiffsmann  wegcii  der  Krankheit  oder  Verletzung  die  Reise  nicht 
antritt,  bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  seit  der  Erkrankung  oder  Verletzung; 

2)  wenn  er  die  Reise  angetreten  hat,  bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  nach  dem 
Verlassen  des  Schiffes  in  einein  deutschen  Hafen  und  bis  zum  Ablaufe  von  6  Monaten 
nach  dem  Verlassen  des  Schiffes  in  einem  anderen  Hafen. 
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Im  Falle  einer  Verletzung  hört  die  Verpflichtung  des  Reeders  dem  Verletzten 
gegen  über  auf,  sobald  und  soweit  die  Beruf  sgenossenschaft  die  Fürsorge  übernimmt. 

Der  Reeder  ist  berechtigt,  die  Verpflegung  und  Heilbehandlung  dem  Sehiffs- 
mann  in  einer  Krankenanstalt  zu  gewähren. 

Ein  Schiffsmann,  der  wegen  ICraukheit  oder  Verletzung  ausserhalb  des  Reichs- 
gebiets zurückgeblieben  ist,  kann  mit  seiner  Einwilligung  und  der  des  l>ehaudelnden 
Arztes  oder  des  Seemannsamts  nach  einem  deutschen  Hafen  in  eine  Krankenanstalt 
überführt  werden.  Ist  der  Schiffsmann  ausser  Stande,  die  Zustimmung  zu  erteilen, 
oder  verweigert  er  sie  ohne  berechtigten  Grund,  so  kann  sie  nach  Anhöruug  eines 
Arztes  durch  dasjenige  Seemannsamt  ersetzt  werden,  in  dessen  Bezirke  der  Schiffs- 
mann sich  zur  Zeit  Defindet.  Findet  die  Ueberführuug  statt,  so  erstreckt  sich  die 
Verpflichtung  de»  Reeders  stets  nur  bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  seit  der  Auf- 
nahme in  die  Krankenanstalt  des  deutschen  Hafens. 

Der  Schiffsmann,  welcher  sich  der  Heilbehandlung  ohne  berechtigten  Grund 
entzieht  und  hierdurch  nach  ärztlichem  Gutachten  die  Heilung  vereitelt  oder  wesent- 
lich erschwert  hat,  verliert  den  Anspruch  auf  kostenfreie  Verpflegung  und  Heil- 
behandlung. Ueber  die  Berechtigung  des  Grundes  sowie  über  Beginn  und  Dauer 
des  Verlustes  entscheidet  vorläufig  das  Seemannsamt. 

Dem  Schiffsmanne  gebührt,  falls  er  nicht  mit  dem  Schiffe  nach  dem  Hafen 
der  Ausreise  (§  14)  zurückkehrt,  freie  Zurückbeförderung  78,  79)  nach  diesem 
Hafen  oder  nach  Wahl  des  Kapitäns  eine  entsprechende,  im  Streit  falle  vom  Seemauns- 
amte  vorläufig  festzusetzende  Vergütung. 

»$  öl).  Liegt  der  Hafen  der  Ausreise  ausserhalb  des  Reichsgebiets,  so  kann  der 
in  einem  deutschen  Hafen  geheuerte  Schiffsmann  in  den  Fällen  des  $  50  Abs.  6,  des 
§  66  Abs.  3  und  der  5$  69,  71,  72,  79  die  Rückbeförderung  auch  nach  dem  Hafen, 
an  welchem  er  geheuert  ist,  verlangen.  Im  übrigen  kann  vereinbart  werden,  dass 
für  die  dem  Schiffsmann  in  den  vorbezeichueten  Fällen  zustehenden  Rückbeförderungs- 
ansprüche  an  Stelle  des  Hafens  der  Ausreise  ein  anderer  Hafen,  insbesondere  der- 
jenige, an  welchem  die  Heuerung  oder  die  Anmusterung  stattgefunden  hat,  treten  soll. 

Uuterlässt  es  der  Rheder  oder  sein  Vertreter,  dem  Ansprüche  des  Schiffsinanns 
auf  freie  Zurückbeförderung  innerhalb  einer  vom  Seeraannsamte  gestellten  Frist  zu 
genügen,  oder  befindet  sich  der  Reeder  oder  sein  Vertreter  wegen  Abwesenheit  nicht 
in  der  Lage,  entsprechende  Vorkehrungen  zu  treffen,  so  kann  das  Seeniannsauit,  sofern 
dadurch  dem  Reeder  keine  höheren  Kosten  erwachsen,  auf  Antrag  des  Schiffsmanus 
anordnen,  dass  an  die  Stelle  des  gesetzlich  oder  vertragsmässig  bestimmten  Rück- 
beförderungshafens ein  anderer,  vom  Seemannsainte  zu  bezeichnender  Hafen  tritt. 

$  61.    Die  Heuer  bezieht  der  erkrankte  oder  verletzte  Schiffsmann : 

1)  wenn  er  die  Reise  nicht  antritt,  bis  zur  Einstellung  des  Dienstes; 

2)  wenn  er  die  Reise  angetreten  hat,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  das 
»Schiff  verlässt. 

Für  die  Dauer  des  Aufenthalts  in  einer  Krankenanstalt  gebührt  dem  Schiffs- 
manne keine  Heuer.  Hat  er  aber  Angehörige,  deren  Unterhalt  er  bisher  ganz  oder 
überwiegend  aus  seinem  Heuerverdienste  bestritten  hat,  so  ist  ein  Viertel  der  Heuer 
zu  zahlen.    Die  Zahlung  kann  unmittelbar  an  die  Angehörigen  erfolgen. 

Ist  der  Schiffsmann  bei  der  Verteidigung  des  Schiffes  zu  Schaden  gekommen, 
so  hat  er  auf  eine  angemessene,  im  Streitfalle  vom  Seeraannsamte  vorläufig  test- 
zusetzende Belohnung  Anspruch. 

J$  02.  Auf  den  Schiffsmann,  welcher  die  Krankheit  oder  Verletzung  durch  eine 
strafbare  Handlung  sich  zugezogen  oder  den  Dienst  ohne  einen  ihn  nach  §  74  dazu 
berechtigenden  Grund  verlassen  hat,  finden  die  $>}  ö'J  bis  Öl  keine  Anwendimg. 

Ob  dio  Voraussetzungen  des  Al>s.  1  vorliegen,  entscheidet  vorläufig  das 
Seemannsamt. 

$$  63.  Mus«  der  Schiffsmann  wegen  Erkrankung  oder  Verletzung  am  Lande 
zurückgelassen  werden,  so  hat,  soweit  der  Schiffsmann  nicht  ein  anderes  bestimmt, 
der  Kapitän  die  Sachen  und  das  Heuerguthaben  des  Schiffsmanns  behufs  Fürsorge 
für  deren  Aufbewahrung  dem  am  Orte  der  Zurüeklassung  befindlichen  Seeman nsainte 
zu  überliefern.  Mit  Genehmigung  dieses  Seemannsamts  kann  die  L'eberlieferung  an 
eine  andere  geeignete  Stelle,  insbesondere  an  die  Verwaltung  der  Krankenanstalt,  in 
welche  der  Schiffsmann  aufgenommen  ist,  erfolgen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  sich  am 
Orte  der  Zurücklassung  kein  Seemannsamt  befindet.  In  diesem  Falle  hat  der  Kapitän 
dem  Seemannsamt,  in  dessen  Bezirke  die  Zurücklassung  erfolgt,  von  dem  Sachverhalt 
Anzeige  zu  machen. 

Der  Kapitän  hat  bei  Ueberlieferung  der  Sachen  eine  von  ihm  und  einem  Sehiffs- 
offizier,  in  Ermangelung  eines  solchen  von  einem  Sehiffsmamie,  zu  unterschreibende 
Aufzeichnung  der  Sachen  und  des  Betrags  des  Heuerguthabens  beizufügen  und  ein 


Digitized  by  Google 


—    370  - 


zweiten  Exemplar  der  Aufzeichnung  unter  Vermerk  der  Aufbewahrungsstelle  dem 
Schiffsinanne  zu  übergeben. 

Bei  Erkrankung  oder  Verletzung  des  Kapitäns  hat  der  Stellvertreter  mit  den 
Sachen  des  Kapitäns  nach  den  Vorschriften  der  Abs.  1,  2  zu  verfahren. 

§  64.  Stirbt  der  Schiffsmann  nach  Antritt  des  Dienstes,  so  hat  der  Reeder  die 
bis  zum  Todestage  verdiente  Heuer  (?}  80)  zu  zahlen  und,  sofern  der  Tod  innerhalb 
der  Zeit  der  Fürsorgepflicht  des  Reeders  (§  59)  erfolgt,  die  Bestattungskosten  zu 
tragen. 

Ist  anzunehmen,  das»  das  Schiff  innerhalb  24  Stunden  einen  Hafen  erreicht,  so 
ist,  falls  nicht  gesundheitliche  Bedenken  entgegenstehen,  die  Leiche  mitzunehmen  und 
für  deren  Bestattung  am  Lande  Sorge  zu  tragen. 

Die  Art  der  Bestattung  auf  See  muss  den  Seegebräuchen  entsprechen. 

Wird  der  Schiffsmann  bei  Verteidigung  des  Schiffes  getötet,  so  hat  der  Reeder 
eine  angemessene,  erforderlichen  Falles  von  dem  Richter  zu  Stimmende  Belohnung 
zu  entrichten. 

54  65.  Der  auf  dem  Schiffe  während  der  Reise  eintretende  Tod  des  Kapitäns 
oder  eines  Schiffsmanns  ist  gemäss  §$61  bis  04  des  Gesetzes  über  die  Beurkundung 
des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  vom  0.  Februar  1875  (ReichsgesetzbF. 
8.  23)  bei  Vermeidung  der  im  §  08  daselbst  angedrohten  Strafe  zu  beurkunden. 

Soweit  der  Nachlass  eines  verstorbenen  Schiffsmanns  sich  an  Bord  befindet, 
hat  der  Kapitän  für  die  Aufzeichnung  und  sorgfältige  Aufbewahrung  sowie  erforder- 
lichen Falles  für  den  Verkauf  des  Nachlasses  im  Wege  der  Versteigerung  Sorge  zu 
tragen.  Die  Aufzeichnung  ist  unter  Zuziehung  von  2  Schiffsolfiziereu  oder  anderen 
glaubhaften  Personen  vorzunehmen. 

Die  Nachlassgegenstände  selbst,  der  etwaige  Erlös  aus  denselben  sowie  das 
etwaige  Heuerguthaben  sind  nebst  der  erwähnten  Aufzeichnung  und  dem  Nachweis 
über  den  Todesfall  demjenigen  Seemannsamte,  bei  dem  es  zuerst  geschehen  kann, 
oder  mit  dessen  Genehmigung  dem  Seemannsamte  des  Ausreise-  oder  des  Heimats- 
hafens zu  übergeben. 

Für  den  Nachlass  des  währeud  der  Reise  verstorbenen  Kapitäns  hat  der  Stell- 
vertreter nach  Maßgabe  der  Vorschriften  der  Abs.  2,  3  Sorge  zu  tragen. 

§  66.  Der  für  eine  Reise  geheuerte  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  während  der 
ganzen  Reise,  einschliesslich  etwaiger  Zwischen  reisen,  bis  zur  Beendigung  der  Rück- 
reise im  Dienste  zu  verbleiben,  wenn  in  dem  Heuervertrage  nicht  ein  anderes  be- 
stimmt ist. 

Unter  Rückreise  im  Sinne  des  Abs.  1  ist  die  Reise  nach  dem  Hafen  zu  ver- 
stehen, von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  angetreten  hat.  Wenn  jedoch  das 
Schiff  von  einem  nicht  europäischen  Hafen  (§  82)  kommt  und  seine  Ausreise  von 
einem  deutschen  Hafen  angetreten  hat,  so  gilt  auch  jede  Reise  nach  einem  Hafen 
Grossbritanniens,  des  Kanals,  der  Nordsee,  des  Kattegats,  des  Sundes  oder  der  Ostsee 
als  Rückreise,  falls  die  Reise  thatsächlich  in  dem  betreffenden  Hafen  endet,  und  dies 
der  Schiffsmannschaft  spätestens  alsbald  nach  der  Ankunft  vom  Kapitän  erklärt  wird. 

Endet  die  Rückreise  nicht  in  dem  Hafen  der  Ausreise,  so  hat  der  Schiffsmanu 
Anspruch  auf  freie  Zurückbefördemug  (§§  7S,  70)  nach  diesem  Hafen  oder  nach  Wahl 
des  Kapitäns  auf  eine  entsprechende,  im  Streitfälle  vom  Seemannsamte  vorläufig  fest- 
zusetzende Vergütung;  ausserdem  gebührt  ihm  neben  der  verdienten  Heuer  die  Heuer 
für  die  Dauer  der  Zurückbeförderung  (§  73). 

§  67.  Der  für  eine  bestimmte  Zeit  geheuerte  Schiffsmann  ist,  sofern  keine 
andere  Vereinbarung  getroffen  ist,  verpflichtet,  bis  zum  Ablaufe  dieser  Zeit  im  Dienste 
zu  verbleiben. 

Läuft  die  Dienstzeit  während  einer  Reise  ab.  so  kann  in  Ermangelung  einer 
anderen  Vereinbarung  der  Schiffsmann  seine  Entlassung  erst  im  nächsten  Hafen, 
welchen  das  Schiff  zum  Löschen  oder  Laden  anlauft,  verlangen.  Ist  es  nach  Be- 
scheinigung des  Seemannsamts  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  der  örtlichen  Be- 
hörde dem  Kapitän  nicht  möglich,  in  dem  Hafen  einen  Ersatzmann  anzuheuern,  so 
ist  der  Schiffsmaun  verpflichtet,  gegen  eine  Erhöhung  der  Heuer  um  ein  Viertel,  den 
Dienst  bis  zu  einem  Hafen,  in  welchem  der  Ersatz  möglich  ist,  längstens  aber  noch 
drei  Monate  hindurch  fortzusetzen.  Ist  der  Schiffsmann  in  einem  deutschen  Hafen 
geheuert,  so  muss  auf  sein  Verlangen  das  Dienstverhältnis  unter  den  bisherigen  Be- 
dingungen bis  zur  Rückkehr  nach  einem  deutschen  Hafen ,  längstens  aber  noch 
drei  Monate  hindurch  fortgesetzt  werden. 

§  68.  Nach  beendigter  Reise  kann  der  Schiffsmann  seine  Entlassung  nicht 
früher  verlangen,  als  bis  die  Ladung  gelöscht,  das  Schiff  gereinigt  und  im  Hafen 
oder  au  einem  anderen  Orte  festgemacht,  auch  die  etwa  erforderliche  Verklarung  ab- 
gelegt ist. 
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§  69.  Der  Heuervertrag  endet,  wenn  das  Schiff  durch  einen  Zufall  dem  Reeder 
verloren  geht,  insbesondere 

1)  wenn  es  verunglückt; 

2)  wenn  es  als  reparaturunfähig  oder  reparaturunwürdig  kondemniert  (§  479  des 
Handelsgesetzbuchs)  und  in  dem  letzteren  Falle  ohne  Verzug  öffentlich  verkauft  wird ; 

3)  wenn  es  geraubt  wird ; 

4)  wenn  es  aufgebracht  oder  angehalten  und  für  gute  Prise  erklärt  wird. 

Der  Schiffsinanu  hat  alsdann  Anspruch  auf  freie  Zurückbeförderung  (§§  78,  79) 
nach  dem  Hafen  der  Ausreise  oder  nach  Wahl  des  Kapitäns  auf  eine  entsprechende, 
im  Streitfalle  vom  Seeroannsamte  vorläufig  festzusetzende  Vergütung;  ausserdem  ist 
ihm  neben  der  verdienten  Heuer  noch  der  Betrag  der  halben  Heuer  für  die  Dauer 
der  Zurückbeförderung  (§  73)  zu  gewähren. 

§  70.   Der  Kapitän  kann  den  Schiffsmann  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  entlassen : 
\)  solange  die  Reise  noch  nicht  angetreten  ist,  wenn  der  Schiffsmann  zu  dem 
Dienste,  zu  welchem  er  sich  verheuert  hat,  untauglich  ist; 

2)  wenn  der  Schiffsmann  eines  groben  Dienstvergehens,  insbesondere  wiederholten 
Ungehorsams,  fortgesetzter  Widerspenstigkeit,  wiederholter  Trunkenheit  im  Dienste 
oder  der  Schmuggelei  sich  schuldig  macht ; 

3)  wenn  der  Schiffsmann  des  Vergehens  des  Diebstahls,  Betrugs,  der  Untreue, 
Unterschlagung,  Hehlerei  oder  Urkundenfälschung  oder  einer  mit  Todesstrafe  oder 
mit  Zuchthaus  bedrohten  Handlung  sich  schuldig  macht; 

4)  wenn  der  Schiffsmann  durch  eine  strafbare  Handlung  eine  Krankheit  oder 
Verletzung  sich  zuzieht,  welche  ihn  arbeitsunfähig  macht; 

5)  wenn  der  Scbiffsmann  mit  einer  geschlechtlichen  Krankheit  behaftet  ist,  die 
den  übrigen  an  Bord  befindlichen  Personen  Gefahr  bringen  kann.  Ob  dies  der  Fall 
ist,  bestimmt  sich,  sofern  ein  Arzt  zu  erlangen  ist,  nach  dessen  Gutachten; 

b')  wenn  die  Reise,  für  welche  der  Schiffsmann  geheuert  war,  wegen  Krieg,  Em- 
bargo oder  Blokade,  wegen  eines  Ausfuhr-  oder  Einfuhrverbots  oder  wegen  eines  an- 
deren, Schiff  oder  Ladung  betreffenden  Zufalls  nicht  angetreten  oder  fortgesetzt 
werden  kann. 

Der  Kapitän  muss  die  Entlassung  sowie  deren  Grund,  sobald  es  geschehen  kann, 
dem  Schiff smanne  mitteilen  und  in  den  Fällen  des  Alis.  1  No.  2 — 5  spätestens,  bevor 
dieser  das  Schiff  verläset,  in  das  Schiffstagebuch  eintragen.  Dem  Schiffsmann  ist  auf 
Verlangen  eine  vom  Kapitän  unterzeichnete  Abschrift  der  Eintragung  auszuhändigen. 

§  71.  Dem  Schiftsmanne  gebührt  in  den  Fällen  des  §  70  No.  1—4  nicht  mehr 
als  die  verdiente  Heuer  80). 

Im  Falle  der  No.  5  bestimmen  sich  die  Ansprüche  des  Schiffsmanns  nach  den 
Vorschriften  der  §§  59 — 01.  Dies  gilt  für  Angehörige  eines  auswärtigen  Staates  nur 
insoweit,  als  nach  einer  im  Rcichsgcsetzbl.  enthaltenen  Bekanntmachung  Deutschen, 
die  zum  Dienste  auf  einem  Schiffe  dieses  Staates  angestellt  sind,  durch  die  dortige 
Gesetzgebung  oder  durch  Staatsvertrag  eine  entsprechende  Fürsorge  gewährleistet  ist. 

In  den  Fällen  der  No.  ü  stehen  dem  Schiftsmanne,  wenn  die  Entlassung  nach 
Antritt  der  Reise  erfolgt,  die  im  $  09  Abs.  2  bezeichneten  Ansprüche  zu. 

§  72.  Der  für  eine  Reise  geheuerte  Schiffsraann,  welcher  aus  anderen  als  aus 
den  im  J?  70  erwähnten  Gründen  vor  Ablauf  des  Heuervertrags  entlassen  wird,  erhält 
als  Entschädigung  die  Heuer  für  1  Monat  unter  Anrechnung  der  etwa  empfangenen 
Hand-  und  Vorschussgelder. 

Ist  die  Entlassung  erst  nach  Antritt  der  Reise  erfolgt,  so  hat  er  ausserdem  An- 
spruch auf  freie  Zurückbeförderung  ($§  78,  79)  nach  dem  Hafen  der  Ausreise  oder 
nach  Wahl  des  Kapitäns  auf  eine  entsprechende,  im  Streitfalle  von  dem  Seemanns- 
amte vorläufig  festzusetzende  Vergütung.  Auch  erhält  er  ausser  der  im  Abs.  1  vor- 
gesehenen und  der  verdienten  Heuer  (§  80)  die  Heuer  für  die  nach  §  73  zu  berech- 
nende voraussichtliche  Dauer  seiner  Reise  nach  dem  Rückbeförderungshafen. 

§  73.  Ist  der  Rückbeförderungshafen  ein  deutscher,  so  wird  in  Fällen  vor- 
zeitiger Entlassung  nach  Antritt  der  Reise  (§  72  Abs.  2)  behufs  Ermittelung  der  dem 
Schiff  smanne  für  die  Rückreise  gebührenden  Heuer  die  Dauer  der  Reise  unter  Zu- 
grundelegung von  Dampfschiffsbeförderung,  wie  folgt,  gerechnet: 

bei  Entlassung  zu: 

a)  in  einem  Hafen  der  Nordsee  oder  des  Englischen  Kanals,  der 

Ostsee  oder  der  an  diese  angrenzenden  Gewässer  »/»  Monat, 

b)  in  einem  sonstigen  europäischen  Hafen  (§  82)  1  „ 

c)  in  einem  außereuropäischen  Hafen,  mit  Ausnahme  der  unter 

d  genannten  I1/,  „ 

d)  in  einem  Hafen  des  Grossen  Ozeans  oder  Australiens  ....   2  „ 
Muss  die  Rückbeförderung  ganz  oder  teilweise  mittelst  Segelschiffs  stattfinden, 
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so  ist  für  die  mittel*  Segelschiffs  zurückzulegende  Strecke  dos  Doppeitc  der  Dauer 
der  Dampfschiffsbeförderung  zu  rechnen. 

Erfolgt  in  den  Fällen  a  und  b  des  Abs.  1  die  Rückbeförderung  unter  aus- 
schliesslicher Benutzung  der  Eisenbahn,  so  wird  die  Dauer  der  Heise  nicht  in  Ansatz 
gebracht. 

Die  Dauer  der  Rückreise  wird  nach  Ma*sgabe  des  Vorstehenden,  bei  Rück- 
beförderung nach  einem  ausserdeutschen  Hafen  unter  angemessener  Berücksichtigung 
der  Sätze  a  bis  d.  im  Streitfalle  vom  Seemannsamte  vorläufig  festgesetzt. 

§  74.   Der  Schiffsmann  kann  seine  Entlassung  fordern: 

1)  wenn  sich  der  Kapitän  einer  schwereu  Verletzung  seiner  Pflichten  gegen  den 
Schiffsmann,  insbesondere  durch  Misshandlung  oder  durch  Duldung  solcher  seitens 
anderer  Personen  der  Schiffsbesatzung,  durch  grundlose  Vorenthaltung  von  Speise 
und  Trank  oder  durch  Verabreichung  verdorbenen  Proviants  schuldig  macht; 


3)  wenn  nach  Beendigung  der  Ausreise  eine  Zwischenreise  beschlossen,  oder 
wenn  eine  Zwischenreise  beendigt  ist,  sofern  seit  dem  Dienstantritt  1  oder  l1/  ,  Jahr, 
je  nachdem  das  Schiff  in  einem  europäischen  (§  82)  oder  in  einem  nicht  europäischen 
Hafen  sich  befindet,  verflossen  ist; 

4)  wenn  das  Schiff  nach  einem  Hafen  bestimmt  ist,  oder  einen  Hafen  anlaufen 
soll,  der  schon  zur  Zeit  der  Anmusterung  durch  Pest,  Cholera  oder  Gelbfieber  ver- 
seucht war,  sofern  nicht  dem  Schiffsmanne  bei  der  Anmusterung  dieser  Hafen  und 
die  Verseuchung  mitgeteilt  worden  ist.  Als  verseucht  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gilt 
ein  Hafen,  in  dem  ein  Pest-,  Cholera-  oder  Gelbfiebcrherd  vorhanden  ist.  Der  An- 
spruch auf  Entlassung  fällt  fort,  sobald  die  Verseuchung  aufgehört  hat  ; 

5)  wenn  der  Schiffsmann  beabsichtigt,  sich  für  die  Maschinisten-,  Steucrmanns- 
oder  Schifferprüfung  vorzubereiten  oder  eine  ihm  nachweislich  angebotene  Stellung  als 
Kapitän  anzunehmen,  sofern  er  einen  geeigneten  Ersatzmann  stellt  und  durch  den 
Wechsel  dem  Schiffe  kein  Aufenthalt  entsteht.  Ob  der  vorgeschlagene  Ersatzmann 
geeignet  ist,  entscheidet  im  Streitfälle  das  nächste  Seemaunsanit. 

Der  Wechsel  des  Reeders  oder  Kapitäns  giebt  dem  Schiffsmanne  kein  Recht, 
die  Entlassung  zu  fordern. 

8  75.    Im  Falle  des  §  74  No.  3  kann  die  Entlassung  nicht  gefordert  werden: 

1)  wenn  der  Schiffsmann  für  eine  längere  als  die  daselbst  angegebene  Zeit  sich 
verheuert  hat.  Die  Verheuerung  auf  unbestimmte  Zeit  oder  mit  der  "allgemeinen  Be- 
stimmung, dass  nach  Beendigung  der  Ausreise  der  Dienst  für  alle  Reisen,  welche  noch 
beschlossen  werden  möchten,  fortzusetzen  sei,  wird  als  Verheuerung  auf  solche  Zeit 
nicht  angesehen; 

2)  sobald  die  Rückreise  angeordnet  ist. 

$  7«.  Der  Schiffsmann  hat  in  den  Fällen  des  §  74  No.  1,  2  dieselben  An- 
sprüche, welche  für  den  Fall  des  $  72  bestimmt  sind. 

In  den  Fällen  des  §  71  No.  3  bis  .1  gebührt  ihm  nicht  mehr  als  die  verdiente 
Heuer.  Jedoch  hat  er  im  Falle  der  No.  I  die  im  £  72  bestimmten  Ansprüche,  sofern 
bei  der  Anmusterung  im  Heimatshafen  der  Reeder,  sein  Vertreter  ($  12  Abs.  2)  oder 
der  Kapitän,  bei  der  Anmusterung  in  einem  anderen  Hafen  der  Kapitän  von  der  Ver- 
seuchung Kenntnis  hatte. 

8  77.  Im  Auslande  darf  der  Schiffsmann,  welcher  seine  Entlassung  fordert, 
ausser  in  dem  Falle  eines  Flaggenwechsels  gegen  den  Willen  des  Kapitäns  erst  auf 
Grund  einer  vorläufigen  Entscheidung  des  Seemannsamt*  (§  129)  den  Dienst  verlassen. 

#  7H.  Ist  nach  den  Bestimmungen  diese*  (iesety.es  ein  Anspruch  auf  freie  Zu- 
rückbeförderung begründet,  so  umfasst  er  auch  den  Unterhalt  während  der  Reise 
sowie  die  Beförderung  der  Sachen  des  Schiffsinanns.  Den  Schilfsoffizieren  ist  die 
Zurückbeförderung  und  der  Unterhalt  in  der  Kajüte  zu  gewähren. 

Im  Streitfall  entscheidet  über  die  Art  der  Zurückbeförderung  vorläufig  da*  ab- 
musternde Seemann  samt. 

Ö  79.  Dem  Anspruch  auf  freie  Zurückbeförderung  und  auf  Fortbezug  von  Heuer 
für  die  Dauer  der  Zurückbeförderung  wird  genügt,  wenn  dem  Schiffsmanne,  welcher 
arbeitsfähig  ist ,  mit  Genehmigung  des  Seeniannsamts  ein  seiner  früheren  Stellung 
entsprechender  und  durch  angemessene  Heuer  zu  vergütender  Dienst  auf  einem  deut- 
schen Kauffahrteischiffe  nachgewiesen  wird,  welches  nach  dem  Riickbeförderungshafen 
oder  einem  demselben  nahe  belegenen  Hafen  geht;  inj  letzteren  Falle  gebührt  dem 
Schiffsmann  eine  entsprechende  Vergütung  für  die  weitere  freie  Zurückbeförderung 
(§  7b)  bis  zu  dem  zuerst  bezeichneten  Hafen. 

Ist  der  Schiffsmann  kein  Deutscher,  so  wird  ein  Schiff  seiner  Nationalität  einem 
deutschen  Schiffe  gleichgeachtet. 

g  80.    In  den  Fällen  der  ^  45,  .13,  "31,  04,  Ol»,  71,  72,  7fj  wird  die  verdiente 
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Heuer,  sofern  die  Heuer  nicht  zeitweise,  sondern  in  Bausch  und  Bogen  für  die  ganze 
Reise  bedungen  ist,  mit  Rücksicht  auf  den  rollen  Heuerbetrag  nach  Verhältnis  der 
geleisteten  Dienste  sowie  des  etwa  zurückgelegten  Teiles  der  Reise  bestimmt.  Zur  Er- 
mittelung der  in  den  §§  72,  73  erwähnten  Heuer  für  einzelne  Monate  wird  die  durch- 
schnittliche Dauer  der  Reise,  einschliesslich  der  Ladung»-  und  Löechungszeit,  unter  Be- 
rücksichtigung der  Beschaffenheit  des  Schiffes  in  Ansatz  gebracht  und  danach  die 
Heuer  für  die  einzelnen  Monate  berechnet.  Bei  Berechnung  der  Heuer  für  einzelne 
Tage  wird  der  Monat  zu  30  Tagen  gerechnet. 

#  81.  Der  dem  Schiffsmann  als  Lohn  zugestandene  Anteil  an  der  Fracht  oder 
am  Gewinne  wird  als  Heuer  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nicht  angesehen. 

$  82.  In  den  Fällen  der  0(3,  73,  74  sind  die  nicht  europäischen  Häfen  des 
Mittelländischen  und  des  Schwarzen  Meeres  den  europäischen  Häfen  gleichzustellen. 

g  83.  Der  Kapitän  darf  einen  Schiffsmann  ausserhalb  des  Reichsgebiets  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Seemannsamts  zurücklassen.  Wenn  für  den  Fall  der  Zurück- 
lassung eine  Hilfsbedürftigkeit  des  Schiffsmanns  zu  besorgen  ist,  so  kann  die  Er- 
teilung der  Genehmigung  davon  abhängig  gemacht  werden,  dass  der  Kapitän  gegen 
den  Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  für  einen  Zeitraum  bis  zu  3  Monaten  Sicherstellung 
leistet. 

Ist  der  Schiffsmann  mit  der  Zurücklassung  einverstanden  und  befindet  sieh  kein 
Seemannsamt  am  Platze  und  lässt  sich  auch  die  Genehmigung  eines  anderen  See- 
mannsamts ohne  Verzögerung  der  Reise  nicht  einholen,  so  ist  der  Kapitän  befugt, 
den  Schiffsmann  ohne  Genehmigung  zurückzulaseen.  Der  Reeder  bleibt  in  diesem 
Falle  für  die  aus  einer  etwaigen  Hilfsbedürftigkeit  des  Schiffsmanns  während  der 
nächsten  3  Monate  erwachsenden  Kosten  haftbar. 

Die  Bestimmungen  des  §  127  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

vierter  Abschnitt.  Disziplinarvorschriften. 

§  84.  Der  Schiffsmann  ist  der  Disziplinargewalt  des  Kapitäns  unterworfen. 
Die  Ausübung  der  Disziplinargewalt  des  Kapitäns  kann  nur  auf  den  ersten  Offizier 
des  Decksdienstes  und  den  ersten  Offizier  des  Maschineudienstes  innerhalb  ihres  Dienst- 
bereichs übertragen  werden.  Dieselben  haben  jeden  Fall  der  Ausübung  der  Disziplinar- 
gewalt binnen  24  Stunden  dem  Kapitän  anzuzeigen. 

$  85.  Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  sich  stets  nüchtern  zu  halten  und  gegen 
Jedermann  ein  angemessenes  und  friedfertiges  Betragen  zu  beobachten. 

Dem  Kapitän,  den  Schiffsoffizieren  und  seinen  sonstigen  Vorgesetzten  hat  er 
mit  Achtung  zu  begegnen  und  ihren  dienstlichen  Befehlen  unweigerlich  Folge  zu 
leisten. 

$  86.  Der  Schiffsmann  hat  dem  Kapitän  auf  Verlangen  wahrheitsgemäss  und 
vollständig  mitzuteilen,  was  ihm  über  die  den  Schiffsdienst  betreffenden  Angelegen- 
heiten bekannt  ist. 

§  87.  Der  Schiffsmann  darf  ohne  Erlaubnis  des  Kapitäns  keine  Güter  an  Bord 
bringen  oder  bringen  lassen.  Für  die  gegen  dieses  Verbot  beförderten  eigenen  oder 
fremden  Güter  muss  er  die  höchste  am  Abladungsorto  zur  Abladungszcit  für  solche 
Reisen  und  Güter  bedungene  Fracht  erstatten/unbeschadet  der  Verpflichtung  zum 
Ersatz  eines  erweislich  höheren  Schadens. 

Der  Kapitän  ist  auch  befugt,  solche  Güter  über  Bord  zu  werfen,  wenn  ihr  Ver- 
bleib an  Bord  Schiff  oder  Ladung  oder  die  Gesundheit  der  an  Bord  befindlichen 
Personen  gefährden  oder  das  Einschreiten  einer  Behörde  zur  Folge  haben  kann. 

£  88.  Die  Vorschriften  des  §  87  finden  auch  Anwendung,  wenn  der  Schiffs- 
mann ohne  Erlaubnis  des  Kapitäns  Waffen  oder  Munition,  Branntwein  oder  andere 
geistige  Getränke  oder  mehr  an  Tabak  und  Tabakswaren,  als  er  zu  seinem  Gebrauch 
auf  der  beabsichtigten  Reise  bedarf,  an  Bord  bringt  oder  bringen  lässt. 

Die  gegen  dieses  Verbot  mitgenommenen  Gegenstände  verfallen  dem  Schiffe 

8  89.  Der  Kapitän  hat  die  auf  Grund  der  Vorschriften  der  §§  87,  88  getroffenen 
Anordnungen,  sobald  es  geschehen  kann,  in  das  Schiffstagebuch  einzutragen. 

§  90.  Liegt  das  Schiff  im  Hafen  oder  auf  der  Reede,  so  ist  der  Kapitän  be- 
fugt, wenn  nach  den  Umständen  eine  Entweichung  zu  befürchten  ist,  die  Sachen  der 
Schiffsleute  bis  zur  Abreise  des  Schiffes  in  Verwahrung  zu  nehmen. 

$$  91.  Zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  zur  Sicherung  der  Regelmässig- 
keit des  Dienstes  ist  der  Kapitän  befugt,  die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen.  Geld- 
bussen,  Kostschmälerung  von  mehr  als  dreitägiger  Dauer,  Einsperrung  und  körperliche 
Züchtigung  darf  er  jedoch  zu  diesem  Zwecke  weder  als  Strafe  verhängen ,  noch  als 
Zwangsmittel  anwenden. 

Bei  einer  Widersetzlichkeit  oder  bei  beharrlichem  Ungehorsam  ist  der  Kapitän 
zur  Anwendung  aller  Mittel  befugt,  welche  erforderlich  Bind,  um  seinen  Befehlen  Ge- 
horsam zu  verschaffen.   Zu  diesem  Zwecke  ist  ihm  auch  die  Anwendung  von  körper- 
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Ii  eher  Gewalt  in  dem  durch  die  Umstände  gebotenen  Masse  gestattet.   Er  darf  ferner 
n  die  Beteiligten  die  geeigneten  Sicherungsmassregelu  ergreifen  und  sie  nötigen- 
während der  Reise  fesseln. 

Jeder  Schiffsmann  niuss  dorn  Kapitän  auf  Erfordern  Beistand  zur  Aufrechter- 
haltung  der  Ordnung  sowie  zur  Abwendung  oder  Unterdrückung  einer  Widersetzlich- 
keit leisten. 

Im  Auslande  kann  der  Kapitän  in  dringenden  Fällen  die  Kommandanten  der 
ihm  zugänglichen  Schiffe  der  Kriegsmarine  des  Reichs  um  Beistand  zur  Aufrechter- 
haltung der  Disziplin  angehen. 

$  »2.  Der  Kapitän  hat  jede  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  §  91  getroffene 
Massregel  mit  Angabe  der  Veranlassung,  sobald  es  geschehen  kaun,  in  das  Schiffs- 
tagebuch einzutragen. 

Fünfter  Abschnitt.   Straf  Vorschriften. 

8  98.  Ein  Schiffsmann,  welcher  nach  Abschluss  des  Heuervertrags  sich  ver- 
borgen hält,  um  sich  dem  Antritte  des  Dienstes  zu  entziehen,  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  60  Mark  bestraft. 

Wenn  ein  Schiffsmann,  um  sich  der  Fortsetzung  des  Dienstes  zu  entziehen,  ent- 
weicht oder  sich  verborgen  hält,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  oder  Gefängnis- 
strafe bis  zu  3  Monaten  ein. 

Ein  Schiffsmann,  welcher  mit  der  Heuer  entweicht  oder  sich  verborgen  hält,  um 
sich  dem  übernommenen  Dienste  zu  entziehen,  wird  mit  der  im  §  298  des  Strafge- 
setzbuchs angedrohten  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  belegt.  Sind  mildernde  Um- 
stände vorhanden,  so  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  erkannt  werden. 

In  den  Fällen  der  Abs.  1,  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag  des  Kapitäns 
ein.    Die  Zurücknahme  des  Antrags  ist  zulässig. 

B  94.  In  den  Fällen  des  §  93  Abs.  2,  3  verliert  der  Schiffsmann,  wenn  er  vor 
Abgang  des  Schiffes  weder  zur  Fortsetzung  des  Dienstes  freiwillig  zurückkehrt,  noch 
zwangsweise  zurückgebracht  wird,  den  Anspruch  auf  die  bis  dahin  verdiente  Heuer. 
Die  Heuer  und,  sofern  diese  nicht  ausreicht,  auch  die  an  Bord  zurückgelassenen  Sachen 
des  Schiffsmanns  können  von  dem  Reeder  zur  Deckung  seiner  Schadensansprüche  aus 
dem  Heuer-  oder  Dienstvertrag  in  Anspruch  genommen  werden  ;  soweit  die  Heuer 
hierzu  nicht  erforderlich  ist,  wird  mit  ihr  nach  Massgabc  des  §  132  verfahren.  Dem 
Seemannsamte,  bei  welchem  die  Meldung  von  der  Entweichung  erfolgt  (§  25),  ist  so- 
bald es  geschehen  kann,  eine  Aufstellung  über  den  Betrag  der  Schadeusansprüche  und 
des  Heuerguthabens  einzureichen,  widrigenfalls  die  vorgedachte  Befugnis  erlischt 

Hat  acr  Schiffsmann  sich  im  Auslände  dem  Dienste  in  einem  der  Fälle  des  $  74 
No.  1,  3,  4,  5  der  Vorschrift  des  §  77  entgegen  entzogen,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zum 
Betrag  einer  Monatsheuer  ein. 

§  96.  Mit  Geldstrafe  bis  zum  Betrag  einer  Monateheuer  wird  ein  Schiffsmann 
bestraft,  welcher  «ich  einer  gröberen  Verletzung  seiner  Dienstpflichten  schuldig  macht. 

Als  Verletzung  der  Dienstpflicht,  die,  wenn  sie  in  gröberer  Weise  erfolgt,  nach 
Abs.  1  strafbar  ist,  wird  inabesondere  angesehen: 

1)  Nachlässigkeit  im  Wachtdienste; 

2)  Ungehorsam  gegen  den  Dienstbefehl  eine«  Vorgesetzten; 

3)  Ungebührliches  Betragen  gegen  Vorgesetzte,  gegen  andere  Mitglieder  der 
Schiffmannschaft  oder  gegen  Reisende; 

4)  Verlassen  des  Schiffes  ohne  Erlaubnis  oder  Ausbleiben  über  die  festgesetzte  Zeit ; 

5)  Wegbringen  eigener  oder  fremder  Sachen  von  Bord  des  Schiffes  und  an  Bord 
bringen  oder  au  Bord  bringen  lassen  von  Gütern  oder  sonstigen  Gegenständen  ohne 
Erlaubnis  ; 

6)  Eigenmächtige  Zulassung  fremder  Personen  an  Bord  und  Gestattung  des  An- 
legen» von  Fahrzeugen  an  das  Schiff; 

7j  Trunkenheit  im  Schiffsdienste; 

8)  Vergeudung,  unbefugte  Veräusserung  oder  bei  Seite  bringen  von  Proviant. 

Gegen  Schiffeoffiziere  kann  die  Strafe  bis  auf  den  Betrag  einer  zweimonatlichen 
Heuer  erhöht  werden. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  des  Kapitäns  oder  eines  verletzten  Schiffs- 
manns ein.  Der  Antrag  kann  bis  zur  Abmusterung  gestellt  werden.  Die  Zurück- 
nahme ist  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  zulässig. 

$$97.  In  den  Fällen  der  §§  95,  9u'  wird,  wenn  die  Heuer  nicht  monatsweise 
bedungen  ist,  bei  der  Festsetzung  der  Geldstrafe  der  einer  Monateheuer  entsprechende 
Geldbetrag  nach  dem  Ermessen  des  Seemannsamte  berechnet. 

$  9S.  Der  Kapitän  hat,  sobald  es  geschehen  kaun,  jede  gröbere  Verletzung  der 
Dienstpflicht  ($  9»J)  mit  genauer  Angabe  des  Sachverhalte  in  das  Schiffstagebuch  ein- 
zutragen und  dem  Schiifsmanne  von  dem  Inhalte  der  Eintragung  unter  ausdriiek- 
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lieber  Hinweisung  auf  die  Strafandrohung  des  §  96  Mitteilung  zu  machen,  auch  dem- 
selben auf  Verlangen  eine  Abschrift  der  Eintragung  auszuhändigen. 

"Unterbleibt  die  Mitteilung,  so  siud  die  Gründe  der  Unterlassung  im  Tagebuch 
anzugeben.  Ist  die  Eintragung  versäumt,  so  tritt  keine  Verfolgung  ein.  soweit  nicht 
im  Falle  des  $  96  Abs.  2  No.  3  der  verletzte  Schiffsmann  darauf  anträgt. 

#  99.  Beschwert  sich  ein  Schiffsmann  über  ungebührliches  Betragen  der  Vor- 
gesetzten oder  anderer  Mitglieder  der  Schiffsmannschaft  oder  darüber,  dass  das  Schiff, 
für  welches  er  angemustert  ist,  nicht  seetüchtig  ist,  oder  dass  die  Vorräte,  welche  das 
Schiff  für  den  Bedarf  der  Mannschaft  an  Speisen  und  Getränken  mit  sich  führt,  unge- 
nügend oder  verdorben  sind,  so  hat  der  Kapitän  die  Beschwerde  mit  genauer  Angabe 
des  Sich  verhalte  in  das  Schiffstagebuch  einzutragen  und  dem  Beschwerdeführer  auf 
Verlangen  eine  Abschrift  der  Eintragung  auszuhändigen. 

§  100.  Ein  Schiffsmann,  welcher  den  wiederholten  Befehlen  des  Kapitäns,  eines 
.Semtfsoff  iziers  oder  eines  anderen  Vorgesetzten  den  schuldigen  Gehorsam  verweigert, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M.  bestraft. 

8  101.  Wenn  zwei  oder  mehrere  zur  Schiffsmannschaft  gehörige  Personen  dem 
Kapitän,  einem  Schiffsoffizicr  oder  einem  anderen  Vorgesetzten  den  schuldigen  Ge- 
horsam auf  Verabredung  gemeinschaftlich  verweigern,  to  tritt  gegen  jeden  Beteiligten 
Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  ein.  Der  Rädelsführer  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
3  Jahren  bestraft. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  600  M.  er- 
kannt werden.  Der  Rädelsführer  wird  in  diesem  Falle  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft. 

8  102.  Ein  Schiffsmann,  welcher  zwei  oder  mehrere  zur  Schiffsmannschaft  ge- 
hörige Personen  zur  Begehung  einer  nach  den  101,  105  strafbaren  Handlung  auf- 
fordert, ist  gleich  dem  Anstifter  zu  bestrafen,  wenn  die  Aufforderung  die  strafbare 
Handlung  oder  einen  strafbaren  Versuch  derselben  zur  Folge  gehabt  hat. 

Ist  die  Aufforderung  ohne  Erfolg  geblieben,  so  tritt  im  Falle  des  §  101  Geld- 
strafe bis  zu  300  M.,  im  Falle  des  §  105  Geldstrafe  bis  zu  (500  M.  oder  Gefängnis- 
strafe bis  zu  einem  Jahre  ein. 

8  103.  Ein  Schiffsmann,  welcher  den  Kapitän,  einen  Schiffsoffizier  oder  einen 
anderen  Vorgesetzten  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  oder  durch 
Verweigerung  der  Dienste  zur  Vornahme  oder  zur  Unterlassung  einer  dienstlichen 
Verrichtung  nötigt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft.  Sind  mildernde 
Umstände  vorhanden,  so  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  600  M.  erkannt  werden.  Der 
Versuch  ist  strafbar. 

${  104.  Dieselben  Straf  Vorschriften  (S  103)  finden  auf  den  Schiffsmann  An- 
wendung, welcher  dem  Kapitän,  einem  Schiffsoffizier  oder  einem  anderen  Vorgesetzten 
in  Ausübung  seiner  Dienstbefugnisse  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Ge- 
walt Widerstand  leistet  oder  den  Kapitän,  einen  Schiffsoffizier  oder  einen  anderen 
Vorgesetzten  thätlich  angreift. 

§  105.  Wird  eine  der  in  den  103,  104  l>ezeichueten  Handlungen  von  mehreren 
Schiffsleuten  auf  Verabredung  gemeinschaftlich  begangen,  so  kann  die  Strafe  bis  auf 
das  Doppelte  des  angedrohten  Höchstbetrags  erhöht  werden. 

Der  Rädelsführer  sowie  diejenigen,  welche  gegen  den  Kapitän,  einen  Schiffs- 
offizier oder  einen  anderen  Vorgesetzten  Gewalttätigkeiten  verüben,  werden  mit 
Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  oder  mit  Gefängnis  von  gleicher  Dauer  bestraft;  auch 
kann  neben  der  Zuchthausstrafe  auf  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  werden. 
Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter  3  Mo- 
naten ein. 

#  106.  Ein  Schiffsmann,  welcher  solchen  Befehlen  des  Kapitäns,  eines  Schiffs- 
o/fiziers  oder  eines  anderen  Vorgesetzten  den  Gehorsam  verweigert,  welche  sich  auf 
die  Abwehr  oder  auf  die  Unterdrückung  der  in  den  §§  103,  104  bezeichneten  Hand- 
lungen beziehen,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu 
300  M.  bestraft. 

§  107.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  60  M.  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  wird  be- 
straft ein  Schiffsmann,  welcher 

1)  bei  Verhandlungen,  die  sich  auf  die  Erteilung  eines  Seefahrts buche» ,  auf 
eine  Eintragung  in  dasselbe  oder  auf  eine  Musterung  beziehen,  wahre  Thatsachen 
entstellt  oder  unterdrückt  oder  falsche  vorspiegelt,  um  ein  Seemannsamt  zu  täuschen ; 

2|  es  nnterlässt,  Bich  gemäss  $  12  zur  Musterung  zu  stellen; 

3)  im  Falle  eines  dem  Dienstantritt  entgegenstehenden  Hindernisses  es  unterlässt, 
sich  hierüber  gemäss  §  1?  gegen  das  Seemannsamt  auszuweisen; 

4)  wider  besseres  Wissen  eine  auf  unwahre  Behauptungen  gestützte  Beschwerde 
gemäss  §  99  bei  dem  Kapitän  vorbringt; 
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5)  der  vorlaufigen  Entscheidung  des  Seemanneamts  (§  129  Abs.  3)  zuwider- 
handelt. 

Durch  die  Bestimmung  des  Abs.  1  No.  1  wird  die  Vorschrift  des  §  271  des 
Strafgesetzbuches  nicht  berührt. 

$  1(K  Wer  wider  besseres  Wissen  eine  auf  unwahre  Behauptungen  gestützte 
Beschwerde  über  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffe«  oder  Mangelhaftigkeit  des  Proviants 
bei  einem  Seemannsamte  vorbringt  (§  58)  und  hierdurch  eine  Untersuchung  veranlasst, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M.  bestraft. 

Wer  leichtfertig  eine  auf  unwahre  Behauptungen  gestützte  Beschwerde  über  See- 
untüchtigkeit des  Schiffes  oder  Mangelhaftigkeit  des  Proviants  bei  einem  Seemanns- 
amte vorbringt  und  hierdurch  eine  Untersuchung  veranlasst,  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  10«  >  M.  bestraft. 

g  109.  Ein  Schiffsmann,  welcher  vorsätzlich  und  rechtswidrig  Teile  des  Schiffs- 
körpers, der  Maschine,  der  Takelung  oder  Ausrustungsgegenstände  oder  Vorrichtungen, 
welche  zur  Rettung  von  Menschenleben  dienen,  zerstört  oder  beschädigt,  wird  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1000  M.  oder  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

8  110.  Die  Verhängung  einer  in  diesem  Abschnitt  oder  durch  sonstige  straf- 
gesetzliche Vorschriften  angedrohten  Strafe  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass 
der  Schuldige  aus  Anlas«  der  ihm  zur  Last  gelegten  That  bereis  disziplinarisch  be- 
straft worden  ist.  Jedoch  muss  eine  Disziplinarstrafe,  sowohl  in  dem  Strafbescheide 
des  Seemannsamts  (§  123),  wie  in  dem  gerichtlichen  Strafurteile  bei  Abmessung  der 
Strafe  berücksichtigt  werden. 

§  111.  Der  Kapitän,  Schiffsoffizier  oder  sonstige  Vorgesetzte,  welcher  einem 
Schiffsmanne  gegenüber  seine  Disziplinargewalt  mißbraucht,  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  10(>0  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  .Tiihre  bestraft. 

8  112.  Der  Kapitän,  welcher  die  gehörige  Proviantierung  des  Schiffes  vor  An- 
tritt oder  während  der  Reise  vorsätzlich  unterlägst,  wird  mit  Gefängnis  bestraft,  neben 
welchem  auf  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  sowie  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte erkannt  werden  kann. 

Ist  die  Unterlassung  aus  Fahrlässigkeit  geschehen,  so  tritt,  wenn  infolgedessen 
der  Schiffsmannischaft  die  gebührende  Kost  nicht  gewährt  werden  kann,  Geldstrafe 
bis  500  M.  oder  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  ein. 

8  113.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M.,  mit  Haft  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  wird  bestraft  ein  Kapitän,  welcher 

1»  den  Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  welche  ihm  durch  die  gemäss  §  50 
Abs.  2  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  auferlegt  werden ; 

2)  den  Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  welche  ihm  durch  die  gemäss  §  4  vom 
Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  über  die  Besetzung  der  Schiffe  mit  Schiffsoffizieren 
auferlegt  werden: 

3)  einem  Schiff smanne,  grundlos  Speise  und  Trank  vorenthält  oder  ohne  Not 
verdorbenen  Proviant  verabreicht; 

4)  einen  Schiffsmann  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  83  Abs.  2,  im  Ausland 
ohne  Genehmigung  des  Sccmannsamts  zurücklässt. 

$  114.   Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  wird  bestraft  ein  Kapitän 
welcher 

1)  es  unterlässt,  für  die  Bekanntgabe  der  Vorgesetzten  durch  Aushang  (§  3 
Abs.  4)  Sorge  zu  tragen; 

2)  es  unterlässt,  bei  der  Anheuerung  dem  Schiffsmannc  den  vorgeschriebenen 
Heuerschein  (§  27)  einzuhändigen; 

3*  den  ihm  in  Ansehung  der  Musterung  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  ge- 
nügt, oder  unterlässt,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Musterrolle  sich  während  der  Reise 
an  Bord  befindet; 

4)  bei  Verhandlungen,  welche  sich  auf  eine  Musterung  oder  eine  Eintragung  in 
ein  Seefahrtsbuch  beziehen,  wahre  Thatsachen  entstellt  oder  unterdrückt  oder 
falsche  vorspiegelt,  um  ein  Seemannsamt  zu  täuschen; 

5)  der  Vorschrift  des  §  34  Abs.  3  zuwider  dem  Schiffsmann  ohne  triftigen 
Grund  die  Erlaubnis  zum  Verlassen  des  Schiffes  verweigert;  die  Bestrafung  tritt  nur 
ein,  wenn  der  Schiffsmann  sie  binnen  3  Tagen  nach  der  Verweigerung  des  Urlaubs 
beim  Seemannsamte  beantragt ; 

6)  den  Vorschriften  des  §  37  Abs.  2.  4  und  des  §  38  zuwiderhandelt; 

7)  den  Vorschriften  der  §§  46,  48,  betreffend  die  Auszahlung  der  Heuer  und  der 
Vorschüsse,  zuwiderhandelt; 
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8)  es  unterlässt,  für  die  Erfüllung  der  im  §  40  vorgesehenen  Obliegenheiten 
Sorge  zu  tragen ; 

9)  den  Vorschriften  de«  §  50  zuwider  die  Mannschaft  nicht  ergänzt; 

10)  die  ihm  obliegende  Fürsorge  für  das  Seefahrtsbuch  (S  17),  für  die  Sachen 
und  für  da»  Heuerguthaben  des  erkrankten  oder  für  den  Nachlas»  des  verstorbenen 
Schiffcmanns  verabsäumt  (§§  63,  65 1; 

11)  den  Vorschriften  des  §  64  Abs.  2,  3  zuwiderhandelt; 

12)  eine  der  iu  den  §§  70,  89,  92,  99  vorgeschriebenen  Eintragungen  in  das 
Schiffstagebuch  unterlägst ; 

13)  den  ihm  bei  Vergehen  und  Verbrechen  nach  den  §§  126,  127  obliegenden 
Verpflichtungen  nicht  genügt; 

14)  dem  Schiffsmann  ohne  dringenden  Grund  die  Gelegenheit  versagt,  die  Ent- 
scheidung des  Seemannsamts  nachzusuchen  (§§  129,  130); 

15)  der  Anordnung  eines  Seemannsamts  wegen  Vollstreckung  eines  Strafbescheids 
(§  125  Abs.  2)  nicht  Folge  leistet  oder  der  vorläufigen  Entscheidung  eines  Seemanns- 
amts  (§  129  Abs.  3)  zuwiderhandelt; 

16)  es  unterlässt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  im  §  133  vorgeschriebenen 
Abdrücke  und  Schriftstücke  im  Volkslogis  zugänglich  sind. 

Durch  die  Vorschrift  des  Abs.  1  No.  4  wird  die  Vorschrift  des  §  271  des  Straf- 
gesetzbuchs nicht  berührt. 

£  115.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  10  M.  oder  mit  einem  Tage  Haft  wird  bestraft 
ein  Kapitän  oder  ein  Schiffsmann,  der  sich  vor  dem  Seemannsamt  ungebührlich 
benimmt. 

^  116.  Ein  Schiffsoffizier,  welcher  es  unterlässt,  gemäss  8  84  von  der  Ausübung 
der  Disziplinargewalt  binnen  24  Stunden  dem  Kapitän  Mitteilung  zu  machen,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft. 

$$  117.  Wer  als  Reeder  oder  als  Vertreter  eines  Reeders  vorsätzlich  den  gemäss 
§  56  Abs.  2  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt  oder  den  Kapitän 
ausser  Stand  setzt,  für  die  genügende  Verproviantierung  des  Schiffes  oder  die  Mitnahme 
der  vorschriftsmässigen  Heilmittel  zu  sorgen,  wird,  sofern  nicht  in  den  letzteren 
Fällen  nach  anderen.  Vorschriften  eine  schwerere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Geldstrafe 
bis  zu  1000  M.  oder  mit  Gefängnis  bi»  zu  einem  Jahre  bestraft. 

Gleiche  Strafe  verwirkt,  wer  in  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Eigenschaft  vor- 
sätzlich den  gemäss  §  4  vom  Bundesrat  erlassenenen  Vorschriften  über  die  Besetzung 
der  Schiffe  mit  Kapitänen  und  Schiffsoffizieren  zuwiderhandelt. 

g  118.  Wer  als  Reeder  oder  ab?  Vertreter  eines  Reeders  durch  seine  Anordnung 
den  Vorschriften  des  37  Abs.  2,  4  und  des  §  38  über  die  Sonntagsruhe  zuwider- 
handelt, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3<.x)  M.  oder  mit  Haft  bestraft. 

§  119.  Wer  als  Reeder  oder  als  Vertreter  eiues  Reeders  es  unterlässt,  bei  der 
Anheuerung  dem  Schiffsniannc  den  vorgeschriebenen  Heuerschein  (§  27)  einzuhändigen, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft. 

§  120.  Als  Reeder  im  Sinne  der  §§  117  bis  119  gelten  auch  die  Vorstands- 
mitglieder von  Aktiengesellschaften  oder  sonstigen  durch  einen  Vorstand  vertretenen 
Handelsgesellschaften,  eingetragenen  Genossenschaften  und  juristischen  Personen, 
welche  Reederei  betreiben. 

#  122.  Die  Verfolgung  wogen  der  in  den  §§93  bis  119  bezeichneten  strafbaren 
Handlungen  findet  auch  dann  statt,  wenn  die  strafbaren  Handlungen  ausserhalb  des 
Reichsgebiets  begangen  sind. 

Die  Verjährung  der  Strafverfolgung  beginnt  in  diesem  Falle  erst  mit  dem  Tage, 
an  welchem  das  Schiff,  dem  der  Thäter  zur  Zeit  der  Begegnung  angehörte,  zuerst  ein 
Seemannsamt  erreicht. 

Die  Verfolgung  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Thäter  ein  Aus- 
länder ist. 

122.  In  den  Fällen  des  §  93  Abs.  1,  2  und  der  §§  95,  96,  107,  114  bis  116, 
118,  119  erfolgt  die  Untersuchung  und  Entscheidung  durch  das  Seemannsamt,  im 
Falle  des  §  93  Abs.  2  jedoch  nur,  wenn  dieses  seinen  Sitz  ausserhalb  des  Reichs- 
gebiet« hat,  und  in  den  Fällen  der  §§  118,  119  nur,  wenn  es  seinen  Sitz  im  In- 
Iande  hat. 

ö  128.  Das  Seemannsamt  hat  den  Angeschuldigten  verantwortlich  zu  vernehmen 
und  den  Thatbestand  mit  möglichster  Beschleunigung  festzustellen.  Eine  Vereidigung 
von  Zeugen  findet  nicht  statt.  Nach  Abschluss  der  Untersuchung  ist  ein  mit  Gründen 
versehener  Bescheid  zu  erteilen,  welcher  zu  verkünden  und  dem  Angeschuldigten  im 
Falle  seiner  Abwesenheit  in  Ausfertigung  zuzustellen  ist.  Wird  eine  Strafe  festgesetzt, 
so  ist  die  Dauer  der  für  den  Fall  des  Lnvermögens  an  Stelle  der  Geldstrafe  tretenden 
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Freiheitsstrafe  zu  bestimmen.  Der  Beseheid  wirkt  in  betreff  der  Unterbrechung  der 
Verjährung  wie  eine  richterliche  Handlung. 

Das  verfahren  vor  dem  Seemannsamt  ist  gebührenfrei. 

Im  Inlande  finden  auf  dasselbe  die  Vorschriften  der  §§  170,  173  bis  170  des 
Gerichtsverfassuugsgesetzes  über  die  Oeffentlichkeit  entsprechenden  Anwendung. 

Im  übrigen  wird  da»  Verfahren  vor  dem  Seemannsamte  durch  Verordnung 
de«  Bundesrats  geregelt.  Die  Verordnung  ist  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten 
Zusammentritte  zur  Kenntnisnahme  vorzulegen. 

^  124.  Gegen  den  Bescheid  de«  Seemannsanits  kann  der  Beschuldigte  inner- 
halb einer  10-tägigen  Frist  von  der  Verkündigung  oder  der  Zustellung  ab  auf  ge- 
richtliche Entscheidung  antragen.  Der  Antrag  ist  bei  dem  Seemannsamte  zu  Protokoll 
oder  schriftlich  anzubringen.  Dasselbe  hat  dem  Antragsteller  auf  Verlangen  eine 
Bescheinigung  über  den  Antrag  zu  erteilen. 

Verlasst  das  Schiff  vor  Ablauf  der  Frist  den  Hafen,  so  kann  der  Schiffsmann 
auch  bei  dem  Kapitän  zu  Protokoll  oder  schriftlich  innerhalb  der  Frist  Einspruch 
einlegen.  Dem  Schiffsmann  ist  auf  Verlangen  eine  Bescheinigung  über  den  erhobenen 
Einspruch  einzuhändigen.  Der  Kapitän  hat,  sobald  es  geschehen  kann,  den  Einspruch 
in  das  Schiffstagebuch  einzutragen  und  den  Antrag  dem  Seemannsamte  zu  über- 
senden. Die  Verjährung  ruht  von  der  Einlegung  des  Einspruchs  bis  zum  Eingange 
des  Antrags  beim  Seemannsamte. 

Hat  das  Seemannsamt  seinen  Sitz  im  Inlande,  so  ist  für  das  weitere  Verfahren 
dasjenige  Gericht  örtlich  zuständig,  in  dessen  Bezirke  dieser  Sitz  belegen  ist.  Hat 
es  seinen  Sitz  im  Auslande,  so  ist  dasjenige  Gericht  örtlich  zuständig,  in  dessen 
Bezirke  sich  der  inländische  Heimatshafen  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  der 
Registerhafen  des  Schiffes  befindet;  fehlt  es  an  einem  hiernach  zuständigen  deutschen 
Gerichte,  so  wird  das  Gericht  von  dem  Reichsgerichte  bestimmt. 

g  125.  Der  Bescheid  des  Seemannsamtes  ist  in  betreff  der  Beitreibung  der 
Geldstrafe  vorläufig  vollstreckbar. 

Die  Vollstreckung  der  Strafbescheide  der  inländischen  Seemannsämter  erfolgt 
durch  die  landesgesetzlich  hierzu  bestimmten  Behörden.  Die  Vollstreckung  der  von 
einem  Seemannsamt  im  Ausland  erlassenen  Strafbescheide  erfolgt  gebührenfrei  durch 
dieses  selbst,  wobei  der  Kapitün  den  auf  Beitreibung  der  Gehlstrafe  gerichteten  An- 
ordnungen des  SeemaniiBanits  Folge  zu  leisen  hat;  (Fie  Vorschriften  der  811,  850 
der  Civilprozessordnung  über  die  Unpfändbarkeit  von  Sachen  und  Ansprüchen  finden 
entsprechende  Anwendung. 

Die  in  Abs.  2  bezeichneten  inländischen  Vollstreckungsbehörden  haben  auf 
Ersuchen  auch  die  von  einem  Seemannsamt  ausserhalb  ihres  Amtsbereichs  erlassenen 
Strafbescheide  gegen  die  innerhalb  ihres  Amtsbereichs  befindlichen  Personen  zu  voll- 
strecken. Auf  die  Erledigung  des  Ersuchens  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
über  den  Beistand  bei  Einziehung  von  Abgaben  und  Vollstreckung  von  Vermögens- 
strafen vom  ii.  Juni  1805  (Reichsgesetzbl.  S.  2~>V>)  entsprechende  Anwendung. 

4$  124».  Begeht  ein  Schiffsmann,  während  das  Schiff  sich  auf  der  See  oder  iro 
Auslande  befindet,  ein  Vergehen  oder  Verbrechen,  so  hat  der  Kapitän  unter  Zu- 
ziehung von  Schiffsoffizieren  und  anderen  glaubhaften  Personen  alles  dasjenige  genau 
aufzuzeichnen,  was  auf  den  Beweis  der  That  und  auf  deren  Bestrafung  Einfluss 
haben  kann.  Insbesondere  ist  in  den  Fällen  der  Tötung  und  schweren  Körjjcr- 
vcrletzung  die  Beschaffenheit  der  Wunden  genau  zu  beschreiten,  auch  zu  vermerken, 
wie  lange  der  Verletzte  etwa  noch  gelebt  hat,  ob  und  welche  Heilmittel  angewendet 
sind  und  welche  Nahrung  der  Verletzte  zu  sich  genommen  bat. 

§  127.  Der  Kapitän  ist  ermächtigt,  jederzeit  die  Sachen  der  Schiffsleute,  welche 
der  Beteiligung  au  einer  strafbaren  Handlung  verdächtig  sind,  zu  durchsuchen. 

Der  Kapitän  ist  ferner  ermächtigt,  denjenigen  Schiffsmann,  der  sich  einer  der 
im  S  70  Xo.  3  und  im  §  1)3  Abs.  2,  3  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  schuldig 
macht,  festzunehmen.  In  den  Fällen  des  §  70  No.  3  ist  er  hierzu  verpflichtet,  wenn 
das  Entweichen  des  Thäters  zu  besorgen  steht.  In  den  Fällen  des  ^  93  Abs.  2,  3  ist 
von  einer  Einsperrung  abzusehen,  sofern  sich  das  Schiff  auf  hoher  See  befindet. 

Der  Thäter  ist  unter  Mitteilung  der  aufgenommenen  Verhandlungen  an  das- 
jenige Seemannsamt,  bei  welchem  es  zuerst  geschehen  kann,  abzuliefern.  Wenn  im 
Auslande  das  Seemannsamt  aus  besonderen  Gründen  die  Uebernahme  ablehnt,  so  hat 
der  Kapitän  die  Ablieferung  bei  demjenigen  Seeruaniisamte  zu  bewirken,  bei  welchem 
es  anderweit  zuerst  geschehen  kann. 

In  dringenden  Fällen  ist  der  Kapitän,  wenn  im  Ausland  ein  Seemannsamt  nicht 
rechtzeitig  angegangen  werden  kann,  ermächtigt,  den  Thäter  der  fremden  Behörde 
behufs  dessen  Üeberiuittcliing  au  eine  zuständige  deutsche  Behörde  zu  übergeben. 
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Hiervon  hat  er  bei  demjenigen  Seemannsamte,  bei  welchem  es  zuerst  geschehen  kann, 
Anzeige*  zu  machen. 

Sechster  Abschnitt.   Allgemeine  Vorschriften. 

#  128.  Jedes  Seemannsamt  ist  verpflichtet,  die  gütliche  Ausgleichung  der  zu 
seiner  Kenntnis  gebrachten,  zwischen  dem  Kapitän  und  dem  Schiffsmanne  bestehenden 
Streitigkeiten  zu  versuchen.  Insbesondere  hat  das  Seemannsamt,  vor  welchem  die 
Abmusterung  des  Schiffsmanns  erfolgt,  hinsichtlich  solcher  Streitigkeiten  einen  Güte- 
versuch zu  veranstalten. 

$  129.  Der  Schiffsmann  darf  den  Kapitän  vor  einem  ausländischen  Gerichte 
weder  strafrechtlich  noch  civilrechtlich  belangen,  sofern  gegen  ihn  ein  Gerichtsstand 
im  Inlande  begründet  ist.  Handelt  er  dieser  Bestimmung  zuwider  so  ist  er  nicht 
allein  für  den  daraus  entstehenden  Schaden  verantwortlich,  sondern  er  wird  ausser- 
dem der  bis  dahin  verdienten  Heuer  verlustig. 

Er  kann  in  den  Fällen,  die  keinen  Aufschub  leiden,  die  vorläufige  Entscheidung 
des  Seemannsamts  nachsuchen.  Die  Gelegenheit  hierzu  darf  der  Kapitän  ohne  drin- 
genden Grund  nicht  versagen.  Auch  dem  Kapitän  steht  unter  denselben  Voraus- 
setzungen, wie  dem  Schiffs  manne,  die  Befugnis  zu,  die  Entscheidung  des  Seemanns- 
amts nachzusuchen. 

Jeder  Teil  hat  die  Entscheidung  des  Seemannsamts  einstweilen  zu  befolgen, 
vorbehaltlich  der  Befugnis,  seine  Rechte  vor  der  zuständigen  Behörde  geltend  zu 
machen. 

Im  Falle  eines  Zwangsverkaufs  des  Schiffes  finden  die  Vorschriften  des  Abs.  1 
auf  die  Geltendmachung  der  Forderungen  des  Schiffsmanns  aus  dem  Heuervertrage 
keine  Anwendung. 

8  130.  Im  Inlande  wird  der  Streit  zwischen  dem  Kapitän  und  dem  Schiffs- 
nianne,  welcher  nach  der  Anmusterung  über  den  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des 
Dienstes  entsteht,  von  dem  Seemannsamt,  in  dessen  Bezirke  das  Schiff  liegt,  unter 
Vorbehalt  des  Rechtswegs  entschieden. 

§  131.  Die  nach  den  $5  129,  130  getroffene  Entscheidung  des  Seemanusamts 
steht  einem  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärten  Urteile  gleich.  Der  Erteilung  der 
Vollstreckungsklausel  bedarf  es  nicht.  Ist  die  zuständige  Behörde  angerufen  oder 
der  Rechtsweg  beschritten,  so  findet  §  707  der  Civilprozessordnung  entsprechende 
Anwendung. 

§  132.  Die  nach  den  Vorschriften  des  fünften  Abschnitts  festgesetzten  oder 
erkannten  Geldstrafen  fliessen  der  Seemannskasse  und  in  Ermangelung  einer  solchen 
der  Ortsarmenkasse  des  inländischen  Heimathafens  des  Schiffes,  welchem  der  Thäter 
zur  Zeit  der  Begehung  der  strafbaren  Handlung  angehörte,  zu,  insofern  sie  nicht  im 
Wege  der  Landesgesetzgebung  zu  anderen  ähnlichen  Zwecken  bestimmt  werden.  In 
Ermangelung  eines  inländischen  Heiraatshafens  tritt  an  dessen  Stelle  der  inländische 
Registerhafen;  fehlt  es  auch  hieran,  so  erfolgt  die  Bestimmung  durch  den  Reichs- 
kanzler. 

§  133.  Ein  Abdruck  dieses  Gesetzes,  der  für  das  Schiff  über  Kost  und  Logis 
geltenden  Vorschriften  (§  5f>)  und  einer  amtlichen  Zusammenstellung  der  Bestim- 
mungen über  die  Militärverhältnisse  der  seemännischen  und  halbseemännischen  Be- 
völkerung 7)  sowie  eine  Abschrift  der  in  der  Musterrolle  enthaltenen  Bestimmungen 
des  Heuervertrags  einschliesslich  aller  Nebenhestimmungen  müssen  im  Volkslogis  zur 
jederzeitigen  Einsicht  der  Schiffslcute  vorhanden  sein. 

§  134.  Die  Anwendung  des  §  1  Abs.  2,  des  zweiten  Abschnitts,  der  5$5j  3<>,  43, 
44,  des  S?  49,  der  59—04,  des  5;  bf>  Abs.  2,  3  und  des  £  133  auf  kleinere  Fahrzeuge 
(Küstenfahrer  u.  s.  w.)  kann  durch  Verordnung  des  Bundesrats  ganz  oder  teilweise 
ausgeschlossen  werden.  Die  Verordnung  ist  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zu- 
tritte zur  Kenntnisnahme  vorzulegen. 

?l3ö.    Keine  Anwendung  finden: 
)  auf  Seeschlepper  der  $  1  Abs.  2  und  die  8§  :>5— 38; 

2)  auf  Bergungsf ahrzeuge  der  §  1  Abs.  2  und,  soweit  diese  Fahrzeuge  in  Thätig- 
keit  sind,  die      35— 38; 

3)  auf  Hochseefischereifahrzeuge  der  §  36,  der  §  37  Abs.  2  und  der  §  38  Abs.  1 
und,  soweit  die  Mannschaft  vertragsmäßig  am  Gewinne  beteiligt  ist,  der  i;  1  Abs.  2. 

§  136.  Soweit  im  Auslande  nach  den  dortigen  Gesetzen  eine  Verlautbarung  des 
Dienstvertrags  oder  der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  für  die  Mannschaft  (deut- 
scher Schiffe  von  der  ausländischen  Behörde  erfolgen  rauss,  kann  der  Reichskanzler 
bestimmen,  dass  die  An-  und  Abmusterung  vor  dem  Seemannsamte  (§§  13,  18)  durch 
einen  von  diesem  in  die  Musterrolle  einzutragenden  Hinweis  auf  die  Verlautbarung 
vor  der  ausländischen  Behörde  ersetzt  werdeu  darf. 
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8  137.  Diese»  Gesetz  tritt  am  1.  April  HK)3  in  Kraft.  Die  Seemannsordnuug 
vom  27.  Dezemt>er  1872  tritt  mit  demselben  Tage  ausser  Kraft. 

#  138.  Wenn  in  anderen  Gesetzen  auf  Vorschriften  verwiesen  wird,  welche 
durch  diese«  Gesetz  ausser  Kraft  gesetzt  sind,  so  treten  die  entsprechenden  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  an  deren  Stelle. 

2.  Oesets,  betr.  die  Stollenvermittelung  für  Schifftieute.    Vom  2. 

Juni  1DU2.    (Reichs-Gesetzbl.  No.  27,  S.  215. 

ä  1.  Auf  die  gewerbsmässige  Stellenvermittelung  für  Schiffsleute  finden  die 
Vorschriften  der  Gewerbeordnung  insoweit  Anwendung,  als  nicht  nachstehend  besondere 
Bestimmungen  getroffen  sind. 

Ö  2.  Wer  die  Stellenvermittelung  für  Schiffsleute  gewerbsmässig  betreiben  will, 
bedarf  dazu  der  Erlaubnis  der  höheren  Verwaltungsbehörde. 

Die  Erlaubnis  ist  zu  versagen: 

1)  wenn  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden 
in  Bezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  darthun; 

2)  wenn  der  Nachsuchende  eines  der  im  §  3  Abs.  1  bezeichneten  Gewerbe  be- 
treibt: die  Landes-Centralbehörden  sind  befugt,  Ausnahmen  von  dieser  Vor- 
schrift zuzulassen. 

$  3.  Wer  die  Stellenvermittelung  für  Schiffsleute  gewerbsmässig  betreibt,  darf 
gewerbsmässige  Vermietung  von  Wohn-  und  Schlafstellen,  Gastwirtschaft,  Schankwirt- 
schaft, Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken,  Handel  mit  Ausrüstungsgegenständen 
für  Schiffsleute  und  das  Geschäft  eines  Geldwechslers  oder  Pfandleihers  weder  selbst 
noch  durch  andere  betreiben.  Die  Landes-Centralbehörden  sind  befugt,  Ausnahmen 
von  dieser  Vorschrift  zuzulassen. 

Der  Stellenverniittler  darf  ferner  mit  Gewerbetreibenden  der  vorbezeichneten  Art 
nicht  dergestalt  in  Geschäftsverbindung  treten,  dass  er  sich  für  die  Ausübung  seiner 
Vermittlerthätigkeit  von  ihnen  Vergütungen  irgend  welcher  Art  gewähren  oder  ver- 
sprechen lässt. 

$  L  Die  den  Stellenvermittlern  für  Schiffsleute  zukommenden  Gebühren  werden 
durch  Taxen  bestimmt,  welche  von  den  Landesregierungen  oder  den  vou  diesen  be- 
zeichneten Behörden  nach  Anhörung  von  Vertretern  der  Stellen  vermittler,  der  Reeder 
und  der  Schiffsleute  festgesetzt  werden. 

Die  Gebühr  ist  von  dem  Reeder  und  dem  Schiffsmannc  je  zur  llälfte  zu  zahlen ; 
eine  entgegenstehende  Vereinbarung  zu  Ungunsten  des  Schiffsmanns  ist  nichtig.  Der 
Anspruch  des  Stellen  Vermittlers  auf  die  vom  Reeder  zu  zahlende  Hälfte  erlischt,  wenn 
der  Schiffsmann  seinen  Dienst  nicht  zur  festgesetzten  Zeit  antritt 

8  5.  Die  Landesregierungen  erlassen  Vorschriften  darüber,  in  welcher  Weise 
die  Stellenvermittler  für  Schiffsleute  ihre  Bücher  zu  führen  und  welcher  polizeilichen 
Kontrolle  über  den  Umfang  und  die  Art  ihre»  (reschäftsbetriebs  sie  6ich  zu  unter- 
werfen haben. 

8  6.  Die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetriebe  muss  zurückgenommen  werden,  wenn 
aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  Inhabers  die  Unzuverlässigkeit  desselben  in 
Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  klar  erhellt. 

Die  Unzuverlassigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  ist  stets  anzunehmen, 
wenn  der  Stellen  vermittler  wiederholt  die  festgesetzte  Gebührentaxe  überschritten  oder 
sich  ausser  den  taxinässigen  Gebühren  Vergütungen  irgend  welcher  Art  von  dem 
Schiffsmanne  hat  gewähren  oder  versprechen  lassen,  oder  wenn  er  dem  Verbote  des 
§  3  zuwiderhandelt. 

Stellen  Vermittlern  für  Schiffsleute,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
den  Gewerbebetrieb  begonnen  hal>en,  muss  derselbe  untersagt  werden,  wenn  Thatsachen 
vorliegen,  welche  die  Unzuverlassigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  den  Ge- 
werbeoetrieb  darthun. 

8  7.  Wegen  dos  Verfahrens  und  der  Behörden,  welche  in  Bezug  auf  die  Zu- 
rücknahme der  Erlaubnis  und  die  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  massgebend  sind, 
gelten  die  Vorschriften  der      20,  21  der  Gewerbeordnung. 

^  8.   Mit  Geldstrafe  bis  zu  3*X>  Mark  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

1 )  wer  den  Gewerbebetrieb  eines  Stellen  Vermittlers  für  Schiffsleute  ohne  die  vor- 
geschriebene Erlaubnis  unternimmt  oder  fortsetzt  oder  von  den  bei  Erteilung 
der  Erlaubnis  festgesetzten  Bedingungen  abweicht ; 

2)  ein  Stellcnvermittlcr  für  Schiffsleute,  welcher 

a)  einen  nach  §  3  Abs.  1  ihm  verbotenen  Gewerbebetrieb  unternimmt 
oder  fortsetzt,  oder  welcher  sich  von  Gewerbetreibenden  der  dort  be- 


Digitized  by  Google 


-    381  - 

zeichneten  Art  für  die  Ausübung  seiner  Vermittlerthätigkeit  Ver- 
gütungen irgend  welcher  Art  gewähren  oder  versprechen  lässt ; 

b)  die  von  der  Behörde  festgesetzte  Taxe  überschreitet  oder  sich  ausser 
den  t&xmässigen  Gebühren  Vergütungen  anderer  Art  von  dem  Sehiffs- 
manne  gewähren  oder  versprechen  läset ; 

c)  es  unternimmt,  einen  Schiffsmann  zum  Bruche  des  eingegangenen 
Heuervertrags  zu  verleiten; 

3)  ein  Gewerbetreibender  der  im  S  3  Abs.  1  bezeichneten  Art,  welcher  es  unter- 
nimmt, einen  Stellenvermittler  für  Schiffsleute  durch  Gewährung  oder  Versprechung 
von  Vergütungen  irgend  welcher  Art  zu  einer  den  Interessen  des  Schiffmanns  wider- 
streitenden Ausübung  der  Verroittlerthätigkeit  zu  bestimmen. 

#  9.   Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

1)  ein  Stellenvermittler  für  Schiffsleute,  welcher  den  in  §  5  bezeichneten  Vor- 
schriften zuwiderhandelt; 

2)  ein  Stellcnvermittler  für  Schiffsleute  oder  ein  Gewerbetreibender  der  im  §  3 
Abs.  1  bezeichneten  Art,  welcher  im  In  lande  den  von  einer  zuständigen  Behörde  er- 
lassenen Vorschriften  zur  Verhinderung  des  vorzeitigen  Betretens  einlaufender  Schiffe 
und  des  Anbordbringens  von  geistigen  Getränken  zuwiderhandelt ; 

3)  der  Kapitän,  der  im  Inlande  den  Vorschriften  einer  zuständigen  Behörde,  im 
Auslande  den  Anordnungen  eines  Seemannsamts  zuwider  Stellenvermittler  für  Schiffs- 
leute oder  Gewerbetreibende  der  im  §  3  Abs.  1  bezeichneten  Art  an  Bord  lässt  oder 
an  Bord  duldet; 

4)  der  Kapitän,  der  es  unterlägst,  dafür  zu  sorgen,  dass  ein  Abdruck  dieses  Ge- 
setzes im  Volkslogis  zugänglich  ist  ($  10). 

In  den  Fällen  des  Abs.  1  No.  3,  4  kommen  im  Auslande  für  die  Festsetzung 
der  Strafe  und  für  das  weitere  Verfahren  die  in  den  $;§  5,  122—125  der  Seemanus- 
ordnung  enthaltenen  Vorschriften  zur  Anwendung. 

$  10.  Ein  Abdruck  dieses  Gesetzes  muss  auf  jedem  deutschen  Kauffahrteischiff 
im  Volkslogis  zur  jederzeitigen  Einsicht  der  Schiffsleute  vorhanden  sein. 

§11.    Dieses  Getetz  tritt  am  1.  April  1903  in  Kraft. 

3.  Gesets,  betreffend  Abänderung  seereebtllober  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuches.  Vom  2.  Juni  1902.  (Reichsgesetzblatt  No.  27, 
S.  218.) 

Artikel  1. 

Die  §§  481,  547 — 549,  553,  749  des  Handelsgesetzbuches  werden  durch  die  nach- 
folgend unter  denselben  Ziffern  angeführten  \orschriften  ersetzt.  Hinter  §  553 
werden  die  nachfolgend  als  g§  553a,  553  b  bezeichneten  Vorschriften  eingeschaltet. 

ä  4M.  Zur  Schiffsbesatzung  werden  gerechnet  der  Schiffer,  die  Schiffsoffiziere, 
die  Schiffsmannschaft,  sowie  alle  übrigen  auf  dem  Schiffe  angestellten  Personen. 

§  547.  Wird  ein  Schiffer,  der  für  eine  bestimmte  Reise  angestellt  ist,  entlassen, 
weil  die  Reise  wegen  Krieg,  Embargo  oder  Blokade,  wegen  eine«  Einfuhr-  oder  Aus- 
fuhrverbots oder  wegen  eines  anderen  Schiff  oder  Ladung  betreffenden  Zufalls  nicht 
angetreten  oder  fortgesetzt  werden  kann,  so  erhält  er  gleichfalls  nur  dasjenige,  was  er 
von  der  Heuer,  einschliesslich  aller  sonst  bedungenen  Vorteile,  bis  dahin  verdient  hat. 
Dasselbe  gilt,  wenn  ein  auf  unbestimmte  Zeit  angestellter  Schiffer  aus  einem  der  an- 
geführten Gründe  entlassen  wird,  nachdem  er  die  Ausführung  einer  bestimmten  Reise 
übernommen  hat. 

Erfolgt  in  diesen  Fällen  die  Entlassung  während  der  Reise,  so  kann  der  Schiffer 
ausserdem  nach  seiner  Wahl  entweder  freie  Rückbeförderung  nach  dem  Hafen,  wo 
er  geheuert  worden  ist  oder  eine  entsprechende  Vergütung  beanspruchen. 

Ein  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  begründeter  Anspruch  auf  freie 
Rückbeförderung  umfasst  auch  den  Unterhalt  während  der  Reise,  sowie  die  Beförderung 
der  Sachen  des  Schiffers. 

8  5*8.  Wird  ein  Schiffer,  der  auf  unbestimmte  Zeit  angestellt  ist,  aus  anderen 
als  den  in  den  §§  546.  547  angeführten  Gründen  entlassen,  nachdem  er  die  Aus- 
führung einer  bestimmten  Reise  übernommen  hat,  »o  erhält  er  ausser  demjenigen, 
was  ihm  nach  den  Vorschriften  des  §  547  gebührt,  als  Entschädigung  noch  die  Heuer 
für  einen  Monat  und  für  die  nach  §  73  der  Seemannsordnung  zu  berechnende  vor- 
aussichtliche Dauer  seiner  Reise  nach  dem  Rückbeförderungshafen. 

$$  549.  War  die  Heuer  nicht  zeitweise,  sondern  in  Bausch  und  Bogen  für  die 
ganze  Reise  bedungen,  so  wird  in  den  Fällen  der  546—548  die  verdiente  Heuer 
mit  Rücksicht  auf  den  vollen  Heuerbetrag  nach  dem  Verhältnisse  der  geleisteten 
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Dienste,  sowie  des  etwa  zurückgelegten  Teiles  der  Reise  bestimmt.  Zur  Ermittlung 
der  Heuer  für  einzelne  Monate  wird  die  durchschnittliche  Dauer  der  Reise,  einschließ- 
lich der  Ladung*-  und  Ixfcchungszeit,  unter  Berücksichtigung  der  Beschaffenheit  des 
Schiffes  in  Ansatz  gebracht  und  danach  die  Heuer  für  die  einzelnen  Monate  be- 
rechnet. Bei  Berechnung  der  Heuer  für  einzelne  Tage  wird  der  Monat  zu  30  Tagen 
gerechnet. 

§  553.  Falls  der  Schiffer  nach  Antritt  des  Dienstes  erkrankt  oder  eine  Ver- 
letzung erleidet,  so  trägt  der  Reeder  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilbehandlung. 
Diese  V erpflichtung  erstreckt  sich : 

1)  wenn  der  Schiffer  wegen  der  Krankheit  oder  Verletzung  die  Reise  nicht  an- 
tritt, bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  seit  der  Erkrankung  oder  Verletzung; 

2)  wenn  er  die  Reise  angetreten  hat,  bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  nach  dem 
Verlassen  des  Schiffes  in  einem  deutschen  Hafen  und  bis  zum  Ablaufe  von  6  Monaten 
nach  dem  Verlassen  des  Schiffes  in  einem  anderen  Hafen. 

Im  Falle  einer  Verletzung  hört  die  Verpflichtung  des  Reeders  dem  Verletzten 
gegenüber  auf,  sobald  und  soweit  die  Berufsgenossenschaft  die  Fürsorge  übernimmt. 

Der  Reeder  ist  berechtigt,  die  Verpflegung  und  Heilbehandlung  dem  Schiffer 
in  einer  Krankenanstalt  zu  gewähren.  Hat  der  Schiffer  seinen  Wohnsitz  an  dem 
Orte,  wo  er  das  Schiff  verlässt  oder  an  dem  Orte  der  Krankenanstalt,  in  welche  er 
aufgenommen  werden  soll,  so  kann  die  Aufnahme  nur  erfolgen: 

1)  für  den  Schiffer,  welcher  verheiratet  ist  oder  eine  eigene  Haushaltung  hat 
oder  Mitglied  der  Haushaltung  seiner  Familie  ist,  mit  seiner  Zustimmung  oder  un- 
abhängig von  derselben,  wenn  die  Art  der  Krankheit  Anforderungen  an  die  Behand- 
lung oder  Verpflegung  stellt,  welchen  iu  der  Familie  des  Erkrankten  oder  Verletzten 
nicht  genügt  werden  kann,  oder  wenn  die  Krankheit  eine  ansteckende  ist,  oder  wenn 
der  Zustand  oder  das  Verhalten  des  Schiffers  eine  fortgesetzte  Beobachtung  erfordert; 

2)  in  sonstigen  Fällen  unbedingt. 

Ein  Schiffer,  der  wegen  Krankheit  oder  Verletzung  ausserhalb  des  Reichsgebiets 
zurückgeblieben  ist,  kann  mit  seiner  Einwilligung  und  der  des  behandelnden  Arztes 
oder  des  Seemannsamts  nach  einem  deutsehen  Hafen  in  eine  Krankenanstalt  über- 
führt werden.  Ist  der  Schiffer  außerstande,  die  Zustimmung  zu  erteilen,  oder  ver- 
weigert er  sie  ohne  berechtigten  Grund,  so  kann  sie  nach  Anhörung  eines  Arztes 
durch  dasjenige  Seemannsamt  ersetzt  werden,  in  dessen  Bezirke  der  Schiffer  sich  zur 
Zeit  befindet.  Findet  die  Ueberführung  statt,  so  erstreckt  sich  die  Verpflichtung  des 
Reeders  stets  nur  bis  zum  Ablaufe  von  3  Monaten  seit  der  Aufnahme  in  die  Kranken- 
anstalt des  deutschen  Hafens. 

Der  Schiffer,  welcher  sich  der  Heilbehandlung  ohne  berechtigten  Grund  ent- 
zieht und  hierdurch  nach  ärztlichem  Gutachten  die  Heilung  vereitelt  oder  wesentlich 
erschwert  hat,  verliert  den  Anspruch  auf  kostenfreie  Verpflegung  und  Heilbehandlung. 
Ueber  die  Berechtigung  des  Grundes  sowie  über  Beginn  una  Dauer  des  Verlustes 
entscheidet  vorläufig  das  Seetnannsamt 

Falls  der  Schiffer  nicht  mit  dem  Schiffe  nach  dem  Heimatshafen  oder  dem 
Hafen,  wo  er  geheuert  worden  ist,  zurückkehrt,  gebührt  ihm  ferner  freie  Zurück- 
beförderung  (§  517)  oder  nach  seiner  Wahl  eine  entsprechende  Vergütung. 

§  553  a.  Die  Heuer,  einschliesslich  aller  sonst  bedungenen  Vorteile,  bezieht  der 
erkrankte  oder  verletzte  Schiffer: 

wenn  er  die  Reise  nicht  antritt  bis  zur  Einstellung  des  Dienstes; 

wenn  er  die  Reise  angetreten  hat  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  das  Schiff 
vcrläfPt. 

Der  Bezug  der  Heuer  wird  während  des  Aufenthalts  iu  einer  Krankenanstalt 
nicht  gekürzt. 

Ist  der  Schiffer  bei  Verteidigung  des  Schiffes  zu  Schaden  gekommen,  so  hat  er 
überdies  auf  eine  angemessene,  erforderlichen  Falles  von  dem  Richter  zu  bestimmende 
Belohnung  Anspruch. 

g  553b.  Auf  den  Schiffer,  welcher  die  Krankheit  oder  Verletzung  durch  eine 
strafbare  Handlung  sich  zugezogen  oder  den  Dienst  widerrechtlich  verlassen  hat, 
finden  die  §§  553,  553  a  keine  Anwendung. 

4$  749.  Wird  ein  Schiff  oder  dessen  Ladung  ganz  oder  teilweise  von  einem 
anderen  Schiffe  geborgen  oder  gerettet,  so  wird  der  Berge-  oder  Hülfslohn  zwischen 
dem  Reeder,  dem  Schiffer  und  der  übrigen  Besatzung  des  anderen  Schiffes  iu  der 
Weise  verteilt,  das*  zunächst  dem  Reeder  die  Schäden  "am  Schiffe  und  Betriebsmehr- 
kosten ersetzt  werden,  welche  durch  die  Bergung  oder  Rettung  entstanden  sind,  und 
dass  von  dem  Reste  der  Reeder  eines  Dampfschiffes  zwei  Drittel,  eines  Segelschiffes 
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die  Hälfte,  der  Schiffer  und  die  übrige  Besatzung  eines  Dampfschiffes  je  ein  Sechstel, 
eines  Segelschiffe«  je  ein  Viertel  erhält. 

Der  auf  die  Schiffebesatzung  mit  Ausnahme  des  Schiffers  entfallende  Betrag 
wird  unter  alle  Mitglieder  derselben  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  sachlichen 
und  persönlichen  Leistungen  eines  jeden  verteilt.  Die  Verteilung  erfolgt  durch  den 
Schiffer  mittels  vor  Beendigung  der  Reise  der  Besatzung  bekannt  zu  gebenden  Ver- 
teilungsplanes, der  den  jedem  Beteiligten  zukommenden  Bruchteil  festsetzt. 

Gegen  den  Verteiluugsplan  ist  Einspruch  bei  demjenigen  Seemannsamte  zulässig, 
welches  nach  Bekanntgabe  des  Planes  zuerst  angegangen  werden  kann.  Das  See- 
mannsamt entscheidet  nach  Anhörung  der  Beteiligten  endgültig,  unter  Ausschluss  des 
Rechtweges,  über  den  Einspruch  und  eine  etwaige  andere  Verteilung.  Beglaubigte 
Abschrift  der  Entscheidung  ist  dem  Reeder  vom  Scemannsamte  mit  thunlichster  Be- 
schleunigung mitzuteilen. 

Vereinbarungen,  welche  den  Vorschriften  der  Abs.  1,  2  zuwiderlaufen,  sind 
nichtig. 

Diese  Vorschriften  finden  für  den  Fall  der  Bergung  oder  Rettung  durch  Bergungs- 
oder Schleppdampfer  keine  Anwendung. 

Artikel  2. 
Dieses  Gesetz  tritt  am  I.  April  1!K)3  in  Kraft. 

4.  Gesetz,  betreffend  die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe  zur 
Mitnahme  heimsuschaffender  Seeleute.  Vom  2.  Juni  11102.  Reichs- 
gesetzblatt No.  27  8.  212. 

8  1.  Jedes  deutsche  Kauffahrteischiff,  welches  von  einem  ausserdeutschen  Hafen 
nach  einein  deutschen  Hafen  oder  nach  einem  Hafen  des  Kanals,  Grossbritanniens, 
des  Sundes  oder  des  Kattegats  oder  nach  einem  ausserdeutschen  Hafen  der  Nordsee 
oder  der  Ostsee  bestimmt  ist,  ist  verpflichtet,  deutsche  Seeleute,  welche  ausserhalb  des 
Reichsgebiets  sich  in  hilfsbedürftigem  Zustande  befinden  oder  wegen  einer  nach  den 
Reichsgesetzen  strafbaren  Handlung  an  die  heimischen  Behördeu  abgeliefert  werden 
sollen,  behufs  ihrer  Zurückbeförderung  nach  Deutschland  auf  schriftliche  Anweisung 
des  Seemannsamts  gegen  eine  Entschädigung  (§  5)  nach  seinem  Bestimmungshafen 
mitzunehmen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  das  Schiff  nach  einem  anderen  ausserdeutschen 
Hafen  bestimmt  ist,  von  welchem  aus  die  Weiterbeförderung  nach  einem  der  vor- 
bezeichneten Häfen  erfolgen  kann.  Deutsche  Häfen  im  Sinne  dieses  Absatzes  sind 
nur  die  Häfen  des  Reichsgebiets. 

In  Ansehung  ausländischer  Seeleute,  welche  unmittelbar  nach  einem  Dienste  auf 
einem  deutschen  Kauffahrteischiff  ausserhalb  des  Reichsgebiets  sich  in  einem  hilfs- 
bedürftigen Zustande  befinden,  lieirt  den  nnch  deren  Heimatslande  bestimmten  deutschen 
Kauffahrteischiffen  eine  gleiche  Verpflichtung  ob. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  kann  der  Kapitän  vom  Seemannsamte 
zwangsweise  angehalten  werden. 

§  2.  Bieten  mehrere  Schiffe  Gelegenheit  zur  Mitnahme,  so  sind  die  zu  beför- 
dernden Seeleute  durch  das  Seemannsamt  nach  Verhältnis  der  Grösse  der  Schiffe  und 
der  Zahl  ihrer  Mannschaften  auf  die  einzelnen  Schiffe  zu  verteilen. 

g  3.    Die  Mitnahme  kann  verweigert  werden: 

1)  wenn  und  soweit  an  Bord  kein  angemessener  Platz  für  die  Mitzunehmenden 
vorhanden  ist: 

2)  wenn  der  Mitzunehmende  bettlägerig  krank  oder  mit,  einer  die  Gesundheit 
oder  Sicherheit  der  an  Bord  befindlichen  Personen  gefährdenden  geschlechtlichen  oder 
sonstigen  Krankheit  l>ehaftct  ist  ; 

3)  wenn  und  soweit,  die  Zahl  der  Mitzunehmenden  bei  Hilfsbedürftigen  ein 
Viertel,  bei  Straffälligen  ein  Sechstel  der  Schiffsmannschaft  übersteigt,  oder 
mehr  als  ein  Straffälliger  mitgenommen  werden  soll ; 

4)  wenn  die  Mitnahme  nicht  mindestens  2  Tage  vor  dem  Zeitpunkte  verlangt 
wird,  an  welchem  das  Schiff  zum  Abgehen  fertig  ist; 

5)  wenn  der  Hafen  von  einer  deutschen  Dampferlinie,  die  zur  Mitnahme  ver- 
tragsmässiff  verpflichtet  ist,  auf  der  Heimreise  nach  Deutschland  in  regel- 
mässiger Fahrt  angelaufen  wird. 

Die  Entscheidung  über  den  Grund  der  Weigerung  steht  dem  Seemannsamte  zu. 

^  i.  Während  der  Reise  erhält  der  wegen  Hilfsbedürftigkeit  Mitgenommene 
seiner  Stellung  entsprechend  i|j  .7)  Kost  und  Logis  von  seiten  des  Schiffes. 

Der  wegen  einer  strafbaren  Handlung  Mitgenommene  ist  nach  den  vom  See- 
mannsamte zu  erteilenden  Weisungen  zu  behandeln.  Die  Bewachung  liegt  dem  Kapitän 
ob,  sofern  nicht  ein  besonderer  Begleiter  mitgegeben  wird. 


Digitized  by  Google 


—   384  - 

Der  Mitgenommene  ist  der  Disziplinargewalt  des  Kapitäns  unterworfen. 
8  5.  Als  Entschädigung  (§  1)  ist,  in  Ermangelung  einer  anderweitigen  Verein- 
barung, zu  zahlen 

a)  bei  Mitnahme  Hilfsbedürftiger  für  jeden  Tag  des  Aufenthalte  an  Bord: 

1)  für  einen  Kapitän  oder  einen  Schiffsoffizier  3  Mark  auf  Segelschiffen 
und  6  Mark  auf  Dampfschiffen; 

2)  für  jeden  anderen  Seemann  1,50  Mark  auf  Segelschiffen  und  3  Mark 
auf  Dampfschiffen ; 

b)  bei  Mitnahme  Straffälliger  der  gewöhnliche  Ueberfahrtspreis  oder,  falls  ein 
solcher  nicht  zu  ermitteln  ist,  das  Doppelte  der  für  die  Mitnahme  Hilfsbe- 
dürftiger aufgestellten  Sätze  und  ausserdem,  wenn  ein  besonderer  Begleiter 
nicht  mitgegeben  wird,  eine  angemessene,  vou  dem  anweisenden  Seemanns- 
amte (§  1)  vorläufig  festzusetzende  Vergütung  für  die  Bewachung.  Für  die 
Bemessung  dieser  Vergütung  kann  der  Bundesrat  bestimmte  Sätze  aufstellen. 

g  ö.  Die  Entschädigung  wird  im  Bestimmungshafen  durch  das  Seemannsamt 
gegen  Auslieferung  der  wegen  der  Mitnahme  erteilten  Anweisung  (§1)  für  Rechnung 
des  Reichs  ausgezahlt. 

8  7.  Der  wegen  Hilfsbedürftigkeit  Mitgenommene  haftet  für  die  durch  die  Zu- 
rückbeförderung  verursachten  Aufwendungen. 

Die  Vorschriften,  welche  den  Reeder  oder  andere  Personen  zur  Erstattung  solcher 
Aufwendungen  verpflichten,  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Bei  Mitnahme  eines  Straffälligen  bleibt  dem  Reiche  der  Rückgriff  an  den  Bundes- 
staat vorbehalten,  dessen  Behörden  der  Mitgenommene  zur  Strafverfolgung  oder  Straf- 
vollstreckung zugeführt  wird. 

8  8.  Wer  sich  der  Erfüllung  einer  ihm  nach  §  1  obliegenden  Verpflichtung 
entzieht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  15Ü  Mark  oder  mit  Haft  bestraft.  Für  die  Fest- 
setzung der  Strafe  und  für  das  weitere  Verfahren  kommen  die  in  den  §§  5,  122  bis 
125  der  Seemannsordnung  enthaltenen  Vorschriften  zur  Anwendung. 

$  9.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  April  1003  in  Kraft.  An  demselben  Tage  tritt 
das  Gesetz,  betreffend  die  Verpflichtung  deutscher  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme 
hilfsbedürftiger  Seeleute,  vom  27.  Dezember  1872  ( Reichs- Gesetzbl.  S.  432)  ausser 
Kraft. 

§  10.  Soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Vorschriften  des  Gesetzes,  betr.  die  Ver- 
pflichtung deutscher  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  hilfsbedürftiger  Seeleute,  vom 
27.  Dezember  1872  verwiesen  ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften  dieses  Gesetzen 
an  deren  Stelle. 

5.  Süssstoffgeset«  vom  7.  Juli  1902.    (R.  d.  Bl.  S.  253  ff.) 

§  1.  Süssstoff  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  alle  auf  künstlichem 
Wege  gewonnenen  Stoffe,  welche  als  Süssmittel  dienen  können  und  eine 
höhere  Süsskraft  als  raffinierter  Rohr-  oder  Rübenzucker,  aber  nicht  ent- 
sprechenden Nährwert  besitzen. 

§  2.  Soweit  nicht  in  den  §  3  bis  5  Ausnahmen  zugelassen  sind, 
ist  es  verboten: 

a)  Süssstoff  herzustellen  oder  Nahrungs-  oder  Genussmittel  bei  deren 
gewerblicher  Herstellung  zuzusetzen ; 

b)  Süssstoff  oder  süssstoffhaltige  Nahrungs-  oder  Genussmittel  aus 
dem  Ausland  einzuführen; 

c)  Süssstoff  oder  süssstoffhaltige  Nahrungs-  oder  Genussmittel  feil- 
zuhalten oder  zu  verkaufen. 

§  11.  Den  Inhabern  der  Süssstofffabriken ,  die  als  solche  bereits 
vor  dem  1.  Januar  1901  betrieben  worden  sind  und  diese  Fabrikation 
auch  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  April  1901  bis  1.  April  1902  fortgesetzt 
haben,  wird  eine  vom  Bundesrat  unter  Ausschluss  des  Rechtswegs  fest- 
zustellende Entschädigung  gewährt. 

Die  Entschädigung  soll  das  Sechsfache  eines  Jahresgewirfhs  nach  dem 
Durchschnitte  der  Betriebsjahre  1898/99,  1899/1900,  1900/1901  unter  An- 
nahme der  Gewinnhöhe  von  4  Mark  für  jedes  Kilogramm  des  innerhalb 
dieser  Zeit  hergestellten  chemisch-reinen  Süssstoffs  betragen. 
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Wird  der  Inhaber  einer  Süssstofffabrik  gemäss  Art.  3  zur  Herstellung 
von  SüssstolF  für  eigene  Rechnung  ermächtigt,  so  tritt  eine  entsprechende 
Verminderung  der  Entschädigung  ein :  wird  die  Ermächtigung  widerrufen, 
so  ist  die  Entschädigung  entsprechend  nachzu vergüten. 

Die  Inhaber  der  Fabriken  sind  verpflichtet,  von  der  ihnen  gewährten 
Entschädigung  ihren  Beamten  und  Arbeitern,  die  infolge  des  Verbots  aus 
ihrer  Beschäftigung  entlassen  werden,  eine  Entschädigung  zu  gewähren, 
die  bei  Arbeitern  dem  von  ihnen  in  den  letzten  3  Monaten  vor  dem  In- 
krafttreten dieses  Gesetzes  bezogenen  durchschnittlichen  Arbeitsverdienste, 
bei  Beamten  dem  von  ihnen  in  den  letzten  (>  Monaten  vor  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  bezogenen  Gehalt  entspricht. 

Streitigkeiten  zwischen  den  Inhabern  der  Fabriken  einerseits  und 
den  Beamten  oder  Arbeitern  andererseits  werden  von  der  für  Lohnstreitig- 
keiten zuständigen  Instanz  entschieden. 

b)  Gesetze  und  Verordnungen  der  Regierungen  der  Bundesstaaten. 

1.  Königreich  Preussen. 
A.  Gesetze. 

L  Oesets,  betreffend  die  Fürsorge  für  Beamte  infolge  von  Betriebs- 
unfällen. Vom  2.  Juni  1902.  (Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  Xo.  23,  S.  1">3  ff.) 

Artikel  1. 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  Beamte  infolge  von  Betriebsunfällen, 
vom  18.  Juni  1887  iGcsetz-Samnil.  S.  282),  erhält  die  nachstehende  Fassung: 

8  1.  Unmittelbare  Staatsbeamte,  weichein  reiehsgesetzlich  der  Unfallversicherung 
unterliegenden  Betrieben  beschäftigt  sind,  erhalten,  wenn  sie  infolge  eines  im  Dienste 
erlittenen  Betriebsunfalls  dauernd  dienstunfähig  werden,  als  Pension  *>b7/3  Prozeut 
ihres  jährlichen  Diensteinkommens. 

•Personen  der  vorbezeichneten  Art  erhalten,  wenn  sie  infolge  eines  im  Dienste  er- 
littenen Betriebsunfalls  nicht  dauernd  dienstunfähig  geworden,  aber  in  ihrer  Erwerbs- 
fähigkeit beeinträchtigt  worden  sind,  bei  ihrer  Entlassung  aus  dem  Dienste  als  Pension : 

1)  im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  den  im  ersten 
Absätze  bezeichneten  Betrag; 

2)  im  Falle  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  denjenigen 
Teil  der  vorstehend  bezeichneten  Pension,  welcher  dem  Masse  der  durch  den  Unfall 
herbeigefürten  Einbusse  an  Erwerbsfähigkeit  entspricht. 

Ist  der  Verletzte  infolge  des  Unfalls  nicht  nur  völlig  dienst-  oder  erwerbsunfähig, 
sondern  auch  derart  hilflos  geworden,  daß  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht 
bestehen  kann,  so  ist  für  die  Dauer  dieser  Hilflosigkeit  die  Pension  bis  zu  100  Prozent 
des  Diensteinkommens  zu  erhöhen. 

Solango  der  Verletzte  aus  Anlass  des  Unfalls  thatsächlich  und  unverschuldet 
arbeitslos  ist,  kann  in  den  Fällen  des  Abs.  2  Ziffer  2  die  Pension  bis  zum  vollen 
Betrage  des  Abe.  1  vorübergehend  erhöht  werden. 

Steht  dem  Verletzten  nach  anderweiter  gesetzlicher  Vorschrift  ein  höherer  Betrag 
zu,  so  erhält  er  diesen. 

Nach  dem  Wegfalle  des  Diensteinkommens  sind  dem  Verletzten  ausserdem  die 
noch  erwachsenen  Kosten  des  Heilverfahrens  (§  9  Abs.  1  No.  1  des  Gewerbe-Unfall- 
vereicherungsgesetzes,  Reichs-Gesetzbl.  11* Xt,  8.  585»  zu  ersetzen. 

$  2.  Die  Hinterbliebenen  solcher  im  §  1  bezeichneten  Personen,  welche  infolge 
eines  im  Dienste  erlittenen  Betriebsunfalls  gestorben  sind,  erhalten : 

lj  als  Sterbegeld,  sofern  ihnen  nicht  nach  anderweiter  Bestimmung  Anspruch 
auf  GnadentjuartAl  oder  Gnadenmonat  zusteht,  den  Betrag  des  einmonatigen  Dienst- 
einkommens oder  der  einmonatigen  Pension  des  Verstorbenen,  jedoch  mindestens 
50  M.; 

2)  eine  Rente.    Diese  beträgt: 

a)  für  die  Witwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverheiratung,  ebenso  für  jedes 
Kind  bis  zum  Ablaufendes  Monats,  in  welchem  das  18.  I,ebensjahr  vollendet  wird, 
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oder  bis  zur  etwaigen  früheren  Verheiratung  20  Prozent  de«  jährlichen  Dienst- 
einkommens des  Verstorbenen,  jedoch  für  die  Witwe  nicht  unter  21b'  M.  und  nicht 
mehr  als  3000  M.,  für  jedes  Kind  nicht  unter  100  M.  und  nicht  mehr  als  1600  M.; 

b)  für  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie,  wenn  ihr  I.<ebensunterhalt  ganz  oder 
überwiegend  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  bis  zum  Wegfalle  der 
Bedürftigkeit  insgesamt  20  Prozent  de*  Diensteinkommens  des  Verstorbenen,  jedoch 
nicht  unter  160  M.  und  nicht  mehr  als  1600  M. ;  sind  mehrere  Berechtigte  dieser  Art 
vorhanden,  so  wird  die  Kentc  den  Eltern  vor  den  Grosseltern  gewährt  ; 

c)  für  elternlose  Enkel,  falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder  überwiegend  durch 
deu  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  im  Falle  der  Bedürftigkeit  bis  zum  Ablaufe 
des  Monate,  in  welchem  das  18.  Lebensjahr  vollendet  wird,  ober  bis  zur  etwaigen 
früheren  Verheiratung  insgesamt  20  Prozent  des  Dienstein kommens  des  Verstorbenen, 
jedoch  nicht  unter  160  M.  und  nicht  mehr  als  1600  M. 

Die  Renten  dürfen  zusammen  60  Prozent  des  Diensteinkommens  nicht  über- 
steigen. Ergiebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  haben  die  Verwandten  der  aufsteigenden 
Linie  nur  insoweit  einen  Anspruch,  als  durch  die  Renten  der  Witwe  und  der  Kinder 
der  Höchstbetrag  der  Renten  nicht  erreicht  wird,  die  Enkel  nur  soweit,  als  der  Höchst- 
betrag der  Renten  nicht  für  Ehegatten,  Kinder  oder  Verwandte  der  aufsteigenden 
Linie  in  Anspruch  genommen  wird.  Soweit  die  Renten  der  Witwe  und  der  Kinder 
den  zulässigen  Höehstbetrog  überschreiten,  werden  die  einzelnen  Renten  in  gleichem 
Verhältnisse  gekürzt. 

Steht  nach  anderweiter  gesetzlicher  Vorschrift  einem  von  den  Hinterbliebenen 
ein  höherer  Betrag  zu,  so  erhält  er  diesen. 

Der  Anspruch  der  Witwe  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfälle 
geschlossen  worden  ist. 

§  3.  Die  Fürsorge  erstreckt  sich  auf  die  Folgen  von  Unfällen  bei  häuslichen 
und  anderen  Diensten,  zu  denen  Personen  der  im  i;  1  l>ezeichneten  Art  neben  der 
Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Vorgesetzten  herangezogen  werden. 

4.  Erreicht  das  jährliche  Diensteinkommen  nicht  den  dreihundertfachen  Betrag 
des  für  den  Beschäftigungsort  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  er- 
wachsener Tagearbeiter  (Jj  8  des  Kraukenversicherungsgesetzes,  Reiehs-Gesetzbl.  1892, 
S.  417),  so  ist  dieser  Betrag  der  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen. 

Bleibt  der  nach  Abs.  1  zu  Grunde  zu  legende  Betrag  hinter  dem  Jahresarbeit*- 
verdienste  zurück,  welchen  während  des  letzten  Jahres  vor  dem  Unfälle  Personen 
bezogen  haben,  welche  mit  Arbeiten  derselben  Art  in  demselben  Betrieb  oder  in  be- 
nachbarten gleichartigen  Betrieben  beschäftigt  waren,  so  ist  dieser  Jahresarbeitsverdienst 
der  Berechnung  der  Rente  zu  Grunde  zu  legen. 

Der  1500  M.  übersteigende  Betrag  kommt  nur  zu  einem  Drittel  zur  An- 
rechnung. 

Bleibt  bei  den  nicht  mit  Pensionsberechtigung  angestellten  Beamten  ig  1),  die 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  der  Berechnung  zu  Grunde  zu  legende  Summe 
unter  dem  niedrigsten  Diensteinkommen  derjenigen  Stellen,  in  welchen  solche  Beamte 
nach  den  bestehenden  Grundsätzen  zuerst  mit  Pensionsberechtigung  angestellt  werden 
könnet),  so  ist  der  letztere  Betrag  der  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen. 

$4  5.  Ist  das  der  Berechnung  der  Hinterbliebenenrente  zu  Grunde  zu  legende 
Diensteitikomraen  infolge  eines  früher  erlittenen,  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Unfallversicherung  oder  Unfallfürsorge  entschädigten  Unfalls  geringer,  als  der 
vor  diesem  Unfälle  bezogene  Lohn  oder  das  vor  diesem  Unfälle  bezogene  Dienst- 
einkommen, so  ist  die  aus  Anlass  des  früheren  Unfalls  bei  Lebzeiten  bezogene  Rente 
oder  Pension  dem  Diensteinkommen  bis  zur  Höhe  des  der  früheren  Entschädigung 
zu  Grunde  gelegten  Jahresarbeitsverdienstes  oder  Dienstcinkominens  hinzuzurechnen. 

$  6.  Der  Bezug  der  Pension  beginnt  mit  dem  Wegfalle  des  Diensteinkommens, 
der  Bezug  der  Hinterbliel>enenrcnte  mit  dem  Ablaufe  des  Gnadenouartols  oder  Gnaden- 
monats, oder,  soweit  solche  nicht  gewährt  werden,  mit  dem  Ablaufe  derjenigen  Zeit, 
für  welche  nach  £  2  Abs.  1  Ziffer  1  das  Diensteinkommen  oder  die  Pension  weiter 
bezogen  ist. 

Gehört  der  Verletzte  auf  Grund  gesetzlicher  oder  statutarischer  Verpflichtung 
einer  Krankenkasse  oder  der  Gemcidekrankcnversicherung  an,  so  wird  bis  zum  Ablaufe 
der  13.  Woche  nach  dem  Eintritte  des  Unfalls  die  Pension  und  der  Ersatz  der 
Kosten  des  Heilverfahrens  um  den  Betrag  der  von  der  Krankenkasse  oder  der 
Gemeinde-Kranken  Versicherung  geleisteten  Krankentinterstützung  gekürzt.  Der  An- 
spruch auf  das  Sterbegeld  und  vom  Beginne  der  14.  Woche  ab  auch  der  Anspruch 
auf  die  Pension  sowie  auf  den  Ersatz  der  Kosten  des  Heilverfahrens  geht  bis  zum 
Betrage  des  von  der  Krankenkasse  gezahlten  Sterbegeldes  bezw.  bis  'zum  Betrage 
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der  von  dieser  gewährten  weiteren  Kraukenunterstützung  auf  die  Krankenkasse  Ober. 
AU  Wert  der  freien  ärztlichen  Behandlung,  der  Arznei  und  der  Heilmittel  b  Abs.  1 
Ziffer  1  des  Krankenversicherungsgesetzes)  gilt  die  Hälfte  des  gesetzlichen*  Mindest- 
betrags de»  Krankengeldes. 

Fällt  das  Recht  auf  den  Peneions-  oder  Kentenbezug  im  Laufe  des  Monats,  für 
welcheu  die  Pension  «1er  Rente  gezahlt  war,  fort,  so  ist  von  einer  Rückforderung  ab- 
zusehen. Wenn  für  einen  Teil  des  Monate  die  Pension  für  den  Verletzten  mit  der 
Rente  für  die  Hinterbliebnen  zusammentrifft,  so  haben  die  Hinterbliebenen  den  höheren 
Betrag  zu  beanspruchen. 

$  7.  Ein  Anspruch  auf  die  in  den  §§1  bis  3  bezeichneten  Bezüge  besteht  nicht, 
wenn  der  Verletzte  den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  ein  Verschulden  herbeigeführt 
hat,  wegen  dessen  auf  Dienstentlassung  oder  auf  Verlust  des  Titels  und  Pensionss- 
anspruchs gegen  ihn  erkannt  oder  wegen  dessen  ihm  die  Fähigkeit  zur  Beschäftigung 
in  einem  öffentlichen  Dienstzweig  aberkannt  worden  ist. 

Der  Anspruch  kann,  auch  ohne  dass  ein  Urteil  der  bezeichneten  Art  ergangen 
ist,  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  werden,  falls  das  Verfahren  wegen  des  Todes  oder 
der  Abwesenheit  des  Betreffenden  oder  aus  einem  anderen  in  seiner  Person  liegenden 
Grunde  nicht  durchgeführt  werden  kann. 

$  8.  Ansprüche  auf  Grund  diese«  Gesetze»  sind,  soweit  deren  Feststellung  nicht 
von  Amte  wegeu  erfolgt,  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  vor  Ablauf  von  2  Jahren 
nach  dem  Eintritte  des  Unfalls  bei  der  dem  Verletzten  unmittelbar  vorgesetzten 
Dienstbehörde  anzumelden.  Die  Frist  gilt  auch  dann  als  gewahrt,  wenn  die  An- 
meldung bei  der  für  den  Wohnort  des  Entschädigiingsbereehtigten  zuständigen  unteren 
Verwaltungsbehörde  erfolgt  ist.  In  solchem  Falle  ist  die  Anmeldung  unverzüglich 
an  die  zuständige  Stelle  abzugeben  und  der  Beteiligte  davon  zu  benachrichtigen. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  der  Anmeldung  nur  dann  Folge  zu  geben,  wenn 
zugleich  glaubhaft  bescheinigt  wird,  dass  eine  den  Anspruch  begründende  Folge  des 
Unfalls  erst  später  bemerkbar  geworden  oder  dass  der  Berechtigte  von  der  Verfolgung 
seines  Anspruchs  durch  ausserhalb  seines  Willens  liegende  Verhältnisse  abgehalten 
worden  ist,  und  wenn  die  Anmeldung  innerhalb  dreier  Monate,  nachdem  eine 
Unfallfolge  bemerkbar  geworden  oder  das  LIindernis  für  die  Anmeldung  weggefallen, 
erfolgt  ist. 

Je»ler  Unfall,  welcher  von  Amte  wegen  oder  durch  Anmeldung  der  Beteiligten 
einer  vorgesetzten  Dienstbehörde  bekannt  wird,  ist  sofort  zu  untersuchen.  Den 
Beteiligten  ist  Gelegenheit  zu  geben,  selbst  oder  durch  Vertreter  ihre  Interessen  bei 
der  Untersuchung  zu  wahren. 

$$  9.  Soweit  vorstehend  nichts  anderes  bestimmt  ist,  finden  auf  die  nach  Jji;  1 
bis  3  zu  gewährenden  Bezüge  die  für  die  Beteiligten  geltenden  Bestimmungen  über 
die  Pension  und  über  die  Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  Anwendung.  Auf  die 
Bezüge  von  Verwandten  der  aufsteigenden  Linie  und  von  Enkeln  finden  diese  Be- 
stimmungen entsprechende  Anwendung. 

Die  nach  1  bis  :J  dieses  (»esetzes  zu  gewährenden  Bezüge  treten  an  die 
Stelle  derjenigen  Pension  oder  derjenigen  Witwen-  und  Waisengelder,  welche  den 
Beteiligten  auf  Grund  anderweiter  gesetzlicher  Vorschritt  zustehen,  soweit  nicht  die 
letzteren  Beträge  die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  gewährenden  Bezüge  über- 
steigen (§  1  Abs.  5  und  $  2  Abs.  3). 

$  10.  Auf  die  Ansprüche,  welche  den  in  den  4$  1  und  2  bezeichneten  Personen 
wegen  eines  im  Dienst  erlittenen  Betriebsunfalles  aus  prcnssisch.cn  Landesgesetzen 
zustehen,  finden  die  für  reichsgesetzliche  Ansprüche  geltenden  Vorschriften  fjJ;  10  und 
11  des  Reichs-Unfallfürsorgegesetzes  für  Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes 
vom  18.  Juni  l'JOl  (Reichsgesetzbl.  S.  211)  entsprechende  Anwendung. 

Da«  Gleiche  gilt  hinsichtlich  der  Ansprüche  der  Kommunalbeamtett  und  ihrer 
Hinterbliebenen,  für  welche  durch  statutarische  Festsetzung  gegen  die  Folgen  eines 
im  Dienste  erlittenen  Betriebsunfalls  eine  den  Vorschriften  der  1  bis  7  des  genannten 
Reichsgesetzes  mindestens  gleichkommende  Fürsorge  getroffen  ist. 

11.  Wenn  gemäss  den  Bestimmungen  der  >j>?  10  und  11  des  genannten  Reichs- 
gesetzes ein  Schadensersatzanspruch  gegen  Betriebsleiter,  Bevollmächtigte  oder  Repräsen- 
tanten. Betriebs-  oder  Arlwteraufscher  zulässig  ist,  geht  der  Anspruch  in  Höhe  der 
den  Entechädigungsbereehtigten  auf  Grund  dos  gegenwärtigen  (iesetzes  oder  ander- 
weiter  gesetzlicher  Vorschriften  (§S  1  und  2)  vorn  Staate  zu  zahlenden  Beträge  auf 
letzteren  über. 

Auf  die  Ansprüche  der  im  Jj  in  Abs.  2  bezeichneten  Personen  findet  diese  Be- 
stimmung entsprechende  Anwendung. 
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$  12.  Gegen  das  Reich  stehen  den  in  den  §§1,2  und  10  Abs.  2  bezeichneten 
Personen  aus  preußischen  Landeageaetzen  weitergehende  Ansprüche  als  auf  die  gedachten 
Bezüge  nicht  zu. 

Derselben  Beschränkung  unterliegen  die  Ansprüche  dieser  Person  gegen  andere 
Bundesstaaten  und  gegen  Kommunal  verbände,  sofern  für  deren  Beamte  durch  die 
Landcsgesetzgcbung  bezw.  durch  statutarische  Festsetzung  gegen  die  Folgen 
eines  im  Dienste  erlittenen  Betriebsunfall»  eine  den  Vorschriften  der  1  bis  7 
mindestens  gleichkommende  Fürsorge  getroffen  ist  und  durch  die  Gesetzgebung  des 
bezüglichen  Bundesstaats  weitergehende  Ansprüche  der  Beamten  und  ihrer  Hinter- 
bliebenen aus  den  Landesgesetzen  gegenüber  dem  Reiche  sowie  den  Bundesstaaten 
und  Kommunalvcrbänden  ausgeschlossen  sind. 

$  13.  Die  in  den  §§  1  und  2  des  Rcichs-irnfallfürsorgegesetzes  vom  18.  Juni 
1901  aufgeführten  Personen,  desgleichen  die  Beamten  anderer  Bundesstaaten  und  der 
deutschen  Kommunal  verbände  sowie  deren  Hinterbliebenen,  für  welche  durch  die 
Landesgesetzgebung  bezw.  durch  statutarische  Festsetzung  gegen  die  Folgen 
eine«  im  Dienste  erlittenen  Betriebsunfalls  eine  den  Vorschriften  der  4j§  1  bis  7 
mindestens  gleichkommende  Fürsorge  getroffen  ist,  haben  wegen  eines  Unfalls  (§  1) 
aus  preussisehen  I^ndesgesctzen  einen  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  den  Unfall 
erlittenen  Schadens  nur  in  Höhe  der  ihnen  danach  zukommenden  Bezüge  sowohl 

Segen  das  Reich  und  den  preussisehen  titaat,  wie  gegen  diejenigen  preussisehen 
[ommunalverbände,  welche  für  ihre  Beamten  die  Unfallfürsorge  in  »lern  vorgedachten 
Umfange  getroffen  haben.  Derselben  Beschränkung  unterliegen  die  Ansprüche  dieser 
Personen  gegen  andere  Bundesstaaten  ausser  Preussen  und  die  nicht  preussisehen 
Kommunalverbände  unter  der  Voraussetzung,  dass  nach  den  Landesgesetzen  des  be- 
treffenden Bundesstaats  den  durch  entsprechende  Unfallfürsorge  sichergestellten 
Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbeamten  sowie  deren  Hinterbliebenen  weitergehende 
Ansprüche  gegen  das  Reich,  die  Bundesstaaten  und  Kommunalverbände  nicht  zustehen. 

Artikel  2. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündigung  iu  Kraft. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Abgrenzung  und  Gestaltung  der  Beruf agenoeso n - 
schaflen  auf  Grund  des  §  141  des  Unfallversioherungsgesetses  für 
Land-  und  Forstwirtschaft,  vom  16.  Juni  1902.  (Reichs-Gesetzbl.  1900, 
S.  641.) 

('Gesetzsammlung  für  die  Königlich  Preussisehen  Staaten,  No.  35, 
8.  261  fT.) 

B.  Verordnungen  und  Erlasse. 

1.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Regierungs- 
präsidenten und  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr.  Gesundheits- 
verhältnisse in  Tapesierwerkstätten  vom  2.  Mai  1902. 

Der  Vorstand  der  Centrai-Kranken-  und  Sterbekasse  der  Tapezierer 
und  verwandten  Berufsgenossen  Deutschlands  in  Hamburg  hat  in  einer 
an  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  gerichteten  Eingabe  über  die  Gesund- 
heitsgefahr Klage  geführt,  welcher  ihre  Mitglieder  in  den  Werkstätten 
der  Tapezierer  und  der  verwandten  Berufe  ausgesetzt  seien.  Nach  einer 
Aufstellung  der  Kasse  für  das  Jahr  1900  sollon  von  2517  Erkrankten 
252  oder  10  Proz.  an  Lungenkrankheiten  und  255  oder  etwa  10,1  Proz. 
an  Rheumatismus  gelitten  haben,  und  von  don  178  in  den  Jahren  189Ö 
bis  einschliesslich  1900  verstorbenen  Kassenmitgliedern  87  oder  48,8  Proz. 
an  Luugenleiden  gestorben  sein. 

Die  Ursache  dieser  ungünstigen  Gesundheitsverhaltnisse  findet  der 
Kassenvorstand  teils  in  der  Beschäftigung  mit  sta überzeugenden  Arbeiten, 
teils  aber  auch  und  zwar  ganz  besonders  in  dor  Beschaffenheit  der  Werk- 
statten, von  denen  eine  erhebliche  Zahl,  in  einzelnen  Orten  bis  zu  25  Proz., 
in  Kollerränmen  untergebracht  sei.  Diese  Kellerwerstatten  seien  zum 
Teil  infolge  ihrer  tiefen  Lage  unter  dem  sie  umgebenden  Erdboden  feucht 
und  schlecht  ventilierbar,  auch  der  Belichtung  durch  Sonnenlicht  entrückt. 
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Der  Vorstand  der  Krankenkasse  bittet  um  Prüfung  der  Verhältnisse  und 
gesetzliche  Abhilfe. 

Um  ein  Urteil  über  die  Berechtigung  dieser  Klagen  sowie  darüber 
zu  gewinnen,  ob  die  Bekämpfung  der  vorhandenen  Missst&nde  den  Polizei- 
behörden gemäss  §  l'20d  der  Gewerbeordnung  überlassen  werden  kann, 
oder  ob  ein  Vorgehen  auf  Grund  des  §  120e  daselbst  erforderlich  ist, 
ersuche  ich  Sie,  mir  bis  zum  1.  November  d.  J.  zu  berichten,  welche  Be- 
deutung diesen  Angaben  für  den  dortigen  Verwaltungsbezirk  beizumessen 
ist.  Vor  Ihrer  Berichterstattung  wollen  Sie  die  Gewerbeaufsichtsbeamten 
gutachtlich  hören.  Ob  auch  sonstige  Sachverständige  oder  Vertreter  der 
Beteiligten  schon  jetzt  zu  hören  sind,  überlasse  ich  zunächst  Ihrem  Er- 
messen. 

2.  Erlas s  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Regierungs- 
präsidenten vom  6.  Mai  1902,  betr.  weibliche  Wanderarbeit  in  den 
Ziegeleien. 

Im  Anschluss  an  meine  Erlasse  vom  6.  Juni  und  23.  August  1900  — 
B.  4187  und  0298  —  ersuche  ich  Sie,  die  Erhebungen  über  den  Umfang 
der  weiblichen  Wanderarbeit,  in  den  Ziegeleien  für  das  Jahr  1902  nun- 
mehr in  gleicher  Woise  wie  vor  zwei  Jahren  anstellen  zu  lassen. 

Bei  der  diesjährigen  Etatsberatung  im  Reichstage  wurde  beklagt, 
dass  die  Unterbringung  der  Wanderarbeiter,  insbesondere  dor  ausländischen 
Arbeiter,  in  den  Ziegeleien  den  Anforderungen,  die  in  gesundheitlicher 
und  sittlicher  Hinsicht  an  die  Beschaffenheit  der  Wohn-  und  Schlafräume 
zu  stellen  sind,  häutig  nicht  genügen  soll,  und  dass  den  ausländischen 
Arbeitern  gegenüber  vielfach  Vergehen  gegen  das  Truckverbot  vorkommen 
sollen  (Sten.  Ber.  S.  4(585  tf.).  Auch  nach  den  Berichten  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten scheinen  diese  Beschwerden,  wenigstens  soweit  sie  sich 
auf  die  Wohnungsverhältnisse  beziehen,  vielfach  begründet  zu  sein.  Ich 
ersuche  Sie  deshalb,  bei  den  Erhebungen  auch  die  Berechtigung  dieser 
Beschwerden  erneut  prüfen  zu  lassen  und  mir  bei  der  Vorlegung  des  Er- 
gebnisses der  Erhebungen  auch  über  den  Erfolg  dieser  Prüfung  und  Ihre 
Massnahmen  zur  Beseitigung  der  hervorgetretenen  Misstände  zu  berichten- 
Ihrem  Berichte  sehe  ich  bis  zum  15.  Oktober  entgegen. 

3.  Erlass  des  Ministers  des  Innern  nnd  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  vom  7.  Mai  1802  an  die  Oberpräsidenten,  betr.  Ver- 
sicherung vorübergehend  im  Inlande  beschäftigter  ausländischer 
Arbeiter. 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  die  durch  meinen,  des  Ministers  des 
Innern,  Erlass  vom  19.  Juni  v.  J.  —  IIb  2822  —  mitgeteilten  Bestim- 
mungen vom  23.  März  v.  J.  über  die  Entrichtung  der  gemäss  §  4  Abs.  2 
Satz  2  des  Invalidenversicherungsgesetzes  zu  zahlenden  Beträge  einer  noch- 
maligen Durchsicht  und  teilweisen  Abänderung  unterzogen  und  infolgedesen 
an  Stelle  derselben  unterm  31.  März  d.  J.  die  beifolgenden  (vergl.  „Bull." 
S.  261)  nunmehr  endgiltig  festgesetzten  Ausführungsbestimmungen  erlassen. 

Den  Gedanken  einer  im  Deutschen  Reich  allgemein  einzuführenden 
Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörden  bei  der  Feststellung  und  Einziehung 
der  in  Rede  stehenden  Beträge  hat  das  Reichsversicherungsamt  fallen  ge- 
lassen und  der  Landesversicherungsanstalt  der  dortigen  Provinz  nur  anheim- 
gegeben, falls  die  Anstalt  auf  die  Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörden 
Wert  legen  sollte,  bei  Ew.  Excellenz  dieserhalb  vorstellig  zu  werden. 
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Wir  ersuchen  Ew.  Excellenz  ergebenst,  eintretenden  Falls  die  Orts- 
polizeibehörden der  Provinz  mit  Anweisung  versehen  zu  lassen,  dass  sie, 
sobald  die  Arbeitgeber  in  Gemässheit  des  Erlasses  vom  4.  September  1899 
—  IIb  7327  —  auslandisch-polnische  Arbeiter  an-  oder  abmelden,  der 
Landesversicherungsanstalt  den  Namon  des  betreffenden  Arbeitgebers,  die 
Zahl  der  ausländischen  Arbeiter  und  den  Tag  der  Annahme  bezw.  Ent- 
lassung mitteilen.  Für  diese  Mitteilungen  würde  die  Landesversicherungs- 
anstalt mit  entsprechendem  Vordruck  versehene,  adressierte  und  frankierte 
Postkarten  zu  liefern  haben. 

Es  ist  zu  erwarten,  dass  durch  dieses  Verfahren  eine  nennenswerte 
Mehrbelastung  der  Ortspolizei behördon  nicht  eintritt,  zumal  Rückfragen 
hierbei  eher  vermieden  werden,  als  bei  der  ursprünglich  in  Aussicht 
genommenen  Einreichung  einer  doppelten  Ausfertigung  der  An-  und  Ab- 
meldungen. 

Ew.  Excellenz  ersuchen  wir,  uns  nach  Jahresfrist  zu  berichten,  ob 
die  Landesversicherangsanstalt  die  Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörden 
in  Anspruch  genommen  hat,  und  zutreffenden  Falls,  wie  sich  das  eingeführte 
Verfahren  bewährt  hat. 

4.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe,  des  Ministers  der 
geistlichen,  Unterrichte-  und  Medisinaiangelegenheiten  und  des  Ministers 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  vom  9.  Mai  1902  an  die 
Regierungspräsidenten  und  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr. 
Milzbrandverbreitung  durch  Häute. 

Im  Anschluss  an  den  Erlass  vom  2.  v.  M.  (Min.-Bl.  S.  144). 

Nach  weiteren  Nachrichten  ist  die  Verbreitung  des  Milzbrandes  in 
Argentinien  eine  überaus  starke. 

Wir  ersuchen  Sie  deshalb,  die  beteiligten  Kreise  wiederholt  darauf 
hinzuweisen,  dass  bei  der  Behandlung  der  von  dorther  stammenden  Häute 
die  grösste  Vorsicht  geboten  ist,  und  dabei  die  Belehrung  des  Kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes  vom  Jahre  1S!H  in  Erinnerung  zu  bringen. 
Belehrung  über  Gcsundheitsschädi?ungen  durch  den  Verkehr  mit 

a  u  s län  d i  scheu  Rohhäuten. 
Nach  neuerlichen  Wahrnehmungen  ist  der  Verkehr  mit  rohen  Häuten  und  Fellen, 
namentlich  wenn  solche  überseeischer  Herkunft  sind,  nicht  ohne  Gefahr  für  die  Ge- 
sundheit von  Menschen  und  Tieren.  Durch  Untersuchungen  ist  nachgewiesen,  dass 
unter  den  genannten  Rohstoffen  (sogenannte  Wildhäute  oder  Kypse,  namentlich  aus 
Amerika,  Ost-Indien,  China)  hin  und  wieder  solche  sich  befinden,  welche  von  milz- 
brandkranken Tieren  stammen.  Da*  Krankheitsgift  ist  in  den  Häuten  unter  der  Form 
der  sehr  widerstandsfähigen  Milzbrandsporen  enthalten.  Die  übliche  Behandlung  der 
Häute  durch  Trocknen  an  der  Luft,  Einstreuen  von  Salz,  Salpeter  oder  Arsenik  ver- 
nichtet den  Ansteckungsstoff  nicht.  Die  Gefährlichkeit  der  Ware  wird  hauptsächlich 
durch  den  Staub  Iwdingt,  welcher,  mit  den  ausgefallenen  Haaren  vermischt,  beim 
Sortieren,  Aufsetzen,  Einpacken  und  Verladen  der  Häute  und  Felle,  sowie  beim 
Oeffnen  der  Rohhautballen  sich  entwickelt.  Die  Staubteile  und  Haare,  an  denen 
nach  Umständen  das  Milzbrandgift  haftet,  lagern  sich  auf  Kleidern  und  Körpern  der 
in  der  Nähe  befindlichen  Personen  ab,  dringen  auch  in  Mund,  Nase,  Ohren  etc.  ein. 
Selbst  die  kleinste  Hautabschürfung  reicht  aus,  eine  Ansteckung  zu  ermöglichen. 
Eine  Gefahr  liegt  auch  in  den  Hantierungen  bei  der  Verarbeitung  der  Rohstoffe  und 
in  der  üblen  Gewohnheit,  trockene  Krusten  an  den  Häuten  mit  den  Fingernägeln 
wegzukratzen.  Die  mit  Rohbauten  l>eschäft igten  Personen  können  infolge  der  Ver- 
unreinigung von  Kleidern,  Kopf-  und  Barthaaren,  Händen  und  dergl.  das  Milzbrand- 
gift nach  anderen  Orten  verschleppen. 

Ausserdem  bat  sich  herausgestellt,  das»  durch  Verunreinigung  von  Futter  und 
Streu  mit  den  von  ausländischen  Rohhäuten  stammenden  Staubteilen  und  Haaren, 
ferner  durch  Einstren  der  zum  Gerben  der  Häute  benutzten  Lohe  in  Ställe  und  Lanf- 
plätze,  sowie  infolge  der  Wartung  von  Tieren  durch  Personen,  welche  mit  der  Ver- 
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arbeitung  oder  Verpackung  der  Häute  beschäftigt  waren,  der  Milzbrand  weiterge- 
tragen werden  kann.  Selbst  die  Verwendung  von  Gerl>ereiabfällen  und  Kehricht  als 
Dungmittel  auf  Wiesen  und  Feldern,  sowie  das  Einlegen  der  Rohhäute  in  Gewässer 
kann  unter  Umständen  zur  Verschleppung  des  Milzbrandgiftes  führen. 

Ein  zuverlässiges,  leicht  auszuführendes  und  für,  die  Ware  selbst  unschädliches 
Verfahren  zur  Desinfektion  der  Häute  ist  nicht  bekannt.  Zur  Minderung  der  An- 
steckungsgefahr mögen  die  nachstehenden  Vorsichtsmassregeln  insbesondere  solchen 
Berufsklassen  empfohlen  werden,  welche  gewerbsmässig  mit  Kohhäuteti  sich  beschäftigen : 

1)  Die  Lagerplätze  für  ausländische  Kollhäute  sollen  nur  an  abgelegenen  Orten 
und  namentlich  nur  in  grösserer  Entfernung  von  Wohnräumen  und  Stallungen  ein- 
gerichtet, dicht  umfriedigt  und  für  Tiere  nicht  zugänglich  sein. 

2)  Schuppen  und  dcrgl.,  welche  zur  Aufliewahrung  von  Futter-  und  Streuvor- 
räten dienen,  eignen  sich  zu  Lager-  und  Arbehsräumen  für  frische  Rnhhäute  nicht. 

3)  Die  Entwickelung  von  Staub  beim  Oeffncn  von  Rohhautballen,  sowie  beim 
Sortieren,  Aufsetzen,  Einpacken,  Verladen  und  Verarbeiten  der  Häute  und  Felle  ist, 
soviel  als  möglich,  erforderlichen  Falls  durch  Besprengen  mit  Wasser,  zu  vermeiden. 

4i  Plätze,  auf  welchen  ausländische  Rohhäute  gelagert  oder  bearbeitet  sind, 
sollten  nach  der  Benutzung  gründlich  gereinigt  und  in  angemessenen  Zwischenzeiten 
desinfiziert  werden. 

5)  Die  zum  Gerben  verwendete  Lohe,  ferner  die  Haare  und  sonstigen  Abfälle  aus 
Gerbereien,  die  zur  Verpackung  ausländischer  Rohhäute  verwendeten  Strohteile, 
Lumpen,  Stricke  u.  dcrgl.,  sowie  endlich  der  Kehricht  sollten  verbrannt  oder  nach 
vorgangiger  Desinfektion  vergraben  werden. 

f>>  Personen  mit  äusseren  Verletzungen  sollten  zu  Arbeiten  mit  ausländischen 
Robhäuten  nicht  zugelassen  werden. 

7)  Die  mit  den  Rohhäuten  beschäftigten  Personen  sollten  vor  dem  Verlassen  der 
Arbeitsräume  Gesicht,  Arme  und  Hände,  sowie  Kopf-  und  Barthaare  gründlich 
reinigen. 

i>)  Die  Reinigung  der  I^ager-,  Arl>eitsplätze  u.  s.  w.  sollte  nur  auf  nassem  Wege 
geschehen. 

9)  Für  die  Desinfektion  empfiehlt  sich  Chlorkalkmilch  (hergestellt  aus  einem  Teil 
frischen  Chlorkalks  und  drei  Teden  Wasser)  oder  Karbolschwefelsäure  (hergestellt  aus 
zwei  Teilen  roher  Karbolsäure,  einem  Teil  roher  Schwefelsäure  und  vier  Teilen 
Wasser».  Kehricht  und  sonstige  Abfälle  sind  behufs  Desinfektion  mit  den  gleichen 
Raumteilen  dieser  Mittel  gründlich  zu  mischen. 

6.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Begierungs- 
präsidenten und  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin  vom  24.  Mai  1802, 
betr.  Krankheitserscheinungen  bei  den  Zwickern  in  den  Sohuhwaren- 
fabriken. 

Nach  einer  Mitteilung  der  Königlich  Sächsischen  Stautsregierung  be- 
steht bei  den  im  Accordlohn  arbeitenden  Zwickern  der  Schuhwaroufabriken 
im  Aufsichtsbezirk  Würzen  dio  Unsitte,  die  zur  Befestigung  von  Sohlen 
und  Absätzen  an  den  Schuhen  dienenden  eisernen  Schuhst  ifto  im  Munde 
aufzuspeichern  und  sie  mit  Hille  der  Zuugo  einzeln  zwischen  die  Lippon 
vorzuschieben,  um  sie  mit  den  Fingern  oder  einer  Zange  von  dort  abzu- 
nehmen. Nach  dem  Berichte  des  zuständigen  Bezirksarztes  werden  durch 
dieses  Verfahren  bei  vielen  Zwickern  krankhafte  Veränderungen  der  Mund- 
schleimhäute sowie  infolge  Versehluckens  von  Stiften  Magenkatarrhe  hervor- 
gerufen, so  dass  eine  Abhilfe  dringend  geboten  erscheine. 

Die  Bemühungen  der  sächsischen  Geworbeaufsichtsbeamten,  dieses 
hygienisch  nachteilige  Verfahren  zu  beseitigen,  haben  bishor  keinen  Erfolg 
gehabt,  weil  der  Verzicht  darauf  ein  langsameres  Arbeiten  zur  Folge  haben 
und  deshalb  für  Aecordarbeiter  wirtschaftlich  nachteilig  sein  würde. 

Auf  Grund  einer  Anregung  der  Königlich  Sächsischen  Staatsregierung 
ersuche  ich  Sie,  mit  Hilfe  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  festzustellen. 

1 )  ob  dieses  Verfahren  auch  bei  den  sogenannten  Zwickern  in  don 
Schuhfabriken  des  dortigen  Verwaltungsbezirkes  üblich  ist, 
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2)  welche  gesundheitlich  schädlichen  Folgen  es  bisher  gehabt  hat, 

3)  welche  Massnahmen  zu  seiner  Bekämpfung  etwa  schon  angewendet 
worden  sind, 

4)  welche  Massnahmen  dazu  geeignet  erscheinen. 
Ihrem  Bericht  sehe  ich  binnen  6  Monaten  entgegen. 

6.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Regierungs- 
präsidenten nnd  den  Poliseipräaidenten  in  Berlin  vom  2.  Juni  1902 
betr.  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  u.  s.  w.  in  Cigarrenfabriken. 

Durch  §  11  der  Bekanntmachung  vom  S.Juli  1893  (Reichsgesetzblatt 
S.  218)  ist  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
in  den  zur  Anfertigung  von  Cigarren  bestimmten  Anlagen  nur  bis  zum 
1.  Mai  1903  von  den  a.  a.  0.  näher  bezeichneten  Bedingungen  abhängig 
gemacht. 

Bei  der  bevorstehenden  Erneuerung  dieser  Bestimmung  wird  zu 
prüfen  sein,  ob  etwa  noch  weitere  Beschränkungen  der  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Betrieben  der  erwähnten  Art 
oder  sonstige  Abänderungen  der  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893  an- 
gezeigt erscheinen.  Anlässlich  anderweitiger  Erfahrungen  ist  insbesondere 
auch  zu  erwägen,  ob  etwa  in  den  §  3  die  Vorschrift  aufzunehmen  ist,  dass 
die  dort  erwähnten  Fenster  unmittelbar  ins  Freie  führen  müssen,  und  ob 
etwa  im  §  5  der  Luftraum  für  jeden  Arbeiter  auf  mindestens  10  cbm  zu 
erhöhen  ist  (zu  vergl.  die  Bestimmungen  für  Buchdruckereien  und  Schrift- 
giessereien  vom  31.  Juli  1897,  R.G.B1.  S.  614,  No.  I  3). 

Ich  ersuche  Sie,  diese  Fragen  unter  Zuziehung  der  Geworbeaufsichts- 
beamten  zu  prüfen  und  mir  über  das  Ergebnis  bis  zum  15.  Oktober  d.  J. 
zu  berichten. 

7.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe.  An  die  Re- 
gierungspräsidenten in  Königsberg,  Danzig,  Köslin,  Stettin,  Schleswig, 
Stade,  Anrieh  und  Lüneburg  vom  3  Juni  1902,  betr.  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  in  Fischräuchereien. 

Nachdem  sich  neuerdings  ergeben  hat,  daß  die  Fischräuchereien  zu 
einem  nicht  unerheblichen  Teil  als  Fabriken  zu  betrachten  sind  und  den 
§§  135  ff.  der  Gewerbeordnung  unterliegen,  ist  der  Bundesrat  von  einer 
Reihe  von  Besitzern  solcher  Räuchereien  gebeten  worden,  sie  auf  Grund 
des  §  139a  der  Gewerbeordnung  in  möglichst  weitein  Umfange  von  den 
Vorschriften  des  §  137  über  die  Dauer  und  Beendigung  der  täglichen 
Arbeitszoit  der  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  zu  befreien. 

Der  zunächst  beteiligte  Regierungspräsident  in  Stralsund  hat  dies  Ge- 
such aus  folgenden  Gründen  befürwortet: 

„Der  Eingang  des  Rohmaterials  ist  sowohl  in  Bezug  auf  seine  Menge 
wie  in  Bezug  auf  den  Zeitpunkt  des  Eintreffens  garnicht,  auch  meist  nicht 
annähernd  zu  bestimmen.  Wenn  die  Heringe  aus  größerer  Entfernung, 
z.  B.  aus  Schweden  oder  aus  Geestemünde  teils  mit  Bahn,  teils  mit  Schiff 
zugeschickt  werden,  so  ist  es  dringend  nötig,  daß  sie  sofort  verarbeitet 
werden;  sie  können  auch  dann,  wenn  sie  abends  ankommen,  kaum  bis 
zum  nächsten  Morgen  stehen  bleiben.  Ein  Eintreffen  am  späten  Abend 
ist  aber  deswegen  häufig,  weil  der  eine  Dampfer  der  Linie  Saßnitz — 
Trelleborg  mittags  in  Saßnitz  einläuft,  die  Fische  dann  mit  dem  D-Zuge 
nachmittags  4  Uhr  in  Altefähr  ankommen  und  —  häufig  wenigstens  — 
nicht  sofort  mit  demselben  Trajekt  wie  der  D-Zug,  sondern  erst  mit  dem 
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Plichten  der  Arbeiter. 

§  16.  Die  Arbeiter  sind  verpflichtet,  den  in  dienstlichen  Angelegenheiten  er- 
gehenden Weisungen  der  von  der  Bahnverwaltung  bestellten  Vorgesetzten  Folge  zu 
leisten,  Aich  anständig  zu  betragen,  die  bedungene  Arbeitszeit  einzuhalten,  die  innen 
anvertrauten  Verrichtungen  und  Arbeiten  nach  besten  Kräften  zu  besorgen,  über  die 
Betriebsverhältnisse  Verschwiegenheit  zu  beobachten,  sich  gegen  die  übrigen  Arbeiter 
verträglich  zu  benehmen  und  die  Lehrlinge  gut  zu  behandeln. 

Insbesondere  haben  die  Arbeiter  die  Vorschriften  zur  Verhütung  von  Unfällen 
und  zum  Schutze  der  Arbeiter  zu  beachten  und  die  vorhandenen  Schutzvorrichtungen 
jederzeit  anzuwenden. 

Zur  Leistung  von  Verrichtungen,  welche  anderen  als  den  Zwecken  der  Bahnan- 
stalt dienen  sollen,  kann  der  Arbeiter  nicht  verpflichtet  werden. 

Entlohnung  und  Kündigung. 

§  17.  Wenn  über  die  Zeit  der  Entlohnung  des  Arbeiters  und  über  die  Kündi- 
gungstrist nicht  andere«  vereinbart  ist,  wird  die  Bedingung  wöchentlicher  Entlohnung 
und  eine  für  beide  Theile  geltende  vierzehntägige  Kündigungsfrist  vorausgesetzt. 

Insofern  eine  andere  Kündigungsfrist  vereinbart  wird,  muss  dieselbe  für  beide 
Teile  gleich  sein,  widrigens  die  Vereinbarung  als  nichtig  anzusehen  ist. 

Mit  Ausnahme  der  in  den  37  und  38  vorgesehenen  Fälle  darf  das  Arbeits- 
verhältnis bei  Arbeitern,  welche  nach  dem  Stücke  entlohnt  werden  oder  im  Accord 
arbeiten,  weder  seitens  der  Bahnverwaltung,  noch  seitens  des  Arbeiters  vor  Fertig- 
stellung der  bedungenen  Arbeit  beendigt  werden. 

Der  Eisenbahnminister  ist  ermächtigt,  Maximaltermine  für  die  Lohnzahlung  im 
Verordnungswege  festzustellen. 

Lohnz  ahlungen. 

§  18.  Die  Bahnvcrwaltungen  sind  verpflichtet,  die  Löhne  der  Arbeiter  in  barem 
Gelde  auszubezahlen  und  dürfen  insbesondere  nicht  an  Stelle  des  Lohnes  oder  Teil- 
betrages desselben  Anweisungen  (Blechraarken,  Konsummarken,  Bons  und  desgleichen) 
für  den  Warenbezug  aus  bestimmten  Geschäften  oder  Magazinen  verabfolgen. 

Sie  sind  jedoch  berechtigt,  denjenigen  Abeitern,  welche  ihre  Zustimmung  hierzu 
erteilt  haben,  gegen  ein  im  voraus  bedungenes,  einen  Gewinn  ausschliessendcs  Entgelt 
Wohnung,  Beleuchtungs-  und  Beheizungsmaterials  für  häusliche  Zwecke,  die  Benützung 
von  Grundstücken  zuzuwenden  und  sei  es  selbst,  sei  es  im  Wege  der  auf  Bahnbe- 
dienstete beschränkten  Lebensmittelmagazine,  die  für  den  eigenen  Hausbedarf  not- 
wendigen Lebensuiittel  zu  liefern  und  diese  Zuwendungen  und  Lieferungen  bei  der 
Lohnzahlung  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Der  Tarif,  auf  Grund  dessen  diese  Lohnabzüge  erfolgen,  ist  in  der  Arbeitsstätte 
an  geeigneter,  leicht  zugänglicher  Stelle  anzuschlagen  unu  stets  im  lesbaren  Zustande 
zu  erhalten.  Diese  Tarife  sind  weiters  periodisch  einer  Revision  durch  die  Aufsichts- 
behörde zu  unterziehen  und  von  letzterer  erforderlichen  falls  zu  regem. 

Andere,  als  die  oben  bezeichneten  Gegenstände  oder  Wareu,  insbesondere  geistige 
Getränke,  dürfen  den  Arbeitern  auf  Rechnung  des  Lohnes  nicht  verabfolgt  werden. 

Femer  darf  nicht  vereinbart  werden,  dass  die  Arbeiter  Gegenstände  ihres  Be- 
darfes aus  bestimmten  Verkaufsstätteu  beziehen  müssen;  auch  darf  die  Erteilung  von 
Xohnabschlagszahlungen  (Lohnvorschüssen)  nicht  an  diese  Bedingung  geknüpft  werden. 

§  19.  Von  den  Verdienstbeträgen  der  Arbeiter  dürfen  weiters  noch  für  folgende 
Zwecke  Abzüge  gemacht  werden: 

a)  zur  Abstattung  von  Lohnvorschüssen ; 

b)  Beiträge  für  die  Krankenkasse; 

c)  Beiträge  für  das  Provisions-  oder  Altcrsversorgungsinstitut; 

d)  Konventionalgeldstrafen  (§  36); 

e)  für  jene  bei  Regiebauten  den  Arbeitern  bahnseits  beigestellten  Arbeitsmittel, 
deren  Abgang  nach  Vollendung  der  Arbeit  seitens  der  Arbeiter  nicht  glaubwürdig  ge- 
rechtfertigt werden  kann. 

§  20.  Die  Verdienstbeträge  der  Arbeiter,  die  nicht  als  dauernd  im  Sinne  des 
§  2  de»  Gesetzes  vom  29.  April  1873,  R.G.B1.  No.  68,  angestellt  anzusehen  sind,  dürfen 
niit  Sicherstellungs-  oder  mit  Exekutions  Verfügungen  nicht  früher  getroffen  werden, 
als  erstens  die  Arbeiten  oder  Dienste  geleistet  sind  und  zweitens  der  Tag  abgelaufen 
ist,  an  dem  der  Lohn  gemäss  §  17  oder  einer  nach  §  17  zulässigen  besonderen  Ver- 
einbarung auszufolgen  war  (§  3  des  Gesetzes  vom  29.  April  1873,  R.G.B1.  No.  68). 

Eine  Ausnahme  findet  nur  statt  für  die  Sicherstellung  oder  Einbringung  a)  der 
Steuern  und  öffentlichen  Abgaben  mit  Inbegriff  der  zu  Zwecken  der  öffentlichen 
Verwaltung  ausgeschriebnen  Zuschläge  und  der  Vermögensübertragungsgebühren, 

Arbeiterschut*.  27 


Digitiz-ed 


-    410  - 


b)  der  auf  dem  Gesetze  beruhenden  Ansprüche  auf  Leistung  des  Unterhaltes  (Jj  7  des 
Gesetzes  vom  20.  April  1873,  R.G.B1.  No.  68).  Auch  in  diesen  Fällen  muss  jedoch 
dem  Verpflichteten  die  Hälfte  seines  Verdienstbetrages  freibleiben  (Artikel  IX,  Z.  10 
des  Einführungsgesetzes  zur  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896,  R.G.B1.  No.  78). 

§  21.  Ausser  den  in  den  vorstehenden  Paragraphen  oder  in  anderen  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen  bezeichneten  Fällen  ist  die  Lohnzurückhaltung,  sowie  die 
Hereinbringung  oder  Siehcrstellung  von  Forderungen  jeder  Art,  dieselben  mögen  von 
wem  immer  erhoben  werden,  durch  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  oder  durch 
Abzug  vom  Lohne  unstatthaft.  Insbesondere  gut  dies  von  Ersatzforderungen  der 
Bahnverwaltung  für  Beschädigung  an  den  Arbeitsstätten,  Maschinen  und  Werksvor- 
richtungen und  dergleichen,  für  welche  Ersatzforderung  übrigens  auch  die  Sicher- 
stellung durch  eine  Kaution  nicht  bedungen  werden  darf. 

§  22.   Vertragsbestimmungen  und  Verabredungen,  welche  den  Anordnungen  der 
18  bis  21  zuwiderlaufen,  sind  nichtig. 

§  23.  Arbeiter,  deren  Lohnanspruch  entgegen  den  Vorschriften  der  §5  18  bis  21 
anders  als  durch  Barzahlung  berichtigt  wurde,  können  jederzeit  die  Bezahlung  ihrer 
Forderung  in  barem  Gclde  verlangen,  ohne  dass  ihnen  eine  Einrede  aus  dem  an 
Zahlungsstatt  Gegebenen  entgegengesetzt  werden  kann. 

§  24.  Die  Bahnverwaltungen  sind  verpflichtet,  den  Arbeitern  den  für  die  zu 
leistende  Arbeit  bestimmten  Lohnsatz  vor  Antritt  der  Arbeit  bekannt  zu  geben  und 
die  ins  Verdienen  gebrachten  Löhne  an  dem  durch  Gesetz  oder  Verordnung  be- 
stimmten oder  im  vorhinein  vereinbarten  Zahlungstermine  auszuzahlen. 

Wird  das  Arbeitsverhältnis  vor  Ablauf  des  Zahlungstermines  gelöst,  so  hat  die 
Zahlung  des  ins  Verdienen  gebrachten  Lohnes  an  demselben  Tage  stattzufinden,  an 
welchem  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  erfolgt. 

§  25.  Die  Bahnverwaltungen  sind  verpflichtet,  Lohnlisten  zu  führen,  in  welchen 
Vor-  und  Zunahme  jedes  Arbeiters,  das  Datum  der  Auszahlung  des  Lohnes,  der  be- 
dungene Lohnsatz,  die  bedungenen  Prämien  und  Natural  beziige,  der  ins  Verdienen 
gebrachte  Lohn  und  speciell  die  für  Ueberstunden  geleistete  Entlohnung,  sowie  die 
sämtlichen  für  Krankenversicherung,  Barvorschüsse,  Konventionalgeidstrafen,  Wohnung, 
Lebensmittel  u.  s.  w.  geraachten  Abzüge  ersichtlich  zu  machen  sind. 

Die  Aufsichtsbehörde  ist  ermächtigt,  unter  Rücksichtnahme  auf  die  vorhandenen 
Bedürfnisse  Normalvorschriften  für  die  Abfassung  der  Lohnlisten  zu  erlassen. 

Die  Lohnlisten  sind  am  Orte  ihrer  Aufbewahrung  den  behördlichen  Organen  auf 
Verlangen  vorzulegen  und  mindestens  während  der  Dauer  von  fünf  Jahren  nach  der 
letzten  Eintragung  aufzubewahren. 

Arbeitsbücher. 

§  26.  Jeder  Arbeiter  (§  3)  muss  mit  einem  Arbeitsbuche  versehen  sein  und  darf 
ohne  solches  nicht  in  Verwendung  genommen  werden. 

Jedoch  ist  der  Eisenbahnmimstcr  ermächtigt,  bei  dringenden  oder  nur  kurze  Zeit 
beanspruchenden  Regiebauten  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  zu  gestatten. 

§  27.  Bezüglich  dieser  Arbeitsbücher  gelten  dieselben  Bestimmungen,  welche  je- 
weilig für  die  Arbeitsbücher  der  gewerblichen  Hilfsarbeiter  im  allgemeinen,  für  die 
Ausstellung  derselben  sowie  für  die  Ausfüllung  der  Rubriken  in  Anwendung  sind. 

Zeugnisse.  * 

§  28.  Die  Bahnverwaltungen  sind  verpflichtet,  dem  Arbeiter  auf  Verlangen 
beim  ordnungsmassigen  Austritte  aus  dem  Arbeitsverhältnisse  über  die  Art  und  Dauer 
seiner  Beschäftigung  ein  Zeugnis  auszustellen,  welches  auf  Wunsch  des  Arbeiters  auch 
auf  seine  Leistungen  und  sein  sonstiges  Verhalten  auszudehnen  ist.  Die  aus  der 
Stempelpf licht  des  Zeugnisses  hervorgehenden  Kosten  fallen  dem  Arbeitgeber  zur  Last, 

Die  Zeugnisse  dürfen  nicht  mit  Merkmalen  versehen  sein,  welche  den  Arbeiter 
in  einer  im  Zeugnisse  nicht  zum  Ausdruck  kommenden  Weise  zu  kennzeichnen  be- 
zwecken. 

Ueber  Ansuchen  des  Arbeiters  hat  die  Gemeindebehörde  das  Zeugnis  kosten  - 
und  stempelfrei  zu  beglaubigen. 

Bahn  Verwaltungen,  welche  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  verweigern,  dem  Arbeiter 
ein  wahrheitswidriges  Zeugnis  wissentlich  erteilen  oder  dasselbe  mit  Merkmalen  der  in 
Absatz  2  verbotenen  Art  versehen,  haften  für  den  hieraus  entspringenden  Nachteil. 

Bezüglich  der  Lehrlinge  enthält  §  52  weitere  Vorschriften. 

A  r  bei  terv  er  zeich  nisse. 

$  29.  Bei  allen  Regiebauten  und  Hilfsanstalten  ist  über  die  bei  denselben  ver- 
wendeten Arbiter  von  der  Bahnverwaltung  ein  Verzeichnis  in  Buchform  mit  Angabe 
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des  Vor-  und  Zunamens,  des  Alten»,  der  Ueimatsgemeinde,  der  Gemeinde,  welche  das 
Arbeitsbuch  ausgestellt  hat,  des  Eintrittes  in  den  Dienst  der  ßahn Unternehmung,  des 
Namens  des  Arbeitgebers,  bei  dem  der  Arbeiter  zuletzt  in  Arbeit  stand,  der  Ver- 
wendungsart, der  Krankenkasse,  welcher  der  Arbeiter  angehört,  und  des  Austrittes  aus 
dem  Dienst  der  Bahnunternehmung  zu  führen. 

Diese  Verzeichnisse  sind  am  Orte  ihrer  Aufbewahrung  den  behördlichen  Organen 
auf  Verlangen  vorzuweisen  und  mindestens  während  der  Dauer  von  fünf  Jahren  nach 
der  letzten  Eintragung  aufzubewahren. 

Die  polizeilichen  Meldungsvorschriften  bleiben  durch  dieses  Gesetz  unberührt. 

Arbeitsordnungen. 

§  30.  Für  die  Regiebauten,  sowie  für  jede  Hilfsanstalt  sind  von  der  Bahnverwaltung 
Arbeitsordnungen  aufzustellen,  welche  nebst  der  Angabe  des  Zeitpunktes,  wann  deren 
Wirksamkeit  beginnt,  insbesondere  folgende  Bestimmungen  zu  enthalten  haben: 

a)  über  die  verschiedenen  Arbeiterkategorien,  sowie  über  die  Art  der  Verwendung 
von  jugendlichen  Arbeitern  und  Frauenspersonen ; 

b)  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  jugendlichen  Arbeiter  den  vorgeschriebenen 
^Schulunterricht  geniessen; 

c)  über  die  Arbeitstage,  die  Sonntagsarbeit  und  den  Ersatzruhetag,  über  Beginn 
und  Ende  der  Arbeitszeit  und  der  Arbeitspausen,  sowie  über  den  Schicht- 
wechsel ; 

d)  über  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  des  Aufsichtspersonales; 

e)  über  die  Behandlung  der  Arbeiter  im  Falle  der  Erkrankung  oder  Verunglückung; 

f)  über  den  Zeitpunkt  der  Abrechnung,  dann  über  den  Zeitpunkt,  die  Art  und 
den  Ort  der  Auszahlung  der  Arbeitslöhne; 

g)  über  Konventionalgeldstrafen,  welche  bei  Uebertretung  der  Arbeitsordnung  ein- 
treten, sowie  über  deren  Höhe,  die  Art  ihrer  Festsetzung,  Einhebung  und  Ver- 
wendung; 

h)  über  die  Lohnabzüge; 

i)  über  die  Kündigungsfrist,  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  und  den  vor- 
zeitigen Austritt  des  Arbeiters,  sowie  über  die  sich  hieraus  ergebenden  Rechts- 
folgen. 

§  31.  Längstens  drei  Monate  nach  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  <§  65) 
müssen  für  sämtliche  Regiebauten  und  Hilfsanstaltcn  diesem  Gesetze  entsprechende 
Arbeitsordnungen  erstellt  und  der  Aufsichtsbehörde  zur  Prüfung  und  Genehmigung 
vorgelegt  sein. 

Für  Regiebauten  und  Hilfsanstalten  neuer  Bauunternehmungen,  sowie  für  neue 
Regiebauten  und  Hilfsanstalten  bestehender  Eisenbahnen  ist,  sofern  auf  dieselben  nicht 
eine  allgemein  genehmigte  Arbeitsordnung  Anwendung  findet,  die  Arbeitsordnung 
spätestens  14  Tage  vor  Beginn  der  Arbeit  der  Aufsichtsbehörde  vorzulegen. 

Die  gleiche  Vorlageverpflichtung  tritt  in  allen  jenen  Fällen  ein,  wo  eine  Ab- 
änderung einer  Arbeitsordnung  in  Aussicht  genommen  ist.  Im  Falle  unwesentlicher 
Abänderungen  genügt  es,  wenn  die  Aenderung  der  Arbeitsordnung  nachträglich, 
längstens  aber  binnen  acht  Tagen  nach  ihrer  Durchführung  der  Aufsichtsbehörde  zur 
Kenntnis  gebracht  wird. 

£  32.  Vor  der  Vorlage  der  Arbeitsordnung  an  die  Aufsichtsbehörde  ist  den  in 
der  Hilfsanstalt  beschäftigten  grossjährigen  Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über 
den  Inhalt  derselben  zu  äussern. 

Der  hierbei  einzuhaltende  Vorgang  ist  in  der  Durchführungsverordnung  zu  regeln. 
§  33.   Die  Aufsichtsbehörde  nat  zu  prüfen,  ob  die  Arbeitsordnung  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  entspricht  und  ob  dieselbe  auch  den  vorhandenen  besonderen 
Verhältnissen  gebührend  Rechnung  trügt. 

Von  dem  Ergebnisse  der  Prüfung  ist  die  Bahnverwaltung  zu  verständigen  und 
im  Falle  die  vorgelegte  Arbeitsordnung  bestätigt  wird,  ist  die  Bahnverwaltung  aufzu- 
fordern, behufs  Beisetzung  des  behördlichen  Visums  die  inhaltlich  genehmigte  Arbeits- 
ordnung in  zwei  ordnungsgemäss  gefertigten  Exemplaren  der  Aufsichtsbehörde  neuer- 
dings vorzulegen.  Eines  dieser  Exemplare  bleibt  in  Verwahrung  dieser  Behörde,  das 
zweite  wird  an  die  Bahn  Verwaltung  geleitet. 

£  34.  Ein  Exemplar  der  behördlich  genehmigten  Arbeitsordnung,  einschliesslich 
der  Nachträge,  muss  für  neue  Regiebauten  noch  vor  Begiun  der  Arbeit,  sonst 
aber  unverzüglich  nach  Zustellung  der  Vidierung  durch  die  Aufsichtsbehörde  an  jeder 
Arbeitsstätte,  bezw.  in  jedem  Arbeitsraume,  in  den  Arbeitern  verständlichen  Sprachen, 
an  geeigneter,  leicht  zugänglicher  Stelle  angeschlagen  werden,  und  müssen  diese  An- 
schläge stets  in  lesbarem  Zustande  erhalten  werden. 

•J7* 
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Hinsichtlich  de*  nicht  bloss  in  einer  Wiedergabe  gesetzlicher  oder  sonst  giltiger 
Vorschriften  bestehenden  Inhaltes  treten  die  Arbeitsordnungen,  die  für  neue  Regie- 
bauten oder  Hilfsanstalten  erlassen  werden,  mit  Beginn  der  Arbeit,  andere  sowie  Nach- 
träge zu  Arbeitsordnungen  frühestens  vierzehn  Tage  nach  dem  Anschlage  in  Kraft. 

Die  Bahnverwaltungen  haben  die  Verpflichtung,  sofort  nach  dem  Anschlage 
sämtlichen  Arbeitern  una  den  später  aufgenommenen  Arbeitern  bei  ihrem  Eintritte  je 
ein  Exemplar  der  giltigen  Arbeitsordnung  in  einer  den  Arbeitern  verständlichen  Landes- 
sprache einzuhändigen. 

Der  Arbeiter  hat  den  Empfang  schriftlich  zu  bestätigen.  Durch  die  schriftliche 
Bestätigung  des  Empfanges  werden  die  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung  bei  den  neu 
aufgenommenen  Arbeitern  sofort,  bei  den  früher  aufgenommenen  Arbeitern  nach  Ab- 
lauf der  Kündigungsfrist,  jedoch  nicht  vor  Ablauf  der  im  Absatz  2  bezeichneten  Frist 
zum  Bestandteil  des  Arbeitsvertrages.  Neuein  tretende  Arbeiter  sind  jedoch  berechtigt, 
binnen  24  Stunden  nach  der  schriftlichen  Bestätigung  des  Empfanges  der  Arbeits- 
ordnung ohne  Kündigung  vom  Arbeitsvertrage  zurückzutreten. 

§  35.  Die  Eingaben,  mit  welchen  die  Arbeitsordnungen  der  Aufsichtsbehörde 
vorgelegt  werden,  und  die  diesen  Eingaben  beigelegten  Arbeitsordnungen  sind  stempelfrei. 

Konventionalgeid  strafen. 

§  36.  Die  Konventionalgeidstrafen,  welchen  die  Arbeiter  bei  Uebertretung  der 
Arbeitsordnung  unterworfen  wurden,  sowie  der  Anlass,  aus  welchem,  und  der  Tag,  an 
welchem  die  Strafe  verhängt  worden  ist,  endlich  die  Verwendung  der  Strafgelder  sind 
in  ein  Verzeichnis  einzutragen,  dessen  Einsichtnahme  den  Organen  der  Aufsichts- 
behörde und  den  Arbeitern  offen  steht 

Die  verhängten  Geldstrafen  dürfen  im  allgemeinen  innerhalb  des  Zeitraumes  einer 
Woche  die  Höhe  eines  hallen  Tagesverdienstes  nicht  überschreiten.  Nur  in  Fällen 
besonders  strafbaren  Leichtsinnes,  wie  bei  vorschriftswidrigem  Gebaren  mit  Spreng- 
mitteln, sowie  l>ei  Vernachlässigung  der  Pflichten  als  Wärter  von  Dampfkesseln,  Dampf- 
maschinen, Dynamomaschinen,  sowie  von  Vorrichtungen,  bei  welchen  durch  ein  Ver- 
sagen oder  durch  einen  Mangel  in  der  Funktionierung  Menschenleben  gefährdet  sind, 
können  auch  höhere  Geldstrafen  verhängt  werden. 

Alle  diese  Strafgelder  müssen  solchen  im  Verordnungswege  zu  bezeichnenden 
Einrichtungen  zugewendet  werden,  welche  zum  Besten  der  Arbeiter  dienen. 

Das  Beschwerderecht  gegen  die  Verhängung  einer  Geldstrafe  muss  dem  Arbeiter 
innerhalb  des  Instanzenzuges  der  Bahnverwaltung  gewahrt  sein. 

Auflösun'g  des  Arbeitsverhältnisses. 
§  37.   Vor  Ablauf  der  ausdrücklich  oder  stillschweigend  bedungenen  Dauer  de» 
Arbeitsverhältnisses  kann  ein  Arbeiter  ohne  Kündigung  nur  in  folgenden  Fällen  sofort 
entlassen  werden,  wenn  er: 

a)  bei  Abschluss  des  Arbeitsvertrages  die  Bahnverwaltung  durch  Vorzeigung 
eines  falschen  oder  verfäächten  Arbeitsbuches  oder  Zeugnisses  hintergangen 
oder  ül>er  das  Bestehen  eines  anderen,  den  Arbeiter  gleichzeitig  verpflichtenden 
Arbeitsverhältnisses  in  einen  Irrtum  versetzt  hat; 

b)  im  Verlaufe  der  ersten  Woche  nach  Aufnahme  in  die  Arbeit  zu  der  mit  ihm 
vereinbarten  Arbeit  unfähig  befunden  wird; 

c)  der  Trunksucht  verfällt  und  wiederholt  fruchtlos  verwarnt  wurde; 

d)  sich  eines  Diebstahls,  einer  Veruntreuung,  einer  Teilnehmung  an  diesen  straf- 
baren Handlungen  oder  eines  Betruges  schuldig  macht; 

e)  die  ihm  nach  dem  Arbeits  vertrage  obliegende  Arbeit  unbefugt  verlassen  hat 
oder  ohne  gerechtfertigte  Entschuldigung  zu  dieser  Arbeit  nicht  erschienen 
ist  oder  beharrlich  seine  Pflichten  (§  16)  vernachlässigt; 

f)  die  übrigen  Arbeiter  oder  Angestellten  zum  Ungehorsam  im  Dienste,  zu  un- 
ordentlichem Lebenswandel,  oder  zu  unsittlichen  oder  gesetzwidrigen  Hand- 
lungen verleitet  oder  zu  verleiten  sucht; 

g)  sich  einer  groben  Ehrenbeleidigung,  Körperverletzung  oder  gefährlichen 
Drohung  gegen  die  Vorgesetzten  oder  gegen  die  übrigen  Arbeiter  schuldig 
macht ; 

h)  sich  einer  vorsätzlichen  Sachbeschädigung  von  erheblicher  Bedeutung  zum 
Nachteile  des  Arbeitgebers  schuldig  macht. 

Die  vorzeitige  Entlassung  ist  nicht  mehr  zulässig,  wenn  der  Entlassungsgrund 
der  Bahuverwaltung  länger  als  eine  Woche  bekannt  ist. 

$5  38.  Vor  Ablauf  der  ausdrücklich  oder  stillschweigend  bedungenen  Dauer  des 
Arbeitsverhältnisses  kann  ein  Arbeiter  ohne  Kündigung  die  Arbeit  nur  in  folgenden 
Fällen  sofort  verlassen  : 
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a)  wenn  er  ohne  erweisliehen  Schaden  für  seine  Gesundheit  die  Arbeit  nicht 
fortsetzen  kann; 

b)  wenn  ein  Vorgesetzter  sich  einer  groben  Ehrenbeleidigung,  Körperverletzung 
oder  gefährlichen  Drohung  gegen  den  Arbeiter  oder  dessen  Angehörige 
schuldig  macht,  oder 

c)  den  Arbeiter  oder  dessen  Angehörige  zu  unordentlichem  I  Lebenswandel,  oder 
zu  gesetzwidrigen  Handlungen  verleitet  oder  zu  verleiten  sucht,  oder  sich  eine 
Verletzung  der  Sittlichkeit  gegen  den  Arbeiter  oder  dessen  Angehörige  zu- 
schulden kommen  lässt: 

d)  wenn  seitens  der  Bahn  Verwaltung  dem  Arbeiter  die  bedungenen  Bezüge  un- 
gebührlich vorenthalten  oder  unbefugter  Weise  gekürzt,  oder  wenn  andere 
wesentliche  Vertragsbestimmungen  verletzt  werden;  als  eine  solche  Verletzung 
wesentlicher  Vertragsbestimmungen  ist  auch  anzusehen,  wenn  die  Kürzung 
der  Arbeitszeit  bahnseitig  zum  Anlasse  der  Schmälerung  des  Verdienstes  ge- 
nommen wird. 

In  den  unter  b)  und  c)  erwähnten  Fällen  ist  der  vorzeitige  Austritt  aus  der 
Arbeit  nicht  mehr  zulässig,  wenn  die  betreffende  Thatsache  dem  Arbeiter  länger  als 
eine  Woche  bekannt  ist. 

§  39.  Wenn  die  Bahnverwaltung  ohne  einen  gesetzlich  zulässigen  Grund  (§  37) 
einen  "Arbeiter  vorzeitig  entlässt  oder  durch  Verschulden  von  ihrer  Seite  oder  von 
Seite  ihrer  Aufsichtsorgano  dem  Arbeiter  Grund  zur  vorzeitigen  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses giebt  so  ist  dieselbe  verpflichtet,  dem  Arbeiter  den  Lohn  und  die 
sonst  vereinbarten  Genüsse  für  die  ganze  Kündigungsfrist,  oder  im  Falle  der  bereits 
erfolgten  Kündigung,  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Kündigungsfrist  zu  vergüten. 

§  40.  Arbeiter,  welche  in  den  im  »j  37  vorgesehenen  Fällen  vorzeitig  entlassen 
werden,  haben  Anspruch  auf  den  Lohn  und  die  sonst  vereinbarten  Genüsse  nur  bis 
zum  Tage  der  Entlassung. 

§  41.  Wenn  infolge  einer  wenn  auch  vorübergehenden  Einstellung  des  Betriebes 
einer  Hilfsanstnlt,  sei  es  durch  Verschulden  der  Bahnverwaltung  oder  eines  diese 
treffenden  Zufalles  eine  vorzeitige  Auflösung  des  Arl«ütsverhältnisses  sich  als  not- 
wendig erweist,  ist  die  Bahn  Verwaltung  verpflichtet,  dem  Arbeiter  den  Lmn  und  die 
sonst  vereinbarten  Genüsse  für  die  ganze  Kündigungsfrist  oder  im  Falle  der  bereits 
erfolgten  Kündigung  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Kündigungsfrist  zu  vergüten. 

§  42.  Vereinbarungen,  welche  den  Vorschriften  der  37  bis  11  zuwiderlaufen, 
sind  nichtig. 

Vorzeitiger  Austritt. 

§  43.  Wenn  ein  Arbeiter  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  (!j  38)  vorzeitig  aus 
der  Arbeit  tritt,  so  ist  die  Bahn  Verwaltung  l>erechtigt.  falls  der  Arbeiter  ihrer,  inner- 
halb der  Kündigungsfrist,  längstens  aber  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Tagen  er- 
folgten Aufforderung  zur  Rückkehr  in  die  Arbeit  für  die  noch  fehlende  Zeit  Dinnen 
drei  Tagen  nicht  Folge  leistet,  von  demselben  für  jeden  Arbeitstag  der  nicht  einge- 
haltenen Kündigungsfrist,  höchstens  aber  für  14  Tage,  einen  Ersatz  im  Betrage  des 
tägUchen  Durchschnittslohnes  zu  begehren. 

§  44.  Eine  Bahnverwaltung,  die  einen  Arbeiter  in  Verwendung  nimmt,  obwohl 
ihr  bei  Aufnahme  des  letzteren  bekannt  war,  dass  sein  Arbeitsverhältnis  mit  seinem 
letzten  Arbeitgeber  noch  zu  Recht  liesteht  und  von  ihm  nicht  rechtmassig  gelöst 
wurde,  oder  welche  einen  solchen  Arbeiter  in  der  Arbeit  behält,  nachdem  ihr  dieser 
Thatbestand  bekannt  geworden  ist,  haftet  dem  früheren  Arbeitgeber  für  den  durch 
den  eigenmächtigen  Austritt  des  Arbeiters  erwachsenen  Schaden. 

Dem  früheren  Arbeitgeber  stellt  auch  das  Recht  zu,  innerhalb  der  Kündigungs- 
frist, längstens  aber  innerhalb  einer  Frist  von  8  Tagen  den  Wiedereintritt  des  eigen- 
mächtig ausgetretenen  Arbeiters  für  die  noch  fehlende  Zeit  zu  fordern. 

Streitigkeiten  aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhältnisse. 

§  45.  Inwieferne  aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohn  Verhältnisse  entspringende 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  den  Bahnverwaltungen  und  den  in  ihren  Hilfsanstalten 
oder  bei  Regiebauten  verwendeten  Arbeitern,  sowie  zwischen  diesen  Arbeitern  unter 
einander  zur  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  gehören,  wird  durch  die  hierfür  be- 
stehenden besonderen  Vorschriften  bestimmt. 

Insoweit  die  Zuständigkeit  eines  Gewerbegcrichtrs  nicht  eintritt,  gehören  derlei 
Streitigkeiten  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  zur  sachlichen 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte. 
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II.  Jugendliche  Arbeiter  und  Frauenspersonen, 

§  40.  Unter  jugendlichen  Arbeitern  werden  in  diesem  Gesetze  Arbeiter  bis  zum 
vollendeten  IG.  Lebensjahre  verstanden. 

Beschränkungen  in  der  Verwendung  von  jugendlichen  Arbeitern 

und  Frauenspersonen. 

§  47.  Kinder  vor  dem  vollendeten  14.  Lebensjahre  und  jugendliche  Frauens- 
personen (§  46)  dürfen  bei  den  Regiebauten  der  Eisenbahnen  und  in  den  Hilfsanstalten 
derselben  nicht  verwendet  werden.  Männliche  jugendliche  Arbeiter  zwischen  dem 
vollendeten  14.  und  dem  vollendeten  16.  Jahre  dürfen  uur  in  den  Werkstätten  als 
Lehrlinge  und  ferner  bei  den  Regiebauten  zu  leichteren  Arbeiten,  welche  der  Gesund- 
heit dieser  Arbeiter  nicht  nachteilig  sind  und  deren  körperliche  Entwicklung  nicht 
hindern,  beschäftigt  werden. 

Frauenspersonen  nach  vollendetem  1(5.  Lebensjahre  dürfen  bei  den  Regiebauten 
nur  zu  leichteren  Arbeiten  verwendet  werden. 

Inwicferne  Frauenspersonen  in  den  Hilfsanstalten  verwendet  werden  könneu, 
bestimmt  der  Eisenbahnmumter  im  Verordnungswege. 

Jugendliehe  Arbeiter  und  Frauenspersonen  dürfen  weder  bei  Nachtarbeit,  dab- 
ist in  den  Stunden  zwischen  8  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens,  noch  auch  bei  Ucber- 
stundenarbeit  beschäftigt  werden.  Wöchnerinnen  dürfen  erst  nach  Verlauf  von 
4  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zur  Arbeit  zugelassen  werden. 

Evidenzhaltung  jugendlicher  Hilfsarbeiter. 

§  48.  Ueber  die  in  Hilfsanstalten  und  bei  Regiebauten  beschäftigten  jugend- 
lichen Arbeiter  ist  ein  Verzeichnis  zu  führen,  welches  Namen,  Geburtsdatum,  Wohn- 
ort dieser  Arbeiter  und  den  Namen,  sowie  den  Wohnort  ihrer  Eltern,  beziehungs- 
weise Vormünder,  dann  die  Ein-  und  Austrittazeit  zu  enthalten  hat. 

Dies  Verzeichnis  ist  den  l>ehördlichen  Organen  auf  Verlangen  vorzulegen. 

Dasselbe  kann  mit  dem  nach  $  20  zu  fuh  renden  Arbeiterverzeichnisse  vereinigt 
werden,  sofern  das  letztere  die  oben  angeführten  Rubriken  enthält. 

III.  Lehrlinge. 

§  49.  Als  Lehrling  wird  angesehen,  wer  bei  Werkstätten  von  Eisenbahnen  zur 
praktischen  Erlernung  einer  der  darin  betriebeneu  Beschäftigungen  in  Verwendung 
tritt,  ohne  Unterschied,  ob  für  die  Arbeit  Lohn  gezahlt  wird  oder  nicht. 

Lehrlinge  dürfen  nur  für  die  Werkstätten  aufgenommen  werden. 

§  50.  Als  Lehrherr  ist  die  Bahnuntcrnehmung  und  in  deren  Stellvertretung  der 
Werkstätten! ei ter  anzusehen. 

§  51.  Rücksichtlich  der  Aufuahme  der  Lehrlinge,  der  Lehr-  und  Probezeit,  der 
Pflichten  des  Lehrlings  und  des  Ijehrherrn,  der  vorzeitigen  Auflösung  des  Lehrver- 
hältnisses, der  Kündigung,  sowie  des  Erlöschens  des  I>ehrvertrages  haben  die  jeweilig 
in  Geltung  stehenden  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  mit  Ausnahme  der  Vor- 
schriften über  die  Handhabung  der  Aufsicht,  die  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  zu  führen  ist,  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

Lehrzeugnisse. 

£  52.  Bei  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  hat  die  Bahnverwaltung  dein  Lehr- 
linge über  die  zugebrachte  I^ehrzeit,  sein  Betragen  während  derselben  und  die  ge- 
wonnene Ausbildung  in  seiner  handwerksmäßigen  Beschäftigung  ein  Zeugnis  aus- 
zustellen. 

Der  wesentliche  Inhalt  dieses  Zeugnisses  ist  in  das  Arbeitebuch  einzutragen  und 
von  der  Ortspolizeibehörde  kosten-  und  stempelfrei  zu  beglaubigen. 

IV.  Uebertretun gen  und  Strafen. 

§  53.  Bei  Uebertretungen  der  durch  dieses  Gesetz  für  die  Bahnverwaltungen 
getroffenen  Vorschriften  ist  die  Strafe  über  jene  Personen  zu  verhängen,  welche  für 
die  Einhaltung  der  betreffenden  Vorschriften  nach  Massgabc  der  Thatumstände  ver- 
antwortlich erscheinen  (§  4). 

§  54.  Wer  den  Vorschriften  des  §  5  zuwiderhandelt,  wird,  soferne  nicht  eine 
den  Gerichten  zugewiesene  strafbare  Handlung  vorliegt  wegen  Ucbertretung  dieses 
Gesetzes  bestraft,  wenn  die  Handlung  oder  Unterlassung  einer  auf  Grund  dieser 
Gesetzesbestimmung  erlassenen  Anordnung  zuwiderläuft,  oder  wenn  der  Thäter  auch 
ohne  besondere  Anordnung  einzusehen  vermochte,  dass  seine  Handlung  oder  Unter- 
lassung  geeignet  war,  das  lx-ben  oder  die  Gesundheit  von  Menschen  zu  gefährden. 
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§  55.  Wer  den  Vorschriften  der  6  bis  9,  11  bis  15,  18,  21  bis  20,  29  bis  31, 
3-1,  36,  47  und  48  oder  den  Vorschriften  der  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  er- 
lassenen Verordnungen  oder  Anordnungen,  sowie  den  gemäss  der  §§  27  und  51  An- 
wendung findenden  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  zuwiderhandelt,  wird,  eoferne 
nicht  eine  den  Gerichten  zugewiesene  strafbare  Handlung  vorliegt,  wegen  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  bestraft. 

§  56.  Die  in  den  §§  54  und  55  bezeichneten  Uebertretungen  werden  von  der 
Aufsichtebehörde  unbeschadet  einer  eventuellen  disziplinaren  Behandlung  bestraft: 

a)  mit  Verweisen; 

b)  mit  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  eines  Monatsgehaltes,  beziehungsweise 
Monatsverdienstes. 

§  r>7.  Bei  Bemessung  der  Strafen  ist  auf  die  Erschwerungs-  und  Milderungs- 
umstände,  sowie  auf  die  Grösse  des  mit  der  Uebertretung  beabsichtigten  Vorteiles 
oder  des  zugefügten  Nachteiles  Rücksicht  zu  nehmen. 

§  58.  Durch  die  Verjährung  erlischt  die  Strafbarkeit  jener  Uebertretungen 
dieses  Gesetzes,  welche  nicht  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  zu  behandeln  sind, 
wenn  der  Thäter  binnen  (5  Monaten,  vom  Tage  der  begangenen  Uebertretung,  nicht 
in  Untersuchung  gezogen  worden  ist. 

V.  Behörden  und  Verfahren. 

Aufsicht«  behörde. 

§  59.  Die  Ueberwachuug  der  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
obliegt  der  Generalinspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Die  Bahnverwaltungen  sind  verpflichtet,  den  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes 
berufenen  Orgjanen  der  Aufsichtsbehörde  sämtliche  von  denselben  für  notwendig  er- 
achtete Aufklärungen  zu  geben  und  den  Anordnungen  dieser  Behörde  auf  das  Ge- 
naueste nachzukommen. 

Den  Organen  der  Aufsichtsbehörde  ist  der  Eintritt  in  sämtliche  Arbeitsräume 
und  zu  passender  Zeit  auch  in  die  von  den  Bahnverwaltungen  beigestellten  Arbeiter- 
wohnungen gestattet. 

Ordn  ungsstraf  en 

§  60.  Unbeschadet  der  der  Staatsverwaltung  sonst  auf  Grund  der  bestehenden 
Gesetze  und  der  einzelnen  Konzessionen  zustehenden  Rechte  und  Befugnisse  kann  die 
Generalinspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen  als  Aufsichtsbehörde  eine  Bahn- 
unternehmung zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  auf  Grund  desselben  er- 
lassenen Verordnungen  und  Anordnungen  durch  Ordnungsstrafen  bis  zur  Höhe  von 
5000  K.  verhalten.  Die  Ordnungsstrafe  darf  nur  nach  vorausgegangener  Androhung 
verhängt,  kann  jedoch  nach  Erfordernis  wiederholt  werden. 

Recurse. 

§  61.  Gegen  alle  von  der  Gcneralinspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  getroffenen  Verfugungen  und  Erkenntnisse  ist  der  Reeurs 
an  das  Eisenbahnministerium  zulässig. 

§  62.  Der  Recurs  ist  binnen  14  Tagen  nach  der  Zustellung  bei  der  General- 
inspektion der  österreichischen  Eisenbahnen  einzubringen.  Rekurse  gegen  Straf- 
erkenntnisse der  Generalinspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen  haben  autschiebende 
Wirkung. 

Strafmilderung  und  Nachsicht. 

S  63.  Dem  Eisenbahnministeriura  steht  das  Recht  zu,  aus  rücksichtswürdigen 
Gründen  Strafen  zu  mildern  und  nachzusehen. 

Einbringung  und  Verwendung  der  Geldstrafen. 

§  G4.  Die  Einbringung  der  Strafgelder  kann  im  Wege  der  gerichtlichen  Exekution 
erfolgen. 

Alle  Strafgelder  sind  solchen  im  Verordnungswege  zu  bezeichnenden  Einrichtungen 
zuzuwenden,  die  zum  Besten  der  Arbeiter  dienen. 

VI.  8chlussbestimmun  gen. 

!;  65.  Dieses  Gesetz  tritt  hinsichtlich  der  Bestimmung  des  §  31,  Absatz  1,  mit 
dem  Tage  der  Kundmachung  und  in  seinem  übrigen  Inhalte  6  Monate  nach  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§  66.   Mit  dem  Vollzuge  dieses  Ge.-etzes  ist  Mein  Eisenbahnminister  betraut. 
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III.  Belgique.  Belgien. 

A  r  r  6 1 6  Royal  concemant  nomenclature  des  etablisso- 
ments  dangoreux,  insalubres  nn  incommodes.  Modification 
concemant  Ich  fabriques  d'eaux  frazeuses  et  au t res  pro- 
d  u  i  t  s  s  i  m  i  1  a  i  r  e  s. 

König!  Besch!  uss  vom  20.  April  1902  betr.  Benennung  gefähr- 
licher, aohftdlioher  oder  unangenehmer  Betriebe.  Abänderung  betr. 
Fabrikation  kohlensäurehaltiger  Wasser  und  ähnlicher  Produkte. 

Art.  1.    Die  Rubrik: 

Bezeichnung:  Klasse:  Uebelstand: 

Kohlensäurehaltige     Wasser       I  B  *       Gefahr  für  die  Arbeiter ;  Belästigung  der 
(Fabrikation  der)  und  an-  Nachbarschaft  durch  das  Entweichen  von 

dere  ähnliche  Produkte.  unangenehmen  und  reizenden  Dämpfen ; 

Abflugs  der  Rückstände,  durch  welche 
die  Kinnsale,  Wasserbehälter  etc.  ver- 
ändert werden  können. 

der  dem  König].  Erlass  vom  31.  Mai  18S9  beigelegten  Liste  wird  abge- 
ändert und  lautet : 

Bezeichnung:  Klasse:                      f  ebelstand: 

Kohlensäurehaltige     Wasser  I  B  *       Gefahr  für  die  Arbeiter ;  Belästigung  der 

(Fabrikation  der)  und  an-  Nachbarschaft  durch  das  Entweichen  von 

dere  ähnliche  Produkte,  so-  unangenehmen  und  reizenden  Dämpfen ; 

fern   zur  Produktion  von  Abfluss  der  Rückstände,  durch  welche 

Kohlensäure  fortgeschritten  die   Wasserbehälter   verändert  werden 

wird.  können. 

Art.  2.  Der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Durch- 
führung dieses  Erlasses  beauftragt. 

V.  Espagne.  Spanien. 

Real  Decreto  sobre  el  contrato  del  trabajo. 

L  Königlicher  Erlass  vom  20.  Juni  1902,  betr.  den  Arbeitsvertrag. 

Art.  1.  Bei  jeder  Vergobung  öffentlicher  Arbeiten,  welche  nach  der 
Bekanntmachung  dieses  Erlasses  von  dein  Staat,  der  Provinz  oder  Ge- 
meinde erteilt  wird,  soll  verfügt  werden  : 

1)  Dass  beim  Abschluss  eines  Arbeitsvertrages  zwischen  Arbeitern 
und  Konzessionären  genau  dessen  Dauer,  die  Bedingungen  einer  Kündigung 
oder  Sistierung,  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  und  der  Tagelohn  fest- 
zustellen sind. 

2)  Dass  alle  Streitigkeiten,  welche  aus  der  Nichterfüllung  eines  solchen 
Vertrages  orwaehsen,  dem  Schiedssprüche  der  unter  dein  Vorsitz  der  Re- 
gierungsbehörde thatigen  Lokal-Komission  für  Socialreformen  unterbreitet 
werden,  gegen  dessen  Aussprüche  Appellationen  nach  den  civilprozessuali- 
schen  Bestimmungen  zulässig  sind. 

Art.  2.  Die  Bestimmungen  des  vorigen  Artikels  sind  auf  Vertrage 
anwendbar,  welche  von  dem  Staat,  der  Provinz  und  der  Gemeinde  ab- 
geschlossen worden,  falls  die  Arbeiten  von  der  Verwaltung  ausgeführt 
werden. 

Art.  3.  Sollten  die  Provinzial-Aussehüsso  und  die  Gomeinderate  die 
Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  verletzen,  so  tragen  sie  die 
Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Verwaltung,  unbeschadet  der  sonstigen 
daraus  erwachsenden  straf-  und  civilrechtlichen  Folgen. 
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Real  Decreto  sobre  las  Huelgas. 

2.  Königliche  Verordnung  vom  21.  Juni  1802  über  Arbeits- 
einstellungen. 

Das  Gesetz  vom  13.  März  1000  hat  die  Bildung  von  Provinzial-  und 
Lokalkommissionen  verordnet,  um  sich  über  die  Fragen  der  Arbeitsunfälle 
zu  verständigen  und  die  königl.  Verordnung  vom  9.  Juni  1900  bezeichnete 
die  Bedingungen,  nach  welchen  sich  die  genannten  Organisationen  zu  kon- 
stituieren haben ;  da  aber  in  vielen  Ortschaften  den  erwähnten  Verfügungen 
noch  immer  nicht  nachgekommen  wurde,  hat  S.  M.  der  König  es  für  nötig 
erachtet,  zu  verordnen,  dass  sich  innerhalb  eines  Monats,  vom  Tage  der 
Publikation  dieser  königl.  Verfügung  in  der  „Gaeeta"  an  gerechnet,  ge- 
nannte Kommissionen  in  denjenigen  Orten  bilden  sollen,  wo  sie  noch  nicht 
bestehen,  und  dabei  folgende  Vorschriften  beobachten  : 

I.  In  den  Ortschaften,  welche  sich  in  diesem  Falle  befinden,  hat  sich 
eine  Lokalkommission  für  soziale  Reformen  zu  bilden,  bestehend  aus : 

1)  Dem  Bürgermeister  als  Vertreter  der  städtischen  Autorität,  welcher 
die  Funktionen  des  Kommissionspräsidenten  auszuüben  hat. 

2)  Dem  Geistlichen  oder  demjenigen,  welcher  denselben  vertritt,  als 
Repräsentant  der  kirchlichen  Autorität. 

In  Ortschaften,  in  welchen  mehr  als  ein  Geistlicher  ist,  hat  der  ältere 
der  Kommission  beizutreten. 

3)  Aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  so 
dass  jede  Partei  die  Zahl  von  sechs  nicht  übersteigt. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Bürgermeister  einzeln  alle  in  der  Ort- 
schaft niedergelassenen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  einberufen  oder  die  Ver- 
treter, welche  die  einen  oder  anderen  wählen  und  in  den  Versammlungen, 
welche  abgehalten  werden,  sollen  durch  das  sich  am  besten  eignende  Ver- 
fahren die  Abgeordneten  beider  Parteien  ernannt  werden,  welche  an  der 
Lokalkommission  teilzunehmen  haben. 

Die  Ernennung  der  Bezeichneten  wird  durch  den  Bürgermeister  ge- 
nehmigt. 

4)  Aus  einem  Sekretär,  welcher  von  den  Abgeordneten  der  Lokal- 
kommission bezeichnet  wird,  in  der  ersten  Sitzung,  welche  dieselbe  abhält. 

II.  Die  Lokalkommission  hat  sich  immer  zu  versammeln,  wenn  es 
der  Bürgermeister  für  nötig  hält  oder  wenn  der  dritte  Teil  der  Abgeord- 
neten es  verlangt. 

III.  Wenn  in  irgend  einer  Provinzialhauptstadt  keine  provinziale 
Kommission  existieren  sollte,  so  hat  sich  eine  solche  unverzüglich  zu 
bilden.    Die  Provinzialkommission  soll  bestehen  ans: 

1)  Dem  Gouverneur,  als  Präsident. 

2)  Aus  einem  technischen  Abgeordneten ,  welcher  in  der  Provinz 
niedergelassen  ist,  vorgeschlagen  durch  die  königl.  Akademie  der  Medizin 
und  ernannt  durch  den  Minister  des  Innern.  Dieser  Abgeordnete  ist 
verpflichtet,  die  Kommission  Uber  die  Bedingungen  der  Hygiene  und 
Reinlichkeit  bei  der  Arbeit  und  in  der  Werkstatt  zu  unterrichten. 

3)  Aus  den  Vertretern,  welche  die  lokale  Kommission  nach  $  6  No.  1 
zu  wählen  hat. 

4)  Aus  einem  Sekretär,  welcher  von  den  Abgeordneten  der  Provinzial- 
kommission in  der  ersten  Sitzung,  welche  sie  abhält,  bezeichnet  wird. 

IV.  Die  Lokalkommissionen  haben  diejenigen  Personen  zu  bezeichnen 
welche  den  Provinzialkommissionen  beitreten  sollen. 
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Diese  Ernennung  hat  auf  folgende  Weise  stattzufinden : 
Jede  Lokalkommission  hat  unter  ihren  Abgeordneten  einen  Delegierten 
zu  ernennen ;  die  Delegierten  der  Kommissionen,  welche  sich  unter  dem 
Präsidium  des  Bürgermeisters  versammeln,  werden  durch  das  Stimmen- 
mehr einen  Vertreter  wählen,  welcher  der  Abgeordnete  für  die  Provinzial- 
kommission  ist.  Sio  wählen  auch  einen  Stellvertreter  im  Falle  von  Krank- 
heit oder  Abwesenheit  des  eigentlichen  Abgeordneten. 

V.  Laut  §  8  hat  der  Gouverneur  die  Provinzialkommission  einzu- 
berufen, wenn  er  es  für  notwendig  erachtet  und  bestimmt  die  Traktanden, 
die  von  derselben  zu  erledigen  sind. 

VI.  Das  Amt  eines  Abgeordneten  der  Lokalkommission  ist  als  ein 
Ehrenamt  unbezahlt  und  die  Auslagen  für  Material  sind  in  den  entspre- 
chenden stadtischen  oder  provinzialen  Kostenvoranschlftgen  unter  der  Ru- 
brik „Unvorhergehenes"  zu  verzeichnen,  soweit  sie  entstehen,  bis  ein 
entsprechender  Ansatz  vorgesehen  ist. 

VII.  Die  Gouverneure  haben  insbesondere  dafür  zu  sorgen,  dass 
dieser  königlichen  Anordnung  nachgekommen  wird  und  vor  dem  15.  Aug. 
nächsthin  haben  sie  diesem  Ministerium  einen  besonderen  Bericht  abzu- 
geben über  die  Lokalkommissionen,  welcho  in  der  Provinz  konstituiert 
bleibon. 

Kraft  königl.  Verordnung  beauftrage  ich  Sie  mit  dem  Vollzuge. 

Orden  de  2*5  de  Junio  recordando  el  trabajo  demujeres 
y  n  i  n  o  s. 

3.  Ministerialerlass  vom  26.  Juni  1802,  betr.  die  Arbeitszeit  von 
Frauen  und  Jugendlichen. 

Art.  1.  Nach  Veröffentlichung  dieses  Erlasses  darf  der  Arbeitstag 
der  vom  Gesetz  vom  13.  Marz  1900  betroffenen  Personen  die  Zahl  von 
11  Stunden  nicht  überschreiten. 

Art.  2.  Die  Arbeitgeber  und  die  genannten  Pers'onen  können  in  ge- 
meinsamem Einverständnis  den  1 l-stündigon  Maximalarbeitstag  durch  eine 
wöchentliche  Maxiraalstundenzahl  von  <»o'  Stunden  ersetzen,  bei  deren 
Verteilung  jedoch  der  Sonntag  ausser  Betracht  bleiben  muss. 

Art.  3.  Die  Lokal-  und  Provinzialausschüsse  worden  gemäss  den 
Verfügungen  von  Art.  14  des  Gesetzes  vom  13.  Marz  19<X>  und  Kap.  (i  des 
Reglements  zu  dessen  Ausführung  mit  der  Inspektion  beauftragt. 

[Art.  4.  Bestrafung  der  Uebertretungen  gemäss  Art.  13  des  an- 
geführten Gesetzes  und  Kap.  5  des  Reglements.) 

V.  Etats  Unis    Ver.  Staaten. 

1.  Delaware. 

Act,     approved    Februarv    1  9,    1901.     Attachment  of 

w  a  g  o  s. 

Gesetz  vom  19.  Februar  1901,  betr.  Lohnpfändung. 

ij  1.  Vom  Tage  der  Genehmigung  dieses  Gesetzes  ab  sollen  10  Proz. 
des  Betrages  der  Arbeits-  oder  Dienstlöhne  einer  in  New  Castle  County 
wohnenden  Person  einem  Neben-  und  Exckutionspfändungsprozess  nach 
den  Gesetzen  dieses  Landes  wegen  irgend  welcher  Schulden,  die  nach  der 
Genehmigung  dieses  Gesetzes  gemacht  weiden,  ausgesetzt  und  unterworfen 
>»in.    Hierdurch  wird  $  1,  Kap.  ">4'2.  Bd.  K»  der  Gesetze  von  Delaware. 
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der  durch  Kap.  222,  Bd.  IS  der  Gesetze  von  Delaware  abgeändert  wurde, 
amendiert,  so  dass  er  lautet :  ..Durch  die  und  nach  der  Genehmigung  dieses 
Gesetzes  sollen  90  Proz.  des  Betrages  der  Arbeits-  oder  Dienstlöhne  einer 
in  New  Castle  County  wohnenden  Person  von  einem  Neben-  oder  Exe- 
kutionspfändungsprozess  nach  den  Gesetzen  dieses  Landes  ausgenommen 
sein.  (Es  sei  denn,  dass  die  betreffende  exekutive  Pfändung  die  Be- 
friedigung von  Ansprüchen  aus  Kost  oder  Logis  oder  beiden,  oder  auf 
einen  50  Dollars  exkl.  der  Pfandungskosten  nicht  übersteigenden  Betrag 
betrifft.) 

£  2.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  betr.  dio  Haftbarkeit  von 
10  Proz.  der  Iiiihne  für  eine  Schuld  sollen  sich  nur  auf  Schulden  beziehen, 
die  für  den  Erwerb  von  Nahrung,  Lebensmitteln  und  im  Haus  gebrauchten 
Geräten,  was  man  gewöhnlich  als  die  notwendigen  Lebensbedürfnisse  be- 
zeichnet, gemacht  werden. 

£  3.  Irgend  eine  Summe ,  die  für  eine  bestimmte ,  regelmässige 
Periode  (die  einen  Monat  nicht  überschreiten  darf;  als  Bezahlung  von 
Löhnen  geschuldet  wird,  darf  nur  einmal  beschlagnahmt  weiden.  Ein 
Gläubiger,  der  eine  solche  Beschlagnahme  veranlasst,  soll  ein  Vorzugs- 
recht besitzen.  Der  Pfändungsbeamte  soll  bei  einer  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  durchgeführten  Pfändung  die  Summe  von  15  Cents 
erhalten.  Die  gesamte  Haftpflicht  des  Schuldners  für  Unkosten,  die  bei 
einer  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  veranstalteten  Pfändung 
erstehen,  soll  den  Betrag  von  JM)  Cents  nicht  übersteigen;  doch  sollen 
diese  aus  einer  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  veranstalteten 
Pfändung  erwachsenden  Unkosten  vom  Betrag  der  gepfändeten  Löhne, 
trotz  der  Bestimmungen  von  ij  1  dieses  Gesetzes  betr.  Ausnahme  von 
i»0  Proz.  des  Lohnes,  bezahlt  werden. 

2.  Florida. 

1 .  A  c  t ,  a  p  p  r  o  v  e  d  M  a  3*  2  2,  1  !'  0  1 .  Protection  o  f  e  ni  p  1  o  y  e  e  s 
in  trading  or  refusing  to  trade  with  anv  particular  person 
or  persons. 

Gesetz  vom  22.  Mai  1901,  betr.  Schutz  der  Angestellten  beim 
Handelsverkehr  oder  bei  Verweigerung  des  Handelsverkehrs  mit  einer 
oder  mehreren  bestimmten  Personen. 

§  1.  Es  ist  irgend  einer  Person,  Personen,  Finna,  Aktiengesell- 
schaft, Gesellschaft  oder  Korporation,  sei  sie  organisiert,  privilegiert  oder 
inkorporiert  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates,  als  Eigentümer  oder 
Pächter,  wenn  sie  Personen  als  Angestellte  in  ihrem  Dienst  hat,  ver- 
boten ,  irgend  einen  Angestellten  oder  Angestellte  aus  ihrem  Dienst 
zu  entlassen  wegen  Handels-  oder  Geschäftsverkehr*  oder  wegen  Unter- 
lassung beider  als  Kunde  oder  Geschäftsinhaber  mit  einem  bestimmten 
Kaufmann  oder  einer  anderen  Person  oder  Klasse  von  Personen  in  irgend 
einem  Geschäftszweig.  Es  ist  ferner  verboten,  irgend  einen  Angestellten 
oder  Angestellte  durch  allgemeine  oder  besondere  Bekanntmachung  direkt 
oder  indirekt,  heimlich  oder  öffentlich  darauf  aufmerksam  zu  machen,  er 
dürfe  Strafe  der  Entlassung  aus  «lern  Dienst  einer  solchen  in  diesem  Staate 
geschäftlich  thätigen  Firma,  Aktiengesellschaft,  Korporation  oder  Gesell- 
schaft nicht  mit  irgend  einem  Kaufmann  oder  einer  Person  oder  Klasse 
von  Personen  in  irgend  einem  Geschäft  oder  Beruf  als  Kunde  oder  Ge- 
schäftinhaber zu  handeln  oder  zu  verkehren. 
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§  2.  [Geldstrafe  bis  zu  1000  Dollar  für  jede  Verletzung  einer  der 
Bestimmungen  in  §  1.] 

§  3.  [Geld-  bezw.  Gefängnisstrafe  bis  zu  500  Dollars,  bezw.  (>  Mo- 
naten oder  beides  bei  Erlass  von  Anzeigen  der  zuvor  verbotenen  Art.] 

§  4.  [Aufhebung  der  diesem  Gesetze  widersprechenden  Gesetzesbe- 
stimmungen.] 

2.  Act,  approved  May  22,  1901.  Protection  of  emplovees 
a s  voters. 

Gesetz  vom  22.  Mai  1901.  Schatz  der  Stimmfreiheit  der  Ange- 
stellten. 

§  1.  Es  ist  verboten,  dass  irgend  eine  Person,  Personen,  Finna, 
Aktiengesellschaft ,  Gesellschaft  oder  Korporation ,  sei  sie  organisiert, 
privilegiert  oder  inkorporiert  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates,  als  Eigen- 
tümer oder  Pächter,  sofern  sie  Personen  als  Angestellte  in  ihrem  Dienst 
hat,  irgend  einen  Angestellten  oder  Angestellte  aus  ihrem  Dienst  wegen 
des  Stimmens  oder  Nichtstimmens  bei  irgend  einer  Wahl  betr.  Staat,  Land- 
schaft oder  Gemeinde,  für  eine  der  Volksabstimmung  unterworfene  Person 
oder  für  irgend  eine  Maßregel  entlässt  oder  mit  Entlassung  bedroht. 

§  2.    [Geldstrafe  bis  zu  1000  Dollar  für  jede  überführte  Verletzung.] 
§  3.    [Geld-,  bezw.  Gefängnisstrafe  bis  zu  500  Dollars,  bezw.  6  Mo- 
naten bei  Erlass  von  Anzeigen  der  zuvor  verbotenen  Art.] 

ij  4.    [Abführung  der  Geldstrafen  an  die  öffentlichen  Schulen.] 
§  5.     [Aufhebung   der   diesem    Gesetze    widersprechenden  Bestim- 
mungen.] 

3.  Illinois. 

1.  Act,  approved  May  10,  1901.  Employment  of  wonien 
and  children.  —  Factory  inspection. 

Gesetz  vom  10.  Mai  1901,  betr.  Frauen-  nnd  Kinderarbeit.  —  Fabrik- 
Inspektion. 

§  1.  Die  §§  4  und  9  des  Gesetzes,  betitelt  „Ein  Gesetz  zur  Regelung 
der  Kinderarbeit  im  Staate  Illinois"  (An  act  to  regulate  the  employment 
of  children  in  the  state  of  Illinois)  werdon  hiermit  abgeändert  und  lauten 
wie  folgt  : 

§  4.  Keine  Porson,  die  jünger  ist  als  IG  Jahre,  soll  gegen  Lohn  zur 
Arbeit  bei  irgend  einer  eintraglichen  Beschäftigung  länger  als  t>0  Stunden 
wöchentlich  oder  10  Stunden  täglich  verwendet  oder  zugelassen  werden. 
Alle  der  Fabrikinspektion  unterworfenen  Unternehmungen,  in  denen  Mäd- 
chen und  Frauen  beschäftigt  werden,  sollen  passende  Sitze  zum  Gebrauch 
der  Mädchen  und  Frauen  beschaffen.  Der  Gebrauch  dieser  Sitze  soll  er- 
laubt sein,  wenn  jene  nicht  mit  ihren  Arbeitsverrichtungen  dringend  be- 
schäftigt sind. 

§  9.  Irgend  eine  Person,  Firma  oder  Korporation,  ein  Agont  oder 
Leiter,  Aufseher  oder  Vorarbeiter  einer  Firma  oder  Korporation,  die  für 
sich  oder  für  eine  solche  Firma  oder  Korporation  selbst  oder  durch  Unter- 
agenten oder  Vorarbeiter ,  Aufseher  oder  Leiter  irgend  eine  der  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  verletzt  oder  es  unterlässt,  ihnen  nachzu- 
kommen, die  Zulassung  zu  Lokalen  verweigert  oder  auf  irgend  eine  andere 
Art  den  Fabrikinspektor  oder  die  Unterfabrikinspektoren  an  der  Ausübung 
ihrer  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebenen  Pflichten  verhindert,  soll  eines 
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Vergehens  schuldig  sein  und  nach  der  Ueberführung  nach  dem  Belieben 
des  Gerichtshofes  mit  einer  Geld-  bezw.  Gefängnisstrafe  im  Grafschafts- 
gefangnis  von  mindestens  1<>  bis  höchstens  100  Dollars,  bezw.  mindestens 
10  bis  höchstens  30  Tagen  für  jede  Verletzung  belegt  werden  und  bis 
zur  Bezahlung  solcher  Geldstrafen  und  der  Kosten  in  Haft  bleiben. 

2.  Act,  approved  May  11,  1901.    Board  of  arbitration. 
Gesetz  vom  11.  Mai  1801,  betr.  Schiedsgericht  samt. 

§  1.  Das  Gesetz  betitelt  :  „Ein  Gesotz  —  zur  Schaffung  eines  Staats- 
sehiedsgerichtsanites'4  (An  Act  to  create  a  State  board  of  arbitration)  soll 
durch  Einschaltung  folgendes  neuen  Paragraphen  abgeändert  werden: 

§  6b.  Wo  auch  immer  ein  Streik  oder  eine  Aussperrung  existiert, 
wobei  nach  dem  Urteil  der  Majorität  des  genannten  Schiedsgerichtes  wahr- 
scheinlich die  Allgemeinheit  Schaden  oder  Unannehmlichkeiten  betreffs 
Nahrung,  Feuerung,  Licht,  Verkehrs-  oder  Transportmittel  oder  in  irgend 
welcher  anderen  Beziehung  erleiden  kann,  und  keine  der  beiden  Streit- 
partien die  streitige  Angelegenheit  einem  Staatsschiedsgerichtsamt  ge- 
mäss diesem  Gesetz  unterbreiten  will,  kann  das  genannte  Amt,  nachdem 
es  zuerst  gehörige  Bemühungen  zur  Herbeiführung  einer  Verständigung 
durch  versöhnende  Mittel  angestellt,  und  diese  Bemühungen  fehlgeschlagen 
sind,  aus  eigenem  Antrieb  eine  Untersuchung  aller  Ursachen  eines  solchen 
Streiks  oder  einer  solchen  Aussperrung  veranstalten  und  seine  Resultate 
mit  solchen  Empfehlungen  an  die  beteiligten  Parteien  veröffentlichen,  die  nach 
seinem  Urteil  zu  einer  billigen  und  gerechten  Beilegung  der  die  Ursache 
des  Streiks  oder  der  Streitigkeit  bildenden  Differenzen  beitragen  werden. 
Zu  der  Durchführung  einer  solchen  Untersuchung  soll  das  Amt  das  Recht 
des  Straferlasses  und  dos  Erzwingens  der  Anwesenheit  und  Aussage  von 
Zeugen  wie  in  anderen  Streitfallen  besitzen. 

3.  Act,  approved  May  11,  1  l>  0 1 .  E  x  e  m  p  t  i  o  n  o  f  w  a  g  e  s 
from  garnishment. 

Gesetz  vom  11.  Mai  1901,  betr.  Ausnahme  von  Löhnen  von  Be- 
schlagnahme. 

§  1.  §  14  des  Gesetzes,  betitelt  „Ein  Gesetz  betr.  Beschlagnahme" 
(An  Act  in  regard  to  garnishment)  wird  hiermit  abgeändert  und  lautet 
wie  folgt: 

§  14.  Der  Lohn  eines  Lohnarbeiters,  der  das  Haupt  einer  Familie 
ist  und  mit  ihr  zusammen  den  Betrag  von  15  Dollars  wöchentlich  für 
Lebensunterhaltungszwecke  verausgabt ,  soll  von  Beschlagnahme  ausge- 
nommen sein.  Alles,  was  die  Summe  von  15  Dollars  per  Woche  übersteigt, 
soll  der  Beschlagnahme  unterworfen  sein. 

Jeder  Unternehmer  soll  einem  solchen  Lohnarbeiter  solche  Ausnahme- 
löhne nur  bis  zu  15  Dollars  wöchentlich  von  dem  vom  Arbeiter  verdien- 
ten Wochenlohn  bezahlen,  wenn  dieser  Lohnarbeiter  seinem  Unternehmer 
die  eidliche  Aussage  gab,  dass  er  das  Haupt  einer  Familie  ist  und  mit 
dieser  zusammen  lebt.  Trotz  einer  an  den  Unternehmer  ergangenen  Be- 
schlagnahmeordre  soll  der  Unternehmer  nur  den  Ueberschuss  über  diesen 
Ausnahmelohn  zur  Bestreitung  eines  Boschlagnahmeprozesses  zurückbehalten. 
Beträgt  die  der  Beschlagnahme  unterworfene  Summe  nicht  soviel,  wie  die 
Kosten  der  Beschlagnahme,  so  sollen  alle  übrig  bleibenden  Kosten  von 
der  Person,  die  den  Beschlagnahmeprozess  anhängig  machte,  getragen 
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werden;  gegen  diese  Person  soll  ein  Urteilsspruch  erlassen  werden  und 
kein  Urteilsspruch  soll  wegen  eines  Ausfalles  der  Kosten  gegen  den  Lohn- 
arbeiter oder  den  Beklagten  ergeben.  Kein  mit  der  Beschlagnahme  beauf- 
tragter Unternehmer  soll  in  irgend  einem  Falle  verpflichtet  sein,  den  zur 
Zeit  des  Erlasses  der  Beschlagnahmeordre  vom  Lohnarbeiter  nicht  ver- 
dienten Botrag  zu  bezahlen.  [Beschlagnahmeforraalitäten.] 

§  2.  Alle  Gesetzesbestimmungen,  die  mit  diesem  Gesetz  in  Wider- 
spruch stehen,  sind  hiemit  aufgehoben. 

4.  Missouri 

1.  Act,  approved  March  7,  1901.  Board  of  mediati  on  and 
arbitration. 

Gesetz  vom  7.  Mars  1901,  betr.  Vermittelungs-  und  Schieds- 
gerichtsamt. 

§  1.  Innerhalb  30  Tage  nach  der  Genehmigung  dieses  Gesetzes  soll 
der  Staatsgouverneur  auf  den  Rat  und  mit  Einwilligung  des  Senats  3 
kompetente  Personen  ernennen,  die  als  Vermittelungs-  und  Schiedsgerichts- 
amt dienen  sollen.  Einer  von  diesen  soll  ein  Arbeitsunternehmer  oder 
von  einer  Unternehmervereinigung  gewithlt  sein ,  einer  ein  Angestellter 
und  Mitglied  eines  regelrechten  (bona  fiele)  Gewerk-  oder  Arbeit ervereins, 
und  der  Dritto  soll  weder  Angestellter  noch  Unternehmer  sein.  Ein  Mit- 
glied des  genannten  Amtes  soll  für  1  Jahr,  eines  für  2  Jahre  und  eines 
für  3  Jahre  ernannt  werden,  alle  späteren  Ernennungen  sollen  für  3  Jahre 
oder  bis  die  betreffenden  Nachfolger  in  der  hierin  vorgeschriebenen  "Weise 
ernannt  sind,  stattfinden.  Tritt  durch  Tod  oder  andere  Umstünde  zu 
irgend  einer  Zeit  eine  Vakanz  in  dem  genannten  Amt  ein,  so  soll  der 
Gouverneur  eine  kompetente  Person  für  die  noch  nicht  abgelaufene  Zeit 
ernennen. 

§  2.  Das  Amt.  soll  einen  Sekretär  ernennen,  der  nach  Belieben  des 
Amtes  das  Bureau  leitet  und  dessen  Pflicht  es  sein  soll,  ein  vollständiges 
und  getreues  Protokoll  der  Fortschritte  des  Amtes  zu  führen.  Auch  soll 
er  im  Besitz  aller  Bücher  und  Dokumente  sein  und  andere  vom  Amt  vor- 
geschriebenen Pflichten  erfüllen.  Er  soll  unter  der  Leitung  des  Amtes 
unter  Strafandrohung  vorladen,  Eide  abnehmen,  Bücher,  Papiere  und  Do- 
kumente irgend  wolcher  Streitparteien  einfordern  und  prüfen. 

|§  3  Reisediäten.] 

ij  4.  Jedes  Mitglied  des  genannten  Amtes  soll  vor  dem  Antritt 
seiner  Amtsobliegenheiten  schwören,  die  Verfassung  zu  halten  und  sich 
getreulich  dem  Amte  zu  widmen.  Die  Mitglieder  sollen  sofort  durch  Wahl 
aus  ihrer  Mitte  einen  Präsidenten  bestimmen  und  das  Amt  soll,  sobald  als 
möglich,  nach  seiner  Bildung  Reglemente  aufstellen.  Es  soll  seine  Ver- 
sammlungen zu  beliebigen  Zeiten  an  beliebigen  Orten  des  Staates,  wenn 
immer  Versammlungen  notwendig  sind,  abhalten,  und  2  Mitglieder  des 
Amtes  sollen  die  für  die  Erledigung  der  Geschäfte  nötige  Anzahl  von 
Stimmen  bilden. 

§  5.  Sobald  das  Amt  zur  Kenntnis  gelangt,  dass  ein  Strike  oder 
eine  Aussperrung  auszubrechen  droht  ,  wobei  in  irgend  einem  Teil  des 
Staates  10  oder  mehr  Personen  beteiligt  sein  würden,  hat  das  genannte 
Amt  die  Pflicht,  so  bald  als  möglich  den  Ort  des  Zwistes,  Strikes  oder 
der  Aussperrung  aufzusuchen  ,  sich  mit  den  Streitparteien  in  Verbindung 
zu  setzen  und  sich  zu  bemühen,  durch  Vermittelung  eine  Schlichtung  her- 
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bei  zuführen.    »Sollten  alle  Einigungsbemühungen  fehlschlagen,  so  ist  das 
Amt  verpflichtet,  die  Ursache  oder  Ursachen  der  genannten  Beschwerde 
oder  Streitigkeit  zu  ergründen.     Es  ist  hiermit  ermächtigt,  zu  diesem 
Zweck  Vorladungen  zu  erlassen,  Zeugen  zu  vernehmen,  deren  Anwesenheit 
zu  erzwingen,  Bücher  und  Papiere  kommen  zu  lassen  mit  Vollmachten 
von  „courts  of  record"  oder  deren  Richter  in  diesem  Staate.    Jedes  Mit- 
glied  des  Amtes  kann  Vorladungen  unterzeichnen  tmd  Eide  altfordern. 
Das  genannte  Amt  ist  ferner  berechtigt,  irgend  eine  in  dem  Geschäfts- 
zweig beteiligte  Persönlichkeit  oder  andere  nach  seiner  Meinung  mit  der 
Beschwerde  oder  Streitangelegenheit  bekannte  Personen  oder  irgend  eine 
die  Lohntarife  dieses  Kreises  führende  Person  vorzuladen,  sie  nach  Eid- 
abnahme  über  die  Angelegenheit  zu  verhören  und  die  Herbeischaffung 
von  Büchern  und  Papieren  mit  den  Aufzeichnungen  der  verdienten  oder 
bezahlten  Löhne  zu  verlangen.    [Vorladungen  und  Vergütung  von  Zeugen.] 
§  *{.    In  allen  Fallen  einer  Boschwerde  oder  eines  Streites  zwischen 
einem  Unternehmer  und  seinen  Angestellten,   bei  welchen   10  oder  mehr 
Arbeiter  beteiligt  sind,  sind  die  beiden  Parteien  eines  Streites  verpflichtet, 
ihn  dem  genannton  Amt  zur  Untersuchung  vorzulegen.    Innerhalb  10  Tage 
nach   der  Ausführung  der  genannten,   durch   diesen   Artikel  gebilligten 
Prüfung  und  Untersuchung  soll  das  Amt  oder  dessen  Majorität  eine  Ent- 
scheidung abgeben,  die  die  Einzelheiten,  die  klar  die  Art  der  Streitigkeit 
zeigen,  und  die  streitigen  Punkte  feststellt,  einen  schriftlichen  Bericht 
über  seine  Ergebnisse  und  Empfehlungen  machen,  dem  Gouverneur  und 
jeder  Streitpartei  eine  wahrheitsgetreue,  vollständige  Kopie  dieses  Berichtes 
einsenden   und    eine  weitere  Abschrift   in   einigen   Tageszeitungen  ver- 
öffentlichen. 

§  7.  In  allen  Füllen,  wo  eine  Anrufung  eines  Schiedsspruches  beid- 
seitig ist,  oder  beide  Parteion  einwilligen,  sich  einer  Entscheidung  des 
Amtes  zu  unterwerfen,  soll  diese  Entscheidung  ondgiltig  und  bindend  für 
beide  Parteion  sein,  wenn  nicht  innerhalb  5  Tage  nach  der  Fallung  und 
Verkündigung  dieser  Entscheidung  Einwendungen  beim  Sekretär  eingereicht 
werden. 

§  8.  Irgend  ein  Unternehmer,  Agent  eines  Unternehmers,  Ange- 
stellter oder  bevollmächtigter  Ausschuß  von  Angestellten,  der  die  in  den 
0  und  7  vorgeschriebenen  Bedingungen  der  Entscheidung  des  ge- 
nannten Amtes  verletzt,  soll  eines  Vergehens  schuldig  sein  und  nach  der 
Ueberführung  dessen  vor  einem  kompetenten  Gerichtshof  mit  einer  Geld-, 
bezw.  Gefängnisstrafe  von  mindestens  50  bis  höchstens  100  Dollars,  bezw. 
bis  zu  H  Monaten  oder  mit  beiden  Strafen  belegt  werden. 

§  9.  Das  genannte  Amt  soll  alle  zwei  Jahre  an  den  Staatsgouverneur 
Bericht  erstatten  und  darin  Feststellungen,  Thatsachen  und  Erklärungen, 
die  die  aktive  Thätigkeit  des  Amtes  klarlegen,  und  solche  gesetzgeberische 
Ratschlägo  einschließen,  die  nach  Ansicht  der  Mitglieder  des  Amtes  einer 
raschen  und  befriedigenden  Schlichtung  der  Streitigkeiten  zwischen  Unter- 
nehmern und  Angestellten  förderlieh  sind. 

§  10.    Art.  '2  des  Kapitels  1*21  der  revidierten  Gesetze  von  Missouri, 
1899,  ist  hiermit  aufgehoben. 

§  11.  Da  in  Missouri  kein  entsprechendes  Gesetz  zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und  Angestellten  existiert  und  in- 
folgedessen im  Sinne  der  Verfassung  der  Fall  der  Dringlichkeit  bestehr. 
tritt  das  Gesetz  mit  dem  Tage  seiner  Genehmigung  in  Kraft. 
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2.  Act.  approved  March  2  0.  1901.    Payment  of  wages. 

Oesetz  vom  20.  März  1901,  betr.  Auszahlung  von  Löhnen. 

§  1.  Die  Angestellten  der  Unternehmer  aller  Fabriken,  eingeschlossen 
die  Spiegelglasfabriken,  die  in  Missouri  thätig  sind,  sollen  regelmässig  den 
vollen  Betrag  der  schuldigen  Löhne  wenigstens  alle  15  Tage  ausbezahlt 
bekommen,  und  an  keinem  Zahltag  darf  von  dem  Lohne  irgend  eines  An- 
gestellten eine  den  Arbeitslohn  der  letzten  5  dem  Zahltag  vorausgehenden 
Tage  übersteigende  Summe  zurückbehalten  werden.  Jeder  Unternehmer, 
der  es  unterlässt,  seinen  Angestellten,  deren  Agenten  oder  Rechtsnach- 
folger oder  irgend  einer  andern  gehörig  bevollmächtigten  Person  die  Löhne, 
wie  in  diesem  Gesetz  vorgesehen,  auszubezahlen,  soll  sofort  einem  solchen 
Angestellten,  dessen  Agenten  oder  Rechtsnachfolger  den  doppelten  Betrag 
der  am  Fälligkeitstage  schuldigen  Summe  schulden;  dieser  Betrag  soll 
auf  dem  Civilrechtswege  von  irgend  einem  kompetenten  Gerichtshofe  in 
Missouri  eingetrieben  werden,  und  kein  Angestellter  darf  nach  diesem  Ge- 
setze auf  die  ihm  aus  diesem  Gesetze  erwachsenden  Rechte  durch  einen 
Vertrag,  der  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  im  Widerspruch  steht, 
verzichten. 

3.  Act,  approved  March.  22,  1901.  Mine  regulations  — 
Hoistings  —  Employment  of  children. 

Gesetz  vom  22.  März  1901,  betr.  Grubenvorschriften,  Schacht- 
förderung, Einderarbeit. 

§  1.  §  8811  des  Art.  2  des  Kap.  133  der  revidierten  Bestimmungen 
von  Missouri  von  1899  ist  hiemit  aufgehoben  und  durch  einen  neuen 
Paragraphen,  der  als  4?  8811  bezeichnet  werden  soll,  ersetzt: 

[ij  8811.  Signaltabelle  für  Gruben.  Sicherheitsvorschriften  für  Schacht- 
förderung. Keine  männliche  Person  unter  dem  Alter  von  12  Jahren  oder 
weibliche  Person  von  irgend  welchem  Alter  soll  zum  Eintritt  oder  zur 
Arbeit  in  einer  Grube  zugelassen  werden ;  auch  soll  kein  Knabe  unter  dem 
Alter  von  14  Jahren,  soforn  er  nicht  lesen  oder  schreiben  kann,  zur  Ar- 
beit in  einer  Grube  zugelassen  werden.  Eine  Gesellschaft  oder  Person, 
die  es  unterlässt  oder  sich  weigert,  den  ihr  aus  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  erwachsenden  Pflichten  nachzukommen,  soll  als  eines  Vergehens 
schuldig  angesehen  werden  und  mit  einer  Goldstrafe  nach  dem  Ermessen 
des  untersuchenden  Gerichtshofes  belegt  werden,  wobei  indessen  die  in 
§  8815  di  eses  Artikels  festgesetzten  Grenzen  innegehalten  werden  müssen.] 

4.  Act,  approved  March  23,  1901.  Mine  regulations  — 
Hours  of  1  a  bor. 

Gesetz  vom  23.  Harz  1901.  Vorschriften  betr.  Arbeitsstunden  in 
Bergwerken. 

§  1.  Die  §§  8793  und  8794  des  Kapitels  133  des  Artikels  2  der 
Revidierten  Bestimmungen  von  Missouri  1899  sind  hiermit  aufgehoben  und 
durch  die  folgenden  neuen  §§  ersetzt : 

§  8793.  Es  ist  ungesetzlich,  wenn  irgend  eine  Person  oder  Gesell- 
schaft, die  Gruben  zur  Gewinnung  von  Mineralien,  Kohle  oder  anderer 
wertvoller  Substanzen  inne  hat  oder  Ausgrabungen  unter  der  Erdoberfläche 
macht,  um  nach  Mineralien,  Kohle  oder  anderen  wertvollen  Substanzen  zu 
suchen,  ihre  Arbeiter  oder  Angestellten  bei  solcher  Arbeit  oder  Beschäftigung 
langer  als  8  Stunden  täglich  von  24  Stunden  beschäftigt,  und  es  wird 
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hiermit  bestimmt,  dass  8  Stunden  für  alle  Arbeiter  oder  Angestellten  in 
der  vorhin  genannten  Arbeit  oder  Industrie  einen  Arbeitstag  bilden  sollen. 
§  8794.    [Geldstrafe:  25—500  Dollars.] 

o.  Act,  approved  March  27,  1901.  Mine  regulations.  — 
Inspection  of  mines. 

Gesetz  vom  27.  Mär«  1001,  betr.  Qrnbenvorsohriften.  —  Gruben- 
lnspektion. 

§  1.  §  8818  des  Art.  2  des  Kap.  133  der  Revidierten  Bestimmungen 
von  Missouri  von  1899  wird  hiermit  aufgehoben  und  durch  einen  neuen 
Paragraphen,  der  als  §  8818  bezeichnet  werden  soll,  ersetzt.  Dieser  Para- 
graph lautet: 

§  8818.    Die  in  diesem  Artikel  eingesetzten  Inspektoren  sollen  dafür 
sorgen,  dass  alle  notwendigen  Vorsichtsmassregeln  zur  Sicherung  von  Ge- 
sundheit und  Sicherheit  der  Arbeiter  getroffen,  dass  die  in  diesem  Art. 
festgesetzten  Bestimmungen  und  Anforderungen  getreidich  beobachtet  und 
erfüllt,  und  dass  die  Strafen  dieses  Gesetzes  bekannt  gemacht  werden.  Auch 
sollen  sie  in  ihrem  am  15.  April  jedes  Jahres  dem  Gouverneur  zu  erstattenden 
Bericht  die  Ausdehnung  der  abbaufahigen  Grubenfelder  von  Missouri  nach 
Landschaften  sammeln  und  in  Tabellenform  bringen;  ebenso  die  Art  der 
Grubenbearbeitung,  sei   es  durch  Schachte,   Pfeiler,   Strecken   oder  auf 
andere  Art,  die  Zahl  der  werkthätigen  Gruben,  die  Zahl  der  darin  be- 
schäftigten Arbeiter,  die  Höhe  des  darin  angelegten  Kapitals  und  Menge 
und  Wert  aller  Grubenprodukte.    Zu  Zwecken  der  genauen  Durchführung 
der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  ist  jeder  Grubeneigentümer,  Leiter 
oder  Pächter,  der  in  Missouri  ein  Bergwerk,  enthaltend  Blei,  Zink,  Kohle, 
Kupfer,  Eisen  oder  andere  Metalle,  betreibt,  verpflichtet,  dem  Inspektor 
innerhalb  20  Tage  nach  dem  1.  Januar  jeden  Jahres  den  Namen  der  Per- 
son, Firma,  Korporation  oder  Gesellschaft,  die  das  Bergwerk  betreibt,  die 
Lage  des  Bergwerks,  die  Zahl  der  zur  Mineralgewinnung  abbaufahigen 
eigenen  oder  gepachteten  Aecker,  das  in  Land  und  Werkzeugen  angelegte 
Kapital,  die  Zahl  der  bearbeiteten  Schachte,  Strecken,  Pfeiler  und  offenen 
Schnitte,  die  Zahl  der  in  und  bei  den  Bergwerken  beschäftigten  Arbeiter, 
die  den  Angestellten  bezahlten  Durchschnittslöhne,  den  Betrag  des  ge- 
wonnenen Minerals,  die  für  diese  Minerale  gelösten  Durchschnittspreise 
und  alle  anderen  das  Grubenwesen  betreffenden  Aufklarungen,  die  von  den 
Inspektoren  verlangt  werden  können,  zu  berichten.  Die  Leiter  von  Kohlen- 
gruben sollen  dem  Kohlengrubeninspektor,  die  anderen  Gruben  dem  In- 
spektor für  Blei-,  Zink-,  und  andere  Gruben  auf  Formularen,  die  für  solche 
Zwecke  zu  liefern  die  Inspektoren  hiermit  bevollmächtigt  werden,  berichten. 
Auch  soll  jeder  Grubeneigentümer  oder  Unternehmer,  der  in  Missouri  ein 
Bergwerk  betreibt  und  dieses  an  eine  andere  Person,  Finna,  Gesellschaft 
oder  Korporation  verkauft  oder  diese  zum  Vorkauf  bestimmen  will,  dem 
Käufer  oder  den  Käufern  eine  boscheinigte  Aufstellung  des  Betrages  und 
Wertes   aller  Gruben produkte,  der  Durchschnittszahl  der  beschäftigten 
Arbeiter  und  der  bezahlten  Durchschnittslöhne  für  den  Teil  des  Jahres, 
an  dem  diese  Gruben  bearbeitet  wurden,  aushändigen,  und  dieser  Käufer 
oder  diese  Käufer  sollen  eine  solche  Aufstellung  aufbewahren  und  dem  in 
diesem  Gesetz  verlangten  Jahresbericht  einverleiben.  Auch  ist  jeder  Unter- 
nehmer verpflichtet,  von  seinen  Unterpächtern  eine  Monatsaufstellung  über 
die  Zahl  der  durchschnittlich  jeden  Monat  beschäftigten  Arbeiter  und  der 
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ihnen  bezahlten .  Durchschnittslöhne  einzufordern,  damit  in  dem  verlangten 
Jahresbericht  eine  richtige  Rechnungsaufstellung  gemacht  werden  kann. 
Ebenso  ist  es  auch  die  Pflicht  aller  Personen,  Gesellschaften  oder  Korpo- 
rationen, die  neue  Gruben  eröffnen,  dies  sofort  dem  Inspektor  anzuzeigen. 

§  2.  [Strafen:  100— 300  Dollars  für  jede  Verletzung,  eventuell  An- 
zeige an  den  Staatsanwalt  oder  den  Staatsmineninspektor.] 

6.  Act,  approved  March  27,  1901.  Mine  regulations.  — 
Explosives. 

Gesets  vom  27.  Mftra  1901,  betr.  Grubenvorsohriften.  —  Spreng- 
stoffe. 

§  1.  Die  §§  8820  und  8827  des  Art.  2  des  Kap.  133  der  Revidierten 
Bestimmungen  von  1899,  betitelt  „Sicherheit  und  Inspektion  von  Minen", 
sind  hiermit  aufgehoben  und  durch  die  folgenden  neuen  §§  ersetzt : 

§  8826.  Alle  Eigentümer,  Agenten  oder  Unternehmer  von  Kohlen-, 
Blei-,  Zink-,  Eisen-  und  Kupfergruben  und  von  Granit-,  Stein-  und  anderen 
Brüchen  sollen  alle  Bergleute  oder  anderen  in  oder  bei  den  genannten 
Gruben  oder  Steinbrüchen  beschäftigten  Personen,  die  Schioss-  und  Spreng- 
pulver, Dynamit  oder  andere  Sprengstoffe  verwenden,  auffordern,  sich 
starke  Behälter  zu  halten,  in  die  alle  überflüssigen  Sprengstoffe,  die  zum 
Gebrauch  in  den  genannten  Gruben  und  Steinbrüchen  gehalten  werden, 
ausser  der  für  den  augenblicklichen  Gebrauch  notwendigen  Menge  auf- 
bewahrt werden.  Diese  Behälter  sollen  verschlossen  gehalten  und  nur  ge- 
öffnet werden,  wenn  Sprengstoffe  hineingelegt  oder  herausgenommen  werden 
sollen.  Auch  müssen  sie  100  Fuss  vom  Sprengplatz  entfernt  aufbewahrt 
werden.  In  all  den  genannten  Gruben  und  Brüchen  sollen  die  Feuer- 
werker alle  Schüsse  abgeben,  nachdem  die  Angestellten  und  anderen 
Personen  sich  in  sichere  Entfernung  vom  Sprengplatz  oder  den  Spreng- 
plätzen zurückgezogen  haben.  Nachdem  diese  Sprengschüsse  abgegeben 
wurden,  sollen  die  genannten  Feuerwerker  eine  sorgfältige  Untersuchung 
aller  geladenen  Löcher  vornehmen  und  sich  vergewissern,  ob  diese  sich 
entladen  oder  versagten,  auf  irgend  eine  Weise  die  nicht  entladenen  be- 
zeichnen und  darüber  allen  in  der  Nähe  solcher  Sprengplätze  beschäf- 
tigten Arbeitern  berichten. 

§  8826a.  Irgend  eine  Person,  Korporation  oder  Gesellschaft,  die,  sei 
es  als  Eigentümer,  Agent  oder  Angestelltor,  mit  dem  Graben  eines  Brunnens 
oder  Schachtes  beschäftigt  ist,  wobei  es  notwendig  ist,  Sprengpulver, 
Dynamit  oder  andere  Sprengmittel  zu  verwenden,  und  Aufzüge  irgend 
welcher  Art  benutzt,  soll  eine  elektrische  Batterie  beschaffen,  verwenden 
oder  verwenden  lassen,  um  alle  Sprengschüsse  in  den  Schacht  hinein- 
zufeuem.  Diese  Schüsse  sollen  durch  die  Batterie  abgegeben  werden, 
die  über  Tag  aufgestellt  und  mit  dem  Geschoss  durch  Kupferdraht 
oder  einen  anderen  guten  Leiter  verbunden  werden  soll.  Kein  Eigen- 
tümer, Agent  oder  Angestellter,  der  mit  dem  Graben  eines  Brunnens  oder 
Schachtes  beschäftigt  ist,  soll  Zündhütchen  oder  Zündschnüre  oder  irgend 
eine  andere  Art  des  Entzündens  als  dio  oben  angegebene  gebrauchen :  es 
wird  jedoch  hiermit  bestimmt,  dass  die  Bestimmungen  dieses  und  des  folgen- 
den Paragraphen  weder  auf  Blei-  und  Zinkgruben  anwendbar  sind,  in  denen 
weniger  als  1<>  LoutP  unter  Tage  auf  einer  Schicht  beschäftigt  werden, 
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noch  auf  irgend  welche  private  Unternehmungen,  die  keine  Gruben- 
betriebe sind. 

§  8827.    [Strafen:  Bis  zu  2(X)  Dollars.] 

7.  Act,  approved  April  1  7,  1  901.  Inspecti  on  of  f  actories. 
Gesetz  vom  17.  April  1901,  betr.  Fabrikinspektion. 

§  1.  Innerhalb  30  Tage  nach  der  Genehmigung  dieses  Gesetzes  soll 
der  Staatsgouverneur  mit  Einwilligung  und  auf  den  Rat  des  Senates  oine 
kompetente  Persönlichkeit  zum  Fabrikinspektor  ernennen,  der  dieses  Amt 
vier  Jahre  vom  Datiun  der  Ernennung  ab,  oder  bis  sein  Nachfolger  er- 
nannt und  qualifiziert  ist,  verwalten  soll.  Der  Fabrikinspektor  kann  je- 
weilen  Assistenten  ernennen,  deren  Zahl  nicht  größer  sein  soll  als  7  und 
die  von  ihm  aus  triftigen  Gründen  zu  beliebiger  Zeit  entlassen  werden 
können.  Vor  dem  Antritt  seiner  Amtspflichten  soll  der  Inspektor  schwören, 
die  Verfassung  zu  halten  und  sich  treu  dem  Amte  zu  widmen.  Auch  soll 
er  dem  Staate  von  Missouri  eine  Bürgschaft  für  eine  vom  Gouverneur 
zu  bestimmende  Summe  mit  zwei  oder  mehr  vom  Gouverneur  genehmigten, 
zahlungsfähigen  Bürgen  als  Bürgschaft  für  die  treue  Erfüllung  der  ihm 
durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  stellen. 

4j  2.  Der  Fabrikinspektor  kann  den  Staat  in  Bezirke  einteilen,  jedem 
Bezirke  einen  oder  mehrere  Inspektionsassistenten  beigeben  und  diese  nach 
Gutdünken  von  einem  Bezirk  in  einen  anderen  versetzen.  Alle  durch  dieses 
Gesetz  eingesetzten  Inspektoren  sind  verpflichtet,  wenigstens  2  umfassende 
Fabrikinspektionen  jährlich  vorzunehmen,  deren  letzte  am  oder  vor  dem 
1.  Oktober  beendigt  sein  muß,  die  Erfüllung  aller  Gesetze,  betr.  die  Fabrik- 
inspektion zu  erzwingen  und  alle  diese  verletzenden  Personen  zu  verfolgen. 
Irgend  welche  Gemeindeverordnungen,  die  nicht  mit  den  Staatsgesetzen 
in  Widerspruch  stehen,  sollen  von  dem  Fabrikinspektor  beobachtet  und 
ihre  Befolgung  erzwungen  werden.  Der  Fabrikinspektor  und  alle  In- 
spektionsassistenten oder  Sekretäre  sind  berechtigt  Eide  aufzuerlegen  und 
in  Sachen  der  Durchführung  der  verschiedenen  Fabrikgeserze  eidliche  Aus- 
sagen zu  verlangen. 

[§  3.  Inspektionsgebühren.  Kompetenz  der  Inspektoren  jederzeit 
die  Fabrikslokalitäten  zu  betreten.] 

§  4.  Alle  vom  Inspektor  auf  Grund  dieses  Gosetzes  eingenommenen 
Gebühren  sollen  auf  don  oder  vor  dem  letzten  jeden  Monats  in  den  Staats- 
schatz zu  Gunsten  des  „Fabrikinspoktionsfonds"  einbezahlt  werden.  Der 
Fabrikinspektor  soll  ein  Jahresgehalt  von  1500  Dollars  und  Vergütung 
des  Dienstaufwandes,  die  Inspektionsassistenten  sollen  100  Dollars  monat- 
lich und  Ersatz  des  Dienstaufwandes  während  der  Zeit  wirklicher  Be- 
schäftigung aus  dem  genannten  Fabrikinspektionsfond  auf  eine  auf  Grund 
eines  Bürgen  ausgestellte  Anweisung  des  Staatsrechnungsrevisors  hin  er- 
halten. Der  Fabrikinspektor  kann,  sofern  dies  seiner  Ansicht  nach  zur 
Dmchführnng  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  notwendig  ist,  in  St.  Louis 
ein  Amt  errichten  und  betreiben:  vorausgesetzt,  daß  außer  aus  den  Ein- 
nahmen der  Gebühren  im  Fabrikinspektionsfond  keine  Gehälter  oder  Aus- 
gaben für  den  Fabrikinspektor  oder  die  Inspektionsassistenten  bezahlt 
werden  und  daß  die  Gehälter  des  Fabrikinspektors  und  seiner  Assistenten 
und  alle  Ausgaben  für  Reisekosten,  Büreau/.ins,  Druckkosten,  Schreib- 
materialien und  Porto  innerhalb  2er  Jahre  den  Betrag  von  25000  Dollars 
nicht  übersteigen.    Allo  Gelder,  die  nach  Abschluß  jeder  2jährigen  Rech- 
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nung  und  nach  Bezahlung  der  hierin  vorgesehenen  Gehälter  und  Auslagen 
in  dem  genannten  Fabrikinspektionsfond  bleiben,  sollen  dem  allgemeinen 
Einkommensfond  übermittelt  werden. 

§  5.  Hiermit  wird  aus  dem  Fabrikinspektionsfond  die  »Summe  von 
25  0<K)  Dollars,  oder  so  viel  zur  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  notwendig  ist,  bewilligt. 

[§  fJ.    Sofortiges  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes.] 

5.  New  York. 

1.  An  Act  to  amend  the  labor  law,  relative  to  the  em- 
ployment  of  labor  on  public  works.    (Approved  April  10,  1902.) 

Gesetz  «rar  Abänderung  des  Arbeitsgesetses  betr.;  Beschäftigung 
bei  öffentlichen  Arbeiten.    (Vom  10.  April  1902). 

§  1.  §  13  des  Kapitel  415  der  Gesetze  von  1897,  betitelt  „An  Act  in 
relation  to  labor,  constituting  chapter  32  of  the  general  lawsu  („Arbeits- 
gesetz, welches  das  Kapitel  32  der  Generalgesetze  bildet"')  ist  hiermit 
abgeändert  und  lautet: 

§  13.  [Vorzug  in  der  Anstellung  von  Personen  bei  öffentlichen  Arbeiten. 
—  Bei  der  Ausfüllung  öffentlicher  Arlmten  durch  den  Staut  oder  ein  Ge- 
meinwesen, oder  durch  Personen,  die  dem  Staate  oder  Gemeinwesen  Vertrags- 
mässig  mrj) fliehtet  sind,  sollen  nur  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  beschäftigt 
werden;  auch  soll  in  allen  Fällen,  in  denen  zu  solchen  öffentlichen  Arbeiten 
Leute  gehraucht  werden,  Bürger  des  Staates  New  York  vorgezogen  werden. 
In  jeden  Vertrag,  betr.  die  Ausführung  öffentlicher  Arbeiten,  soll  eine  Be- 
stimmung des  Inhalts,  dass  bei  Nichteinhaltung  der  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes der  Vertrag  ungütig  aufgenommen  werden] l).  An  und  von  dem 
1.  Mai  19U2  ab  sollen  alle  Aemter,  Beamte,  Agenten  oder  städtischen 
Angestellten  I.  Klasse  des  Staates,  die  berechtigt  sind,  Verträge,  betr. 
die  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  auf  Staatskosten,  abzuschliessen,  im 
Bureau  des  Arbeitskommissars  die  Namen  und  Adressen  der  Kontrahenten, 
die  mit  den  genannten  Städten  des  Staates  Verträge  eingegangen,  ein- 
tragen. Beim  Eingehen  neuer  Verträge  sollen  die  Namen  und  Adressen 
der  Kontrahenten  in  gleicher  Weise  registriert  werden. 

Auf  Wunsch  des  Arbeitskommissars  soll  ein  Kontrahent  diesem  eine 
Liste  der  Namen  und  Adressen  aller  Unterkontrahonten  seines  Unternehmens 
aushändigen.  Jeder  Kontrahent,  der  eine  Arbeit  für  eine  Stadt  I.  Klasse 
übernommen,  soll  ein  Verzeichnis  seiner  Angestellten  führen,  in  das  einge- 
tragen werden  soll,  ob  sie  eingeborene  oder  naturalisierte  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  sind,  und  im  Falle  der  Naturalisierung  das  Datum 
der  Einbürgerung  und  der  Name  der  Behörde,  von  der  diese  Einbürgerung 
gewährt  wurde.  Diese  Verzeichnisse  und  Protokolle  sollen  dem  Arbeits- 
kommissar  zur  Einsicht  offen  stehen.  Eine  Verletzung  dieses  Paragraphen 
soll  ein  Vergehen  sein  und  mit  einer  Geldstrafe  von  50  bis  zu  500  Dollars 
oder  Gefängnis  von  30  bis  zu  90  Tagen  oder  beidein  belegt  werden. 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 


1)  Die  alten  Bestimmungen  sind  kursiv  und  in  [  ]  gesetzt. 
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An  Act  relative  to  the  powers  of  the  aqueduct  com- 
misgioners,  providedforandholding  office  und  er  and  pur- 
suant  to  the  p  r  o  v  i  s  i  o  n  s  of  chapter  4  90  ofthe  laws  o f  1888 
and  its  amendments.  (Accepted  by  the  city.  Became  a  law,  with 
the  approval  of  the  Governor,  April  14,  1902.) 

2.  Gesetz,  betr.  die  Kompetenzen  der  durch  die  Bestimmungen  des 
Kapitel  480  der  Gesetze  von  1883  und  deren  Abänderungen  einge- 
setzten und  demgemäes  amtenden  Wasserleituugskoinmissare.  (Von 
der  Stadt  angenommen.    Vom  Gouverneur  am  14.  April  1902  genehmigt.) 

§  1.  Die  durch  die  Bestimmungen  des  Kapitel  490  der  Gesetze  von 
1883  und  dessen  Abänderung,  d.  h.  durch  das  Gesetz  von  New  York, 
betitelt  „Gesetz,  betr.  Anlage  neuer  Reservoirs,  Deiche  und  einer  neuen 
Wasserleitung  mit  Zubehör  zum  Zwecke  der  Versorgung  der  Stadt  New  York 
mit* einem  vermehrten  Zufluss  von  reinem  und  gesundem  Wasser"  einge- 
setzten und  demgemäss  amtenden  Wasserleitungskommissare  sind  hiermit 
ermächtigt,  mit  irgend  einer  Person,  Firma  oder  Korporation,  mit  der  sie 
auf  Grund  von  Bedingungen,  dio  ihrem  Ermessen  nach  zum  Besten  der 
Stadt  New  York  dienen,  einen  Vertrag  abschlössen  oder  abschliessen 
werden,  zu  vereinbaren,  daß  8  Stunden  für  alle  von  der  genannten  Person, 
Firma  oder  Korporation  gemäss  dem  Vertrag  beschäftigten  Personen  einen 
Arbeitstag  bilden  sollen  und  dass  kein  gemäss  dem  Vertrag  be- 
schäftigter Arbeiter  zu  einer  länger  als  8  Stunden  dauernden  Arbeit  auf- 
gefordert oder  zugelassen  werden  soll.  Keine  gemäss  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  getroffene  Vereinbarung  soll  giltig  oder  bindend  sein,  bis 
sie  vom  Schätzungsamte  (Board  of  estimato  and  apportionmout)  der  Stadt 
New  York  genehmigt  wurde. 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt,  sofort  in  Kraft. 

An  Act  t o  e x t e n d  and  r e g u  1  a t e  the  liability  oi'employers 
to  make  compensation  for  personal  injuries  suffored  by 
e  m  p  1  o  y  e  e  s.    ( Approved  April  1  f>,  1 902.) 

3.  Gesetz  zur  Ausdehnung  der  Haftpflicht  von  Unternehmern  für 
Entschädigungen  an  Angestellte  für  persönliche  Verletzungen.  (Vom 
15.  April  1902.) 

§  1.  So  oft  nach  Inkrafttreten  diesos  Gesetzes  einem  Arbeiter  per- 
sönliche Verletzungen,  die  nicht  durch  seine  Fahrlässigkeit  oder  Unacht- 
samkeit bedingt  sind,  zustossen : 

1)  infolge  irgend  eines  Mangels  im  Zustand  der  Wege,  Bauten  oder 
Maschinen,  die  mit  dem  Geschäft  des  Unternehmers  in  Verbindung  stehen 
oder  dafür  verwendet  werden,  sofern  dieser  Mangel  infolge  von  Nach- 
lässigkeit des  Unternehmers  oder  einer  Person  im  Dienste  des  Unter- 
nehmers, die  von  diesem  mit  der  Instandhaltung  dieser  Wege,  Bauten 
oder  Maschinen  beauftragt  wurde,  entstand  oder  nicht  entdeckt  und 
beseitigt  wurde; 

2)  infolge  der  Nachlässigkeit  einer  im  Dienste  des  Unternehmers 
stehenden  und  von  diesem  mit  der  Aufsicht  beauftragten  Person,  deren 
einzige  oder  hauptsächliche  Pflicht  dio  der  Beaufsichtigung  ist,  oder  in 
der  Abwesenheit  eines  solchen  Aufsehers  einer  Person,  die  mit  der  Voll- 
macht und  Einwilligung  des  Unternehmers  als  Anfsehor  waltet  :  hat  der 
Angestellte  oder,  falls  die  Verletzung  den  Tod  mit  sich  bringt,  der  Testa- 
mentsvollstrecker eines  getöteten  Angestellten,   der  einen  überlebenden 
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Gatten,  eine  Frau  oder  nahe  Verwandte  hinterlassen,  dasselbe  Recht  auf 
Entschädigung  und  Heilmittel,  als  ob  der  Angestellte  kein  Angestellter, 
noch  im  Dienste  des  Unternehmers,  noch  in  dessen  Fabrik  beschäftigt 
gewesen  wäre.  Die  Gesetzesbestimmungen,  betr.  Klagen  wegen  fahr- 
lässiger Tötung  finden,  soweit  sie  mit  diesem  Gesetz  übereinstimmen,  An- 
wendung auf  eine  Klage,  die  von  dorn  Testamentsvollstrecker  eines  An- 
gestellten gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  erhoben  wurde. 

$  2.  Keine  Klage  auf  Erlangung  einer  Entschädigung  wegen  Ver- 
letzung oder  Tod  soll  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gestzes  erhoben 
weiden,  wenn  nicht  dem  Unternehmer  innerhalb  120  Tage  von  Zeit,  Ort 
und  Ursache  der  Verletzung  Mitteilung  gemacht  und  die  Klage  innerhalb 
eines  Jahres  nach  dem  Ereignis  des  Unfalles,  der  die  Verletzung  oder  den 
Tod  verursachte,  angestrengt  wurde.  Die  hier  geforderte  Mitteilung  soll 
schriftlich  gemacht  werden  und  von  der  verletzten  Person  oder  einem  von 
ihr  Bevollmächtigten  unterzeichnet  sein.  Ist  jedoch  der  Verletzte  infolge 
physischer  oder  geistiger  Unfähigkeit  verhindert,  innerhalb  der  bestimmten 
Zeit  die  genannte  Mitteilung  zu  machen,  so  soll  er  sie  innerhalb  10  Tage 
nach  der  Beseitigung  dieser  Unfähigkeit  nachholen.  Stirbt  der  Verletzte, 
ohne  diese  Mitteilung  gemacht  zu  haben,  so  soll  sein  Testamentsvoll- 
strecker sie  innerhalb  ßo  Tage  nach  seiner  Ernennung  machen.  Keiue 
Mitteilung  gemäss  der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  soll  wegen  einer 
Ungenauigkeit  in  der  Zeit-,  Ort-,  oder  Ursachebestimmung  der  Verletzung 
ungiltig  oder  ungenügend  sein,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  keine  ab- 
sichtliche Irreführung  vorlag,  und  dass  die  benachrichtigte  Partei  nicht 
^tatsächlich  irregeführt  wurde.  Die  in  diesem  Paragraphen  vorgeschriebene 
Mitteilung  soll  dem  Unternehmer  oder,  wenn  deren  mehrere  existieren, 
einem  der  Unternehmer  zugestellt  werden,  und  zwar  soll  diese  Zustellung 
durch  Einreichung  an  die  Wohnung  oder  das  Geschäftsbureau  der 
Person,  der  die  Mitteilung  zugestellt  werden  soll,  geschehen.  Die  Mit- 
teilung kann  durch  die  Post  in  Form  eines  Briefes,  der  an  den  letztbe- 
kannten Wohnort  oder  Geschäftsbureau  der  Person,  der  die  Mitteilung  zu- 
zustellen ist,  adressiert  ist,  gemacht  werden.  Geschieht  die  Mitteilung  per 
Post,  so  wird  angenommen,  dass  sie  zur  Zeit,  zu  der  der  sie  enthaltende 
Brief  dem  regelmässigen  Postdienst  zufolge  angekommen  wäre,  gemacht 
wurde.  Ist  der  Unternehmer  eine  Korporation,  so  soll  die  Mitteilung 
durch  Zustellung  oder  Einsendung  per  Post  an  das  Amt  oder  das  Haupt- 
geschäftsbureau der  Korporation  gemacht  werden. 

§  3.  Tritt  ein  Angestellter  in  den  Dienst  oder  bleibt  er  im  Dienst  eines 
Unternehmers,  so  wird  angenommen,  dass  der  Angestellte  allen  mit  der 
Beschäftigung  und  Anstellung  notwendig  verbundenen  Gefahren  sich  unter- 
wirft. Die  mit  der  Beschäftigung  und  Anstellung  notwendig  verbundenen 
Gefahren  sollen  bei  allen  Klagen,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes erhoben  werden,  als  alle  die  und  nur  die  der  Natur  des  Geschäftes 
eigenen  Gefahren  umfassend  betrachtet  werden,  die  nach  der  vom  Unter- 
nehmer mit  gehöriger  Sorgfalt  getroffenen  Fürsorge  für  die  Sicherheit 
seiner  Angestellten  und  nach  der  Befolgung  aller  solche  Betriebe  oder 
Geschäfte  betreffenden  oder  regelnden  Gesetze  zur  grösseren  Sicherheit  der 
Angestellten  übrig  bleiben.  Bei  einer  Entschädigungsklage,  die  für  per- 
sönliche Verletzungen,  die  einen  Angestellten  nach  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  betrafen,  aus  einem  Grund,  für  den  der  Unternehmer  haftbar 
wäre,  erhoben  wird,  soll  die  Thatsache.  dass  der  Angestellte  im  Dienste 
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des  Unternehmers  am  selben  Platz  und  derselben  Beschäftigung  nach  der 
Genesung  oder  nach  Kenntnis  der  darin  liegenden  Gefahr  der  persönlichen 
Schädigung  verblieb,  nicht  als  eine  Zustimmung  des  Angestellten  zur 
Existenz  und  Fortdauer  dieser  Gefahren  oder  als  Nachlässigkeit,  die 
zu  einer  solchen  Verletzung  beitrug,  betrachtet  werden.  Die  Frage,  ob 
der  Angestellte  die  Gefahr  einer  solchen  Verletzung  verstand  oder  voraus- 
setzen konnte  oder  durch  Verbleiben  am  gleichen  Platz  und  in  der  gleichen 
Beschäftigung  sich  einer  mitwirkenden  Nachlässigkeit  schuldig  machte,  soll 
eine  Beweisfrage  bilden,  deren  Beantwortung  gemäss  den  üblichen 
prozessualischen  Grundsätzen  den  Gerichtshof  ermächtigt,  den  Thatsacheu 
widersprechende  Verdikte  abzuändern.  Ein  Angestellter  oder  dessen  ge- 
setzlicher Vertreter  soll  nach  diesem  Gesetz  kein  Anrecht  auf  irgend  welche 
Entschädigung  und  Rechtsmittel  dem  Unternehmer  gegenüber  haben,  sofern 
er  um  den  Mangel  oder  die  Nachlässigkeit,  die  den  Schaden  verursachte, 
wusste  und  es  unterliess,  innerhalb  einer  gebührenden  Zeit  den  Unternehmer 
oder  einen  Vorgesetzten  im  Dienste  des  Unternehmers,  der  jenen  mit  der  Auf- 
sicht beauftragt  hatte,  davon  zu  unterrichten  oder  unterrichten  zu  lassen, 
wenn  nicht  aus  dem  Verhör  erhellt,  dass  ein  solcher  Mangel  oder  Nach- 
lässigkeit dem  Unternehmer  oder  Vorgesetzten  vor  der  Verletzung  des  An- 
gestellten bekannt  war. 

§  4.  Ein  Unternehmer,  der  zu  einem  Versicherungsfond,  der  zum 
gegenseitigen  Zweck  der  Entschädigung  der  Angestellten  für  persönliche 
Verletzungen ,  für  die  gemäss  diesem  Gesetz  Entschädigungen  verlangt 
werden  können,  oder  zu  einer  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  gegründeten 
Unterstützungsgesellschaft  oder  Wohlthätigkeitsfond  beigetragen  hat,  kann 
zur  Herabminderung  dor  Schadensumme,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein 
Angestellter  verlangen  könnte,  das  Verhältnis  nachweisen,  in  dem  der 
Beitrag  des  Unternehmers  zu  der  Geldunterstützung  steht,  die  der  An- 
gestellte von  einem  solchen  Fond  oder  einer  solchen  Gesellschaft  auf  Grund 
der  Beiträge  des  Unternehmers  orhiolt. 

$  5.  Jedes  bestehende  Klagerecht ,  betr.  Nachlässigkeit  oder  Er- 
langung von  Entschädigungen  für  Schaden,  die  den  Tod  zur  Folge  haben, 
bleibt  bestehen,  und  nichts  in  diesem  Gesetz  soll  als  Beschränkung  irgend 
eines  solchen  Klagerechts  ausgelegt  werden,  noch  soll  das  Unterlassen  der 
in  §  2  dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Mitteilung  ein  Hindernis  zur  Ver- 
folgung eines  Prozesses  auf  Grund  eines  bestehenden  Klagerechtes  bilden. 

$  *>.    Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  HH)2  in  Kraft. 

«.  North  Carolina. 

Act,  ratified  the  lötb  day  of  March,  A.  II,  1  Hol.  Pro- 
tection  o  f  8 1  r  e  e  t  r  a  i  1  w  a  y  e  m  p  1  o  y  e  e  s. 

Gesetz  vom  15.  Mars  1901,  betr.  Sohutz  der  Strassenbahn- 
anges  teilten. 

§  1.  Alle  Stadt-  und  Strassenbahngesellschaften  sind  und  werden  hier- 
mit verpflichtet,  Vorraumsfassaden  von  mindestens  4  Fuss  Breite  auf  allen 
Personenwagen,  die  auf  ihren  Linien  während  der  letzten  Hälfte  des  Monats 
November  und  während  der  Monate  Dezember,  Januar,  Februar  und  März 
jedes  Jahr  laufen ,  gehandhabt  und  transportiert  werden ,  anzubringen, 
sofern  diese  Gesellschaften  nicht  autgefordert  werden,  die  Seiten  dieser 
Plattform  ganz  zu  schliessen.  Auch  wird  hiermit  bestimmt,  dass  die  ge- 
nannten Gesellschaften  in  Fällen  zeitweiliger  unerwarteter  Ereignisse  bei 
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schönem  Wetter  Wagen  ohne  Vorraumsfassaden  gebrauchen  dürfen,  doch 
darf  diese  Zeit  monatlich  4  Tage  während  der  oben  erwähnten  Periode  nicht 
überschreiten.  Jede  Stadt-  und  Strassenbahngesellschaft,  die  unterlasst  oder 
sich  weigert,  den  Vorschriften  dieses  Paragraphen  nachzukommen,  soll  mit 
einer  Geldstrafe  von  10 — ICK)  Dollars  für  jeden  Tag  belegt  werden.  Die 
„North  Carolina  Corporation  Commission"  wird  hiermit  ermächtigt,  in  Fällen, 
wo  sie  ein  Befolgen  dieses  Paragraphen  für  unnötig  erachtet,  Ausnahmen 
von  dessen  Bestimmungen  zu  machen. 

§  3.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1001  in  Kraft. 

VII.  France.  Frankreich. 

1.  Arretö  du  Ministre  des  Travaux  public»,  en  date  du 
20  mai  1902,  modifiant  l'arrete  du  4  novembre  1809, 
relatif  ä  la  duree  du  travail  et  du  repos  des  mecaniciens 
et  Chauffeurs. 

Verordnung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  20.  Mai 
1902,  betr.  die  Abänderung  der  Verordnung  vom  4.  November  1699 
über  die  Bauer  der  Arbeitszeit  und  die  Arbeitspausen  der  Maschinisten 
und  Heiser.    (J.  0.  vom  6.  Juni  1902.) 

Einziger  Artikel.  Die  Bestimmungen  der  beiden  lotzten  Absätze 
des  Art.  3  der  Verordnung  vom  4.  November  1899,  betr.  die  Dauer  der 
Arbeitszeit  und  der  Arbeitspausen  der  Maschinisten  und  Heizer  werden 
abgeändert  und  lauten  wie  folgt: 

Eine  Ruhezeit  von  mindestens  30  Stunden  soll  ihnen  durchschnittlich 
alle  10  Tago  an  ihrem  Wohnsitze  gewährt  werden ;  zwischen  zweien  auf- 
einander folgenden  derartigen  Ruhepausen  darf  eine  Zwischenzeit  von  höch- 
stens 20  Tagen  liegen.  Während  dieser  grossen  Ruhepausen  sind  die  An- 
gestellton von  jeder  Arbeit  befreit  und  dürfen  ihren  Wohnsitz  verlassen. 
Für  die  Berechnung  der  im  Art.  2  vorgesehenen  zehntägigen  Stunden- 
summen  sollen  diese  Ruhepausen  mit  nur  10  Stunden  angesetzt  werden. 

Es  darf  jedoch  für  diejenigen  Angestellten,  die  durch  ihren  Dienst 
nicht  gezwungen  werden,  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  zu  schlafen,  die 
Dauer  der  grossen  Ruhepausen  auf  24  Stunden  und  ihre  Anzahl  auf  eine 
auf  je  durchschnittlich  15  Tage  ermässigt  werden. 

Wortlaut  de»  Art.  2  und  bisheriger  Wortlaut  des  Art  3  der  Ver- 
ordnung vom  4.  November  1899. 

Art.  2.  Die  effektive  Arbeitszeit  soll  durchschnittlich  höchstens  10  Stunden,  die 
ununterbrochene  Ruhezeit  durchschnittlich  mindestens  ebenfalls  10  Stunden  im  Zeit- 
räume von  24  Stunden  betragen,  derart,  das«  auf  10  aufeinander  folgende  Tage,  von 
Mitternacht  des  1.  bis  Mitternacht  des  10.  gerechnet,  nicht  mehr  als  100  Stunden  effektiver 
Arbeitszeit  und  nicht  weniger  als  100  Stunden  Ruhezeit  entfällt 

Zwischen  zweien  dieser  ununterbrochenen  Ruhepausen  darf  eine  Zwischenzeit  von 
höchstens  17  Stunden  liegen.  In  diese  Zwischenzeit  dürfen  höchstens  12  Stunden 
effektiver  Arbeitszeit  fallen. 

Art  3.  Als  Ruhepausen  dürfen  nur  diejenigen  Dienstunterbrechungen  betrachtet 
werden,  die  entweder  mindestens  10  Stunden  am  Wohneitze  des  Angestellten  oder  min- 
destens 7  Stunden  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  dauern.  Von  zwei  aufeinanderfolgenden 
Ruhepausen  dürfen  nicht  beide  kürzer  sein  als  je  10  Stunden  und  die  Dauer  zweier  auf- 
einander folgender  Ruhepausen  soll  zusammen  mindestens  17  Stunden  betragen. 

Eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  24  Stunden  soll  den  Angestellten 
an  ihrem  Wohnsitze  durchschnittlich  alle  10  Tage  gewährt  werden;  die  Zwischenzeit 
zwischen  zweien  solcher  Ruhepausen  soll  höchstens  20  Tage  betragen.  Während  dieser 
Ruhepausen  sind  die  Angestellten  von  jeder  Arbeit  befreit  und  dürfen  ihren  Wohnsitz 
verlassen.  Für  die  Berechnung  der  im  Art  2  vorgesehenen  zehntägigen  Stunden- 
siunmen  dürfen  diese  Ruhetage  nur  mit  10  Stunden  eingesetzt  werden. 
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Es  darf  jedoch  für  diejenigen  Angestellten,  die  durch  ihren  Dienst  nicht  ge- 
zwungen werden,  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  zu  schlafen,  die  Anzahl  dieser  24-stündigen 
Ruhepausen  auf  eine  solche  Ruhepause  in  je  durchschnittlich  15  Tagen  reduziert  werden. 

2.  Arrete  du  M  i  n  i  s  t  r  e  du  Commerce,  de  l'Industrie,  des 
P  o  s  t  e  s  et  des  Telegraphen,  en  date  du  2  7  mai  1902,  rela- 
tif  ä  la  limite  superieure  de  la  charge  qui  peut  etre 
transportee  au  moyen  de  tricy cles-porteurs  par  les  jeunes 
ouvriers  et  ouvrieres  au-dessous  de  18  ans. 

Verordnung  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Tele- 
graphenwesen vom  27.  Mai  1802,  betr.  das  Höchstgewicht  der  Lasten, 
die  durch  jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren 
mittelst  Geschäftadreir ädern  transportiert  werden  dürfen. 

Der  Minister  für  Handel,  Industrie,  Post-  und  Telegraphenwesen,  mit 

Bezug  auf  das  Gesetz  vom  2.  November  1892,  mit  Bezug  auf  den  Art.  11 

der  Verordnung  vom  13.  Mai  1893,  welche  lautet: 

„Jugendliche  gewerbliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  dürfen 
weder  innerhalb  noch  ausserhalb  der  Fabriken,  Hüttenwerke,  Werkstätten  und  Bau- 
plätze Lasten  tragen,  die  schwerer  sind  als: 

für  Knaben  unter  15  Jahren  10  kg 

„  Jugendliche  Arbeiter  von  15—18  Jahren  15  kg 
„    Mädchen  unter  16  Jahren  5  kg 

„    Arbeiterinnen  von  IG — 18  Jahren  10  kg 

Es  ist  verboten,  jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  sei  es  innerhalb  des  ge- 
werblichen Betriebes,  sei  es  auf  öffentlichen  Strassen,  zum  Ziehen  oder  Stossen  von 
Lasten  zu  verwenden,  die  einen  grösseren  Kraftaufwand  beanspruchen  als  den  den 
obengenanten  Gewichten  entsprechenden. 

Die  Bedingungen  der  Gleichstellung  der  beiden  Arten  dieser  Arbeiten  werden 
durch  eine  Mimstenalverordnung  bestimmt  werden11 ; 

mit  Bezug  auf  die  Verordnung  vom  31.  Juli  1894,  auf  Grund  eines  An- 
trages des  Beirates  für  Kunst  und  Gewerbe,  auf  Grund  eines  Gutachtens 
des  höheren  Arbeitsbeirates,  auf  Antrag  des  Chefs  des  Arbeitsamtes, 
verordnet : 

Die  Verordnung  vom  31.  Juli  1894  ist,  wie  folgt,  zu  ergänzen: 

Bisheriger  Wortlaut  der  Vollziehungsverordnung  zum  Art.  11  der 

Verordnung  vom  13.  Mai  1893: 

[Das  Höchstgewicht  der  Lasten,  die  durch  jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
unter  18  Jahren  innerhalb  der  gewerblichen  Betriebe  und  auf  öffentliche  Strassen 
gezogen  oder  gestossen  werden  dürfen,  werden,  mit  Einschluss  des  Gewichtes  des 
Wagens,  wie  folgt  festgesetzt: 

1.  Kleine  Wagen  auf  eisernen  Schienen. 

für  Knaben  unter  14  Jahren  300  kg 

„   Jugendliche  Arbeiter  von  14— 18  Jahren  500  kg 

„    Madchen  unter  1(5  Jahren  150  kg 

n   Arbeiterinnen  von  10 — 18  Jahren  300  kg 

2.  Schiebkarren. 

für  Jugendliche  Arbeiter  von  14 — 18  Jahren    40  kg 

3.  JUosswagen  mit  3  oder  4  Rädern. 

für  Knaben  unter  14  Jahren  35  kg 

„  Jugendliche  Arbeiter  von  14 — IS  Jahren  60  kg 
„    Mädchen  unter  16  Jahren  35  kg 

„   Arbeiterinnen  von  16—18  Jahren  50  kg 

4.  Handwagen  zum  Zieheu  und  Tragbahren. 

Jugendliche  Arbeiter  von  14—18  Jahren    130  kg.J 

Ergänzende  Bestimmung  der  Verordnung  vom  27.  Mai  1902: 

5.  Geschäftsdreiräder. 

Jugendliche  Arbeiter  von  16—18  Jahren    75  kg. 
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3.  Circulaire  du  Ministre  du  Commerce,  de  l'Industrie, 
des  Postes  et  des  Telegraphes,  en  date  du  27  mai  1902, 
adressee  aux  inspecteurs  divisionnaires  du  travail,  sur 
l'application  de  la  loi  du  22  mars  1  5*02,  modifiant  la  loi 
du  9  avril  1898  sur  les  r  es  p  on  s  a  b  il  i  t  es  des  accidents. 

Rundsohreiben  des  Ministers  rar  Handel,  Industrie,  Post-  und 
Telegraphenwesen  vom  27.  Mai  1902  an  die  Abteilungsinspektoren, 
betr.  die  Anwendung  des  durch  das  Gesetz  vom  22.  März  1902  ab- 
geänderten Haftpflichtgesetzes  vom  9.  April  1898.    (B.  de  TO.  d.  T., 

S.  478.) 

4.  D  e  c  r  e  t  d  u  4  j  u  i  1 1  e  t  190  2,  completant  la  nomenclature 
des  industries  ä  beneficier  de  tolerances  prevues  par  la 
loi  du  2  novembre  1892  en  ce  qui  concerne  le  repos  hebdo- 
madaire  et  la  duree  du  travail. 

Verordnung  vom  4.  Juli  1902,  betr.  die  Ergänzung  des  Verseioh- 
nisses  der  Industrien,  auf  welche  die  im  Gesetz  vom  2.  November 
1892  vorgesehenen  Ausnahmebestimmungen  hinsichtlich  des  wöchent- 
lichen Buhetages  und  der  Arbeitsdauer  Anwendung  finden.   (J.  0.  vom 

5.  Juli  1902.) 

5.  Deere  t,  en  dato  de  18  juillet  190  2,  reglementant 
l'emploi  de  la  ceruse  dans  les  travaux  depeinture  enbäti- 
m  e  n  t . 

Verordnung  vom  18.  Juli  1902,  betr.  die  Regelung^  der  Bleiweiss- 
verwendung  bei  Malerarbeiten  in  Gebäuden.    (J.O.  vom  19.  Juli  1902.) 

Art.  1.  Bei  Malerarbeiten  und  in  Malerwerkstätten  darf  Bleiweiss 
in  keiner  anderen  Form  gebraucht  werden  als  nur  in  der  einer  flüssigen 
Masse. 

Art.  2.  Es  ist  verboten,  bei  Malerarbeiten  die  Hände  in  direkte 
Berührung  mit  bleihaltigen  Farben  zu  bringen. 

Art.  3.  Das  Schaben  und  Abbimmsen  von  Bleiweissfarben  ist  im 
trockenen  Vorfahren  verboten. 

Art.  4.  Beim  Schaben  und  Abbimmsen  von  Bleiweissfarben  im  feuchten 
Verfahren  wie  überhaupt  bei  allen  Arbeiten  mit  bleihaltigen  Farben  sind 
die  Betriobsunternehmer  verpflichtet,  den  Arbeitern  ausschliesslich  für  den 
Gebrauch  während  der  Arbeit  bestimmte  Ueberkleider  zur  Verfügung  zu 
stellen,  und  darauf  zu  achten,  dass  diese  Ueberkleider  von  den  Arbeitern 
gebraucht  werden,  sie  sind  ferner  verpflichtet,  für  den  guten  Zustand  und 
für  regelmässige,  häufige  Reinigung  dieser  Kleider  Sorge  zu  tragen. 

Die  zur  Reinlichkeitsplloge  notwendigen  Gerätschaften  sollen  von  den 
Betriebsleitern  den  Arbeitern  in  der  Betriebsstätte  selbst  zur  Verfügung 
gestellt  werden. 

Die  Werkzeuge  sollen  sich  stets  in  einem  reinlichen  Zustande  be- 
finden ;  die  Reinigung  darf  nicht  durch  trockenes  Abschaben  erfolgen. 

Art.  5.  Die  Betriebsuntemehmer  sind  verpflichtet,  den  Text  dieser 
Verordnung  in  den  Räumen  anzubringen,  in  welchen  das  Einstellen  und 
die  Auszahlung  der  Arbeiter  erfolgt. 

Art.  C).  Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung,  die  im  ..Bulletin 
des  lois"  und  im  „Journal  ofticiol  de  la  Republique  francaise"  veröffent- 
licht werden  soll,  ist  der  Minister  für  Handel,  Gewerbe.  Post-  und  Tele- 
graphenwesen betraut. 
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VII.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien. 

1.  Amepded  Special  Rules  for  the  Manufacture  of  Eear- 
theuware  aud  China.  As  established,  after  a.rbitration,  by 
the  Award  of  the  Umpire,  Lord  Ja  nies  of  Hereford,  dated 
30th  of  Deeeinber,  1 JM1 1  ,  February  1902. 

Abänderung  besonderer  Vorschriften  betr.  die  Herstellung  von 
Töpfer-  und  Porzellanwaren.  Erlassen  naoh  dem  Sohiedsurtell  Lord 
James'  of  Hereford  vom  80.  Desember  1901,  Februar  1902. 

1.  und  2.  vorbehalten. 

Pflichten  der  Unternehmer. 

3.  Der  Besitzer  soll  irgend  einem  von  S.  M.  Fabrikinspektoren  ge- 
statten, zu  beliebiger  Zeit  genügende  Proben  für  die  Analyse  irgend  einer 
Substanz,  die  gebraucht  oder  zum  Gebrauch  gemischt  wird,  zu  nehmen. 

Der  Besitzer  darf  bei  der  Entnahme  einer  Probe,  wenn  er  die  not- 
wendigen Gerate  besorgt  hat,  den  Inspektor  ersuchen,  ein  Duplikat  von 
der  Probe  zu  nehmen,  zu  versiegeln  und  ihm  zu  übergeben. 

Kein  analytisches  Ergebnis  soll  auf  irgend  eine  Art  enthüllt  oder 
veröffentlicht  werden,  es  sei  denn,  dass  es  zur  Feststellung  einer  Ver- 
letzung dieser  Vorschriften  notwendig  sein  sollte. 

4.  Keine  Frau,  junge  Person  oder  Kind  soll  beim  Mischen  ungefritte- 
ter  Bleizusammensetzungen,  bei  der  Vorbereitung  oder  Herstellung  von 
Fritten,  Glasuren  oder  Farben  verwendet  werden. 

5.  Keine  Person,  die  jünger  ist  als  15  Jahre,  soll  bei  irgend  einem  in 
Schedule  A  aufgeführten  Prozess  oder  zum  Entleeren  von  unglasiertem 
mattweissen  Porzellan  (Knochenporzellan)  verwendet,  werden. 

Das  Auslesen  der  Fingerhüte,  nachdem  diese  aus  dem  Ofen  kommen, 
das  Einfädeln  der  Möbelrollen  auf  einen  Draht  zum  Glasieren  und  das 
Auslesen  der  Knochenporzellanstücke  darf  nur  an  Orten  stattfinden,  die 
von  den  in  Schedule  A  aufgeführten  vollständig  getrennt  sind. 

tj.  Alle  Frauen  und  Jugendlichen,  die  in  einem  in  Schedule  A  auf- 
geführten Prozess  thätig  sind,  sollen  einmal  monatlich  von  den  behördlich 
bevollmächtigten  Medizinalpersonen  des  Bezirks  un torsucht  werden. 

Diese  behördlich  bevollmächtigte  Medizinalperson  kann  auf  Grand 
eines  unterzeichneten  Zeugnisses  in  der  Registrierungsurkunde  die  Ein- 
stellung der  Beschäftigung  einer  solchen  Frau  oder  jugendlichen  Person 
bei  einem  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozess  anordnen.  Keine  Person 
darf  nach  einem  solchen  Einsteilungsbefehl  in  einem  in  Schedule  A  auf- 
geführten Prozess  ohne  einen  in  die  Registrierungsurkunde  eingetragenen 
Fähigkeitsausweis  der  betr.  Medizinalporson  arbeiten. 

7.  Eine  Registrierungsurkunde  soll  in  der  vom  Staatssekretär  für 
Töpfer-  und  Porzellauwaren  vorgeschriebenen  Weise  geführt  worden.  In 
dieselbe  soll  der  betr.  Arzt  die  Daten  und  Ergebnisse  der  Besuche,  die 
Zahl  der  in  Befolgung  der  Vorschrift  (»  untersuchten  Personen  und  die 
Einzelheiten  jeder  von  ihm  erlassenen  Anordnung  eintragen.  Dieses  Re- 
gister soll  eine  Liste  aller  in  den  in  der  Schedule  A  aufgeführten  Pro- 
zessen oder  beim  Entleeren  von  unglasiertem,  mattweissen  Porzellan  be- 
schäftigten Personen  enthalten  und  soll  auf  Verlangen  zu  jeder  Zeit  dem 
Fabrikinspektor  oder  der  behördlich  bevollmächtigten  Medizinalperson  vor- 
gelegt werden. 
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8.  Der  Besitzer  soll  passende  Gamaschen  und  Kopfbedeckungen  für 
alle  bei  den  in  Schedule  A  aufgeführten  oder  beim  Entleeren  von  Knochen- 
porzellan beschäftigten  Frauen  und  Jugendlichen  beschaffen  .und  im  Stand 
halten. 

Keine  Porson  darf  bei  einem  in  .Schedule  A  aufgeführten  Prozesse 
oder  beim  Entleeren  von  Knochenporzellan  beschäftigt  werden,  ohne  passende 
Gamaschen  und  Kopfbedeckungen  zu  tragen ;  doch  sollen  die  mit  Leeren  der 
Glattbrandöfen  beschäftigten  Leute  hiedurch  nicht  genötigt  sein,  Gamaschen 
und  Kopfbedeckungen  zu  tragen. 

Alle  Gamaschen,  Koptbedeckungen  und  Respiratoren  sollen,  wenn  sie 
nicht  im  Gebrauch  sind  oder  gewaschen  oder  in  Stand  gesetzt  werden, 
vom  Besitzer  besonders  aufbewahrt  werden.  Sie  sollen  wenigstens  einmal 
wöchentlich  gewaschen  oder  erneuert  werden.  Vom  Besitzer  sollen  hin- 
reichende Vorrichtungen  zur  Ausführung  dieser  Anforderungen  getroffen 
werden. 

Dor  Unternehmer  soll  für  einen  angemessenen  Ort,  der  nicht  der  Auf- 
bewahrungsort der  Gamaschen,  Kodfbedeckungen  und  Respiratoren  sein 
darf,  zum  Aufbewahren  der  während  der  Arbeitsstunden  abgelegten 
Kleidungsstücke  aller  obgenannten  Arbeiter  Sorge  tragen. 

Jeder  Respirator  soll  die  Erkennungsmarke  des  Arbeiters,  dem  er 
geliefert  wird,  tragen. 

9.  Keine  Person  darf  irgend  welche  Nahrung,  Getränke  oder  Tabak 
an  einem  Orte,  an  dem  die  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozesse  vor  sich 
gehen,  aufbewahren,  zubereiten,  geniessen  oder  sich  während  der  Mahlzeit 
dort  aufhalten. 

Der  Besitzer  soll  angemessene  Vorkehrungen,  die  den  Anforderungen 
des  betr.  Bozirksinspektors  genügen,  zur  Versorgung  der  an  obigen  Orten 
oder  Prozessen  beschäftigten  Arbeiter  während  der  Mahlzeiten  treffen. 
Hiefür  besteht  Appellationsrecht  an  den  Generalfabrikinspektor.  Diese  Vor- 
richtungen dürfen  nicht  in  Räumen,  in  denen  die  in  Schedule  A  aufge- 
führten Prozesse  vor  sich  gehen,  getroffen  werden.  Auch  darf  keine  der 
in  Vorschrift  13  genannten  Wascheinrichtungen  in  irgend  einem  für  obige 
Vorrichtungen  vorgesehenen  Raumo  oder  Räumen  eingerichtet  werden. 

Zur  Aufbewahrung  der  von  den  Arbeitern  mitgebrachten  Nahrung 
sollen  passende  Vorkehrungen  getroffen  werden. 

10.  Folgende  Prozesse:  Reinigen  von  Fayence  (ungebrannt)  mit  Werg, 
Reinigen  von  Knochenporzellan  (Biskuit)  mit  Glaspapier,  Erzeugung  von 
Fonds1),  Säubern  der  Waren,  nachdem  sie  glasiert  wurden,  Aufstäuben 
der  Farbe,  ob  Auf-  oder  Unterglasur,  Blasen  der  Farbe  auf  die  Waren,  ob 
Auf-  oder  Unterglasur,  Blasen  der  Glasur  auf  die  Waren,  Herstellung  von 
Abziehbildern,  sollen  nicht  ohne  Anwendung  von  Ventilatoren  mittelst 
Luftpumpe  oder  anderer  wirksamen  Mittel  zur  Beseitigung  von  Staub,  die 
in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Staatssekretär  auf  die  von  ihm  von  Zeit  zu 
Zeit  erlassenen  Vorschriften  hin  geprüft  werden  sollen,  ausgeführt  werden. 

Beim  Prozess  des  Säuberns  der  Waren,  nachdem  sie  glasiert  wurden, 
sollen  hinreichende  Vorkehrungen  getroffen  werden,  so  dass  irgend  welche 
abgeschabte  Glasuren,  die  nicht  von  dem  Ventilator  oder  durch  andere 
genügende  Vorrichtungen  beseitigt  werden,  ins  Wasser  fallen. 


1)   Farbschichten,  die  durch  Anbringen   von   Schmelzfarben   auf  den|  Thongefttssen 
erzeugt  werden. 
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Beim  Prozess  dos  .Säuberns  von  Fayence  nach  Anbringung  der  Glasur 
sollen  feuchte  Schwämme  oder  andere  feuchte  Stoffe  bei  dorn  Messer  oder  den 
anderen  Instrumenten  bereit  gehalten  und  soviel  als  möglieh  gebraucht  werden. 

Das  Entfernen  von  überschüssiger  Glasur  von  Bordüren  von  Tellern 
und  das  Sieben  von  gefeuertem  Flintstein  sollen  nur  in  geschlossenen  Be- 
hältern betrieben  werden,  die  mit  einem  wirksamen  Ventilator  oder  einem 
anderen  wirksamen  Luftabzug  in  Vorbindung  sein  sollen,  sofern  sie  nicht 
das  Entweichen  von  schädlichem  Staub  genügend  verhindern. 

Bei  allen  Prozessen  soll  der  Besitzer,  soweit  dies  möglich,  wirksame 
Mittel  zur  Beseitigung  von  Staub  und  zur  Verhinderung  von  dessen  schäd- 
lichen Folgen  beschaffen. 

11.  Keine  Person  soll  beim  Mischen  ungefritteter  Bleizusaminen- 
setzungen ,  der  Zubereitung  oder  Herstellung  von  bleihaltigen  Fritteu, 
Glasuren  oder  Farben  verwendet  werden,  ohne  einen  vom  Unternehmer 
besorgten  und  in  Stand  gehaltenen,  wirksamen  Respirator  zu  tragen,  es 
sei  denn,  dass  die  Mischung  in  einer  geschlossenen  Maschine  vorgenommen 
wird  oder  die  Stoffe  in  einem  Zustande  sich  befinden,  in  dem  kein  Staub 
erzeugt  wird. 

Jeder  Respirator  soll  die  Erkennungsmarke  des  Arbeiters,  dem  er 
geliefert  wird,  tragen. 

12.  Alle  Trockenöfen,  Werkstätten  und  alle  Teile  der  Fabriken  sollen 
wirksam  und  den  Anordnungen  des  beauftragten  Kreisiuspektors  gemäss 
ventiliert  werden. 

IB.  Der  Unternehmer  soll  genügende  und  passende  Wasch  Vorrich- 
tungen für  alle  in  den  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozessen  beschäftigten 
Personen  möglichst  nahe  bei  den  Arbeitsplätzen  dieser  Personen  beschaffen 
und  fortwährend  im  Stande  halten. 

Die  Waschvorrichtungen  sollen  Seife,  Nagelbürsten,  Handtücher  und 
wenigstens  für  je  5  solcher  beschäftigten  Personen  ein  Waschbecken  mit 
beständiger  Wasserzufuhr  und  einem  Hahn  für  je  2  Becken,  sowie  Vor- 
richtungen zu  deren  Entleerung  und  sofortigem  Abfluss  des  verunreinigten 
Wassers  in  ein  Abflussrohr  umfassen. 

Gegenüber  jedem  Waschbecken  oder  jeder  Wasehvorrichtung  soll  ein 
Raum  zum  Stehen  soin,  der  nach  jeder  Richtung  mindestens  21  Zoll  um- 
fassen soll. 

14.  Der  Unternehmer  soll  dafür  sorgen,  dass  die  Böden  der  Werk- 
stätten und  der  Oefen,  die  von  don  Arbeitern  betreten  werden,  täglich 
besprengt  und  gefegt  werden,  dass  aller  Staub,  Abfall,  Asche  und  Schmutz 
täglich  beseitigt  und  dass  die  Rollen,  Arbeitstische  sowie  die  zu  den  Werk- 
stätten führenden  Troppen  wöchentlich  gereinigt  weiden. 

Auf  schriftliches  Verlangen  des  beauftragten  Kroisinspoktors  sollen 
solche  Böden,  Rollen,  Arbeitstische  und  Treppen  auf  die  vorgeschriebene 
Weise  und  zu  den  vorgeschriebenen  Zeiten  gereinigt  werden. 

Der  Unternehmer  soll  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Reinigung  der 
Böden  der  Töpferwerkstätten  und  Oefen  und  aller  Räume,  in  denon  die 
in  Schedule  A  aufgeführten  Prozesse  durchgeführt  werden,  zu  einer  Zeit 
vorgenommen  wird,  zu  der  keine  Arbeit  in  diesen  Räumen  verrichtet  wird. 
Auch  müssen  die  Reinigungsarbeiten  in  Töpferwerkstätten,  Oefen  und  den 
Räumen,  in  denen  die  Thouwaren  in  die  Glasur  eingetaucht  und  die 
Majolikabemalungen  hergestellt  werden,  von  erwachseneu,  männlichen 
Arbeitern  vorgenommen  werden. 
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Die  hier  vorgeschriebene  Reinigung  der  Räume,  in  denen  die  Erzeugung 
von  Fonds  und  das  Einsetzen  in  die  Olattöfen  stattfindet,  und  der  Trocken- 
räume darf  vor  Beginn  der  Tagesarbeit  vorgenommen  werden,  doch  darf 
unter  keinen  Umständen  in  einem  solchen  Raum  irgend  welche  Arbeit 
innerhalb  einer  Stunde  nach  Schluss  einer  solchen  Reinigungsarbeit  aus- 
geführt werden. 

15.  Der  Unternehmer  soll  dafür  sorgen,  dass  die  Tische  in  den  Glasur- 
häusern, Trockenräumen  und  den  Werkstätten  zum  Einsetzen  in  die  Glatt- 
öfen  wöchentlich  gereinigt  werden  und  soll  deren  Gebrauch  in  anderen 
Abteilungen  nur  nach  vorhergehender  Reinigung  gestatten. 

Auf  schriftliches  Verlangen  des  kompetenten  Kreisinspektors  sollen 
solche  Tische  auf  die  vorgeschriebene  Art  und  zu  den  vorgeschriebenen 
Zeiten  gesäubert  werden. 

Pflichten  der  Augestellten. 

16.  Alle  Frauen  und  jugendlichen  Arbeiter,  die  bei  den  in  Schedule  A 
aufgeführten  Prozessen  verwendet  werden,  sollen  sich  zur  festgesetzten 
Zeit  bei  der  in  der  abgeänderton  Vorschrift  6  eingesetzten  bevollmächtigten 
Medizinalperson  zur  Untersuchung  einfinden. 

Keine  Person  soll ,  nachdem  von  dem  bevollmächtigten  Arzt  Be- 
schäftigungseinstellnug  angeordnet  wurde,  in  einem  der  in  Schedule  A  auf- 
geführten Prozesse  ohne  Eintragung  eines  von  der  behördlich  bevoll- 
mächtigten Medizinalperson  ausgestellten  Zeugnisses  in  die  Register 
arbeiten. 

17.  Jede  in  oinem  der  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozesse  oder  beim 
Entleeren  von  Knochenporzellan  beschäftigte  Person  soll  bei  der  Arbeit 
passende  Gamaschen,  eino  Kopfbedeckung  und,  soweit  dies  in  der  Vor- 
schrift 1 1  bestimmt,  einen  Respirator  tragen,  der  aber  nicht  ausserhalb 
dor  Fabrik  oder  Werkstätte  getragen  und  nicht  von  dort  weggebracht 
werden  soll,  es  sei  denn,  um  gewaschen  und  ausgebessert  zu  werden. 
Solche  Gamaschen  und  Kopfbedeckungen  sollen  gehörig  ausgebessert  und 
gewaschen  werden. 

Das  Haar  muss  so  geordnet  werden,  dass  es  durch  die  Kopfbedeckung 
vollständig  gegen  Staub  geschützt  ist. 

Die  Gamaschen,  Kopfbedeckungen  und  Respiratoren  sollen,  sofern  sie 
nicht  getragen,  und  die  Kleider,  sofern  sie  während  der  Arbeit  abgelegt 
werden,  an  den  hierfür  vom  Unternehmer  nach  Vorschrift  8  bestimmten 
Orten  aufbewahrt  werden. 

18.  Keine  Person  soll  während  der  Mahlzeiten  sich  an  irgend  einem 
Ort,  an  dem  einer  der  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozesse  vor  sich  geht, 
aufhalten,  Speisen  dorthin  bringen,  aufbewahren,  zubereiten  oder  irgend 
welche  Speisen,  Getränke  oder  Tabak  dort  zu  irgend  einer  Zeit  zu  sich 
nehmen. 

19.  Keine  Person  soll  ohne  Wissen  und  Willen  des  Unternehmers 
oder  Leiters  sich  mit  den  vom  Unternehmer  beschafften  Mitteln  und  Vor- 
richtungen zur  Ventilation  der  Werkstätten  und  Oefen  und  zur  Beseitigung 
des  Staubes  zu  schaffen  machen. 

20.  Keine  an  einem  der  in  Schedule  A  aufgeführten  Prozesse  beteiligte 
Person  soll  die  Arbeitsstätten  verlassen  oder  an  Mahlzeiten  teilnehmen, 
ohne  zuvor  sorgfältig  ihre  Hände  gereinigt,  und  gewaschen  zu  haben. 

Kein  Angestellter  soll  die  gemäss  Abs.  13  beschafften  Waschbecken 
oder  Waschvorrichtungen  von  der  Stelle  rücken  oder  beschädigen. 
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20a.  Die  von  dem  Unternehmer  bestimmten  Personen  sollen  die  ver- 
schiedenen Betriebsstätten  der  Fabrik  regelmässig  gemäss  den  Bestim- 
mungen des  Abs.  14  reinigen. 

Jede(r)  Arbeitende  soil  seine  (ihre)  Arbeit  so  einrichten,  dass  so  viel 
als  möglich  die  Staub-  und  Schmutz-Entwickelung  und  -Zerstreuung  ver- 
mieden wird,  oder  dessen  Anhäufung  verursachen. 

21.  Die  in  Glasurräumen,  Trockenräumen  und  den  Werkstätten  zum 
Einsetzen  in  die  Glattöfen  verwendeten  Tische  sollen  in  keiner  anderen 
Abteilung  benutzt  werden,  wenn  sie  nicht  gemäss  Abs.  15  zuvor  gereinigt 
wurden. 

22.  Verspricht  der  Unternehmer  einer  Fabrik,  auf  welche  diese  Be- 
stimmungen Anwendung  haben,  betreffs  irgend  eines  der  in  ScheduJe  A 
aufgeführten  Prozesse,  mit  Ausschluss  des  Reinigens  von  Knochenporzellan 
mit  Werg,  dass  dazu  kein  Blei  oder  keine  Bleizusammensetzungen  oder 
andere  giftige  Stoffe  verwendet  worden  sollen,  so  kann  der  Hauptinspektor 
schriftlich  die  Einstellung  der  Anwendung  der  Regeln  4,  5,  <i,  7,  8,  15, 
U»,  17  und  21  oder  einer  dieser  Regeln  für  diesen  Prozess  zulassen.  Hierauf 
sollen  die  Regeln  betreffend  den  in  der  Genehmigung  des  Inspektors  ge- 
nannten Prozess  aufgehoben  werden,  und  an  ihrer  Stelle  tritt  die  folgende 
Bestimmung  in  Kraft :  Kein  Blei  oder  keine  Bleizusammensetzungen  oder 
andere  giftigen  Stoffe  sollen  in  irgend  einem  der  genannten  Prozesse  ver- 
wendet werdon. 

Für  die  Anwendung  dieser  Bestimmung  sollen  Stoffe,  die  nicht  mehr 
als  1  Proz.  Blei  enthalten,  als  bloifreio  Stoffe  betrachtet  werden. 

S  c  h  e  d  u  1  e  A. 

Eintauchen  der  Thonwaren  in  die  Glasur  oder  andere  in  den  Glasur- 
räumeu  durgeführten  Prozesse, 

Blasen  der  Glasur  auf  die  AVaren, 
Majolika-  oder  andere  Glasurmalerei, 
Trocknen  nach  dem  Eintauchen  in  die  Glasur, 

Reinigen  der  Ware  nach  dem  Auflegen  der  Glasur  durch  Eintauchen 
oder  einen  anderen  Prozess, 

Reinigen  des  Knochouporzellans  mit  Werg, 
Einsetzen  in  die  Glattofon. 
Erzeugung  von  Fonds, 
Aufstäuben  der  Farbe 
Blasen  der  Farbe  auf  die  Waren 
Herstellung  lithographischer  Abziehbilder, 

Herstellung  oder  Mischung  von  bleihaltigen  Fritten,  Glasuren  oder 
Farben. 

Jeder  andere  Prozess,  bei  dem  bleihaltige  Stoffe  gebraucht  oder  in 
trockenem  Zustande  oder  in  Schaumform  angerührt  oder  in  anderen  Flüssig- 
keiten als  in  Oel  und  ölartigen  aufbewahrt  worden. 

2.  Order  of  the  Secr  etary  of  Stato,  dated  June  27,  1902, 
with  regard  to  the  overtime  omployinent  of  women  in  the 
making  and  mixing  of  butter  and  the  making  of  cheese. 

Erlas«  des  Staatssekretärs  vom  27.  Juni  1902,  betr.  Ueberseit- 
beschäftigung  von  Frauen  bei  der  Herstellung  und  Mischung  von 
Butter  und  der  Herstellung  von  Käse. 

GemäBS  der  mir  durch  §  4i>  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes, 


I  ob  Auf-  oder  Unterglasur, 
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1001,  übertragenen  Kompetenzen  verordne  ich  hiermit,  dass  die  besondere 
Ausnahme,  die  in  dem  genannten  Paragraphen  erwähnt  wurde,  durch  den 
die  Arbeitszeit  der  Frauen  an  bestimmten  Tagen  und  unter  gewissen  Be- 
dingungen auf  die  Zeit  zwischen  ß  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends,  oder 
7  Uhr  morgens  und  0  Uhr  abends,  oder  8  Uhr  morgens  und  10  Uhr 
abends  festgesetzt  ist,  auf  die  Nicht-Textilfabriken  oder  deren  Teile,  in 
denen  die  folgenden  Prozesse  oder  deren  einer  ausgeführt  werden,  ausge- 
dehnt werden  soll : 

die  Herstellung  und  Mischung  von  Butter; 

dio  Herstellung  von  Käse. 
Und  gemäss  der  mir  durch  §  50  des  genannten  Gesetzes  übertragenen 
Kompetenzen  ziehe  ich  die  am  18.  August  1803,  gemäss  §  56  des  Fabrik  - 
und  Werkstätteneesetzes,  1878,  betr.  Nicht-Textilfabriken,  in  denen  die 
Bereitung  von  Sahne  und  die  Herstellung  von  Butter  und  Käse  statt- 
finden, erlassene  Verordnung  zurück. 

3.  Order  dated  June  Oth,  1002,  under  the  Factor}-  and 
Workshop  Act,  1001,  concerning  creameries  in  Ireland. 
(Statutary  Rules  and  Orders,  1002,  No.  465.) 

Erlass  vom  9.  Juni,  auf  Grand  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes 
1901,  betr.  Milohmeiereieu  in  Irland 

1.  Während  der  Monate  Mai  bis  einschliesslich  Oktober  dürfen  weib- 
liche Arbeiter  und  Jugendliche  beschäftigt  werden:  an  Sonnabenden  oder 
an  irgend  welchen  gemäss  §  43  des  Gesetzes  Sonnabend  ersetzenden 
Tage :  von  6  Uhr  morgens  bis  2  Uhr,  an  den  anderen  Wochentagen : 
von  6  Uhr  morgens  bis  0  Uhr  abends,  und  an  Sonn-  und  Feiertagen : 
von  6  bis  0  Uhr  morgens  unter  folgenden  Bedingungen : 

1)  Weibliche  oder  jugendliche  Arbeiter  sollen  nicht  länger  als 
5  Stunden  fortlaufend  ohne  eine  wenigstens  halbstündige  Mahlzoitspause 
beschäftigt  werden. 

2)  Die  Pausen  sollen  an  Sonnabenden  oder  Sonnabend  ersetzenden 
Tagen  mindestens  1  Stunde  und  an  den  Wochentagen  5  Stunden  mit 
Einschluss  der  ganzen  Zeit  von  12  Uhr  mittags  bis  4  Uhr  nachmittags 
umfassen. 

3)  Gemäss  keiner  anderen  Ausnahmebestimmung  soll  Ueberzeit  in 
Milchineiereien  gearbeitet  werden. 

2.  In  Milchmeiereien,  in  denen  von  der  obigen  Ausnahrae  kein  Ge- 
brauch gemacht  wird,  können  weibliche  Arbeiter  und  Jugendliche  während 
der  genannten  Monate  an  Sonn-  und  Feiertagen  von  6  Uhr  bis  0  Uhr 
morgens  unter  folgenden  Bedingungen  beschäftigt  werden: 

1)  Eine  Pause  von  mindestens  einer  halben  Stunde  muss  während  der 
Arbeitszeit  an  jedem  Wochentag  zu  den  gesetzlich  verlangten  Pausen 
hinzugefügt  werden. 

2)  Gemäss  keiner  anderen  Ausnahmebestimmung  soll  Ueberzeit  in 
Milchmeiereien  gearbeitet  werden. 

Order  of  the  Home  Seoretary,  datod  June  17th,  1002, 
concerning  employment  of  womenandyoungpersons  in  the 
process  ofcleaning  and  preparing  fruit  in  pursuanceofthe 
special  exception  allowed  by  section  41  of  that  act. 

Erlass  des  Home  Secretary  vom  17.  Juli  1902,  betr.  Beschäftigung 
von  Frauen  und  Jugendlichen  beim  Beinigen  und  Zubereiten  von 
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Früohten  gemäss  der  durch  §  41  des  Faotory  and  Workshop  Act  1901 
gestatteten  besonderen  Ausnahme.  (Statutary  Rules  and  Orders,  1902, 
No.  403). 

I  i  Auf  keine  Person,  die  mit  anderen  gemäss  der  genannten  Ausnahme 
in  irgend  einem  Kaum  beschäftigt  wird,  dürfen  weniger  als  400  Kubikfuss 
Luft  kommen. 

2)  Wenn  irgend  ein  Process  der  das  Ausströmen  von  Dampf  mit  sich 
bringt,  in  einem  Raum,  in  dem  Personen  gemäss  der  genannten  Aus- 
nahme beschäftigt  werden,  ausgeführt  wird,  so  sollen  Ventilatoren  oder 
andere  geeignete  Mittel  beschafft,  in  Stand  gehalten  und  zur  Beseitigung 
des  Dampfes  von  der  Stelle  des  Ausströmeus  benützt  werden. 

3)  Die  Böden  sollen  in  gutem  Znstande  gehalten  und  zum  Ablauf  der 
Flüssigkeit  geeignete  Vorkehrungen  getroffen  werden. 

4)  Keine  weibliche  junge  Person  soll  zum  Heben,  Tragen  oder  Be- 
wegen einer  Last  verwendet  werden,  die  einer  solchen  jugendlichen  Person 
schaden  könnte. 

5)  Frauen  oder  Jugendliche  sollen  nicht  länger  als  5  Stunden  fort- 
während ohne  eine  wenigstens  halbstündige  Pause  beschäftigt  werden. 

»))  Keine  jugendliche  Person  unter  16  Jahren  soll  vor  (>  Uhr  morgens 
oder  nach  0  Uhr  abends  beschäftigt  werden. 

7)  Keine  Frau  oder  jugendliche  Person  soll  gemäss  der  genannten 
Ausnahmebestimmung  beschäftigt  werden,  wenn  sie  seit  dem  letztver- 
flossenen 1.  Oktober  von  demselben  Unternehmer  ausserhalb  der  gewöhn- 
lichen Arbeitszeit  entweder  gemäss  der  besonderen  Ausnahme  hinsichtlich 
des  Trocknens  und  Einpökeins  von  Fischen  nach  $  41  oder  gemäss  einer 
besonderen  Ausnahme  nach  §  50  beschäftigt  wurde. 

8)  An  jedem  Tage,  an  dem  eine  Frau  oder  jugendliche  Person  gemäss 
der  genannten  besondern  Ausnahme  beschäftigt  wird,  soll  der  Unter- 
nehmer eine  Eintragung  in  das  vorgeschriebene  Register  machen  und  dem 
Kreisinspektor  in  der  vorgeschriebenen  Form  die  Stunde  der  Ankunft  der 
Früchte  in  der  Fabrik  oder  dem  Laden,  die  Prozesse,  zu  denen  Frauen 
oder  Jugendliche  gemäss  der  Ausnahme  verwendet  wurden,  die  Arbeits- 
dauer dieser  Frauen  oder  Jugendlichen  und  die  gewährten  Mahlzeitspausen 
berichten. 

Die  neue  Verordnung  tritt  am  23.  Juni  19<»2  in  Kraft. 

VII  a.  Britische  Kolonien. 

British  Columbia. 

Act  t  o  a  m  e  n  d  t  h  e  law  r  e  1  a  t  i  n  g  t  o  trade  u  n  i  o  n  s.  1902. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Gesetzes,  betr.  Gewerkschaften.  1002. 

1.  Keine  Gewerkschaft  oder  Vereinigung  von  Arbeitern  oder  An- 
gestellten in  British  Columbia,  noch  die  Bevollmächtigten  einer  solchen 
Gewerkschaft  oder  Vereinigung  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vertreter,  sollen 
für  die  Nachteile,  erwachsend  ans  dem  Begehen  oder  der  Unterlassung 
irgend  einer  mit  einem  Streik,  einer  Aussperrung  oder  einem  Gewerbe- 
oder Arbeitskonflikt  zusammenhängenden  Handlung,  haftbar  sein,  wenn 
nicht  die  Mitglieder  einer  solchen  Gewerkschaft  oder  Vereinigung  oder 
deren  Gewerkschaftsrat,  Ausschuss  oder  sonstiger  Vorstand,  die  gemftss 
der  ihnen  durch  die  Regeln.  Bestimmungen  oder  Statuten  der  Gewerk- 
schaft oder  Vereinigung  oder  die  Beschlüsse  und  Bestimmungen  der  in 
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einein  Orte  anwesenden  Mitglieder  oder  deren  Majorität  übertragenen 
Kompetenzen  oder  Rechte  handeln ,  eine  solche  unrichtige  Handlung 
billigten  oder  dabei  mitwirkten. 

2.  Keine  solche  Gewerkschaft  oder  Vereinigung  soll  aufgehoben,  noch 
irgend  ein  Beamter,  Mitglied,  Agent  oder  Diener  einer  solchen  Gewerk- 
schaft oder  Vereinigung,  noch  eine  andere  Person  belangt  werden:  auch 
sollen  weder  deren  Kapital  oder  Kapitalien  noch  irgend  ein  solcher  Be- 
amter, Mitglied,  Agent  oder  Diener  noch  eine  andere  Person  für  Schaden 
haftbar  sein,  die  durch  Mitteilung  von  Thatsachen,  betr.  Beschäftigung 
oder  Löhne  eines  Unternehmers,  Fabrikanten,  Konsumenten  oder  Verkaufs- 
angestellte von  Arbeiteprodukten  oder  den  Verkauf  von  solchen  Produkten 
an  Arbeiter,  Handwerker,  ungelernte  Arbeiter,  Angestellte  oder  andere 
Personen  angerichtet  wurden,  oder  wegen  Ueberredung  oder  Ueberredungs- 
versuche  mit  anständigen  und  vernünftigen  Mitteln  ohne  ungesetzliche 
Drohungeu,  Einschüchterung  oder  andere  ungesetzliche  Handlungen  solcher 
letztgenannten  Arbeiter,  Handwerker,  ungelernten  Arbeiter,  Angestellten 
oder  anderen  Personen  zur  Aullösung  oder  Nichterneuerung  eines  be- 
stehenden Vertrags  oder  zum  Ausschlagen  einer  Anstellung  bei  einem 
solchem  Unternehmer,  Fabrikanten,  Konsumenten  oder  beim  Vertrieb  von 
Arbeitsprodukten. 

3.  Keine  solche  Gewerkschaft  oder  Vereinigung,  noch  deren  Beamte, 
Mitglieder,  Agenten  oder  Diener  oder  andere  Personen  sollen  schaden- 
ersatzpflichtig oder  belangt  oder  ihre  Kapitalien  haftbar  werden  für  Schaden, 
die  angerichtet  wurden  durch  Veröffentlichung  von  Informationen ,  betr. 
einen  Streik  oder  eine  Aussperrung  oder  Vorschlag  oder  Erwartung  eines 
Streikes  oder  einer  Aussperrung  oder  anderer  Arbeitskonflikte  oder 
Störungen  durch  Warnung  von  Arbeitern ,  Handwerkern ,  ungelernten 
Arbeitern,  Angestellten  oder  anderen  Personen  vor  dem  Aufsuchen  oder 
durch  Beeinflussung  von  Arbeitern,  Handwerkern.  Arbeitern,  Angestellten 
oder  anderen  Personen,  in  einem  vom  Streik  oder  einer  Ausperrung  be- 
rührten Unternehmen  keine  Anstellung  zu  suchen,  oder  keine  Produkte  zu 
kaufen  oder  zu  konsumieren,  dio  von  einem  an  einem  Streik,  einer  Aus- 
sperrung, Arbeitsstreitigkeit  oder  Störung  beteiligten  Unternehmer  während 
dessen  Dauer  produziert  oder  vertrieben  werden. 

New  South  Wales. 

R e g u  1  a t  i  o n s  under  t  h  e  i  n  d  u s  t . r  i  a  1  a r b i  t  r  a  t  i  o n  a c  t ,  1  9 0 1 . 

Ausfuhrungsbestimmungen  zum  Gewerbeschiedsgerichtegesetz  1901. 

[1.  Benachrichtigung  des  Registratur*  von  der  Delegierten  wähl  eines 
Gewerbeverbandes.]  [2.  Form  dieser  Benachrichtigung.]  [8.  und  4.  Dele- 
giert enzusainmenkunft.]  [5.,  G.,  7.,  8.  Abfassung  der  Vorschläge  der  Schieds- 
richter.] [!>.  Vorlesung  der  Vorschläge.]  [lo.  Rücktrittsrecht,  eines  Kandi- 
daten.]  [11. — 16.  Wahlbestimmnngen.]    [17.  Straf  best  immungen.] 

Victoria. 

Factories  and  Shops  Act.  Determination  of  the  woollen 
trade  board. 

Brlass  vom  8.  April  1902,  betr.  Arbeitslöhne  von  Arbeitern  in 
Woll  Warenfabriken . 

S  tu  nd  eu. 

1.  Die  Ma.vimalzahl  der  Stunden,  für  welche  die  durch  diese  Bestim- 
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mutigen  festgesetzten  niedrigsten  Lohnsätze  zahlbar  sein  sollen,  soll  für 
alle  Personen  mit  Ausschluss  der  Mechaniker,  Maschinisten  und  Heizer, 
die  bei  Fabrikationsarbeiten  und  sonstigen  Verrichtungen  einer  Wollfabrik 
verwendet  werden,  wöchentlich  48  Stunden  betragen. 

Löhne. 

2.  Die  Miniinallohnsätze,  die  den  folgenden  Personen  oder  Personen- 
klassen, die  bei  Fabrikationsarbeiten  und  Verrichtungen  einer  Wollfabrik 
verwendet  werden,  bezahlt  werden  sollen,  sind  für: 

Wollwäscher,  Färbereiarbeiter  und  Wolltrockner  wöchentlich  30  sh., 
Wolfer,  Oeffner  und  Garnleute  3H  sh. ; 

Arbeiter,  die  in  der  Appreturabteilung,  in  der  Walkerei,  Wäscherei 
und  Trocknerei  beschäftigt  sind:  während  des  1.  Dienstjahres  wöchentlich 
27  sh.  6  (1,  während  des  2.  Jahres  30  sh.,  wählend  des  3.  Jahres  32  sh. 
und  später  34  sh. ; 

Spinner,  die  unter  einem  Vorarbeiter  arbeiten:  während  des  1.  Dienst- 
jahres wöchentlich  30  sh.,  während  des  2.  Jahres  33  sh.,  später  3H  sh.; 

männliche  Scherer:  wöchentlich  30  sh. ; 

weibliche  Scherer:  während  des  1.  Dieustjahres  wöchentlich  15  sh., 
während  des  2.  Jahres  17  sh.  0  d.,  während  des  3.  Jahres  20  sh.,  während 
des  4.  Jahres  22  sh.  H  d.  und  spater  25  sh. ; 

Kraftstuhlweber :  wöchentlich  22  sh.  H  d.  mit  einem  Abzug  von  25  Proz. 
für  Anfänger  während  der  ersten  12  Monate; 

Streicher,  die  unter  einem  Vorarbeiter  arbeiten  :  während  des  1.  Dienst- 
jahres wöchentlich  32  sh.  fi  d.,  während  des  2.  Jahres  35  sh.  und  später 
40  sh.: 

Musterweber:  währenddes  1.  Dionstjahres  wöchentlich  30  sh.,  während 
des  2.  Jahres  32  sh.  H  d.,  während  des  3.  Jahres  35  sh.  und  später  40  sh. ; 

Vorarbeiter,  die  walken  und  waschen,  wöchentlich  4Hsh.: 

Vorarbeiter  irgend  einer  der  folgenden  Abteilungen  :  Krempler,  Spinner, 
Färber,  Streicher,  Ausnäher,  Kammwollkrempler,  Kammgarnspinner:  wäh- 
rend des  1.  Dienstjahres  wöchentlich  50  sh.,  während  des  2.  Jahres 
55  sh.  und  später  HO  sh. : 

Kammgarnausnäher,  die  in  der  Kammgarnindustrie  beschäftigt  werden, 
U  sh.  wöchentlich,  welche  Summe  von  H  zu  fi  Monaten  um  1  sh.  bis  zum 
Maximallohn  von  15  sh.  per  Woche  steigt; 

Strecker,  die  in  der  Kamm-  und  Streichgarnindustrie  beschäftigt 
werden,  wöchentlich  9  sh.,  welche  Summe  von  H  zu  H  Monaten  um  1  sh. 
bis  zum  Lohn  von  1 1  sh.,  der  wiederum  nach  H  Monaten  bis  zum  Maximal- 
lohn von  12  sh.  fi  d.  pro  Woche  steigt. 

Nopper,  Ausnäherinnen :  während  der  ersten  H  Monate  wöchentlich 
5  sh.,  während  der  zweiten  0  Monate  fi  sh.,  während  der  dritten  H  Monate 
7  sh.,  während  der  vierten  H  Monate  8  sh.,  während  der  fünften  H  Monate 
10  sh.,  während  der  sechsten  H  Monate  12  sh.,  wahrend  des  4.  Jahres 
15  sh.,  wahrend  des  5.  Jahres  17  sh.  H  d.  und  später  20  sh. 

Jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter  von  13  bis  21  Jahren, 
die  nicht  Lehrlinge  oder  Bindjungen  sind  und  in  dem  Kämmraum  oder 
bei  den  Kämmmaschinen  verwendet  werden,  wöchentlich  9  sh.,  welche 
Summe  von  H  zu  6  Monaten  um  1  sh.  bis  zum  Maximallohn  von  15  sh.  per 
Woche  steigt. 

Jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter  von  13  bis  21  Jahren, 
die  nicht  Lehrlinge  oder  Bindjungen  sind  und  in  der  Wollspinn-  oder 
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Wollzwirnabteilung  als  Weberei-Lehrlinge  oder  Madchen,  Spuler  und 
Kammgarnspinner,  Andreher  oder  Zwirner  in  der  Spinnabteilung  und 
den  Ausnäh-Abteilungen  verwendet  werden ,  wöchentlich  5  sh.,  welche 
Summe  von  <i  zu  <>  Monaten  um  1  sh.  bis  zum  Maximallohn  von  12  sh. 
per  Woche  steigt. 

S  t  tt  c  k  1  o  h  n  s  ä  t  z  e. 

3.  Die  Minimalsätze  für  Stückarbeit,  die  den  bei,  den  Fabrikations- 
arbeiten oder  Verrichtungen  einer  Wollfabrik  beschäftigten  Personen  be- 
zahlt werden  sollen,  sollen  die  folgenden  sein: 

Spinnerei:  41/2  d.  per  Strähn  von  6  Ib.  skeins  Standard. 

Lehrlinge  oder  Bind  jungen. 

4.  a)  Die  Zahl  der  bei  den  Fabrikationsarbeiten  oder  Verrichtungen 
einer  Wollfabrik  beschäftigten  Lehrlinge  oder  Bindjungen  soll  die  folgende 
sein :  1  Lehrling  oder  Bindjunge  auf  einen  Erwachsenen,  2  Lehrlinge  oder 
Bindjungen  auf  3  Erwachsene,  3  Lehrlinge  oder  Bindjungen  auf  4  Er- 
wachsene und  hierauf  auf  je  2  Erwachsene  oder  einen  Bruchteil  hiervon, 
die  nicht  weniger  als  30  sh.  wöchentlich  erhalten,  1  Lehrling  oder  Bindjunge. 

b)  Die  niedrigsten  Löhne  oder  Entschädigungen,  die  den  bei  Fabrika- 
tionsarbeiten oder  Verrichtungen  einer  Wollfabrik  beschäftigten  Lehrlingen 
oder  Bindjungen  bezahlt  werden  sollen,  sollen  sein:  12  sh.  wöchentlich  für 
das  1.  Jahr,  welche  Summe  von  Jahr  zu  Jahr  bis  zum  21.  Altersjahr  des 
Lehrlings  oder  Bindjungen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er  den  Minimallohn 
von  30  sh.  wöchentlich  bekommen  soll,  um  2  sh.  6  d.  per  Woche  steigt. 

Knaben  und  Mädchen.    Bestimmung  der  von  ihnen  zu  ver- 
richtenden Arbeit. 

5.  Knaben  und  Mädchen,  die  keine  Lehrlinge  oder  Anbinder  sind, 
können  bei  Fabrikationsarbeiten  und  Verrichtungen  in  einer  Wollfabrik 
in  den  verschiedenen  Abteilungen  als  Kartendurchschläger,  Winder,  Ein- 
zieher und  in  der  Appretur  verwendet  werden. 

Ueberzeit. 

ß.  Irgend  ein  männlicher  Angestellter  über  16  Jahren,  der  bei 
Fabrikationsarbeiten  oder  Verrichtungen  einer  Wollfabrik  beschäftigt  ist 
und  während  irgend  welcher  Zeit  über  die  durch  diese  Bestimmung  fest- 
gesetzte Maximalzeit  (48  Stunden)  hinaus  arbeitet,  soll  für  jede  Ueber- 
zeit zu  dem  um  ein  Viertel  erhöhten  Preis  für  gewöhnliche  Zeit  bezahlt 
werden. 

7.  Dieser  Erlass  soll  vom  1.  Juni  1902  ab  in  Kraft  treten. 

VIII.  Roumanie.  Rumänien. 

Gesetz,  betreffend  die  Organisation  des  Handwerks  vom  6.  März  1908. 
Erster  Teil.  Betrieb  der  Handwerke. 

Zweites  Kapitel  :  Arbeiter. 
Art.  12.    Jeder  Arbeiter  inuss  ein  Carnet  (Arbeitsbuch)  haben. 
Art.  1 3.    Dieses  Carnet  wird  in  obligatorischer  Weise  vom  Vorstande 
der  Korporation  an  jede  Person  ausgestellt,  welche  : 

1)  Ein  Lehrlingszeugnis  besitzt: 

2)  ein  mit  dem  Lehrlingszeugnis  als  gleichwertig  anerkanntes  Akten- 
stück besitzt  (Art.  18»; 
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3)  beweisen  wird,  dass  sie  in  einer  Fabrik,  in  einer  Werkstatt,  einem 
Bahnhof  im  In-  oder  Auslande  wenigstens  fünf  Jahre  in  ihrem  Fache  ge- 
arbeitet hat ; 

4)  welche  eine  Prüfung  dem  Art.  9  No.  4  entsprechend  abgelegt  hat. 
Art.  15.    Der  Lehrling  kann,  mit  oder  ohne  Gehalt,  behufs  Erlernung 

eines  Handwerks  zu  einem  Patron  eintreten. 

Art.  16.  Kinder,  welche  das  zwölfte  Jahr  nicht  vollendet  haben, 
können  als  Lehrlinge  nicht  aufgenommen  werden. 

Eine  Ausnahme  hiervon  kann  jedoch  mit  Genehmigung  der  Handels- 
und Industriekammer  gemacht  werden. 

Für  solche  Berufe ,  welche  der  Gesundheit  schädlich  sein  können 
oder  mit  der  körperlichen  Kraft  der  Kinder  nicht  im  Einklang  stehen, 
werden  nur  solche  Lehrlinge,  die  14  Jahre  vollendet  haben,  aufgenommen 
werden. 

Art.  17.  Die  Lehrzeit  beim  Patron  wird  wenigstens  3  Jahre  und 
längstens  5  Jahre  dauern. 

Die  Handels-  und  Industriekaminer  kann  mit  Zustimmung  des 
Ministeriums  für  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Domänen  Aus- 
nahmen für  gowisse  Handwerke  zulassen. 

Der  Patron  ist  verpflichtet,  dem  Lehrling  ein  Zeugnis  für  die  Zeit, 
die  er  bei  ihm  als  Lehrling  zugebracht  hat,  auszustellen. 

Auf  Grund  solcher  Zeugnisse  ist  der  Vorstand  der  Korporation  ver- 
pflichtet, binnen  spätestens  15  Tagen  von  Datum  des  Gesuches  dem  Lehr- 
ling nach  Ablauf  der  Lehrzeit  ein  Lehrlingszeugnis  auszustellen. 

Art.  18.  Das  Ministerium  wird  nach  Einholung  des  Gutachtens  der 
Handels-  und  Industriekaminer  in  verordnungsmassiger  Weise  bestimmen, 
welche  die  Schul-  und  Industrieanstalten  des  In-  und  Auslandes  sind, 
deren  Zeugnisse  mit  dein  Lehrlingszeugnis  gleichwertig  sind. 

Der  Vorstand  der  Korporation  ist  vorpflichtet,  jene  Zeugnisse  als 
Lehrlingszeugnisse  anzuerkennen. 

Im  Falle  von  Kontestationen  werden  die  Bestimmungen  des  Art.  10 
angewendet  werden. 

Drittes  Kapitel :  Die  Beziehungen  zwischen  Patronen  und 
Lehrlingen,  Arbeitern  oder  Meistern. 

Art.  20.  Die  Beziehungen  zwischen  Patronen  und  Lehrlingen,  Arbeitern 
oder  Meistern  werden  durch  das  vorliegende  Gesetz  sowie  auch  durch 
Verträge  zwischen  den  Parteien  geregelt. 

In  keinem  Falle,  bei  sonstiger  Nichtigkeitserklärung,  kann  durch 
irgend  ein  Abkommen  von  der  Bestimmung  des  Art.  22  abgewichen 
werden. 

Art.  21.  Die  Verträge,  im  Namen  von  Minderjährigen,  weiden 
schriftlich  von  deren  gesetzlichen  Vertretern  abgeschlossen  werden. 

Art.  22.  Jeder  Vertrag  zwischen  Lehrlingen,  Arbeitern  und  Patronen 
wird  erst  nach  Ablauf  einer  Probezeit  definitiv  werden. 

Diese  Probezeit  wird  für  die  Lehrlinge  einen  Monat  und  für  die 
Arbeiter  15  Tage  dauern. 

Zwischen  Patronen  und  Lehrlingen. 
Art.  23.     Dor  Lehrling  ist   der  väterlichen  Disziplin  des  Patrons 
unterworfen;  in  Abwesenheit  des  letzteren  schuldet  er  dem  stellvertretenden 
Arbeiter  Gehorsam. 
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Art.  24.  Die  Lehrlinge,  welche  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  voll- 
endet haben,  können  nicht  verpflichtet  werden,  mehr  als  8  Stunden  täg- 
lich, und  diejenigen  im  Alter  von  14 — 16  Jahren  nicht  mehr  als  10  Stunden 
zu  arbeiten,  worin  auch  die  Schulstunden  eingerechnet  sind. 

Diese  Arbeitszeit  darf  keine  ununterbrochene  sein,  sondern  rauss 
wenigstens  durch  eine  Stunde  Ruhe  unterbrochen  werden. 

Art.  25.  Die  weniger  als  16  Jahre  alten  Lehrlinge  dürfen  während 
der  Nacht  nicht  zur  Arbeit  verwendet  werden,  d.  h.  von  8  Uhr  abends 
bis  ö  Uhr  früh. 

Art.  26.    Der  Patron  ist  verpflichtet: 

1)  den  Lehrling  in  dem  Handwerk  durch  Belehrung  und  Beschäftigung 
zu  unterrichten ; 

2)  für  dessen  geistige  und  religiöse  Erziehung  zu  sorgen  und  ihm 
die  freie  Zeit  zu  gewähren,  an  den  von  seiner  Religion  vorgeschriebenen 
Feiertagen  dem  Gottesdienste  beizuwohnen  und  zu  überwachen,  dass  der 
Lehrling  diese  Verpflichtung  erfülle; 

3)  den  Lehrling  zu  verpflichten,  in  die  Schule  zu  gehen; 

4)  die  Eltern  des  Lehrlings  oder  dessen  gesetzliche  Vertreter  sowie 
auch  den  Schuldirektor  zu  benachrichtigen,  wenn  der  Lehrling  erkrankt, 
sowie  überhaupt  über  jedwedes  wichtige  Ereignis,  welches  dieselben 
interessieren  könnte. 

Art.  27.  Der  Patron  wird  den  Lehrling  nur  zu  den  Arbeiten  des 
Handwerkes,  das  er  erlernen  will,  und  im  Verhältnisse  zu  seinem  Alter 
und  seiner  körperlichen  Kraft  gebrauchen.  Er  darf  ihn  nicht  zur  Ver- 
richtung von  häuslichen  Diensten  verpflichten.  Er  muss  auch  darauf 
achten,  dass  der  Lehrling  nicht  in  seiner  Würde  von  den  Hausleuten 
verletzt  werde. 

Art.  28.  Im  Falle  dass  der  Lehrling  seinem  Patrone  davonläuft, 
werden  seine  rechtsinässigen  Vertreter  vom  Vorstande  der  Korporation 
aufgefordert  werdon,  denselben  in  den  Dienst  wieder  zurückzubringen; 
sollten  aber  die  Vertreter  dieser  Aufforderung  nicht  Folge  leisten,  so 
werden  sie  für  die  Zahlung  von  Entschädigungen  an  den  Patron  ver- 
antwortlich sein. 

Art.  29.  Derjenige  Patron,  der  einen  durchgegangenen  Lehrling 
wissentlich  aufgenommen  hat,  wird  verpflichtet  sein,  im  Vereine  mit  dem 
Lehrling  in  solidarischer  Weise  den  gewesenen  Patron  für  die  durch 
das  Fortlaufen  entstandenen  Folgen  zu  entschädigen. 

Art.  30.    Der  Patron  kann  sofort  den  Vertrag  lösen,  wenn  : 

1)  der  Lehrling  einen  Diebstahl,  Vertrauensmissbrauch  oder  Betrug 
begeht ; 

2)  wenn  der  Lehrling  den  Patron  thätlich  angreift  oder  ihn  oder 
ein  Mitglied  seiner  Familie  schwer  beleidigt; 

3)  wenn  der  Lehrling  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidet. 

Art.  31.  Der  Patron  kann  den  Vertrag  nach  vorhergehender  15-tägiger 
Kündigung  lösen,  wenn : 

1)  der  Lehrling  seine  durch  das  Gesetz  oder  durch  den  Vertrag  auf- 
erlegten Pflichten  nicht  erfüllt: 

2)  wenn  der  Lehrling  unfähig  ist,  das  Handwerk  zu  erlernen : 

3)  wenn  der  Lehrling  erkrankt  und  diese  Krankheit  mehr  als  zwei 
Monate  anhält : 

4)  wenn  der  Patron  den  Betrieb  seines  Handwerks  einstellen  will. 
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la letzterem  Falle  ist  der  Patron  verpflichtet,  den  Lehrling  für  die  Zeit, 
bis  er  einen  neuen  Posten  bekommt,  zu  entschädigen. 

Art.  32.  Der  Lehrling  oder  sein  gesetzlicher  Vertreter  kann  sofort 
den  Vertrag  kündigen: 

1)  wenn  der  Patron  sein  väterliches  Disziplinarrecht  mißbraucht: 

2)  wenn  der  Patron  unmoralische  oder  vom  Gesetze  bestrafte  Hand- 
lungen gegen  den  Lehrling  begeht; 

3)  wenn  das  Leben  oder  die  Gesundheit  des  Lehrlings  bei  fortge- 
setzter Arbeit  gefährdet  erscheinen. 

Art..  33.  Der  Lehrling  oder  sein  Vertreter  wird  den  Vertrag  nach 
vorhergehender  15-tägiger  Kündigung  lösen  können: 

1 )  wenn  der  Patron  die  Verpflichtungen,  welche,  ihm  das  Gesetz 
oder  der  Vertrag  /wischen  beiden  Parteien  dem  Lehrlinge  gegenüber  auf- 
erlegt, nicht  erfüllt  ; 

2)  wenn  der  Patron  die  Ausübung  seines  Gewerbes  in  eine  andere 
Ortschaft  verlegt; 

3)  wenn  der  Patron  von  einer  Krankheit  heimgesucht  wird,  welche 
länger  als  zwei  Monate  dauert,  und  keinen  Stellvertreter  aufnimmt  ; 

4)  wenn  der  Patron  in  Konkurs  gerät ; 

5)  wenn  der  Lehrling  einen  anderen  Beruf  oder  eine  andere  Be- 
schäftigung annehmen  will. 

In  dem  unter  No.  4  vorgesehenen  Falle  wird  die  Auflösung  des  Ver- 
trages in  der  gleichen  Weise  auch  durch  den  Konkursverwalter  erfolgen 
können;  in  dem  unter  No.  5  vorgesehenen  Falle  gebührt  dem  Patron  eine 
geziemende  Entschädigung. 

Zwischen  Patronen  und  Arbeitern. 

Art.  34.  Der  Patron  kann  den  Arbeitern  nicht  ihrem  Handwerke 
fern  stehende  Arbeiten  auferlegen.  Jedenfalls  muß  die  Arbeit  mit  der 
körperlichen  Kraft  derselben  im  Einklang  stehen.  Er  kann  dieselben  nicht 
verpflichten,  wenn  nicht  eine  spezielle  Vereinbarung  existiert,  auch  Haus- 
arbeiten zu  verrichten. 

Art.  35.  Ein  Patron  kann  keinen  Arbeiter  aufnehmen,  dessen  Ver- 
trag mit  einem  anderen  Patron  nicht  abgelaufen  ist  oder  nicht,  gelöst 
wurde.  Im  zuwiderhandelnden  Falle  sind  beide  solidarisch  für  die  an  deu 
verlassenen  Patron  zu  zahlende  Entschädigung  verantwortlich. 

Art.  36.  Der  Patron  ist  berechtigt,  zu  jedem  Zeitpunkt  vom  Arbeiter 
zu  verlangen,  daß  er  ihm  sein  Arbeitsbuch  zur  Aufbewahrung  anvertraue. 
Dieses  Arbeitsbuch  wird  auf  Verlangen  den  zuständigen  Behörden  zu  jeder 
Zeit  vorgezeigt  werden. 

Art.  37.  Wenn  der  Arbeiter  die  Arbeit  des  Patrons  verläßt,  ist 
letzterer  verpflichtet,  ihm  das  Arbeitsbuch  zurückzugeben,  indem  er  in  ge- 
wissenhafter Weise  bloß  die  in  demselben  enthaltenen  Rubriken  ausfüllt. 

Art.  38.  Der  Vertrag  zwischen  dem  Patron  und  dem  Arbeiter  kann, 
wenn  keine  gegenteiligen  Bestimmungen  vorliegen,  mittelst  einer  15  Tage 
vorher  ergangenen  Kündigung  gelöst  werden. 

Dessenungeachtet  kann  der  Arbeiter  von  dieser  Kündigung  nur  dann 
Gebrauch  machen,  wenn  er  seine  begonnene  Arbeit  beendet  hat,  falls  er 
per  Stück  arbeitet;  in  dem  Falle,  daß  er  einen  Vorschuß  auf  seinen  Ge- 
halt bekommen  hat,  muß  er  zuerst  soviel  arbeiten,  als  dieser  Vorschuß 
beträgt,  wenn  er  es  sonst  nicht  vorzieht,  den  Vorschuß  zurückzuerstatten. 


Digitized  by  Google 


—   448  — 


Art.  39.  Der  Patron,  welcher  einen  Arbeiter  vor  Ablauf  der  im 
vorigen  Artikel  angegebenen  Kündigungsfrist  entläßt,  ist  verpflichtet,  ihm 
beim  Austritte  den  Gehalt  für  die  ganze  Zeit  zu  bezahlen,  und  dieser 
Gehalt  wird  doppelt  zu  bezahlen  sein,  wenn  der  Arbeiter  auch  die  Nahrung 
erhielt. 

Art.  40.    Der  Patron  kann  sofort  den  Kontrakt  lösen : 

1)  wenn  der  Arbeiter  die  Bedingungen  des  Vertrages  nicht  erfüllt; 

2)  wenn  der  Arbeiter  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidet; 

3)  wenn  der  Arbeiter  den  Patron  oder  jemand  anderen  im  Hause 
thätlich  angegriffen  oder  schwer  beleidigt  hat ; 

4)  wenn  der  Arbeiter  irgend  einen  Diebstahl,  Vertrauensmißbrauch  oder 
Betrug  begangen  hat: 

5)  wenn  der  Arbeiter  durch  Unvorsichtigkeit,  entgegen  den  Vor- 
schriften, die  ihm  erteilt  wurden,  die  Sicherheit  des  Hauses  oder  der  An- 
stalt gefährdet. 

Art.  41.  Wenn  der  Arbeiter  zur  Erfüllung  des  Militärdienstes  ein- 
berufen wird,  so  wird  der  Vertrag  ipso  jure  und  ohne  Entschädigung  ge- 
löst werden.  Bei  einer  Einberufung  zur  Waffenübung  wird  der  Vertrag 
nicht  gelöst,  aber  der  Arbeiter  hat  kein  Recht  auf  Gehalt  während  der 
Zeit  seiner  Abwesenheit. 

Art.  42.    Der  Arbeiter  kann  den  Vertrag  sofort  lösen : 

1)  wenn  der  Patron  die  Verpflichtungen,  die  er  durch  den  Vertrag 
übernommen  hat,  nicht  erfüllt; 

2)  wenn  der  Patron  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidet  ; 

3)  wenn  der  Patron  oder  sonst  jemand  vom  Hause  den  Arbeiter  miß- 
handelt oder  schwer  beleidigt ; 

4)  wenn  die  Gesundheit  oder  das  Leben  des  Arbeiters  durch  die 
Fortsetzung  der  Arbeit  in  Gefahr  käme ; 

5)  wenn  der  Patron  unmoralische  Handlungen  begeht  oder  den  Ar- 
beiter zu  unmoralischen  Handlungen  verleiten  will. 

Art.  43.  Die  in  den  Artikeln  34,  35  und  38—42  enthaltenen  Be- 
stimmungen werden  auch  auf  die  Meister  angewandt,  welche  bei  einem 
Patron  zu  arbeiten  sich  verpflichtet  haben. 

Zweiter  Teil.  Die  Korporationen. 

Art.  55.    Die  Korporation  hat  den  Zweck: 

1)  die  professionelle  Ehre  zu  fördern  und  die  Ordnung  und  Eintracht 
zwischen  den  Handwerkern  aufrecht  zu  erhalten; 

2)  die  gemeinsamen  Interessen  des  Handwerks  oder  der  Handwerke, 
welche  die  Korporation  bilden,  zu  verteidigen ; 

3)  für  den  moralischen  Zustand  und  für  die  Vervollkommnung  der 
technischen  Kenntnisse  der  Arbeiter  und  Lehrlinge  zu  sorgen ; 

4)  die  gegenseitige  Unterstützung  zwischen  den  Handwerkern  zu 
organisieren ; 

5)  zu  bewirken,  daß  die  Handwerker  sich  daran  gewöhnen,  die 
Schlichtung  der  zwischen  ihnen  vorkommenden  Mißverständnisse  dem 
Schiedsrichterausschusso  zu  unterwerfen. 

Art.  56.  Die  Korporationen  sind  verpflichtet,  im  Verhältnisse  zu  den 
Mitteln,  über  welche  sie  verfügen  können: 

1 )  Versicherungskassen  zu  errichten  oder  die  Mitglieder  der  Corporation 
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bei  Versicherungsgesellschaften  gegen  Krankheiten,  Arbeitsunfähigkeit  und 
Todesfall  zu  versichern; 

2)  Bureaux  für  die  Plazierung  von  Lehrlingen  und  Arbeitern  ein- 
zurichten ; 

3)  Fachschulen  und  Schulen  für  Erwachsene  zu  errichten  oder  zu 
subventionieren. 

In  diesen  Schulen  wird  die  Zahl  der  rumänischen  Schüler  in  jedem 
Falle  wenigstens  8/i  betragen. 

Art.  90.  Das  vorliegende  Gesetz  tritt  sechs  Monate  nach  seiner  Ver- 
öffentlichung im  Monitor  oticial  in  Kraft. 

Art.  92.  Allen  Arbeitern,  welche  bis  zum  Inkrafttreten  des  gegen- 
wartigen Gesetzes  nachweisen  werden,  daß  sie  effektiv  wenigstens  2  Jahre 
hindurch  in  einem  Handwerke  gearbeitet  haben,  wird  entsprechend  den 
im  vorhergehenden  Artikel  betreffs  des  Meisterpatents  enthaltenen  Be- 
stimmungen, ausnahmsweise  das  Carnet  (Arbeitsbuch)  ausgefolgt  werden. 

Das  Carnet  wird  auch  jenen  Personen  ausgefolgt  wrerden  können, 
welche  eine  Fachschule  absolviert  haben,  sowie  den  im  Dienste  befind- 
lichen, von  ihren  Patronen  empfohlenen  Arbeitern  oder  Lehrlingen. 

Sie  werden  im  Augenblicke,  wo  sie  das  Arbeitsbuch  verlaugen,  nach- 
weisen müssen,  daß  sie  alle  dem  Staate,  dem  Distrikte  und  der  Gemeinde 
für  die  sechs  dem  Gesuche  vorhergehenden  Monate  schuldigen  Abgaben 
bezahlt  haben. 

Art.  95.  In  den  Bedingungsheften  von  öffentlichen  Arbeiten  oder 
von  Lieferungen  für  den  Staat,  die  Distrikte,  die  Gemeinden  und  die 
anderen  Civil-  und  Militärbehörden  wird  die  Klausel  vorgesehen  werden, 
daß  der  Unternehmer  fremde  Handwerker  bloß  in  dem  von  der  Verwaltung, 
nach  der  Art  der  Art  der  Arbeiten  und  nach  der  Gegend,  in  welcher  sie 
ausgeführt  werden,  festgesetzten  Verhältnisse  verwendet  werden  können. 

IX.  Russie.  Russland. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  8.  Februar  1902,  betr. 
die  fakultative  Einführung  des  Neunstundentages  in  den  den  Acoise- 
verwaltUDgen  unterstehenden  Staats- Spiritusrafflnerien  und  Brannt- 
weinniederlagen. 

Mit  Cirkular  vom  27.  März  1899  wurde  die  Dauer  des  Arbeitstages 
in  den  Staats-Spiritusraffinerien  und  Branntweinniederlagen  überall  auf  10 
Stunden  festgesetzt,  wobei  in  dieser  Arbeitszeit  die  zum  Aufräumen  der 
Niederlagen  benötigte  Zeit  nicht  inbegriffen  war. 

Die  in  letzter  Zeit  bei  einigen  Acciseverwaltungen  gemachten  Ver- 
suche, die  Arbeiten  in  den  staatlichen  Branntweinniederlagen  in  weniger 
als  10  Stunden  täglich  abzuwickeln,  zeigten,  dass  die  Produktivität  der 
Arbeit  sich  hierbei  nicht  nur  nicht  verminderte,  sondern  zunahm,  während 
die  Qualität  dersolben  auf  der  früheren  Höhe  verblieb.  Dies  ist  damit 
zu  erklären,  dass  die  Arbeiter,  welche  durch  oiue  kleinere  Stundenzahl 
beschäftigt  sind,  mit  weniger  Ermüdung,  aber  grösserem  Eifer  ihre  Arbeit 
verrichten. 

Mit  Rücksicht  darauf  und  im  Interesse  der  Verbesserung  der  Arbeiter- 
verhältnisse in  den  staatlichen  Spiritusraffinerien  und  Branntweinnieder- 
lagen erachte  ich  es  für  möglich  —  ohne  den  vorkürzten  Arbeitstag  als 
obligatorische,  überall  zu  beachtende  Norm  hinzustellen  —  den  Direktoren  der 
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Acciseverwaltungen  anheimzustellen,  den  Arbeitstag  ohne  Einrechnung  der 
zum  Aufräumen  erforderlichen  Zeit  dort,  wo  dies  nach  dem  Stande  der 
Arbeiter  und  der  sonstigen  Verhältnisse  überhaupt  zulässig  erscheint,  auf 
9  Stunden  herabzusetzen,  unter  der  Bedingung,  dass  diese  Erleichterung 
ohne  Beeinträchtigung  der  Produktivität  der  Arbeit  möglich  erscheint. 

X.  Sui8se.  Schweiz. 

Bundesgesets,  betr.  Lohnzahlung  und  Buesenwesen  bei  den  nach 
dem  Bundesgesetee  vom  26.  April  1887  haftpflichtigen  Unternehmungen, 
vom  26.  Juni  1802. 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  nach 
Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  KS.  Januar  1897,  beschliesst: 

Art.  1.  Auf  die  dem  Bundesgesetze  vom  26.  April  1887,  betr.  die 
Ausdehnung  der  Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom 
2">.  Juni  1881,  unterstellten  Unternehmungen  finden  die  Vorschriften  von 
Art.  10  und  7  des  Bundesgesetzes  vom  23.  März  1877,  betr.  die  Arbeit 
in  den  Fabriken,  in  folgender  Weise  Anwendung: 

a)  Die  Inhaber  der  genannten  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  die 
Arbeiter  spätestens  alle  2  Wochen  in  bar  und  in  gesetzlichen  Münzsorten 
auszuzahlen. 

Durch  besondere  vorgehende  Verständigung  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  kann  auch  monatliche  Auszahlung  festgesetzt  werden. 

Am  Zahltage  darf  nicht  mehr  als  der  Lohn  für  (S  Tage  ausstehen 
bleiben. 

Boi  Accordarbeit  werden  die  Zahlungsverhältnisse  gegenseitiger  vor- 
gehender Vereinbarung  überlassen,  jedoch  hat  die  Auszahlung  spätestens 
am  ersten  Zahltag  nach  Vollendung  der  Arbeit  zu  erfolgen. 

Für  Arbeiten,  die  mehr  als  12  Tage  Arbeitszeit  beanspruchen,  hat 
der  Arbeiter  das  Recht  auf  eine  den  geleisteten  Arbeiten  entsprechende 
Abschlagszahlung  am  Zahltag. 

b)  Bussen  dürfen  nur  auf  Grund  eines  genehmigten  Reglements  ge- 
fällt werden. 

Dieselben  sollen  unter  keinen  Umständen  die  Hälfte  des  Taglohnes 
des  Gebüssten  übersteigen  und  sind  im  Interesse  der  Arbeiter,  namentlich 
für  Unterstützungskassen,  zu  vorwenden. 

Lohnabzüge  für  mangelhafte  Arbeit  oder  verdorbene  Stoffe  fallen 
nicht  unter  den  Begriff  „Bussen". 

Art.  2.  Streitigkeiten  über  die  Art  der  Lohnzahlung,  über  Lohn- 
abzüge und  über  die  Erhebung  und  Verwendung  von  Bussen  entscheidet 
der  zuständige  Richter. 

Art.  3.  Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  liegt  den  Regierungen 
der  Kantone,  die  Oberaufsicht  über  die  Durchführung  dem  Bundesrate  ob. 

Der  Bundesbehörde  ist  auf  deren  Verlangen  von  den  kantonalen 
Regierungen  jederzeit  die  von  ihr  gewünschte  Auskunft  zu  erteilen. 

Art.  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
oder  gegen  die  schriftlich  zu  erteilenden  Weisungen  der  zuständigen  Auf- 
sichtsbehörden sind,  abgesehen  von  den  civilrechtlicheu  Folgen,  durch  die 
Gerichte  mit  Bussen  von  Frs.  5 — 5<K")  zu  belegen. 

Art.  5.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen 
des  Buntlesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betr.  die  Volksabstimmung  über 
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Bundesgesetze  und  Bundesbesehlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes 
zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

BundesratabeschlusB ,  betr.  Abänderung  von  Art.  18  der  Voll- 
aiehungsverordnung  zum  Militär  versieh  erungsgesetz,  vom  4.  Juli  1902. 

Der  schweizerische  Bundesrat,  auf  Antrag  seines  Militärdepartements, 
beschliesst : 

Der  Artikel  18  der  Vollziehungsvorordnung  vom  12.  November  1901 
zum  Militärversicherungsgesetz  (A.  S.  N.  F.  XVIII,  894;  vgl.  „Bulletin", 
S.  310 ff.)  wird  abgeändert  und  erhält  folgende  neue  Fassung: 

Art.  18.  Für  die  Divisionswaffenkontrolleure  und  ihre  Stellvertreter, 
für  die  Beamten  der  Festungswerke,  sowie  für  die  in  Art.  2,  Ziff.  2 
und  3,  und  in  Art.  3,  Ziff.  1  und  2,  des  Militärversicherungsgesotzcs 
genannten  Offiziere  und  Funktionäre  wird  das  Krankengeld  der  ersten 
30  Krankhoitstage  auf  Frs.  5  und  der  Spitalersatz  auf  Frs.  3  festgesetzt; 
für  die  in  Art.  2,  Ziff.  7,  in  Art.  3,  Ziff.  3  und  4,  und  in  Art.  4, 
Ziff.  3,  des  Militärversicherungsgesetzes  genannten  Versicherten  und  für 
die  Gehilfen  der  Divisionswaffenkontrolleure  betrügt  das  Krankengeld 
Frs.  3  und  der  Spitalersatz  Frs.  2,50. 

Die  in  Art.  4 ,  Ziff.  1  und  2 ,  genannten  Versicherten  erhalten, 
wenn  sie  den  Offiziersrang  bekleiden,  ein  fixes  Krankengeld  von  Frs.  5 
und  einen  Spitalersatz  von  Frs.  3,  sonst  aber  Frs.  3  Krankengeld  und 
Frs.  2,50  Spitalersatz. 

Die  Sicherheitswächter  und  übrigen  Angesl eilten  der  Festungswerke, 
die  Bereiter,  Pferdewärter,  Fahrer  und  Schmiedemeistor  und  deren  Gehilfen 
bei  der  Pferderegieanstalt  und  dem  Kavallerieremontendepot  haben  An- 
spruch auf  einen  Spitalersatz  von  Frs.  2,50;  sie  beziehen  ein  fixes  Kranken- 
geld von  Frs.  3,  wenn  ihr  Sold  Frs.  4  oder  weniger,  von  Frs.  4,  wenn  ihr 
Sold  täglich  mehr  als  Frs.  4  bis  Frs.  5,  und  von  Frs.  5,  wenn  ihr  Sold  mehr 
als  Frs.  5  beträgt. 

Vorbehalten  bleibt  Art.  19,  Alinea  (i,  des  Militärversicherungsgesetzes. 

II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen1). 

X.  Autriche.  Oesterreich2). 

( Reichsratsländer.) 
42.  Arbeiterwohnungen  (33,  35). 

Bericht  des  Ausschusses  über  die  Gesotzesvorlage  betr.  die  Begünsti- 
gungen für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen,  Beil. 
1339  A.H.,  erstattet  in  der  147.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
2.  Juni  1902.  Zweite  und  dritte  Lesung  J48.  Sitzung  vom  3.  Juni.  Be- 
schluss  Beil.  1307  A.H. 

1)  Die  rechts  vorn  idphnbelischen  Schlagwort  in  (  )  angegebenen  Ziffern  Meisen  auf 
die  fortlaufenden  Nummern  hin,  unter  welchen  in  <leu  vorangehenden  Heften  des  „Rulletins" 
ühcr  denselben  Gegenstand  berichtet  worden  i-t. 

2)  Verzeichnis  der  Abkürzungen  s.  „Bulletin"  S.  73. 
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Bericht,  zweite  und  dritte  Lesung  im  Herrenhaus,  26.  Sitzung  H.H. 
vom  13.  Juni  1902. 

Gesetz  vom  8.  Juli  1902  s.  „Bulletin"  S.  399  ff. 

43.  Bauarbeiter. 

Regierungsvorlage:  Oesetz,  betr.  die  Ergänzung  der  Gewerbeordnung 
bezüglich  der  bei  Bauunternehmuugen  beschäftigten  Arbeiter,  Beil.  717 
A.H.  Bericht  des  Ausschusses  Beil.  1332.  Zweite  und  dritte  Lesung, 
154.  Sitzung  A.H.  vom  14.  Juni  1902.    Besckluss  Boil.  1404  A.H. 

Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses,  Beil.  167  H.H.,  zweite  und 
dritte  Lesung  27.  Sitzung  H.H.  vom  20.  Juni  1902. 

Gesetz  vom  22.  Juli  1902  s.  „Bulletin"  S.  404. 

44.  Eis  enbahn personal  (7). 

Bericht  des  Ausschusses  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Regelung  des  Arbeiteverhältnisses  der  bei  Regiebauten  von  Eisenbahnen 
und  in  den  Hilfsaustalten  derselben  verwendeten  Arbeiter,  Beil.  1331 
A.H.,  erstattet  153.  Sitzung  vom  13.  Juni  1902.  Zweite  und  dritte 
Lesung  ebenda. 

Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses:  Beil.  166  H.H.  Zweite 
und  dritte  Lesung  27.  Sitzung  H.H.  vom  20.  Juni  1902. 
Gesetz  vom  28.  Juli  1902  s.  „Bulletin"  S.  405  ff. 

45.  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  (15). 

Bericht  des  Ausschusses:  Beil.  1344  A.H.  Zweite  und  dritte  Lesung 
157.  Sitzung  A.H.  vom  18.  Juni  1902. 

Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses :  Beil.  1 65  H.H.  Zweite 
und  dritte  Lesung  27.  Sitzung  H.H.  vom  20.  Juni  1902. 

Gesetz  vom  12.  Juli  19<>2,  R.G.B1.  No.  147,  LXXII.  Stück  vom 
23.  Juli  1902»). 

46.  Pensionen  der  Civilstaatsbediensteten. 
Regierungsvorlage:  Gesetz,   betr.  eine  teilweise  Abänderung,  bezw. 

Ergänzung  der  Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenüsse  der  Civilstaats- 
beamten  (Staatslehrpersonen ),  der  nach  den  Civilpensionsvorsckriften  be- 
handelten Gendarmeriemannschaftspersonen  und  Gendarmeriekanzleidiener, 
sowie  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  pensionierten  und 
provisioniorten  Civilstaatsbediensteten,  Beil.  1348  A.H.  —  Regierungs- 
vorlage :  Gesetz,  betr.  eine  weitere  Erhöhung  der  auf  Grund  des  §  16  des 
Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  R.G.B1.  Xo.  74  erhöhten  normalmässigen 
Versorgungsgenüsse  der  Witwen  nach  Civilstaatsbeainten  und  Staatslehr- 
personen,  Beil.  1349  A.H.  Eingebracht  145.  Sitzung  vom  30.  Mai  1902. 
Zweite  und  dritte  Lesung  152.  Sitzung  vom  12.  Juni  1902. 

Bericht,  zweite  und  dritte  Lesung  im  Herrenhaus  27.  Sitzung  H.H. 
vom  20.  Juni  1902. 

II.  Danemark.  Dänemark, 

1 .  Altersunterstützungsgesetz:  Folketing ,  Sitzung  vom 
9.  Januar  1895  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung.  Verhandlungen 
des  Folketing,  Spalte  1819  —  1857.  —  Folketing,  Sitzung  vom  2.  Februar 
1895  betreffend  Abänderung  des  — .    1.  Lesung;  einer  Kommission  über- 


1)  I»er  Wortlaut  des  Gesetzes  gelangt  im  „Bulletin"  No.  10  zum  Abdruck. 
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wiesen.  Verhandlungen  des  Folketing,  Spalte  2547—  2563.  —  Folketing, 
Sitzung  vom  5.  November  1896  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung. 
Verhandlungen  des  Folketing,  Spalte  898 — 937.  —  Landsting.  Sitzung 
vom  27.  März  1891)  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung.  Verhand- 
lungen des  Landstin«;,  Spalte  167»>— 1077.  —  Folketing,  Sitzung  vom 
28.  März  1899  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung  Verhandlungen 
des  Folketing,  Spalte  5424—5428.  —  Folketing,  Sitzung  vom  29.  März 
1899  betreffend  Abänderung  des  — .  2.  Lesung.  Verhandlungen  des 
Folketing,  Spalte  5470.  —  Folketing,  Sitzung  vom  29.  März  1899  betreffs 
Abänderung  des  — .  3.  Lesung;  angenommen.  Verhandlungen  des  Folke- 
ting, Spalte  5515—5516.  —  Folketing.  Sitzungen  vom  9.,  11.,  und  14. 
Novembor  1899  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung,  an  eine  Kom- 
mission überwiesen.  Verhandlungen  des  Folketing.  Spalte  1106—1212. 
—  Folketing,  Sitzung  vom  6.  Dezember  1900  betreffend  Abänderung  des 
— .  1.  Lesung;  einer  Kommission  überwiesen.  Verhandlungen  des  Folke- 
ting, Spalte  1667—1697.  —  Folketing,  Sitzung  vom  25.  März  1901  be- 
treffend Abänderung  des  — .  2.  Lesung.  Verhandlungen  des  Folketing, 
Spalte  4660—4699.  —  Folketing,  Sitzung  vom  27.  März  1901  betreffend 
Abänderung  des  — .  3.  Lesung;  einstimmig  angenommen.  Verhandlungen 
des  Folketing,  Spalte  4766 — 4767.  —  Landsting,  Sitzung  vom  16.  März 

1901  betreffend  Abänderung  des  — .  1.  Lesung;  einer  Kommission  über- 
wiesen. Verhandlungen  des  Landsting,  Spalte  56—95.  —  Landsting, 
Sitzung  vom  7.  März  1902  betreffend  Abänderung  des  — .  2.  Lesung. 
Verhandlungen  des  Landsting,  Spalte  631 — 653.  —  Folketing,  Sitzung 
vom  21.  März  1902  betreffs  Aenderung  im  — .  1.  Lesung.  Verhandlungen 
des  Folketing,  Spalte  4898—4922.  —  Folketing,  Sitzung  vom  9.  April  1902 
betreffend  Abänderung  des  — .  2.  Lesung.  Verhandlungen  des  Folketing, 
Spalte  5053—5080.  —  Folketing,  Sitzung  vom  11.  April  1902  betreffend 
Abänderung  des  — .  3.  Lesung;  einstimmig  angenommen.  Verhandlungen 
des  Folketing,  Spalte  5119 — 5120.  —  Landsting,  Sitzung  vom  15.  Mai 

1902  betreffend  Abänderung  des  — .  Einzige  Lesung;  einstimmig  ange- 
nommen. Verhandlungen  des  Landsting,  Spalte  1477  —  1497.  —  Folketing, 
Sitzung  vom  16.  Mai  1902  betreffend  Abänderung  des  — .  Einzige  Lesung; 
angenommen.   Verhandlungen  des  Folketing,  Spalte  5839 — 5842. 

Arbeitslosenunterstützung:  Folketing,  Sitzung  vom  14.  No- 
vember 1899,  Vorschlag  eines  Gesetzentwurfs  betreffend  — .  1.  Lesung. 
Verhandlungen  des  Folketing,  Spalte  1216. 

Arbeitszeit:  Folketing,  Sitzung  vom  14.  November  1899,  Vor- 
schlag eines  Gesetzentwurfs  betreffs  — .  1.  Lesung.  Verhandlungen  des 
Folketing,  Spalte  1213—1216. 

III.  France.  Frankreich. 

62.  Alters-  und  Invalidität» Versicherung  (3,  44,  45). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Lemire,  betr.  die  Organisation  der  obligatorischen 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung.    (Doc.  pari.  No.  17;  J.  O.,  S.  478.) 

Sitzung  der  Deputiert enkanimer  vom  26.  Juni  1902.  Bericht  des 
Abg.  Emile  Rey  über  diesen  Gesetzentwurf.    (Doc.  pari.  No.  151.) 
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Sitzung  der  Deputiert enkammer  vom  3.  Juli  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Vaillant,  betr.  die  Versicherung  der  kranken 
und  invaliden  Greise  gegen  Armut,  durch  Schaffung  einer,  die  zu  errich- 
tende Arbeiterversicherung  ergänzenden  Institution.    (Doc.  pari.  Xo.  187.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juli  1902.  Summarischer 
Bericht  des  Abg.  Congy  Uber  diesen  Gesetzesentwurf. 

63.  Alters-  und  In  v  a  1  i  d  e  n  v  ers  o  rg  u  n  g  (36). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1{K.)2.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  der  Abgg.  Emile  Key  und  Lachieze,  betr.  die  Versorgung 
der  Greise  und  Invaliden.    (Doc.  pari.  Xo.  56  ;  J.  ().,  S.  506.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  23.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Bionvenu  Martin,  betr.  die  Versorgung  der  Greise 
und  Invaliden.    (Doc.  pari.  Xo.  118.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  7.  Juli  1902.  Summarischer 
Bericht  des  Abg.  Emile  Rey  über  beide  Entwürfe.    (Doc.  pari.  Xo.  222.) 

64.  Arbeiter  in  Betrieben  des  Kriegsministeriunis. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  26.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Berteaux,  betr.  die  Fabriken,  Werkstätten  und 
Arsenale  des  Kriegsministeriums.    (Doc.  pari.  Xo.  153.) 

65.  Arbeitsdauer  (5). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  26.  Juni  1902.  Vorlago  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Hudelle,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes 
vom  30.  März  190(1  über  die  Arbeit  von  Frauen,  Jugendlichen  und  Kindern 
in  Fabriken,  Werkstätten,  Hüttenwerken  und  Arbeitsplätzen.  (Doc.  pari. 
Xo.  152.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1902.  Summarischer 
Bericht  des  Abg.  Congy  über  diesen  Gesetzentwurf.    (Doc.  pari.  Xo.  202.) 

66.  Arbeitsdauer  in  Bergwerken  (5,  46). 

Senatssitzung  vom  12.  Juni  1902.  Debatte  über  einen  Gesotzentwurf 
des  Senators  Darbot,  betr.  die  Arbeitsdauer  in  Bergwerken  und  die  Ver- 
hütung des  Bergarbeiterstrikes  durch  eine  Vereinigung  von  Kapital  und 
Arbeit. 

Senatssitzung  vom  17.  Juni  1902.  Ueberweisung  dieses  Gesetzent- 
wurfes an  die  mit  der  Prüfung  des  von  der  Deputiertenkammer  ange- 
nommenen Gesetzes,  betr.  die  Arbeitszeit  in  Bergwerken,  betraute  Kom- 
mission. 

67.  Arbeitslosenver Sicherung  (<».  47). 

Sitzung  der  Deputiertonkammor  vom  19.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Charles  Dumont,  betr.  die  Versicherung  der 
die  Vorteile  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  genicssenden  Arbeiter  gegen 
Lohnverluste  infolge  einer  durch  Brand  in  den  Fabriken,  Läden  und 
Arbeitsplätzen  verursachten  Arbeitslosigkeit.    (Doc.  pari.  Xo.  99.) 

68.  Arbeitsnachweis  (2,  48 1. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1902.  Wiederaufnahme 
der  parlamentarischen  Arbeiten  an  dem  vom  Senate  mit  einigen  Abände- 
rungen angenommenen  Gesetzesentwurfe,  betr.  den  Arbeitsnachweis  für 
Arbeiter  und  Angestellte  beider  Geschlechter  und  aller  Berufe.  (Doc. 
pari.  Xo.  47,  J.  ().,  S.  V.M.) 
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b9.  Arbeitsvertrag  (11,  28,  50). 

Atzung  der  Deputiertenkamraer  vom  HJ.  Juni  1902.  Vorlage  eines  Ge- 
setzentwurfes des  Abg.  Mirraan,  betr.  die  Sicherung  gerechter  Entschädigungen 
für  diejenigen  Lohnarbeiter,  die  infolge  einer  Delegation  als  Vertrauens- 
männer ihrer  Arbeitsgenossen  entlassen  wurden.    (Doc.  pari.  No.  fit}.) 

70.  Bergarbeiterdolegierte  (1<*). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1902.  Wiederaufnahme 
der  parlamentarischen  Arbeiten  an  dem  vom  .Senate  in  der  Hitzung  vom 
2.  Februar  1897  mit  einigen  Aenderungen  angenommenen  Gesetzentwurfe, 
betr.  die  Zulassung  der  Bergarbeiterdelegierten  zu  den  Knappschaftskassen. 
(Doc.  pari.  No.  39,  J.  0.,  S.  494.) 

71.  Frauen-  und  Kinderarbeit  (4). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Suchetet,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes 
über  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben. 

72.  Gewerkschaften  (17,54). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Lemire,  betr.  die  Ergänzung  und  Abänderung 
des  Gewerkschaftsgesetzes  vom  11.  März  1884. 

73.  Haftpflichtgesetzgebung  (18,  49,  60). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  Ausdehnung  der  Bestimmungen 
des  Haftpflichtgesetzes  vom  9.  April  1898  auf  alle  kaufmännischen  Be- 
triebe.   (Doc.  pari.  No.  9,  J.  O.,  S.  454.) 

Sitzimg  der  Depntiertenkammer  vom  30.  Juni  1902.  Bericht  dos 
Abg.  Dubuisson  über  diesen  Gesetzesentwurf.    (Doc.  pari.  No.  1(50.) 

74.  Handelsgehilfen. 

Senatssitzung  vom  19.  Juni  1902.  Vorlage  eines  Gesetzesentwurfes 
des  Senators  Cordelet,  betr.  die  Unterstellung  der  Handelsgehilfen  der 
Rechtssprechung  nach  gemeinem  Recht,  unter  gleichzeitiger  Aufhebung 
des  Abs.  1  des  Art.  034  des  Handelsgesetzbuches.  Ueberweisung  an  die 
Kommission  für  gewerbliche  Schiedsgerichte.    (Doc.  pari.  No.  272.) 

75.  Im  primer ie  Nationale,  Arbeiter  der  — . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  4.  Juli  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Jules  Ooutant,  betr.  die  Reorganisation  der 
Unterst ützungs-  und  Krankenversicherungskasse  der  Arbeiter  der  Im- 
primerie  Nationale. 

76.  Jugendliche  Arbeiter,  Schutz  der  -  (4). 

Sitzimg  der  Deputiertenkammer  vom  11.  Juli  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Drou,  betr.  den  Schutz  jugendlicher  Arbeiter 
in  gewerblichen  Betrieben. 

77.  Koalitionsrecht  (13,  21). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1.9<  >2.  Wiederaufnahme 
der  parlamentarischen  Arbeiten  an  dem  vom  Senate  in  der  Sitzung  vom 
14.  Februar  1896  angenommenen  Gesetzesentwurfe,  betr.  die  Abänderung 
der  Art.  414  und  415  des  Strafgesetzbuches.  (Doc.  pari.  No.  36,  J.  ()., 
8.  492.) 

78.  Lebens-  und  Rentenversicherung. 

Sitzung  der  Deputierten kammer  vom  10.  Juni  1902.    Vorlage  eines 
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Gesetzentwurfes  des  Abg.  Mirman,  betr.  den  Erlass  von  Vorkehrungs- 
niassregeln  zur  Sicherung  der  auf  lange  Verfallzeiten  abgeschlossenen  Ver- 
träge, Lebensversicherung!*-,  Renten-  und  Sparkassengesellschaften.  (Doc. 
pari.  No.  10,  J.  0.,  8.  458.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Ferrette,  betr.  die  staatliche  Ueberwachung  und 
Kontrolle  der  Lebens-  und  Rentenversicherungsgesellschaften.  (Doc.  pari. 
No.  14,  J.  0.,  S.  476.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Gelle  und  Coache,  betr.  die  Abänderung  des 
Gesellschaftsgesetzes  vom  Jahre  18*37.    (Doc.  pari.  No.  62,  J.  0.,  S.  520.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  17.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Chastenet,  betr.  eine  Reform  der  Versicherungs- 
gesetzgebung.   (Doc.  pari.  No.  26.) 

Sitzung  der  Deputicrtenkammer  vom  19.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Guiyesse,  betr.  die  Lebensversicherungsgosell- 
schaften.    (Doc.  pari.  No.  94.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesent wurfes  des  Abg.  Guiyesse,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  66 
des  Gesellschaftsgesetzes  vom  24.  Juli  1867.    (Doc.  pari.  No.  95.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Juni  1902.  Bericht  des 
Abg.  Dubuisson  über  die  vorstehenden  6  Gesetzesentwürfe.  (Doc.  pari. 
No.  158.) 

79.  Schutz  der  nationalen  Arbeit  (26). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  16.  Juni  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Emile  Chauvin,  betr.  den  Schutz  der  nationalen 
Arbeit.    (Doc.  pari.  No.  71.) 

80.  Volkshaus  (Palais  du  travail). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  9.  Juli  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  durch  den  Handelsminister,  betr.  die  Eröffnung  eines 
ausserordentlichen  Kredites  im  Betrage  von  Frs.  300000.  —  Zum  Zwecke 
der  Subventionierung  der  Vollendungsarbeiten  am  Volkshause  xmd  zur 
Einrichtung  der  Räume,  die  für  die  Arbeitergenossenschaften  und  Gewerk- 
schaften bestimmt  sind.    (Doc.  pari.  No.  265.) 

81.  Wohnungen,  billige  (42,  61). 

Senatssitzung  vom  12.  Juni  1902.  Debatte  über  den  Gesetzesentwurf 
des  Senators  Paul  Strauss,  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  des 
"Wohnungsgesetzes  vom  30.  November  1894. 

IV.  Italie.  Italien. 

6.  Gesetz  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeitsamtes  (1,4). 

Senatssitzung  vom  15.  April  1902,  Vorlage  eines  modifizierten  Re- 
giorungsentwurfes.  Sitzung  vom  19.  April  1902,  Bericht  des  Centrai- 
bureaus. Sitzung  vom  21.  April  19<>2,  Annahme  des  Gesetzentwurfes 
(  Atti  pari.  No.  11.  11  A).  —  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
22.  Mai  1902,  Vorlage  des  vom  Senate  mit  Abänderungen  angenommenen 
Gesetzentwurfes.    Sitzung  vom  19.  Juni  1902,  Bericht  der  Kommission 
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(Atti  pari.  152—152  A).  Nitzimg  vom  21.  Juni  1902,  Annahme  des 
Gesetzentwurfes. 

Gesetz  vom  29.  Juni  1902  (Gazzotta  officiale  vom  7.  Juli  1902 

7.  Arbeitsunfälle  (2). 

Regierungsentwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Abänderung  des  Arbeits- 
unfallgesetzes vom  17.  Marz  1898.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten 
vom  23.  April  1902,  Annahme  des  Entwurfes.  ~  Senatssitzung  vom 
3o.  April  1902.  Erste  Lesung  des  von  der  Kammer  der  Abgeordneten 
angenommenen  Entwurfes  (Atti  pari.  Xo.  22). 

8.  Frauen-   und   Kinderarbeit,    Gesetz   betr.  die  Regelung 

der  —  (3,  5). 

Seuatssitzung  vom  15.  April  1902,  Vorlage  des  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  angenommenen  Gesetzesentwurfes  (Atti  pari.  No.  9).  Sitzung 
vom  15.  Mai  1902,  Bericht  des  Gentraibureaus  (Atti  pari.  No.  9  A). 

Gesetz  vom  19.  Juni  1902  »j. 

9.  Landwirtschaftliche  Strikes  und  Schiedsgerichte. 
Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  14.  Mai  1902.  Vorlage  des 
Regierungsentwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  landwirtschaft- 
licher Schiedsgerichte  (Atti  pari.  No.  137).  —  Sitzung  der  Kammer  der 
Abgeordneten  vom  10.  Mai  1902.  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  des  Abg. 
Alessio,  betr.  die  landwirtschaftlichen  Strikes  und  die  Mittel  zu  ihrer  Bei- 
legung (Atti  pari.  No.  143). 

10.  Sonntagsruhe. 

Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  23.  April  1902.  Vor- 
lage eines  Gesetzentwurfes  des  Abg.  Cabrini,  betr.  die  Sonntagsruhe  der 
Angestellten  und  Arbeiter  in  allen  staatlichen  und  privaten  Betrieben. 

V.   Pays-Pas.  Niederlande2). 

IM.  Arbeiter.  Lage  der  —  im  Allgemeinen.  II.  K.,  Verhandl. 
1901  —  1902.  S.  52-54.  55-50,  57,  58. 

-  in  Fabriken.  (Unfälle.)  II.  K.,  Verhandl.  1901-  1902,  S.  573, 
574,  575. 

—  und  Beamte  in  staatlichen  Betrieben  und  Werkstatten. 

Löhne  und  Arbeitsdauer.  II.  K.,  Verhandl.  1901  — 1902,  S.  038, 
039.  010-  051,  053,  072-075,  099,  700,  779-781,  803,  804,  805. 
(Beamte  mittelb.  Unterrichtsanstalten i  II.  K.,  Session  1901—1902.  Beil. 
A.  V,  No.  12,  S.  0.  (Beamte  und  Arbeiter  bei  Kanälen)  IT.  K..  Session 
1901-  1902,  Beil.  A,  IX.  Xo.  2,  S.  15:  No.  23,  S.  5:  No.  25.  S.  21.  — 
II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  072  —  075.  (Beamte  und  Arbeiter  in 
"Werkstätten  des  Kriegs-  und  Marineministeriums i  II.  K.,  Session  1901  — 
1902,  Beil.  A,  VIII,  No.  20.  S.  13,  14:  No.  21,  S.  27,  28,  29  3o.  — 
II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  038.  039.  040-  -G5O,  053,  779  —  781. 
(Beamte  und  Arbeiter  in  der  Tost-  und  Telegraphenverwaltungi.  II.  K.. 
Session  1901  —  1902,  Beil.  A.  IX,  No.  23,  S.  10,  43,44.  -  -  II.  K.,  Verband l 
1901-1902.  S.  808-811,  813-815. 

1)  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  colungt  iui  „Bulletin'*  No.  10  zum  Abdruck. 

2)  Dieser  Bericht  erstreckt  sieh  auf  die  Zeit  vom  1.  Januar  Iiis  zum  1.  Juli  1902. 
Abkürzungen:  I.  K.  =  erste  Kaminer;  II.  K.  —  zweite  Kammer;  Verhandl.  =  Steno- 
graphisehes  Protokoll  der  Sitzunjr  (Handelingen  van  de  Staten-Oeneraal) ;  Beil.«  Beilagen 
zu  den  ntcnogr.  Protokollen ;  Beil.  A  ~  Staatshaushaltsetat ;  Beil.  B  «=  Kolon.  Haushaltsetat. 

ArbeitewchuU.  30 
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Nied.  Ost-Indien.  (Schutz  der  „Kuli ''-Arbeiter.)  Thronrede  vom  17.  Sept. 
1901  und  I.  K.,  Verhandl.  HM.ll  — 1902,  S.  25,  3<>,  32,  33,  93,  118. 
Vgl.  Vereinsrecht,  Grubenarbeiter,  Porzellanfabriken. 

17.  Arbeiterinnen,  schwangere,  Schutz  der  — .  Verbot 
der  Beschäftigung  schwangerer  Frauen  in  Fabriken  in  der  letzten  Zoit 
der  Schwangerschaft.  II.  K.,  Session  1901  —  1902,  Beil.  A,  V,  No.  13, 
S.  25/26;  No.  14,  S.  49. 

18.  Arbeiterkammer  (1).  Ergebnisse  der  — .  I.  K.,  Verhandl. 
1901—1902,  S.  83,  106;  II.  K.,  S.  580—583. 

Revision  des  Arbeiterkanimergesetzes.  II.  K..,  Sossion  19<U  — 1902, 
Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  26;  No.  14,  S.  5<>. 

19.  Arbei  t  er  schütz.    II.  K.?  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  243. 

20.  Arbeiterschutzgesetzgebung  (Durchführung  der).  IL  K., 
Verhandl.  1901-1902,  S.  578. 

21.  Arbeitsamt,  Internationales.  Bewilligung  eines  Staats- 
beitrages an  die  internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
von  2000  Frs.    II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  583,  584. 

22.  Arbeitsdauer.  Beschränkung  der  —  von  staatlich  beschäftigten 
Arbeitern.  IL  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  229—232,  243,  244,  268. 
269,  447,  448. 

Gesetzliche  Maximalarbeitsdauer.  II.  K.,  Verhandl.  1901— 1902,  S.  429, 
442,  443. 

Vgl.  Arbeiter,  Arbeitszeit,  Eisenbahnbeamte. 

23.  Arbeitsgesetz.  Befolgung  des  Arbeitsgesetzes.  II.  K.,  Ver- 
handl. 1901  —  19(32,  S.  572,  575. 

24.  Arbei tsinspektorat  (9).  Thätigkeit  des  Arbeitsinspektorats. 
II.  K.,  Verhandl.  1901  — 1902,  S.  573,  579,  580. 

Anstellung  weibl.  Personals  beim  Arbeitsinspektorat.  II.  K.,  Session 
1901  —  1902,  Beil.  A,  No.  13,  S.  26;  No.  14,  S.  50.  —  II.  K.,  Verhandl. 
1901-  1902,  S.  578.  Vermehrung  der  Zahl  der  Arbeitsinspektoren  und 
Beamten.  II.  K.,  Session  1901-  1902,  Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  26;  No.  14, 
S.  5(). 

25.  Arbeitslosigkeit.  Rundschreiben  des  Ministers  des  Innern, 
betr.  die  -.    I.  K.,  Verhandl.  1901  —  19o2,  S.  81,  lo3,  186. 

Mitteilungen  des  Ministers  des  Innern,  betr.  die  —  in  den  Nieder- 
landen zu  Anfang  des  Jahres  1902.  —  I.  K.,  Verhandl.  19ol  — 1902,  S.  187. 

(Massnahmen  gegen  die  — )  II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  265. 

(Nutzen  einer  Arbeitslosigkeitsstatistik)  U.K..  Verhandl.  1901  —  1902, 
S.  572,  576. 

26.  Arbeitsunterricht.  II.  K.,  Session  1901— 19o2,  Beil.  A, 
V,  No.  12,  S.  7,  8,  9;  No.  13,  S.  25;  No.  14,  S.  48.  -  Beil.  82.  II.  K., 
Session  190O-19O1,  Beil.  245. 

27.  Arbei  tsvertrag  (6).  Gesetzentwurf,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  biirgerl.  Gesetzbuches,  betr.  Entlohnung  von  Dienstboten 
und  Arbeitern  n.  s.  w.  IL  K.,  Session  1900-  -19ol,  Beil.  222.  Sept. 
1901  vom  neuen  Ministerium  zurückgezogen. 

—  Thronrede  vom  17.  Sept.  19<>1  .stellt  eine  Regelung  des  Arbeits- 
vertrages in  Aussicht. 
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—  I.  K.,  Verhandl.  1901  —  11)02,  S.  78,  101.  —  II.  K.,  Session 
1901-1902,  Beil.  A,  I,  No.  4,  S.  8;  No.  5,  8.  15:  IV,  No.  13,  8.  4: 
No.  15,  S.  13.  -  II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  8.  415,  435,  443,  575,  57«. 

(An-  und  Abmusterung  von  Seeleuten)  II.  K.,  Session  1901  — 1902, 
Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  25;  IX,  No.  23,  S.  13/14;  No.  25,  S.  38. 

28.  Arbeitszeit  (4).  Gesetzentwurf,  betr.  Regelung  der  Arbeits- 
zeit erwachsener  mannlicher  Arbeiter  (Bestimmungen,  betr.  Beschrankung 
der  Arbeitszeit  in  Bäckereien,  Konditoreien,  in  gesundheitsgefahrlichen 
Fabriken  und  Werkstatten ;  Maxim  alarbeitstag,  Nacht-  und  Sonntagsarbeit ; 
wöchentliche  und  tägliche  Arbeitspausen).  II.  K.,  Session  1898 — 1899, 
Beil.  118;  Session  1900—1901,  Beil.  1«.  Sept.  1901  vom  neuen  Ministerium 
zurückgezogen. 

Vgl.  Arbeiterinnen,  Arbeitsdauer,  Ladenschluss,  öffentliche  Arbeiten. 

29.  Armen wesen.  Gesetzentwurl',  betr.  Abänderungen  der  gesetzl. 
Bestimmungen,  das  Armenwesen  betreffend.  —  II.  K.,  Session  1900—1901, 
Beil.  237.    Sept.  1901  vom  neuen  Ministerium  zurückgezogen. 

30.  Auswanderung  von  Javanen  nach  den  übrigen  Inseln  von 
Nied.  Ostindien  und  nach  Surinam.  I.  K,  Verhandl.  1901-1902,  S.  25, 
30,  32,  33,  93,  118. 

31.  Eisenbahnbeamte  (Einschränkung  der  Arbeitüdauer  von). 
I.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  90,  115;  II.  K.,  Session  1901  —  1902, 
Beil.  A,  IX,  No.  13,  S.  10;  No.  25,  S.  30.  -  II.  K.,  Verhandl.  1901  — 
1902,  S.  70*i— 708,  713,  717,  718,  720,  723.  (In  Nied.  Ostindien)  II.  K., 
Session  1901  — 19o2,  Beil.  B,  No.  39,  S.  31:  No.  43,  S.  00.  II.  K., 
Verhandl.  1901  — 19o2,  8.  207—211. 

Gesetzentwurf,  betr.  die  Pensionsregelung  des  Eisenbahnpersonals  der 
ehemal.  Rheinischen  Eisenbalmgesellschaft  (Ned.  Rhijnspoorwog-Maat- 
schappij).  II.  K.,  Session  1901  —  1902,  Beil.  124.  IL  K.,  Verhandl. 
1901- -1902,  8.  1348—1355:   I.  K.,  Verhandl.  1901  ~  1902,  S.  274,  270. 

Gesetz  vom  13.  Juni  1902  (Staatsblatt  No.  101). 

Vgl.  Sonntagsruhe. 

32.  Frauenarbeit.  Gesetzentwurf,  betr.  Abänderung  des  Art.  5 
des  Arbeitsgesetzes  vom  5.  Mai  1889  (Erlaubnis  zur  Nachtarbeit  von 
Frauen  bei  Heringsräuchereien).  II.  K.,  Session  1901  —  1902,  Beil.  104. 
No.  1—4.  —  Bericht  der  von  den  Sektionen  ernannten  Kommission, 
No.  5.  —  Bisher  unerledigt. 

33.  Gesundheitsschädliche  Arbeiten.  Blei-  oder  Bleioxyd- 
vergiftnng  der  Arbeiter  in  Porzellan-  und  Thonwarenfabriken.  II.  K., 
Verhandl.  1901  — 19<  »2,  8.  569,  571,  572,  576,  577. 

34.  G  e  w  e  r  b  e  u  n  t  e  r  r  i  e.  h  t.  Staatliche  Unterstützung  des  Gewerbe- 
unterrichts.    II.  K.,  Verhandl.  1901  — 19«  »2,  8.  528—535. 

35.  Grubenarbeiter.  Massregeln  zum  Schutze  der  in  Kohlen- 
gruben beschäftigten  Arbeiter.  II.  K.,  Verhandl.  1901-1902,  8.  731- 
733,  735. 

Unfälle  in  den  Jahren  1900  u.  1901.  II.  K.,  Session  1901  —  1902, 
Beil.  A,  IX,  No.  23,  8.  13;  No.  25,  8.  37. 

36.  Heimarbeiterschutz.  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des 
Arbeitsgesetzes  auf  die  Hausindustrie.  II.  K.,  Sossion  1901  —  1902,  Beil. 
A,  V,  No.  13,  8.  26;  No.  14,  S.  49. 

37.  Heringsräucherei.    Vgl.  Arbeiterinnen. 
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38.  In v a  1  id i t ä ts versi  ch  er ung  und  Invalidität*-  und 
Altersversicherung  II.  K.,  Session  1901  —  UM »2,  Beil.  A,  I,  No.  4 
8.  H/7.  No.  5,  S.  14. 

II.  K.,   Verhandl.  1901  —  1902,   S.  242,   270,   278.  293.  —   I.  K., 
Verhandl.  1901  —  1902,  S.  129. 
Vgl.  Krankenversicherung. 

39.  Kohlengruben.    S.  Grubenarbeiter. 

40.  Kranken-,  Invaliditäts-  u.  Altersversicherung  (Vor- 
bereitung eines  Gesetzes  betr.).    Thronrede  17.  Sept.  1902. 

41.  Ladenschluss  1 12)  i Gesetzliche  Bestimmungen  betr.).  Kürzere 
Arbeitszeit  der  Ladenangestellten.  —  U.K..  Session  1901  — 1902.  Beil.  A. 
V,  No.  13,  S.  25:  Xo.  14,  S.  49.  -  II.  K.,  Verhandl.  1901  — 19t  »2,  S.  57h 
572,  575,  577. 

42.  Lebensmittel.  Thronrede  vom  17.  Sept.  1901.  Ankündigung 
einer  Regierungsvorlage  betr.  Verfälschung  der  Lebensmittel. 

43.  Lebonsinittelpolizei  (Dringlichkeit  einer  gesetzlichen).  II.  K., 
Session  19(>1— 19(12,  Beil.  A,  IV,  No.  13.  S.  4;  No.  15,  S.  14. 

44.  Leh  rlingswesen.  Bedürfnis  gesetzlicher  Bestimmungen  das 
Lehrlingswesen  betreffend.    II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902,  S.  278. 

Ein  Gesetzentw  urf  zur  Regelung  des  Lehrlingswesens  wird  den  Staten- 
Generaal  vorgelegt  werden  (Thronrede  17.  Sept.  1901). 

45.  1^  o  h  n.    Vgl.  Arbeitsvertrag. 

40.  Löhne  (von  staatlich  beschäftigten  Arbeitern).  II.  K.,  Ver- 
handl. 1901  —  1902,  8.  229—232. 

(Bestimmungen,  betr.  Minimal-  und  Maximallöhne  bei  öffentlichen 
Staatsarbeiten)  II.  K.,  Session  1901—1902,  Beil.  A,  I,  No.  4.  S.  10: 
No.  5,  S.  IS.      II.  K.,  Verhandl.  1901-1902,  S.  299,  300.  321,  075,  070. 

(Auszahlung  von  Löhnen  in  Schankwirtschaften)  II.  K.,  Session 
1901  —  1902,  Beil.  A,  IV.  No.  13,  S.  7;  No.  15,  S.  10.  —  II.  K.,  Ver- 
handl. 1901-1902,  S.  414. 

47.  Nachtarbeit.    Vgl.  Arbeiterinnen. 

48.  0  e  f  fen  1 1  i  che  Arbeiten.  Arbeitsbedingungen  (Lohn  und 
Arbeitszeit  bei  den  öffentlichen  Staatsarbeiten  i.  II.  K.  Session,  1901—  1902, 
Beil.  A,  I.  No.  4,  S.  10:  Xo.  5,  S.  18.  -  II.  K.,  Verhandl.  1901  —  1902, 
S.  29!»,  300,  321,  075,  G7<i. 

49.  P h  o s p  h  ors  t r  e  ic  h h Ö 1  z er  f  a  b  r  ik  a  t  i  o  n  (15).  Vgl.  Streich- 
hölzerfabriken. 

50.  Porzellanfabriken.  Bleivergiftungen  der  Porzellanarbeiter. 
II.  K.,  Verhandl.  1901-1902,  S.  509,  571,  572,  57b\  577. 

51.  Post-  und  Telegraph.  (Arbeitszeit  und  Löhne  der  Beamten.) 
Vgl.  Arbeiter. 

52.  R  e  i  c  h  s  p  o  s  t  s  p  a  r  k  a  s  s  e.  Bera tung  betr.  ,.camets  de  reute" . 
I.  K.,  Verhandl.  1901-1902,  S.  214,  229,  232. 

53.  Schiffe  (Arbeiter  beim  Laden  und  Löschen  der).  Vgl.  Transport- 
arbeiter. 

54.  Seeleute.    Vgl.  Arbeitsvertrag. 

55.  S  o  n  n  t  a gs  ar  be  i  t.    Vgl.  Arbeitszeit. 

5»;.  Sonntagsruhe.   Thronrede  vom  17.  Sept.  1901.  Ankündigung 

der  Revision  des  Sonntagsgesetzes. 


Digitized  by  Google 


-  461 


Einführung  der  Sonntagsruhe  bei :  Eisenbahnen.  I.  K.,  Verhandl. 
1901-19O2,  S.  IM»,  115.  -  II.  K.,  Session  1901  -1902,  IX.  Xo.  23, 
S.  10;  Xo.  25,  S.  31. 

Post-  und  Teleirraphenverwaltung.  11.  K.,  Session  1901  —  1902.  Boil. 
A,  IX,  Xo.  23.  S.  16;  Xo.  25,  S.  44. 

In  Kasernen.  II.  K.,  Session  1901  —  1902,  Beil.  A,  VIII.  Xo.  20, 
S.  7:  Xo.  21,  S.  1 S  Ii). 

Bei  Reichswerkstätten  in  Xied.  Ostindien.  II.  K.,  Verhandl.  1901  — 
1902,  S.  106. 

Im  allgemeinen.  II.  K.,  Session  1901--19<>2.  Beil.  A,  I,  Xo.  1,  S.  6  ; 
Xo.  5.  S.  13.  —  II.  K.,  Verhandl.  1901  — 1902,  S.  267. 

57.  Sparkasse.    Vgl.  Reicbspostsparkas.se. 

58.  Stoinfabriken  (Arbeitsverhältnisse  in  —).  II.  K.,  Verhandl. 
1901-1902,  S.  569,  570,  57«,  577. 

59.  Streichhölzer!"  abriken  (15).  Gesetzentwurf,  enthaltend  das 
Verbot  der  Fabrikation  von  Phosphorstreichhölzern,  und  Regelung  der 
Versendung,  der  Einfuhr  und  des  zum  Verkaufe  vorhandenen  Vorrates. 
U.K.,  Session  1899— 19m.  Beil.  187;  Session  1901— 1902,  Beil.  45.  II.  K., 
Verhandl.  19m- 1  !M.)1 ,  S.  1732. 

I.  K.,  Verhandl.  1900-  1901,  S.  3«8,  397,  100,  105. 
Gesetz  vom  28.  Mai  1901.    (Staatsblatt  Xo.  133.) 

«0.  Transportarbeiter.  (Arbeiter  beim  Laden  und  Löschen  der 
Schilfe.)  .  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzgesetzes  auf  diese  Arbeiter. 
IL  K.,  Session  1901     19o2,  Beil.  A.  V,  Xo.  13,  S.  26:  Xo.  14,  S.  49. 

61.  Unfallversicherung  fl3i.  Gesetzentwurf  betr.  Versicherung 
der  Arbeiter  wegen  Arbeitsunfällen  in  Gewerbebetrieben.  II.  K.,  Session 
1899  — 1  «Mio,  Beil.  2o7:  Session  19m_l9ol,  Beil.  2«.  II.  K.,  Verhandl. 
19m  — 1901,  S.  i;i)-17ii,  253  255. 

I.  K.,  Verhandl.  1900-  19<>1,  S.  23,  25,  53,  5«,  «9— 92. 

Gesetz  vom  2.  Jan.  1901.    i Staatsblatt  Xo.  1.) 

Thronrede  17.  Sept.  19M1.  Dringlichkeitscrklarnng  des  Inkrafttretens 
des  Unfallversicherungsgesetzes  und  Ankündigung  der  Ausdehnung  seiner 
Bestimmungen  auf  Fischerei-  und  landwirtschaftliche  Arbeiter. 

Inkrafttreten  des  Uufallversicherungsgesetzes  und  Ausdehnung  des 
Gesetzes  auf  mehrere  Kategorien  von  Arbeitern.  II.  K..  Session  19<»1 — 
1902,  Beil.  A,  I,  Xo.  4,  S.  <5;  Xo.  5.  S.  14.  —  II.  K..  Verhandl.  1901  — 
1902,  S.  241,  270. 

Kosten  des  Unfallversicherungsgesetzes.  IL  K.,  Session  1901-  1902, 
Beil.  A,  Xo.  13.  S.  27;  Xo.  14,  S.  51. 

«2.  Vereinsrecht  der  Arbeiter.  II.  K.,  Session  1901 — 1902, 
Beil.  A,  I,  Xo.  4,  S.  8;  Xo.  5,  S.  15.  —  IL  K.,  Verhandl.  1901—  1902, 
S.  425,  435,  439,  442. 

63.  Ve  rs  i  eh  oru  n  «rs  v  e  re  i  ne  iLebens-;.  Staatliche  Aufsicht  der 

I.  K.,  Verhandl.  liM »1-1902,  S.  81,  lo4,  179,  185,  ist;,  187,  1S8,  189,  192. 

64.  W  o  h  n  u  n  gs  g  e  s  e  t  z  ill  ).  Inkrafttreten  des  Wohnungsgesetzes. 
IL  K.,  Session  1901  — 1!H »2,  Beil.  A.  T,  Xo.  4,  S.  8;  Xo.  5,  S.  15:  V, 
Xo.  13,  S.  12:  Xo.  14,  S.  33. 

Inkrafttreten  und  Kosten  des  Wohnumrsiresetzes.  I.  K.,  Verhandl. 
1901—1902,  S.  81,  103. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z. 

1.  Resolution   des  VI.  Kongresses   der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands. 

2.  Resolution  des  Ausschusses  des  Gesaintverbandes  der  evangelischen 
Arbeitervereine  Deutschlands. 

3.  Wünsche   der   Kommission   departementale   du   travail    dans  la 
Cöte-d'Or. 

4.  Resolution  der  vereinigten  Gewerkschaften  des  Wasgans. 

5.  Beschluss  des  Arbeiterbuudes  von  Appenzell  a.  Rh. 

II.  Beruflicher  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z. 

1 .  Landwirtschaft. 

Resolution  dos  IV.  Kongresses  der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands. 

2.  Industrie  der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate. 
Resolution  des  franz.  Kongresses  der  Arsenalarbeiter. 

3.  Textilindustrie. 

Resolution  des  Kongresses  der  franz.  Gewerkschaften  der  in  der 
Strumpfwirkerei  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 

4.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel. 

a)  Resolutionen  des  franz.  Kongresses  der  in  der  Industrie  der 
Nahrungsmittel  beschäftigten  Arbeiter. 

b)  Resolution  des  franz.  Kongresses  der  Tabakarbeiterinnen. 

5.  Baugewerbe. 

Petition  der  Bauarbeiter  Württembergs. 

6.  Polygraphische  Gewerbe. 

Beschluss  des  Kongresses  der  belgischen  Bnehdruckervereinigung. 

7.  Handelsgewerbe. 

a)  Resolutionen  der  TV.  ordentlichen  Hauptversammlung  der  allgem. 
Vereinigung  deutscher  Buchhandluugsgehilfen. 

b)  Postulat  des  Schweiz.  Kaufmännischen  Vereines. 

8.  Verkehrsgewerbe. 

Resolution  des  internat.  Transportarbeiterkongresses. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

Ergebnisse  der  Enqm'te  des  Schweiz.  Arbeitersekretariates,  betr. 
die  Wiederaufnahme  der  Krankenversicherung. 
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I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  Resolution  des  vom  29.  Juni  bis  2.  Juli  1902  in  München  ab- 
gehaltenen IV.  Kongresses  der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands. 

Der  IV.  Kongress  der  christlichen  Gewerkschaften  Deutschlands 
nimmt  mit  Bedauern  Kenntnis  von  der  durch  amtliche  Statistik  fest- 
gestellten Thatsache,  dass  die  Beschäftigung  von  weiblichen  und  jugend- 
lichen Arbeitern  in  Fabriken  und  Gewerbebetrieben,  namentlich  in  der 
Grossindustrio,  unverhältnisinässig  zugenommen  hat.  Da  die  Fabrik- 
thätigkeit  von  Arbeiterinnen  aus  hygienischen,  wirtschaftlichen  und  sitt- 
lichen Gründen  nicht  der  Ausbreitung,  sondern  der  Einschränkung  bedarf, 
hat  der  Kongress  der  christlichen  Gewerkschaften  Veranlassimg,  sich  mit 
dieser  Frage  zu  beschäftigen. 

Der  Kongress  ist  entschieden  der  Ansicht,  dass  die  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterinnenschutzes  gründlicher  eingreifen  muss, 
als  dies  bisher  geschehen  ist.  Der  in  §  137  der  Reichsgewerbeordnung 
festgesetzte  Maximalarbeitstag  von  11  Stunden  für  Arbeiterinnen  über 
Hi  Jahren  muss  auf  8  Stunden  reduziert  werden.  Diese  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  möge  im  Interesse  der  Industrie  schrittweise  (etwa  in  alljähr- 
lich vorzunehmenden  Abstufungen  von  einer  halben  Stunde)  vorgenommen 
werden.  Die  Mittagspause  soll  durch  Gesetz  für  alle  Arbeiterinnen  auf 
mindestens  ll/2  Stunden  normiert  werden. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in  und  auf  Bergwerken,  im 
Hüttenbetriebe  und  im  Baugewerbe  sowie  in  sämtlichen  Betrieben,  deren 
Eigenart  von  schädlichem  Einfluss  in  sanitärer  und  sittlicher  Beziehung 
für  die  Arbeiterinnen  ist,  muss  gesetzlich  verboten  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  und  der  gesarate  gesetzliche 
Arbeiterinnenschutz  sind  nach  Möglichkeit  auf  die  Hausindustrie  zu  über- 
tragen. Ferner  ist  den  Arbeitgebern  zu  verbieten,  den  Arbeiterinnen,  die 
im  Gewerbebetriebe  thätig  sind,  nach  beendigter  Arbeitszeit  noch  Beschäf- 
tigung mit  nach  Hause  zu  geben. 

Da  der  bisherige  Wöchnerinnenschutz  von  4  bezw.  (J  Wochen  unzu- 
länglich ist,  erwächst  der  Gesetzgebung  die  Pflicht,  den  Wöchnerinnen- 
schutz auszudehnen.  Der  Kongress  ist  der  Meinung,  dass  Wöchnerinnen 
während  2  bis  4  Wochen  vor  und  während  8  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft nicht  beschäftigt  werden  sollten. 

Der  Kongress  ist  ferner  entschieden  der  Ansicht,  dass  die  Fabrik- 
arbeit verheirateter  Frauen  möglichst  eingeschränkt  werden  muss.  Es  muss 
hier  zunächst  der  achtstündige  Maximalarbeitstag,  welcher  durch  stufen- 
weise allmähliche  Einschränkung  durch  Halbtagsbeschäftigung  ersetzt 
werden  müsste,  eingeführt  werden.  Diejenigen  Frauen,  welche  kein  Haus- 
wesen zu  besorgen  haben  oder  auf  ihre  eigene  oder  ihrer  Familie  Er- 
nährung durch  die  Fabrikarbeit  angewiesen  sind  (Witwen  usw.),  dürften 
dagegen  den  gleichen  Bestimmungen  unterworfen  werden,  als  die  unver- 
heirateten Arbeiterinnen. 

Der  Kongress  legt  grosses  Gewicht  auf  eine  umfangreiche  und  ein- 
gehende Thätigkeit  der  Gewerbeinspoktion.  Da  die  Zahl  der  Beamten 
entsprechend  den  veränderten  gewerblichen  Verhältnissen  und  don  steigen- 
den Anforderungen  an  die  Thätigkeit  der  Gewerbeinspektion  nicht  genügt, 
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sind  den  Gewerbeinspektoren  möglichst  überall  Assistenten  und  Assisten- 
tinnen zur  Seite  zu  Stollen,  die  aus  dem  Arboiterstande  hervorgegangen  sind. 

Für  jugendliehe  Arbeiter  ist  das  gesetzliche  „Sehutzalter'  von  HJ  auf 
18  Jahre  heraufzusetzen  und  die  gesetzlich  zulässige  tägliche  Maximal- 
arboitszeit  auf  mindestens  1)  Stunden  (für  Arbeiter  im  Alter  von  14  bis 
16  Jahren  auf  8  Stunden)  zu  reduzieren. 

2.  Resolutionen  der  am  4.  Juli  11)02  abgehaltenen  Sitzung  des  Aus- 
schusses des  Gesamtverbandes  der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine Deutschlands. 

1.  Der  Herr  Reichskanzler  hat  die  Gewerbeinspektionen  um  Bericht 
über  folgende  Fragen  ersucht :  Erscheint  es  zweckmässig  und  dur  chführbar, 
die  nach  §  137,  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  zulässige  tägliche  Arbeits- 
zeit von  11  auf  10  Stunden  herabzusetzen;  die  nach  §  137,  Abs.  3  zu 
gewährende  Mittagspause  von  1  Stunde  auf  l*/2  zu  verlängern  oder  den 
Arbeitsschluss  am  Samstag  früher  als  öi/s  Uhr  zu  legen,  oder  stehen  Be- 
denken entgegen? 

Nach  der  Ansicht  des  Ausschusses  stehen  einer  solchen  Reform,  ab- 
gesehen von  der  Frage  der  Mittagspause,  die  nach  den  verschiedenen  ört- 
lichen Verhältnissen  verschieden  gestaltet  werden  muss,  keine  Bedenken 
entgegen. 

Im  übrigen  sieht  der  Ausschuss  in  einer  Zusammeudrängung  und 
Kürzung  der  Arbeitszeit  auch  für  die  männlichen  Arbeiter  ein  ebenfalls 
anzustrebendes  Reformziel  sowohl  im  Interesse  der  Arbeiter  als  im  In- 
teresse der  Leistungsfähigkeit  der  Industrie. 

2.  In  Konsequenz  der  Speyerer  Beschlüsse  und  auf  Grund  der  Ver- 
handlungen des  Düsseldorfer  internationalen  Wohnungskongresses  ermäch- 
tigte der  Ausschuss  den  Vorsitzenden,  sofort  an  das  preussische  Staats- 
ministerium  eine  Eingabe  um  baldigste  Vorlage  des  schon  länger  vorbe- 
reiteten Wohnungsgesetz-Entwurfes  an  das  Abgeordnetenhaus  und  Herren- 
haus zu  richten,  worin  folgende  Grundsätze  geltend  gemacht  werden 
möchten :  1)  Der  Staat  hat  vor  allem  die  erfordorlichen  Organe  für  eine 
energische  Durchführung  des  Kleinwohnungsbaues  zu  schaffen.  Als  solche 
können  die  durch  die  Erlasse  der  preussischen  Minister  vom  11).  März  l!')Ol 
geschaffenen  Centraistellen  nur  unter  der  Voraussetzung  gelten,  dass  sie 
durch  einen  unmittelbaren  EinHuss  der  Regierung  auf  ihre  Zusammen- 
setzung und  Geschäftsführung  einen  mehr  amtlichen  Charakter  bekommen. 
2)  Sie  müssten  in  einer  Landescentralstelle  mit  amtlichem  Charakter  zu- 
sammengefasst  sein.  3)  Als  krönende  Spitze  wäre  dio  Bildung  eines  Reichs- 
wohnungsamtes anzusehen,  das  entweder  selbständig  oder  als  Unter- 
abteilung eines  Reichsarbeitsamtes  ins  Leben  zu  rufen  wäre.  4  t  Unter 
allen  Umständen  aber  ist  die  Einführung  der  staatlichen  Wolinungs- 
inspektion  für  alle  Regierungsbezirke  des  preussischen  Staates  dringend 
geboten.  5)  Der  Staat  hat  weiter  den  von  ihm  eingesetzten  Organen  die 
finanziellen  Mittel  zu  gewähren,  um  da  zu  helfen,  wo  die  Selbsthilfe  der 
zunächst  Beteiligten  oder  die  Hilfe  anderer  nicht  ausreicht.  Diese  finan- 
ziellen Mittel  können  zur  Verfügung  gestellt  werden,  entweder  in  der 
Form  direkter  Gewährung  von  Baukapitalien  oder  in  Form  der  Ausgabe 
staatlich  garantierter  Inhaberpapiere  (Baurententitel,  Baupfandbriefe),  gegen 
welche  die  Geldor  der  Versicherungsanstalten,  der  Sparkassen,  der  Stif- 
tungen, auch  aller  sonstigen  Fonds  und  der  Privaten  bei  vollster  Sicher- 
heit und  einfachster  Verwaltung  in  jedem  hervortretenden  Bedarfe  für 
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die  Wohnungsreforru  flüssig  gemacht  werden  können.  t»i  An  gesetzlichen 
Massnahmen  verlangen  wir  weiter  die  gosefzliche  Einführung  eines  Ent- 
eignungsverfahrens, geeignete  Bauordnungen,  Reform  des  Hypotheken- 
wesens,  überhaupt  des  stadtischen  Realkredits. 

3.  Wünsche  der  Oommission  d  6  p  a  r  tera  e  n  t  a  1  e  du  travail 
d  a  n  s  1  a  C  ö  t  e  -  d  '  0  r. 

Im  Hinblick  auf  die  Thatsache,  dass  das  Lehrlingswesen  immer  mehr 
zurückgeht,  dass  das  Gesetz  vom  4.  März  1  S.">  1  nicht  mehr  mit  den  neuen 
Vorschriften  übereinstimmt,  dass  die  Bestimmungen  einos  revidierten  Lehr- 
lingsgesetzes überwacht  werden  sollten,  damit  sie  durchgefühl  t  würden, 

spricht  die  Commission  departementale  de  la  Cöte-d'Or  den  Wunsch 
aus,  die  Regierung  in<".ge  dem  Parlament  ein  neues  Lehrlingsgesetz  oder 
eine  vollständige  Revision  des  Gesetzes  vom  4.  März  1H51  vorschlagen, 
wobei  folgende  Gesichtspunkte  grundlegend  sein  sollen: 

1)  Die  Einrichtung  und  Verwendung  eines  Lehrbuches  oder  -Zeug- 
nisses, worin  nicht  nur  die  Lehrzeit  ,  sondern  auch  die  Aufzählung  der 
besuchten  beruflichen  Kurse  und  erworbenen  Auszeichnungen  enthalten 
sein  soll. 

2  t  Einsetzung  von  aus  Meistern  und  Arbeitern  bestehenden  Prüfungs- 
kommissionen mit  der  Aufgabe  der  Ausstellung  der  Lehrzengnisse. 

3i  Errichtung  beruflicher  Kurse  an  den  Orten,  wo  die  genügende 
Schülerzahl  vorhanden  ist. 

4)  Befugnis  der  Prüfungskommission  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen 
oder  Anerkennungsdiplomen  an  Meistor,  die  den  Lehrvertrag  gut  ein- 
hielten. 

5)  Ueberwachung  der  Gesetzesvorschriften  durch  den  Arbeitsinspektor. 

4.  Resolutionen  des  a  m  2  2.  J  u  n  i  z  u  E  p  i  n  a  l  a  b  g  e  h  a  1 1  e  n  e  n 
Kongresses  der  vereinigten  G  e  w  e  r  k  s  c  h  a  f  t  e  n  d  e  s  W  a  s  g  a  u  s. 

Im  Hinblick  auf  die  durch  die  Maschinenbetriebe  verursachte  Arbeits- 
losigkeit wünscht  der  Kongress  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  und 
Festsetzung  eines  Minimallohnes. 

5.  Der  Arbeiterbund  von  Appenzell  a.  Rh.  fasste  am  13.  April 
11102  den  Beschluss:  „Der  Kantonalvorstami  ist  beauftragt.  Schritte  zu 
thun  zur  Realisierung  eines  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzes  und  den 
Sektionen  ein  entsprechendes  Frageschema  zur  Ausfüllung  zuzusenden." 

Fragen» chema  betreffend  Frauenarbeit. 

1.  Wieviel  Firmen  Ihrer  Gemeinde  beschäftigen  Frauen,  welche  dem  Fabrikgceetz 
nicht  unterstellt  sind?  2.  Auskunft  darüber,  was  in  jenen  Geschäften  gearbeitet 
wird  ?  3.  Annähernde  Angabe  der  gesamten  Zahl  der  in  allen  Geschäften  beschäftigten 
Arbeiterinnen?  4.  Möglichst  genaue  Angabe  über  Alter  und  familiäre  Verhältnisse 
der  Arbeiterinnen:  a)  Anzahl  unter  14  Jahren?  b)  Anzahl  von  14  — IS  Jahren? 
c)  Anzahl  über  18  Jahre?  d)  Anzahl  Ledige?  e)  Anzahl  Verheiratete?  ö.  Angabe 
betreffend  Arbeitszeit:  Täglich  wieviel  Stunden  im  Geschäft?  Beginn?  Schiusa  ? 
Frühstückspause:  Ja?  Nein  ?  Wie  lange?  Mittagspause:  Wie  lange?  Vesperpause : 
Ja?  Nein?  Wie  lange?  C>.  Werden  in  Ihrer  Gemeinde  Arbeiterinnen  auch  nachte 
(nach  8  Uhr)  beschäftigt?  Freignete  sich  solches  in  den  letzten  Jahren  öfters,  selten 
(wie  oft)  oder  nie?  7.  Werden  Arl>eiterinnen  auch  Sonntags  beschäftigt?  Ereignete 
sich  solche»  in  den  letzten  Jahren  öfters,  selten  (wie  oft)  oder  nie?  (Womöglich  An- 
gabe eines  faßlichen  Beispiels.)  8.  Werden  Arbeiterinnen  Arbeiten  nach  Hause  mit- 
gegeben? Kommt  eine  solche  Mitgabe  nur  ausnahmsweise  oder  öfters  vor?  0.  Er- 
wünscht sind  einige  Angaben  bezw.  durchschnittliche  Angaben  über  die  Lohnhöhe. 
10.  Ebenso  erwünscht  waren  Angaben  über  Hausindustrie,  insbesondere  in  Bezug  auf 
Arbeiterinnen  und  Kinder.    11.  Sonstige  Bemerkungen. 
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Resolution  fies  vom  29.  Juni  bis  2.  Juli  1902  in  Mün- 
chen abgehaltenen  IV.  Kongresses  der  ehr is fliehen  Ge- 
werkschaften Deutschlands. 

2.  Der  Kongross  sieht  in  der  Ausnahmestellung  der  Landarbeiter 
hinsichtlich  der  Arbeiterschutz-  und  Versicherungsgesetzgebung  einen  un- 
gerechtfertigten Nachteil  für  die  Landarbeiter.  Es  ist  deshalb  dahin  zu 
streben,  dass  diese  Ungleichheit  beseitigt  wird.  Als  wichtigste  und  not- 
wendigste Reform  ist  neben  der  Aufhebung  der  Koalitionsverbote  zu  be- 
zeichnen :  die  Krankenversicherungspflicht  muss  in  entsprechender  Weise 
auf  die  landlichen  Arbeiter,  auf  das  Gesinde  und  auf  die  Forstwirtschaft 
ausgedehnt  und  die  Sonntagsarbeit  auf  dem  Lande,  mit  Ausnahme  der 
Arbeiten  zur  Viehwartung  und  in  Fällen  dringender  Not,  verboten  werden. 

2.  Industrie  der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate. 

Resolutionen  des  im  Juli  zu  Paris  abgehaltenen  Kon- 
gress  der  Arsenalarbeiter. 

Der  Kongress  wünscht  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  vom  12.  Juni 
1898  betr.  »Sicherheit  der  Arbeiter  in  Betrieben  auf  die  Arsenalarbeiter. 

3.  Textilindustrie. 

Resolutionen  des  am  2(J.  Juli  zu  Troyes  abgehaltenen 
Kongresses  der  Gewerkschaft  der  in  der  Strumpf  Wirkerei 
beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 

Der  Kongress  wünscht,  dass  der  Hände Isminister  der  Kammer  einen 
Abändorungsentwurf  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900,  durch  den  dieses 
Gesetz  auf  alle  Fabrik-  und  Werkstättenarbeiter  ausgedehnt  würde, 
vorlege. 

Der  Konjrress  wünscht  femer,  dass  der  Handelsminister  dem  oberen 
Arbeitsbeirat  einen  Gesetzesentwurf  betr.  Festsetzung  eines  Minimallohnes 
vorlege. 

4.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel. 

a.  Resolutionen  des  am  15.,  10.  und  17.  Mai  1902  zu  Paris 
abgehaltenen  Kongresses  der  in  der  Industrie  der  Nah- 
rungsmittel beschäftigten  Arbeiter. 

Der  Kongress  beschliesst  die  gänzliche  Abschaffung  der  Natural- 
entlohnung,  welcher  Art  sie  auch  sei,  sowie  der  Kost  bei  den  Unter- 
nehmern. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  die  Berufe  der  Nahrungsmittelarbeiter  zu 
den  gefährlichsten  gehören  und  im  Hinblick  auf  die  Beschlüsse  des  Comite 
consultatif  d'assurances  eontre  les  accidents  du  travail  wünscht  der  Kon- 
gress die  Ausdehnung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  auf  alle  Arbeiter. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  der  Lehrvertrag  den  Prinzipien  der  Arbeiter- 
emaneipation  widerspricht,  spricht  sich  der  Kongress  gegen  den  Lehr- 
vertrag aus  und  verlangt  für  Jugendliche  bis  zum  Alter  von  17  Jahren 
die  im  Gesotz  von  1N51  enthaltenen  vorteilhaften  Bedingtingen. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  die  Arbeitsinspektion  nur  dann  wirksam 
sein  kann,  wenn  sie  von  den  Beteiligten  selbst  ausgeübt  wird,  wünscht 
der  Kongress,  dass  der  Inspektiousdieust  in  berufliche  (Truppen  eingeteilt 
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werde,  und  das*  die  Inspektoren  oder  Inspektorinnen  von  den  Arbeiter- 
vereinigungen auf  bestimmte  Zeit  gewählt  werden  und  wieder  wahlbar 
seien. 

Der  Kongress  beschliesst  alles  Notwendige  zur  Erlangung  eines  ganzen 
wöchentlichen  Ruhetages  zu  thun. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  unter  der  Nachtarbeit  Gesundheit  und 
Familienleben  leiden,  fordort  der  Kongress  nachdrücklich  Abschaffung  der 
Nachtarbeit. 

Da  es  nur  billig  ist,  dass  der  Arbeiter  von  seinesgleichen  abgeurteilt 
werde,  beschliesst  der  Kongress,  mit  allen  Mitteln  darauf  hin  zu  wirken, 
dass  alle  Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Berufes,  Ortes  oder  Geschlechtes 
der  Gerichtsbarkeit  der  Conseils  de  prud'hommes  unterworfen  werden. 

b.  Resolution  des  im  Juli  in  der  Arbeitsbörse  zu  Paris 
abgehaltenen  Kongresses  der  Tabakarbeiterinnen. 

Der  Kongress  spricht  sich  für  die  Einführung  dos  Achtstundentages, 
für  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  und  Verabreichung  von  Heilmitteln 
und  Ernennung  weiblicher  Assistenzärzte  aus. 

5.  Baugetverbe. 

Petition  der  Bauarbeiter  Württembergs,  betr.  Massnahmen  zum 
Schutze  von  Leben  und  Gesundheit  der  Bauarbeiter,  an  die  Kammer  der 
Abgeordneten  im  Februar  1JJÜ1. 

Die  unterfertigte  Kommission  gestattet  sich  ganz  ergebenst,  einer 
Hohen  Abgeordnetenkammer  angesichts  der  bei  der  neuzeitlichen  Art  des 
Baubetriebs  sich  fortgesetzt  steigernden  Gefahren  für  Leben  und  Gesund- 
heit der  Bauarbeiter  nachstehende  Bitten  geziemend  vorzutragen : 

I.  Eine  Erweiterung  der  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
baupolizeilichen  Vorschriften  im  Sinne  der  618  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  120b,  c,  d  der  Gewerbeordnung,  sowie  des  Artikels  \9  der 
württembergischen  Bauordnung  und  eine  Sicherstellung  des  Vollzugs  dieser 
Vorschriften  möge  in  der  Weise  herbeigeführt  werden,  dass,  unter  wohl- 
wollender Berücksichtigung  der  seitens  der  Unterzeichneten  in  Anlagen  A 
und  B  gemachten  Vorschlage  für  die  Praxis,  die  bereits  bestehenden  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung,  der  württeinbergischen  Bauordnung  und 
die  Unfallverhütungsvorschriften  der  württeinbergischen  Baugcwerksberufs- 
genossenschaft  zusammengefaßt  und  als  „Gesetzliche  Sclmtzbestiinmuugon 
für  Bauarbeiter  in  Württemberg"  erlassen  werden. 

II.  Mit  der  Durchführung  der  gesetzlichen  S<  hutzbestimmungen  möge 
eine  Hohe  Königliche  Staatsregieruug  betraut  und  die  Kontrolle  sämt- 
licher Baubetriebe  der  staatlichen  Gewerbeaufsicht  angegliedert  werden. 
Es  möge  die  Zahl  der  Gewerbeinspektoren  durch  technisch  gebildete  Be- 
amte aus  dem  Baufach  erweitert  und  denselben  Kontrollpersonen  aus  Bau- 
arbeiterkreisen beigegeben  werden,  für  welche  den  beteiligten  Arbeitern 
resp.  deren  Vertretern  das  Vorschlagsrecht  oinzuräutnen  wRre.  Die  Zahl 
der  letzteren  möge  in  der  Weise  bemessen  weiden,  dass  monatlich  eine 
Kontrolle  .samtlicher  Baubetriebe  möglich  ist. 

Anlage  A.   Praktische  Vorschläge  in  technischer  Beziehung. 

1.  Bei  Baugruben  jeder  Art  müssten  die  Erdwände  gegen  Abrutschungen  ge- 
nügend mit  gutem  Gerüstholz  abgespritzt  sein;  bei  nicht  gewachsenem  Boden,  sobald 
eine  Tiefe  von  1  m  erreicht  ist. 

2.  Bei  Hochbaugerüsten  dürften  die  Gcrü*t*tänder  nicht  weiter  als  2  m  von- 
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einander  entfernt  stehen.  Dieselben  mußten  derartig  eingegraben  oder  auf  Schwellen 
so  verzapft  sein,  da««  ein  Ausweichen  unmöglich  ist,  und  müßten  bei  zwei-  oder  mehr- 
stöckigen Bauten  durch  Latten  oder  Stangen  mit  dem  Gebälk  verbunden  werden. 
Ausserdem  müßten  die  Gerüstständer  mindestens  in  jedem  Stockwerk  durch  Streich- 
Stangen  bis  zum  Abbruch  des  Gerüstes  miteinander  verbunden  bleiben,  auch  wären 
Diagonalverstrcbungeu  anzubringen. 

3.  Gerüstdielen  für  Rohbauarbeiten  müssen  mindestens  41/»  cm  dick  sein  und 
dürften  nicht  weiter  als  I,2<J  m  frei  liegen.  Maurergerüste  sollten  mindestens  eine 
Gesamtbreite  von  1,20  m  haben.  Nach  aussen  wäre  auf  denselben  in  einer  Höhe  von 
mindestens  50  cm  eine  Schutzvorichtung  von  Dielen  anzubringen,  durch  welche  das 
Herabfallen  von  Material  und  Handwerkszeug  verhindert  wird;  ausserdem  wäre  in 
Höhe  von  1,20  m,  vom  Gerüst  aus  gemessen,  eine  sichere  Brustwehr  anzubringen 
Die  beiden  letztgenannten  Punkte  müssten  auch  für  die  Gerüstenden  entsprechende 
Anwendung  finden. 

Weiter  wäre  in  einer  Höhe  von  etwa  3  m  über  dem  Terrain  bei  allen  Aussen- 
gerüsten ein  mindestens  1,50  m  breites,  in  schräger  Richtung  nach  der  Baustelle  zu 
abfallendes  Schutzdach  in  genügender  Stärke  anzubringen. 

Wenn  nicht  mindestens  die  beiden  oberen  Gerüste  übereinander  mit  vollständigem 
Belag  liegen  bleiben,  so  wäre  in  jeder  Stockhöhe  ein  Notgerüst  anzubringen. 

Hängegerüste  sollten  überhaupt  verboten  werden. 

4.  Leitern,  Leitertreppen  und  Laufpritschen  wären  so  anzubringen,  dass  dieselben 
von  herabstürzenden  Gegenständen  von  höheren  Gerüstteilen  nicht  getroffen  werden 
können. 

Leitern  und  Leitertreppen  sollteu  mindestens  80  cm  über  dem  Austritt  empor- 
ragen, während  Laufpritscheu  und  Interims  treppen  mit  Geländer  versehen  sein  sollten. 

5.  Ueber  allen  Eingängen,  die  zum  Transport  von  Materialien  oder  zu  sonstigem 
Verkehr  auf  dem  Bau  dienen,  wären  Schutzdächer  von  genügender  Stärke  anzubringen. 

6.  Für  Dachdecker-  und  Flaschnerarbeiten  wären  bei  vorhandenen  Gerüsten  Bord- 
wände von  1  m  Höbe  anzubringen.  Die  Gerüste  dürften  jedoch  nicht  tiefer  als  1  m 
unter  dem  Hauptgesims  liegen  und  müssten  genügende  Breite  haben.  Dieselben 
dürften  vor  Vollendung  der  Flaschner-  und  Dacndeckerarbeiten  nicht  entfernt  werden. 
Sind  derartige  Gerüste  nicht  vorhanden,  müssten  in  entsprechender  Weise  gegen  Ab- 
stürze Vorkehrungen  getroffen  werden.  In  diesem  Falle  wäre  jedem  Arbeiter  ein 
Hilfsarbeiter  beizugeben,  der  bei  Anbringung  von  Sicherheitsma*sregeln  hilft,  die*e 
während  der  Arbeit  überwacht  uud  eventuell  zum  Festhalten  von  Seilen  u.  s.  w.  ver- 
wendet werden  kann. 

7.  Die  Balkenlage  sämtlicher  Stockwerke  wäre  sofort  nach  deren  Verlegung  ent- 
weder mit  gutem,  vollständig  dicht  schließendem  BreUerbelag  zu  versehen  öder  wäre 
sofort  der  Ein  schuh  { Fehlboden)  anzubringen  resp.  eisernes'  Gebälk  sofort  auszu- 
betonieren. 

Leber  den  Einschub  resp.  Beton  wäre  ausserdem  an  den  Arbeitsstellen  und  den 
Zugängen  zu  denselben  ein  sicherer  Dielcnbelag  herzustellen. 

Bei  grösseren  Bauten  ohne  Gebälk  (Kirchen,  Theatern  u.  s.  w.)  wäre  in  ge- 
eigneter Weise  ein  Schutzgerüst  anzubringen. 

Jede  Oeffnung  im  Gebälk,  sowie  Durchgänge  nach  unbedeckten  Räumen  müssten 
in  entsprechender  Weise  abgesperrt  sein. 

Der  Belag  des  oberen  Gebälkes  dürfte  vor  Vollendung  der  Dacharbeiten  nicht 
entfernt  werden. 

8.  Wenn  keine  Ausscngerüstc  zur  Anwendung  kommen  (bei  sogenannten  Ueber- 
handmauern),  müsstc  an  der  ganzen  Frontlänge  der  Mauern  in  jedem  Stockwerk  ein 
mindestens  1'/,  m  breites  Fanggerüst  angebracht  werden. 

9.  Für  innere  Gipser-,  Maler-  und  Schrei ncrarbeiten  u.  s.  w.  in  aussergewöhnlich 


In  gewöhnlichen  Räumen  wären  die  Gipsergerüste  in  «Fer  Weise  herzustellen, 
dass  genügend  (ca.  10  cm)  starke  Streichstangen  verwendet  werden,  die  nicht  weiter 
als  1  m  voneinander  entfernt  liegen  und  auf  je  1  m  I>änge  von  einer  entsprechend 
starken  Stütze  getragen  werden. 

Wo  nicht  sofort  der  ganze  Raum  eingerüstet  wird,  wären  au  den  nicht  von 
Wänden  begrenzten  Seiten  Brustwehren  an  zu  bringen. 

Ebenso  wären  auf  den  Gerüsten  die  Fensteröffnungen  abzusperren. 
Wenn  mit  Leitern  auf  Parkett  oder  sonstigen  glatten  Böden  gearbeitet  wird,  so 
wären  diese  gegen  Rutsehen,  Brechen  etc.  entsprechend  zu  sichern. 
Das  sogenannte  Lei t erlaufen  wäre  zu  verbieten. 


hoben  Räumen  sollten 
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Bei  allen  Arbeiten,  welche  mit  Leitern  von  mehr  als  3  m  Höhe  ausgeführt 
werden,  wäre  eine  Hilfsperson  beizugeben. 

10.  Die  Eindeckung  von  Glasdächern  dürfte  nur  vorgenommen  werden,  wenn 
sich  in  entsprechender  Höhe  darunter  sichere  Schutzgerüste  befinden. 

11.  Sogenannte  Steigleitern  an  Ma*cbinengerüsteu  wären  nur  zu  benützen,  wenn 
es  unmöglich  ist,  andere  I^eitern  oder  Treppen  anzubringen. 

Bei  sogenannten  Etagengerüsten  wären  Steigleitern  als  nicht  zulässig  zu  erklären. 

12.  Uebereinander  sollte  nur  gearbeitet  werden,  wenn  dazwischen  ein  absolut 
sicheres  Gerüst  vorhanden  ist. 

Während  des  Aufbringen**  von  Gebälk  sollte  das  Arbeiten  darunter  überhaupt 
verboten  sein. 

13.  Auf  jeder  Baustelle  wäre  von  dem  Unternehmer  eine  haftbar  zu  machende 
Person  zu  bezeichnen,  die  die  spezielle  Aufgabe  hatte,  sämtliches  zum  Gebrauch  be- 
stimmtes Gerüstroaterial  zu  kontrollieren,  die  Verwendung  von  schlechtem,  morschem, 
zu  schwachem  oder  reparaturbedürftigem  Material  zu  verhindern  und  endlich  für 
Herbeischaffung  genügenden  Rüstungsmaterials,  für  Entfernung  von  hervorstehenden 
Nagelspitzen  u.  dergl.  und  für  fachgemässe  Herstellung  der  Gerüste  zu  sorgen. 

Anlage  B.  Praktische  Vorschläge  in  hygienischer  und  sittlicher 
Bezieh  un  g. 

1.  Personen  unter  14  Jahren  dürften  in  keiner  Weise  bei  Bauten  irgend  welcher 
Art  beschäftigt  werden;  Personen  unter  IG  Jahren  nur  dann,  wenn  sie  laut  ärztlichem 
Zeugnis  bei  den  ihnen  zugedachten  Arbeiten  keinen  Schaden  an  ihrer  Gesundheit 
erleiden  resp.  die  nötigen  Fähigkeiten  und  Körperkräftc  besitzen. 

2.  Arbeiterinnen  dürfen  am  Rohbau  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden,  bei 
innenarbeiten  (Reinigen  u.  s.  w.)  nur  dann,  wenn  sie  nicht  unter  16  Jahre  alt  sind  und 
sich  nicht  in  (sichtbar)  schwangerem  Zustand  befinden. 

3.  Jugendliche  Arbeiter,  sowie  Arbeiterinnen  dürfen  nicht  länger  als  8  Stunden 
beschäftigt  werden. 

4.  Taubstumme,  Epileptische  u.  s.  w.  dürften  am  Bau  nicht  beschäftigt  werden. 

5.  Bei  angewandtem  offenem  Koksfeuer  wäre  da«  Arbeiten  in  allen  Räumen,  in 
welche  die  Gasluft  Zutritt  hat,  zu  verbieten. 

Soll  aber  in  geheizten  Räumen  gearbeitet  werden,  so  wären  nur  Oefen  mit  Ab- 
zugsrohr zu  verwenden. 

0.  Sobald  im  Innern  eines  Baues  die  regelmässigen  Arbeiten  beginnen,  wären 
vom  1.  Oktober  ab  bis  1.  April  gutschliessende  Notfeuster  und  Notthürcn  anzubringen; 
auch  sonstige  Oeffnungen  entsprechend  zu  verwahren. 

7.  Auf  jeder  Baustelle  wäre  (unter  solidarischer  Haftung  des  Bauherrn  und  den 
ausführenden  Unternehmers)  von  Beginn  der  Arbeiten  ab  bis  zur  entsprechenden  Be- 
nützung der  Innenräume  ein  Unterkunftsraum  (Bauhütte)  zu  errichten.  Derselbe  wäre 
so  zu  beschaffen,  dass  er  gut  heizbar,  gegen  die  Witterung  vollständig  geschützt,  mit 
Fuseboden,  Ventilation,  genügendem  Licht,  Waschvorrichtung  und  Wandschränken 
zur  Aufbewahrung  der  Kleider  versehen  wäre.  Auf  jeden  durchschnittlich  auf  der 
Baustelle  beschäftigten  Mann  müsste  etwa  0,75  qtu  Fläche  und  etwa  1\,  clun  Luft- 
raum entfallcu. 

Der  Raum  müsste  jeden  Tag  gründlich  gereinigt,  gelüftet  und  bei  Witterung 
unter  10  Grad  Reaumur  geheizt  werden. 

An  Sitz-  und  Tischgelegenheit  müsste  für  jeden  Arbeiter  etwa  0,5  qm  vorhanden 
sein,  auch  die  Aufstellung  von  Spucknäpfen  wäre  zu  empfehlen. 

Die  Bauhütte  sollte  nur  dem  Aufenthalt  der  Arbeiter  dienen;  das  Lagern  von 
Material  u.  s.  w.  wäre  zu  verbieten. 

8.  Auf  jeder  Baustelle  wäre  ein  mit  der  nötigen  Ausrüstung  versehener  Verband- 
kasten zur  ersten  Hilfeleistung  bereit  zu  stellen  und  in  jederzeit  benutzbarem  Zustand 
zu  erhalten. 

1).  In  der  Nähe  der  Bauhütte  wäre  für  stets  frisches,  gutes  Trink-  und  Waseh- 
wasser  Sorge  zu  tragen. 

10.  Auf  jeder  Baustelle  wären  an  mehreren  auffälligen  Stellen  die  Unfallver- 
hütungsvorschrifteu,  die  gesetzlichen  Schutzbestimmuugen,  ein  Verzeichnis  der  nächst- 
wohnenden Aerzte,  sowie  eine  Anleitung  zur  ersten  Hilfeleitung  bei  Unglücksfällen 
anzuschlagen. 

Werden  Ausländer  am  Bau  beschäftigt,  so  wären  die  vorgenannten  Anschläge 
auch  in  der  Muttersprache  der  betreffenden  Arbeiter  auszuhängen. 

11.  Auf  jeder  Baustelle  irgend  welcher  Art  wäre  für  gute  Abtritte  Sorge  zu 
tragen  in  der  Weise,  dass  für  je  20  Beschäftigte  ein  Abort  vorhanden  ist. 
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Dieselben  müssten  vollständig  mit  Dach  und  Wänden  versehen  sein,  mindestens 
5  cbm  Raum,  Ventilation,  genügend  Licht,  guten  Thürverschluss  und  eine  die  Grube 
vollständig  bedeckende  Brille  haben. 

Die  Reinigung  hätte  täglich  gründlich  zu  erfolgen,  allwöchentlich  wäre  eine  Des- 
infektion vorzunehmen. 

Ausserdem  wäre  an  jedem  Bau  ein  besonderes  Pissoir  zu  errichten. 

12.  Die  unter  7 — 11  gemachten  Vorschläge  müssten  entsprechende  Anwendung 
finden  für  Ziramerplätze,  Steinbrüche,  Steinhauerplätze,  Strassenbauten,  Eisenbahn- 
bauten  u.  s.  w. 

6.  Polygraphische  Getoerbe. 

Besch  lu  ss  des  am  18.  und  19.  Mai  19  02  zu  Tournai  ab- 
gehaltenen XXXV.  nationalen  Jahreskongressos  der  bel- 
gischen Buchdrucker  Vereinigung. 

Der  Kongress  spricht  sich  für  die  Einführung  der  Sonntagsruhe  aus. 

7.  HnndeUgewerbe. 

a.  Resolutionen  der  am  18.  und  19.  Mai  1902  in  Berlin  abgehaltenen 
IV.  ordentlichen  Hauptversammlung  der  „Allgemeinen  Vereinigung 
deutscher  Buchhandlungsgehilfen". 

1)  Das  Progamm  der  Allgemeinen  Vereinigung  erhält  den  Zusatz: 
Bekämpfung  der  nachteiligen  Wirkung  der  Frauenarbeit  unter  anderem 
durch  Einführung  eines  Höchstarbeitstages  von  8  Stunden  für  Frauen. 

2)  Der  Central  vorstand  der  Allg.  Vereinigung  D.  B.-G.  möge  sich 
mit  anderen  kaufmännischen  Verbanden  in  Verbindung  setzen  behufs 
Herbeiführung  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Urlaubsverhältnisse. 

b.  Postulate  des  Schweiz,  kaufmännischen  Vereines  zur  Re- 
vision des  eidgenössischen  Obligationenrcchtes. 

1)  Als  Kündigungsfrist  im  Handelsgewerbe  gilt  allgemein:  Für  An- 
gestellte im  ersten  Jahre  ihrer  Dienstdauer  in  einem  Geschäft:  ein  Monat, 
vom  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  an  gerechnet.  Für  Angestellte, 
welche  mehr  als  ein  Jahr  ununterbrochen  im  gleichen  Geschäfte  angestellt 
sind,  zwei  Monate,  vom  ersten  Tage  des  nächsten  Monats  an  gerechnet. 

2)  Die  Vereinbarung  einer  anderen  Kündigungsfrist  ist  gestattet :  sie 
muBs  für  beide  Teile  stets  gleich  sein  und  darf  nie  weniger  als  einen 
Monat,  vom  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  an  gerechnet,  betragen. 

3)  Für  Aushilfsstellen  und  Probeongagements  beträgt  die  Kündigungs- 
frist eine  Woche,  von  jedem  beliebigen  Tage  an  gerechnet.  Xach  zwei- 
monatlicher Dauer  eines  solchen  Dienstverhältnisses  gelten  dafür  die 
gleichen  Kündigungsfristen  wie  für  definitive  Engagements,  ebenso  dann, 
wenn  beim  Eingehen  derselben  nicht  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist, 
dass  es  sich  um  eine  Anstellung  zur  Aushilfe  oder  zur  Probe  handelt. 

Wichtige  Gründe  zur  Aufhebung  des  Dienst  Vertrages. 
Als  wichtiger  Grund,  welcher  den  Dienstherrn  zur  Aufhebung  des 
Dienstvertrages  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  berechtigt,  darf  die  Erfüllung 
der  obligatorischen  Wehrpflicht  durch  den  Angestellten  nicht  betrachtet 
werden. 

1 )  Eine  Vereinbarung  zwischen  »lein  Prinzipal  und  dem  Handels- 
angestellten, durch  welche  diese  für  die  Zeit  nach  der  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses  in  seiner  gewerblichen  Thätigkeit  beschränkt  wird, 
ist  für  den  Angestellten  nur  dann  verbindlich,  wenn  die  Beschränkung 
nach  Ort  und  Gegenstand  nicht  eine  unbillige  Erschwerung  seines  Fort- 
kommens darstellt. 
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Die  Beschränkung  kann  nicht  auf  einen  Zeitraum  von  mehr  als  einem 
Jahr  von  der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  an  erstreckt  werden. 

Die  Vereinbarung  ist  nichtig :  wenn  der  Handelsangestellte  zur  Zeit 
des  Abschlusses  minderjährig  ist,  wenn  der  Prinzipal  durch  vortrags- 
widriges Verhalten  dem  Handelsangestellten  Grund  giebt,  das  Dienstver- 
hältnis gemäss  den  Vorschriften  des  Art.  34f>  O.-R.  aufzulösen  oder  zu 
kündigen :  oder  wenn  der  Prinzipal  das  Dienstverhältnis  aufhebt  oder 
kündigt,  ohne  dass  dafür  ein  wichtiger  Grund  vorliegt. 

Hat  der  Handelsangestellte  die  in  der  Vereinbarung  übernommene 
Verpachtung  nicht  erfüllt,  so  kann  der  Prinzipal  nur  die  Bezahlung  einer 
angemessenen  Strafe  verlangen.  Ist  keine  Konventionalstrafe  im  voraus 
vereinbart  worden,  setzt  der  Richter  nach  eigenem  Ermessen  die  Straf- 
summe fest.  Die  Konventionalstrafe  darf  nicht  höher  als  auf  die  Höhe 
eines  Jahressalärs  vereinbart  werden. 

2)  Nach  der  Kündigung  eines  auf  längere  Zeit  abgeschlossenen  Dienst- 
vertrages hat  der  Prinzipal  dem  Angestellten  auf  Verlangen  angemessene 
Zeit  zum  Aufsuchen  einer  anderen  Stelle  ohne  Lohnabzug  zu  gewähren. 

3)  Bei  der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  kann  der  Handels- 
angestellte ein  schriftliches  Zeugnis  über  die  Art  und  Dauer  der  Be- 
schäftigung fordern.  Das  Zeugnis  ist  auf  Verlangen  des  Angestellten  auf 
Betragen  und  Leistungen  auszudehnen. 

4)  Die  Zahlung  des  dem  Handelsangestellten  zukommenden  Gehalts 
hat  am  Schlüsse  jeden  Monats  zu  erfolgen.  Eine  Vereinbarung,  nach  der 
die  Zahlung  des  Gehalts  später  erfolgen  soll,  ist  nichtig. 

8.  Verkehrxgevxrbe. 

Der  am  4.-7.  Juli  1902  in  Stockholm  abgehaltene  internationale 
Transportarbeiterkongress, 

in  Erwägung,  dass  die  bis  dato  seitens  der  Regierungen  und  Par- 
lamente unternommenen  Schritte  zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Ge- 
sundheit der  Seeleute  nicht  genügen, 

fordert,  die  Regierungen  aller- schitfahrtstreibendon  Nationen  mögen 
eine  internationale  Konferenz  einberufen,  die  unter  Hinzuziehung  von  see- 
männischen Vertretern  über  die  Mittel  und  Wege  zu  beraten  hätte,  die 
notwendig  sind,  um  den  Seeleuten  aller  Länder  den  Schutz  zu  gewähren, 
der  ihnen  gebührt. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

Der  Bericht  über  die  vom  schweizerischen  Arbeitersekre- 
tariat bei  den  schweizerischen  Krankenkassen  veranstaltete  Enquete  betr. 
die  Wiederaufnahme  der  Krankenversicherung  fasst  die  Er- 
gebnisse der  Enquete  in  folgende  Sätze  zusammen  : 

1)  dass  die  wuchtige  Verwerfung  deß  Versicherungsgesetzcs  vom  20.  Mai  1900 
in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  sehr  deprimierend  gewirkt  hat,  dass  aber  doch  eine 
überwiegend  grosse  Zahl  von  Krankenkassen  und  wonl  auch  der  Gesamtbevölkerung 
den  Mut  noch  nicht  verloren  hat  und  bereit  ist,  mitzuwirken,  das  Versicherungswerk 
auf  neuem  Fundament  in  anderer,  dem  Volke  angenehmerer  Gestalt  aufzubauen; 

2)  das«  es  ratsam  erscheint,  das  neue  Werk  so  zu  gestalten,  dass  die  dafür  zu 
verwendenden  Bundesgeldcr  unter  Umständen  allen  Einwohnern,  nicht  nur  einer  be- 
stimmten Klasse,  zu  gute  kommen  können,  und  dass  namentlich  diejenigen  davon 
nicht  ausgeschlossen  werden,  die  der  Hilfe  am  allerehesten  bedürfen; 

3)  dass  des  Erlass  der  wesentlichsten  Vorschriften  nicht  dem  Belieben  der  ver- 
schiedenen Kantone  überlassen  werden,  sondern  durch  ein  Bundesgesetz  für  alle 
Kantone  und  deren  Einwohner  gleich  geschehen  soll; 
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4)  dass  das  Institut  der  Staatsärzte  noch  auf  sehr  viel  Misstrauen  und  auf  Vor- 
urteile stösst,  und  das*  überhaupt  üiier  die  Idee  der  unentgeltlichen  Arznung  in  der 
Bevölkerung  noch  sehr  unklare  Vorstellungen  herrschen; 

5)  dass  bezüglich  der  Versicherung  auf  Krankengeld  nur  ein  beschränktes 
Obligatorium  auf  Annahme  rechnen  könnte  und  zwar  nur  dann,  wenn  die  Bundes- 
subvention den  verschiedenen  Versicherungskassen  zufliessen  würde,  und  das  Obligatorium 
nur  auf  I>eute  mit  höchstens  3000  Fr.  Einkommen  ausgedehnt  und  statt  einer  Ver- 
sicherung nach  Lohnklaseen  nur  ein  Minimum  von  Krankengeld  vorgeschrieben  würde ; 

dass  ferner  ein  Minimum  der  Unterstützungsdauer  nicht  zu  hoch,  höchstens  auf 
sechs  Monate,  augesetzt  werden  dürfte,  den  einzelnen  Kassen  es  natürlich  freistünde, 
diese  Zeit  nach  Gutfinden  zu  verlängern,  und  dass  bezüglich  der  Freizügigkeit  und 
der  Einfuhrung  von  Schiedsgerichten  sehr  vorsichtig  vorzugehen  wäre,  um  allen  Ein- 
wendungen begegnen  zu  können ;  dass  dagegen  der  Gewährung  von  besonderen  Vor- 
teilen an  die  Krankenkassen  sich  wohl  keine  ernsthafte  Opposition  entgegensetzen  würde; 

0)  dass,  wenn  überhaupt  das  Versicherungswesen  einer  gesetzlichen  Regelung 
unterzogen  werden  soll,  vorerst  nur  mit  der  Krankenversicherung  begonnen,  die  Frage 
der  Unfallversicherung  dagegen  noch  unberührt  gelassen  werden  muss. 


IV.  Aus  den  Gutachten  des  internationalen 

Arbeitsamtes. 

Vorbemerkung. 

Durch  seine  begutachtende  Thätigkeit  nimmt  das  internationale  Arbeitsamt  an 
der  Vorbereitung  des  nationalen  Arbeiterschutzes  insofern  Anteil,  als  es  auf  Wunsch 
von  Regierungeu  sowie  von  Mitgliedern  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  und  ihrer  Sektionen  vergleichende  Uebersichten  der  sozialen 
Gesetzgebung  verfasst  und  Auszüge  aus  ihren  Motiven  berichten,  sowie  aus  amtlichen 
Berichten  über  deren  Ergebnisse  und  Vollzug  zur  Kenntniss  bringt.  Diejenigen  dieser 
Gutachten,  welchen  eine  über  den  engeren  Kreis  der  Interesseuten  hinausreichende  Be- 
deutung beigemessen  darf,  sollen  von  Zeit  zu  Zeit  im  Bulletin  zum  Abdruck  ge- 
langen. Das  Arbeitsamt  nimmt  diese  Veröffentlichung  zum  Anlass,  um  zu  betonen, 
dass  in  diesen  Gutachten  nur  rein  sachliche,  von  jedem  subjektiven  Raison  nement 
notwendigerweise  sich  fernhaltende  Darlegungen  geboten  werden  können;  es  behält 
sich  ferner  vor.  die  durch  die  Pflichten  der  Diskretion  wie  aus  redaktionellen  Motiven 
gebotenen  Ergänzungen  oder  Kürzungen  an  Hen  ursprünglich  erteilten  Gutachten  vor- 
zunehmen. 

Ueber  die  Einführung  des  zehnstündigen  Maximalarbeitstages. 

Erstattet  aus  Anlass  der  Vorlage  eines  Arbeiterinnenschutzgesetzes  an  eine 
Kantonsregierung  der  Schweiz.    (Juli  1902.) 

I.  Zehn-  und  Elfstundentag  in  der  kantonalen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung. 

Die  kantonalen  Arbeilerinnensehutzgesetze,  welche  die  dem  eidgen.  Fabrikgesetze 
nicht  unterstellten  Betriebe  einer  Regelung  unterwerfen,  erhielten  ihren  Anstoss  durch 
die  Beobachtung  der  rücksichtslosen  Ausnutzung  weiblicher  Arbeitskräfte  in  der 
Konfektion,  im  Sehankgewerbc  und  in  der  Hausindustrie.  Die  Initiative  ging  von 
Basel-Stadt  aus,  wo  der  Grossindustrielle  Rudolf  Sarasin-Stehelin  am  9.  Januar'  1S82 
einen  Antrag  auf  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  ßundesgesetzes  auf  diese  Betriebe 
stellte.  Daraus  erwuchs  das  Gesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  weiblicher  Arl>eiter  vom 
11.  Februar  1884,  erweitert  durch  das  jetzt  geltende  Gesetz  vom  13.  April  1893  und 
ergänzt  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Organisation  des  Departements  des  Innern 
8.  November  lOOo  <  Gesetzessammlung  Bd.  24),  welches  für  die  Durchführung  des 
kantonalen  Schutzgesetzes  durch  Einsetzung  eines  kantonalen  Gewerbeinspektors  Vor- 
sorge traf. 

Nach  diesem  Vorgange  und  unter  mannigfachen  Erweiterungen  erflossen  dann 
in  Glarus  das  Gesetz  betreffend  Arbeiterschutz  vom  8.  Mai  1892,  in  St.  Gallen  das 
Gesetz  betreffend  Schutz  der  Arbeiterinnen  und  der  Arbeiterbediensteten  der  Laden- 
geschäfte und  Wirtschaften  vom  20.  Juni  1893;  beide  Gesetze  hatten  sich  in  Bezug 
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auf  die  Arbeitezeit  an  die  Bestimmungen  des  eidgen.  Fabrikgesetzes  gehalten,  also 
den  Elfstundentag  an  gewöhnlichen  Wochentagen,  den  Zehnstunden  tag  am  Samstag 
als  Maxima  festgesetzt. 

In  Zürich  bildete  sich  unterdessen  ein  Initiativkomitee  für  Arbeiterinnenschutz, 
in  dessen  zweitem  Entwürfe  der  Zehnstundentag  und  an  den  Vorabenden  von  Sonn- 
und  Festtagen  der  Neunstundentag  verlangt  wurde.  Neu  sind  ferner  hier  die  Be- 
stimmungen  über   die   Mittagspause;   es  sind  wie   im  Bundesgesetze  wenigstens 

11 ,  Stunden  frei  zu  geben,  gegen  bisher  1  Stunde;  die  beiden  Bestimmungen  wurden 
vom  Gesetzgeber  angenommen  und  dazu  noch  zwei  wichtige  Bestimmungen  hinzugefügt: 
das  Verbot  des  Nachhausegebens  von  Arbeit  nach  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  und 
(wie  im  Art.  13  des  Bundesgesetzes)  die  Regelung  der  Arbeitszeit  nach  der  öffent- 
lichen Uhr.    In  §  7  des  Gesetzes  betreffend  den  Schutz  der  Arbeiterinnen  vom 

12.  August  1894  hat  der  Zürcher  Gesetzgeber  diese  seit  dem  1.  Januar  181)5  in  Kraft 
getretenen  Bestimmungen  festgelegt.  Es  erfloss  sodann  unter  dem  25.  März  181*5  ein 
Kreisschreiben  der  Direktion  des  Innern  an  die  Gemeinderäte  und  Gesundheits- 
kommissionen betreffend  den  Vollzug  des  Arbeiterinnen  Schutzgesetzes,  in  welchem 
auch  Formulare  für  die  Bewilligung  der  Verlängerung  der  Arbeitszeit  abgedruckt 
sind.  Das  Gesetz  wurde  am  12.  August  1894  mit  45  909  gegen  12  531  Stimmen  in 
Volksabstimmung  angenommen. 

Das  Gesetz  ist  späterhin  durch  da«  Wirtechaftsgesetz  vom  31.  Mai  1890  §§  48 — 50, 
Vollz.  Ver.  vom  18.  August  1890  §  32  ergänzt  worden.  Aus  einem  Berichte  des 
kantonalen  Fabrikinspektors,  Herr  Kern,  über  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ist  er- 
sichtlich, dass  es  vor  allem  die  Damenkonfektion,  die  Wäscherei,  und  Putzmacherei 
waren,  die  infolge  ungesetzlicher  Arbeitszeit  straffällig  wurden.  Nach  2l/}-jähriger 
Wirksamkeit  erklärte  das  Vollzugsorgan,  dass  das  Gesetz  sich  vollständig  eingelebt 
habe,  es  habe  eine  grössere  Regelmässigkeit  und  grössere  Organisation  der  Erzeugung 
herbeigeführt.  Auch  in  den  Gewohnheiten  der  Konsumenten  seien  Wandlungen  zum 
bessern  zu  spüren. 

Es  folgen  nunmehr  die  Gesetze  zum  Schutze  der  Arbeiterinnen  vom  29.  Februar 
1895  in  Luzern;  vom  9.  Februar  1890  in  Solothurn;  vom  21.  Februar  1890  im 
Kanton  Waadt  (sur  l'apprentissage)  und  vom  20.  April  1901  in  Neuchatel  (loi  sur  la 
protection  des  ouvrieresi.  Diese  Gesetze  blieben  hinter  jenem  von  Zürich  insoweit 
zurück,  als  sie  den  Elfstundentag  mit  einstündiger  Mittagspause  beschliessen. 

Als  Motiv  hierfür  führte  der  Bericht  und  Gesetzes  Vorschlag  des  Regierungsrates 
von  Solothurn  an:  „Die  tägliche  Arbeitszeit  soll  11  Stunden  betragen,  an  Vorabenden 
von  Sonn-  und  Feiertagen  10  Stunden.  Es  ist  dies  die  Nonnalarbeitszeit  des  eidgen. 
Fabrikgesetzes.  Zürich  ist  auf  10  Stunden  hinuntergegangen.  So  sehr  wir  die 
Reduktion  der  täglichen  Arbeitszeit  auf  10  Stunden  für  die  Arbeiterinnen  als  gerecht- 
fertigt halten,  so  befürchten  wir  eben  doch,  dass  wir  durch  eine  solche  Bestimmung 
die  Annahme  des  Gesetzes  erheblich  gefährden  würden.  Wenn  es  uns  gelingt,  die 
11-stündige  Arbeitszeit  für  die  Arbeiterinnen  in  unsenu  Kanton  einzuführen,  so  ist 
dies  gegenüber  den  bestehenden  Zuständen  ein  so  grosser  Fortschritt,  dass  wir  uns 
zur  Zeit  damit  begnügen  sollten."  Wie  oben  erwähnt,  wurde  durch  die  Volksabstimmung 
dieses  Motiv  für  Zürich  hinfällig. 

In  der  That  finden  wir,  dass  Genf  in  seiner  rloi  sur  le  travail  des  mineurs" 
vom  25.  November  1899  Art.  32  die  Bestimmung  trifft,  dass  der  Zehnstundentag  für 
die  Minderjährigen  die  gesetzliche  Regel  bilden  soll.  Der  Artikel  lautet:  „La  duree 
normale  du  travail  des  apprentis,  ouvrieres  et  employes  mineurs  des  deux  sexes  est 
de  dix  heurcs  par  ]our.  Elle  peut  etre  clevce  ä  11  heures,  mais  ne  doit  qu'cxceptio- 
nelleraent  de^passer  00  heures  par  semaiue  pour  le«  employes  Ages  de  moin  de  dix- 
huit  ans." 

Im  Kanton  Bern  ist  die  Gesetzgebung  gleichfalls  im  Begriffe,  regelnd  einzu- 
greifen. Die  kantonale  Bernische  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  in  ihrem  ver- 
einigten Kommissionalentwurf  vom  0.  November  1901  einen  Gesetzentwurf  betreffend 
Arbeiterinnenschutz  der  Regierung  eingereicht.  In  diesem  Gesetzentwurfe  der  kanto- 
nalen Bernischen  Handels-  und  Gewerbekammer  (also  eines  Unternehmerbandes)  heisst 
es  in  §§  8 — 12: 

§  8.  Die  Dauer  der  regelmässigen  Arbeitszeit  darf  für  erwachsene  Arbeiterinnen 
nicht  mehr  als  10,  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Festtagen  nicht  mehr  als 
9  Stunden  betragen.  Für  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  ist  nur  eine  um  1  Stunde 
kürzere  Maximalarbeitszeit  zulässig.  Obligatorische  Unterrichtestunden  zählen  bei 
Berechnung  dieser  zulässigen  Arbeitszeit  mit.  E«  dürfen  dafür  keine  Lohnabzüge 
gemacht  werden. 

Arbeitcrscbuti. 
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§  9.  Diese  Arbeitszeit  muss  in  die  Zeit  zwischen  G  Uhr  bezw.  in  den  Sommer- 
monaten Juni,  JuJi  und  August  zwischen  5  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends  verlegt 
werden. 

Ueber  die  Mittagszeit  ist  wenigstens  1  Stunde  frei  zu  geben. 

Frauenspersonen,  die  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind  */i  Stunde  vor 
der  Mittagszeit  zu  entlassen,  sofern  letztere  nicht  mindestens  l1/,  Stunden  beträgt. 

Ruhepausen  können  von  der  Arbeitszeit  nur  insoweit  abgerechnet  werden,  als 
die  Arbeiterinnen  während  derselben  den  Arbeiteraum  verlassen  dürfen.  Die  Arbeits- 
stunden sind  nach  der  öffentlichen  Uhr  zu  richten. 

§  10.  Es  ist  verboten,  den  Arbeiterinnen  über  die  gesetzliche  Arbeitezeit  des 
Geschäftes  hinaus  weitere  Arbeit  nach  Hause  mitzugeben. 

§  11.  In  dringenden  Fällen  und  ausnahmsweise  können  auf  begründetes  Gesuch 
hin  und  innerhalb  der  durch  Art.  9  Alin.  1  gezogenen  Grenzen  durch  den  Gemeiude- 
rat  vorübergehende  Verlängerungen  der  Arbeitezeit l>ewilligt  werden.  Für  Arbeiterinnen 
unter  18  Janren  jedoch  dürfen  keine  Bewilligungen  zur  Üeberzeitarbeit  erteilt  werden. 

Bei  Verlängerungen  für  mehr  als  14  Tage  und  bei  periodisch  wiederholten  Ge- 
suchen ist  immer  Bewilligung  durch  die  Direktion  des  Innern  erforderlich.  Die  Ge- 
samtdauer solcher  Verlängerungen  darf  für  dasselbe  Geschäft,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen des  folgenden  Artikels,  nicht  t  Monate  im  Jahr  übersteigen. 

Zur  Einholung  solcher  Bewilligungen  ist  das  Einverständnis  der  zu  den  betreffen- 
den Arbeiten  verwendeten  Arbeiterinnen  erforderlich." 

§  4  des  Vorschlags  der  Grossratekommission  vom  18.  Juni  1901  zum  Gesetze 
betreffend  den  Schutz  der  Arbeiterinnen  im  Kanton  Aargau  lautet: 

„Für  alle  nach  $  1  unter  das  Gesetz  fallenden  weiblichen  Personen  soll  die 
Dauer  der  regelmässigen  Arbeitszeit  nicht  mehr  als  10  Stunden,  an  den  Vorabenden 
von  Sonn-  und  gebotenen  Feiertagen  nicht  mehr  als  9  Stunden  betragen. 

Diese  Arbeitezeit  muss  in  die  Stunden  von  6  Uhr  morgens  bis  >S  Uhr  abends 
verlegt  werden. 

Um  die  Mitte  der  Arbeitezeit  hat  eine  Pause  von  mindestens  einer  Stunde  ein- 
zutreten. 

Weibliche  Personen  die  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind  jeweileu  ciue 
halbe  Stunde  vor  der  Mittagspause  und  an  Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen 
um  4  Uhr  zu  entlassen." 

Aus  dem  Vorhergehenden  ist  also  ersichtlich,  dass  in  den  Kantonen  mit 
neuerer  Arbeiterschutzgesetzgebung  der  Zehnstundentag  immer  mehr  zum  Durchbruch 
gelangt.  Wir  entnehmen  aber  die  gleiche  Tendenz  auch  der  Berichterstattung  der 
eidgen.  Fabrikinspektoren  (vgl.  Berichte  der  eidgen.  Fabrik-  und  Bergwerks  ins  jiektoren 
im  Jahre  1900/1901,  Seite  11/42,  137  und  207).  In  allen  drei  Kreisen  der  Inspektion 
hat  die  Zahl  der  Betriebe,  welche  weniger  als  11  Stunden  täglich  arbeiten,  von  1895 
auf  1901  »m  10  Proz.,  die  der  Arbeiter  um  13,4  Proz.  zugenommen.  (Schweizerische 
Fabrik  Statistik  p.  XV,  1902.)  Der  Ins|>ektor  für  die  welsche  Schweiz  erklärt  wörtlich: 
„La  fbcation  de  la  journee  de  dix  heures  i>ar  voie  legislative  ne  rencontrera  aueune 
difficultl,  etant  donnc*  que  si  on  consulte  la  statistique  du  5  juin  1901,  on  voit  que 
085  etablissemente  avec  20-131  ouvriers  en  ont  dejä  librement  pris  l'initiative,  soit  le 
38,7  pour  cent  de  toutes  les  fabriques  du  2-  arroudissoment".  Im  Falle  einer  künfti- 
gen Revision  des  eidgen.  Fabrikgesetzes  dürfte  aber  der  Uebergang  zur  kürzeren  Ar- 
beitszeit seitens  der  Kantone  innerhalb  ihres,  auf  die  nichtfabrikmässigen  Betriebe  be- 
schränkten Wirkungskreises,  auch  für  die  neue  Fabrikgesetzgebung  von  Bedeutung  sein. 

II.  Der  Zehnstunden  tag  und  die  Arbeiterschutzgcsetzgebung  der 

festländischen  Staaten. 

Darauf  nun,  dass  bedeutende  internationale  Argumente  für  die  Herabsetzung  der 
Arlieitezeit  unter  11  Stunden  sprechen,  darf  man  aus  folgenden  Thateachen  schliessen: 
Unter  denjenigen  Staaten,  mit  welchen  die  Schweiz  am  stärksten  auf  dem  Weltmarkte 
konkurriert,  haben  in  ihrer  Fabrikgesetzgebung  für  Frauen  und  jugendliche  Arbeiter, 
Deutschland,  Oesterreich,  Belgien  und  Dänemark  den  11-stündigen,  England  und 
die  meisten  amerikanischen  Industriestaaten  den  10-stündigen,  Frankreich  vom 
1.  Mai  19i/2  an  den  l0l/.}-  und  vom  1.  Mai  19<>4  an  den  10-stündigen  Arbeitetag  ge- 
setzlich festgelegt.  Die  drei  letztgenannten  Staatengruppen  kommen  daher  im  folgen- 
den ausser  Betracht. 

Im  Deutschen  Reiche  hat  soeben  der  Reichskanzler  eine  Umfrage  an  die  Ge- 
werbein spektoren  erlassen,  in  welcher  die  Frage  der  Herabsetzung  der  gesetzlichen  Ar- 
beitszeit auf  10  Stunden  zur  Berichterstattung  gestellt  wird.   Zur  Beantwortung  dieser 
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Rundfrage  liegen  gegenwärtig  bereits  folgende,  den  letzten  deutschen  Inapektions- 
berichten  entnommene  Angaben  vor: 

Sachsen -Altenburg,  190» »,  S.  3.  Als  regelmässige  tägliche  Arbeitszeit  kann 
man  im  Durchschnitt  in  den  gewerblichen  Anlagen  im  Herzogtume  die  10-stündige 
annehmen;  in  den  Hraunkohlengniben  beträgt  sie  einschliesslich  der  Ein-  und  Ausfahrt 
10V2  Stunden,  wovon  aber  nur  9  Stunden  auf  die  tägliche  Arbeit  vor  Ort  zu 
rechnen  sind. 

In  den  Ziegeleien,  ebenso  mit  wenigen  Ausnahmen  in  der  Textilindustrie  ist  die 
11-stündige  Arbeitszeit  noch  die  allgemein  übliche.  Uelxr  diese  Dauer  hinaus  geht 
sie  nur  in  den  Wurstfabriken,  wo  mau  sie  während  der  Höhe  der  Saison  zu  14  Stunden 
annehmen  muss. 

Hamburg  1900,  S.  5.  Die  tägliche  Arbeitszeit  in  den  Fabriken  hat  sich  im 
Berichtsjahre  nicht  geändert.  Die  vielfach  zu  Tage  getretenen  Bestrebungen  auf  Ein- 
führung des  9-stündigen  Arbeitstages  sind  bisher  noch  nicht  erfolgreich  gewesen. 
Allgemein  durchgeführt  ist  der  9-stündige  Arbeitstag  nur  in  den  Tischlereien  und  in 
last  sämtlichen  Buchdruckereien.  In  einer  Buchdruckerei  ist  sogar  schon  seit  längerer 
Zeit  der  8-stündige  Arbeitstag  eingeführt.  Unzulässig  lange  Arbeitszeiten  kommen 
noch  in  einzelnen  Konfektionsbetrieben  vor,  jedoch  icaun  dagegen  mit  Erfolg  nur 
dann  eingeschritten  werdeu,  wenn  auf  diese  Betriebe  die  Bestimmungen  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  31.  Mai  1897  zur  Anwendung  gebracht  werden  können ;  dieses 
ist  aber  in  allen  den  Fällen  nicht  möglich,  wo  es  sich  um  Anfertigung  von  Kleidern 
und  Wäsche  nach  Mass  und  für  den  persönlichen  Bedarf  der  Kundschaft  handelt. 

Lippe,  1K99,  S.  15.  Die  Bestrebungen  des  Gewcrk  Vereins  der  Ziegler  in  Lippe, 
Kürzung  der  Arbeitszeit  und  geringe  Ijohnerhühung,  haben  im  hiesigen  Bezirk  einen 
Erfolg  noch  nicht  gehabt.  Auf  verschiedenen  Ziegeleien  wurde  über  die  lange  Arbeits- 
zeit von  3Vf  Uhr  früh  bis  81/,  Uhr  abends  geklagt  und  darauf  hingewiesen,  dass  bei 
etwas  kürzerer  Zeit  dieselbe  Arbeit  geleistet  werden  könne.  Der  Wunsch  des  Vereins 
nach  einer  Arbeitszeit  von  4  Uhr  früh  bis  8  Uhr  abends  ist  sehr  bescheiden  und  im 
gesundheitlichen  Interesse  der  Ziegler  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  geboten. 

Hessen,  190o,  S.  27  und  29.  Interessant  ist  «He  Thatsache,  dass  in  den  von 
auswärtigen  grossstädtischen  Unternehmern  in  diesen  Teilen  des  Aufsichtsliezirkes 
betriebenen  Anlagen  die  10-stündige  Arbeitszeit  eingeführt  wird.  Einzelne  Arbeitgeber 
in  Betrieben  mit  harter  und  anstrengender  Arbeit  verhielten  sich  gegen  die  Anregung, 
ihre  Arbeitszeit  von  11  auf  10  Stunden  herabzusetzen,  ablehnend,  mit  der  Begründung, 
das«  sie  mit  hohen  Anlagekosten,  die  getilgt  werden  müssten  und  eine  möglichste 
Ausnutzung  der  Fabrikanlage  erforderten,  zu  rechnen  hätten. 

Aus  dem  Aufsichtsbezirke  Mainz  wird  berichtet,  dass  es  dort  die  grösseren  Be- 
triebe sind,  die  mit  der  Abkürzung  der  Arbeitszeit  vorangehen.  Bahnbrechend  in  dieser 
Beziehung  ist  der  Inhaber  der  Worrascr  Lederwerke  geworden.  Derselbe  hat  allgemein 
eine  9'/  . -stündige  Arbeitszeit  eingeführt,  und  um  seine  Arbeiter  vor  allzulanger  Uelicr- 
arbeit  und  den  damit  verbundenen  Ueberanstrengungen  zu  schützen,  hat  er  seinen 
Beamten  auf  das  strengste  anbefohlen,  bei  aussergewöhnlicher  Häufung  der  Arbeit 
die  Arbeitskraft  des  einzelnen  erwachsenen  Arbiters  höchstens  bis  zu  11  Stunden  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Dauer  der  Arbeitszeit  wurde  in  029  Fabriken  des  Aufsichtsbezirkes  Mainz 
festgestellt  Dieselbe  beträgt  in  520  Fabriken,  also  83  Proz.,  11  Stunden  und  weniger. 
15  Fabriken  haben  eine  11'., -stündige,  88  Fabriken  eine  12-stündige,  10  Fabriken  eine 
13-stündige  und  13  Fabriken  eine  14-stündige  Arbeitszeit.  Von  den  ."»20  Fabriken  mit 
11-stündiger  Arbeitszeit  und  darunter  haben  171  eine  1 1-stündige  Arbeitszeit,  244  eine 
10-stündige,  30  eine  9', , -stündige,  30  eine  9-stündige  und  3  Betriebe  eine  nur  81  , -stün- 
dige Arbeitszeit  eingeführt.  Die  grössten  Arbeitszeiten  befinden  sich  in  den  Getreide- 
mühlen und  die  niedrigsten  Arbeitszeiten  im  jxdygraphischen  Gewerbe.  In  den  34 
Fabriken  dieses  Gewerbes  haben  9  eine  10-stündige,  0  eine  91/, -stündige,  1U  eine 
9-stündige  und  3  eine  nur  8'/i-stündige  Arbeitszeit.  Die  gesetzliche  Beschränkung 
der  Arbeitszeit  in  den  Getreidemühlen  durch  die  Bekanntmachung  vom  20.  April  1889 
ist  sehr  schwer  kontrollierbar,  da  sich  der  Aufsichtsbeamte  meistens  auf  die  Angaben 
der  Gehilfen  verlassen  niuss  und  diescll>en  in  vielen  Fällen  keine  Auskunft  geben  wollen. 

Anhalt,  1900,  S.S.  Die  Arbeitszeit  hat  sich  gegen  das  Vorjahr  nicht  wesentlich 
verändert,  sie  ist  in  der  Mehrzahl  der  Fabrikbetriebe  jetzt  eine  10-stündige. 

Sachsen-Meiningen  1899,  S.  10.  Von  den  angeführten  Arbeiten  haben  täg- 
lich gearbeitet  länger  als  11  Stunden  7,0  Proz.  |189S:  7,4  Proz.i,  10  bis  11  Stunden 
46,6  Proz.  (1898  :  40  Proz.),  10  Stunden  35,1  Proz.  (1S9S:  41,9  Proz.i,  weniger  als  10 
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Stunden  10,4  Proz.  (1898:  4,7  Proz.).  Die  längste  Arbeitzeit  von  14  Stunden  wurde 
in  einer  Ziegelei  notiert  ;  im  allgemeinen  sind  es  jedoch  die  Brauereien,  in  denen  die 
Arbeitszeit  12  Stunden  überschreitet. 

Oldenburg,  1900,  Seite  8  und  9.  In  der  Metallindustrie  des  Fürstentunis 
Birkenfeld  (Uhrkettenfabrikation  u.  dergl.)  haben  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  angeblich 
auf  Wunsch  der  letzteren  und  zur  Zufriedenheit  beider,  die  tägliche  Arbeitszeit  ge- 
ändert. Die  Vor-  und  Nachmittags  pausen  von  je  einer  Viertelstunde  sind  ausgefallen 
und  die  gesainte  Arbeitsdauer,  welche  früher  10* /,  Stunden  betragen  hat,  ist  auf  10 
Stunden  gesetzt  worden. 

Lothringen,  1900,  S.  50.  Als  Beispiel,  wie  eine  gewünschte  geringere  Leistung 
nicht  immer  durch  Kürzung  der  Arbeitszeit  erreicht  wird,  sei  erwähnt,  das«  der  Be- 
sitzer der  Plüschfabrik  in  Saargemünd  die  Erzeugung  von  Waren  ohne  Personal- 
eutlassuug  dadurch  einschränken  wollt«,  dass  er  den  Betrieb  an  Sonnabenden  vollständig 
ruhen  Hess.  Zu  seinem  Erstaunen  war  die  Leistung  der  Arbeiter  an  5  Wochentagen 
keine  geringere,  als  8ie  früher  in  0  gewesen  war. 

Reusa  alt.  Linie,  1900,  S.  8.  Die  normale  Arbeitszeit  der  Arbeiter  beträgt  fast 
durchweg  11  Stunden  und  nur  in  den  Färbereien  und  Appreturanstalten  ist  die  Be- 
schäftigung erwachsener  männlicher  Arbeiter  von  längerer  Dauer.  Von  den  auf  Grund 
des  §  120  e,  Abs.  3  G.O.  erlassenen  Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  werden  nur  die 
Betriebe  der  Bäckereien  betroffen. 

Nennenswerte  Verstösse  gegen  die  erlassenen  Vorschriften  sind  nicht  ermittelt 
worden.  Nachtarbeit  kommt  nur  in  der  Papierfabrikatien  bei  ununterbrochenem  Gang 
der  Papiermaschinen  und  in  den  Holzschleifereien  vor. 

Reuse  jüng.  Linie,  1900,  S.  17.  Abgesehen  von  einigen  außergewöhnlichen 
Arbeitszeiten  in  der  Nahrung*-  und  Genussmittelgruppe  ist  die  mittlere  Dauer  der 
täglichen  Arbeitszeit  auf  10,0  (10.G  im  Januar  1900)  Stuuden  berechnet  worden. 

Baden,  1900,  S.  18,  19,  20.  Eine  Revision  der  Betriebe  im  Amt  Lörrach  ergab, 
dass  in  verschiedenen  Betrieben  eine  dauernde  Reduktion  der  Arbeitszeit  stattgefunden 
hat  oder  in  der  Einführung  begriffen  ist.  In  allen  diesen  meist  grossen  Fabriken 
beträgt  die  Reduktion  der  Arbeitszeit  eine  Viertel-  bis  eine  halbe  Stunde.  Oft  war  sie 
die  lolge  der  Gewährung  einer  längeren  Mittagspause,  um  den  Arbeitern  das  Ein- 
nehmen der  Mittagsmahlzeit  in  ihrer  Wohnung  zu  ermöglichen  . . .  Der  Leiter  einer 
Fabrik  war  der  Ansicht,  dass  das  bisher  erreichte  Quantum  der  Leistung  auch  bei 
lO'/o-stüudiger  Arbeitszeit  erreicht  werden  könne;  so  verzichtete  er  auf  den  Ersatz  des 
durch  Verlängerung  der  Mittagspause  entstandenen  halbstündigen  Ausfalls  an  Arbeits- 
zeit. Ausser  den  genannten  Reduktionen  der  Arbeitszeit  im  Amtsbezirk  sind  noch 
verschiedene  Arbeitszeitverkürzungen  zu  erwähnen,  von  denen  hier  nur  folgende  ge- 
nannt werden  sollen,  ohne  dass  damit  auf  Vollständigkeit  der  Aufzählung  Anspruch 
gemacht  werden  will :  Seidenstoffweberei  von  Streuli  m  Konstanz  10  Stunden,  ferner 
ebenfalls  im  Amtsbezirk  Konstanz  Korsetten  fahr  ik  von  Schwarz  10  Stunden,  Waach- 


den  und  am  Samstag  Nachmittag  völlig  frei;  Maschinenfabrik  von  Graf  10  Stunden, 
Kartonuagefabrik  von  Mager  10* . »  Stunden,  Cigarren Sortierung  von  Biermann  in 
Dinglingen  10  Stunden,  Aktienbraucrei  Dinglingen  10  Stunden.  Färberei  und  Appretur 
von  Hcrose"  in  Wehr  10  Stunden  40  Min.,  Uhrenfabrik  Lenzkirch  10  Stunden,  Seiden- 
stoffweberei von  Henneberg  in  Rheinfelden  10'  ,  Stunden,  Dampfsäge  und  mechani- 
sche Schreinerei  von  Gerteis  in  Freiburg  10  Stundeu,  Dampfziegelei  Bodmann  10'/, 
Stunden,  Patent  Ziegelei  Konstanz  10  Stunden,  Seidenfärberei  von  Sackermann  in 
Murg  10  Stunden  für  männliche,  9  Stunden  für  weibliche  Arbeiter,  Fassspunden fabrik 
von  Kroiner  in  Freiburg  d3:\  Stunden,  Schuhfabrik  von  Kriechle  in  Bonndorf 
10  Stunden,  Musikwerkebaufabnk  von  Welte  in  Freiburg  9  ;,/4  Stunden.  Ferner  hat 
die  Achsen-  und  Wagenfedernfabrik  von  Gebr.  Dorf  linger  in  Mannheim  in  ihren  beiden 
Betrieben  in  Neckarau  und  in  Obrigheim  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  10  Stunden 
herabgesetzt  und  die  Seiden färberei  von  Rücker  in  Weinheim  auf  9'/,  Stunden.  Die 
9'  ,-stündige  Arbeitszeit  der  Schreiner  in  Mannheim  besteht  unverändert  fort  Sie  iat 
jetzt  auf  die  Bau-  und  Möl>elschreiner  ausgedehnt,  welche  in  grösseren  Fabriken, 
Hobel-  und  Sägewerken  neben  Arbeitern  beschäftigt  sind,  welche  die  verkürzte  Arbeits- 
zeit noch  nicht  erreicht  haben. 

Nachdem  die  in  den  letzten  Jahren  in  der  Uhrenindusrie  eingeführte  10-stündige 
Arbeitszeit  eine  Verminderung  der  Produktion  nicht  gebracht  hat,  hört  man  bereits 
von  Fabrikanten  mit  Bestimmtheit  aussprechen,  da*s  eine  weitere  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  auf  9  Stunden  keinen  Produktionsausfall  bringen  würde.   Eine  Cigarren- 
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fabhk  in  Brühl  hat  9-stündige  Arbeitszeit  eingeführt.  Sie  war  hierzu  durch  den 
Gang  der  Arbeiterzüge  genötigt.  Naeh  den  Angaben  des  Arbeitgebers  konnte  eine 
Produktionsverminderung  nur  in  ganz  unwesen  ein  Masse  wahrgenommen  werden. 
Er  ist  überzeugt,  da»*«  in  der  Cigarrenfabrikatiou  bei  9-stündiger  Arbeitszeit  nach 
Ablauf  einer  gewissen  Uebergangszeit  gerade  so  viel  geleistet  werden  kann  wie  bei 
der  jetzigen  11 -stündigen  Arbeitszeit,  von  den  grösseren  Uhrenindustricorten  de« 
badischen  Schwarzwaldes  scheint  St.  Georgen  allein  an  der  10 '/» -ständigen  Arbeitszeit 
mit  Vor-  und  Nachmittagspausen  von  '/«-^tiindiger  Dauer  festhalten  zu  wollen, 
während  an  anderen  Orten  die  10-8tündige  Arbeitszeit  ohne  Pausen  an  Vor-  und 
Nachmittagen  allgemein  üblich  geworden  ist.  Die  Arbeitgeber  geben  an,  in  ihrem 
Interesse  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  zu  wünschen,  dagegen  wehrten  sich  viele 
Arbeiter  gegen  den  Wegfall  der  Pausen.  Sie  kennzeichnen  sich  dadurch  als  rück- 
ständig gegenüber  ihren  Kollegen  in  den  Nachbarorten,  die  trotz  des  Ausfalls  an 
Arbeitszeit  dasselbe  leibten  wie  zuvor.  In  der  That  kann  man  auch  die  Beobachtung 
machen,  das«  in  Fabriken  mit  längerer  Arbeitszeit  mit  geringerer  Intensität  gearbeitet 
wird  als  in  den  Orten  mit  verkürzter  Arbeitszeit.  Die  Uebcrschreitung  der  Pausen, 
das  Zuspätkommen,  die  Unaufmerksamkeit  bei  der  Arbeit  und  auch  die  gegenseitige 
Unterhaltung  und  Störung  fällt  dem  aufmerksamen  Beobachter  in  den  erstgenannten 
Fabriken  sofort  auf.  Die  Zahl  der  einsichtsvolleren  Arbeiter  bleibt  unter  diesen  Um- 
ständen eine  kleine  und  die  Fabrikanten  wagen  es  nicht,  von  sich  aus  die  Arbeitszeit 
zu  verkürzen,  da  ihnen  die  entsprechenden  Qualitäten  der  Arbeiter  nicht  sicher  sind. 

Bayern,  1899,  S.  XX. 

Es  arbeiteten  von  den  inspizierten  Betrieben : 
TS  Betriebe  ■=   l,o  Proz.  mit     3119  Arbeitern  =   1,0  Proz.  unter  9  Std.  Arbeitszeit 
1051       „  1-2,9    .,  43<597        „  14,7     „      9-M  „ 

2855       „  35,0    „       „   1401H7        „  47,1     ,.  10-11 

2255       „  27,7    „      ,.    8557S        „  28,8    „     11-12  „ 

1907       „  23,4    „       „    241)53        „  8,4     „  12    „und  darüber. 

Württemberg,  1899,  S.  25,  1900,  S.  89. 

Die  Dauer  der  täglichen  Bescbäftigungszeit  ist  dank  den  Bemühungen  der  Arbeiter- 
schaft augenscheinlich  zurückgegangen  und  beträgt  in  der  Mehrzahl  der  grösseren 
Fabrikbetriebe  nicht  mehr  als  10  Stunden  bei  fast  überall  höheren  oder  mindestens 
gleichen  Löhnen  wie  bisher;  die  längsten  Arbeitszeiten  finden  sich  noch,  abgesehen 
von  einzelnen  landwirtschaftlichen  Neben  betrieben,  Mühlen  und  kleinen  Sägewerken, 
welche  meist  unregelmässig  betrieben  werden,  in  den  Betrieben  der  Textilindustrie  und 
in  Ziegeleien,  wo  mitunter  noch  11-stündige,  bei  Akkordarbeitern  in  Feldziegeleien 
noch  längere  Arbeitszeiten  vorkommen.  In  Sagemühlen,  besonders  in  Betrieben  mit 
un regelmässiger  Wasserkraft,  ist  die  Arbeitszeit  uoch  eine  übermässig  lange;  sie  währt 
mit  wenig  Lnterbrechungen,  an  welchen  das  Wasser  gestaut  wird,  in  der  Regel  noch 
16— 18  Stunden,  ohne  das»  die  Arbeitsleistung  eine  entsprechende  wäre.  Der  Ver- 
dienst des  Sägers,  welcher  dem  Schnitt  nach  abgelohnt  wird,  bleibt  ein  äusserst 
niedriger.  Nachtarbeit  und  Ueberstunden  werden  vermieden,  wo  dies  möglich  ist. 
Es  geschieht  dies  abgesehen  davon,  das«  die  Nachtarbeit  wegen  der  Beleuchtung  der 
Arbeitslokale  und  der  aus  guten  Gründen  minderwertigen  Arbeit  teurer  ist  als  die 
Tagesarbeit,  auch  wegen  der  Vermeidung  der  doppelten  und  schwierigeren  Aufsicht, 
bei  Ueberstunden,  noch  wegen  der  höhereu  Ablohnung,  welche  die  Arbeiter  in  beinahe 
allen  Industriegruppen  durchgesetzt  haben.  Wo  es  die  Eigenart  des  Betriebes  mit 
sich  bringt,  diiss  eine  Arbeitsunterbrechung  nicht  stattfinden  kann,  sind  Doppel- 
schichten eingeführt,  welche  entweder  morgens  oder  abends  oder  mittags  und  mitter- 
nachts wechseln.  Sonntags  wird  die  Arbeit  so  gut  wie  möglich  reduziert  und  werden 
nur  die  notwendigsten  Arbeiten,  von  welchen  der  regelmässige  werktätige  Betrieb  ab- 
hängt, mit  vermindertem  Arl>eiter|x?rsonal  aufrecht  erhalten. 

(1900):  Die  starke  Konkurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkte,  wie  sie  zu  Anfang  des 
Berichtsjahres  im  ganzen  Lande  und  späterhin  in  bestimmten  Industriezweigen  noch 
spürbar  war,  führte  vereinzelt  nicht  nur  zu  höheren  Löhnen,  sondern  teilweise  auch 
zu  einer  Kürzung  der  Arbeitszeit.  So  hat  eine  grössere  Ulmer  Ziegelei  die  Arbeits- 
zeit ihrer  deutsehen  Arbeiter  von  11  auf  10  Stunden  zurückgeführt,  denn  die  Bau- 
meister in  Ulm  hatten,  um  überhaupt  Leute  zu  bekommen,  bereits  im  vorigen  Jahr 
die  10-stündige  Arbeitszeit  eingeführt  und  infolgedessen  einen  grösseren  Zudrang  von 
Arbeitern  auf  Kosten  der  Ziegeleien  erhalten.  Die  Errichtung  eines  grossen  Cement- 
werkes  in  der  Nähe  der  Stadt  Heidenheim  hatte  in  den  umliegenden,  zum  Teil  sehr 
bedeutenden  Fabrikanlagen  sowohl  eine  sofortige  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  als 
auch  die  Einführung  der  10-stündigen  Arbeitszeit  an  Stelle  der  11 -stündigen  zur 
Folge. 
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Königreich  Sachsen,  1900,  S.  12,  159,  229. 

Bautzen.  Die  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  in  der  Regel  11  Stunden,  im 
Maschinenbau  nur  10  Stunden,  einzelne  isoliert  gelegene  Fabriken  arbeiten  in  Berück- 
sichtigung des  Umstandes,  dass  ihren  Arbeitern  meist  weite  Wege  zufallen,  während 
der  Sommermonate  11,  während  der  Wintennonate  10  Stunden.  Die  Einhaltung  einer 
D/j-etündigen  Mittagspause  ist  bei  den  Arbeitern  beliebt,  sie  gewinnt  immer  mehr  an 
Ausdehnung.  Aus  dem  Aufsichtsbezirke  Meissen  wird  mitgeteilt:  Wesentliche 
Aenderungen  in  der  Arbeitszeit  sind  nicht  eingetreten,  dieselbe  beträgt  meistens 
10  Stunden,  erhöht  sieh  in  den  Ziegeleien  im  Sommer  bis  auf  11,  um  im  Winter 
wieder  auf  7-8  Stunden  zu  sinken.  Arbeitszeit  bis  12  Stunden  findet  sich  in  ein- 
zelnen Ziegeleien  mit  Handstrich  ohne  Motorbetrieb,  solche  bis  14  Stunden,  Ruhe- 
pausen jedoch  eingeschlossen,  in  kleineren  Wassermühlen  vor. 

Beschränkung  der  üblichen  Arbeitszeit  bis  zu  8  Stunden  herab  brachte  der  ver- 
schlechterte Geschäftsgang  mit  sich. 

Leipzig.  Die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  hat  im  Auf  Sichtsbezirke  während 
des  Berichtsjahres  an  Umfang  weiter  zugenommen.  Der  Anstoss  hierzu  ging  haupt- 
sächlich von  Arbeitern  einzelner  Betriebe  und  von  Arbeitervereinigungen  aus ;  anderer- 
seits führte  auch  der  schwächere  Geschäftsgang  zu  einer  mehr  vorübergehenden 
Herabsetzung  der  Tages thätigkeit  In  dem  ausgebreiteten  Buchbindergewerbe  kani 
es  nach  kurzem  Kampf  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zur  Einführung 
der  9-stündigen  Arbeitszeit. 

Einheitliche  Regelung  erfuhr  die  Arbeitszeit  in  den  Rauchwarenzurichtereien 
durch  Festsetzung  derselben  auf  täglich  10  Stunden. 

Auch  die  Arbeiter  der  Pianoforte-  und  Holzwarenfabriken  erreichten  die  ge- 
wünschte 0-stflndige  Arbeitszeit  durch  Wegfall  und  Verkürzung  der  Ruhepausen. 
Eine  Bewegung  unter  den  Steinbildhuuern  führte  gleichfalls  zur  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit  vou  10  auf  9  Stunden  taglich. 

Im  Königreich  Prcusseu  wird  nur  in  verhältnismässig  wenigen  Bezirken  (Ost- 
preussen,  Frankfurt  a.  O.,  Liegnitz,  Überfranken,  Schwaben,  Zwickau,  Aunaberg,  Ober- 
elsass)  zumeist  für  die  Arbeiterinnen  und  insbesondere  für  die  Frauen  an  der  11 -stund igen 
Arbeitszeit  festgehalten.  Dagegen  ergeben  die  Berichte  aus  den  Bezirken  Magdeburg, 
Merseburg,  Hannover,  Minden,  Wiesbaden,  Köln,  Unterfranken,  Dannstadt,  Bergrevier 
Ost-Bcuthen,  Oestl.  Halle  und  Weissenfeis,  von  geringen  Abweichungen  abgesehen,  eine 
durchschnittliche  Dauer  der  regelmässigen  Arbeitszeit  von  10  Stunden  und  weniger. 

Im  Bezirke  Breslau  ist  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  in  871  grösseren  Betrieben 
(b  (>5  Proz.  aller  Fabriken,  die  Arbeiterinnen  Deschäftigen)  festgestellt  worden.  Von  diesen 
871  Fabriken  haben  208  =-  25  Proz.  11-stündigc  Arbeitszeit,  111  =  12a/„  Proz.  10".- 
stündige  Arbeit,  291  —»  33 '/„  Proz.  10-stündige  Arbeit,  2(31  =  30  Proz.  weniger  als 
10-stündige  oder  beliebige  Arbeitszeit.  Das  Bestreben  der  grösseren  Fabrik  betriebe, 
eine  10-stündige  Arbeitszeit  für  alle  Arbeiter  einzuführen,  ist  unverkennbar. 

Im  Bezirke  Düsseldorf  schwankt  die  Arbeitszeit  zwischen  8  und  11  Stunden.  Im 
Dienstbezirk  der  Gewerbeinspektion  AL-Gladbach,  wo  die  Baumwollindustrie  vorherrscht, 
werden  in  75  Fabriken  die  Arbeiterinnen  bis  zu  10  Stunden  und  darüber,  in  78  Fa- 
briken 10—11  Stunden  und  in  64  Fabriken  11  Stunden  am  Tage  regelmässig  beschäftigt. 
Während  in  den  Spinnereien  sowie  in  den  Betrieben,  welche  Spinnerei  und  Weberei 
besitzen,  bei  43  Anlagen  die  maximale  Arbeitszeit  von  11  Stunden  und  nur  in  12  Be- 
trieben eine  kürzere  Arbeitszeit  vorkommt,  ist  sie  in  den  reinen  Webereien  in  !>8  Fällen 
bereits  kürzer  als  11  Stunden  und  dauert  in  42  sogar  nur  10  und  weniger  Stunden. 
Nur  15  Webereien  nutzen  die  gesetzliche  Arbeitszeit  von  11  Stunden  bei  ihren  Ar- 
beiterinnen voll  aus.  Die  regelmässige  Arbeit  in  den  Kreisen  Barmen  und  Elberfeld 
ist  fast  ausnahmslos  12-stündig,  einschliesslich  einer  Mittagspause  von  l'/?  Stunden 
und  einer  Kaffeepause  von  '/»  Stunde.  Im  Kreise  Ijcnnep  dagegeu  dauert  der  Arbeits- 
tag namentlich  in  der  Textilindustrie  meistens  13  Stunden  mit  einer  1-stündigen  Mittags- 
pause und  '/„-stündiger  Frühstücks-  und  Kaffeepausc.  Infolgedessen  ist  die  Zahl  der 
Fabriken,  in  denen  verkürzte  Arl>eitszeit  für  Frauen  eintritt,  gering;  nur  in  57  Fa- 
briken von  327  finden  solche  regelmässige  Extrapausen,  für  die  im  allgemeinen  1 1  Stunde 
bewilligt  wird,  statt.  Der  Aufsichtsbeamte  zu  Aachen  bemerkt :  Eine  Arbeitszeit  von 
lo— 11  Stunden  haben  1200"  —  4!)  Proz.,  von  9- -lo  Stunden  114(i  —  40,7  Proz.  sämt- 
licher Frauen,  *o  dass  nur  lo,;-{  Proz.  täglich  9  Stunden  und  darunter  beschäftigt 
werden.  i\'er«rl.  >,l)ie  Beschäftigung  verheirateter  Frauen  in  Fabriken.  Bearbeitet  im 
Reicbsaint  des  Innern.-    Berlin  1901,  S.  <>4— M.I 
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In  Oesterreich  (Reichsrateländer)  betrug  nach  dem  Bericht  der  k.  k.  Gewerbe- 
inspektoren  über  ihre  Amtethätigkeit  im  Jahre  1900  (Wien  1901),  S.  LX— LXI, 
die  effektive  tägliche  Arbeitezeit  in  den  besuchten  Fabrikbetrieben: 
Zahl  der                         Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  in  Stunden 
Betriebe  8  8'/,      9   9V,  10  10»  10>/t_    11  11'/,  12 

6312  IS       8       235     220     1550       27        1302     2815      301  130 

Der  Bericht  des  k.  k.  Centralgcwerbeinsjxjktors  bemerkt  hierzu: 

Die  Zusammenstellung  auf  S.  LXI  macht  die  in  den  besuchten  6312  fabriksmässig 
betriebenen  lTnternehmungen  beobachtete  Dauer  der  Arbeitezeit  ersichtlich ;  53,3  Proz. 
der  besuchten  Betriebe  hatten  danach  eine  kürzere  als  11-stündige  Arbeitezeit.  Da 
die  korrespondierende  Ziffer  in  den  drei  vorangehenden  Jahren  12,0,  46,0  und  48,5  be- 
trug, so  zeigt  sich,  obgleich  die  Tabelle  nicht  alle  bestehenden  fabrikamässigen  Betriebe 
umfasst,  deutlich  die  ständige  Tendenz  zum  Sinken  der  Arbeitszeit,  die  auch  in  den 
meisten  Berichten  betont  wird.  Die  Thateache,  dass  in  vielen  Fabriken  vom  11-stün- 
digen  Arbeitstage  nicht  mehr  Gebrauch  gemacht  wird,  kommt  noch  auffälliger  zum 
Ausdrucke,  wenn  von  der  Gesammtzahl  der  besuchten  Betriebe  die  431  Unter- 
nehmungen mit  11  »  V  und  12-stündiger  Arbeitszeit  abgezogen  werden,  die  aus  tech- 
nischen Gründen  ununterbrochen  Tag  und  Nacht  arbeiten,  bei  welchen  also  eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  nur  durch  Ucbergang  auf  die  Achtstundenschicht  ein- 
treten könnte. 

Diesem  Resultate  entsprechend,  zeigten  sich  auch  in  den  einzelnen  Industrie- 
zweigen höhere  Prozentzahlen,  als  im  Vorjahre  zu  Gunsten  der  Betriebe  mit  kürzerer 
Arbeitszeit.  Im  graphischen  Gewerbe  ist  die  11-stündige  Arbeitszeit  nur  mehr  eine 
seltene  Ausnahme,  in  den  meisten  Betrieben  dieser  Kategorie  (ca.  80  Proz.)  ist  vielmehr 
der  Neunstundentag  zur  Durchführung  gebracht.  In  der  Maschinenindustrie  arbeiten 
85,1  (80,7)  Proz.  der  Betriebe,  in  den  metallverarbeitenden  Gewerben  78,0  (06,5^  Proz. 
weniger  als  1 1  Stunden  täglich.  Eine  auffällige  Abnahme  der  Arbeitszeit  zeigt  sich 
in  den  die  Textilindustrie  betreffenden  Ziffern;  während  noch  im  Vorjahre,  wo  die 
Zehnstundentagbewegung  am  intensivsten  war,  nur  41,7  Proz.  der  Betriebe  unter  die 
11-stündige  Arbeitszeit  herabgegangen  waren,  erhöhte  sich  dieser  Prozentsatz  im 
Berichtsjahre  auf  50,4  Proz. 

Mit  den  sich  ergebenden  Folgerungen  stehen  die  in  den  Einzelberichten  ent- 
haltenen Mitteilungen  über  die  rücksichtlieh  der  Arbeitszeit  gemachten  Beobach- 
tungen im  Einklänge.  Der  Gewerbeinspektor  von  Linz  sagt  direkt,  dass  die  effektive 
11-stündige  Arbeitszeit  immer  seltener  wird,  da,  wenn  nicht  eine  nominelle  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  eintritt,  doch  wenigstens  Pausen  eingeführt  werden ,  die  von  der 
Arbeitszeit  in  Abrechnung  zu  bringen  sind.  Gleichwohl  erfolgte  dieser  Prozess,  wie 
im  Wiener  und  Keichenberger  Berichte  betont  wird,  im  Beriehtsjahre  in  einem  lang- 
sameren Tempo,  als  in  den  letzten  Jahren,  und  ist  in  manchen  Gebieten,  wie  im 
Olmützer  Aufsichtsbezirke,  ganz  zum  Stillstande  gelangt.  Die  Entwickelung  der 
Arbeitszeit  in  absteigendem  Sinne  beschränkte  sich  keineswegs  auf  die  Grossbetriebe; 
auch  das  Kleingewerbe  konnte  sieh,  wie  im  Grazer  sowie  im  Tetechcner  Bcrichto  er- 
wähnt wird,  dieser  allgemeinen  Tendenz  nicht  entziehen. 

Für  Dänemark  ergeben  sieh  aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  (Bcretning 
om  Arbejds-og  Fabriktilsynets  Virksomhed  i  Finansaarct  1901—1002,  S.  4  und  6) 
folgende  Angaben :  Die  Zahl  der  Betriebe  betrug  in  Dänemark  im  Jahre  1901  3714  im 
Sommer  und  3518  im  Winter;  in  Prozenten  aller  Fabrikbetriebc  verzeichneten  unter 
lO'ystündige  Arbeitezeit:  1874:  41,7,  1895:  56,0,  1901:  91,2. 

Bis  10  Stunden  arbeitete  man  im  Sommer  1890  in  42,2  Proz.,  im  Sommer  1901 
in  61,3  Proz.;  im  Winter  1890  in  4K,9  Proz.,  im  Winter  1901  in  05,8  Proz.  der  Betriebe. 

Zeigt  sich  demnach  in  den  Staaten  des  Elfstunden  tags  ständig  die  Tendenz,  teils 
aus  freien  Stücken,  teils  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  zum  Zehnstundentage  über- 
zugehen, so  lässt  sich  diese  Tendenz  in  den  Staaten  mit  höherer  Maximalarbeiteze.it 
nur  in  geringerem  Maßstäbe  beobachten. 

Einen  höheren  als  den  11-stündigen  normalen  Arbeitetag  weisen  derzeit  in  der 
Fabriksindustrie  auf:  Belgien  12»/.,— 12,  Russland  II'/,  und  Italien  (bisher  gesetzlich 
ungeregelt,  durch  das  noch  nicht  in  Kraft  getretene  Gesetz  auf  12  Stunden  einge- 
schränkt). 

Für  Belgien  sind  die  folgenden  Aeusscrungen  der  Gewerbeinspektoren  über  die 
Arbeitszeit  zu  verzeichnen: 

Industries  on  I  on  travaille  les  matiures  animales,  vitales  ou  nmu'rales.  Dans 
1't'tB.t  de  chose  actuel,  il  n'y  a  pas  d'observations  ä  faire  au  sujet  de  l'application 
de  1a  loi,  relativenient  a  la  duree  du  travail  journalier  dans  ces  ttablissements.  Toute- 
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fois  je  crois  etre  en  communaute"  d'idees  avec  plusieurs  de  mes  collegues  en  estimaut 
quc  quelques  rtformes  sagement  appliquees  pourraient  sans  inconvenient  restreindre    i  „ 
la  dur£e  du  travail  dans  les  industries  de  ce  groupe  qui  sont  g£n£ralement  insalubres.  ; 

Industrie  du  vetement.   La  plupart  des  £tablissement  de  ec  groupe  d'industrie,    (  v* 
qui  emploie  en  majorite*  un  personel  protege,  echappent  &  rarrete  royal  du  26  decembre  \ 
1892,  et  nierae  ä  la  loi  du  13  decembre  1889,  dont  l'article  1<*  ne  vise  pas  les  ateUers, 
il  moins  qu'ils  ne  constituent  un  ctabUssenieut  classc.  II  n'y  a  guere  que  les  buanderies,    J  26. 
les  ateliers  de  calcndrage  mecanique  de  linge,  les  fabriques  de  coreets  et  de  chaussures,  i 
oü,  pouvant  l'exiger,  nous  avons  obtenu  d  une  manicre  satisfaisante  l'execution  de  la   {  — 
reglemcntation,  nui  limite  u  dix  beures  par  jour  la  duree  du  travail.  Deux  proce*-verbaux 
ont  cependant  ete  dress^s,  dans  deux  fabriquea  de  eorsets,  pour  Prolongation  de  la  journee 
de  travail  au-delä  de  dix  beures.  A  la  euite  des  condainnations  intervenues,  ce«  deux 
Etablissements  se  sont  mis  en  regle.  Toutefois,  il  nous  estrevenu  que,  lorsque  l'ouvrage 
est  abondant,  lea  ouvrieres  protegees  emportent  des  pieecs  ä  confectionner  ä  domicile,  oü 
la  journee  de  travail  est  prolongee  danB  une  mesure  qui  eehappe  ä  notre  controle,  Dans 
tous  (es  autres  Etablissements,  constituant  de  simples  ateliers,  tels  que  les  ateliers  de 
couturc,  de  confection,  de  repassage  du  linge  A  la  main,  etc.  la  duree  du  travail,  fixce  arbi- 
trairement  par  l'exploitant,  depasse  souvent  12  beures;  Tabus  du  travail  de  nuit  et  du    s,  \* 
travail  du  dimanebe  y  sevit  encore  lourdement  sur  un  personnel  dont  Tage  lc  protege  " 
legalement  dans  presque  toutes  les  autres  industries.  II  scrait  bautement  desiratde  que  I 
l'article  premier  de  la  loi  du  13  decembre  1880  fut  Etendu  aux  simples  ateliers. 

La  regleroentation  actuelle  de  la  duree  du  travail  et  des  conditions  du  repos  est     I  f 
trop  compliquee,  certaincs  industries  beutfficient  sans  raison  des  avantages  du  regime  j 
general,  tandis  que  d'autres  sont  soumises  a  un  regime  special  peut-etre  trop  severe.  ' 
La  necessite'  de  reviser  et  de  eimplilier  les  arretes  royaux  actuellement  en  vigueur  a 
ete*  signalee  egalement  par  plusieurs  eollegues.  (Office  du  travail  et  administration  des 
mines,  rapports  annuels  de  Tinspection  du  travail  1900,  S.  29,  06,  144.) 

*  ( 

Ueber  die  bisher  auf  den  Schutz  der  Kinder  und  Jugendlichen  eich  beschränkende 
Gesetzgebung  Italiens  erklärte  die  Regierung: 

Mit  Rundschreiben  vom  12.  März  1898  wurden  die  Präfekten  aufgefordert,  in 
ihren  Bezirken  für  die  strenge  Durchführung  der  bestehenden  Vorschriften  betreffend 
Nachtarbeit  von  jugendlichen  Arbeitern  zu  sorgen.  Die  Verordnung  vom  11.  Februar 
1886,  welche  die  Maximalarbeitszeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  auf  8  Stunden 
täglich  festsetzt,  wird  häufig  nicht  innegehalten. 

Es  steht  fest,  dass  die  zu  lange  Arbeitsdauer  den  allcrungünstigsten  Einfluss  auf 
die  Gesundheit  der  Kinder  ausül>en  muss,  auch  wenn  es  sieb  um  ihrer  Natur  nach 
wenig  anstrengende  Arbeiten  handelt.  Die  Behörde  besteht  beständig  auf  eiuer  strengen 
Beobachtung  der  diesbezüglichen  Vorschriften;  es  wäre  in  dieser  Hinsicht  sehr  zu 
wünschen,  dass  auch  die  tägliche  Arbeitsdauer  von  Kindern  über  12  Jahren  durch  eine 
Verordnung  geregelt  würde.  Wie  aus  den  Berichten  der  Arbeits  inspektoren  und  Berg- 
werksingenieure  hervorgeht,  ist  die  Arbeitszeit  dieser  fast  immer  gleich  der  erwachsener 
Arbeiter  und  übersteigt,  besonders  in  Spinnereien,  oft  13  Stunden  täglich.  (Atti  par- 
lamentari,  camera  dei  deputati,  sess.  1900— 15*01,  S.  20,  2H.  Die  effektive  Arbeitszeit 
in  der  italienischen  Industrie  betrug  bis  1896  in  Alessandria  bis  14,  in  Como  10' /, 
bis  13,  Cremona  12—13,  l'dine  bis  13,  Mailand  11'/, — 12,  Livorno  und  Massa-Carrara 
11  Stunden.  (Vgl.  Di  Rudini,  Relazione  sull'  applieazione  della  legge  11  febbraio  1SS6 


1886  sul  lavoro  dei  fanciulli  etc.  5  giugno  18J)8.  Atti  pari.  leg.  XX.  prima  sess.  cam. 
dei  deput.  Doc.  XXVI I.)  Seither  ist  nach  den  Berichten  der  Präfekten  eine  fort- 
schreitende Kürzung  execssiver  Arbeitszeiten  zu  verzeichnen ;  der  neueste  Bericht  ver- 
zeichnet immerhin  selbst  für  die  jugendlichen  Arbeitszeiten  von  13-  14  Stunden  in 
Alessandria,  von  12  Stunden  in  Cremona  und  Venetien.  „Tale  durata  c,  in  generale, 
di  12  ore  e  wembra  eeees8ivau.  Zanardclli,  Relazione  sull  applieazione  etc.  1.  maggio 
1901.    A.  P.  Leg.  XXI.  la  sess.  1900  -1901  Cam.  d.  dcp.  Doc.  XXVI. 

Ueber  die  günstigen  Erfahrungen  der  russischen  Finanz  Verwaltung  bei  Ein- 
führung des  Zehnstundentages  in  Staatsbetrieben  verweisen  wir  auf  die  in  diesem  Bulletin 
abgedruckte  Verordnung  vom  8.  Februar  1902.  Da  es  sich  in  diesen  Fragen  für  die 
Schweiz  sowohl  um  die  Frage  der  Arbeitsdauer  innerhalb  der  Kantone,  als  besonders 
um  die  internationale  Verständigung  über  die  Arbeitszeit  in  der  Textilindustrie  aller 
Länder  handelt,  legen  wir  diesem  Gutachten  zwei  synoptische  Tabellen  bei,  aus  welchen 
der  jetzige  Staud  der  wichtigsten  Bestimmungen  (les  Arbeiterschutzes  zu  ersehen  ist. 
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Co-operation.  First  Report  on  Workmen's  Co-operative  Soeieties  in  the  United 
Kingdom;  with  Statistical  Tables  and  Appendices    ls.  3d.  ls.  57fd.,  P.  O.  P.  19<(0/1. 

Wage*  and  Hours  of  Labour,  Cnanges  in,  during  1900,  with  Comparative 
Statistics,  1893-1899,  and  Index,    ls.  Od.,    ls.  9'/,d.    P.  O.  P.  1900  1. 

Workmens's  Compensation.  Statistics  of  Actions  under  the  Workmen's  Compen- 
sation  Act,  1897,  and  the  Employcrs'  Liabilitv  Act,  1  SS'.),  during  the  year  1900.  4d., 
5d    P.  O.  P.  ÜKKU. 

Fricndlv  Soeieties.  Chief  Registrar's  Report  for  1900.  Part  B.  Appendix  L. 
Industrial  and  Provident  Soeieties.    35  II.    1*.  9d.    P.  O.  P.  19o2. 

Public  Works.  Ireland  Report  for  190<>— 1901,  with  Appendices.  G9.  Annual. 
P.  O.  P.  1902.  lOd. 

Lead  Poisoning  in  Eartbenware  and  China  Works.  Numbcr  of  Cases  during 
1899,  1900,  1901.  P.  P.  R.  1902.   2d.  . 

Sanitarv  Measures.  Annual  Report  for  the  Year  1899-1900.  Vol.  33.  2s.  Id. 
P.  O.  P.  HKh  '2. 

Lead  Compounds  in  Pottery.  Report  ot  the  Work  of  the  Government  Labora- 
tory  on  the  Subject.    Id.,  p.  Ir.  5d.  P.  0.  P.  19ol. 

Lead  Compounds  in  Pottcrv.  Report  of  the  Work  of  the  Government  Labora- 
tory  on  thc  Subject.  P.  <>.  P.  1*901.  4d.,  p.  fr.  5d. 

Reports  bv  Prof.  Thorpe,  Principal  of  the  Government  Laboratory.  P.  O.  P. 
1901.   2d.,  p.  fr.  3d. 

Gases  of  Lead  Poisoning  reported  during  IS99  — 1!*>0  in  the  Eartbenware  and 
China  Industry.   P.  O.  P.  1901.   Id.,  p.  fr.  17/1. 

Redgrave's  Factorv  Acts.  9th  «1.  Cr  8".    Butterworth.  7  (!. 

Annual  Report  of  the  Medical  (.)fficer  on  the  Public  Health  of  Ixmdon  during 
the  year  190o.  9.  Annual.  L.  C.  C.    19u2.  3».  (kl. 

Labour  Department.  Directorv  of  Industrial  Association*  in  U.  K.  1901.  945. 
P.  (  ).  P.  1902.  9d. 
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Incorae  and  Expenditure,  1900  -1901,  in  respect  of  all  Working-class  Dwelüngs 
and  Lodging  Houses,  erected  or  owned  by  the  Council.  L.  C.  C.  1902.  öd. 

Industrial  and  Providern  Societies.  Report  of  Chief  Regwtrar  for  19o0,  with 
Appendiees.  P.  O.  P.  1901.  ls.  8d.  p.  fr.  2s. 

Trade  Union».  Rep.  of  Chief  Registrar  for  1900,  with  Appendiees.  P.  O.  P. 
1901.   5d.,  p.  fr.  (kl. 

Sailors*  Lodging  Houses.  Bye-lawa  relatiug  to.  L.  C.  C.  1Ö*M>  1.  2d.,  p.  fr.  2',rd. 

Moral  and  Material  Progress  and  Condition,  during  1899-1900.  P.  <).  P.  1901. 
le.  lOd.,  p.  fr.  2s.  2d. 

Report  for  1900— 1901  of  the  Department  of  Agriculture  and  Technical  In- 
struction.  838.  P.  ().  P.  1901/2.  ls.  3d. 

Migratory  Lalwurers.   Report  for  1901.  850.  P.  O.  P.  1901  2.  3d. 

Etnployment  of  School  Childrcn.  Report  of  the  Inter-Departmcntal  Coinmittee. 
P.  O.  P.  1901  2.  3d. 

Ditto  Evidence,  Appendiees  and  Index.  P.  (').  P.  1901  "2.  4s.  2d. 

Public  Work*  Department,  Madras,  Report,  1901  —  19)2.  G.  I.  1902.  öd. 

Municii>alitie#  Report,  Hyderabad  Assigned  Districts,  190»—  1901.  G.  I.  19(»2.  ls.  Id. 

Second  Rejx>rt  of  the  Bureau  of  Labor  of  the  Province  of  Ontario 
for  the  year  ending  December  3 l^t  1901     173  p.   Toronto.  1902.    L.  K.  Cameron. 

New  South  Wales  Labour  Commission.  First  Annual  Report  of  the 
Labour  Commissioners  of  New  South  Wales,  covering  the  period  ended  August  31, 
1901.   00  pages. 

New  South  Wales  Uncrnployed.  Second  ProgresB  Report  of  the  Unemployed 
Advisory  Board ;  Government  Printers,  Sydney,  24  page*. 

India.  Kamine  Comm  is«ion ,  1901."  Report,  with  Appendiees  and  Papers. 
13.  3d.    P.  O.  P.  1901/2. 

Iiegislaiion  affecting  Natives  in  the  Transvaal.  Papers  relating  to  901.  P.  O. 
P.    1902.  Od. 

Mincs  and  Quarries.  General  Report  and  Statistics  for  1900.  Part  4.  Colonial 
and  Foreign  Statistics.    1  r-h.  6  d 

Western  Australia  Labour  Statistics.  Report  by  the  Superintendent 
of  Government  Labour  Bureau  for  the  year  ending  December  31,  1901;  Government 
Printer,  perth.    13  pages. 

Xova  Scotia,  Report  of  the  Department  of  Minea,  for  the  year 
ended  September  30,  1901;  King's  Printer,  Halifax.    IIb"  pages. 

Italien.  Comune  di  Brescia.  Ufficio  municipale  del  lavoro. 
Relazione  1901.  1  broch.  in  8"  de  30  p.  Brescia,  Stabilimento  Lnione  Tipo-Ittografica 
Bresciana,  1902. 

Niederlande,  Verklagen  der  Kamers  van  Arbeid  over  1901.  48.*)  S. 
's  Graveuhage  1902.   Gebr.  Bclinfante. 

Schweiz.  Jahrbuch.  Statistisches  Jahrbuch  der  Schweiz,  ilrg.  vom  Stati- 
stischen Bureau  des  eidg.  Departements  des  Innern.  Jahrg.  10,  19ol. 
Ausgegeben  den  10.  Dezember  1901.  —  Annuaire  statistujue  de  la  Suisse.  Publik  par 
le  Bureau  de  statistique  du  Departement  föderal  de  l'Inttfrieur.  lo. 
annee,  1901.  II  +  307  S.  8.  Bern,  Buchdr.  Stämpfli  &  Cic.,  Komm.  Schmid 
&  Franckc,  1901.  (geb.  fr.  (>.— ) 

Eidgen.  statistisches  Bureau.  Vorläufige  Resultate  der  eidg.  Volkszählung 
vom  1.  Dezember  1900,  zum  Teile  verglichen  mit  denjenigen  früherer  eidg.  Volks- 
zählungen. —  7.  Februar  1901.  [Separatabdruck  au  der  Zeitschrift  für  Schweizerische 
Statistik.  Jahrg.  37.J)  Apercu  des  n'sultata  provisoires  du  recensement  fcddral 
de  la  population  en  1900,  eonjparcs  en  partie  avec  les  donnees  fournies  par  des 
recensements  anterieurs.  ([Publication  duj  Bureau  föderal  de  statistique.  — 
1901,  7  fevrier)    16  S.   4.   Bern,  Stämpfli  a  Cie..  1901. 

Schweizerische  Fabrikstatistik  nach  den  Erhebungen  des  eidgen.  Fabrikinepekto- 
rates  vom  5.  Juni  1901,  herausjjeg.  vom  Schweiz.  Industriedepartement.  Stati- 
stique Suisse  des  Fabriques  etablie  d'apres  les  releves  faits  le  5  juin  1901  par  les 
inspecteurs  fcxleraux  des  fabriques  publice  par  le  Departement  fedöral  de 
I'  1  n  d u s t r i e.    XX V  -  1 19  S.    Bern  19« r2. 

Chambre  de  Travail  de  Geneve.  Rapport  annuel  du  Comit«'  d'Ad- 
ministralion  pour  TAnnee  11«  »1.    1  broch.  de  X  et  32  p.   8°.   Plainpalais-Geneve,  11« 2. 

Amtsbericht  des  R  e g  i  e r  u  n  grat es  an  den  Großen  Rat  des  Kantons  St. 
Gallen  über  da*  Jahr  1901.  Erstattet  im  Mai  1902.  96  8.  (S.  10-26:  Durchführung 
der  eidgenössischen  und  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzc)  St.  Gallen,  1902. 
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2.  Inspektorenberiehte. 

Deutsches  Reich.  Jahresberichte  der  Kön  i  gl  ich  sächsischen  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten für  1901.  Nebst  Berichten  der  Königlich  sächsischen 
Berginspektoren,  betr.  die  Verwendung  jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter 
bei  Bergbau,  sowie  die  Beaufsichtigung  der  unterirdisch  betriebenen  Brüche  und 
Gruben.  Sonderausgabe  nach  den  vom  Rek-hsamt  des  Innern  veröffentlichten  Jahres- 
berichten der  Gewerbeaufsicht* beamten.  447  S.  Berün  11*02.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  im  Königreich  Würt- 
temberg für  1900.  220  S.  Berlin  1901.  Gedruekt  in  der  Reichsdruckerei  1901. 
IV  +  19o  S.   Stuttgart,  H.  Lindemann,  1902. 

Jahresbericht  des  Gewerbeauf sichtsbearaten  des  Großherzogtums 
Mecklenburg-Schwerin  für  1900.  33  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Großherzogtums 
Sachsen- Weimar  für  1900.  38  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresbericht  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Großherzogtums 
Mecklenburg-St relitz  nebst  Fürstentum  Ratzeburg  für  1900.  Berlin 
1901.   Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Großherzogtums 
Oldenburg  für  1900.   37  S.   Berlin  1901.   Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  der  Gewer  beaufsi  eh  tsbeam  ten  des  II  erzog  tu  ms  Braun- 
schweig für  1 900.   42  8.   Berlin  19ol.   Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Herzogtums 
Sachsen-Meiningen  für  19(0.  48  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbein  spektors  für  das  Herzogtum  Sachsen- 
Coburg  und  Gotha  für  1900.  Berlin  1901.  28  S.  für  1901.  31  8.  Berlin  1902. 
Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Herzogt  ums  Anhalt 
für  19(0.    44  S.    Berlin  1901.    Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  des  Fürstentums 
Schwarzburg-Sondershausen  für  1900.  30  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in 
Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  G e  w  er  b  e a  u  f  s  i  e  h  t s b e a m  t e n  des  Fürstentums 
Schwarzburg-Rudolstadt  für  1900.  32  S.  Berlin  1901.  2:>  S.  Berün  1902. 
Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbe-Aufsichtsbeamten  der  Fürstentümer 
Waldeck  und  Pyrmont  für  1900.  11  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbe-Aufsiehtsbeamten  des  Fürstentums 
Reu ss  ii.  L.  für  1900.  37  S.   Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  des  Gewerbe-Auf  Sichtsbeamten  des  Fürstentum» 
Reuss  j.  L.  für  1900.  49  8.  Berlin  1901.  Gedruckt  1901. 

Jahresbericht  des  G  ewerbe-Aufsichtsbeamtcn  des  Fürstentums 
ßcha umburg-Lippe  für  1900.  18  S.  Berlin  1901.  Gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei. 

Jahresbericht  des  Regierungs-  und  Gewerberates  des  Fürstentums 
Lippe  für  das  Jahr  1900.  Minden  1901. 

Jahresbericht  des  Gewerbe- Aufsichtsbeamten  des  A u fsichts bezirks 
Lübeck  für  1900.  23  8.  Berün  1901.   Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei. 

Jahresbericht  der  Gewerbe-I  nsnektion  der  freien  und  Hansestadt 
Harn  b  urg  für  das  Jahr  19(0.  29  8.  Hamburg,  Februar  1901. 

Belgien.  Belg.  O.  d.  T.  Les  filatures  de  lin.  Etüde  d'hvgiene  professionnelle. 
Rapport  presente*  a/M.  le  Mioistre  de  1' Industrie  et  du  Travail  par  le  Dr.  D.  Gli- 
ben. inspeeteur-ni^decinduTravail  ä  l'Administration  centrale.  1  vol. 
in  8°.   X  +  563  p.   Bruxelle*.   Office  de  publicite\   1902.   Frs.  9. 

Grossbritannien.    Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and 
Workshops  for  1901.   Part  I.   4s.   P.  O.  P.  1902. 
Reports  of  Inspectors  on  various  Accidents  with  Explosives: 

Percussion  Caps  at  Messrs.   Elev  Bros.'  Factory,  London,  19.  September  1900. 
Plan.  3d.  ».  fr.  3\,d. 

Corning  house  at  Messrs.  Dicksons  Gunpowder  Factorv,  Blackbeck,  27.  August 
1900.   Id.  p.  fr.  l'/.d. 
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Mixing  Hoii^e  aiid  Stove  at  Curtis's  and  Harvey  at  Trimley  Marsh.  Suffolk, 
28.  November  1000.  2d.  p.  fr.  3d. 

Dynamite  Cartridg  Hut  at  Noble's  Co.,  at  Ardeer,  Ayr.,  29.  January,  1901. 
2d.  p.  fr.  2'/,d. 

Corning  house  at  the  Chilworth  Gunpowder  Company'«  Factory  at  Chilworth, 
Surrey,  on  12.  Februarv  1901.  2d.  2x'd. 

Cartridge  Press  House  at  the  Factory  of  Mewra  Kynoch,  Limited,  in  York- 
shire,  25.  Mai  1901.  Id.  p.  fr.  l»/,d. 

Explosion  in  fonning  Coloured  Stare  at  Messrs.  Rüey's  Factory,  Longlands, 
near  Ossel,  Yorks.,  2G.  Sept.  1901.  Id.  p.  fr.  ll/,d. 

Report  on  Explosion  at  Feit  Hai  Works,  Den  ton,  ncar  Manchester,  14.  January 
1901,  Diagrams.  2d.  p.  fr.  2'/  d.  P.  O.  P.  1901. 

Report  for  1900  of  H.  M.  Inspectors  of  Explosives,  21.  Annual.  ls.  9d.  p.  fr.  2s. 1  d. 
Inspectors'  Reports  for  1900.   No.  1.   East  Scotland  4d.  Od. 
Ditto   No.   2.    West  Scotland.   Plans  4d.  6'/td. 
Ditto   No.   3.    Newcastle  District.    Plans  ls.  3d.  ls.  8d. 
Ditto    No.    4.    Dnrharn  7d.  9d. 

Ditto   No.   5.    Yorkshire  and  Lancashire  District  Od.  7d. 
Ditto   No.   6.   North  and  East  Lancashire  and  Ircland.   Plans,  etc.  ls.  ls.  2d. 
Ditto   No.   7.   Liverpool  Dist.   Diagrams,  etc.  ls.  Id.  ls.  3d. 
Ditto   No.   8.   Midland  District.    Plans  ls.  2d.  ls.  4V,d. 
Ditto   No.   9.   North  Wales,  etc.  7d.  lOd. 
Ditto   No.  10.   North  Staffordshire  Od.  7d. 
Ditto   No.  11.    South  Staffordshire.    Plan  öd.  ö'/.d. 
Ditto   No.  12.   South- Western  District  lld.  ls.  Id. 
Ditto   No.  13.   South  Wales.   Plans  8d.  lOd.   P.  O.  P.  1900/1. 
Inspectors'  Reports  for  1901.    No.  2.    West  Scotland  4d. 

Ditto   No.   3.   Newcastle  District.    Diagrams.    1002  III  ls.  Id. 
Ditto    No.    1.    Durham.    1062 IV  7d. 
Ditto   No.   8.   Midland  District.   Diagram.    10621  8d. 
Ditto   No.  11.    Swausea  District.  II  4d. 

Report  on  the  Mineral  Resources  of  Greece.   Maps.  lld.  P.  O.  P.  I».r2. 

Inspection  of  Mines  in  India,  Report  for  1900.   G.  J.  1902.  9d. 

Fourteenth  Annual  Rejjorts  of  the  Inspcctor  of  Factories  for  the  Pro- 
vince  on  Ontario  1901.  32  p.  Toronto  1902.    L.  K.  Cameron. 

Schweiz.  Berichte  der  eidg.  Fabrik-  und  Bergwerksinspectoren  über  ihre  Amts- 
thätigkeit  in  den  Jahren  19«)*)  und  1901.  Veröffentlicht  vom  Schweiz.  Industrie- 
departement. Rapports  des  inspecteurs  fe\l6raux  des  fabriciues  et  des  mines  concer- 
nant  leurs  fonetions  ofricielles  dans  les  annecs  1900  et  1901.  Publik  par  le  dtfparte- 
ment  fede*ral  de  l'industrie.   271  S.    Aarau  H.  R.  Sauerländer  &  Co.,  1902. 

3.  Haftpflicht  and  Arbelterversichening. 

Deutsches  Reich.  Geschäftsbericht  des  Reichs versichcrungsam tes 
für  das  Jahr  1901.  (Aiuti.  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  18.  Jahrgang, 
No.  4,  auch  als  Xo.  517  der  Reichs  tagsdrucksachen,  10.  Legisl.-Periode,  II.  Session 
1900/02.)   61  S.  in  4Q.   Berlin,  Asher  «Sc  Comp.,  1902. 

Amtliche  Nachrichten  des  Reichs versicherungamtes  1902.  1. Beiheft.  Stati- 
stik der  Heilbehandlung  bei  den  Versicherungsanstalten  und  zugelassenen  Kassenein- 
richtungen der  Invalidenversicherung  für  die  Jahre  1897,  1898,  1899,  1900, 1901.  Be- 
arbeitet im  Reichsversicherungsamt.   129  S.  Berlin  1902.  A.  Asher  »Sc  Co. 

Nachweisung  für  das  Jahr  1900  über  die  gesamten  Rechnungsergebnisse  der 
Berufsgenossenschaften,  nebst  Vorbemerkungen,  Zusammenstellungen  wichtiger  Zahlen 
aus  den  Nachweisungen,  einer  Uebersicht  über  die  Unfallhäufigkeit  auf  1000  Voll- 
arbeiter der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften,  sowie  einer  Uebersicht  über  das  für 
die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  ermittelte  prozentuale  Verhältnis  der  laufen- 
den Verwaltungskosten  zu  der  Zahl  der  versicherten  Personen,  der  Betriebe  und  der 
Unfälle,  sowie  zu  den  anrechnungsfähigen  Löhnen.  127  S.  4°.  No.  425  der  Reichstags- 
drucksachen.   10.  Legisl.-Periode.   2.  Session  1900,2. 

France.  Recueil  de  documents  *ur  les  accidents  du  travail  rthmis  par  le 
Ministere  du  Commerce  (Direction  de  rassurauce  et  de  la  prevoyance  sociales). 
No.  1.  Lois,  rt'glements  et  circulaires.  (Janvier  1902.)  296  p.  Paris  et  Nancy, 
Berger-Levrault  &  Cie.  editeurs,  1902. 

Recueil  de  documents  sur  les  accidents  du  travail  reunis  par  le  Ministere 
du  Commerce  (Direction  de  l'assurance  et  de  la  pre\oyance  sociales).    No.  3.  .Turis- 
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prudence.  (mare  1902.)  1  vol.  de  933  p.  8".  Paris  et  Nancy,  Berger-Levrault  &  Cie., 
1902.  10  Frs.  —  No.  4.  Loi  du  9  avril  1898  (modifiee  par  la  loi  du  22  mar»  1902) 
et  decrct  relatif  aux  deelarations  d'accidents.  1  broch.  de  24  p.  8".  Paris  et  Nancy, 
Berger-Levrault  &  Cie.,  1902.  50  cts. 

n.  Veröffentlichungen  von  Verbänden,  Vereinen  eto.,  Kongreesproto- 
kolle  und  Versammlungsberichte,  Veröffentlichungen  halbamtlicher  und 

privater  Institute. 

1.  Arbeitslofrigkeit  and  Arbeitsnachweis. 

Ergebnis  der  Arbeitslosenzählung,  veranstaltet  vom  Verbände  der  deutschen 
Gewerk  vereine  am  lf>.  Februar  1902  (in  „Der  Gewerkverein",  1902,  No.  11  vom 
14.  März.). 

XII.  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  öffentlichen  Arbeisnachweis - 
büreaus  des  Kantons  Basel-Stadl  vom  Jahre  1901.   9  S.  Basel  1902. 

Ar  be  itslosenkasse  des  Arbeiterbundes  Basel.  1.  Jahresbericht 
(15.  April  1901-15.  April  1902).    10  S.   Basel  19(6. 

2.  Wohnungsfrage. 

Bergarbeiterwohnungen  im  Ruhrrevier.  Herausgegeben  von  dem  Verein  für 
die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund. 
Bearbeitet  von  Robert  Hundt,  Kgl.  Berginspektor  auf  Grube  von  der  Hevdt  bei 
Saarbrücken.  84  S.  und  14  Tafeln.  Berlin,  Julius  Springer,  1902.  M.  5.  (Inhalts- 
verzeichnis. Bevölkerungszunahme  und  Wohnungsverhältnisse  im  allgemeinen. 
Beförderung  des  Baues  eigener  Wohnhäuser  durch  Arbeiter.  —  Zahl  der  von  den 
Zechen  erbauten  Arbeiterwohnungen.  —  Zahl  der  Hauseigentümer  unter  den  Berg- 
leuten. —  Qualität  der  Zechenwohnungen.  —  Bau  von  Schlafhäusern  und  Menagen. 
—  Einwirkung  des  Ansiedelungsgesetzes  auf  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen.  --  Be- 
schreibung einzelner  Arboiterkolouien.) 

Ueber  Förderung  der  Wohnungshygiene  in  Posen.  Veröffentlichungen  des  Ver- 
ein s  zur  Fürsorge  für  kranke  Arbeiter  zu  Posen.  1.  Heft.  Posen,  J.  Jolowicz. 

11  S.   20  Pf. 

Chicago  City  Homes  Association.  Tenement  conditions  in  Chicago. 
8*.    207  p.   Chicago,  publ.  by  the  Association. 

3.  Sekretariatsberichte. 

Arbeitersekretariat  Altenburg  S.-A.  3.  Jahresbericht  für  das  Jahr 
1901  nebst  einem  Bencht  über  die  Gewerkschaftsliewegung.  52  S.  Altenburg.  Selbst- 
verlag des  Arbeitersekretariats. 

I.Jahresbericht  des  Arbeitersekretariats  Cöln,  nebst  Bericht  über  den 
Stand  der  Gewerkschaftsbewegung  in  Cöln  für  das  Geschäftsjahr  1901.  52  S.  Cöln, 
Selbstverlag  des  Arbeitersekretariats.  19»  ß.    M.  0,20. 

Arbeitersekretariat  Halle  a.  S.  2.  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  lfMH, 
nebst  Berichten  über  das  Gewerkschaftskartell  und  den  Stand  der  Organisationen.  04  S. 
Halle  a.  S.,  Selbstverlag  des  Arbeitersekretariats,  1902. 

Jahresbericht  des  internationalen  Buchdruckersekretariats  pro  1901. 
(Rapport  annucl  du  sccr£tariat  typographique  international  pour  1901.)  23  S. 
(23  pages.)    Basel,  Buchd ruckerei  des  Schweizerischen  Typographenbundes,  1902. 

Arbeitersekretariat  für  Hannover,  Linden  und  Umgegend.  Ge- 
schäftsbericht für  das  Jahr  19ol.    Herausgegeben  vom  geschäftsführendeu  Ausschuss 

12  S.    Hannover,  Druck  von  Dörnke  «.V  Löber,  1902. 

Arbeitersekretariat  Bremen  und  Umgebung.  2.  Jahresbericht,  nebst 
Berichten  über  Stand,  I^eistungen  und  wirtschaftliche  Kampfe  der  Gewerkschaften 
und  das  Gewerbegericht.  Geschäftsjahr  1901.  101»  S.  Selbstverlag  des  Arbeiter- 
sekretariats Bremen  und  Umgebung,  1902. 

7.  Jahresbericht  des  Arbeitersekretariats  Nürnberg.  Nebst  Anhang: 
Die  Arbeitsloscnzählung  in  Nürnberg  am  19.  Januar  1902.  Geschäftsjahr  1901.  <<> 
4-  24  S.   Selbstverlag  des  Arbeitersekretariats  Niirnl>erg,  19t  >2. 

5.  Bericht  des  Hamburger  Gcwerkschaftskartel  Is  und  2.  Bericht  de* 
Arbeitersekretariats  Hamburg.  Geschäftsjahr  1901.  118  S.  Hamburger 
Buchdruckerei  und  Verlagsanstalt  Auer  &  Comp.,  1902. 

I.  Jahresbericht  des  Arbeitersekretariats  in  Lübeck,  nebst  Jahres- 
berichten der  Auf  Sichtskommission  des  Gewerkschaftskartells  und  der 
Bau  arbeit  er  schütz  kommission.  88  S.  Selbstverlag  des  Arbeitersekretariats 
in  Lübek,  1902. 
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Arbeitersekretariat  für  Kiel  und  Umgegend.  Bericht  für  das  1. 
Geschäftsjahr  (11.  Juli  bis  31.  Dez.  1901).  32  S.  Kiel,  Selbstverlag  des  Arbeiter- 
Sekretariats,  1901. 

Gewerkschaftskartell  für  Berlin  und  Umgegend.  2.  Bericht. 
Rechenschaftsbericht  und  Abrechnung  für  das  Jahr  1901.  46  S.  Berlin  N.,  Danziger- 
strasse  70,  Verlag  von  Th.  Fischer,  1902. 

4.  Jahresbericht  deB  Arbeitersekretariats  München  und  Geschäftsbericht 
des  Gewerkschaf  ts  Vereins  München  pro  1901.  Uebersicht  über  den  Stand 
der  Münchener  Gewerkschaftsbewegung,  Berichte  über  Lohnbewegungen  etc.  42  S. 
Selbstverlag  des  Gewerkschaftavereins  München,  1902. 

Arbeitersekretariat  Stuttgart.  5.  Jahresbericht  für  das  Geschäftsjahr 
1901,  nebst  Geschäftsbericht  des  Vorstandes  der  vereinigten  Gewerkschaften  Stuttgarts. 
47  S.   Stuttgart,  Selbstverlag  der  Ver.  Gewerkschaften,  1902. 

3.  Jahresbericht  des  Arbeitersekretariats  Waldenburg  für  das  Geschäfts- 
jahr 1901,  erstattet  vom  Arbeitersekretär  Ernst  Kirchberg.  35  b.  Breslau,  Druck 
von  Th.  Schatzky,  1902. 

Basier  Arbeitersekretariat.  Fort  mit  dem  Blciweiss  aus  den  Malerwerk- 
stätten!  Von  Dr.  N.  Wassilieff,  Basler  ArbeitersckTetär.  Basel  1902,  Buchdruckerei 
Emil  Birkhiiuser,  Verlag  des  Centraiverbandes  der  Maler,  Lackierer,  Gipser,  Ver- 
golder und  Stukkateure  der  Schweiz. 

Basler  Arbeitersekretariat.  Die  Bild ungsbestrebungen  der  Arbeiterunionen 
in  Basel,  Bern  und  Zürich.  11  S.  Basel  1902. 

Bericht  über  die  Enquete  bei  den  sebweizeri  sehen  Krankenkassen 
betr.  die  Wiederaufnahme  der  Krankenversicherung.  Ausgearbeitet  vom  Schweize- 
rischen A  rbeitersekretariat.  42  S.  Zürich  1902. 

XV.  Jahresbericht  des  leitenden  Ausschusses  des  Schwei  zer.  A  rbeiterbundes 
und  des  Schweizer.  Arbeitersekretariats  für  das  Jahr  1901  nebst  den  Proto- 
kollen der  Sitzungen  des  Bundesvorstandes.  Der  Arbeitertag  in  Bern  am  31.  März 
11K  f>.   120  S.  Zürich  1902.  Buchhandlung  des  Schwebt.  Grütli Vereins. 

Rapport  du  Comitö  föderal  aux  Comites  centraux  et  aux  sections  de  la 
Feclerntion  suisse  des  syndieats  professionnels  comprenant  la  pdriode  du 
l,r  janvicr  1900  au  31  deeember  1901.  1  broch.  in  8°  de  83  p.  Zürich,  Imprimerie  de 
la  Socitfte*  suisse  du  Grütli,  1902. 

Sehweizer.  Gewerkschaftsbund.  Bericht  des  Bundeskomitee  an  die 
Sektionen,  umfassend  den  Zeitraum  vom  1.  Januar  1900  bis  Ende  Dezember  1901. 
Erstattet  an  den  in  Bern  am  29.  und  30.  März  stattfindenden  Gewerkschaft*kongre*s. 
88  S.   Zürich,  Biu  hdrucherei  der  Schweiz.  Grütiivercins,  1902. 

4.  Veröffentlichungen  von  Verbünden,  Vereinen,  halbamtlichen  und  privaten 
Instituten  u.  s.  w.,  betr.  den  beruflichen  Arbeiterschutz,  und  solche  beruflicher 

Verbände  u.  s.  w. 

Schriften  der  Gesellschaft  für  sociale  Reform.  Heft  6.  Die  Rechts- 
verhältnisse im  Gärtnergewerbe.  Referate,  dem  Ausschusse  der  Gesellschaft  für  sociale 
Reform  in  der  Sitzung  vom  G.Mai  1902  erstattet  von  M.  von  Schulz,  Vorsitzendem 
des  Gewerbegeriehts  Berlin,  und  Franz  Behrens,  Geschäftsführer  des  AUg.  Deut- 
schen Gärtnervereins.   39  S.   Jena,  Gust,  Fischer,  1902.   M.  0,25. 

Gartenbaukammern?  Ein  Wort  zur  Klärung  der  schwebenben  Frage  über  die 
gesetzliche  Organisation  der  deutschen  Gärtnerei.  Verl.  des  allg.  deutschen 
Gärtner  Vereins.   30  S.    brosch.  30  Pfg. 

Deutscher  Bergarbeiterverband.  Protokoll  der  13.  Generalversammlung 
abgehalten  zu  Essen  vom  17.— 19.  Mai  1902.   114  S.  Bochum  1902. 

Deutscher  Bergarbeiter  verband.  Jahresbericht,  erstattet  vom  Vorstand 
des  Verbandes  pro  1901.   38  S.   Bochum,  H.  Hausmann,  1902. 

Protokoll  der  Delegiertenversammlung  de»  Steinarbeiterverbandes  der 
Schweiz,  abgehalten  am  Sonntag  den  20.  und  Montag  den  21.  April  1902  im 
Hotel  zur  Blume  in  Basel.  Verbale  del  Congresso  degli  Sealpellini  nclla  Sviz7.era 
tenutosi  a  Basilea  il  20  et  21  Aprile  1!K)2  al  Hotel  Blume.  27  S.  Buchdruckerei  des 
„Volksrecht",  Zürich,  1902. 

Zweiter  Jahresbericht  über  die  Thätigkeit  des  Central  Vorstandes  des  Schweiz. 
Steinarbeiterverbandes  vom  1.  Jauuar  bis  31.  Dezember  1901.  Seconda 
relazione  annuale  della  Federazione  degli  Scalpellini  nella  Svizzera  dal  1°  Gennaio 
al  31  Diccmbre  1901.  40  S.  Zürich,  Buchdruckerei  des  „Volksrecht",  1902. 

Verband  der  Metallarbeiter  Oesterreichs.  Thätigkeitsbericht  für  die 
Verwaltungsjahre  1!K»  und  1901.  109  8.  Druckerei  und  Verlagsanstalt  „Vorwärts",  190c?. 
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Sechster  Verbandstag  der  Metallarbeiter  Oesterreichs.  216  S.  Wien, 
Verlag  des  Metallarbciterverbandea,  1002.   40  Heller. 

Protokoll  der  Verhandlungen  der  0.  ordentlichen  Generalversammlung  de«  Ver- 
banden aller  in  der  Textilindustrie  beschäftigten  Arbeiter  uud 
Arbeiterinnen  Deutschlands  und  des  6.  Kongresses  der  Textilarbeiter  und 
-Arbeiterinnen  Deutschlands.  Abgehalten  am  20.,  30.  u.  31.  III.  u.  1.  IV.  in  Kastel. 
54  S.    Paul  Wagener,  Chemnitz. 

Statistische  Erhebungen  in  den  Buchbindereien  und  verwandten  Berufen  Deutsch- 
land» im  Jahre  1900.  Herausgegeben  vom  Vorstand  des  deutschen  Buch- 
binderverbandes.  202  S.  Stuttgart,  Druck  von  J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  (G.  m. 
b.  H.),  1902. 

Von  der  Notlage  der  Korbmacher.  Nach  statistischen  Erhebungen  im  Jahre 
1!H)1,  herausgegeben  vom  Vorstand  des  deutschen  H  olzarbeiterver  bandes. 
30  S.    Stuttgart,  Verlag  von  Theixlor  Ix-ipart,  1002. 

Protokoll  des  4.  ordentlichen  Verbandstages  des  deutschen  Holzarbeiter- 
verbandes. Abgehalten  zu  Mainz  vom  0.  bis  10.  Mai  I0<f2.  196  S.  Stuttgart, 
Druck  von  J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  (G.  m.  b.  H.),  1902. 

Schutz  den  Heimarbeitern!  Eine  Denkschrift  des  Verbandes  der  Schneider, 
Schneiderinnen  und  verw.  Berufsgenossen  an  Bundesrat  und  Reichstag. 
Mit  einem  Anhang:  Die  I^age  der  Arbeiter  im  Sehueiderge  werbe  Deutschlands. 
306  S.    Stuttgart,  Fr.  Holzhäuser,  1902. 

Die  soziale  Lage  der  Arbeiter  de*  Steinsetzergewerbes.  Statistischer  Berieht  an 
den  5.  Verbandstag  der  Steinsetzer,  Pflasterer  und  Ber u f sgen oss en 
Deutschlands.  Nebst  Protokoll  der  Verhandlungen  des  5.  Verbandstages  in 
Mainz,  16.  bis  19.  Februar  l'.t02.  Herausgegelieii  im  Auftrage  des  Verbandes  der 
Steinsetzer,  Pflasterer  und  Berufsgcnosen  Deutschlands  von  A.  Knoll.  136  S. 
Berlin  1902. 

Statistische  Erhebungen  über  die  l/>hn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Maurer 
Deutschlands  im  Jahre  UH«>.    Von  Th.  Bomelburg,  Hamburg.    65  S.  br. 

Vertrauensmün  ner-Centralisation  der  Zimmerer  Deutsehlands. 
Protokoll  der  3.  Konferenz,  abgehalten  am  10.  III.  1001  zu  Berlin;  Bericht  und  Ab- 
rechnung für  das  Jahr  l'.HO.    76  S.    Berlin,  Theodor  Fischer,  1002. 

Ortsübliche  Gebräuche  im  Berliner  Baugewerbe.  Herausgegeben  von  der  Innung: 
Bund  der  Bau-, Maurer-  und  Z  i  mm  er  m  ei  etcr  zu  Berlin.  Berlin,  Geschäfts- 
amt der  Innung,  Kochstr.  3.   23  S. 

Föderation  des  tvpographes  de  la  Suisse  Romande.  Compte  Rendu 
de  l'exercice  1001.   1  broch.  in  S  de  10  p.    Lausanne,  Imprimerie  (J.  Amacher,  10« i2. 

Schweiz.  Ty  pographen  bu nd.  Jahresl>ericht  für  das  Jabr  10O1.  136  S. 
Ba«el,  Buchdruckerei  des  Schweiz.  Typographenbundes,  1002. 

Bericht  über  die  Thätigkeit  des"  Buehdrue  ker  -  und  Schrif  tgiesser- 
vereines  Steiermark*  im  'Jahre  1001.   32  S.    Graz,  Selbstverlag,  1!M>2. 

Verein  der  Buchdrucker  Krains.  Jahresbericht  vom  1.  Januar  bis 
31.  Dezember  1001.    23.  S.    I>aibach,  Seilet verlag,  10O2. 

XIV.  Jahresbericht  des  Schweizerischen  Lithographenbundes,  um- 
fassend die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  Dezember  19ol,  erstattet  vom  Central  vorstand 
Basel  zu  Händen  der  Mitglieder.  32  S.  Basel,  Buchdruckerei  des  Schweizerischen 
Typographenbu  ndes,  1 902. 

Die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewcrlie.  I.  Teil:  Wie  das  Gesetz  entstand. 
Herausgegeben  vom  de  ut  schnationalen  11  an d  1  u  n gsgeh i I  fe n  verband  e. 
-SOS.    Hamburg.    1002.    M.  0,5<>. 

Sechste  Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  H  a  nd  1  u  n  gsgeh  ü  1  fe  n. 
Handlungsgchülfenkumtnern.  Vortrag  von  Georg  Hiller,  1.  Vorsteber  des  Verbandes 
deutscher  H  and  lungsgehü  Ifen,  Ixipzig,  Verlag  des  Verbandes  deutscher  Handlungs- 
gehilfen.   22.  S.    1902.    M.  o,10. 

Das  Recht  des  Handlungsgehilfen.  Eine  Erläuterung  über  den  6.  Abschnitt 
des  Handelsgesetzbuches  unter  Iterücksichtigung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  der 
Gewerbeordnung  und  der  übrigen  einschlägigen  Gerctzc,  nebst  Sachregister,  5.  Aufl. 
0')  S.  Hamburg,  Berufsgenossenschaft  De  u  t  s  c  h  n  a  t  i  o  n  a  I  er  Handlungs- 
gehilfen verband.    M.  0,50. 

Der  Kampf  ums  Recht.  Erste  Flugschrift  des  C  entrnl  verbanden  der 
Hand  lungsgehülfen  und  -G  eh  iil  f  i  n  nen  Deutschlands.  Eine  Rede  zur 
Frage  der  „kaufmännischen  Schiedsgerichte",  gehalten  von  Paul  Singer,  M.  d.  R.  Mit 
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einem  Anhang  zur  Gcschiehte  der  „kaufmännischen  Schiedsgerichte".  30  S.  Hamburg, 
Selbstverlag,  1002.   M.  0,10. 

Die  sozialpolitische  Thätigkeit  des  Verbandes  deutscher  Handlungs- 
gehülfen  zu  Leipzig,  in  Form  eines  ABC.  110  S.  Verlag  de*  Verbandes 
deutscher  Handlungsgehilfen,  Leipzig,  1001. 

Handluugsgehiltenkamiuern.  \  ortrag  von  Georg  Udler  (1.  Vorsteher  des  Ver- 
bandes Deutscher  H  a  n  dlungsge  h  i  I  f  cn),  22  S.,  Ix>ipzig,  Verlag  des  Ver- 
bandes der  Deutschen  Handlungsgehilfen,  1002.    M.  0.10. 

Schriften  des  deutschnationalen  Handlungsgehilfen- Verbandes. 
Bd.  10.  Die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewcrbe.  Wie  das  Gesetz  entstand.  Bd,  11. 
Die  Sonntagsruhe  im  Haudclsgewerbe.  Wie  das  Gesetz  ausgeführt  wird.  SO  u.  128  S. 
Hamburg,  Selbstverlag  des  Verbandes,  1002.    il  M.  0.10. 

Schriften  des  Vereins  für  Sozial politik  XCIX.  Untersuchungen 
über  die  Lage  der  Angestellten  und  Arbeiter  in  den  Verkehrs^ewerben. 
XIV— 563  S.  Leipzig  1002.  Duncker  tS:  Humblot.  InhalUvcrzeichnis:^Zi  mmer- 
mann,  Waldemar,  Zur  sozialen  Lage  der  Eisenbahner  in  Preussen.  Sozialwitsen- 
schaftliche  Studie.  278  S.  —  Mombert,  Paul,  Die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  der 
Angestellten  der  Düsseldorfer  Strassenbahn.  8  S.  —  Dietrich,  Handwerkskammer- 
sekretär in  Reutlingen  u.  Ewald,  PoUzeikoiumissar  zu  Frankfurt  a.  M.,  Das  Droschken- 
wesen  zu  Frankfurt  a.  M.  17  S.  —  Dr.  Hampke,  Die  Verhältnisse  der  Angestellten 
und  Arbeiter  der  Strassenverkehrsgcwerbc  in  Posen.  13  S.  —  Döscher,  K.  H.  in 
München,  Zur  Lage  des  im  Münchener  Strassen  Verkehrsgewerbe  beschäftigten  Perso- 
nals. 50  S.  —  Deichen,  Dr.  Fritz,  Gründen/.,  Erhebungen  über  die  Verhältnisse  d«r 
unteren  Bediensteten  und  Arbeiter  im  Strassen  Verkehrsgewerbe  Berlins.  Iü5  S.  —  Seil  - 
hac,  Comtc  Leon  de,  Les  ouvriers  des  transports  en  France.  32  p. 

Protokoll  der  7.  ordentlichen  Generalversammlung  des  Verbandes  der 
Hafenarbeiter  und  verwandten  Berufsgeuossen  Deutschlands.  Ab^e- 

fialten  in  Hamburg  vom  20.  bis  31.  Jan.  1002.  102  S.  Hamburg,  Verlag  von 
Döring,  1002.    M.  0,50. 

Verein  Schweiz.  Eisenbahn-  und  Dam  pf  schi  f  f  -  A  ngestel  lter. 
Jahresbericht  des  Centraivorstandes  in  Basel  über  die  Thätigkeit  des  Vereins  Schweiz. 
Eisenbahn-  und  Dampfschiff-Angestellter  pro  1001.  10  S.  4".  Burgdorf,  Bueh- 
druckerei  zum  Gutenberg  iS.  H  aller),  1002. 

Schriften  der  G  esellschaft  für  sociale  Reform.  Herausgegeben  vom 
Vorstande.  3.  u.  4.  Heft.  Arbeiterschutz  in  Gast-  und  Schankwirtscbaften.  Referat, 
dem  Ausschüsse  der  Gesellschaft  für  sociale  Reform  erstattet  von  Prof.  Dr.  K.  Ohlen- 
berg. Nebst  einem  Korreferat  von  Gustav  Staate,  Geschäftsführer  der  Sektion  Berlin 
des  Deutschen  Kellnerbundes.  74  S.   Jena,  Gustav  Fischer,  10O2.    M.  0,50. 

5.  Diverses. 

Congres  international  des  accidents  du  travail  et  des  assu  rances 
sociales,  tenu  ä  Paris  du  23  au  30  Juin  l'.KK).    Paris,  ßeranger.  frs.  10,—. 

Statuten  für  das  intern.  Buchdrucker-Sekretariat.  Statut  pour  le 
seeretariat  ty  pograp  hiq  uo  international.  2:5  S.  Basel,  ßuehdruckerei  des 
Schweiz.  Tyiwgraphenbundes,  1002. 

Schriften  der  Gesellschaft  für  sociale  Reform.  Herausgegel  >en 
vom  Vorstande.  5.  Heft.  Vereins-  und  Versammlungsrecht  wider  die  Koalitionsfreiheit. 
Referat,  dem  Ausschuss  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform  erstattet  von  Ferdinand 
Tonnies,  Eutin.  50  S.  Jena,  Gustav  Fischer,  1002.  M.  0,40. 

Jahresbericht  und  Statistik  des  Verbandes  süddeutscher  katholischer 
Arbeitervereine  (in  „Mitteilungen  des  Verbandes  siidd.  kath.  Arbeitervereine",  1002, 
No.  10). 

Wegweiser  durch  die  Wohlfahrtscinrichtungcn  der  Stadt  Küln  für  Katholiken. 
Urs«;,  von  der  socialen  Kon  feren  z  von  Geistlichen  der  Stadt  Köln.  J.  P. 
Bachem,  Köln.    32  S.   brach.  50  Pfg. 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  Hanaus.  Im  Auftrage  der  statistischen 
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Parti  ouvrier  beige.  Conseil  gdneral.  Commission  svndicale.  III«  Congri-s 
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Brisraee,  1902. 
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der  Unfall  Versicherungsgesetze  vom  30.  Juni  1000,  als  Gewerbc-Unfallversicherungp- 
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Conti,  E.  Qucstioni  igieniche  c  BOciali.  Bonifiche,  malaria,  ]>ellagra.  8°.  9ti  p" 
Turin,  Bocca.    L.  2.50. 
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(lache«,  L.,  L.  M.  M.,  B.  A.,  Barrister.  A  Guide  to  the  Public  Health  Acts  and  the 
Ixxal  Government  Acts.   1901.  3s.  Od. 

Gobbi,  N.  La  Bocietä  di  mutuo  soecorso.  8°.  210  p.  Milano,  SocietA  editrice 
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Italiana  Cattolica  di  Cultura,  1902.    Frs.  2.50. 

Issaieff,  A.  A.  Soeial]»olitisehe  Essais.  8°.  359  p.  Stuttgart,  I.  H.  W.  Dietz 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

a)  Verordnungen  des  Bundsrates. 

1.  Bekanntmaohang  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in 
Hechelräumen  und  dergleichen.    Vom  24.  Juni  1902. 

Auf  Grund  des  §  13i)a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehende  Bestimmung;,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter in  Hechelräumen  und  dergleichen,  erlassen : 

Die  Gültigkeitsdauer  der  in  der  Bekanntmachung  vom  2'J.  April  185)2 
(Reiehsgesotzbl.  8.  604)  veröffentlichten  Bestimmungen,  betreffend  die  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  in  Hechelräumen  und  dergleichen,  wird 
bis  zum  1.  Juli  1!H)3  verlängert. 

Hiernach  darf  in  Hechelräumen  sowie  in  Räumen,  in  welchen 
Maschinen  zum  Oeffuen,  Lockern,  Zerkleinern,  Entstäuben,  Anfetten  oder 
Mengen  von  rohen  oder  abgenutzten  Faserstoffen ,  von  Abfällen  oder 
Lumpen  im  Betriebe  sind,  jugendlichen  Arbeitern  während  des  Betriebes 
eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet 
werden.    Die  Karden  (Krompel)  fallen  unter  diese  Bestimmung  nicht. 

2. "  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
Rosshaarspinnereien,  Haar-  und  Borstensurichtereien  sowie  der  Bürsten- 
und  Pinselmachereien.    Vom  22.  Oktober  UH)2.    R.G.B1.  No.  43. 

Auf  Grund  des  §  120a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  über 
die  Einrichtung  und  den  Botrieb  der  Rasshaarspinnereien,  Haar-  und 
Borstonzurichtereion  sowie  der  Bürsten-  und  Pinselmachereien  folgende 
Vorschriften  erlassen : 

I.  Allgemeine  Vorschriften. 

§  1.  Die  nachstehenden  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  alle  Anlagen,  in  denen 
Pferde-,  Kinder-  oder  Ziegenhaare,  Schweinsborsten  oder  Schweinswolle  zugerichtet  oder 
zu  Krollhaaren  versonnen  werden,  oder  in  denen  unter  Verwendung  solcher  Materialien 
Bürsten,  Besen  oder  Pinsel  hergestellt  werden. 

§  2.  Die  ans  dem  Auslände  stammenden  Pferde-,  Rinder-  und  Ziegenhaare, 
Schweinsborsten  und  Schwcinswollc  dürfen  erst  in  Bearbeitung  genommen  werden, 
nachdem  sie  in  demjenigen  Betrieb,  in  welchem  die  Bearbeitung  stattfinden  soll,  vor- 
schriftsmassig desinfiziert  sind. 

Die  Desinfektion  muss  nach  Wahl  des  Betriebsunternchmors  geschehen,  entweder 

1*  durch  mindestens  einhalbstündige  Einwirkung  strömenden  Wasserdampfs  bei 
einem  Ueberdrucke  von  0,15  Atmosphären,  oder 

2)  durch  mindestens  einviertelstündiges  Kochen  in  zweiprozentiger  Kalium- 
permanganatlösung  mit  nachfolgendem  Bleichen  mittelst  3— 4-proz.  schwcfeliger 
Säure,  oder 

3)  durch  mindestens  zweistündiges  Kochen  im  Wasser. 

Durch  den  Reichskanzler  können  noch  andere  Desinfektionsverfahren  zur  Auswahl 
zugelassen  werden. 

Durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  angeordnet  werden,  dass  die  nach 
Abs.  2  Ziff.  1  vorzunehmende  Desinfektion  in  einer  öffentlichen  Desinfektionsanstalt, 
sofern  eine  solche  am  Betriebssitz  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  verfügbar  ist, 
ausgeführt  wird. 
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§  H.  Einer  Desinfektion  durch  den  Unternehmer  (§  2  Abs.  1)  bedarf  es  nicht, 
soweit  dieser  nach  näherer  Bestimmung  der  Landesccntralbchördc  den  Nachweis«  er- 
bringt, dass  er  das  Material  in  vorschriftemässig  (§  2  Abs.  2)  desinfiziertem  Zustande 
bezogen  und  abgesondert  von  nicht  desinfiziertem  Material  aufbewahrt  hat. 

Der  Unternehmer  braucht  diejenigen  weissen  Borsten  nicht  desinfizieren  zu  lassen, 
welche  er  vor  weiterer  Bearbeitung  einem  Bleichverfahren  unterwirft  oder  welche  er 
in  bereits  gebleichtem  Zustand  als  sogenannte  präparierte  französische  Borsten  bezogen 
und  abgesondert  von  nicht  desinfiziertem  Material  aufbewahrt  hat. 

§  4.  Von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  können  Ausnahmen  von  den  Be- 
stimmungen des  §  2  für  solche  Materialien  zugelassen  werden,  welche 

1)  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  keinem  der  nach  §  2  zugelassenen  Des- 
infektionsverfahren unterworfen  werden  können,  ohne  einer  erheblichen  Beschädigung 
ausgesetzt  zu  sein,  oder  welche 

2)  nachweislich  bereits  im  Ausland  eine  Behandlung  erfahren  haben,  welche  als 
der  vorschriftsmässigen  inländischen  Desinfektion  gleichwertig  anzusehen  ist. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  ein  Verzeichnis  zu  führen,  in  das  die  Fälle 
und  Gründe  der  von  ihr  zugelassenen  Ausnahmen,  in  den  Fällen  der  Ziffer  2  auch 
die  Art  der  ausländischen  Behandlung,  einzutragen  sind.  Eine  Abschrift  des  Ver- 
zeichnisses ist  alljährlich  bis  zum  1.  Februar  der  LandescentralbehÖrde  einzureichen. 

§  r>.  Mit  den  desinfektionspflichtigen  Materialien  dürfen  vor  Ausführung  der 
vorschriftsmässigen  Desinfektion  nur  solche  Vorrichtungen  vorgenommen  werden 
welche  zur  Prüfung  der  Beschaffenheit  der  Materialien,  zur  Verhütung  ihres  Ver- 
derbens sowie  zur  Vorbereitung  und  Ausführung  der  Desinfektion  unerlässlich  sind, 
z.  B.  Auspacken,  Abschneiden  der  Haare  vom  Öchweifleder,  Eintragen  in  den  Des- 
infektionsapparat, Bündeln  der  Borsten  und  anderes.  Eine  Sortierung  der  Materialien 
ist  nur  insoweit  zulässig,  als  sie  nötig  ist,  um  die  Haare  u.  s.  w.  für  die  Anwendung 
verschiedener  Desinfektionsverfahren  zu  sondern. 

§  6.  Zur  Ausführung  der  Dosinfoktion,  zur  Bearbeitung  der  gemäss 
§  4  Abs.  1  Ziffer  1  nicht  desinfizierten  Stoffe  sowie  zu  den  im  §  5  be- 
zeichneten Verrichtungen  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nicht  verwendet 
werden. 

§  7.  Der  Arbeitgeber  hat  darauf  zu  halten,  dass  Arbeiter  mit  wunden  Haut- 
stellen, insbesondere  an  Hals,  Gesicht  und  Händen,  zu  den  im  §  G  bezeichneten  Be- 
schäftigungen nicht  verwendet  werden. 

§  8.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  über  das  von  ihm  bezogene  Material  an 
Hiiarcu,  Borsten  und  Öchweinswolle  derart  Buch  zu  führen,  dass  daraus  die  Menge, 
die  Bezugsquelle  und,  soweit  sie  bekannt  ist,  die  Herkunft  der  empfangenen  Ware 
sowie  die  Zeit  und  die  Art  der  Desinfektion  oder  der  Grund  des  Unterlassens  der 
Desinfektion  zu  ersehen  ist. 

Ist  die  Desinfektion  in  einer  öffentlichen  Anstalt  ausgeführt  worden,  so  sind  die 
hierüber  ausgestellten  Bescheinigungen  zu  sammeln,  aufzubewahren  und  dem  Aufsichts- 
beamten (§  130  b  der  Gewerbeordnung)  auf  Verlangen  vorzulegen. 

$  9.  Die  Vorräte  an  nicht  desinfiziertem  Materiale,  welche  des- 
infektionspflichtig  oder  gemäss  §  4  Abs.  1  Ziffer  1  von  dor  Desinfektions- 
pflicht ausgenommen  ist,  sind  in  besonderen,  unter  Verschluss  zu  haltenden 
Räumen  aufzubewahren  und  dürfen  nur  auf  solchen  Zugängen  und  Treppen 
in  diese  Räume  hinein-  oden  aus  ihnen  hinausgebracht  werden,  welche 
von  den  mit  der  Bearbeitung  desinfizierten  odor  inländischen  Materials 
beschäftigten  Arbeitern  nicht  benutzt  worden.  Auf  diesen  Zugängen  und 
Treppen  darf  desinfiziertes  oder  inländisches  Material  nicht  befördert 
werden. 

Die  vor  der  Desinfektion  erforderlichen  Verrichtungen  (§  5\  die 
Ausführung  der  Desinfektion  sowie  die  Bearbeitung  des  gemäss  £  4  Abs.  1 
Ziffer  1  nicht  desinfizierten  Materials  dürfen  nicht  in  Räumen  vorgenommen 
werden,  in  denon  desinfiziertes  odor  inländisches  Material  aufbewahrt  oder 
bearbeitet  wird. 

Die  Räumo,  in  denen  desinfektionspflichtiges  oder  gemäss  §  4  Abs.  1 
Ziffer  1  nicht  dosinfiziertes  Material  aufbewahrt  oder  bearbeitet  wird, 
die  Plätze  vor  ihren  Eingängen  und  die  Zugänge  und  Treppen,  auf  denen 
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solches  Material  befördert  wird,  sind  stets  rein  zu  halten.  Bei  der 
Reinigung  ist  Stanbbildung  thunlichst  zu  verhüten ;  der  entstehende 
Kehricht  sowie  die  Umhüllungen,  in  denen  die  nicht  desinfizierten  Stoffe 
anlangen,  sind  zu  verbrennen  oder  zu  desinfizieren  (§  2  Abs.  2).  Dies 
gilt  auch  von  dem  bei  der  Bearbeitung  nicht  desinfizierten  Materials  ent- 
stehenden Staube  und  dem  dabei  abfallenden  Schmutze. 

II.  Besondere  Vorschriften  für  grössere  Betriebe. 

§  10.  In  Betrieben,  in  denen  in  der  Regel  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäftigt 
werden,  müssen  die  Arbeitsräume  mit  einem  festen  und  dichten  Fussboden  versehen 
sein,  der  eine  leichte  Beseitigung  des  8 taubes  auf  feuchtem  Wege  gestattet.  Hölzerne 
Fussböden  müssen  glatt  gehobelt  und  gegen  das  Eindringen  der  Nässe  geschützt  sein. 

Die  Wände  und  Decken  müssen,  soweit  sie  nicht  mit  einer  glatten,  abwaschbaren 
Bekleidung  oder  mit  einem  Oelfarbenanstriche  versehen  sind,  mindestens  einmal  jähr- 
lich mit  Kalk  frisch  angestrichen  werden. 

Bei  Errichtung  neuer  und  Erweiterung  bestehender  Anlagen  ist  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  in  den  neuen  Arbeitsräumcn,  in  denen  mit  erheblicher  Staubentwickelung 
verbundene  Arbeiten  ausgeführt  werden,  die  Zahl  der  darin  beschäftigten  Personen  so 
bemessen  wird,  dass  auf  jede  mindestens  fünfzehn  Kubikmeter  Luftraum  entfallen. 

§  11.  Die  Arbeitsräume  sind  täglich  zweimal  mindestens  eine  halbe  Stunde  lang, 
und  zwar  während  der  Mittagspause  und  nach  Beendigung  oder  vor  Wiederbeginn  der 
Arbeit,  gründlich  zu  lüften.  Während  dieser  Zeit  darf  den  Arbeitern  der  Aufenthalt 
in  den  Arbeitsräumen  nicht  gestattet  werden. 

Die  Fussböden  der  Bäume,  in  denen  mit  Staubentwickelung  verbundene  Arbeiten 
vorgenommen  werden,  sind  täglich  mindestens  einmal  durch  Abwaschen  oder  feuchtes 
Abreiben  vom  Staube  zu  reinigen.  Die  in  diesen  Räumen  befindlichen  Arbeitstische 
sind  mindestens  zweimal  wöchentlich  feucht  zu  reinigen. 

§  12.  In  Rosshaarspinncrcicn  und  Zurichtereien  ist  das  Sortieren  und  Hecheln 
je  in  einem  besonderen,  von  sonstigen  Arbeitsräumen  getrennten  Räume  vorzunehmen. 
Der  dabei  entstehende  Staub  und  abfallende  Schmutz  ist  zu  sammeln  und  zu  be- 
seitigen. 

s  13.  Misch-,  Reinigungs-  und  Hechebna-schinen  (sogenannte  Batteurs  und 
Rcisswölfe)  müssen  dicht  ummantelt  und  mit  wirksamen  Absaugevorrichtungen  ver- 
sehen sein.  Der  abgesaugte  Staub  muss  in  einer  Staubkammer  gesammelt  und, 
sofern  er  von  den  nach  §  4  Abs.  1  Ziffer  1  nicht  desinfizierten  Stoffen  herrührt, 
verbrannt  werden. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  hat  allen  bei  der  Vorbcreitune;  und  Ausführung  der  Des- 
infektion oder  mit  der  Bearbeitung  der  nach  §  4  Abs.  1  Ziffer  1  nicht  desinfizierten 
Stoffe  beschäftigten  Arbeitern  Arbeitsanzüge  nebst  Mützen  in  ausreichender  Zahl  und 
zweckentsprechender  Beschaffenheit  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Der  Arbeitgeber  hat  durch  geeignete  Anordnungen  und  Beaufsichtigung  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  Arbeitskleider  nur  von  denjenigen  Arbeitern  benutzt  werden, 
denen  sie  zugewiesen  sind,  dass  sie  während  der  Zeit,  wo  sie  eich  nicht  im  Gebrauche 
befinden,  an  den  dafür  bestimmten  Plätzen  aufbewahrt  und  mindestens  einmal 
wöchentlich  desinfiziert  werden  (§  2  Abs.  2). 

Den  in  Abs.  1  bezeichneten  Arbeitern  hat  der  Arbeitgeber  wenigstens  zweimal 
wöchentlich  Gelegenheit  zu  geben,  ein  warmes  Bad  zu  nclimcu. 

§  15.  In  einem  staubfreien  Teile  der  Anlage  rauss  für  die  Arbeiter  ein  Wasch- 
und  Ankleideraum  und  getrennt  davon,  soweit  hierfür  ein  Bedürfnis  vorliegt,  ein 
Speiseraum  vorhanden  sein.  Diese  Räume  müssen  sauber  und  staubfrei  gehalten  und 
während  der  kalten  Jahreszeit  geheizt  werden. 

In  dem  Wasch-  und  Ankleideraum  müssen  Wasser,  Seife  und  Handtücher  sowie 
Einrichtungen  zur  Verwahrung  derjenigen  Kleidungsstücke,  welche  vor  Beginn  der 
Arbeit  abgelegt  werden,  in  ausreichender  Menge  vorhanden  sein. 

§  16.  Der  Arbeitgeber  hat  für  die  mit  der  Bearbeitung  der  im  §  2  Abs.  1  be- 
zeichneten Stoffe  beschäftigten  Arbeiter  verbindliche  Vorschriften  über  folgende  Gegen- 
stände zu  erlassen: 

1)  Die  Arbeiter  haben  die  ihnen  überwiesenen  Arbeitsklcider  14  Abs.  1)  bei 
denjenigen  Arbeiten,  für  welche  es  von  dem  Arbeitgeber  vorgeschrieben  ist,  zu  benutzen. 

2)  Die  Arbeiter  dürfen  Nahrungsmittel  nicht  in  die  Arbeitsräume  mitnehmen. 
Das  Einnehmen  der  Mahlzeiten  i*t  ihnen  nur  ausserhalb  der  Arbeitsräume  gestattet. 

3)  Die  Arbeiter  dürfen  erst  dann  den  Spciscraum  betreten,  Mahlzeiten  einnehmen 
oder  die  Anlage  verlassen,  wenn  sie  zuvor  die  nach  §  14  Abs.  1  vorgeschriebenen 
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Arbeitskleider  abgelegt,  sowie  Gesicht,  Hai«,  Hände  und  Arme  sorgfältig  gewaschen 
haben. 

In  den  zu  erlassenden  Vorschriften  ist  vorzusehen,  dass  Arbeiter,  die  trotz 
wiederholter  Warnung  den  vorstehend  bezeichneten  Bestimmungen  zuwiderhandeln, 
vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne  Aufkündigung  entlassen  werden  können. 

Ist  für  einen  Betrieb  eine  Arbeitsordnung  erlassen  (§  134  a  der  Gewerbeordnung), 
so  sind  die  vorstehend  bezeichneten  Bestimmungen  in  die  Arbeitsordnung  aufzunehmen. 

§  17.  In  jedem  Arbeitsraume  sowie  in  dem  Ankleide-  und  dem  Spei*eraume 
mu8s  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  eine  Tafel  aushängen,  die  in  deutlicher 
Schrift  die  Bestimmungen  der  §§  1 — IG  wiedergiebt. 

III.  Schlus s bestimmung. 

§  18.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  1.  Januar  1903  in  Kraft  und 
an  die  Stelle  der  durch  die  Bekanntmachung  de»  Reichskanzlers  vom  28.  Januar  1899 
(R.G.B1.  S.  5)  verkündeten  Vorschriften. 

Von  den  Vorschriften  im  §  9  kann  die  untere  Verwaltungsbehörde  für  einzelne 
Betriebe  auf  Antrag  des  Unternehmers  Ausnahmen  gewähren,  jedoch  höchstens  bis 
zum  1.  Oktober  1903. 

b)  Gesetze  and  Verordnungen  der  Bundesstaaten. 

1  Königreich  Sachsen. 

Gesetz  vom  1,  Juli  1902,  die  Unfallfür  Borge  für  Beamte  betreffend. 

(Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Sachsen,  14.  Stück 
vom  Jahre  1902,  S.  248  ff.) 

2.  Grossherzogtum  Baden. 

Gesetz  vom  27.  Juli  1002,  die  Fürsorge  für  Beamte  infolge  von 
Betriebsunfällen  betreffend.  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt,  No.  25, 
S.  208  ff.) 

Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1002,  die  Aenderung  des  Landes- 
gesetzes vom  24.  März  1888  über  die  Ausführung  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  und  des  Landesgesetses  vom  7.  Juli  1802  über 
die  Ausführung  der  Krankenversicherung  betreffend.  (Gesetzes-  und 
Verordnungsblatt,  No.  25,  S.  215  ff.) 

3.  Grossherzog'tuiii  Hessen. 

Gesetz,  die  Wohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte  betreffend,  vom 
7.  August  1002. 

Art.  1.  Als  zu  Wohnungen  für  Minderbemittelte  bestimmt  gelten  im 
Sinne  des  gegenwartigen  Gesetzes  solche  Häuser,  bei  welchen  nach  ihrer 
Raumeinteilung  die  Abgabe  von  Wohnungen  mit  nicht  mehr  wie  drei 
Zimmern  nebst  Küche  und  Zubehör  als  Regel  vorgesehen  ist. 

Art.  2.  Ein  Darlehen,  welches  von  einer  Gemeinde  bei  der  Landes- 
kreditkasse  zur  Förderung  des  Baues  von  Wohnungen  der  in  Art.  1  be- 
zeichneten Art  auf  Grund  des  Art.  1  Abs.  2  Ziff.  3  des  Gesetzes,  die 
Landeskreditkasso  betreffend,  vom  G.  August  1902  (Reg.-Bl.  S.  351)  auf- 
genommen werden  soll,  kann  vorbehaltlich  der  Vorschrift  in  Art.  G  Abs.  1 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  bis  zum  vollen  Betrag  der  Kosten  für  den 
Erwerb  des  Baugeländes  sowio  für  die  Bauausführung  gewährt  werden. 

iSolche  Darlehen  bedürfen  in  der  Regel  keiner  dinglichen  Sicherung. 
Wird  sie  verlangt,  so  kann  sie  auch  durch  Einräumung  eines  Pfandrechts 
an  einer  auf  die  Baugrundstücke  eingetragenen  Hypothek  bestellt  werden. 

Art.  3.  Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  im  Einverständnis 
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mit  unserem  Ministerium  der  Finanzen,  die  Tilgung  der  nach  Art.  2  zu 
gewahrenden  Darlehen  in  jedem  fünften  Jahre  auf  ein  Jahr  gegen  die  Ver- 
pflichtung der  Darlehensnehmerin  auszusetzen,  den  dadurch  erspart  werden- 
den Betrag  zur  Vornahme  grösserer  Reparaturen  zu  verwenden  oder  für 
solche,  falls  sie  erst  künftig  erforderlich  worden,  anzusammeln. 

Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ferner  ermächtigt,  im  Einverständnis 
mit  Unserem  Ministerium  der  Finanzen,  für  bedürftige  Gemeinden  aus- 
nahmsweise den  Zinsfuss  der  nach  Art.  2  zu  gewahrenden  Darlehen,  welche 
innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
aufgenommen  worden,  für  die  Dauer  eines  gleichen  Zeitraumes  von  der 
Aufnahme  des  einzelnen  Darlehens  ab  bis  auf  ein  Halb  vom  Hundert  unter 
den  sich  nach  Vorschrift  des  Art.  5  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  Landes- 
kreditkasse  berechnenden  Zinssatz  zu  ermassigen. 

Der  hiernach  sich  ergebende  Fehlbetrag  an  Zinsen  ist  als  staatlicher 
Zuschuss  zur  Förderung  des  Wohnungswesens  alljährlich  im  Haupt- 
voranschlag der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  besonders  vorzusehen. 

Art.  4.  Das  Darlehensgesuch  ist  unter  Vermittelung  des  Kreisamts 
und  mit  dessen  gutachtlicher  Aeusserung  beim  Ministerium  des  Innern 
einzureichen.  Das  Gesuch  muss  über  die  beabsichtigte  Art  der  Verwen- 
dung des  Darlehens  Auskunft  geben  und  auf  Verlangen  des  Ministeriums 
des  Innern  durch  die  für  erforderlich  erachteten  näheren  Xachweisungen 
ergänzt  werden. 

Mit  der  Benachrichtigung  der  Gemeinde  von  der  Bewilligung  eines 
Darlehens  ist  seitens  des  Kreisamts  die  Genehmigung  der  Darlehensauf- 
nahme (Städteordnung  Art.  48  Zitf.  3,  Landgemeindeordnung  Art.  47 
Ziff.  8)  zu  verbinden. 

Im  übrigen  bemispt  sich  das  Verfahren  nach  den  Vorschriften  der 
Art.  7  ff.  des  Gesetzes  über  die  Lancleskreditkasse. 

Art.  5.  Einer  Gemeinde  kann  ein  Darlehen  auch  zu  dem  Zwecke 
gewährt  werden,  einer  gemeinnützigen  rechtsfähigen  Vereinigung  des  öffent- 
lichen oder  privaten  Hechts,  welche  die  Erbauung  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  zur  Aufgabe  hat,  die  erforderlichen  Mittol  ebenfalls  dar- 
lehensweise zu  verschaffeu. 

Im  Falle  eines  in  anderer  WTeise  nicht  zu  beseitigenden  Maugels  an 
solchen  Wohnungen  kann  die  Gemeinde  zu  dieser  Darlehensaufnahme  auf 
Antrag  einer  Vereinigung  der  bezeichneten  Art  durch  Erkenntnis  des 
Kroisausschusses  für  verpflichtet  erklärt  werden. 

In  diesem  Erkenntnis  sind  zugleich  die  Bedingungen  der  Darlehens- 
hingabe an  die  bezüglichen  Vereinigungen,  welche  eine  zweckentsprechende 
Benutzung  der  herzustellenden  Wohnungen  und  deren  angemessene  bau- 
liche Unterhaltung  gewährleisten,  festzusetzen. 

Auf  das  Verfahren  vor  dem  Kreisausschusso  und  die  Anfechtung 
seines  Erkenntnisses  finden  die  Art.  48,  II,  2  und  <>7  der  Kreis-  und 
Provinzialordnung  entsprechende  Anwendung. 

Art.  0.  In  don  Fullen  des  Art.  5  darf  das  von  der  Gemeinde  zu 
gewährende  Darlehen  neun  Zehntel  des  in  Art.  2  erwähnten  Betrags  nicht 
überschreiten. 

Für  die  Vereinbarungen,  welche  die  Gemeinde  mit  der  Empfängerin 
des  Darlehens  über  dessen  .Sicherstellung,  Verzinsung  und  Tilgung  trifft, 
sind  die  der  Gemeinde  gegen übor  der  Landeskreditkasse  obliegenden 
Leistungen  bezüglich  der  Verzinsung  und  Tilgung  insofern  massgebend, 
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als  sich  die  Gemeinde  höhere  Zinsen  oder  eine  raschere  Tilgung  nicht 
ausbedingen  darf. 

Art.  7.  In  den  Fällen  des  Art.  5  darf  der  Gemeinde  ein  Baudarlehen 
nur  gewährt  werden,  wenn  zwischen  ihr  und  der  Empfängerin  die  erfor- 
derlichon  Vereinbarungen  zustande  gekommen  sind,  welche  eine  zweck- 
entsprechende Benutzung  der  herzustellenden  Wohnungen  und  deren  an- 
gemessene bauliche  Unterhaltung  gewährleisten. 

Die  Gemeinde  kann  das  Darlehen  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist kündigen,  wenn  die  Empfängerin  die  getroffenen  Vereinbarungen 
nicht  einhält  oder  wenn  einer  der  in  Art.  12  des  Gesetzes  über  die  Landes- 
kreditkasse  genannten  Gründe  vorliegt. 

Erscheint  die  Zweckbestimmung  des  mit  dem  Darlehen  hergestellten 
Gebäudes  nebst  zugehörigem  Gelände  gefährdet,  so  ist  die  Gemeinde  zu- 
gleich berechtigt,  dasselbe  zu  dem  durch  diesen  Zweck  bestimmten  Werte 
nach  Massgabe  des  Gesetzes,  betreffend  dio  Enteignung  von  Grundeigen- 
tum, vom  26.  Juli  1884,  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  30.  Sep- 
tember 181)9  (Reg.-Bl.  8.  735)  in  Eigentum  zu  erwerben. 

Art.  8.  Die  Auszahlung  des  bewilligten  Darlehens  kann  in  ange- 
messenen Teilbeträgen  erfolgen,  deren  Auszahlung  von  dem  Nachweis  ab- 
hängig gemacht  werden  kann,  dass  dio  bisher  gezahlten  Beträge  in  an- 
gemessenem Umfange  zur  Befriedigung  der  Forderungen  der  Bauhand- 
werker verwendet  worden  sind. 

Art.  9.  Ist  auf  Grund  der  Art.  7  und  15  des  Gesetzes,  betreffend 
die  polizeiliche  Beaufsichtigung  von  Mietwohnungen  und  Schlafstellen,  vom 
1.  Juli  1893  (Reg.-Bl.  8.  101)  die  mietweise  Benutzung  der  Mehrzahl  von 
gesundheitsschädlichen  Wohnräumen  in  einem  Hause  untersagt  und  die 
Ausweisung  der  in  dieselben  aufgenommenen  Personen  bewirkt  worden,  so 
ist  die  Gemeinde,  falls  der  Eigentümer  des  Hauses  einer  weiteren  Auflage 
des  Umbaues  oder  der  Niederlegung  innerhalb  bestimmter  Frist  nicht 
entspricht,  zur  Enteignung  des  Hauses  nebst  zugehörigem  Gelände  zwecks 
Herstellung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte  befugt. 

Art.  10.  Art.  10  des  im  Eingang  des  vorigen  Artikels  genannten 
Gesetzes  ist  aufgehoben. 

Art.  11.  Die  auf  Gemeinden  bezüglichen  Vorschriften  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  finden  auf  weitere  Kommunalverbände  entsprechende 
Anwendung. 

Art.  12.  Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  für  das  Ge- 
biet des  Grossherzogtums  eine  dem  genannten  Ministerium  unterstehende 
Landoswohnungs-Inspoktion  zu  bilden,  welche  die  Aufgabe  hat,  im  Zu- 
sammenwirken mit  den  staatlichen  und  kommunalen  Behörden  die  Wohnungs- 
verhältnisse der  minderbemittelten  Volksklasson  in  gesundheitlicher  und 
sittlicher  Hinsicht  festzustellen  und  in  Gemeinschaft  mit  dem  hessischen 
Centraiverein  für  Errichtung  billiger  Wohnungen,  sowie  mit  den  gemein- 
nützigen Bauvereinen  des  Landes  auf  Beseitigung  der  sich  ergebenden 
Misstilnde  hinzuwirken. 

Die  Organisation  und  der  Geschäftskreis  der  Inspektion  im  einzelnen 
bleibt  der  Regelung  durch  Uns  im  Wege  der  Verordnung  vorbehalten. 

Art.  13.  Alle  Verhandlungen,  welc  he  die  Erbauung  von  Wohnungen 
für  Minderbemittelte  nach  Massgabo  dieses  Gesetzes  zum  Gegenstand 
haben,  insbesondere  die  Aufnahme  und  Sicherstellung  von  Darlehen,  sowie 
der  Erwerb  von  Gelände,  sind  von  Stempel  und  Gerichtsgebühren  befreit. 
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Der  Art.  2  des  Gesetzes,  betreffend  die  Befreiung  gemeinnütziger,  auf  die 
Errichtung  von  Wohntingen  für  Unbemittelte  gerichteter  Unternehmungen 
von  Gerichtsgebühren  und  Stempel,  vom  9.  Juni  1894  (Reg.-Bl.  S.  245) 
findet  entsprechende  Anwendung. 

Art.  14.  Allen  Behörden  wird  zur  Pflicht  gemacht,  die  Erledigung 
von  Angelegenheiten  der  durch  dieses  Gesetz  berührten  Art  möglichst  zu 
beschleunigen. 

Art.  15.  Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  gegenwärtigen  Gesetzes 
wird  durch  Verordnung  bestimmt. 

Unser  Ministerium  des  Innern  wird  mit  der  Ausführung  desselben 
beauftragt. 

4.  Freie  und  Hansestadt  Lübeck. 

Gesetz  vom  7.  Juli  1902,  betr.  die  Wohnungspflege  in  der  Stadt 
Lübeck  und  deren  Vorstädten. 

uSammlung  der  Lübeckischon  Gesetze  und  Verordnungen,  No.  65  vom 
7.  Juli  1902.) 

c)  Vom  Relchsrcrsicherungsamt  genehmigte  Unfallverhütungs- 

Torsch  ritten. 

L  I.  Nachtrag  zu  den  Unfallverhütungsvorsohriften  der  Brauerei-  und 
Mälzerei-Beruf  sge  noesensohaft. 

Beschlossen  in  der  am  19.  Juni  1901  zu  Freiburg  i.  B.  abgehaltenen 
Genossenschaftsversammlung.  Vom  Reichsversicherungsamte  am  IG.  Juli 
1902  gonehmigt. 

No.  228  der  Unfallverhütungsvorschriften  erhalt  folgende  Fassung: 
Genossenschaftsmitglieder,  welche  den  Uufallverhiitungsvorschriften 
oder  den  auf  Grund  derselben  von  den  zuständigen  Gonossenschaftsorganen 
gegebenen  Anordnungen  zuwiderhandeln,  können  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  1000  M.  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  in  eine  höhere  Gefahrenklasse 
eingeschätzt,  oder,  falls  die  letzteren  sich  boreits  in  der  höchsten  Gefahren- 
klasse befinden,  mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beiträge 
belegt  werden  (§  112  Abs.  1  Zitier  1  und  §  1  IG  des  Gewerbe- Unfall- 
versicherungsgesetzes vom  30.  Juni  1900). 

Versicherte  Personen,  welche  den  Unfallverhütungsvorschrifton  zu- 
widerhandeln, die  angebrachten  oder  vorgeschriebenen  Schutzvorrichtungen 
nicht  benutzen,  missbrauchen  oder  gar  absichtlich  beschädigen,  können  ge- 
mäss §  112  Abs.  I  Ziffer  2  und  §  11  ß  des  Gewerbo-Unfallvorsieherungs- 
gesetzes  vom  3<>.  Juni  1900  von  dorn  Vorstande  der  zuständigen  Betriebs- 
krankenkasse oder,  wenn  eine  solche  für  den  Betrieb  nicht  errichtet  ist, 
von  der  Ortspolizeibehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  ö  M.  belegt  werden, 
welche  nach  §  154  Abs.  1  a.  a.  ü.  der  betreffenden  Krankenkasse  oder 
der  Kasse  der  Gemeinde  -  Krankenversicherung  des  Beschäftigungsortes 
zufliessU 

2.  Nachtrag  zu  den  besonderen  UnfaUverhütungsvorschriften  der 
Sächsischen  Baugewerks-Berufsgenossenschaft  für  den  Betrieb  von 
Dampfkesseln,  Kraftmaschinen  und  Transmissionen  vom  23.  Juni  und 
2.  Oktober  1890.  Beschlossen  von  der  Genossenschaftsversammlung  zu 
Leipzig  am  17.  Juli  1901.  Vom  Reichsversicherungsamt  am  5.  März  1902 
genehmigt. 
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„Abschnitt  Cu,  Ausführungs-  und  Straf  bestimmungen,  erhalt  unter 
Ziff.  1  Abs.  2,  zweiter  bin  vierter  Satz,  Ziff.  2  und  3  folgende  Fassung: 

1)  Abs.  2,  zweiter  bis  vierter  Satz.  Jeder  Unternehmer  ist  verpflichtet, 
seinen  Arbeitern  die  Uufallverhüttingsvorschriften  vollständig  (Abschnitt  A, 
B  und  C)  bekannt  zu  geben  nnd  hat  derselbe  etwa  hierdurch  entstehende 
Unkosten  selbst  zu  tragen.  Deshalb  sind  auf  den  Arbeitsplatzen  und  in 
den  Untorkunftsräumon  die  Unfallvorhütungsvorschriften  vollständig  an 
leicht  ersichtlicher,  freier  und  zugängiger  Wandfläche,  nicht  über  2  m 
hoch  auszuhängen. 

2)  Die  Genossenschaftsmitglieder  und  Selbstversicherten,  welche  den 
Unfallverhütungsvorschriften  zuwiderhandeln,  können  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  1000  Mark  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  in  eine  höhere  Gefahren- 
klasse eingeschätzt  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits  in  der  höchsten 
Gefahrenklasse  befinden,  mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer 
Beiträge  belegt  werden  (§  112  Abs.  1  Ziff.  1  und  §  IIb'  des  Gewerbe- 
Unfallversicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900). 

Den  Unternehmern  von  Bauarbeiten,  welche  nicht  Mitglieder  der  Be- 
rufsgenossenschaft sind ,  aber  in  deren  Bezirk  Bauarbeiten  ausführen 
(Regiebau-Unternehmeni),  können  bei  Zuwiderhandeln  gegen  vorstehende 
Unfallverhütungs Vorschriften  auf  Grund  des  §  40  Ziff.  1  Abs.  2  des  Bau- 
Unfallversichorungsgesetzos  vom  30.  Juni  19<M>  Zuschläge  bis  zum  doppel- 
ten Betrage  der  Prämie  oder,  sofern  es  sich  um  Bauarbeiten  der  im  4j  23 
lit.  b  daselbst  bezeichneten  Art  handelt,  Geldstrafen  bis  zu  einhundert 
Mark  auferlegt  werden. 

3)  Poliere,  Aufseher  und  Arbeiter,  welche  den  vorstehenden  Vor- 
schriften zuwiderhandeln,  können  auf  Grund  von  §  112  Abs.  1  Ziff.  2  und 
§  110  des  Gewerbe-Unfall  Versicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900,  be- 
ziehungsweise §  40  des  Bau-Unfallversicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900 
mit  Geldstrafen  bis  zu  sechs  Mark  belegt  werden,  welche  von  dem  Vor- 
stande der  Baukrankenkasse,  beziehungsweise  von  der  Ortspol izeibehörde 
festgestellt  werden  und  in  die  beteiligte  Krankenkasse  oder  in  die  Kasse 
der  Gemeindo-Krankenversicherung  lliessen. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

(Die  im  Reichsrate  vertretenen  [Königreiche  und  Länder.) 

a)  Gesetze. 

Gesetz  vom  12.  Juli  1902,  betr.  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen. 

(R.G.B1.  No.  147.    Vgl.  „Bulletin",  pari.  Arbeiten,  Oesterreich,  No.  15,  45.) 

§  1.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  März  18(59,  R.G.B1. 
No.  27,  über  die  Haftung  der  Unternehmungen,  die  Eisenbahnen  mit  An- 
wendung von  Dampfkraft  betreiben,  gelten  für  alle  mit  Anwendung  einer 
elementaren  Kraft  betriebenen  Eisenbahnen. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  VII  des  Gesetzes  vom  20.  Juli 
1894,  R.G.B1.  No.  1GH,  über  die  Entschädigung«-  und  Versicherungs- 
ansprüche der  gemäss  Artikel  1  Z.  1,  und  Artikel  V  jenes  Gesetzes  ver- 
sicherten Eisenbahnbediensteten  und  ihrer  Hinterbliebenen,  gelten  betreffs 
aller  mit  Anwendung  einer  elementaren  Kraft  betriebenen  Eisenbahnen. 

§  3.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  das  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  ist  mein  Justizminister  beauftragt 
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b)  Verordnungen. 

1.  Verordnung  des  Handelsministeriums  im  Einvernehmen  mit  den 
Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  4.  Sept  1902,  womit 
sum  Gesetze  vom  25.  Febr.  1002  R.Q.B.  Mb.  48,  betr.  die  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung  („Bulletin",  8.  150),  Durchfüh- 
rungsbestimmungen erlassen  werden.  (R.G.B1.  No.  179,  XO.  Stück,  aus- 
gegeben am  11.  »Sept.  1902.  Vgl.  „Bulletin'',  parlamentarische  Arbeiten, 
Oesterreich  No.  1,  14,  34.) 

$  1.  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren  durch  Gewerbeinhaber 
und  Handlungsreisende  (ad  §  59  des  Gesetzes).  Hinsichtlich  folgender 
Waren  wird  das  Aufsuchen  von  Bostellungen  ausserhalb  dos  Standortes 
bei  den  im  §  59,  Abs.  2  des  Gesetzes  erwähnten  Personen  auch  ohne  deren 
Aufforderung  gestattet : 

1)  Maschinelle  Anlagen  aller  Art,  Motoren  und  deren  Bestandteile; 

2)  Baumaterialion,  mit  Einschluss  von  Kunststeinen  aller  Art,  Kork- 
platten, Dachpappe  und  künstlichem  Strassenpnastorungsmateriale : 

3)  technische  Bedarfsartikel  für  Boheizungs-,  Beleuchtungs-  und 
Wasserleitungsanlagen ; 

4)  Holzrouleaux,  Jalousien ; 

5)  Mähmaschinen,  Schreibmaschinen,  Fahrräder. 

§  2.  Ansuchen  um  eine  Legitimation  für  Handlungsreisende  (ad  §  59  b). 
Zur  Ausfertigung  der  in  den  §§  59  und  59  b,  Abs.  1  des  Gosetzes  er- 
wähnten Legitimation  für  Handluugsreisende  ist  über  mündliches  oder 
schriftliches  Ansuchen  dos  Geworboinhabers,  in  dessen  Diensten  der  Hand- 
lungsreisende steht,  die  Gewerbobehörde  erster  Instanz,  in  deren  Bezirk 
der  Standort  des  Gewerbes  liegt,  berufen. 

Allfällige,  von  der  Partei  schriftlich  gestellte  Ansuchen  um  Ausfertigung 
von  Legitimationskalten  sind  stempelfrei. 

Hingegen  unterliegt  die  Legitimationskarte,  deren  Ausfertigung  für 
die  Dauer  des  Kalenderjahres  und  für  don  Umfang  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Lander  erfolgt ,  einer  Stempelgebühr  von 
zwei  Kronen. 

Der  Gesuchsteller  hat  den  Gewerbebetrieb,  für  welchen  die  Ausfertigung 
der  Legitimationskarte  angostrebt  wird,  anzugeben,  die  Stempelgebühr  von 
zwei  Kronen  für  die  Legitimationskarte  zu  entrichten  und  ausserdem  bei- 
zubringen : 

a)  ein  von  der  Gemeinde-  oder  Polizeibehörde  des  Aufenthaltsortes 
des  Reisenden  ausgestelltes  Leumundszeugnis,  welches  auch  die  Angaben 
über  Geburtsjahr,  Geburtsort  und  Zuständigkeit  des  Reisenden  zu  ent- 
halten hat; 

b)  ein  Staats-  oder  gemeindeärztliches  Zeugnis  darüber ,  dass  der 
Reisende  nicht  mit  einer  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krankheit  be- 
haftet oder  in  abschreckender  Weise  entstellt  ist: 

c)  eine  für  den  Zweck  des  Identitätsnachweises  geeignete  Photographie 
des  Reisenden  im  Ausmasse  von  ln'/tX^Vt  cm  < Visitkart enformat). 

Leumundszeugnis  und  ärztliches  Zeugnis  dürfen  nicht  über  14  Tage 
alt  sein. 

§  3.    [Ausfertigung  der  Legitimationskarte.] 

§  4.  Verweigerung  der  Legitimationskarte  für  Handlungsreisende  (ad 
§  59b).  Die  Ausfertigung  der  Logitimationskarte  darf  nur  dann  verweigert 
werden,  wenn : 
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a)  bei  Anbringung  des  Gesuches  die  Vorschriften  des  §  2  nicht  be- 
obachtet worden  sind ; 

b)  der  Gesuchsteller  die  angegebene  Gewerbeberechtigung  nicht  besitzt ; 

c)  die  Person,  für  welche  die  Legitimation  verlangt  wird, 

1.  nicht  eigenberechtigt  ist, 

2.  mit  einer  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krankheit  behaftet 
oder  in  abschreckender  Weise  entstellt  ist, 

3.  wegen  eines  Verbrechens  überhaupt,  wegen  eines  aus  Gewinnsucht 
oder  gegen  die  Sittlichkeit,  begangenen  Vergehens  oder  wegen  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  verurteilt  wurde  und  nach  der 
strafbaren  Handlung,  ob  welcher  die  Untersuchung  geführt  wird,  bezw. 
die  Verurteilung  erfolgte,  im  Zusammenhalte  mit  der  in  Untersuchung 
stehenden  oder  verurteilton  Persönlichkeit  beim  Geschäftsbetriebe  ein 
Missbrauch  zu  befürchten  ist, 

4.  wegen  gewohnheitsmässigen  Betteins  oder  Landstreicherei  übel  be- 
leumundet ist, 

5.  wegen  Uebertretung  der  auf  die  Handlungsreisenden  Bezug  haben- 
den Gewerbegesetze  und  Verordnungen  dreimal  bestraft  wurde  und  seit 
der  letzten  Bestrafung  noch  nicht  drei  Jahre  verflossen  sind. 

§  5.    [Frist  zur  Ausfertigung  der  Legitimationskarte.] 

§  6.  Zurücknahme  der  Legitimationskarte  für  Handlungsreisende  (ad 
§  59  b  des  Gesetzes).  Die  Legitimationskarte  kann  durch  die  Behörde, 
welcho  sie  ausgestellt  hat,  zurückgenommen  werden,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  eine  der  im  §  i,  lit.  b  und  c,  aufgezahlten  Voraussetzungen  zur  Zeit 
der  Erteilung  der  Legitimation  vorhanden  gewesen,  der  Behörde  aber  un- 
bekannt geblieben  oder  nach  Erteilung  derselben  eingetreten  ist. 

§  7.    [Rechtsmittel  und  Verfahren.] 

§  8,  Prolongation  der  Legitimationskarte  für  Handlungsreisende  (ad 
§  59b).  Um  die  Prolongation  der  Legitimationskarte  für  ein  weiteres 
Kalenderjahr  ist  vom  Gowerbeinhaber  mündlich  oder  schriftlich  boi  jener 
Behörde,  welche  die  erste  Ausfertigung  besorgte,  unter  Vorlage  der  Karte, 
einer  Stempelmarke  von  2  Kronen,  eines  neuen  odor  neuerlich  bestätigten, 
der  Vorschrift  des  §  2  entsprechenden  Leumundszeugnisses  und  eines  eben- 
solchen ärztlichen  Zeugnisses  für  den  Reisenden  einzuschreiten. 

§  9.  Pflicht  zur  Mitnahme  des  Ausweisdokumentes  beim  Aufsuchen 
von  Bestellungen  (ad  §  59  des  Gesetzes).  Falls  die  Gewerbeinhaber  selbst 
innerhalb  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Grenzen  im  Umherreisen  Be- 
stellungen suchen,  haben  sie  zu  ihrer  Legitimation  den  Gewerbeschein 
(Kon Zessionsdekret)  mitzuführen. 

Desgleichen  haben  die  Handlungsreisenden  beim  Aufsuchen  von  Be- 
stellungen die  Legitimationskarte  stets  bei  sich  zu  tragen. 

Die  Gewerbeinhaber,  wie  die  Handlungsreisenden  sind  verpflichtet, 
ihr  bezügliches  Legitimationsdokument  über  Aufforderung  der  behördlichen 
Organe  vorzuzeigen  und,  soferne  sie  das  Dokument  nicht  bei  sich  haben, 
über  Weisung  der  behördlichen  Organe  ihre  Thätigkeit  bis  zur  Herbei- 
schaffung des  Legitimationsdokumentes  einzustellen.  Vermögen  sich  die 
gedachten  Personen  überhaupt  nicht  mit  einer  giltigen  Legitimation  aus- 
zuweisen, so  sind  dieselben  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung zu  strafen. 

Jeder  Missbrauch   mit   der  Legitimationskarte   hat   deren  sofortige 
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Abnahme  und  Vorlage  an  die  kompetente  Gewerbebehörde  behufs  Ein- 
leitung des  gesetzlichen  Strafverfahrens  zur  Folge. 

§  10.  [Evidenz  über  ausgefolgte  Legitimationskarten  für  Handlungs- 
reisende.] 

§  11.  [Punzierungsamtliche  Legitimation  (ad  §  59a  und  59b  Abs.  3 
des  Gesetzes).] 

§  12.  Musterbezeichnung  bei  den  selbständigen  Handelsagenten  (ad 
§  59c  des  Gesetzes).  Die  auf  Grund  des  §  11  der  Gewerbeordnung  das 
freie  Gewerbe  der  Handejsagentie  selbständig  betreibenden  Handelsagenten 
dürfen  gemäss  4;  59c  des  Gesetzes  nur  Muster  mit  sich  führen,  welche 
von  ihrem  Vollmachtgeber  als  solche  bezeichnet  sind. 

Diese  Bezeichnung  hat  in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  das  Wort 
..Muster'1  und  die  Stampiglie  des  Vollmachtgebers  auf  jedem  Stücke  der 
betreffenden  Musterware  aufgedrückt  wird. 

Wo  dies  nach  der  Xatur  des  Gegenstandes  nicht  gut  möglich  ist, 
muss  die  Bezeichnung  mit  dem  Worte  „Muster"  und  der  Stampiglie  in 
anderer  geeigneter  Form  in  enge  und  nicht  leicht  lösliche  Verbindung 
mit  der  Ware  gebracht  werden. 

§  13.  Ausweisleistung  der  selbständigen  Handelsagenten  (ad  §  59c 
des  Gesetzes).  Die  selbständigen  Handelsagenten  haben  beim  Geschäfts- 
betriebe zu  ihrer  Ausweisloistung  den  Gewerbeschein  mit  sich  zu  führen 
und  denselben  Uber  Aufforderung  «1er  behördlichen  Organe  vorzuzeigen. 

Insoferne  sie  das  Dokument  nicht  bei  sich  haben,  haben  sie  über 
"Weisung  der  betreffenden  Amtsorgane  ihre  Thätigkeit  bis  zur  Horbei- 
schaffuug  des  Gewerboseheines  einzustellen. 

Vermögen  sich  die  Agenten  überhaupt  nicht  mit  dem  Gewerbescheine 
auszuweisen,  so  sind  sie  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung zu  strafen. 

§  14.  Befugnisse  und  Legitimation  ausländischer  Handlungsreiseuder 
(ad  4;  59e  des  Gesetzes).  Jene  Handlungsreisenden,  welche  ausländische 
Industrie-,  Gewerbe-  oder  Handelsunternehmungen  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  vertreten,  unterliegen,  soferne  sie 
nach  den  jeweilig  geltenden  Handelsverträgen  zum  Geschäftsbetriebe  im 
Inlande  zugelassen  sind,  den  gleichen  Beschränkungen  und  Vorschriften, 
welche  für  die  Handluugsreisenden  von  im  Inlande  etablierten  Unter- 
nehmungen bestehen;  es  dürfen  abor  jene  ausländischen  Handlungsreisenden 
und  selbständigen  Agenton,  welche  durch  die  in  den  Handelsverträgen 
vorgesehene  Gewerbelegitimationskarte  bereits  legitimiert  sind,  zum  Ge- 
schäftsbetriebe in  den  im  Reichsrato  vertreteneu  Königreichen  und  Ländern 
der  im  §  2  dieser  Verordnung  erwähnten  Logitimationskarto  nicht. 

§  15.  Feilbieten  von  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
im  Umherziehen  durch  befugte  Handelstreibende  (ad  $  b'O,  Absatz  2  des 
Gesetzes).  Die  im  §  <50,  Absatz  2  des  Gesetzes  bezeichneten  befugten 
Handelstreibenden  haben  beim  Feilbieten  im  Umherziehen  den  sie  zu 
zu  dieser  Art  des  Geschäftsbetriebes  ausdrücklich  berechtigten  Gewerbe- 
schein mit  sich  zu  führen. 

§  1<>.    [Amtliche  Legitimation  für  kleine  Gewerbetreibende.] 

§  17.  [Pflicht  zur  Mitnahme  der  Auswoisdokumente  beim  Feilbieten 
im  Umherziehen.] 

§  18.  Wirksamkeitsbeginn  (ad  Art.  DI  des  Gesetzes).  Diese  Ver- 
ordnung tritt  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1902,  R.G.B1. 
No.  49,  in  Kraft. 
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2.  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Juli  1902,  betr.  das 
Kanzleihilfspersonal  bei  den  staatlichen  Behörden,  Aemtern  und  An- 
stalten.   R.G.B1.  No.  145,  ^LXX.  St.,  ausgegeben  am  20.  Juli  1902. 

3.  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  15.  Oktober  1902,  betr. 
die  bei  staatliehen  Behörden,  Aemtern  und  Anstalten  verwendeten 
Aushüifsdiener.  R.G.B1.  No.  200,  CIII.  St.,  ausgegeben  am  16.  Oktober 
1902. 

III.  Belgique.  Belgien. 

1.  Arrete  royal,  en  date  du  22  juillet  1902,  concernant 
le  classement  des  installationspour  le  sechage  des  pommes 
d'arbres resineux  ä  l'aide  de  fours  parmi  les  etablissements 
dangereux,  insalubres  ou  incommodes. 

Königlicher  Erlass  vom  22.  Juli  1902,  betreffend  die  Einreihung 
der  Betriebe,  in  welchen  die  Zapfen  harziger  Bäume  durch  Trocken- 
öfen getrooknet  werden,  in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen,  gesund- 
heitsschädlichen oder  lästigen  Betriebe. 

Art.  1.  Die  Betriebe,  in  welchen  die  Zapfen  harziger  Baume  durch 
Trockenöfen  getrocknet  werden,  sind  in  das  Verzeichnis  der  gefahrlichen, 
gesundheitsschädlichen  oder  lästigen  Betriebe  einzureihen. 

In  der  dem  Kgl.  Erlasse  vom  31.  Mai  1887  beigegebenen  Liste  sind 
wie  folgt  aufzuführen: 

Bezeichnung  Klasse  Uebelstand 

Zapfen  harziger  Bäume,  1     t)0  Feuer  »efahr 

(Trocknen  der)  durch  Trockenöfen      J  \ 

Art.  2.  Mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  ist  unser  Minister  für 
Industrie  und  Arbeit  betraut. 

2.  Arrete  royal,  en  date  du  8  septembre  1902,  concer- 
nant le  classement  des  fabriques  des  sels  de  baryum. 

Königlicher  Erlass  vom  6.  September  1902,  betr.  die  Einreihung 
der  Baryumsalzfabrikation  in  der  Liste  der  gefährlichen  etc.  Betriebe, 

Art.  1.  Die  Baryumsalzfabriken  sind  in  die  Liste  der  gefährlichen, 
gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe  aufzunehmen. 

In  der  dem  kgl.  Erlasse  vom  31.  Mai  1887  beigegebenen  Liste  sind  sie 
wie  folgt  aufzuführen : 

Bezeichnung:  Klasse  Uebelstand: 

Baryumschwefel  (Fabrikation)  1  B  Staub,  Rauch,  Lärm,  schwefelhaltige  Aos- 
von.  dünstungen. 

Baryum  salze  (Fabrikation)  im  1  B  Sehr  schlechter  Geruch,  Ausdünstungen, 
Wege  des  Einwirken*  von  Gefahr  der  Verseuchung  des  Grund- 
Säuren  auf  Schwefel.  wassere. 

Art.  2.    Mit  der  Durchführung  etc.  (wie  oben). 


IV.  France.  Frankreich. 

1 .  Circulaire  du  M  i  n  i  s  t  r  e  du  commerce,  de  l1  i  n  d  u  s  t r  i  e , 
des  postes  et  des  telegraphes,  en  dato  du  20  juin  1902, 
adresseeauxprefets,  surTapplication  de  1'articlelO  dela 
loi  du  2  novembrc  1  892,  relatif  ä  la  mention  du  certificat 
d'etudes  primaires  sur  les  livrets  de  travail. 
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Cirkular  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Telegraphen- 
wesen an  die  Präfekten  vom  20.  Jnni  1902  sur  Darehführung  der 
Bestimmungen  des  Art.  10  des  Gesetzes  vom  2.  November  1802,  be- 
treffend die  Erwähnung  des  Zeugnisses  über  den  Besuch  der  Primar- 
schule in  den  Arbeitsbüchern. 

2.  De  er  et  du  12  juillet  100  2  portant  modification  au 
reglonient  de  la  caisse  des  retraites  desagents  et  ouvriers 
comraissionnes  des  cheinins  de  fer  de  TEtat. 

Verordnung  vom  12.  Juli  1002  betreffend  die  Abänderung  des 
Reglements  der  Pensionskasse  der  Beamten  und  Arbeiter  der  Staats- 
eisenbahnen.    (J.  O.  vom  21.  Juli  1902.) 

3.  Decret  du  20 juillet  1902,  r  e  1  a  t  i  f  ä  la  repartition,  en 
1902,  des  majorations  de  rentes  viageres  prevues  par  la 
loi  du  31  decembre  1895. 

Verordnung  vom  20.  Juli  1902,  betreffend  die  Verteilung  der  durch 
Gesetz  vom  31.  Dezember  1806  zur  Erhöhung  der  Altersrente  vorge- 
sehenen Summe  im  Jahre  1002.    (J.  0.  vom  25  Juli  1902.) 

4.  Circulaire  du  Ministre  du  commerce,  de  l'industrie, 
des  postes  et  telegraphes,  en  date  du  3  aoüt  1902,  adressee 
aux  inspecteurs  divisionnaires  du  travail,  sur  l'applieation 
du  decret  du  4  juillet  1902,  admettant  certaius  genres  de 
travaux  a  beneficier  des  d^rogations  prevues  par  l'article 
7  de  la  loi  du  2  novembre  1892. 

Cirkularerlass  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Tele- 
graphenwesen an  die  Kreisinspektoren  vom  3.  August  1002,  betreffend 
die  Durchführung  der  Verordnung  vom  4.  Juli  1002,  durch  welche 
bestimmte  Arbeiten  unter  die  im  Art.  7  des  Gesetzes  vom  2.  No- 
vember 1892  vorgesehenen  Ausnahmsbestimmungen  fallen. 

Ich  habe  Ihnen  den  Text  einer  Verordnung,  vom  4.  Juli  1902,  zu- 
kommen lassen,  welche  einigen  Arbeitsarton  ermöglicht,  von  den  vorge- 
sehenen Ausnahmen  des  Art.  7  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892 
Gebrauch  zu  machen.  Ich  erwähne  ganz  besonders  die  Anordnungen 
dieser  Verordnung,  die  auf  Maurer  und  Dachdocker,  welche  auf  Bauplätzen 
beschäftigt  sind,  Bezug  haben,  denn  die  zumeist  unregelmässige  Beschäf- 
tigung dieser  Arbeiter  erfordert  eine  besondere  Regelung. 

Die  Ausführung  von  Bauteu  kann  nur  bei  der  guten  Jahreszeit  in 
voller  Thätigkeit  stattfinden,  denn  der  Einfluss  der  kalten  Witterung  kann 
auf  die  Haltbarkeit  der  Arbeiton  schädlich  wirken.  Es  ergiebt  sich 
daher,  dass  in  einem  gewissen  Zeiträume  des  Jahres  eine  aussergewöhn- 
liche  Wirksamkeit  herrscht,  wie  in  den  meisten  Saisonindustrien,  welche 
eine  Verlängerung  der  Arbeitsstunden  rechtfertigt  gemäss  dem  Wort- 
laute des  Art.  7  dos  Gesetzos  vom  2.  November  1892. 

Wenn  das  unregelmässige  Bauen  von  Häusern  nur  von  dieser  ein- 
zigen Ursache  abhängig  wäre,  so  dürfte  die  fragliche  Industrie  nur  auf 
die  bei  den  Saisonindustrien  eingeführten  Ausnahmsbestimmungen  Anspruch 
erheben  und  für  welche  die  Arbeitsdauer  durch  das  Bundschreiben  vom 
17.  Mai  1900  festgestellt  worden  ist. 

Da  aber  die  Arbeiten,  welche  im  Freien  ausgeführt  werden,  auch 
während  der  regen  Arbeitsperiode  unter  den  Einflüssen  der  Witterung 
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leideu  und  sehr  oft,  entweder  weisen  schlechten  Wetters  unterbrochen 
oder  in  Erwartung  und  auch  bei  Drohen  schlechter  Witterung  durch 
Ueberstunden  rasch  gemacht  werden  müssen,  so  wäre  es  unbillig,  diesen 
besonderen  Umstanden  nicht  Rechnung  zu  tragen. 

Es  schien  mir  also  gerecht,  den  Bauplatzen  noch  umfangreichere  Aus- 
nahmen zu  gestatten,  als  diejenigen  die  den  eigentlichen  Saisonindustrien 
gewährt  worden  sind. 

Den  jetzigen  Bestimmungen  zufolge  kann  die  12-stündige  Arbeitszeit 
wahrend  60  Tagen  im  Jahre  festgestellt,  werden  und  kann  auch  die  Sonn- 
tagsruhe 15  mal  im  gleichen  Zeiträume  aufgehoben  werden.  Ich  bin  der 
Ansicht,  dass  man  ohne  Unannehmlichkeit  die  Zahl  der  Tage  per  Jahr, 
während  welchen  dio  Maurer  und  Dachdecker  12  Stunden  lang  auf  Bau- 
plätzen arbeiten  dürfen,  auf  00  erhöhen  darf.  Diese  Massnahme  scheint 
genügend  zu  sein,  um  die  bei  unregelmässiger  Arbeit  vorkommenden 
Störungen  zu  beseitigen;  im  Falle  jedoch,  dass  ganz  ausserordentliche 
Umstände  eine  grössere  Thätigkeitsdauer  erfordern  könnten,  müssen  Sie, 
ehe  Sie  weitere  Ausnahmen  gewähren,  mich  über  die  Sachlage  in  Kennt- 
nis setzen. 

Die  jährliche  Zahl  der  Tage,  an  welchen  die  Arbeitsdauer  auf  12 
Stunden  erhöht  werden  kann,  ist  für  die  Bauindustrie  festgestellt ;  es  fragt 
sich  nun  ob  die  Verpflichtung  zur  Sonntagsruhe  erhöht  werden  muss. 
Diese  Bestimmung  bezieht  sich  zur  Zeit  nur  auf  die  Arbeiter  von  weniger 
als  18  Jahren  und  die  Weiber,  die  erwachsenen  Männer  sind  nicht  inbe- 
griffen. Die  Bauindustrie  bedarf  der  die  Kinder  betreffenden  Ausnahms- 
bestimmung nicht,  da  dieselbe  bis  dahin  solche  Arbeitskräfte  nicht,  ver- 
wendet hat.  —  Es  sind  in  der  That  nur  diejenigen  Verpflichtungen,  die 
den  erwachsenen  Männern  durch  das  neue  Gosotz  vom  30.  März  19(  HJ 
vorgeschrieben  sind,  die  diese  Reklamationen  begründet  haben. 

Es  ist  anderseits  erwünscht,  dass  junge  Arbeiter,  welche  zu  schweren 
Arbeiten  verwendet  werden,  sich  wöchentlich  eines  Ruhetages  erfreuen 
können. 

Sie  dürfen  infolgedessen  zur  alleinigen  Erhöhung  der  Arbeitsdauer 
die  der  Bauindustrie  gewährten  Ausnahmen  beschränken.  — 

Die  den  im  Freien  arbeitenden  Maurern  und  Dachdeckern  ge- 
währten Ausnahmebestimmungen  wird  man  auch  bei  den  Ziegelbrennern 
in  Anwendung  bringen  können. 

5.  Decret  du  6  aoüt  1902,  modifiant  l'art.  4  du  decret 
du  10  mars  18  9  4,  relatif  ä  l'hygiene  et  ä  la  securite  des 
travailleurs. 

Verordnung  vom  6.  August  1802  zur  Abänderung  der  Verord- 
nung vom  10.  März  1894,  betreffend  die  hygienischen  und  Sicher- 
heitsvorkehrungen zum  Schutze  der  Arbeiter.  (J.  0.  vom  12.  Au- 
gust, 1902.) 

Art.  1.  Der  Art.  4,  Abs.  1  der  Verordnung  vom  10.  März  1894 
wird  abgeändert  und  lautet  wie  folgt: 

„Die  Abtritte  dürfen  nicht  direkt  mit  den  geschlossenen  Räumen  in 
Verbindung  stehen,  in  welchen  Arbeiter  beschäftigt  werden ;  sie  sollen 
genügend  beleuchtet  sein  und  in  einem  derartigen  Zustande  erhalten,  dass 
sie  keinerlei  Geruch  entwickeln.  Der  Boden  und  die  Wände  sollen  aus 
einem  undurchdringlichen  Material  hergestellt  und  der  Anstrich  der 
Wände  in  einer  hellen  Farbe  gehalten  sein." 
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Art.  2.  Der  Art.  14  der  Verordnung  vom  10.  März  1894  wird  durch 
einen  dritten  Absatz  ergänzt :  dieser  lautet : 

Jede  Werkzeugs-  und  Spinnmaschine  u.  s.  w.  soll  ausserdem  derart 
installiert  und  instandgehalten  werden,  dass  sie  durch  den  bedienenden 
Arbeiter  jederzeit  von  dem  Triebwerk  isoliert  werden  kann. 

Art.  3.  Mit  der  Ausführung  dieser  Vorordnung  ist  der  Minister  für 
Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Telegraphenwesen  betraut;  sie  soll  im 
„Bulletin  des  lois"  und  „Journal  ofticicl  de  la  Republique  francaise"  ver- 
öffentlicht werden. 

6.  C  i  r  c  u  1  a  i  r  e  d  n  Ministro  de  la  Marine,  en  datedu  21  aoüt 
1902,  adressee  aux  Vice-Admiraux,  Commandants  en  chef, 
Prefets  maritimes,  Officiers  g£n6raux,  supe>ienrs  et 
autres  commandants  a  la  mer,  Directeurs  des  etablisse- 
ments  hors  des  ports,  relative  a  l'interdiction  d'employer 
le  vert  de  Schweinfürth  en  poudre  et  le  blanc  de  ceruse. 

Cirkularerlass  des  Marineministers  vom  21.  August  1902  an  die 
Vizeadmirale ,  Chefkommandanten ,  Hafenpräfekten ,  Goneralitätevor- 
gesetzte  und  andere  kommandierende  Offiziere  sur  See,  und  an  die 
Direktoren  der  ausserhalb  der  Häfen  gelegenen  Marine  werk  Stätten,  be- 
treffend das  Verbot  der  Verwendung  von  Schweinfurter  Grün  in 
Pulverform  und  von  Bleiweiss.    (B.  d.  l'O.  d.  T.,  S.  62!).) 

Die  Verwendung  giftiger  FarbstofFo  ist  oft  zum^Zwecke  der  Instand- 
haltung gewisser  Gegenstände  notwendig,  doch  ist  es  dringend  geboten, 
die  schädlichen  Wirkungen  der  Verwendung  dieser  Substanzen  nach  Mög- 
lichkeit durch  Beseitigung  dos  bei  ihrem  Gebrauche  sich  entwickelnden 
Staubes  abzuschwächen. 

Ein  bedeutender  Fortschritt  in  dieser  Richtung  war  mit  dem  Tage 
vollzogen,  wo  eine  Keine  von  Betrieben  in  der  Lage  war,  dio  Herstellung 
dieser  Substanzen  und  ihrer  Verbindungen  (Bleiweiss,  Schweinfurter  Grün) 
in  geschlossenen  Gefässen  vorzunehmen  ;  einen  noch  bedeutenderen  Fort- 
schritt stellt  die  Ersetzung  des  Bleiweisses  durch  Zinkweiss  dar : 

Ich  habe  die  Ehre  Ihnen  mitzuteilen,  dass  ich  die  Konsequenzen  dieser 
Sachlage  gezogen  habe  und  folgenden  Entschluss  fasste : 

Es  soll  in  Zukunft  für  Rechnung  der  Marineverwaltung  kein  Schwein- 
furter Grün  in  Pulverform  angekauft  werden,  und  soll  bei  allen  Anstreicher- 
arbeiten an  Stelle  von  Bleiweiss  Zinkweiss  verwendot  werden. 

7  Circulaire  du  ministre  du  commerce,  de  l'industrie, 
des  postes  et  des  telegraphes,  en  date  du  21  septembre 
1 !.)  0  2 ,  adressee  aux  inspecteurs  divisionnaires  du  travail, 
sur  l'application  du  decret  du  2  8  raars  19  02. 

Cirkularerlass  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und 
Telegraphenwesen  an  die  Ereisinapektoren  vom  21.  September  1902, 
betreffend  die  Durchführung  der  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
28.  Marz  1902. 

Herr  Kreisinspektor ! 

Sie  enthalten  anbei ,)  den  Text  der  Verordnung  vom  28  Marz  1902, 
betreffend  die  Durchführung  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  !>.  September 
1858;  die  Verordnung  regelt  die  für  dio  erwachsenen  Arbeiter  zulässig 
notwendigen  Ausnahmen  von  der  durch  das  erwähnte  Gesetz  und  durch 
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das  Gesetz  vom  30.  Marz  1900  festgesetzten  Dauer  der  effektiven  täglichen 
Arbeitszeit.  Die  Verordnung  vom  28.  März  1902  tritt  an  Stelle  der  vom 
7.  Mai  1851  wie  auch  der  ergänzenden  Verordnungen  vom  31.  Januar 
1866,  vom  3.  April  1889  und  vom  Kl.  Dezember  1899.  Sie  bezeichnet 
die  von  nun  an  allein  zulässigen  Ausnahmen. 

Seit  langer  Zeit  wurde  bereits  eine  Revision  der  Verordnung  vom 
Jahre  1851  verlangt.  Eine  Reihe  der  gewöhnlichen  Ausnahmen  wurde  in- 
folge der  technischen  Fortschritte  überflüssig  und  entsprach  nicht  mehr 
einem  Bedürfnisse  der  Industrie.  Nach  Annahme  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1000,  welches  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  vom  Jahre  1848 
erweiterte  und  dessen  Bestimmungen  teilweise  abänderte,  drängte  sich  ge- 
bieterisch eine  Revision  der  vorgenannten  Verordnungen  auf.  Mit  den  er- 
forderlichen Vorstudien  wurde  das  Handelsministerium  betraut. 

Für  den  weitaus  grüssten  Teil  der  zulässigen  Ausnahmen  war  das 
Maximum  der  effektiven  Arbeitsdauer  nicht  festgestellt;  sie  Hessen  eine 
unbeschränkte  Arbeitszeit  zu  und  konnten  infolgedessen  zu  nicht  unbe- 
deutenden Missbräuchen  führen ,  insbesondere  da  keine  Kontrollorgane 
eingesetzt  waren,  die  diesen  Missbräuchen  hätten  vorbeugen  können.  Von 
diesen  Gesichtspunkten  aus  bedeutet  die  neuo  Verordnung  eine  wesent- 
liche Besserung  gegenüber  dem  früheren  Zustande. 

II. 

Es  ist  nicht  meitie  Aufgabe,  Sie  an  dieser  Stelle  daran  zuj  erinnern, 
welche  gewerblichen  Betriebo  dem  Gesetze  vom  0.  September  1848T  welche 
dem  Gesetze  vom  30.  März  unterstehen  und  welche  bisher  noch  keine 
Regelung  erfuhren.  Diese  Unterschiede  sind  Ihnen  bekannt.  Die  in  der 
Verordnung  ausschliesslich  für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  vor- 
gesehenen Ausnahmon  linden  lediglich  auf  diejenigen  Betriebe  oder  Be- 
triebsteile Anwendung,  die  entweder  dem  Gesetze  vom  Jahre  1848  oder 
dem  vom  Jahre  1900  unterstehen. 

Zu  allererst  drängt  sich  nun  die  Frage  auf :  von  welcher  Grenze  an 
sind  die  Erweiterungen  dor  Arbeitsdauer  zu  rechnen. 

Die  Verordnung  bedient  sich  dreier  verschiedener  Formeln.  Im 
ersten  Falle,  für  die  Buchdruckereien,  ist  die  maximale  tägliche  Arbeits- 
dauer absolut  fixiert ;  ohne  Rücksicht  auf  die  Betriebsstätten  in  welchen 
die  Erwachsenen  arbeiten,  beträgt  dieses  Maximum  14  Stunden,  je  nach 
der  Betriebsstätte  ist  in  dieser  maximalen  Arbeitsdauer  eine  höhere  oder 
niedrigere  Anzahl  von  Uoberstnnden  inbegriffen. 

Im  zweiton  Falle,  für  die  Hüttonwerke,  ist  dio  ausnahmsweise  Höchst- 
dauer der  täglichen  Arbeitszeit  durch  die  Arbeiten  bestimmt,  deren  Voll- 
endung innerhalb  einer  entsprechenden  Zeit  gesichert  werden  soll.  In 
den  Botrieben,  in  welchen  normalerweise  101/»  Stunden  gearbeitet  wird, 
entsprechen  die  zulässigen  zwei  Stunden  Ueberarbeit  einer  maximalen 
Effektivarbeitsdauer  von  12'/,  Stunden;  in  den  Betrieben  mit  einer  nor- 
malen Arbeitsdauer  von  12  Stunden  stellt  sich  bei  Ausnutzung  der  zu- 
lässigen zweistündigen  Ueberzeitarbeit  die  maximale  Effektivarbeitsdauer 
auf  14  Stunden  täglich.  Da  nämlich  die  Arbeit  in  diesen  Fällen  um  in 
der  durch  die  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  bedingten  Stunde  voll- 
endet zu  sein,  über  das  Normalmass  erweitert  werden  musste,  muss  die 
Hinausschiebung  dor  Arbeitszeit,  welche  die  Zwischenfälle  der  Erzeugung 
notwendig  machen,  sich  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Arbeitsdauor 
anpassen.    Endlich  richtet  sich  in  den,  in  den  ersten  drei  Absätzen  des 
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in  Art.  1  der  Verordnung  enthaltenen  Verzeichnisses  vorgesehenen  Fällon 
die  Dauer  der  ausnahmsweise  gestatteten  Ueberzeitarbeit  nicht  nach  der 
gesetzlichen  Arbeitsdauer  der  Arbeiter,  für  welche  die  Ausnahme  gewahrt 
wird,  sie  ist  vielmehr  zu  der  —  nach  der  Ausdrucks  weise  der  Verord- 
nung —  „allgemeinen  Arbeitsdauer  des  Betriebes*'  in  Beziehung  gebracht. 
Es  handelt  sich  hier  um  die  Ueberarbeiten,  die  zur  Sicherung  oder  Er- 
gänzung der  Hauptarbeiten  ausgeführt  werden  müssen;  von  der  Regelung 
dieser  Hauptarbeiten  hängt  Ueberzeitarbeit  ab. 

Wenn  es  sich  um  einen  Betrieb  handelt,  der  nur  erwachsene  mann- 
liche Arbeiter  beschäftigt,  so  beträgt  das  Maximum  der  Arbeitsdauer  12 
Stunden  und  die  bei  den  ergänzenden  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter 
haben  Recht  auf  l1/,  oder  2  Stunden  über  diese  12  Stunden  hinaus,  je 
nach  Bedürfnis.  Wenn  es  sich  dagegen  um  Betriebe  handelt,  die  nicht 
ausschliesslich  erwachsene  männliche  Arbeiter  beschäftigen,  so  beträgt  das 
Maximum  der  Arbeitsdauer  101/,  Stunden.  Wenn  aber  innerhalb  eines 
Betriebes  in  einzelnen  Werkstätten  nur  erwachsene  männliche  Arbeiter, 
in  anderen  nicht  ausschliesslich  solche  beschäftigt  werden,  so  gelten  für 
die  Hauptarbeiten,  zu  deren  Sicherung  die  ergänzenden  Arbeiten  hinzu- 
treten, zwei  Maxima:  12  Stunden  für  die  Werkstätten  der  ersten,  H)1/, 
Stunden  für  die  der  zweiten  Art.  Notwendigerweise  inuss  infolgedessen 
die  für  die  ergänzenden  Arbeiten  ausnahmsweise  bewilligte  Ueberzeit  sich 
an  die  höhere  der  beiden  Limiten  anschliessen,  die  für  die  durch  die 
Ueberarbeiten  zu  sichernde  Hauptarbeit  gelten.  Wenn  z.  B.  eine  Dampf- 
maschine gleichzeitig  für  Werkstätten  mit  12-stündiger  und  solche  mit 
101/, -stündiger  Arbeitsdauer  funktioniert,  so  wird,  nach  dem  Wortlaute 
der  Verordnung,  die  maximale  Arbeitsdauer  des  Maschinisten  13  ^  Stunden 
und  an  dem  auf  einen  arbeitsfreien  Tag  folgenden  Tage  14  Stunden  dauern 
dürfen. 

Die  Frage  wird  schwieriger,  sobald  man  die  in  gewissen  Industrien 
für  die  Hauptarbeit  vorgesehenen  Ueberzeitbewilligungen  mitberück- 
sichtigt.  Während  einer  bestimmten  Anzahl  von  Tagen  im  Jahre  dürfen 
z.  B.  einige  in  der  Ausführungsverordnung  zum  Gesetze  vom  2.  November 
1892  bezeichneten  Saisonindustrien  die  Arbeitsdauer  des  geschützten  Per- 
sonals bis  auf  12  Stunden  täglich  erhöhen.  An  diesen  Tagen  übersteigt 
die  Dauer  der  Hauptarbeit  in  den  nicht  ausschliesslich  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  beschäftigenden  Betrieben  das  im  Gesetze  vom  30.  März 
1900  festgesetzte  Maximum. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  in  allen  Fällen  den  erwachsenen  männ- 
lichen Arbeitern,  die  nicht  mit  Frauen  und  Kindern  zusammenarbeiten,  die 
gesetzliche  12-stündige  Arbeitsdauer  gewährleistet  ist.  In  Fällen,  wo  die 
allgemeine  Arbeitsdauer  des  Betriebes  zusammen  mit  der  ausnahmsweise 
bewilligten  Ueberzeitarbeit  12  Stunden  nicht  erreichen  sollte,  folgt  daraus 
bloss,  dass  in  einem  solchen  Fall  die  Ausnahmsbewilligung  als  über- 
flüssig nicht  in  Betracht  kommt. 

in. 

Es  liegt  uns  nun  ob,  die  einzelnen  Bestimmungen  des  in  Art.  1  der 
Verordnung  enthaltenen  Verzeichnisses  zu  interpretieren,  um  deren  Geltungs- 
bereich genau  abzustecken. 

§  1.  Es  ist  genau  zu  beachten,  dass  es  sich  im  ersten  Absätze  um 
vorbereitende  oder  ergänzende  Arbeiten  handelt,  die  von  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Arbeitern  ausgeführt  werden,  um  zu  ermöglichen,  dass  das 
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gesamte  arbeitende  Personal  während  der  gesetzlichen  Arbeitsdauer  be- 
schäftigt werden  kann. 

Diese  Ausnahnisbegünstigung  darf  nur  den  Arbeiten  zu  gute  kommen, 
die  unverkennbar  den  Charakter  einer  ergänzenden  oder  vorbereitenden 
Arbeit  tragen ;  sonst  würde  die  Arbeitedauer  des  ganzen  Betriebes  unge- 
bührlich ausgedehnt  werden,  ohne  dass  hierfür  ein  gemäss  den  Intentionen 
des  Gesetzgebers  und  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  die  Ausnahme  recht- 
fertigendes Bedürfnis  vorliegen  würde. 

§  2.  Die  in  diesem  Absätze  gewährte  Ausnahme  kommt  nur  für  die 
Arbeit  derjenigen  Angestellten  in  Betracht,  die  nach  Schluss  der  Botriebs- 
produktionszeit  mit  der  Instandsetzung  und  dem  Putzen  der  Maschinen 
und  Werkzeuge  beschäftigt  werden,  welche  während  der  allgemeinen 
Arbeitsdauer  nicht  zum  Stillstand  gebracht  werden  können.  Voraussetzung 
ist,  dass  die  betreffende  Maschine  einen  integrierenden  Bestandteil  der 
gesamten  Produktionsmechanik  bildet ;  derart,  dass  ihr  Einhalten  den  Still- 
stand der  gesamten  Betriebsproduktion  zur  Folge  hätte.  Wenn  man  da- 
gegen eine  Produktionsmaschine  zum  Stillstand  bringen  kann,  ohne  dass 
dadurch  der  ganze  Betrieb  eingestellt  würde,  so  genügt  die  blosse  That- 
sache,  dass  die  Maschine  mit  keiner  Ausrüstung  versehen  ist,  nicht,  um 
die  Ausnahme  in  Anwendung  zu  bringen.  So  wird  also  eine  Ausnahme, 
die  die  Verordnung  vom  Jahre  1851  bedingungslos  gewährte,  auf  den 
Grad  der  technischen  Notwendigkeit  reduziert. 

Als  „Instandhaltung'4  sind  diejenigen  laufenden,  täglichen  Ver- 
richtungen zu  verstehen,  die  nicht  zu  den  im  Abs.  6  zum  Zwecke  der  Un- 
fallsverhütung und  der  Rettungsarbeiten  vorgesehenen  dringenden  Arbeiten 
gehören. 

§  4.  Die  „Coramission  superieure  du  travail  dans  l'industrie"  er- 
läutert die  Redaktion  dieses  Absatzes,  der  ein  althergebrachtes  und  un- 
vermeidliches Verfahren  regelt,  folgendermassen : 

„Dieser  Absatz  bezweckt  die  Regelung  der  Frage  der  Wechselschichten 
in  allen  diesen  Industrien,  deren  Betrieb  länger  als  eine  Woche  ohne 
Unterbrechung  dauert.  Dieser  Wechsel  vollzieht  sich  in  sehr  verschiedener 
Art.  Sobald  der  Betrieb  normalerweise,  wenn  auch  nicht  unterbrochen, 
so  doch  einen  Tag  über  während  einer  Woche  oder  während  14  Tagen 
suspendiert  werden  kann,  so  besteht  die  beste  Lösung  im  Zusammen- 
fallenlassen des  Wechseltages  mit  dem  Ruhetage.  Dabei  braucht  keine 
der  beiden  Schichten  eine  oder  eine  halbe  Arbeitsschicht  zu  verdoppeln. 
Diese  Lösung  ist  aber  stets  dann  unmöglich,  wenn  die  Natur  des  Betriebes 
eine  derartige  Suspension  nicht  gestattet.  Eine  Schicht  muss  in  diesem 
Falle  während  24  oder  18  aufeinanderfolgenden  Stunden  ohne  Unter- 
brechung an  der  Arbeit  bleiben,  je  nach  dem  im  einzelnen  Distrikte  vor- 
gezogenen Modus.  Da  es  sich  hierbei  nur  um  die  ausschliesslich  bei 
diesen  Verrichtungen  beschäftigten  Arbeiter  handelt,  so  wäre  es  völlig 
tiberflüssig  besonders  festzustellen,  dass  jeder  Schicht  eine  grosse  Ruhe- 
pause zu  gewähren  ist,  deren  Dauer  der  in  dieser  Weise  verlängerten 
Arbeitsdauer  entsprechen  soll,  da  dies  sich  von  selbst  aus  dem  ange- 
nommenen Schichtenwechselplan  ergiebt." 

§  5.  Die  in  diesem  wie  auch  im  6.  Absätze  vorgesehenen  Ausnahme- 
arbeiten dürfen  erst  nach  Erfüllung  der  im  letzten  Absatz  des  Art.  3  der 
Verordnung  vorgesehenen  Formalitäten  in  Angriff  genommen  werden. 
Diese  Formalitäten  werden  im  Folgenden  ausführlich  erörtert  werden  und 
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es  werden  dort  auch  die  Strafen  bestimmt  werden,  welche  ein  Missbrauch 
der  Ausnabmsverfügungen  nach  sich  zöge. 

Die  zwei  Ueberstunden,  die  mit  Rücksicht  auf  aussergewöhnliche 
Umstände  durch  die  Verordnung  gewährt  werden,  sind  folgendermassen 
zu  berechnen :  zwei  Stunden  über  die  gesetzlich  je  nach  den  verschiedenen 
Betrieben  für  Vollendung  der  Arbeit  fixierte  normale  Arbeitsdauer.  Es 
handelt  sich  hierbei  —  der  Gesetzestext  besagt  dies  ausdrücklich  —  um 
Arbeiten,  die  „innerhalb  der  regulären  Arbeitsdauer"  nicht  fertiggestellt 
werden  konnten. 

„Der  Abs.  5"  —  führt  der  Berichterstatter  der  „Commission  superieure 
du  travail"  aus  —  „berücksichtigt  die  Arbeiten,  die  zwar  nicht,  wie  die 
im  vorstehenden  Absatz  geregelten,  ohne  Unterbrechung  zu  Ende  geführt 
werden  müssen,  die  aber  doch  nicht  willkürlich  unterbrochen  werden 
dürfen,  da  sie  chemischen,  thermischen  oder  ähnlichen  Reaktionen  unter- 
liegen. Ein  Beispiel  hierfür  bieten  die  metallurgischen  Betriebe  ohne 
Nachtarbeit.  Hier  kann  die  Arbeit  nicht,  wie  in  einer  Weberei  oder 
Spinnerei,  mit  dem  Glockenschlag  aufhören.  Sobald  man  eine  Arbeit  be- 
gonnen hat,  die  normalerweise  innerhalb  der  regulären  Arbeitszeit  zum 
Abschluss  kommen  sollte,  die  aber  infolge  irgend  eines  Betriebsunfalles, 
z.  B.  infolge  einer  Verlangsamung  in  den  Ofenprozessen,  nicht  beendigt 
werden  konnte,  so  ist  es  unerlässlich  notwendig,  die  Arbeit  fortzusetzen, 
und  zwar  ebenso  im  Interesse  des  Unternehmers  als  auch  in  dem  der 
Arbeiter,  die  hier  meistens  in  Akkord  entlohnt  werden. 

„Wenn  wir  für  die  grosse  Metallindustrie  an  dem  dem  wöchentlichen 
Ruhetage  vorausgehenden  Tage  eine  viel  längere  Ueberzeit  bewilligten, 
so  geschah  dies  deshalb,  weil  es  dadurch  in  dor  Woche  unter  den  oben 
angenommenen  Verhältnissen  möglich  sein  wird,  noch  einen  Ofen  zu 
schliessen  und  so  den  Abschluss  der  Arbeit  auf  den  folgenden  Tag  zu 
verschieben,  während  es  von  Interesse  sein  mag,  am  Samstag  abends  zu 
schliessen,  damit  das  gesamte  Personal  den  wöchentlichen  Ruhetag  ge- 
messen kann. 

„Andererseits  wurde  vorgesorgt,  dass  kein  Industrieller  in  Versuchung 
kommt,  diese  Erlaubnis  zu  missbrauchen,  wenn  dies  unnötig  ist,  und  syste- 
matisch an  Stelle  der  12-stündigen  eine  14-stttndige  Schicht  zu  setzen; 
der  Absatz  betont,  dass  aus  dieser  Erlaubnis  kein  Recht  abzuleiten  ist, 
dass  sie  vielmehr  nur  bei  Eintritt  von  Ausnahmsumständen  in  Kraft  steht, 
d.  h.  nicht  allein  in  Fällen  höherer  Gewalt  in  der  juristischen  engen 
Fassung  dieses  Begriffes,  sondorn  in  allen  durch  den  Betrieb  selbst  ver- 
ursachten Ausnahmslagen,  die  nicht  vernünftigerweise  hätten  vorausgesehen 
werden  können.  Dem  Missbrauch  ist  durch  das  der  Gewerbeinspektion 
verliehene  Recht  vorgebeugt,  in  allen  Fällen  ein  Protokoll  aufzunehmen, 
wo  es  ersichtlich  ist,  dass  diese  Voraussetzungen  nicht  zutrafen." 

„Es  kann  übrigens  nicht  daran  gedacht  werden,  besonders  und  ein- 
zeln diejenigen  Industrien  zu  bezeichnen,  die  ihrer  Natur  nach  in  die 
Gruppe  gehören,  auf  die  sich  der  Abs.  6  bezieht.  Ein  derartiges  Ver- 
zeichnis müsste  immer  unvollständig  sein.  Nur  die  Praxis  wird  hier  eine 
zufriedenstellende  Antwort  geben  können." 

§  6.  Für  die  in  diesem  Absätze  bezeichneten  dringenden  Arbeiten 
wird  für  einen  Tag,  dessen  Wahl  dein  Unternehmer  freisteht,  unbe- 
schränkte Arbeitsdauer  bewilligt.  Es  kann  beispielsweise  vorkommen, 
dass   das  Bedürfnis  nach   einer  ausnahmsweise  grossen  Arbeitsleistung 
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nicht  gleich  am  ersten  Tage,  sondern  erst  etliche  Tage  nach  einem  Unfall 
sich  einstellt,  z.  B.  bei  der  Montiening  der  reparierten  Gegenstände. 

Es  muss  bemerkt  werden,  dass  diese  Ausnahme  ausschliesslich  für 
die  wirklichen  Reparaturarbeiten  in  einem  Betriebe,  in  dem  ein  Unfall 
sich  ereignete  oder  bevorsteht,  gilt  Es  ist  gleichgültig,  ob  diese  Arbeiten 
von  den  Arbeitern  dieses  Betriebes  selbst  oder  von  Specialarbeitern  eines 
anderen  Betriebes  ausgeführt  werden.  In  Bezug  hierauf  würde  eine  gegen- 
teilige Auslegung  praktisch  darauf  hinauslaufen,  die  Reparaturwerkstätten, 
die  regelmässig  den  in  der  vorstehenden  Verfügung  angeführten  Arbeiten 
obliegen,  beständig  von  jeder  Beschränkung  der  Arbeitedauer  zu  befreien. 

§  7.  Die  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  der  Landes- 
verteidigung ausgeführten  Arbeiten  unterstanden  bisher  einer  besonderen, 
begünstigenden  Reglementierung,  ,.falls  die  Dringlichkeit  der  Ausführung 
durch  die  Regierung  bestätigt  würde".  Dieses  Prinzip  wurde  beibehalten, 
das  Verfahren  dagegen  genauer  bestimmt.  Der  Antrag,  eine  Ausnahme 
anzuordnen,  wird  vom  beteiligten  Minister  an  den  Handelsminister  ge- 
stellt, der  nach  erzieltem  Einverständnis  mit  seinem  Kollegen  die  Gewerbe- 
inspektion von  dem  Ausmasse  der  bewilligten  täglichen  Verlängerung  der 
Arbeitszeit,  wie  auch  von  der  Anzahl  der  Tage,  für  die  diese  Bewilligung 
gilt,  verständigt.  Der  von  dem  beteiligten  Minister  für  die  Ausführung 
der  Arbeit  in  Aussicht  genommene  Unternehmer  wird  seitens  der  Gewerbe- 
inspektion die  gleiche  Mitteilung  erhalten. 

§  8.  Die  für  die  erwachsenen  Arbeiter  der  Buchdruckereien  vorge- 
sehene Ausnahme  darf  als  ein  Ueborgangsstadium  betrachtet  werden 
zwischen  dem  allgemeinen  Rechtszustande  und  dem  völligen  Mangel 
jeder  Beschränkung  für  die  Buchdruckereien  in  der  Verordnung  vom  Jahre 
1851.  Es  wird  als  zulässig  erklärt,  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter 
2  Stunden  täglich  über  das  im  Art.  1  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  Jahre  1848 
fixierte  Maximum,  zusammen  also  durch  14  Stunden  täglich,  zu  beschäf- 
tigen ;  es  wird  dabei  aber  ein  jährliches  Maximum  dieser  Ueberstunden 
fixiert. 

Ich  lenke  Ihre  Aufmerksamkeit  insbesondere  auf  die  Thatsache,  dass 
diese  Vergünstigung  es  erlaubt,  auf  bequeme  Weise  die  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  die  sich  bei  unvorhergesehenen  und  dringenden  Bestel- 
lungen ergeben,  zu  deren  Durchführung  ein  vermehrtes  Personal  nicht 
unverzüglich  angeworben  werden  kann.  Sie  können  infolgedessen  strenger 
sein  in  der  jedesmaligen  Prüfung  der  Frage,  ob  das  vorliegende  Bedürfnis 
die  Anwendung  der  für  die  Buchdruckereien  im  Art.  5  der  Verordnung 
vom  5.  Juli  1893  rechtfertigt.  Diese  letztere  Ausnahme,  die  die  Aufgabe 
hat,  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  die  sich  aus  ungewöhnlicher 
Häufung  von  Arbeit  ergeben,  soll  nur  dann  gewährt  werden,  wenn  am 
Platze  koine  genügende  Anzahl  arbeitsloser  Arbeiter  vorhanden  ist. 

Um  genau  zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  das  Maximum  vou 
100  Stunden  festzusetzen  ist,  muss  man  sich  die  Art  der  Regelung  der 
Ueberstunden  bei  den  vorbereitenden  Arbeiten  vergegenwärtigen.  Der 
Staatsrat  wollte  zuerst  genau  zum  Ausdruck  bringen,  dass  diese  Aus- 
nahme für  jeden  einzelnen  Arbeiter  individuell  gewährt  wird  und  formu- 
lierte dies  in  dem  von  ihm  vorbereiteten  Texte:  „100  Stunden  im  Jahre 
für  jeden  Arbeiter."  Die  letzton  drei  Worte  wurden  in  der  letzten  Re- 
daktion gestrichen,  um  deutlich  zu  zeigen,  dass  die  Ausnahme  keinen  in- 
dividuellen Charakter  hat. 
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Wie  es  den  Ausnahmebestimmungen  des  Art.  5  der  Verordnung  vom 
Jahre  1893  entspricht,  an  die  sich  der  von  der  „Commission  superieure 
du  travail  dans  l'industrie"  ausgearbeitete  und  dem  Staatsrate  vorgelegte 
Eutwurf  anlehnte,  sind  die  Betriebe  und  nicht  die  einzelnen  Arbeiter 
Träger  der  Ausnahmebewilligung  von  100  Ueberzeitarbeitsstunden  im 
Jahre.  Wenn  die  Verordnung  oine  andere  Bestimmung  enthielte,  so  läge 
darin  ein  Anreiz  für  den  Unternehmer,  allo  Arbeiter  zu  entlassen,  deren 
Maximum  von  100  Stunden  bereits  aufgebraucht  ist;  wollte  man  nicht 
durch  Gesetz  das  Arbeitsbuch  wieder  einfuhren ,  das  so  vielen  Miss- 
bräuchen und  Klagen  Anlass  gab,  so  würde  eine  Wechselbeschäftiguug 
der  Arbeiter,  die  verschiedenen  Etablissements  gehören,  die  Verfügung 
betr.  das  jährliche  Maximum  illusorisch  gemacht  haben. 

Unter  diesen  Umständen  sollon  von  den  dem  Betriebe  gewährten 
100  Stunden  20  Stunden  abgezogen  werden,  wenn  er  für  10  Tage  eine 
2-stündige  Ueberzeitbewilligung  vorlangt.  Daran  kann  auch  dann  nichts 
geändert  werden,  wenn  während  dieser  10  Tage  nur  ein  Teil  der  im  Be- 
triebe beschäftigten  Arbeiter  zur  Ueberzeitarbeit  herangezogen  wurde. 

Bei  der  Feststellung  des  Zeitpunktos,  an  dem  die  bewilligte  Ueber- 
zeitarbeit beginnt,  sind  die  folgenden  Unterscheidungen  zu  machen: 

1)  Wenn  es  sich  um  einen  Betrieb  handelt,  in  welchem  ausschliess- 
lich erwachsene  männliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  deren  Arbeitszeit- 
dauer durch  Alt.  1  des  Gesetzes  vom  Jahre  1848  mit  12  Stunden  im 
Maximum  fixiert  ist,  so  beginnt  die  Ueberzeitarbeit  mit  dem  Schlüsse  der 
12.  Arbeitsstunde. 

2  )  Wenn  es  sich  um  Betriebe  handelt,  in  welchen  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  zusammen  mit  Frauen  und  Kindern  beschäftigt  werden,  bo 
hängt  der  Beginn  der  Ueberzeitarbeit  davon  ab,  ob  der  Kreisinspektor 
diesem  Betriebe  die  für  Buchdruekoreien  im  Art.  5  der  Verordnung  vom 
Jahre  1893  vorgesehene  Vergünstigung  zugebilligt  hat  oder  nicht.  Es 
muss  demnach  zwischen  den  folgenden  2  Fällen  unterschieden  werden : 

a)  Der  Kreisinspektor  hat  für  den  bestimmten  Tag  keine  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  auf  Grund  der  Verordnung  vom  Jahre  1893  bewilligt.  Tn 
diesem  Falle  beginnen  die  auf  Grund  der  Verordnung  vom  Jahre  1902 
bewilligten  Ueberstunden  mit  dem  Schlüsse  der  gesetzlichen  Arbeitszeit, 
die  gegenwärtig  101/,  Stunden  beträgt.  Wenn  in  diesem  Falle  die  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  14  Stunden  arbeiten,  so  sind  von  den 
dem  Betriebe  jährlich  zustehenden  100  Ueberstunden  3*^  Stunden  ab- 
zuziehen : 

b)  der  Kreisinspektor  hat  auf  Grund  des  Art.  5  der  Verordnung  vom 
Jahre  1893  die  vorübergehende  Verlängerung  der  Arbeitsdauer  auf 
12  Stunden  bewilligt.  In  diesem  Falle  beginnen  die  auf  Grund  der  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1902  bewilligten  2  Arbeitsstunden  mit  dem  Schlüsse 
der  12.  Arbeitsstunde. 

Daraus  folgt,  dass  es  ausserdem  auch  zulässig  ist,  die  Ausnahms- 
bewilligung nur  für  einen  bestimmten,  in  einem  besonderen  Lokal  unter- 
gebrachten Teil  des  Betriebes  zu  erteilen.  Es  ist  immer  der  Betrieb  ins 
Auge  zu  fassen,  aber  es  werden  nur  die  Ueberstunden  in  Rechnung  ge- 
zogen, in  welchen  in  diesen  getrennten  Werkstätten  die  Arbeitsdauer  in 
der  oben  bezeichneten  Weise  überschritten  wird. 

Art.  2.  Die  Kreisinspektoren  gewährten  bisher  natürlicherweise  den 
erwachsenen  männlichen  Arbeitern,  die  zusammen  mit  Frauen  und  Kindern 
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beschäftigt  werden,  dieselben  Ausnahmsvergünstiguugen,  die  sie  auf  Grand 
der  Verordnung  vom  Jahre  181)3  diesen  Frauen  und  Kindern  gewähren 
dürfen.  Es  war  unerlässlich,  durch  eine  besondere  regletnentarische  Ver- 
fügung diese  selbstverständliche  Gepflogenheit  zu  sanktionieren,  die  bisher 
jeder  gesetzlichen  Grundlage  entbehrte. 

Art.  3  Abs.  1.  Die  in  diesem  Absatz  vorgeschriebenen  Formalitäten 
sind  für  alle  Unternehmer  obligatorisch,  die  die  Vorteile  der  im  Anhango 
des  Art.  1  für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  vorgesehenen  Er- 
höhungen der  Arbeitsdauer  geniessen  wollen.  Sie  sollen  stets  erfüllt 
werden,  sobald  der  Unternehmer  die  Absicht  hat,  aus  der  für  irgend  eine 
Arbeit  vorgesehenen  Ausnahmsbestimmung  Gebrauch  zu  machen,  und  zwar 
stets  vor  gemachten  Gebrauche.  Sobald  aber  einmal  die  Anzeige  erstattet 
und  der  entsprechende  Anschlag  angebracht  wurde,  steht  die  Ausnahms- 
bestiminung  für  den  Botrieb  in  Kraft  und  dor  Unternehmer  hat  das  Recht, 
die  ihm  durch  die  Ausnahme  gebotenen  Vorteile  auszunutzen,  ohne  be- 
sondere Einwilligung  seitens  des  Inspektors,  der  zur  Ausfertigung  einer 
solchen  nicht,  mehr  verpflichtet  ist. 

Wenn  die  Ausnahme,  die  der  Unternehmer  beansprucht,  einen  dauern- 
den Charakter  hat,  wie  z.  B.  die  Ausnahmen  für  Mechaniker  oder  Heizer, 
so  genügt  eine  einzige  Anzeige  so  lange,  als  bis  die  Art  der  Ausnutzuni' 
der  Ausnahme  keine  Aenderung  erfährt.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
Aenderungen,  die  in  keinem  Zusammenhange  mit  der  Ausnutzung  der  Aus- 
nahme stehen,  zu  keinen  besonderen  Anzeigen  Anlass  bieten. 

Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  Ausnahme  handelt,  die  bloss  vorüber- 
gehenden Charakter  hat,  wie  die  im  Abs.  3  und  7  des  Verzeichnisses  vor- 
gesehenen, so  soll  eine  Anzeige  jedesmal  vor  gemachtem  Gebrauche  von 
der  Ausnahme  seitens  des  Unternehmers  der  Gewerbeinspektion  erstattet 
werden. 

Art.  3  Abs.  2.  In  den  im  Abs.  5  und  6  des  Verzeichnisses  im 
Art.  1  der  Verordnung  vorgesehenen  Ausnahmefällen  entscheidet  der 
Unternehmer  selbst  darüber,  ob  „aussorgewohnliehe  Umstände"  oder 
„dringende  Arbeiten'*  vorliegen.  Er  ist  verpflichtet,  den  Inspektor  in 
solchen  Fällen  durch  einen  Eilbrief  oder  telegraphisch  von  der  Sachlage 
zu  verständigen,  und  wenn  dieser  dor  Ansicht  ist,  dass  die  Ausnahme 
nicht  gerechtfertigt  erscheint,  so  soll  er  den  Unternehmer  davon  ver- 
ständigen. 

Wenn  der  Unternehmer  der  Ansicht  ist,  dass  or  sich  im  Recht  be- 
findet und  entgegen  der  Weisung  des  Inspektors  aus  der  Ausnahm»- 
bowilligung  Gebrauch  macht,  so  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  und  die 
Entscheidung  dem  Gerichto  zugewiesen  werden. 

V.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien. 

a)  Gesetze. 

1.  An  Act  to  authorise  the  cstablishment  of  Labour 
Bureau  x  throughout  the  Metropolis.    (22.  July  11*02.) 

Gesets  vom  22.  Juli  1802,  betr.  die  Ermächtigung  bot  Errichtung 
von  Arbeitsbureaux  im  Gebiete  der  Stadt  London. 

1.  Der  Stadtrat  jedes  einzelnen  Londoner  Genieindebezirks  i  metropolitan 
borough)  kann  nach  dem  Geset  ze  ein  Arbeitsbureau  einrichten  und  unterhalten. 

2.  Alle  Ausgaben,  die  einem  Stadtrate  bei  der  oder  anlässlich  der 
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Ausübung  der  ihm  durch  dieses  Gesetz  verliehenen  Vollmachten  erwachsen 
könnten,  sollen  aus  der  allgemeinen  Gemeindesteuer  bestlitten  werden. 

3.  In  diesem  Gesetze  bedeutet  der  Ausdruck  „Arbeitsbureau''  ein 
Bureau,  auf  welchem  durch  Führung  von  Registern  oder  sonstwie  Aus- 
kunft erteilt  wird  über  Unternehmer,  die  Arbeiter  anzustellen  wünschen 
und  über  Arbeiter,  die  eine  Stellung  oder  Beschäftigung  suchen. 

4.  Dieses  Gesetz  soll  zitiert  werden  als  das  (  Londoner)  Arbeitsbureau- 
gesetz, 1902  (Labour  Bureau  [London]  Act  1902.) 

2.  An  Act  to  prohibit  coinpulsory  Membership  of  Un- 
registered  Shop  Clubs  or  Thrift  Funds,  and  to  regulato 
such  a  s  a  r  e  d  u  1  v  r  e  g  i  s  t  e  r  d. 

Gesetz  vom  8.  August  1902,  betr.  das  Verbot  des  Zwangsbeitritts 
su  unregistrierten  Betriebskassen  und  betr.  die  Regulierung  solcher, 
die  ordnungsgemäss  registriert  sind. 

1.  Es  soll  als  eine  Verletzung  dieses  Gesetzes  gelten,  wenn  ein 
Unternehmer  bei  einer  Anstellung  die  Bedingung  stellt, 

a)  dass  ein  Arbeiter  aufhören  soll,  Mitglied  eines  Unterstützungs- 
vereines (friendly  society)  zu  sein  ;  oder 

b)  dass  ein  Arbeiter  nicht  Mitglied  eines  anderen  Unterstützungs- 
vereines als  der  Betriebshilfskasse  oder  eines  Sparfonds  werden  darf. 

2.  Als  Verletzung  dieses  Gesetzes  gilt  es,  wenn  ein  Unternehmer 
von  einem  Arbeiter  als  Bedingung  der  Anstellung  den  Beitritt  zu  einer 
Betriebshilfskasse  verlangt,  ausgenommen  wenn  die  Hilfskasse  oder  der 
Sparfond  gemäss  dem  Unterstützungsvereinsgesetz  von  1890  eingetragen, 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen  und  vom  Registerführer 
der  Unterstützung* vereine  beglaubigt  worden  ist. 

Eine  Betriebshilfskasse  oder  ein  Sparfond  kann  nicht  in  dieser  Weise 
beglaubigt  werden,  solange  uicht  der  Registerführer  der  Unterst  ützungs- 
vereine  überzeugt  ist, 

a)  dass  Hilfskasse  oder  Sparfond  dem  Arbeiter  beträchtliche  Vorteile 
gewähren  in  der  Form  von  Zuschüssen  oder  Beiträgen  des  Unternehmers, 
die  hinzukommen  zu  den  von  Seiten  des  Arbeiters  fliessenden  Beiträgen; 

b)  dass  Hilfskasse  oder  Sparfond  permanenten  Charakters  sind  und 
nicht  eine  Gesellschaft,  die  jährlich  oder  wiederkehrend  ihre  Gelder  verteilt, 
und  dass  kein  Mitglied  einer  solchen  Hilfskasse  gezwungen  werden  kann, 
ausgenommen  nach  den  Bestimmungen  von  Art.  t>  dieses  Gesetzes,  seine 
Mitgliedschaft  beim  Verlassen  des  Geschäftes,  von  dem  aus  die  Hilfskasse 
gebildet  wordon  ist,  aufzugeben. 

Bevor  der  RegisterfUhrer  eine  solche  Hilfskasse  oder  einen  Sparfond 
beglaubigt,  soll  er  sein  Möglichstes  thun,  die  Ansichten  der  Arboiter  kennen 
zu  lernen  und  soll  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  mindestens  7f>  Proz. 
der  Arbeiter  die  Einrichtung  einer  solchen  Kasse  wünschen.  Ferner  soll 
er  alle  Einwände,  die  von  den  Arbeitern  gogen  die  Beglaubigung  erhoben 
werden,  in  Erwägung  ziehen. 

3.  Die  im  Anhange  dieses  Gesetzes  angeführten  Bestimmungen  gelten 
für  jede  nach  diesem  Gesetze  beglaubigte  Betriebskasse  oder  Sparfond. 

4.  Jede  Person,  die  sich  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes  schuldig 
macht,  soll  ohne  Zuziehung  von  Geschworenen  zu  einer  Busso  bis  zu 
5  Pfund  verurteilt  werden  und  im  Wiederholungsfälle  innerhalb  des  nächst- 
folgenden Jahres  zu  einer  Busse  bis  zu  20  Pfund. 

Falls  mehrere  Personen  zu  gleicher  Zeit   unter  der  Uebertretung 
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dieses  Gesetzes  zu  leiden  hatten,  soll  der  Schuldige  nicht  für  mehr  als 
eine  Gesetzesübertretung  bestraft  werden. 

5.  Das  Gesetz  untersagt  in  keiner  Weise  den  Zwangsbeitritt  zu 
irgend  einem  Pensionsfonds  oder  einem  Versicherungs-  oder  anderen 
Verein,  die  zur  Unterstützung  der  Angestellten  einer  Eisenbahngesellschaft 
schon  bestehen  und  zu  denen  eine  solche  Gesellschaft  Beitrage  leistet. 

6.  Falls  ein  Arbeiter  durch  seine  Anstellung  Mitglied  einer  Betriebs- 
kasse geworden  ist,  soll  er  nach  seiner  Entlassung  oder  seinem  Aus- 
tritt aus  dem  Geschäft,  wenn  es  den  Regeln  der  Kasse  nicht  widerspricht, 
die  Wahl  habon,  Mitglied  zu  bleiben  oder  seinen  Anteil  nach  versicherungs- 
technischer Berechnung  vom  Kassenfonds  zurückzuerhalten.  Hierbei  wird 
vorausgesetzt,  dass  ein  solches  Mitglied,  dem  es  freisteht,  Mitglied  der 
Kasse  zu  bleiben,  nicht  berechtigt  ist,  solange  es  die  Anstellung  nicht 
mehr  inne  hat,  an  der  Verwaltung  der  Kasse  oder  an  Abstimmungen 
teilzunehmen. 

7.  In  diesem  Gesetze  bedeutet: 

der  Ausdruck  „Unterstützungsverein"  („friendly  society")  einen  gemäss 
dem  Unterstützungsvereinsgesetz,  1896  eingetragenen  Verein,  und  be- 
greift in  sich  einen  eingetragenen  Zweigverein,  der  Ausdruck  „Register- 
führer" („registrar")  behält  auch  für  Schottland  und  Irland  die  ihm  in 
diesem  Gesetze  zukommende  Bedeutung  bei ; 

der  Ausdruck  „Betriebskasse'4  („shop  clubu  or  „thrift  fund")  jede  Ver- 
einigung oder  Gesellschaft,  die  dem  Arbeiter  Unterstützung  gewährt  und 
in  Verbindung  steht  mit  einer  Werkstätte,  einer  Fabrik,  einer  Werft, 
einem  Laden  oder  einem  Warenhaus. 

8.  Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  am  1.  Januar  1903. 

9.  Dieses  Gesetz  soll  zitiert  werden  als  das  Betriebskassengesetz,  1902 
(Shop  clnbs  Act  1902). 

[Anhang:  Bestimmung,  betreffend  die  Beglaubigung  gemäss  diesem 
Gesetze.] 

b)  Verordnungen  und  Erlasse. 

1.  The  explosives  in  coal  mines  order  of  thel»tOctober 
1901. 

Verordnung  vom  1.  Oktober  1901,  betr.  die  Verwendung  von 
Explosivstoffen  in  Kohlengruben  (Statutorv  rules  and  orders,  1901, 
No.  789.) 

2.  The  explosives  in  coal  mines  order  of  the  17th  De- 
cem  ber  1901. 

Verordnung  vom  17.  Dezember  1001,  betr.  die  Verwendung  von 
Explosivstoffen  in  Kohlengruben  (Statutory  rules  and  orders,  1901, 
No.  1010). 

3.  The  home  work  order  of  the  llth  Decembor  1901. 

Verordnung  vom  11.  Desember  1901,  betr.  die  Heimarbeit. 

I.  Den  Bestimmungen  des  Artikels  107  (Liste  der  Heimarbeiter)  und 
des  Art.  108  (Arbeiten  in  gesundheitsschädlichen  Betrieben)  der  „Factory 
and  Workshop  Act  1901"  unterstehen  die  nachfolgenden  Arbeitskategorieu  : 

Die  Fabrikation,  das  Reinigen,  Waschen,  Umarbeiten,  Garnieren, 
die  Appretur  und  das  Flicken  von  Kleidern,  wie  auch  alle  sonstigen  mit 
diesen  Arbeiton  zusammenhängenden  Verrichtungen; 


Digitized  by  Google 


-    523  - 


die  Fabrikation,  das  Garnieren,  Reparieren  und  die  Appretur  von 
Spitzen,  Vorhängen  und  sonstigen  Posamenteriewaren ; 

die  Fabrikation  der  Erzeugnisse  der  Kunst-  und  Möbeltischlerei  und 
und  die  Tapeziererarbeiten ; 

die  Fabrikation  der  Alfenidartikel  v) ; 

die  Feilenfabrikation  und 

die  Enthaarung  der  Pelzwerke. 

II.  Den  Bestimmungen  des  Art.  1 10  (Vorbot  der  Heimarbeit  in  Räumen, 
in  welchen  eine  ansteckende  Krankheit  herrscht)  der  „Factory  and  Work- 
shop Act,  1901'4  unterstehen  die  nachfolgenden  Arbeitskategorien: 

die  Fabrikation,  das  Reinigen,  Waschen,  Umarbeiten,  Garnieren,  die 
Appretur  und  das  Flicken  von  Kleidern,  wie  auch  alle  sonstigen,  mit 
diesen  Arbeiten  zusammenhängenden  Verrichtungen  (wie  dies  im  genannten 
Artikel  detailliert  ist): 

die  Fabrikation,  das  Garnieren,  Reparieren  und  die  Appretur  von 
Spitzen,  Vorhängen  und  sonstigen  Posamenteriewaren; 

die  Tapeziererarbeiten  und 

die  Enthaarung  von  Pelzwerken. 

III.  [Bestimmungen  über  die  Form  der  Listenführung.] 

Die  Verordnung  vom  23.  März  1898,  betr.  die  Führung  von  Ver- 
zeichnissen der  Heimarbeiter,  wird  hiermit  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  kann  citiert  werden  als  „the  Home  Work  Order  of 
the  1  Ith  December  1901"  und  tritt  mit  dem  1.  Januar  1902  in  Kraft. 

4.  Order  ofthe  Local  Government  Board  dated  December 
23,  1901,  prescribing  form  of  requisition  for  copy  certi- 
ficate of  birth  under  the  Factory  and  Workshop  Act,  1901. 

Verordnung  des  Local  Government  Board  vom  23.  Dezember 

1901,  betr.  die  Form  der  Eingaben  um  einen  Auszug  aus  dem  Ge- 
burtsscheine nach  den  Bestimmungen  des  Fabrik-  und  Werkstätten- 
gesetses,  1901  (Statutory  rules  and  Orders,  1901,  No.  1023). 

5.  Amended  special  rules  for  the  handling  of  dry  and 
salted  hides  and  skins  imported  from  China  or  from  the 
west  coast  oflndia,  August  12,  1  9 0 1 . 

Abgeänderte  Specialverordnung  vom  12.  August  1901,  betr.  die 
Bearbeitung  der  getrockneten  und  gesalzenen  Häute  und  Felle,  die 
aus  China  oder  von  der  indischen  Westküste  importiert  sind  (Annuaire 
de  la  legislation  du  travail,  p.  209  ff'.). 

6.  Order   of  the   Secretary   of  State,   dated   July  14, 

1902,  applying  the  provisions  of  Section  116  of  the  Fac- 
tory and  Workshop  Act,  1901,  with  mo  d  i  f  i  ca  t  i  on  s  to  Fac- 
tories  and  Workshops  in  which  iron  and  steel  cables, 
chains,  anehors  and  grapnels  and  cartgear  are  made. 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  14.  Juli  1902  betr.  die  Anwendung 
der  abgeänderten  Bestimmungen  des  Art.  116  der  Factory  and 
Workshop  Act,  1901,  auf  Fabriken  und  Werkstätten,  in  welchen  eiserne 
und  stählerne  Ankertaue,  Ketten,  Anker,  Dregganker  und  Karren- 
geschirre hergestelt  werden.  Statutary  Rules  and  Orders,  1902,  No.  561. 
[Erlassen  auf  Grund  des  Art.  116  der  Factory  and  Workshop  Act,  1901.) 

1)  Alfenid,  Legierung  von  Knpfer,  Zink  und  Nickel,  erfunden  1850  von  Ralphen. 
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Die  Bestimmungen  des  Art.  116,  welcher  den  nachstehenden  Ab- 
änderungen unterworfen  wird,  linden  auf  die  Fabriken  und  Werkstätten, 
in  welchen  dio  folgenden  Arbeiten  ausgeführt  werden,  Auwendung: 

das  Herstellen  von  eisernen  und  stählernen  Ankertauen  und  Ketten: 
das  Herstollen  von  eisernen  und  stählernen  Ankern  und  Dreggankern: 
das  Herstellen  von  Karrengeschirren,  einschliesslich  Drehringe,  Ringe, 
Schleifen,  Geschirr.schnallen,  Mullinbohrer,  Hacken  und  Zubehörteile  aller 
Art,  und  zwar  auch  für  die  Heimarbeiter,  welche  durch  solche  Betriebe 
beschäftigt  werden  und  für  die  sie  beschäftigenden  Arbeitgeber  oder  Unter- 
nehmer. 

Genannter  Artikel  wird  abgeändert  und  lautet  wie  folgt: 

I.  Damit  jeder  Stückarbeiter  den  ganzen  Lohn  betrag  für  die  von  ihm 
geleistete  Arbeit  ausrechnen  kann,  soll  der  Arbeitgeber  oder  Unternehmer 
die  genauen  Angaben  über  den  Lohnsatz  für  die  von  jedem  Arbeiter  zu 
liefernde  Arbeit  veröffentlichen  lassen,  sowie  über  die  Arbeit,  auf  welche 
sich  diese  Angaben  beziehen,  genaue  Auskunft  geben,  und  zwar  wie  folgt  : 

a)  Er  soll  jedem  Arbeiter  die  näheren  Angaben  über  den  Lohnsatz 
für  dio  von  ihm  zu  liefernde  Arbeit  mitteilen,  entweder 

1)  indem  er  ihm  bei  Uebergabe  der  Arbeit  einen  geschriebenen  oder 
gedruckten  Auszug  aus  den  Lohnfarifen  zustellt,  oder 

2)  indem  er  ihm  einen  gedruckten  Lohntarif  bei  seiner  Anstellung 
und  später  bei  jeder  Abänderung  des  Lohntarifes  übergiebt,  oder 

3)  im  Falle,  dass  Personen  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  selbst  be- 
schäftigt werden,  soll  er  ein  Plakat,  welches  nichts  anderes  enthält  als 
die  Angaben  der  Lohnsätze,  die  Grundlage  und  die  Bedingungen,  nach 
welchen  die  Löhne  reguliert  und  festgesetzt  werden,  derart  anbringen 
lassen,  dass  dasselbe  ohne  Schwierigkeit  lesbar  ist. 

b)  Diese  näheren  Angaben  über  dio  von  jedem  Arbeiter  zu  liefernde 
oder  gelieferte  Arbeit,  welche  den  ihm  zukommenden  Lohn  bestimmen, 
sollen  ihm  entweder  bei  Uebergabe  der  Arbeit  oder  bei  deren  Ablieferung 
mitgeteilt  werden. 

c)  Die  Angaben  über  den  Lohnsatz  oder  die  Arbeit  dürfen  nicht 
vermittelst  Zeichen  bekannt  gegeben  werden. 

II.  Handelt  der  Inhaber  oder  Unternehmer  entgegen  den  Bestim- 
mungen dieser  Sektion,  so  verfällt  er  bei  jeder  Zuwiderhandlung  einer 
Geldstrafo  bis  zu  10  £,  und  im  Wiederholungsfalle  innerhalb  2  Jahren 
von  der  Zeit  soiner  ersten  Strafe  einer  Geldstrafo  von  nicht  weniger 
als  1  £. 

III.  Sollte  Jemand,  der  als  Arbeiter  bei  den  vorhergenannten  Be- 
trieben beschäftigt  ist  und  solche  nähere  Angaben  erhalten  hat,  seien  die- 
selben ihm  direkt  oder  durch  einen  Mitarbeiter  zugestellt  worden,  diese 
an  Unbefugte  bekannt  geben,  um  dadurch  ein  Geschäftsgeheimnis  zu  ver- 
letzen, so  verfallt  er  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 

IV.  Sollto  jemand  einen  so  beschäftigten  Arbeiter  zu  veranlassen 
suchen,  ihm  solche  Angaben  mitzuteilen,  um  dadurch  Geschäftsgeheimnisse 
in  Erfahrung  zu  bringen,  oder  sollte  jemand  zum  gleichen  Zwecke  einen 
Arbeitnehmer  bezahlen  oder  belohnen  oder  veranlassen,  dass  irgend  eine 
Person  für  das  Mitteilen  solcher  Angaben  bezahlt  oder  belohnt  wird,  so 
soll  ihm  eine  Geldstrafe  bis  zu  10  £  auferlogt  werden. 

Unter  dem  Ausdruck  „Heimarbeiter"  in  dieser  Verordnung  ist  jede 
Person  zu  verstehen,  welche   durch  eine  Fabrik  oder  Werkstätte  ausser- 
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halb  derselben  beschäftigt  wird,  sei  es  direkt  vom  Inhaber  derselben,  sei 
es  von  einer  durch  denselben  angestellten  Mittelsperson  (contractor),  sowie 
jede  Person,  welche  von  dem  Inhaber  einer  Stelle,  von  welcher  Arbeit 
ausgegeben  wird,  oder  von  dessen  Mittelsperson  beschäftigt  wird. 

7.  The  Home  Work  Order  of  14th  July,  1902. 

Verordnung  betr.  Heimarbeit  vom  14.  Juli  1902.  Statutorv  Kules 
and  Orders  1902,  Xo.  502.  [Erlassen  auf  Grund  der  Art.  107  und  108 
der  Factory  and  Workshop  Act,  1901.] 

1)  Art.  107  ^betr.  die  Liston  der  Heimarbeiter)  und  Art.  108  ibetr. 
die  Beschäftigung  in  ungesunden  Räumlichkeiten)  soll  auf  die  folgende 
Arbeitskategorien  Anwendung  finden : 

das  Herstellen  von  eisernen  und  stählernen  Ankertauen  und  Ketten ; 
das   Herstellen   von   eisernen   und    stählernen   Ankern  und  Dregg- 
ankern : 

das  Herstellen  von  Karrengeschi rr,  einschliesslich  Drehringe,  Ringe, 
Schleifen,  Geschirrschnallen,  Mullinbohrer,  Haken,  sowie  alle  Arten  von 
Zubehör ; 

das  Herstellen  von  Schlössern,  Klinken  und  Schlüsseln. 

Die  Heimarbeitsverordnung  vom  11.  Dezember  1901  ist  zu  lesen,  als 
ob  diese  Arbeitskategorien  denjenigen  hinzugefügt  wären,  welche  in 
Klausel  I  genannter  Verordnung  und  in  dem  Verzeichnis  aufgeführt  sind. 

2)  Die  Listen  der  Heimarbeiter,  welche  gemäss  Art.  107  geführt 
werden  sollen,  und  die  Abschriften  derselben  sind  herzustellen  in  der 
Art  und  Weise,  welche  in  dem  Formular  zur  Heimarbeitsverordnung  vom 
11.  Dezember  1901  angeführt  ist. 

3)  Diese  Bestimmung  tritt  am  1.  August  1902  in  Kraft. 

4)  Diese  Verordnung  ist  zu  zitieren  ,.The  Home  Work  Order  of 
July  14,  1902". 

8.  Order  of  Seeretary  of  State,  dated  July  14,  1902, 
applving  the  provisions  of  Section  116  of  the  Factory 
and  Workshop  Act,  1901,  with  modifications  to  faetorios 
and  Workshops  in  which  locks,  latchos  and  keys  are  made. 

Erlass  des  Staatssekretäre  vom  14.  Juli  1902,  betr.  die  Anwen- 
dung der  modifizierten  Bestimmungen  des  Art.  116  der  Factory  and 
Workshop  Act,  1901,  auf  Fabriken  und  Werkstätten,  in  welchen 
Schlösser,  Klinken  und  Schlüssel  erzeugt  werden.  (Statutorv  II  nies  and 
Orders,  1902,  Xo.  500.  i 

Die  Bestimmungen  des  Artikel  ll(i  der  Factory  and  Workshop  Act, 
1901,  welche  den  nachstehenden  Moditfcationon  unterworfen  sind,  sollen 
sich  auf  die  Fabriken  und  Werkstätten,  in  welchen  Schlösser,  Klinken  und 
Schlüssel  hergestellt  werden,  ebenso  auf  Heimarbeiter,  welche  mit  der 
Herstellung  von  Schlössern,  Klinken  und  Schlüsseln  beschäftigt  worden, 
sowie  auf  die  Arbeitgeber  oder  Unternehmer,  durch  welche  dieselben  be- 
schäftigt werden,  beziehen. 

Erwähntor  Artikel  erhält  hierfür  folgenden  Wortlaut: 

1)  Der  Arbeitgeber  oder  Unternehmer  soll,  damit  jeder  Stückarbeiter 
den  gesamten  Lohnbetrag  für  die  von  ihm  geleistete  Arbeit  berechnen 
kann,  nähere  Angaben  über  die  Lohnsätze,  welche  sich  auf  die  auszu- 
führende Arbeit  beziohon,  veröffentlichen  lassen,  und  zwar  wie  folgt : 

a)  Die  näheren  Angaben  über  die  Lohnsätze  bezüglich  der  von  einem 
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jeden  Arbeiter  auszuführenden  Arbeit  sollen  ihm  bei  Ausgabe  der  Arbeit 
schriftlich  zugestellt  werden  oder  im  Falle,  dass  Personen  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  beschäftigt  sind,  soll  in  dem  Arbeitsraum  ein  Plakat, 
welches  nichts  anderes  enthält  als  die  Angaben  über  die  Lohnsätze  für 
die  von  den  Arboitern  im  genannten  Baum  auszuführende  Arbeit,  so  an- 
gebracht werden,  dass  dasselbe  von  allen  Personen,  welche  es  angeht, 
leicht  lesbar  ist. 

b)  Solche  Angaben  sollen  nicht  vermittelst  Zeichen  bekannt  gegeben 
werden. 

2)  Verstösst  der  Arbeitgeber  oder  Unternehmer  gegen  die  Vorschriften 
dieses  Artikels,  so  verfällt  er  für  jede  Zuwiderhandlung  einer  Geldstrafe 
bis  zu  10  £  und  im  Falle  einer  zweiten  Zuwiderhandlung  innerhalb  zwei 
Jahren  von  der  Zeit  seiner  ersten  Strafe,  einer  Geldstrafe  von  nicht 
weniger  als  1  £. 

3)  Sollte  Jemand,  der  als  Arbeiter  bei  der  Herstellung  von  Schlössern, 
Klinken  und  Schlüsseln  angestellt  ist,  und  diese  näheren  Angaben  em- 
pfangen hat,  gleichgiltig,  ob  ihm  dieselben  direkt  oder  durch  einen  Mit- 
arbeiter mitgeteilt  wurden,  solche  zur  Preisgabe  eines  Geschäftsgeheim- 
nisses verwerten,  so  verfallt  er  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 

4)  Sollte  Jemand  einen  so  beschäftigten  Arbeitnehmer  zu  veranlassen 
suchen,  ihm  zum  Zwecke  der  Preisgabe  eines  Geschäftsgeheimnisses  solche 
Angaben  mitzuteilen,  oder  sollte  derselbe  in  der  gleichen  Absicht  einen 
Arbeitnehmer  bezahlen  oder  belohnen ,  oder  veranlassen ,  dass  hierfür 
irgend  eine  Person  bezahlt  oder  belohnt  wird,  so  verfallt  er  einer  Geld- 
strafe bis  zu  10  £. 

Unter  der  Bezeichnung  „Heimarbeiter"  ist  in  dieser  Verordnung  jede 
Person  verstanden,  welche  durch  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  ausserhalb  der 
Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  wird,  sei  es  direkt  vom  Inhaber  derselben 
oder  von  einer  durch  denselben  angestellten  Mittelsperson  (contractor),  so- 
wie jede  Person,  welche  von  dem  Inhaber  einer  Stelle,  von  der  aus  Arbeit 
ausgegeben  wird,  oder  von  einer  von  ihr  verwendeten  Mittelsperson  be- 
schäftigt wird. 

Die  Verordnung  vom  20.  August  1897  wird  hiermit  aufgehobon. 
Diese  Verordnung  tritt  in  Kraft  am  1.  August  1902. 

0.  Regulation,  dated  August  12,  1902,  made  b  y  the  S  e  - 
cretary  of  State  for  the  manufactory  of  feit  hat»,  where 
any  inflammable  solvent  is  used. 

Verordnungen  des  Staatssekretärs  vom  12.  August  1902,  betr.  die 
Verwendung  von  entzündbaren  Losungen  bei  der  Herstellung  von 
Filzhüten.  Statutory  Rules  and  Orders,  1902,  No.  623.  (Erlassen  auf 
Grund  des  Art.  79  des  Factory  and  Workshop  Act.) 

1)  Jeder  Raum,  in  welchem  Hüte  mit  Spiritus  behandelt  werden  und 
jeder  Trockenraum,  in  welchem  eine  entzündbare  Lösung  verdunstet,  soll 
nach  don  Anordnungen  des  Bezirksinspektors  gründlich  ventiliert  werden, 
damit  der  entzündbare  Dampf  so  rasch  als  möglich  abgeleitet  wird. 

2)  In  einem  Raum,  wo  Hüte  mit  Spiritus  behandelt  werden,  dürfen 
nur  so  viele  nasse ,  spiritusgetrftnkto  Hutfonnen  gleichzeitig  gehalten 
werden,  dass  auf  jeden  Hut  15  Kubikfuss  Luftraum  kommen;  während 
das  erste  Trocknen  vor  sich  geht,  dürfen  nur  so  viele  Hutformen  irgend- 
welcher Sorte  gehalten  werden,  dass  auf  einen  Hut  12  Kubikfuss  Luft- 
raum kommen. 

Ein  Plakat,  auf  welchem  die  Dimensionen  eines  jeden  Trockenraumes 
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in  Kubikfuss  und  die  Anzahl  von  spiritusgetränkten  Hüten,  welche 
gleichzeitig  darin  gehalten  werden  dürfen,  angegeben  sind,  soll  stets  an 
einer  gut  sichtbaren  Stolle  angebracht  sein. 

3)  Spiritusgetränkte  Hüte  sollen  einzeln  ausgebreitet  und  1  Stunde 
ausgelüftet  werden,  bevor  sie  in  den  Trockenraum  kommen. 

Diese  Vorschrift  braucht  nicht  bei  einem  Trockenraum  angewendet 
zu  werden,  in  welchem  weder  Feuer  noch  künstliches  Licht,  welches 
brennbare  Dämpfe  entzünden  kann,  enthalten  sind  und  der  so  gebaut  und 
eingerichtet  ist,  dass  nach  der  Ueberzeugung  des  Bezirksinspektors  keine 
Gefahr  einer  solchen  Entzündung  durch  Äusseres  Feuer  oder  Licht  zu  be- 
fürchten ist. 

4)  Obige  Vorschriften,  soweit  solche  nicht  auf  Trockenräume  Bezug 
haben,  brauchen  bei  dem  Trocknen  von  Hutformen,  wenn  die  Lösung  in 
einem  ganz  geschlossenen  Gefass  gehalten  oder  wenn  ein  geeigneter 
Apparat  für  die  Verdampfung  der  Lösung  angebracht  ist,  nicht  beachtet 
zu  werden. 

5)  Niemand  darf  in  einem  Raum  oder  an  einem  Orte  rauchen,  wo 
entzündbare  Lösungen  in  der  Luft  enthalten  sind. 

Diese  Verordnung  tritt  in  Kraft  am  1.  Oktober  1902. 

10.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  August  22, 
1902,  with  regard  to  the  employment  at  night  of  male 
young  persons  in  concentration-work  at  lead  and  zinc 
mi  n  e  s. 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  22.  August  1902,  betr.  die  nächt- 
liche Beschäftigung  männlicher  jugendlicher  Personen  in  Blei-  und 
Zinkerz-Spurwerken.    (Statutorv  Kule  and  Orders,  1902,  No.  690.) 

Auf  Grund  des  Art.  54  des  Factorv  and  Workshop  Act,  1901  be- 
stimme ich,  dass  die  in  diesem  Artikel  enthaltene  Ausnahmebestimmung, 
wonach  unter  gewissen  in  diesem  Artikel  genannten  Bedingungen  die 
nachtliche  Beschäftigung  männlicher  Jugendlicher  für  gewisse  Industrien 
erlaubt  werden  kann,  sich  von  nun  an  auf  alle  Fabriken  und  Werk- 
stätten erstrecken  soll,  die  mit  Blei-  oder  Zinkgruben  verbunden  sind  und 
in  welchen  das  Spuren  (die  Konzentrierung)  der  Erze  vor  sich  geht,  und 
zwar  für  männliche  Jugendliche  vom  1(5.  Altersjahre  an. 

VII  a.  Britische  Kolonien. 

Western  Australia. 

1.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Compen- 
sation  to  Workers  for  Accidental  Injuries  suffered  in  the 
course    of  their  Employment;    19th  Fcbruary   1902,   No.  V* 

Gesetz  vom  19.  Februar  1902  zur  Abänderung  des  Gesetzes  betr. 
die  Entschädigung  an  Arbeiter  für  Unfallverletzungen,  die  sie  während 
ihrer  Beschäftigung  erleiden. 

1.  [1)  Gesetz  zu  zitieren  als:   Arbeiter-Entschädigungsgesetz  1902. 
(The  Workers  Compensation  Act  1!W>2.) 

2)  Es  tritt  in  Kraft  mit  dem  1.  Januar  1902  durch  Erlass  des  Gou- 
verneurs, jedoch  Art.  18  mit  der  Annahme  des  Gesetzes.] 

2.  fl)  Definitionen  der  Begriffe  „Angehörige",  „Unternehmer",  „Bau- 
und  Konstruktionsarbeiten4'  (Engineering  Work),  ,.Fabrik",  „Verletzung", 
,TErlass",  „Arbeiter". 
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2)  Das  von  einem  verletzton  Arbeiter  Gosagte  gilt  auch  für  seinen 
Vertreter,  für  Angehörige  oder  irgend  Jemand,  an  den  Entschädigung  aus- 
bezahlt werden  kann.] 

3.  [Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  Staatsarbeiter.] 

4.  Dieses  Gesetz  bezieht  sich  auf  Verletzungen  von  Arbeitern,  die 
von  Unternehmern  beschäftigt  werden : 

1)  In  oder  bei  irgend  einem  Wasser-  oder  Elektrizitätswerk,  einer 
Eisen-  oder  Strassenbahn,  einer  Fabrik,  einem  Bergwerk,  einem  Steinbruch, 
einer  Konstruktion«-  oder  Bauarbeit. 

2)  Bei  irgend  einer  Beschäftigung,  die  durch  eine  Verordnung  als 
gesundheitsschädlich  oder  Leben  und  Körper  gefährdend  erklärt  wird, 
vorausgesetzt,  dass  derartige  Verordnungen  gemäss  den  Resolutionen 
beider  Häuser  des  Parlaments  erlassen  werden. 

5.  Der  Unternehmer  ist  nicht  haftbar  für  irgend  eine  Verletzung,  die : 

a)  den  Arbeiter  nicht  für  mindestens  2  Wochen  unfähig  macht,  seinen 
vollen  Lohn  bei  seiner  gewohnten  Arbeit  zu  verdienen ; 

b)  direkt  dem  bowussten  und  absichtlichen  Uebelverhalten  des  Ar- 
beiters zuzuschreiben  ist. 

G.  [Entschädigungen  werden  ausbezahlt  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Formular  IL] 

7.  [1)  und  2)  Dem  Arbeiter  bleibt  es  unbenommen,  wenn  er  ein  Recht 
dazu  hat,  civilrechtliche  Entschädigung  zu  beanspruchen.  In  diesem  Fall 
verzichtet  er  aber  auf  die  Entschädigung,  die  ihm  nach  diesem  Gesetze 
zukommt.] 

8.  [1)  AlHällige  Fragen,  die  sich  aus  der  Festsetzung  der  Höhe  und 
Dauer  der  Entschädigung  ergeben  sollten,  werden  von  dem  Gerichtshof 
des  Bezirkes  ausgetragen. 

2)  3)  4)  Regelung  dos  gerichtlichen  Verfahrens.] 

9.  [Wenn  unabhängig  von  diesem  Gesetz  Klage  auf  civilrechtliche 
Entschädigung  eingereicht  wird,  das  Gericht  die  Klage  abweist,  aber  nach 
diesem  Gesetz  eine  Entschädigung  zuspricht,  dann  sollen  die  Kosten,  die 
aus  der  abgewiesenen  Klage  resultieren,  bei  der  Festsetzung  der  Ent- 
schädigungssumme in  Abzug  gebracht  werden.] 

[10.  Bussen  werden  unbekümmert  um  dieses  Gesetz  auferlegt.  In  Fällen, 
in  denen  die  verletzte  Person  die  Busse  oder  einen  Teil  derselben  aus- 
bezahlt erhält,  muss  dieser  Betrag  bei  der  Bestimmung  der  Entschädigung 
berücksichtigt  werden.] 

11.  1)  Der  auf  diesem  Gesetze  beruhende  Rechtsgang  zur  Erlangung 
der  Entschädigung  kann  nur  aufrecht  erhalten  werden,  wenn : 

a)  der  Unfall  sofort  angezeigt  wordon  ist  und  zwar  bevor  der  Arbeiter 
die  Beschäftigung,  in  der  er  sich  die  Verletzung  zugezogen,  freiwillig  ver- 
lassen hat ;  und 

b)  der  Entschädigungsanspruch  innerhalb  G  Monaten  nach  dem  Unfall, 
oder,  wenn  es  sich  um  einen  Todesfall  handelt,  innerhalb  G  Monaten 
nachdem  dieser  eingetreten,  geltend  gemacht  wurde. 

2)  Von  einem  Arbeiter  darf  nicht  angenommen  werden,  er  habe  seine 
Beschäftigung  freiwillig  aulgegeben,  wenn  er  infolge  des  Unfalles  unfähig 
wurde,  in  seiner  Arbeit  fortzufahren. 

3)  Das  Fohlen  einer  Angabe  oder  ein  Mangel  oder  eine  Ungenauig- 
keit  in  einer  solchen  darf  kein  Einwand  gegen  die  Fortführung  des  Ver- 
fahrens sein,   wenn  der  Gerichtshof  bei  der  Erledigung  der  Forderung 
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feststellt,  dass  der  Unternehmer  in  seiner  Verteidigung  nicht  benachteiligt 
wird  durch  diese  Lücken,  diesen  Mangel  oder  diese  Ungenauigkeit,  oder 
darin  die  Folge  eines  Irrtums  oder  sonst  einer  annehmbaren  Ursache  zu 
erblicken  ist. 

12.  [D— 5)  Bestimmung  der  Form  und  der  Bestellung  der  Anzeige.] 

13.  Wenn  der  Sekretär  '  „Registrar4)  der  Hilfskassen,  nachdem  er 
sich  über  die  Absichten  des  Unternehmers  und  der  Arbeiter  vergewissert 
hat,  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  irgend  eine  Methode  der  Entschädigung, 
des  Gewinnes  oder  der  Versicherung  der  Arbeiter,  ob  nun  diese  Methode 
andere  Unternehmer  und  ihre  Arbeiter  miteinbezieht  oder  nicht,  im  ganzen 
der  Allgemeinheit  der  Arboiter  und  ihren  Angehörigen  nicht  weniger 
günstig  ist,  als  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sollen  folgende  Be- 
stimmungen gelten: 

1)  Der  Unternehmer  kann  für  die  Zeit  der  Giltigkeit  des  Kontrakts 
mit  jedem  seiner  Arbeiter  Ubereinkommen,  dass  die  Bestimmungen  des 
üblichen  Verfahrens  statt  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Giltigkeit 
haben  sollen,  und  nach  dieser  Uebereinkunft  ist  der  Unternehmer  gegen- 
über den  Arbeitern,  mit  denen  er  eine  derartige  Uebereinkunft  traf,  haftbar 
entsprechend  der  an  Stelle  dieses  Gesetzes  getretenen  Methode;  unbe- 
schadet des  soeben  Gesagten  soll  dieses  Gesetz  angewandt  werden  ohne 
Rücksicht  auf  irgend  einen  gegenteiligen  Vertrag,  der  nach  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  abgeschlossen  worden  ist. 

2")  Der  Registrar  ist  befugt  einen  Schein  auszustellen,  dessen  Giltig- 
keit nach  einer  bestimmten  Zeit  erlischt.  Diese  Zeit  inuss  in  dem  Schein 
festgestellt  sein  und  darf  nicht  mehr  als  5  Jahre  betragen. 

3)  Kein  Eutsehädigungsverfahren  darf  in  dieser  Weise  genehmigt 
werden,  bei  dem  für  die  Arbeiter  die  Zustimmung  hiezu  eine  Bedingung 
der  Anstellung  bildet. 

4)  Wenn  bei  dem  Registrar  von  dem  Unternehmer  oder  der  Mehr- 
zahl der  Arbeiter  oder  im  Namen  der  Parteien  darüber  Klage  geführt 
wird,  dass  die  Bestimmungen  des  Verfahrens  für  den  Unternehmer  oder 
für  die  Allgemeinheit  der  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  im  ganzen  nicht 
mehr  so  günstig  seien  wie  die  Verfügungen  dieses  Gesetzes,  oder  dass  die 
Bestimmungen  des  Verfahrens  verletzt  worden  seien,  oder  dass  das  Ver- 
fahren nicht  korrekt  gehandhabt  worden  sei,  oder  dass  genügende  Gründe 
vorhanden  seien,  den  Vertrag  zu  annullieren,  so  soll  der  Registrar  auf 
die  Klage  eingehen  und,  wenn  er  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  die 
Klage  begründet  und  der  Grund  zur  Klage  nicht  beseitigt  worden  ist,  den 
Vertrag  aufheben. 

5)  Ist  der  Vertrag  aufgehoben  worden  oder  abgelaufen,  so  sollen  die 
Gelder  oder  Sicherheiten,  die  zu  seiner  Handhabung  dienten,  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeitern  nach  freier  Uebereinkunft  oder  beim  Ent- 
stehen von  Differenzen  durch  Entscheidung  des  Registrar  verteilt  werden. 

6)  Im  Sinne  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  haben  die  Unternehmer 
und  die  Arbeiter  die  Pflicht,  alle  hierher  gehörigen  Fragen  zu  beantworten 
und  jede  das  Verfahren  betreffende  Rechenschaft  abzugeben,  die  der 
Registrar  wünschen  mag. 

14.  Wo  irgend  ein  Unternehmer  (von  nun  an  Ko  n  t  rak  t  o r  genannt) 
mit  irgend  einer  anderen  Person  (hier  von  nun  an  Subkontraktor 
genannt)  oinen  Vertrag  zur  Ausführung  irgend  eines  Unternehmens  durch 
den  Subkontraktor  eingeht  und  der  Subkontraktor  daraufhin  irgend  einen 
Arbeiter  anstellt,  sollen  die  folgenden  Bestimmungen  gelten: 
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1)  Beide,  der  Kontraktor  und  der  Subkontraktor,  sollen  als  Unter- 
nehmer angesehen  und  solidarisch  dafür  haftbar  gemacht  werden,  dem 
Arbeiter  jede  Entschädigung  zu  zahlen,  zu  der  der  Subkontraktor,  wäre 
er  einziger  Unternehmer,  nach  diesem  Gesetze  verpflichtet  wäre. 

2)  Der  Kontraktor  ist  berechtigt,  vom  Subkontraktor  für  die  sich  aus 
diesem  Artikel  ergebonde  Haftpflicht  als  Unternehmer  Regress  zu  nehmen: 
ebenso  von  irgend  einer  anderen  Person,  die  unabhängig  von  diesem 
Artikel  haftbar  gewesen  wäre. 

3)  Nach  diosem  Artikel  kann  der  Kontraktor  nur  in  solchen  Fällen 
haftbar  gemacht  werden,  in  denen  die  kontraktlich  auszuführende  Arbeit, 
in  welcher  der  Arbeiter  beschäftigt  ist, 

a)  sich  direkt  auf  den  Grundbesitz,  das  Gebäude,  Schiff  oder  irgend 
ein  anderes  Eigentum  vollzieht;  oder 

b)  direkt  einen  Teil  des  Geschäftes  oder  Gewerbes  des  Kontraktors 
oder  ein  Verfahren  in  demselben  bildet. 

4)  In  dem  Falle  solcher  Verträge  soll  der  Ausdruck  „Kontraktor4'  aus- 
gedehnt werden  auf,  und  in  sich  begreifen  nicht  nur  den  ersten  Kontraktor, 
sondern  jeden  Subkontraktor,  der  selbst  wieder  zum  Kontraktor  einem 
Subkontraktor  gegenüber  dadurch  wird,  dass  er  einem  solchen  das  Ganze 
oder  einen  Teil  des  Unternehmens  kontraktlich  übergiebt.  und  der  Aus- 
druck „Subkontraktor'4  soll  ausgedehnt  werden  auf,  und  in  sich  begreifen 
nicht  nur  den  ersten  Subkontraktor,  sondern  auch  jeden  Subkontraktor: 
Es  wird  vorausgesetzt,  dass  das  Recht  eines  jeden  Kontraktors  auf  Ent- 
schädigung gegenüber  jedem  jeweilen  folgenden  Subkontraktor  Geltung 
habe. 

In.  Wo  der  Unfall,  für  welchen  nach  diesem  Gesetze  eine  Ent- 
schädigung ausbezahlt  werden  muss,  unter  Umständen  stattfand,  aus  denen 
einer  anderen  Person  als  dem  Unternehmer  die  gesetzliche  Verpflichtung 
erwächst,  Schadenersatz  unabhängig  von  diesem  Gesetz  zu  zahlen,  kann 
der  Arbeiter  nach  seinem  Gutdünken  entweder  gegen  diese  Person  vor- 
gehen und  sich  unabhängig  von  diesem  Gesetz  eine  Entschädigung  ver- 
schaffen, oder  von  seinem  Unternehmer  die  Auszahlung  der  Entschädigung 
verlangen,  wobei  diesem  das  Recht  zusteht,  an  der  genannten  dritten 
Person  Regress  zu  üben. 

16.  Wenn  irgend  ein  Unternehmer  infolge  oder  unabhängig  von  diesem 
Gesetz,  für  die  Zahlung  einer  Entschädigung  oder  eines  Schadenersatzes 
infolge  eines  Betriebsunfalles  haften  muss  und  er  dem  Versicherer  gegen- 
über den  Anspruch  auf  Auszahlung  einer  Summe  in  der  Höhe  erhoben  kann, 
welche  ihm  die  Haftpflicht  dem  Arbeiter  gegenüber  auferlegt,  so  sollen, 
wenn  im  weiteren  Verlauf  der  Unternehmer  bankerott  wird  oder  sich  mit 
seinen  Gläubigem  abfindet,  oder,  falls  es  sich  um  eine  Gesellschaft  handelt, 
diese  zu  liquidieren  anfängt,  solche  Arbeiter  ein  erstes  Pfandrecht  auf 
die  obgemeldete  Summe  in  der  Höhe  ihres  Schadensersatzanspruches  besitzen. 

17.  Zu  dein  Zwecke,  dem  Arbeiter  den  vollen  Betrag  seiner  Forderung 
auf  Entschädigung  diesem  Gesetze  gemäss  oder  auf  Schadenersatz  un- 
abhängig von  diesem  Gesetze  zu  .sichern,  sollen  die  folgenden  Bestim- 
mungen in  allen  Fällen  Geltung  haben,  in  denen  der  Unfall,  der  die 
Forderung  nach  sich  zog,  während  der  Beschäftigung  dos  Arbeiters  im 
oder  um  ein  Bergwerk,  eine  Fabrik,  ein  Gebäude  oder  ein  Schiff  stattfand : 

1)  Von  der  Zeit  des  Unfalls  an  und  während  derselben  soll  der  Betrag 
des  Schadenersatzes  oder    der  Entschädigung,    zu  welcher  der  Arbeiter 
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gemäss  diesem  Gesetze  oder  unabhängig  von  demselben  berechtigt  ist,  unbe- 
kümmert darum,  ob  dieser  Betrag  schon  fixiert  ist  oder  noch  nicht  als  ein 
Guthaben  des  Arbeiters  gelten  und  sichergestellt  werden  durch  des  Unter- 
nehmers Besitztum  oder  Anteil  an : 

a)  dem  Bergwerk,  der  Fabrik,  dem  Gebäude  oder  dem  Schiff,  sowie 
der  Anlage,  Maschinen,  der  Ausrüstung  und  den  Gera  tschaften,  und 
ebenso  an 

b)  dem  Land,  auf  welchem  das  Bergwerk,  die  Fabrik  oder  das  Ge- 
Gebäude stehen,  welches  zu  solchem  Besitz  gehört. 

2)  Existieren  mehrere  solche  Guthaben  zugleich,  so  haben  diejenigen 
mit  zeitlicher  Priorität  auch  den  Vorrang.  (Da«  Guthaben  entsteht  mit 
dem  Augenblicke  des  Unfalles.)  Von  solchen,  die  an  demselben  Tage  er- 
wachsen, nimmt  man  an,  sie  erwachsen  zur  Zeit,  in  der  das  erste  erwächst 
und  alle  sollen  in  gleicher  Weise  forderungsberechtigt  sein. 

3}  Der  GoiATerneur  hat  da«  Recht,  von  Zeit  zu  Zeit  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  Verordnungen  über  das  Eintreiben  solcher  Guthaben  erlassen. 

18.  Besteht  zur  Zeit  des  Erlasses  dieses  Gesetzes  irgend  ein  Vertrag, 
in  dem  der  Arbeiter  jedem  Recht  auf  Entschädigung  entsagt,  das  er  nach 
einer  im  Verlaufe  und  infolge  seiner  Beschäftigung  zugezogenen  Verletzung 
siegen  den  Unternehmer  geltend  machen  könnte,  so  soll  ein  solcher  Vertrag 
mit  dem  Erlass  dieses  Gesetzes  ablaufen. 

19.  [Der  Gouverneur  kann  Verordnungen  zur  Durchführung  der  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  aufstellen.] 

20.  [Jede  Versicherungspolizo  soll  die  durch  Verordnung  des  Gouver- 
neurs vorgeschriebenen  Bestimmungen  enthalten.] 

21.  Art.  20  und  27  der  Mines  Regulation  Act,  1805,  und  Art.  13 
und  14  der  Mines  Regulation  Amendment  Act,  1899  sind  hiermit  auf- 
gehoben. 

2.  An  Act  to  provide  for  the  Regulation  of  Trade 
Union s.    (Assented  to,  19th  Februarv,  1902.) 

Gesetz  vom  18.  Februar  1902,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der 
Gewerkvereine. 

1.  Dieses  Gesetz  ist  zu  zitieren  als:  Gewerkvereinsgesetz,  1902  (Trade 
L'nions  Act,  1902). 

2.  [Interpretation  der  Bogriffe :  Abänderung  einer  Bestimmung, 
Branche,  Registerarat,  Gowerkvereinsbeamter,  Eigentum,  eingetragener 
Gewerkverein,  Ausführungsbestimmung,  Minister,  Registerbeamter,  Ge- 
werk  verein.] 

3.,  4.  [Zwecke  dor  eingetragenen  Gewerkvereine  sind  gesetzlich  und 
nicht  strafbar.] 

5.  [Gewerkvereinsanträge  gerichtlich  durchführbar.] 

6.  [Nichtanwendbarkeit  verschiedener  Vereinsgesetze  auf  die  Gewerk- 
vereine.] 

7.  [Zulässigkeit  der  Behandlung  der  Gewerkvereine  in  gewissen 
Fällen  nach  den  Bestimmungen  der  Friendly  Societies  Act,  1894.J 

8.  [Eintragung  der  Gewerkvereine.] 

9.  [Eingetragene  Gewerkvereine  dürfen  Grund  und  Boden  kaufen  oder 
pachten.] 

10.  —  1").  [Verwaltung  des  Gewerkvereinsvermögens  durch  Treuhänder: 
Verantwortlichkeit  des  Treuhänders;  Strafverfahren  und  Busse.] 

16.  [Jahresberichte  des  Registerführers.] 

Arbeiterschatz.  35 
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2't. 
28. 
29. 


17.  [Eintragung» verfahren.] 

18.  [Statuten  der  eingetragenen  Gewerkvereine.] 

19.  Ständige  Bureaus  der  Gewerkvereine.] 

20.  [Benachrichtigung  des  Registerftihrers  von  jeder  Neuwahl  des 
Treuhänders.] 

21.  [Erlöschen  oder  Annullierung  der  Eintragung  eines  Gewerk- 
vereines.] 

22.,  23.  [Mitgliedschaft  der  Gewerkvereine.] 

24.  [Namensänderung  eines  Gewerkvereines.] 

25.  [Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Gewerkvereine.] 

26.  [Eintragung  der  Namensänderung  oder  der  Veränderung.] 
Auflösung  eines  Gewerkvereines.] 

Bussen  für  Unterlassung  der  Mitteilungen  an  den  Registerführer.] 
Jahresberichte  der  Gewerkvereine  an  den  Registerführer.] 

30.  [Busse  für  Verbreitung  falscher  Statutenabschriffen.] 

31.  1)  Jeder  eingetragene  Gewerkverein  kann  unter  demselben 
Namen,  unter  dem  er  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingetragen  wird,  auch 
gemäss  den  Bestimmungen  der  Industrial  Conciliation  and  Arbitratiou 
Act,  1902  eingetragen  werden,  mit  Zusatz  der  in  Art.  5  des  genannten 
Gesetzes  vorgesehenen  Worte  zu  seinem  Namen. 

2)  Jeder  Zweig  eines  Gewerkvereines  kann  im  Sinne  des  genannten 
Gesetzes  als  ein  besonderer  Gewerkverein  angesehen  und  eingetragen 
werden. 

3)  Die  Statuten  des  Gewerkvereines  sollen  mit  den  durch  das  ge- 
nannte Gesetz  bezeichneten  Aenderungen  als  Statuten  einer  Industrial 
Union  angesehen  werden. 

32.  [Persönliche  Verantwortlichkeit  der  Beamten  der  Gewerkvereine.] 

33.  [Kompetenz  des  Governor's  zum  Erlass  der  Vollziehungsverord- 
n  un  gen.] 

34.  [Nichtvorantwortlichkeit  der  Regierung.] 

35.  [Uebertragung  einzelner  Bestimmungen  der  Interpretation  Act. 
1898.] 

3.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Settie men' 
of  Industrial  Disputes  by  Conciliation  and  Arbitratiou. 
Assented  to,  1  9 th  February,  1902. 

GeeetB  vom  19.  Februar  1902  zur  Abänderung  des  Gesetzes  über 
die  Schlichtung  gewerblicher  Streitigkeiten  durch  Einigungsämter  und 
Schiedsgerichte. 

1.  Der  kurze  Titel  dieses  Gesetzes  ist:  Industrial  Conciliation  and 
Arbitratiou  Act,  1902. 

2.  D  e f  i  n  i  r  i  o  n  e  n  :  [Definition  der  Ausdrücke  :  board,  court,  employes. 
Industrieller  Verband,  industrial  association,  industrial  dispute,  industrial 
raatters,  industrial  union,  industry,  minister,  officer,  prescribed.  registrar. 
trade  union,  worker], 

3.  Industrial  Unions:  (1)  Eine  Gesellschaft. 

a)  wenn  aus  Unternehmern  bestehend :  von  2  oder  mehr  Personen, 
die  während  der  letzten  (1  dem  Datum  des  Gesuchs  vorausgehenden  Monate 
durchschnittlich  im  Monat  nicht  weniger  als  50  Arbeiter  beschäftigt  haben, 

b)  wenn  aus  Arbeitern  bestehend  :  von  15  oder  mehr  Personen. 

die  zum  Schutze  oder  zur  Förderung  der  Interessen  von  Unternehmern 
oder  Arbeitern   in  einer  bestimmten  Industrie  odor  Industrieen  in  West 
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austragen  gebildet  wurde,  kann  als  Industrial  Union  gemäß  diesem  Gesetze 
unter  folgenden  Bedingungen  eingetragen  werden: 

(2)  Ein  Gesuch  um  Eintragung  soll  dem  Registratur  in  der  vor- 
geschriebenen Form  und  mit  folgenden  Beilagen  eingereicht  werden : 
(a)  einer  Liste  der  Mitglieder,  Beamten  und  allialligen  Bevollmächtigten 
der  Gesellschaft,  (b)  2  Exemplaren  der  Statuten  der  Vereinigung,  (c)  einem 
Exemplar  einer  Resolution,  die  von  einer  Majorität  von  an  einer  eigens 
zu  diesem  Zwecke  einberufenen  Generalversammlung  der  Gesellschaft  an- 
wesenden oder  vertretenen  Mitgliedern  gefasst  wurde  und  die  Registrierung 
wünscht.  Diese  Liste,  Statutenexemplare  und  dieses  Exemplar  einer  Reso- 
lution soll  durch  die  gesetzmässige  Erklärung  einer  der  nachsuchenden 
Personen  beglaubigt  sein. 

(3)  Die  Statuten  »ollen  die  Zwecke,  für  die  die  Vereinigung  gegründet  wurde, 
bestimmen  und  anordnen: 

(a)  Die  Ernennung,  Absetzung,  Kompetenzen  und  Pflichten  eines  leitenden  Aus- 
schüsse«, Vorsitzenden,  Sekretärs  und  anderen  Beamten  und,  wenn  dies  für  thunlich 
gehalten  wird,  für  einen  oder  mehrere  Treuhänder. 

(b)  Die  Art  der  Einberufung  von  Genend-  oder  besonderen  Versammlungen, 
deren  Kompetenzen,  das  Quorum  und  die  Art  der  Abstimmung. 

(c)  Den  Modus  für  die  Abmachung  und  Ausführung  gewerblicher  Uebereinkünfte, 
Vollmachten  und  Urkunden  und  die  Art  der  Vertretung  der  Gesellschaft  bei  Prozessen 
vor  einem  Amt  oder  Gerichtshof. 

(d)  Die  Inschrift,  Ueberwachung  und  Benutzung  des  .Siegels. 

(e)  Die  Kontrolle  des  Vermögens,  die  Anlegung  der  Einkünfte  der  Gesellschaft 
und  eine  jährliche  oder  in  kürzeren  Perioden  stattfindende  Rechnungsrevision. 

(f)  Die  Inspektion  der  Bücher  und  der  Mitgliederliste  durch  jede  an  der  Gebahrung 
interessierte  Person. 

(g)  Ein  Mitgliederverzeichnis  und  die  Art  und  Bedingungen  für  die  Aufnahme 
oder  das  Ausscheiden  von  Mitgliedern;  als  Vorschrift  gilt,  daß  die  Mitgliedschaft  keines 
Mitgliedes  aufhört,  ohne  mindestens  3  Monate  vorhergehende  Anzeige  des  Austritts, 
Bezahlung  aller  Gebühren,  Strafen,  Beiträge  oder  anderen  von  ihm  gemäß  den  Statuten 
zu  zahlenden  Gebühren  und  Aushändigung  einer  statutengemäß  ausgefertigten  Aus- 
trittskarte 

(h)  Die  Sichtung  des  Verzeichnisses  durch  Streichung  der  mit  Gebühren  für  eine 
durch  die  Statuten  bestimmte,  12  Monate  nicht  überschreitende  Periode  im  Rückstände 
befindlichen  Mitglieder,  aber  ohne  Befreiung  dieser  Personen  von  den  ausstehenden 
Beiträgen. 

(i)  Die  Geschäftsleitung  mit  einer  entsprechenden  und  genauen  Adresse,  die  das 
registrierte  Bureau  der  Gesellschaft  genannt  werden  soll. 

(j)  Irgend  eine  vorgeschriebene  oder  eine  vom  Kegistrator  genehmigte  und  dem 
(iesetze  nicht  widersprechende  Bestimmung. 

(k)  Die  Abänderung,  Aufhebung  oder  Erneuerung  der  Statuten,  soweit  sie  von 
den  obenstehenden  Anforderungen  dieses  Paragraphen  betroffen  werden. 

(4)  Diese  Statuten  sollen  ausdrücklich  bestimmen,  dass  (a)  keine 
Person  Mitglied  werden  darf,  die  nicht,  je  nach  dem  Falle,  Arbeiter  oder 
Unternehmer  ist,  und  dass  (b)  kein  Teil  der  Einkünfte  oder  des  Eigentums 
der  Industrial  Union  für  oder  zu  Gunsten  oder  zur  Unterstützung  eines 
oder  mehrerer  an  einem  Strike  oder  einer  Aussperrung  in  Westaustralien 
beteiligten  Person  bezahlt  oder  verwendet  werden  soll,  und  dass  (c)  alle 
gewerblichen  Streitigkeiten ,  die  die  Industrial  Union  oder  irgend  eines 
ihrer  Mitglieder  betreffen  und  nicht  im  gegenseitigen  Einverständnis  aus- 
geglichen werden,  gemäß  diesem  Gesetze  der  Schlichtung  überwiesen  werden. 

4.  [Registrierung  der  Gesellschaft.]  5.  [Inkorporierung  der  Gesellschaft, 
Registrierung  des  Namens.]  f>.  [Sektionen  können  als  besondere  Gesell- 
schaft behandelt  werden.]  7.  [Registrierung  von  Gewerkvereinen.]  8. 
[Besondere  Bestimmungen  für  Registrierung  von  Gesollschaftstirmen.]  9. 
[Die  Industrial  Unions   dürfen   nicht  unter  ähnlichen  Namen  registriert 

35* 
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werden.]  10.  [Bestimmungen  zur  Vermeidung  der  Registrierung  gleich- 
artiger Berufs  verbände  in  demselben  Orte.]  11.  [Wirkung  der  Registrierung.] 
12.  [.Statutenabänderung,  Beschaffung  gedruckter  Exemplare.]  13.  [Re- 
gistrierung des  Bureaus  und  Zweigbureaus  der  Industrial  Union.]  14.  [Mit- 
glieder dürfen  für  Gebühren  belangt  werden.]  15.  [Recht  zum  Ankauf  und 
Verpachtung  von  Land.]  10.  [(1)  Die  Industrial  Unions  haben  halbjährlich 
Mitgliederlisten  dem  Registrator  einzusenden.  (2)  Strafe.  (3)  Erneuerung 
der  Strafe.  (4)  Bericht  an  das  Parlament.]  17.  [Die  Industrial  Unions 
sind  zur  jährlichen  Einsendung  von  Bilanzen  an  den  Registrator  ver- 
pflichtet.] 18.  [Eine  Industrial  Union  darf  unter  ihrem  registrierten  Namen 
gerichtlich  belangen  und  belangt  werden.]  19.  [Ausfertigung  von  Voll- 
machten und  Urkunden.]  20.  [Verfahren  zur  Streichung  einer  Eintragung.] 
Industrial  Associations.  21.  [Verbände  mehrerer  Industrial  Unions 
können  registriert  werden.]  22.  [Dadurch  werden,  inutatis  mutantis,  alle 
Vorschriften  für  die  Unions  auf  sie  anwendbar,  ausgenommen  das  Stimm- 
recht für  Einigungs-  und  Schiedsämter.]  Kollektivverträge  (Industrial 
Agreements):  23.  [(1)  Definition  der  Parteien  eines  Kollektivvertrages,  (2) 
Frist  und  Form,  (3)  Datum,  (4)  Art  der  Zurückziehung  dieses  Vertrages.] 

24.  [Einreichung  von  Duplikaten.]  25.  [Beitritt  neuer  Parteien.]  26.  [(1) 
Verbindlichkeit,  (2)  Durchführung.]  27.  [Abänderung,  Erneuerung  oder 
Aufhebung  von  Kollektivverträgen.]  Einigungs-  und  Schiedsge- 
richte: 28.  [Bildung  gewerblicher  Bezirke.]  29.  [Abänderung  der  Grenzen.] 
30.  [Bezirksschiedsrichter.]  31.  [Berechtigung  zur  Ausübung  des  Amtes 
eines  Bezirksschiedsrichters  nebst  anderen  Aemtern.]  32.  [Pflichten  des 
Bezirksschiedsrichters.]  E  i  n  i  gu n  gs  äm  t  e r :  33.  [Errichtung  von  Bezirks- 
einigungsämtern.]   34.   [Zahl  und  Wahl  der  Mitglieder  dieser  Aemter.] 

25.  [Amtsdauer.]  3*3.  [Einstellung  der  Amtstätigkeit.]  37.  [Bestimmungen 
für  ordentliche  Wahlen.]  38.  [Sitzung  zur  Wahl  des  Vorsitzenden.]  39. 
[Anzeige  und  Veröffentlichung  der  Wahlresultate.]  40.  [Verzicht  auf  die 
Mitgliedschaft.]  41.  [Gelegentliche  Vakanzen.]  42.  [Besetzung  einer  ge- 
legentlichen Vakanz.]  43.  [Kein  Mitglied  eines  Einigungsamtes  darf  zum 
Mitglied  eines  anderen  Amtes  ernannt  werden.]  44.  [Bei  resultatloser 
Wahl  eines  Vorsitzenden  Ernennung  durch  den  Gouverneur.]  45.  [(1)  Not- 
wendige Stimmenzahl  eines  Einigungsamtes,  (2)  Abwesenheit  des  Vor- 
sitzenden.] 41».  [Art  der  Abstimmung.]  47.  [Entscheidungen  des  Amtes 
werden  durch  Formfehler  nicht  in  Frage  gestellt.]  48.  [Die  Amtsdauer 
eines  Amtes  darf  verlängert  werden,  wenn  dieses  mit  der  Untersuchung 
einer  Streitigkeit  beschäftigt  ist.]  Spezial-Einigungsämter:  49. 
[In  besonderen  Fällen  einer  Arbeitsstreitigkeit  können  Spezial-Einigungs- 
ämter gebildet  werden.]  50.  [Alle  anderen  Bestimmungen  finden  mit  be- 
stimmten Abänderungen  auf  diese  Aemter  Anwendung.]  Funktionen 
und  Verfahren  der  Einigungsämter:  51.  [Verfahren  bei  der 
Ueberweisung  gewerblicher  Streitigkeiten  au  ein  Amt.]  52.  [Kompetenzen 
und  Pflichten  bei  der  Untersuchung  von  Streitigkeiten.]  53.  [Einreichung 
des  Borichts  oder  der  Empfehlung  des  Amtes.]  54.  [Verfahren  im  Falle 
der  Annahme  der  Empfohlung  durch  beide  Parteien.]  55.  [Schlichtungs- 
memorandum.]  5G.  [Verweisung  an  einen  Schiedsgerichtshof,  wenn  durch 
das  Amt  keine  Schlichtung  erzielt  Wirde.]  57.  [Verweisung  an  einen 
Schiedsgerichtshof  durch  das  Amt.]  Der  Schiedsgerichtshof:  58. 
[Ein  Schiedsgerichtshof  für  den  ganzen  Staat.]  59.  [Zusammensetzung  und 
Ernennung  des  Gerichtshofes.   Der  Vorsitzende  muss  ein  oberster  Richter 
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sein.]    CO.  [Verfahren  bei  Ernennung  der  Mitglieder.]    Gl.  [Amtsdauer.] 

62.  [Einstellung  der  Amtstätigkeit  des   früheren  Schiedsgerichtshofes.] 

63.  [Demission  eines  Schiedsrichters.]  64.  [Kompetenz  des  Gouverneurs 
zur  Absetzung  von  Mitgliedern.]  65.  [Besetzung  gelegentlicher  Vakanzen.] 
66.  [Amtseid.]  67.  [Ernennung  eines  Schriftführers  (Clerk)  und  von  Be- 
amten.] Rechtsprechung  und  Verfahren  des  Gerichtshofes: 
68.  [Rechtsprechung.]  60.  [Streitigkeiten  dürfen  direkt  Schiedsgeriehts- 
höfen  überwiesen  werden.]  TO.  [Bei  Ueberweisung  von  Streitigkeiten  muss 
dem  Vorsitzenden  Anzeige  erstattet  werden.]  71.  [Als  Parteien  haben  vor 
dem  Gerichtshofe  dieselben  wie  vor  dem  Einigungsamte  zu  fungieren.]  72. 
[Sitzungen  des  Hofes.]  73.  [Vertretungen  der  Parteien.]  74.  [Kompetenzen 
des  Gerichtshofes.]  75.  [Zeugenaussage.]  76.  [Notwendige  Stimmenzahl.] 
77.  [Als  Urteil  fies  Gerichtshofes  gilt  das  seiner  Majorität.]  78.  [Verkün- 
digung des  Urteils.]  71*.  [Bes.  Angelegenheiten  dürfen  an  Einigungsämter 
zur  Untersuchung  verwiesen  werden.]  80.  [Kompetenz  des  Gerichtshofes, 
unbedeutende  Falle  abzuweisen.)  81.  [Kompetenz  zur  Auferlegung  der 
Kosten.]  82.  [Frist  der  Urteilsiällung.]  83.  [Der  Schiedsspruch  muss  unter- 
zeichnet, gesiegelt  und  im  Bureau  aufbewahrt  werden.]  84.  [Abfassung 
des  Schiedsspruches.]  85.  [Kompetenz  des  Hofes  zur  jederzeitigen  Ab- 
änderung eines  früher  gefällten  Schiedsspruches.]  86.  [Gesuche  um  Ab- 
änderung eines  solchen  Spruches  dürfen  von  jeder  Partei  eingereicht  werden.] 
87.  [Formfehler  thun  dem  Verfahren  keinen  Abbruch.]  88.  [Kompetenz 
des  Gerichtshofes  zur  Festsetzung  von  Uebertretungen  und  Strafen.]  89. 
[Kompetenz  des  Gerichtshofes  zur  Festsetzung  von  Minimallohusätzen.] 
90.  [Festsetzung  der  Kostenbeträge.]  91.  [Der  unter  Siegel  aufbewahrte 
Schiedsspruch  gilt  als  Beweis.]  92.  [Bestimmungen  zur  Durchführung  von 
Schiedssprüchen.]  93.  Bestimmungen  zur  Durchführung  von  Kollektiv- 
verträgen.] 94.  [Kompetenz  des  Gerichtshofes  zur  Behandlung  von  Ueber- 
tretungen.] Allgemeine  Bestimmungen  für  E  i  n  i  gu  n  g  s  ä  m  t  e  r 
und  Gerichtshöfe:  95.  [Verlust  der  Qualifikation  zur  Mitgliedschaft 
eines  Einigungsamtes  oder  Gerichtshofes.]  96.  (Verweisungen  an  Einigungs- 
ämter  oder  Gerichtshöfe  müssen  durch  Resolution  der  Vereinigung  bestätigt 
werden.]  97.  [Ausserordentliche  zur  Abfassung  solcher  Resolutionen  ein- 
berufene Sitzungen.]  !»8.  [Verbot  der  Strikes  und  Aussporrungen.]  99. 
[Ernennung  von  Experten  als  Beisitzer  zu  Einigungsämtorn  oder  Gerichts- 
höfen.] 100.  [Kompetenz  des  Amtes  oder  Hofes  zur  einheitlichen  Behand- 
lung mehrerer  Prozessparteien,  ihrer  Streichung,  zur  Gutmachung  von  Form- 
fehlern und  Fristverlängerung.]  101.  [Strafen  für  Missachtung  eines  Schieds- 
gerichtes.] 102.  [Behinderung  des  Gerichtshofes  durch  Druck  oder  Schrift.] 
103.  [Kompetenz  zum  Kontumazverfahren.]  104.  [Keine  Verhandlung  wird 
ungiltig  wegen  Todestalls.]  105.  [Oetfentlichkeit  der  Verhandlungen.]  106. 
[Kompetenz  der  Einigungsämter  und  Gerichtshöfe  zu  Lokalaugensehein  in 
Fabriken  etc.]  Staatsangestellte:  107.  Ist  eine  von  der  Regierung 
im  Tagelohn  beschäftigte  (wöchentlich  oder  14-tUgig  auszuzahlende)  Person 
Mitglied  einer  Industrial  Union,  die  sich  aus  Arbeitern  desselben  Berufes, 
der  diese  Person  angehört,  zusammensetzt,  so  soll  in  Bezug  auf  alle  der- 
zeitigen Mitglieder  einer  solchen  Union  und  im  Sinne  dieses  Abschnittes 
des  Gesetzes  der  Minister  des  Departements,  in  dem  solche  Personen  be- 
schäftigt sind,  als  Unternehmer  und  diese  Personen  als  Arbeiter  gelten. 

108.  Hinsichtlich  der  im  Verkehr  stehenden  Staatseisenbahneu : 

(a)  soll  die  Gesellschaft  der  Eisnnbahnangestellten,  die  den  Namen 
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,,The  West  Australian  Locomotive  Engine-drivera,  Firemen,  and  Cleaners' 
Union  of  Workers"  führt  und  jetzt  als  eine  Industrial  Union  gemäss  dein 
Industrial  Conciliation  and  Arbitration  Act  10()0,  registriert  ist,  gemäss 
dem  vorliegenden  Gesetze  als  registriert  gelten  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Konstitution  und  Statuten  dieser  Gesellschaft  innerhalb  90  Tagen 
nach  der  betr.  Aufforderung  des  Registrators  so  weit  abgeändert  werden, 
als  dies  notwendig  ist.  um  sie  mit  diesem  Gesetze  in  Uebereinstimmung 
zu  bringen.  Geschieht  dies  nicht,  so  kann  die  Eintragung  vom  Registrator 
gestrichen  werden. 

(b)  Irgend  eine  Gesellschaft  oder  Vereinigung  von  Staatseisenbahn- 
angestellten kann  sich  gemäss  diesem  Gesetze  als  Industrial  Union  of  workers 
eintragen  lassen. 

109.  Hinsichtlich  jeder  der  in  den  §§  107  oder  108  genannten  In- 
dustrial Unions  sollen  folgende  Bestimmungen  Anwendung  finden : 

(1)  Der  betreffende  Departements-,  event.  der  Eisenbahnminister  (der 
in  diesem  4?  als  „Minister"  zitiert  ist)  kann  mit  irgend  einer  solchen  Ver- 
einigung Kollektivverträge  abschliessen. 

(2)  Wenn  zwischen  dem  Minister  und  einer  solchen  Vereinigung 
Streitigkeiten  entstehen,  können  sie  dem  Schiedsgerichte  gemäss  den  nach- 
folgenden Bestimmungen  zur  Schlichtung  überwiesen  werden. 

(3)  Jede  solche  Vereinigung  darf  in  einem  dem  Gerichtssekretär 
übermittelten  Gesuch,  in  dem  die  Einzelheiten  der  streitigen  Angelegenheit 
klargelegt  sind,  den  Gerichtshof  bitten,  darüber  eine  Untersuchung  einzu- 
leiten und  die  Entscheidung  zu  fällen. 

(4)  Ein  solches  Gesuch  soll  das  Siegel  und  die  Unterschriften  der 
Ausschussmitglieder  der  Vereinigung  tragen. 

(5)  Kein  solches  Gesuch  soll  ohne  eine  Resolution ,  die  in  einer 
gemäss  den  Statuten  besonders  zu  diesem  Zweck  einberufenen  Sitzung 
gefasst  wurde,  eingereicht  werden.  Auf  diese  Resolution  und  deren  Be- 
handlung finden  die       9«J  und  97  Anwendung. 

(fi)  Ein  solches  gebührend  überreichtes  Gesuch  soll  dem  Gerichtshofe 
von  dessen  Sekretär  übermittelt  werden.  Hält  der  Gerichtshof  den  Fall 
für  schwer  genug,  um  eine  Untersuchung  und  Schlichtung  einzuleiten,  so 
soll  er  den  Minister  davon  benachrichtigen  und  einen  Zeitpunkt  und  Ort 
bestimmen,  an  dem  die  Streitigkeit  wie  bei  einer  Ueberweisung  untersucht 
und  entschieden  werden  soll.  Der  Gerichtshof  hat  das  Recht  einen 
solchen  Fall  zu  untersuchen,  zu  entscheiden  und  einen  Schiedsspruch  zu 
fallen. 

(7)  Bei  der  Fällung  eines  im  vorhergehenden  §  genannten  Schieds- 
spruches soll  der  Gerichtshof  die  Gesetzesbestimmungen  über  Klassifikation 
des  Departements  der  Staatseisenbahnen  beachten. 

.  (8)  Bei  allen  Verhandlungen  vor  den  Gerichtshofe  kann  sich  der 
Minister  durch  irgend  einen  Beamten  seines  Departements,  den  er  hierzu 
ernannt,  vertreten  lassen. 

(9)  Alle  dem  Minister  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Ausgaben  und 
von  ihm  zu  zahlenden  Gelder  sollen  aus  den  vom  Parlament  zu  diesem 
Zwecke  bestimmten  Krediten  bezahlt  werden. 

(1<V)  Unter  keinen  Umstanden  soll  ein  Einigungsamt  Jurisdiktion 
über  den  Minister  oder  die  in  dessen  Departement  beschäftigten  Arbeiter 
ausüben. 

(11)  Ausser  im  Sinne  dieses  Abschnittes  soll   auch   kein  Schieds- 
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gerichtshof  die  Jurisdiktion  über  einen  Minister  oder  die  in  dessen  Depar- 
tement beschäftigten  Arbeiter  ausüben. 

(12)  Soweit  dies  nicht  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  dieses  sowie 
der  beiden  vorhergehenden  widerspricht,  soll  jede  solche  Arbeitervereini- 
gung der  Wohlthaten  dieses  Gesetzes  iu  gleicher  Weise  teilhaftig  werden, 
als  ob  der  Minister  ein  Unternehmer  und  das  Departement,  dessen  Minister 
er  ist,  eine  Unternehmung  wäre,  und  als  ob  die  in  einem  solchen  Departe- 
ment beschäftigten  Mitglieder  solcher  Vereinigungen  Arbeiter  wären. 

Verschiedenes:  110  [Bekanntmachung  in  der  Gazette  dient  als 
Beweis.]  111  [Dokumente,  die  das  Siegel  des  Gerichtshofes  tragen  sollen 
als  Beweis  dienen.]  112  [Verordnungsrecht  des  Gouverneurs.]  113  [Unbe- 
rührt hiervon  bleibt  der  Bezug  von  Gebühren,  die  an  Gerichtshöfe  zu 
zahlen  sind.]  114  [Durch  die  Regierung  verursachte  Unkosten  sind  aus 
den  hierfür  bestimmten  Geldern  zu  zahlen.]  115  [Gebührenfreiheit  für 
Registrierung.]  116  [Aufhebung  des  Gesetzes  von  1900.]  117  [Aburteilung 
von  Uebertretungen  im  Summarverfahren.]  118  [Registrierte  Vereinigungen 
oder  Gesellschaften  können  von  keinem  Gesetze  gegen  ungesetzliche  Ver- 
bände betroffen  werden.]  119  [Das  Gesetz  findet,  ausser  durch  §  107—109, 
keine  Anwendung  auf  die  Krone.] 

-1.  An  Act  for  the  Earlv  Closing  of  Shops,  and  to  regu- 
lato the  Hours  of  Employment  in  Shops  and  other  Places 
of  Business.    Assented  to  19th  Fobruary,  1902. 

Gesetz  vom  19.  Februar  1902,  betr.  den  Fruhladenschluss  und 
Regulierung  der  Arbeitszeit  in  Ladengeschäften  und  anderen  Unter- 
nehmungen. 

I.  Teil.  Einleitung. 

1.  [Abgekürzter  Titel:  Frühladenschlussgesetz,  1902.  Earlv  closing 
Act,  1902,] 

2.  [Definitionen  der  Begriffe: 

„Geschlossen"  („closed")  bedeutet  für  das  Publikum  und  den  Verkauf 
geschlossen.  „Bezirk"  ( „district")  wird  auf  dem  Verordnungswege  durch 
den  Gouverneur  bestimmt.  [„Minister",  „Erlass"  („proclamation").]  „Laden- 
geschäft" („shop")  ist  gleichbedeutend  mit  Platz,  Gebäude  oder  durch 
Scheidewand  abgetrennter  Teil  eines  Gebäudes,  Stand,  Zelt,  Fuhrwerk 
oder  Schiff,  sobald  darin  Waren  feilgeboten  werden  oder  der  CoifFeur- 
beruf  ausgeübt  wird.    [„Ladengehilfe".    „Ladenbesitzer".  „Wochentag".] 

II.  Teil.   Der  Ladenschluss. 

3.  [Bezirke.] 

4.  1)  Die  Zeit  des  Ladenschlusses  für  alle  Ladengeschäfte,  die  nicht 
im  Anhang  I  erwähnt  sind,  soll  in  jedem  Bezirk  und  in  jeder  Woche  sein : 

An  einem  der  Wochentage  1  Uhr 

n         n  "  1^  <« 

den  übrigen  4  Wochentagen  (J  „ 
und  alle  Ladengeschäfte  dürfen  an  jenen  Tagen  nicht  später  sch Hessen, 
als  zu  den  obengenannten  Stunden,  unter  welchen  joweilen  die  Nach- 
mittagsstunden gemeint  sind.  Die  Geschäfte  sollen  bis  8  Uhr  oder  irgend 
einer  anderen  Morgenstunde  des  nächsten  Wochentages,  die  vom  Gouverneur 
durch  Erlass  bestimmt  werden  soll,  geschlossen  bleiben.  • 

2)  a)  Wenn  nicht  gemäss  diesem  Gesetze  anderweitig  verfügt  wird, 
sollen  je  nach  der  Wahl  des  Ladeninhabers  die  Tage,    an    denen  um 
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I  Uhr  und  um  10  Uhr  geschlossen  wird,  der  Mittwoch  und  der  Sams- 
tag sein. 

b)  Wenn  der  Ladeninhaber  seine  Wahl  getroffen  hat,  soll  er  dem 
Minister  oder  der  vom  Minister  hierzu  bestimmten  Person  hiervon  eine 
Anzeige  in  der  Form  der  Beilage  II  erstatten.  Bis  er  in  der  obbemel- 
deten  Weise  solche  Anzeige  erstattet  hat,  wird  vom  Ladeninhaber  an- 
genommen werden,  dass  er  1  Uhr  als  den  Ladenschluss  des  Mittwochs 
und  10  Uhr  als  den  des  Samstags  bestimmt  hat. 

Nachdem  der  Inhaber  seine  Wahl  getroffen,  kann  er  eine  Aenderung 
nur  nach  3  Monaten  von  dem  Zeitpunkt  dieser  Wahl  an  vornehmen. 

c)  Wo  ein  Ladeninhaber  in  einem  Bezirk  zwei  und  mehr  Laden- 
geschäfte betreibt,  die  nicht  im  Anhang  I  erwähnt  sind,  sollen  alle  diese 
Geschäfte  am  selben  Tag  zur  selben  Zeit  geschlossen  werden. 

3)  Wenn  ein  solches  Ladengeschäft  an  einem  besonderen  Wochentage, 
sei  es  ein  öffentlicher  oder  ein  Bankfeiertag,  ganz  geschlossen  bleibt  nnd 
die  Gehilfen  während  des  ganzen  Tages  im  Laden  nicht  beschäftigt 
werden,  kann  das  Geschäft  am  Vorabend  bis  um  6  Uhr  offen  bleiben, 
wenn  der  Vorabend  auf  einen  Tag  fallt,  an  dem  sonst  um  1  Uhr  ge- 
schlossen wird;  und  wenn  es  sich  bei  dem  Feiertag  um  Weihnachten 
oder  Neujahr  handelt,  kann  am  Vorabend  im  obenerwähnten  Fall  der 
Laden  bis  um  10  Uhr  offen  gehalten  werden. 

5.  Die  Ladenbesitzer  können  durch  ihre  Mehrheit  (deren  Geschälte 
aber  nicht  im  Anhang  I  erwähnt  sein  dürfen)  in  irgend  einem  Bezirke  dem 
Minister  eine  Denkschrift  unterbreiten  in  der  Form  von  Beilage  III,  in 
welcher  sie  um  Aenderung  der  für  den  Einuhrschluss  und  Zehnuhrschluss 
bestimmten  Tage  oinkommen  können.  Daraufhin  kann  durch  einen  Er- 
lass  in  solchem  Bezirk  dementsprechend  oine  Aonderung  der  Tage,  an 
denen  um  10  Uhr  und  um  1  Uhr  geschlossen  wird,  angeordnet  werden. 

6.  Die  Schlusszeit  ftlr  alle  Coiffeurgeschäfte  in  irgend  einem  Bezirk 
soll  nicht  später  sein  als  Uhr  abends  an  allen  Wochentagen,  aus- 
genommen Samstags  und  die  Wochentage,  die  Weihnachten  und  Neujahr 
vorangehen. 

7.  [Steht  zu  irgend  einer  anderen  als  der  erlaubten  Zeit  ein  Laden 
offen,  so  soll  sein  Besitzer  als  der  Verletzung  dieses  Gesetzes  schuldig 
erkannt  werden.  Es  geschieht  dies  nicht,  wenn  Kunden,  die  unmittelbar 
vor  dem  Ladenschlüsse  sich  im  Laden  befanden,  während  der  auf  den 
Ladenschluss  folgenden  halben  Stunde  noch  bedient  werden.] 

8.  [Die  in  Anhang  I  erwähnten  Ladengeschäfte,  in  denen  auch  andere 
als  die  in  Anhang  I  genannten  Geschäfte  betrieben  werden,  sind  den 
Bestimmungen  der  in  demselben  nicht  erwähnten  Geschäfte  unterworfen.] 

ITT.  Teil.  Ladengehilfen. 

9.  Ein  Ladengehilfe  in  einem  in  Anhang  I  nicht  erwähnten  oder  in 
einem  zu  einem  solchen  Laden  gehörigen  Geschäfte  soll  nicht  länger  als 
eine  halbe  Stunde  über  die  zum  Schlnss  des  Geschäftes  bestimmte  Zeit 
hinaus  beschäftigt  werden.  Dieses  Verbot  orstreckt  sich  auf  die  ganze 
Zeit  bis  zum  Geffnen  des  Geschäftes  am  Morgen  des  nächsten  Wochentages. 

Es  wird  hierbei  vorausgesetzt,  dass  der  Inhaber  einen  Gehilfen  an 
12  Wochentagen  während  eines  halben  Jahres  für  eine,  3  Stunden  nicht 
tiberschreitende"  Zeitdauer  nach  den  gemäss  diesem  Gesetze  für  den 
Ladenschluss  bestimmten  Stunden  beschäftigen  kann.  Diese  12  Wochen- 
tage dürfen  weder  solche  Tage  sein,  an  denen  um  1  Uhr  oder  um  10  Ihr 
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geschlossen  wird,  noch  öffentliche  oder  Bankfeiertage  des  Bezirkes.  Die 
Zeitdauer  von  3  Stunden  darf  die  in  diesem  Artikel  festgesetzte  Er- 
holungsstunde nicht  miteinbegreifen,  der  Laden  muss  während  dieser  Zeit 
geschlossen  bleiben  und  den  also  beschäftigten  Gehilfen  eine  Ruhepause 
von  einer  Stunde  gewährt  werden. 

10.  Alle  Ladengehilfen,  die  Angestellte  von  Engros-  oder  Kommissions- 
geschäften sind  oder  von  Geschäften,  für  die  der  LT.  Teil  nicht  Geltung 
hat,  sollen  jede  Woche  Recht  auf  einen  halben  Ruhetag  haben.  Dieser 
Ruhetag  beginnt  um  l/22  Uhr  und  entfällt  in  den  Wochen,  in  die  ein 
ganzer  oder  halber  öffentlicher  oder  Bankfeiertag  fällt. 

Hierbei  wird  vorausgesetzt,  dass  Gehilfen,  die  in  Gasthäusern, 
Restaurants,  Schank-  und  Speisewirtschaften  angestellt  sind,  der  halbe 
Ruhetag  von  1/tS  Uhr  an  gewährt  wird. 

Den  Friseurgehilfen  soll  der  halbe  Ruhetag  an  einem  der  Tage  ge- 
währt werden,  an  welchen  die  Geschäfte,  auf  die  sich  Teil  LT  bezieht, 
innerhalb  des  Bezirkes  geschlossen  werden. 

11.  Jeder  Ladengehilfe,  der  in  einem  Laden  oder  in  einem  zu  einem 
Laden  gehörigen  Geschäfte  in  irgend  einem  Bezirke  beschäftigt  ist,  soll 
zum  Mittagessen  eine  Stunde  zwischen  12  Uhr  mittags  und  3  Uhr  nach- 
mittags frei  haben.  Ebenso  soll  ihm  an  den  Abenden,  an  denen  der 
Laden  nach  V,7  Uhr  offen  bleibt,  eine  Stunde  zwischen  5  Uhr  und  7  Uhr 
zum  Thee  freigegeben  werden. 

12.  Kein  Ladenbesitzer  soll  in  oder  in  Verbindung  mit  seinem  Ge- 
schäft irgend  welche  weibliche  oder  jugendliche  Person  unter  IC  Jahren 
länger  als  9  Stunden  im  Tag  beschäftigen,  die  Mahlzeiten  ausgeschlossen. 
An  einem  der  Wochentage  darf  die  Arbeitszeit  12  Stunden  betragen,  aber 
in  der  Woche  die  Zahl  von  53  Stunden  mit  Ausschluss  der  Mahlzeiten 
nicht  übersteigen. 

IV.  Teil.  AnhaDg. 

13.  Der  Minister  kann  von  Zeit  zu  Zeit  Inspektoren  ernennen  oder 
entlassen  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Jeder  In- 
spektor muss  mit  einer  Bescheinigung  seiner  Ernennung  versehen  werden. 

14.  [Vollmachten  der  Inspektoren.] 

15.  [Widersetzlichkeit  gegen  die  Inspektoren  wird  als  Zuwiderhandlung 
gegen  dieses  Gesetz  behandelt.] 

16.  In  jedem  Laden  muss  der  Besitzer  einen  Anschlag  anbringen, 
enthaltend : 

a)  den  Geschäftsnamen  des  Besitzers; 

b)  die  Ladenschlusszeit ; 

c)  die  Arbeitsstunden  der  Gehilfen ; 

d)  die  Ueberstunden  gemäss  Art.  9;, 

e)  den  Tag,  an  welchem  die  Gehilfen  zu  einem  freien  Nachmittag 
gemäss  den  Verfügungen  von  Art.  10  berechtigt  sind. 

Dieser  Anschlag  soll  zu  jeder  Zeit  sichtbar  und  zugänglich  bleiben, 
auch  soll  er  dem  Inspektor  auf  Verlangen  vorgezeigt  werden. 

17.  [Der  Aufenthalt  eines  Gehilfen  in  einem  Laden  soll  als  genügen- 
der Beweis  dafür  gelten,  dass  er  zu  dieser  Zeit  darin  beschäftigt  war.] 

18.  [Wenn  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  der  Geschäfts- 
inhaber den  Beweis  erbringt,  dass  eine  andere  Person  daran  Schuld  trägt, 
so  soll  diese  andere  Person  die  Verantwortung  tragon  und  gegen  sie  vom 
Inspektor  direkt  vorgegangen  werden.] 
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19.  Die  Bussen  sollen  nicht  mehr  als  5  £  und  im  Wiederholungs- 
falle nicht  mehr  als  50  £  betragen.] 

20.  [Ermächtigung  den  Gouverneurs,  Verfügungen  zu  erlassen  und  für 
die  Uebertretung  derselben  Bussen  unter  dem  Betrag  von  5  £  festzu- 
stellen.] 

21.  [Modus  für  Anzeigen  von  Gesetzesübertretungen.] 

22.  Dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  irgend  einen  Bazar, 
in  dem  Waren  mit  der  Bestimmung  verkauft  oder  feilgeboten  werden, 
dass  der  Reinertrag  zu  religiösen ,  wohlthätigen  oder  gemeinnützigen 
Zwecken  verwandt  werde. 

23.  Der  Gouverneur  kann  durch  Erlass  die  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes, sofern  es  sich  auf  die  Zeit  des  Ladenschlusses  bezieht,  vorüber- 
gehend aufheben. 

Anhang  1. 

Apotheker  und  Droguisten.  |  Cigarrengeschäfte. 

Restaurationen,   Speise-  und  Trink-  j  Zeitungsgeschäfte    und  Nachrichts- 
wirtschaften, agenturen. 

Papeterien  und  Buchläden. 
Bücherstände  an  Bahnhöfen. 
Blumenläden. 
Leichenbestattor. 

Wirtschaften,  für  welche  eine  Ge- 
neral-,  eine  Strassen-  oder  eine 
Gasthanskonzession  erteilt  worden 
ist. 


Ess  Warengeschäfte. 
Konfektionsgeschäfte. 
Metzgerläden. 
Fisch-  und  Austernladen. 
Backerläden. 
Fruchtläden. 
Gemüseläden. 

Milchläden  und  Molkoreien. 
Friseurgeschäfte  (Art.  6). 

[Beilage  II  und  Beilage  III :  Formulare  für  Anzeigen  und  Gesuche.] 

British  Columbia. 

1.  An  act  to  amend  the  „Master  and  Servant  Act", 
2  Ist  June,  1  902.    Revis.Stat.  c.  131,  1  Edw.  7,  ch.  44. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmergesetzes 
vom  2L  Juni  1902. 

1)  Dieses  Gesetz  soll  als  „Master  and  Servant  Act  Amendment  Act. 
1902"  zitiert  werden. 

2)  Dieses  Gesetz  findet  nur  auf  Städte  oder  Gemeinden  mit  mehr  als 
3<H)0  Einwohnern  Anwendung. 

3)  Wenn  dreissig  oder  mehr  Arbeiter  oder  Dienstboten,  die  bei  einer 
Arbeit  oder  in  einem  Betrieb  von  einem  Arbeitgeber  beschäftigt  werden, 
schriftlich  von  diosem  den  Abzug  einer  bestimmten  Summe  von  ihren 
Löhnen  zur  Bestreitung  ärztlicher  Behandlung  verlangen,  so  ist  dieser 
Arbeitgeber  verpflichtet,  einem  solchen  Ansuchen  unverzüglich  Folge  zu 
leisten.  Ueber  den  Betrag  dieser  Summe  haben  sich  die  Arbeiter  oder 
Dienstboten  mit  dem  von  ihnen  gewählton  Arzte  zu  verständigen. 

4)  Sobald  das  erwähnte  Ansuchen  gestellt  worden,  soll  jeder  bei 
dieser  Arbeit  oder  in  dem  Betriebe  beschäftigte  Arbeiter  oder  Dienst- 
bote in  ein  zu  diesem  Zwecke  vom  Arbeitgeber  zu  haltendes  Buch  den 
Namen  eines  qualifizierten  Arztes,  von  dem  er  behandelt  zu  werden 
wünscht,  eintragen.  Ein  solcher  Arbeiter  oder  Diener  hat  das  Recht, 
jederzeit  nach  vorheriger  oinmonatlicher  Anzeige  bei  dem  Unternehmer 
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den  Namen  des  behandelnden  Arztes  zu  ändern.  Der  Arbeitgeber  ist 
verpflichtet,  die  in  der  angegebenen  Weise  abgezogene  Summe  dem  so 
bezeichneten  Arzte  auszuzahlen ;  er  darf  keine  andere  Summe  für  ärztliche 
Behandlung  von  dem  Lohne  eines  Arbeiters  oder  Dieners  abziehen. 

5)  Ein  Arbeitgeber,  der  sich  weigert,  den  Bestimmungen  der  beiden 
vorhergehenden  Paragraphen  nachzukommen  oder  der  durch  seinen  Einfluss 
oder  Einschüchterung  auf  die  Wahl  eines  Arztes  einzuwirken  sucht,  soll 
mit  einer  Geldstrafe  von  fünfzig  Dollars  für  jede  Verletzung  belegt  werden. 
Eine  solche  Geldstrafe  wird  bei  KlagefUhrung  durch  irgend  eine  Person 
gemäss  den  Bestimmungen  des  „Suramary  Convictions  Act4'  auferlegt. 

2.  Au  Act  to  secure  pavment  of  wages  for  labor  p er- 
forme d  in  the  construction  of  public  works.  21  st  June  10<>2. 
chap.  71. 

Gesetz  sur  Sicherung  der  Auszahlung  der  für  die  Verrichtung  von 
öffentlichen  Arbeiten  bestimmten  Löhne. 

1)  Dieses  Gesetz  kann  als  Public  Works  Wages  Act  1902  bezeichnet 
werden. 

2)  Wenn  ein  Unternehmer  oder  Subunternehmer,  der  mit  der  Regierung 
S.  M.  oder  mit  einem  von  S.  M.  ermächtigten  Mitgliede  der  Exekutiv- 
behörde von  Britisch  Columbia  einen  Vertrag  über  die  Ausführung  von 
öffentlichen  Arbeiten  abgeschlossen  hat,  nicht  im  stände  ist,  die  für  die 
Verrichtung  solcher  Arbeiten  an  Werkführer,  Arbeiter  und  Hilfsarbeiter 
bestimmten  Löhne  oder  den  erwähnten  Personen  oder  einer  Abteilung  der 
bei  solchen  Unternehmungen  beschäftigten  Arbeiter  die  für  die  ausgeführte 
Arbeit  bestimmten  Beträge  auszuzahlen,  so  ist  das  Mitglied  der  Exekutiv- 
behörde gehalten,  wenn  die  Forderungen  dieser  Löhne  und  Beträge  im  Amte 
dieser  im  Namen  des  Staates  kontraktschliessenden  Person  eingereicht 
werden,  oder  wenn  es  die  Oberaufsicht  für  die  Einhaltung  der  Kontrakt- 
bestimmungen hatte,  nicht  später  als  2  Monate  nach  Verfallzeit  der  For- 
derungen, und  wenn  genügende  Beweise  vorhanden  sind,  diese  Forderungen 
im  Ausmasse  der  zur  Zeit  ihrer  Einreichung  zur  Verfügung  des  Staates 
betindlichon  Gelder  und  Wertpapiere  auszahlen  zu  lassen. 

3)  Dasselbe  Mitglied  der  Exekutivbehörde  ist  ermächtigt,  alle  Unter- 
nehmer und  Subunternehmer  von  öffentlichen  Arbeiten  schriftlich  aufzu- 
fordern, spätestens  bis  zum  15.  eines  jeden  Monats  eine  Liste  im  Amte 
des  erwähnten  Mitgliedes  der  Exekutivbehördo  von  Britisch  Columbia 
einzureichen,  enthaltend :  die  Namen,  die  Lohnsätze,  den  Betrag  der  durch 
Werkführer,  Arbeiter,  Hilfsarbeiter  und  Arbeiterabteilungen  für  ausge- 
führte Arbeit  für  Rechnung  des  Unternehmers  oder  Subunternehmers  be- 
zahlten, schuldigen  und  unbezahlten  Löhne  im  laufenden  Monate.  Eine 
solche  Liste  soll  vom  Unternehmer,  Subunternehmer  oder  von  seinem  er- 
mächtigton Beamten  eidlich  oder  durch  gesetzliche  Erklärung  beurkundet 
werden. 

4)  Jeder  Unternehmer  oder  Subunternehmer,  der  trotz  der  erwähnten 
Aufforderung  seiner  Verpflichtung  der  Einsendung  der  in  §  3  vorge- 
schriebenen Liste  nicht  nachkommt,  kann  mit  einer  Geldbusse  von  höchstens 
100  Dollars  und  wenigstens  10  Dollars  für  jeden  Tag,  während  welchen 
die  Nichterfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  dauert,  belegt  werden.  Der 
Betrag  solcher  Geldbusson,  deren  Ausmass  vom  erwähnten  Mitgliede  dor 
Exekutivbehörde,  das  die  Verrichtung  der  fraglichen  Arbeiten  unter  sich 
hat,  bestimmt  werden  soll,  wird  von  den  in  Händen  des  Staates  deponierten 
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oder  dem  Unternehmer  gehörigen  Bargeldern  und  Wertpapieren  abgezogen 
und  dem  Staate  zugesprochen. 

f>)  Wenn  ein  Subunternehmer  die  Eingabe  einer  solchen  Liste  unter- 
lassen hat,  so  wird  die  Geldbusse,  die  demselben  für  die  Nichterfüllung 
seiner  Verbindlichkeiten  auferlegt  worden  ist,  nebst  Kosten  auf  Grund 
des  durch  Klage  des  StAates  erfolgten  Urteils  eines  kompetenten  Gerichtes 
gedeckt. 

6)  Wenn  die  Gewährung  von  Geld.  Subsidien,  Vorschüssen,  Darlehen 
oder  Tantiemen  den  Geschäften  oder  Personen  für  die  Konstruktion  von 
Eisenbahnen  oder  die  Verrichtung  anderer  Arbeiten  durch  die  Gesetz- 
gebung bewilligt  worden  ist,  so  wird  angenommen,  falls  dies  nicht  im 
Widerspruch  mit  der  Gosotzgebung  steht,  dass  so  viel  von  diesem  Gelde 
zurückbehalten  werden  kann,  als  der  Staatsrat  für  nötig  findet,  um  die 
Zahlung  der  Lohnforderungen  der  für  Rechnung  dieser  Gesellschaften  und 
Personen  bei  den  genannten  Eisenbahnunternehmungen  und  anderen 
Arbeiten  beschäftigten  Arbeitern  und  der  schuldigen  und  schuldig  werdenden 
Betrage  der  einzelnen  Arbeiterabteilungen  für  verrichtete  Arbeit  zu  sichern. 
Und  wenn  das  Mitglied  der  Exekutivbehörde,  welches  beauftragt  worden 
ist,  darüber  zu  wachen,  dass  die  Bedingungen,  zu  welchen  diese  Hilfe  gewährt, 
und  dass  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  genau  befolgt 
werden,  davon  in  Kenntnis  gosotzt  wird,  dass  Löhne  unbezahlt  geblieben 
sind  und  noch  30  Tage  nach  erfolgter  Anzeige  unbezahlt  blieben,  so  wird 
der  Staatsrat,  wenn  es  erwicson  ist,  dass  diese  Forderungen  wirklich  un- 
bezahlt und  schuldig  sind,  veranlassen,  dass  dieselben  samt  den  entstandenen 
Kosten  aus  dem  zurückbehaltenen  Betrage  bezahlt  werden. 

7)  Jede  auf  Grund  der  allgemeinen  oder  auf  Grund  von  Specialgesetzen 
konstituierte  Gesellschaft  haltet  für  die  durch  Verrichtung  von  Arbeiten 
in  der  Provinz  an  alle  Werkführor,  Arbeiter.  Hilfsarbeiter  und  Arbeiter- 
abteilungen zu  bezahlenden  Löhne,  gleichgiltig  ob  die  Arbeiter  unmittelbar 
durch  die  Gesellschaft  oder  nur  durch  einen  Subunternehmer  angestellt 
sind.  Doch  soll  diese  Vorschrift  in  keiner  Weise  den  Rechten  der  Geltend- 
machung der  Ansprüche  irgend  eines  Arbeiters  gegen  einen  Unternehmer 
oder  Subunternehmer  gemäss  irgend  einem  anderen  Gesetze  präjudizieren 
oder  ihn  benachteiligen. 

8)  Wenn  ein  Unternehmer  oder  Subunternehmer  die  Zahlung  der 
Löhne  an  solche  Werkführer,  Arbeiter  und  Hilfsarbeiter  unterlässt,  so  soll 
spätestens  2  Monate  nach  Verfällzeit  dieser  Löhne  ein  Anzeige,  welche 
die  Namen  und  den  an  die  Anspruchsbereehtigten  schuldigen  Betrag  ent- 
hält, der  Gesellschaft  zugestellt  werden :  wird  die  Eingabe  einer  solchen 
Anzeige  versäumt,  so  erlischt  der  unter  §  7  dieses  Gesetzes  erwähnte 
Anspruch;  die  genannte  Anzeige  und  etwaige  Mahnungen,  Anzeigen  und 
ähnliche  Verfahren  zu  Verfolgung  der  unter  §  7  dieses  Gesetzes  erwähnten 
Forderungen  zu  Lasten  der  Gesellschaft  sollen  dem  Vorsitzenden,  seinem 
Stellvertreter,  dem  Sekretär.  Geschäftsführer,  Direktor,  Oberaufseher,  lii- 
genieur  oder  einem  ermächtigten  Beamten  der  Gesellschaft  zugestellt  oder 
bei  irgend  einer  erwachsenen  Person  im  Geschäftslokal  oder  an  ihrem 
üblichen  Wohnorte  einer  der  vorgenannten  Personen  hinterlegt  werden. 

3.  An  act  to  amend  the  „Goal  Min  es  Regulation  Act**, 
2  Ist  June,  1  »0  2. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Kohlenbergwerkgesetzes  vom 
21.  Juni  1902,  oh.  47. 
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1.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Coal  Miues  Regulation  Act  Amendment 
Act.  1902"  zitiert  werden. 

2.  Der  Coal  Mines  Regulation  Act  ch.  138  der  Revidierten  Gesotzes- 
vorschriften  von  1807  wird  hiermit  durch  Hinzufügung  der  folgenden  Be- 
stimmungen abgeändert : 

„23  A.  Wenn  eine  Majorität  von  Bergarbeitern,  die  in  einer  dienern 
Gesetze  unterstehenden  Kohlengrube  beschäftigt  sind  und  einen  Wäge- 
meister angestellt  haben,  schriftlich  vom  Eigentümer,  Agenten  oder  Leiter 
vorlangt,  dass  der  Lohn  dieses  Wägemeisters  direkt  durch  das  Bureau  des 
Bergwerks  bezahlt  werde,  so  soll  dor  genannto  Eigentümer,  Agent  oder 
Leiter  von  den  den  Grubenarbeitern  zukommenden  Lohnen  einen  zur  Be- 
zahlung des  Lohnes  des  Wägemeisters  hinreichenden  Betrag  pro  rata  von 
Zeit  zu  Zeit  zurückhalten  und  diesen  nach  Art  der  Auszahlung  an  die 
Grubonarboitor  dem  Wägemeister  auszahlen." 

3.  §  82  des  erwähnten  Gesetzes  wird  hiermit  abgeändert  durch 
Hinzufügung  dor  folgenden  Bestimmung: 

„Vorschrift  17  A.  Ein  hinreichender  Vorrat  von  Grubenholz  soll  be- 
ständig auf  jedem  Arbeitsplatz  auf  bewahrt  worden ;  wo  das  nicht  thunlich 
ist,  ist  das  Holz  auf  dem  geeignetsten  benachbarten  Platze  aufzubewahren, 
um  für  die  Sicherheit  der  in  der  Grube  beschäftigten  Personen  Vorsorge 
zu  treffen." 

4.  An  act  to  further  amend  the  „Coal  Mines  Regulation 
Act",  2  Ist  June,  1902.    ch.  48. 

Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Kohlenbergwerkgesetzes  jvom 
21.  Juni  1902. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Coal  Mines  Regulation  Act  Further 
Amendment  Act,  1902"  zitiert  werden. 

2.  Art.  34  dos  $  82  des  Kapitels  138  der  Revidierten  Bestimmungen 
von  1897,  welches  das  Kohlenbergwerkgesetz  enthält,  wird  aufgehoben 
und  ersetzt  durch: 

„Art.  34.  Kein  Chinese,  Japaner  oder  eine  andere  Person,  die  des 
Englischen  nicht  mächtig  ist,  soll  in  den  diesem  Gesetze  unterstehenden  Gruben 
einen  verantwortungsvollen  oder  Vertrauensposten  bekommen  odor  inne- 
haben, wenn  durch  die  Unwissenheit,  Sorglosigkeit  oder  Nachlässigkeit 
der  diesen  Posten  bekleidenden  Person  Leben  oder  Gesundheit  eines  in 
oder  bei  einer  Grube  Beschäftigten  gefährdet  werden  könnte.  Zu  den 
genannten  Stellungen  goliören  die  eines  Abnehmers  (an  Schächten).  An- 
schlägers, Zeichengebers,  Bremsers,  Weichenwärters,  Heizers,  Maschinen- 
wärters oder  Beschäftigung  unter  Tage  an  der  Winde  einer  Senkgrube. 

5.  An  Act  relating  to  the  omployment  on  Works  carried 
on  under  Franchises  granted  bv  Private  Acts,  21.  June. 
1902,  chap.  3  8. 

Gesetz  vom  21.  Juni  1902  über  Arbeitsbedingungen  in  den  duroh 
Gesetz  konzessionierten  Unternehmen. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Labour  Regulation  Act,  1902"  bezeichnet 
werden. 

2.  Unter  Arbeitgebor  sind  juristische  wie  nichtjuristische  Personen  zu 
verstehen. 

Unter  den  Begriff  Arbeiter  fallen  alle  Personen,  die  mit  einer  Arbeit, 
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auf  welche  dieses  Gesetz  anwendbar  ist,  beschäftigt  sind,  mag  dies  Hand- 
oder andere  Arbeit  oder  deren  Anstellung  mündlich  oder  schriftlich  er- 
folgt sein. 

8.  Dieses  Gesetz  findet  auf  Personen,  die  im  Besitze  eines  dem  im 
Zusatzartikel  dieses  Gesetzes  enthaltenen,  vom  Provinzialsekretär  oder 
einem  anderen  vom  Staatsrat  betrauten  Beamten  unterfertigten  Zeugnisses 
sind,  keine  Anwendung. 

4.  In  allen  Fällen,  in  welchen  durch  gesetzliche  Bestimmungen  der 
laufenden  oder  späteren  Sessionen  beschlossen  werden  sollte ,  Personen 
oder  juristischen  Personen  das  Recht  zu  geben,  zu  gewähren  und  zu  be- 
stätigen, Brücken  zu  bauen,  Eisen-  und  Trambahnen,  Chausseen,  Telegraph- 
und  Telephonlinien  zu  errichten  und  auszubeuten,  Häfen,  Kanäle,  Schleusen, 
Dämme  und  ähnliche  Bauten  zu  unternehmen  und  auszubessern,  das  Fahr- 
recht und  das  Recht,  Handel,  Geschäfte  und  Berufe  zu  treiben,  oder 
solchen  Personen  oder  juristischen  Personen  besondere  Eigenschaften, 
Rechte  und  Privilegien  etc.  zu  geben,  zu  gewähren  und  zu  bestätigen,  soll 
kein  Arbeitgeber  Arbeiter  engagieren  oder  beschäftigen  oder  erlauben, 
dass  dieselben  engagiert  oder  beschäftigt  werden  und  in  Zusammenhang 
und  Beziehung  mit  irgend  einer  der  durch  das  Gesetz  gewährten,  be- 
stätigten und  ermächtigten  Arbeiten,  Rechte,  Geschäfte  und  Unterneh- 
mungen ausüben,  wenn  irgend  einer  der  Arbeiter  nicht  imstande  ist,  einem 
hierzu  legitimierten  Beamten  auf  dessen  Aufforderung  dieses  Gesetz  in 
einer  europäischen  Sprache  vorzulesen. 

[Zuwiderhandlungen  des  Arbeitgebers  gegen  dieses  Gesetz  können 
mit  einer  Geldbusse  von  10 — 25  Dollars,  bei  Zahlungsweigerung  mit 
Exekution  und,  falls  diese  nicht  ausreicht,  mit  Gefängnis  von  nicht  über 
30  Tagen  bestraft  werden.  Den  gleichen  Strafen  unterliegen  Subunter- 
nehmer, Direktoren,  Beamte  etc.] 

5.  Der  Angeklagte  kann  für  jeden  weiteren  Beschäftigungstag  von 
solchen  Arbeitern  mit  besonderen  Strafen  belegt  werden. 

0.  Bei  Verletzung  dieses  Gesetzes  obliegt  dem  Unternehmer  die 
Beweislast,  dass  der  betreffende  Arbeiter  nicht  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  zuwider  beschäftigt  worden  ist. 

7.  Etwaige  Bestimmungen,  welche  in  den  Abkommen  der  genannten 
Unternehmen  oder  Subuntemehmungen  enthalten  sind  und  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  zuwiderlaufen,  werden  durch  das  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes gesetzwidrig  und  nichtig. 

8.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sollen  bei  jeder  derartigen  gesetz- 
lichen Konzessionierung  einen  integrierenden  Bestandteil  derselben  bilden 
und  es  sollen  durch  sie  auch  die  Obligationäre  und  alle  Personen,  die  auf 
irgend  eine  Art  und  Weise  an  einem  solchen  Unternehmen  interessiert 
sind,  gebunden  sein. 

9.  Durch  eine  absichtliche  Verletzung  dieses  Gesetzes  werden  durch 
ein  solches  Unternehmen  alle  Rechte  und  Privilegien  verwirkt,  die  dem- 
selben durch  die  gesetzliche  Konzession  gewährt  worden  sind.  Doch  soll 
eine  solche  Verwirkung  nur  auf  Antrag  des  Generalanwaltes  beim  Obersten 
Gerichtshofe  von  Britisch  Columbia  platzgreifen. 

10.  Der  Staatsrat  kann  mit  der  wirksamen  Durchführung  dieses  Ge- 
setzes den  Chef  Her  Provinzialpolizei  sowie  jeden  Polizisten  oder  andere 
Personen  betrauen. 
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6.  An  Act  to  regulato  t  h  e  E  m  p  1  o  y  in  e  n  t  of  Labour  upon 
Subsidised  works.    2  1.  June  1  902,  ch.  39. 

Gesetz  vom  21.  Juni  1802,  betreffend  die  Begelang  der  Arbeits- 
bedingungen bei  subventionierten  Unternehmungen. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  die  „Subsidised  Works  Labour  Regulation 
Act,  1902"  bezeichnet  werden. 

2.  Ohne  Rücksicht  auf  etwaige  andere  Bestimmungen,  welche  die 
Gesetzgebung  von  Britisch  Columbien  in  der  laufenden  Session  beschlossen 
hat  oder  später  beschliessen  wird,  es  sei  denn,  dass  durch  solche  Be- 
schlüsse ausdrücklich  die  Wirksamkeit  des  nachstehenden  Gesetzes  auf- 
gehoben wird,  darf  der  Staatsrat  Personen,  Firmen  und  Gesellschaften 
bei  der  Vergebung  von  Eisenbahnbauten  oder  anderer  Arbeiten  keine 
Geldunterstützungen  und  Bürgschaften  gewähren  oder  Wegservituten  auf 
Grundstücke  der  Provinz  einräumen,  wenn  diese  Personen,  Firmen  und 
Gesellschafton  nicht  vorher  mit  dem  Staatsrat  ein  Abkommen  über  die 
Arbeitsbeitsbedingungen  bei  den  fraglichen  Eisenbahnen  und  anderen 
Unternehmen  getroffen  haben,  dessen  Termine  und  Bedingungen  der  Staatsrat 
für  gut  und  richtig  befunden  und  für  deren  strikte  Einhaltung  dem 
Staatsrate  genügende  Sicherheit  durch  Deponierung  von  Wertpapieren  oder 
Bargeld  gewahrleistet  worden  ist. 

7.  An  Act  respecting  Deception  in  Procuring  Workmen 
or  Employees,  Juni,  21  ~  1902.    1  Edw.  ch.  75. 

Gesetz  Über  betrügerische  Vorspiegelungen  bei  Einstellung  von 
Arbeitern  oder  Angestellten.    21.  Juni  1902. 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  die  „Deceived  Workmen's  Act,  1902"  be- 
zeichnet werden. 

2.  Es  soll  den  in  dieser  Provinz  Geschäfttreibenden  gesetzlich  unter- 
sagt sein,  persönlich  oder  durch  Agenten  oder  Vertreter  Arbeiter  zu 
beeinflussen,  zu  üborreden,  zu  veranlassen  oder  zu  verpflichten,  ihre  An- 
stellung gegen  eine  andere  in  dieser  Provinz  zu  vertauschen,  oder  Arbeiter 
irgend  eines  Berufes  zur  Durchführung  der  irgendwo  zu  verrichtenden 
Arbeiten  daselbst  unterzubringen,  sofern  solche  Anstellungen  mittelbar  odor 
unmittelbar  durch  betrügerische  Vorspiegelungen,  verlogene  Annoncen  und 
unrichtige  Angaben  über  Art  und  Charakter  der  auszuführenden  Arbeiten, 
über  die  hierfür  zu  bezahlenden  Löhne,  sanitarischen  und  sonstigen  Verhält- 
nisse dieser  Beschäftigung  und  über  die  zur  Zeit  oder  unmittelbar  vor  Anstel- 
lung solcher  Arbeiter  zwischen  doni  Arbeitgeber  und  den  Arbeitern  bestehen- 
den oder  nichtbestehenden  Strikes  oder  anderen  Differenzen  erfolgt  sind. 

3.  Arbeiter  dieser  Provinz  oder  aus  Orten  ausserhalb  der  Provinz, 
die  durch  die  im  if  2  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Personen  und  Gesell- 
schaften durch  Anwendung  der  daselbst  verbotenen  Mittol  beeinflusst. 
überredet,  veranlasst  und  verpflichtet  worden  sind,  ihre  Stollung  zu 
ändorn,  sind  berechtigt,  für  Verluste,  die  sie  infolge  betrügerischer 
Vorspiegelungen,  falscher  Annoncen  und  unrichtiger  Angaben  erlitten, 
von  den  Personen,  die  dieselben  mittelbar  oder  unmittelbar  verschuldet 
haben,  vollen  Schadenersatz  zu  beanspruchen. 

4.  Es  soll  den  in  der  Provinz  geschäfttreibenden  Personen  gesetzlich 
untersagt  sein,  persönlich  oder  durch  Agenten  oder  Vertreter  Arbeiter  zu 
beeinflussen,  zu  überreden  oder  zu  veranlassen,  ihre  Stellung  nicht  gegen 
eine   andere   in   der  Provinz  zu  tauschen   und  Arbeiter  zu  beeinflussen. 
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überreden  und  veranlassen,  sich  von  dieser  Provinz  zu  entfernen  durch 
betrügerische  Vorspiegelungen,  falsche  Benachrichtigungen  und  unrichtige 
Angaben :  a)  über  Art  und  Charakter  der  auszuführenden  Arbeiten,  die  hier- 
für zu  bezahlenden  Löhne  und  die  sanitarischen  und  sonstigen  Vorhältnisse 
dieser  Beschäftigung  oder  b)  über  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  eines 
Strikes  oder  anderer  Differenzen   zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern. 

5.  Arbeiter  dieser  Provinz,  die  infolge  der  durch  §  4  dieses  Gesetzes 
verbotenen  Handlungen  einen  Schaden  orlitton  haben ,  sind  berechtigt, 
vollen  Schadenersatz  von  denjeuigon  Personon  zu  beanspruchen,  die  durch 
betrügerische  Vorspiegelungen,  falsche  Angabe  und  unrichtige  Mitteilungen 
sie  zu  einer  Aenderung  ihrer  Stellung  zu  ihrem  Nachteile  veranlassten. 

8.  An  act  to  regulato  immigratiou  into  British  Columbia. 
2  1  June,  1  9  02. 

Gesetz  aur  Rogelang  der  Einwanderung  nach  British  Columbia 
vom  21.  Juni  1902. 

[Berechtigung  des  Parlaments  von  Canada  zum  Erlass  von  Gesetzen 
über  Landwirtschaft  in  den  oder  Einwanderung  in  die  Provinzen  auf 
Grund  des  „British  North  America  Act  181)7".] 

1.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Einwanderungsgesetz  für  British  Columbia 
vom  Jahre  1902"  (British  Columbia  Immigration  Act,  1902)  zitiert  werden. 

2.  [Definition  des  Wortes  Magistrat  (Magistrate).] 

3.  [Dieses  Gesotz  findet  keine  Anwendung  auf 

a)  Besitzer  eines  von  einer  kompetenten  Persönlichkeit  für  die  Ein- 
wanderung ausgestellten  Zeugnisses, 

b)  ausdrücklich  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  durch  Unter- 
schrift des  Provincial  Secretarv  ausgenommene  Personen, 

c)  Sr.  Majestät  Land-  und  Seesoldaten, 

d)  Offiziere  und  Mannschaft  irgend  eines  Kiegsschiffes  irgend  einer 
Regierung, 

e)  gehörig  beglaubigte  Gesandte, 

f)  Personen,  deren  Einwandorungsbedingungen  bestimmt  oder  deren 
Verweisung  durch  Parlainentsbesohluss  befohlen  wurde.] 

•1.  Die  Einwanderung  einer  Person  nach  British  Columbia,  die  auf 
Verlangen  eines  hierzu  eingesetzten  Beamten,  sich  als  unfähig  erweist, 
in  einer  europäischen  Sprache  ein  Gesuch  an  den  Provincial  Secretarv 
der  Provinz  British  Columbia  in  der  vorgeschriebenen  Form  abzufassen 
und  zu  unterzeichnen,  und  irgend  eine  ihr  von  dem  gemäss  dieses  Gesetzes 
ernannten  Beamten  auferlegte  Probe  zu  lesen,  ist  verboten. 

5.  [Anzeigepflicht  der  Beamten  im  Uebertretungsfalle.  Strafbostimmungen.] 

6.  Ein  Einwanderer,  der  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
nach  British  Columbia  einwandert  oder  dort,  angetroffen  wird,  soll  keine 
Konzession  zur  Führung  eines  Geschäftes  oder  Ausübung  eines  Berufes, 
das  oder  der  den  Bestimmungen  der  gesetzgebenden  Behörde  von  British 
Columbia  unterstellt  ist,  erhalten.  Auch  soll  er  kein  Land  erwerben  oder 
innehaben  dürfen,  noch  irgend  eines  von  den  Rechten  oder  Vorrechten 
des  freien  Schurfos,  noch  ein  Zeugnis  oinos  solchen  erhalten.  Er  hat 
ferner  kein  Recht  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes,  und  jede  Konzession  oder 
Wahlrecht,  das  im  Widerspruch  mit  diesem  Gesetze  erlangt  wurde,  soll 
ungültig  sein. 

7.  [Strafbestimmungen  für  Unterstützung  widerrechtlicher  Einwande- 
rung durch  Personen  oder  Gesellschaften.] 
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8.  [Kompetenz  des  Lieutnant-Gouvernor  in  Council  zur  Ernennung 
und  Entlassung  von  Beamten  für  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  und 
zum  Erlass  von  Ausführungsbestiinmungen.] 

• 

9.  An  Act  respecting  Compensation  to  Workraen  for 
Accidental  Injuries  suffered  in  the  course  of  their  em- 
plo  yment. 

H&ftpflichtgesetz  für  Betriebsunfälle  der  Arbeiter,  21.  Juni  1902, 
ob.  74. 

[Dieses  Gesetz  I  „Workmen's  (Kompensation  Act  1902")  stimmt  fast 
wörtlich  mit  dorn  Britischen  Workmen's  Compensation  Act,  1897,  00  and 
61  Vict.,  ch.  37,  überein.  Als  Behörde  zur  Feststellung  des  gesetz- 
entsprechenden Charakters  besonderer  Unfallsinstitutionen  fungiert  an 
Stelle  des  Chief  Rogistrar  of  Friendlv  Societies  in  Britisch  Columbia  der 
Attorney-General  (s.  4) :  die  Einzahlung  von  Unfallentschädigungen  im 
Falle  des  Konkurses  des  Betriebsunternehniers  (s.  6)  erfolgt  auf  An- 
weisung eines  Richters  des  Obersten  Gerichtshofes  an  irgend  eine  chartered 
bank  von  Canada  (in  England  Post  Office  Savings  Bank).  An  Stelle  der 
in  Schedule  1  des  englischen  Gesetzes  angesetzten  Beträge  von  150,  10, 
1  £  treten  in  Br.  Columbia  jene  von  1000,  100,  10  Dollars.  Das  Gesetz 
tritt  am  1.  Mai  1903  in  Kraft.] 

Anhang  I. 

Als  Mitglieder  einer  Arbeiterfamilie  sind  anzugehen :  Mann,  Frau,  Bruder,  Schwester, 
Sohn,  Tochter,  Enkel,  Enkelin,  Stiefsohn,  Stieftochter,  Vater,  Mutter,  Grossvater, 
Grosscuuttcr,  Stiefvater,  Stiefmutter. 

Anhang  II.   Skala  und  Bedingungen  der  Entschädigung. 
Skala.   Der  Betrag  der  Entschädigung  soll  in  folgender  Weise  Derechnet  und 
fixiert  werden : 

1.  Bei  Tod  es  fällen  : 

a)  Hinterläßt  der  Arbeiter  Angehörige,  die  zur  Zeit  seines  Todes  gänzlich  auf 
seinen  Verdienst  angewiesen  waren,  so  soll  die  Entschädigung  seines  Jahresverdienstes 
während  der  drei  seinem  Tode  vorausgehenden  Jahre  bei  demselben  Unternehmer 
gleichkommen.  Statt  dieser  Summe  kann  ihm  auch  der  Betrag  von  200  Pfund  aus- 
bezahlt werden,  wenn  die  Summe  diesen  Betrag  nicht  erreichen  sollte.  In  keinem 
Falle  aber  darf  die  Entschädigung  ül>er  -MX)  Pfund  hinaufgehen. 

Für  den  Fall,  das«  von  dieser  Summe  wöchentlich  irgend  welche  Beträge  ab- 
gezogen werden  sollten  oder  dass  die  Dauer  der  Anstellung  keine  drei  Jahre  betragen 
sollte,  wird  die  Höhe  de»  Verdienstes  berechnet,  indem  man  den  durchschnittliehen 
wöchentlichen  Verdienst  zur  Zeit  seiner  faktischen  Anstellung  mit  ">Ö  multipliziert. 

b)  Hinterläßt  der  Arbeiter  Angehörige,  die  zur  Zeit  seines  Todes  nur  teilweise 
auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren,  so  soll  die  Entschädigungssumme,  die  jedoch 
die  obbemeldetcn  Summen  in  keiner  Weise  überschreiten  darf,  durch  freie  Ueberein- 
kunft  bestimmt  werden.  Sollte  eine  solche  nicht  zu  erzielen  sein,  so  soll  die  Höhe  der 
Entschädigung  gemäss  diesem  Gesetze  in  angemessener  und  dem  erlittenen  Verlust 
entsprechender  Weise  für  die  Angehörigen  geregelt  werden. 

c)  Hintcrlässt  der  Arbeiter  keine  Angehörigen,  so  soll  die  Entschädigungssumme, 
ohne  jedoch  den  Betrag  von  100  Pfund  zu  überschreiten,  die  Höhe  der  Summe  be- 
tragen, die  Begräbnis  und  angemessene  ärztliche  Pflege  erforderten. 

2.  Bei  totaler  oder  partieller  Arbeitsunfähigkeit  des  Arbeiters: 

d)  Während  der  Arbeitsunfähigkeit  l>esteht  die  Entschädigung  in  einer  wöchent- 
lichen Rente.  Nach  der  zweiten  Woche  darf  die  Rente  50  Proz.  des  durchschnitt- 
lichen wöchentlichen  Einkommens  nicht  überschreiten.  Da*  durchschnittliche  wöchent- 
liche Einkommen  soll  aus  dem  Einkommen  der  dem  Unfall  vorangehenden  12  Monate 
berechnet  werden,  und  wenn  die  Dauer  der  Anstellung  bei  dem  betreffenden  Unter- 
nehmer weniger  als  12  Monate  betrug,  aus  dem  Einkommen  während  der  ganzen 
Dauer  der  Anstellung.  Die  wöchentliche  Rente  darf  nicht  mehr  als  2  Pfund  be- 
tragen und  die  Höhe  der  Totalsumme,  für  die  der  Unternehmer  haftet,  den  Betrag 
von  300  Pfund  nicht  überschreiten. 

Arbeitertchuti.  36 
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e)  Bei  der  Bestimmung  des  Betrages  der  wöchentlichen  Rente  »oll  der  Unter- 
schied zwischen  dem  durchschnittlichen,  wöchentlichen  Verdienst  vor  dem  Unfall  und 
dem  durchschnittlichen  Betrag  der  Summe,  die  der  Arbeiter  nach  seinem  Unfall  zu 
verdienen  imstande  ist,  berücksichtigt  werden.  Ferner  soll  jede  Zahlung  berücksichtigt 
werden, 'die  der  Unternehmer  ihm  infolge  des  Unfalls  im  Verlauf  seiner  Arbeits- 
unfähigkeit gemacht  hat. 

Bedingungen.  2.  Im  Falle  des  Todes  des  Arbeiters  wird  die  Zahlung  an 
seinen  gesetzlichen  Vertreter  gemacht,  der  dann  die  Summe  an  die  Angehörigen  oder 
irgend  eine  andere  nach  diesem  Gesotz  hiezu  berechtigte  Person  auszahlt.  Hat  der 
Verstorbene  keinen  gesetzlichen  Vertreter,  so  wird  die  Zahluug  direkt  an  die  Ange- 
hörigen oder  zu  ihren  Händen  gemacht,  und  wenn  solche  nicht  existieren,  an  diejenige 
Person,  der  die  Ausgabeu  geschuldet  werden. 

3.  Wenn  in  der  Frage,  wer  als  Angehöriger  anzusehen  ist,  und  in  der  Fest- 
setzung der  an  die  Angehörigen  auszuzahlenden  Betrage  keine  Einigung  erzielt  werden 
kann,  so  hat  darüber  der  Gerichtshof  nach  Art-  8  dieses  Gesetzes  zu  entscheiden. 

4.  Der  Betrag  der  einem  Angehörigen  zugesprochenen  Entschädigung  kann  an- 
gelegt oder  sonstwie  im  Interesse  des  Angehörigen  angewandt  werden. 

5.  Wenn  ein  Arbeiter  einen  Unfall  angezeigt  hat  oder  eine  wöchentliche  Pen- 
sion bezieht,  so  muss  er  sich,  wenn  es  der  Unternehmer  oder  irgend  jemand,  von  dem 
der  Unternehmer  sich  laut  diesem  Gesetze  entschädigen  lassen  kann,  verlangt,  von 
Zeit  zu  Zeit  von  einem  hiezu  berechtigten  praktischen  Arzt  untersuchen  lassen.  Der 
Arzt  wird  entweder  von  dem  Unternehmer  oder  von  der  obbemeldeten  Person  bezeichnet 
und  bezahlt. 

Weigert  sich  der  Arbeiter,  sich  von  dem  so  bestallten  Arzte  untersuchen  zu 
lassen  oder  ist  er  mit  dem  Zeugnis  des  Arztes  unzufrieden,  so  kann  er  sich  von  einem 
der  praktischen  Aerzte  untersuchen  lassen,  die  von  dem  Gouverneur  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  hiezu  autorisiert  worden  sind.  Das  Zeugnis,  das  ein  solcher  Arzt  über  den 
Zustand  des  Arbeiters  zur  Zeit  der  Untersuchung  ausstellt,  hat  bindende  Kraft  und 
soll  sowohl  dem  Unternehmer  als  dem  Arbeiter  zugestellt  werden. 

6.  Der  Arbeiter,  der  eine  solche  Untersuchung  nicht  zulässt  oder  dieselbe  in 
irgend  einer  Weise  erschwert,  verliert  für  so  lange  bis  eine  Untersuchung  stattgefunden 
hat,  die  Rechte,  die  ihm  dieses  Gesetz  infolge  des  Unfalls,  dessen  Folgen  untersucht 
werden  sollen,  sonst  zusichert.  Er  geht  seiner  Rechte  vollständig  verlustig,  wenn  er 
sich  innerhalb  eines  Monats,  nachdem  er  hiezu  aufgefordert  worden,  nicht  liat  unter- 
suchen lassen. 

7.  Jede  wöchentliche  Zahlung  kann  auf  das  Verlangen  sowohl  des  Unternehmer* 
als  auch  des  Arbeiters  vom  Gerichtshof  geprüft  und,  nach  solcher  Prüfung,  sistiert, 
herabgesetzt  oder  erhöht  werden,  gemäss  dem  eben  vorgesehenen  Maximum. 

S.  Wenn  eine  wöchentliche  Zahlung  mindestens  6  Monate  angedauert  hat,  kann, 
wenn  der  Unternehmer  in  einem  Gesuch  darum  nachkommt,  diesem  erlaubt  werden, 
sich  von  seiner  Haftpflicht  durch  eine  Abfindungssumme  freizumachen.  Die  Summe 
wird  durch  Uebereinkunft  der  Parteien,  und  wo  diese  nicht  erzielt  werden  kann,  durch 
den  Gerichtshof  festgesetzt,  sie  kann  angelegt  oder  sonstwie  den  obbemeldeten  Be- 
stimmungen gemäss  angewandt  werden. 

H.  Die  die  Entschädigung  gemäss  diesem  Gesetze  betreffenden  Gelder,  ob  zahl- 
bar oder  bezahlt,  dürfen  nicht  übertragen,  belastet,  gepfändet  und  mit  Beschlag  be- 
legt werden. 

10.  Im  Sinne  der  Verfügungen  7  und  8  sollen,  wenn  der  Gerichtshof  sich  früher 
schon  mit  der  Angelegenheit  befassen  musste  (nach  Art.  8  des  Gesetzes),  die  damaligen 
Beisitzer  mit  dem  Friedensrichter  über  irgend  ein  solches  Gesuch  entscheiden,  oder 
die  Beteiligten,  oder  es  kann  irgend  einer  von  ihnen  neue  oder  einen  neuen  Beisitzer 
bestimmen.  Ist  die  Angelegenheit  für  den  Gerichtshof  neu.  so  können  die  Beteiligten 
in  der  vorgeschriebenen  Weise  Beisitzer  für  den  Friedensrichter  bestimmen. 

VI.  Italie.  Italien. 

I .  Leggosullavorodelledonne  edeifanciulli.  1 9  g  i  u  g  n  o 
10 02,  n.  24  2  (Gazzetta  Ufficiale  del  Regno,  7  luglio  1902,  n.  154). 

Gesetz  Über  Kinder-  und  Frauenarbeit  vom  19.  Juni  1902. 

Art.  1.  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  müssen  wenigstens  das  12.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  um  zu  Arbeiten  in  Fabriken,  Werkstätten,  Bau- 
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plätzeu  und  zu  Arbeiten  über  Tage  in  Bergwerken,  Stollen  und  Stein- 
brüchen zugelassen  zu  werden. 

Kinder,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bereits  in  Arbeit 
standen,  dürfeu  jedoch  weiter  verwendet  werden,  auch  wenn  sie  erst  das 
10.  Lebensjahr  vollendet  haben. 

Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Art.  4  können  Kinder  vor  dem 
vollendeten  13.  Lebensjahre  und  Frauen  ohne  Altersunterschied  zu  Unter- 
tagsarbeiten in  Steinbrüchen,  Bergwerken  und  Stollenbauten  nicht  verwendet 
werden. 

Drei  Jahre  nach  Kundmachung  dieses  Gesetzes  dürfen  in  Bergwerken, 
Stollen  und  Steinbrüchen,  in  welchen  keine  mechanische  Förderung  sich 
befindet,  Kinder  vor  dem  zurückgelegten  14.  Lebensjahre  zu  Arbeiten  unter 
Tage  nicht  mehr  verwendet  werden. 

Doch  können  Kinder,  welche  das  11.  Lebensjahr  vollendet  haben 
und  unter  dem  Datum  dieses  Gesetzes  bereits  in  Arbeit  standen,  weiter 
in  Arbeit  bleiben. 

Unter  gleichem  Vorbehalte  der  Bestimmungen  des  Art.  4  können 
Kinder  vor  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  und  minderjährige  Frauen 
zu  gefahrlichen  und  gesundheitsschädlichen  Arbeiten ,  auch  wenn  diese 
nicht  in  Fabriken,  Steinbrüchen,  Bergwerken  und  Stollenbauten  statt- 
finden, nicht  verwendet  werden. 

Art  2.  Minderjährige  Frauen  und  Kinder  dürfen  vor  vollendetem 
15.  Lebensjahre  zu  den  in  diesem  Gesetze  und  in  dem  in  Art.  15  des- 
selben angeführten  Reglement  bezeichneten  Verrichtungen  nicht  verwendet 
werden,  wenn  sie  nicht  im  Besitze  eines  Arbeitsbuches  und  eines  in  das 
Arbeitsbuch  eingetragenen  ärztlichen  Zeugnisses  sind,  aus  welchem  her- 
vorgeht, dass  sie  gesund  und  für  die  ihnen  zugedachte  Arbeit  taug- 
lich sind. 

Das  Arbeitsbuch  ist  nach  dem  im  Reglement  aufgestellten  Formular 
anzulegen,  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  an  die 
Gemeinden  auszuteilen  und  dem  Arbeiter  von  dem  Bürgermeister  der 
Gemeinde,  in  welcher  er  seinen  gewöhnlichen  Wohnsitz  hat,  unentgeltlich 
auszufolgen. 

Das  Arbeitsbuch  hat  folgende  Angaben  zu  enthalten :  das  Geburts- 
datum der  minderjährigen  Frau,  des  Kindes,  die  Bestätigung,  dass  diese 
geimpft,  dass  sie  gesund  und  für  die  ihnen  zugewiesene  Arbeit,  tauglich 
befunden  wurden;  dass  sie  den  Elementarunterricht  im  Sinne  des  Art.  2 
des  Ges.  vom  15.  Juli  1877,  N.  B!M>1,  genossen  haben. 

Kindern,  welchen  am  Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  die 
letztere  Bedingung  abgeht,  wird  eine  dreijährige  Frist  gewährt,  um  den 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  genügen. 

Der  Sanitätsbeamte  der  Gemeinde  hat  die  ärztliche  Untersuchung  vor- 
zunehmen und  das  ärztliche  Zeugnis  im  Arbeitsbuche  auszustellen,  ohne 
von  dem  Arbeiter  irgend  ein  Entgelt  zu  verlangen. 

Eventuelle  Auslagen  sowohl  für  die  erste  wie  auch  für  die  folgenden 
ärztlichen  Untersuchungen  fallen  der  Gemeinde  zur  Last.  Im  Reglement 
wird  festgesetzt  werden,  in  welchen  Fällen  die  ärztliche  Untersuchung  zu 
wiederholen  ist. 

Das  Arbeitsbuch,  das  ärztliche  Zeugnis,  der  Geburtsschein  und  alle 
zur  Erlangung  derselben  nötigen  Dokumente  sind  stempelfrei. 

Art.  3.    Wer  Frauen  irgend  eines  Alters  oder  Kinder  vor  vollendetem 
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15.  Lebensjahre  zu  den  von  diesem  Gesetze  und  dem  Reglemente  be- 
troffenen Verrichtungen  verwendet,  inuss  hierüber  alljährlich  regelmässig 
an  den  im  Reglement  festzustellenden  Terminen  und  in  der  dort  geregelten 
Form  Anzeige  erstatten. 

Im  Laufe  des  Jahres  sind  ferner  alle,  sei  es  infolge  dauernder  Ein- 
stellung der  Arbeiten,  sei  es  infolge  Aendorung  der  Firma  oder  Einführung 
von  mechanischen  Motoren  und  anderer  im  Reglement  vorgesehener  Um- 
stftude  eintretenden  Veränderungen  zur  Anzeige  zu  bringen.  Die  Anzeigen 
sollen  in  zwei  Exeiuplaron  an  die  Präfektur  der  Provinz,  in  welcher  der 
Betrieb  ausgeübt  wird,  ergehen,  welche  dieselben  unverzüglich  an  das 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  zu  übermitteln  und  ein 
Register  über  die  den  einzelnen  Anzeigen  entnommenen  Angaben  zu 
führen  hat. 

Sämtliche  Unternehmer  der  diesem  Gesetze  unterliegenden  Betriebe 
haben  innerhalb  6  Monaten  nach  Inkrafttreten  desselben  unabhängig  von 
den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  Februar  188(J,  N.  3757  (Serie  3ai. 
und  des  Reglements  vom  17.  September  188fi.  N.  408*2  (Serie  3  a),  ge- 
machten Anzeigen  eine  neue  Anzeige  zu  erstatten. 

Art.  4.  Nach  gutachtlicher  Aeusserung  des  obersten  Sanitätsrates 
und  dos  Industrie-  und  Handelsrates  wird  ein  königliches  Dekret  die  ge- 
fahrlichen und  gesundheitsschädlichen  Arbeiten  bezeichnen,  deren  Ver- 
richtung Kindern  beiderlei  Geschlechtes  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre und  den  minderjährigen  Frauen  untersagt  ist. 

In  derselben  Weise  werden  diejenigen  gefährlichen  und  ungesunden 
Arbeiten  bezeichnet  werden,  bei  denen  ausnahmsweise  nach  Vorkehrung  der 
als  notwendig  befundenen  Vorsichtsmassregeln  und  Bedingungen  Kinder 
vor  dem  vollendeten  15.  Tiebensjahre  sowie  minderjährige  Frauen  verwendet 
worden  können. 

Art.  5.  Die  Nachtarbeit  der  männlichen  Arbeiter  vor  vollendetem 
15.  Lebensjahre  und  der  minderjährigen  Frauen  ist  untersagt.  Doch  dürfen 
Arbeiterinnen,  die  das  vollendete  15.  Altersjahr  überschritten  haben  und 
am  Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  beroits  in  Fabriken,  Stein- 
brüchen oder  Bergwerken  in  Arbeit  standen,  auch  weiterhin  bei  derselben 
Arbeit  verbleiben. 

Nach  Ablauf  von  5  Jahren  nach  Kundmachung  dieses  Gesetzes  wird 
die  Nachtarbeit  allen  Frauen  ohne  Altersunterschied  untersagt  sein. 

Während  dieser  fünf  Jahre  müssen  alle  zu  nächtlichen  Arbeiten  ver- 
wendeten Arbeiterinnen  ohne  Altersunterschied  mit  einem  Arbeitsbuehe  im 
Sinne  des  Art.  2  verschon  sein. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  kann  während  dreier 
Jahre  nach  Kundmachung  dieses  Gesetzes  auf  Grund  einer  von  dem 
Provinzial-Sanitatsrate  eingeholten  zustimmenden  Aeusserung  gestatten, 
dass  an  Stelle  der  gegenwärtig  in  Fabriken  arbeitenden  minderjährigen 
Frauen  andere,  welche  das  15.  Lebensjahr  vollendet  haben,  eingestellt 
werden. 

Als  Nachtarbeit  gilt  vom  1.  Oktober  bis  zum  31.  Marz  die  zwischen 
8  Uhr  abends  und  <>  Uhr  morgens,  vom  1.  April  bis  zum  30.  September  die 
zwischen  9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens  verrichtete  Arbeit. 

Wo  die  Arbeit  jedoch  in  zwei  Schichten  verrichtet  wird,  wird  sie 
um  5  Uhr  morgens  beginnen  und  bis  1 1  Uhr  abends  dauern  können. 

Der  Ministor  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ist  berechtigt,  nach 
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zustimmender  gutachtlicher  Aeusserung  des  Provinzial-Sanitatsrates  die 
obengenannten  Grenzen  der  Nachtarbeit  für  jene  Orte,  wo  dies  aus  be- 
sonderen klimatischen  oder  Betriebsrücksichteu  erforderlich  scheinen  wird, 
abzuändern. 

Art.  6.  Wöchnerinnen  dürfen  nicht  vor  Ablauf  eines  Monates  nach 
ihrer  Entbindung  beschäftigt  werden;  ausnahmsweise  kann  dies  auch 
früher,  doch  keinesfalls  vor  Ablauf  von  mindestens  drei  Wochen  und 
bloss  dann  geschehen,  wenn  durch  ein  von  der  Sanitätsbehörde  der  Ge- 
meinde ihres  gewöhnlichen  Wohnsitzes  ausgefertigtes  Zeugnis  festgestellt 
ist,  dass  ihr  Gesundheitszustand  ihnen  erlaubt,  ohne  nachteilige  Folgen 
die  ihnen  zugedachte  Arbeit  zu  verrichten. 

Art.  7.  Kinder  beiderlei  Goschlechtes  zwischen  dem  zurückgelegten 
10.  und  vor  dem  vollendeten  12.  Lebensjahre  dürfen  innerhalb  24  Stunden 
nicht  langer  als  8  Stunden,  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  zwischen  dem 
12.  und  vollendeten  15.  Jahre  nicht  langer  als  11  und  Frauen  ohne 
Altersunterschied  nicht  länger  als  12  Stunden  innerhalb  24  Stunden  be- 
schäftigt werden. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ist  berechtigt,  auf 
Grund  des  Gutachtens  des  Provinzial-Sanitatsrates  vorübergehend  und  aus- 
nahmsweise zu  gestatten,  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  der  Kinder  zwischen 
dem  12.  und  vollendeten  15.  Lebensjahre,  wenn  dies  aus  technischen  oder 
wirtschaftlichen  Gründen  notwendig  erscheint,  bis  auf  höchstens  12  Stunden 
verlängert  werde. 

Art.  8.  Die  Arbeitszeit  der  Frauen  jeglichen  Alters  und  der  Kinder 
muss  durch  eine  oder  mehrere  Ruhepausen  unterbrochen  werden,  deren 
Länge  bei  einer  Gesamtarbeitszeit  von  <j  — 8  Stunden  wenigstens  1  Stunde, 
bei  einer  solchen  von  8—11  wenigstens  l1  J 2  Stunden,  bei  einer  Gesamt- 
arbeitszeit von  über  1 1  Stunden  2  Stunden  betragen  soll. 

In  keinem  Falle  darf  die  Arbeit  von  Kindern  und  minderjährigen 
Frauen  länger  als  6  Stunden  ohne  Laiterbrechung  währen. 

Art.  0.  Frauen  ohne  Altersunterschied  und  Kinder  bis  zum  voll- 
endeten 15.  Lebensjahre  ist  ein  voller  (24-stündiger)  Ruhetag  in  jeder 
Woche  zu  gewähren. 

Art.  10.  Vorbehaltlich  der  in  anderen  Gesetzen  und  Reglementen 
enthaltenen  Bestimmungen  haben  Eigentümer,  Direktoren,  Unternehmer 
und  Ferger,  welche  Frauen  jedweden  Alters  oder  Kinder  beschäftigen, 
den  Bestimmungen  des  Reglements  gemäss  sowohl  in  den  Arbeitslokalen 
oder  deren  Nebenräumen,  wie  auch  in  den  Schlafräumen,  in  den  zum 
Stillen  der  Säuglinge  bestimmten  Zimmern  und  in  den  Speiseräumen  die- 
jenigen Vorkehrungen  zu  treffen,  bezw.  treffen  zu  lassen,  welche  aus 
hygienischen,  aus  Sicherheits-  und  Sittlichkeitsrücksichten  geboten  sind. 

In  den  Fabriken,  in  welchen  Frauen  beschäftigt  werden,  ist  das 
Stillen  der  Säuglinge,  sei  es  in  einem  besonderen,  an  die  Betriebsanlage 
anschliessenden  Räume,  sei  es  in  der  Weise  zu  gestatten,  dass  die  Arbeite- 
rinnen die  Erlaubnis  erhalten,  die  Arbeit  zu  dem  genannten  Zwecke  in 
einer  Weise  und  an  Stunden,  wie  sie  die  Arbeitsordnung,  und  zwar 
ausser  in  den  im  Art.  8  vorgeschriebenen  Ruhepausen,  vorsieht,  zu  ver- 
lassen. 

In  Fabriken,  in  welchen  nicht  weniger  als  50  Arbeiterinnen  beschäftigt 
werden,  muss  stets  ein  besonderer  Raum  zum  Stillen  der  Säuglinge  vor- 
handen sein. 
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Art.  11.  Die  Arbeitsordnungen  der  in  diesem  Gesetze  bezogenen 
Unternehmungen  haben  sich  an  die  Bestimmungen  desselben  und  des  in 
seinem  15.  Artikel  erwähnten  Reglements  zu  halten  und  müssen  zur  Be- 
kräftigung ihrer  Authentieität  von  dem  Gemeindevorsteher  vidiert  und  an 
einer  Stelle  angeschlagen  werden,  wo  sie  von  den  Interessenten  sowie 
von  den  im  folgenden  Artikel  erwähnten  Funktionären  leicht  gelesen  werden 
können. 

Art.  12.  Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  obliegt  dem  Minister  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  welcher  die  nötige  Ueberwachung  durch 
die  Gewerboinspektoren,  die  Bergingenieure,  ihre  Adjunkten  und  die  Organe 
der  Gcriehtspolizei  ausübt. 

Die  mit  dem  Aufsichtsdienste  beauftragten  Personen  haben  freien 
Zutritt  zu  den  Fabriken,  Bergwerken  und  Steinbrüchen  und  haben  Ueber- 
tretungeu  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  des  Reglements  fest- 
zustellen. 

Die  darüber  aufgenommenen  Protokolle  sind  unverzüglich  an  die  zu- 
ständige Gerichtsbehörde  zu  übermitteln. 

Eine  Abschrift,  derselben  ist  an  die  Lokalpräfektur  zur  Kenntnisnahme 
einzusenden. 

Die  Bestimmungen  des  3.  Abschnittes  im  Artikel  5  des  Gesetzes  vom 
17.  März  1898,  X.  SO,  betreffend  die  Preisgabe  von  Betriebsgeheimnissen, 
haben  auf  die  obenerwähnten  Porsonen  Anwendung  zu  finden. 

Art.  13.  Wer  immer  den  in  den  9  ersten  Artikeln  dieses  Gesetzes 
enthaltenen  Bestimmungen,  die  er  einzuhalten  verpflichtet  wäre,  zuwider- 
handelt, ist  mit  einer  Geldstrafe  zu  belegen,  die  für  jede  beschäftigte 
Arbeitskraft,  auf  welche  sich  die  betreffende  Zuwiderhandlung  bezieht,  bis 
zu  50  Lire  betragen  kann,  keinesfalls  aber  in  ihrer  Gesamtsumme  5CHX)  Lire 
übersteigen  darf. 

Für  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  der  Art.  10  und  1 1 
beträgt  die  Geldstrafe  50—500  Lire. 

Im  Falle  von  Zuwiderhandlungen  gegen  Bestimmungen  des  im  Art.  15 
vorgesehenen  Reglements  kann  auf  eine  Geldstrafe  bis  zu  50  Lire  erkannt 
werden. 

Im  Wiederholungsfälle  wird  die  Geldstrafe  um  ein  Sechstel  bis  zu 
einem  Drittel  erhöht. 

Der  Ertrag  der  Geldstrafen  fliesst  der  durch  das  Gesetz  vom  17.  Juli 
1898,  X.  350  gegründeten  nationalen  Alters-  und  Invaliditätsversicherungs- 
kasse  zu. 

Art.  14.  Im  Falle  einer  Gesetzesübertretung,  auf  welche  lediglich 
eine  Geldstrafo  gesetzt  ist,  kann  der  Angeschuldigte  die  Einstellung  des 
gerichtlichen  Verfahrens  dadurch  herbeiführen,  dass  er  vor  Beginn  der 
Verhandlung  jene  Summe  erlegt,  welche  dem  Maximalausmass  der  für  die 
von  ihm  begangene  Uebertretung  festgesetzten  Geldstrafe  entspricht,  nebst 
den  Kosten  des  Verfahrens. 

Art.  15.  Binnen  b'  Monaten  nach  Kundmachung  dieses  Gesetzes  in 
dem  Amtsblatts  dos  Königreiches  werden  die  für  dessen  Inkrafttreten 
nötigen  Bestimmungen  in  einem  Reglement  festgesetzt,  welches  nach  ein- 
geholtem Gutachton  des  Staatsrates,  des  oberen  Sanitätsrates  und  des  In- 
dustrie- und  Handelsrates  durch  ein  königliches  Dekret  bestätigt  wird. 
Das  Gesetz  tritt   I  Monate  nach  Kundmachung  des  Reglements  in  Kraft. 
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Später  nachfolgende  Aenderungen  der  Reglemente  werden  ebenfalls 
4  Monate  nach  ihrer  Kundmachung  in  Wirksamkeit  treten. 

Art.  IG.  Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden 
aufgehoben. 

2.  Legge  sul  istituzione  di  uu  Ufficio  del  lavoro. 

Gesetz,  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeitsamtes  vom  28.  Juni  1902. 

Art.  1.  Im  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  wird 
ein  Arbeitsamt  errichtet  und  mit  den  folgenden  Aufgaben  betraut : 

a'i  der  Sammlung,  Zusammenstellung  und  Veröffentlichung  von  Mit- 
teilungen und  Informationen  Uber  die  Arbeitsverhältnisse  im  Königreiche 
und  in  jenen  Staaten  des  Auslandes,  nach  welchen  sich  die  Auswanderung 
vorwiegend  wendet,  unter  besonderer  Berücksichtigung  dos  Standes  und 
der  Fortschritte  der  nationalen  Produktion;  der  Regelung  und  Entlohnung 
der  Arbeit :  ihrer  Beziehungen  zum  Kapitale :  der  Zahl  und  Lage  der 
Arbeiter;  der  Arbeitslosigkeit:  der  Arbeitseinstellungen,  ihrer  Ursachen 
und  Ergebnisse;  der  Anzahl,  Ursachen  und  Folgen  von  Arbeitsunfällen; 
der  Wirkung  von  Gesetzen,  welche  vorwiegend  die  Arbeitsverhaltnisse 
betreffen,  und  der  Arbeitsbedingungen  in  Italien  im  Vergleich  zu  denen 
im  Auslande ; 

b)  der  Sammlung  und  Verbreitung  von  Kenntnissen  über  die  Eut- 
wickelung  der  Gesetzgebung  und  der  socialen  Fürsorge  im  Auslande,  um 
zum  Studium  der  in  der  italienischen  Arbeitsgesetzgebung  einzuführenden 
Reformen  beizutragen : 

e)  der  Durchführung  jener  Arbeiten  und  Erhebungen,  welche  auf  den 
obenerwähnten  Gebieten  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  entweder  aus  eigener  Initiative  oder  gemäss  den  Beschlüssen  oder 
Vorschlägen  des  oberen  Arboitsbeirates  angeordnet  werden. 

Art.  2.  Bei  demselben  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  wird  femer  ein  oberster  Arbeitsbeirat  ins  Leben  gerufen,  als 
dessen  Vorsitzender  der  Minister  oder  in  seinor  Vertretung  der  Unter- 
staatssekretär fungiert. 

Der  Arbeitsbeirat  besteht  ausser  dem  Vorsitzenden  aus  13  Mitgliedern, 
und  zwar: 

3  Senatoren,  die  vom  Senate,  und  3  Deputierten,  die  von  der  Depu- 
tiertenkammer auf  die  Dauer  der  Legislaturperiode  gewählt  werden; 

4  Mitgliedern,  die  von  den  Handelskammern  entsendet  werden; 
4  Vertretern  der  landwirtschaftlichen  Komizien ; 

3  von  dem  italienischen  Verbände  der  Hilf'svereine : 

3  von  der  nationalen  Liga  der  italienischen  Kooperativvereine; 

2  von  dem  Verbände  der  Volksbanken  gewählten  Mitgliedern. 

Ausserdem  gehören  dem  Verbände  an:  der  Generaldirektor  des  Acker- 
baues ;  der  Generaldirektor  der  Statistik  ;  der  Generaldirektor  der  Handels- 
marine: der  Direktor  der  gewerblichen  und  kommerziellen  Angelegenheiten: 
der  Vorstand  der  Abteilung  für  Kredit-  und  Versicherungsangelcgcnheiton  ; 
der  Direktor  des  Arbeitsamtes;  der  Generalkommissar  für  das  Auswande- 
rungswesen. 

Die  übrigen  14  Mitglieder  werden  durch  königliches  Dekret  auf  Vor- 
schlag dos  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  ernannt  und 
folgenden  Kreisen  entnommen:  2  den  Xationalökonomen  und  Statistikern 
von  Beruf,  5  den  Eigentümern  und  Leitern  von  landwirtschaftlichen,  in- 
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dustriellen  oder  kommerziellen  Betrieben;  2  den  Arbeitern  und  Werk- 
führern der  sicilischen  und  sardinischen  Bergwerke,  1  den  Hafenarbeitern 
und  Seeleuten,  4  den  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Arbeitern. 

Mit  Ausnahme  der  3  »Senatoren  und  3  Deputierten  verbleiben  alle 
gewählten  und  ernannten  Mitglieder  3  Jahre  im  Amte;  sie  können  wieder- 
berufen  werden  und  es  scheidet  in  jedem  Jahre  ein  Drittel  von  ihnen  aus. 

In  den  ersten  2  Jahren  wird  die  Reihenfolge  der  Ausscheidenden 
durch  das  Los  bestimmt. 

Art.  3.  Der  Direktor  des  Arbeitsamtes  ist  von  Rechts  wegen  Mitglied 
des  Auswanderungsrates  und  des  Verwaltungsratos  der  nationalen  Arbeiter- 
Alters-  und  Iuvaliditätsversicherungskasse. 

Art.  4.  Der  oberste  Arbeitsbeirat  ist  berufen,  die  Fragen,  welche 
die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  betreffen,  zu 
untersuchen ;  einzuführende  Massnahmen  zur  Besserung  der  Lage  der 
Arbeiter  in  Vorschlag  zu  bringen;  von  dem  Arbeitsamte  auszuführende 
Arbeiten  und  Erhebungen  zu  beantragen;  über  Gesetzentwürfe,  welche  in 
den  Rahmen  der  Arbeitsgesetzgebung  gehören,  wie  über  alle  anderen  vom 
Minister  ihm  vorzulegenden  Gegenstande  sein  Gutachten  abzugeben. 

Art.  5.  Im  Schosse  des  obersten  Arbeitsbeirates  wird  ein  Permanenz- 
ausschuss  eingesetzt  mit  der  Aufgabe,  jene  Daten  zu  sammeln  und  zu 
ordnen,  welche  für  die  Untersuchungen  und  sonstigen  Arbeiten  des  Bei- 
rates benötigt  werden,  sowie  jene  übrigen  Funktionen  beratender  Natur 
zu  verrichten,  welche  von  dem  im  Art.  13  angeführten  Reglement  ihm 
zugeteilt  werden. 

Der  Permanenzausschuss  wird  aus  9  von  dem  Beirate  aus  seiner  Mitte 
gewählten  Mitgliedern  bestehen;  drei  von  diesen  hat  der  Beirat  den  dem 
Arbeiterstande  angehörenden  Mitgliedern  zu  entnehmen. 

Art.  6.  Den  Mitgliedern  des  Beirates  und  des  Permanenzausschusses, 
deren  Wohnsitz  sich  ausserhalb  Roms  befindet,  werden  die  Reise-  und 
Aufenthaltskosten  nach  einem  im  Reglement  festzustellenden  Tarife  ver- 
gütet. 

Art.  7.  Das  Arbeitsamt  wird  wenigstens  einmal  im  Monate  ein 
„Bolletino  dell'  Ufficio  del  lavoro'1  erscheinen  lassen,  welches  die  im 
Art.  1  angeführten  Informationen  und  Angaben,  insbesondere  über  jene 
Länder,  nach  denen  sich  die  italienische  Auswanderung  wendet,  zu  ent- 
halten hat.  Das  Arbeitsamt  wird  ausserdem  Monographien  über  alle  ver- 
schiedenen, die  Arbeit  betreffenden  Fragen  veröffentlichen. 

Art.  8.  Die  Publikationen  des  Arbeitsamtes  werden  zum  blossen 
Druckkostonpreise  verkauft  oder  im  Abonnement  abgegeben. 

Den  Arbeiterorganisationen  werden  dieselben  jedoch  unentgeltlich  auf 
ihr  Ansuchen  zugeschickt. 

Art.  9.  Die  Lokalbehördon,  die  juristischen  Personen,  die  landwirt- 
schaftlichen, gewerblichen,  kommerziellen  und  Arbeitervereine  und  die 
lokalen  Arbeitsämter  sind  verpflichtet,  dem  Arbeitsamte  sämtliche  Angaben 
und  Informationen  zu  liefern,  welcho  dasselbe  von  ihnen  zur  Erfüllung 
seiner  Aufgaben  verlangen  wird. 

Sämtliche  an  das  Arbeitsamt  gerichtete  Mitteilungen  dieser  Körper- 
schaften sind  portofrei. 

Art.  10.  Personen,  welche  die  Lieferung  der  vom  Arbeitsamte  ver- 
langten Angaben  und  Informationen  verweigern  oder  die  Wahrheit  wissent- 
lich entstellen,  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  mindestens  5  und  höchstens 
50  Lire  belegt. 
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Art.  11.  Alle  auf  das  Arbeitsverhältnis,  die  sociale  Fürsorge  und 
sociale  Versicherung  bezüglichen  Dienstzweige  werden  allmählich  durch 
königliche  Dekrete  dem  Arbeitsamte  angegliedert  werden. 

Für  das  Beamtenpersonal  des  Arbeitsamtes  wird  ein  jährlicher  Maximal- 
aufwand von  50000  Lire  vorgesehen.  Die  für  die  entsprechenden  organi- 
satorischen Veränderungen  zu  deckenden  Kosten  werden  in  das  Erfordernis 
des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  für  das  Budget- 
jahr 1902/15*03  eingestellt  werden. 

Art.  12.  In  das  Erfordernis  des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel  für  das  Budgetjahr  vom  1.  Juli  1902  bis  zum  30.  Juni  1903 
wird  die  Summe  von  50000  Lire  für  die  Zwecke  des  Arbeitsamtes  und 
des  obersten  Arbeitsbeirates  eingestellt  werden. 

Art.  13.  Ein  nach  Anhörung  des  Staatsrates  durch  königliches  Dekret 
erlassenes  Reglement  wird 

die  für  die  Bethätiguug  des  Arbeitsamtes  giltigen  Grundsätze  auf- 
stellen ; 

die  Agenden  desselben ,  des  Arbeitsbeirates  und  des  Permanenz- 
ausschusses innerhalb  der  im  Gesetze  gezogenen  Grenzen  bestimmen  ; 

die  Regeln  festsetzen,  nach  welchen  die  Handelskammern,  die  Komizien, 
der  Verband  der  gegenseitigen  Hilfsveroine  und  die  übrigen  im  Art,  2 
genannten  Vorbände  bei  der  Wahl  der  den  einzelnen  Berufskreisen  ange- 
hörenden Vertreter  vorzugehen  haben; 

alle  übrigen  zur  Ausführung  des  Gesetzes  notwendigen  Bestimmungen 
treffen. 

Ein  Teil  der  Mitglieder  des  Arbeitsamtes  wird  bei  dessen  Gründung 
den  Reihen  der  Nationalökonomen  und  Statistiker  von  Beruf  im  Wege 
einer  Konkurrenzausschreibung  entnommen. 

Art.  14.    Das  vorliegende  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1902  in  Kraft. 

VII.  Japon.  Japan. 

Arsenal  Mechanics  Pension  Regula tions.  Imperial  Or- 
dinance  Xo.  191. 

Pengionsregeln  für  Zeughauaarbeiter.    Kaiserlicher  Erlass  Xr».  191. 

8  1.  Unter  „Arbeiter*  (mechanics)  ist  in  diesen  Regeln  ein  in  dem  Militararsenal 
von  Tokyo  und  Osaka  ständig  l>eschäftigter  Arlwnter  verstanden. 

Unter  „Familie  des  verstorbenen  Arbeiters"  sind  in  diesen  Vorschriften  die  Frau, 
Kinder,  Eltern,  Enkel  und  Großeltern  des  Arbeiters  und  die  vor  der  Zeit  seines  Ab- 
lebens in  der  Familie  beständig  lebenden  Personen  verstanden.  Ein  nach  dem 
Tode  des  Arbeiters  diesem  gel>orenes,  legitimes  Kind  soll  auch  als  Familienglied  zur 
Zeit  des  Ablebens  betrachtet  werden. 

„Ablauf  der  Dienstzeit"  bedeutet  in  diesen  Regeln  den  Ablauf  von  2">  Jahren 
ununterbrochener  Pflichterfüllung. 

8  2.  Arbeiter  und  Familien  abgeschiedener  Arbeiter  sollen  unter  den  vorliegen- 
den Bedingungen  eine  Pension  erhalten. 

Die  Pension  soll  in  einer  Jahresrente  und  einer  Geldbewilligung  bestehen. 

§  3.    Ein  Arbeiter  soll  eine  Jahrcsreutc  erhalten : 

1)  Wenn  seine  Dienstzeit  abgelaufen; 

2)  wenn  er  bei  der  Ausübung  seiner  Pflichten  durch  Unfall  oder  durch  eine 
Krankheit,  die  ihn  de*  Gebrauches  eines  oder  mehrerer  Glieder  beraubten  oder  eine 
andere  ähnliche  .Schädigung  betroffen  wurde,  durch  welche  er  dienstuntauglich 
geworden. 

Auf  Verlangen  eines  im  Sinne  dieser  Paragraphen  betroffenen  Arbeiters  kann 
die  Lebensrente  in  eine  Geldabfertigung  verwandelt  werden. 

!j  4.  Eine  Geldbewilligung  soll  einem  Arbeiter  in  folgenden  Fällen  gewährt 
werden : 
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1)  Wenn  nach  einer  Dienstzeit  von  nicht  weniger  ab*  10  Jahren  und  nicht  mehr 
als  25  Jahren  vom  Zeitpunkt  der  Anstellung  an  ein  Arbeiter  stirbt  oder  aus  dienstlichen 
Gründen  entlassen  wird  ; 

2)  wenn  ein  Arbeiter  infolge  eine*  bei  der  Ausübung  seiner  Pflichten  erlittenen 
Schadens  oder  einer  dabei  zugezogenen  Krankheit  stirbt; 

3)  wenn  ein  Arbeiter  infolge  eines  bei  der  Ausübung  seiner  Pflichten  erlittenen 
Schadens  oder  einer  dabei  zugezogenen  Krankheit  dienstuntauglich  wird ; 

4)  wenn  im  Falle  des  Artikel  1  des  §  3  ein  Arbeiter  stirbt,  ohne  eine  Jahres- 
rente oder  gegen  eine  Lebenspension  eine  Geldabfertigung  erhalten  zu  haben  oder 
stirbt,  nachdem  er  seine  Jahresrente  während  weniger  als  5  Jahren  empfangen  haU 

In  den  unter  2)  und  3)  des  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Fällen  soll  zu  der 
thatsächlichen  Dienstzeit  eine  solche  von  10  Jahren  hinzugerechnet  werden ,  wenn 
infolge  einer  solchen  Hinzufügung  die  festgesetzte  Zeit  von  25  Jahren  überschritten 
ist,  soll  eine  Pension  gemäss  dem  vorhergehenden  Paragraphen  und  gemäss  4)  ge- 
währt werden. 

4j  5.  Die  gewährte  Pension  geht  nach  dem  Tode  eines  Arbeiters  auf  dessen 
Familie  über. 

Die  Rangordnung  der  Familienglieder  eines  verstorbenen  Arbeiters,  die  zum 
Bezug  einer  Pension  berechtigt  sind,  ist  die  in  §  1,  2  erwähnte  Reihenfolge;  innerhalb 
dieser  Reihenfolge  sollen  die  Männer  von  den  Frauen  und  ältere  Personen  vor  jüngeren 
den  Vorrang  haben.    Doch  soll  der  Erbe  des  Verstorbenen  allen  anderen  vorangehen. 

[§  G.  Der  Betrag  einer  Jahresrentc  soll  den  dreifachen  Betrag  eines  durch- 
schnittlichen Monatsgehaltes  bilden,  den  der  Empfänger  während  der  letzten  3  Jahre 
vor  dem  Ablauf  der  Dienstzeit  oder  vor  dem  Rücktritt  vom  Dienst  empfangen  ] 

§  7.  Der  Betrag  einer  Geldl>ewilligung  soll  durch  Multiplikation  von  zwei 
Fünfteln  des  Betrages  der  monatlichen  Durchschnittslöhne  der  letzten  3  Jahre  mit 
der  Zahl  der  Dienstjahre  erhalten  werden. 

Der  Betrag  einer  gemäss  Jj  3,  2)  und  §  4,  4)  zu  zahlenden  Geldbewilligung  soll 
das  5-fache  des  Jahresbetrags  der  Pension  betragen.  Doch  soll  ein  schon  gewährter 
oder  ein  gemäss  §  17,  2  und  §  19  verwirkter  Betrag  abgezogen  werden. 

§  8.  Wenn  in  einem  von  den  beiden  vorhergehenden  Paragraphen  betroffenen 
Falle  die  Dienstzeit  3  Jahre  nicht  übersehreitet,  soll  der  Pensionsbetrag  gemäss  dem 
während  des  Dienstes  bezogenen  Monatslohne  festgesetzt  werden. 

§  9.  Der  in  den  drei  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnte  monatliche  Durch- 
schnittslohn soll  das  30-fache  des  Mittels  zwischen  dem  während  des  Monate  von  der 
Behörde  gewährten  Maximal-  und  Minimaltaglohnes  betragen. 

§  10.  Wenn  ein  Pensionsempfänger  oder  einer,  der  eine  Pension  empfangen  hat, 
im  Dienst  bleibt  oder  seine  Arbeit  wieder  aufnimmt  und  von  den  in  den  §>j  3  und  4 
vorgesehenen  Fällen  betroffen  wird,  so  soll  eine  neue  Pension  gewährt  werden. 

§11.  Die  Zahl  der  Dienstjahre  soll  mit  dem  Monat,  der  auf  den  Eintrittsmonat 
eines  Arbeiters  folgt,  beginnen  und  mit  dem  letzten  Monat,  in  dem  er  thataächlich 
seinen  Dienst  versah,  enden.  Versetzung  von  dem  Tokvo-  in  das  Osaka-Arsenal  und 
vice  versa  thut  der  Kontinuität  des  Dienstes  keinen  Abbruch. 

§  12.  Jeden  Monat,  während  dessen  ein  Arbeiter  15  Tage  lang  aus  privaten 
Gründen  oder  wegen  einer  Krankheit,  die  ihm  nicht  in  Ausübung  seiner  Pflichten 
erwuchs,  abwesend  war,  >oll  bei  der  Berechnung  der  Dienstjahre  ausgeschlossen  sein. 

§  13.  Der  Bruchteil  eines  Yen  soll  bei  einer  Pension  als  ein  Yen  betrachtet 
werden. 

§  14.  Die  Bewilligung  einer  Jahresrente  soll  mit  dem  auf  den  Ablauf  der 
Dienstzeit  oder  den  Rücktritt  vom  Dienst  folgenden  Monat  beginnen  und  mit  dem 
Monat,  in  dem  der  Tod  eines  Empfängers  eintritt,  enden. 

§  15.  Wenn  ein  Arbeiter  entlassen  wurde,  weil  er  zu  einer  Strafe  oder  Geld- 
strafe verurteilt  wurde  oder  aus  schwerwiegenden  Gründen,  oder  weil  er  die  Disziplin 
verletzte,  so  soll  die  Geldbe willigung  für  die  Dienstjahre  vor  der  Entlassung  nicht 
gewährt  werden. 

§  10.  Wenn  gegen  einen  Empfänger  einer  Jahresrente  oder  einen  Anwärter 
einer  solchen  ein  strat rechtliches  Prozessverfahren  im  Gange  ist,  darf  ein  Anspruch 
gemäss  §  3,  2)  nicht  erhoben  werden,  während  der  Fall  sub  judice  ist,  und  ein  An- 
?.pruch  der  vor  Beginn  einer,  solchen  Prozesse*  erhoben  wurde,  verliert  seine  Giltigkeit. 

§  17.  Wenn  ein  Empfänger  einer  Jahresrente  oder  ein  wahrscheinlicher  Empfänger 
einer  solchen  seiner  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  oder  seiner  Nationalität  verlustig 
geht,  so  verwirkt  er  auch  das  Anrecht  auf  seine  Jahresrente. 

Wenn  ein  Empfänger  einer  Jahresrente  oder  ein  wahrscheinlicher  Empfänger 
einer  solchen  seiner  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  zeitweise  verlustig  geht,  so  ver- 
wirkt er  für  diese  Zeit  aas  Anrecht  auf  seine  Jahresrente. 
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Wenn  bei  einem  Empfänger  einer  Geldbewilligung  der  im  Ab».  1  vorgesehene  Fall 
eintritt,  so  soll  die  Geldsumme  dem  nächst  folgenden  Empfänger  gemäss  der  in  §  f>,  2) 
erwähnten  Reihenfolge  zufallen. 

§  18.  Wird  ein  Anspruch  nicht  innerhalb  eines  Jahre«  vom  Datum  de»  Rechts- 
anspruches auf  Pension  an  erhoben,  so  ist  das  Anrecht  verwirkt. 

i|  19.  Erhebt  der  Empfänger  einer  .Jahresrente  innerhalb  6  Monaten  nach  dem 
für  die  Geldsumme  festgesetzten  Zeitpunkt  keinen  Anspruch,  so  wird  die  Rente  für 
das  betreffende  Jahr  nicht  ausbezahlt. 

$  20.  Die  Vorschriften,  welche  den  bei  Staatsarbeiten  verwendeten  Arbeitern  im 
Falle  der  Tötung  oder  des  Unfalles  Entschädigungen  zusprechen,  sollen  sich  analog 
auf  diejenigen  erstrecken,  die  gemäss  den  vorstehenden  Vorschriften  eine  Pension  er- 
halten.   Doch  soll  Ersatz  der  Itcgrabniskosten  nicht  gewährt  werden. 

§  21.  Die  Jurisdiktion  über  alle  mit  der  Pensionierung  zusammenhängenden 
Fragen  steht  dem  Kriegsministerium  zu. 

U  c  b  c  r  g  a  n  g  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n. 

J;  22.  Arbeitern,  die  erst  anlässlieh  de*  Inkrafttretens  der  vorstehenden  Vor- 
schriften definitiv  angestellt  wurden,  soll  die  Hälfte  ihrer  friiheren  Dienstzeit  für  die 
Pension  zugerechnet  werden.  D«H'h  soll  die  Dienstzeit  der  Minderjährigen  oder  der 
Lehrlinge  nicht  einbezogen  werden. 

S  23.    Die  vorstehenden  Vorschriften  treten  mit  1.  September  d.  .1.  in  Kraft. 

VIII.  Russie.  Russland. 

noroHccirie  oxh  aprejiaxx  TpyAOBwxx  (Polosenie  od  artoljach  trudovych). 
Verordnung  betr.  die  Arbeitsartele  vom  1./18.  Jnni  1902. 

1.  Unter  Arboitsartel  ist  eine  Genossenschaft  zu  verstehen,  organisiert 
behufs  Durchführung  bestimmter  Arbeiten  oder  Industrien,  sowie  zur 
Regelung  der  Arbeitsleistungen  und  Pflichten  der  einzelnen  Mitglieder,  die 
auf  gemeinsame  Rechnung  und  unter  solidarischer  Verantwortlichkeit  an  einer 
Arbeit  sich  beteiligen. 

2.  Die  Arbeitsartele  werden  auf  Grund  von  Statuten  oder  bereits  be- 
stehender Reglemente  oder  Abmachungen  organisiert. 

8.  Auf  Artele,  die  auf  Grund  von  Statuten  ins  Leben  gerufen  wurden, 
haben  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  (4 — 27)  aufgestellten  Vor- 
schriften Anwendung  zu  finden. 

4.  Die  Artolstatuten  sind  zu  ihrer  Bestätigung  durch  die  Artelver- 
waltnug  dem  Ortsgouverneur  vorzulegen.  Bestätigte  Statut en  werden  nach 
seiner  Anweisung  in  den  entsprechenden  Gouverneurjournalcn  veröffentlicht. 

5.  Ein  Gouverneur,  der  bei  Bestätigung  von  Statuten  auf  Hindernisse 
stösst,  hat  darüber  binnen  eines  Monats  nach  Erhalt,  des  Statuts  dem 
Finanzminister  zu  berichten,  der  dann  über  die  eingetretenen  Bedenken  in 
Uebereinstinimung  mit  dem  zugehörigen  Ressort  entscheiden  wird. 

6.  Zur  Bestätigung  vorgelegte  Artolstatuten  bedürfen  der  Unterschrift 
von  wenigstens  5  Artelgründern  und  müssen  folgende  Angaben  enthalten  : 

1)  Benennung,  Zwecke  und  Thätigkeitsort  des  Arteis,  mit  Bezeich- 
nung des  Arboitstormines,  wofern  das  Artcl  auf  bestimmte  Zeit  gegründet 
worden  ist; 

2)  die  Aufnahmebedingungen  von  Mitgliedern  und  Lehrlingen,  deren 
Rechte  und  Pflichten,  sowie  die  Ordnung  über  Austritt  und  Ausschluss 
derselben  aus  dem  Artel ; 

3)  die  Bedingungen.  Ordnung  und  Begrenzung  der  Lohnarbeit  im  Artel  ; 

4)  die  Ordnung  bei  an  Mitgliedern  des  Arteis  vollzogenen  Schuld- 
betreibungen mit  Angabe  der  höchsten  dabei  auferlegten  Goldbussen; 

5)  den  Umfang  der  Verantwortlichkeit  der  Artelmitgliedcr  je  nach 
ihren  Verpflichtungen,  falls  diese  Verantwortlichkeit  eine  beschränkte  ist: 
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G)  den  Termin  und  die  übrigen  Bedingungen  der  Geldauszahlungen, 
die  ausgetretenen  oder  ausgeschlossenen  Mitgliedern  vom  Ariele  zukommen, 
desgleichen  den  Termin,  bis  zu  welchem  neuernannte  Mitglieder  für  die 
Artelobliegenheiten  verantwortlich  zu  sein  haben; 

7)  Die  Art  der  Organisation ,  Aufbewahrung  und  Verwendung  der 
Artelkapitalien ; 

8)  die  Art  der  Buchung  von  Mitgliedereinzahlungen;  die  Art  der 
Deckung  von  Verlusten  des  Artels ; 

!))  die  Art  der  Leitung  der  Artelangelegenheiten,  mit  Angabe  der 
Organisation  dieser  Leitung  und  der  Rechte  und  Pflichten  der  zu  ihrem 
Bestände  gehörigen  Personen,  sowie  ihren  Wahlmodus;  ein  Namens- 
verzeichnis  der  Teilnehmer  des  Artels  und  der  Bestand  seiner  Leitung; 
die  Geschäftsführung  bei  Beschlüssen  der  Generalversammlung  und  die 
Einberufungsfrist  solcher  Versammlungen ; 

10)  Die  allgemeinen  Rechnungsverhältnisse  und  die  Art  der  Liquidation 
der  Artelarbeiten. 

Im  Statut  des  Artels  können  auch  andere  Aufstellungen  enthalten  sein, 
vorausgesetzt,  dass  sie  den  Gesetzen  nicht  zuwiderlaufen. 

7.  Vom  Finanzminister  können  in  Uebereinstimmung  mit  dem  zu- 
gehörigen Ressort  zur  Anleitung  Musterstatuten  für  besondere  Arten  von 
Arbeitsart  elen  herausgegeben  werden. 

8.  Nach  Bestätigung  des  Statuts  hat  eine  Generalversammlung  der 
Artelmitglieder  dasselbe  als  in  Kraft  getreten  anzuerkennen.  Ueber  die 
Abhaltung  einer  Generalversammlung  ist  dem  Gouverneur  zu  berichten. 
Mit  dem  Inkrafttreten  der  genannten  Verordnung  tritt  das  Artel  alle  die 
ihm  von  dieser  Verordnung  vorgeschriebenen  Rechto  und  Pflichten  an. 

9.  Mitglieder  des  Artels  können  Personen  beiderlei  Geschlechts  von 
nicht  unter  17  Jahren  werden.  Die  Anzahl  der  Artelmitglieder  ist  un- 
beschränkt. 

10.  Personen  von  17  —  21  Jahren  können  unter  den  im  Statut  vor- 
gesehenen Bedingungen  ins  Artel  aufgenommen  werden,  jedoch  ohne  das 
Recht,  an  der  Artelverwaltung  teilzunehmen. 

11.  Die  Art  und  Weise  der  Teilnahme  der  einzelnen  Mitglieder  an 
der  gemeinsamen  Arbeit  wird  entweder  durch  ein  Statut  oder  durch  eine 
Generalversammlung  der  Mitglieder  bestimmt. 

12.  Das  Artel  kann  Eigentum  erwerben,  in  Unterhandlung  eintreten, 
Verpflichtungen  übernehmen,  sein  Recht  beim  Gericht  suchen  und  verant- 
worten. Die  Artele  haben  das  Recht  auf  industrielle  und  Handelsein- 
richtungen. 

13.  Das  Artel  wird  auf  Grund  einer  Generalversammlung  seiner  Mit- 
glieder geleitet,  die  zur  rascheren  Verwaltung  und  Erledigung  der  Ge- 
schäfte aus  ihrer  Mitte  die  dazu  erforderlichen  Personen  auswählt.  Im 
Statut  kann  die  Vertretung  der  Generalversammlung  aller  Artelmitglieder 
durch  oino  Versammlung  von  Bevollmächtigten  vorgesohen  werden. 

14.  In  der  Generalversammlung  hat  jedes  Mitglied  eine  Stimme.  Ein 
abwesendes  Mitglied  kann  sein  Stimmrecht  nur  einem  Artelmitgliede  über- 
tragen und  zwar  auf  Grund  vom  Statut  festgesetzter  Bestimmungen. 

15.  Generalversammlungen  sind  beschlussfähig,  wenn  die  persönlich 
oder  von  anderen  dazu  bevollmächtigt  an  ihr  teilnehmenden  Mitglieder 
(ij  14)  mindestens  die  Hälfte  des  Artelbestandes  betragen,  wobei  dann  die 
Angelegenheiten  durch  einfache  Stimmenmehrheit  entschieden  werden.  Zur 
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Beschlussfassung  bei  den  das  Statut  betreffenden  Fragen,  Ergänzungen  oder 
Abänderungen,  bei  Ausschliessungen  von  Artelrai tgliedern,  bei  Entfernung 
leitender  Personen  vor  Ablauf  des  Termins,  bis  zu  dem  sie  gewählt  sind, 
bei  Aufnahme  von  Anleihen,  bei  Auflösung  des  Arteis  und  Liquidierung 
seiner  Angelegenheiten  —  ist  in  der  Versammlung  eine  Teilnahme  (per- 
sönlich oder  von  anderen  dazu  bevollmächtigt)  von  mindestens  zwei  Dritteln 
der  Artelsmitglieder  erforderlich.  Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
erlangen  in  den  genannten  Fragen  nur  dann  obligatorische  Geltung,  wenn 
sie  von  einer  Zweidrittelsmehrheit  der  Versammlungsteilnehmer  gefasst 
worden  sind.  In  den  Statuten  können  ausser  den  angeführten  auch  andere 
Angelegenheiten  vorgesehen  werden ,  die  ihrer  Wichtigkeit,  wegen  dem 
Beschlüsse  der  vorgeschriebenen  Arteismehrheit  unterliegen. 

16.  Die  Mitgliederbeiträge  bestehen  sowohl  in  Geld  als  auch  in  für 
das  Artel  notwendigen  Gegenständen. 

17.  Die  Beiträge  sollen  bei  allen  dem  Artel  angehörenden  Mitgliedern 
gleichzeitig  erfolgen ;  die  Verteilung  des  Verdienstes  unter  sie  findet  nach 
dem  Masse  der  von  jedem  Einzelnen  bei  Artelarbeiten  persönlich  geleisteten 
Arbeit  statt,  gemäss  Beschlussfassnng  der  Generalversammlung. 

18.  Für  die  von  ihm  übernommenen  Verpflichtungen,  sowie  für  die 
strikte  Durchführung  der  Verpflichttingen  seiner  einzelnen  Mitglieder,  sowie 
für  Verluste,  die  durch  Artelarbeiten,  durch  einzemo  seiner  Mitglieder  oder 
durch  von  ihm  gedungene  Leute  verursacht  worden  sind,  haftet  das  Artel 
mit  seinem  gesamten  Eigentum.  Das  Artel  kann  von  ihm  bezahlte  Summen 
von  denjenigen  Personen  einfordern,  durch  deren  Nachlässigkeit  oder  Ver- 
schulden es  die  Verluste  erlitten  hat. 

19.  Reicht  das  Artel  vermögen  zur  Zahlung  von  durch  das  Artel  ver- 
anlassten Ausgaben  nicht  aus,  so  haften  seine  Mitglieder  mit  ihrem  ge- 
samten beweglichen  und  unbeweglichen  Privateigentum  solidarisch  dafür, 
und  zwar  entweder  unbegrenzt  oder  innerhalb  der  im  Artelstatut  (4$  *>. 
No.  ,r>)  angegebenen  Beschränkung. 

20.  Die  solidarische  Haftbarkeit  ist  für  alle  Artelmitglieder  dieselbe, 
falls  im  Statut  nicht  Angaben  für  eine  Verteilung  nach  bestimmtem  Mass- 
stabe enthalten  sind.  Ebenso  werden  von  einem  oder  mehreren  Mitgliedern 
nicht  bezahlte  Beträge  auf  die  (ibrigen  Mitglieder  verteilt.  Artelmitgliedern, 
die  für  andere  bezahlt  haben,  steht  das  Recht  zu,  von  diesen  das  Bezahlte 
zurückzufordern. 

21.  Wer  dem  Artel  beitritt,  haftet  auch  für  alle  diejenigen  Ver- 
pflichtungen, die  schon  vor  seinem  Eintritt  als  Mitglied  eingegangen 
worden  sind. 

22.  Eigentum  und  Kapitalien  des  Arteis  dürfen  zur  Tilgung  persön- 
licher Schulden  und  Verpflichtungen  nicht  verwandt  werden. 

23.  Persönliche  Schulden  und  Verpflichtungen  einzelner  Artelmitglieder 
können  aus  den  zu  diesem  Zwecke  bestehenden  Artelersparnissen  beglichen 
werden,  jedoch  nicht  anders  als  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen,  ge- 
geben im  §  100  der  Gewerbeordnung  '  Gesetzsammlung  Bd.  XI,  II.  Teil, 
Ausgabe  1S93)  betr.  Schuldforderungen,  gerichtet  auf  Arbeiterlöhne. 

24.  Mitglieder,  die  den  vom  Artel  übernommenen  Verpflichtungen  oder 
statutarischen  Vorschriften  und  Bestimmungen  der  Generalversammlung  nicht 
nachkommen,  ebenso  diejenigen,  die  sich  anstössig  aufführen  oder  bei  der 
Arbeit  nachlässig  sind,  können,  abgesehen  von  ihrer  Verantwortlichkeit  für 
allfällig  verursachten  Schaden,  der  Reihe  nach  den  im  Statut  vorgesehenen 
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Verweisen,  Geldbußen,  zeitweiliger  und  gänzlicher  Ausschliessung  aus  dem 
Artel  unterworfen  werden. 

25.  Einem  abwesenden  oder  ausgeschlossenen  Mitglied  e  wird  nach  einer 
vom  Statut  bestimmten  Frist  der  auf  ihn  entfallende  Geldbetrag  ausbezahlt, 
gegebenenfalls  nach  Abzug  der  gegen  ihn  gerichteten  Schuldforderungen 
und  seines  verantwortlichen  Anteiles  an  den  dem  Artel  entstandenen  Ver- 
lusten. Indessen  fahrt  ein  abwesendes  oder  ausgeschlossenes  Mitglied  — 
falls  im  Statut  kein  längerer  Zeitraum  festgesetzt  ist  —  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  fort,  gleich  wie  die  Mitglieder  selbst  für  die  bis  zu  seinem 
Austritt  eingegangenen  Artclverpflichtungen  haftbar  zu  sein. 

26.  Ein  Artel  erlischt:  1)  bei  Ablauf  der  Zeitdauer,  für  die  es  ge- 
gründet worden  ist;  2)  bei  Beendigung  der  Arbeiten,  um  derentwillen  es 
organisiert  worden  ist;  3)  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  der 
Artelmitglieder,  und  4)  auf  Verlangen  des  Gouverneurs,  wenn  sich  nämlich 
die  Thätigkeit  des  Arteis  mit  dessen  Statuten  als  unvereinbar  oder  als 
den  bestehenden  Gesetzen  zuwiderlaufend  erweist. 

27.  Wenn  ein  Artel  erlischt ,  so  wird  dessen  Eigentum  unter  die 
Mitglieder  verteilt,  oder  das  Eigentum  erhält  eine  andere  im  Statut  ge- 
hörigen Ortes  vorgeschriebene  Bestimmung,  oder  falls  im  Statut  nichts 
Diesbezügliches  vorgesehen,  wird  mit  demselben  nach  dem  Dafürhalten  der 
Generalversammlung  vorfahren. 

IX.  Sulsse.  Schweiz. 

Eidgenossenschaft 

Kreisschreiben  des  Bundesrates  an  sämtliche  eidgenössische*  Stände, 
betreffend  Mitteilung  der  wegen  UebertretUDg  des  Fabrikgesetzes  ge- 
fällten Urteile.  Vom  9.  Oktober  1902. 

Von  Zeit  zu  Zeit  gelangen  richterliche  Urteile  zu  unserer  Kenntnis, 
welche  in  Vollziehung  dos  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den 
Fabriken,  vom  23.  März  1877,  gefallt  worden  sind,  von  uns  aber  bean- 
standet werden.  Die  Kassationsbeschwerde  ist  jedoch  nicht  zulässig,  so- 
lange die  für  eine  solche  durch  das  Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege,  vom  22.  März  1893,  geschaffene  Voraussetzung 
nicht  erfüllt  ist. 

Dieses  Bnndesgesetz  bestimmt  in  Art.  155:  Durch  Beschluss  des 
Bundesrates  kann  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  und  in  Bezug  auf  eine 
bestimmte  durch  Bundesgesetz  geregelte  Materie  verfügt  werden,  dass 
sämtliche  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  ergehenden  Gerichtsurteile, 
Strafbescheide  von  Verwaltungsbehörden  und  Entscheide  von  Ueberweisungs- 
behörden  durch  die  Kantonsregierungen  sofort  nach  deren  Erlass  tinent- 
geltlich dem  Bundesrate  einzusenden  sind. 

Gemäss  Art.  KU  desselben  Gesetzes  kann  der  Bundesrat  gegen  solche 
Erkenntnisse,  die  ihm  zufolge  des  Art.  155  regelmässig  eingesandt  werden, 
beim  Bundesgericht  die  Kassationsbeschwerde  erheben. 

Wir  sind  nunmehr  entschlossen,  von  der  in  Art.  155  gegebenen  Be- 
fugnis Gebrauch  zu  machen,  nachdem  sich  auch  die  eidgenössischen  Fabrik- 
inspektoren in  diesem  Sinne  ausgesprochen  haben.  Es  ist  zu  erwarten, 
dass  die  Massregel  wesentlich  zu  einer  möglichst  gleichmässigen  Hand- 
habung des  Fabrikgesetzes  in  den  Kantonen  beitragen  und  seinem  Ansehen 
förderlich  sein  werde.    Eine  Weiterziehung  vou  Urteilen,  die  nach  unserer 
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Auffassung  auf  der  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  be- 
ruhen (Art.  163  des  Bundesgesetzes  vom  22.  März  1893),  wird  mancher 
Unklarheit  und  Ungewissheit  ein  Ende  machen  und  verhüten,  dass  etwa 
da  und  dort  eine  ständige  Gerich tsjiraxis  auf  unrichtiger  Grundlage  sich 
ausbilde.  Dann  wird  es  auch  nicht  mehr  nötig  sein,  dass  die  eidgenössi- 
schen Fabrikinspektoren  einzelno  Fälle  aus  einer  solchen  Praxis  in  ihren 
Jahresberichten  besprechen,  wie  überhaupt  das  neue  Verfahren  an  die 
Stelle  desjenigen  treten  wird,  welches  durch  unser  Kreisschreiben  vom 
1.  August  1893  i^Bundesbl.  III.  897)  eingeführt  worden  war,  allerdings 
mit  ungenügendem  Erfolge,  weil  dio  verlangten  Mitteilungen  unregelmässig 
gemacht  wurden  und  weil  eine  Knssationsbeschwerde  ausgeschlossen  war. 

Demnach  haben  wir  folgenden  Beschluss  gefasst,  um  dessen  pünktliche 
Vollziehung  wir  Sie,  soweit  an  Ihnen,  ersuchen : 

1)  Nach  Massgabe  von  Art.  155  des  Bundesgesetzes  über  die  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege,  vom  22.  März  1893,  sind  sämtliche  das 
Bundesgesetz  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  vom  23.  März  1877,  be- 
treffenden Endurteile  der  kantonalen  Gerichte.  Strafbescheide  von  Ver- 
waltungsbehörden und  ablehnenden  Entscheide  der  letztinstanzlichen  kan- 
tonalen L'eberweisungsbehörden  durch  die  Kantonsregierungen  sofort  nach 
deren  Erlass  unentgeltlich  dem  eidgenössischen  Fabrikinspektor  des  Kreises 
zu  Händen  des  Bundesrates  einzusenden. 

2)  Der  eidgenössische  Fabrikinspektnr  des  Kreises  unterbreitet  dem 
schweizerischen  Industriedepartement  innert  5  Tagen  seinen  Antrag,  wenn 
er  die  Erhebung  der  Kassationsbeschwerde  als  angezeigt  erachtet. 

3)  Gegenwärtiger  Beschluss  tritt  sofort  in  Kraft  und  bleibt  wirksam 
für  die  Dauer  von  4  Jahren. 

4)  Das  Kreisschreiben  des  Bundesrates  an  sämtliche  eidgenössische 
Stände,  betreffend  Mitteilung  der  wegen  Uebertretung  des  Fabrikgesetzes 
erlassenen  Urteile,  vom  1.  August  1893,  ist  für  die  nämliche  Zeitdauer 
aufgehoben. 

II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen1). 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

[Keich  und  Einzelstaaten.] 

63.    Arbeitsamt  und  Arboitskammorn  (3,  55). 

Baden.  127.  öffentl.  Sitzung  der  2.  Kammer  am  8.  Juli  1902; 
Kommissionsbericht  über  die  Anträge  der  Abgg.  Dreesbach  und  Genossen, 
a)  die  Errichtung  oines  Arbeitsamtes  und  einer  Arbeitskammer,  b)  Wahl- 
gesetz für  die  Arbeitskammer  betr.  Ablehnung  der  Initiativanträge  mit 
allen  gegen  5  Stimmen. 

Sten.  Prot.  S.  1699  ff. 


1)  Die  rechts  mm  idphiibetischen  Schlagwort  in  (  )  angegebenen  Ziffern  weisen  auf 
die  fortlaufenden  Nummern  hin,  unter  welchen  in  den  vorangehenden  Heften  des  „Bulletins" 
über  den>elben  Gegenstand  berichtet  worden  ist. 
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64.  Arbeite rausschüsse  der  bayerischen  Eisenbahnarbeiter  (1). 

Bayern.  Budgetdebatte  in  der  bayerischen  Kammer  der  Ab- 
geordneten am  8.  Juli  1902,  Sten.  Ber.,  8."  lÜOff.  Debatte  über  einen 
Erlass  der  kgl.  bayer.  Regierung,  durch  welchen  den  Arbeiterausschüssen 
verboten  wurde,  gemeinsame  Konferenzen  abzuhalten.  Keine  Beschluß- 
fassung. 

65.  Bauarbeiterschutz  ( 13). 

Württemberg.  Bericht  der  volkswirtschaftlichen  Kommission  der 
Kammer  der  Abgeordneten  über  die  Eingaben  des  christlichen  Bauhand- 
werkerverbandes vom  24.  Jan.  1901,  der  Landeskommission  für  Bau- 
arbeiterschutz in  Württemberg  vom  Februar  1901  l)  und  der  Württemb. 
Baugewerksberufsgenossenschaft  vom  16.  April  1901,  betr.  Massnahmen 
zum  Schutze  von  Leben  und  Gesundheit  der  Bauarbeiter.  Drucksachen  No.  135. 

94.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  am  13.  Mai  1902,  Bericht 
und  Antrag  der  Kommissionsmehrheit  : 

1)  Die  beiden  Petitionen  vom  24.  Januar  und  vom  Februar  1901, 
soweit  sie  in  der  Verfügimg  des  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  1.  Nov. 
1901  und  durch  die  Unfall  Verhütungsvorschriften  der  Württembergischen 
Baugewerksberufsgenossenschaft  vom  10.  Sept.  1901  berücksichtigt  sind, 
ebenso  die  Eingabe  der  Württembergischen  Baugewerksberufsgenossen- 
schaft vom  16.  April  1901  für  erledigt  zu  erklären.  2)  Die  in  Punkt  1 
der  Petition  der  Bauarbeiter  Württembergs  etc.  vom  Febr.  1901  ent- 
haltene Bitte  um  Zusammenstellung  und  Herausgabe  der  auf  den  Bau- 
arbeiterschutz bezüglichen  Vorschriften  und  Verordnungen  der  k.  Regierung 
zur  Berücksichtigung  zu  übergeben.  3)  Die  k.  Regierung  zu  ersuchen, 
auf  eine  wirksame  Ausgestaltung  der  Kontrolle  über  die  Ausführimg  der 
zum  Schutze  der  Bauarbeiter  bestehenden  Vorschriften  durch  Anstellung 
von  Bauaufsehern  aus  dem  Arbeiterstaud  in  der  Weise  Bedacht  zu  nehmen, 
dass  sowohl  den  Arbeitnehmern  als  den  Arbeitgebern  eine  Mitwirkung 
einzuräumen  wäre.  4)  Die  Kammer  der  Standesherren  zum  Beitritt  einzuladen. 

Angenommen  in  der  95.  Sitzimg  der  Kammer  der  Abgeordneten  unter 
Streichung  der  Ziffer  3.  an  doren  Stelle  folgender  Passus  gesetzt  wurde : 
„3)  Im  übrigen  diese  Petitionen  der  k.  Regierung  zur  weiteren  Berück- 
sichtigung dahin  mitzuteilen,  dass  auf  eine  sachgemässe  Ausgestaltung  der 
Kontrolle  über  die  Ausführung  der  Vorschriften  zum  Schutz  der  Bau- 
arbeiter in  der  Weise  Bedacht  genommen  wird,  dass  neben  Arbeitgebern 
auch  Mitglieder  aus  dem  Bauarbeiterstand  beigezogen  werden." 

Zustimmung  der  Kammer  der  Standesherren  in  der  22.  Sitzung  am 
28.  Mai  1902,  Sten.  Ber.  S.  335  ff.,  jedoch  unter  dem  Vorbehalte,  dass 
eine  Zuziehung  von  Arbeitern  zur  Kontrolle  der  Baubetriebe  nur  in  den 
grössten  Gemeinden  des  Landes  thunlich  sei. 

66.  Bergarbeiterschutz. 

Bayern.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  6.  Juni  1902. 
Mündlicher  Bericht  des  Ausschusses  für  Gegenstände  der  Finanzen  und 
Staatsschuld  zum  Etat  der  Bergwerks-,  Hütten-  und  Salzwerksgemlle  f<ir 
ein  Jahr  der  XXVI.  Finanzperiode,  1902  u.  1903. 

Debatte  über  die  Knappschaftskasson  und  Arbeitsverhaltnisse  in  der 
k.  bayerischen  fiskalischen  Grube.  Annahme  dos  Antrags  des  Abg. 
Riedel:  Die  Kammer  wolle  beschliessen,  die  k.  Staatsregierung  zu  er- 

1)  Wortlaut  der  Kingah*  ..Bulletin",  S.  407  ff. 
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suchen,  dem  Etat  der  Bergwerks-,  Hütten-  und  Salzwerksgefälle  für  die 
künftige  Finanzperiode  genaue  Nachweise  über  die  Höhe  der  Arbeitslöhne, 
die  Dauer  der  Arbeitszeit  und  die  Menge  der  geförderten  Produkte  — 
für  die  einzelnen  Werke  gesondert  —  beizufügen. 
Sten.  Ber.  S.  520—532. 

Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  9.  Juni  lf*02.  Fort- 
setzung der  Debatte.  Bericht  des  Abg.  Schramm  als  Berichterstatter  des 
Petitionsausschusses  über  die  Petition  von  4G6  Arbeitern  der  k.  Stein- 
kohlengrube Peißenberg  und  1295  Bergleuten  von  Penzberg,  Hausham  und 
Miesbach  l).  Antrag  der  Petitionskommission,  den  ersten  Teil  der  Petition 
der  k.  Staatsregierung  zur  Kenntnisnahme  zu  überweisen  und,  soweit  sie 
sich  auf  Mehrung  des  dem  Arbeiter ausschusse  gesetzlich  zugesicherten 
Schutzes  bezieht,  zur  Tagesordnung  überzugehen.  Debatte.  Annahme  des 
Antrages  der  Petitionskommission. 

Sten.  Ber.  S.  557—679. 

67.  Eisenbahnarbeiter,  Löhne  der  — . 

Bayern.  Budgetdebatte  in  der  bayerischen  Kammer  der  Abgeordneten 
am  8.  u.  9.  Juli  1902. 

Sten.  Ber.  S.  175—238. 

68.  Handlungsgehilfenkammern  (29). 

Baden.  127.  öffentl.  Sitzung  der  zweiten  Kammer  am  8.  Juli  1902; 
Kommissionsbericht  über  die  Petition  des  deutschnatioualen  Handlungs- 
gehilfenverbandes, die  Errichtung  von  Handlungsgehilfenkammern  betr. 
Antrag  der  Kommission :  „Das  h.  Haus  wolle  über  die  vorliegende  Petition 
zur  Tagesordnung  übergehen",  da  es  Sache  des  Reiches  ist,  im  Zusammen- 
hange mit  der  gewerblichen  bezw.  sozialpolitischen  Gesetzgebung  auch 
„diese  wichtige  Frage  einer  erspriesslichen  Lösung  entgegenzuführen". 

Annahme  des  Kommissionsantrages  mit  allen  gegen  11  Stimmen. 
Sten.  Prot.  8.  1703. 

69.  Heimarbeit  (30). 

Bayern.  Das  von  der  Generalkomraission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  herausgegebene  ,.Korrespondenzblatt"  berichtet:  ..Infolge 
der  Rücksprache  einer  Deputation  der  organisierten  Sattler  mit  dem 
bayerischen  Kriegsminister  und  einer  Interpellation  in  der  Abgeordneten- 
kammer durch  den  sozialdemokratischen  Abgeordneten  Schmitt  hat  der 
Minister  in  der  Frage  der  Regelung  der  Militärarbeit  folgende  bestimmte 
Zusicherungen  gemacht:  1)  Arbeiter,  die  bereits  fünf  Jahre  in  den 
Artilleriewerkstätten  beschäftigt  sind,  nicht  mehr  zu  entlassen;  2)  dürfen 
die  Unternehmer,  welche  Militärarbeit  übernehmen,  diese  nicht  an  Zwischen- 
meister und  die  Hausindustrie  weitergeben;  3)  einer  eventuellen  Arbeiter- 
genossenschaft wird  das  weitestgehende  Entgegenkommen  zugesagt. 

1)  Inhalt  der  Petition: 

..Die  Kammer  wolle  bescbliesaen,  dass 

a)  für  sämtliche  unter  Tage  beschäftigte  Arbeiter  eine  regelmässige  Arbeitszeit  von 
täglich  höchstens  acht  Stunden  inkl.  Ein-  und  Ausfahrt  festzusetzen  ist  und 

b)  Ausnahmen  von  dieser  Regel  nur  für  sogenannte  Notarbeiten  zulässig  sind." 
„Ferner  bitten  Unterzeichnete,  dass  die  Herren  Abgeordneten  aller  Fraktionen  dahin 

wirken  möchten,  dass  dem  gesetzlich  eingeführten  Arbeiterausschuss  mehr  gesetzlicher  Schutz 
zukommt,  um  nicht  befürchten  zu  müssen,  dass  derselbe  sogar  bei  Stellung  gerechter  An- 
trüge gemassregelt  werde,  wie  dies  hier  (und  damit  ist  Peißenberg  gemeint)  leider  ge- 
schehen ist." 

Arbeiterschute.  37 
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70.  Kellnerinnen  schütz  (25). 

Bayern.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  6.  Juni  1902. 
Mündlicher  Bericht  des  Ausschusses  für  Petitionen  über  die  Petition  des 
Vereins  der  Münchener  Kellnerinnen  um  Zahlung  von  Lohn  an  die 
Kellnerinnen  des  Hofbränhauses.  Debatte.  Annahme  des  Antrages  des 
Abg.  Huber  (Speyer),  die  Petition  der  k.  Staatsregierung  zur  Würdigung 
zu  überweisen.    Sten.  Ber.  S.  509  —  519. 

71.  Konfektionsarbeiter,  Bundesratsverordnung  vom  31.  Mai 
1897. 

Hessen.  Auf  die  Klagen  der  hessischen  Gewerbeaufsichtsbeamten 
über  die  Unzulänglichkeit  und  Unklarheit  dieser  Bekanntmachung  be- 
schlossen beide  Kammern  Hessens,  an  die  Regierung  das  Ersuchen  zu 
richten,  ihren  Vertreter  im  Bundesrat  anzuweisen,  eine  Verbesserung  und 
Klarstellung  des  Textes  der  Verordnung  zu  beantragen. 

72.  Submissionswesen;  Schutz  der  Arbeiter  im  — . 
Württemberg.    95.  und  96.  Sitzung  am  14.  und  15.  Mai  1902. 

Antrag  Gröber  u.  Gen.,  „das  Submissionsverfahren  durch  gesetzgeberische 

Vorschriften,  namentlich  auch  in  der  neuen  Gemeindeordnung,  sowie  durch 

Verwaltungsmassrogoln  neu  zu  regeln". 

Bericht  und  Autrag  der  volkswirtschaftlichen  Kommission : 

„1)  Im  Antrag  Gröber  u.  Gen.  die  Worte  .,durch  gesetzgeberische 

Vorschriften,  namentlich  auch  in  der  neuen  Gemeiudeordnung,  sowie"  zu 

streichen  ; 

2)  die  k.  Staatsregierung  zu  ersuchen:  es  mögen  einheitliche  und 
gemeinsame  Vorschriften  über  das  Verdingungs-  und  Vergebungswesen 
erlassen,  diese  Vorschriften  in  bestimmten  Zwischenräumen  im  „Gewerbe- 
blatt aus  Württemberg"  veröffentlicht  und  den  Gewerbetreibenden  mög- 
lichst leicht  zugänglich  gemacht  werden ; 

3)  den  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  wird  empfohlen ,  bei 
Vergebung  und  Ausführung  ihrer  Arbeiten  nach  den  für  die  staatlichen 
Behörden  giltigen  Grundsätzen  zu  verfahren." 

Annahme  des  Kommissionsantrages.    Sten.  Ber.  S.  2085  ff. 

73.  Wohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte.  Gesetz- 
entwurf betr.  (33). 

Hessen.  Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  vom  25.  und  26.  Juni 
1902.    Annahme  der  Vorlage  fast  einstimmig  beschlossen1). 

74.  Wohnungspflegegesetz.  Lübeck2). 

Preussen.  Kund  schreiben  des  preuss.  Handelsministers  an  die 
Regierungspräsidenten,  in  welchen  Richtungen  die  am  31.  Dez.  1903  ab- 
laufende Bekanntmachung  des  Bundesrats  (18.  Okt.  1898)  über  die  Be- 
schäftigung von  Arbeitern  in  Ziegeleien  einer  Abänderung  bedürftig  sei. 

75.  Ziegeleien,  Arbeiterschutz  in  — . 

II.  Grande- Bretagne.  Grossbritannien. 

31.  Arbeiterwohnungsgesetz  (11,  26). 

Sitzung  der  gemeinsamen  parlamentarischen  Kommission  beider  Häuser, 
16.  Juni.    Report:  4.  August  1902. 

1)  Wortlaut  de»  Gesetzes  vergl.  „Bulletin",  8.  502  ff. 

2)  Vergl.  „Bulletin",  S.  505. 
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32.  Arbeitsnachweise  in  London  (16). 

Labour  Bureau  (London)  Bill,  3.  Lesung  im  H.  d.  L.,  14.  Juli, 
3.  Lesung  im  H.  d.  G.  am  17.  Juni  1902.  Annahme  (s.  „Bulletin",  S.  520). 

33.  Fruchtkonservenfabriken. 

Antrag  Mr.  Talbot's  auf  Streichung  von  Vorschrift  6  der  Special 
Rules  betr.  Fruchtkonservenfabriken,  H.  d.  G.  10.  Juli  1902  (abgelehnt 
mit  88  gegen  7(5  Stimmen). 

34.  Hilfskassen  (21,  30). 

Shop  Clubs  Bill,  2.  Lesung  im  H.  d.  L.  20.  Juni ;  Beratung  durch 
das  H.  d.  L.  im  Kommittee  am  10.  Juli.  3.  Lesung  im  H.  d.  L.  18.  Juli 
1902.  \ Annahme  (s.  „Bulletin",  S.  521V 

35.  Kinderschutz. 

A  Bill  to  mako  better  provision  for  regulating  the  emplovment  of 
Children,  Regierungsvorlage  Mr.  Ritchie's.  1.  Losung,  H.  d.  G.  10.  Juli 
1902. 

III.  Norvege-  Norwegen. 

Tn  einem  vom  4.  Septomber  1902  datierten  Cirkular  legt  das  Depar- 
tement des  Inneren  den  Arbeiter-  und  Arbeitgeberverbanden  des  Landes 
einen  Plan  zur  Schaffung  eines  Industrie-  und  Arbeitsrates  zur  Begut- 
achtung vor,  dessen  Grundlinien  die  folgenden  sind : 

Es  soll  zunächst  eine  allgemeine  Vertretung  von  Handwerk  und  Industrie 
gewählt  werden,  bestehend  aus  40  Arbeitgebern  und  anderon  an  Handwerk 
und  Industrie  beteiligten  Personen  und  20  Arbeitern.  Diese  Körperschaft, 
die  ihren  Vorstand  selbst  wählt,  soll  mindestens  alle  3  Jahre  einmal 
zusammentreten  zur  Behandlung  von  Fragen,  welche  Handwerk  und  In- 
dustrie betreffen ;  mit  Zustimmung  des  Departements  können  die  Arbeiter- 
und die  Arbeitgebervertreter  auch  separat  tagen.  Die  Mitglieder  werden 
auf  3  Jahre  gewählt  und  erhalten  Entschädigungen  für  ihre  Auslagen. 

Diese  Vertreterschaft  wählt  ihrerseits  einen  Industrierat  von  9  Mit- 
gliedern (3  Arbeiter  und  6  Arbeitgeber  oder  diesen  Gleichgestellte),  die 
nicht  der  Vertreterschaft  anzugehören  brauchen.  Die  3  Arbeiter  werden 
von  den  20  Arbeitern,  die  G  Arbeitgeber  von  den  40  Arbeitgebern  gewählt. 
In  der  gleichen  Weise  werden  ebenso  viele  Stellvertreter  gewählt,  Alles 
auf  die  Dauer  von  3  Jahren.  Die  Sitzungen  werden  in  Christiania  ab- 
gehalten, so  oft  eine  genügonde  Zahl  von  Beratungsgegenständen  vorliegt, 
es  können  auch  specielle  Sachverständige  zugezogen  werden.  Der  Iudustrie- 
rat  soll  dem  Departement  des  Inneren  als  technischer  Beirat  dienen  in 
allen  Fragen  des  Gewerbes  —  ausgenommen  die  der  Fabrikinspektion  — 
hat  aber  auch  —  wie  die  Vertreterschaft  —  das  Recht,  von  sich  aus 
solche  Fragen  zu  behandeln  und  Vorschläge  darüber  zu  machen;  auch  ist 
es  befugt,  der  „Vertreterschaft"  Gegenstände  zur  Beratung  zu  überweisen. 
Die  Mitglieder  des  Industrierates  erhalten  ebenfalls  Sitzungsgeldor  und 
Reiseentschädigung. 

Die  3  Arbeitermitglieder  des  Industrierates  und  3  von  dessen  übrigen 
Mitgliedern,  die  von  den  40  Arbeitgebern  der  Vertreterschaft  gewählt 
werden,  bilden  zxisammen  einen  Arbeitsrat,  dessen  Vorsitzender  vom  König 
bestimmt  wird  und  weder  Arbeiter  noch  Arbeitgeber  sein  darf.  Dieser 
Rat  hat  dieselbe  Stellung  wie  der  Industrierat,  seinen  Aufgabenkreis  bilden 
speciell  die  Fragen  der  Fabrikinspektion  (bozw.  dos  Arbeiterschutzes). 

37* 
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Zu  der  Vertreterschait,  wie  zu  den  beiden  Räten  sollen,  sowohl  weib- 
liche wie  männliche  Mitglieder  gewählt  werden  können. 

Das  CirkuJar  wünscht  von  den  verschiedenen  Interessentenverbänden 
speciell  Vorschläge  über  die  Frage  zu  erhalten,  auf  welche  Weise  —  durch 
welche  Vereinigungen  etc.  —  die  Vertreterschaft,  die  das  ganze  Land 
repräsentieren  soll,  gewählt  werden  sollte. 

IV.  Pays-Bas.  Niederlande1). 

(55.  Arbeiterinnen. 

Gesetzentwurf  betr.  Abänderung  des  Art.  5  des  Arbeitsgesetzes  vom 
5.  Mai  1889  (Erlaubnis  für  Frauennachtarbeit  beim  Heringsräuchern).  — 
II.  K. ,  Session  1901-1902,  Beil.  104,  No.  6—8  ;  Session  1902-1903, 
Beil.  10,  No.  1.  —  Beratung  und  Annahme:  II.  K.,  Verhandl.  1902-1903, 
S.  77—101.  —  I.  K.    Verhandl.  1902—1903,  S.  36—43. 

66.  Arbeitsgesetz. 

Thronrede  vom  16.  Sept.  1902  kündigt  einen  Gesetzesentwurf  betr.  die 
Revision  des  Arbeitsgesetzes  an.    Vergl.  Arbeiterinnen. 

67.  Arbeitsinspektion. 

In  dem  Budget  für  1903  ist  eine  Vennehrung  des  Arbeitsinspektions- 
personals  um  1  Medizinalrat,  1  Elektrotechniker,  4  Aufseher  und  1  Auf- 
seherin vorgesehen.  —  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beilage  A,  V,  No.  2, 
S.  27. 

68.  Arbeitsvertrag. 

Thronrede  vom  16.  September  1902  stellt  eine  Regelung  des  Arbeits- 
vertrages in  Aussicht. 

69.  Arbeitszeit.    Vergl.  Arbeiterinnen. 

70.  Ge  werben  nterr ich t. 

Ausschüsse  im  Budget  für  1903  zur  staatlichen  Unterstützung  von 
Gewerbeunterriehtsanstalten.  —  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V, 
No.  2,  S.  24—25. 

Verbesserung  des  Gewerbeunterrichts  in  Mittel-Java.  —  II.  K.,  Session 
1902-1903,  Beil.  B,  No.  7,  S.  18—19. 

71.  Löhne. 

Eine  neue  Regelung  der  Löhne,  Nacht-  und  Sonntagsruhe  für  Arbeiter 
und  Beamte  bei  Kanälen.  —  IL  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IX,  No.  2, 
S.  15-17. 

72.  Nachtarbeit.    Vergl.  Arbeiterinnen,  Löhne. 

73.  Sonntagsruhe.    Vergl.  Löhne. 

74.  Unfallversicherung. 

Gesetzesentwurf  betr.  die  Regelung  des  den  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern im  75.  Artikel  dos  Unfall  Versicherungsgesetzes  1901  erteilten  Rechtes, 
bei  den  Schiedsgerichten  (Raden  van  beroep)  Berufung  gegen  die  Höhe 
der  von  der  Reichsbank  festgesetzten  Rente  einzulegen.  —  II.  K.,  Session 

1901-  1902,  Beil.  78,  No.  1—33;  Session  1902-1903,  Beil.  3,  No.  1.  — 
Beratung   und    Annahme,   II.  K.,    Verhandl.  1901-1902,    S.  1647-1809: 

1902-  1903,  S.  55—56.  —  An  die  I.  K.  verwiesen. 


1)  Abkürzungen.  I.  K.  —  erst«  Kammer;  II.  K.  =  zweite  Kammer;  Verhandl.  — • 
Stenographisches  Protokoll  der  Sitzung  (Handrüngen  van  de  Staten  Generaal);  Beil.  — 
Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen;  Beil.  A  =  Staatshaoshaltaetat ;  Beil.  B  = 
Kolon.  Hauahaltsetat. 
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V.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Eidgenossenschaft. 

11.  Arbeitsvertrag  der  Wehrpflichtigen. 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  8.  Oktober  1902.  Debatte  über  das 
Postulat  zum  Geschäftsberichte  1901:  „Der  Bundesrat  wird  eingeladen, 
zu  prüfen  und  darüber  Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  zum 
Schutze  von  Wehrpflichtigen,  die  wegen  Militärdienstes  zeitweise  ihr 
bürgerliches  Anstellungs Verhältnis  unterbrechen  müssen,  gesetzliche  Be- 
stimmungen zu  erlassen  seien,  welche  eine  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages 
auf  Grund  des  Militärdienstes  verbieten."  Gutgeheissen.  Zustimmung  in 
der  Sitzung  des  Ständerates  vom  10.  Oktober  1902. 

12.  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Transportanstalten  (1). 
Sitzung  des  Ständerates  vom  8.  Oktober  1902.    Wiederaufnahme  der 

in  der  Sitzung  vom  30.  März  1900  verschobenen  Debatte. 

Sitzung  des  Ständerates  vom  10.  Oktober  1902.  Annahme  des  vom 
Nationalrate  angenommenen  Entwurfes  mit  verschiedenen  Abänderungen. 

13.  Verkeh rsarbeiter. 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  7.  Oktober  1902.  Debatte  über  das 
Postulat  zum  Geschäftsberichte  190]  :  ,,Der  Bundesrat  wird  eingeladen, 
zu  prüfen,  ob  nicht  die  gegenwärtige  Lage  der  Postillone  hinsichtlich 
Arbeitszeit,  Lohnverhältnisse  sowie  Krankheiten  und  Unfälle,  welchen  sie 
ausgesetzt  sind,  verbessert  werden  sollte."  Gutgeheissen.  Zustimmung 
in  der  Sitzung  des  Ständerates  vom  1<>.  Oktober  1902. 

b)  Kantone. 
Kanton  Bern. 

Berufslehre,  Gesetz  über  gewerbliche  und  kaufmännische.  Ge- 
meinsamer Entwurf  des  Regierungsrates  und  der  Grossratskommission 
vom  14.  März/14.  April  1902. 

Kanton  Basel-Stadt 

Bäckereien,  Schutz  der  Arbeiter  in  — . 

Antrag  des  Grossrates  Dr.  Wassilioff,  Arbeitersekretär,  dem  Grossen 
Rate  vorgelegt  am  9.  Oktober  1902:  „Der  Regierungsrat  wird  einge- 
laden, zu  prüfen  und  darüber  dem  Grossen  Rate  beförderlichst  zu  berichten, 
ob  es  nicht  thunlich  wäre,  im  Interesse  des  Publikums  und  der  Bäcker- 
gehilfen die  Arbeitszeit  dieser  Arbeiter  gesetzlich  zu  regeln  und  die 
Backstuben  und  Schlafräume  der  Arbeiter  periodischen  Untersuchungen 
auf  ihre  Salubrität  zu  unterwerfen 

Kanton  Genf. 

Hilfskassen.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  staatliche  Sub- 
ventionierung der  gegenseitigen  Hilfskassen.  Dem  Grossen  Rate  vom 
Deputierten  Le  Cointe  vorgelegt. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  KongressbeschlUsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z.  •) 

1.  Beschlüsse  der  Delegierten  Versammlung  der  internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

2.  Thesen  der  I.  internationalen  Tuberkulose-Konferenz. 

3.  Resolution  des  internationalen  Kinderschutzkongresses. 

4.  Resolutionen  der  II.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands. 
B.  Resolutionen  der  Konferenz  sozialistischer  Frauen. 

i>.  Resolutionen    des    Parteitages    dor    sozialdemokratischen  Partei 
Deutschlands. 

7.  Resolution  des  Parteitages  der  freisinnigen  Volkspartei. 

8.  Resolution  des  deutschon  Handwerks-  und  Gewerbekammertages. 

9.  Beschlüsse  der  Generalversammlung  des  Bundes  deutscher  Frauen- 
vereine. 

10.  Resolution  des  III.  Verbandstages  deutscher  Arbeitsnachweise. 

11.  Resolution  des  Kongresses  der  belgischen  Textilarbeiter. 

12.  Resolution  des  Kongresses  der  Ligue  national  des  Employes  de 
Belgique. 

13.  Resolutionen  des  Trade  Unions  Kongresses. 

14.  Resolution  dos  Kongresses  Royal  Institut  of  Public  Health. 

16.  Resolution  der  Jahresversammlung  des  schweizerischen  Juristen- 
vereines. 

II.  Beruflicher  Ar  bei  t  er  schütz. 

1.  Bergbau,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

a)  Resolution  der  Jahresversammlung  der  Miners  federation. 

b)  Resolutionen  des  Kongresses  der  Federation  nationale  des  mi- 
neurs  böiges. 

2.  Textilindustrie. 

Resolutionen  der  III.  internationalen  Konferenz  christlich-organi- 
sierter Textilarbeiter. 

3.  Lederindustrie. 

Resolution  des  Parteitages  der  Sozialdemokrat.  Partei  Deutschlands. 

4.  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzsto f f e. 
Resolutionen  des  Kongresses  der  belgischem  Holzarbeiter. 

5.  Bekleidungs-  und  R e i n i gu  n gs i n d u s t r  i e. 

a)  Resolution  des  VII.  Kongresses  der  Schneider  und  Schneiderinnen 
Deutschlands. 

b)  Resolutionen   der  Generalversammlung   des   Bundes  deutscher 
Frauenvereine. 

(».  Baugewerbe. 

Resolution  des  Trade  Unions  Kongresses. 

7.  Polygraphische  Gewerbe. 

Resolution  des  XXXV.  Jahreskongresses  der  Federation  typogra- 
phique  beige. 
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S.  Handelsgewerbe. 

a)  Eingabe  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen. 

b)  Eingabe  der  Erfurtor  Handelskammer  und  Gegeneingabe  des 
Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen. 

c)  Resolutionen  der  XV.  Generalversammlung  des  Centraiverbandes 
deutscher  Kaufleute  und  Gewerbetreibender. 

d)  Resolution  der  I.  Generalversammlung  des  Centraivereins  der 
Bureauangost  eilten. 

e)  Resolutinn    der   Generalversammlung    des   Bundes  deutscher 
Fraueuvereine. 

f)  Resolution   des   I.  österreichischen   Gehilfentages   dos  Buch-, 
Kunst-  und  Musikalienhandels. 

g)  Resolutionen  des  Trade  Unions  Kongresses. 

Ö.  V e r k e h r s g e w er b e. 

Resolutionen  des  Trade  Unions  Kongresses. 

10.  Hausliche  Dienste. 

Resolution  der  Generalversammlung  des  Bundes  deutscher  Frauen- 
vereine. 

11.  Freie  Berufs  arten. 

RA<olution  des  I.  Verbandstages  des  Centraiverbandes  der  Civil- 
musiker  Deutschlands. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung  (mit  Einschluss  der  Frage  der 
Arbeitslosenversicherung). 

1.  Resolution  der  II.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands. 

2.  Resolutinn  des  Parteitages  der  Sozialdemokrat.  Partei  Deutschlands. 

3.  Resolution  der  XXII.  Jahresversammlung  des  deutschen  Vereins 
für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit. 

4.  Leitsätze  des  VII.  Vertretertages  des  national-sozialen  Vereins. 

5.  Resolution  der  IX.  Jahresversammlung  des  Ceutralverbandes  der 
Ortskrankenkassen  im  deutschen  Reich. 

6.  Resolutionen  des  Trade  Unions  Kongresses. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  Beschlüsse  der  am  23.,  24.  September  1902  in  Cöln  a.  Rh.  abge- 
haltenen Delegierten  Versammlung  der  internationalen  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

I.  Der  Stand  der  Gesetzgebung  über  die  Frauen-Nachtarbeit  in  den 
meisten  industriell  entwickelten  Staaten  und,  wio  die  vorliegenden  Berichte 
der  Sektionen  ergeben,  der  Einfluss  dieser  Gesetzgebung  auf  die  Lage  der 
Industrie  im  allgemeinen,  auf  die  der  Unternehmungen  und  der  Arboiter 
im  besonderen  rechtfertigt  grundsätzlich  das  allgemeine  Verbot  dor  Nacht- 
arbeit der  Frauen.  Das  Komitee  beauftragt  eino  Kommission,  die  Wege 
zu  suchen,  um  diesem  grundsätzlichen  allgemeinen  Verbot  Goltung  zu 
verschärfen,  und  zu  prüfen,  wie  die  zur  Zeit  von  diesem  Verbot  bestehen- 
den Ausnahmen  ehestens  beseitigt  werden  können.  Diese  Kommission  soll 
innerhalb  2  Jahren  ihren  Bericht  erstatten.  Jede  Sektion  hat  das  Recht, 
2  Delegierte  zu  derselben  zu  wählen.  Die  Kommission  wird  zu  ihren 
Beratungen  Sachverständige  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter  und  der  Arbeit- 
geber zuziehen.  Die  Regierungen  werden  von  den  bevorstehenden  Sitzungen 
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der  Kommission  rechtzeitig  verständigt,  damit  sie  sich  bei  derselben  ver- 
treten lassen  können. 

II.  1)  Die  grossen  Gefahren,  welche  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  aus  der  Verarbeitung  resp.  Benutzung  des  weissen 
Phosphors  und  des  Bleies  erwachsen,  erheischen  die  Einsetzung  einer 
Kommission,  welche  Mittel  und  Wege  suchen  soll,  um  das  Verbot  des 
weissen  Phosphors  auf  internationalem  Wege  herbeizuführen  und  den 
Gebrauch  des  Bleiweisses,  soweit  es  irgend  möglich,  zu  unterdrücken. 

2)  Diese  Arbeiten  sind  der  zu  Punkt  1  eingesetzten  Kommission  zu- 
zuweisen. 

3)  Das  internationale  Komitee  wird  unverzüglich  durch  sein  Bureau 
bei  den  Staats-  und  öffentlichen  Behörden  dahin  wirken,  dass  bei  den 
durch  die  letzteren  zu  vergebenden  öffentlichen  Arbeiten  die  Verwendung 
des  Bleiweisses  gänzlich  verboten  werde. 

2.  Thesen  der  Referenten  (Dr.  Freund-Berlin  und  Dr.  Savoire-Paris), 
gutgeheissen  von  der  am  22.-26.  Oktober  1902  in  Berlin  abgehaltenen 
I.  internationalen  Tuberkulosekonferenz. 

1)  Die  schlechte  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume,  insbesondere  der 
Mangel  an  Licht  und  Luft  in  denselben,  die  Einatmung  von  Holz-,  Metall- 
und  Steinstaub,  befordert  die  Entstehung  und  Entwickelung  der  Tuber- 
kulose. Dieselbe  ungünstige  Wirkung  haben  ungenügende  Arbeitspausen 
und  allzulange  Arbeitszeit  insbesondere  in  geschlossenen  Arbeitsräumen. 

2)  Die  Rückkehr  des  Arbeiters  nach  beendetem  Heilverfahren  in  ein 
solches  Arbeitsverhältnis  (s.  unter  1)  beeinträchtigt  aufs  schwerste  den 
Heilerfolg  und  stellt  den  Wert  des  Heilverfahrens  vielfach  gänzlich  in 
Frage. 

3)  Zur  wirksamen  Durchführung  des  von  den  Trägern  der  Invali- 
ditätsversicherung (der  Landesversicherungsanstalten)  im  Wege  der  vor- 
beugenden Krankenfürsorge  eingeleiteten  Kampfes  gegen  die  Tuberkulose 
ist  es  daher  erforderlich,  Massnahmen  zu  treffen,  um  die  aus  dem  Arbeits- 
verhältnis hervorgehenden  ungünstigen  Einwirkungen  auf  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  (s.  unter  1)  zu  beseitigen  oder  doch  möglichst  herabzumindern. 

4)  Zu  diesem  Zwecke  ist  in  Analogie  der  bereits  durch  die  Gesetz- 
gebung eingeführten  Institution  der  ,.Unfallverhütungsvorschriften''  den 
Landesversicherungsanstalten  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  Befugnis 
zum  Erlass  von  ,.Krankheitsverhütungsvorschriftenu  zu  erteilen. 

5)  Die  volle  Wirkung  wird  die  Institution  der  „Krankheitsverhtitungs- 
vorschrift"  erst  dann  erlangen  können,  wenn  die  jetzt  bestehende  Trennung 
in  der  Organisation  der  Kranken-  und  Invaliditätsversicherung  beseitigt 
und  der  Invaliditätsversicherung  auch  die  Durchführung  der  Kranken- 
versicherung übertragen  sein  wird. 

1.  Die  Behörden  sind  verpflichtet,  obligatorische  ärztliche  Ueber- 
wachung  in  Werkstätten  und  sonstigen  Versammlungsräumen  einzurichten 
(Schulen,  Verwaltungen,  Gesellschaften  zum  Zwecke  gegenseitiger  Hilfe 
n.  s.  w.). 

2.  Diese  Verpflichtung  wird  gerechtfertigt  durch  die  Notwendigkeit 
der  Frühdiagnose  bei  Tuberkulose  und  die  Häufigkeit  der  Uebertragung 
der  Tuberkulose  in  Bureaux,  Werkstätten  u.  s.  w. 

3.  Die  Aufgaben  des  überwachenden  Arztes  würden  in  folgendem  zu 
bestehen  haben: 

a)  Den  Arbeitern  und  allen,  die  sich  in  geschlossenen  Räumen  ver- 
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sammeln,  die  Nützlichkeit  der  getroffenen  Massregel  klarzumachen  und  sie 
über  die  Tuberkulosoverhütung  zu  belehren. 

b)  Die  für  die  Reinerhaltung  der  Räume  nötigen  hygienischen  Mass- 
regeln anzugeben  und  ihre  Ausführung  zu  überwachen. 

c)  Ueber  jedes  Mitglied  der  Gemeinschaft  von  seinem  Eintritt  ab 
einen  Gesundheitsnachweis  zu  führen  und  ihn  durch  wiederholte  Unter- 
suchungen immer  weiter  zu  vervollständigen. 

d)  Auf  Grund  der  Untersuchungen  des  überwachenden  Arztes  würde 
eine  Klassifizierung  der  Mitglieder  in  Gesunde,  Prädisponierte,  Heilbare 
und  Unheilbare  vorzunehmen  sein. 

e)  Die  Verdächtigen  oder  Prädisponierten  würden  häufigen  Unter- 
suchungen zu  unterwerfen  sein  bis  zu  ihrer  endgiltigen  Einrangierung  in 
die  eine  oder  andere  der  genannten  Kategorien. 

Die  heilbaren  Tuberkulösen  würden  in  Sanatorien,  die  unheilbaren 
unter  möglichst  günstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  specielle 
Pflegestätteu  zu  senden  sein.  Letztere  könnten  auch  unter  der  Bedingung, 
dass  sie  sich  streng  den  hygienischen  Massregeln  unterwerfen,  bei  Strafe 
sofortiger  Entlassung  im  Falle  der  Zuwiderhandlung,  in  der  Werkstätte 
verbleiben.    In  jedem  Falle  müssten  sio  isoliert  worden. 

f)  Die  Kosten  dieser  ärztlichen  Ueberwachung  würden  durch  die 
Versicherungskassen,  wo  solche  bestehen,  oder  in  anderen  Ländern,  wo 
sie  nicht  bestehen,  durch  die  Industriellen  oder  die  Vorstände  solcher 
Gemeinschaften  zu  tragen  sein. 

3.  Resolution  des  am  16.-  18.  Juli  in  London  abgehaltenen  inter- 
nationalen K  i  n  d  e  r  s  c  h  u  t  z  k  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

Der  Kongross  vorlangt  möglichst  strenge  Gesetzgebung  zum  Schutze 
der  Kinder  von  Landstreichern. 

4.  Resolutionen  der  am  25.  —  28.  August  in  Mannheim  abgehaltenen 
IL.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands. 

Frauen  schütz  in  den  deutschen  Kolonien.  Die  General- 
versammlung erklärt  es  für  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Katholiken 
Deutschlands,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Frauen  in  den  deitt schon  Kolonien 
und  Schutzgebieten  von  dem  meistens  dor  Sklaverei  ähnlichen  Joche  dor 
Knechtschaft  und  Unterdrückung  allmählich  befreit  sowie  ihre  Würde  und 
ihre  Rechte  der  christlichen  Auffassung  entsprechend  vennehrt,  thunlichst 
gesichert  und  geschützt  werden. 

Handwork.  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  26.  Juli  1807 
hat  sehr  dankenswerte  gesetzliche  Bestimmungen  zur  Förderung  des 
Handwerks  und  der  Handworkerorganisation  gebracht. 

Bei  der  hohen  Bedeutung  einer  guten  technischen  und  kaufmännischen 
Ausbildung  der  Handwerker  für  die  Sicherung  der  Existenz  des  Einzelnen 
und  für  die  Stärkung  und  Förderung  des  gesamten  Handwerkerstandes 
ist  dringend  zu  wünschen,  dass  die  bezüglichen  Bestiebungen  der  Hand- 
werkerorganisationen in  jeder  Weise  unterstützt  und  gefördert  werden. 
Insbesondere  ist  anzustreben,  dass  die  Ausbildung  von  Lehrlingen  nur 
solchen  Handwerkern  überlassen  werde,  wolcho  die  Meisterprüfimg  in  ihrem 
Gewerk  abgelegt  haben,  und  dass  für  dio  selbständige  Ausübung  des 
Baugewerbes  der  Befähigungsnachweis  eingeführt  wird. 

Als  weitere  Mittol  zur  Förderung  des  Handwerks  kommen  in  Be- 
tracht : 
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1)  die  Veranstaltung  dauernder  und  zeitweiliger  Ausstellungen  von 
kleingewerblichen  Motoren,  Maschinen  und  Werkzeugen  und  die  Unter- 
weisung in  dem  Gebrauch  derselben; 

2)  Vorführung  bewahrter  Arbeitsmethoden  und  technischer  Fortschritte 
des  Kleingewerbes  in  Meisterkursen  und  Ausbildung  von  Handwerksmeistern 
als  praktische  Lehrer  für  Fortbildungs-  und  Fachschulen. 

3)  Förderung  des  gewerblichen  Genossenschaftswesens. 

Hausindustrie  und  gewerbliche  Kinderarbeit.  Als  drin- 
gende Aufgabe  der  Arbeiterschutz-Gesetzgebung  harrt  noch  der  Lösung 
die  Ausdehnung  derselben  aui  die  bisher  ungeschützten  Gruppen  der 
Hausindustrie  und  der  ausserhalb  der  Fabriken  gewerblich  beschäftigten 
Kinder. 

Die  IL.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  erwartet 
deshalb 

1  i  angesichts  der  schweren  Schädigungen,  welche  durch  die  gewerb- 
liche Kinderarbeit  dem  religiösen,  sittlichen  und  körperlichen  Wohle  der 
Kinder  selbst  und  damit  dem  gesamten  Volke  erwachsen,  eine  gesetzliche 
Regelung  und  Einschränkung  der  gewerblichen  Kinderarbeit;  sie  begrüsst 
lebhaft  den  diesbezüglichen  dem  Reichstag  vorliegenden  Gesetzesentwurf 
der  verbündeten  Regierungen  als  einen  Schritt  zur  Beseitigung  der  aller- 
grössten  Missstände  auf  diesem  Gebiete. 

2)  Sio  erwartet  ferner,  dass  möglichst  bald  durch  die  Gesetzgebung 
den  Missstäuden  in  der  Hausindustrie  abgeholfen  werde  durch  entsprechende 
Ausdehnung  der  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungsgesetze  auf  die 
Hausindustrie. 

Gründe:  Zu  1.  Die  gewerbliche  Beschäftigung  von  Kindern  wirkt  nach  dem 
übereinstimmenden  Urteil  von  Seelsorgern,  Lehrern  und  Aerztcn  äusserst  schädigend 
auf  die  körperliche  Entwickelung  der  Kinder,  bindert  die  religiös-sittliche  Erziehuug 
in  der  Familie  und  die  Thäligkeit  der  Schule  zur  geistigen  Ausbildung  und  Erziehung, 
nimmt  den  Kindern  die  spärlichen  Freuden  der  Kindheit.  Die  niedrigen  Löhne, 
welche  meistens  eine  ungenügende  Entschädigung  für  die  geleistete  Arbeit  darstellen, 
schaffen  eine  ungesunde  Konkurrenz  für  die  übrigen  Arbeiter. 

Die  amtlichen  Erhebungen  vom  Jahre  1898  haben  festgestellt,  dass  allein  von 
den  schulpflichtigen  Kindern  mit  Ausnahme  der  in  der  Landwirtschaft  und  dem  Ge- 
sindedienst beschäftigten  in  Deutschland  544283  Kinder  gewerblich  thätig  sind,  d.  h. 
0  Proz.  der  gesamten  schulpflichtigen  Kinder  müssen  neben  den  Schulstunden  ge- 
werbliche Lohnarbeit  verrichten,  nicht  eingerechnet  jene,  die  in  der  Landwirtschaft 
und  im  Gesindedienst  beschäftigt  sind.  Die  I-öhne  der  Kinder  sind  erbärmlich  gering; 
oft  arbeiten  sie  bloss  für  Kost  und  Logis.  Die  Arbeitszeiten  sind  über  Gebühr  lang. 
In  Preussen  arbeiten  41  Proz.  d.  i.  110682  Kinder  ausser  den  Schulstunden  täglich 
mehr  als  3  Stunden.  Diese  überhandnehmende  Kinderarbeit  birgt  naturnotwendig 
eine  schwere  Gefahr  für  das  Gesamtwohl  in  sich,  indem  von  einer  ordnungsmässigen 
Schulbildung  und  religiös-sittlicher  Erziehung  bei  diesen  durch  lange  Arbeit  erschöpften 
Kindern  keine  Rede  sein  kann. 

Zu  2.  Schon  bei  Erlass  der  Arbeiterschutzgesetze  im  Jahre  1890  war  in  den 
Motiven  derselben  die  Notwendigkeit  der  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  auf  die 
Hausindustrie  anerkannt  und  in  Aussicht  gestellt.  Seitdem  ist  wiederholt  im  Reichs- 
tage auf  die  Missstände  in  der  Hausindustrie  hingewiesen.  Im  Jahre  1897  erfolgte 
die  Kaiserliche  Verordnung,  welche  die  Wäschekonfektion  den  wesentlichsten  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  unterstellte  und  Schutzbestimmungen  für  die  Kinder 
und  Arbeiterinnen  schaffte.  Für  alle  anderen  Zweige  der  Hausindustrie  ist  eine  durch- 
gehende Regelung  nicht  erfolgt,  trotzdem  die  Missstände  in  manchen  Zweigen  der 
Hausindustrie  immer  offenkundiger  werden. 

In  den  Berichten  der  Gewerbeinspektoren  und  den  Erhebungen  und  Eingaben 
der  Arbeiterorganisationen  ist  wiederholt  auf  diese  Missstände  hingewiesen  und  dringend 
Abhilfe  verlangt.  Das  vorgelegte  Material  bat  deutlich  erwiesen,  wie  durch  überlange 
Arbeitszeit  in  schlechten,  'gesundheitsschädlichen  Räumen  bei  geringen  Löhnen  der 
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Heimarbeiter  eine  dürftige  Existenz  fristet  und  gleicherzeit  durch  die  billige  Arbeit 
die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Fabrikarbeiter  herunterdrückt.  Durch  die 
Ausnahmestellung,  welche  die  Hausindustrie  in  der  socialen  Gesetzgebung  vielfach 
einnimmt,  wird  die  Ausbreitung  dieser  durchweg  veralteten  Produktionsform  gefördert 
und  der  technische  Fortschritt  der  Industrie  gehemmt.  Des  Ausbau  der  Arbeiter- 
schutzgesetze überhaupt  wird  dadurch  erschwert,  indem  die  Unternehmer,  um  den 
Beschrankungen  und  Lasten  des  Arbeiterschutzes  und  der  Arbeiterversichemng  zu 
entgehen,  die  Hausarbeit  an  Stelle  der  Fabrikarbeit  oder  neben  letzterer  begünstigen. 
Erscheint  auch  ein  vollständiges  Verbot  der  Heimarbeit  undurchführbar,  so  muss 
doch  den  bestehenden  Uebelständen  abgeholfen  werden  durch  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
Versicherung  auf  die  Heimarbeit,  Unterstellung  derselben  unter  die  Fubrikinspektion, 
Erlass  von  Arbeiterschutzbestimmungen  betreffend  sanitäre  Beschaffenheit  der  Arbeits- 
räume, Arl>eitszeit  u.  s.  w.  Dh>e  Massrcgeln  sind  um  so  notwendiger,  als  vorwiegend 
Frauen  und  Kinder  in  der  Hausindustrie  beschäftigt  sind,  die  durch  übermässige 
lange  Arbeitszeit  in  ungesunden  Räumen  und  bei  kargen  Ixihncn  dem  frühen  Siechtum, 
besonders  der  Lungenschwindsucht  verfallen.  Besonders  ist  der  Regelung  der  Heim- 
arbeit im  Konfektionsgewerbe  entsprechend  den  von  den  Arbeitern  dieser  Hranche  in 
Petitionen  und  Denkschriften  geäußerten  Wünschen  näher  zu  treten.  Ferner  muss 
die  von  den  verbündeten  Regierungen  seit  langer  Zeit  schon  in  Aussicht  gestellte 
Regelung  der  Kinder-  und  Heimarbeit  in  der  Zitfarrenindustrie  baldmöglichst  durch- 
geführt werden,  ebenso  der  dem  deutschen  Reichstag  vorliegende,  von  Abgeordneten 
verschiedener  Parteien  unterstützte  Antrag  Basscrmann,  bezüglich  Yerl>ot  der  Mit- 
nahme von  Heimarbeit  nach  der  ordnungsmäßigen  Arbeitszeit  in  den  Fabriken  für 
Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter,  zur  Annahme  gelangen. 

5.  Resolutionen  der  am  13.  September  UMI2  in  München  abgehaltenen 
Konferenz  sozialistischer  Frauen: 

In  Erwägung,  dass  die  von  der  Reichsregierung  angeordnete  Enquete 
über  die  Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen  die  Notwendigkeit  wirksamer 
gesetzlicher  Arbeitorinnensehutzbestiinmungen  neuerlich  dokumentarisch 
bestätigt  hat;  dass  jedoch  die  in  letzter  Zeit  veranlasste  Erhebung  des 
Reichsamts  des  Innern  über  eine  eventuelle  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
der  Fabrikarbeiterinnen  nichtsdestoweniger  eine  Verschleppung  der 
dringenden  Reformen  befürchten  lässt,  ebenso  auch  ein  durchaus  un- 
genügendes Mass  an  weiterem  gesetzlichen  Schutz  der  Arbeiterinnen : 
fordert  die  Konferenz  sozialistischer  Frauen  die  schleunige  weitere  Aus- 
gestaltung des  gesetzlichen  Arbeiterinnenschutzes  durch  Festlegung  der 
Reformen,  für  welche  sich  der  Parteitag  der  Sozialdemokratie  zu  Hannover 
und  die  Konferenz  sozialistischer  Frauen  zu  Mainz  erklart  haben,  und  die 
in  einer  Eingabe  zur  Kenntnis  des  Reichstages  gebracht  worden  sind. 

Was  insbesondere  die  unabweisbare  Verkürzung  der  Arbeitszeit  an- 
betrifft, so  fordert  sie  an  erster  Stelle :  für  alle  erwachsenen  Arbeiterinnen 
die  gesetzliche  Einführung  des  Achtstundentages,  der  durch  eine  stufen- 
weise Herabsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  auf  10  bezw.  9  Stunden  für 
eine  kurze,  gesetzlich  bestimmte  Uebergangszeit  vorbereitet  werden  kann  : 
für  die  jugendlichen  Arbeiterinnen  die  Herabsetzung  der  täglichen  Maxi- 
malarbeitszeit auf  1  bezw.  <»  Stunden,  Erhöhung  der  Altersgrenze  auf 
18  Jahre  und  Einführung  eines  obligatorischen  Fortbildungsunterrichts,  in 
dessen  Sehulplan  Haushaltungsunterricht.  Gesundheitslehre  und  Säuglings- 
pflege einzubeziehen  sind:  für  alle  Arbeiterinnen  Abschaffung  der  Ueber- 
stundenarbeit.  Die  Konferenz  fordert  ausserdem  gesetzliche  Förderung 
der  Einführung  solcher  Vorrichtungen  in  Fabriken  und  Werkstatten,  die 
die  Gesundheit  der  darin  Beschattigten  schützen.  Ersatz  gesundheits- 
schädlicher, im  Arbeitsprozess  zur  Verwendung  gelangender  Materialien 
durch  gesundheitlich  indifferente. 

Die  Konferenz  sozialistischer  Frauen  zu  München  erklärt  ferner:  dass 
der  existierende  Schutz  der  lohnarbeitonden  Schwangeren  und  Wöchnerinnen 
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weder  in  Betreff  der  gesetzlichen  Schutzfrist  noch  in  Betreff  der  für  die 
Zeit  des  Erwerbsausfalles  gesicherten  Fürsorge  den  zu  erhebenden  An- 
sprüchen genügt.  Sie  fordert  deshalb  mindestens:  Verbot  der  Beschäfti- 
gung von  Frauen  8  Wochen  nach  der  Niederkunft,  wenn  das  Kind  lebt, 
6  Wochen  nach  der  Niederkunft  bei  Tod-  und  Fehlgeburten  oder  im  Falle 
des  Ablebens  des  Kindes.  Recht  der  Schwangoren  auf  kündigungslose 
Einstellung  der  Arbeit  4  Wochen  vor  der  Niederkunft.  Verlängerung  der 
Schutzfrist  für  Schwangere  auf  Grund  eines  ärztlichen  Zeugnisses.  Be- 
seitigung der  Ausnahmebewilligungen,  welche  auf  Grund  eines  ärztlichen 
Zeugnisses  dio  Wiederaufnahme  der  Arbeit  vor  Ablauf  der  festgelegten 
Schutzfrist  gestatten.  Ausgestaltung  der  Schwangeren-  und  Wöchnerinnen- 
fürsorge seitens  der  Krankenkassen  durch:  Zubilligung  eines  Pflegegeldes 
an  Schwangere  und  Wöchnerinnen  für  die  Dauer  der  Schutzfrist  und  in 
der  vollen  Höhe  des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes.  Obligatorische 
Ausdehnung  der  betreffenden  Bestimmungen  auf  die  Frauen  der  Kassen- 
mitgliedor.  Dio  Möglichkeit  dieser  Leistungen  ist  zu  schaffen  durch  Ver- 
einheitlichung der  Krankenversicherung,  Zusammenschluss  der  Kassen  zu 
kapitalkräftigen  Verbänden,  weitgehendes  Selbstverwaltungsrecht  der  Ver- 
sicherten und  Zuschüsse  vom  Staat.  Errichtung  von  Entbindungsanstalten, 
Schwangeren-  und  VVöchnerinuenheimen,  Boschäftigungsanstalten  für  stil- 
lende Mütter,  Organisation  der  Wöchnerinnenhauspflege  durch  die  Ge- 
meinde. 

Die  Konferenz  socialistischer  Frauen  erklärt,  dass  der  von  der  Re- 
gierung eingebrachte  Entwurf  zum  Schutze  der  gewerblichen  Kinderarbeit 
ausserhalb  der  Fabrik  ein  sozial reformlerisches  Pfuschwerk  ist,  dass  nicht 
im  entferntesten  den  Ansprüchen  an  den  gesetzlichen  Schutz  der  Kinder 
gegen  die  vorzeitige  Verwüstung  ihrer  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen 
Kräfte  gerecht  wird. 

Sie  fordert  deshalb  im  Interesse  der  Zukunft  des  Proletariats  und 
der  gesamten  Nation :  Verbot  jeglicher  Erwerbsthätigkeit  schulpflichtiger 
Kinder  im  Gewerbe,  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  bei  häuslicher  Arbeit 
und  im  Gesindedienst.  Ausdehnung  der  Schulpflicht  auf  das  vollendete 
14.  Lebensjahr.  Herabsetzung  der  taglichen  Maximalarbeitszeit  für  jugend- 
liche Arbeiter  von  14—10  Jahren  auf  4,  von  10 — 18  Jahren  auf  (5  Stunden 
und  Einführung  eines  obligatorischen  Fortbildungsunterrichte. 

Die  Konferenz  tritt  in  der  Frage  des  gesetzlichen  Schutzes  der  Heim- 
arbeit der  Resolution  des  IV.  Gewerkschaftskongresses  zu  Stuttgart  bei. 

6.  Resolutionen  des  am  15.-  20.  September  1902  in  München  abge- 
haltenen Parteitages  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutsch- 
lands. 

Die  sozialdemokratische  Reichstagsfraktion  wird  ersucht,  dahin  zu 
wirken,  dass  alle  Heimarbeiter,  die  nur  gegen  Lohn  beschäftigt  werden, 
dieselben  Vorteile  der  Gewerbenovello  wie  die  Fabrikarbeiter  geniessen. 

Die  sozialdemokratische  Fraktion  des  Reichstages  wird  beauftragt, 
bei  der  Beratung  des  Marineetats  die  Reichsregierung  über  die  von  ihr 
geübte  Auslegung  des  §  010  des  B.G.B,  in  den  Reichswerftbetriebeu 
zu  interpellieren  und  die  Durchführung  der  betreffenden  Bestimmungen 
des  £  010  zu  fordern. 

7.  Resolution  des  am  24.-28.  September  1902  in  Hamburg  abge- 
haltenen Parteitages  der  Freisinnigen  Volkspartei. 

Der  Parteitag  der  Freisinnigen  Volkspartei  erklärt  sich   nach  wie 
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vor  entschieden  gegen  jedes  Ausnahmereeht  auch  in  Bezug  auf  die  Arbeiter- 
verhältnisse. Die  Partei  tritt  ein  für  die  Sicherung  und  Verallgemeinerung 
der  Koalitionsfreiheit,  für  Aufrechterhaltung  der  Freizügigkeit  unter  Herab- 
setzung der  Personentarife  auf  den  Eisenbahnen.  Die  Partei  erstrebt 
unter  Beseitigung  veralteter  Gesindeordnungen  zeitgemässe  Rechtsverhält- 
nisse für  die  in  Haus-  und  Landwirtschaft  beschäftigten  Personen.  Sie 
erkennt  in  den  Arbeitnehmerverbänden  eine  ebenso  berechtigte  Interessen- 
vertretung wie  in  den  Arbeitgeberverbänden  und  erblickt  in  den  durch 
freigewählte  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gemeinsam  vereinbarten  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  ein  wesentliches  Mittol  zur  Förderung  des  socialen 
Fortschritts:  sie  verlangt  gesetzliche  Anerkennung  aller  Berufsvereine. 
Die  Partei  tritt  ein  für  den  Ausbau  der  Arbeitet  Schutzgesetzgebung,  ins- 
besondere zur  Abwehr  gesundheitsschädlicher  Anforderungen  an  die  Arbeits- 
kraft von  weiblichen  Personen,  jugendlichen  Arbeitern  und  Kindern.  Sie 
unterstützt  die  Gestaltung  der  öffentlichen  Betriebe  zu  socialen  Muster- 
anstalten. Die  Partei  wird  bei  der  demnächstigen  Keform  der  Kranken- 
versicherungs-Gesetzgebung nicht  nur  eintreten  gegen  jede  Schmälerung 
in  der  Stellung  der  freien  Hilfskassen  der  Arbeitnehmer,  sondern  auch 
bemüht  sein,  die  Ausdehnung  dieser  und  anderer  auf  Selbsthilfe  und  Selbst- 
verwaltung der  Arbeitnehmer  beruhenden  Vereinigungen  auf  Witwen-  und 
Waisenversorgung,  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  und  dergl.  zu  er- 
leichtern. 

Als  nähere  Erläuterung  über  die  wünschenswerte  Richtung  des  in  dieser  Reso- 
lution verlangten  Ausbaues  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  wurde  ein  Amendement 
Hirsch  der  Reichstugsfraktion  zur  Erwägung  überwiesen.   Dieses  lautet: 

Die  Partei  fordert  neben  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinder- 
arbeit die  Erhöhung  des  Schutzalters  für  jugendliche  Arbeiter  und  die 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit  für  Frauen  unter  weiterer  Beschränkung  der 
Nachtarbeit.  Sie  erstrebt  die  Verstärkung  und  Verbesserung  der  Gewerbe- 
aufsicht, namentlich  durch  Heranziehung  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
zu  derselben. 

8.  Resolution  des  am  28.  September  11  »02  in  Leipzig  abgehaltenen 
Deutschen  Handwerks-  und  G  o  w  e  r  b  e  k  a  in  in  e  r  t  a  g  e  s. 

Der  Entwurf,  betrell'end  die  Regelung  des  Submissionsverfahreus, 
welcher  in  der  Hauptsache  besagt,  dass  die  Vorgebung  von  Arbeiten  und 
Lieferungen  an  Handwerkskorporationen  grundsätzlich  anzustreben,  sowie 
dass  bei  Arbeiterausständen  die  Lieferungszeit,  um  die  Dauer  des  Aus- 
Standes zu  verlängern  sei,  ist  mit  der  Massgahe  anzunehmen,  dass  dabei 
die  örtlichen  Bedürfnisse  die  nötige  Berücksichtigung  erfahren. 

9.  Beschlüsse  der  Generalversammlung  dos  Bundes  deutscher 
Frauen  vereinp  in  Wiesbaden  4.  —  7.  Oktober  UM>2. 

Der  Bund  deutscher  Frauenvereine  wolle  eine  Eingabe  an  die  zu- 
ständigen Behörden  richten,  dahin  lautend :  Der  Staat  möge  1  >  allen 
Pflegerinnen  die  Möglichkeit  geben,  nach  einer  vorzuschreibenden  drei- 
jährigen Ausbildung  eine  Prüfung  abzulegen,  nach  deren  Bestehen  ein 
staatliches  Zeugnis  und  die  Berechtigung,  ein  staatlich  geschütztes  Ab- 
zeichen zu  tragen,  erteilt  wird,  das  die  Aufsichtsbehörde  gegebenenfalls 
wieder  entziehen  kann;  2)  nur  solcho  Krankenhäuser  zu  konzessionieren, 
welche  die  Gewähr  ausreichender  Fürsorge  für  ihr  Pflogepersonal  durch 
Einschränkung  der  Arbeitszeit  auf  nicht  mehr  als  11  Stunden  und  ge- 
nügende Sicherstellung  für  das  Alter  und  im  Falle  der  Invalidität  bieten ; 
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3)  in  seinen  eigenen  Krankenhäusern  eine  niustergiltige  Krankenpflege- 
Organisation  schatten,  die  ein  zweckmässiges  Ineinandergehon  von  Ver- 
waltung, ärztlichem  und  Pflegedienst  wie  vom  männlichen  und  weiblichen 
Pflegepersonal  ideelle  und  materielle  Sicherstellung  verbürgt. 

Der  Bund  wolle  dahin  wirken,  dass  in  die  sozial-statistische 
Abteilung  des  Kaiserlich  statistischen  Amtes  Frauen  sowohl  als  Beamte 
wie  als  Mitglieder  des  Beirats  berufen  werden. 

Resolution  der  anlässlich  der  Generalversammlung  einberufenen 
Öffentlichen  Versammlung. 

Die  am  7.  Oktober  in  Wiesbaden  anlässlich  der  Generalversamm- 
lung des  Bundes  deutscher  Frauenvereine  stattgehabte  öffentliche 
Versammlung  erklärt  das  in  verschiedenen  deutschen  Staaten  geltende 
Vereinsrecht,  das  die  Frauen  von  politischen  Vereinen  und  deren 
Versammlungen  ausschliefst  und  sie  den  Schülern,  Lehrlingen  und  Un- 
mündigen gleichstellt,  für  eine  veraltete,  ungerechte  und  unwürdige  Be- 
schränkung. Dio  Versammlung  protestiert  gegen  diese  Gesetze,  die  den 
Frauen  die  Vertretung  ihrer  Berufsinteressen  erschweren  oder  unmöglich 
machen,  die  sie  verhindern,  für  soziale  Reformen  ihre  Kraft  einzusetzen, 
die  sie  von  der  Teilnahme  an  den  inneren  und  äusseren  Angelegenheiten 
des  Staatslebens  ausschliessen  und  sie  an  der  Wahrnehmung  ihrer 
Interessen  im  öffentlichen  Leben  hindern,  während  sie  ebenso  wie  die 
Männer  an  den  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Laston  zu  tragen  haben. 
Die  Versammlung  macht  es  den  Frauenvereinon  zur  Pflicht,  gegen  diese 
veralteten  Bestimmungen  anzukämpfen  und  auf  Grund  der  Art.  4--1« 
der  Reichsveifassung  ein  unbeschränktes,  reichsgesetzlich  gewährleistetes 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  zu  fordern,  das  Männer  und  Frauen  in 
wirtschaftlicher,  sozialer  und  politischer  Beziehung  gleichstellt. 

in.  Resolution  des  am  9. — 11.  Oktober  1902  in  Berlin  abgehaltenen 
III.  Verbandstagos  deutscher  Arbeitsnachweise  nebst 
Arboitsn  ach  weiskonferenz: 

Die  Verbandsversammlung  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise 
erachtet  die  Aufstellung  einer  Arbeitsnachweisstatistik  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  für  dringend  notwendig.  Sie  erklärt  ihre  Bereitwilligkeit, 
die  Bestrebungen  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes,  welche  auf  eine 
periodische,  möglichst  umfassende  und  genaue  Berichterstattung  über  die 
Lage  des  Arbeitsmarktes  hinzielen,  mit  allen  Kräften  zu  unterstützen.  Sie 
beschliesst,  die  Einsetzung  einer  Kommission  und  beauftragt  dieselbe,  im 
Einverständnis  mit  dem  Kaiserl.  Statistischen  Amt  einheitliche  Grundsätze 
für  die  Aufstellung  einer  Arbeitsnachweisstatistik  auszuarbeiten. 

11.  Resolution  des  am  6.  Juli  1902  in  Renaix  abgehal- 
tenen Kongresses  der  belgischen  Textilarbeiter. 

Die  belgische  Gewerkschaftskommission  wird  ersucht,  oin  Manifest 
an  das  Land  zu  richten  und  eine  Manifestation  vorzubereiten  zu  Gunsten 
des  gesetzlichen  Maximalarbeitstages  für  alle  Industrien. 

12.  Resolution  des  am  21.  und  22.  September  1902  in  Brüssel  ab- 
gehaltenen Kongresses  der  Ligne  nationale  des  Employes  de 
B  o  1  g  i  q  u  e. 

Es  ist  dringend  notwendig,  mit  allen  Anstrengungen  dahin  zu  streben, 
dass  möglichst  bald  in  den  Kammern  ein  Gesetzesentwurf  betr.  den  wöchent- 
lichen Ruhetag  mit  Bevorzugung  des  Sonntags  zur  Debatte  kommt.  Der 
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Kongress  verpflichtet  die  angeschlossenen  Vereine,  ihre  Eingaben  zu  er- 
neuern und  beauftragt  den  leitenden  Ausschuss,  auf  die  Regierung  dahin 
zu  wirken,  dass  sie  den  angekündigten  Gesetzesentwurf  baldmöglichst  vorlegt. 

13.  Resolution  des  am  1. — (5.  September  in  London  abgehaltenen 
Jahreskongresses  der  englischen  Gewerkvereine. 

Der  Kongress  legt  feierlichen  Protest  ein  gegen  die  Rechtsentschei- 
dungen des  Hausos  der  Lords  und  der  Gerichte,  durch  welche  die  Trade 
Union  Act  1871,  und  die  Conspiracy  and  Property  Defence  Act,  1875,  in 
ihrer  Wirksamkeit  lahmgelegt  und  in  ihren  Hauptbestimmungen  verletzt 
wurden ;  der  Kongress  erblickt  in  diesen  Urteilen  eine  Rechtsverdrehung 
zum  Zwecke  der  Beraubung  der  Arbeiter  des  Koalitionsrechtes  und  eine 
ernste  Gefahr  für  die  mit  so  vielen  Opfern  durch  die  Arbeiter  dieses 
Landes  angesammelten  Fonds  der  Gewerkvereine.  Der  Kongress  verlangt 
infolgedessen  eine  neue  Legislative,  durch  welche  1)  in  einer  klaren  und 
nicht  wegzuinterpretierenden  Weise  den  Gewerkvereinen  die  Rechte  der 
„Voluntary  Association"  zuerkannt  werde,  die  ihnen  bereits  durch  die 
Trade  Union  Act,  1871,  gewahrt  worden  waren,  und  denen  sie  durch  die 
Taff  Vale-Entscheidnng  des  Hauses  der  Lords  beraubt  wurden :  2)  dass 
friedliches  Strikepostenstehen  und  die  friedliche  Ueberredung  Arbeitswilliger 
als  nicht  ungesetzlich  erklärt  wird ;  3)  das  Niederlegen  der  Arbeit  als 
unter  allen  Umständen  vollständig  gesetzlich  erklärt  wird,  sofern  es  sich 
nicht  um  Kontraktbruch  handelt  und  das  Sanktionieren  solcher  Arbeits- 
niederlegung durch  die  Gewerkvereine  oder  die  Einberufung  von  Ver- 
sammlungen durch  Beamte  von  Gewerkvereinen  zum  Zwecke  der  Beschluss- 
fassung über  solche  Arbeitsniederlegungen  als  gesetzlich  nicht  anfechtbares 
Durchführen  der  gewerkschaftlichen  Aufgaben  anerkannt  wird;  4)  das 
Koalitionsroclit  klar  definiert  wird,  und  zwar  so,  dass  durchgohends  er- 
klärt wird,  was  rechtlich  zulässig  ist  und  was  nicht:  5)  dass  alle  Gesetze 
über  Gewerkvereine  und  Strikes  modifiziert  und  die  verschiedenen  Defi- 
nitionen und  Grundsätze  miteinander  in  Uebeinstimmung  gebracht  werden. 
Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  unverzüglich  Schritte 
zur  Durchführung  dieser  Resolution  zu  unternehmen  und  zum  Zwecke  der 
Sicherung  einer  in  den  angegebenen  Linien  sich  haltenden  Legislative  mit 
allen  möglichen  Mitteln  die  Mitglieder  des  Parlamentes  und  die  Parla- 
mentskandidaten aller  Richtungen  zu  beeinflussen. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  einen  Gesetzent- 
wurf auszuarbeiten  und  im  Parlament  einzubringen,  betreffend  das  obliga- 
torische Abwiegen  bezw.  Abmessen  der  abgelieferten  und  zu  entlohnenden 
Arbeit  in  allen  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Cement-  und  Kalkfabriken  und 
allen  sonstigen  Nichttextilwerken. 

Der  Kongress  spricht  sich  grundsätzlich  für  den  Achtstundentag  in 
allen  Betrieben  des  Vereinigten  Königreiches  aus  und  beauftragt  das  parla- 
mentarische Komitee,  mit  allen  Mitteln  dafür  zu  wirken. 

Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  es  die  nächste  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung sein  muss,  allen  Fabrikarbeitern  den  freien  Samstagnachmittag 
zu  sichern. 

Der  Kongress  ist  überzeugt,  dass  die  Erhöhung  des  Minimalalters 
für  die  Zulassung  zur  Arbeit  in  Fabriken  eine  der  dringendsten  Reformen 
ist,  und  nicht  nur  im  Interesse  der  dadurch  direkt  zu  schützenden,  sondern 
im  Interesse  der  ganzen  Gesellschaft  liegt,  und  beauftragt  das  parlamen- 
tarische Komitee,  einen   Gesetzentwurf  im  Hause  der  Gemeinen  einzu- 
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bringen,  durch  welchen  die  Beschäftigung  (1er  Kinder  unter  15  Jahren  in 
Textil-  wie  in  Nichttextilfabriken  verboten  werden  soll. 

Zum  Zwecke  der  Sicherung  der  guten  Durchführung  der  Resolution 
vom  Februar  1891,  betr.  die  gerechten  Löhne,  ist  es  uötig,  das*  ein  Ver- 
zeichnis aller  von  den  verschiedenen  Verwaltungsbehörden  vergebenen  Ar- 
beiten, nebst  Angabe  der  Namen  und  der  Adressen  der  Unternehmer 
allmonatlich  in  der  „Labour  Gazette'4  veröffentlicht  wird.  Als  ,,unfair 
firm"  soll  jede  Firma  angesehen  werden,  die  Arbeiter  unter  den  gewerk- 
schaftlichen Lohnsätzen  beschäftigt.  Ausserdem  wird  das  parlamentarische 
Komitee  beauftragt,  sofort  Schritte  einzuleiten,  um  in  dieser  Sache  bei 
den  verschiedenen  Verwaltungsbehörden  zu  wirken  und  gleichzeitig  sich 
bemühen,  entweder  eine  Abänderung  der  erwähnten  Resolution  oder  eine 
klare  Definition  des  Begriffes  „Distrikt"  im  Sinne  der  Resolution  im 
Parlamente  durchzusetzen. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt ,  zu  Beginn  der 
nächsten  Session  1903  im  Parlament  die  Arbeiterlöhne  in  Staatsfabriken 
und  Staatswerften  zur  Diskussion  zu  stellen,  und  zwar  mit  der  Tendenz 
der  Feststellung  eines  Lohnminimums  von  30  sh  pro  Woche  und  der 
Annäherung  der  gewerkschaftlichen  Lohnsätze  in  allen  solchen  Fabriken 
und  Werften. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  an  die  Admiralität 
mit  dem  Wunsche  heranzutreten,  es  möchten  auf  den  königlichen  Werften 
beim  Bau  von  Regierungsschiffen  die  für  die  verschiedenen  Arbeiten  Und 
an  die  verschiedenen  Arbeiterkategorien  zur  Auszahlung  kommenden  Löhne 
nicht  unter  den  Lohnsätzen  gehalten  werden,  die  in  den  Centren  des  Schiffs- 
baues zwischen  den  Arbeitern  und  Unternehmern  vereinbart  wurden. 
Sollte  dies  nicht  zum  gewünschten  Resultate  führen,  so  ist  die  Angelegen- 
heit bei  der  Budgetdebatte  im  Parlamente  zur  Sprache  zu  bringen. 

Der  Kongress  beauftragt  das  parlamentarische  Komitee,  an  den 
Staatssekretär  mit  dem  Wunsche  heranzutreten,  es  mögen  die  bei  der 
Naturalisierung  zu  zahlenden  Gebühren  für  Arbeiter,  die  seit  5  Jahren 
einem  Gewerkverein  angehören ,  so  ermässigt  werden ,  dass  sie  ohne 
Schwierigkeit  aus  dem  Budget  des  Arbeiters  bestritten  werden  können, 
und  es  soll  ferner  das  Verfahren  bei  der  Naturalisierung  derart  verein- 
facht weiden,  dass  die  kostpielige  Heranziehung  eines  Rechtsbeistandes 
überflössig  wird. 

In  Erwägung,  dass  die  Arbeiterwohnungsfrage  ein  ernstes  Problem 
darstellt,  in  Anbetracht  der  mit  der  Ueberfüllung  dei  Wohnungen  zu- 
sammenhängenden Missstände,  in  Anbetracht  der  infolge  des  Wohnungs- 
mangels  sich  in  den  grossen  Städten  immer  mehr  ausdehnenden  Slums 
und  in  Anbetracht  der  hohen  und  stets  steigenden  Mietpreise  fordert  dieser 
Kongress  der  organisierten  Arbeiter  die  gesetzgebenden  Behörden  auf,  die 
Bekämpfung  dieser  schweren  nationalen  Gefahr  in  energischer  Weise  in 
Angriff  zu  nehmen  und  zwar  vorerst  durch  Annahme  des  vom  Workmen's 
National  Housing  Council  ausgearbeiteten,  von  Dr.  Macnamara  im  Hause 
der  Gemeinen  eingebrachten  Gesetzentwurfes  und  durch  Gewährung  zins- 
freier Darlehen  aus  dem  Staatsschatze  an  die  Gemeindebehörden. 

Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  die  heute  gesetzlich  noch  zu- 
lässige Heimarbeit  und  das  Schwitzsystem  dem  Geiste  und  den  Intentionen 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  widerspricht  und  eine  bedeutende  soziale 
Gefahr  in   sich  birgt;    insbesondere  verhindert  die  Ausbreitung  dieser 
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Arbeitssysteme  in  dicht  bevölkerten  Gegenden  die  Wirksamkeit  aller  ge- 
setzlichen und  administrativen  Sanitätsmassnahmen  und  erschwert  enorm 
die  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage.  Indem  der  Kongress  grundsatz- 
lich für  das  Verbot  dieser  Arbeitssysteme  eintritt,  äussert  er  fürs  Erste 
seinen  Wunsch  dahin,  dass  kein  Heimarbeiter  beschäftigt  werde,  dessen 
Wohnung  nicht  durch  einen  Fabrikinspektor  oder  einen  Funktionär  der 
Sanitätsbehörde  in  Augenschein  genommen  wurde  und  der  nicht  ein  von 
einem  der  beiden  vorgenannten  Beamten  ausgestelltes  Zeugnis  vorweisen 
kann,  wonach  seine  Wohnung  don  Anforderungen  entspricht,  die  an  eine 
Werkstatte  gestellt  werden  müssen. 

In  Anbetracht  der  grossen  Vermehrung  der  Bevölkerung  in  den  In- 
dustriecentren  und  des  sich  daraus  ergebenden  Zuges  der  Arbeiter  nach 
den  Peripherien,  der  das  Bedürfnis  nach  rascher  und  bequemer  Kom- 
munikationsgelegenheit zwischen  diesen  und  den  Centren  schuf,  beauf- 
tragt der  Kongress  das  parlamentarische  Komitee ,  den  von  der  National 
Association  for  the  Extension  of  Workmen's  Trains  eingebrachten  Gesetz- 
entwurf im  Parlamente  zu  unterstützen,  und  dahin  zu  wirken,  dass  die 
Eisenbahngesellschaften  verpflichtet  werden,  auf  die  Jahreskarte  3.  Klasse 
die  gleichen  Ermässigungen  zu  gewähren  wie  auf  die  1.  und  2.  Klasse. 

14.  Resolution  des  vom  24.-  26.  August  1902  in  Exeter  abgehaltenen 
Kongresses  des  Royal  Institute  of  Public  Health. 

Der  Kongress  richtet  an  die  Regierung  die  dringende  Aufforderung, 
die  Arbeiterwohnungsgesetzgebung  zu  fördern  und  zu  diesem  Zwecke  den 
Gemeinden  durch  Erhöhung  vorerst  des  Rückzahlungstermins  für  Häuser- 
bau- und  Landesaukaufsdarlehen  auf  80  Jahre  Unterstützung  freiere  Hand 
auf  diesem  Gebiet  ihrer  Thätigkeit  zu  geben,  sodann  so  bald  als  möglich 
die  Vorschläge  des  Select  Committee  of  the  House  of  Common  gesetzlich 
durchzuführen. 

15.  Resolution  der  am  21.  und  22.  September  1902  abgehaltenen 
Jahresversammlung  des  schweizerischen  Juristen  Vereins. 

Der  schweizerische  Juristenverein  drückt  den  Wunsch  aus,  es  möchte 
bei  der  Anpassung  des  Obligationenrechts  an  das  zukünftige  Civilgesetz- 
buch  auf  eine  Revision  der  Bestimmungen  Uber  den  Dienstvertrag  Bedacht 
genommen  weiden,  nach  welcher  die  Rechte  und  Pflichten  der  Kontra- 
henten eine  eingehendere  Regelung  als  im  bisherigen  Gesetze  erfahren. 

Die  Thosen  des  Referenten  (Prof.  Dr.  Ph.  Lothmar.  Bern)  lauten: 

1)  Die  Behandlung  des  Dienst  Vertrages  soll  im  Civilgesetzbuch  mit 
grösserer  Einlässlichkeit  geschehen,  als  im  schweizerischen  Obligationen- 
recht und  anderen  modernen  Gesetzbüchern.  Es  sind  hierbei  vornehmlich 
die  Bedürfnisse  der  unbemittelten  Arbeitnehmer  zu  berücksichtigen.  Dies 
muss  namentlich  in  der  Sorge  für  die  Person  und  die  Lohnforderung  des 
Arbeitnehmers,  sowie  bei  der  Kündigung  hervortreten. 

2}  Die  gesetzgeberische  Kompetenz  für  den  privatrechtlichen  Arbeiter- 
schutz ist  im  Civilgesetzbuch  don  Kantonen  insoweit  zu  verleihen,  als 
diese  Kompetenz  zur  Erweiterung  des  vom  Civilgesetzbuch  gewährton 
Arbeiterschutzes  gebraucht  wird. 

3i  Die  gesetzliche  Ordnung  des  Dienstvertrages  hat  im  Hinblick  auf 
die  anderen  Arbeitsvertrage  zu  geschehen.    Der  Thatbestand  des  Dienst 
Vertrages  ist  von  denen  dieser  anderen,  namentlich  des  Werkvertrages 
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und  des  unentgeltlichen  Auftrages,  völlig  zu  sondern.  Für  den  in  der 
Accordform  geschlossenen  Dienstvertrag  sind  dieser  Form  entsprechende 
Vorschriften  zu  geben. 

4)  Die  gesetzliche  Ordnung  des  Dienstvertrages  durch  das  Civil- 
gesetzbuch  hat  einzubeziehen  die  der  Arbeitsordnung  und  des  Tarifver- 
trages, als  von  den  Beteiligten  ausgehender  genereller  Regelungen  des 
Dienstvertrages,  die  seiner  gesetzlichen  Ausbildung  förderlich  sind. 

EL  Beruflicher  Arbeitersohutz. 

1.  Bergbau-,  Bütten-  und  Salinenwesen. 

a)  Resolution  der  am  9. — 11.  Oktober  1902  in  Southport  abgehaltenen 
Jahresversammlung  der  Miners  federation. 

Der  Kongress  ist  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  die  gegen- 
wartig in  Kraft  stehenden  Berggesetze  dringend  zum  Zwecke  der  Sicherung 
von  Leben  und  Gosundheit  der  Arbeiter  einer  Revision  bedürfen  und 
beauftragt  das  Exekutivkomitee,  hierfür  mit  ganzer  Energie  zu  wirken. 

Der  Kongress  wünscht  die  Aufnahme  einer  Lohnrechnungsklausel  in 
die  Mines  Regulation  Amendment  Bill  nach  dem  Vorbilde  der  in  der 
Factorv  and  Workshops  Act. 

Der  Kongress  wünscht  eine  Abänderung  der  dem  Parlamente  vor- 
liegenden Goal  Miners'  Eniployinent  Bill  in  dem  Sinne,  dass  an  Stelle  des 
Wortes  „einundzwanzig"  „achtzehn"  Jahre  gesetzt  und  der  Art.  2  der 
Bill  gestrichen  werde. 

Der  Kongress  verpflichtet  sich,  den  Gesetzentwurf  betr.  den  Acht- 
stundentag in  Bergwerken  mit  allen  Mitteln  zu  fördern  und  in  seinen 
Bemühungen  nicht  einzuhalten,  bis  er  Gesetz  geworden. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  aufgefordert,  die  von  der  Miners' 
Federation  of  Great  Britain  eingebrachten  Mines  Regulation  Amendment 
Bills  im  Parlamente  zu  unterstützen :  in  die  Mines  Act  Amendment  Bill 
sind  folgende  Bestimmungen  aufzunehmen:  [Wiederholung  der  von  dem 
Gewerkvereinskongresse  in  Swansea  (2.-7.  September  19<>1)  aufgestellten 
Postulat«  (vgl.  „Bulletin",  S.  111)]. 

b)  Resolutionen  des  am  7.  September  1902  zu  Clmrleroi  abgehaltenen 
Kongresses  der  „Federation  nationale  des  mineurs  beiges". 

I.  In  ErwÄgung,  dass  in  Grossbritannien  in  einzelnen  Grubenrevieren 
die  maximale  Arbeitszeit  9  Stunden  beträgt,  in  einzelnen  anderen  Revieren 
nur  7  Stunden  erreicht,  mit  Einschluss  der  Ein-  und  Auffahrt; 

in  Erwägung,  dass  das  in  Oesterreich  seit  dem  1.  Juli  1902  in  Kraft 
stehende  Gesetz  die  tägliche  Maximalarbeitsdauer  mit  9  Stunden  fixiert: 

in  Erwägung,  dass  vor  längerer  Zeit  schon  im  Deutschen  Reiche  eine 
ähnliche  Regelung  erfolgte: 

in  Erwägung  endlich,  dass  Belgion  der  einzige  der  europäischen 
Staaten  mit  bedeutendein  Bergbaue  ist,  in  welchem  bisher  noch  keine 
den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  und  der  Humanität  entsprechende 
gesetzliche  Regelung  der  Arbeitsdauer  erfolgte; 

beschließt  der  Kongress: 

was  die  prinzipielle  Seite  der  Frage  betrifft,  sich  den,  den  S  Stumlentag 
fordernden  Resolutionen  der  früheren  Kongresse  auzuschliessen. 
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Resolution   des  am   7.  September  1902   zu   Charloroi  abgehaltenen 
Kongresses  der  „Föderation  nationale  des  minours  beiges'". 
Der  Kongress  der  Bergarbeiter, 

in  Erwägung,  dass  die  stattgehabte  Diskussion  den  Beweis  für  die 
Einigkeit  aller  Delegierten  erbrachte,  wonach  die  Bergarbeiter  Alters- 
renten auf  Grund  des  Gesetze ntwurfes  von  Alfred  Defuisseaux 1)  be- 
anspruchen ; 

in  Erwägung,  dass  die  Altersversicherung  der  Arbeiter  eine  absolute 
Notwendigkeit  ist; 

in  Erwägung,  dass  keine  von  den  Empfindungen  der  Gerechtigkeit 
und  der  Humanität  beseelte  Regierung  ohne  Verletzung  ihrer  elementarsten 
Pflichten  das  Rocht  des  Arbeiters  auf  eine  zur  Erhaltung  des  Lebens 
hinreichende  Rente  bestreiten  kann,  sobald  er  arbeitsunfähig  wird  oder 
das  Ruhealter  erreichte ; 

in  Erwägung,  dass  dieses  Prinzip  bei  den  Angosteilten  und  Arbeitern 
der  öffentlichen  Verwaltungen  und  mehrerer  grosser  gewerblicher  Betriebe 
zur  Durchführung  gelangte; 

in  Erwägung,  dass  in  allen  Kohlenbassins  seit  langem  schon  Knapp- 
schaftskassen bestehen ; 

in  Erwägung,  dass  diese  Kassen  den  Anforderungen  der  Arbeiter 
hinsichtlich  der  Höhe  der  Altersrenten  wie  auch  hinsichtlich  des  Ruhe- 
alters Genüge  zu  thun  nicht  vermögen ; 

in  Erwägung,  dass  in  allen  europäischen  Staaten  mit  Bergbau  Alters- 
rentenkassen vorhanden  sind,  die  den  Arbeitern  grössere  Vorteile  ge- 
währen als  die  belgischen,  und  zwar  insbesondere  in  Frankreich,  Gross- 
britannien, dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich  ; 

beschliesst  der  Kongress : 

Wiederholung  seiner  früheren  Beschlüsse  hinsichtlich  der  Alters-  und 
Unfallversicherung ; 

Gutheissung  des  bereits  im  Jahre  1895  in  der  Kammer  eingebrachten 
Gesetzentwurfes  von  Alfred  Defuisseaux,  jedoch  mit  der  Abänderung,  dass 
ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des  Arbeiters  das  Recht  auf  Rentenbezug 
nach  einer  25-jährigen  Arbeitszeit  in  Kraft  tritt; 

Aufforderung  der  parlamentarischen  Vertrauensmänner  der  Bergleute, 
mit  allen  Mitteln  für  eine  baldmöglichste  Erledigung  dieses  Entwurfes  zu 
wirken. 

2.  Textilindustrie. 

Resolution,  der  III.  am  3.-5.  August  1902  in  Gent  abgehaltenen 
internationalen  Konferenz  christlich-organisierter  Tex- 
tilarbeiter. 

Die  Konferenz  fordert  von  den  gesetzgebenden  Körperschaften  ge- 
setzliche Bestimmungen  zum  Schutze  des  Arbeitslohnes  in  der  Textil- 
industrie. Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  rauss  das  metrische  System  all- 
gemein in  der  Textilindustrie  eingeführt  werden.    (Internationale  metrische 

1)  Hauptbcstiramnngen  dieses  Entwurfes : 

1.  Altersrente  von  Frs.  600  jithrlic-h,  für  Arbeiter  unter  Tage  nach  vollendetem  50., 
für  die  Arbeiter  über  Tage  nneh  vollendetem  55.  Altersjabre ; 

2.  Heranziehung  der  Arbeiter  zu  Beitrügen  mit  3  Proz.  ihrer  Löhne; 

3.  pleieh  hohe  Beitragslcistungen  der  Unternehmer; 

4.  Leistung  von  zwei  Dritteln  der  Summe  der  Arbeiter  und  der  Unternehmcrbeitrftge 
durch  den  Staat. 
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Garn-Numerierung,  Festsetzung  des  Weblohnes  für  jede  Warenqualitftt 
pro  Meter.!  Die  Lohnliste  inuss  in  den  Fabrikräumen  ausgehängt  sein 
und  das  Messen  der  Ware  unter  Kontrolle  der  Arbeiter  mit  Hilfe  einer 
besonders  zuverlässigen  Maschine  erfolgen. 

Es  wurde  noch  konstatiert:  1)  dass  sich  auch  internationale  Kongresse 
der  Textilfabrikanten  für  die  einheitliche  metrische  Garn-Numerierung 
ausgesprochen  haben,  2)  dass  die  Lohnbemessung  pro  KKH)  Schuss  auch 
unter  Anwendung  des  metrischen  Systems  beibehalten  werden  kann,  wo 
es  sich  empfiehlt,  z.  B.  in  den  Tuchwebereien. 

Mittel  zur  Förderung  von  Gesundheit  und  Sittlichkeit  in  Fabriken. 
Folgende  Resolution  fand  einstimmige  Annahme: 

„In  Erwägung ,  dass  die  heutige  Einrichtung  vieler  Textilfabriken 
eine  schädliche  Wirkung  auf  den  Gesundheitszustand  der  Arbeiter  ausübt, 
hat  die  Konferenz  folgende  Wünsche: 

1)  Die  Unternehmer  sollen  durch  Oesetz  strengstens  verpflichtet  sein, 
das  Möglichste  zum  Schutze  der  Gesundheit  der  Arbeiter  in  den  Fabriken 
zu  thun  und  die  besten  Maschinen  und  Schutze  inrichtungrn  zu  benutzen. 
Insbesondere  betont  die  Konferenz  folgendes: 

h)  Betr.  die  Fabriken  im  allgemeinen:  Zureichender  Raum  der 
Werkstätte  und  genügender  Raum  zwischen  den  Maschinen :  gute  Venti- 
lation;  ausreichender  Feuchtigkeitsgrad  der  Atmosphäre;  tägliches  Reinigen 
dos  Fussbodens  der  Arbeitsräume  nach  Aufbruch  der  Arbeiter;  gutes 
Trinkwasser,  eventuell  im  Sommer  sonstigo  erquickende  Getränke:  regel- 
mässige Reinigung  der  Aborte  u.  s.  w. ; 

b)  betr.  die  ,,Continu'i-Werkstfltten  der  Fl ac  h s f  a b ri k  e n  speziell: 
Rechtzeitiges  Abführen  des  Dampfes  und  des  kondensierten  bezw.  über- 
flüssigen Wassers ;  Schutz  der  Arbeiterinnen  gegen  Wasser  und  feuchten  Ab- 
fall mittels  „plasbourds"  und  Erhöhung  des  Fussbodens  für  die  Maschinen: 
Kleiderzinuner  zum  Schutze  der  Kleider  gegen  Dampf  und  Feuchtigkeit. 

2)  Die  Fabrikinspektion  soll  eine  möglichst  strenge  und  häufige  Kon- 
trolle ausüben  bezüglich  aller  gesetzlichen  Arbeiterschutzbestimmungen, 
besonders  betr.  die  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

3i  Zur  Förderung  der  Sittlichkeit  ist  erforderlich:  möglichste 
Trennung  der  Geschlechter,  separierte  Ein-  bezw.  Ausgänge  und  Aborte: 
Kommen  und  Gehen  zu  verschiedenen  Zeiten;  gute  Beleuchtung  der 
Fabrikhöfe  und  eventuell  der  angrenzenden  Wege :  Wahl  charaktervoller 
Personen  als  Fabrikmeistor  und  Beamte;  Einführung  von  Umkleide- 
(Waseh-)fiäunilichseiten  u.  s.  w.,  insbesondere  für  Arbeiterinnen." 

3.  Lederindustrie, 

Resolution  des  am  10.  — 20.  September  10<>2  in  München  abgehaltenen 
Parteitages  d  er  s  o  z  i  a  1  d  e  in  o  k  r  a  t  i  s  c  h  e  n  Partei  Deutschlands. 

Die  sozialdemokratische  Reichstagsfraktion  wird  beauftragt,  den 
Bundesrat  zu  ersuchen,  baldigst  eine  besondere  Vorschrift  zu  erlassen, 
wonach  alle  in  der  Heimindustrie  beschäftigten  Portefeuillesarbeiter  dem 
Alters-  und  Invaliden-  als  auch  Unfall  Versicherungsgesetze  unterworfen 
weiden. 

4.  Industrie  der  Höh-  und  Schnitzstoffe. 

Resolution  des  am  18.  Mai  li><)2  in  Brüssel  abgehaltenen  Kongresse? 
der  Holzarbeiter. 

Der  Kongress  wünscht  eine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Unternehmer 


Digitized  by  Google 


-   583  - 


zum  Schadenersatz  an  die  Arbeiter,  für  die  während  eines  Brandes  der 
Arbeitsstätte  beschädigten  bezw.  verbrannten,  den  Arbeitern  gehörenden 
Werkzeuge. 

5.  Bekleidung s-  und  Beinigungsindustrie. 

a)  Resolution  des  am  25.  August  1902  in  Müncheu  abgehaltenen 
VII.  Kongresses  derSchneider  und  Schneiderinnen  Deutsch- 
lands. 

Der  Kongress  erklärt  die  Ausdehnung  der  gesamten  Versicherungs- 
gesetze auf  die  Heimindustrie  für  dringend  notwendig.  Als  erste  Mass- 
regel  auf  diesem  Gebiete  erwartet  der  Kongress,  dass  der  Bundesrat  von 
dem  ihm  laut  §  2  Abs.  3  und  4  des  Krankenversicherungsgesetzes  und 
§  2  des  Invalidenversicherungsgesetzes  zustehenden  Recht  der  Verordnung 
der  Versicherungspflicht  für  die  Hausindustrie  Gebrauch  macht  und  die- 
jenigen Personen,  in  deren  Auftrage  oder  für  deren  Rechnung  die  Arbeiter 
gewerbliche  Erzeugnisse  herstellen,  in  vollem  Umfange  zur  Erstattung  der 
auf  sie  entfallenden  Beiträge  herangezogen  werden. 

Im  ferneren  erwartet  der  Kongress,  dass  dem  Reichstage  in  aller- 
nächster Zeit  eine  Vorlage  unterbreitet  werde,  welche  unter  Aufhebung 
der  diesbezüglichen  Innungsprivilegien  eine  Vereinheitlichung  der  ver- 
schiedenen Versicherungsgesetze  bezweckt,  wodurch  es  ermöglicht  wird, 
die  Versicherungspflicht  auch  auf  die  Familienmitglieder  der  Heimarbeiter 
auszudehnen.  Der  Kongress  erlaubt  sich,  diese  Resolution  nebst  Be- 
gründung dem  Bundesrat  zur  Berücksichtigung  zu  überweisen. 

b)  Resolutionen  der  am  4.-7.  Oktober  1902  in  Wiesbaden  abge- 
haltenen Generalversammlung  des  Bundesdeutsch  erFrauenvereine. 

Beschluss  der  von  der  Kommission  für  Arbeiterinnenschutz  einbe- 
rufenen Versammlung : 

1)  Zur  Beseitigung  der  offenkundigen  allbekannten  Missstände,  unter 
denen  die  Konfektionsarbeiterinnen  zu  leiden  haben,  ist  ein  baldiger 
Ausbau  der  Arbeiterschutzgosetzgebung  anzustreben.    Es  ist  zu  fordern : 

a)  Ausdehnung  der  Bundesratsbestimmung  vom  31.  Mai  1897  auf 
sämtliche  Werkstatten  der  Bekleidungsindustrie,  in  denen  Nichtfamilien- 
mitglieder  gegen  Lohn  beschäftigt  sind ; 

b)  Verbot  der  Mitgabe  von  Arbeit  an  Werkstattarbeiterinnen  in  deren 
Wohnung; 

c)  Einführung  behördlicher  Listenführung  über  die  Hausgewerbe- 
treibenden, Meldepflicht  der  Arbeitnehmer  und  ihrer  direkten  Arbeitgeber ; 

d)  Konzessionierung  der  Familienwerkstätten  und  sanitäre  Kontrolle 
derselben  ; 

e)  Ausdehnung  der  Invaliditäts-  und  Krankenversicherung  auf  die 
Hausgewerbetreibenden ; 

f )  Ausdehnung  der  Gewerbeinspektion  auf  die  Hausgewerbetreibenden 
unter  Vermehrung  der  Zahl  der  weiblichen  Beamten  und  Zuziehung  von 
Hilfskräften  aus  den  Kreisen  der  männlichen  und  weiblichen  organisierten 
Arbeiterschaft. 

2)  Siehe  weiter  unten. 

3)  Es  ist  den  Bundesvereinen,  insbesondere  aber  den  Mitgliedern  der 
Kommission  zu  empfehlen,  mit  allen  Vereinen  und  Körperschaften  Fühlung 
und  Verständigung  zu  suchen,  die  einen  gesetzlichen  Schutz  der  Kon- 
fektionsarbeiterinnen herbeizuführen  bemüht  sind   und  sich  durch  Wort 
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und  Schrift  an  der  Agitation  zum  Schutz  der  Konfektionsarbeitcrinnen  zu 
beteiligen. 

4)  Die  Versammlung  beschließt,  beim  Bundesvorstand  zu  beantragen, 
den  von  der  Generalkommission  einzuberufenden  Heimarbeiterschutzkongress 
durch  eine  Delegierte  zu  beschicken  oder  den  Bundesvereinen  zu  empfehlen, 
ihrerseits  Delogierte  zu  dein  Kongress  zu  senden. 

An  Stelle  einer  von  der  Kommission  aufgestellten  These  2,  durch 
welche  „die  Einführung  gesetzlicher  Mindestlöhne  für  die  Konfektions- 
industrie als  notwendig  erachtet  wurde,  die  durch  obligatorische  Lohn- 
amter  durchzuführen  sind",  wurde  eine  aus  der  Versammlung  ein- 
gebrachte These  angenommen : 

Als  bedeutsames  Mittel,  um  eine  Steigerung  der  Arbeitslöhne  zu 
bewirken,  die  vielfach  unter  das  Existenzminimum  gesunken  sind,  sowie 
um  die  Heimarbeiter  in  den  Stand  zu  setzen,  selbst  auf  die  Durchführung 
der  zu  ihrem  Schutz  erlassenen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  achten,  ist  die 
gewerkschaftliche  Organisation  zu  betrachton.  Dieselbe  ist  durch  rege 
Mitarbeit,  seitens  der  Bundesvereine  zu  fordern. 

6.  Baugewerbe. 

Resolution  des  am  1.— 6.  September  19u2  in  London  abgehaltenen 
Trade  -  Union«  -  Kongresses. 

Der  Kongress  erachtet  es  als  dringende  Notwendigkeit,  dass  bei  allen 
Bau-  und  Demolierungsarbeiten  eine  strenge  Kontrolle  ebenso  im  Inte- 
resse der  öffentlichen  Sicherheit  als  zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Ge- 
sundheit der  Bauarbeiter  durch  Inspektoren  ausgeübt  wird.  Der  Kongress 
bedauert,  dass  die  Regierung  hierfür  bisher  nicht  die  erforderliche  Anzahl 
von  Inspektoren  angestellt  hat  und  dass  die  amtierenden  Gewerbeinspek- 
toren keine  genügenden  Machtbefugnisse  haben. 

7.  Polygraphische  Gewerbe. 

Resolution  des  am  18.  und  19.  Mai  1902  in  Tournai  abgehaltenen 
XXXV.  Jahreskongresses  der  Föderation  t  y  p  o  g  r  a  p  h  i  q  u  e  beige. 

Der  leitende  Ausschuss  wird  beauftragt,  bei  der  öffentlichen  Ver- 
waltung dahin  zu  wirken,  daß  zur  Bewerbung  bei  Vergebung  öffentlicher 
Arbeiten  nur  Unternehmer  zugelassen  werden,  dio  seit  mindestens  einem 
Jahre  das  Lohnminimum  anerkennen. 

8.  Handelsgewerbe. 

a)  Eingabe  des  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehilfen 
an  den  Reichskanzler  vom  15.  Mai  1902. 

Der  unterzeichnete  Verband,  der,  über  das  ganze  Reich  hin  ver- 
breitet, etwa  59  000  Mitglieder  zählt,  hat  es  mit  Freuden  begrtisst,  dass 
die  hohe  Reichsregierung  Erhebungen  über  die  Lage  der  in  nicht  zu 
offenen  Verkaufsstellen  gehörenden  Kontoren  Angestellten  vorgenommen  hat. 

Wenn  indessen  eine  erschöpfende,  klare  Erkenntnis  der  wirtschaft- 
lichen und  socialen  Lage  der  Kontorangestellten  und  eine  Beseitigung 
der  vorhandenen  Missständo  erreicht  werden  soll,  so  müssen  bei  dem 
weiteren  Gange  des  Verfahrens  zwei  Voraussetzungen  erfüllt  werden: 
1)  Die  Erhebungen  müssen  auf  die  gesamten  wirtschaftlichen  und  socialen 
Verhältnisse  der  Kontorangestellton  ausgedehnt  werden.  2)  Entsprechend 
der  Form  der  Erhebungen  im  Handelsgewerbe  (mit  offenen  Verkaufs- 
stellen u.  s.  w.)  ist  auch  hier  eine  schriftliche  Befragung  der  Handlungs- 


Digitized  by  Google 


-    585  - 


gehilfen-  und  kaufmännischen  Voreine,  sowie  eine  mündliche  Vernehmung 
von  Auskunftspersonen  unter  Berücksichtigung  der  Wünsche  dieser 
Vereinigungen  —  erforderlich.  Insbesondere  sind  die  Vorsteher  und  Ge- 
schäftsleiter der  Handlungsgehilfen- Vereinigungen  nicht  nur  als  Auskunfts- 
personen, sondern  auch  als  Sachverständige  zuzuziehen. 

Bei  der  Fürsorge,  die  die  hohe  Reichsregierung  der  Entwickelung 
des  Handels  entgegenbringt,,  hoffen  wir  auf  die  Unterstützung  der  Be- 
strebungen der  deutschen  Handlungsgehilfen-Vereinigungen,  dem  Handel 
einen  gesunden,  wirtschaftlich  gesicherten,  tüchtigen  Handlungsgehilfeustand 
zu  schaffen,  und  bitten  dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  im  Sinne  der 
geäusserten  Wünsche  Anweisung  zu  geben. 

Die  auf  wirtschaftliche  und  sociale  Förderung  der  Handelsangestellten 
gerichteten  Massnahmen  dienen  nicht  nur  den  berechtigten  Ansprüchen 
der  Einzelnen,  sondern  tragen  zugleich  mit  zur  gedeihlichen  Entwickelung 
des  deutschen  Handels  und  der  wirtschaftlichen  Machtstellung  des  deutschen 
Volkes  bei. 

Vor  10  Jahren  trat  das  Gesetz  über  die  Sonntagsruhe  in  Kraft. 
So  viele  Märigel  es  auch  aufweist,  hat  es  doch  manche  Verbesserungen 
gebracht,  die  freilich  sehr  oft  durch  ungenügende  Ausführung  fraglich 
geworden  sind.  Diesem  socialpolitischen  Gesetze  sind  andere  gefolgt; 
doch  ist  mancher  berechtigte  Wunsch  der  Handlungsgehilfen  bisher  uner- 
füllt geblieben.  Deshalb  erklären  die  Handlungsgehilfen,  alle  ihre 
Kräfte  der  Mitarbeit  an  dem  ferneren  Ausbau  der  kaufmännischen 
Sociahefonn  widmen  zu  wollen,  und  vertrauen  auf  die  Unterstützung  der 
Staatsregierungen,  gesetzgebenden  Körperschaften,  Behörden,  sowie  der 
kaufmännischen  Prinzipalität,  die  an  einem  wirtschaftlich  gesicherten, 
geistig  und  moralisch  hochstehenden ,  standesbewussten ,  pflichttreuen 
Handlungsgehilfenstand  einen  erfolgreichen  Mitarbeiter  hat. 

Ohne  auf  Wünsche  zu  verzichten,  deren  Erfüllung  einer  späteren  Zu- 
kunft vorbehalten  bleibt,  stellen  wir  folgende  Hauptforderungen  für  eine 
gesunde  Socialreform  im  Handelsge werbe  auf: 

I.  Sonn-  und  Feiertagsruhe.  Völlige  Sonntagsruhe.  Solange 
diese  noch  nicht  eingeführt  ist  :  1)  Ladenschluss  um  12  Uhr  mittags. 
42)  Verbot  der  Anwendung  des  i>  105e  der  G.O.  auf  die  Feiertagsruhe 
an  den  drei  ersten  Feiertagen.  3)  Einschränkung  und  allmähliche  Be- 
seitigung der  Ausnahnietage  (abgesehen  von  der  Weihnachtszeit)  und  Ein- 
schränkung der  Ausnahmen  aus  §  105e  der  G.O.  4)  Allmähliche  Herab- 
rninderung  der  5  Arbeitsstunden  bis  zur  Herbeiführung  völliger  Sonn- 
tagsruhe.   Für  Kontore  völlige  Beseitigung  der  Sonntagsarbeit. 

II.  Werktagsruhe.  1)  Achtuhr-Ladonschluss.  2)  Verkürzung  der 
Arbeitszeit.  3)  Beschränkung  der  Ausnahmen  von  Ladenschluss  und 
Ruhezeit.  Einheitliche  Ausnahmezeit.  4)  Früherer  Kontorschluss  an  Sonn- 
abenden.   5)  Festsetzung  genügender  Mittagspause  bei  freier  Station. 

III.  Einführung  eines  Sommer  Urlaubes. 

IV.  Dreimonatige  Mindestkündigungsfrist. 

V.  Geschäftsräume.  Geschäftsordnungen.  Ausführung  von 
II.G.B.  i?  <J2,  G.O.  13üg,  13!>h,  der  Verordnung  betr.  die  Sitzge- 
legenheit. Beaufsichtigung  der  Feststellung  und  Durchführung  der  Ge- 
schäftsordnungen.   <G.O.  $  139k,  134e  Abs.  1.) 

VI.  Leh  rlings  wesen.  Energisches  Einschreiten  der  Behörden  und 
beaufsichtigenden   Organe    zur  Sicherung   der  Ausbildung,  insbesondere 
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gegen  Lehrlingszüchterei,  im  Sinne  von  H.G.B.  §  76,  §  81,  G.O.  §  1391, 
S  128. 

VII.  Kaufmännische  Fortbildungsschulen.  Einführung  des 
Fortbildungsschulzwanges  von  Reichs  wegen  für  männliche  Handlungs- 
gehilfen und  Lehrlinge.  Solange  dies  aussteht,  statutarische  Einführung 
der  Schulpflicht,  wo  sie  landesgesetzlich  nicht  vorgeschrieben  ist. 

Einrichtung  von  Fortbildungsschulen  mit  Tagesunterricht,  Teilnahme 
von  Handlungsgehilfen  an  der  Schulverwaltung  und  Anstellung  von 
Handlungsgehilfen  als  Lehrer  für  vorwiegend  praktische  Fächer. 

VIII.  Frauenarbeit.  Abschaffung  der  Frauenarbeit,  abgesehen 
von  Geschäftszweigen,  für  die  sich  Personen  weiblichen  Geschlechts  be- 
sonders eignen. 

IX.  Kaufmann  ische  Schiedsgerichte.  Billiges,  schleuniges 
Verfahren,  unter  Zuziehung  von  Prinzipalen  und  Handlungsgehilfen  als 
sachverständige  Beisitzer. 

X.  Konkurrenzklause  1.    Verbot  der  Konkurrenzklausel. 

XI.  Handelsinspektoren.  Einführung  von  kaufmännischen  Auf- 
sichtsorganen, statt  der  ortspolizeilichen  Ueberwachung,  mit  der  Aufgabe 
der  Kontrolle  der  Ausführung  der  Schutzbestimniungen,  der  Bericht- 
erstattung, Begutachtung,  Anregung  von  Reformen,  Vermittelung  zwischen 
Prinzipalen  und  Handlungsgehilfen,  der  Rechtsauskunft  u.  s.  f. 

XII.  Handlungsgehilfen-Kammern  im  Sinne  unserer  jüngsten 
6.  Denkschrift. 

XIII.  Krankenversicherung.  Sechswöchige  Fortgewäh- 
rung  von  Gehalt  und  Unterhalt  bei  Krankheit.  Unfall- 
versicherung. Ausdehnung  des  Krankenversicherungszwanges  auf  alle 
Handlungsgehilfen  bis  2000  M.  Einkommen.  Zwingende  Kraft  für  H.G.B. 
§  G3  Absatz  1.  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  das  gesamte 
Handelsgewerbe. 

XIV.  Staatliche  Alters-  und  Invaliditätsversicherung, 
staatliche  Witwen-  und  Waisen  versiehe  rung,  angemessen 
den  Vorhältnissen  der  Handlungsgehilfen. 

b)  Eingabe  der  Erfurter  Handelskammer  an  den  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe,  betr.  Abänderung  der  Gewerbenovelle  vom  30.  Juni 
1 900 ;  Gegeneingabe  des  Verbandes  deutscher  Handlungs- 
gehilfen vom  2*2.  September  1902,  „das  h.  Ministerium  möge  den  von 
der  Erfurter  Handelskammer  eingeleiteten  Bestrebungen  nach  Beschränkung 
der  gesetzlichen  Ruhezeit  die  Unterstützung  versagen''. 

(Wortlaut  der  beiden  Eingaben  in  No.  40  der  „Verbandsblätter"  vom 
2.  Oktober  1902.) 

c)  Resolutionen  der  am  4.  und  5.  August  19o2  in  Leipzig  abgehaltenen 
XV.  G  c  n  e  r  a  1  v  e  r  s  a  in  m  u  n  g  des  C  e  n  t  r  a  1  v  e  r  b  a  n  d  e  s  deutscher 
K  a  u  f  1  e  u  t  e  u  n  d  Gewerbetreibende  r. 

I  i  Die  Generalversammlung  beschliesst,  den  Vorstand  zu  beauftragen, 
an  das  Reichsamt  des  Innern  eine  erneute  Eingabe  zu  richten  botr. 
Aenderung  der  Reichsgewerbeordnung,  dass  die  nächtliche  Ruhepause  der 
Angestellten  allgemein  auf  10  Stunden  bemessen  werde  (vgl.  Bulletin 
S.  119). 

2.i  Der  Vorstand  wird  mit  einer  Wiederholung  dor  Eingabe  an  den 
Reichstag   betr.  Aenderung  der   Reichsgewerbeordnung  betraut,  dass  in 
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Städten  über  300000  Einwohner  die  Ortspolizeibehörde  die  Ausnahme- 
falle, an  denen  das  Geschäft  bis  abends  1<>  Uhr  geöffnet  sein  kann,  auf 
♦jO  erhöhen  kann. 

3)  Die  Generalversammlung  dos  Centraiverbandes  deutscher  Kauf- 
leute und  Gewerbetreibender  spricht  sich  gegen  jede  weitere  Ausdehnung 
des  Gesetzes  (Iber  die  Sonntagsruhe  aus. 

d)  Resolution  der  am  31.  August  und  1.  September  K>02  in  Berlin 
abgehaltenen  ersten  Generalversammlung  des  Central- Vereins  der 
Bureau  angestellten. 

Die  erste  Generalversammlung  spricht  die  Erwartung  aus,  dass  die 
verbündeten  Regierungen  endlich  dem  seit  Jahren  geltend  gemachten 
Verlangen  nach  gesetzlicher  Regelung  tinserer  Berufsverhältnisse  nach- 
kommen und  einen  demeutsprechenden  Gesetzentwurf  dem  Reichstage 
vorlegen.  Der  Vorstand  wird  beauftragt,  mit  aller  Energie  die  Forderung 
nach  gesetzlichem  Schutz  dahin  geltend  zu  machen,  dass 

a)  gesetzliche  Bestimmungen  zur  Regelung  der  Berufsverhältnisse  im 
Anschluss  an  die  Gewerbeordnung  getroffon  werden, 

b)  die  Gewerbegerichto, 

c)  das  Unfallversicherungsgesetz  mit  auf  die  Bureauangestellten  aus- 
gedehnt werden. 

ej  Resolution  der  4.-7.  Oktober  1902  in  Wiesbaden  abgehaltenen 
General  Versammlung  desBundes  deutscher  Frauonvereine. 

Der  Bund  empfiehlt  den  ihm  angeschlossenen  Frauenvereinen,  dafür 
einzutreten,  dass  die  laut  Bundesratsbesehluss  für  Handelsangestellte 
angeordneten  Sitzgelegenheiten  auch  thatsächlich  von  denselbon  benutzt 
werden  dürfen. 

f)  Resolutinn  des  am  7.  September  1902  in  Wien  abgehaltenen  I.  Ge- 
ll i  1  f  e  n  t  a  g  e  s  des  Buch-,  Kunst-  und  M  u  s i  k  a  1  i  e  n  h  a  n  d  e  1  s  in 
O  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h. 

Der  I.  Gehilfentag  des  Buch-,  Kunst-  und  Musikaltenhandels  in 
Oesterreich  erklärt,  dass  die  Gehilfenschaft  Anspruch  erhebt,  auf  die  Er- 
füllung nachstehender  Forderungen  : 

Verkürzung  der  Arbeitszeit  i9-stündiger  Höchstarbeitstag) ; 

7  Uhr-Ladenschluss  und  völlige  Sonntagsruhe; 

Verlängerung  der  Kündigungsfristen  (z  umindest  *J-  w  ö  c  h  e  n  1 1  i  c  h  e 
Kündigungsfrist  vor  jedem  Kalendorvierteljahr,  die  nicht  durch  Sonder  - 
abmachungen  gekürzt  werden  darf  i ; 

Beseitigung  der  Konkurrenzklauseln ; 

Regelung  des  Lehrlingswesens  durch  Schaffung  eines  bestimmten 
Verhältnisses  zwischen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Lehrlinge  in  den 
einzelnen  Geschäften  und  obligatorischen  Fortbildungsunterricht  für  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  während  der  Vormittagsstunden; 

Errichtung  von  Handlungsgehilfeukammern  und  Anstellung  von  Hand- 
lungsgehilfen als  Handelsinspektoron,  um  die  Ausführung  aller  social- 
politischen  Gesetze  für  don  Handelsstand  zu  überwachen  ; 

Errichtung  einer  gerechten  staatlichen  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherung ; 

staatliche  Versicherung  für  Witwen  und  Waisenrenten  ; 
Festsetzung  eines  Mindostmormtsgohaltes  von  »50  tl.  für  Wien,  50  fl. 
für  die  Provinz; 
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Gowährung  eines  mindest  14-tägigen  Sommerurlaubes  für  jedpn  Ge- 
hilfen. 

g)  Resolutionen  des  am  1. — September  1902  in  London  abgehaltenen 
T  r  a  d  e  -  U  n  i  o  n  s  -  K  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  sich  für  den  von  der 
National  Amalgatnated  Union  of  Shop  Assistant»,  Warehousemen  and 
Clerks  ausgearbeiteten,  von  Sir  Charles  Düke  eingebrachten  Gesetzentwurf, 
betr.  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  Ladengeschäften  und  eine  gesetz- 
lich zu  bestimmende  Ladenschlussstunde,  einzutreten. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  bei  allen  von  ihm  im 
Parlament  eingebrachten  allgemeinen  Arbeiterschutzgesetzen  einen  Artikel 
aufzunehmen,  in  welchem  bestimmt  wird,  dass  die  Bestimmungen  dieser 
Gesetze  sich  auch  auf  die  Ladenangestellteu  erstrecken. 

9.  Verhehrttgewerbe. 

Resolutionen  des  am  1.—  0.  September  1902  in  London  abgehaltenen 
T  r  a  d  e  -  ü  n  i  o  n  s  -  K  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

Der  Kongress  fordert  von  der  Regierung  dio  Einsetzung  eines  unab- 
hängigen parlamentarischen  Komitees  zur  Untersuchung  der  Beschwerden 
der  Angestellten  im  Post-  und  Telegraphendienst;  er  wiederholt  seinen 
Protest  gegen  dio  Uugleicheit  der  Entlohnung  und  die  Unzulänglichkeit 
der  Beiorderuugsverhältnisse  in  den  verschiedenen  Zweigen  dieses  Dienstes : 
er  verlangt  vom  Generalpostmeister  die  Gewährung  des  vollen  Beschwerde- 
rechtes an  die  Vorstände  der  Unionen  der  verschiedenen  Dienstzweige, 
verurteilt  dessen  dieses  Recht  beschränkende  Thätigkeit  und  protestiert 
gegen  die  Beschränkung  des  Urlaubes  der  Unionsbeamten  auf  10  Tage 
jährlich.  Der  Kongress  beauftragt  das  parlamentarische  Komitee,  bei 
allen  Parlamentskandidaten  dahin  zu  wirken,  dass  sie  sich  verpflichten, 
im  Falle  ihrer  Wahl  sich  für  einen  Gesetzentwurf  einzusetzen,  durch 
welchen  den  Beamten  und  Arbeitern  des  Staates  die  Ausübung  aller 
bürgerlichen  Rechte  gosichort  und  alle  Gebäude,  in  welchen  Post-  oder 
Telegraphenangestellte  beschäftigt  werdon,  der  Kontrolle  und  Jurisdiktion 
der  lokalen  Sanitätsbehörden  unterstellt  werden  sollen. 

Die  auf  Schiffe  sich  erstreckenden  Bestimmungen  der  Arbeiterschutz- 
gesetze können  dann  nur  mit  Erfolg  durchgeführt  werden,  wenn  sach- 
verständige Männer  zur  Schitfsinspektion  herangezogen  werden:  das  parla- 
mentarische Komitee  soll  beim  Staatssekretär  vorstellig  werden,  er  möge 
dieser  Resolution  Folge  geben. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  beauftragt,  den  Entwurf  eines 
Gesetzes  im  Parlamente  einzubringen,  durch  welches  es  verboten  wird, 
die  Bedienung  zweier  Lastwagen  einem  Fuhrmann  zu  übertragen. 

10.  Hämlicfie  Dienste. 

Resolution  den  am  4.  7.  Oktober  in  Wiesbaden  abgehaltene  Ge- 
neralversammlung des   Bundes   deutscher  F  r  a  u  e  n  v  e  r  o  i  n  e. 

Es  wird  beschlossen,  Regelung  der  Verhältnisse  der  Dienstboten 
durch  eine  Novelle  zur  Gewerbeordnung  in  einer  Petition  zu 
fordern. 

IL  Freie,  Berufsarten. 

Resolution  des  am  HJ.— 19.  September  1902  in  Hamburg  abgehaltenen 
.1  Verbands  t  a  g «» s  des  Central  verbau  des  der  C  i  v  i  1  m  u  s  i  k  e  r 
De u  t  sc h la  n  ds. 
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I.  In  Erwägung,  dass  das  gewerbsmässige  Musizieren  der  Militär- 
musiker  im  strikten  Widerspruch  zu  ihrer  Bestimmung  steht  und  sich 
als  schwerer  Eingriff  in  das  Erwerbsleben  der  schwer  um  ihre  Existenz 
ringenden  Civilmusiker  darstellt,  dass  ferner  die  Militärmusiker  in  ihrem 
Konkurrenzkampfe  gegenüber  den  Civilmusikem  ausser  den  ihnen  ge- 
währten vermeidlichen  Vergünstigungen  (billige  Eisenbahntarife  u.  s.  w.) 
auch  eine  Anzahl  nicht  zu  vermeidender  Vergünstigungen  (Steuerfreiheit, 
Löhnung,  Kleidung,  Wohnung,  Verpflegung,  Civilversorgung  u.  s.  w.i  ge- 
messen, vermöge  deren  sie  stets  in  der  Lage  sein  werden,  die  Civil- 
musiker, die  lediglich  auf  ihren  Verdienst  als  Musiker  angewiesen  sind 
und  noch  Steuern  zahlen  müssen,  zu  unterbieten,  fordert  der  Verbandstag 
ein  gänzliches  Verbot  der  gewerblichen  Thätigkeit  der  Militärmusiker. 
Gegen  die  von  der  Keichsregierung  zur  Verteidigung  der  Militärmusiker- 
konkurrenz angeführten  Gründo:  dass  dadurch  der  Militäretat  entlastet 
werde,  erhebt  der  Verbandstag  entschieden  Protest,  da  eine  solche  Er- 
sparnis nur  auf  Kosten  eines  einzigen  Berufes  erfolgt  und  sich  als  eine 
ungerechtfertigte,  indirekte  Besteuerung  eines  einzelnen  Berufes  erweist. 

IL  Der  Verbandstag  erblickt  in  dorn  gewerbsmässigen  Musizieren 
der  Beamten  einen  durch  nichts  zu  rechtfertigenden  Eingriff  in  das  Er- 
werbsleben der  Civilmusiker,  die  vermöge  ihrer  Steuerzahlung  gezwungen 
sind,  zur  Unterhaltung  der  Boamten  beizutragen.  Er  erhebt  gegen  das 
Vorgehen  derjenigen  Staats-  und  Kommunalbohörden,  welche  ihren  Be- 
amten gestatten,  Musikauffiihrungen  aller  Art  gewerbsmässig  zu  betreiben, 
zum  Teil  sogar  die  tägliche  Dienstzeit  der  Beamten  so  einrichten,  dass 
es  den  letztorcn  ermöglicht  bezw.  erleichtert  wird,  an  Musikproben  und 
-Aufführungen  teilzunehmen,  entschieden  Protest  und  verpflichtet  den  Vor- 
stand, wie  auch  die  Ortsverwaltungen  und  Mitglieder  dos  Verbandes,  mit 
allen  geeigneten  Mitteln  auf  die  Beseitigung  dieser  Zustände  hinzuwirken. 

Die  „Fachzeitung"  ist  verpflichtet ,  der  Beamtenmusikerkonkurrenz 
erhöhte  Aufmerksamkeit  entgegenzubringen  und  ihr  mit  grösstem  Nach- 
druck entgegenzutreten.  Den  Ortsverwaltungen  wird  empfohlen:  1)  Bei 
den  öffentlichen  Staats-  und  Kommunalbohörden  dahin  vorstellig  zu  werden, 
dass  den  Beamten  dass  gewerbsmässige  Musizieren  untersagt  wird ;  2)  die- 
jenigen Beamten,  welche  diesen  Verboten  zuwiderhandeln,  zur  Anzeige 
ihrer  vorgesetzten  Behörden  zu  bringen;  3)  alles  diesbezügliche  Material 
zu  eventuell  weiterer  Veranlassung  an  den  Hauptvorstand  einzusenden. 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung 

(mit  Ein  sc  hl  us  s  derF  ragen  der  Arbe  itslosejn  Versicherung). 

1.  Resolution  der  am  24.-28.  August  190*2  in  München  abgehaltene 
II.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands. 

Die  IL.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  lenkt  die 
Aufmerksamkeit  der  katholischen  Soeialpolitiker  auf  die  infolge  des 
Niederganges  der  Industrie  neuordings  wiederum  eingetretene  Arbeitslosig- 
keit, die  zu  einer  bedauernswerten  Bogleiterscheinung  der  industriellen 
Entwickelung  geworden  ist.  Als  Mittel  und  Wege  zur  Verhütung  der 
Arbeitslosigkeit  wie  zur  Milderung  ihrer  harten  Folgen  sind  vor  allem 
zu  empfehlen  der  Ausbau  des  Arbeitsvermittelungswesens,  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  an  Stelle  von  Arbeiterentlassungen;  ferner  Bereitstellung 
von  Mitteln  zur  Ausführung  von  Notstandsarbeiten   durch  staatliche  und 
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kommunale  Verwaltungsbehörden.  Des  weiteren  sind,  um  den  unverschuldet 
arbeitslosen  Arbeiter  vor  den  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  thunlichst  zu 
schützen,  unter  Heranziehung  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  sowie  des 
Staates  und  der  kommunalen  Verbände  Institutionen  anzustreben,  welche 
dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  bieten,  sich  durch  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit  zu  schützen. 

Gleichzeitig  bringt  die  Versammlung  zum  Ausdruck,  dass  sie  in  einer 
kraftigen  Abhilfe  der  traurigen  Lage  der  Landwirtschaft  eines  der  besten 
Mittel  erblickt,  um  die  Abwanderung  ländlicher  Arbeitskräfte  nach  den 
Städten  und  Industriecentren  und  die  daraus  folgende  Arbeitskonkurrenz 
zu  vermindern. 

2.  Resolutionen  des  am  14. — 20.  September  1902  in  München  abge- 
haltenen Parteitages  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutsch- 
lands. 

Die  Versicherungsgesetze  des  Deutschen  Reiches,  die  hauptsächlich 
erlassen  wurden,  um  die  Armenkassen  vor  Ueberlastung  und  die  Unter- 
nehmer vor  Schadenersatz  zu  bewahren,  entsprechen  in  keiner  Beziehung 
den  Anforderungen  der  Arbeiterklasse.  Jedoch  ist  durch  die  Erfahrung 
der  Beweis  erbracht,  dass  mit  der  Versicherung  allgemeine  Uebelstände 
bekämpft  und  deren  schlimmste  wirtschaftliche  Folgen  gemildert  werden 
können. 

Deshalb  fordert  der  Parteitag: 

1)  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  alle  Arbeiter  und  diesen  wirt- 
schaftlich gleichstehende  Personen;  2)  Vereinheitlichung  der  Versicherung: 
3)  volle  Selbstverwaltung  durch  die  Versicherten;  4)  Heranziehung  aller 
Klassen  zur  Tragung  der  Kosten ;  5)  Bekämpfung  von  Volkskrankheiten 
durch  die  Arbeiterversicherung:  t>)  weiterer  Ausbau  der  Unfallverhütung 
insbesondere  zu  diesem  Zwecke  Einführung  einer  Kontrolle  durch  seitens 
der  versicherten  Arbeiter  gewählte  und  aus  Reichsmitteln  besoldete  Be- 
amte ;  Verbesserung  der  Massnahmen  zur  Verhütung  der  Berufskrankheiten : 
voller  Schadenersatz  der  Verletzten  und  deren  Hinterbliebenen:  Verbot 
der  Beschäftigung  von  Schwangeron  4  Wochen  vor  der  wahrscheinlichen 
Entbindung  und  (5  resp.  8  Wochen  nach  der  Entbindung,  sowie  Zubilligung 
eines  Krankengeldes  in  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes:  7)  Organisation 
des  Arbeitsmarktes:  Si  Einführung  der  Arbeitslosenversicherung:  9)  Ein- 
führung der  Witwen-  und  Waisenversorgung. 

Die  sozialdemokratische  Fraktion  wird  beauftragt,  bei  der  Iteichs- 
regierung  dahin  zu  wirken,  dass  dieselbe  ihr  Versprechen,  dem  Reichstage 
oino  Aenderung  und  Verbesserung  des  Kranken  Versicherungsgesetzes  in 
Vorlage  zu  bringen,  endlich  erfüllt,  Ferner  wolle  die  Fraktion  dahin 
wirken,  dass  bei  der  vorzunehmenden  Aenderung  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes eine  Vereinheitlichung  und  Erweiterung  der  Krankenversicherung 
stattfindet  und  eine  Ausdehnung  der  Krankenversicherungspflicht  auf  alle 
Lohnarbeiter  einschliesslich  der  Hausgewerbetreibenden  sowie  der  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  und  der  Dienstboten  erfolgt. 

3.  Resolution  der  am  18.  und  19.  September  1902  in  Colmar  abge- 
haltenen 22.  Jahresversammlung  des  deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit. 

1)  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Notstandsarbeiten  im  engeren 
Sinne  und  der  Verlegung  an  und  für  sich  notwendiger  öffentlicher  Arbeiten 
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in  die  arbeitsstillere  Zeit  (Arbeitsverschiebung).  Diese  soll  allgemein 
vorbeugend  wirken,  jene  sollen  eine  vorhandene  Arbeitslosigkeit  beseitigen 
helfen. 

2  )  Keine  der  beiden  Veranstaltungen  ist  eine  Massregel  der  Armen  - 
Verwaltung.  Beide  bedürfen  einer  planmässigeren  Vorbereitung  als  bisher, 
in  geschlossenen  Bezirken  thunlichst  nach  gemeinsamen  Grundsätzen. 

3)  Zur  gründlichen  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  sind  neben  diesen 
Veranstaltungen  andere  Massregeln,  in  erster  Linie  die  Versicherung  gegen 
A rbeitslosigkeit ,  wünschenswert. 

4.  Vom  VII.  Vertretertag  des  national-sozialen  Vereins  (ab- 
gehalten in  Hannover  am  2. — 5.  Oktober  1902)  gutgeheissene  Leitsätze 
zu  dem  Referat  über  Arbeitslosenversicherung. 

1)  Die  Arbeitslosigkeit  innerhalb  der  Arbeiterschaft  ist  eine  Er- 
scheinung, für  die  letztere  im  allgemeinen  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  kann.  Es  ist  daher  die  Pflicht  aller  Faktoren  der  Volkswirtschaft, 
insbesondere  der  Gesetzgebung,  diese  Arbeitslosigkeit  mit  den  hieraus 
folgenden  Notständen  mit  allem  Nachdruck  zu  bekämpfen. 

2)  Als  Vorbeugungsmittel  sind  erforderlich:  langfristige  Handelsver- 
träge, regelmässige  Arbeitslosonzählungeu ,  gesetzliche  Regelung  der 
Arbeitsvermittelung,  Verbilligung  der  Fahrtarife  für  Arbeitslose,  Beseiti- 
gung der  Erwerbsarbeit  von  Schulkindern,  Festsetzung  einer  beruflich 
gegliederten  Maximalarbeitszeit,  Beschränkung  der  Ueberzeit-  und  Heim- 
arbeit, Vorbereitung  amtlicher  Aufträge  für  faule  Geschäftsperioden,  Aus- 
gestaltung öffentlicher  Betriebe  zu  Musterbetrieben  und  behördliche 
Förderung  tariflicher  Vereinbarung  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern. 

3)  Zur  Milderung  der  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  ist  eine  Ver- 
sicherung gegen  diejenige  Arbeitslosigkeit,  welche  nicht  durch  Stroiks 
oder  eigene  nachweisbare  Verschuldung  entstanden  ist,  dringend  notwendig. 
Dieselbe  kann  jedoch  ihren  Zweck  nur  bei  weitestgehender  Mit  Verwaltung 
der  Arbeiterschaft  entsprechen,  und  es  empfiehlt  sich  aus  diesem  und  dem 
anderen  Grunde,  dass  für  eine  besondere  allgemeine  Reichsarbeitslosen- 
versicherung alle  notwendigen  Grundlagen  fehlen,  die  Angliederung  dieser 
Versicherung  an  die  bestehenden  Zwangskrankenkassen. 

4)  Die  Organisation  der  Arbeitslosenversicherung  hat  mit  der  Mass- 
gabe zu  erfolgen,  dass  1)  die  Einnahmen  durch  Beitragszuschläge  der 
Krankenkassen  herbeigeführt  werden ,  2)  der  Versicherungsfonds  durch 
eine  besondere  Kommission  der  Krankenkasse,  bezw.  einer  Gemeinde- 
kommission verwaltet  wird,  welche  auch  die  Satzungen  der  Versicherung 
ausarbeitet  und  3)  die  Unterstützungen  in  der  Regel  durch  Vermittelung 
der  Gewerkschaften  ausbezahlt  werden.  Die  Zusammensetzung  der 
Kommission  richtet  sich  nach  der  Beitragsquote  der  Krankenkassen. 

5)  Die  Arbeitslosenunterstützung  ist  im  Bedarfsfalle  auch  als  Beihilfe 
für  Reise-  und  Umzugskosten,  welche  bei  Veränderungen  des  Wohnsitzes 
infolge  eintretender  Arbeitslosigkeit  entstehen,  zu  gewähren.  Auch  ist 
dahin  zu  wirken,  dass  für  die  Arbeitslosenversicherung  öffentliche  Mittel 
flüssig  gemacht  werden  und  eine  Kartellierung  der  Versicherungsanstalten, 
bezw.  eine  Centralisation  der  Arbeitslosenversicherung  in  organischer  Vor- 
bindung mit  paritätischer  Arbeitsvermittelung  überall  angestrebt  wird. 

(>)  Zur  Durchführung  dieser  Arbeitslosenversicherung  und  ähnlicher 
Einrichtungen,  welcho  ausserdem  durch  freie  Vereine  begründet  werden. 
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ist  die  Erweiterung  und  Sicherung  des  Koalitionsrechts  für  alle  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen,  sowie  die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Vereins-  und 
Versammlungsrechts  ein  unabweisbares  Erfordernis.  Ebenso  ist  den  Be- 
rufsverbäuden  die  Rechtsfähigkeit  zu  gewahren.  Ausserdem  muss  eine 
Verbilligung  der  notwendigen  Konsumartikel  und  der  Wohnungsraiete  mit 
grösster  Entschiedenheit  gofordert  werdon. 

5.  Resolution  der  am  ;">.  —  8.  Oktober  1 002  in  Hamburg  abgehaltenen 
IX.  Jahresversammlung  des  Centraiverbandes  der  Orts- 
Kran  kenkassen  im  Deutschen  Reiche. 

In  der  Erwägung,  dass  die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  ein 
zur  Zeit  noch  nicht  geklärtes  Problem  der  Gegenwart  bedeutet,  dass  es 
aber  im  dringenden  Interesse  der  Krankenkasse  als  sozialer  Einrichtung 
liegt,  an  der  Lösung  des  Problems  mitzuwirken,  erklart  die  heutige  Jahres- 
versammlung, dass  es  darauf  ankommt : 

1)  dass  statistische  Grundlagen  für  die  Durchführung  der  Arbeitslosen- 
versicherung geschaffen  werden ; 

2)  dass  zur  Entlastung  der  Krankenkassen  durch  eine  Arbeitslosen- 
versicherung nur  eine  Eingliederung  der  gesamten  versicherten  Arbeiter 
in  die  Arbeitslosenversicherung  beitragen  kann  ; 

3)  dass  die  Arbeitslosenunterstützung  mindestens  die  Höhe  und 
Dauer  der  Krankenunterstützung  erreichen  müsse. 

Bei  der  Erlangung  von  statistischem  Material  ist  von  Reichswegen 
unter  Mitwirkung  derjenigen  Stellen,  welche  bisher  schon  mit  den  Er- 
mittelungen über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  sich  erfolgreich  bethatigten. 
nach  einheitlichem  Gesichtspunkt  zu  verfahren.  Die  Unterstützung  der 
Krankenkassen,  Gewerkschaften  und  sonstigen  Korporationen,  der  Personen 
aus  Reichsmitteln  und  die  Mitwirkung  der  Reichsbehörden  bei  den  zu 
veranstaltenden  Erhebungen  ist  unerlftsslich. 

Die  Krankenkassen  sind  schliesslich  der  Ansicht,  dass  die  Arbeitsmarkt- 
verhältnisse  erst  dann  geregelt  werden,  wenn  die  grössten  Arbeitgeber: 
der  Staat  und  die  Gemeinde,  und  Unternehmer  zu  Beiträgen  zur  Arbeits- 
losenversicherung herangezogen  werden.  Die  deutschen  Landesregierungen 
sind  zu  ersuchen,  in  allen  Universitäten  hydrotherapeutische  Institute,  wie 
ein  solches  in  Berlin  bereits  durchgeführt  ist,  zu  errichten  und  dieselben 
den  Krankenkassenmitgliedern  zur  Benutzung  zu  öffnen. 

Es  sind  Aerztekommissionen  zu  bilden  zur  Unterstützung  der  Kranken- 
kassenmitglieder  im  Unfallverfahren. 

Die  dieser  Resolution  zu  Grunde  liegenden  Thesen  des  Referenten  (Prof.  Stieda- 
Leipzig)  lauten:  1)  Das  Interesse  für  die  Versicherung  gegen  Artaitslwigkeit  i#t 
neuerdings  durch  den  Rückgang  in  vielen  Geschäftszweigen  und  die  bei  den  Kranken- 
kassen um  sich  greifende  Simulation  besonders  wachgerufen.  2)  Eine  Versichemnp 
gegen  Arbeitslosigkeit  wäre  an  sich  wünschenswert  und  segensreich,  obwohl  sie  an 
Bedeutung  hinter  der  Krankenversicherung  zurücksteht.  3)  Es  ist  nicht  möglich,  die 
für  eine  Versicherung  im  modernen  Sinne  unentl  ehrlichen  statistischen  Grundlagen 
für  eine  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  beschaffen.  Auch  sind  in  der  prak- 
tischen Durchführung  grosse  Schwierigkeiten  zu  überwinden  :  Begriff  der  unverschul- 
deten Arbeitslosigkeit,  Haltung  bei  Streiks,  Vergütung  nur  für  eine  bestimmte  Anzahl 
von  W(x:hen  im  .Fahr,  Kontrolle  u.  s.  w.  4)  Die  in  St.  Gallen  und  Bern  unter- 
nommenen Versuche,  eine  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  organisieren,  be- 
friedigen nicht.  Sie  bethät.igen  mehr  Wohlthätigkeit  als  \  ersicherung.  5)  Die  finan- 
ziellen Erfolge  der  stadtkölnischen  Versicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  beruhen 
auf  bestimmten  örtlichen  Verhältnissen.  Auch  diese  Kasse  ist  keine  eigentliche  Ver- 
sicherungsanstalt.   0)  Die  Arbeitslosigkeit  ist  im  wesentlichen  auf  drei  Gruppen  von 
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Ursachen  zurückzuführen:  ai  auf  den  Wechsel  der  Jahreszeiten.  Für  eine  Versiche- 
rung in  diesen  Fällen  müssten  besondere  Prämientarife  aufgestellt  werden;  b)  auf  die 
täglichen  Vorkommnisse  im  geschäftlichen  Leben.  Es  ist  sehr  fraglich,  ob  man  es 
bei  ihr  mit  einer  regelmässig  in  gleichem  Umfange  wiederkehrenden  Erscheinung  zu 
thun  hat.  Ein  zweckmässig  organisierter,  centraler,  paritätischer  Arbeitsnachweis 
wäre  hier  wirkungsvoller ;  c)  auf  allgemeine  und  speeielle  Krisen.  An  Regelmässigkeit 
der  Wiederkehr  in  demselben  Umfange  ist  nicht  zu  denken,  mithin  auch  kein  kor- 
rekter Prämientarif  aufstellbar.  7)  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  das»  in  einer  einzigen 
Reichsanstalt  alle  diese  verschiedenen  Risiken  ausgeglichen  gedacht  werden  könnten. 
Ein  zuverlässiger  Prämientarif  würde  sich  aber  selbst  dann  nicht  aufstellen  lassen. 
Das  Reich  als  solches  müsste  das  nicht  zu  umgehende  Risiko  auf  sich  nehmen. 
8)  Mehr  zu  empfehlen  ist  eine  im  Anschlüsse  an  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis 
von  der  Kommune  ins  Leben  zu  rufende,  reichlich  zu  dotierende  Kasse  nach  dem 
Muster  Kölns. 

fi.  Resolutionen  des  vom  1.  — 6.  September  1W2  in  London  abgehalte- 
nen T  r  a  d  e  -  U  n  i  o  n  s  -  K  n  n  g  r  e  s  s  e  s. 

Das  parlamentarische  Komitee  wird  aufgefordert,  auf  die  Regierung 
dahin  zu  wirken,  dass  eine  Abänderung  der  Cnmpensation  Act  baldmög- 
lichst durchgeführt  und  jedem  unfallbotroffenen  Arbeifer,  ohne  Unterschied 
des  Berufes  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Ursache  des  Unfalles,  vom  eisten 
Tage  nach  dem  Unfall  an  eine  Entschädigungsronte  bezahlt  werde,  «leren 
Betrag  dem  durchschnittlichen  Lohne  des  Unfallverletzten  entsprechen 
soll.  Das  parlamentarische  Komitee  soll  dabei  auf  alle  ihm  seitens 
der  verschiedenen  Branchenverbände  zugehenden  Wünsche  und  Vorschlage 
Rücksicht  nehmen. 

Der  Kongress  stellt  sich  in  der  Frago  der  Altersversicherung  voll- 
ständig auf  den  Standpunkt,  der  von  der  gemeinsamen  Konferenz  des 
Trade-Unions-Kongresses  und  des  Oo-operative  Union-Kongresses  gefassten 
Resolution  (vgl.  „Bulletin''4,  S.  222).  Er  wiederholt,  seine  dringliche  Mah- 
nung an  dio  Regierung  um  Errichtung  einer  staatlichen  Altersversicherung, 
die  allen  Bürgern,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  mit  dem  erreichten 
(50.  Altersjahre  oino  Rente  von  zumindest  5  sh.  pro  Woche  sichern 
müsste,  und  deren  gesamte  Kosten  vom  Staat o  zu  bestreiten  wären.  Das 
parlamentarische  Komitee  soll  mit  allen  Kräften  für  die  Annahme  dieser 
Grundzüge  durch  das  Parlament  wirken. 

Da  weder  die  Workmen's  (Kompensation  Act,  noch  dio  Einplovor's 
Liabilitv  Act  noch  endlich  das  gemeine  kocht  hinreicht,  um  einem  von 
einem  ausländischen  Rheder  beschäftigen  un  fall  betroffenen  englischen  Ar- 
beiter die  ihm  zustehenden  Rechte  zu  sichern,  da  ferner  dieser  Missstand 
infolge  der  häufigen  Führung  fremder  Flaggen  durch  englische  Schiffe  sehr 
schwerwiegend  ist,  fordert  der  Kongress  die  Regierung  auf,  diese  Gesetze 
so  abzuändern,  dass  ein  fremder  Rheder  oder  dessen  Vertreter  in  einem 
englischen  Hafen  zur  Zahlung  der  nach  englischem  Rechte  dem  unfall- 
betroffenen Arbeiter  zustehenden  Entschädigung  angehalten  werden  kann, 
sofern  der  Unfall  auf  ein  Verschulden  des  Rheders,  seiner  Vertreter  oder 
Angestellten  zurückzuführen  ist;  das  parlamentarische  Komitee  soll  diese 
Frage  sobald  als  möglich  der  Regierung  unterbreiteu. 
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Gurlt,  Dr.  A.    Neuere  Berggesetzgebung.    Z.  Br.  43.  3. 
La  question  de«  huit  heures  dans  les  mines.   M.  S.  VII.  3. 

Extraite  de  l'enquete  de  l'administration  des  mines  sur  In  duree  du  travail  dans  le> 
travaux  souterrains  de«  exploitations  minerales.    B.  O.  T.  IX.  2. 

Der  Achtstundentag  für  die  englischen  Bergarbeiter.   C.  G.  D.  XII.  12. 

Russland.  Zeitweilige  Regeln  über  Pensionierung  von  arbeiteunfähig  gewordeneu 
Arbeitern  der  Krons- Hütten-  und  Bergwerke  vom  15.  Mai  1901.    Z.  Br.  43.  2. 

Arbeiterschutz  in  Glashütten.   C.  G.  D.  XII.  12. 

I  nama - Ster  n egg,  K.  Th.  v.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1901  über  die  Arbeitezeit 
der  beim  Kohlenbergbau  in  der  Grube  l>eschäftigten  Arbeiter.    Z.  V.  W.  X.  4. 

Tittler.  Die  Gesetzgebung  über  den  Kohlenbergbau  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.    Z.  Br.  43.  1. 

Zum  Schutze  der  Steinarbeiter.    C.  G.  D.  XII.  14. 

Sommerfeld,  Prof.  Dr.  Th.  Die  Bekanntmachung  des  Bundesrats,  betr.  die  Ein- 
richtung und  den  Beirieb  von  Steinbrüchen  und  Steinhauereien  (Steinmetzbetrieben  i. 
S.  P.  XI.  34. 

Classement  des  fabriques  de  Silicates  vitreux  et  liquides  de  sodium  et  de  t>ota*sium. 

Arrete  royal  du  10  avril  1902.    Rev.  Tr.  VII.  4. 
Nomeuclature  des  e1ablissctuent><  ilungereux,  insalubres  ou  incouimodes.  Fabriques 

d'eaux  gazeuses.    Arrete  royal  du  20  avril  11K>2.    Rev.  Tr.  VII.  5. 
IiOhnverhaltnisse  und  Arbeitezeit  in  den  österreichischen  Buchbindereien.  S.  R.  III.  7. 
Schutz  der  Maler  vor  Bleiweiss Vergiftung  in  Frankreich.    S.  P.  XI.  4'J. 
Ebert,  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe.    Z.  1902.  38. 

Silberiii  an  n  ,  Dr.  J.    Die  Erhebungen  über  die  Arbeitezeit  des  kaufmännischen 

Personals  in  Kontoren.    S.  P.  XI.  42. 
Die  Erhebung  über  die  Arbeit  in  kaufmännischen  Kontoren.    S.  P.  XI.  32. 
Projet  de  loi  portant  moditicalion  de  la  l<>i  du  12  juiu  1893  (protection  des  etnployt's 

de  magasin).    B.  Ü.  T.  IX.  2. 
Circuluirc  en  üate  du  21  ftfvrier  1900  sur  les  conditions  du  travail  des  employeV  et 

agents  des  tramways  ou  chemins  de  fer  d'intexet  local.    B.  O.  T.  IX.  1. 
Müller,  P.     Die  neue  Sccmannsordnung,  ihre  Geschichte   und  ihre  Bedeutung. 

S.  M.  II.  9. 
Jenisch,  K.    Kellnersdnitz.    S.  P.  XI.  52. 
Kelluereleud,  Keilncrschutz.    Z.  1901  2.  20. 

Oldenburg,  K.  Die  Bundesratsverordnung  zum  Schutz  der  Kellner  uud  Köche. 
S.  P.  XI.  20. 

Fuld,  Dr.    Die  Definition  der  Giistwirlsgehilfen  in  der  Verordnung  des  Bundesrats 

vom  23.  Januar  1902.    S.  P.  XI.  20. 
Kellnervermit Illing  in  Frankfurt  a.  M.   J.  A.M.  V.  10. 

ö.  ArbcltervcrhUltnlssc  (allg.),  Lohn-  und  SozhilMatlstlk. 

Zahn,  Fr.  Die  soziale  Statistik  des  Auslands  auf  der  Pariser  Weltausstellung 
J.  N.  S(.  III.  23. 

Walter,  Dr.  F.    Der  Streit  um  den  gerechten  Aibeitelohn.    S.  Rev.  II.  1. 
Walter,  Dr.  F.   Zur  Miniuiallohnbewcgung.    S.  Rev.  II.  4. 
Walter,  Dr.  F.    Gewinnbeteiligung  und  gerechter  Arbeitelohn.    S.  Rev.  II.  2. 
Les  salaires  des  ouvricr*  agricoles.    M.  S.  VII.  4. 

Orteübliche  Tagelöhne  gewöhnlicher  Tagearbeiter  1892  und  1902.    S.  P.  XI.  28. 
Schalhorn,  Dr.    Zurückbehaltungsrecht  an  Arbeitspapieren.    S.  P.  XI.  43,  52. 
Digest  of  recent  foreign  Statistical  publications.    B.  D.  L.  VII.  38ff. 
Ortsübliche  Tagelöhne  im  Deutschen  Reiche  iu  den  Jahren  1892  und  1901.  S.  R-  III.  3. 
Tarifgemeiuschaften  in  Deutschland  und  Oesterreich.    S.  R.  III.  7. 
rntersuchungon  über  die  Beziehung  der  Bcrufsthätigkeit  und  der  Kjndcroterblichkett 

zur  Militärtauglichkeit  in  Deutschland.   S.  R.  HI.  2. 
Harris,  H.  J.  Ph.  D.  Prcsent  condition  of  the  haud-working  and  domestie  industri«* 

of  Germany.    B.  D.  L.  VII.  1<>. 
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Bergarbeiterlöhne  in  Deutschland.    H.  M.  XVII.  13. 

Wiedenfeld,  Dr.  Die  Reform  der  Wanderarbeitestätten  (Naturalverpflegungs- 
stationen)  ira  Regierungsbezirke  Liegnitz.   S.  P.  XI.  40. 

Arens,  W.    Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Aachen.   S.  P.  XI.  15. 

Da«  Lohneinkommen  der  preußischen  Bergarbeiter.   J.  A.M.  V.  19. 

Ruppin,  A.  Die  sozialen  Verhältnisse  der  Juden  in  Preussen  und  Deutschland. 
J.  N.  St.  III.  23. 

Minimallöhne  und  Existenzminimum  in  Strassburg.    8.  P.  XI.  21. 

Die  Entlohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  in  den  Staatebahnwerkstätten  in  Württem- 
berg.  B.  F.  XVI.  16. 

Lohn  und  Arbeitszeit  in  Oesterreich.   G.Sch.  IV.  1. 

Regelung  der  Arbeitszeit  und  privatrechtlichen  Verhältnisse  zwischen  Dienstgebern 

und  Dienstnehmern  in  Oeslerreich.    S.  R.  III.  1. 
Die  Lohn-  und  Betrietaverhältnisse  in  den  <>sterreiehischen  Buchbindereien.  G.Sch. 

IV.  15. 

Lohnverhältnisse  und  Arbeitezeit  in  den  österreichischen  Buchbindereien.  S.  R.  III.  7. 

Ergebnisse  der  belgischen  Gewerbezählung  vom  31.  Okt.  1800.    S.  R.  III.  1. 

Quejida,  A.  G.    Die  Arbeiterfrage  in  Spanien.    N.  Z.  XX.  2.  1. 

Cläre,  V.  s.  Ph.  D.    Labor  conditions  in  Cuba.    B.  D.  L.  VII.  41,  42. 

Revue  du  travail  en  France,  Alkmagne  Belgique,  Grande-Bretagne,  Autriche  au  mois 

decembre  1 ! H )  1  etc.    B.  <).  T.  IX.  1  ft. 
iV'cret  du  21  mar«  1902,  relatif  ä  l'aipplieation  cn  Algerie  de  disposilions  concernant 

les  conditions  du  travail  dans  Ich  marehes  des  travaux  publica,  pass« au  nom 

de  l'Etat,  au  nom  de«  departemente,  au  nom  des  commune»  et  des  etabli »demente 

de  bienfaisance.    B.  O.  T.  IX.  4. 
Circulaire  en  date  du  2<>  juin  Ii« rJ  relatif  ä  la  mention  du  eertificat  d'etudcs  primaires 

sur  les  livrete  de  travail.    B.  O.  T.  IX.  8. 
French  and  English  Mortaiitv.   T.  25.  Aug.  11*02. 
Changes  in  rate*  of  wage».    L.  G.  X.  1  ff. 

Die  öffentliche  Armenpflege  in  England  1*10—1900.    S.  K.  III.  2. 
The  Ixmdon  life  Table  1891-1900.   T.  23.  Aug.  1902. 
Lander,  B.   The  relief  of  the  poor  in  Jersey.    E.  J.  XII.  40. 
Wage«  in  York  in  1899.   J.  S.  LXV.  2. 

Agncultural  Hirings  in  Seotland  fron»  February  to  July  1902.    L.  G.  X.  8. 
Labour  in  the  Colonies.    L.  G.  X.  1  ff. 

Australian  Labour  Questions.   T.  23.,  25.,  30.  Aug.,  3.,  10.,  22.  Sept.,  1.,  2.  Okt.  1902. 
Sehwied  land,  E.  Behördliche  Mindestlohnsatzungen  in  Australien.  J.  G.  XXVI.  2. 
Assam  Labour  Question.   T.  4.  April,  29.  Aug.,  9.,  11.  Sept.,  2.,  4.  Okt.  1 902. 
Spring  Changes  in  Rates  of  Wagcs  in  Canada.    D.  C.  II.  12. 
Wuges  and  hours  in  the  Coopering  Trade,  Canada.    I).  C.  II.  11. 
Fair  Wages  on  Public  Contract  Work-Canada.    D.  C.  II.  8. 
Cost  of  Living  in  Ganada.    1).  C.  III.  2. 

Wages  and  Hours  in  the  C'arriage  and  Wagon-making  Traden- Canada.  D.  C.  IL  8, 
9,  10. 

Wage«  and  Hours  in  the  Building  Trade*  in  Canada.    D.  C.  II.  12. 
Arbeitslöhne  in  Neu-Süd- Wales.    S.  R  III.  S. 
Mann,  T.    Conditions  ot  Labour  in  New  Zealand.    N.  C.  307. 
Pacific  Island  Labour  in  Queensland.    T.  27.  Sept.  l'.HL'. 
Arbeiteverhältnisse  in  Japan.    H.  M.  XVII.  24. 

Weyl,  W.  E.,  Ph  D.    Labor  conditions  in  Mexico.    B.  D.  L.  VII.  38. 
Arbeiterverhältnisse  in  Russland.    S.  R.  III.  5. 

Elmquist,  Dr.  H.    Organisation  der  Soeialstatistik  in  Schweden.    S.  R.  III.  8. 
Scher  rer,  V.  E.    Die  Lohn  Verhältnisse  des  Personals  der  schweizerischen  Eiseu- 
bahnen.    Z.  seh.  St.  XXXVIII.  2. 

7.  Arbeltcrrerhältnlsse  in  einzelueu  Berufen. 

Hafer,  A.    Die  I^nndarbeiterfrage  in  Ostelbien.    N.  Z.  XX.  2.  1. 
Arbeiterverhältnisse  in  der  mährischen  Landwirtschaft.    S.  R.  III.  1. 
Bunzcl,  Jul.    Die  Lage  der  ungarischen  Landarbeiter.    A.  G.  S.  XVII,  3  u.  4. 
Unternehmungsformen  und  Arbeitsverhältnisse  der  Landwirtschaft  in  Belgien.    S.  R. 
III.  4. 

Les  saJaires  des  ouvriers  agricoles.    M.  S.  VII.  4. 

Schulz,  M.  von.    Zur  Hygiene  des  Gärtnergewerbcs.    Mediciu.  Ref.  19i>2  3s  39. 
Albrecht.  O.    Neues  zur  Beurteilung  der  sozialen  Rechtsstellung  der  Gärtner. 
S.  P.  XL  31. 
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Bergarbeiterlöhne  in  Deutschland.   H.  M.  XVII.  13. 

Da«  Lohneinkoinmen  der  preußischen  Bergarbeiter.   J.  A.M.  VT.  19. 

Salinen  in  Oesterreich  im  Jahre  181)9.   S.  R.  III.  2. 

Miners  and  Mining  in  China.  T.  29.  Aug.  1902. 

Hauck,  K.   Schutz  der  Staubarbeiter.  Z.  G.  H.  IX.  9,  10  u.  11. 

Die  Berufsgefahren  der  Steinarbeiter.   C.  VIII.  23. 

Wage»  and  Houre  in  the  Carriage  and  Wagou-making  Trades-Canada.   D.  C.  U.  8. 

9.  10. 

Arbeiteverhältnisse  in  den  mechanischen  Werkstätten  Schweden«.   S.  R.  III.  4. 
lieber  sanitäre  Verhältnisse  in  Buchdruckereibetrieben.   Gest.  Sa.  XIV.  27. 
Die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  der  deutschen  Buchbinder  im  Jahre  1900.  C. 
G.  D.  XII.  14. 

Die  Lohn-  und  Betriebsverhältnisse  in  den  österreichischen  Buchbindereien.  G.Seh. 
IV.  In. 

Wage»  and  Hours  in  tbe  Building  Traden  in  Cnnada.    D.  C.  II.  12. 

Schneider,  L.  u.  Salinger,  J.  Lage  und  Arbeitsverhältnisse  der  Dresdener 
Strohhutnäherinnen.    S.  P.  XL  23.  24. 

Swientij.  Die  Arbeitszeit  der  in  Comptoiren  beschäftigten  kaufmännischen  An- 
gestellten.   N.  Z.  XX.  2,  15. 

Neukamp,  Dr.    Die  Arbeitsordnungen  für  offene  Verkaufsstellen.   S.  P.  XL  28. 

The  Passing  of  the  Grocer.   T.  21.  and  29.  Aug.  1902. 

Die  Bewegung  unter  den  Verkehrsbediensteten.   S.  P.  XL  50. 

Die  Entlohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  in  den  Staatsbahnwerkstätten  in  Württem- 
berg,  ß.  F.  XVI.  10. 
Der  lb-18-stündige  Dienst.    B.  F.  XV.  23. 

Scherer,  V.  E.  Die  Ixmnverhältnisse  des  Personals  der  schweizerischen  Eisenbahnen. 

Z.  seh.  St.  XXXVIII.  2. 
Employment  at  the  Docks.   T.  22.  Sept.  1902. 
Haas",  L.    Kellnerinnenelcnd.    Z.  1902.  4L 

Die  Arbeitsverhältnisse  in  den  Betrieben  der  Heeres-  und  Marineverwaltung  Deutsch- 
lands.  S.  P.  XI.  3<i. 

Die  Arbeitsverhältnisse  im  k.  u.  k.  Seearsenale  und  Marine-Land-  und  Wasserbau- 
Amte  in  Pola  im  Jahre  1901.    S.  B,  III.  6. 
Die  Gemeindeschreiber  in  Galizicn.   S.  R.  III.  7. 

8.  Arbeiterwohnungeu. 

Der  Wohnungsnachweis.   J.  A.M.  V.  21. 

May,  M.   Gegen  die  Wohnungsnot  auf  dem  Lande.   C.  25. 

Kögl  er,  K.  Die  Förderimg  des  Wohnhausbaucs  für  Minderbemittelte.  Z.  V.W.  XL  4. 

The  housing  question  nnd  the  Savings-banks.    N.  S.  W.  1902.  4. 

Housing  of  the  Working  Classes.  T.  20.  Aug.  1902. 

Möller,  Paul.    Wohnungsnot  und  Grundreute.   J.  N.  St.  III.  23. 

Sock5 tos  d'habitations  ft  bon  marchl.    Rev.  Tr.  VII.  1. 

Wolff,  H.  W.  Cooperation  as  a  factor  in  the  housing  problem.  Econ.  Rev.  XII.  2. 
Die  Entwickelung  des  Wohnungsnachweises  in  Deutschland  und  im  Auslande.   J.  A. 
M.  V.  19. 

Mangold t,  Dr.  K.  v.   Die  Erstellung  kleiner  Wohnuugen  in  Deutschland  und  ihre 

Reform  durch  öffentliches  Eingreifen.   S.  P.  XL  31. 
Wohnungsfürsorge  für  Beamte  und  Arbeiter  in  den  preussischen  Staatsbetrieben.  S. 

R.  III.  2. 

Zum  hessischen  Wohnungsgesetzentwurf    S.  P.  XI.  37. 
Bergarbeiterwohnungen  im  Ruhrrevier.    S.  P.  XL  37. 
Frenay,  Dr    Wohnungsreform  in  Hessen.    S.  P.  XI.  25. 
Zahn,  C.    Mietestatistik  in  Hamburg.    S.  P.  XL  51. 
May,  M.    Wohniingestatistik  der  Stadt  Mannheim.    8.  P.  XL  48. 
Bunzel,  Dr.  J.    Wohnungsnachweisämter  in  Oesterreich.    S.  P.  XL  45. 
Stern  berg,  Dr.  M.   Das  neue  österreichische  Wohnungsgeeetz.   8.  P.  XL  49. 
Die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbiter  in  den  österreichischen  Tabakfabriken.  S. 
R.  III.  5. 

Die  Arbeiterwohnungsfrage  in  Ungarn.    S.  R.  III.  7. 

Macrosty,  H.  W.  Die  Wohnungsfrage  der  arbeitenden  Klassen  in  England.  8. 
P.  XI.  34. 

Zur  Arlwiterwohnungsfragc  iu  England.    S.  R.  III.  (i. 
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9.  Arbeitsämter. 

The  purposes  of  the  bureaus  of  labour.    N.  S.  W.  1902.  1. 

United  State«  of  America.  —  Recent  reporte  of  State  bureaus  of  labour  statiatics. 
N.  ü.  W.  1902.  1. 

Digest  of  recent  reports  of  State  burcaus  of  labor  statisties.    B.  D.  L.  VII.  38  ff. 
Loria,  Prof.  A.    Das  neue  Gesetz  über  dam  Arbeitsamt  in  Italien.   S.  P.  XI.  1(5. 
Italian  bureau  of  labor  statiatics.    B.  D.  L.  VII.  43. 

van  Zanten,  Dr.  .T.  H.  Die  Arbeitskammern  in  den  Niederlanden.  Reform  versuche. 
S.  P.  XI.  49. 

10.  Arbeitslosigkeit. 

Ueber  den  Begriff  der  Arbeitslosigkeit.   S.  K.  III.  6. 

Francke,  Prof.  Dr.  E.    Augenblickshülfc  und  organische  Reform.  Bemerkungen  zur 

Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.   S.  P.  XI.  15. 
Kyck,  E.    Ein  Schritt  vorwärts  in  der  Kruge  der  Arbeitslosen- Versicherung.   S.  P. 

XI.  20. 

Klesch,  Dr.    Das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  in  seinen  verschiedenen  Eutwickelungs- 

stufen.    S.  P.  XI.  22. 
Arbeitslosenversicherung  durch  Subvention  der  Gewerkschaften.    S.  P.  XI.  32. 
Tischendörfer,  Chr.    Vorschläge  zur  Arbeitslosenversicherung.    S.  P.  XI.  3.">. 
Tischendörfer,  Chr.    Zur  Arbeitslosen  Versicherung.    S.  P.  XI.  ."»0. 
Rechtliche  Natur  der  Arbeitslosenunterstützung.  J.  A.M.  V.  9. 

Freund,  Dr.  R.  Arbeitslosenversicherung  im  Ansehluss  an  parilätische  Facharbeits- 
nachweise.  J.  A.M.  V.  LS. 

Imle,  F.  Neueste  Versuche  zur  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung.  S.  M. 
VI.  (VIII).  7. 

Arbeiteloaenfürsorge.   C.  VIII.  23. 

Zur  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitslosenversicherung.   C.  G.  D.  XII.  18,  19  u.  20. 
Borchardt,  Dr.  Br.   Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.    N.  Z.  XX.  2,  1(3. 
Interpellation  über  die  Arbeitslosigkeit  im  Reichstage.   S.  P.  XI.  17. 
Sozialpolitische«  aus  dem  Deutschen  Reichstage.    (Arbeitslosigkeit.  Gcwerbl.  Kinder- 
arbeit etc.)    S.  P.  III.  2. 
l'ebcrstundenarbeit  und  Arl>eitslosigkeit  in  den  deutschen  Hafenplatzen.  .1.  A.M.  V.  17. 
Imle,  F.    Die  Arbeitslosenunterstützung  in  den  deutschen  Gewerkschaften.    S.  M. 

VI.  (VII I.)  2,  4. 

Zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  in  Ungarn.    S.  R.  III.  5. 

Mayer,  Dr.  G.    Die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  in  Belgien.    S.  P.  XI.  14. 
Bischoff,  F.    Die  Arbeitslosigkeit  der  Stadt  Bern.    S.  W.  S.  X.  1. 
Hofmann,  Dr.  E.    Das  erste  Jahr  der  Arbeitslosenkasse  des  Arbeiterbunde«  Basel. 
8.  P.  XI.  34. 

Hofmann .  Dr.  E.  Die  Arbeitslosigeit  in  der  Stadt  Zürich  von  1892—1901.  S.  P. 
XI.  10.' 

11.  Arbeitsnachweis. 

Bohny,  E.    Der  kommunale  Arbeitsnachweis.    S.  W.  S.  X.  2. 
Die  Thätigkcitsergebnisse  der  allgemeinen  deutschen  Arbeitsnachweise.   S.  P.  XI.  2(3 
Städtisches  Deutsches  Arbeitsvermittlungsamt  zu  Reichenberg  im  Jahre  1901.    S.  R. 
III.  3. 

Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Bayern  für  das  Jahr  1901.    S.  R.  III.  4. 
Centralamtalt  für  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis  in  Mannheim  1900.    S.  R.  III.  1, 
1901  S.  R.  III.  3. 

Verband  zur  Förderung  des  Arbeitsnachweises  im  Reg.-Bez.  Liegnitz.    J.  A.M.  V.  21. 
Arbeitsausgleichstellen  in  der  preussischen  Eisenbahuverwaltung.   J.  A.M.  V.  9. 
Prozesszahl  und  Arbeitsnachweis.    Gg.  VII.  2. 

Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  in  den  Monaten  Dezember  1901  u.  ff. 
S.  R.  III.  1  u.  If. 

Arbeitsvermittlungsamt  der  Stadt  Budapest  im  1.  Quartal  1902.    S.  R.  III.  4. 
Städtisches  Arbeitsvermittlungsamt  in  Brünn  im  Jahre  1901.    S.  R.  III.  3. 
Arbeitsvermittlung  des  Landesverbandes  für  Wohlthätigkeit  in  Steiermark  im  Jahre 

1901.    S.  R.  III.  4. 
Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Frankreich.    S.  R.  III.  5. 

Seil  eurer,  F.    Die  Stellenvermittlung  für  Angestellte,  Arbeiter  und  Dienstboten  in 

Frankreich.   S.  W.  S.  X.  14. 
Employment  in  London  and  Provinces.    L.  G.  X.  1  ff. 

Offices"  de  placement  gratuit.   Activite  en  Decembrc  1901,  Janvier  1902  etc.    Rev.  Tr. 

VII.  1  ff. 

Regelung  der  Arbeitsvermittlung  im  Staate  Connecticut.   S.  R.  III.  2. 
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12.  Arbeitsunfälle. 

Kögler,  K.    Die  Internationale  Unfallstatistik.    S.  P.  XI.  43. 
Unfälle  in  der  chemischen  Industrie.   Z.  G.  H.  IX.  4. 

Lange,  Dr.  E.  Zur  land-  und  forstwirtschaftlichen  Unfallstatietik  für  das  Jahr  1901. 
S.  P.  XI.  47. 

Eisner,  W.    Der  Berliner  Verein  für  Unfallverletzte.    S.  P.  XI.  33. 

Eine  ständige  Rcichs-Ausstellung  für  Unfallverhütung  in  Charlottenburg.  S.  P.  XI.  43. 

Die  Unfallverhütungs-Kommission  in  Oesterreich.    S~.  R.  III.  7. 

Unfälle  in  der  Fabrikindustrie  Ungarns  im  Jahre  UHU.    S.  R.  III.  1. 

Circulaire  en  dato  du  3  avril  HHX)  sur  la  protection  des  machine«  actionnces  A  la  main. 

B.  O.  T.  IX.  1. 
Slatistiquc  des  accidents  du  travail.    B.  O.  T.  IX.  3. 
Ix*  accidents  nur  Ich  ehemins  de  fer  franeais  en  1800.    B.  O.  T.  IX.  2. 
IndustriaJ  Accidents.  L.  (».  IX.  1  ff. 

18.  Arbeltsvertrag. 

Jnstrow,  Dr.  .1.  Die  praktischen  Erfolge  des  kollektiven  Arbeitavertrages.  Gg. 
1902.  7. 

Kollektiver  Arrhavertrag  und  Kon k um -nzklati^el.    (.'.  (i.  D.  XII.  22. 
Heiss.  Dr.  Cl.    Der  Arbeitsvertrag.    (Ph.  Lnttnar.)    S.  P.  XI.  45. 
Fuld,  L.    Schriftliche  Arbeitsverträge.    S.  P.  XI.  27. 

Versuch  einer  gesetzlichen  Regelung  des  kollektiven  Arbeitsvertrages.    S.  P.  XI.  14. 

Luppe,  Dr.    Der  Arbeitsvertrag  der  Seeleute,    (ig.  VII.  11. 

La  greve  et  le  contrat  de  louage,    M.  S.  VII.  1. 

Agreements  botween  einployers  and  employees.    B.  D.  L.  VII.  42,  13. 

Zimmermann,  F.  W.  R.  Die  neuere  Spezialgesetzgebung  gegen  den  Vertragsbruch 
in  landwirtschaftlichen  Arbeitsverhältnissen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
für  da»  Herzogtum  Brnunschwcig  erfolgten  Regelung.    A.  XXXV.  4. 

14.  Arbeitszeit. 

Swicnlij.     Die  Arbeitszeit  der  in   Kontoren   beschäftigten   kaufmännischen  .An- 
gestellten.   X.  Z.  XX.  2.  15. 
Sunday  Labour  —  Sonic  of  its  Inegal  Aspects.    1).  C.  II.  7. 
Sonntagsruhe  im  H an dclsge werbe.   Z.  11*02.  38. 
La  question  de»  huit  heure*  dans  les  mines.    M.  S.  VII.  3. 

La  rekluction  de  la  journee  de  travail  et  le  rendement  industriel.    B.  O.  T.  IX.  ö. 
Albrecht,  O.   Sonntagsruhe  m  Kunstgärtnereien.    S.  P.  XI.  4(5,  50. 
Die  Erhebung  über  die  Arbeitszeit  in  kaufmännischen  Kontoren.   S.  P.  XI.  32. 
Silbermann,  Dr.  .1.    Die  Erhebungen  iilwr  die  Arbeitszeit  des  kaufmännischen 

Personair*  in  Kontoren.    S.  P.  XI.  42. 
Lohn  und  Arl>citazcil  in  Oesterreich.    G.Sch.  IV.  1. 
Arbeitszeitverlängerungen  in  Oesterreich  im  Jahre  I!>01.    S.  R.  III.  8. 
Lohn  Verhältnisse  und  Arbeitszeit  in  den  ö>terreuhischen  Buchbindereien.   S.  R.  III.  7. 
Der  10-18stündige  Dienst.    B.  F.  XV.  23. 

Beck,  Prof.  Dr.  J.    Die  Wochenruhe  in  Frankreich.    M.  Ch.  XXIV.  5. 

Extrait*  de  l'enquete  de  l'administratiou  des  inines  sur  la  duree  du  travail  dan«  les 

travaux  souteirains  des  exploitations  minerales.    B.  O.  T.  IX.  2. 
Changes  in  Hours  of  Labour.    L.  Ci.  X.  1  ff. 

Der  Achtstundentag  für  die  englischen  Bergarbeiter.    C.  (i.  D.  XII.  12. 

Wages  and  Hours  in  tüe  t'oojH'ring  Trade,  Canada.   D.  (.'.  IL  11. 

Wagen  und  Hours  in  the  Building  Trades  in  Canada.    D  ('.  II.  12. 

Wages  and  Hours  in  the  Carriiute  and  Wagon-making  Tradcs-Canada.  D.  C.  II.  8,  1". 

Abt,  Dr.  II.    Die  Sonntagruhe  in  der  .Schweiz.    M.  Ch.  XXIV.  0. 

15.  Ausstände. 

Heine  mann,  Dr.    Die  rechtliche  Natur  der  Strikcs.    1).  J.  VII.  5. 
Ja^trow,  Dr.  J.    Die  Strassenhahnstrikc  in  Stuttgart.    (!g.  1902.  1U. 
Die  Strikeb  ewegung  in  Oesterreieh  in  den  Monaten  Dezember  1901  u.  ff.    S.  K.  III. 
1  u.  ff. 

Ix-s  greve.«  en  Bclgiuuc  pctidant  le  niois  de  decenibre  1901,  janvier  19<>2  etc.  Rcv. 
fr.  VII.  1  ff. 

Maver,  Dr.  (.}.    Der  ( ieneralslreik  in  Belgien.    S.  P.  XI.  30. 
Strikcs  in  the  United  States.    N.Z.  .1.  X.  11"). 
Trade  Dispute..    D  C  iL  1  ff. 
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Wright,  C.  D.    Report  to  the  President  on  anthracite  coalstrike.  B.  D.  L.  VII.  43. 

.Strike  of  the  Toronto  Street  Railway  Employee*«.    D.  C.  III.  1. 

Bertolini,  A.   Scioperi  in  Italia  nel  1898  e  189!)  e  all'  estero  nel  18J>8,  isim,  liwn. 

Giorn.  d.  Ec.  Giugno  1902. 
Der  Generalstreik  in  Schweden.   S.  P.  XI.  34. 

16.  Auswanderung. 

ßuzek.  Dr.  J.    Dan  Auswnnderungsproblem  und  die  Regelung  des  Auswauderungs- 

wesens  im  allgemeinen.    Z.  V.  W.  X.  4. 
Auswanderung  au«  Kroatien  und  Slavonien  von  August  bis  November  l'.*Ol.    S.  Ii. 

III.  1. 

Royal  ComnÜMion  on  Chinese  and  Japanese  Immigration  -  Japanese  Re|>ort.  I).  C. 
Chinese  Immigrntiou.   T.  23.  30.  Aug.  11M)J. 

Gesetzliche  Beschränkung  der  Einwanderung  nach  Australien.    S.  R.  III.  ö. 
Canadian  Immigration  and  Birth- place  Statisties.    D.  C.  II.  12. 

17.  Frauenarbeit. 

Pohle.  L.  Die  Erhebungen  der  Gewerbeaufsiehtsbeamten  über  die  Fubrikarbeii  ver- 
heirateter Frauen  (II).   Schm.J.B.  XXVI.  1. 

Dubois,  E.  Le  travail  des  femmes  mariccx  dans  la  grande  Industrie  allemunde. 
Ref.  soc.  1902.  3. 

Brandt,  R.  v.  Die  Frage  der  Regelung  der  Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen 
nach  den  Ergebnissen  der  im  Jahre  lSiAi  veranstalteten  Reiehsenquete.  J.  N. 
St.  III.  23. 

Schinna  eher,  K.    Frauenarbeit  in  Frankreich.    Sehiu.  J.B.  XXVI.  3. 
Martin,  G.    L'interdietion  du  travail  de  nuit  des  femmes  en  France.    Rev.  eV.  p. 
XVI.  8  9. 

Frauenarbeit  in  London.   C.  G.  D.  XII.  1U. 

Employment  of  women  and  children  in  Italy.    N.  S.  VV.  1902.  0. 
Italienisches  Gesetz  über  Kinder-  und  Frauenarbeit.    S.  R.  III.  8. 

IS.  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugend. 

Schmidt.  Ueber  ilie  Wirkungen  de*  Gesetzes,  betr.  die  Fürsorgeerziehung  .Minder- 
jähriger vom  2.  Juli  UKH),  wahrend  der  Zeit  vom  1.  April  bis  30.  Septem  lx;r  1901. 
J.  III.  4. 

Der  gesetzliehe  Kinderschutz  in  Deutschland.    C.  G.  D.  XII.  17. 

Pantsch,  O.    Ein  neuer  Schulsehein  nach  »ozialpädagogischen  Gesichtspunkten  in 

Berlin.    S.  P.  XI.  2<J. 
Pflege  wirksamen  Kinder.-ehutzes  durch  Gemeindewaisenräte  in  ( »er-terreieb.    S.  R. 

III.  7. 

Die  Kinderfürsorge  in  Paris.    Rev.  St.  IV.  51. 

Brvce,  Jam.    A  few  wonls  nn  ihe  New  Education  Bill.    N.  C.  Mav. 
Chdd  Vagrancy  (Mr.  Haslewood's  Schemel.    T.  2.  Okt.  1902. 
English  public*  schonls  and  their  head  nia>ters.    W.  R.  Mav  P.MI2. 
Ferienkolonien  und  Kindersanatorien  in  Russland.    S.  R.  III.  2. 

11).  (Jewerttcgeriehte. 

Flesch,  Dr.  K.    Gewerbegerichte  und  Amtsgerichte.    Gg.  VII.  8. 

Baum,  Dr.    Rechtsanwaltschaft  und  kaufmännische  Gewerbegerichte.    Gg.  VII.  tl. 

Schalhorn,  Dr.    Das  neue  Gewerbegerichtsgesetz.    S.  P.  XI.  14. 

Jastrow,  Dr.  J.    Die  neuen  Gewerl>egerichtsstatuten.    Gg.  VII.  4. 

Cuuo.    Da*  neue  Gewerbegerichtsgesetz.    D.  J.  VI.  24. 

20.  («ewerbehyglene. 

Schulz,  M.  von.    Zur  Hygiene  des  Gärtnergewerbes.    Mcdicin.  Ref.  1902.  38  39. 
Richter,  Dr.    Die  Aufgaben  der  Gesundheitsbeamten  in  den  größeren  Städten. 
S.  P.  XI.  20. 

Rambousek,  Dr.  J.  Schädliche  Gase  im  gewerblichen  Betriebe.  Z.  G.  H.  !»,  10, 
11,  12,  13,  14.  15. 

Hygienische  Einrichtung   beim   Vulkanisieren   von   Kaut*chukgegcnständen  mittels 

Schwefelkohlenstoff  (CS..).    Z.  G.  H.  IX.  1. 
X»e  blaue  de  ceruse.    M.  S  VII.  9. 

La  lutte  contre  la  tuberculose  dans  l'usine  et  l'atelier.    B.  O.  T.  IX.  5. 
Die  Berufsgefahren  der  Steinarbeiter.   C.  VIII.  23. 

Ceber  sanitäre  Verhältnisse  in  Buchdruckerei  bet  rieben.    Oe*t.  Sa.  XIV.  27. 
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C,  E.  Die  Wohnungs-  und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter  in  der  Kleider- 
und Wäschekonfektion  einiger  österreichischer  Bezirke.   J.  N.  St.  III.  24. 

Sanitäre  und  soziale  Fürsorgo  in  Salzburg  ( M)00)  und  Schlesien  (1901).   S.  R.  III.  4. 

Schutz  Vorschriften,  betr.  Calci  umcarbid  und  Acetylen  in  Oesterreich.   S.  R.  III.  7. 

Anordnungen  de«  Grazer  Stadtrates  für  das  Arbeiten  mit  bleihaltigen  Stoffen.  S.  R. 
III.  7. 

Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Gesundheitspflege  in  Mähren.    S.  R.  III.  2. 
Decret  du  21  mar»  1902  relatif  ä  l'application  eu  Alg«5rie  des  dispositions  concernaot 

l'hygienc  et  la  securitc'  de«  travailleurs  dans  les  Etablissements  industriels  et  les 

mesures  de  protection  speciales  ü  IV'gard  de*  enfants,  des  filles  mineures  et  des 

femmes.   B.  O.  T.  IX.  4. 
Rapport  du  Ministre  du  commerce  au  President  de  la  Rlpuhliquc  sur  1'hygiene  et  la 

s^curite"  des  travailleurs  industriels  en  1900.    B.  O.  T.  IX.  2. 
Rapport  suivi  d'tm  deeret  en  date  du  18  juillet  l!K)2  r^glemrntanl  l'eniploi  de  la 

cEruse  dans  les  travaux  de  peinture  en  batiment.    B.  Ü.  T.  IX.  8. 
Les  travaux  de  la  Commission  d'hvgiene  industrielle  du  minie t^re  du  Commerce.  B. 

O.  T.  IX.  2. 

21.  Gewerbeinspektion. 

Richthofen,  Dr.  E.  von.   Die  weibliche  Fabrikinspektion.    A.  Fr.  XL.  1. 
I.,  G.   Die  preussische  Gewerbeauf  sieht  1901.   S.  P.  XI.  4L 
Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  Bayern  für  1901.   S.  P.  XI.  21. 
T.  G.    Die  Jahresberichte  der  König],  sächsischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  1901. 
S.  P.  XL  42. 

Die  württembergische  Gewerbeaufsicht  im  Jahre  1901.   C.  G.  D.  XII.  20. 
Jahresberichte  der  Gewcrl>eaufsichtsbeamten  im  Königreich  Württemberg  für  1901. 
S.  P.  XL  32. 

F.,  E.   Jahresbericht  der  badischen  Fabrikinspektion  für  1901.   8.  P.  XL  28. 
Die  Gewerbeaufsicht  beider  Mecklenburg.    C.  G.  D.  XII.  20. 

Mise  hier,  Prof.  E.  Die  österreichische  Gewerbeinspektion  im  Jahre  1900.  A.  0. 
S.  XVII.  4. 

L.,  Dr.  E.    Die  österreichische  Gewerbeinspektion  1901.    S.  P.  XL  4.1 

Aus  den  Berichten  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  für  das  Jahr  1901.   S.  R.  III.  7 

Bulletin  de  1'inspectiou  du  travail.    Rev.  Tr.  VII.  1  ff. 

Inapection  du  travail.   Police  des  Etablissements  dangereux,  insalubres  on  ineomroode*. 

Arrcu'  royal  au  17  juin  1902.   Rev.  Tr.  VII.  6. 
Die  französische  Arbeitsinspektion  im  Jahre  1900.   S.  R.  IIL  5. 
Decret  du  10  mai  1902,  portant  reorganisation  du  service  de  l'inspection  du  travail. 

B.  O.  T.  IX.  ü. 

Simon,  H.  Der  Jahresbericht  der  englischen  Fabrikinspektoren  für  1901.  S.  V. 
XI.  47. 

Gisi,  J.    Die  Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspektoren.   S.  P.  XL  52. 
Schüler,  F.    Weibliche  Fabrikinspektoren  in  der  Schweiz.   A.  G.  S.  XV1L  4. 

22,  Heimarbelt. 

Li  11,  Fr.   Zur  Bekämpfung  der  Heimarbeit.   G.Sch.  IV.  8,  9. 
Loew,  Dr.  E.   Die  Heimarbeit  in  Oesterreich.   S.  P.  XL  17. 
Vandervelde,  Prof.  R.   Die  ländliche  Hausindustrie  in  Belgien.  S.  M.  VI.  (VIII. 1 7. 

28.  Hilfkkassen. 

Prinzing,  Dr.  Fr.    Die  Witwen-  und  Waiscnversorguug  der  Arbeiter.  S.  P.  XI.  £>• 

Die  Thätigkeit  der  Bruderladen-Schiedsgerichte  im  Jahre  181*9.    A.  S.  XII.  22. 

Registrierte  Hilfskassen  in  Oesterreich  im  Jahre  1899.   S.  R.  III.  2. 

Ergebnisse  der  Invalidität*-  und  Mortalitatsstatistik,  sowie  der  Gebarung  der  Provisions- 
kassen der  österreichischen  Bergwerksbruderladen  im  Jahre  1898.   S.  R.  III.  1. 

Der  Provisionsfond  der  österreichischen  Postboten.   S.  R.  IIL  3. 

Die  Arbeiteruntcrstützungs-,  Witwen-  und  Waisenkasse  der  Schafwoll waren fabriken 
und  Lohnetablissements  in  Brünn  im  Jahre  1901.   S.  R.  III.  t>. 

24.  Kinderarbeit. 

Simon,  H.    Kinderarbeit.    H.  Z.  X.  37. 

Ashly- Macfadyen,  J.    Ueber  Kinderarbeiten.    A.  F. 

Regelung  der  gewerblichen  Kinderarbeit  in  Deutschbind.  S.  R.  III.  4  u.  5.  P. 
XI.  29. 

Agahd,  K.    Kinderarbeit  in  Chemnitz.    S.  P.  XL  10. 

May,  M.   Gewerbliche  Kinderarbeit  im  Kreise  Sonnenberg.    S.  P.  XL  22. 
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Foolish  resistance  to  cfaild-labour  legislation.   N.  S.  W.  1902.  3. 
Beschäftigung  von  Schulkindern  in  England.   S.  R.  III.  2. 

2ö.  Lehrlingswesen. 
Legislation  in  Canada  in  Regard  to  Apprentices.   D.  C.  II.  8,  9. 
Hof  man,  Dr.  E.  Die  Ausführung  der  kantonalen  I^hrling-sgeaetae  in  der  Schweiz. 
J.  N.  St.  III.  24. 

26.  Schiedsgerichte  und  Einlgungslmter. 

Recent  Conciliation  and  Arbitration  Cases.   L.  G.  X.  lff. 

Working  of  compulsary  conciliation  and  arbitration  law«  in  New  Zcaland  and  Victoria. 
B.  D.  L.  VII.  4a 

Die  Gesetzgebung  Neu-Seelands  auf  dem  Gebiete  des  Einigung«-  und  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  in  gewerblichen  Angelegenheiten.   S.  R.  III.  b. 
L'arbitrage  obligatoire.   ALS.  VII.  1. 

Settlement  of  Lougshoremen's  Strike  at  Halifax,  N.  SM  under  the  Conciliation  Act. 
D.  C.  II.  11. 

Settlement  of  Piano-makers'  strike,  Toronto,  under  Conciliation  Act,  1900.    D.  C. 
II.  7. 

Reports  of  State  boards  of  arbitration.   B.  D.  L.  VII.  42. 
Conciliation  in  Great  Britain.   D.  C.  II.  7. 

Proposed  bill  for  the  Settlement  of  Railway  Labour  Disputes  by  Arbitration.  D.  C.  II.  12. 
The  compulsory  arbitration  act  of  New  South  Wales.   B.  D.  L.  VII.  40. 
Industrial  arbitration  act  of  1901.   N.  S.  W.  1902.  1,  2,  3,  6. 
The  Quebec  trade  dispute«  act   B.  D.  L.  VII.  38,  N.  S.  W.  1902.  6. 
Plutus.  Kaufmännische  Schiedsgerichte.   H.  Z.  X.  33. 
Mumm,  Dr.  E.   Kaufmännische  Schiedsgerichte.   H.  Z.  X.  30. 
Fuld,  L.    Die  Rechtsanwaltschaft  und  die  kaufmännischen  Schiedsgerichte.   S.  P. 
XL  28. 

Les  conseils  de  conciliation  en  Espagne.   M.  S.  VII.  4. 
Workmen's  Compensation  Act  in  England.   D.  C.  II.  9. 
Industrial  Arbitration  in  New-  Zealand.   T.  16.  Aug.  1902. 

Conciliation  in  Canada  —  Experience  under  Act,  1900.  D.  C.  II.  8.  , 
Da«  neue  Gesetz,  betr.  gewerbl.  Schiedsgerichte  in  New-South-Wales.  N.Z.  J.  X.  109. 

27.  Sozialpolitik,  allgemeine. 

Schmoll  er,  G.    Arbeitsverhältnis,  Arbeitsrecht,  Arbeitsvertrag  und  Arbeitslohn. 

S.  P.  XL  8,  9,  10,  17,  18,  30,  31,  32,  33. 
Municipal  Socialism.   Artikelserie.  T.  19.,  23.,  28.  Aug.;  2.,  5.,  8.,  9.,  10.,  16.,  ia, 

22.,  25.,  27.,  30.  Sept. ;  6.  Okt.  1902. 
Heffter,  Communale  Socialpolitik.   Z.  19u2.  44. 

Inama- Stern  egg,  K.  Th.  v.   Allgemeine  Gedanken  über  soziale  Politik.   Z.  V.W. 
XL  1. 

Richter,  Dr.   Die  Aufgaben  der  Gesundheit« beamten  in  den  grosseren  Städten. 
S.  P.  XL  20. 

D  i  x ,  A.   Qualitätsindustrie  und  Sozialpolitik.   S.  P.  XI.  44. 

Francke,  Prof.  Dr.  E.   Sozialpolitische  Rück-  und  Ausblicke.   S.  P.  XL  36. 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 


I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

a)  Reichsgesetze  und  Verordnungen  des  Bandesrates. 

1.  Zolltarifeeseta  vom  25.  Dezember  1002.  /Reichsgosetzbl.  No.  52. 
S.  303  ff.) 

§  15.  Der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  dos  Deutschen  Reichs 
entfallende  Nettozollertrag  der  mich  den  Tarifstellen  1,  2,  102,  103,  1<>5. 
107,  107a  und  lßO1)  des  Zolltarifs  (4}  1;  zu  verzollenden  Waren,  welcher 
den  nach  dein  Durchschnitte  der  Rechnungsjahre  181»«  bis  1903  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  entlallenden  Net tozollertrag  derselben  Waren  über- 
steigt, ist  zur  Erleichterung  der  Durchführung  einer  Witwen-  und  Waisen- 
versorgung zu  verwenden. 

Ueber  diese  Versicherung  ist  durch  ein  besonderes  Gesetz  Bestimmung 
zu  treffen.  Bis  zum  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  sind  diese  Mehrertrüge 
für  Rechnung  des  Reichs  anzusammeln  und  verzinslich  anzulegen. 

Tritt  dieses  Gesetz  bis  zum  1.  Januar  1 1  * J < »  nicht  in  Kraft,  so  sind 
von  da  ab  die  Zinsen  der  angesammelten  Mehrertrage,  sowie  die  ein- 
gehenden Mehrerträge  selbst  den  einzelnen  Invaliden-Versicherungsanstalten 
nach  Massgabe  der  von  ihnen  im  vorbeigehenden  .Jahre  aufgebrachten 
Versicherungsbeitrage  zum  Zwecke  der  Witwen-  und  Waisenversorgntm 
der  bei  ihnen  Versicherten  zu  überweisen. 

Die  Unterstützung  erfolgt,  auf  Grund  eines  vom  Reichs- Versicherun»s- 
anite  zu  genehmigenden  Statuts. 

2.  Verordnung  über  die  Inkraftsetzung  des  Gesetzes  betreffend 
die  Unfallfürsorge  für  Gefangene,  vom  30.  Juni  1900.  i  R.G.B1.  8.  53»;. , 
Vom  24.  November  ll><)2.    iR.G.Bl.  Xo.  Hi,  S.  280.) 

Das  Gesetz  betreffend  die  Unfallfürsorge  für  Gefangene,  vom  30.  Juni 
1<HM)  (R.G.Bl.  S.  53«;.  tritt  mit  dem  I.April  U»03  seinem  vollen  Umfange 
nach  in  Kraft. 

8.  Bekanntmachung  betreffend  die  Einführung  von  Lohnbüchern 
für  die  Kleider-  und  Wäschekonfektion.  Vom  !>.  Dezember  U»02.  (R.G.Bl. 
No.  49,  S.  2!»5.i 

1)  Tarifatelle  1  =  Koggen,  2  =  Weizen  und  Spelz,  102  —  Kindvieh,  103  =  Schafe, 
105  =  Schweine,  107h  =  Schweinespeck,  H»0  =  Meld. 
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Auf  Grund  des  §  114a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  be- 
schlossen : 

Für  Betriebe,  in  denen  die  Anfertigung  oder  Bearbeitung  von  Männer- 
und  Knabenkleidem  (Röcken,  Hosen,  Westen,  Mänteln  und  dergleichen), 
Frauen-  und  Kinderkleidung  f  Mänteln,  Kleidern,  Umhängen  und  dergleichen  ! 
sowie  von  weisser  und  bunter  Wäsche  im  Grossen  erfolgt  —  Kleider- 
und Wäschekonfektion  — ,  wird  die  Führung  von  Lohnbüchern  vom 
1.  April  19<)3  ab  vorgeschrieben. 

In  die  Lohnbücher  sind  auch  die  Bedingungen  für  die  Gewährung 
von  Kost  und  Wohnung  einzutragen,  sofern  Kost  oder  Wohnung  als  Lohn 
oder  Teil  des  Lohnes  gewährt  werden  sollen. 

b)  Gesetze  and  Verordnungen  der  Bundesstaaten. 
1.  Königreich  Preußsen. 

1.  ErlasB  des  Ministers  des  Innern  und  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  an  die  Regierungspräsidenten  vom  18.  November  1902, 
betreffend  Ausgestaltung  der  Arbeitsnachweise  in  mittleren  Städten. 

Seit  dem  Erlasse  vom  8.  März  1898  (M.-Bl.  f.  d.  ges.  i.  V.,  S.  77) 
haben  von  den  preussischen  Grossstädten  mit  mehr  als  100000  Einwohnern 
fünf  weitere,  nämlich  Magdeburg,  Stettin,  Charlottenburg,  Königsberg  und 
Cassel,  kommunale  Arbcitsnachweisestellen,  die  unter  gleichmässiger  Be- 
teiligung von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  verwaltet  werden,  neu  errichtet. 
In  Posen  und  Essen  sind  die  bisher  von  einem  Vereine  betriebenen  Arbeits- 
vermittelungsstellen  neuerdings  in  städtische  Vorwaltung  übergegangen, 
wobei  in  Essen  eine  besondere  Verwaltungsdeputation  gebildet  worden  ist. 
der  ausser  dem  Oberbürgermeister  oder  dem  von  ihm  bestimmten  Bei- 
geordneton als  Vorsitzendem  je  vier  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter,  sowie  vier  Bürger,  die  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  sind, 
angehören.  In  Barmen  ist  im  verflossenen  Jahre  eine  Verbands- Arbeits- 
nachweisestelle mit  paritätischer  Verwaltung  errichtet,  deren  Kosten  neben 
Zuschüssen  der  Handelskammer  und  des  Bergischen  Vereins  für  Gemein- 
wohl die  Stadtgemeinde  trägt,  Tn  Danzig  wird  die  im  vorigen  Jahre  ge- 
schaffene städtische  Arbeitsvermittelungsstelle  einstweilen  in  der  bisherigen 
Weise  weitergeführt;  die  Beschlussfassung  über  die  endgiltige  Gestaltung 
der  Stelle  ist  zunächst  ausgesetzt.  Wegen  der  Errichtung  eines  paritätisch 
verwalteten,  städtischen  oder  Verbatids-Arbeitsnachweises  in  den  Städten 
Hannover,  Altona  und  Düsseldorf,  die  von  den  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
erneut  angeregt  worden  ist,  sind  die  Verhandlungen  gleichfalls  noch  nicht 
abgeschlossen. 

Nachdem  somit  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  preussischen  Gross- 
städte das  in  dem  Erlasse  vom  8.  März  1898  bezeichnete  Ziel  erreicht  ist 
oder  seine  Verwirklichung  doch  in  absehbarer  Zeit  erwartet  werden  darf, 
erscheint  es  angezeigt,  wiederholt  in  Erwägung  darüber  einzutreten,  in- 
wieweit auch  für  diejenigen  mittleren  Städte  mit  10000  bis  20000  Ein- 
wohnern, wolche  noch  keine  leistungsfähige  nicht  gewerbsmässige  Arbeits- 
vermittelungsstelle besitzen,  eine  solche  ins  Leben  zu  rufen  sein  wird. 
Dass  auch  in  diesen  Städten,  namentlich  soweit  sie  ein  reger  entwickeltes 
gewerbliches  Leben  aufweisen,  vielfach  ein  Bedürfnis  nach  einer  besseren 
Ausgestaltung  des  Arbeitsnachweiswesens  besteht  und  sich  für  einen  gut 
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eingerichteten  und  zweckmässig  verwalteten  öffentlichen  Arbeitsnachweis 
ein  umfangreiches  Feld  der  Tätigkeit  gewinnen  lässt,  kann  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  nicht  wohl  bezweifelt  werden.  In  dieser  Beziehung 
kommt  in  Betracht,  dass  der  Arbeitsmarkt  an  solchen  Orten  häutig  «deich- 
falls  wenig  übersichtlich  ist,  dass  für  die  ungelernten  Arbeiter  sowie  für 
einen  nicht  unerheblichen  Teil  auch  der  gelernten  Arbeiter  eine  organisierte 
Arbeitsvermittelung  so  gut  wie  völlig  fehlt  und  diese  daher  fast  aus- 
schliesslich auf  die  Umschau  und  das  Zeitungsinserat  mit  ihren  von  den 
Arbeitnehmern  schwer  empfundenen  Mängeln  angewiesen  sind,  dass  die 
gewerbsmässige  Stellenvermittlung,  soweit  sie  sich  für  die  einzelnen  Be- 
rufe überhaupt  findet,  mancherlei  Missstände  aufweist  und  dass  auch  der 
genossenschaftliche  Arbeitsnachweis  häutig  nur  einen  Bruchteil  der  in  Frage 
kommenden  Personen  umfasst  und  vielfach  infolge  seiner  Zersplitterung 
wenig  wirksam  ist.  Ferner  bleibt  zu  beachten,  dass  die  nicht  gewerbs- 
mässigen allgemeinen  Arbeitsnachweisestellen,  wie  die  an  vielen  Orten  ge- 
machten günstigen  Erfahrungen  zeigen,  bei  geeigneter  Einrichtung  sehr 
wohl  im  stände  sind,  auch  die  Vermittlung  gelernter  Arbeitskräfte  mit 
Erfolg  zu  betreiben.  Ein  dankenswertes  Feld  der  Tätigkeit  bietet  sich 
für  solche  Nachweisostellen  namentlich  auch  in  der  Vermittlung  haus- 
wirtschaftlicher Arbeitskräfte,  insbesondere  von  Dienstboten,  die  sich  überall 
dort,  wo  sie  bisher  eingerichtet  ist,  als  eine  wertvolle  Ergänzung  des  gegen 
die  bestehenden  Missstände  auf  dem  Gobiote  der  Gesindevermittlung  ge- 
richteten, repressiven  Vorgehens  erwiesen  hat.  Welche  erfolgreiche  Tätig- 
keit nicht  gewerbsmässige  allgemeine  Vermittlungsstellen  selbst  in  Mittel- 
städten von  geringerer  Einwohnerzahl  zu  entfalten  vermögen,  zeigen  unter 
anderem  die  in  der  letzten  Uebersicht  über  die  in  Preussen  vorhandenen 
kommunalen  oder  mit  kommunaler  Unterstützung  betriebenen  allgemeinen 
Arbeitsnachweisostelleii  >  Beilage  zu  Xo.  13  des  Ministerialblatts  der  Handels- 
und Gewerbeverwaltung  vom  2">.  Juni  d.  J.)  mitgeteilten  Ergebnisse  der 
Vermittlungsstellen  zu  G«"ittingen  und  Quedlinburg.  Danach  bet.ru«  im 
Jahre  H»01  die  Zahl 

der  Gesuche  der  vermittelten 

der  Arbeitgeber     der  Arbeitnehmer  Stclleu 

bei  der  Arbeitsnachweises  teile 

zu  Göttingen   3925  «432  2738 

bei  der  Arbeitsnachweisestellc 

zu  Quedlinburg   2815  3644  2256 

Im  Interesse  einer  zweckdienlichen  Wirksamkeit  sowohl  der  neu  zu 
errichtenden  wie  der  bereits  bestehenden  allgemeinen  Arbeitsnachweise- 
stellen wird  neben  der  Wahl  einer  geeigneten  Geschäftsstolle  an  günstiger 
Lage  und  einer  zweckmässigen,  die  volle  Unparteilichkeit  der  Vermittlungs- 
stelle gewährleistenden  Gestaltung  der  äusseren  und  inneren  Organisation, 
worauf  bereits  in  dem  Erlasse  vom  8.  März  1S1>8  hingewiesen  worden  ist, 
namentlich  darauf  Gewicht  zu  legen  sein,  dass  die  kommunalen  oder 
Verbands-Xachweisestellen  mit  den  übrigen  an  demselben  Orte  bestehenden 
nicht  gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlungsstellen,  insbesondere  den  Fach- 
arbeitsnachweisen der  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  in  tunlichst  enge  Fühlung 
treten ,  damit  auf  die  einfachste  und  schnellste  Weise  im  Wege  tele- 
phonischer Verständigung  Uebersclmss  und  Mangel  an  Stellenangeboten 
und  Arbeitsgesuchen  ausgeglichen  werden  können.  Am  erfolgreichsten 
wird  sich  die  Tätigkeit  der  öffentlichen  Vermittlungsstellen  dann  gestalten, 
wenn  es  gelingt,  über  die  regelmässige  Mitteilung  der  offenen  Stollen  und 
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unerledigten  Arbeitsgesuche  hinaus  eine  engere  Angliederung  der  Fach- 
arbeitsnachweise an  die  allgemeine  Nachweisestelle  herbeizuführen,  wodurch 
zugleich  eine  wesentliche  Ersparnis  an  Zeit,  Muhe  und  Geld  erzielt  wird, 
welche  sonst  für  die  Facharbeitsnachweise  —  und  zwar  vielfach  nicht  im 
Einklänge  mit  dem  Umfange  der  Vermittlungstätigkeit  —  aufgewender 
werden  müssen.  In  einzelnen  grösseren  Städten  haben  insbesondere  auch 
die  Innungen  bereits  mit  Erfolg  ihre  Stellenvermittlung  den  allgemeinen 
Arbeitsnachweisestellen  übertragen.  Die  engere  Angliederung  der  Fach- 
arbeitsnachweise an  die  allgemeinen  Nachweisestellen  kann  sowohl  in  der, 
namentlich  für  grössere  Städte  geeigneten,  Weise  erfolgen,  dass  jene  als 
gesonderte  Abteilung  mit  einem  besonderen  fachmännischen  Leiter  an  die 
Vermittlungsstelle  angeschlossen  werden,  als  auch  in  der  Weise,  dass  diese 
die  Verwaltung  des  Facharbeitsnachweises  durch  ihre  vorhandenen  Kräfte 
mit  übernimmt.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  darf  angenommen 
werden,  dass  bei  passender  Auswahl  der  mit  der  Verwaltung  der  Nach- 
weisestelle betrauten  Persönlichkeit,  geeigneter  Geschäftsverteilung  unter 
den  ihm  etwa  beigegebenen  Hilfskräften  und  zweckmässiger  Gestaltung 
der  Meldeformulare  die  Verwaltung  des  Facharbeitsnachweises  durch  die 
allgemeinen  Arbeitsnachweisestellen  allen  berechtigten  Ansprüchen  der 
Beteiligten  gerecht  werden  wird.  Der  Einfluss  der  beteiligten  Berufskreise 
auf  die  Verwaltung  des  Facharbeitsnachweises  kann  dabei,  soweit  er  si-h 
nicht  schon  durch  die  Zusammensetzung  der  für  den  allgemeinen  Arbeits- 
nachweis eingesetzten  Verwaltungskommission  herbeiführen  lässt,  erforder- 
lichenfalls in  der  Weise  erreicht  werden,  dass  zur  Beaufsichtigung  ein 
besonderer,  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  des 
Gewerbes  unter  einem  unparteiischen  Vorsitzenden  gebildeter  Ausschuss 
eingesetzt  wird.  Als  Vorsitzender  wird  zweckmässigerweise  der  mit  der 
Leitung  der  allgemeinen  Nachweisestelle  betraute  Unparteiische  in  Aussicht 
zu  nehmen  sein.  Bei  Uebertragung  des  Arbeitsnachweises  durch  die 
Innungen  wird  die  Aufsicht  durch  die  gesetzlichen  Innungsorgane  in  der 
Regel  ausreichen.  Für  eine  umfassende  Inanspruchnahme  der  allgemeinen 
Arbeitsnachweisestellen  ist  ferner  von  Wichtigkeit,  dass  die  beteiligten 
Kreise  fortdauernd  auf  die  Tätigkeit  der  Stellen  und  ihre  Vorteile  auf- 
merksam gemacht  und  insbesondere  die  grösseren  Arbeitgeber  nach  Möglich- 
keit veranlasst  werden,  sich  ebenso  wie  die  staatlichen  und  Gemeinde- 
behörden in  Bedarfsfällen  der  Nachweisestellen  zu  bedienen.  Hinsichtlich 
der  besonderen  Gesichtspunkte,  die  bei  der  Vermittlung  von  weiblichen 
Personen  und  Dienstboten  zu  beachten  sind,  verweisen  wir  auf  die  beachtens- 
werten Verhandlungen  auf  der  zweiten  Verbandsversammlung  und  Arbeits- 
nachweiskonferenz des  Verbands  Deutscher  Arbeitsnachweise  (Schriften  des 
Verbands  Deutscher  Arbeitsnachweise,  No.  3,  S.  J 1  — 49). 

Wir  ersuchen  Sie,  der  weiteren  Ausgestaltung  des  nicht  gewerbs- 
mässigen Arbeitsnachweisweseus  in  Ihrem  Bezirke  hiernach  fortdauernd  Ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen  und  uns  über  den  Erfolg  Ihrer  Be- 
mühungen zum  1.  November  k.  J.  zu  berichten.  Den  Bericht  wollen  Sie 
mir,  dem  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  einreichen. 

2.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Regierungs- 
präsidenten und  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin  vom  16.  November 
1902,  betreffend  Einrichtung  und  Betrieb  der  Rosshaarspinnereien,  Haar- 
und  Borstenzuriohtereien  u.  s.  w.    (Ministerialblatt   der  Handels-  und 

Gewerbeverwaltung,  No.  23,  vom  27.  November  1902,  S.  402.) 
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2.  Königreich  Bayern. 

Königliche  allerhöchste  Verordnung,  die  Unfallfürsorge  für  die 
nichtpragmatieohen  Staatsbeamten  und  Staatsbedien steten  betreffend. 

Vom  13.  November  1902. 

(Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Bavern,  No.  51  vom 
22.  November  1902,  S.  701.) 

3.  Königreich  Württemberg. 

Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  16.  Oktober  1902, 
betreffend  die  Durchführung  der  zum  8ohutse  der  Bauarbeiter  gegen 
Gefahren  für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  gegebenen  Vor- 
schriften. (Regierungsblatt  f.  d.  Königreich  Württemberg,  No.  30,  S.  549.) 

Zum  Zweck  der  wirksamen  Durchführung  und  Ueberwachung  der  Ein- 
haltung der  zum  Schutze  der  Bauarbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben,  Ge- 
sundheit und  Sittlichkeit  gegebenen  Vorschriften  wird  auf  Grund  von 
Art.  32  Ziff.  5  des  Polizeistrafgesetzes  vom  27.  Dezember  1871,  sowie 
Art.  19,  83,  92  und  94  der  allgemeinen  Bauordnung  unter  Ergänzung  der 
04  und  73  —  75  der  Vollziehungs Verfügung  zur  allgemeinen  Bauordnung 
vom  23.  November  1882  (Reg.Bl.  S.  389)  mit  Allerhöchster  Genehmigung 
Seiner  Königlichen  Majestät  Nachstehendes  verfügt. 

§  1.  Das  mit  der  Beaufsichtigung  der  Bauwesen  beauftragte  Mitglied 
der  Bauschau  (Baukontrolleur)  und  die  etwa  bestellten  Bauaufseher  (§  2) 
haben  ihr  Augenmerk  namentlich  auch  darauf  zu  richten  und  durch  ent- 
sprechende Belehrung  darauf  hinzuwirken,  dass  die  zum  Schutze  von  Loben, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Bauarbeiter  erlassenen  Vorschriften  (zu 
vergl.  insbesondere  Art.  19  der  Bauordnung,  §  17  der  Vollziehungsverfügung 
zur  Bauordnung  vom  23.  November  1882  und  die  Verfügung  des  Ministeriums 
des  Innern,  betreffend  Massregeln  zum  Schutze  der  bei  Bauten  beschäftigten 
Personen  gegen  Gesundheitsgefahren,  vom  1.  November  1901,  Reg.Bl. 
S.  306)  in  jedem  einzelnen  Abschnitt  der  Bauausführung  eingehalten  werden. 

Bezüglich  des  Schutzes  der  Bauarbeiter  gegen  Unfälle  sind  nebon 
Wahrung  der  durch  die  angeführten  Vorschriften  der  Bauordnung  und  der 
Vollziehungsverfügung  zu  derselben  gebotenen  Rücksichten  die  jeweils 
geltenden  Unfallverhütungsvorschriften  der  w  Urft  einbergischen  Baugewerks- 
berufsgenossenschaft  zum  Anhalt  zu  nehmen. 

Zu  diesem  Zweck  sind  namentlich  bei  allen  grösseren  und  schwierigeren 
Bauten  von  Zeit  zu  Zeit  entsprechend  dem  Fortschreiten  des  Standes  der 
Bauarbeiten  weitere  als  die  nach  t?  73  Abs.  3  Ziff.  1 — 4  und  Abs.  5  der 
Vollziehungsverfügung  zur  Bauordnung  vorgeschriebenen  Besichtigungen 
ohne  vorgängige  Ankündigung  vorzunehmen.  Es  kann  deshalb  durch  all- 
gemeine ortspolizeiliche  Vorschrift  oder  im  einzelnen  Fall  angoordnot 
werden,  dass  dem  Baukontrolleur  oder  Bauaufseher  auch  von  anderen 
Abschnitten  der  Bauausführung,  insbesondere  von  der  Aufstellung,  Er- 
weiterung, Erhöhung  von  Gerüsten,  sowie  von  der  Fertigstellung  einzelner 
Stockwerke  mehrstockiger  Gebäude  u.  dgl.  Anzeige  gemacht  werde. 

Etwaige  Mängel,  welche  bei  diesen  Besichtigungen  zu  Tage  treten, 
sind,  wenn  sie  nicht  ohne  weiteres  im  Benehmen  mit  dem  Bauleiter  be- 
seitigt werden,  ungesäumt  zur  Kenntnis  des  Orts  Vorstehers  zu  bringen, 
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welcher  sofort  zu  deren  Beseitigung  oder  zur  Abrügung  etwaiger  Ueber- 
tretuugeu  die  erforderliche  Einleitung  zu  treffen  hat. 

Von  erheblicheren  Verstössen  gegen  die  Unfallverhütungsvorschriften 
der  württeinbergischen  Baugewerksberufsgenosseuschaft  ist  auch  der  Vor- 
stand der  letzteren  in  Kenntnis  zu  setzen.  Die  von  der  genannten  Berufs- 
genossenschaft  aufgestellten  Kontrolleure  (technischen  Aufsichtsbeamten 
sind  befugt,  bei  erheblicheren  Verstössen  gegen  die  Unfallverhütungs- 
vorschriften der  Berufsgenossenschaft  oder  gegen  die  sonstigen  Arbeiter- 
schutzvorschriften, wenn  sie  nicht  ohne  weiteres  im  Benehmen  mit  dem 
Bauleiter  beseitigt  werden,  sich  an  den  Ortsvorsteher  zu  wendon. 

§  2.  In  denjenigen  Gemeinden,  in  welchen  infolge  lebhafter  Bau- 
tätigkeit ein  Bedürfnis  hierfür  besteht,  sind  vom  Gemeinderat  ein  oder 
mehrere  bauverständige  Gehilfen  dos  mit  der  Beaufsichtigung  der  Bauwesen 
beauftragten  Mitglieds  der  Ortsbesehau  i  Baukontrolleurs)  zu  bestellen 
(Bauaufseher).  Als  solche  können  insbesondere  Bauarbeiter  unter  der 
Voraussetzung  bestellt  werden,  dass  sie  aus  ihrem  Arbeitsverhältnis  aus- 
scheiden. 

Die  Bauaufseher  sind  hauptsächlich  zur  Ueberwachung  der  Sicherheit 
der  Bauausführungen  und  Bauarbeiten  berufen. 

Die  für  die  Mitglieder  der  Bauschau  in  Art.  83  der  Bauordnung  und 
§  64  der  Vollziehungsverfiigung  vom  23.  November  1882  gegebenen  Vor- 
schriften finden  auf  die  Bauaufseher  entsprechende  Anwendung. 

Die  nähere  Regelung  ihres  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  den 
Gemeinderat. 

§  3.  Dem  Oberamtsbautechniker  liegt  neben  der  ihm  durch  §  74  der 
Vollziehungsverfügung  zur  Bauordnung  übertragenen  Oberaufsicht  über  die 
vorschriftsmässige  Ausführung  der  Bauten  insbesondere  auch  ob,  die  Ein- 
haltung der  zum  Schutz  von  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Bau- 
arbeiter erlassenen  Vorschriften  (zu  vergl.  §  1  Abs.  1  und  2)  zu  über- 
wachen. Wenn  dem  Oberamtsbautechniker  zugleich  die  Oberfeuerschau 
übertragen  ist,  so  hat  er  die  Oberaufsicht  über  die  Einhaltung  der  Schutz 
Vorschriften  insbesondere  bei  seinen  Umgängen  als  Oberfeuerschauer  zu 
üben.  Auch  sonst  finden  auf  diese  Tätigkeit  des  Oberamtsbautechniker 
die  Bestimmungen  des  §  74  der  Vollziehungsverfiigung  zur  Bauordnung 
entsprechende  Anwendung  mit  der  Massgabe,  dass  in  Fällen,  in  welchen 
aus  der  vorschriftswidrigen  Bauausführung  durch  Nichtbeachtung  von 
Arbeiterschutzvorschriften  unmittelbare  Gefahr  hervorgeht,  das  sofortige 
Einschreiten  des  Ortsvorstehers  herbeizuführen  ist,  soweit  der  Mangel  nichi 
unmittelbar  im  Benehmen  mit  dem  Bauleiter  beseitigt  wird.  Auch  hat  der 
Oberamtsbautechniker  von  erheblicheren  Verstössen  gegen  die  Unfall- 
verhütungsvorschriften der  württ embei  gischen  Baugewerksbcrufsgeuossen- 
schaft  den  Vorstand  der  letzteren  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  4.  Die  Kosten  der  in  Gemflssheit  des  §  1  Abs.  3  von  dem  Bau- 
kontrolleur oder  Bauaufseher  vorgenommenen  Kontrollen  der  Bauausführung 
hat  der  Bauunternehmer  zu  tragen,  soweit  nicht  ein  Dritter  aus  einem 
besonderen  Rechtsgrunde  dafür  verpflichtet  zu  erkennen  ist,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  diese  Kontrollen  mit  don  in  §  73  Abs.  3  der  Vollziehungs- 
verfiigung vom  23.  November  1882  bezeichneten  Hauptfallen  der  Besich- 
tigung der  Bauwesen  nicht  zusammentreffen. 

§  5.   Gegenwärtige  Verfügung  tritt  am  1.  Januar  1903  in  Kraft. 
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c)  Vom  RelehsversIeherunKsamt  genehmigte  UnfallverhUtungs- 

Vorschriften. 

L  Nachtrag  au  den  Unfallverbütungsvoraohriften  der  Anhaltisohen 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufcgenossenschaft.  Vom  Reichs- 
versicherungsamte am  15.  .luli  1!»02  genehmigt. 

1/  Dem  §  1  wird  als  Absatz  3  folgende  Bestimmung  hinzugefügt: 

„Die  versicherten  Personen  i  Betriebsbeamte  und  Arbeiter)  haben  die 
in  den  Betrieben  ihrer  Arbeitgeber  angebrachten  Schutzvorrichtungen  an 
Maschinen  und  Geraten  zu  benutzen,  sowie  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die 
nachstehend  aufgeführten  Vorschriften  zu  richten  und  danach  zu  handeln." 

2.i  Der  Absatz  1  dos  $  2  wird  wie  folgt  abgeändert: 

„Die  Unfallverhütungsvorschriften  sind  in  den  für  die  Berufsgenossen- 
schaft geltenden  Blättern  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  auf  diese  Weise 
zur  Kenntnis  der  Beteiligten  zu  bringen. 

Ausserdem  sind  die  Unfallverhütungsvorschriften  den  Gemeinde- 
behörden zwecks  geeigneter  Veröffentlichung  zu  übersenden.  Die  Einhaltung 
der  Vorschriften  seitens  der  Arbeiter  ist  zu  überwachen." 

3)  Absatz  2  des  §  2  erhält  folgenden  Zusatz: 

„Das  Gleiche  gilt  hinsichtlich  der  Bekanntgabe  der  Unfallverhütungs- 
vorschriften anderer  Berufsgenossenschaften  (vergl.  den  mit  diesem  Nach- 
trag neu  aufgenommenen  $  62)." 

4i  §  16  erhält  folgenden  Zusatz: 

..Beim  Transport  von  Personen  auf  Wagen  ist  die  hintere  und  die 
vordere  Sperrleiste   Kette;  gut  befestigt  zu  halten.'' 

5i  Im  §  18  sind  die  Worte:  ..ausserhalb  des  Gehöftes  und  der  Weide" 
zu  streichen. 

6i  An  die  Stelle  des  Abschnitts  VIT.  Strafbestimmung  tritt  folgender 
neuer  Abschnitt : 

VII.  Gewerbliche  Nebenbetriebe. 

§  <>2.  ..Für  die  der  diesseitigen  Berufsgenossenschaft  auf  Grund  des 
Unfallversicheningsgesetzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  vom  30.  Juni 
1900  zugeteilten  gewerblichen  Nebenbetriebe  gelten  bis  auf  weiteres 
die  Unfallverhütungsvorschriften  derjenigen  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften, zu  welchen  der  Betrieb  bisher  gehört  hat  oder  zu  welchen  er 
seiner  Eigenart  nach  gehören  würde,  wenn  er  nicht  landwirtschaftlicher 
Nebenbetrieb  wäre." 

7)  Hinter  §  62  folgt: 

VIII.  Schluss  und  Strafbestimmung. 

§  63.  „Genossenschaftsmitglieder,  welche  den  Unfallverhütungsvor- 
schriften zuwiderhandeln,  können  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  eintausend 
Mark  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  ein- 
geschätzt oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits  in  der  höchsten  Gefahren- 
klasse befinden  oder  ein  Gefahrentarif  nicht  aufgestellt  ist,  mit  Zuschlägen 
bis  zum  doppelten  Betrag  ihrer  Beiträge  belegt  werden  (§  120  Absatz  1 
Ziffer  1  und  §  124  des  Unfallversicherungsgesetzes  für  Land-  und  Forst- 
wirtschaft vom  30.  Juni  liMJOi.» 

2.  Nachtrag  zu  den  revidierten  Un fall verhütungs Vorschriften  für 
die  Betriebe  der  Berufsgenossenschaft  der  Feinmechanik.  Beschlossen 
von  der  Genossenschaftsversammlung  in  Braunschweig  am  24.  Juni  1902, 
vom  Reichsversicherungsamte  am  8.  November  1902  genehmigt. 
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Ziffer  16  der  Vorschriften  für  Arbeitgeber  erhalt  folgende  Fassung: 
„Die  von  der  Berufsgenossenschaft  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer erlassenen  Unfallverhütungsvorschriften  sind  durch  ständigen  Aus- 
hang an  geeigneten,  jedem  Arbeiter  wahrend  der  Arbeitszeit  leicht  zugäng- 
lichen Stellen  bekannt  zu  geben." 

Ziffer  127  der  Vorschriften  für  Arbeitgeber  erhält  folgende  Fassung: 
„Genossenschaftsmitglieder,  welche  den  Unfallverhütungsvorschriften 
zuwiderhandeln,  können  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  1  (KR)  Mark  belegt  oder 
mit  ihren  Betrieben  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  eingeschätzt  oder,  falls 
sich  die  letzteren  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit 
Zuschlägen  bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beiträge  belegt  werden  (§  112 
Abs.  1  Ziffer  1  und  §  116  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  vom 
30.  Juni  11>00).U 

Ziffer  112  der  Vorschriften  für  Arbeitnehmer  erhält  folgende  Fassung: 

„Versicherte  Personen,  welche  den  Unfall  Verhütungsvorschriften  zu- 
widerhandeln, oder  welche  die  angebrachten  Schutzvorrichtungen  nicht 
benutzen,  missbrauchen  oder  beschädigen,  oder  welche  Handlungen  oder 
Unterlassungen  sich  zu  schulden  kommen  lassen,  deren  Unzulässigkeit  aus 
dem  Sinne  der  Vorschriften  zu  erkennen  ist,  können  durch  den  Vorstand 
der  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse,  oder,  wenn  eine  solche  für  den  Be- 
trieb nicht  errichtet  ist,  durch  die  Ortspolizeibehörde  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  6  Mark  belegt  werden.  Die  Strafbeträge  fliessen  in  die  Kranken- 
kasse, welcher  der  zu  ihrer  Zahlung  Verpflichtete  zur  Zeit  der  Zuwider- 
handlung angehört,  oder,  wenn  er  keiner  Krankenkasse  angehört,  in  die 
Kasse  der  Gemeinde-Krankenversicherung  des  Beschäftigungsorts.  (Vergl. 
§112  Absatz  1  Ziffer  2,  §  116  und  154  Absatz  1  des  Gewerbe-Ünfall- 
versicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900.)" 

Ziffer  126  der  Vorschriften  für  Arbeitgeber  und  Ziffer  111  der  Vor- 
schriften für  Arbeitnehmer  erhalten  folgende  Fassung: 

,,Der  Genossensch aftsvorstand  ist  berechtigt,  Arbeitern  oder  dritten 
Personen,  welche  zur  Abwendung  von  Unfällen  geeignete  Einrichtungen 
in  Vorschlag  bringen  oder  nachweisbar  den  Eintritt  eines  grösseren  die 
Genossenschaft  belastenden  Unfalls  abgewendet  oder  zur  Rettung  Verun- 
glückter beigetragen  haben,  hierfür  auf  Grund  des  §31  Absatz  1  des  Ge- 
werbe-Unfallversicherungsgesetzes Prämien  zu  gewahren.  Der  Antrag  auf 
Gewährung  von  Prämien  ist  seitens  des  beteiligten  Unternehmers  oder  des 
mitw  irkenden  Vertrauensmannes  oder  Sektionsvorstandes  zu  stellen  und  in 
gehöriger  Form  zu  begründen. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

(Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.) 

a)  Gesetze. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1902,  betr.  eine  teilweise  Abänderung,'  be- 
ziehungsweise Ergänzung  der  Bestimmungen  über  die  Versorgungs- 
genüsse der  Civilstaatsbeamten  (Staatslehrpersonen),  der  nach  den 
Civilpensionsvorsohriften  behandelten  Gendarmeriemannschaftspersonen 
und  Gen  dar  meriekan  Bleidiener,  sowie  der  in  die  Kategorie  der  Diener- 
schaft gehörigen  pensionierten  und  provisionierten  Civilstaatsbedien- 
steten.    (R.G.B.,  CXII.  Stück  ex  1902.) 
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b)  Verordnungen  and  Erlasse  der  Reichs-Centralbehörden. 

1.  Verordnung  des  JustUministeriums  vom  20.  Mai  10O2,  betr.  die 
Regelung  der  Lohn-  nnd  Preistarife  für  die  Arbeiten  in  den  gericht- 
lichen Qef&ngnissen.  An  alle  Oberlandesgerichtspräsidien.  Verordnungs- 
blatt des  k.  k.  Justizministeriums,  X.  Stück  ex  1902,  S.  128. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Entwickelung  des  Arbeitsbetriebes  in  den  ge- 
richtlichen Gefängnissen  und  um  den  Beschwerden  der  Gewerbetreibenden 
und  der  freien  Arbeiterschaft  überhaupt  über  die  ihnen  durch  die  Sträf- 
linge bereitete  Konkurrenz  und  die  Schädigung  ihrer  Interessen  nach  Mög- 
lichkeit zu  begegnen,  findet  das  Justizministerium  die  Bestimmungen  der 
Justizministerialverordnung  vom  12.  April  1885,  Z.  5458,  V.  Bl.  No.  28, 
betr.  die  Regelung  der  Lohn-  und  Preistarife  für  die  gewerblichen  Ar- 
beiten in  den  Strafanstalten,  auch  auf  die  gerichtlichen  Gefängnisse  aus- 
zudehnen und  weiter  anzuordnen,  dass  die  Vergebung  von  Sträflings- 
arbeitskräften an  Private  zu  Arbeiten  sowohl  innerhalb  als  ausserhalb 
des  Gefängnisses  nur  dann  und  insoweit  stattfinden  darf,  als  der  Arbeits- 
unternehmer sich  zur  Zahlung  eines  dem  ortsüblichen  Taglohne  möglichst 
gleichkommenden  Lohnes  verpflichtet  und  überdies  in  dem  betreffenden 
Arbeitszweige  ein  Mangel  an  geeigneten  freien  Arbeitern  besteht. 

Bei  Festsetzung  des  Einheitspreises  der  Entlohnung  für  den  Arbeits- 
tag des  Sträflings  ist  jedoch  auf  die  Ungleichwertigkeit  der  Sträflings- 
arbeit nach  der  Qualität  und  Dauer  derselben  im  Vergleiche  mit  der 
freien  Arbeit  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  in  der  genannten  Justizministerialverordnung  der  Oberstaatsanwalt- 
schaften auferlegten  Verpflichtungen  obliegen  hinsichtlich  der  gerichtlichen 
Gefängnisse  den  Oberlandesgerichtspräsidien. 

2.  Verordnung  des  Handelsministeriums  im  Einvernehmen  [mit 
dem  Ministerium  des  Innern  vom  16.  Juni  1902,  womit  die  im  Reich  8- 
rate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  in  29  Aufsichtsbezirke  für 
die    Amtshandlungen    der    Gewerbeinspektoren    eingeteilt  werden. 

( R.G.B.,  LXVI.  Stück  ex  1902,  S.  477.) 

8.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  Eisenbahnen  und 
des  Handels  vom  27.  September  1902,  zur  Durchführung  des  Gesetzes 
vom  19.  Juli  1902,  B.G  Bl.  Nr.  163,  betr.  die  Einführung  einer  Fahr- 
kartensteuer vom  Personentransporte  auf  Eisenbahnen.  ^R.G.Bl.  für 
die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  CT.  Stück  ex 
1902,  S.  097.: 

I.  W  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t s  b  e  g  in  n  des  Gesetzes. 

Art.  1.  Das  Gesetz  vom  19.  Juli  1902,  R.G.Bl  Nr.  Ifi3,  betr.  die 
Einführung  einei  Fahrkartensteuer  vom  Personentransporte  auf  Eisen- 
bahnen, tritt  gleichzeitig  mit  den  im  §  13  desselben  erwähnten  Gesetzen, 
das  ist  am  1.  Jänner  1903  in  "Wirksamkeit. 

Art.  10.    Persönliche  Befreiungen.    Nach  4j  9  des  Gesetzes 
sind  von  der  Fahrkartensteuer  befreit : 
<•)  Arbeiter,  wenn  dieselben  auf  Grund  der  vom  Eiseubahnininistcrium 

genehmigten  Tarife    unter  Gewährung    einer  Fahlpreisermässigung. 

welche  mindestens  5<>  Proz.  des  normalen  Fahrpreises  ausschliesslich 

der   Fahrkartensteuer    beträgt ,    mit    besonderen    Arbeit erfahrkarten 
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(Arbeiterwochenkarten,  Arbeiterrückfahrkarten,  Karten  für  Arbeiter- 
züge u.  derurl. )  befördert  werden. 

Bezüglich  der  Arbeitsuchenden  wird,  da  deren  Beförderung  mit 
besonders  ermassigten  Fahrkarten  seitens  der  Bahnverwaltungen  bisher 
noch  nicht  platzgreift,  das  Weitere  nach  Massgabe  der  Zugestehung 
derartiger  Begünstigungen  verlaut bart  werden. 

4.  Erlass  des  Eisenbahnministeriums  vom  10.  Oktober  1802,  Ziff. 
37160,  an  alle  k.  k.  Staatsbahndirektionen  und  die  k.  k.  Betriebsleitung 
in  Csernowita,  betreffend  die  Erstellung  der  im  Gesetze  vom  28.  Juli 
1902,  R.G.BL  No.  166,  vorgesehenen  Arbeitsordnungen  für  die  Regie- 
bauten und  Hilfsanstalten  der  Eisenbahnen.  (Amtsblatt  des  k.  k.  Eisen- 
bahnmiuisteriums  für  den  Dienstbereich  der  Staatseisenbahnverwaltung. 
XLVII.  Stück  ex  l!H>2,  S. 

Mit  2.  November  11X)2  tritt  §  31,  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1002, 
R.G.BI.  vom  2.  August  1902,  LXXVII.  Stück,  No.  15GM  in  Wirksamkeit,  laut 
welchem  bin  zu  diesem  Termine  für  sämtliche  Regiebauten  und  Hilfsanstalten  dem 
zitierten  Gesetze  entsprechende  Arbeitsordnungen  erstellt  und  der  Aufsichtsbehörde 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorgelegt  »ein  müssen. 

Um  das  Vorgehen  der  ic.  k.  Slaatsbahndirektion  lietriebeleitung  in  dieser  Be- 
ziehung zu  erleichtern,  und  zum  Zwecke  der  ordnungsmäßigen  Durchführung  der 
einschlägigen  Gesetzesbestimmungen  finde  ich  der  k.  k.  Staatsbahndirektion  Betriebs- 
leitung folgendes  zu  eröffnen  : 

Für  jede  Kategorie  von  Hilfsanstalten  und  Regiebauten  genügt  die  Vorlage  eines 
Exemplare«  an  die  k.  k.  Generalins|>cktion  zur  Prüfung  und  Genehmigung.  Gleich- 
zeitig mit  dem  betreffenden  Exemplare  ist  jedoch  ein  Verzeichnis,  enthaltend  die 
genaue  Bezeichnung  und  den  Standort  aller  jener  Hilfsanstalten,  auf  welche  der  betr. 
Entwurf  Anwendung  finden  soll,  in  Vorlage  zu  bringen.  Falls  lokaler  Verhältnisse 
halber  für  einzelne  Hilfsanstalten  einer  und  derselben  Kategorie  verschiedene  Bestim- 
mungen in  Aussicht  genommen  werden  sollten,  ist  je  ein  Exemplar  der  für  diese 
Hiifsanstnlten  vorgesehenen  Arbeitsordnung  sejmrat  in  Vorlage  zu  uringen. 

Die  Pflicht  zur  Vorlage  erstreckt  sich  nur  auf  die  Arbeitsordnungen  jener  Hilfs- 
anstalten und  Regiebauten,  welche  am  2.  Februar  li»Ü3,  als  dem  Beginne  der  Wirk- 
samkeit der  übrigen  Bestimmungen  des  eingangs  berufenen  Gesetzes  voraussichtlich 
werden  betrieben  werden ;  für  andere  Betriebe  und  Bauten  dieser  Art  sind  die  Bestim- 
mungen in  Alinea  2  des  §  31  massgebend. 

Zur  Erläuterung  und  Umgrenzung  dos  Begriffes  ..Hilfsanstalt"  hat  zu  dienen, 
dass  jene  den  Heizhäusern  eingegliederten  Hilfswerkstätten,  welche  lediglich  der  Vor- 
nahme kleinerer  Reparaturen  au  Fahrzeugen  dienen,  nicht  unter  denselben  fallen, 
wohl  aber,  wie,  um  Missverständnissen  vorzubeugen,  bemerkt  wird,  Fettgasanstalten 
nach  System  Haust. 

Anlangend  die  im  §  32  des  Gesetzes  enthaltene  Vorschrift,  wonach  vor  der  Vor- 
lage der  Arbeitsordnung  an  die  Aufsichtsbehörde  den  in  jeder  Hilfsanstalt  beschäf- 
tigten grossjährigen  Arbeitern  Gelegenheit  zu  gcU-n  ist,  sich  über  den  Inhalt  dersell>eti 
zu  äussern,  sind  behufs  Durchführung  dieser  Bestimmungen  die  grossjährigen  Arlieiter 
der  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Betriebe  zur  Wahl  eiuer  dem  Umfange  der 
letzteren  angcmes.-enen  Zahl  von  Vertrauensmännern,  deren  Maximum  sechs  nicht 
überschreiten  soll  und  deren  Minimum  mit  2  festgesetzt  wird,  zu  veranlassen.  Die 
Aeusserung  derselben  ist  vom  Leiter  der  Hilfsanslalt  zu  Protokoll  zu  nehmen,  und 
sind  die  so  zustande  gekommenen,  von  dem  Anstaltsleiter  und  den  Vertrauensmännern 
gefertigten  Protokolle  gleichzeitig  mit  dem  Entwürfe  der  Arbeitsordnung  der  Aufsichts- 
behörde zu  unterbreiten. 

Was  den  Inhalt  der  zu  erstellenden  Arl>eitsordnungen  anbelangt,  dürfte  derselbe, 
insoferne  die  letzteren  für  Regiebauten  Giltigkeit  haben  sollen,  mit  Ausnahme  der 
durch  das  Gesetz  selbst  vorgeschriebenen  Bestimmungen,  derart  durch  die  lokalen, 
essentiellen  und  temporären  Verhältnisse  der  einzelnen  Bauten  beeinflusst  sein,  das.* 
eine  einheitliche  Regelung  desselben,  wenn  nicht  unmöglich,  so  doch  zum  mindesten 
inopportun  erscheint. 


1)  Verpl.  Bull.  S.  405. 
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Dagegen  »eheint  es  mir  gleichermaßen  im  Interesse  zeitgerechter  Ueberprüfung 
der  für  die  Hi lfsanstaltcn  zu  erstellenden  Arbeitsordnungen  durch  die  Aufsichts- 
behörde, wie  auch  behufs  entsprechender  Informationen  der  zur  Vorlage  verpflichteten 
Verwaltungen  über  die  die  Behörde  anlässlich  der  l'el>erprüfung  leitenden  Grundzüge 
gelegen,  für  die  bei  den  Hilfsanstalten  der  einzelnen  Bahn  Verwaltungen  einzuführenden 
Arbeitsordnungen  eine  einheitliche  Grundlage  zu  schaffen. 

Dieses  Ziel  erweift  sich  als  ebenso  wünschenswert,  wie  auch  mit  Rücksicht  auf 
die  einander  analogen  Formen,  unter  denen  der  Arbeitsprozeß*  in  den  einzelnen  einer 
Kategorie  angehörenden  Betrieben  vor  sich  geht,  einerseits  und  anderseits  auf  die 
ziemlich  gleichen  da.s  Arbeitsvcrhältuiss  sonst  bestimmenden  Momente  erreichbar. 

Ich  habe  mich  daher  veranlasst  gefunden,  einen  Entwurf  einer  solchen  Normal- 
Arbeitsordnung  durch  die  hierum t liehen  Organe  ausarbeiten  zu  lassen,  welcher  der- 
ruassen  angeordnet  it>t,  dass  sowohl  die  für  alle  Hilfsanstalten  anwendbareu,  als  auch 
die  den  einzelnen  Arten  derselben  ihrer  prinzipiellen  Besonderheit  nach  angepaß- 
ten, in  eine  Arbeitsordnung  gehörigen  Bestimmungen  darin  insoweit  zum  Ausdrucke 
gelangen,  dass  es  nur  der  durch  die  individuellen  Verhältnisse  bei  den  einzelnen 
dieser  Anstalten  bedingten  Zusätze,  Aenderungen  oder  Auslassungen  bedarf,  um  dieses 
Normal-Schema  jedem  Hilfsanataltsbctrichc  anzupassen. 

Von  diesem  Entwürfe  gehen  der  k.  k.  StaatsbahndirektionBctriebsleitung  unter 
Einem  10  Exemplare  mit  der  Aufforderung  zu,  den  Wortlaut  desselben  bei  Aue- 
arbeitung  der  einzelnen  Arbeitsordnungsentwürfe  nach  Massgabe  des  vorstehend  Ge- 
sagten zugrunde  zu  legen  und  im  Falle  als  Abänderungen,  Zusätze  oder  Auslassungen 
diesem  Entwürfe  gegenüber  in  den  dortseitigen  Elaboraten  vorgenommen  werden  sollten, 
dieses  bei  Vorlage  dieser  letzteren  an  die  k.  k.  Gcneralinspcktion  der  Österr.  Eisen- 
bahnen jeweilig  äusserlich  ersichtlich  zu  machen. 

Zu  dem  Inhalte  dieses  Entwurfes  finde  ich  noch  Nachstehendes  zu  bemerken: 

Die  in  den  >?§  7  und  8  enthaltenen,  die  Arbeitstage,  Arbeitszeit,  Arbeitspausen, 
sowie  die  Sonn-  und  Feiertag*arl>eit  regelnden  Bestimmungen  sind  teils  dem  Gesetz«* 
entnommen,  teils  enthalten  sie  die  Formulierung  jeuer  Grundsätze,  welche  in  den  im 
Sinne  der  8  und  13  des  Gesetzes  zu  erlassenden  diesbezüglichen  Durchführungs- 
vorschriften, deren  Erscheinen  bevorsteht,  niedergelegt  werden  sollen. 

Was  die  im  ij  7  des  Entwurfes  vorgesehenen  Bestimmungen  über  den  Schicht- 
wechsel bei  den  ununterbrochen  (auch  an  Sonntagen  betriebenen)  Beleuchtungsanstalten 
betrifft,  so  wird  die  auf  Grund  des  £  7  des  Gesetzes  ergehende  Durchführungsverord- 
nung nachstehende,  bei  Abfassung  der  Arlwitsordnung  zu  beachtende  Grundsätze 
enthalten : 

Bei  den  ununterbrochen  betriebenen  Beleuchtungsanstalten  ist  für  diejenigen 
Arbeiter,  deren  Verrichtungen  mit  dem  kontinuierlichen  Betriebe  unmittelbar  zusammen- 
hängen, eine  mit  Einrechnung  der  im  «j  7  des  Entwurfes  der  Arbeitsordnung  aufge- 
führten Arbeitspausen  12  Stunden  täglich  betragende  Arbeitsschicht  gestattet 

Behufs  Ermöglichung  des  wiederkehrend  erforderlichen  Schichtwechsels,  l>ezw. 
des  Uebcrganges  von  der  Tag-  zur  Nachtarbeit  bei  den  vorbezeichneten  Hilfsanstalten 
wird,  soferne  die  Ablösung  beim  Wechsel  der  Wochenschichten  durch  eine  einmal  in 
der  Woche  für  die  Dauer  von  12  Stunden  eintretende  lleserveschicht,  oder  durch  die 
Einschiebung  von  zwei  6-stündigcn,  bezw.  drei  8-stündigen  Uebergangsschichten  am 
Schlüsse  der  Woche  im  Hinblick  auf  die  bestehenden  Verhältnisse  nicht  möglich 
wäre,  gestattet,  dass  jede  Arbeiterschicht  einmal  in  der  Woche  eine  lS-stündige  Arbeits- 
periode einhält. 

Dagegen  ist  die  Bewerkstelligung  des  Sehichtcnwcchsels  durch  eine  wöchentlich 
einmalige  24-stündige  Arbeitsperiode  nicht  gestattet. 

Jene  Tage,  an  welchen  den  Arbeitern  die  zum  Besuche  des  Vormittagsgottes- 
dienstes nötige  Zeit  im  Sinne  des  Jj  14  des  Gesetzes  einzuräumen  ist,  sind  in  den 
vorzulegenden  Entwürfen  offen  zu  halten  und  werden  in  dieselben  anlässhch  deren 
Genehmigung  durch  die  Aufsichtsbehörde  ex  offo  auf  Grund  der  diesbezüglichen  im 
Sinne  des  zitierten  Gesetzesparagraphen  zu  erlassenden  Verordnung  eingesetzt  werden. 

Arbeitsordnung 

für  das  in  der  ....    Bezeichnung  der  Hilfsanstnlt  i  der  ....  >  Name  der  Haluivcrwultungi 
in  ...  .  (BetricbM.rt  der  Hilkanstah)  beschäftigte  Personal. 

Nur  für  Werkstätten.  Für  alle  Hilfsanstalten. 

Personal. 

SS  i. 

Iu  der  .  .  .  (Bezeichnung  der  Hilfsanstalt I  werden  be- 
schäftigt : 
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Nur  für  Werkstätten. 


und  c.  Lehrlinge. 


ebenso  nuch  für  die  Lehr- 
linge, jedoch  nur  nach  Mass- 
gabe der  Vorschriften  der 
§§  49  bis  52  des  Gesetzes 
vom  28.  Juli  1902,  R.O.B1. 
No.  156. 

und  Lehrlinge  über  14  Jah- 
re, letztere  auf  Grund  eines 
Lehrvertrages  für  eine  .  . 
jährige  Lehrzeit. 

und  I^ehrlinge 


sowie  den  Lehrlingen,  wel- 
che den  gewerblichen  Fort- 
bildung*- oder  einen  ande- 
ren gleichwertigen  Unter- 
richt noch  nicht  erfolgreich 
absolviert  haben, 

Die  LVberwaebung  des 
regelmässigen  Schulbe- 
suches der  Lehrlinge  wird 
von  .  .  .  (hier  ist  du«  betr. 
Aufsichtsorirnn  der  Bahnvcr- 
waltung  anzugeben)  besorgt. 


Für  alle  Hilfsanatalten. 

A.  Definitiv  oder  provisorisch  auf  Gmnd  der  bei  der 
.  .  .  (Name  der  Bahnverwaltung)  jeweilig  bestehenden  Dienst- 
ordnung (Dienstpragmatik  u.  dgl.)  angestellte  Bedienstete. 

B.  Arbeiter  (§  :$  de«  Gesetzes  vom  28.  Juli  1902, 
R.G.B1.  No.  156), 


8  2. 


Für  die  unter  A  bezeichneten  Bediensteten  gelten 
rückeicbtlich  des  Arbeitsverhältnisses  ausser  den  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  oben  erwähnten  Dienst- 
ordnung (Dienst pragmatik  u.  dgl.),  ausserdem  jene  der 
5H5  5,  7,  8,  9,  10  dieser  Arbeitsordnung. 

§  3. 

Für  die  unter  Ii  angeführten  Arbeiter  gelten  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  dieser  Arbeitsordnung, 


§  4. 

Aufnahme.  Aufgenommen  werden  nur  erwachsene 
männliche  Arbeiter  zwischen  den  vollendeten  .  .  Lebens- 
jahren, 


Die  Aufnahme  der  Arbeiter 

erfolgt  durch  den  Vorstand  der  ....  (Bezeichnung  der 
Hilfsanstalt)  gegen  Uebergabe  des  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Arbeitsbuches  und  des  bahnärztlichen  Zeugnisses 
über  die  körperliche  Eignung  des  Bewerbers. 

Das  Arbeitsbuch  wird  von  der  ....  leitung  gegen 
Ausstellung  einer  Bestätigung  in  Aufbewahrung  genom- 
men und  heim  ordnungsmäßigen  Austritte  wieder  aus- 
gefolgt. 

Arbeiterkategorien. 

§  5 

Die  in  der  .  .  .  (Bezeichnung  der  Hilfsanstalt)  beschäf- 
tigten Arbeiterkategorien  sind  : 

(Anzuführen  nach  den  Gruppen,  die  sieh  aus  den  Arbeits- 
prozessen ergeben,  z.  B.  .Schlosser,  Schmiede,  Dreher,  Mon- 
teure, Tischler,  Spengler,  Lackierer,  Sattler,  Maschinisten, 
Heizer,  Handlanger  etc.  etc.). 

Die  Einreihung  in  eine  dieser  Arbeiterkategorien  ent- 
hebt den  Betreffenden  nicht  von  der  Verpflichtung,  sich 
vorkommenden  Falls  auch  zu  einer  anderen,  seinen  Fähig- 
keiten und  physischen  Kräften  entsprechenden  Arbeit 
verwenden  zu  lassen.  Der  Lohn  für  die  neu  zugewiesene 
Arbeit  darf  jedoch  nicht  geringer  einerseits  als  der  von 
dem  betreffenden  Arbeiter  in  seiner  bisherigen  Verwendung 
bezogene,  anderseits  als  der  für  die  ihm  neu  zugewiesenen 
Verrichtungen  im  allgemeinen  sein. 

Schulunterricht. 

Arbeitern  im  Alter  von  16  bis  18  Jahren, 


wird  die  zum  Besuche  der  bestehenden,  allgemein  gewerb- 
lichen, sowie  der  fachlichen  Fortbildungsschulen  erforder- 
liche Zeit  eingeräumt  und  sind  sie  zum  Besuche  dieser 
Schulen  verhalten. 
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§  7. 

Für  bei  Tag  und  Nacht,  bezw.  für  ununterbrochen  betriebene  Hilfs- 
anstalten (Imprägnierung»-  und  Beleuchtungsanstalten): 

a>  Die  beim  Tag-  und  Nachtbetriebe  (ununterbrochenem  Betriebe)  beschäftigten 
(z.  B.  beim  Beschicken  und  Entleeren  der  Impriignierungskessel  und  bei  der  Wartung  der 
Maschincnkessel  (»der  bei  der  Bedienung  der  Retorten,  bei  der  Gasreinigung  und  Gas- 
verteilung etc.  oder  bei  der  Bedienung  der  Dynamos  und  der  Hilfsapparate,  sowie  der 
Maschinen  und  Kessel) 

Personen  arbeiten  in  zwei  Schichten  und  zwar:  die  Tagesschicht  von  .  .  Uhr  morgen« 
bis  .  .  Uhr  abends  und  die  Nachtschicht  von  .  .  Uhr  abends  bis  .  .  Uhr  früh. 

Der  wöchentlich  vorzunehmende  Wechsel  der  Tag-  und  Nachtschicht  erfolgt  in 
der  Weise,  dass  .... 

(Hier  ist  die  unter  Berücksichtigung  der  im  Vcrorduungswege  hiefür  zu  erlassenden 
Vorschriften  gewühlte  Form  des  Schichtwechsels  genau  anzugeben.) 

Die  Ruhepausen  bei  diesen  Tag-  und  Nachtschichten  werden  auf  die  aus  dem 
Betriebe  selbst  sich  ergebenden  freien  Zeitpunkte  verlegt  (oder  bei  den  elektrischen 
Anlagen  im  Wege  der  Abwechslung  des  Personals  eingehalten,  oder  auf  die  aus  dem 
Gange  der  Arbeit  sich  ergebenden  freien  Zeitpunkte  verlegt),  betragen  jedoch  nicht 
weniger  als  l'/;  Stunden. 

b)  Für  die  nicht  beim  ununterbrochenen  Betriebe,  und  zwar  bei  .  .  .  (Aufzählung 
der  Beschäftigung)  beschäftigten  Arbeiter  ist  die  tägliche  Arbeitszeit  mit  .  .  Stunden, 
von  .  .  Uhr  morgens  bis  .  .  Uhr  abends  festgesetzt. 

Die  Arbeitspausen  für  dieses  Personal  sind:  Vormittag  von  .  .  Uhr  bis  .  .  Uhr, 
Mittag  von  .  .  Uhr  bis  .  .  Uhr,  Nachmittag  von  .  .  Uhr  bis  .  .  Uhr. 

Für  bloss  bei  Tag  betriebene  Hilfsanstalten. 

Die  tagliche  Arbeitszeit  l*trägt  .  .  Stunden.  Dieselbe  beginnt  um  .  .  Uhr  mor- 
gens und  dauert  bis  .  .  Uhr  abends. 

Die  Arbeitspausen)  ist  (sind):  Vormittag  von  .  .  Uhr  bis  .  .  Uhr,  Mittag  von 
.  .  Uhr  bis  .  .  Uhr,  Nachmittag  von  .  .  Uhr  bis  .  .  Uhr. 

Vor  Schluss  der  Arbeit  wird  den  Arbeitern  jedesmal  .">  Minuten  Zeit  zum  Waschen, 
am  Schlusstage  der  Woche  jedoch  hiezu  und  zum  Reinigen  der  Hilfsmsschinen  etc. 
eine  halbe  Stunde  Zeit  gewahrt. 

Für  alle  Hilfsanstalten. 

Arbeitstage,  Arbeitszeit,  Arbeitspausen,  Sonn-  und  Feicrtagsarbeit. 
Der  Anfang  und  Schluss  der  Arbeitszeit  wird  durch  ein  Zciehen  mit  .  .  bekannt 
gegeben. 

Sofern  die  ungestörte  Aufrechterhaltung  des  Verkehres  infolge  plötzlicher,  durch 
Naturereignisse  oder  Unfälle  hervorgerufener  Betriebsstörungen  oder  infolge  sonstiger 
zwingender  Umstände  unvorhergesehen  ein  vermehrtes  Arbeilsbedürfnis  zur  Folge  hat, 
kann  eine  Ueberschrcitung  der  täglichen  Arbeitszeit  von  der  .  .  .  angeordnet  werden. 
Erfordert  der  Dienst  die  Einführung  eines  ununterbrochenen  Betriebes,  so  wird  sofort 
dafür  Vorsorge  getroffen,  dass  die  Beschäftigten  so  bald  als  möglich  abgelöst  werden 
und  sodann  eine  entsprechend  verlängerte  Ruhezeit  gemessen  können. 

Sonstige  Ueberstunden  werden  nur  nach  vorher  erhaltener  behördlicher  Bewilli- 
gung angeordnet  und  wird  der  Wortlaut  der  letzteren  durch  Anschlag  in  den  Arbeits- 
räumen bekannt  gemacht. 

Die  Arbeiter  sind  verpflichtet,  die  angeordneten  Ueberstunden  zu  leisten.  Die 
Ueberstunden  werden,  unbeschadet  der  entgegenstehenden  Bestimmungen  der  für  da* 
definitive  Personal  erlassenen  Dienstordnung,  besondere  entlohnt. 

Im  Falle  als  die  Arbeitszeit  wegen  Verminderung  der  Arbeit  verkürzt  werden 
muss,  wird  dies  den  Arbeitern  zu  einem  der  Dauer  der  Kündigungsfrist  entsprechen- 
den Termine  vorher  bekannt  gegeben. 

Die  Arbeit  kann  auch  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Arbeitsortes  gefordert  werden. 

Nur  für  Werkstätten. 

Lehrlinge  werden  zur  Uebcrstundenarbeit,  sowie  zur  Nachtarbeit,  d.  i.  in  den 
Stunden  von  8  Uhr  abends  bis  Ii  Uhr  morgens  nicht  verwendet. 

§  B. 

Für  kontinuierlich  betriebene  Beleuchtungsanstalten. 
An  Sonntagen  ist  die  regelmässige  Arbeit  auf  nachstehende  Verrichtungen 
beschränkt  : 


Digitized  by  Google 


♦)1H 


für  Gasanstalten  : 

a)  Kohlenzufuhr  aus  den 
AnstAltsdejiots  zudenOefen, 

b)  Bedienung  der  Retor- 
ten, 

c|  Gawinigung  und  Cias- 
verteilung, 


für  Anstalten  zu  Zwecken  der  elektriscken  Beleuchtung: 

a)  Beaufsichtigung  und  Bedienung  der  Stromcrzeu- 
gungsanlage,  Transformatoren,  l'mforaier,  Motoren  und 
der  Hilfaapparate, 

b)  mit  der  Bedienung  der  Akkumulatorenanlagtn 
verbu nden e  Arbei ts verri ch t u ngen , 

c)  Instandhaltung  und  Bedienungder  Lampen,  I/eucht- 
d)  Lagerung  de*  Coaks  im     korper   und  der  dieselben   speisenden  Leitungnanlagen 

Bereiche  der  (ta^anxtalt.        nebst  allem  Zugchör. 

Den  hiebei  beschäftigten  Arbeitern  wird  eine  24-stiindige  Ruhezeit  am  nächsten 
Sonntag  gewährt,  oder  (fallt*  dies  nicht  m.^lich  ist)  

Für  die  hiebei  beschäftigten  Arbeiter  hat  die  am  Sonntage  aus  dem  Schicht- 
wechsel sich  ergebende  IS-stündige  Ruhezeit  als  Krsatzruhe  zu  gelten. 

Ausser  den  vorstehend  bezeichneten  regelmässigen  Verrichtungen  ist  an 
Sonntagen  die  Arbeit  zulässig  bei:  


Für  alle  Hilfsanstalten. 


Für  alle  Hilfsanstal- 
ten, mit  Ausnahme 
der  ununterbrochen 
b e t r i  e b e n en  Beleuch- 
tungsanstalten. 
An  Sonntagen  ruht  die 
Arbeit. 

Ausgenommen  von  dieser 
Bestimmung  sind  nur:  1)  Die  an  den  Arbeitslokalcn  und  Werksvorrichtungen 

vorzunehmenden  Säuberung«-  und  Instandhaltungsarbeiten, 
dureh  welche  der  regelmässige  Fortgang  des  Betriebes  be- 
dingt ist  und  welche  ohne  wesentliche  Störung  des  Be- 
triebes oder  ohne  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  an  Wochentagen  nicht  verrichtet  werden  können. 
2}  Die  erforderliche  Bewachung  der  .  .  (Hilfsanstalt). 
:i)  Sonstige  unaufschiebbare  Arbeiten  vorübergehen- 
der Natur,  welche  entweder  aus  öffentlichen,  insbesondere 
sicherheitspolizeilichen  Rücksichten  oder  behufs  ungestör- 
ter Aufrechterhaltung  des  Verkehres  oder  in  Notfällen 
Ausserdem  ist  die  Sonn-     vorgenommen  werden  müssen, 
tagsarbeit    mit  Beschrän- 
kung auf  die  unumgänglich 
notwendigen  Arbeiteperso- 
neu  gestattet  zum  Zwecke 
der  Beleuchtung  der  Hilfs- 
anstalt oder  anderer  den 
Bahnzwecken  dienender  An- 
lagen, sowie  zur  Beheizung 
der  Arbeitsräume,  schliess- 
lich  des   Anheizens  der 
Dampfkessel  vor  Beginn  des 
montägigen  Betriel>es. 

5.  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  2.  Dezember  1902 
zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902,  R.G.B1.  Kr.  220, 
botr.  eine  teilweise  Abänderung  beziehungsweise  Ergänzung  der  Be- 
stimmungen über  die  Versorgungsgenüsse  der  Civilstaatsbeamten 
(Staatsieh rporsonen),  der  nach  den  Civilpensionsvorsohrlften  bebandelten 
Gendarmeriemannschaftspersonen  und  Gendarmeriekanzleidiener,  sowie 
der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  pensionierten  und 
provisionierten  Civilstaatsbodiensteten.  (R.G.B1.,  CXIV.  Stück  ex  1902.) 

6.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  4.  Dezember  1902, 
betr.  die  Arzneitaxe  für  das  Jahr  1903.  (K.G.B1.,  CXV.  Stuck,  ex  1902.) 

§  7.  Die  Ausfolgung  von  Arzneien  auf  Rezeptkopien  und  das  Ko- 
pieren  von  Rezepten  in  don  Apotheken  ist  untersagt,  es  sei  denn,  dass 
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das  letztere  durch  bestimmte  Umstände,  z.  B.  wegen  der  Dispensation 
einer  Arznei  auf  Kosten  öffentlicher  Fonde,  von  Hunianitätsanstalten,  von 
Krankenkassen,  von  Vereinen  u.  dergl.  geboten  ist,  in  welchem  Falle  je- 
doch die  Veranlassimg  zur  Anfertigung  der  Rezeptkopien  auf  dieser  zu 
bemerken  ist. 

§  1<>.  Bei  der  Dispensation  von  Arzneien  auf  Rechnung  öffentlicher 
Fonde,  von  Humanitätsanstalten,  Krankenkassen  u.  dergl.,  sowie  für  Un- 
bemittelte, dann  über  besonderes  Verlangen  der  Parteien  sind  nur  die  in 
der  Taxe  billigst  angeführten  Behaltnisse  in  Anwendung  und  Rechnung 
zu  bringen,  insofern  nicht  gemäss  §  18  der  Ordinationsnorm  vom  17.  Marz 
1891,  R.G.B1.  No.  45,  von  einer  Anrechnung  von  Gefässen  abzusehen  ist. 

Dasselbe  hat  stattzufinden,  wenn  wegen  Mittellosigkeit  des  Arznei- 
bedürftigen vom  Arzte  die  Bemerkung :  ..Fiat  expeditio  simplex"  dem  Re- 
zepte beigefügt  ist. 

Die  in  der  Ordinationsnorm  vom  17.  März  1891,  R.G.B1.  No.  45,  vor- 
gesehenen Vereinfachungen  und  Ermässigungen  der  Arzneiberechnung  haben 
bei  der  Dispensation  von  Arzneien  für  Rechnung  der  nach  dem  Kranken- 
versicherungsgesetze vom  30.  März  1888,  R.G.B1.  No.  33,  eingerichteten 
sowie  der  unter  staatlicher  Kontrollo  stehenden  Krankenkassen  zur  An- 
wendung zu  kommen,  wenn  nicht  durch  das  ärztliche  Rezept  besondere 
Vorschriften  gegeben  sind. 

Bei  der  Taxierung  von  Rezepten  für  Rechnung  der  nach  dem  Kranken- 
versicherungsgesetze eingerichteten  sowie  der  unter  staatlicher  Kontrolle 
stehenden  Krankenkassen  ist  vom  Apotheker  ein  Nachlass  in  der  Höhe 
von  mindestens  5  Proz.  des  ermittelten  taxmässigen  Arzneipreises  zu 
zu  gewähren. 

Höhere  Nachlässe  bleiben  der  Vereinbarung  zwischen  Apothekern  und 
Krankenkassen  überlassen. 

In  streitigen  Fällen  sind  die  politischen  Landesbehörden  ermächtigt, 
den  Apotheken  eines  bestimmten  Krankenkassengebietes,  insbesondere  der 
Hauptstädte  und  Industrieorte,  nach  Massgabe  des  in  demselben  statt- 
findenden Meflikamentenumsatzes  für  Rechnung  der  gedachten  Kranken- 
kassen sowie  nach  Massgabe  der  lokalen  Verhältnisse  einen  höheren 
Prozentnachlass,  und  zwar  bis  15  Proz.  des  gesamten  Taxpreises 
vorzuschreiben,  wobei  stets  ein  gleichmässiges  Vorgehen  bezüglich  aller 
Apotheken  des  betreffenden  Gebietes  zum  Zwecke  der  Hintanhaltung  von 
Störungen  der  regelmässigen  Medikamentenversorgung  des  Publikums 
innerhalb  der  amtlich  festgesetzten  Absatzgebiete  der  Apotheker  zu  be- 
obachten ist. 

§  12.  Für  das  zehnfache  Atismass  (Menge,  Stückzahlt  der  in  der 
Arzneitaxe  enthaltenen  Mittel  ist  nur  der  achtfache  Preisansatz  der 
Taxe  in  Anrechnung  zu  bringen;  bei  Abgabe  des  hundertfachen  Aus- 
masses  ist  wieder  nur  der  achtfache  Betrag  des  für  das  zehnfache 
Ansmass  giltigen  Ansatzes  (das  ist  das  V  i  e  r  u  n  d  s  e  c  h  z  i  g  f  a  c  h  e  des 
einfachen  Ansatzes)  zu  berechnen. 

Dieser  erniedrigte  Preisansatz  hat  auch  dann  in  Anwendung  zu 
kommen,  wenn  bei  der  Taxierung  für  ein  Ansmass  (Menge,  Stückzahl) 
von  Arzneimitteln  unter  dem  Zehnfachen  beziehungsweise  Hundert- 
fachen der  in  der  Arzneitaxe  enthaltenen  Dosis  ein  höherer  Betrag  sich 
ergiebt,  als  dem  ermässigten  Preisansatze  für  die  grössere  Menge  ent- 
sprechen würde. 
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7.  Verordnung  des  Handelminieteriunia  im  Einvernehmen  mit  den 
Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  27.  Dezember  1902, 
mit  welcher  Durchführungsbestimmungen  zum  Gesetze  vom  25.  Fe- 
bruar 1802,  B.G.B1.  No.  48 1),  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung 
der  Gewerbeordnung  erlassen  werden.  (R.G.BL,  CXXII.  Stück  ex  1902. 
8.  787.. 

e)  Erlasse  der  Landes-Centralbehftrden. 

1.  Erlass  der  k.  k.  niederösterreichisohen  Statth alterei,  vom  1.  Sep- 
tember 1002  an  alle  Besirkshauptmannsohaften  Niederösterreicha,  betr. 
die  sanitätsgemftsse  Unterbringung  zugewanderter  Feldarbeiter. 

In  letzter  Zeit  mehren  sich  die  Anzeigen  über  das  Auftreten  von 
Infektionskrankheiten  unter  den  zur  Erntezeit  aus  verschiedenen  Gegen- 
den, namentlich  aus  Ungarn  eingewanderten,  bei  grosseren  Gutsinhabungen 
beschäftigten  Arbeitern  und  deren  Familien.  Diese  sind  nicht  selten  in 
äusserst  tingünstigen  Massenquartieren  schlimmster  Art  untergebracht, 
woselbst  sie  auf  Stroh  schlafen.  Eine  Trennung  der  Geschlechter  und 
Familien  findet  in  der  Regel  nicht  statt  und  erinnern  die  Verhältnisse 
lebhaft  an  die  seinerzeit  unter  den  Arbeitern  der  grösseren  Ziegelwerks- 
unternehmungen  bestandenen  Uebelstände  gleicher  Art.  Durch  diese 
höchst  bedenklichen  sanitären  Zustände  wird  der  Ausbreitung  einge- 
schleppter Infektionskrankheiten  wesentlich  Vorschub  geleistet  und  der 
Gesundheitszustand  der  ortsansässigen  Bevölkerung  gefährdet. 

Aus  diesem  Grunde  sowie  aus  Gründen  der  Humanität  erscheint 
ein  Eingreifen  der  Behörden  behufs  Abstellung  der  vorhandenen  Uebel- 
stände und  Besserung  der  Untorkunfts Verhältnisse  dringend  notwendig. 

Die  Handhabung  der  sanitätspolizeilichen  Vorschriften  in  Bezug  auf 
Wohnungen  steht  nach  §  3  des  Reichssanitätsgesetzes  vom  30.  April 
1870,  R.G.B1.  No.  08,  bzw.  der  Statthaltereiverordnung  vom  4.  Februar 
1884,  L.G.B1.  No.  9,  den  Gemeinden  im  selbständigen  Wirkungskreise  zu. 

Es  werden  daher  die  Gemeinden  unter  Hinweis  auf  die  in  zahl- 
reichen, zur  vorübergehenden  Unterbringung  von  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitern bestimmten  Unterkunftsstätten  herrschenden  sanitären  Uebelstände 
auf  diese  Bestimmungen  mit  der  Aufforderung  aufmerksam  zu  machen 
sein,  die  zur  Abstellung  der  Uebelstände  notwendigen  Verfügungen  im 
eigenen  Wirkungskreise  zu  treffen. 

Behufs  möglichst  gleicher  Beurteilung  der  einzelnen  Fälle  sollen  im 
nachstehenden  jene  Gesichtspunkte  bekannt  gemacht  werden,  welche  im 
allgemeinen  bei  der  Unterbringung  einer  grösseren  Arbeiteranzahl  als 
Richtschnur  zu  dienen  haben. 

1)  Für  alle  Arbeiter,  welche  auch  nur  vorübergehend,  z.  B.  während 
der  Erntezeit  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigt  werden,  ^ind 
von  der  betreffenden  Gutsinhabung  Wohnungen  beizustellen,  welche  den 
Bestimmungen  der  Bauordnung  und  billigen  sanitären  Anforderungen  ent- 
sprechen. 

2)  Massenquartiere,  das  sind  Räume,  in  welchen  die  Arbeiter  beiderlei 
Geschlechtes,  verheiratete  und  ledige  Personen  und  Kinder  zusaimneu 
untergebracht  sind,  müssen  aus  sanitären  und  sittlichen  Gründen  als  un- 
zulässig bezeichnet  werden. 

1)  Versl.  „Bulletin".  S.  i:.0. 
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3)  Für  Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes  sind  getrennte  Unterkunfts- 
ränme  notwendig,  welche  genügend  trocken,  direkt  beleuchtet  und  mit 
einem  Fussbodenbelag  versehen  sein  müssen.  Durchschnittlich  soll  ein 
Luftraum  von  mindestens  10  m*  und  ein  Flächenraum  von  mindestens 
4  m*  auf  den  Kopf  entfallen. 

4)  Es  unterliegt  keinem  Anstände,  Arbeiter  verschiedenen  Geschlechtes, 
sofern  sie  einer  Familie  angehören,  in  besonderen  Räumen  unterzu- 
bringen, deren  Grösse  in  Bezug  auf  Luftausmass  und  Flächeuinhalt 
in  einem  annehmbaren  Verhältnisse  zur  Zahl  der  Familienmitglieder  steht. 

5)  Die  Verwendung  von  übereinander  befindlichen  Bettgestellen  (so- 
genannten Etagenbetten^,  sowie  das  Schlafen  der  Arbeiter  auf  dem  Fuss- 
boden ist  unzulässig.  Jedem  Arbeiter  ist  eine  Bettstelle  anzuweisen  und 
muss  diese  mit  einem  Strohsacke  und  Kopfpolster  versehen  sein. 

6)  Wenn  irgend  möglich,  ist  den  Arbeitern  ein  eigener  Raum  zur 
Bereitung  und  Einnahme  ihrer  Mahlzeiten  zuzuweisen. 

7)  Wenn  die  Schlafräume  gleichzeitig  zum  Kochen,  zur  Einnahme 
der  Mahlzeiten  und  als  Aufenthaltsräume  überhaupt  verwendet  werden 
sollen,  so  ist  ein  den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechendes,  wesentlich 
höheres  Luft-  und  Flächenaustnass  pro  Kopf  anzunehmen. 

8)  Den  Arbeitern  sind  in  angemessener  Xähe  ihrer  Wohnungen  bau- 
ordnungsmässige  Aborte  in  entsprechender  Anzahl  zur  Verfügung  zu  stellen. 

!>/  Arbeiterwohnungen,  welche  auch  wahrend  der  Winterszeit  bewohnt 
werden,  müssen  heizbar  sein. 

10)  Der  Bezug  geeigneten  Trinkwassers  für  die  Arbeiterbevölkerung 
ist  sicherzustellen. 

Kraft  des  im  §  1  des  Reichs-Sanitätsgesetzes  vorgesehenen  Ober- 
aufsichtsrechtes der  Staatsverwaltung  werden  die  politischen  Behörden 
erster  Instanz  auf  die  eben  berührten,  zunächst  in  den  selbständigen 
Wirkungskreis  der  Gemeinde  fallenden  Zustände  ein  besonderes  Augen- 
merk zu  richten  und  vorkommenden  Falles  die  zur  Abstellung  erhobener 
sanitärer  Uebelstände  notwendigen  Verfügungen  im  Rahmen  der  bestehen- 
den gesetzlichen  Vorschriften  zu  treffen  haben. 

IIa.  Bosnien  und  Hercegowina. 

Verordnung  der  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Heroe- 
go vina  vom  3.  September  1902,  Z.  116.023/1.,  mit  welcher  das  Normal- 
statut für  Betriebskrankenkassen  bei  gewerblichen  Unternehmungen 
in  Bosnien  und  der  Hercegovina  kundgemacht  wird.  Genehmigt  mit 
Erlass  des  hohen  gemeinsamen  Ministeriums  vom  5.  Juli  1902,  Z.  0445 
ex  1901.  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Bosnien  und  die  Hercegovina. 
XVIII.  Stück  ex  1902,  S.  23<Ü 

III.  Belgique.  Belgien. 

1.  Ar  röte  Royal,  en  date  du  8  octobre  1  9  < )  2 ,  concernant 
le  classement  des  fabriques  d'aldehyde  formique  ou  formol 
parmi  les  etablissemonts  dangereu x,  insalubres  ou  incom- 
modes. 

Königlicher  Erlass  vom  8.  Oktober  1902  betr.  die  Einreibung  der 
Formaldehyd  oder  Pormol  erzeugenden  Fabriken  in  das  Verzeichnis 
der  gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe. 
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Art.  1 .  Die  Formaldehyd  odor  Formol  erzeugenden  Fabriken  sind  in 
das  Verzeichnis  der  gefahrliehen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Be- 
triebe einzureihen. 

Li  der  dem  Königl.  Erlasse  vom  31.  Mai  1887  beigegebenen  Liste 
sind  sie,  wie  folgt  aufzuführen. 

Bezeichnung:  Klange:  Uebelstand: 

Fabrikation  von  Formaldehyd        1  B*       Feuergefahr,  unangenehmer  Geruch,  rei- 
oder  Formol.  zendc  Ausdünstungen. 

Art.  2.  Mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  ist  unser  Minister  für 
Industrie  und  Arbeit  betraut. 

2.  Arrete  Royal,  en  date  du  17  novembre  1902,  modi- 
fiant  l'a riete  royal  du  25  mars  189 0,  portant  reglementa- 
tion  du  travail  dans  los  fabriques  d'allumettes  chimiques. 

Königlicher  Erlass  vom  17.  November  1902  zur  Abänderung  des 
Kgl.  Erlasses  vom  25.  Mär*  1880,  betr.  dio  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen in  Zündhölzchenfabriken. 

Art.  1.  Der  Art.  1,  Litt.  G  dos  Kgl.  Erlasses  vom  25.  März  189*  > 
wird  abgeändert  und  lautet  wio  folgt: 

„Alle  Arbeiter,  die  in  Betrieben  beschäftigt  sind,  in  welchen  weisser 
Phosphor,  Phosphormasse ,  Weissphosphorzündhölzchen  oder  Schachteln, 
deren  Reibfläche  weissen  Phosphor  enthält,  erzeugt  werden,  sollen  einmal 
in  jedem  Monat  durch  einen  seitens  des  Industrie-  und  Arbeitsministeriums 
zu  ernennenden  Arzt  untersucht  werden. 

Die  Kosten  dieser  ärztlichen  Untersuchung,  die  durch  einen  Ministerial- 
erlass  festzustellen  sind,  fallen  zu  Lasten  der  Fabrikanten. 

An  chronischem  Phosphorismus  erkrankte  Arbeiter  sollen  dauernd 
aus  den  vorgenannten  Betrieben  entfernt  werden. 

Arbeiter,  die  einen  hohlen,  nicht  verschlossenen  Zahn  haben,  femer 
diejenigen,  die  Symptome  einer  Zahnfleischentzündung  oder  einer  Mund- 
entzündung aufweisen,  wie  auch  endlich  diejenigen,  deren  allgemeiner 
Gesundheitszustand  im  Augenblicke  der  ärztlichen  Untersuchung  unbe- 
friedigend ist,  sollen  vorübergehend  aus  den  vorgenannten  Betrieben  ent- 
fernt werden. 

Der  hierzu  ernannte  Arzt  soll  in  einem  Spezialregister,  dessen  Modell 
ihm  durch  die  Verwaltung  geliefert  wird,  die  Befunde  der  monatlichen 
Untersuchungen  aufzeichnen. 

Dieses  Register  wird  dem  Unternehmer  zur  Verwahrung  übergeben 
und  soll  von  diesem  jederzeit  den  Vertretern  der  Behörde  auf  deren  Ver- 
langen zur  Verfügung  gestellt  werden.'' 

Art.  2.  Mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  ist  unser  Minister  für 
Industrie  und  Arbeit  beauftragt. 

3.  Arrete  Royal,  en  date  du  17  novembre  1902,  modi- 
fiaut  1?  arrete  royal  du  31  decembre  1893,  concernant  la 
fabrication  de  1  a  ceruse  et  autres  composes  de  ploiüb. 

Königlicher  Erlass  vom  17.  November  1902  cur  Abänderung  des 
Kgl.  Erlasses  vom  31.  Dezember  1883,  betr.  die  Fabrikation  von  Blei- 
weiss  und  anderen  Bleiverbindungen. 

Art.  1.  Der  Art.  2  des  Kgl.  Erlasses  vom  31.  Dezember  1894  wird 
folgeudormassen  abgeändert  : 

A.  No.  4  wird  gestrichen; 

B.  An  Stelle  der  No.  8  treten  folgende  Bestimmungen : 
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„8,  Es  sind  alle  in  Fabriken  von  Bleiweiss  und  von  Bleiverbindungen 
beschäftigten  Arbeiter  einmal  in  jedem  Monat  durch  einen  seitens  des 
Industrie-  und  Arbeitsministeriums  zu  ernennenden  Arzt  zu  untersuchen. 
Die  Kosten  dieser  Untersuchung,  die  durch  einen  Ministerialerlass  fest- 
gestellt werden,  fallen  zu  Lasten  der  Unternehmer. 

Es  sind  von  den  Arbeiten,  die  den  Arbeiter  der  Vergiftung  aus- 
setzen, diejenigen  Arbeiter  dauernd  zu  entfernen,  die  an  chronischem 
Saturnismus  leiden  oder  Symptome  einer  akuten  Bleivergiftung  aufweisen. 

Vorübergehend  sind  aus  den  Betrieben  die  Arbeiter  zu  entfernen, 
deren  allgemeiner  Gesundheitszustand  im  Augenblicke  der  Ärztlichen  Unter- 
suchung unbefriedigend  ist. 

Es  ist  nach  einem  durch  die  Verwaltung  zu  liefernden  Modelle  ein 
Spezialregister  zu  führen,  in  welches  der  ernannte  Arzt  die  monatlichen 
Befunde  eintragen  soll. 

Dieses  Register  ist  auf  Verlangen  jederzeit  den  Vertretern  der  Be- 
hörde vorzulegen." 

Art.  2.  Mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  ist  unser  Minister  für 
Industrie  und  Arbeit  beauftragt, 

IV.  Etats-Unis  de  Bresil.  Vereinigte  Staaten  von  Brasilien. 

Para. 

Lei  Xo.  830,  de  22  de  outubro  de  1902.  Considora  func- 
cionarios  publicos  paro  o  fim  das  vantageus  estabelecidas 
pela  lei  Xo.  414  de  12  de  maio  de  18 DG  os  operarios  das 
o  f  f  i  c  i  n  a  s  m  a  n  t  i  d  a  s  p  e  1  o  E  s  t  a  d  o. 

Gesets  Hb.  880  vom  22  Oktober  1002,  betr.  die  Ausdehnung  der 
Vorteile  deß  Gesetzes  No.  414  vom  12.  Mai  1886  auf  die  Arbeiter  der 
Staatsbetriebe. 

Art.  1.  Die  Arbeiter  der  durch  den  Staat  unterhaltenen  Werkstatten, 
bestehend  aus  den  gewöhnlichen  Belegschaften,  die  Tagelohn  beziehen, 
werden  als  öffentliche  Beamte  betrachtet,  damit  auf  sie  die  in  Gesetz  414 
vom  12.  Mai  1896'  aufgestellten  Vorteile  Anwendung  finden  können. 

Art.  2.  Die  genannten  Arbeiter  haben  ihr  Anliegen  an  den  Finanz- 
sekretär zu  richten,  gemäss  dem  Reglement  vom  2G.  Dezember  1899,  er- 
lassen mit  dem  Dokret  790  vom  selben  Datum,  wonach  die  aus  demsolben 
und  aus  ähnlichen  Verpflichtungen  und  Garantien  hervorgehenden  Ver- 
ordnungen in  Kraft  bleiben. 

Art.  3.  Als  Prämie  werden  monatlich  zwei  Drittel  eines  Tagelohnes 
abgezogen,  bis  die  12  Einzahlungen  voll  sind,  zugleich  die  auf  den  Gesamt- 
jahreslohn berechnete  Steuer. 

Art.  4.  Die  Abzüge  werden  anlässlich  der  Auszahlung  in  den  Staats- 
werkstätten vorgenommen  und  binnen  weiteren  8  Tagen  dem  Finanz- 
sekretariat eingehändigt,  welches  diese  als  besonderen  Fond  verwaltet. 

Art.  5.  Den  Arbeitern,  auf  die  vorliegendes  Gesetz  Bezug  hat,  können 
in  den  von  öffentlichen  Beamten  festzustellenden  Fällen  besondere  Ver- 
günstigungen gewährt  werden,  indem  nur  zwei  Drittel  ihres  Tagelohnes 
als  anrechenbar  und  ein  Drittel  als  Gratifikation  betrachtet  werden. 

Art.  6.    Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  19<>3  in  Kraft. 

Art.  7.  Gegenteilige  Verordnungen  werden  für  aufgehoben  erklärt. 
Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  ist  der  Staatsfinauzsekretär  betraut. 

41* 


Digitized  by  Google 


624  - 


V.  Etats-Unis  d'Amerique.  Yer.  Staaten  von  Amerika. 

1.  California. 

1.  Act  approved  February  28,  1  i* 0  1 ,  concerning  lunch 
hour  forlaborersinsawmills,  shakemills,  shinglemillsand 
logging-camps. 

Gesetz  vom  28.  Februar  1901  aur  Einführung  einer  Pause  für 
die  Kittagsmahlseit  der  Arbeiter  in  Sagemühlen,  Putzmühlen,  Zänge- 
walswerken  und  Holzfällereiea. 

tj  1.  Jede  Person,  Vereinigung,  Firma  oder  Gesellschaft,  die  in  Cali- 
fornien  eine  Sägemühle,  Putzmühle,  Zängewalzwerk  oder  Holzfällerei  be- 
treibt ,  soll  ihren  Angestellten  und  Arbeitern  eine  Mittagspause  von 
mindesten»  einer  Stunde  zur  Einnahme  einer  Mahlzeit  gestatten. 

§  2.  [Strafen  bei  Verletzung  dieses  Paragraphen:  von  100  bis  zu 
200  Dollars.] 

§  3.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1901  in  Kraft. 

2.  Act  approved  1901  concerning  hours  of  s  er  vice  of 
polic  emen. 

.  Gesetz  aus  dem  Jahre  1901  sur  Regelung  der  Dienststunden  von 
Polizisten. 

§  1.  [Einführung  der  achtstündigen  Dienstzeit  innerhalb  24  Stunden 
für  alle  Polizeihauptleute,  Sergeanten  und  Gemeine  in  Städten  erster 
Ordnung  und  Städten  und  Grafschaften,  wo  ein  reguläres  Polizeidepartement 
existiert.  Bei  Aufruhr  oder  anderen  Dringlichkeitsfällen  kann  diese  Be- 
stimmung von  der  kompetenten  Behörde  aufgehobon  werden.] 

§  2.    [Sofortiges  Inkrafttreten  des  Gesetzes.] 

3.  Act,  approved  1901,  concerning  the  exclusive  right 
of  native-born  and  Citizens  to  employment  on  public 
works. 

Gesetz  aus  dem  Jahre  1901  über  die  ausschliessliche  An- 
stellungsberechtigung Eingeborener  und  Bürger  bei  öffentlichen  Ar- 
beiten. 

§  1.  [Verbot  der  Beschäftigung  nicht  eingeborener  und  nicht  natu- 
ralisierter Bürger  im  Dienste  des  Staates ,  einer  Stadt  oder  Grafschaft.] 

§  2.  [Verbot  der  Anstellung,  Beschäftigung  oder  Verwendung  solcher 
Personen  im  Staatsdienst  durch  irgend  einen  Beamten  oder  Kommissar.] 

§  3.  [Verbot  der  Auszahlung  von  Geldern  an  im  Widerspruch  mit 
diesen  Paragraphen  angestellten  Personen.] 

§  4.    [Sofortiges  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes.] 

4.  Amendment  to  the  Constitution,  adopted  by  a  vote 
of  the  people  on  the  7th  of  November  190  2. 

Verfassungsabänderung,  die  durch  Volksabstimmung  vom  7.  No- 
vember 1902  angenommen  wurde. 

§  17.  [Einführung  der  achtstündigen  täglichen  Arbeitszeit  für  alle 
bei  irgend  welchen  Arbeiten  des  Staates,  einer  Stadt,  Grafschaft  oder 
anderen  politischen  Körperschaften  beschäftigten  Arbeiter  in  Californien. 
Von  dieser  Bestimmung  kann  in  Dringlichkeitsfällen ,  die  durch  Feuer, 
Ueberschweinmung ,    Lebens-    oder   Eigentumsgefährdimg  hervorgerufen 
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werden,  sowie  in  Kriegsfällen  bei  öffentlichen  militärischen  oder  See- 
arbeiten abgesehen  worden.  Das  durch  die  gesetzgebende  Behörde  zur 
Durchführung  dieser  Bestimmung  auszuarbeitende  Gesetz  soll  zu  diesem 
Zweck  einen  Absatz,  der  in  alle  Verträge  bei  öffentlicher  Arbeit  aufge- 
nommen werden  soll,  und  angemessene  Strafbestimmungen  enthalten.) 

2.  Columbia. 

(Bundesgesetzgebung.) 

Hours  oflabour.  District  of  Columbia  U.  S.  Statutes, 
Acts  of  1900— 1001.    Chapter  854. 

Gesetz  vom  s.  Märe  1901,  betr.  Arbeitsstunden. 

Art.  81)2.  [Alle  vom  Staate  oder  vom  Distrikt  Columbia  angestellten 
Arbeiter  dürfen  nicht  länger  als  8  Stunden  am  Tage  beschäftigt  werden, 
unvorgergesehene  Fälle  vorbehalten.] 

Art.  808.    [Straf bestimmungen.] 

Art.  894.  [Das  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  die  vor  dem 
1.  August  1902  eingestellten  Arbeiter.] 

Art.  1389.  [Im  Sinne  des  vorliegenden  Gesetzes  gilt  als  Feiertag 
auch  das  Arbeitsfest  ,,Labour  day4',  am  ersten  Montag  des  September.] 

3.  Jowa. 

An  act  to  provide  fnrthesafety  and  comfortof  laborers 
and  other  persons  assembled  in  factories  and  buildings; 
approved  April  11,  1  902. 

Gesetz  vom  IL  April  1902  zur  Fürsorge  der  Sicherheit  und  Bequem- 
lichkeit von  Arbeitern  oder  anderen  Personen  in  Fabriken  und  Ge- 
bäuden. 

§  1.  Jede  Fabrik,  Werkstätte  sowie  jedes  Hotel,  in  dem  mehr  als 
5  Personen  beschäftigt  werden ,  soll  mit  einer  für  diese  Personen  ge- 
nügenden Zahl  von  Pissoirs  und  Aborten  versehen  sein.  Diese  Orte  sollen 
gut  gedeckt  und  gelüftet  sein  und  sich  jederzeit  in  reinlichem  Zustande 
befinden.  Sollten  auch  Frauen  und  Mädchen  in  einem  solchen  Geschäfte 
arbeiten,  sind  die  Aborte  für  deren  Gebrauch  von  denen  der  Männer  ge- 
trennt und  mit  besonderen  Zugangen  anzulegen. 

§  2.  Der  Besitzer,  Leiter  und  Oberaufseher  einer  Fabrik  oder  eines 
Geschäftes,  in  welchem  grössere  Maschinen  im  Gebrauche  stehen,  sowie 
eine  jede  andere  Person,  die  mit  der  Betriebsleitung  betraut  ist,  sind 
verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Maschine  mit  Kiemenloitrollen 
oder  anderen  sichern,  mechanischen  Vorrichtungen  vorsehen  werden,  um 
die  Riemen  auf  die  Kiemenscheiben  von  diesen  zu  werfen.  Wo  dies 
immer  angeht,  sollen  die  maschinellen  Einrichtungen  mit  losen  Köllen 
versehen  werden.  Sägen,  Hobelmaschinen,  Zahnräder,  Transmissionsräder, 
Riemengetriebe,  Achsen,  Stellschrauben  sollen  wie  überhaupt  jede  Maschine 
gehörig  umfriedigt  werden.  Keiner  Person  unter  16  Jahren  —  weiblichen 
unter  18  Jahren  —  soll  erlaubt  oder  befohlen  werden,  eine  in  Bowegung 
befindliche  Maschine  zu  reinigen. 

Kindern  unter  16  Jahren  darf  nicht  erlaubt  werden,  an  gefährlichen 
Maschinen  zu  arbeiten  oder  beim  Arbeiten  an  solchen  zu  helfen. 

§  3.  Sind  in  Fabriken  oder  Werkstätten  Schmirgelräder  oder 
Schmirgelriemen   irgend   welcher  Art   oder  Rollwalzen,   wie  solche  zum 
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Schütteln  oder  Polieren  von  Gussstücken  verwendet  werden,  in  Gebrauch, 
so  sollen  die  Personen ,  Gesellschaften  oder  Korporationen ,  die  solche 
Fabriken  betreiben,  diese  Maschinen  mit  Ventilatoren  und  Rohren  von 
genügender  Größe  versehen.  Diese  Vorrichtungen  sind  so  an  den  Ma- 
schinen anzubringen,  dass  die  daran  beschäftigten  Personen  vor  den  dorr 
erzeugten  Staub-  und  Abfallteilchen  geschützt  sind,  und  dass  diese  Teilchen 
und  der  von  den  rotierenden  Radern,  Riemen  und  Roll  walzen  aufgewirbelte 
Staub  direkt  nach  der  Außenseite  des  Gebäudes  oder  in  einen  Behälter 
abgeleitet  wird,  der  zur  Aufnahme  und  Verwahrung  solcher  Teilchen  und 
Stäubchen  geeignet  ist.  Dabei  ist  freilich  zu  beachten,  dass  Schleifmaschinen, 
auf  welchen  an  der  Stelle  des  Schleifkontaktes  Wasser  zur  Anwendung 
kommt,  sowie  kleine,  zum  Schleifen  von  Werkzeug  temporär  gebrauchte 
Schmirgelräder  den  Bestimmungen  dieses  §  nicht  unterliegen,  und  daas 
Werkstätten,  die  nicht  mehr  denn  einen  Mann  zu  solcher  Arbeit  ver- 
wenden,  nach  dem  Ermessen  des  Kommissars  des  staatlichen  Arbeitsbureaus 
von  der  Beachtung  dieser  Vorschriften  entbunden  werden  können. 

§  4.  Der  Kommissar  des  staatlichen  statistischen  Arbeitsbureaus, 
sowie  der  Bürgermeister  und  Polizeichef  einer  jeden  Gemeinde  oder  Stadt 
sind  verpflichtet,  den  Verordnungen  vorstehender  §§  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Jede  Person  —  handeln  sie  nun  in  eigenem  oder  eines  zweiten 
Interesse  oder  im  Dienste  einer  Genossenschaft,  Aktiengesellschaft  oder 
Vereinigung  —  die  mit  der  Leitung  einer  Fabrik,  einer  Werkstätte  oder 
eines  Hotels  betraut  ist,  in  welchen  nicht  innerhalb  90  Tagen  nach  er- 
gangener schriftlicher  Aufforderung  der  hierzu  verpflichteten  kompetenten 
Behörden  den  Bestimmungen  obgenannter  §§  nachkommen  sollte,  ist  zu 
bestrafen  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  100  Dollars  oder  Haft  bis  zu  3»> 
Tagen. 

4.  Louisiana. 

1.  An  act  to  amend  the  act  to  regulato  the  employment 
of  children,  young  persona  and  women  in  certain  cases. 
Approved  J  u  1*  y  24th,  1902. 

Gesets  vom  24.  Juli  1902,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über 
die  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendlichen  Personen  und  Frauen  in 
bestimmten  Fällen. 

§  1.  Kein  Kind,  keine  jugendliche  Person  unter  18  Jahren  und 
keine  Frau  soll  in  Fabriken ,  Warenlagern ,  Werkstätten ,  Telephon- 
oder Telegraphen bureaus,  in  Kleider-  und  Modeateliers  oder  in  irgend 
einer  Arbeitsstätte,  in  der  Waren  irgend  welcher  Art  fabriziert  oder  zu 
Fabrikationszwecken  verarbeitet  werden,  länger  als  durchschnittlich  1<> 
Stunden  täglich  oder  C>0  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden,  und  es 
soll  ihnen  mindestens  1  Stunde  während  der  täglichen  Arbeitszeit  zum 
Mittagessen  gewährt  werden. 

2.  An  act  to  amend  the  act  to  regulato  the  hours  of 
1  a  b  o  u  r  o  n  and  connected  w  i  t  h  the  street  r  a  i  1  r  o  a  d  s  ,  c  h  a  r  - 
tered  or  doing  business  und  er  the  laws  of  this  state  and 
providing  penalties  for  the  violation  thereof.  Approved 
July  8t  h,  1  90  2. 

Gesets  vom  8.  Juli  1902,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Regelung  der  Arbeitszeit  bei  Strasse n bahnen,  seien  dieselben  konzes 
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sioniert  oder  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  betrieben,  nebst  Straf- 
bestimmungen. 

§  1.  Von  24  Stunden  sollen  10  als  tagliche  Arbeitszeit  gelten  bei 
dem  Betrieb  aller  Strassenbahnen,  welche  gesetzlich  konstituierten  Kor- 
porationen angehören  oder  von  solchen  nur  betrieben  werden,  gleichviel 
was  für  eine  Betriebskraft  angewendet  wird,  und  besagte  10  Stunden 
sollen  auf  einen  Zeitraum  von  höchstens  12  aufeinanderfolgenden  Stunden 
sich  verteilen. 

§  2.  Als  Uebertretung  soll  gelten,  wenn  ein  Beamter  oder  Vertreter 
einer  Strassenbahngesellschaft  verlangt,  dass  ein  Angestellter  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  12  aufeinanderfolgenden  Stunden  mehr  als  10  Stunden 
täglich  arbeite;  bei  Unfällen,  unvermeidlichen  Verspätungen  oder  in  sonstigen 
dringlichen  Fallen  ist  jedoch  die  Ueberstundenarbeit  gegen  Extraver- 
gütung und  mit  Bewilligung  des  Arbeitnehmers  gestattet. 

§  8.  Bei  Uebertretung  Busse  bis  zu  50  $  oder  Kerker-  oder  Ge- 
fängnisstrafe bis  zu  2  Monaten  oder  Busse  und  Gefängnisstrafe.  Bussen 
verfallen  zu  Gunsten  der  öffentlichen  Schulen. 

5.  Maryland. 

An  Act  to  add  fourAdditionalSections  to  Article27  of 
the  Code  of  Public  General  Laws,  title:  "Crimes  and 
Punishments",  subtitle:  "Health,  Workshops  and  Factories- 
S  weat  in  g- System",  as  the  same  was  amended  by  Chapter 
302,  Acts  o*f  1894,  and  Chapter  467,  Acts  of  1896,  such 
four  additional  sections  to  be  known  respectively  as  Sec- 
tions  149  EE,  149  FF,  149  GG,  and  149  HH,  and  to  come 
in  iininediately  after  Section  149  I)  of  the  article. 

Gesetz  vom  27.  Marz  1802  zur  Ergänzung  des  §  27  der  Straf- 
bestimmungen über  unzulängliche  sanitäre  Verhältnisse  in  Werkstätten 
und  Fabriken. 

§  1 .  Die  Generalversammlung  von  Maryland  beschliesst,  dass  der  §  27 
der  durch  Kap.  302  der  Gesetze  von  1894  und  Kap.  467  der  Gesetze 
von  1896  abgeänderten  öffentlichen  Gesetze,  Kap.  „Vergehen  und  Be- 
strafungen", Abschnitt  „Sanitäre  Verhältnisse  in  Werkstätten  und  Fab- 
riken —  Schwitzsystem"  durch  Hinzufügung  von  4  Paragraphen  ergänzt 
werden  soll.  Diese  4  Paragraphen  sollen  als  die  §§  149  EE,  149  FF, 
149  GG  und  149  HH  bezeichnet,  hinter  den  §  149  D  eingeschoben  werden 
und  lauten : 

§  149  EE.  Eine  Räumlichkeit  oder  Wohnung  darf  von  niemand 
ausser  der  darin  wohnenden  Familie  (Mann,  Frau  und  Kinder)  zur  Her- 
stellung folgender  Gegenstände  benutzt  werden:  Röcke,  Westen,  Hosen, 
Kniehosen,  Oberhosen,  Mäntel,  Hüte,  Mützen,  Kappen,  Hosenträger,  Woll- 
wäsche, Blousen,  Unterwäsche,  Oberwäsche,  Pelze,  Pelzbesatz,  Pelzbezug, 
Hemden,  Geldbörsen,  Federn,  künstliche  Blumen,  Cigaretten  oder  Cigarren. 

Keine  Räumlichkeit  oder  Wohnung  darf  von  der  Familie  oder  einem 
Teil  der  Familie  zu  diesem  Zweck  benutzt  werden,  ehe  die  Erlaubnis  vom 
Vorsteher  des  handelsstatistischen  Bureaus  eingeholt  und  von  diesem  die 
Zahl  der  zuzulassenden  Arbeiter  bestimmt  wurde.  Eine  solche  Erlaubnis 
kann  erst  nach  erfolgter  Besichtigung  der  betreffenden  Räume  durch  den 
Inspektor  der  statistischen  Abteilung  erteilt  und  jederzeit  aus  sanitären 
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Gründen  zurückgezogen  werden.  Keine  Person,  Firma  oder  Handels- 
gesellschaft darf  vor  Einholung  der  Erlaubnis  des  Vorstehers  des  handels- 
statistischen Bureaus  in  einer  derartigen  Räumlichkeit  arbeiten  lassen.  Fa- 
milien, Personen,  Firmen  oder  Handelsgesellschaften,  die  gegenseitig  an 
der  Herstellung  der  aufgezahlten  Gegenstände  beteiligt  sind,  müssen 
dazu  bis  zum  1.  Juli  1902  und  alljährlich  bis  zum  selben  Termine  die 
Erlaubnis  eingeholt  haben.  Die  betreffende  Bewilligung  muss  im  Arbeits- 
raume  an  einer  für  jedermann  leicht  bemerkbaren  Stelle  angebracht 
werden.  Jede  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  die  die  Fabrikation  eines 
der  erwähnten  Gegenstände  betreibt,  oder  das  Material  zur  ganzen  oder 
teilweisen  Anfertigung  eines  solchen  Gegenstandes  liefert,  oder  ZU  OlIH'lli 
solchen  Zwecke  Arbeiter  beschäftigt,  soll  eine  Namensliste  derjenigen 
Personen  besitzen ,  denen  sie  Material  zu  den  Gegenständen  oder  die 
Gegenstände  selbst  liefert  und  die  sie  als  Arbeiter  beschäftigt.  Jede 
solche  Liste  soll  jederzeit  zur  Einsicht  aufliegen  und  eine  Kopie  dem 
Vorsteher  des  handelsstatistischen  Amtes  übergeben  werden. 

§  149  FF.  Der  Vorsteher  des  handelsstatistischen  Amtes,  sein  Assi- 
stent und  soin  Inspektor  sind  berechtigt,  jederzeit  zum  Zwecke  der  In- 
spektion eine  Fabrik,  Werkstätte  etc.  zu  betreten.  Die  Person,  Firma  oder 
Gesellschaft,  der  die  Fabrik  eignet  oder  die  die  Arbeiten  leitet  oder  be- 
aufsichtigt, ist  verpflichtet,  dem  Vorsteher  des  handelsstatistischen  Amtes 
oder  dessen  Inspektor  auf  Verlangen  jede  sachliche  Auskunft  zu  erteilen. 

§  149  GG.  Dem  Vorsteher  des  handelsstatischen  Amtes  werden 
zwei  Assistenten  zur  Inspektion  von  Fabriken,  Werkstätten  etc.  und  zur 
Ausführung  seiner  Aufträge  beigegeben. 

§  149  HH.  [Straf bestimmungen  bei  Verletzungen  obiger  Paragraphen : 
5 — 100  Dollars,  bezw.  8  Tage  bis  1  Jahr  Gefängnisstrafe,  bezw.  beides.] 

§  2.  Diese  Paragraphen  treten  mit  dem  Tage  ihrer  Genehmigung  in 
Kraft. 

2.  An  act  to  add  an  additionalSub-Section  toSectionl 
ofArticle  89  of  the  Code  of  Public  General  Laws  of  Mary- 
land, title  „8  tat  ist  ics  and  Information  as  to  the  Branche  s 
oflndustry"  to  follow  Sub-Section  G,  to  be  designated  as 
Su b- Sectio' n  G  A.    (Approved  April  8th,  1902.) 

Qesets  vom  8.  April  1802  betreffend  die  Ergänsung  des  Absatzes  1 
des  Art.  89  des  allgemeinen  Gesetzes  von  Maryland,  betitelt:  Ueber 
Statistik  und  Bericht  über  die  verschiedenen  Zweige  der  Industrie. 

<5  A.  Der  Direktor  des  Bureaus  der  Gewerbestatistik  hat  für  die 
Gründung  und  den  Betrieb  eines  freien  und  staatlichen  Arbeitsnachweis- 
bureaus zu  sorgen  zum  freien  Gebrauch  der  Bürger  des  Staates  Maryland. 
Solch  ein  Bureau  oder  eine  Agentur  soll  bekannt  gemacht  und  unterhalten 
werden.  Der  Zweck  dabei  ist,  unbeschäftigten  Personen,  die  sich  auf  dem 
Bureau  eingetragen  haben,  zu  einer  Beschäftigung  zu  verhelfeu,  und  solchen, 
die  sich  als  hilfsbedürftig  und  arbeitsuchend  eintragen,  Hilfe  und  Arbeit 
zu  sichern. 

3.  An  act  to  repeal  and  re-enact  Section  4  of  Article 
100  of  the  Code  of  Public  General  Laws  as  enacted  by 
Chapter  317,  acts  of  1894.  title  „Works  -  Hours  of,  in 
Facto ries"  regulating  the  emplovment  of  children.  (Ap- 
proved April  llth,  1902.) 
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Gesetz  vom  11.  April  1902  zur  Abänderung  des  Absatzes  4  des 
Art  100  der  durch  §  817  des  Gesetzes  von  1894  in  Kraft  getretenen 
Bestimmungen  über  die  Arbeitstunden  in  den  Fabriken  und  die  Be- 
schäftigung von  Kindern. 

Abs.  1.  Abs.  4  des  Art.  100  des  allgemeinen  Staatsrechts,  betitelt 
„Arbeitsstunden  in  Fabriken"  wird  abgeändert  werden  und  lautet  wie  folgt : 

Abs.  4.  Kein  Inhaber  oder  Eigentümer  irgend  einer  Anlage  oder 
Fabrik  dieses  Staates,  abgesehen  von  den  Fabriken  zur  Herstellung  ver- 
löteter Waren,  oder  ein  Direktor,  Verwalter,  Werkführer  oder  eine  andere 
mit  dem  Betriebe  betraute  Person,  soll  nach  dem  1.  Oktober  des  Jahres 
1894  jemand  unter  14  Jahren  in  irgend  einer  solchen  Anlage  oder  Fabrik 
anstellen  oder  weiter  beschäftigen,  ausgenommen  die  Fälle,  in  denen  das 
Kind  die  einzige  Stütze  einer  verwitweten  Mutter,  gebrechlichen  Vaters, 
oder  für  den  Selbstunterhalt  einzig  auf  eine  solche  Beschäftigung  ange- 
wiesen ist.  Wenn  irgend  ein  solcher  Inhaber  oder  Eigentümer  einer  sol- 
chen Anlage  oder  Fabrik,  oder  Direktor,  Verwalter  oder  Werkführer  oder 
eine  andere  mit  dem  Betriebe  betraute  Person  absichtlieh  die  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  verletzt,  soll  er  einer  Gesetzesübertretung  schuldig 
sein,  und,  wenn  derselbe  überführt  ist,  für  jede  und  joglicho  derartige 
Uebertretung  mit  nicht  weniger  als  IUI  $  gebüsst  werden  und  die  Hälfte 
der  Kosten  des  Verfahrens  zahlen.  Die  Hälfte  dieser  Summe  erhält  der 
Ankläger  und  die  andere  Hälfte  wird  dem  Schulfond  derjenigen  Grafschaft 
oder  Stadt  übermittelt,  in  der  die  Uebertretung  stattgefunden  hat;  hiebei 
wird  vorausgesetzt,  dass  nichts  in  diesem  Absatz  sich  beziehen  soll  auf 
die  Grafschaften  :  Frederick,  Washington,  Queen  Anne,  Caroll,  Wicomico, 
Caroline,  Kent,  Somerset,  Cecil,  Calvert,  St.  Mary,  Prince  George,  Havard, 
Baltimore,  Worcester,  Garrett,  Talbot,  Montgomerv  und  Harford. 

4.  An  Act  to  regulato  the  payment  of  wage«  by  corpor- 
ations  or  associations  engaged  in  mining  or  quarrying, 
m  anufacturing,  operating  steam  or  electric  railroads, 
street  railways,  telegraph,  telephoue  and  express  com- 
panies  doing  business  in  Maryland.  (Approved  April  llth, 
lfK)2.) 

Gesetz  vom  11.  April  1902  betr.  die  Auszahlung  von  Löhnen  durch 
Gesellschaften  oder  Vereinigungen,  die  ein  Bergwerk  oder  einen  Stein- 
bruch, eine  Fabrik,  eine  Eisenbahn  oder  eine  elektrische  Bahn,  eine 
Strassenbabn,  ein  Telegraphennetz,  ein  Telephonnetz  oder  eine  Paket- 
post innehaben  und  ihr  Geschäft  in  Maryland  betreiben. 

Abs.  1.  Von  dem  1.  April  des  Jahres  1902  an,  nach  Vorfluss  eines 
Monats  hat  jede  Gesellschaft  oder  Vereinigung,  die  ein  Geschäft  in  Mary- 
land betreibt  und  dabei  Lohnarbeiter,  gelernte  oder  ungelernte,  mit  Bureau- 
oder Handarbeit,  in  Bergwerken  oder  Fabriken,  auf  einer  Eisenbahn, 
elektrischen  Bahn  oder  Strassenbabn,  an  einem  Telegraphen,  Telephon 
oder  einer  Paketpost  beschäftigt,  den  Lohn  diesen  Angestellten,  Arbeitern 
und  Lohnarbeitern  oder  ihrem  autorisierten  Agenten  in  gesetzlicher  Münze 
der  Vereinigten  Staaten  auszuzahlen.  Diese  Auszahlung  muss  stattfinden 
nicht  später  als  am  10.  eines  jeden  und  jeglichen  Monats  und  muss  den 
vollen  Lohn  betragen,  den  die  genannten  Angestellten.  Arbeiter  und  Lohn- 
arbeiter für  die  Dienste  des  vorangegangenen  Monats  in  dem  Orte,  wo 
sie  jeweilen  angestellt  sind,  zu  gute  haben. 
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Abs.  2.  Sollte  irgend  eine  der  obbemeldeten  Gesellschaften  oder 
Vereinigungen,  die  in  Abs.  1  dieses  Gesetzes  aufgeführt  sind  und  in  der 
obengenannten  Weise  ihr  Geschäft  betreiben,  oder  irgend  einer  ihrer  Be- 
amten sich  weigern,  innerhalb  der  in  Abs.  1  dieses  Gesetzes  festgesetzten 
Zeit  ihren  Lohnarbeitern,  Arbeitern  oder  anderen  Angestellten  den  ge- 
schuldeten Lohn  auszuzahlen,  so  wird  genannte  Gesellschaft  oder  Vereini- 
gung oder  ihr  Beamter  auf  Grund  dieser  Weigerung  einer  Gesetzesüber- 
tretung schuldig  sein,  für  die  sie  angezeigt  werden  kann,  und  wenn  über- 
führt, mit  einer  Busse  von  nicht  Uber  200  $  für  je  eine  Uebertretung 
bestraft  wird.  Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  nichts  in  diesem  Gesetze 
den  Bestimmungen  des  örtlichen  Gesetzes  der  Grafschaft  Alleghany  betr. 
die  vierzehnte  gige  Löhnung  entgegenstehen  soll. 

Abs.  3.    Dieses  Gesetz  soll  nach  seiner  Annahme  in  Kraft  treten. 

6.  Massachusetts. 

1.  Posting  of  time  tables  in  mercantile  establiahments. 
Chapter  113. 

Gesetz  vom  6.  Mars  1901,  betr.  den  Anschlag  der  Arbeitsstunden 
in  den  Handelsgeschäften. 

1)  Ausser  im  Monat  Dezember  dürfen  Angestellte  unter  18  Jahren  und  Frauen 
nicht  länger  als  58  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden.  Die  Arbeitszeit  etc.  muss 
auf  den  von  der  Polizei  gelieferten  Formularen  sichtbar  in  den  Geschäftsräumen  an- 
geschlagen werden. 

2)  Jede  Uebertretung  wird  mit  Busse  zwischen  50  und  100  Dollars  belegt 

3)  Das  vorliegende  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 

2.  Employinent  of  children. 

Gesetz  vom  20.  März  1901,  betr  die  Beschäftigung  von  Kindern. 

(Hauptbestimmungen.) 
1)  Kinder  unter  18  Jahren  dürren  nicht  in  Fabriken  zur  Herstellung  von  Säuren 
verwendet  werden,  sofern  die  Fabrikation  gesundheitsschädlich  oder  gefährlich  ist: 
2)  die  staatliche  Kommission  für  Gesundheitspflege  entscheidet  über  die  Schädlichkeit 
oder  Gesundheitsgefährlichkeit  einer  Fabrikationsbranche;  3)  Busse  im  Uebertretungs- 
falle:  100  Dollars. 

3.  Protection  of  workmen  oh  buildings.    Ch.  1  1  (». 
Gesetz  vom  20.  März  1901,  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  in  Ban- 
gewerben. 

1  und  2)  Beschaff enheit  der  zu  errichtenden  Gerüste;  3)  die  Aufsicht  steht  der 
Baupolizei  den  Distriktes  zu.  Uebertretungen  werden  mit  fiO  Dollars  Minimum 
bestraft. 

4.  Specifications  etc.  to  be  posted  in  textile  factories. 
Chapter  8  70. 

Gesetz  vom  8.  Mai  1901,  betr.  den  Anschlag  gewisser  Bestimmungen 
in  den  Textilfabriken. 

1)  In  jedem  Geschäftsräume  sind  sichtbar  anzuschlagen  die  Anzeigen  über  die 
Natur  einer  jeden  Arbeit  und  über  den  Lohn. 

2)  Die  Polizei  des  Distriktes  ist  beauftragt,  die  Ausführung  zu  überwachen. 
Personen,  die  ihr  Widerstand  leisten,  sind  strafbar  nach  den  Bestimmungen  vorliegenden 
Gesetzes. 

5.  F  a  c  t  o  r  i  e  s  and  Workshops.  S  a  f  e  t  y  a  p  p  1  i  a  n  c  e  s  o  n  e  1  e  - 
vators  etc.    Chapter  4  3!(. 

Gesetz  vom  28.  Mai  1901,  betr.  die  Sieherheitsvorkehrnngen  bei 
Aufzügen  in  Fabriken  und  Werkstätten. 

(Vorkehrungen  zum  plötzlichen  Anhalten  bei  Unglücksfällen,  Beschaffenheit  der 
Türen.    Die  zuständigen  Behörden  üben  die  Aufsicht.) 
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0.  An  act  relative  tothe  time  allowed  for  voting  to  the 
emplovees  of  eertain  establishments.  Approved  May  8, 
1902. 

Gesetz  Yom  8.  Mai  1902,  betr.  die  den  Angestellten  gewisser  Be- 
triebe zum  Zwecke  der  Ausübung  dea  Stimmrechts  zu  gewährende 
freie  Zeit. 

§  1.  Keine  bei  einer  Wahl  stimmberechtigte  Person  soll  an  einem 
Werktage  in  einer  Fabrik,  Werkstatte  oder  einem  Handelsetablissement, 
ausser  in  solchen,  die  Sonntags  gesetzmassig  betrieben  werden  dürfen,  2 
Stunden  nach  Beginn  des  Wahlaktes  in  dem  Wahlbezirk  oder  der  Stadt, 
in  welcher  die  betreffende  Person  stimmberechtigt  ist,  beschäftigt  werden. 

§  2.    Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

7.  An  act  relative  to  the  insigniaoflabor.  Approved 
June  3,  1  902. 

Gesetz  vom  8.  Juni  1902,  betr.  die  Abzeichen  der  Arbeitervereine. 

Wer,  ohne  Mitglied  eines  Arbeitervereins  zu  sein ,  die  Abzeichen, 
Bänder,  Mitgliederrosetten  oder  Knöpfe  desselben,  sofern  diese  Abzeichen 
im  Bureau  des  Staatssekretars  registriert  sind,  tragt  oder  benützt,  um  als 
ein  Mitgied  des  betr.  Vereins  zu  gelten,  verfallt  einer  Busse  bis  zu  $  20, 
oder  einer  Gefängnisstrafe  bis  30  Tagen,  oder  beiden  Strafen. 

8.  RevisedLawsrelatingtotheinspection  ofbuildings, 
including  tenement  houses  and  factories,  and  particulary 
relating  tothe  protection  ofemployees  whileatwork,  with 
amendements  thereto  or  additional  labor  legislation  e  n  - 
acted  during  the  session  ol  190  2. 

Revidierter  Gesetzesartikel  104,  betreffend  die  Inspektion  von 
Häusern,  Mietswohnungen  und  Fabriken,  und  insbesondere  den  Schutz 
der  Angestellten  während  der  Arbeit  mit  den  während  der  Session 
vom  Jabre  1902  inartikulierten  Aenderungen  und  Ergänzungen.  ( Aus- 
zugsweise wiedergegeben.) 

§  38.  [lieber  die  notwendigen  Verbindungen  zwischen  den  Maschinenräumen  und 
dem  Bureau  des  Ingenieure  mittel«  elektrischer  Glocken,  Sprachrohren  etc.,  nach  Gut- 
dünken des  Fabrikinspeklors.] 

§  39.  [Schriftliche  Mahnung  an  den  Arbeitgeber  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  §  38. 

Klage  erst  4  Wochen  nach  Zustellung  der  Mahnung.] 

§  40.  [Verbot  den  Sehliesscns  der  Thüren  in  Fabriken  während  der  Arbeitszeit, 
wodurch  das  freie  Herausgehen  unmöglich  wird ;  bei  Ucbertretung  Mahnung  des  Fabrik- 
inspektors, welcher  innerhalb  5  Tagen  Folge  zu  leisten  ist»] 

§  41.  [Kompetenz  des  Fabnkmepektors  zum  Erlas*  von  Vorschriften  über  Auf- 
stellung von  Maschinen  und  Anbringen  von  Schutzvorrichtungen. 

Einspracherecht  des  Fabrikinspektors  gegen  die  Reinigung  im  Gange  befindlicher 
Maschinen. 

Ventilation  und  Reinigung  der  Fabriken.) 

§  42.  [Verbot  für  die  nach  dem  2a  Mai  1896  errichteten  Baumwollspinnereien, 
den  Wechselwagen  eines  Selfactors  näher  als  12  Zoll  an  die  Säulen,  Wände  oder 
irgendwelche  feststehenden  Gegenstände  anzubringen,  bei  Busse  von  20—50  Doli,  für 
jede  Uebertretung.] 

§  43.  [Geechlossenhalten  aller  Oeffnungen,  Aufzüge  und  Brunnen  in  Fabrikeu 
und  Handelsetablissements  und  Öffentlichen  Gebäuden  durch  aclbatschliessende  Thüren 
oder  Sicherheitsschlieaser  nach  Ermessen  der  Fabrik-  oder  Gebäudeinspektoren.] 

§  44.  [Vorschrift,  beim  Bau  von  Gebäuden  mit  Eisenkonstruktion  die  einzelnen 
Stockwerke  provisorisch  mit  hölzernen  Böden  zu  überdecken  und  die  notwendigen 
Durchgänge  und  Oeffnungen  mit  mindestens  4  Fuss  hohen  Schutzgel  ändern  zu 
versehen.] 
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§  45.  [Beim  Bau  von  Gebäuden  mit  Eisenkonstruktion  bei  einer  Höhe  von 
25  Fuss  per  Stockwerk  an  ist  zum  Schutze  der  Arbeiter  nicht  tiefer  als  10  Fuss  ein 
Gerüst  mit  undurchlässigem  Fussboden  anzubringen.] 

§  46.  [Ueberwachung  der  Vorschriften  im  §§  44  und  45  durch  Fabrik-  und  Gebäude- 
inspektoren.   Busse  von  50-500  Doli,  bei  jedem  einzelnen  Uebertretungsfalij 

§  47.  fVerbot,  explosive  oder  leicht  brennbare  Stoffe  in  den  Fabriken  derart  zu 
verwenden,  das«  die  Arbeiter  bei  Feuergefahr  gefährdet  werden.] 

0.  ( •  h  a  p  t  e  r  1  O  G  ,  r  e  v  i  s  e  d  L  a  w  s  o  n  t  h  e  e  m  p  1  o  y  in  e  n  t  o  f 
Labor,  w  i  t  h  amendmcnts  thereto  or  additionallaborlegis- 
latiori  enacted  duriug  the  Session  of  19U2. 

Revidierter  Gesetzesartikel  106  der  Arbeitsgesotze  mit  den  während 
der  Session  vom  Jahre  1902  inartikulierten  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen. 

Staatliches  Ver  m  i  ttelungs-  und  Schiedsgerichtsamt,  §  1.  [Ein- 
setzung eines  staatlichen  Vermittel ungs-  und  Schiedsgorirh&amtes,  bestehend  aus  3  Per- 
sonen, von  denen  ein  Mitglied  aus  der  Klasse  der  Arbeitgeber,  das  zweite  aus  der 
Klasse  der  Arbeiter  zu  nehmen  ist  und  das  dritte  auf  Vorschlag  der  zwei  anderen 
bereits  ernannten  Mitglieder  gewählt  wird. 

Beeidigung  der  Mitglieder;  Salär:  2000  Doli,  jährlich  und  Reiseentschädigung. 

Ernennung  des  Vorsitzenden  und  eines  Sekretäre;  Salär  des  Sekretärs:  1200  Doli, 
jährlich. 

Aufstellung  von  Vorschriften  über  das  Prozessverfahren  durch  das  Amt  mit  Ge- 
nehmigung des  Gouverneurs  und  seines  Rats. 

Jährliche  Berichterstattung  an  den  ordentlichen  Gerichtshof.] 

Pflichten  und  Rechte.  §  2.  Ergänzt  durch  Kapitel  446  der  Gesetze  von  1902. 

Sobald  der  Bürgermeister  einer  Stadt  oder  die  Stadtverordneten  glauben,  dass  ein 
Strike  oder  eine  Aussperrung  ernstlich  auszubrechen  droht  oder  schon  ausgebrochen 
ist.  haben  sie  es  dem  Eiuigungsamtc  unverzüglich  bekannt  zu  geben ;  auch  kann  eine 
solche  Meldung  durch  den  Arbeitgeber  oder  durch  die  Arbeiter,  welche  an  dem  Strike 
oder  der  Aussperrung  beteiligt  sind,  gemacht  werden. 

Sobald  das  Einigungsamt  erfährt,  dass  ein  Strike  oder  eine  Aussperrung  ernst- 
lich auszubrechen  droht  oder  schon  ausgebrochen  ist,  so  bat  es,  sofern  mindestens 
25  Personen  in  einer  und  derselben  Geschäftsbranche  in  irgend  einer  Stadt  innerhalb 
des  Staates  zur  Zeit  noch  beschäftigt  sind  oder  bei  Ausbruch  des  Strikes  oder  der 
Aussperrung  beschäftigt  waren,  die  Pflicht,  sich  sobald  als  möglich  mit  dem  Arbeit- 
geber und  den  Arbeitern  in  Verbindung  zu  setzen  und  eine  gütliche  Beilegung  des 
Streits  zu  vermitteln,  oder  wenn  ein  Strike  oder  eine  Aussperrung  zur  Zeit  noch  nicht 
ausgebrochen  oder  nicht  mehr  fortgesetzt  wird,  die  Parteien  zu  beeinflussen,  die  Streit- 
frage einem  lokalen  Vermi ttelungs-  und  Schiedsgerichtsamt  oder  dem  Einigungsamte 
selbst  zu  unterbreiten. 

Das  Einigungsarot  soll  die  Ursache  jedes  Streitfalles  untersuchen  und  bestimmen, 
welche  Partei  für  das  Bestehen  oder  die  Fortdauer  der  Streitsache  hauptsächlich  ver- 
antwortlich ist  und  soll  darüber  einen  Bericht  abgeben  und  veröffentlichen,  in  welchem 
die  Ursache  des  Streits  und  die  Verantwortung  der  schuldigen  Partei  zugeschoben, 
event.  derselben  ein  Tadel  erteilt  wird. 

In  Bezug  auf  die  obengenannten  Fälle  soll  das  Amt  die  gleichen  Rechte  haben, 
wie  ihm  solche  durch  die  Vorschriften  des  nachfolgenden  Paragraphen  übertragen  sind. 

§  3.  Wenn  eine  Streitsache,  welche  keine  Fragen  prozessrechtlicher  Natur  (action 
at  law)  oder  schiedsrichterlicher  Natur  (suit  in  equity)  enthält,  zwischen  einem  Arbeit- 
geber (sei  dieser  eine  Einzelperson  oder  eine  Gesellschaft  oder  eine  Korporation),  der 
mindestens  25  Personen  in  einem  und  demselben  Geschäftszweige  beschäftigt  und  seinen 
Angestellten  entsteht,  so  soll  das  Amt  bei  Vorlegung  von  Beschwerden  sobald  als 
möglich  den  Ort  des  Zwistes  aufsuchen  und  die  Ursache  desselben  sorgfältig  ergründen, 
alle  daran  beteiligten  Personen  anhören  und  den  beiden  Parteien  raten,  was  sie  zu 
tun  oder  inwiefern  die  eine  oder  die  andere  Partei  nachzugeben  hat,  um  die  fragliche 
Streitsache  beizulegen ;  es  ist  darüber  ein  schriftlicher  Entscheid  zu  treffen,  welcher 
sofort  publiziert,  zur  öffentlichen  Einsicht  aufgelegt  und  von  dem  Sekretär  des  Amtes 
zu  Protokoll  genommen  werden  soll. 

Ein  kurzer  Auszug  soll,  je  nach  Gutdünken  des  Amtes,  im  Jahresbericht  ver- 
öffentlicht werden  und  das  Amt  soll  hierüber  eine  Kopie  demjenigen  Stadtaekretär,  in 
dessen  Stadt  das  durch  den  Streit  betroffene  Etablissement  sich  befindet,  zur  Aof- 
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bewahrung  übergeben.  Die  getroffene  Entscheidung  soll  entweder  während  6  Monaten, 
für  die  an  der  Eingabe  beteiligten  Parteien  verbindlich  sein  oder  bis  zum  Ablauf  von 
ÖÜ  Tagen,  nachdem  eine  der  beiden  Parteien  der  anderen  ihren  Entschluss,  sich  nicht 
nach  der  Entscheidung  zu  richten,  schriftlich  mitgeteilt  hat. 

Eine  schriftliche  Mitteilung  kann  den  betreffenden  Angestellten  durch  Anschlagen 
an  3  auffälligen  Stellen  in  dem  Laden  oder  in  der  Fabrik,  d.  h.  in  der  jeweiligen 
Arbeitsstätte,  bekannt  gegeben  werden. 

§  4.  [Unterzeichnung  der  Eingabe  entweder  durch  den  Arbeitgeber  oder  durch 
die  Mehrheit  seiner  Arbeiter  oder  durch  die  beiden  Parteien. 

Genaue  Angabe  der  Beschwerden  nebst  dem  Versprechen,  ohne  Strike  oder  Aus- 
sperrung bei  der  Arbeit  zu  bleiben  bis  zur  Entscheidung  durch  das  Amt,  falls  solche 
innerhalb  3  Wochen  getroffen  wird. 

Sofortige  Publikation  von  Zeit  und  Ort  zur  Behandlung  der  Streitfrage,  falls  von 
keiner  der  Parteien  eine  Einsprache  erfolgt ;  bei  Einsprache  entscheidet  das  Amt  über 
den  Termin  und  die  Publikation. 

Bei  Missachtung  des  in  der  Eingabe  gegebenen  Versprechens  wird  das  amtliche 
Verfahren  nicht  fortgesetzt,  sofern  die  Gegenpartei  nicht  einwilligt.] 

8  5.  [Das  Recht  jeder  Partei,  je  einen  Experten  schriftlich  zu  ernennen  für  den 
betreffenden  Streit,  spezielles  Sachverständnis  in  dem  betreffenden  Geschäftszweige 
erforderlich. 

Beeidigung  der  Experten  zur  gewissenhaften  Pflichterfüllung. 

Auf  Verlangen  Zuziehung  der  Experten  zu  den  Sitzungen  des  Amts  und  Infor- 
mierung derselben  über  die  Löhne  und  die  Organisation  der  Arbeit  in  ähnlichen 
Etablissements  innerhalb  des  Staates. 

Recht  der  Experten,  jederzeit  vor  dem  definitiven  Entscheide  dem  Amte  alle 
für  den  Streit  in  Betracht  kommenden  Momente  zu  unterbreiten.  Kein  Entscheid  darf 
gefällt  werden  in  einem  Fall,  zu  dem  Experten  zugezogen  sind,  ohne  dass  diesen  nicht 
zuvor  Gelegenheit  gegeben  werde,  in  einer  Schlusssitzung  sich  über  die  Sache  auszu- 
sprechen. 

Kompetenz  des  Amtes,  auch  andere  Experten  unter  gleichen  Bedingungen  zuzu- 
ziehen.  Tagegeld  7  Doli,  für  jeden  Experten  und  Reisevergütung.l 

§  6.  [Citation  von  Arbeitern  oder  anderen  Personen,  welche  die  Lohnliste  in  der 
betreffenden  Geschäftsbranche  führen,  als  Zeugen,  eidliche  Eidvernahme  derselben  und 
Herbeischaffung  der  Geschäftsbücher  über  bezahlte  Löhue,  durch  jedes  Mitglied  den 
Amtes. 

Zeugengeld  50  Cents  für  je  2  Stunden,  Zuschlag  von  25  Cents  pro  Stunde  für 
jede  weitere  Stunde  und  5  Cents  Reisevergütung  pro  Meile. 

Sofortige  Auszahlung  auf  Grund  einer  von  Zeugen  eingegebenen  Aufstellung.) 

§  7.  [Die  im  §  3  beschriebenen  Streitigkeiten  können  von  den  Parteien  auch 
einem  lokalen  Vermittel ungs-  und  Schiedsgerichtsamte  schriftlich  unterbreitet  werden. 

Die  Kompetenzen  sind  die  gleichen  wie  beim  staatlichen  Einigungsamte;  die  ver- 
bindliche Kraft  der  Entscheide  beschränkt  sich  auf  die  von  den  Parteion  dem  Amte 
übertragenen  Streitpunkte.  Ausschliessliche  Jurisdiktionsgewalt  des  betreffenden  lokalen 
Amtes  in  der  ihm  übertragenen  Streitsache,  mit  dem  Recht  jedoch,  das  Staatsamt  um 
Rat  und  Hilfe  anzugehen.  10  Tage  nach  der  letzten  Einvernahme  ist  der  Schiedsspruch 
zu  fällen  und  sofort  durch  den  Stadtschreiber  zu  protokollieren  und  Kopie  davon  dem 
Htaatsamte  einzureichen. 

Tagegeld  für  jeden  Schiedsrichter  von  3  Doli,  pro  Tag,  wobei  verstanden,  dass 
ein  schiedsgerichtliches  Verfahren  nicht  länger  als  10  Tage  dauere.) 

Allgemeine  Verordnungen.  §8.  [Definition  der  in  der  Arbeitergesetz- 
gebung gebrauchten  Wörter: 

Bleicherei  —  ein  Gebäude,  in  welchem  Garn  oder  Tuch  gebleicht  wird.  Fär- 
berei ein  Gebäude,  in  welchem  Garn  oder  Tuch  gefärbt  wird.  Fabrik  ^-  ein 
Gebäude,  in  welchem  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Kraft  angewendet  wird. 
Glashütte  =  ein  Gebäude,  in  welchem  Glas  geblasen  wird.  Eisenwerke  = 
Mühlen,  Schmiedeu  oder  andere  Gebäulichkeiten,  in  denen  Eisen  zu  Schmiedeeisen, 
Stahl  oder  Weissbloch  hergestellt  oder  sonstwie  bearbeitet  wird.  Schrif  tgiessereien 
«=  Gebäude,  in  welchen  Schrifttypen  gegossen  werden.  Geschäftsetablissements 
—»  Gobäulichkeiten  für  den  Handels-  und  Wirtschafts  betrieb.  Papierfabriken  = 
Gebäulichkeiten  zur  Herstellung  von  Papier.  Person  (Person)  =  Einzelperson,  Kor- 
poration, Teilhaberschaft,  Gesellschaft  oder  Verband  (association ).  Stoffdruckereien 
=  Gebäulichkeiten,  in  welchen  Dessins  auf  gewebte  Stoffe  gedruckt  werden.  Oef  fent- 
liches  Gebäude  (public  buildings)  ist  ein  für  öffentlichen  Unterricht,  für  Versamm- 
lungen oder  zur  Unterhaltung  dienendes  Haus.  Schule  =  ein  Gebäude,  in  welchem 
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öffentlicher  oder  privater  Unterricht  nicht  weniger  als  10  Schülern  gleichzeitig  erteilt 
wird.  Frau  (woman)  bedeutet  eine  weibliche  Person  von  18  oder  mehr  Jahren. 
Werkstatt  =  ein  Bau,  Raum  oder  Platz,  in  welchem,  ohne  Fabrik  im  obigen  Sinne 
zu  «iein,  der  Gewerbebetrieb  vermittelet  Handarbeit  erfolgt  Nicht  als  Werkstatt  gilt 
ein  Privathaus  oder  ein  Privatwohuraum,  in  dem  die  darin  beschäftigten  Arbeiter  oder 
deren  Majorität  gleichzeitig  als  Glieder  einer  Familie  wohnen.  Jugendliche  Per- 
eon (young  person)  bedeutet  eine  Person  im  Alter  zwischen  14  und  18  Jahren.] 

5j  9.  (Gebrauch  von  Glocken,  Pfeifen  etc.  in  Fabriken  und  Arbeitsräumen  gemät-s 
schriftlicher  Weisung  des  Stadtrats.] 

$  10.  [Die  Aufkündigungsfrist,  die  der  Arbeitgeber  von  den  Arbeitern  verlangt, 
hat  auch  er  seinerseits  zu  halten.  | 

J;  11.  [Verbot,  Personen  durch  Einschüchterung  oder  mit  Gewalt  von  der  Arbeit 
abzuhalten.] 

6  12.  Niemand  soll  weder  selbst  noch  durch  einen  Vertreter  die  Anstellung 
oder  nie  Weiterbesehäftigung  einer  Persou  in  seinem  Dienst  von  der  Bedingung  ab- 
hängig machen,  dass  letztere  sich  sehriftlich  oder  mündlich  verpflichtet,  nicht  Mitglied 
einer  Arbeiterorganisation  zu  werden  oder  sich  einer  solchen  anzuschliesaen. 

$  13.  Wer  bei  einer  öffentlichen  Arbeit  angestellt  ist,  kann  logieren,  speisen  und 
einkaufen,  wo  und  bei  wein  er  will ;  auch  darf  niemand  (weder  der  Arbeitgeber  selbst, 
noch  seine  Agenten,  noch  seine  Angestellten)  der  von  dem  Staate,  einer  Stadt,  einem 
Kreis  oder  von  einer  Behörde,  einer  Kommission  oder  deren  bevollmächtigtem  Beamten 
eine  öffentliche  Arbeit  in  Akkord  übernommen  hat,  weder  direkt  noch  indirekt  von  den 
Arbeitern  als  Bedingung  ihrer  Anstellung  verlangen,  dass  sie  an  einem  bestimmten 
Orte  oder  bei  einer  bestimmten  Person  logieren,  speisen  oder  einkaufen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  sollen  einen  Teil  des  AnsteUungavertrag. ?s 
bilden,  und  wer  solche  verletzt,  verfällt  in  eine  Busse  bis  zu  100  Doli,  für  jede  Ueber- 
tretung. 

§  14.  [Vorzug  der  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  bei  Anstellung  bei  öffent- 
lichen Bauten  oder  Arbeiten.  Jede  wesentliche  oder  absichtliche  Uebertretung  wird 
bis  zu  10(3  Doli,  gebüsst.1 

§  15.  [Verbot  für  Passagier-  oder  Güterbeförderungsgcsellschaften,  irgendwelche 
Bürgschaft  oder  andere  Sicherheit,  ausser  der  Kaution  für  das  ihnen  anvertraute,  der 
Gesellschaft  gehörige  Geld  oder  Eigentum  von  ihren  Angestellten  zu  verlangen  bei 
einer  Busse  bis  zu  50  Doli,  für  die  erste  und  bis  zu  100  Doli,  bei  weiteren  Ueber- 
tret  ungen.] 

$}  1(5.  [Verbot  von  Kontrakten,  durch  die  der  Arbeitgeber  von  seiner  Haftpflicht 
den  Arbeitern  gegen ül>er  für  Unfälle  entlastet  wird,  welche  auf  eine  Fahrlässigkeit  de« 
Arbeitgebers  oder  eines  seiner  Angestellten  zurückzuführen  sind.] 

Ü  17.  [Pflicht  des  Arbeitgebers,  dem  Bezirkspolizeichef  sofort  jeden  ernsten  Un- 
fall eines  seiner  Arbeiter  schriftlich  anzuzeigen,  worüber  schriftliche  Empfangsanzeige 
zu  erteilen  ist.    Protokollierung  des  Unfalls.    Jahresbericht  des  Bezirkspohzeichefs. 

Maximalbiisse  bei  Unterlassung  solcher  Unfallsanzeige  20  Doli  j 

§  18.  JDen  Bestimmungen  der  Kap.  118,  110  und  120  oder  anderen  Gesetzesver- 
ordnungen, netreffend  Versicherungsgesellschaften,  unterliegen  die  Gewerkschaften  und 
Arbeitervereine  nicht.] 

Arbeitszeit.  §  10.  [Die  tägliche  Arbeitszeit  für  die  vom  Staate,  einem  Be- 
zirk oder  einer  Stadt  beschäftigten  Arbeiter  beträgt  0  Stunden,  soweit  der  nach- 
folgende Paragraph  keine  Ausnahmen  vorsieht.] 

$  20.  [Die  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  8  Stunden  in  einer  solchen  Stadt,  für 
welche  durch  Abstimmung  resp.  durch  frühere  Gesetzgebung  bezügliche  Bestimmungen 
angenommen  werden  resp.  angenommen  worden  sind.] 

§  21.  [Festsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  für  Haudarbeiter  auf  9  Stunden  in 
den  vom  Staate  oder  dessen  Vertreter  abgeschlosseneu  Kontrakten.] 

§  22.  [Festsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  für  Strassen  bahnangestellte  auf 
Maximum  10  Stunden,  welche  auf  einen  Zeitraum  von  12  aufeinanderfolgenden 
Stunden  verteilt  werden  dürfen. 

Ausnahmen  zulässig  an  gesetzlichen  Feiertagen  oder  bei  ausserordentlichen  An- 
lässen, wobei  jedoch  die  Ueberstundcnarbeit  extra  zu  vergüten  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  unverbindlich  für  schriftliche  vor  dem 
22.  Juli  1804  ausgefertigte  Kontrakte.] 

§  23.  Kein  Kind  unter  18  Jahren  noch  Frauen  sollen  in  einem  Handelsetablisaement 
mehr  als  58  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden,  doch  sollen  die  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  auf  die  in  Laden  der  Kleinhändler  im  Monat  Dezember  beschäf- 
tigten Verkäufer  keine  Anwendung  finden. 
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Jeder  Arbeitgeber  soll  an  einer  gut  sichtbaren  titeile  überall,  wo  solche  Personen 
beschäftigt  sind,  eine  gedruckte  Bekanntmachung  anbringen,  in  der  die  Zahl  der 
Arbeitsstunden  für  jeden  Tag  der  Woche,  sowie  der  Anfang  und  der  Schluss  der 
Arbeitszeit  und  der  Beginn  und  die  Zeitdauer  für  das  Mittagessen  oder  andere  Mahl- 
zeiten vermerkt  sind. 

Gedruckte  Formulare  solcher  Bekanntmachungen  sollen  durch  den  Chef  der  Be- 
zirkspolizei verabfolgt  und  durch  den  Kronanwalt  genehmigt  werdeu. 

Die  Beschäftigung  genannter  Personen  an  irgend  einem  Tage  über  die  derart 
festgesetzte  Zeit  hinaus  soll  als  eine  Uebertretung  der  Bestimmungen  dieses  Para- 
graphen angesehen  werden.  Ein  Prinzipal,  Oberaufseher,  Meister  oder  sonstiger  Stell- 
vertreter eines  Handeleetablissements,  welcher  eine  Bestimmung  dieses  Paragraphen 
verletzt,  soll  mit  einer  Busse  von  ä»»  bis  100  Dollar  belegt  werden. 

5;  24.    [Ergänzt  durch  die  Gesetze  von  11)02. 

Beschränkung  der  täglichen  Arlwitszeit  für  Kinder  unter  IS  Jahren  und  Frauen 
in  Fabrik-  oder  Gewerbetatrieben  auf  10  Stunden. 

Ausnahmen  gemäss  nachstehender  Bestimmungen  und  bei  einer  andern  Ein- 
teilung der  Arbeitsstunden,  durch  welche  die  Arbeitszeit  an  einem  Tage  der  Woche 
verkürzt  wird. 

Ueberschreitung  von  .">>S  Stunden  per  Woche  unzulässig. 

Gedruckte,  in  jedem  Arbeitsraume  leicht  sichtbare  Bekanntmachung  über: 

1.  die  Anzahl  der  Arbeitsstunden  für  jeden  Tag  der  Woche; 

2.  Beginn  und  Schluss  der  Arbeitszeit. 

3.  Beginn  und  Zeitdauer  der  Mahlzeiten  (in  solchen  Geschäften,  welche  von  den 
in      36  und  37  enthaltenen  Bestimmungen  ausgenommen  sind); 

4.  die  eventuelle  Zeitdauer  für  die  Mahlzeiten. 

Abgabe  solcher  gedruckten  Bekanntmachungen  durch  deu  Chef  der  Bezirkspolizei, 
nach  Genehmigung  des  Kronanwalts. 

Die  Beschäftigung  der  obengenannten  Personen  zu  andern  als  den  in  den  ge- 
druckten Bekanntmachungen  festgesetzten  Zeiten  gilt  als  eine  Verletzung  der  Be- 
stimmungen dieses  Paragraphen,  es  sei  denn,  das«  die  durch  Einstellen  von  Maschinen 
verlorene  Arbeitszeit  an  einem  vorangegangenen  Tage  derselben  Woche  eingeholt 
werden  musste. 

Das  Einstellen  einer  Maschine  für  weniger  als  30  Minuten  giebt  jedoch  kein 
Hecht  auf  Uel>erzeitarbeit,  und  soll  vor  der  Ermächtigung  hierzu  ein  schriftlicher 
Bericht  über  Tag  und  Zeitdauer  dem  Chef  der  Bezirksjtolizei  oder  dem  Fabrik-  und 
Gebäudeinspektor  eingegeben  werden.] 

§  25.    (Strafbestimmungen  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Verordnungen  der 
23  und  24. 

Das  vom  Vater  oder  Vormund  beglaubigte  Altersattest  eines  Minderjährigen  gilt 
prima  facie  als  glaubwürdig  hinsichtlich  seines  Alters  bei  irgend  einer  gerichtlichen 
Anklage  wegen  der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen.] 

§  28,  [Die  bisher  übliche  Klageform  kann  bei  Verfolgungen  nach  den  Be- 
stimmungen des  §  24  angewandt  werdeu,  doch  ist  auch  jede  andere  passende  Form 
zulässig.] 

§  27.  [Niemand,  auch  kein  Vertreter  oder  Beamter  einer  Einzelperson  oder 
Korporation,  soll  eine  Frau  oder  einen  Minderjährigen  auf  irgend  eine  Weise  zu 
Zwecken  der  Fabrikation  zwischen  in  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  beschäftigen. 

Wer  immer  dieser  Bestimmung  zuwiderhandelt,  verfällt  in  eine  Busse  von  20  bis 
.■y>  Dollars  für  jeden  einzelnen  Fall. 

Beschäftigung  von  Frauen  und  Kindern.  §  28.  Kein  Kind  unter 
14  Jahren  darf  in  einer  Fabrik,  Werkstatt  oder  einem  Handelsetablissemeut  be- 
schäftigt werden. 

Kein  solches  Kind  soll  während  der  Schulzeit  der  öffentlichen  Schulen  der  Stadt 
oder  Gemeinde,  in  welcher  es  wohnt,  gegen  Lohn  oder  andere  Entschädigung,  an  wen 
dieselbe  auch  zahlbar  sei,  beschäftigt  werden,  ebensowenig  wie  vor  6  Uhr  morgen  s 
oder  nach  7  Uhr  abends. 

§  29.  [Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  16  Jahren  in  Fabriken, 
Werkstätten  oder  Handelshäusern,  es  sei  denn,  es  führe  der  Prinzipal  eine  den  Schul- 
vögten (truant  officers)  der  Stadt,  sowie  der  Bezirkspolizei  und  den  Inspektoren  der 
Fabriken  und  öffentlichen  Gebäuden  zugängliche  Kontrollliste  über  Alter  und  Schul- 
unterricht und  zwar  in  doppelter  Ausfertigung,  die  eine  für  den  fortlaufenden  Gebrauch, 
die  andere  an  sichtbarer  Stelle  an  einem  Haupteingange  der  Arbeitslokalitäten  an- 
geschlagen. 
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Ferner  ist  zu  Händen  des  Schulinspektors  eventuell  der  Schulkommission  eine 
Liste  zu  führen  über  die  Namen  aller  daselbst  beschäftigten  Minderjährigen,  welche 
nicht  mühelos  lesen  und  einfache  Sätze  der  englischen  Sprache  nicht  deutlich 
schreiben  können.] 

§  30.  (Genehmigung  des  Alters-  und  Schulattestes  nur  durch  den  Schulinspektor 
oder  dessen  Bevollmächtigten  der  Schulkomraission. 

Verbot  der  Genehmigung  eines  solchen  Attestes  durch  einen  der  Vorgenannten 
bezüglich  solcher  Minderjähriger,  welche  bei  ihm  selbst  beschäftigt  sind  oder  be- 
schäftigt werden  sollen,  oder  auch  bei  einer  Firma  oder  Korporation,  bei  welcher  er 
als  Mitglied,  Beamter  oder  Angestellter  beteiligt  ist.) 

§  31.  [Genehmigung  des  Alters-  und  iSchulattestcs,  nur  wenn  genügende  Be- 
weise über  das  darin  angegebene  Alter  eines  solchen  Minderjährigen  vorliegen.] 

S  32.  [Genehmigung  des  Alters-  umd  Schulattestes  eines  Minderjährigen  unter 
16  Jahren  erst  nach  Vorlage  eines  ordnungsgemäss  ausgefüllten  und  unterschriebenen 
Beschäftigungsausweises.  Ein  Duplikat  des  Alters-  und  Schulattestes  soll  bei  der 
Schulkommission  aufbewahrt  werden. 

Es  ist  gestattet,  nähere  Aufklärungen  nach  Gutdünken  der  Schulkommission 
oder  des  Schulinspektors  in  dem  Attest  oeizudrucken.  Busse  bis  zu  50  Dollar,  wer 
wissentlich  unrichtige  Daten  attestiert.] 

§  33.  [Beschäftigung  von  Minderjährigen  unter  16  Jahren  entgegen  den  Be- 
stimmungen der      28  und  29  strafbar  mit  einer  Busse  bis  zu  50  Dollar. 

Wer  nach  erfolgter  Mahnung  durch  den  Schulvogt  (truant  officer)  oder  Fabrik- 
inspektor fortfährt,  Minderjährige  zu  beschäftigen,  verfällt  in  eine  Busse  von  5  bis 
20  Dollar  per  Tag. 

Unterlassung  der  Vorlage  des  Alters-  und  Schulattestes  oder  der  Kontrollliste  an 
den  Schulvogt  (truant  officer)  oder  Fabrikinspektor  gilt  prima  facie  als  Beweis  der 
gesetzwidrigen  Beschäftigung  jeder  Person,  deren  Altere-  und  Schulattest  nicht  vor- 
gelegt oder  deren  Name  in  der  Kontrollliste  nicht  aufgeführt  ist.  Gesetzwidrige«  Vor- 
enthalten des  Alters-  und  Schulattestes  seitens  des  Arbeitsgebers  wird  bis  zu 
10  Dollar  gebüsst.] 

S  34.  [Kompetenz  der  Schulvögte  (truant  officers)  sich  durch  Besuch  von 
Fabriken,  Werkstätten  oder  Handelsgeschäften  zu  überzeugen,  ob  Minderjährige  wider 
die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  darin  beschäftigt  werden. 

Anzeige  von  Uebertretungen  an  die  Schulkommission  und  an  den  Bezirkspolizei  - 
chef  oder  an  den  Fabrikinspektor. 

Kompetenz  der  Fabrikinspektoren  und  Schulvögte  (truant  officers)  die  Vor- 
weisung von  Alters-  und  Schulattesten  der  in  Fabriken  etc.  beschäftigten  Minder- 
jährigen zu  verlangen. 

Klagen  wegen  Verletzung  der  Verordnungen  dieses  Kapitels  sind  durch  die 
Fabrikinapektoren  zu  erheben.] 

§  35.  Wenn  eine  öffentliche  Abendschule  in  der  Stadt,  in  welcher  ein  Minder- 
jähriger, über  M  Jahre  alt,  wohnt,  vorhanden  ist  und  ein  Minderjähriger  kein  von  dem 
SchuTinspektor  oder  von  der  Schulkommission  oder  von  einer  Einzelj>erson,  welche 
hiezu  bevollmächtigt  ist,  unterschriebenes  Zeugnis  hat,  in  welchem  bescheinigt  ist, 
dass  der  Minderjährige  mühelos  lesen  und  einfache  Sätze  der  englischen  Sprache  deut- 
lich schreiben  kann,  so  soll  ihn  niemand  anstellen  und  kein  Verwandter,  Vormund 
oder  Aufseher  soll  erlauben,  dass  er  angestellt  wird,  wenn  er  nicht  ein  regelmässiger 
Besucher  einer  Abend-  oder  Tagesschule  ist;  weist  jedoch  ein  solcher  Minderjähriger 
ein  Zeugnis  vor  von  einem  registrierten,  praktizierenden  Arzt,  welches  dem  Schulin- 
spektor, oder  wenn  kein  solcher  existiert,  der  Schulkommission  genügt  und  welches 
bestätigt,  dass  sein  körperlicher  Zustand  ein  solcher  ist,  dass  der  Schulbesuch  neben 
seiner  täglichen  Arbeit,  seiner  Gesundheit  nachteilig  sein  würde,  so  hat  genannter 
Schulinspektor  oder  der  Schulvorstand  eine  Erlaubnis  auszufolgen,  dass  der  betreffende 
Minderjährige  angestellt  werden  darf  für  eine  Zeit,  die  genannter  Schulinspektor  oder 
die  Schulkommission  bezeichnen  kann. 

Der  Schulinspektor  oder  die  Schulkommission  oder  deren  bevollmächtigte  Lehrer 
können  Ausbleiben  von  solchen  Abendschulen  infolge  einer  begründeten  Ursache  ent- 
schuldigen. Jeder  Minderjährige,  welcher  ein  vorbeschriebenes  Zeugnis  nicht  besitzt, 
soll  seinem  Arbeitgeber  jede  Woche  eine  Bescheinigung  vorlegen  über  seinen  Schul- 
besuch während  der  Periode,  in  der  die  Abendschule  gehalten  wird,  und  wenn  daran-» 
unentschuldigte  Schulversäuranisso  ersichtlich,  so  ist,  laut  dieser  Bestimmung,  sein 
Besuch  als  ein  unregelmässiger  zu  bezeichnen.  Wer  einen  Minderjährigen,  entgegen 
den  Bestimmungen  dieses  .Paragraphen,  austeilt,  hat  eine  Zahlung  von  nicht  über 
100  Dollar  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  Gunsten  der  Abendschulen  der  betreffenden 
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Stadt  zu  leisten.  Ein  Verwandter  oder  Vormund,  welcher  einem  Minderjährigen,  der 
unter  «einer  Aufsicht  steht,  eine  Anstellung  gestattet,  welche  den  Vorschriften  dieses 
Paragraphen  zuwiderhandelt,  hat  eine  Zahlung  von  nicht  über  20  Dollar  zu  Gunsten 
der  Abendschulen  der  betreffenden  Stadt  zu  leisten. 

§  36.  [Wenn  fünf  oder  mehr  Frauen  oder  Personen  in  derselben  Fabrik  arbeiten, 
sollen  ihre  Mahlzcitpausen  zur  gleichen  Zeit  stattfinden,  ausgenommen  bei  solchen, 
welche  die  Arbeit  des  morgens  später  beginnen  und  daher  ihre  Mahlzeiten  zu  einer 
anderen  Zeit  abhalten  können. 

Doch  dürfen  letztere  während  der  regelmässigen  Mahlzeit  nicht  die  Arbeit  anderer 
neben  ihrer  eigenen  Arbeit  verrichten.] 

§  37.  [Verbot  einer  mehr  als  sechsstündigen,  ununterbrochenen  Beschäftigung 
von  Frauen  oder  jugendlichen  Personen  in  Fabriken  oder  Werkstätten,  in  denen  fünf 
oder  mehr  solcher  Personen  arbeiten,  ohne  eine  mindestens  halbstündige  Pause  für 
eine  Mahlzeit.   Gestattung  der  ununterbrochenen  Beschäftigung  einer  solchen  Person: 

1)  während  61/,  Stunden,  falls  dieselbe  spätestens  von  1  Uhr  nachmittags  für 
den  Rest  des  Tages  aus  der  Arbeit  entlassen  wird; 

2)  oder  während  7'/,  Stunden  weun  ihr  in  der  Zwischenzeit  die  Einnahme  eines 
Imbisses  gestattet  wird  und  wenn  sie  spätestens  um  2  nachmittags  für  den  Rest  des 
Tages  aus  der  Arbeit  entlassen  wird.] 

§  38.  [Nicht  unterworfen  sind  den  Bestimmungen  der  §§  36  und  37:  —  Eisen- 
werke, Glashütten,  Papierfabriken,  Schriftgießereien,  Stoffdruckereieu,  Bleichereien 
oder  Färbereien. 

Kompetenz  des  Bezirks  pol  izeichefs  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Gou- 
verneure andere  Fabriken  oder  Werkstätten  von  diesen  Bestimmungen  zu  entbinden, 
wenn  die  Notwendigkeit  des  ununterbrochenen  Betriebes  oder  sonstige  in  der  Natur 
des  Betriebes  liegende  Umstände  es  als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  immerhin, 
unter  der  Voraussetzung,  dass  dadurch  die  Gesundheit  der  Frauen  und  jungen  Per- 
sonen nicht  geschädigt  werde. 

Der  vom  genannten  Chef  für  solche  Ausnahmen  erteilte  Erlaubnisschein  ist, 
jedoch  ohne  Kosten  für  den  Staat,  zu  publizieren  ] 

§  39.  [Unverantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  wenn,  ohne  dessen  Auftrag,  Be- 
willigung oder  Kenntnis,  Minderjährige  unter  18  Jahren  oder  Frauen  entgegen  den 
Bestimmungen  des  durch  §  24  vorgeschriebenen,  im  Arbeitsraume  angebrachten  Pla- 
kates, während  der  für  die' Mahlzeiten  festgesetzten  Zeit,  arbeiten.] 

8j}  40.  [Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vier  vorhergehenden  Paragraphen  Busse 
im  Minimum  50  Doli.,  im  Maximum  100  Doli.] 

§41.  [In  Fabriken  Werkstätten  und  Handelsetablissements  in  welchen  weib- 
liche Personen  beschäftigt  sind,  soll  für  passende  Sitze  gesorgt  werden,  deren  Be- 
nützung gestattet  sein  soll,  wenn  es  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Arbeit  geschehen 
kann.   Strafmass  10—30  Doli,  im  Einzelfalle.] 

§  42.  (Verbot  an  Arbeitgeber,  Kinder  unter  14  Jahren  mit  dem  Reinigen  irgend 
eines  Teils  einer  Dampf-  und  anderen  Maschinen  zu  betrauen,  wenn  solcher  selbst  in 
Bewegung  ist  oder  in  gefährlicher  Nähe  eines  in  Bewegung  befindlichen  Maschinen- 
teiles steht. 

Strafbestimmungen  Minimum  50  Doli.,  Maximum  100  Doli,  für  den  Einzelfall.] 

§  43.  [Jeder  Elevator,  sei  es  für  Güter  oder  Personen,  welcher  sich  mit  einer 
Geschwindigkeit  von  mehr  als  100  Fuss  per  Minute  bewegt,  soll  durch  geeignete  Per- 
sonen nicht  unter  18  Jahren  bedient  werden ;  ausser  dem  Beauftragten  soll  niemand 
einen  solchen  Elevator  bedienen  oder  beaufsichtigen.] 

Kein  Elevator,  sei  es  für  Lasten  oder  Personen  soll  durch  Personen  unter 
16  Jahren  bedient  oder  deren  Aufsicht  unterstellt  werden. 

Jede  Einzelperson,  Firma  oder  Korporation,  welche  eine  Bestimmung  dieses 
Paragraphen  dadurch  verletzt,  dass  sie  in  irgend  einer  diesem  Gesetze  widersprechen- 
den Weise  einen  Elevator  bedient  oder  bedienen,  besorgen  oder  beaufsichtigen  lässt, 
verfällt  in  eine  Busse  von  25—100  Doli,  für  jeden  Einzelfall. 

Entgegenstehende  Gesetzbeetininiungen  werden  hiermit  aufgehoben. 

§  44.  Auf  das  Gesuch  eines  jeden  Bürgers  hat  das  staatliche  Gesundheitsamt 
nach  vorausgegangener  für  notwendig  erachteter  Untersuchung,  zu  entscheiden,  ob  die 
Fabrikation  einer  besonderen  Säure  der  Gesundheit  von  Minderjährigen  unter  18  Jahren 
gefährlich  oder  nachteiüg  ist  oder  nicht. 

Diese  Entscheidung  soll  hierfür  massgebend  sein.  Wer  ein  Kind  unter  18  Jahren 
mit  der  Fabrikation  einer  Säure  beschäftigt,  bezüglich  welcher  das  staatliche  Ge- 
sundheitsamt erklärt  hat,  dass  ihre  Fabrikation  der  Gesundheit  gefährlich  oder  nach' 
teilig  sei,  verfällt  in  eine  Busse  von  100  Doli,  für  jeden  einzelnen  Fall. 

Arbedte«chuU.  40 
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Verwenden  von  Kindern  zu  öffentlichen  Schaustellungen.  §  45. 
[Verbot,  Kinder  unter  15  Jahren  zu  verwenden  oder  zu  verkaufen,  in  die  Lehre  zu  geben 
oder  zu  verschenken,  oder  ihnen  Gelegenheit  zu  verschaffen,  sie  zu  veranlassen  oder 
zu  ermutigen,  sich  anwerben  zu  lassen,  zweck«  Verwendung  zu  nachstehenden  Schau- 
stellungen :  Tanzen  auf  der  Bühne,  Spielen  auf  musikalischen  Instrumenten,  Hingen, 
Draht-  oder  Seütanzeu,  —  Reiten  oder  Spielen  als  Gymnastiker,  Schlangenmensch 
oder  Akrobat  in  einem  Cirkus,  bei  Theatervorstellungen  oder  auf  öffentlichen  Platzen. 
Die  Bestimmungen  dieses  §  verbieten  nicht,  Kinder  in  der  Vokal-  oder  Instrumental- 
musik, im  Tanzen,  oder  als  Musiker  für  Kirche  und  Schule  auszubilden,  noch  ver- 
bieten sie  das  Teilnehmen  an  Festen,  Konzerten  etc.,  auf  specielle  schriftliche 
Bewilligung  hin  seitens  des  Bürgermeisters  und  Stadtrats  oder  seitens  der  Stadt- 
verordneten. 

Bei  Uebertretung  Busse  bis  zu  200  Doli,  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten.] 
§  4b*.   [Bewilligung  wird  nicht  erteilt  für  öffentliche  Schauspiele,  bei  denen 
Kinder  unter  15  Jahren  oder  schulpflichtige  Kinder  als  Akrobaten  oder  dergleichen 
verwendet  werden  oder  deren  Moral  und  Gesundheit  gefährdet  werden  könnten. 
Vorbehalten  bleibt  die  Specialbewilligung  nach  §  45.] 

Sanitäre  Vorschriften.  §  47.  [Fabriken  mit  5  oder  mehr  Arbeitern. 
Werkstätten,  sowie  Fabriken,  Handels-  und  andere  Etablissements  oder  Bureaux,  in 
denen  mindestens  2  Jugendliche  unter  18  Jahren  oder  Frauen  beschäftigt  werden, 
sind  reinlich  und  frei  von  üblen  Gerüchen  zu  halten,  und  mit  einer  genügenden  An- 
zahl leicht  zugänglicher  und  für  beide  Geschlechter  getrennter  Aborte  mit  entsprechen- 
den deutlichen  Aufschriften  zu  versehen.  Verliot,  einen  anderen  als  den  für  jede* 
Geschlecht  bestimmten  Abort  zu  beuützeo.] 

§  48.  Der  Hausbesitzer,  Mieter  oder  Inhaber  hat  die  nach  §  47  erforderlichen 
Aenderungen  anzubringen;  wenn  ein  Mieter  oder  Inhaber  solcher  Räumlichkeiten 
derartige  Aenderungen  auf  Anordnung  des  Fabrik-  oder  Gebäudeinspektors  vornehmen 
musste,  so  hat  er  innerhalb  30  Tagen  nach  deren  Fertigstell ung  ein  Klagerecht  gegen 
jede  Person,  welche  an  dem  Hause  antcilsberechtigt  ist,  auf  Ersatz  eines  nach  billigem 
Ermessen  des  Richters  zu  bestimmenden  verhältnismässigen  KostenAnteils.J 

§  40.  [Pflicht  des  Fabrikinspektors,  l'ebertrctungen  der  im  §  47  enthaltenen 
sanitären  Vorschritten,  welche  laut  Kapitel  75  oder  anderen  Gesetzen  strafbar  sind, 
der  Sanitätsbehörde  anzuzeigen,  welche  den  Fall  untersucht  und  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Nachachtung  verschafft.] 

§  50.  [Bei  Verletzung  der  Bestimmungen  der  $j  47  und  48  Mahnung  seitens 
des  Fabrik-  und  Gebäudeinspektors. 

Bei  Nichtbeachtung  dersell>en  Einleitung  einer  Klage,  doch  nicht  vor  Ablauf 
von  4  Wochen.  Aushändigung  der  Mahnung  au  ein  Mitglied  oder  einen  Angestellten 
der  Firma ;  falls  die  letztere  eine  ausländische,  an  den  Fabrik-  oder  Geschaftsleiter. 
der  für  den  event.  Strafbetrag  bei  Nichtzahlung  durch  die  Firma  haftbar  ist.1 

§  51.  [Ventilation  von  Fabriken  mit  5  oder  mehr  Personen  und  Werkstätten 
mit  5  oder  mehr  Frauen  oder  jugendlichen  Personen  ;  Ableitung  gesundheitsschäd- 
licher Gase,  Dünste,  Staubteilchen  etc.] 

§  52.  [Bei  Staubent Wickelung  in  den  in  §  51  genannten  Arbeitsstätten  An- 
bringung eines  Windfächers  oder  einer  anderen  Lüftungsvorrichtung  nach  Ermessen 
des  Fabrikinspektors. 

§  53.  [Bei  Ver  etzung  der  §>;  51  und  52  schriftliche  Mahnung;  bei  Nicht- 
beachtung derselben  Klage  nach  Ablauf  einer  4-wöchigen  Frist.] 

§  54.  ]  Rein  halten  öffentlicher  Gebäude  und  Scnulhäuser  von  üblen  Gerüchen 
der  Aborte  etc.,  Anbringung  einer  genügenden  Anzahl  geeigneter  Aborte.  Ventilation 
solcher  Gebäude. 

Pflicht  der  Inspektionsabteilung  der  Bezirkspolizei,  diesen  Bestimmungen  Nach- 
achtung zu  verschaffen.) 

§  55.  [Zuständigkeit  des  Fabrik-  und  Gebäudeinspektors  für  öffentliche  Gebäude 
oder  Schulhäuser,  weitere  sanitäre  und  Ventilationsvorrichtungen  anzuordnen. 

Pflicht  des  Schulkomitees,  des  öffentlichen  Beamten  oder  einer  anderen  Pereon. 
den  Verordnungen  nachzukommen  bei  Strafe  bis  zu  100  Doli. 

Besch weroereeht  innerhalb  30  Tagen  gegen  die  Verfügung  des  Inspektors  beim 
städtischen  Gesundheitsamt;  Abänderung,  Aufhebung  oder  Bestätigung  der  Ver- 
fügung durch  letzteres.] 

Kleiderfabrikation.  §  56.  Das  Anfertigen,  A endern,  Ausbessern  oder 
Fertigstellen  von  Röcken,  Westen,  Hosen  oder  sonstigen  Kleidungsstücken  in  einem 
Zimmer  oder  Räume  einer  Wohnung  oder  eines  Wohnhauses  ist  nur  den  Familien- 
mitgliedern, welche  daselbst  wohnen,  gestattet;  eine  Familio,  welche  diese  Tätigkeit  in 
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den  genannten  Räumen  auszuüben  wünscht,  hat  sich  hierfür  vor  allem  eine  Erlaubnis 
des  Fabrik-  und  Gebäudeinspektors,  welche  vom  Chef  der  Bezirkspolizei  beglaubigt 
sein  mu&s,  zu  verschaffen.  Eine  Erlaubnis  kann  von  jedem  Familienmitglied,  welches 
solche  Arbeit  zu  verrichten  wünscht,  verlangt  und  an  dasselbe  verabfolgt  werden. 
Keine  Einzelperson ,  noch  ein  Geschäftsteilhaber ,  noch  eine  Korporation  darf  ein 
Familienmitglied,  welches  eine  Erlaubnis,  die  vorgenannten  Arbeiten  in  den  erwähnten 
Räumen  zu  verrichten,  nicht  besitzt,  dingen,  beschäftigen  oder  mit  ihm  einen  Kontrakt 
für  solche  Arbeit  schliessen. 

Zimmer  oder  Räumlichkeiten,  in  welchen  Anzüge  (garments)  oder  Kleidungs- 
stücke gemacht,  geändert,  ausgebessert  oder  fertiggestellt  werden,  sind  in  reinlichem 
Zustande  zu  halten  und  sind  der  Inspektion  und  Aufsicht  der  Inspektoren  der  Be- 
zirkspolizei unterworfen,  welche  ermitteln,  ob  die  erwähnten  Zimmer  und  Räumlich- 
keiten oder  die  aufgeführten  Anzüge  und  Kleidungsstücke  oder  einzelne  Teile  derselben 
rein  und  frei  von  Ungeziefer  und  ansteckenden  Stoffen  sind. 

Zimmer  und  Räumlichkeiten  in  einer  Wohnung  oder  einem  Wohnhaus,  welche 
nicht  als  Wohn-  oder  (Schlafstuben  benutzt  werden,  auch  nicht  mit  solchen  in  Ver- 
bindung stehen  und  einen  separaten  und  speziellen  Eingang  von  aussen  haben,  sind 
den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  nicht  unterworfen ;  auch  sollen  die  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  das  Anstellen  von  Schneidern  oder  Näherinnen  von  seiten  einer 
Einzelperson  oder  einer  Familie  zwecks  Anfertigung  von  Kleidungsstücken  für  den 
eigenen  Bedarf  nicht  verhindern. 

§  57.  Findet  genannter  Inspektor  Zeichen  von  Infektionen  oder  ansteckenden 
Stoffen  oder  Ungeziefer  in  Werkstätten  oder  Zimmern  oder  Räumlichkeiten  oder 
Wohnungen,  in  welchen  Anzüge  (garments)  gemacht,  geändert  oder  geflickt  werden 
oder  in  den  verarbeiteten  oder  in  Verarbeitung  sich  befindenden  Waren ,  so  hat  er 
dem  Chef  der  Bezirkspolizei  hiervon  Anzeige  zu  raachen,  welcher  das  lokale  Gesund- 
heitsamt zu  ersuchen  hat,  genannte  Werkstätten,  Zimmer  oder  Wohnungen  und  das 
darin  befindliche  Material  zu  untersuchen ;  wenn  das  lokale  Gesundheitsamt  findet, 
daBs  solche  in  gesundheitsschädlichem  Zustande,  und  das»  die  Materialien  zur  Be- 
nutzung untauglich  *ind,  so  hat  es  solche  Verfügungen,  wie  sie  die  öffentliche  Sicher- 
hett verlangt,  zu  treffen. 

§  58.  Wer  Röcke,  Westen,  Hosen  oder  Bekleidungsstücke  jeder  Art  verkauft 
oder  zum  Verkauf  feilbietet,  welche  in  einem  Wohnhause  oder  Logis  von  einer  in 
demselben  wohnenden  Familie,  die  sich  die  hierzu  laut  §  5ö  vorgeschriebene  Bewilli- 
gung nicht  verschafft  hat,  muss  an  den  genannten  Kleidungsstücken  einen  Zettel  oder 
htiquette,  von  nicht  weniger  als  2  Zoll  Länge  und  1  Zoll  Breite,  anhängen,  auf 
welchem  leserlich  gedruckt  oder  geschrieben  die  Worte  „Hausarbeit"  (tencinent  made) 
stehen,  sowie  der  Name  der  Stadt,  in  welcher  sie  gearbeitet  wurden. 

§  59.  Niemand  soll  solche  obengenannten  Kleidungsstücke  verkaufen  oder  zum 
Verkauf  ausstellen,  ohne  darauf  den  vorbeschriebenen  Zettel  oder  Etiquette  angebracht 
zu  haben,  denselben  absichtlich  wegnehmen,  ändern  oder  zerstören  und  niemand  soll 
genannte  Kleidungsstücke  verkaufen  oder  zum  Verkauf  ausstellen  mit  falschem  oder 
irreführendem  Zettel. 

§  tiO.  Wenn  dem  vorgenannten  Inspektor,  dem  Bezirkspolizeichef  oder  dem  Ge- 
sundheitsamte gemeldet  wird,  dass  fertige  Röcke,  Westen,  Hosen,  Ueberzieher  oder 
andere  Kleidungsstücke  per  Schiff  nach  diesem  Staate  gelangen,  welche  unter  gesund- 
heitswidrigen Verhältnissen  angefertigt  wurden,  so  soll  der  Inspektor  die  angeführten 
Waren  und  deren  FabrikationBzustand  untersuchen,  und  wenn  gefunden  wird,  das* 
solche  Ungeziefer  enthalten,  oder  an  ungeeigneten  Orten  oder  unter  gesundheitsschäd- 
lichen Verhältnissen  hergestellt  wurden,  so  hat  er  dies  dem  Gesundheitsamt  anzuzeigen, 
welches  solche  Befehle  zu  erlassen  hat,  wie  sie  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
als  nötig  erachtet  werden. 

§  bl.  Wer  irgend  einer  der  Bestimmungen,  enthalten  in  den  5  vorhergehenden 
Paragraphen,  zuwiderhandelt,  verfällt  in  eine  Busse  von  50  bis  500  Dollar. 

Lohnauszahlung.  §  02.  Jede  Fabriks-,  Bergwerks-  oder  Steinbruch-,  Han- 
dels-, Eisenbahn-,  Strassen  bahn-,  Telegraphen-  oder  Telephongesellschaft,  jede  inkor- 
porierte Express-  oder  Schiffahrtsgesellschaft  und  jeder  Kontrahent,  jede  Einzelperson 
oder  Gesellschaft,  welche  sich  mit  einem  Fabrikationsgeschäft,  mit  dem  Bauhandwerk, 
mit  Steinbrüchen  oder  Bergwerken,  mit  öffentlichen  Arbeiten  oder  Bau  und  Repa- 
raturen von  Eisenbahnen,  Strassenbahnen,  Strassen,  Brücken,  mit  Anlage  von  Kanali- 
sations-,  Gas-,  Wasser-  oder  elektrischen  Leitungen,  Röhren  oder  Schienenlegung  be- 
fassen, sollen  ihren  Angestellten  den  verdienten  Lohn  bis  zu  6  Tagen  vor  dem  Datum 
dee  Zahltages,  auszahlen ;  jeder  Angestellte  jedoch,  welcher  seine  Beschäftigung  auf- 
gibt oder  vom  Arbeitgeber  entlassen  wird,  soll  am  üblichen  nächsten  Zahltag  voll 
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bezahlt  werden ;  und  der  Staat,  seine  Beamten,  irgend  eine  Behörde  oder  Kommission 
haben  jeden  Handwerker,  Arbeiter  und  Taglöhner,  welcher  von  ihnen  angestellt  ist, 
ebenso  zu  bezahlen;  gleichfalls  hat  jede  Stadt  ihre  Angestellten  so  zu  bezahlen,  wenn 
solche  d.  h.  Handwerker,  Arbeiter  oder  Taglöhner  nicht  schriftlich  verlangen,  auf  andere 
Art  bezahlt  zu  werden,  und  jede  Stadt  und  jeder  Kreis  sollen  ihre  Angestellten  auf 
diese  Weise  bezahlen,  wenn  sie  es  so  verlangen ;  ausgenommen  ein  Angestellter,  welcher 
zur  Zeit  des  Zahltages  von  seinem  regelmässigen  Arbeitsplatz  abwesend  ist,  soll  auf 
sein  Verlangen  nachher  bezahlt  werden. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  sollen  nicht  für  einen  Angestellten  einer 
Genossenschaft  oder  eines  Verbandes  zur  Anwendung  kommen,  wenn  er  Anteilscheine 
derselben  besitzt,  ausser  wenn  er  das  Verlangen  stellt,  wöchentlich  bezahlt  zu  werden. 

Der  Eisen  bahn  vorstand  kann  nach  stattgefundener  Konferenz  eine  Eisen  bahn - 
gescllst'haft  von  der  wöchentlichen  Zahlung  ihrer  Angestellten  entbinden,  wenn  er  da- 


dass  weder  ihre  Interessen  noch  diejenigen  des  Publikums  darunter  leiden.  Keine  Kor- 
poration, Kontrahent,  Einzelperson  oder  Gesellschaft  soll  durch  einen  Spezialkontrakt 
mit  einem  Augestellten  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  sich  diesen  Verordnungen 
sowie  denen  des  folgenden  Paragraphen  entziehen. 

Wer  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  zuwiderhandelt,  verfällt  in  eine  Busse 
von  10-50  Doli. 

§  63.  (Bei  Verletzung  des  §  62  innerhalb  30  Tagen  Klagerecht  des  Bezirkspolizei- 
chefs oder  Fabrikinspektors  gegen  den  Arbeitgeber;  Verteidigungsgrund  nur  auf 
Grund  einer: 

a)  Lohnpfändung  oder  gerichtlichen  Cession  (trustee  process), 

b)  rechtsgültigen  Ueberweisnng  (assis^nment)  oder  Gegenforderung  (set-off), 

c)  tatsächliches  Anbieten  Auszahlung  zur  Zahlungszeit, 

d)  Abwesenheit  des  Angestellten. 

Nichtgiltiger  Verteidigungsgrund:  Zahlung  nach  Erhebung  der  Klage  oder  eine 
nur  formelle  Ueberweisung  zum  Zwecke  der  Befreiung  des  Arbeitgebers  von  der 
Zahlungsverpflichtung.] 

§  64.  (Das  in  Webereien  übliche  System  des  Klassierens  der  Webearbeit  darf  nicht 
die  Löhne  beeinträchtigen,  ausser  bei  fehlerhafter  Arbeit;  im  letzteren  Falle  Notwendig- 
keit der  Besichtigung  der  Arbeit  in  Gemeinschaft  mit  dem  Weber  und  Abzug  nur  mit 
dessen  Einverständnis. 

Bei  erster  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Paragraphen  Strafe  höchstens  H)0  Doli., 
bei  jeder  weiteren  höchstens  300  Doli.] 

§  67).  [In  Baumwollspinnereien  ist  innerhalb  7  Tagen  nach  Anstellung  eines 
nach  Stück  arbeitenden  Webers,  Spinnstuhlwärters  oder  Zettlers  demselben  ein  Zettel 
mit  näheren  Angaben  über  Art  und  Preis  seiner  Arbeit  zu  liefern.] 

§  66.  [In  Textilfabriken  sind  in  jedem  Räume,  in  welchem  nach  Stück  gearbeitet 
wird,  Plakate  anzubringen  mit  näheren  Angaben  ül>er  Art  und  Preis  der  Arbeit,  und 
in  Spinnstuben  soll  jede  Maschine  einen  Zettel  mit  Angabe  über  ihre  Leistungsfähig- 
keit tragen.] 

§  67.  [Pflicht  der  Inspektionsabteilung  der  Bezirkspolizei,  den  §§  65  und  66 
Geltung  zu  verschaffen.  Recht  des  Betretens  eines -jeden  Fabrikrauraes  "zwecks  Ver- 
gewisserung über  Befolgung  der  Vorschriften.] 

§  68.   [Der  Besitzer  oder  Verwalter  einer  Baumwollspinnerei  oder  Textilfabrik, 


§  67  auferlegten  Pflicht  stört,  verfällt  einer  Strafe  von  25-50  Doli,  im  ersten,  von 
50—100  Doli,  in  jedem  weiteren  Uebertretungsfalle.] 

{}  69.  [Verbot  von  Lohnabzügen  bei  Frauen  oder  Minderjährigen,  welche  in 
Fabriken  oder  Gewerbebetrieben  nach  Tagen  oder  Stunden  bezahlt  werden  für  die  in- 
folge Stillstandes  oder  Ausbesserung  einer  Maschine  verlorene  Zeit,  falls  ihnen  das 
Verlassen  der  Fabrik  für  diese  Zeit  nicht  gestattet  wird. 

Pflicht  der  Zahlung  der  regulären  Löhne  für  spätere  Leistung  der  versäumten 
Arbeit.   Strafe  in  jedem  Uebertretungsfalle  höchstens  20  Doli.] 

§  70.  [Bei  Verletzung  irgend  einer  Bestimmung  dieses  Kapitels  tritt,  falls  nicht 
eine  besondere  Strafe  angegeben  ist,  eine  solche  von  höchstens  100  Doli,  ein.) 

Haftpflicht  der  Arbeitgeber  gegenüber  den  Angestellten.  §  71. 
[Wenn  einem  Angestellten  trotz  Beobachtung  der  gebührenden  Vorsicht  ein  Unfall  zu- 
stösst:  1)  infolge  mangelhaften  Zustandcs  der  Wege,  Bauten  oder  Maschinen,  sofern  dieser 
Mangel  durch  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  oder  einer  von  ihm  zur  Aufsicht  bestell- 
ten Person  entstand  oder  nicht  entdeckt  und  beseitigt  wurde;  2)  infolge  der  Nach- 
lässigkeit einer  einzig  oder  hauptsächlich  zur  Beaufsichtigung  angestellten  Person  oder 
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eines  in  deren  Abwesenheit  mit  Einwilligung  des  Arbeitgeber»  mit  der  Beaufsichtigung 
Betrauten;  3)  infolge  der  Nachlässigkeit  eines  mit  der  Kontrolle  eines  Signals,  einer 
Weiche,  Lokomotive  oder  eines  Zuges  betrauten  Beamten  hat  der  Angestellte  oder 
seine  gesetzlichen  Vertreter,  gemäss  den  Bestimmungen  der  folgenden  8  Paragraphen, 
dasselbe  Hecht  auf  Entschädigung  und  Klage  gegen  die  Arbeitgeber,  als  ob  er  weder 
dessen  Angestellter,  noch  in  dessen  Diensten,  noch  in  dessen  Fabrik  beschäftigt  ge- 
wesen wäre. 

Definitionen:  Es  gelten  als  gleichbedeutend  mit  den  Gegenständen  aufgeführt 
in:  Absatz  1  ein  stillstehender  Eisenbahnwagen,  sei  es  ein  eigener  oder  ein  einem 
anderen  Eigentümer  gehöriger;  Absatz  3  ein  oder  mehrere  in  Bewegung  befindliche 
Eisenbahnwagen.] 

§  72.  [Bei  Verletzung  mit  tötlichera  Ausgange,  wenn  der  Tod  nicht  unmittelbar 
erfolgt  oder  demselben  empfundene  Schmerzen  vorausgehen  und  bei  Hinterlassung 
einer  der  im  5$  73  bezeichneten  Personen,  Recht  der  gesetzlichen  Vertreter  zur  Kluge 
auf  Entschädigungsanspruch  nicht  nur  für  die  Verletzung,  sondern  auch  für  den  Tod.] 

§  73.  [Tritt  bei  Verletzung,  hervorgerufen  durch  die  im  §  71  erwähnten  Ur- 
sachen, der  Tod  sofort  oder  ohne  vorhergegangene  empfundene  Schmerzen  ein,  Recht 
der  Witwe  oder  nächsten  bisher  auf  des  Verstorbenen  Verdienst  angewiesenen  Ver- 
wandten auf  Entschädigungsklage  gegen  den  Arbeitgeber.] 

§  74.  [Bei  Zuerkennungen  von  Entschädigungen  für  den  Tod  nach  72  und 
73,  Bemessung  ihrer  Höhe  je  nach  der  den  Arbeitgeber  oder  dessen  Vertreter  treffen- 
den Schuld.] 

§  75.  [Entschädigungsklage  laut  71—74  inklusive,  zulässig  innerhalb  eines 
Jahres  nach  dem  Unfall,  vorausgesetzt  dass  schriftliche  Mitteilung  an  den  Arbeitgeber 
von  Zeit,  Ort  und  Ursache  der  Verletzung,  unterzeichnet  vom  Verletzten  oder  einem 
Bevollmächtigten  innerhalb  <50  Tagen  nach  dem  Unfall  erfolgt  ist. 

Bei  physischer  oder  geistiger  Unfähigkeit  des  Verletzten  innerhalb  dieser  60  Tage, 
Mitteilung  innerhalb  10  Tagen  nach  Beseitigung  der  Unfähigkeit  zulässig. 

Stirbt  der  Verletzte  ohne  10  Tage  lan*  die  Fähigkeit  zu  der  betreffenden  Mit- 
teilung besessen  zu  haben,  kann  die  letztere  durch  den  Nachlassvollstrecker  innerhalb 
60  Tagen  nach  seiner  Ernennung  erfolgen. 

Mitteilung  giltig  und  genügend  trotz  Ungenauigkeit  in  der  Zeit,  Ort  und  Ur- 
sachebestimmung des  Unfall«,  wenn  keine  absichtliche  Irreführung  vorlag  und  der 
Arbeitgeber  nicht  tatsächlich  dadurch  irregeführt  ist. 

Zustellung  der  Mitteilungen  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  22,  Kap,  öl.] 

§  76.  [Haftpflicht  des  Arbeitgebers  gegenüber  den  Angestellten  eines  mit  ihm 
in  einem  Vertragsverhältnis  stehenden  anderen  unabhängigen  Unternehmers  oder  eines 
Untcraccordanten  für  Verletzungen  infolge  der  in  $  7 1  Absatz  1  aufgeführten  Ursachen.] 

$  77.  [Verlust  des  Anrechts  eines  Angestellten  auf  Entschädigung* klage  auf 
Grund  der  71—74  inkl.,  faJJs  er  den  Mangel,  der  den  Unfall  verursachte,  kannte 
und  den  Arbeitgeber  oder  den  betr.  Aufsich tsbeamten  nicht  innerhalb  einer  gebühren- 
den Zeit  darüber  unterrichtete  oder  unterrichten  liess.] 

§  76.  [Hat  ein  Arbeitgeber  zu  einem  Versieherungsfond  oder  zu  einer  laut 
§§  17,  18  und  19,  Kap.  12"),  gegründeten  Versicherungsgesellschaft  Beiträge  geleistet, 
so  kann  er  Herabminderung  der  Schadensumme  in  dem  Verhältnis  des  Beitrags  zu 
der  Geldunterstützung,  die  der  Angestellte  auf  Grund  seiner  Beiträge  erhalten  hat, 
verlangen.] 

§  79.  FVerletzungen  des  Hausgesindes  oder  von  Landarbeitern  unterliegen  nicht 
den  71—78.] 

7.  Missouri. 

1.  .Mine  r  e  g  u  1  a  t  i  o  n  s.    Q  u  a  1  i  f  i  c  a  t  i  n  n  s  o  f  miners, 

Gesetz  vom  12.  Mär«  1901,  betr.  den  Befähigungsnachweis  an  Berg- 
werksarbeit. 

1.  Abschnitt  8828,  Kap.  133,  Art.  2  wird  ersetzt  durch  vorliegende  Bestimmung: 
Wünscht  ein  Kohlenarbeiter  eingestellt  zu  werden  zur  Arbeit  im  Bergwerke,  so  muss 
er  den  Nachweis  leisten,  dam  er  schon  ein  Jahr  lang  unter  Leitung  eines  professionellen 
Arbeiters  in  Bergwerken  gearbeitet  hat,  oder  muss  vor  dem  Bergwerksinspektor  sich 
einer  Prüfung  unterziehen. 

Zuwiderhandlungen  werden  mit  50—200  Dollars  oder  Gefängnis  von  30— <50 
Tagen  bestraft. 
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2.  Inspektion  of  factories. 

Gesetz  Tom  17.  April  1001,  betr.  die  Fabrikinspektion. 

Fl)  Ernennung  eines  Inspektors  durch  die  Regierung,  von  Gehilfen  durch  den 
Inspektor.  Eidesleistung.  Gehalt.  2)  Pflichten  des  Inspektors.  3)  Pflichten  der 
Gehilfen.  Taxen  für  die  Besichtigungen.  Küssen.  4)  Verwendung  der  Taxen.  Gehalt 
des  Inspektors  und  seiner  Gehilfen.  Anweisung  von  weiteren  25000  Dollars  zur 
Durchführung  dieses  Gesetzes.  5)  Das  Gesetz  tritt  sofort  nach  seiner  Annahme 
in  Kraft] 

8.  New  York. 

1.  An  act  in  relation  to  tenement  houses  in  cities  of 
the  first  class.    April  12,  1901. 

Gesetz  vom  12.  April  1801,  betr.  die  Mietshäuser  in  den  Städten 
erster  Klasse. 

2.  An  act  to  amond  chapter  three  hundred  and  thirty- 
four  of  the  laws  of  nineteen  hundred  and  one,  entitled: 
An  Act  in  relation  to  tenement  houses  in  cities  of  the 
first  class.    April  3  (25;,  11*  >2. 

Gesetz  vom  8.  (26.)  April  1902,  betr.  dio  Abänderung  des  Art  184 
des  Gesetzes  vom  12.  April  1901  Ober  die  Mietshäuser  in  den  Städten 
erster  KlaBse. 

3.  An  act  in  relation  to  the  mnnicipal  court  of  New 
York,  its  offi'cers  and   marshals.    Laws  of  1902,  Ch.  580. 

Gesets  betreffend  das  Stadtgericht  von  New  York,  dessen  Beamte 
und  Gerichtsbesirksbeamte. 

§  44.  Klagt  ein  männlicher  oder  weiblicher  Angestellter  wegen  des  ihm  für  ge- 
leistet« Arbeit  auszuzahlenden  Lohnes,  so  soll  der  Stadtgerichtssekretär,  sofern  der 
Klager  in  New  York  wohnt,  sein  Anspruch  DO  $  nicht  übersteigt  und  er  eine  an 
Eidesstatt  unterschriebene  Versicherung  abgibt,  dass  seine  Klage  begründet  ist  und 
er  sich  bereits  um  Zahlung  des  Lohnes  an  den  Arbeitgeber  gewandt  hat,  eine  Vor- 
ladung unentgeltlich  erlassen,  und  soll  weder  dem  Kläger  noch  seinen  Bevollmächtig- 
ten irgend  welche  Gebühren  abnehmen. 

Verlangt  aber  der  Kläger  Zuziehung  von  Geschworenen,  so  hat  er  dem  Stadt- 
gerichtsekretar  4  $  50  cts.  zu  entrichten. 

§  274.  Erfolgt  die  Klage  vor  Ablauf  von  4  Wochen  nach  Entstehung  des  K  Inge- 
grundes, und  werden  dem  Kläger  bis  zu  50?,  exkl.  Kosten,  zuerkannt,  so  kann  das  ganze 
Eigentum  des  Angeklagten  in  Beschlag  genommen,  event.  verkauft  werden.  Wird  der 
Anspruch  des  Klägern  nicht  völlig  gedeckt,  so  muss  der  Stadtgerichtssekretär  auf 
Verlangen  desselben,  falls  die  notwendigen  Formalitäten  erfüllt  sind,  einen  Haftbefehl 
gegen  den  Beklagten  erlassen.  Hierauf  erfolgt  die  Einkerkerung  des  letzteren  auf 
15  Tage.  Nach  seiner  Entlassung  kann  der  Angeklagte  auf  Grund  dieses  Urteils 
nicht  wieder  inhaftiert  werden,  aber  der  Kläger  ist  berechtigt,  dem  gefällten  Pfändungs- 
urteil immer  noch  Geltung  zu  verschaffen. 

§  340.  Bringt  eine  Klägerin,  die  kein  Hienstbote  ist,  eine  Klage  betr.  Er- 
langung des  ihr  für  geleistete  Arbeit  oder  geliefertes  Material  auszuzahlenden  Betrages, 
so  werden  ihr,  wenn  sie  überhaupt  Anspruch  auf  Ersatz  der  Prozesskosten  hat,  10  $ 
ausser  ihrem  für  gültig  befundenen  Anspruch  zuerkannt 

Erreicht  der  letztere  nicht  10  $,  so  betragt  der  Prozesskostenersatz  nur  5  $. 

Bei  einem  Vergleich  kann  die  Klägerin  den  gleichen  Kostenersatz  beanspruchen, 
als  wenn  das  Urteil  zu  ihren  Gunsten  ausgefallen  wäre. 

§  348.  Verbot  an  Stadtgerichtssekretäre  einem  Angestellten,  der  gegen  einen 
Arbeitgeber  betr.  Erlangung  des  ihm  zukommenden  Lohne»  klagt,  oder  einem  Bevoll- 
mächtigten irgend  welche  Prozessgebühren  abzunehmen,  wenn  der  Kläger  in  einer  an 
Eidesstatt  unterschriebenen  Versicherung  beweist,  J 

a)  seine  Forderung  50  3  nicht  übersteigt, 

b)  seine  Klage  begründet  ist, 
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c)  er  in  New  York  wohnt, 

d)  er  eich  entweder  schriftlich  oder  mündlich  bereits  um  Zahlung  des  Lohnes 
ohne  Erfolg  an  den  Arbeitgeber  gewandt  hat. 

Verlangt  der  Kläger  Zuziehung  von  Geschworenen,  so  hat  er  die  in  diesem  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Gebühren  dem  Stadtgerichtssekretär  zu  entrichten. 

4.  An  act  relative  to  thepowers  of  tbe  aqueduct  com- 
missioner«,  provided  for  and  bolding  office  under  and 
pursuant  to  the  provisions  of  chapter  four  hundred  and 
ninety  of  the  laws  of  eighteen  hundred  and  eighty-three 
and  its  amendments.    Laws  of  1902,  Ch.  588. 

Gesetz  betreffend  die  Hechte  der  WaBserleitungskommiasion,  welche 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Kap.  480  und  dessen  Ergänzungen 
eingesetzt  ist, 

§  1.  Die  auf  Grund  des  Gesetzes  betreffend  die  Errichtung  neuer  Wasserreservoirs, 
Dämme  und  einer  neuen  Wasserleitung  mit  allem  Zubehör,  zu  dem  Zwecke,  der  8tadt 
New- York  ein  grösseres  Quantum  reinen  und  gesunden  Wassers  zuzuführen,  einge- 
setzte Wasserleitungskommission  wird  ermächtigt,  mit  irgend  einer  Person,  Firma, 
oder  Korporation,  mit  welcher  sie  einen  Kontrakt  nat  oder  eingeht,  ein  Uebereinkommen 
zu  treffen  zwecks  Festsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  aller  der  von  den  genannten 
Arbeitgebern  beschäftigten  Arbeiter  auf  8  Stunden  und  das  Anhalten  solcher  Arbeiter 
zu  einer  längeren  als  8-stündigen  Tageaarbeit  zu  verbieten. 

Laut  diesem  Gesetz  soll  Kein  getroffenes  Uebereinkommen  rechtskräftig  oder  ver- 
bindlich sein,  bis  das  Schatzungsamt  (board  of  estimate  and  apportionment)  der  Stadt 
New  York  dasselbe  genehmigt  nat. 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft 

9.  Ohio. 

1.  An  act  to  amend  Section  308  of  the  Revised  Sta- 
tutes ofOhio,  concerning  the  Bureau  of  Labor  S  t a t i s t  i  c »  , 
in  effect  from  on  after  April  29th,  1902. 

Gesetz  vom  29.  April  1902  vor  Abänderung  des  Art.  808  der 
revidierten  Gesetzesartikel  von  Ohio,  betr.  das  Bureau  für  Arbeiter« 
Statistik. 

2.  Amendment  Acta  1902. 
Abänderungsgesetze  von  1902  1). 

Pflichten  und  Rechte  der  Inspektoren. 

Art.  2573a  (angenommen  am  2.  Mai  1902).  Der  Oberinspektor  und 
die  Bezirksinspektoren  haben  ihre  ganze  Zeit  und  Aufmerksamkeit  den 
Aufgaben  ihres  Amtes  zu  schenken.  Bei  der  Durchführung  der  Gesetze, 
die  der  Gerichtsbarkeit  des  Departements  der  Inspektion  der  Werkstätten, 
Fabriken  und  öffentlichen  Gebäude  unterliegen,  sollen  sie  die  Rechte  eines 
Notars  ausüben  und  berechtigt  sein,  mündliche  und  schriftliche,  eidliche 
Aussagen  abzunehmen.  Sie  sind  verpflichtet,  in  ihren  betreffenden  Be- 
zirken alle  Werkstätten  und  Fabriken  so  oft  als  möglich  zu  besuchen  und 
auf  strikte  Durchführung  aller  Bestimmungen  und  Erfordernisse  dieses 
Gesetzes  zu  achten ;  besondere  Aufmerksamkeit  müssen  sie  den  sanitären 
Verhältnissen  schenken ;  sie  sind  verpflichtet,  die  Art  der  Kanalisation  der 


1)  Offizielle  Gesetzestitel  werden  später  bekannt  gegeben. 
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genannten  Werkstätten  und  Fabriken,  sowie  die  Lage  und  den  Zustand 
der  Abtritte  und  Bedürfnisanstalten  in  und  nm  solche  Werkstätten  und 
Fabriken  zu  untersuchen,  ebenso  die  Art  der  Heizung,  Beleuchtung  und 
Ventilation  aller  Räumlichkeiten  solcher  Werkstätten  und  Fabriken,  in 
denen  Personen  in  täglicher  Arbeit  beschäftigt  sind,  dasselbe  gilt  für  die 
Notausgänge  solcher  Oertlichkeiten  bei  Unglück  und  Feuersgefahr,  es  gilt 
auch  für  alle  Riemenleitungen,  Transmissionen,  Aufzüge,  Trommeln,  jeg- 
liches Triebwerk  und  Maschinensttick  in  oder  in  der  Nähe  solcher  Werk- 
stätten und  Fabriken;  ebenso  ist  darauf  zu  achten,  dass  die  Aufstellung 
der  Maschinen  für  die  Angestellten,  wenn  diese  ihren  gewöhnlichen  Pflichten 
nachkommen,  keine  Gefahren  in  sich  birgt,  dass  überall,  soweit  als  tun- 
lich, Schutzvorrichtungen  getroffen  werden,  dass  besonders  jegliche  Bütten, 
Kessel  und  irgendwelche  Konstruktionen,  die  geschmolzenes  Metall  oder 
heisse  Flüssigkeit  enthalten,  mit  genügendem  Schutz  umgeben  sind,  um 
Unfälle  oder  Verletzungen  derjenigen  zu  verhüten,  die  daran  oder  in  der 
Nähe  beschäftigt  werden,  und  dass  die  angeführten  Einrichtungen  gesund- 
heitlich in  gutem  Zustand  und  entsprechend  mit  Vorkehrungen  versehen 
sind,  um  ein  Entweichen  in  Fällen  von  Unglück  oder  Feuersgefahr  zu 
gestatten. 

Bestimmungen  betr.  die  Beschäftigung  Minderjähriger. 
Art.  43G4 — 66  (angenommen  am  12.  Mai  1902).  Keine  Person,  Ge- 
sellschaft oder  Aktiengesellschaft  soll  einen  Minderjährigen  anstellen,  ohne 
durch  ein  Uebereinkommen  mit  diesem  Minderjährigen  festzustellen,  was 
für  Lohn  oder  Entschädigung  er  oder  sie  erhalten  wird  pro  Tag,  Woche, 
Monat  oder  Jahr  oder  pro  Stück  gelieferter  Arbeit.  Von  diesem  Ueber- 
einkommen muss  einem  solchen  Minderjährigen  ein  schriftliches  Zeugnis 
zugestellt  werden,  ebenso  an  oder  vor  jedem  Zahltag  eine  Aufstellung  des 
ihm  zukommenden  Lohnes.  Der  Betrag  des  Lohnes  muss  an  solch  einem 
Zahltag  dem  betr.  Minderjährigen  ausbezahlt  werden,  und  es  dürfen  keine 
nachträglichen  Aenderungen  am  Lohn  oder  an  der  Entschädigung  vorge- 
nommen werden  ohne  dass  es  ihm  oder  ihr  zum  mindesten  24  Stunden 
vor  dem  Inkrafttreten  angezeigt  werde.  Tritt  eine  derartige  Aenderung 
in  Kraft,  so  soll  wie  im  ersten  Fall  dem  minderjährigen  Angestellten  dar- 
über ein  schriftliches  Abkommen  ausgehändigt  werden. 

Ungesetzliche  Beschäftigung  Minderjähriger. 

Art.  6986— 87  (angenommen  am  12.  Mai  1902).  Kein  Kind  unter 
14  Jahren  darf  in  irgend  einer  Fabrik,  Werkstatt  oder  einem  kaufmänni- 
schen Geschäft  direkt  oder  indirekt  zu  irgend  welcher  Zeit  beschäftigt 
werden.  Ebensowenig  darf  ein  Kind  unter  genanntem  Alter  in  irgend 
einer  andern  Weise  beschäftigt  werden,  sei  es  gegen  Entschädigung  oder 
sonstwie,  zur  Zeit,  da  in  dem  Bezirk,  in  dem  sich  das  betreffende  Kind 
aufhält,  Schule  gehalten  wird.  Jede  Person,  die  Minderjährige  unter  18 
Jahren  beschäftigt,  hat  die  Pflicht,  ein  Verzeichnis  zu  führen  mit  dem 
Namen.  Geburts-  und  Aufenthaltsort  und  Alter  eines  jeden  Minderjährigen 
unter  18  Jahren,  der  in  seinen  Diensten  steht. 

Nachtarbeit;  Zahl  der  Arbeitsstunden;  Mittagsmahl;  öffentlicher 
Anschlag  von  Anzeigen  durch  den  Unternehmer. 

Art.  6986 — 88  (angenommen  am  12.  Mai  1902).  Kein  Knabe  unter 
16  Jahren  und  kein  Mädchen  unter  18  Jahren  darf  mit  irgend  welcher 
Arbeit  zur  Nachtzeit,  nach  7  Uhr  abends  oder  vor  6  Uhr  morgens,  be- 
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schaftigt  worden,  ebenso  darf  kein  Minderjähriger  unter  18  Jahren  an 
irgend  einem  der  in  Art.  698f>  — 87  des  revidierten  Gesetzes  von  Ohio 
aufgeführten  Orte  wahrend  einer  längeren  Zeitdauer  als  10  Stunden  im 
Tag  und  55  Stunden  in  der  Woche  beschäftigt  werden,  und  ein  jeder 
dieser  Minderjährigen  unter  18  Jahren  soll  zu  nicht  weniger  als  30  Mi- 
nuten Zeit  zu  seinem  Mittagessen  berechtigt  sein,  doch  soll  die  Essens- 
zeit nicht  als  ein  Teil  der  Arbeitsstunden  gelten,  und  jeder  Unternehmer 
soll  in  jeder  Räumlichkeit,  in  der  solche  Minderjährige  beschäftigt  werden, 
an  sichtbarer  Stelle  eine  gedruckte  Anzeige  anschlagen  mit  der  Maximal- 
zahl der  in  einer  Woche  und  der  an  jedem  einzelnen  Wochentage  von 
solchen  Minderjährigen  geforderten  Arbeitsstunden.  Eine  solche  gedruckte 
Anzeige  muss  von  dem  Oberinspektor  der  Gewerbe  und  Fabriken  geliefert 
und  vom  Staatsanwalt  bestätigt  werden. 

Haftbarkeit  der  Unternehmer  bei  Verletzungen  von  Angestellten  infolge 

Fahrlässigkeit  von  Mitangestellten. 

Art.  1  (angenommen  am  4.  April  1902).  Ein  Unternehmer  soll  fin- 
den Schaden  haften,  der  aus  einer  Verletzung  eines  Angestellten  erwächst, 
wenn  dieser  während  der  Zeit  mir  der  nötigen  Sorgfalt  seiner  Arbeit 
oblag  und  wenn  die  Verletzung  die  Folge  irgend  eines  mangelhaften  Zu- 
standes  der  im  Geschäfte  oder  in  Verbindung  mit  dem  Geschäfte  gebrauch- 
ten Maschinen  oder  Geräte  ist,  und  wenn  dieser  Zustand  der  Nachlässig- 
keit des  Unternehmers  zuzuschreiben  ist,  oder  infolge  seiner  Nachlässig- 
keit nicht  bemerkt  und  nicht  abgeändert  worden  ist:  dasselbe  gilt,  wonn 
statt  des  Unternehmers  ein  Angestellter  in  Frage  kommt,  der  mit  der 
Inspektion  und  Reparatur  betraut  worden  war  und  darauf  zu  sehen  hatte, 
dass  Maschinen  und  Geräte  jeweilen  in  gutem  Znstande  seien. 

VI.  Finlande.  Finnland. 

1.  Lag  om  lega  af  jord  p  ä  landet.  Storfurstendömet  Finlands 
Förfatningssamling  1902,  No.  19. 

Gesetz  über  Facht  von  Grund  und  Boden  auf  dem  Lande,  vom 
19.  Juni  1902. 

(I.  Kapitel.   Allgemeine  Vorschriften.    II.  Kap.   Der  Pachtzins.) 

$  13.  Der  jährliche  Pachtzins  kann  in  Geld,  Naturalien  oder  Arbeit  fest- 
gesetzt sein.  Die  Naturalien  mögen  entweder  zu  einem,  im  Pachtkontrakt 
bestimmten  Belauf  oder  auch  in  Gestalt  eines  bestimmten  Teiles  vom 
Jahresertrag  des  Grundstücks  entrichtet  werden.  Wird  der  Pachtzins  in 
Tagearbeit  bezahlt,  so  sei  diese  hinsichtlich  ihrer  Menge  bestimmt.  Ent- 
hält der  Kontrakt  keine  Bestimmung  über  die  Zeit,  zu  der  die  Tagearbeit 
geleistet  werden  soll,  muss  dieselbe  so  auf  das  Jahr  verteilt  werden,  dass 
der  Pächter  dadurch  nicht  an  der  Ausübung  seiner  eigenen  Landwirtschaft 
gehindert  wird. 

Die  Pflicht,  über  die  bestimmte  Menge  Tagearboit  oder  andere  nach 
Beschaffenheit  und  Mass  bestimmte  Obliegenheiten  hinaus  den  Verpächter 
auf  besondere  Aufforderung  mit  Arbeit  zu  bedienen,  darf  dem  Pächter 
nicht  auferlegt  worden. 

t\  l.  Kap.  Verwirkung  des  Pachtrechts,  i 

4j  43.    Der  Pächter  hat  das  Pachtrecht  verwirkt: 

1)  wenn  er  nach  dem  Ergebnis  der  in  £  28  behandelten  Besichtigung 
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das  Grundstück  vernachlässigt  und  den  Schäden  innerhalb  der  vorge- 
schriebenen Zeit  nicht  abgeholfen  hat; 

2)  wenn  er,  trotz  ergangener  Warnung,  das  Grundstück  zu  anderen 
Zwecken  benutzt,  als  der  Pachtvertrag  besagt,  oder  wenn  er  es  im  Stiche 
läset ; 

3)  wenn  er  die  Verordnungen  des  §  38  ubertritt; 

4)  wenn  er,  trotz  ergangener  Warnung,  gegen  das  Verbot  in  §  30 
Abs.  1  verstösst ; 

5)  wenn  er,  trotz  ergangener  Warnung,  sich  sträubt,  zwecks  Erfüllung 
der  ihm  obliegenden  Arbeitsvorpflichtung  selbst  zu  erscheinen  oder  eine 
andere  arbeitsfähige  Person  zu  schicken,  oder  gegenüber  dem  Verpächter 
oder  dessen  Stellvertreter  bei  der  ihm  in  angemessener  Menge  auferlegten 
Arbeit  Ungehorsam  an  den  Tag  legt; 

6)  wenn  er,  trotz  ergangener  Warnung,  vom  Bebauung»-  und  Forst- 
wirtschaf tsplan,  der  für  das  Grundstück  eingeführt  ist,  abweicht  oder 
sonst  wesentliche  Bestimmungen  des  Pachtvertrags  übertritt  oder  sich  in 
der  Erfüllung  der  Bedingungen  des  Pachtvertrags  gegen  den  Verpächter 
betrügerisch  verhalt ; 

7)  wenn  er  wegen  rückfälliger  Beschädigung  des  Grundstückes, 
welches  der  verpachtete  Grund  und  Boden  umfasst  oder  zu  welchem  er 
gehört,  in  Strafe  genommen  wird; 

8)  wenn  er  sich  des  Rückfalls  in  unerlaubter  Herstellung  oder  un- 
erlaubtem Verkauf  von  berauschenden  Getränken  schuldig  macht ; 

9)  wenn  er  auf  dem  Grundstück  selber  ein  lasterhaftes  und  aus- 
schweifendes Leben  führt  oder  andere  führen  lässt,  so  dass  das  Grund- 
stück dadurch  in  schlechten  Ruf  kommt ; 

10)  wenn  er,  trotz  ergangener  Warnung,  es  verabsäumt,  Personen, 
welche  ein  Vergehen  verübt  haben,  das,  von  ihm  begangen,  Verwirkung 
des  Pachtrechts  nach  sich  zieht,  sobald  es  gesetzlich  geschehen  kann,  aus 
seinem  Dienst  zu  entfernen:  sowie 

11)  wenn  er,  obwohl  daran  gemahnt,  von  dem  Grundstück  zu  seinen 
Hausgenossen  nicht  gehörende  Personen  nicht  entfernt,  die  nicht  mit  ihm 
oder  seiner  Ehefrau  in  auf-  oder  absteigender  Linie  verwandt  sind,  und 
welchen  er,  im  Widerspruch  mit 'lern  in  den  Pachtkontrakt  aufgenommenen 
Verbot,  auf  dem  Grundstück  sich  niederzulassen  erlaubt  hat. 

Durch  Vertrag  kann  nicht  bestimmt  werden,  dass  das  Pachtrecht  aus 
anderen  als  den  liier  genannten  Ursachen  verwirkt  werde. 

2.  Laki  laivanisannänvastuunalaisuudesta  merimiesta 
palveluksessaan  kohtaavasta  ruumiinvammasta.  Suomen 
Suuriruhtinaanmaan  Asetuskokoelma  1902,  No.  3<>. 

Gesetz  betreffend  die  Haftung  des  Schiffsreeders  für  körperliohe 
Beschädigung,  die  den  Seemann  im  Berufe  trifft.  (Kundgemacht  am 
9.  Oktober  1902.) 

§  1.  Was  in  dem  Gesetz  vom  5.  Dezember  1895,  betr.  die  Haftung 
des  Arbeitgebers  für  körperliche  Beschädigung,  die  den  Arbeiter  trifft, 
verordnet  wird  in  Bezug  auf  Unfälle,  die  dauernden  Verlust  oder  dauernde 
Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  (Invalidität)  oder  damit  gleichgestellte 
Krankheit  oder  den  Tod  des  Beschädigten  herbeiführen,  soll,  sofern  unten 
nicht  anders  verordnet  wird,  ebenfalls  gelten  in  Bezug  auf  körperliche 
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Beschädigung,  die  infolge  eines  Unfalles  im  Beruf  eine  Person  getroffen 
hat,  welche  zur  Besatzung  eines  finnischen  Schiffes  gehört,  das  den  gel- 
tenden Verordnungen  gemäss  von  einem  examinierten  Kapitän  zu 
führen  ist. 

Als  körperliche  Beschädigung,  die  durch  Unfall  im  Berufe  erfolgt, 
wird  nicht  eine  Beschädigung  betrachtet,  die  absichtlich  oder  durch  grobe 
Nachlässigkeit  des  Beschädigten  selbst  veranlasst  wird  oder  absichtlich 
von  einer  Person,  deren  Befehle  der  Beschädigte  nicht  verpflichtet  ge- 
wesen, im  Dienst  zu  gehorchen,  auch  nicht  eine  Beschädigung,  die  den 
Seemann  getrotfen,  wenn  er  ohne  Erlaubnis  seiner  Vorgesetzten  oder  zu 
verbotener  Zeit  sich  vom  Schiffe  entfernt  hat. 

Zur  Besatzung  werden  diesem  Gesetze  gemäss  nicht  sogenannte 
„apprentices"  gezählt,  die  zu  ihrer  eigenen  Ausbildung  auf  dem  Schiffe 
sind  und  keiner  Heuer  teilhaftig  werden,  auch  nicht  der  Restaurateur, 
der  die  Beköstigung  an  Bord  als  eigenes  Geschäft  betreibt  oder  bei  dem- 
selben angestellte  Bedienung. 

§  2.  Der  Reeder  als  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  das  Recht  der  auf 
seinem  Schifl'  angestellten  Besatzung  auf  Entschädigung  durch  Versiche- 
rung in  einer  auf  gegenseitiger  Verantwortlichkeit  der  Teilhaber  gegrün- 
deten Unfallversicherungsanstalt  für  Seeleute  in  Finnland  sicherzustellen: 
wenn  solche  Versicherung  stattgefunden,  sind  Entschädigungsansprüche 
nur  in  der  betreffenden  Anstalt  zu  erheben. 

Befreiung  von  solcher  Haftpflicht  ist  nicht  zulässig. 

3.  Das  im  £  10  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1H95  der  Witwe 
und  den  Kindern  eines  verstorbenen  Arbeiters  zugesicherte  Recht  auf 
Entschädigung  soll  auch  der  Witwe  und  den  Kindern  eines  verschollenen 
Seemannes  zugute  kommen,  falls  jegliche  Nachricht  von  ihm  und  dem  Schifl', 
wo  er  zuletzt  gedient  hat,  2mal  so  lange  Zeit  ausgeblieben,  wie  im  See- 
gesetz  bestimmt  ist,  betreffend  das  Recht,  einen  versicherten  Gegenstand, 
über  den  Nachricht  fehlt,  dem  Versicherungsgeber  abzutreten :  dasselbe 
gilt  auch,  wenn  ein  Schiff  gescheitert  ist  und  glaubwürdige  Nachrichten 
darüber,  dass  der  Verschwundene  am  Leben  ist,  nicht  binnen  Jahresfrist 
eingelaufen  sind. 

Die  Entschädigung  wird  in  solchen  Fällon  von  dem  Tage  an  ge- 
zählt, wo  das  Schiff  gescheitert  ist  oder  wo  man  zuletzt  Nachrichten  von 
demselben  gehabt. 

§  4.  lieber  die  Vorgänge  beim  Unfall  soll  womöglich  im  Schiffs- 
tagebuche ein  Bericht  erstattet  werden,  der  ausser  vom  Kapitän  auch  von 
denen  unter  den  Schiffsoffizieren  und  der  Schiffsmannschaft  unterschrieben 
werden  soll,  die  Zeugen  des  Unfalls  gewesen. 

Solche  Meldung  Uber  Unfall,  die  im  §  19  des  Gesetzes  vom  19  De- 
zember 1895  verordnet  ist,  soll  bei  der  betreffenden  Behörde  in  dem  Hafen 
Finnlands,  wo  der  Unfall  geschehen,  oder  den  das  Schiff  nach  dem  Un- 
fall zuerst  anläuft,  gemacht  werden,  und  ist  hierbei  der  im  obigen  Moment 
erwähnte  Bericht  als  Auszug  aus  dem  Schiffstagebuch  derselben  Behörde 
einzureichen. 

Wenn  das  Schiff  innerhalb  8o  Tagen  nach  dem  Unfall  keinen  finni- 
schen Hafen  anläuft,  soll  statt  einer  solchen  Meldung  der  im  Moni.  1  er- 
wähnte Bericht  Uber  den  Unfall  der  im  $  2  genannten  Versicherungs- 
anstalt vom  ersten  Hafen,  wo  solches  tunlich  ist,  zugesandt  werden. 

§  5.    Ist  der  Unfall  in  einem  ansserfinnischen  Fahrwasser  oder  Hafen, 
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oder  während  einer  Reise  zu  einem  solchen  Hafen  geschehen,  so  sollen 
die  im  §  20  Mom.  1  und  im  §  24  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895 
festgesetzten  Termine  für  die  Meldung  betreffend  Entschädigungsansprüche 
bei  der  Versicherungsanstalt  und  Geltendmachung  von  Entschädigungs- 
ansprüchen vor  Gericht  von  dem  Tage  an  gezählt  werden,  wo  das  Schiff 
nach  dem  Unfall  zuerst  einen  finnischen  Hafen  angelaufen,  oder  falls  ein 
im  Auslande  zurückgelassener,  beschädigter  Seemann  später  in  das  Land 
zurückkehrt,  von  dem  Tage  seiner  Ankunft,  oder  vom  Todestage  an  ge- 
zählt werden,  falls  infolge  des  Unfalles  der  Tod  erst  später  eingetreten. 
Ist  ein  im  Auslande  zurückgelassener,  beschädigter  Seemann  daselbst  ge- 
storben, so  sind  die  erwähnten  Termine  von  dem  Tage  an  zu  zählen,  wo 
die  Ueberlebenden  von  dem  Todesfall  Kenntnis  erhalten  haben. 

In  den  oben  im  §  3  erwähnten  Fällen  sind  die  im  Mom.  1  ange- 
gebenen Zeiten  von  dem  Tage  an  zu  zählen,  wo  Entschädigungsansprüche 
frühestens  geltend  gemacht  werden  konnten. 

§  6.  Was  im  Gesetz  vom  5.  Dezember  1895  im  übrigen  über  den 
Arbeitgeber  gesagt  ist,  soll  in  den  von  diesem  Gesetze  berührten  Fällen 
vom  Schiffsreeder  gelten,  mit  Ausnahme  der  hier  oben  im  §  4  festgesetzten 
Meldung  und  der  Führung  eines  Löhnungsbuches,  welche  Pflichten  dein 
Kapitän  des  Schiffes  obliegen. 

§  7.  Dem  Senat  kommt  es  zu,  das  Reglement  für  die  in  $  2  er- 
wähnte Unfallversicherungsanstalt,  festzustellen,  sowie  die  nötigen  Vor- 
kehrungen zur  Aufforderung  der  betreffenden  Reedereieu  zur  Bildung  der 
obenerwähnten  Versicherungsanstalt  zu  treffen. 

Dieses  Gesetz  tritt  den  1.  März  1903  in  Kraft. 

3.  KeisarillisenSuoinenSenaatin  päätö.s,  koskova  ohje- 
sääntöä  Suomen  merimiesten  tapaturmavakuutus-laitok- 
selle. 

Beschluss  des  Kaiserl.  Senats  für  Finnland,  betr.  Vorschriften  für 
die  UnfaUversicherunganstalt  für  Seeleute  in  Finnland. 

Kraft  der  dem  Kaiserl.  Senat  für  Finnland  gnädigst  verliehenen  Befugnis  hat 
derselbe,  laut  der  Verordnung  in  §  7  des  Gesetzes,  betreffend  die  Haftpflicht  des 
Schiffsreeders  für  körperliche  Beschädigung,  die  den  Seemann  im  Berufe  trifft,  gegeben 
am  10./23.  Januar  1902,  und  nachdem  die  Stände  Finnlands  und  die  betreffenden 
Reedereien  sich  hierüber  geäussert,  als  nötig  erachtet,  für  die  in  dem  erwähnten  Ge- 
setz anbefohlene,  auf  gegenseitige  Haftpflicht  der  Teilhaber  gegründete  Unfall  Versiche- 
rungsanstalt für  Seeleute  in  Finnland  folgende  Vorschriften  festzustellen: 

Vorschriften  für  die  ITnfallTersicueruugsanstalt  für  Seeleute  in  Finnland. 

Kap.  I.   Zweck  und  Art  der  Anstalt  und  ihre  Teilhaber. 

Kap.  II.  Versicherung. 
Kap.  III.   Abgaben  und  Haftpflicht  des  Teilhabers. 
§  8.   Die  I3etragsleistungen  de«  Teilhabers  an  die  Anstalt  sind: 

a)  Die  Vorschussprämie,  die  zum  ersten  Male  binnen  30  Tagen,  nachdem 
die  Meldung  zur  Versicherung  gutgeheissen  und  nachher  jährlich  im  Dezember  er- 
legt wird; 

b)  die  Zuschussprämie,  die  jährlich  zu  einer  bei  der  Jahressitzung  festge- 
stellten Zeit  erlegt  wird. 

Die  Vorsehiise-  und  Zuschussprämien  des  Teilhabers  bilden  zusammen  einen  je 
nach  seiner  Haftpflicht  zu  der  Anstalt  berechneten  Teil  von  der  für  das  abgeschlos- 
sene Jahr  den  Teilhabern  zukommenden  Ausgabe  zur  Bestreitung  der  Verwaltungv- 
kosten  und  der  zu  «Jen  Versichemugs-  und  Reservefonds,  sowie  zu  der  Schaden reserve 
zu  führenden  Summe. 

Die  Vorschussprämie  wird  bei  der  Jahrcssitzung  für  jedes  folgende  Jahr  festge- 
setzt und  ist  so  zu  berechnen,  dass  sie  die  nach  einer  ungefähren  Schätzung  für  da* 
oben  erwähnte  Bedürfnis  erforderliche  Summe  deckt.   Die  Zuschussprämie,  di«*  von 
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den  Teilhabern  in  dem  Falle  erhoben  wird,  dass  die  für  da*  abgeschlossene  Jahr  ein- 
ufeneo  Vorschussprämien  und  die  für  d ansei be  beiseite  gelegte  8chadenreserve  nicht 
Bedürfnisse  des  Jahres  decken  sollten,  wird  mit  Leitung  des  Jahresabschlusses  bei 
der  ersten  Jahressitzung  nach  dem  Jahreswechsel  festgesetzt. 

Eine  Prämie,  die  nicht  zur  festgesetzten  Zeit  erlegt  wird,  wird  mit  10  Pro/.,  er- 
höht und  ist  ohne  vorhergehende  Ausklagung  der  Auspfändung  verfallen. 

§  9.  Die  Versicherungsgebühr  der  Teilhaber  wira  im  allgemeinen  pro  Jahr  be- 
rechnet, jedoch  beim  Abschluss  einer  neuen  Versicherung  nach  Abzug  von  so  vielen 
Zwölfteln,  wie  die  Anzahl  der  Kalendermonate  vom  Beginn  des  Jahres  bis  ziun  Tage, 
wo  die  Versicherung  abgeschlossen  worden,  betrügt.  Hat  die  Versicherung  auf  Grund 
der  im  §  (i  angegebenen  Bestimmungen  aufgehört,  so  werden  von  der  Jahresabgabe 
so  viele  Zwölftel  abgezogen,  wie  die  Anzahl  ganzer  Kalendermonate  vom  Tage  des 
Aufhörens  der  Versicherung  bis  zum  Ausgang  de^  laufenden  Kalenderjahres  betragt. 
Ein  ähnlicher  Abzug  findet  statt,  falls  das  betreffende  Sehiff  im  Verlauf  des  Jahres 
eine  Zeit  lang  abgetakelt  gewesen.  Wird  hierbei  ein  Teil  der  Besatzung  als  ange- 
mustert beibehalten,  so  wird  der  obenerwähnte  Abzug  nur  zu  dem  Teil  der  Jahres- 
abgabe gestattet,  der  sich  der  Prüfung  der  Direktion  gemäss  auf  den  abgemusterten 
Ted  der  Besatzung  belauft.  Woferu  Ansprüche  auf  solchen  Abzug  einer  Prüfung 
unterzogen  werden  sollen,  kommt  es  dem  Versicherten  zu,  spätestens  innerhalb  eines 
Monat«  nach  Ablauf  des  Jahres,  für  welches  Abzug  gesucht  wird,  der  Direktion  ein 
Gesuch  um  Erwägung  und  Untersuchung  der  Angelegenheit  einzureichen. 

§  10.  Die  Haftpflicht  des  Teilhabers  wird  durch  die  in  Nettoregistcrtons  aus- 
gedrückte Ladungsfähigkeit  des  Schiffes,  dessen  Besatzung  versichert  worden,  ausge- 
drückt, für  Dampfschiffe  und  Segelschiffe  besonders,  und  zwar  innerhalb  dieser 
Kategorien  auf  Grund  der  Risikoverteilung  hinsichtlich  Beschaffenheit,  Trade  und 
Dauer  der  Schiffahrt,  zu  der  die  Erfahrung  Anlass  geben  kann. 

§11.  Bei  der  Haftpflichtherechnung  sind  in  Bezug  auf  die  Ladungsfähigkeit 
eines  Schiffes  folgende  Vorschriften  zu  berücksichtigen: 

a)  Dampfschiffe.  In  der  niedrigsten  Hatlklasse  werden  Dampfschiffe  mit 
einer  Ladungsfähigkeit  von  100  Tons  und  darunter  geführt.  Für  grössere  Dampf- 
schiffe von  mehr  als  100  bis  1000  Tons  steigt  die  Haftpflicht  der  niedrigsten  Klasse 
für  jedes  volle  oder  neue  Hundert  mit  einem  Drittel  uer  Hafteinheit.  "Für  Schiffe 
mit  grösserer  Ladungsfähigkeit  als  10(H)  Tons  steigt  die  für  diese  Tonszahl  berechnete 
Haftpflicht  für  jedes  volle  oder  neue  Hundert  Tons,  das  eine  Laduugsfähigkeit  von 
1000  Tons  übersteigt,  mit  einein  Sechstel  der  Hafteinheit. 

b)  Segelschiffe.  Zu  der  niedrigsten  Haftklasse  werden  Segelschiffe  mit  einer 
Ladungsfähigkeit  von  200  Tons  und  darunter  geführt.  Für  Segelschiffe  mit 
grösserer  laduugsfähigkeit  steigt  die  Haftpflicht  der  niedrigsten  Klasse  für  jedes 
volle  oder  neue  Hundert  Tons,  das  200  Tons  übersteigt,  mit  einem  Sechstel  der 
Hafteinheit. 

§  12.  Betreffs  der  Kategorie  der  Schiffe  ist  zu  bemerken,  dass  die  im  §  11  fest- 
gesetzte Hafteinheit  für  Segelschiffe  mit  50  Prozent  die  der  Dampfschiffe  übersteigt. 

§  13.  Hat  es  sich  erwiesen,  dass  die  Risikoeinteilung  der  Schiffe  in  Bezug  auf 
Beschaffenheit,  Trade  und  Dauer  der  Schiffahrt  verschiedene  Verantwortlichkeit  für 
Schiffe  von  gleicher  Gattung  und  Ladungsfahigkeit  erfordert,  so  sind  die  im  §  11 
festgesetzten  Haftpflichtzahlen  für  Schiffe  mit  grösserem  Risiko  je  nach  demselben 
zu  erhöhen. 

§  14.  Haftpflicht  und  Ersatzpflicht  des  Teilhabers  an  die  Anstalt  werden  durch 
die  Summe  der  nach  §§11,  *2  und  13  auf  die  niedrigste  Haftpflicht  für  Dampf- 
schiffe reduzierten  Haftpflicht  zahlen  für  die  von  ihm  versicherten  Schiffe  angegeben. 

Die  gesarate  Haftpflicht  der  Anstalt  erhellt  aus  den  summierten  Haftpflicht- 
zahlen sämtlicher  Teilhaber. 

Kap.  IV.   Entschädigungsgesuch  und  Auszahlung  des  Schaden- 
ersatzes. 

Kap.  V.   Versicherungsfond,  Reservefönd,  Schadenreserve  und 

Prä  mi  en  garantiefond. 
§  17.   Zur  Sicherstellung  der  auf  Grund  ausgefertigter  Entschädigungsscheine 
der  Anstalt  obliegenden  Verpflichtungen  wird  ein  Versicherungs-  und  Reservefond 
gebildet. 

§  18.  Der  Versicherungsfond  soll  in  den  Jahresabsehluss  eingetragen  werden 
mit  dem  Betrage,  der  dem  kapitalwert  sämtlicher,  ausgefertigten  Zeugnissen  gemäss 
zur  Zeit  des  Jahresabschlusses  laufenden  Entschädigungen  entspricht,  nach  einer 
Zinsberechnung  von  4  Prozent  und  der  Giltigkeitszeit  für  jede  Verbindlichkeit,  die 
von  der,  der  gutgeheissenen  Mortalitätetabelle  des  Versicherungsinspektor«  des  Staates 
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gemäM  wahrnchcinlichen  Lebensdauer  des  Entechädigungsnehmere  angegeben  wird; 
jedoch  derart,  das«  die  Giltigkeitszeit  der  Entschädigung,  die  einem  Kinde  unter 
15  Jahren  ausgezahlt  wird,  der  Gesamtzahl  der  zur  Mündigkeit  des  Kindes  übrigen 
Jahre  gleichgestellt  wird,  bis  das  Kind  das  besagte  Alter  erreicht  hat. 

§  19.  Der  Reservefond,  der  nur  im  Falle  einer  Auflösung  der  Anstalt  zum 
Sicherstellen  der  der  Anstalt  obliegenden  Verbindlichkeiten  anzuwenden  ist,  soll  bei 
jedem  Jahresabkhluss  10  Prozent  des  im  vorigen  $  vorgeschriebenen  Versicherungs- 
fonds betragen. 

§  20.  Zur  Schadenreserve  sind  beim  Jahresabschluss  solche  Summen  zu  führen, 
die  den  in  §§  18  und  19  angeführten  (»runden  gemäss  «owohl  dem  Vereicherungs- 
als  dem  Reservefond  für  die  wahrscheinlichen  Entschädigungen  zukommen  sollen, 
welche  sich  aus  bekannten,  aber  noch  nicht  endgiltig  geregelten  Schäden  des  abge- 
schlossenen Jahres  ergeben  können. 

§  21.  Sollten  die  für  das  abgeschlossene  Jahr  eingelaufenen  Zinsen,  Vorschuss- 
prämien und  die  beim  Abschluss  des  vorigen  Jahres  beiseite  gelegte  Schadenreserve 
einen  Ueberschuss  aufweisen,  nachdem  die  Verwaltungskosten  Fürs  Jahr  gedeckt  und 
die  vorgeschriebenen  Beträge  den  §§18,  19  und  20  gemäss  zum  Versicherungsfond, 
Reservefond  und  zur  Schadenreserve  geführt  sind,  kommt  der  Ertrag  einem  jeden 
Versicherungsnehmer  je  nach  seinem  Anteil  an  der  Haftpflicht  der  Gesellschaft 
während  des  abgeschlossenen  Jahres  zu  gute. 

Dieses  Guthaben  soll  für  einen  Tedhaber,  der  in  dem  begonnenen  Jahre  fort- 
während als  solcher  in  der  Anstalt  bleibt,  von  der  Vorschnssprämie  dieses  Jahres 
abgezählt  werden,  einem  aus  der  Anstalt  ausgetretenen  Teilhaber  aber  soll  dasselbe 
beim  Aufhören  seiner  Haftpflicht  von  der  Anstalt  ausgezahlt  werden. 

§  22.  Aus  der  Unterstützung  aus  der  Staatskasse,  die  der  Anstalt  zugesichert 
werden  kann,  wird  ein  besonderer  Prämiengarantiefond  gebildet.  Sollten  die  für  das 
abgeschlossene  Jahr  eingetragenen  Unkosten  für  die  Verwaltung  der  Anstalt  nebst 
den  in  den  §§  18,  19  und  20  erwähnten  Aufgaben  eine  jährliche  Ausgabe  von  70  M. 
für  die  niedrigste  Hafteinheit  des  laufenden  Jahres  übersteigen,  so  soll  die  Hälfte  des 
rückständigen  Betrages  aus  dem  Prämiengarantiefond  fliessen. 

Kap.  VI.  Verwaltung,  Revision  und  J  ahressitzung  der  Anstalt. 
§  23.  Die  Verwaltung  der  Anstalt  wird  von  einer  Direktion  gehandhabt,  die  aus 
3  Mitgliedern  und  2  Krsatzmitgliedern  besteht,  von  denen  wenigstens  ein  Mitglied  und 
das  eine  Ersatzmitglied  Teilhaber  der  Anstalt  sein  Bollen.  Mitglieder  und  Ersatz- 
mitglieder werden  das  erste  Mal  bei  der  konstituierenden  Sitzung,  später  bei  jeder 
Jahressitzung  ausersehen.  Zur  Unterstützung  der  Direktion  wird  ein  Bevollmächtigter 
angestellt;  Sitz  der  Direktion  und  Heimatsort  der  Anstalt  ist  die  Stadt  Abo. 

VII.  France.  Frankreich. 

1 .  Ariele  du  M  i  n  i  s  t  r  e  de  1  a  Marine  du  21  o  c  t  o  b  r  e  1902 
e  t  c  i  r  c  u  1  a  i  r  o  on  dato  d  u  m  e  in  o  j  o  u  r .  adressee  parle  Mi  uistre 
de  la  Marine  aux  vice-amirsi ux,  commandants  en  chef, 
prefets  maritim  es  ä  Ton  Ion  et  t\  Lorient,  ausujet  de  l'essai 
de  la  journeo  de  h  u  i  t  Ii  eures  dans  eertains  etablissements 
de  1  a  Mari  n  e. 

Erlass  des  Marineministers  vom  21.  Oktober  1902  und  Cirkular 
des  Marineministers  vom  gleichen  Tage  an  die  Vizeadmirale,  Chef- 
kommandanten und  Hafenpräfekten  in  Toulon  und  Lorient,  betreffend 
die  versuchsweise  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  in  ge- 
wissen Marinebetrieben. 

Herr  Vizeadmiral !  Ich  habe  die  Ehre,  Ihnen  mitzuteilen,  dass  ich 
durch  einen  Erlass  vom  heutigen  Tage  angeordnet  habe,  das9  die  effektive 
Arbeitsdauer  provisorisch  versuchsweise  auf  8  Stunden  festgesetzt  werde, 
und  zwar: 

in  Toulon:  für  die  Arbeiterschaft  der  kleinen  Hafenkesselschmiede, 
in  Lorient:  für  die  Arbeiterschaft  der  Direktion  der  Hafenartillerie. 
Da  dieser  Versuch  die  möglichst  genauen  Anhaltspunkte  zur-  Beurteilung 
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der  Arbeitsleistungen  bei  achtstündiger  Arbeitsdauer  liefern  soll,  ist  es 
notwendig,  dass  das  mit  der  Leitung  der  Arbeiten  und  mit  der  Beauf- 
sichtigung der  Werkstätten  betraute  Personal  am  Anfang  und  beim  Ende 
der  Arbeit  anwesend  sei. 

Ich  zahle  darauf,  dass  Sie  bemüht  sein  werden,  mit  allen  innerhalb 
Ihres  Kompetenzenkreises  liegenden  Mitteln  die  Durchführung  dieses  Ver- 
suches zu  erleichtern,  und  bitte  Sie  dringend,  mir  eventuell  Ihnen  ange- 
messen erscheinende  Vorschlage  zu  erstatten. 

E  r  1  a  s  s. 
Der  Marineminister  beschliesst : 

Die  Dauer  der  effektiven  Arbeitszeit  soll  provisorisch  und  versuchs- 
weise 8  Stunden  täglich  betragen  für  die  in  den  nachgenannten  Betrieben 
beschäftigten  Arbeiter : 

Toulon:  kleine  Hafenkesselschmiede, 

Lorient :  Direktion  der  Hafenartillerie. 

Dieser  Erlass  tritt  am  1.  November  11MV2  in  Kalt. 

2.  C  i  r  c  u  1  a  i  r  e  du  M  i  n  i  s  t  r  e  de  1  a  Justice,  e  n  d  a  t  e  du 
2  3  o  c  t  o  b  r  e  1  9  02,  a  d  r  e  s  s  e  e  a  u  x  procureurs  g  e  n  e  r  a  u  x  s  u  r 
1  e  r  ö  1  e  dela  justice  clans  1  e  s  t  r  o  u  b  1  c  s  que  peiivent  s  u  s  c  i  t  e  r 
les  greves. 

Rundschreiben  des  Justizministers  an  die  Generalstaatsanwälte 
vom  29.  Oktober  1902,  betr.  die  Stellung  der  Justiz  gegenüber  den 
Unruhen,  die  in  Gefolgschaft  der  Strikes  ausbrechen  können. 

Herr  Generalstaatsanwalt!  Die  in  einzelnen  Teilen  Frankreichs  herr- 
schenden Strikes  veranlassen  mich,  Ihnen  die  Wünsche  mitzuteilen,  die 
ich  hinsichtlich  der  Stellung  der  Justiz  gegenüber  Unruhen,  die  sich  aus 
der  Arbeitsniederlegung  ergeben  können,  hege. 

Unsere  Gesetzgebung  enthalt  das  Prinzip  der  Freiheit  der  Arbeit. 
Dieses  Prinzip  sollen  Sie  respektieren,  und  welcher  Art  auch  immer  dio 
Massregeln  sein  sollten,  dio  Ihnen  notwendig  erscheinen,  die  Entwicke- 
lung  der  Dinge  darf  nicht  durch  irgend  welchen  Druck  unterbrochen 
worden.  Die  erste  Voraussetzung  für  die  Einleitung  des  Prozessver- 
fahrens ist  die,  dass  die  Anklage  nie  den  Eindruck  eines  Versuches  zur 
Erschwerung  der  Ausübung  des  Koalitionsreelltos  erwecken  kann,  denn 
dieses  Recht  ist  gesetzlich  gewährleistet  und  soll  ungehindert  ausgeübt 
werden  können. 

Mit  allem  Nachdruck  will  ich  Sie  deshalb  vor  jeder  tendenziösen 
Beeinflussung  der  Richter  warnen,  die  diese  veranlassen  könnte,  ein 
Exempel  statuieren  zu  wollen.  Die  Staatsanwälte  sollen  in  ihren  An- 
klagereden von  den  Richtern  die  Beurteilung  des  Mannes  und  nicht  die 
Beurteilung  der  Handlung  und  nicht  einer  Ansicht  verlangen. 

Ihnen,  Herr  Geueralstaatsamvalr,  liegt  es  ob,  von  Fall  zu  Fall  festzu- 
stellen, ob  die  sofortige  Einleitung  des  Strafverfahrens  unumgänglich  not- 
wendig ist  oder  ob  es  ebenso  im  Interesse  der  Justiz  als  in  dem  der  An- 
geklagten liegt,  abzuwarten,  bis  die  erregten  Leidenschaften  sich  beruhigt 
haben.  Mir  liegt  es  ob,  Sie  daran  zu  erinnern,  dass  es  heute  dringender 
als  jemals  notwendig  ist,  die  allgemeine  ITeberzeugung  von  der  Gleich- 
heit aller  Bürger  vor  dem  Tribunale  der  Republik  zu  festigen  und  zu 
sichern. 
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3.  Circulaire  du  Ministie  de  la  Marine,  en  date  du 
25  octobre  19U2,  adresseeaux  vice-amiraux,pr£fets  mari- 
times et  directours  des  etablissements  h  o  r  s  des  ports  sur 
les  rap  ports  des  autorites  administratives  de  la  Marine 
avec  les  syndicats  profes  sionn  eis. 

Cirkular  des  Marineministers  vom  25.  Oktober  1902  an  die  Vioe- 
admirale,  Hafenpräfekten  und  Direktoren  der  ausserhalb  der  H&fen 
gelegenen  Marinebetriebe,  betr.  den  Verkehr  zwischen  den  Marine- 
verwaltungsbehorden  und  den  Gewerkschafton. 

Ich  hatte  zu  wiederholten  Malen  Gelegenheit,  mich  zu  überzeugen, 
dass  bei  den  zum  Marinedepartemont  zugehöronden  Lokalbehörden  eine 
gewisse  Unschlüssigkeit  hinsichtlich  der  Beziehungen  vorherrscht,  die  diese 
Behörden  mit  den  Gewerkschaften  pllegen  könnten,  die  den  Eindruck  er- 
weckt, als  würde  man  erst  eine  offizielle  Anerkennung  der  Gewerkschaften 
abwarten  wollen  und  sie  heute  als  bloss  toleriert  ansehen. 

Seit  langem  besteht  schon  ein  Gesetz,  durch  welches  die  Freiheit  der 
gewerkschaftlichen  Organisation  gewährleistet  ist  und  in  welchem  die  Be- 
dingungen festgestellt  wurden,  unter  welchen  Gewerkschaften  gegründet 
werden  können.  Alle  Gewerkschaften,  die  diesen  Bedingungen  entsprechen, 
sind  als  zu  Recht  bestehend  anzusehen,  ohne  dass  sie  es  nötig  hätten,  be- 
sonders offiziell  anerkannt  zu  werden. 

Man  warf  von  Anfang  an  die  Frage  auf,  ob  die  Freiheit  der  ge- 
werkschaftlichen Organisation  sich  auch  auf  die  im  Staatsdienste  stehenden 
Arbeiter  erstreckt.  Die  Frage  ist  seit  langer  Zeit  bereits  entschieden 
und  seit  einer  Reihe  von  Jahren  steht  bereits  die  Regierung  in  Bezie- 
hungen zu  den  gewerkschaftlichen  Organisationen  der  von  den  ver- 
schiedenen Verwaltungszweigen  beschäftigten  Arbeiter.  Und  es  kann  nicht 
zugegeben  werden,  dass  die  Marineverwaltung  darin  eine  von  allen  an- 
deren Behörden  des  Landes  abweichende  Praxis  einschlagt. 

Die  von  mir  erwähnten  Bedenken  sind  durchaus  unbegründet;  die 
Hafenbehörden  und  die  leitenden  Behörden  der  Marinebetriebe  haben 
keinerlei  Anlass  zur  Meidung  der  Beziehungen  zu  den  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  21.  März  1884  gebildeten  Gewerkschaften. 

• .  *~ 

1.  Arrete  du  Ministre  du  commerce,  de  l'industrie,  des 
p os tos  ot  des  telegraphes,  en  date  du  15  novembre  1902. 
determinant  les  conditions  dans  lesquelles  des  avances 
pourront  etre  consenties  aux  banques  cooperatives  o  u  - 
v  r  i  6  r  e  s. 

Verordnung  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Tele- 
graphenwesen vom  15.  November  1902,  betr.  die  Bedingungen,  unter 
wslohen  den  Arbeiter-Genossenschaftsbanken  Darlehen  gewährt  wer- 
den können. 

5.  Decret  du  '2  1  novembre  190  2,  interdisaut  dans  l'in- 
dustrie de  la  poterie  d 'etain  1' Operation  dite  pompage". 

Verordnung  vom  21.  November  1002,  betr.  das  Verbot  des  Ab- 
saugens (pompage)  in  der  Zinngesohirrfabrikation.  (J.  0.  vom  26.  No- 
vember 1JM>2.; 

Art.  1.  Die  ..Absaugen"  (pompage)  genannte  Operation,  die  darin 
besteht,  dass  der  Inhalt  hohler  Geschirre  mit  dem  Munde  eingesaugt  wird. 
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urn  sich  von  ihrer  Wasserdichtigkeit  zu  überzeugen,  ist  in  der  Zinn- 
geschirrindustrie verboten. 

Art.  2.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet ,  ihren  Arbeitern  die 
Apparate  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  zu  dieser  Prüfung  der  fabrizierten 
Gegenstände  notwendig  sind. 

Art.  3.  Dor  Minister  für  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Telegraphen- 
wesen ist  mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  beauftragt,  welche  im 
„Journal  officiel  de  la  Republique  francaise"  und  im  „Bulletin  des  lois,s 
veröffentlicht  werden  soll. 


VIII.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien. 

1 .  The  Explosives  in  Coal  M ine s  Order  ofthe  lOthOcto- 
ber  1  00  2.    (Statutory  Rules  and  Orders,  1902,  No.  783.) 

Verordnung  vom  10.  Oktober  1902,  betreffend,  die  Verwendung  von 
Explosivstoffen  in  Kohlenbergwerken. 

[Erlassen  auf  Grund  des  Art.  0  des  Coal  Mines  Regulation  Act,  1896.] 

1)  Die  Verordnung  vom  1.  Oktober  1901,  betreffend  die  Verwendung 
von  Explosivstoffen  in  Kohlenbergwerken,  soll  abgeändert  werden  und  in 
Kraft  treten,  wie  wenn  die  Explosivstoffe,  die  in  dem  Anhang  zu  dieser 
Verordnung  aufgeführt  und  umschrieben  sind,  in  dem  Anhang  zu  jeuor 
Verordnung  aufgeführt  und  umschrieben  wären,  und  in  jeder  Beziehung, 
wie  wenn  der  Anhang  zu  dieser  Verordnung  einen  Teil  bildete  des  An- 
hanges zu  jener  Verordnung. 

2)  Diese  Verordnung  soll  citiert  werden  als  die  Verordnung  vom 
10.  Oktober  1902,  betreffend  die  Verwendung  von  Explosivstoffen  in  Kohlen- 
bergwerken. 

Anhang. 

Frakturit  mit  folgender  Zusammensetzung: 

Gewichtäteile 
nicht  über    nicht  unter 
Nitroglycerin  53V,  51 V, 

Schiessbaurawolle  4  3 

KaliHalpeter  25  21 

Holzmehl  7  5 

Ammoniumoxalat  10  14 

Das  Holzmehl  darf  nicht  mehr  als  17  vom  Hundert  Gewichtsteile  an 
Feuchtigkeit  enthalten. 

Es  wird  vorausgesetzt : 

1)  dass  das  Sprengmittel  nur  verwendet  wird,  wenn  es  in  einem  nicht 
wasserdicht  gemachten  Pergamentpapier  verpackt  ist  ; 

2)  dass  das  Sprengmittol  nur  verwendet  wird,  wenn  der  Zündsatz 
oder  der  elektrische  Zilndsatz  mindestens  die  als  No.  fj  bekannte  Stärke 
besitzt  (d.  h.  der  Zündsatz  oder  der  elektrische  Zündsatz  muss  eino  wirk- 
liche Zündkraft  haben,  die  so  gross  oder  grösser  ist  als  diejenige  von  15  g 
einer  Mischung  von  80  Gewichtsteilen  Knallquecksilber  und  20  Gewichts- 
teilen Kaliumchlornt ) ; 

3)  dass  das  Sprengmittel  in  den  Fabriken  des  „British  Explosives 
Syndieate,  Limited",  in  Pitsea  in  der  Grafschaft  Essex,  verfertigt  worden  ist; 

4)  dass  das  Sprengmittel  in  allen  Teilen  dem  Muster  entspricht,  das 
am  31.  Juli  1902  zur  Prüfung  vorgelegt  wurde; 
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5)  dass  auf  der  äusseren  Umhüllung  zu  der  Bezeichnung,  welche  durch 
eine  unter  dem  Gesetze  von  1875  betreffend  die  Verwendung  von  Explosiv- 
stoffen vom  Staatssekretär  erlassene  und  zur  Zeit  noch  in  Kraft  stehende 
Verfügung  verlangt  wird,  noch  die  weitere  hinzutritt,  „Wie  angegeben  im 
Verzeichnis  der  erlaubten  Explosivstoffe" ;  und  ferner,  dass  jede  innere 
Umhüllung  in  deutlicher  Schrift  die  Worte  tragen  muss :  „Erlaubter  Spreng- 
stoff, nur  zu  verwenden  mit  einem  Zündsatz  nicht  unter  No.  6",  sowie 
den  Namen  des  Fabrikanten,  das  Datum  und  den  Ort  der  Herstellung, 
sowie  die  Natur  und  das  Verhältnis  der  Bestandteile;  und 

6)  dass  —  wenn  in  gefrorenem  Zustand  —  das  Sprengmittel  vor  dem 
Gebrauch  gehörig  und  in  einer  gefahrlosen  und  angemessenen  Art  auf- 
getaut werden  soll. 

Normannit  mit  folgender  Zusammensetzung: 

üewichtsteile 
nicht  über    nicht  unter 


Nitroglycerin  34'/,  32'/, 

Schiessbaumwolle  2  1 

Kalisalpeter  4GV7  42*  „ 

Holzwolle  9  7 

Holzkohle  2  1 

Ammoniumoxalat  12  10 


Holzmehl  und  Holzkohle  sollen  zusammen  nicht  mehr  als  20  und  nicht 
weniger  als  10  vom  Hundert  Gewichtsteile  an  Feuchtigkeit  enthalten. 
Dabei  wird  vorausgesetzt: 
[Ii,  2),  5)  und  6)  wie  oben.] 

8)  dass  das  Sprengmittel  aus  den  Fabriken  der  ..Cotton  Powder  Com- 
pany, Limited",  in  Uplees  Marshes  bei  Faversham  in  der  Grafschaft 
Kent,  stammt ;  oder  aus  den  Fabriken  derselben  Firma  in  der  Nahe  von 
Meiling  in  der  Grafschaft  Lancashire: 

4)  dass  das  Sprengmittel  in  allen  Teilen  der  Probe  entspricht,  die 
am  11.  August  1902  zur  Untersuchung  vorgelegen  hat. 

2.  The  Explosives  in  Coal  Mine«  Order  of  the  20th  De- 
cember,  1902. 

Verordnung  vom  20.  Dezember  1002,  betr.  Verwendung  von  Spreng- 
stoffen in  Kohlenbergwerken.  (Statutorv  Rules  and  Orders,  1902,  No.  916.) 

§  1.  Sollten  sich  in  Kohlenbergwerken  im  Verlauf  von  3  Monaten 
entzündbare  Gase  in  einer  solchen  Menge  vorfinden,  dass  sie  gefahrlich 
werden  könnton,  so  ist  in  dem  oder  den  Flötzen,  in  welchen  sich  Gas 
gesammelt  hat,  die  Anwendung  irgend  eines  anderen  als  der  erlaubten 
und  nachstehend  bezeichneten  Sprengstoffe,  unbedingt  verboten. 

§  2.  In  allen  Kohlenbergwerken,  in  welchen  sich  nicht  durchweg 
natürliche  Feuchtigkeit  vorfindet,  ist  die  Anwendung  irgend  eines  anderen 
als  der  erlaubten  und  nachstehend  bezeichneten  Sprengstoffe  in  allen  Gangen 
und  in  jedem  trockenen  und  staubigen  Teil  des  Bergwerks  unbedingt 
verboten. 

In  solchen  Kohlenbergwerken  oder  Teilen  derselben,  wie  vorerwähnt, 
ist  der  Gebrauch  von  Sprengstoffen  verboten,  sofern  folgende  Bestimmungen 
nicht  beachtet  werden : 

a)  Jede  Sprengstoffladung  soll  in  ein  richtig  gebohrtes  Schusslocb 
gelegt  und  letzteres  mit  einer  genügenden  Menge  Erde  gestopft  werden. 

b)  Jeder  Schuss  soll  mittelst  einer  entsprechenden  elektrischen  Vor- 
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richtung  oder  durch  irgend  andere  gleich  sichere  Mittel  bewirkt  werden, 
die  eine  Entzündung  brennbarer  Gase  oder  Kohlenstaubes  ausschliessen. 

c)  Jeder  Schuss  soll  durch  eine  von  dem  Eigentümer,  Verwalter  oder 
Direktor  zu  diesem  Dienste  schrittlich  ernannte  kompetente  Person,  deren 
Lohn  von  der  Menge  der  zu  gewinnenden  Steinkohle  nicht  abhängig  ist, 
bewirkt  werden. 

d)  Jedes  Spreugmittel  soll  gemäss  den  in  den  betreffenden  Paragraphen 
vorgeschriebenen  Bedingungen  verwendet  werden. 

Diese  Verordnung  verbietet  jedoch  nicht  die  Anwendung  von  Sicher- 
heitszllndern  in  Bergwerken,  in  welchen  in  einem  Zeiträume  von  3  Mo- 
naten brennbare  Gase  in  gefährlicher  Menge  nicht  entdeckt  worden  sind. 

§  3.  In  allen  Kohlenbergwerken  ist  die  Anwondung  irgend  eines 
Sprengstoffes  in  den  Haupt  förderschächten  fmain  haulage  roadsi  und  Gängen 
<  intakes  i  verboten,  wenn  nicht  allo  Angestellten  sich  aus  der  Ader,  in 
welcher  der  Schuss  abzugeben  ist,  und  aus  allen  mit  dem  Schacht  auf 
gleichem  Niveau  in  Verbindung  stehenden  Adern  entfernt  haben,  ausge- 
nommen die  betreffenden  Angestellren,  welche  den  Schuss  abzugeben  haben, 
und  die  Bedienungsmannschaft  i  welche  10  Mann  nicht  übersteigen  darf) 
der  Wetteröfen,  Dampfkessel.  Lokomotiven,  Maschinen,  Aufzugsvorrichtungen 
und  Signale,  ferner  die  Pferdewärter,  sowie  diejenigen  Angestellten,  welche 
mit  der  Bergwerksinspektion  betraut  sind  :  oder  wenn  nicht  ein  erlaubtes 
Sprengmittel  in  Uebereinstimmung  mit  den  im  i?  2  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen verwendet  wird,  und  jeder  Teil  des  Daches,  des  Bodens  und 
der  Wände  des  Hauptförderschachres  oder  der  Gänge,  welcher  sich  inner- 
halb einer  Entfernung  von  20  Yards  vom  Sprengplatze  befindet,  und  wäh- 
rend der  Zeit  des  Schusses,  sei  es  auf  natürlichem  oder  künstlichem  Wege, 
vollständig  nass  ist. 

Dieser  Paragraph  findet  keine  Anwendung  auf  Hauptforderschächte 
und  Gänge,  welche  von  der  Kohlenschicht  weiter  als  100  Yards  entfernt  sind. 

Dieser  Paragraph  soll  nicht  die  Anwendung  von  Sprengstoffen  in 
irgend  einem  Falle  gutheissen,  in  welchen  die  Anwendung  derselben  durch 
§  1  oder  §  2  dieser  Verordnung  verboten  ist. 

§  4.  KnallzUnder  dürfen  nur  dann  angewendet  werden,' [wenn  die 
folgenden  Bestimmungen  eingehalten  werden: 

a)  Die  Knallzünder  müssen  unter  Obhut  des  Eigentümers,  Verwalters 
oder  Direktors  des  Bergwerks  oder  einer  von  diesen  schriftlich  dazu 
speziell  bestimmten  Person  gehalten  werden  und  dürfen  nur  an  die  Feuer- 
werker oder  an  andere  von  obengenannten  dazu  schriftlich  speziell  be- 
stimmten Personen  ausgeliefert  werden. 

b)  Die  Feuerwerker  und  andere  ermächtigte  Personen  sollen  die  ihnen 
ausgelieferten  Knallzünder  in  sicher  verschlossenen  Behältern  und  nicht 
mit  anderen  Sprengstoffen  zusammen  bis  zur  Benutzung  aufbewahron. 

§  5.  Die  1,  2  und  3  dieser  Verordnung  sind  weder  anwendbar 
auf  Lehmgruben,  noch  auf  Gruben,  in  welchen  Eisenerz  fiötzweise  oder 
in  Klumpen  gewonnen  wird,  noch  auf  Schachte,  während  sie  abgeteuft 
oder  tiefer  gelegt  werden,  noch  auf  Rösche  (drifts)  und  andere  Ableitungs- 
kanäle (outlets).  die  von  der  Oberfläche  in  die  Tiefe  gegraben  werden, 
wenn  solche  nicht  durch  Rückwetterung  ventiliert  werden. 

Enthält  ein  Bergwerk  mehrere  getrennte  Flötze,  so  ist  diese  Ver- 
ordnung auf  jeden  Flötz,  als  ob  dieselbe  eine  selbständige  Grube  wäre,  an- 
wendbar. 
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§  (i.  Unter  der  in  dieser  Verordnung  angewendeten  Bezeichnung 
„erlaubte  Sprengstoffe"  sind  solche  Sprengstoffe  zu  verstehen,  welche  in 
dem  beigefügten  Verzeichnis  definiert  sind,  mit  der  Massgabe,  daas  ein 
Sprengstoff  nicht  als  ein  erlaubter  anzusehen  ist,  falls  er  hinsichtlich  Ver- 
bindung, Eigenschaft  oder  Charakter,  sei  es  durch  Verschlechterung  oder 
aus  sonst  einem  Grunde,  mit  dem  im  Verzeichnis  genau  definierten  Spreng- 
stoffe gleichen  Namens  nicht  übereinstimmt;  ferner  soll  ein  Eigentümer, 
Verwalter  oder  Direktor  für  Verbindung,  Eigenschaft  oder  Charakter  eines 
Sprengstoffes  nicht  verantwortlich  sein,  wenn  er  ein  von  dem  Sprengstoff- 
fabrikanten unterschriebenes  Attest  vorweist,  in  welchem  bescheinigt 
wird,  dass  der  ihm  gelieferte  Sprengstoff  demjenigen  im  Verzeichnis  genau 
entspreche,  und  dass  er  jedes  zur  Verfügung  stehende  Mittel,  uin  die 
Verschlechterung  dos  Sprengstoffes  auf  Lager  zu  verhüten,  angewendet 
habe. 

Unter  der  Bezeichnung  „road"  (Weg)  sind  zu  verstehen :  alle  Wege 
oder  Gange  irgendwelcher  Art,  welche  vom  Schacht  bis  zu  einem  Punkte 
führen,  der  von  der  Kohlenschicht  nicht  über  10  Yards  entfernt  ist. 

Unter  der  Bezeichnung  „niain  haulage  road1'  (Hauptförderschacht)  ist 
zu  verstehen :  ein  Gang,  in  welchem  Wagen  mittels  Schwerkraft,  Dampf 
oder  andere  mechanische  Kraft  befördert  worden  sind  oder  noch  be- 
fördert werden. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  in  Kraft  mit  dem  1.  Januar  1903,  von 
welchem  Tage  an  alle  früheren  Verordnungen  betr.  Sprengstoffe  in  Berg- 
werken laut  §  6  des  Kohlenbergwerksgesetzes  von  1896,  aufgehoben  werden. 

§  8.  Der  Teil  dieser  Verordnung ,  welcher  auf  den  Sprengstoff 
„Special  Bulldog"  Bezug  hat,  bleibt  nur  in  Kraft  bis  zum  1.  März  1903: 
von  diesem  Tage  an  werden  sowohl  die  Verordnung  als  auch  das  beige- 
fügte Verzeichnis  angewendet,  wie  wenn  genannter  Sprengstoff  von  dem 
Verzeichnis  der  erlaubten  Sprengstoffe  ausgeschlossen  wäre. 

§  9.  Diese  Verordnung  soll  citiert  werden  :  „Verordnung  über  Spreng- 
stoffe in  Kohlenbergwerken4'. 

Verzeichnis  der  erlaubten  Sprengstoffe  gemäss  der  „Verordnung  über 
Sprengstoffe  in  Kohlenbergwerken"  vom  20.  Dezember  1902:  Albionit, 
Ammonit,  Ainvis,  Aphosit,  Arkit,  Bellit  No.  1,  Bellit  No.  3,  Bobbinit, 
Britonit,  Cambrit,  Clydit,  Dahmeuit  A,  Dragonit,  Elektronit,  Faversham- 
Pulver,  Frakturit,  Geloxit,  Havlit  No.  1,  Karbonit,  Kynit,  Nobel  Ardeer- 
Pulver,  Nobel-Karbonit,  Normanit,  Pitit,  Roburit  No.  3,  Saxonit,  Special 
Bulldog1),  Stowit,  Thuuderit,  Victorit,  Virit,  Westfalit  No.  1,  Westfalit 
No.  2. 

Villa.  Britische  Kolonien. 

a)  Canada. 
1.  Nova  Scotia, 

1.  An  act  to  omend*tho  Min  es  Arbitration  Act  (chap.  31 
Revised  Statutes  1  9  0(1. 

Gesetz  vom  4.  April  1901:  Novelle  zum  Gesetze  von  1900  über 
die  Schiedsgerichte  in  den  Bergwerksbetrieben. 

1 1  Titel.  2)  Definitionen.  :i)  Stellung  eine»  schriftlichen  Gesuches  beim  Ent- 
slehen von  Ix>hn8treitigkeiten  an  den  Kommissär,  zur  Regelung  der  Streitigkeiten. 

1)  Dieser  Sprengstoff  ist  nur  bis  zum  1.  März  1903  erlaubt. 
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-4)  Ein  von  der  Mehrheit  einer  Versammlung  au  s  gestellter  Schein  legitimiert  Gesuch - 
Stellung  an  den  Kommissär.  5)  Nach  Einvernahme  des  Gesuchsteller«  entscheidet 
der  Kommissär,  ob  die  Streitigkeit  dem  Schiedsgerichte  zu  unterwerfen  ist  oder  nicht. 
5a)  Im  Kalle  es  eich  um  mehrere  Kohlenbergwerke  handelt,  können  die  Gesuchsteller 
bezeichnen,  wie  viele  Betriebe  Gegenstand  des  Gesuches  sein  sollen;  der  Entscheid 
umfasst  nur  den  oder  die  bezeichneten  Betriebe.  G)  Wird  die  Streitigkeit  vom  Kom- 
missär nicht  sofort  überwiesen,  so  ist  sie  als  gegen  die  gesuchstellende  Partei  entschieden 
zu  betrachten.  7)  Wenn  der  oder  die  Ge»uchsteller  sich  schriftlich  um  ein  Schieds- 
gericht beim  Kommissär  bewerben,  so  hat  er  die  Sache  dem  Schiedsgerichtekomitee 
zu  überweisen.  8i  Dan  Schiedsgerichtskomitee  besteht  aus  5  Personen,  wovon  2  er- 
nannt sind  vom  Gouverneur,  eine  von»  Bevollmächtigten  des  Unternehmers,  eine  von 
dem  der  Arbeiter  und  eine  von  den  von  den  Bevollmächtigten  bezeichneten  Personen. 
Wenn  diese  Bevollmächtigten  nicht  binnen  ö  Tagen  ihre  Vertrauensperson  bezeichnen, 
so  ist  die»  Sache  des  Gerichtshofes,  ö)  Du»  Komitee  beurteilt  alle  ihm  vom  Kom- 
missär unterbreiteten  Streitigkeiten.  10)  Vorladung  von  Zeugen  unter  Androhung  von 
Bussen  und  Anwendung  des  Eides.  11)  Ernennung  eines  Sekretäre  und  der  übrigen 
nötigen  Angestellten.  Der  Sekretär  hat  die  Pflicht,  Protokoll  zu  führen  und  eine 
Kopie  des  Gesuches  und  des  schiedsgerichtlichen  Entscheides  beim  Protonotar  des 
Obersten  Gerichtshofes  zu  hinterlegen.  Die  Register,  Protokolle  etc.  stehen  jederzeit 
dem  Kommissär  und  den  von  ihm  bezeichneten  Personen  zur  Einsicht  offen.  12} 
Eidesleistung  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichtes.  13)  Ort  und  Zeit  der  Versammlung 
des  Schiedsgerichtes.  H)  Für  das  Schiedsgericht  stehen  die  Bücher  des  Unternehmers 
dem  vom  Komitee  bezeichneten  offen  zur  Einsicht,  jedoch  darf  derselbe  nicht  einer 
Konkurrenzfirma  angehören;  er  hat  eidlich  zu  versprechen,  nur  dem  Komifee  seine 
Erhebungen  mitzuteilen.  l.r>)  Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichte*  beziehen  für  den 
Tag  6  Dollars  im  Maximum  nebst  Reisekosten.  IG)  Die  Urteilssprüche  sind  schriftlich 
abgefasst,  von  der  Mehrheit  unterzeichnet,  im  Bureau  des  Kommissärs  zu  deponieren. 
17)  Der  Kommissär  macht  den  beteiligten  Parteien  Mitteilung  vom  Urteil.  18)  Binnen 
20  Tagen  nach  Fällung  des  Urteils  hat  der  Präsident  des  Schiedsgerichtes  dem  Kom- 
missär über  die  Vorgänge  einen  Bericht  zu  erstatten,  der  dem  Parlamente  vorgelegt 
wird.  19)  Auf  Verlangen  einer  Partei  kann  sodann  dieses  Urteil  von  dem  obersten 
Gerichtshof  als  Entscheidung  von  seiner  Seite  erklärt  und  auf  Exekution  erkannt 
werden.  20)  Bei  der  Exekution  gemessen  Forderungen  des  Staates  oder  bona  fide 
eingetragene  Hypotheken  den  Vorrang.  21)  Das  Komitee  kann  eine  dreigliedrige 
Kommission  mit  den  dem  Komitee  obliegenden  Aufgaben  betrauen.  22)  Nachdem  ein 
Schiedsgericht  einberufen,  kann  der  Unternehmer  von  jedem  der  eine  Unterstützung 
verlangenden  Arbeiter  Lohn  in  der  Höhe  von  3  Dollars  im  Maximum  zurückbehalten 
und  in  einer  bekannten  Bank  der  Kolonie  mit  Hinzufügung  einer  dop]»elt  so  grossen 
Summe  von  sich  aus  zu  Händen  des  Kommissärs  deponieren.  23)  24)  Verwertung 
der  hinterlegten  Summe,  falls  sich  die  verurteilte  Partei  nicht  unterwirft.  25  >  Die 
vom  Kommissär  aus  dem  vom  Unternehmer  hinterlegten  Gclde  bezahlten  Kosten 
werden  im  Falle  einer  Verurteilung  der  Arbeiter  diesen  vom  Unternehmer  als  ausbe- 
zahlter Lohn  angerechnet.   2G- -32)  Verfahren. 

2.  An  a  c  t  t  o  a  m  e  n  d  nhapter  2  ;3  o  f  t  h  e  R  e  v  i  s  e  d  Statutes 
1900  „On  Miners'  R  e  1  i  e  f  S  o  c  i  e  t  i  e  s 

Gesetz  vom  4.  April  1901:  Novelle  zu  Kap.  23  der  revidierten  Ge- 
setze von  1900  über  die  Hilffäkasaen  der  Bergarbeiter. 

1)  Wenn  Arbeiter  und  Unternehmer  eine  Kranken-  oder  Unfallunterstfltzungskasse 
gründen,  so  kann  der  Staaterat  die  Regierung  verpflichten,  hiebei  zu  intervenieren 
und  Staate  bei  träge  zu  entrichten.  Dieser  Betrag  soll  bei  Kohlenminen  drei  Zehntel 
jedes  Cent  der  im  Jahre  verkauften  Kohle  dieser  Grube  betragen.  Bei  anderen  Gruben 
bestimmt  der  Staatsrat  den  Beitrag  von  Fall  zu  Fall. 

2)  Der  Unternehmer  zahlt  eine  gleich  grosse  Summe,  wie  die  Regierung,  in  diese 
Kasse,  die  Arbeiter  eine  doppelt  so  grosse  Summe.  Die  Regierung  inuss  in  dem  mit 
der  Verwaltung  dieses  Unterstützungsfonds  betrauten  Komitee  angemessen  vertreten  sein. 

3)  Die  an  irgend  wen  gewährten  Unterstützungen  sind  nicht  abtretbar  oder  pfänd- 
bar für  irgend  welche  Schuld. 

4)  Die  Vorschriften  ül>er  Haftung  für  die  aus  Böswilligkeit,  Nachlässigkeit  etc. 
entstandenen  Unglücksfälle  bleiben  unberührt. 

5>  Der  Gouverneur  nimmt  jedes  Jahr  eine  Summe  von  2000  Dollars  ins  Budget 
auf,  unter  der  Rubrik:  „Unterstützungsbeitrag  für  die  Bergarbeiter",  welche  für  vom 
Staatsrat  zu  bezeichnende  Spezialfälle  bestimmt  sind. 
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0)  Diese  Summen  werden  ausbezahlt  auf  Verlangen  der  HilfBkassen,  jwenn  sie 
diese  spezielle  Geldbewilligung  ab»  notwendig  nachweisen. 

7)  Die  im  betreffenden  Jahre  nicht  verwendeten  Summen  werden  zu  einem  Fond 
zusammengelegt  für  außerordentliche  Unglücksfälle,  wo  die  Hilfe  der  Uuterstützungs- 
kassc  nicht  ausreicht. 

8)  Der  Staatsrat  kann  zur  Herbeiführung  einheitlicher  Verwaltung  diese  Unter- 
stützungskassen  veranlassen,  ein  von  ihm  gutgeheißenes  Reglement  anzunehmen, 
welche«  die  Höhe  der  zu  bezahlenden  Unterstützungssummen  regelt. 

2.  Quebec 

Loi  du  2  0  mars  1901  emendaat  et  refondant  la  loi  con- 
cernant  1' h y  g i  e u e  publique. 

Gesetz  vom  26.  März  1901  als  Berichtigung  und  Ergänzung  des 
Gesetzes  betr.  die  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Abschnitt  II.  Art.  06.  Der  mit  der  Obsorge  für  die  Öffentliche  Gesundheits- 
pflege betraute  Rat  (Conseil  d'hygiene)  kann  bezüglich  der  industriellen  Anlagen 
RegTemente  aufstellen,  welche  folgendes  ordnen:  a)  den  Vorrat  an  Trinkwasser; 
b)  die  Beleuchtung;  c)  die  freizulassende  Distanz  zwischen  gewissen  Aulagen  und 
Wohnungen;  d)  den  Luftraum;  e)  die  Lüftung;  f)  die  Sauberkeit  und  Reinigung; 
g)  die  Abfuhr  von  Staub,  Gas,  Dampf  und  Abfällen ;  h)  die  Ableitung  der  Ab- 
wässer etc.;  i)  die  Temperatur  in  den  Lokalen;  k)  alle  anderen  etwa  in  industriellen 
Anlagen  vorkommenden  sanitären  Bedingungen. 

Der  Conseil  d'hygiene  erklärt,  auf  welehe  und  wieviel  solcher  Anlagen  sieh  die 
bez.  Bestimmungen  erstrecken. 

Diese  Reglements  treten  in  Kraft  15  Tage  nach  ihrer  von  der  Regierung  gut- 
geheißenen Veröffentlichung  in  der  Gazette  ofneiellc  de  Quebec. 

09.  Die  von  der  Regierung  ernannten  Aerzte  überwachen  die  Ausführung  obiger 
Bestimmungen. 

1.  An  act  to  amond  ..  Tho  Master  and  Servants  Act". 
As  seilt  ed  to  Februar  v  HU  h,  1  90  2. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmergesetzes 
vom  19.  Februar  1902. 

I  i  Der  dem  §  19,  Kap.  90  der  revidierten  Statuten  von  Manitoba 
gemäss  Kap.  10,  ..Victoria4*  00  beigefügte  Anhang  2  wird  hiemit  aufge- 
hoben und  dtu'ch  folgenden  ersetzt: 

(2)  Die  Klage  eines  Arbeitnehmers  wegen  rückständigen  Lohnes,  der 
durch  Feldort  rag  des  Gutes,  auf  welchem  derselbe  beschäftigt  war,  aus- 
zugleichen ist,  hat  vor  allen  Vollziehungsbefehlen  von  Gutsbesitzern, 
Hypothekcniuhabem,  sowie  vor  Kaufkontrakten  und  Hab-  und  Gut-Ver- 
pfändungen, falls  der  Betrag  des  schuldigen  Lohnes  75  $  nicht  übersteigt, 
das  Vorzugsrecht.  Ebenfalls  wird  eine  solche  Klage  vor  jedem  gericht- 
lichen Vorfahren  und  vor  allen  Vollziehuugsbefehlen,  welche  durch  irgend 
einen  andern  Gerichtshof  in  dieser  Provinz  nach  Anfang  der  unbezahlten 
Arbeit  erlassen  wurden,  zuerst  berücksichtigt. 

Die  Bestimmungen  dieses  Anhangs  finden  jedoch  auf  Klagen  einer 
durch  Heirat  oder  sonst  mit  dem  Arbeitgeber  verwandten  Person  keine 
Anwendung. 

2j  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner  Genehmigung  in  Kraft. 

2.  An  act  to  amend  an  ..Act  t.  o  pro  vi  de  for  giving 
Threshers  a  Lien  in  certain  cases".  Assen  ted  to  March  Ist, 
1  9«  »2. 

Gesetz  vom  1.  März  1902  zur  Abänderung  eines  Gesetzes  betr. 
Retentionsrechtsertellung  an  Drescher  in  gewissen  Fällen. 
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1)  Der  dem  Kap.  36,  „Victoria"  57  gemäss  §  ],  Kap.  59,  „Victoria"' 
63  und  64  beigefügte  §  7  wird  hiemit  durch  Streichen  der  Wörter  „  forty - 
eight"  (achtundvierzig  i  und  Hinzusetzen  der  Wörter  „seventy-two"  (zwei- 
undsiebenzig)  abgeändert. 

2)  Jeder,  der  eine  Dreschmaschiue  zu  beaufsichtigen  hat,  ist  ver- 
pflichtet, diesem  Paragraphen  Beachtung  zu  verschaffen  und  jeder,  der 
absichtlich  solche  Pflicht  vernachlässigt  oder  die  an  einer  Maschine  an- 
gebrachte Kopie  dieses  Gesetzes  beschädigt  oder  zerstört,  soll  nach  Ueber- 
führung  (summary  conviction)  in  jedem  genannten  Falle  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  1<>  $  belegt  werden. 

3i  Der  dem  Kap.  36,  „Victoria"  57  gemäss  §  1,  Kap.  59,  „Victoria'4 
63  und  64  beigefügte  §  10  wird  hiemit  durch  Streichen  des  Wortes 
„thirty"  ulreissigi  in  der  dritten  Linie  und  Hinzusetzen  des  Wortes 
,.twenty"  i  zwanzig)  abgeändert. 

4 '  Jeder  Besitzer  oder  Inhaber  einer  Dreschmaschine  in  dieser  Provinz 
soll  auf  Verlangen  irgend  eines  seiner  Arbeitnehmer  zu  jeder  Zeit  einen 
schriftlichen  Auszug  über  die  noch  nicht  bezahlte  Arbeitszeit,  sowie  über 
den  von  ihm  bis  zum  Tage  seines  Verlangens  verdienten  Lohn,  zustellen. 
Dieser  Auszug  soll  von  dem  Besitzer  oder  Inhaber,  von  dessen  Aufseher 
oder  Agenten  unterschrieben  werden. 

Falls  einer  der  genannten  Arbeitgeber  oder  Bevollmächtigten  sich 
weigert  oder  vernachlässigt .  einen  solchen  Auszug  auf  Verlangen  des 
Arbeitnehmers  zu  verabfolgen,  soll  ihm  bei  Ueborführung  (summary  con- 
viction i  vor  irgend  einem  Friedensrichter  eine  Geldstrafe  von  5  $  für 
jeden  Tag  der  Vorenthaltung  des  Auszuges,  nebst  Prozesskosten,  auferlegt 
weiden. 

5,i  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner  Genehmigung  in  Kraft. 

4.  BritUh-Columbia. 

An  a  c  t  t  o  a  m  e  n  d  t  h  e  s  h  o  p  s  regulation  a  c  t  19  00  (c  h.  4  9). 
Gesetz  vom  11.  Mai  1801  als  Ergänzung  zum  Werkstattengesetz 
vom  Jahre  1800. 

B  ä  c  k  o  r  e  i  e  n. 
i  Hauptbestimmungen.) 
3  Alle  von  diesem  Gesetze  betroffenen  Bäckereien  dürfen  bezüglich 
Beleuchtung,  Heizung,  Lüftung  und  Wasserabfluss  für  das  beschäftigte 
Personal  nicht  gefährlich  oder  gesundheitsschädlich  sein,  müssen  stets  in 
reinem  und  gesundem  Znstande  sein  und  allen  hygienischen  Anforderungen 
entsprechen.  4)  Jede  Bäckerei  muss  einen  Ankleideraum,  einen  Abort  mit 
Wasserspülung  ('w.  e.t  etc.  besitzen:  diese  müssen  getrennt  von  der 
Bäckerei  errichtet  und  stets  sauber  gehalten  werden.  5)  Die  Schlafräume 
müssen  ganz  von  der  Bäckerei  getrennt  sein  und  es  darf  keinesfalls  in 
der  Bäckerei  selbst  geschlafen  werden.  6)  Jede  Bäckerei  muss  in  ge- 
nügendem Masse  mit  Sieherheitsmassrogoln  etc.  für  den  Fall  von  Brand- 
ausbrüchen versehen  sein,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Oberinspektors. 

7)  Kein  Arbeitgeber  darf  wissentlich  Personen  mit  ansteckenden  oder 
Hautkrankheiten  als  Arbeiter  in  seiner  Bäckerei  dulden ;  ebenso  hat  er  zu 
wachen  über  die  Reinlichkeit  der  Arbeiter  während  ihrer  Beschäftigung. 

8)  Personen  unter  18  Jahren  dürfen  in  Bäckereien  nicht  beschäftigt 
werden  zwischen  9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens.    9)  Kinder  unter 
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14  Jahren  dürfen  in  Bäckereien  nicht  beschäftigt  werden.  10)  Bäckereien 
dürfen  nicht  eingerichtet  werden  im  Keller  oder  in  Souterrainwohnuniren 
(Hous-sol),  falls  sie  nicht  vor  dem  1.  April  1901  schon  errichtet  waren. 
1 1 )  Diese  Bestimmungen  sind  sichtbar  in  den  Bäckereien  anzubringen  zur 
Kenntnisnahme  der  Arbeiter.  12 — 14)  Strafbestimmungen:  örtliche  Grenzen 
für  die  Anwendung  des  Gesetzes.  15 )  Das  vorliegende  Gesetz  und  das 
vom  Jahre  l'jm  über  die  Werkstätten  bilden  ein  Ganzes. 

b)  Commonwealth  of  Anstraüa. 
1.  Neusüdwales, 

1.  An  act  to  consolidate  the  acts  relating  t  o  a  p  - 
prentices  passen ted  to,  5th  November  1  9nl). 

Geaets  vom  5.  November  1901,  betr.  die  Kodifikation  der  Gesetze 
über  das  Lehrlingawesen. 

(Auszugsweise  wiedergegeben.) 
1)  Vorliegende«  Gesetz  soll  als  „Gesetz  von  1901  über  das  Lehrlingswe>en" 
zitiert  werden  und  zerfällt  in  3  Teile:  1.  Vorbemerkungen,  II.  Meister  und  Lehr- 
linge, III.  gerichtliches  Verfahren  und  Bussen.  2)  Alle  nach  vorangegangenen  Ge- 
setzen abgeschlossenen  oder  aufgelösten  1/ehrlingsvcrträgc  sollen  in  dem  Grade  Gültig- 
keit besitzen,  als  ob  vorliegendes  Gesetz  schon  bei  ihrem  Abschluss  oder  ihrer  Auf- 
lösung in  Kraft  gewesen  wäre.  3)  Definitionen  der  Begriffe:  Lehrling,  Richter, 
Meister,  Eltern,  Zweiergericht.  Das  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  Pflegeeltern, 
Lehrpersonal,  Sachwalter  etc.  4)  Eine  Person  unter  14  Jahren  darf  nicht  Lehrling 
werden.  Die  Lehrzeit  soll  7  Jahre  nicht  übersteigen.  5)  Abschluss  von  Lehrver- 
trägen durch  Waisenhäuser  und  Wohltätigkeitsaustalten.  ü)  Durch  Straf-  und  Bes- 
serungsanstalten. 7)  Berufung.  8 — 9)  Vertragsabschluss  durch  die  Eltern  des  I^ehr- 
lings  oder  den  Vormund.  10  -12)  Recht  zur  Lehrlinghhaltung.  13)  Der  eigentlichen 
Lehrzeit  soll  eine  Probezeit  von  3  Monaten  vorangehen.  Nach  Verlauf  derselben  soll 
ein  schriftlicher  Lehrvertrag  im  Doppel  ausgefertigt  werden  und  von  dem  Meister 
und  den  gesetzliehen  Vertretern  des  Lehrlings  unterzeichnet  werden.  Dieser  Kon- 
trakt soll  so  detailliert  als  möglich  abgefasst  sein  und  Lehrobjekt  sowie  Dauer  der 
Lehrzeit  genau  enthalten.  An  diesen  Kontrakt  sollen  Meister  und  Lehrling  so  ge- 
bunden sein,  als  ob  bei  dessen  Abschluss  der  Lehrling  schon  das  handlungsfähige 
Alter  erreicht  hätte.  I  Ii  Der  Meister  oder,  falls  er  gestorben,  sein  Rechtsnachfolger 
können  für  die  halbe  event.  ganze  Lehrzeit  diesen  Kontrakt  samt  seinen  Rechten  und 
Pflichten  auf  einen  auderen  übertragen,  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Zweier- 
gerichtes. Diese  Uebertragung  soll  womöglich  durch  einen  schriftlichen  Akt  erfolgen. 
lf>)  Falls  der  Vertrag  selbst  nicht  anders  bestimmt,  hat  er,  ohne  Rücksicht  auf  die 
darin  angegebene  Dauer  der  Lehrzeit,  seine  Giltigkeit  verloren,  sobald  der  Lehrling 
das  21.  Altersjahr  erreicht  oder  sich  als  Minderjähriger  mit  Zustimmung  seiner  gesetz- 
lichen Vertreter  verheiratet  hat.  lb)  Es  ist  verboten,  einen  I^ehrling  mehr  als  48 
Stunden  per  Woche  zu  persönlichem  Dienste  zu  benutzen,  ausgenommen  Lehrlinge 
bei  Farmern,  Bediensteten  etc.  17)  Bleibt  ein  Lehrling  vor  Schluss  der  Lehrzeit  und 
ohne  Einwilligung  «los  Meisters  während  mehr  denn  einer  Woche  von  der  Arbeit  weg, 
so  ist  er  verpflichtet,  das  Versäumte  nachzuholen  oder  den  Meister  sonstwie  schadlos 
zu  halten.  18)  Wenn  der  Lehrling  sich  weigert,  den  im  vorigen  Absätze  erwähnten 
Verpflichtungen  nachzukommen,  kann  der  Meister  zuständigen  Ortes  eiuen  Verhafts- 
befehl  gegen  denselben  ausstellen  lassen.  Weigert  er  sich  auch  dann  noch,  den  Meister 
schadlos  zu  halten  oder  wenigstens  Garantien  für  sein  zukünftiges  gutes  Verhalten 
zu  geben,  so  kann  er  auf  Richterspruch  hin  auf  höchstens  1  Monat  dem  Gefängnisse 
oder  einer  Korrektionsanstalt  übergeben  werden,  dem  Meister  bleibt  er  aber  unter 
allen  Umständen  ersatzpflichtig.  Iii)  Ueberträgt  ein  Meister  den  Lehrvertrag  an  einen 
Dritten  ohne  die  sub  14  vorgesehene  Bewilligung  oder  handelt  er  entgegen  dem  Ent- 
scheide des  sub  7  vorgesehenen  Schiedsgericht*,  *o  unterliegt  er  einer  Busse  von 
10  Pfund.  20—22)  Bussen.  23)  Die  Lehrlinge  sind  der  Oberaufsicht  der  von  dem 
Kolon iab-ekretar  ernannten  Verwalter  unterworfen.  Diese  Verwalter  sind  gleichsam 
die  Vormünder  der  Lehrlinge  in  Sachen  des  Lehrlingswesens  und  erstatten  dem 
Kolonialsekretär  alljährlich  Bericht  über  ihre  Wirksamkeit.  24)  Alle  aus  gegen- 
wärtigem Gesetze  gefällten  Urteile  sind  appellabe]. 
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2.  An  act  to  amend  the  miners'  Accident  Relief  Act, 
1  9  00. 

Gesetz  vom  28.  Dezember  1901 :  Novelle  zum  Gesetze  vom  5.  No- 
vember 1900  über  die  Entschädigung  der  in  Bergwerken  von  Unfällen 
betroffenen  Arbeiter. 

Vorbesti  m  m  un  gen . 

3)  Das  Gesetz  findet  Anwendung  auf  jedes  Bergwerk,  in  dem  oder  bei  welchem 
mindestens  15  Arbeiter  beschäftigt  siud. 

4)  In  jedem  Bergwerk  soll  ein  6-gliedriger  Ausschuss  eingesetzt  werden  (Berg- 
inspektor, 2  Arbeiter-,  2  Arbeitgeberdelegierte).  Auf  Mehrheitsbeschluss  zweier  oder 
mehrerer  Ausschüsse  kann  der  Minister  die  Einsetzung  eines  4-gliedrigen  gemeinsamen 
Ausschusses  für  2  oder  mehrere  Minen  anordnen.  Rechte.  Auflösung  und  Wieder- 
wahl eines  solchen  Komitees.  Die  Bestimmungen  sind  anwendbar,  sofern  in  jedem 
einzelnen  Bergwerk  mindestens  2,  in  allen  zusammen  mindestens  15  Arbeiter  beschäf- 
tigt sind. 

5)  Aus  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Lohnabzügen  (4'/f  d.  von  jedem  Wochen- 
lohn) wird  der  Fonds  zur  Bestreitung  der  Auslagen  des  Ausschusses,  aueh  zur  Aus- 
zahlung von  Entschädigungen,  gebildet 

6)  [Auszahlungen  von  Entschädigungen  bei  Unfällen.  Diesellien  sind  nicht 
abtretbar  und  un  übertragbar.] 

7)  [Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  den  Eigentümer  auf  Grund  des  Haft- 
pflichtgesetzes von  1897  werden  die  kräft  dieses  Gesetzes  bezahlten  Unfallentschädi- 
gungen nicht  eingerechnet.! 

8)  [Es  wird  eine  „Hilfskommission  bei  Unfällen,  die  Bergarbeiter  von  New  South 
Wales  betreffen",  eingesetzt,  juristische  Person,  von  fortwährender  Dauer  und  mit 
einem  gemeinsamen  Siegel.] 

9)  |  Zusammensetzung  der  Kommission  (0  Mitglieder).] 

10)  | Bezahlung  der  Kommission:  Maximum  400  £.] 

11)  [Pflichten  und  Rechte  der  Kommission;  insbesondere  Verwaltung  der  Un- 
fallsbeiträge. | 

12)  [Es  wird  ein  von  der  Kommission  verwalteter  „Hilfsfonds  bei  Unfällen,  die 
Bergwerksarbeiter  von  New  South  Wales  betreffen",  errichtet.  Einzahlungen  in  den 
Fonds  (vgl.  Art.  5);  Zahlungen  aus  dem  Fonds.  I 

13)  [Rechnungsprüfung  durch  den  Generalauditor  und  Vorlage  an  beide  Parlamente.] 

14)  [Alle  5  Jahre  findet  eine  Revision  des  Fonds  statt.  Der  Experte  kann  dabei 
Erhöhung  oder  Verminderung  der  Einzahlungen  beantragen.! 

15)  [Der  Gouverneur  kann  alle  auf  dieses  Gesetz  bezüglichen  Reglemente  erlassen, 
nachdem  er  sie  öffentlich  bekannt  gemacht  und  dem  Parlament  unterbreitet.] 

16)  [Ernennung  der  Kommissionsbeamten  durch  den  Gouverneur  und  deren  Gehalt.  | 

17)  [Busse  für  den  Arbeitgeber]  wenn  er  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Frist  die 
Einzahlungen  leistet.]  18)  |  Bussen  für  Kommissions-  und  Ausscnussmitglieder.j  19)  U. 
20)  {Eintreibung  schuldiger  Summen  durch  das  Gericht]  21)  |  Auszahlungen  von  Ent- 
schädigungen an  Kinder  zu  Händen  dritter  Personen  [ 

Anhang :  Entscbädiguugstarif. 

3.  An  act  t  o  amend  the  t  r  u  c  k  a  c  t  s  o  £  1900. 

Novelle  zum  Truckgesetz  vom  29.  November  1900:  Truckgesetz 

vom  19.  November  1901. 

1)  Alle  Arbeitslöhne  müssen  in  gemünztem  Gelde  bezahlt  werden;  werden  Voraus- 
zahlungen ausbedungen,  so  dürfen  diese  nicht  zurückbehalten  werden  oder  dafür  Ab- 
züge irgendwelcher  Art  gemacht  werden.  Gegenteilige  Verträge  haben  keine  gesetzlich 
giltige  Kraft.  2)  Der  Unternehmer  darf  keine  Bedingungen  irgendwelcher  Art  für  den 
Verbrauch  der  ausbezahlten  Löhne  aufstellen.  3)  u.  4)  Der  Lohn  soll  mindestens  alle 
14  Tage  ausbezahlt  werden.  Zahlung  mit  Waren  etc.  ist  ungesetzlich;  die  nicht  in 
gemÜDztem  Gelde  bezahlten  Löhne  sind  klagbar  vor  Gericht.  5)  Der  Arbeitgeber  kann, 
auch  nicht  vor  Gericht,  den  Betrag  für  gelieferte  Waren  nicht  zurückbehalten,  ti)  Ab- 
züge für  Reparaturen  etc.  von  Werkzeugen  sind  nicht  statthaft.  7)  Ausgenommen 
sind  Check»,  Wechsel  etc.;  für  solche  nicht  eingelöste  Scheine  ist  der  Arbeitgeber 
haftbar.  8)  u.  9)  [Ausdehnung  der  obigen  Bestimmungen.  Strafen.]  10)  Ausgenommen 
sind  die  Lieferungen  von  medizinischen  Mitteln,  Brennmaterial,  Werkzeugen  etc.  und 
in  der  Grafschaft  Yancowiana  die  freiwillige  Gabe  an  Spitäler,  von  Futter  für  die  ver- 
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wendeten  Pferde  etc.,  von  einem  Landstücke  zur  Bearbeitung,  bei  Vorauszahlung  des 
Lohne«  zur  Hilfe  an  den  bedrängten  Arbeiter.  Ausgenommen  sind  ferner  auch  die 
Seeleute,  Dienstboten,  Landarbeiter.  —  In  keinem  Falle  darf  der  Abzug  die  Höhe  des 
vorausbezahlten  Betrages  oder  das  Gelieferte  übersteigen.  11)  u.  12)  Strafbeetimmungen. 
Definitionen. 

4.  An  act  to  provide  for  the  proper  and  auf ficient  ac- 
commodation  ofshearers. 

Gesetz  vom  28.  Dezember  1801  Über  die  Lokale  für  Soherer. 

( H  auptbestim  m  ungen .) 
1)  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  in  Kraft  am  1.  Januar  1901  und  wird  zitiert 
als  „Gesetz  über  die  für  Scherer  bestimmten  Lokale".  2)  Das  Gesetz  findet  auf  Werk- 
stätten, wo  weniger  als  G  Arbeiter  sind,  keine  Anwendung.  3)  Definition  der  Begriffe 
Scherer,  Schurlokal.  4)  u.  5)  Distrikte  für  Handhabung  des  Gesetzes  und  Inspektoren. 
G)  u.  7)  Einrichtung  der  Lokale  für  Seherer.  8—11)  Jährlich  findet  wenigstens  eine 
Inspektion  dieser  Lokale  statt,  worül>er  die  Inspektoren  schriftlich  Bericht  erstatten. 
Uebertret  ungen  ihrer  Anordnungen  werden  gesetzlich  verfolgt.  12 -14)  Anzeigepflicht 
der  Geschaftseröffnung  der  Besitzer. 

5)  An  act  to  make  better  provision  for  the  regulation 
and  innpection  of  min  es  other  than  coal  and  shale  mines: 
to  regulate  the  treatment  of  the  producta  of  such  in  i  n  e  s : 
and  for  purposes  inci dental  to  or  conaeqnent  on  thoae 
s  u  bj  octa. 

Gesetz  vom  28.  Dezember  1901,  betr.  Regelung  und  Inspektion  der 
Bergwerke,  mit  Ausnahme  der  Kohlen-  und  Sohieferbergwerke,  über 
Regelung  der  Verarbeitung  ihrer  Produkte  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Gegenstande. 

f  Ilauntbestimmungen.) 
5)  [Jedes  Bergwerk,  das  mehr  als  10  Personen  im  Innern  beschäftigt,  muss  einen 
Direktor  haben,  der  mit  der  täglichen  Aufsicht  betraut  ist.  Der  Besitzer  kann  zu- 
gleich auch  Direktor  sein.  Der  F)irektor  muss  einen  Fähigkeitsnachweis  besitzen.  — 
Für  Bergwerke  mit  weniger  als  20  Personen  genügt  es,  wenn  der  Direktor  vom  Minister 
eine  für  12  Monate  giltige  Ermächtigung  besitzt.  Ist  kein  geeigneter  Direktor  da,  so 
ernennt  der  Eigentümer  eine  kompetente  Person  dazu,  bis  zur  Erlangung  des  Fähig- 
kei  tauschweise*.] 

12)  |Nur  mit  Fähigkeitszeugnis  versehene  und  gesunde  Maschinisten  dürfen  zur 
Bedienung  einer  Maschine  für  das  Bergwerk  angestellt  werden. |  25)  [Es  ist  verboten, 
den  Lohn  auszubezahlen  in  Lokalen,  in  denen  alkoholische  Getränke  verkauft  werden.] 

2G)  [Verboten  ist:  a)  Knaben  unter  14  Jahren  und  Frauen  in  Bergwerken  zu  be- 
schäftigen; c)  Knaben  (unter  1<S  Jahren)  zu  beschäftigen  beim  Laden  und  Ausladen 
der  Fördermaschinen,  bei  Aufzügen  etc.;  d)  die  Arbeit  im  Innern  des  Bergwerks,  wenn 
die  betreffenden  nicht  2  Jahre  unter  Leitung  eines  älteren  Arbeiters  gelernt  haben.] 

27)  |  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  die  bereit«  angestellten 
Knaben. |    L'8)  [Führung  eines  Registers  zu  Händen  des  Inspektors.] 

2l»  Niemand,  mit  Ausnahme  des  Besitzers  oder  einer  in  der  Bergwerksverwaltung 
angestellten  Person,  darf  im  Innern  des  Bergwerkes  während  mehr  als  8  aufeinander- 
folgenden Stunden  täglich  oder  mehr  als  48  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden, 
ausser  bei  Unglücksfällen. 

30)  Niemand,  der  angestellt  ist  zur  Bedienung  einer  durch  Dampf,  Wasser, 
Elektrizität,  Gas,  Oel,  Luft  oder  durch  zwei  oder  mehrere  dieser  Kräfte  betriebenen 
Maschine,  welche  zu  einem  Bergwerke  gehört  oder  zur  Herausbeförderung  dieser  Berg- 
werks prof biete  dient,  kann  zu  dieser  Arbeit  während  mehr  als  8  aufeinanderfolgenden 
Stunden  oder  während  mehr  als  8  von  24  Stunden  beschäftigt  werden,  ausgenommen 
den  Bedienungswechsel  am  Ende  einer  Woche.  In  diese  Zeit  von  8  Stunden  ist  nicht 
inbegriffen  die  Zeit,  welche  notwendig  ist,  um  tlie  Maschine  unter  Dampf  zu  setzen 
oder  mit  Luft  zu  versehen,  den  Ofen  auszulöschen  oder  den  Dampf  entweichen  zu 
lassen,  noch  auch  die  Zeit,  während  welcher  der  Betreffende  beschäftigt  ist  im  Falle 
eines  Bruches,  eines  Unglücksfalles  oder  höherer  Gewalt. 

32—41)  [Pflichten  und  Rechte  der  Inspektoren.) 

48)  Der  Gouverneur  stellt  Reglemente  auf  zur  Verhütung  von  Bleivergiftungen, 
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seien  sie  nun  verursacht  durch  Einatmen  von  Blei  staub  im  Bergwerk  oder  durch  Ein- 
atmen von  Bleioxyden,  wie  sie  aus  den  Oefen  entströmen  während  des  Einschmelzen*, 
sei  es  im  Laufe  von  Arbeiten,  welche  zusammenhangen  mit  der  Gewinnung  eines 
Metalles  oder  Minerals,  ausgenommen  Kohle  und  Schiefer,  sei  es  bei  Verarbeitung 
von  Bergwerksprodukten.  Diese  Reglement«  können  durch  Bussen  sanktioniert  werden. 

2.  Victoria. 

1.  An  acttoprovideforthepayment  of  old-age  pensions 
and  for  other  purp  ose,  1901. 

Gesetz  vom  11.  Dezember  1901,  betr.  die  Zahlung  von  Altersrenten. 

2.  An  act  to  further  araend  the  old-age  pensions  act, 
1901. 

Gesetz  vom  23.  Dezember  1901,  betr.  weitere  Ergänzungen  des 
Altersrentengesetz 98  von  1900. 

3.  An  act  to  revi.se  and  continue  the  Factories  and 
Shops  Act  18  9  6  and  the  a  e  t  s  aniending  the  saine  in  res  pect 
of  certain  trade*  and  businesses  and  to  make  special  Pro- 
vision in  res pect  of  certain  other  trades  and  busin  essen 
(2  Edw.  VII.  Xo.  1804,. 

Erneuerungs-  und  Fortsetzungsgesets  des  Fabrik s-  und  Werkstätten» 
gesetzes  von  1896  und  seiner  Ergänzungsgesetze  für  bestimmte  Erwerbs- 
and Geschäftszweige  nebst  Sondervorschriften  für  bestimmte  andere 
Erwerbs-  und  Geschäftszweige.    5.  Dezember  1902. 

1)  [Titel:  Factories  and  Shops  Continuance  Act  1902.] 

2/3)  [Rückwirkende  Kraft  für  die  Factories  and  Shops  Act  von  1896 
vom  9.  Sept.  1902  bis  zum  31.  Okt.  1903,  vorbehaltlich  der  folgenden 
Veränderungen  unter  Einsetzung  keines  neuen  Lohnamtes  und  der  Gültig- 
keit der  Entscheidung  keines  bereits  eingesetzten  Spezialamtes  ausser  unter 
den  folgenden  Vorschriften.] 

4)  [Alle  bishorigen  Regeln,  Lohnbestimmungen,  Ausnahmen  u.  s.  w.,  die 
vor  dem  9.  Sept.  1902  erflossen  und  im  folgenden  erneuert  werden, 
werden  vorbehaltlich  der  späteren  Ausnahmen  als  weiter  in  Kraft  be- 
stehend betrachtet.] 

5i  Keine  Entscheidung  eiues  Spezialamtes  in  Bezug  auf  irgend  einen 
Geschäfts-  oder  Erwerbszweig  mit  Ausnahme  der  Tätigkeit  dos  Geschäfts 
oder  Erwerbs  eines  Brauers  oder  des  Abfüllens  von  alkoholischen  Ge- 
tränken, die  nach  dem  16.  Juli  und  vor  Annahme  dieses  Gesetzes  gefällt 
würde,  soll  in  der  Government  Gazette  kundgemacht  oder,  wenn  bereits 
dort  kundgemacht,  Anwendung  finden  oder  in  Kraft  sein  und  bloiben, 
unbeschadet  der  betreffenden  Bestimmungen  der  angeführten  Factories  and 
Shops  Act  1896  und  ihrer  Ergänzungsvorschriften. 

6»  Die  Spezialäinter,  welche  bisher  für  die  Anfertigung,  das  Geschäft, 
oder  den  Erwerbszweig  eines  Wagen-,  Karronbauers  und  Erzeugers  anderer 
Fuhrwerke,  ausgenommen  von  Stosswagen  (perambulators)  und  auch  der 
Angestellten,  welche  bei  der  Erzeugung  solcher  Fahrzeuge,  Karren  und 
anderer  als  Stosswagen  beschäftigt  sind,  sollen  nicht  wieder  eingesetzt 
oder  fortgesetzt  werden,  und  keine  von  solchen  Spezialämtem  getroffene 
Entscheidung  soll  später  angewendet  werden  oder  in  Kraft  bleiben. 

7)  Das  bisher  für  den  Vorgang,  das  Geschäft  oder  den  Erwerb  eines 
Fellhändlers  oder  Wollwäschers  oder  Gerbers  von  Schaffellen  eingesetzte 
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Spezialamt  soll  nicht  wieder  erneuert  oder  fortgesetzt  werden,  und  keine 
von  solchen  Aemtern  getroffene  Entscheidung  soll  hinfort  in  Anwendung 
kommen  oder  in  Kraft  bleiben.  Der  Staatsrat  kann,  wenn  er  es  gut- 
findet, für  die  Dauer  des  vorliegenden  Gesetzes  ein  Spezialamt  für  diese 
Vorgange,  Erwerbs-  oder  Geschäftszweige  einsetzen,  bestehend  aus  10  Mit- 
gliedern und  einem  Vorsitzenden  für  die  in  Sektion  15  der  Factories 
and  Shops  Act  1896,  Ergänzungsgesetz  No.  1654  erwähnten  Zwecke.  Die 
Hälfte  dieser  10  Mitglieder  soll  aus  Vertretern  der  Arbeitgeber  und 
die  andere  Hälfte  von  solchen  der  Arbeitnehmer  bestehen  und  von  den 
betreffenden  Parteien  gewählt  werden,  und  jede  Einzel-,  Kollektivrirma 
oder  Genossenschaft,  welche  ein  solches  Geschäft  betreibt,  soll  in  Bezug 
auf  Stimmabgabe  und  Wahl  der  Vertreter  der  Unternehmer  als  ein 
Unternehmer  betrachtet  werden.  Irgend  eine  Entscheidung  eines  solchen 
Spozialamtes  soll  nur  von  einer  Mindestmehrheit  von  7  solcher  10  Ver- 
treter getroffen  werden,  welche  sie  unterfertigen  sollen,  bevor  sie  in  der 
Gov.  Gazette  kundgemacht  wird ;  der  Vorsitzende  hat  bei  solcher  Fällung 
von  Entscheidungen  nicht  mitzustimmen.  Unter  diesen  Vorbehalten  sollen 
die  verschiedenen  Vorschriften  der  Fabriks-  und  Werkstättengesetze  auf 
ein  solches  Spezialamt  Anwendung  finden. 

H)  Die  bisher  durch  das  Spezialamt  für  das  Geschäft  oder  den  Erwerbs- 
zweig eines  Klempners  (tinsmith)  gefällten  Entscheidungen  oder  alle 
künftigen  Entscheidungen  eines  solchen  sollen  keine  Anwendungen  finden 
oder  in  Kraft  bleiben,  sofern  irgend  welche  dieser  Entscheidungen  mcIi 
auf  die  Löhne  beziehen,  welche  an  Personen  gezahlt  werden  sollen,  die 
bei  der  Erzeugung  von  Büchsen  oder  Gefässon  zur  Konservierung  oder 
Aufbewahrung  von  eingemachten  Früchten  oder  Gemüsen  oder  Produkten 
irgend  einer  Art,  die  der  menschlichen  Nahrung  dienen  sollen,  beschüttigt 
werden. 

0)  Die  Entscheidungen  der  Spe/.ialämter,  welche  vor  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  für  die  folgenden  Geschäfts-  oder  Erwerbszweige  ein- 
gesetzt wurden  :  Fabrikation  kohlensaurer  Getränke,  Kunstdttngererzeuüung, 
Messingschmiede  |  brassworker ),  Eisengiesser  (ironmoulder).  Lederarbeiter 
und  Ofensetzer,  sollen  künftighin  nur  dann  erfolgen,  wenn  bei  einer  An- 
wesenheit von  10  Vertretein  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  die  Mehrheit 
wenigstens  7  Stimmen  betrügt,  und  falls  die  Zahl  dieser  Vertreter  im 
ganzen  6  beträgt ,  wenn  die  Majorität  wenigstens  4  Stimmen  betragt, 
wovon  2  Stimmen  Arbeitgeber  und  2  Arbeitnehmer  sein  müssen,  und 
sie  sollen  nur  in  der  Government  Gazette  kundgemacht  werden,  wenn 
sie  von  den  Mitgliedern ,  welche  sie  gefallt  haben ,  unterfertigt  sind. 
In  allen  diesen  Fällen  soll  bei  Fällung  der  Entscheidung  der  Vorsitzende 
nicht  mitstimmen.  Unter  obigen  Vorbehalten  sollen  die  verschiedenen 
Vorschriften  der  angeführten  Fabriks-  und  Werkstättengesetze  auf  alle 
solche  Spezialämter  Auwendung  finden. 

10)  Sofern  nicht  irgend  eine  Entscheidung  irgend  eines  Spezialämter 
vor  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  auf  irgend  eine  Grafschaft  oder  den 
Teil  einer  Grafschaft  ausgedehnt  worden  ist,  soll  hinfort  keine  Knt- 
scheidung  irgend  eines  Spezi alamtes  auf  irgend  eine  Grafschaft  oder  den 
Teil  einer  Grafschaft  Anwendung  finden. 

11)  Keine  der  obigen  Bestimmungen  soll  irgend  eine  Strafe,  Bus*e 
oder  Pfändung  für  irgend  eine  Person  zur  Folge  haben  oder  als  Folge 
gedeutet  werden,  die  irgend  eine  Handlung  oder  Unterlassung  z\vi>chen 
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dem  9.  Sept.  und  der  Annahme  dieses  Gesetzes  im  Gegensätze  zu  den 
hierdurch  erneuerten  oder  fortgesetzton  Vorschriften  begangen  hat,  noch 
soll  sie  irgend  eine  Haftung  treffen  wegen  Kontraktbruches  oder  Nicht- 
einhaltung von  Abmachungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern, 
die  auf  Grund  oder  infolge  der  Annahme  dieses  Gesetzes  notwendig  ent- 
standen waren. 

12)  In  §  a  des  AbB.  5  der  Sektion  15  des  Fabriks-  und  Werkstätten- 
gesetzes von  1900  soll  an  Stelle  des  Wortes  „zwei11  das  Wort  „drei" 
eingesetzt  werden  *). 

8.  New  Zeeland.  Neu-Seeland. 

1.  An  act  to  amend  „the  coal-mines  act  189  1 w. 

Oesets  vom  7.  Nov.  1901:  Novelle  zum  Geseta  von  1891  über  die 
Kohlen  b  ergwerke. 

1)  [Titel.)  2)  I Bergwerkserträgnisse. |  3)  In  Kohlenbergwerken,  deren  Arbeiter 
Mitglieder  einer  nach  dem  Schiedsgerichtsgesetz  von  1900  registrierten  Industrial-Union 
sind,  können  die  Arbeiter  oder  diese  Gewerkschaften  auf  eigene  Kosten  zwei  Berg- 
werksinspektoren  ernennen,  gleichgültig,  ob  diese  Personen  in  der  zu  inspizierenden 
Mine  beschäftigt  sind  oder  nicht.  Letztere  sind  befugt,  wenigstens  einmal  monatlich 
das  ganze  Bergwerk,  seine  Ausrüstung  und  sämtliche  Einrichtungen  zu  besichtigen. 
Eigentümer  und  Direktor  können  die  inspizierenden  Personen  begleiten  und  sollen 
ihnen  die  Inspektion  in  jeder  Richtung  erleichtern.  Ueber  jeden  Besuch  verfassen  diese 
Inspektoren  einen  schriftlichen,  vollständigen  und  wahrheitsgetreuen  Bericht,  den  sie 
zeichnen  und  von  dem  eine  Kopie  an  den  Direktor  des  Bergwerkes  zu  senden  ist. 
Dieser  hat  ihn  in  ein  Register  einzutragen,  das  am  Sitze  der  Mine  zu  führen  ist. 
Dieser  Bericht  liegt  stets  zur  Einsicht  offen  für  die  Inspektoren  des  Hauptgesetzes, 
für  die  Arbeiter  des  Bergwerks  oder  den  Vertreter  der  Industrial-Union,  die  sich 
hiervon  Abschriften  oder  Auszüge  machen  können. 

4)  [Konzessionen. |  5)  [Aufhebung  von  Alinea  46,  Art.  36  des  Hauptgesetzes. j 
6)  Kein  Arbeiter  soll  länger  als  8  Stunden,  ausschliesslich  der  Mahlzeitpausen,  im 
Bergwerke  unter  Tage  arbeiten,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  diese**  Gesetzes.  - 
Diese  8  Stunden  beginnen  mit  der  Einfahrt  in  die  Gruben  und  enden  mit  dem  Ver- 
lassen derselben.  —  Diese  Arbeitszeit  kann  jeweilen  überschritten  werden,  aber  in  jedem 
dieser  Fälle  müssen  um  ein  Viertel  höhere  Löhne  für  die  Ueberstunden  bezahlt  werden 
als  gewöhnlich. 

(Die  Vorschriften  über  Arbeitezeit  und  Ucberstundenlöhne,  die  vor  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  auf  Grund  des  Schiedsgerichtegesetze«  von  1900  getroffen  wurden, 
bleiben  von  den  gesetzlichen  Vorschriften  bis  zum  Ablauf  der  vom  Schiedsspruch  be- 
stimmten Frist  unberührt.) 

2.  An  act  to  amend  „The  mining  Act  1  898u. 
Gesetz  vom  8.  Nov.  1901:  Novelle  zum  Berggesetz  von  1898. 

1)  Titel.  2)  [Die  Ernennung  von  zwei  Inspektoren  zur  Besichtigung  der  Berg- 
werke durch  die  Arbeiter  kann  auch  in  den  Bergwerken  nicht  beschäftigte  Personen 
betreffen.  Sie  haben  in  diesem  Falle  eine  friedeusrichterlichc  Legitimation  vorzuweisen.] 

3)  4)  [Bergwerkbkonzessionen.J 

6)  9)  [Ergänzungen  zu  früheren  Gesetzen.] 

[Achtstündige  Arbeitezeit,  gleichlautend  mit  Art.  6  des  vorhergehenden  Act  to 
amend  „the  coal-mines  Act  1891"  vom  7.  Nov.  1901. J 

3.  An  act  to  consolidate  and  amend  the  Law  relating 
t  o  f  a  c  t  o  r  i  e  s. 

Gesete  vom  8.  Nov.  1901  zur  Kodifikation  und  Abänderung  des 
Fabrikgesetzes. 

1)  Art.  15,  5a  lautet  in  der  bisherig  Fassung :  ..Die  Bestellung  als  Mitglied  irgend 
einet-  Spezialamtes  soll  nur  auf  zwei  Jahre  gelten,  doch  kann  jedes  Mitglied'  eines  Spezial- 
amtes nach  Ablauf  der  Amtsdauer  wieder  gewühlt  werden"  (A.  d.  Red.). 
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IX.  Hongrie.  Ungarn. 

Verordnung  des  KönigL  ungar.  Handelsministers  vom  18.  Juli  1802 
Z.  34188/VIIL  A.,  betr.  die  Unterstellung  der  Photographie  und  ver- 
wandter Verfahren  unter  die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung. 

Auf  Grund  der  übereinstimmenden  Meinung  sämtlicher  Handels-  und 
Gewerbekammern  und  des  Landesgewerbevereins  fühle  ich  mich  veranlasst 
zu  erklären,  dass  die  Photographie  und  im  Zusammenhange  mit  ihr  die 
Zinkographie,  der  Lichtdruck,  die  Photolithographie  und  Heliogravüre  als 
Kunstgewerbe,  und  zwar  als  eine  Abart  der  Vervielfältigungsindustrie  zn 
betrachten  sind  und  somit  den  Verfügungen  des  im  Ges.-Art.  XVII  v.  J. 
1884  inartikul.  Gewerbegesetz  unterliegen. 

Die  obige  Erklärung  kann  neben  den  Verfügungen  des  Ges.-Art.  XVI 
v.J.  1884  über  das  Autorenrecht  umsomehr  Platz  finden,  weil  der  VI.  Ab- 
schnitt dieses  Gesetzes  sich  auf  maschinelle  Nachbildung,  Veröffentlichung 
und  in  Verkehrsetzung  der  im  Wege  der  Photographie  hergestellten 
Werke,  die  jetzt  mitgeteilte  Erklärung  hingegen  sich  auf  die  Qualifikation 
der  Photographie  und  der  zitierten  Beschäftigungen  vom  Standpunkte  des 
Goworbegesetzes  bezieht. 

Aus  obiger  Erklärung  folgt,  dass  die  bezeichneten  Gewerbetreibenden 
all  das  zu  leisten  verpflichtet  sind,  was  der  Ges.-Art.  XVLT  v.  J.  18S4 
bei  Ausübung  eines  an  keinen  Befähigungsnachweis  gebundenen  Gewerbes 
fordert ;  weiter,  dass  das  in  den  bezeichneten  Gewerben  angestellte  Hilfs- 
personal im  Falle  der  im  4}  2  des  Ges.-Art.  XIV  v.  J.  181*1  obwalten- 
den Bedingungen  bei  der  kompetenten  Krankenunterstützungskasse  anzu- 
melden ist. 

Die  Verfügungen  des  Ges.-Art.  XILT  v.  J.  1891  über  die  Sonntags- 
ruhe bei  gewerblichen  Arbeiten  erstrecken  sich  demnach  auch  auf  das 
Photographiegewerbe. 

Mit  Rücksicht  jedoch  auf  die  Bedürfnisse  des  konsumierenden  Publi- 
kums, welche  bei  der  Photographie  die  ununterbrochene  Inbetriebhaltung 
wünschenswert  erscheinen  lassen,  gestatte  ich  im  Einvernehmen  mit  dem. 
mit  der  Leitung  des  Ministeriums  des  Innern  betrauten  Ministerpräsidenten 
und  des  Ackerbauministers  sowie  mit  dem  Banns  von  Kroatien  und  Sla- 
vonien  auch  fernerhin  die  freie  Ausübung  des  Photographiegewerbes  au 
den  vorgeschriebenen  Kuhetagen  und  ergänze  gleichzeitig  auf  Grund  der 
im  Gesetze  erhaltenen  Ermächtigung  die  Bestimmungen  der  durch  meinen 
Amtsvorgänger  am  5.  März  18!>2  unter  Z.  14837  erlassene  Verordnung 
mit  folgender  Bestimmung: 

.,]))  beim  Photographiegewerbe.'4 

Als  Ergänzung  zum  Punkte  II.  B.  derselben  Verordnung  ordne  ich 
folgendes  an : 

..Am  Tage  des  Königs  Sankt  Stefan  kann  das  Photographieren  den 
ganzen  Tag  bewerkstelligt  werden." 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Veröffentlichung  sofort  in  Kraft. 

Dementsprechend  fordere  ich  die  Behörde  auf,  die  Verfügung  zu 
treffen,  dass  für  die  bei  den  Photographen  angestellten  Lehrlinge  inner- 
halb einer  festgesetzten  Frist  der  vorgeschriebene  Lehrvertrag  ausgestellt 
werde  und  dass  die  sonstigen  Angestellten,  insofern  dieselben  zur  Kategorie 
der  im  1.  und  2.  Abs.  des  §  27  der  am  20.  August  1884  unter  Z.  39266 
erlassenen  Verordnung  bezeichneten  Angestellten  gehörig  betrachtet  werden 
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können,  mit  Arbeitsbüchern  versehen  und  bei  der  kompetenten  Gewerbe- 
behörde angemeldet  werden. 

Die  zitierten  Gewerbetreibenden  sind  forner  anzuhalten,  dass  sie  die 
im  Sinne  des  §  2  des  Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1891  zur  Vorsicherung  ver- 
pflichteten Angestellten  innerhalb  einer  festgesetzten  Frist  bei  der  kom- 
petenten Krankenkasse  anmelden. 

X.  Italic.  Italien. 

Regolaraento  per  la  prevenzione  degli  infortuni  nel 
lavoro  nell'esercizio  delle  strade  f  er  rate. 

Reglement  vom  14.  Mar*  1901  über  die  Verhütung  von  Unfällen 
im  Eisenbahnbetrieb. 

XI.  Pays-Pas.  Niederlande. 

1.  Besluit  van  den  2  5  "ten  j  u  n  i  1  9  0  1  ?  tot  vatstelling  van 
eene  algemeen  regel  van  bestuur,  als  bedoeld  bij  artikel 
10.  tweede  lid,  der  Ongevallenwet.  1901. 

Königl.  Dekret  vom  25.  Juni  1901  bot  Aufstellung  eines  Regle- 
ments für  die  Generalverwaltung  gemäss  Art.  10,  alin.  2  des  Gesetzes 
von  1901  über  die  Arbeitsanfälle. 

[Aufzahlung  der  Industrien,  welche  im  betr.  Artikel  des  bezügl.  Ge- 
setzes einbegriffen  sind.    I  — XXI.] 

2.  Besluit  van  den  2  9sten  November  1901,  tot.  n ädere 
aanvalling  van  artikel  76  van  Ii  et  kiesreglement  vor 
Kamers  van  Arbeid,  zooals  dat  artikel  is  aangevald  bij 
k  o  n  i  n  k  1  i  j  k  besluit  van  22  J  a  n  u  a r  i  1900. 

Königl.  Dekret  vom  29.  Nov.  1901  als  Vervollständigung  zu  Art.  76 
vom  Reglement  für  die  Wahlen  in  die  Arbeitskammer,  zur  Bestim- 
mung der  Gleichwertigkeit  der  Saisonindustrien  mit  einem  ganzen 
Jahre. 

1)  Aufzahlung  dieser  Saisonindustrieu,  bei  wolchen  ihre  Arbeitszeit 
gleich  einem  bürgerlichen  Jahre  gerechnet  wird. 

2)  Das  Gesetz  tritt  in  Kraft  am  zweitfolgenden  Tage  nach  seiner 
Veröffentlichung  in  den  offiziellen  Blattern. 

3.  Besluit  van  den  2  8«t«i  Nov.  1901,  hondende  nader e 
aanvulling  van  9 ton  Xov.  1889  tot  vatstelling  van  eenen 
algemeenen  maat regel  von  bestuur,  als  bedoeld  bij  de  ar- 
tikel s  5,  7  e  n  11  der  w  e  t  van  5  ten  M  e  i  1889. 

Königl.  Verordnung  vom  28.  Nov.  1901  als  Ergänzung  zur  Königl. 
Verordnung  vom  9.  Nov.  1889  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  von 
Frauen  und  Kindern. 

1)  Für  Fabriken,  in  welchen  Seidennetze  für  Fischfang  (filets  de  peche 
en  soie)  fabriziert  werden,  gelten  folgende  Bestimmungen: 

Knaben  zwischen  14  und  16  Jahren  dürfen  nach  von  der  betr.  In- 
dustrie geforderter  Arbeitszeit  beschäftigt  werden,  wenn  ihnen  nach 
5  Stunden  Arbeit  mindestens  eine  halbe  Stunde  Pause  gewahrt  wird  und 
dass  an  Orten,  wo  Tag  und  Xacht  gearbeitet  wird,  die  gleichen  Personen 
nur  alle  2  Wochen  des  Xachts  beschäftigt  werden  dürfen. 
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2)  Die  vorliegende  Verordnung  tritt  in  Kraft  am  zweitfolgenden  Tage 
nach  ihrer  Veröffentlichung  in  den  offiziellen  Blattern. 

4.  Besluit  van  den  12 den  Dec.  1901  tot  vatstelling  van 
een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld  in 
artikel  10,  sub  2  der  ongev allen  wot  1901. 

Königl.  Verordnung  vom  12.  Dez.  1001  aar  Aufstellung  eines  all- 
gemeinen Verwaltungsreglements,  in  Anwendung  des  Artikels  10,  No.  2 
des  Gesetzes  von  1901  über  Arbeitsunfälle. 

[Die  vorliegende  Verordnung  ordnet  die  Spannungsgrenze  für  Dampf- 
und Gasmaschinen.] 

5.  Wet  van  den  21.  October  1902,  tot  aanvulling  van 
artikel  5  der  Arbeidswet. 

Gesets  vom  21.  Oktober  1902,  betr.  die  Ergänzung  des  Art.  6 
des  Arbeitsgesetaes.    (Staatsblad,  No.  185.) 

Einziger  Artikel.  Der  Art.  5  des  Arbeitsgesetzes  wird  durch 
einen  vierten  Absatz  ergänzt ;  dieser  laut : 

Es  kann  durch  allgemeine  Verwaltungsverordnung  unter  Bedingungen,  die 
in  derselben  zu  bestimmen  sind,  für  eine  oder  mehrere  in  derselben  namhaft 
zu  machende  Gemeinden  gestattet  werden,  dass  die  beim  „Haringsspeilenr 
beschäftigten  Arbeiterinnen  im  Alter  von  über  1(>  Jahren,  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  bis  zum  15.  Marz  bis  12  Uhr  nachts  und  in  der  Zeit  vom 
15.  Marz  bis  1.  Juni  bis  höchstens  2  Uhr  nachts  beschäftigt  werden 
dürfen,  doch  stets  untor  der  Voraussetzung,  dass  ihre  Arbeitsdauer  dabei 
8  innerhalb  24  Stunden  nicht  überschreitet. 

XII.  Peru. 

Reglamento  de  domesticos  y  de  agencia  de  estos,  a  p  - 
probado  por  decreto  de  30  de  abril  de  1901. 

Reglement  betr.  die  Stellenvermittlungs-  und  Plazlorungabureaux, 
genehmigt  durch  Dekret  vom  30.  April  190L 

(Hauptbestimmungen.) 

1)  Der  Dienst  vertrag  kann  direkt  zwischen  Meister  und  Diener  abgeschlossen 
werden  oder  durch  Vermittlung  des  Bureaus,  sei  es  nun  mündlich  oder  schriftlich. 

2)  Für  ein  oder  mehr  Jahre  muss  der  Vertrag  schriftlich  abgeschlossen  werden. 
Die  Kontrahenten  müssen  ihn  in  diesem  Falle,  damit  er  Giltigkeit  habe,  auf  dem 
Contralpolizeibureau  registrieren  lassen. 

3)  Werden  solche  Verträge  nicht  gemäss  obigen  Bestimmungen  registriert,  *o 
haben  sie  keine  gesetzliche  Kraft  und  werden  als  nicht  bestehend  betrachtet, 

4)  Nach  der  Registrierung  händigt  das  Central polizeibureau  jedem  der  Vertrag- 
schließenden einen  Schein  aus,  welcher  enthält:  Dauer  des  Vertrages,  Höhe  des  Lohne», 
Art  der  Dienstleistungen  und  der  Eintragung  ins  Register. 

5)  Ist  der  Dienstvertrag  auf  Monate  oder  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen,  so  können 
diese  DienstWen  zu  jeder  Zeit  nach  1 1-tägigcr  Kündigung  verabschiedet  werden,  auf- 
genommen bei  schweren  Fällen  der  Entlassung  oder  l>ei  Krankheit,  nachdem  ihnen  der 
Lohn  ausbezahlt  worden  ist. 

üj  Die  Dienstboten  können  ihren  Dienst  nur  nach  14-tägiger  Kündigung  verladen, 
ausgenommen  wenn  Krankheit  sie  am  Dienste  hindert. 

7)  Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  obigen  Artikel  haben  Dienstboten  kein  Recht 
auf  Auszahlung  de*  Lohnes  und  sie  werden  auf  Anzeige  des  Meisters  hin  von  der 
Polizei  mit  Gefängnis  von  24  Stunden  und  entsprechender  Busse  bestraft. 

8)  Handeln  die  Meistor  den  Bestimmungen  des  Art.  5  entgegen,  so  sind  sie  ver- 
pflichtet nicht  nur  zur  Zahlung  de*  verdienten  I/dines,  sondern  auch  des  Lohnes  für 
14  Tage,  in  welchen  ihnen  hätte  gekündigt  werden  sollen. 
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9)  Minderjährige  dürfen  nur  angestellt  werden,  wenn  ihre  Vormünder  weh  auf  der 
Polizei  ausweisen  können,  dass  hie  zum  Vertragschliesscn  berechtigt  sind.  Der  Meister 
muss  sieh  auch  verpflichten,  für  den  nötigen  Unterricht  de*  Minderjährigen  Sorge  zu 
trägem 

10)  Obige  Verträge  enthalten  ausser  der  Eintragung  in»»  Register:  a)  Namen  des 
Minderjährigen,  b)  Eltern,  c)  Beruf  des  Vormundes,  d)  >pezialbcstimmungen  de«  Ver- 
trages, e)  Dauer  desselben,  f)  Lohn,  g)  Pflichteu  des  Meisters.  Xach  Eintragung  ins 
Register  erhält  jeder  Kontrahcut  einen  Schein  mit  den  obigen  Ausführungen. 

11)  Misshandlung  der  Dienstboten  ist  verlioten. 

12)  Die  Dienstboten  sind  gehalten,  ihren  Meistern  zu  gehorchen,  sie  zu  ehren 
und  ihuen  die  vertraglichen  Dienste  zu  leisten. 

Plazierungsbureaux. 

13)  Die  Bureaus  haben  das  Recht,  den  Nachsuchenden  Angestellte  beiderlei  Ge- 
schlechts zu  verschaffen. 

14)  Die  Stellenvermittler  führen  3  Register:  eines  enthaltend  die  Gesuche  der 
Dienstboten,  eines  die  Dienstgesuche,  eines  über  die  vermittelten  Stellen.  Diese  Re- 
gister müssen  auf  jeder  Seite  die  Unterschrift  des  Polizeiehefs  tragen. 

1"))  Die  Stellenvermittler  übernehmen  die  Garantie  für  die  vermittelten  Dienst- 
boten und  verpflichten  sich:  1)  keine  Dienstboten  zu  plazieren,  von  deren  Anstand  und 
guten  Sitten  sie  nicht  überzeugt  sind ;  2)  solche  auszuliefern,  nötigenfalls  mit  Hilfe 
der  Polizei,  welche  sich  verbergen  oder  ans  dem  Diensthausc  entflohen  sind ;  3)  zum 
Schadenersatz  für  Diebstähle,  welche  solche  begangen,  die  durch  Nachlässigkeit  des 
Stellenvermittlers  oder  seine  ungenauen  Angaben  nicht  verhaftet  werden  konnten. 

lü)  Verboten  ist  es,  das  Privatlelven  der  Familien  durch  Dienstlxrtcn  beaufsich- 
tigen zu  lassen,  ebenso  die  Dienstboten  aufzureizen  zum  Verlassen  ihrer  Stellungen. 

17)  Alle  Stelleuvenuittler  sind  verpflichtet  zur  wöchentlichen  Berichterstattung 
an  die  Polizei.  Dieser  Rapport  soll  enthalten  das  Datum  einer  jeden  Stellenvermitt- 
lung, die  Namen  von  Herr  und  Dienstbote,  Wohnung  des  Herrn  und  Datum  der 
Einreichung  des  Stellengesuches,  gemäss  dem  vom  Polizeibureau  vorgeschriebenen 
Formulare. 

18)  Der  Meister  zahlt  die  Gebühr  für  die  Stellenvermittlung  im  voraus  und  zieht 
den  auf  den  Dienstboten  entfallenden  Teil  diesem  vom  Lohne  ab. 

10}  Recht  auf  Austausch  oder  Ersatz  in  den  ersten  30  Tagen  der  Anstellung. 

20)  Um  ein  Plazierungsbureau  einzurichten  ist  ausser  der  Bevollmächtigung  durch 
die  Behörde  erforderlich:  1)  eine  schriftliche  Vollmacht  von  der  Unterpräfcktur, 
2)  Hinterlegung  einer  Garantiesumme  von  2000  sols. 

21)  Zur  Erlanguug  einer  Vollmacht  von  der  Unterpräfcktur  raus*  der  Nach- 
suchende ein  schriftliches  Gesuch  eingeben,  enthaltend  seinen  Namen,  Alter,  Stand, 
Heimat,  Beruf,  Strasse  und  Hausnummer  des  vorgesehenen  Bureaus.  Dazu  iuuss  er 
beifügen  ein  Leumundszeugnis,  unterzeichnet  von  mindestens  3  angesehenen  und  recht- 
schaffenen Familienvätern. 

22»  Die  Garantiesumme  soll  auf  der  Ersparniskasse  der  öffentlichen  Wohltätig- 
keitseinrichtungen der  Stadt  hinterlegt  werden.  Der  Schein  dafür  wird  dem  Gesuche 
beigefügt.  Die  Unterpräfektur  genehmigt  oder  verweigert  nach  angestellter  Unter- 
suchung die  Vollmacht. 

23 >  Alle  Zuwiderhandlungen  gegen  Bestimmungen  des  obigen  Reglements  werden 
bestraft  mit  Geldbusse  oder  Gefängnis  gemäss  den  Entscheidungen  der  Polizei. 

XIII.  Russie.  Russland. 

1 .  Verordnung  betreffend  die  technischen  und  gewerblichen  Lehr- 
werkstätten und  Kurse.  1902. 

1)  Ziel  derselben:  Vorbereitung  für  Fabrik-  und  Gewerbeindustrie 
und  Ausbreitung  technischer  Kenntnisse  und  praktischen  Verständnisses 
unter  Handwerkern  und  Arbeitern. 

2)  Dem  Finanzministerium  unterstellt. 

3)  Anlegung  der  Werkstätten  im  Ansehluss  an  Fabriken  und  an 
Orten  konzentrierter  industrieller  Thätigkeit. 

4)  Auf*  Rechnung  von  Fabrikanten,  Unternehmern,  Aktiengesellschaften, 
Städten,  Sjemstwos,  Standes-  oder  Privatpersonen:  im  Not  falle  mit 
Unterstützung  und  ausnahmsweise  ganz  auf  Rechnung  der  Krone. 
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5)  Die  Statuten  den  örtlichen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  an- 
gepasst.    Vom  Finanzministerium  zu  bestätigen. 

0)  Unterricht:  praktische  Spezialarbeit  in  den  Lehrwerkstätten 
nebst  den  nötigen  theoretischen  Kenntnissen  und  Zeichenunterricht. 

7)  Nähere  Bestimmungen  in  jeder  Werkstätte  besonders  zu  geben. 

8)  Zeiteinteilung  und  spezielle  Bestimmungen  in  besonderen  Regle- 
raenten.  —  Zulassung  von  minderjährigen  Lehrlingen  zur  praktischen  Arbeit 
entsprechend  den  betreffenden  Gesetzesbestimmungen. 

9)  Vorbereitungskurse  im  Umfang  von  wenigstens  einer  ein- 
klassigen  Landschule. 

10)  Unentgeltlicher  Unterricht. 

11)  Bestellungen  dürfen  angenommen  werden,  wenn  sie  den  Lehr- 
zielen entsprechen. 

12)  Beiträge  und  Einnahmen  für  gelieferte  Arbeiten  bilden  die  Special- 
kasse der  betreffenden  Werkstätten.  Ein  Teil  dieser  Einnahmen  entfällt 
auf  die  Lehrlinge  (als  Belohnung). 

13)  Zulassung  der  Schüler  ohne  Unterschied  des  Standes  und  der 
Konfession.  Hingegen  können  Beschränkungen  eintreten  in  Werkstätten, 
die  ausschliesslich  aus  den  Mitteln  von  Sjemstwos,  Stadtgemeinden,  Standes- 
personen, Fabrikanten  etc.  etc.  errichtet  worden  sind. 

14)  In  den  untersten  Klassen  Kinder  nicht  unter  12  Jahren,  die  sich 
tiber  Elementarschulunterricht  ausweisen  können ;  zur  Ergänzung  der  Lehr- 
lingsklassen Zulassung  auch  solcher,  die  diese  Bedingung  nicht  erfüllen, 
jedenfalls  aber  lesen  und  schreiben  können. 

15)  Es  giebt  Abgangszeugnisse. 

Bemerkung :  Dem  Bauernstand  Angehörige,  welche  diese  Kurse  absol- 
viert haben,  sind  von  der  Prügelstrafe  befreit. 

16)  Ueberwachung  der  Werkstätten  und  Kontrolle  der  Krongeld- 
verwendung untersteht  den  Fabrikinspektoren  und  Gouvernementsniecha- 
nikern. 

17)  Kursleiter  müssen  mindestens  untere  technische  und  gewerbliche 
Schulen  absolviert  haben  und  sich  über  hinreichende  Praxis  ausweisen 
können.    1000  Rubel  Jahresgehalt  und  Pensionsanspruch  von  540  Rubel. 

Bemerkung :  Gehaltsansatz  kann  erhöht  werden ;  dies  jedoch  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Pension. 

18)  Jede  Lehrwerkstätte  hat  ihren  Meister,  von  den  Kursleitern 
gewählt. 

19)  Lehrer  in  den  allgemeinen  Unterrichtsfächern  müssen  wenigstens 
Bezirksschulpatent  haben. 

20)  Lehrer  in  den  Spezialkursen  müssen  über  spezielle  theoretische 
und  praktische  Ausbildung  verfügen. 

21)  Kursleiter  und  Meister  können  nach  10-jähriger  erfolgreicher 
Tätigkeit  zu  Ehrenbürgern  erhoben  werden,  falls  sie  nicht  schon 
höheren  Stand  besitzen. 

22)  Auf  3  Jahre  ernannte  „Ehreninspektoren". 

23)  Gehören  in  die  11.  Rangklasse. 

24)  Recht  der  Werkstätten,  unbewegliches  Eigentum  zu  erwerben. 

25)  Die  Kurse  haben  die  technischen  Begriffe  und  Methoden  der 
einzelnen  Arbeitszweige  beizubringen  und  überhaupt  alle  zur  Praxis  er- 
forderlichen Spezialkenntnisse. 

26)  Die  Kurse:  täglich  und  abendlich:  auch  Sonntagskurse. 
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27)  Zu  den  Kursen  haben  Leute  aller  Stande,  Berufe  und  Konfes- 
sionen Zutritt. 

28)  Auswahl  der  Unterrichtsfächer  etc.  den  Begründern  der  betreffenden 
Einrichtung  zustehend ;  unter  Anleitung  von  Seiten  des  Finanzministeriums. 

29)  Die  Kursleiter  von  den  Begründern  gewählt  und  von  den  Kreis- 
inspektoren bestätigt. 

30)  Unterrichtskontrolle  bei  den  Kursen  der  Fabrikinspektion  und  den 
Gouvernementsmechanikern  zustehend. 

2.  npine&3T>  ho  BoeHHosiy  BtjoMCTBy  (prikas  po  wojennomu  wjedomstwy). 
Erlass  vom  13./25.  September  1902,  betr.  die  Militärverwaltung. 

Der  Kriegsrat,  auf  Vorschlag  der  Hauptintendanzverwaltung,  betr. 
Einführung  des  Achtstundentages  in  den  technischen  Abteilungen  der 
Intendanz,  bestimmte  am  22.  August  das  Folgende : 

Die  Tagesarbeit  in  allen  technischen  Abteilungen  der  Intendanz  wird 
beschränkt  auf  8  Stunden  per  Tag;  nicht  inbegriffen  in  dieser  Zahl  sind 
die  Speisepausen,  sowie  die  auf  Instandhaltung  des  Gebäudes  entfallenden 
Stunden. 

XIV.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Eidgenossenschaft. 

L  Beschluss  des  Bundesrates  vom  31.  Oktober  1902. 

Das  unterm  9.  Juli  1!H)2  öffentlich  bekanntgemachte  Bundesgesotz, 
betr.  Lohnzahlung  und  Bussenwesen  bei  den  nach  dem  Bundesgesetz 
vom  26.  April  1887  haftpflichtigen  Untersuchungen1)  tritt  am  1.  Januar 
1903  in  Kraft. 

2.  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der 
Bisenbahnen  und  anderer  Verkehrsanstalten.  Vom  15.  Dezember  1902. 
(Schweiz.  Bundesblatt,  Xo.  1  ex  1903,  S.  36.) 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  im 
Hinblick  auf  Art.  26  der  Bundesverfassung:  nach  Einsicht  einer  Botschaft 
des  Bundesrates  vom  11.  März  1808  und  eines  Berichtes  des  Bundesrates 
vom  9.  Mai  1899,  beschliesst : 

Art.  1.  Dem  gegenwärtigen  Gesetze  sind  unterstellt:  die  Eisenbahn- 
und  Dampfschiffahrtsunternehmungen,  die  Postverwaltung,  die  Telcgraphen- 
inkl.  die  Telephonverwaltung,  sowie  andere  vom  Bunde  konzessionierte 
oder  von  ihm  selbst  betriebene  Verkehrsanstalten. 

Dasselbe  findet  Anwendung  auf  die  im  Betriebsdienste  solcher  Ver- 
kehrsanstalten angestellten  Personen,  welche  mit  der  Verpflichtung  in  Dienst 
genommen  worden  sind,  ihre  Arbeitszeit  ausschliesslich  oder  vorwiegend 
zur  Verfügung  der  Verkehrsanstalten  zu  stellen. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  der  Fabrikgesetzgebung. 

Art.  2.  Die  wirkliche  Arbeitszeit  der  Beamten,  Angestellten  und  Ar- 
beiter soll  11  Stunden  täglich  nicht  übersteigen.  "Wenn  besondere  Ver- 
hältnisse es  notwendig  erscheinen  lassen,  kann  der  Bundesrat  eine  Kürzung 
der  Arbeitszeit  anordnen. 

Art.  3.  Die  ununterbrochene  Ruhezeit  soll  für  das  Lokomotiv-  und 
Zugpersonal  wenigstens  10  Stunden  und  für  das  übrige  Personal  wenig- 
stens 9  Stunden  oder,  wenn  Amtswohnung  in  der  Nähe  der  Arbeitsstelle 
angewiesen  ist,  wenigstens  8  Stunden  betragen. 

1)  Wortlaut  de*  Gesetzes  g.  „Bulletin",  S.  450.  ' 

44* 


Digitized  by  Google 


-  672 


Die  Ruhezeiten  von  U)  und  9  Stunden  dürfen,  soweit  besondere  Ver- 
hältnisse es  nötig  machen  oder  wenn  dadurch  dem  Personale  längere 
Ruhepausen  am  Wohnorte  zugewiesen  werden  können,  auf  8  Stunden  ge- 
kürzt werden,  vorausgesetzt,  dass  im  Durchschnitte  von  3  Tagen  die  10- 
bezw.  9-stündige  Ruhe  gewahrt  bleibt. 

Nach  ungefähr  der  Hälfte  der  Arbeitszeit  ist  Ruhe  von  wenigstens 
einer  Stunde  zu  gewähren.  Die  Ruhepausen  sollen  wo  immer  möglich  am 
Wohnorte  zugebracht  werden  können. 

Art.  4.  Die  Dauer  der  Dionstbereitschaft  soll  für  das  Lokomotiv- 
und  das  Zugpersonal  14  Stunden,  für  die  Barrierenwärtorinnen  12  Stunden, 
für  das  übrige  Personal,  sofern  ihm  Amtswohnung  in  der  Nähe  der  Arbeits- 
stelle angewiesen  ist,  IG  Stunden  und  beim  Fehlen  einer  solchen  Wohnung 
15  Stunden  innert  24  Stunden  nicht  übersteigen. 

Die  Dienstbereitschaften  von  14  und  15  Stunden  dürfen,  soweit  be- 
sondere Verhältnisse  os  nötig  machen,  auf  16  Stunden  ausgedehnt  werden, 
vorausgesetzt,  dass  die  Dienstbereitschaft  im  Durchschnitt  von  3  Tagen 
nicht  über  14  bezw.  15  Stunden  hinausgeht. 

Art.  5.  Im  durchgehenden  Nachtdienst  dürfen  in  der  Zeit,  von  1 1  Uhr 
abends  bis  4  Uhr  morgens  keine  Frauenspersonen,  ausgenommen  Tele- 
graphistinnen,  Telephonistinnen,  Wartefrauen,  Toilettenwärterinneu,  Putze- 
rinnen und  ähnliche  Bedienstete  beschäftigt  werden. 

Abgesehen  von  den  eigentlichen  Nachtwächtern  darf  ein  und  derselbe 
Angestellte  innort  des  Zeitraums  eines  Monats  höchstens  an  14  Tagen  zum 
Nachtdienst  verhalten  werden. 

Nachtarbeit,  d.  h.  Arbeit  zwischen  11  Uhr  abends  und  4  Uhr  morgens 
ist  in  den  Diensteinteilungen  mit  25  Proz.  Zuschlag  zu  berechnen. 

Art.  G.  Den  Beamten,  Angestellton  und  Arbeitern  sind  im  Jahre, 
angemessen  verteilt,  52  Ruhetage  einzuräumen,  wovon  jedenfalls  17  auf 
Sonntage  fallen  sollen. 

Die  Ruhetage  müssen  volle  24  Stunden  umfassen  und  um  mindestens 
8  Stunden  verlängert  werden,  sofern  ihnen  nicht  die  in  Art.  3  geforderte 
ununterbrochene  Ruhepause  unmittelbar  oder  kurz  vorher  vorausgegangen 
ist.  Sie  müssen  jeweilen  mit  einer  Nachtruhe  endigen  und  sollen  am  Wohn- 
orto  zugebracht  werden  können. 

Art.  7.  Allen  Beamten,  Angestellten  und  Arbeitern  der  Verkehrs- 
anstalten sind  von  den  52  jährlichen  Ruhetagen  mindestens  8  Tage  als 
zusammenhängender  Erholungsurlaub  zu  gewähren. 

Dem  Personal  der  Hauptbahnen  ist  vom  abgelaufenen  9.  Dienstjabre 
an  oder  nach  zurückgelegtem  33.  Altersjahre  dieser  zusammenhängende 
Erholungsurlaub  über  die  52  Ruhetage  hinaus  zu  gewähren  und  für  je  3 
weitere  Dienstjahre  um  einen  Tag  zu  verlängern. 

Für  alle  übrigen  Boainten,  Angestellten  und  Arbeiter  der  Verkehrs- 
anstalten wird  vom  abgelaufenen  10.  Dienstjahre  an  die  Zahl  der  jähr- 
lichen Ruhetage,  mit  Inbegriff  des  zusammenhängenden  Erholungsurlaubs, 
auf  00  erhöht. 

Die  Dieustjahre  im  Sinne  dieses  Artikels  zählen  vom  Eintritt  in  eine 
Anstellung  bei  einer  der  diesom  Gesetze  unterstellten  Verkehrsanstalten. 

Wogen  der  durch  dieses  Gesetz  dem  Personale  gewährten  Erleichte- 
rungen darf  eine  Schmälerung  des  bisherigen  Lohnes  oder  Gehaltes  nicht 
stattfinden. 

Art.  8.    Sofern  die  im  Art.  3  geforderten  Ruhepausen  nicht  am  Wohn- 
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orte  zugebracht  werden  können,  und  wenn  die  Mahlzeiten  bei  der  Arbeits- 
stelle eingenommen  werden  müssen,  so  sind  die  Verwaltungen  verpflichtet, 
dem  Personale  heizbare  und  mit  Einrichtungen  zum  Warmen  der  Speisen 
versehene  Unterkunftslokale  zur  Verfügung  zu  stellen,  soweit  nicht  beson- 
dere Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

Ueberhaupt  sollen  dio  Räume,  welche  den  Beamten,  Angestellten  und 
Arbeitern  als  Wohnungen  oder  zum  Aufenthalte  während  der  Ruhezeiten 
angewiesen  sind,  den  Anforderungen  der  Gesundheitspflege,  sowie  billigen 
Ansprüchen  an  häusliche  Behaglichkeit  Rechnung  tragen  und  heizbar  sein. 

Art.  9.  An  den  Sonntagen,  sowie  an  den  allgemeinen  Feiertagen 
Neujahr,  Karfreitag,  Auffahrt  und  Weihnacht  ist  der  gesamte  Güterdienst 
untersagt.  Vorbehalten  bleibt  die  Beförderung  von  Gütern  und  Vieh  in 
Eilfracht. 

Der  kantonalen  Gesetzgebung  steht  frei,  vier  weitere  Feiertage  per 
Jahr  zu  bestimmen,  an  welchen  keine  gewöhnlichen  Frachtgüter  über- 
nommen oder  ausgeliefert  werden  dürfen. 

Art.  10.  Wenn  besondere  Verhältnisse  es  notwendig  raachen,  ist  der 
Bundesrat  ermächtigt,  gegenüber  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  aus- 
nahmsweise Anordnungen  zu  treffen. 

Art.  11.  Der  Bundesrat  wird  über  die  Vollziehung  des  Gesetzes  eine 
Kontrolle  durch  entsprechende  Organe  des  Post-  und  Eisenbahndeparte- 
ments ausüben  lassen. 

Zur  Erleichterung  dieser  Kontrolle  sind  vom  Personal  geordnete  Tage- 
bücher zu  führen.  Der  Bundesrat  wird  in  der  Vollziehungsverordnung  die 
erforderlichen  Vorschriften  erlassen. 

Art.  12.  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  werden  auf  Klage  des 
Bundesrates  von  den  kantonalen  Gerichten  mit  Geldbussen  bis  auf  500 
Franken,  im  Wiederholungsfalle  bis  auf  1000  Franken,  gestraft. 

Der  Verzicht  auf  die  gesetzlich  zugesicherte  Dienstbefreiung  schliesst 
die  Strafbarkeit  der  Widerhandlung  nicht  aus. 

Art.  13.  Durch  dieses  Gesetz  werden  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1890 
betreffend  die  Arbeitszeit  bei  den  Transportanstalten  (A.  S.  n.  F.  XI,  713) 
und  das  Nachtragsgesetz  zu  domselben  vom  22.  Dezember  1892  betreffend 
die  Telegraphenverwaltung  (A.  S.  n.  F.  XIII,  362)  aufgehoben. 

Art.  14.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes 
beauftragt  und  erlässt.  die  nötigen  Vollziehungsverordnungen. 

Art.  15.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestim- 
mungen des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volks- 
abstimmung über  Bundesgosetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung 
dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben 
zu  bestimmen. 

Der  schweizerische  Bundesrat  beschliesst  Veröffentlichung  des  vor- 
stehenden Bundesgesetzes. 

Datum  der  Veröffentlichung :  7.  Januar  1903.  Ablauf  der  Referendums- 
frist: 7.  April  1903. 

b)  Kantone. 
Kanton  Waadt 

Gegen  das  im  Junihefte  1902  des  „Bulletin"  (S.  319)  veröffentlichte 
Gesetz  vom  28.  November  1901,  betr.  die  Sonntagsruhe,  das  mit  dem 

l.Mai  1902  in  Kraft  getreten  ist,  ist  das  Referendum  angerufen  worden, 
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und  in  der  am  28.  September  1902  statt  gefundenen  Volksabstimmung 
wurde  das  Gesetz  mit  einer  Majorität  von  552  Stimmen  verworfen. 

Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  38920 

En  Htimmten  dafür  18978 
Es  stimmten  dagegen  19530 
Majorität  552 
Demgemäss  beschloss  der  Grosse  Rat  in  der  Sitzung  vom  13.  November 
1902  die  Aufhebung  des  Gesetzes. 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen  \ 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

[Reich  und  Einzelstaaten.] 

76.  Arbeitslosigkeit. 

Reich.  194.  Sitzung  des  Reichstages  vom  15.  Oktober  1902.  Fort- 
setzung der  Besprechung  der  Interpellation  des  Abg.  Albrecht  und  Gen.. 
Massregeln  gegen  die  Arbeitslosigkeit  betreffend.  Sten.  Prot.  S.  5645  — 5678. 

77.  Berufsvereine. 

Reich.  102.  Bericht  der  Reichstagskommission  ftir  Petitionen.  Drucks. 
No.  719-721. 

„Der  Reichstag  wolle  beschiessen,  die  Petitionen  II,  No.  1119  und 
2225  um  Erlass  eines  Reichsgesotzes  betr.  die  eingetragenen  Berufsvereine, 
dem  Herrn  Reichskanzler  zur  Berücksichtigung  zu  überweisen." 

78.  Gesindeordnung. 

Reich.  103.  Bericht  der  Reichstagskommission  für  Petitionen.  Drucks. 
No.  719-721. 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  über  die  Petitionen  II,  No.  7558. 
12487,  12  492,  115  609  und  116  833,  betr.  Aufhebung  der  Gesindeord- 
nungen, Ausdehnung  der  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  auf  die  aus 
dem  Dienstverhältnis  sich  ergebenden  Rechtsstreitigkeiten,  Ausdehnung 
der  Versicherungsgesetze  auf  das  Gesinde  und  Errichtung  obligatorischer 
Fortbildungsschulen  für  Dienstboten,  zur  Tagesordnung  überzugehen. u 

79.  Ge Werbeinspektion. 

Bremen.  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  3.  Dezember  1902. 
No.  33,  S.  570,  Bericht  der  Kommission  wegen  Anstellung  eines  weiblichen 
Beamten  der  Gewerbeinspektion.    Berichterstatter  Prof.  Dr.  Pftpke. 

Beschluss  der  Bürgerschaft:  Die  Bürgerschaft  beschliesst  auf  einen 
aus  ihrer  Mitte  gestellten  Antrag  die  Anstellung  einer  weiblichen  Hilfs- 

1)  Die  recht**  vom  alphabetischen  Schlugwort  in  (  )  angegebenen  Ziffern  weisen  auf 
die  fortlaufenden  Nummern  hin,  unter  welchen  in  «ieu  vorangehenden  Heften  des  „Bulletin«" 
über  denselben  Gegenstand  berichtet  worden  ist. 
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kraft  der  Gewerbeinspektion  und  ersucht  den  Senat,  diesem  Beschlüsse 
beizutreten  und  den  Posten  in  das  nächstjährige  Budget  einzustellen. 

Mitteilung  des  Senats  vom  5.  Dezember  1902 :  Der  Senat  tritt  dem 
Beschlüsse  der  Bürgerschaft  vom  3.  d.  M.  bei  und  hat  den  Senatskommissar 
für  die  Gewerbeinspektion  beauftragt,  wegen  der  Organisation  des  Amtes 
und  des  der  Assistentin  der  Gewerbeinspektion  zu  bewilligenden  Gehaltes 
zum  nächstjährigen  Budget  zu  berichten. 

Hamburg.  Vorlage  des  Senats  vom  11.  Dezember  an  die  Bürger- 
schaft betr.  versuchsweise  Anstellung  einer  Assistentin  der  Gewerbe- 
inspektion. 

Preussen.  Anordnung  der  Königl.  Berginspektion  in  Saarbrücken 
vom  15.  Dezember  betr.  die  Wahl  von  Vertrauenspersonen  der  Arbeiter 
für  die  Berkinspektion. 

SO.  Kinderschutz. 

Reich.  Reichstag,  Beginn  der  Kommissionsberatungen  über  den 
Gesetzentwurf  betr.  Schutz  der  gewerblich  ausserhalb  der  Fabriken  be- 
schäftigten Kinder  am  22.  Oktober  19U2.  Zwei  Lesungen.  Feststellung 
des  Berichtes  am  14.  Januar  15)03. 

81.  Phosphorzünd  waren.    Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  —  . 
Reich.    Dem  Reichstage  zur   verfassungsmässigen  Beschlussnahme 

vorgelegt  am  15.  November  1902.    Drucks.  No.  755. 

Wortlaut  : 

§  1.  Weisser  oder  gelber  Phosphor  darf  zur  Herstellung  von  Zünd- 
hölzern und  anderen  Zündwaren  nicht  verwendet  werden. 

Zündwaren,  die  unter  Verwendung  von  weissem  oder  gelbem  Phos- 
phor hergestellt  sind,  dürfen  nicht  gewerbsmässig  feilgehalten,  verkauft 
oder  sonst  in  Verkehr  gebracht  werden. 

Zündwaren  der  bezeichneten  Art  dürfen  zum  Zwecke  gewerblicher 
Verwendung  nicht  in  das  Zollinland  eingeführt  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  Zündbänder,  die  zur 
Entzündung  von  Gruben-Sicherheitslampen  dienen,  koine  Anwendimg. 

§  2.  Wer  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vorsätzlich  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mark  bestraft. 

Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden,  so  tritt  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  ein. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Einziehung  der  verbotswidrig  hergesteilten, 
eingeführten  oder  in  Verkehr  gebrachten  Gegenstände  sowie  bei  verbots- 
widriger Herstellung  auf  die  Einziehung  der  dazu  dienenden  Gerätschaften 
zu  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  den  Verurteilten  gehören  oder  nicht. 
Ist  die  Verfolgung  oder  die  Verurteilung  einer  bestimmten  Person  nicht 
ausführbar,  so  ist  auf  die  Einziehung  selbständig  zu  erkennen. 

§  3.  Die  Vorschriften  des  §  1  Abs.  2  treten  am  1.  Januar  1908,  im 
übrigen  tritt  das  Gesetz  am  1.  Januar  1907  in  Kraft. 

82.  Witwen-  und  W  ai  s  e  n  ve  r  s  o  r  gu  n  g. 

Reich.  Abänderungsanträge  zu  dem  Entwurf  eines  Zollgesetzes  der 
Abg.  Dr.  Heim,  Herold,  Klose,  Müller  (Fulda),  Lingen,  Dr.  Spahn,  Speck, 
Trimborn,  vom  8.  Januar  1902,  10.  Legislaturperiode,  II.  Session  1900-1902, 
XVI.  Kommission,  No.  1. 

Abänderungsanträge  der  Abg.  Dr.  Heim,  Herold,  Klose,  Lürz,  Dr.  Spahn 
Stötzel,  Trimborn,  Wallenborn,  vom  12.  August  1902,  Drucks.  No.  408-409 
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Abänderungsantrag  der   Abg.  Dr.  Arendt,   Pauli,  Dr.  Paasche,  Dr. 
Blankenborn,  Rettich,  vom  12.  August  1902,  Drucks.  Xo.  410. 

Abanderungsanträge  zur  zweiten  Lesung  des  Zolltarifgesetzes  in  der 
XVI.  Kommission  der  Abg.  Broeckmann,  Dr.  Heim,  Herold,  Klose,  Schüler, 
Dr.  Spahn,  Speck,  Trimbom,  vom  30.  September  1902,  Drucks.  Xo.  461. 

Abanderungsanträge  zur  zweiten  Beratung  des  Zolltarifgesetzes  im 
Plenum,  des  Abg.  Rettich  vom  14.  Xovember  19<>2,  Drucks.  Xo.  753,  der 
Abg.  Albrecht  und  Gen.  vom  14.  Xovember  1902,  Drucks.  Xo.  754,  des 
Abg.  Trimborn  vom  21.  Xovember  1902,  Drucks.  Xo.  760. 

219.  Sitzung  des  Reichstages  vom  21.  Xovember  1902.  Zweite  Be- 
ratung des  Zolltarifgesetzes,  Beratung  des  §  IIa  des  Zolltarifgesetzes  in  • 
der  Fassung  der  XVI.  Kommission.  Sten.  Prot.  S.  6487 — 6517.  Annahme 
des  §  IIa  (jetzt  §  15)  in  der  Fassung  des  Amendements  Trimborn  in 
zweiter  und  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  13.-14.  Dezember  1902 
in  dritter  Beratung. 

Zolltarifgesetz  vom  25.  Dezember  1902,  §  15  (vergl.  Bull.  S.  605). 

83.  Wohnungs  inspek  t  i  on. 

Bremen.  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  4.  Juni.  Xo.  19. 
Antrag,  betr.  Anstellung  eines  Wohnungsinspektors  (Xo.  2,  Verh.  geh.). 

84.  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit, 

Reich.  Der  Bundesrat  beschliesst  am  30.  Oktober,  anlasslich  einer 
Resolution  des  Reichstags,  der  arbeitsstatistischen  Abteilung  des  Kais. 
Statist.  Amtes  den  Auftrag  zu  erteilen,  das  tatsächliche  Material  über  die 
im  Reichsgebiet  getroffenen  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit zu  sammeln  und  darüber  zu  berichten. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

[Reichsratslander.] 

47.  Agenten  s.  Gewerbeordnung. 

48.  Befähigungsnachweis. 

Dringlichkeitsantrag  Holanskv  in  betreff  der  Einführung  des  Be- 
fähigungsnachweises bei  dem  Schankgewerbe  und  der  Erweiterung  der 
Befugnisse  der  Gastwirtgenossenschaft.  161.  Sitzung  A.H.  vom  22.  Ok- 
tober 1902. 

Dringlichkeitsantrag  Eisenkolb,  betr.  das  Gast-  und  Schankgewerbe. 
174.  Sitzung  A.H.  vom  19.  Xovember  1902. 
Antrag  Wilhelm.  Beil.  1536  A.H. 

Verhandelt  178.  Sitzung  A.H.  vom  26.  Xovember  1902.  Zuweisung 
an  den  Gewerbeausschuss,  ibid. 

49.  Dampfapparate. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  betr.  die  Erprobung  und  Ueberwachung 
von  Dampfapparaten.  Beil.  1457  A.H.,  eingebracht  in  der  160.  Sitzung 
A.H.  vom  21.  Oktober  1902. 

50.  Dienstkautionen. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  betr.  die  Aufhebung  der  Dienstkautionen 
und  der  Frauen verzichtsurknnden.  Beil.  1539  A.H. 
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51.  Fahrkarton  Steuer. 

Antrag  Ellenbogen,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  19.  Juni 
1002,  betr.  die  Einführung  einer  Fahrkartensteuer  vom  Personentransporte 
auf  Eisenbahnen.  (Befreiung  von  der  Stempelgebühr  für  Fahrbegünstigungen 
der  Arbeiter  und  deren  Familienangehörige.)  Beil.  1478  A.H.,  eingebracht 
in  der  166.  Sitzung  vom  30.  Oktober  1902. 

52.  Gewerbeförderung. 

Antrag  Steiner,  betr.  die  Erhöhung  des  Kredites  für  Gewerbeförderung 
im  Voranschlage  des  k.  k.  Handelsministeriums.  Beil.  1423  A.H. 

53.  Gewerbeordnung  (1,  14,  34). 

Interpellation  Ellenbogen  an  den  Handelsminister,  betr.  die  Aufhebung 
der  Verordnung  vom  11.  September  1902  zur  Durchführung  der  Gewerbe- 
gesetznovelle. 158.  Sitzung  A.H.,  am  16.  Oktober  1902. 

Antrag  Pommer  anf  Zurücknahme  der  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  4.  September  1902,  R.G.B1.  No.  179,  enthaltend  die  Durch- 
führungsbestimmungen zum  Gesetze  vom  25.  Februar  1902,  R.G.B1.  No.  49, 
durch  welche  die  59  und  60  der  Gewerbeordnung  abgeändert  und  er- 
gänzt wurden.  Beil.  1459  A.H.,  eingebracht  in  der  160.  Sitzung  vom 
21.  Oktober  1902. 

Verordnung  des  Handelsministeriums  s.  Bulletin  S.  620. 

54.  Hausierhandel  (18). 

Bericht  des  Gewerbeausschusses  über  die  Regierungsvorlage,  betr. 
den  Hausierhandel.  Beil.  1511  A.H. 

Erste  Lesung  des  Berichtes  des  Gewerbeausschusses  über  die  Re- 
gierungsvorlage, betr.  den  Hausierhandel.  Zweite  Lesung  180. — 188.  Sitzung 
A.H.  vom  2.— 17.  Dezember  1902.  Dritte  Lesung  188.  Sitzung  A.H.  vom 
17.  Dezember  1902.    Beschluss,  Beil.  1563  A.H. 

56.  Landwirtschaftliche  Börsen  (22). 

Erste  Lesung  im  Herrenhaus,  25.  Sitzung  H.H.  vom  9.  Juli  1902. 

Zweite  und  dritte  Lesung  28.  und  29.  Sitzung  H.H.  vom  25.  Ok- 
tober und  5.  November  1902.    Beschluss,  Beil.  170  HH. 

Abgeordnetenhaus:  Erste  Lesung  167.  Sitzung  A.H.  vom  6.  November 
1902.  Bericht  des  Ausschusses,  175.  Sitzung  A.H.  vom  20.  November 
1902.  Zweite  und  dritte  Lesung  176.  Sitzung  A.H.  vom  21.  November 
1902.    Beschluss,  Beil.  1529  A.H. 

Bericht  und  erste  bis  dritte  Lesung  im  Herrenhaus  30.  Sitzung  H.H. 
vom  16.  Dezember  1902. 

Abgeordnetenhaus :  Dringlichkeitsantrag  Heinrich,  betr.  den  Herren- 
hausbeschluss,  Beil.  1549  A.H.,  in  der  188.  Sitzung  A.H.  vom  17.  De- 
zember 1902.  Erste  bis  dritte  Lesung  189.  Sitzung  A.H.  vom  18.  De- 
zember 1902.    Beschluss  konform  dem  Herrenhausbeschlusse. 

56.  Schankgewerbe  s.  Befähigungsnachweis. 

67.  Trunksucht. 

Regierungsvorlage:  Gesetz,  womit  Bestimmungen  zur  Hintanhaltung 
der  Trunksucht  getroffen  werden,  Beil.  1956  A.H.,  eingebracht  in  der 
160.  Sitzung  vom  21.  Oktober  1902.  Zurückweisung  an  den  Gewerbe- 
ausschnss  164.  Sitzung  A.H.  28.  Oktober  1902. 
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58.  Werkmeister. 

Antrag  Beurle  zur  Regierungsvorlage  eines  Gesetzes,  betr.  die  Er- 
gänzung und  Abänderung  des  §  73  der  Gewerbeordnung,  betr.  die  Werk- 
meister. 171.  Sitzung  A.H.  vom  13.  November  1902.  Zurückweisung  an 
den  Ausschuss  (ibid.). 

Petition  des  Bezirksvereins  in  Donawitz  des  allgemeiuen  österreichischen 
Werkmeisterverbandes  in  Wien  um  Regelung  der  Dienstverhaltnisse  der 
Werkmeister.    Anh.  VI  zu  189.  Sitzung  A.H.  vom  18.  Dezember  1902. 

III.  Belgique.  Belgien. 

(Stand  der  parlamentarischen  Arbeiten  am  Schluss  des  Jahres  1902.) 

I.  Gesetzentwürfe,  über  die  der  Kammer  bereits  Berichte 

erstattet  wurden. 

12.  Unfallversicherung  (10). 

Regierungsvorlage  vom  12.  Marz  1901.  —  Bericht  des  Abg.  Van 
Cleemputte  vom  5.  November  1901  (Drucks.  No.  302). 

II.  Dem  Centralausschuss  vorliegende  Entwürfe. 

13.  Arbeiterschutz  bei  öffentlichen  Arbeiten. 
Gesetzentwurf  des  Abg.  Bertrand   vom  30.  Januar  1901  (Drucks. 

No.  74),  betr.  die  in  die  Bedingnishefte  bei  Vergebung  von  öffentlichen 
Arbeiten  aufzunehmenden  Bestimmungen. 

14.  Arbeitsdauer  (4). 

a)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Bertrand  vom  5.  Februar  1901  (Drucks. 
No.  84),  betr.  die  Arbeitsdauer,  die  Nachtarbeit  und  den  wöchentlichen 
Ruhetag. 

b)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Helleputte  vom  12.  Juni  1901  (Drucks. 
No.  195),  betr.  die  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitsdauer  und  die  Sonn- 
tagsruhe. 

15.  Ge Werbegerichte  (8). 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Defuet  vom  14.  Dezember  1900  (Drucks. 
No.  43),  betr.  die  Ausdehnung  des  Kompetenzkreises  der  Gewerbegerichte 
auf  alle  Arbeiter  und  Angestellten. 

16.  Kaufmannsgerichte  (vgl.  Bulletin,  S.  79). 
Gesetzentwurf  des  Abg.  Verheyeu  vom  20.  November  1900  (Drucks. 

No.  7),  betr.  die  Organisation  von  Kaufmannsgerichten. 

17.  Nachtarbeit  s.  Arbeitsdauer. 

18.  Sonntagsruhe  s.  Arbeitsdaner. 

19.  Staatsarbeiter  (13). 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Bertrand  vom  30.  November  1900  (Drucks. 
No.  18),  betr.  die  Regelung  der  Stellung  der  Staatsbeamten  und  Staats- 
arbeiter. 

III.  An  die  Kommissionen  verwiesene  Entwürfe. 

20.  Alters-  und  Invaliditatsversicherung  (1,  7). 

a)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Warocque  vom  11.  Dezember  1900 
(Drucks.  No.  40),  betr.  die  Errichtung  einer  Alters-  und  Invaliditats- 
versicherungskasse  für  gewerbliche  und  landwirtschaftliche  Arbeiter. 
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b)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Tibbaut  vom  19.  Dezember  1901  (Drucks. 
No.  43),  betr.  die  Abänderung  des  Art.  9  des  Altersversicherungsgesetzes 
vom  10.  Mai  1900. 

c)  Gesetzentwürfe  des  Abg.  De  Fuisseaux l)  vom  27.  November  1900 
(Drucks.  No.  14)  und  des  Abg.  De  Ponthiere  vom  3.  Mai  1901,  betr.  die 
Altersversicherung  der  Bergarbeiter. 

21.  Gewerbegerichte  (8,  15,  16). 

a)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Denis  vom  27.  Februar  1901  (Drucks. 
No.  103),  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Gewerbegerichte 
vom  31.  Juli  1889  und  20.  November  1896. 

b)  Gesetzentwurf  des  Abg.  Tibbaut  vom  5.  Juli  1901  (Drucks. 
No.  212),  betr.  die  Ausdehnung  des  Kompetenzkreises  der  Gewerbe- 
gerichte auf  die  Kaufleute  und  die  Handlungsgehilfen. 

22.  Sitzgelegenheit  (9). 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Denis  vom  19.  Juni  1901  (Drucks.  No.  200), 
betr.  die  Verpflichtung  der  Geschäfteinhaber,  den  Ladengehilfinnen  Sitz- 
gelegenheit zu  gewähren. 

IV.  An  den  Aussen uss  verwiesen. 

23.  Arbeiter wohnungeu  (2). 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Denis  vom  30.  Januar  1901  (Drucks.  No.  76), 
betr.  die  Abänderung  des  Arbeiterwohnungsgesetzes  vom  9.  August  1889 
und  die  Bildung  einer  nationalen  Vereinigung  für  billige  Wohnungen. 

V.  Der  Kammer  vorliegende,  bisher  noch  nicht  behandelte 

E  n  t  w  ü  rf  e. 

24.  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis. 
Gesetzentwurf  des  Abg.  Denis  vom  15.  Januar  1902  (Drucks.  No.  54), 

betr.  die  Organisation  des  Arbeitsmarktes,  der  Arbeitslosigkeitsstatistik 
und  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit. 

25.  Arbeitsordnung. 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Verhaegen  vom  5.  Mai  1902  (Drucks.  No.  152), 
betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Arbeitsordnungen  vom  15. 
Juni  189«. 

2»>.  Berggesetz. 

Gesetzentwurf  des  Abg.  Denis  vom  9.  April  1902  (Drucks.  No.  113), 
betr.  die  Abänderung  des  Berggesetzes  vom  2.  Mai  1837  und  21.  April 
184A 

IV.  France.  Frankreich. 

82.  Alterspensionen,  allgemeine  (3,  44,  45,  62). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  28.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  Organisation  und  ein 
Spezialbudget  der  sozialen  Solidarität.   (Doc.  pari.  No.  510,  J.  O.,  p.  40«. ) 

83.  Altersrenten  für  Bergleute  (35,  43). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Basly,  betr.  die  Schaffung  der  Altersrenten  für 

1)  Vgl.  „Bulletin",  S.  581. 
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Bergleute.  Erste  Lesung.  Dringliehkeitserklärung.  (Doc.  pari.  No.  309, 
J.  O.,  p.  61.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  de  Ramel,  betr.  die  Bildung  eines  all- 
gemeinen Fonds  zum  Zwecke  der  Erhöhung  der  Altersrenten  der  Berg- 
leute und  betr.  die  Uebergangsbestimmnngen.  Erste  Lesung.  Dringlich- 
keitserklärung.   (Doc.  pari.  No.  374,  J.  O.,  p.  167.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Lasies,  betr.  die  Schaffung  von  Alters- 
renten für  Bergleute.  Erste  Lesung.  Dringlichkeitserklärung.  (Doc.  pari. 
No.  376,  J.  O.,  p.  170.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  6.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Regierungs-Gesetzesentwurfes  durch  den  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  und  den  Finanzminister,  betr.  die  Eröffnung  eines  ausserordent- 
lichen Kredites  im  Betrage  von  1  Mill.  frcs.  zum  Zwecke  der  Erhöhung 
der  Altersrenten  der  Bergleute. 

84.  Arbeiteraltersrenten  (82). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  6.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Achille  Adam,  betr.  die  Arbeiteralters- 
renten. 

85.  Arbeitsdauer  (5,  66). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Millerand,  betr.  die  Abänderung  des 
Art.  1,  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  9.  September  1848  über  die  Arbeits- 
dauer in  Bergwerken  und  in  Fabriken.   (Doc.  pari.  No.  324,  J.  O.,  p.  80.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  20.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  summarischen  Berichtes  des  Abg.  Morel  über  den  Gesetzesentwurf 
des  Abg.  Suchet,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  1  des  Gesetzes  vom 
9.  September  1848,  des  Art.  3  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  und 
der  Art.  1  und  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900.  (Doc.  pari.  No.  350, 
J.  O.,  p.  116.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  November  1902.  Beschluss 
des  Eintretens  in  die  Debatte  über  diesen  Gesetzesentwurf. 

86.  Arbeitslosenversicherung  (5,  47,  67). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  18.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  die  Auferlegung 
einer  pro  Pferdekraft  zu  erhebenden  Steuer  auf  die  motorischen  Kraft- 
maschinen, ans  deren  Erträgnissen  eine  nationale  Versicherungskasse  gegen 
Arbeitslosigkeit  zu  bilden  wäre.    (Doc.  pari.  No.  458,  J.  O.,  p.  292.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Deveze,  betr.  die  Eröffnung  eines  ein- 
mabgen  Kredites  im  Betrage  von  30 000  frcs.  an  das  Ministerium  des 
Innern ,  zum  Zwecke  der  Unterstützung  der  arbeitslosen  Bergleute  im 
Becken  von  Gard.    (Doc.  pari.  No.  481,  J.  (').,  p.  308.) 

87.  Arbe  it  sräte  (8). 

Senatssitzung  vom  6.,  7.,  11.  und  13.  November  1902.  Erste  Be- 
ratung des  Gesetzentwurfes  des  Senators  Berenger,  betr.  die  Errichtung 
von  ständigen  Arbeitsräton.  Annahme. 

Senatssitzung  vom  5.  Dezember.    Annahme  in  zweiter  Lesung. 


Digitized  by  Google 


—  681 


88.  Arbeitsunfälle  (18,  49,  60). 

Sitzung  der  Deputiertenkainnier  vom  30.  Oktober  1902.  Vorlage 
eiues  Gesetzesentwurfe«  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  Eröffnung  eines 
Kredites  im  Betrage  von  100O00  frcs.  zum  Zwecke  der  Ausrichtung  der 
im  Gesetze  vom  9.  April  1898  vorgesehenen  Renten  an  die  staatlichen 
Angestellten  und  Arbeiter,  die  seit  dem  1.  Juni  1899  von  Unfällen  be- 
troffen wurden  und  der  Wohlthaten  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1853, 
betr.  die  Civilpensionen,  nicht  gemessen.  (Doc.  pari.  Xo.  407,  J.  0., 
p.  205.) 

89.  Arbeitsunfälle  staatlicher  Arbeiter. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Dezember  19o2.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Mirman  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
vom  9.  April  1898,  betr.  die  Arbeitsunfälle  hinsichtlich  der  staatlichen 
Arbeiter.    (Doc.  pari.  Xo.  537,  J.  0.,  p.  433.) 

90.  Arbeitsvertrag  (11,  28,  5M,  09). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  7.  November  1902.  Summarischer 
Bericht  dos  Abg.  Louis  Martin  über  den  Gesetzesentwurf  des  Abg.  Mirman, 
betr.  die  Sicherung  berechtigter  Entschädigungen  für  diejenigen  Lohn- 
arbeiter, die  infolge  einer  Delegation  als  Vertrauensmänner  ihrer  Arbeits- 
genossen entlassen  wurden.    (Doc.  pari.  Xo.  428,  J.  0.,  S.  215.) 

91.  Beschlagnahme  von  Löhnen  (21). 

Senatssitzung  vom  0.  November  19i>2.  Dringlichkeitserklärung  des 
von  der  Deputiertenkammer  angenommenen  Gesetzesentwurfes,  betr.  die 
Beschlagnahme  von  Löhnen  und  kleinen  Besoldungen. 

Senatssitzung  vom  18.,  20.  und  25.  November  1902.  'Erste  Beratung, 
Vertagung  auf  eine  spätere  Sitzung. 

92.  Erwachsene  Arbeiter,  Schutz  der  —  (4,  70). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  23.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  summarischen  Berichtes  des  Abg.  Morel  über  den  Gesotzesentwurf 
des  Abg.  Gustave  Dron,  betr.  den  Schutz  erwachsener  Arbeiter  in  ge- 
werblichen Betrieben.    (Doc.  pari.  Xo.  365.) 

93.  Gegenseitige  Hilfskassen  (34,  55). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Xovember  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Gauthier  (  von  Clagny  i,  betr.  die  Ab- 
änderung des  Art.  28  des  Gesetzes  vom  1.  April  1898.  (Doc.  pari. 
No.  447,  J.  O.,  p.  282.) 

94.  Gewerbegerichte  (74). 

Senatssitzung  vom  4.  Dezember  19<)2.  Bericht  des  Senators  Savary 
über:  1)  den  von  der  Deputiertenkammer  angenommenen  Gesetzesentwurf, 
betr.  die  Gewerbegerichte ;  2)  den  Gesetzesentwurf  des  Senators  Cordelet, 
betr.  die  Unterstellung  der  Handelsgehilfen  der  Rechtsprechung  nach  ge- 
meinem Recht  unter  gleichzeitiger  Aufhebung  des  Abs.  1  des  Art.  634 
des  Handelsgesetzbuches. 

95.  Gewerbeb  v<'iene. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Oktober  19<>2.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Handels-  und  Gewerbeministeriums,  betr.  die 
Verwendung  von  bleihaltigen  Farben  bei  Maler-  und  Anstreicherarbeiten 
im  Baugewerbe.    (Doc.  pari.  Xo.  401,  J.  0.,  S.  2<>1.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer   vom  28.  Xovember  1902.  Bericht 
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des  Abg.  J.  L.  Breton  über  diesen  Gesetzesentwurf.  (Doc.  pari.  No.  515, 
J.  0.,  p.  409.) 

96.  Gewerkschaften  (17,  54). 

Sitzung  der  Deputiertenkaminer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Dejeante,  betr.  die  Ausdehnung  der 
Vorteile  des  Gewerkschaftsgesetzes  vom  21.  März  1884  auf  alle  Lohn- 
angestellten.   (Doc.  pari.  No.  313,  J.  0.,  p.  62.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  MUlerand,  betr.  die  Abänderung  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1881.    (Doc.  pari.  No.  322,  J.  0.,  p.  74.) 

97.  Gewinnbeteiligung  im  Bergbau  (17). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  18.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Emest  Roche,  betr.  die  Gewinnbeteiligung 
aller  Bergarbeiter. 

98.  Hilfskasse  (8,  36,  44,  45,  62,  63). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  18.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  die  Errichtung 
einer  nationalen  Hilfskasse  für  Alter,  Invalidität  und  Todesversicherung 
zu  Gunsten  aller  Franzosen  beider  Geschlechter.  (Doc.  pari.  No.  157, 
J.  O.,  p.  289.) 

99.  Imprimerie  nationale,  Arbeiter  der  —  (75). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Dezember  1902.  Summarischer 
Bericht  des  Abg.  Deche  über  den  Gesetzesentwurf  des  Abg.  Jules  Coutant, 
betr.  die  Reorganisation  der  Unterstützung»-  und  Krankenversicherungs- 
kasse der  Arbeiter  der  Imprimerie  nationale.  (Doc.  pari.  No.  535,  J.  0., 
p.  433.) 

100.  Lebens-  und  Rentenversicherung  (78). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  2.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Berichtes  des  Abg.  Mirman,  erstattet  im  Namen  der  Kommission 
für  Versicherungsgesellschaften  über  die  Gesetzeaanträge  der  Abgg.  Mir- 
man, Ferrette,  Gelle  und  Coache,  Chastenet  und  Guieysse,  betr.  die  Lebens- 
und Rentenversicherungsgesellschaften. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  6.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Regierungs-Gesetzesentwurfes  durch  den  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe,  betr.  die  staatliche  Beaufsichtigung  und  Kontrolle  aller  Lebens- 
versicherungsgesellschaften und  sonstigen  Unternehmungen,  die  in  ihrem 
Geschäftsbetriebe  mit  der  Dauer  des  menschlichen  Lebens  rechnen. 

101.  Lehr  1  ing  s  wesen. 

Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  21.  Oktober  1902.  Vor- 
lage eines  Gesetzesentwurfes  des  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Be- 
aufsichtigung der  privaten  Wohltätigkeitsanstalten  (Art.  4  des  Entwurfes: 
Lehrlingsschutz).    (Doc.  pari.  No.  361,  J.  O.,  p.  124.) 

102.  Lohnzahlung  (25,  58). 

Senatssitzung  vom  6.  November  1902.  Erste  Beratung  des  von  der 
Deputiertenkammer  angenommenen,  vom  Senate  abgeänderten  und  von 
der  Deputiertenkammer  abermals  abgeänderten  Gesetzesentwurfes,  betr. 
die  Lohnzahlung.  —  Vertagung  der  Beratung  auf  eine  spätere  Sitzung. 
Senatssitzung  vom  6.  Dezember  1902.  Vertagung  auf  eine  spatere  Sitzung. 
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103.  Nationale  Arbeit,  Schutz  der  —  (26.  79). 

Sitzung  der  Deputiertenkainmer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Grosjean,  betr.  den  Schutz  der  nationalen 
Arbeit  gegen  die  ausländische  Konkurrenz.  (Doc.  pari.  No.  312,  J.  0., 
p.  61.) 

Sitzung  der  Deputiert enkammer  vom  17.  November  1902.  Bericht 
des  Abg.  Dubuisson  Uber  den  vorstehenden  Gesetzesentwurf  des  Abg. 
Grosjean.    (Doc.  pari.  No.  US,  J.  O.,  S.  282.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  der  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  die  Löhne  der  aus- 
landischen Arbeiter.  Erste  Lesung.  Dringlichkeitserklärung.  Ueber- 
weisung  an  die  Kommission  für  Arbeiterfragen.  (Doc.  pari.  No.  529, 
J.  O.,  p.  428.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Dezember  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Emile  Chauvin,  betr.  den  Schutz  der 
nationalen  Arbeit.  Erste  Lesung.  Dringlichkeitserklärung.  Ueberweisung 
an  die  Kommission  für  Arbeiterfragen. 

104.  Nationalbank  für  Arbeiterrenten  (3). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Millerand  und  Guievsse,  betr.  die  Er- 
richtung einer  Nationalbank  für  Arbeiterrenten.  (Doc.  pari.  No.  321, 
J.  O.,  p.  71.) 

105.  Sozialversicherung. 

Sitzung  des  Deputiertenkammer  vom  6.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  der  Abg.  Vaillant,  betr.  die  Errichtung  einer 
Sozialversicherung.    (Doc.  pari.  No.  418,  J.  O.,  S.  257.) 

106.  Streitigkeiten  über  Arbeitsbedingungen  (30). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Oktober  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Millerand,  betr.  die  Schlichtung  der 
Streitigkeiten  über  Arbeitsbedingungen.  (Doc.  pari.  No.  323,  J.  O.,  p.  75.) 

107.  Stri  kesamnesti  e. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  am  7.  November  1902.  Beschluss 
des  Eintretens  in  die  Debatte  über  den  Gesetzesentwurf  des  Abg.  Paul 
Constans,  betr.  die  Amnestie. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  November  1902.  Vorlage 
eines  Gesetzesentwurfes  des  Abg.  Lasies.  betr.  die  Amnestie  der  während 
und  anlasslich  der  Strikes  begangenen  Vergehen.  (Doc.  pari.  No.  480, 
J.  ().,  p.  330.)  Dringlichkeitserklarung. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Dezember  190*2.  Bericht  des 
Abg.  Lamendin  über  die  beiden  vorstehenden  Gesetzesentwürfe.  (Doc. 
pari.  No.  566.) 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  5.  Dezember  1902.  Diskussion 
und  Annahme. 

Senatssitzung  vom  6.  Dezember  1 902.  Vorlage  des  von  der  Deputierten- 
kammer angenommenen  Gesetzesentwurfes,  betr.  die  Amnestie  für  die 
während  und  anlasslich  der  Strikes  begangenen  Vergehen. 
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V.  Hongrie.  Ungarn. 

In  der  Sitzung  des  ungarischen  Reichstages  vonf  15.  Oktober  1902 
wurde  die  Zahl  der  Kommissionen  um  eine  vermohrt ;  es  wurde  eine 
Kommission  —  bostohend  aus  21  Mitgliedern  —  für  Arbeiterwesen  kreiert. 
Den  diesbezüglichen  Antrag  brachte  noch  in  der  vorigen  Session  Reichs- 
tagsabgeordneter Dr.  Sorna  Visoutai  (Mitglied  der  ungarischen  Sektion  der 
internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz)  ein. 

Zum  Präsidenten  der  neuen  Kommission  wurde  der  frühere  Handels- 
minister,  Alexander  Hegedüs,  gewählt. 

Die  Kommission  dürfte  sich  im  Laufe  dieser  Session  mit  der  Revision 
des  Arbeiter-Krankenversicherungsgesotzes  und  der  obligatorischen  Arbeiter- 
Unfallversicherung  beschäftigen.  Letzteren  Gesetzentwurf  arbeitet  der 
Präsident  der  ung.  Sektion  der  intorn.  Voreinigung  f.  ges.  Arbeiterschutz, 
Ministerialrat  Josef  Szterenyi,  aus. 

VI.  Pays-Bas.  Niederlande1). 

(Oktober  bis  Dezember  1902.) 

75.  Alters-,  Kranken-  und  I  n  v  a  1  i  d  i  tä  ts  ve  rs  i  ch  er  u  u  g 
(HO,  40). 

Gesetzliche  Regelung  erwünscht.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A, 
V,  No.  12,  S.  2b'. 

Ein  Gesetzentwurf  ist  in  der  Vorbereitung  begriffen.  II.  K.,  Session 
1902-1903,  Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  (54. 

76.  Arbeiter  und  Beamte  in  Reichs  Werkstätten  und  bei 
öffentlichen  Arbeiten  beschäftigt   (Löhne  und  Arbeitszeit)  'lb'). 

Marine  werfte.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  VI,  No,  34,  S.  13, 
14.  —  Centrale  Militärkleideranstalton.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A. 
VIII,  No.  21,  S.  20;  No.  22,  S.  40-41.  —  Militärwerkstätte.  II.  K., 
Session  1902-1903,  Beil.  A,  VTII,  No.  21.  S.  22  -24;  No.  22,  S.  4b,  47. 
Verhandl.  II.  K.,  S.  790  794.  -  Militärische  Bäckereien.  II.  K.f 
Session  1902-1903,  Beil.  A,  VIII.  No.  21,  S.  24;  No.  22,  S.  49.  —  MiL- 
Hospitäler.  II.  K.,  Session  1902-1 9<>3,  Beil.  A,  VIII,  No.  21,  S.  21: 
No.  22,  S.  44.  Verhandl.  II.  K.t  S.  786.  —  Staatsdruckerei.  Verhandl. 
H.  K.,  Session  1902-1903,  S.  889  —  890.  I.  K.t  S.  104—105.  —  Arbeits- 
bedingungen bei  den  für  Rechnung  des  Staates  ausgeführten  Arbeiten. 
II.  K.,  Session  1 902-1 9<»3.  Beil.  A,  IX,  No.  21,  S.  3;  No.  22,  S.  HK 
Verhandl.  II.  K.,  S.  367,  561,  562.  725,  726,  729—732,  781 —784.  —  Ver- 
wendung minderjähriger  Arbeiter  (unter  23  Jahren)  bei  den  für  Rechnung  des 
Staates  ausgeführton  Arbeiten.  II.  ,K.,  Session  1902-1908,  Beil.  A,  I, 
No.  4,  S.  in;  No.  6,  S.  20. 

77.  Arbeiter  und  Beamte  bei  Kanälen. 

Erörterung  der  Neuregelung  dor  Löhne,  Nachtarbeit  und  Sonntagsruhe, 
n.  K.,  Session  1902-1903.  Beil.  A,  IX,  No.  21,  S.  4;  No.  22,  S.  21. 
Verhandl.  II.  K.,  S.  736—739. 


1)  Abkürzuntren.  I.  K.  *=•  erste  Kammer;  II.  K.  zweite  Kammer;  Verhandl.  *■ 
Stenographisches  Protokoll  der  Sitzung  (Himdelingen  van  de  Suten  freneraal) ;  Beil.  • 
Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen;  Beil.  A  =  Stantuhaushaltaetat ;  Beil.  B  -* 
Colon.  HauahalUsetnt. 
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78.  Arbeiter  beim  Laden  und  Löschen  der  Schiffe  (Schutz 
der)  (58,  60). 

Verhandl.  II.  K.,  Session  1902-1903,  S.  639,  645,  647. 

79.  Arbeiter  (Kulis)  in  Nied.-Ostindien  und  in  Westindien  (Schutz 
der)  (16). 

Verhandl.  II.  K.,  Session  1902-1903,  S.  168—170,  172—174,  879, 
881,  882. 

80.  Arbeiter.  S.  Arbeitszeit.  —  Bleivergiftung.  —  Grubenarbeiter. 
—  Steinkohlenbergwerk.  —  Vereinsrecht. 

81.  Arbeiterinnen  (37,  65). 

Gesetzentwurf  betr.  Abänderung  des  5.  Artikels  des  Arbeitsgesetzes 
vom  5.  Mai  1889  (Erlaubnis  zur  Nachtarbeit  für  Frauen  beim  Herings- 
räuchern).  Beratung  und  Annahme  I.  K.,  Verhandl.  1902-1903,  S.  36—39, 
43.  (Gesetz  vom  21.  Okt.  1902,  Staatsblatt  No.  185,  vgl.  „Bulletin", 
S.  668). 

82.  Arbeiterkammern  (1,  18). 

Abänderung  des  Arbeiterkammergesetzes  und  Bemerkungen  betr.  dieses 
Gesetzes.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  25:  No.  13, 
S.  63. 

Zuschuss  für  die  Arbeiterkammersekretäre.  II.  K.,  Session  1902- 
1903,  BeiL  A,  V,  No.  13,  S.  63.    Verhandl.  II.  K.,  S.  643,  646. 

83.  Arbeiterschutz  im  allgemeinen  (19). 

n.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  I,  No.  4,  S.  3,  4,  5;  No.  6,  S.  15, 
16,  19. 

—  S.  Arbeiter.  —  Gesetzgebung.  —  Steinkohlenbergwerk. 

84.  Arbeitsbörsen.    S.  Arbeitslosigkeit. 

85.  Arbeitsgesetz  (23,  66). 

Genaue  Ausführimg  des  Arbeitsgesetzes.  II.  K.,  Session  1902-1903, 
Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  25. 

Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A, 
V,  No.  13,  S.  62. 

—  S.  Arbeiterinnen. 

86.  Arbeitsinspektion  (9,  24,  67). 

Tätigkeit  der  Arbeitsinspektion  und  Bemerkungen  betr.  die  im  Etat 
1903  vorgesehene  Vermehrung  des  Personals.  II.  3L,  Session  1902-1908, 
Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  25;  No.  13,  S.  63. 

Vermehrung  des  Personals  um  eine  Aufseherin.  Verhandl.  II.  K., 
Session  1902-1903,  S.  639,  645,  646. 

Vermehrung  um  einen  Medizinalrat,  S.  648/49. 

87.  Arbeitslosigkeit  (Milderung  der)  und  Darstellung  von  Arbeits- 
börsen (25). 

II.  K.,  Session  1902-1903.  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  24;  No.  13,  S.  62. 
Verhandl.  II.  K.,  S.  641—642,  645,  646. 

88.  Arbeitsstatistik. 

Veröffentlichung  einer  amtlichen  monatlichen  Statistik.  Verhandl. 
LT.  K.,  Session  1902-1903,  S.  644,  647. 

89.  Arbeitsvertrag  (68). 

Was  der  von  der  Regierung  in  Aussicht  gestellte  Gesetzentwurf  betr. 

Arbeitende.  45 
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den  Arbeitsvertrag  enthalten  soll.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IV 
No.  13,  S.  1  und  2;  No.  14,  S.  21. 

90.  Arbeitszeit  und  Ruhepausen  erwachsener  männ- 
licher Arbeiter  (4,  28). 

Gesetzliche  Regelung,  besonders  für  Arbeiter  in  Backereien,  erwünscht. 
II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  I,  No.  4,  8.  9. 

Bestimmungen  betr.  Arbeitszeit  und  Ruhepausen  und  betr.  Sonntags- 
arbeit werden  in  die  Novelle  des  Arbeitsgesetzes  aufgenommen  werden. 
II.  K.,  Session  1902-190»,  Beil.  A,  I,  No.  6,  S.  19. 

—  S.  Arbeiter.  —  Eisenbahnpersonal.  —  Ladenschluss. 

91.  Beamte  bei  den  minist.  Departementen  (Verbesserung 
der  Lage  der). 

Ein  Gesetzentwurf  wird  bald  der  II.  K.  vorgelegt  werden.  Verhandl. 
II.  K.,  Session  1902-1903,  S.  400. 

92.  Binnenschiffahrtsbetrieb  (Verhältnisse  des). 

II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A.  I,  No.  4,  S.  11  —  12;  No.  6,  S.  20 
—21.    Verhandl.  II.  K.,  S.  364— 367,  670.  673,  863,  864. 

93.  Bleivergiftung  der  Arbeiter  in  Fayencefabriken  (33). 

II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  24;  Verhandl. 
n.  K.,  S.  637-639,  »44-645.  646,  648. 

Ein  Gesetzentwurf  betr.  —  wird  bald  in  die  II.  K.  eingebracht 
worden.    II.  K.,  Session  19o2-19o3.  Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  62. 

94.  Eisenbahn  personal  (Arbeitszeit,  Ruhepausen,  Nachtarbeit  und 
Sonntagsruhe)  (31). 

II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IX.  No.  21,  S.  9—10;  No.  22. 
S.  31—32.  Verhandl.  II.  K.,  S.  837.  838 — 843 ,  8ÖO-852,  856— 
857,  859. 

95.  Gesetzgebung  'soziale,  ökonomische  und  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung). 

Etatsdebatte  in  II.  K.  Verhandl.  II.  K.,  Session  19O2-1903.  S.  313 
_3fJ8,  400—447. 

9G.  Gesundheitswesen. 

Ausführung  des  Gesetzes  betr.  die  Organisation  des  öffentlichen  Ge- 
sundheitswesens. II.  K.,  Session  19o2-19o3,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  8— 9 : 
No.  13,  S.  38—40. 

97.  Gewerbe»  nterri  c  h  t  i'Staalsbeiträge  für  den)  (34,  70). 
II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A.  V,  No.  13,  S.  54. 

II.  K.,  Session  19M2-19a%  Bnil.  A.  V,  No.  LS.  S.  44,  51.  Bedürfnis 
gesetzlicher  Bestimmungen:  II.  K.,  Session  19o2-l9n3,  Beil.  A,  I,  No.  4. 
S.  9;  No.  (i,  S.  19. 

98.  Grubenarbeiter  (35  ;•. 

Der  der  II.  Iv.  vorliegende  Bergwerksgesetzentwurf  enthält  die  Be- 
stimmung, dass  königl.  Verordnungen  festzustellen  seien  zum  Schutze  der 
in  den  Gruben  und  zugehörigen  Werkstätten  beschäftigton  Personen. 
II.  K.,  Session  19<»2-19o3,  Beil.  i!2,  No.  2.  S.  2;  No.  3,  S'.  7. 

—  S.  Steinkohlenbergwerk. 

99.  I  n  v  a  1  i  d  i  t  ä  t  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g.    S.  Altersversicherung. 

100.  Krankenversicherung.    S.  Altersversicherung. 
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101.  Ladenschluss  (12,  41). 

Gesetzliche  Massnahmen  erwünscht  betr.  kürzerer  Arbeitszeit  des  in 
den  Laden  tatigen  Personals.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IV. 
No.  13,  S.  9;  V,  No.  12,  S.  24.    Verhandl.  II.  K.,  S.  «40,  645,  647,  648, 

—  (Bestimmungen  betr.  den)  sollen  bei  der  Novelle  zum  Arbeitsgesetze 
in  Erwägung  genommen  werden.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IV, 
No.  14,  S.  27;  V,  No.  13,  S.  62. 

102.  Lebensmittel  (Verfälschung  der)  (43). 

II.  K.,  Session  1902-19O3,  Beik  A,  IV,  No.  13,  S.  3.  Ein  Gesetz- 
entwurf wird  im  nächsten  Jahre  von  der  Regierung  der  II.  K.  vorgelegt 
werden.    II.  K.,  Session  1902-1003,  Beil.  A,  IV,  No.  14,  S.  22. 

103.  Lehrlings wesen  (44). 

Gesetzliche  Regelung  erforderlich.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A. 
V,  No.  12,  S.  16. 

Die  Regierung  hat  die  Absicht,  das  Lehrlingswesen  gesetzlich  zu 
regeln.    II.  K.,  Session  1902-19O3,  Beil.  A,  V,  No.  13,  S.  51. 

104.  Lohn  ('und  Jahresgehalt)  der  Beamten  bei  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung. 

II.  KM  Session  1902-1908,  Beil.  A,  IX,  No.  32,  S.  43,  44,  53-57, 

—  S.  Arbeiter. 

105.  Nachtarboit.  S.  Arbeiter.  —  Arbeiterinnen.  —  Eisenbahn- 
personal. 

106.  Oekonomische  Verhältnisse  in  Nied.-Ostindien. 

Ursachen  der  ungünstigen  Lage  der  Inländer  auf  Java  und  Mass- 
nahmen zur  Verbesserimg.  II.  K..  Session  1902-1903.  Beil.  B,  No.  37, 
S.  6-7,  20-24. 

107.  Ruhepausen.    S.  Arbeitszeit.  —  Eisenbahnpersonal. 

108.  Sonntagsarbeit  (55,  73).    S.  Arbeitszeit. 

109.  Sonntagsruhe  (56,  73 ). 

Gesetzliche  Bestimmungen  erwünscht.  II.  K.,  Session  1902-1903, 
Beil.  A,  I,  No.  4,  S.  9. 

Ein  Gesetzentwurf  betr.  die  Sonntagsruhe  wird  von  der  Regierung  in 
nächster  Session  den  Generalstaaten  vorgelegt  werden.  II.  K.,  Session 
1902-1903,  Beil.  A,  I,  No.  6,  S.  19. 

—  Beschränkung  der  Anzahl  der  am  Sonntag  fahrenden  Züge.  II.  K., 
Session  1902-1903,  Beil.  A,  IX,  No.  21,  S.  10;  No.  22,  S.  32.  Verhandl. 
II.  K.,  S.  837,  841,  8-19,  850,  856,  857. 

—  S.  Arbeiter.  —  Eisenbahnpersonal. 

HO.  Steinfabriken  (58). 

Ein  Gesetzentwurf  betr.  Regelung  der  Frauenarbeit  in  Steinfabriken 
wird  der  II.  K.  bald  vorgelegt  werden.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A, 
V,  No.  13.  S.  62. 

—  i Arbeitsverhältnisse  in  den).  U.K.,  Session  10O2-19O3,  Beil.  A,  V, 
No.  12,  S.  24.    Verhandl.  II.  K.,  S.  642,  643,  644,  647. 

III.  Steinkohlenbergwerke. 

Es  werden  Massnahmen  getroffen  werden  zum  Schutze  der  im  Staats- 
betriebe der  limburgischen  Steinkohlenbergwerke  beschäftigten  Arbeiter. 
Verhandl.  II.  K.,  Session  1902-19O3,  S.  343,  400. 

—  S.  Grubenarbeiter. 

45* 
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112.  Streiks. 

Polizeiliche  Vorschriften  bei  den  in  den  letzten  Zeiten  stattgefundenen 
Streiks  (die  Streikpostenverordnung  in  Amsterdam).  II.  K.,  Session  1 9Ö2- 
1903,  Beil.  A.  IV,  Xo.  13,  S.  9;  Xo.  14,  S.  27.  Verhandl.  II.  K.,  S.  45H. 
451»,  4<iO— 465,  494-495. 

113.  Unfallversicherung  (13,  VA). 

Gesetzentwurf  betr.  die  höhere  Berufung  infolge  des  75.  Artikels  des 
Unfallvorsicherungsgesotzos.  Von  der  II.  K.  genehmigt  und  der  I.  K. 
überwiesen.  Beratung  und  Annahme  in  der  I.  K.  Verhandl.  I.  KM  Session 
19D2-1903,  S.  17—30,  45— 5<>,  01—73.  (Gesetz  vom  8.  Dez.  1902,  Staats- 
blatt Xo.  208.1 

—  Inkrafttreten  des  Unfallversicherungsgesetzes  und  Massnahmen  zur 
Ausführung.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  2«; 
Xo.  13,  S.  (i4.    Verhandl.  II.  K.,  Sossion  1902-1903,  S.  649-6(12. 

—  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  Unfallversicherungsgesetzes  auf 
Fischerei-  und  landwirtschaftl.  Arbeiter  und  Geschäftsreisende.  IT.  K.. 
Session  19U2-1903,  Beil.  A,  V,  Xo.  12,  S.  25. 

Ein  Gesetzentwurf  betr.  die  Unfallversicherung  der  Fischereiarbeiter 
ist  in  der  Vorbereitung  begriffen.  II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V. 
Xo.  13,  S.  63—64. 

114.  Vereinsrecht  der  Arbeiter  H>2). 

II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  IV,  Xo.  13,  S.  8;  Xo.  14,  S.  26: 

—  der  Postbeamten.    Verhandl.  II.  K.,  Session  1902-1!K)3,   S.  875. 

115.  V er s i  ch  er u n  gs  ver e i n  e  (Lebens-).  Oeffentliche  Ueber- 
wachung  der  —  M>3). 

II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V,  Xo.  12,  S.  6;  Xo.  13.  S.  3.k 

116.  Wohnnngsgesetz  iJ4,  64i. 

Bemerkungen  betr.  die  kgl.  Verordnung  vom  28.  Juli  1902,  Sfaats- 
blatt  Xo.  1(>0,  enthaltend  Attsführungsbestimmungen  zum  Wohnungsgeserze. 
II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  A,  V,  Xo.  12,  S.  7—8;  Xo.  13,  S.  3<!- 
38.    Verhandl.  II.  K..  S.  533—541. 

VII.  Suede.  Schweden. 

Inhalt  des  vom  Staatsrate  in  der  Sitzung  vom  17.  Oktober  1!*>2 
festgestellten  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Vermittelung  in  ArbeiteBtreitig« 
keiten. 

In  jedem  Bezirke,  in  die  das  Reich  zu  diesem  Zwecke  eingeteilt 
wird,  ernennt  der  König  einen  Einigungsmann,  dessen  Aufgabe  darin  be- 
steht, die  in  seinem  Bezirke  entstehenden  Streitigkeiten  zwischen  Ar- 
beitern und  Arbeitgebern  oder  zwischen  verschiedenen  Gruppen  von  Ar- 
beitern zu  schlichten.  Der  König  ernennt  ebenfalls  den  Stellvertrefer  des 
Einigungsmannes. 

Der  Einigungsmann  soll  insbesondere: 

at  die  Verhältnisse  seines  Bezirkes  mit  Aufmerksamkeit  vorfolgeu: 
b)  bestrebt  sein,  dass  auf  dem  Wege  von  Vereinbarungen  zwischen  den  Ar- 
beitern und  Arbeitgeben)  staudige  Einigungsämter  und  Schiedsgericht 
errichtet  werden  und  bei  der  Errichtung  derselben  durch  Auskunft>- 
erteilung,    Vorbereitung   der  Reglemente   etc.   behilflich  sein:   ein  Ver- 
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zeichnis  der  in  seinem  Bezirke  in  dieser  Weise  errichteten  Einigungsämter 
führen,  c)  Wenn  eine  Streitigkeit  zwischen  Arbeitern  und  einem  Arbeit- 
geber oder  zwischen  verschiedenen  Gruppen  von  Arbeitern  auszubrechen 
droht  oder  eine  Arbeitseinstellung  befürchtet  werden  kann,  ist  der  Einigungs- 
mann dos  Bezirkes  verpflichtet,  durch  persönliche  Erhebungen  an  Ort  und 
Stelle  oder  in  einer  anderen  geeigneten  Weise  die  Ursache  der  Streitigkeit 
festzustellen,  den  streitenden  Parteien  die  Vennittelting  anzubieten  und 
sie  zu  bewegen  versuchen,  in  Erwartung  der  friedlichen  Schlichtung  der 
Streitigkeit  von  einer  Arbeitseinstellung  abzusehen.  Wenn  der  Einigungs- 
mann es  erforderlich  findet  oder  wenn  eine  der  streitenden  Parteien  es 
verlangt,  ist  er  verpflichtet,  besondere  Sachverständige  heranzuziehen,  die 
zur  gleichen  Zahl  durch  jede  der  beiden  Parteien  vorzuschlagen  sind  und  ge- 
meinsam mit  ihnen  ein  Einigungsamt  zu  bilden.  Ein  solches  besonderes 
Einigungsamt  ist  aber  nicht  zu  bilden,  wenn  für  den  betreffenden  Ge- 
werbezweig oder  Betrieb  bereits  ein  standiges  Amt  früher  eingesetzt 
worden  ist.  Wenn  eine  oder  beide  der  streitenden  Parteien  der  Vor- 
ladung des  Einigungsmannes,  vor  ihm  zur  Verhandlung  zu  erscheinen, 
nicht  Folge  leisten,  so  ist  er  berechtigt,  diese  Aufforderung  öffentlich 
an  sie  ergehen  zu  lassen.  Wird  dieser  öffentlichen  Aufforderung  keine 
Folge  geleistet,  so  ist  dies  vom  Einigungsmann  zur  öffentlichen  Kenntnis 
zu  bringen.  Wenn  es  nicht  möglich  ist ,  eine  Einigung  zwischen  den 
beiden  Parteien  zustande  zu  bringen,  so  fordert  der  Einigungsmann  oder 
das  Einigungsamt  die  beiden  auf,  eine  oder  mehrere  Personen  namhaft 
zu  machen,  deren  Urteilsspruch  sie  sich  zu  fügen  verpflichten. 

VIII.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Eidgenossenschaft. 

14.  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Tran  s  port  anstalten 
(1,  12). 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  10.  Dezember  1902.  Annahme  des 
vom  Standerate  angenommenen  Entwurfes,  mit  Abweichungen. 

Sitzung  dos  Ständerates  vom  18.  Dezember  1002.  Annahme  des 
vom  Nationalrate  angenommenen  Entwurfes,  mit  Abänderungen. 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  lf>.  Dezember  1902.  Zustimmung  zu 
der  Abänderung  des  Ständerates,  Annahme  des  Gesetzes  Cvergl.  „Bulletin", 
S.  671). 

15.  Besoldungs  Verhältnisse  der  Pos  t  a  ngest  e  1  ten. 
Schreiben  des  Bundesrates  vom  17.  Juni   1902,  betr.  Eingabe  des 

Centraikomitees  des  Vereins  schweizerischer  Post-,  Telegraphen-  und  Zoll- 
angestellter um  Feststellung  der  Ansprüche  verschiedener  Kategorien  von 
Postangestellten  auf  Gehaltserhöhung. 

Sitzung  des  Ständerates  vom  13.  Dezember  1902.  Ständeratsbeschluss  : 
Nichteintreten  mangels  Kompetenz  und  Rückweisung  der  Petition  an  den 
Bundesrat  zur  Entscheidung. 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  20.  Dezember  1902.  Nationalrats- 
beschluss,  abweichend  vom  Ständerate. 

Sitzung  des  Ständerates  vom  20.  Dezember.  Ständerat:  Zustimmung. 
—  Der  Beschluss  lautet  wie  folgt  : 

Auf  die  Eingabe  des  Centraikomitees  des  Vereins  schweizerischer 
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Post-,  Telegraphen-  und  Zollangestellter,  betr.  Vollzug  des  Besoldungs- 
gesetzes, welche  an  den  schweizerischen  Bundesrat  gerichtet  und  von 
demselben  ohne  weiteres  an  die  Bundesversammlung  geleitet  wurde,  wird 
zur  Zeit  nicht  eingetreten ,  sondern  dieselbe  zur  Entscheidung  an  den 
Bundesrat  zurückgewiesen. 

16.  Samstagsarbeit  (4,  9). 

Botschaft  und  Gesetzesentwurf  vom  14.  November  1902,  betr.  die 
Samstagsarbeit  in  Fabriken. 

Entwurf  eines  Bnndesgesetsea  betreffend  die  Samstagsarbeit  in 
Fabriken.  (  Vom  Bundesrate  der  Bundesversammlung  mit  Botschaft  vom 
14.  November  1902  vorgelegt.) 

Art.  1.  In  den  dem  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken, 
vom  23.  März  1877,  unterstellten  industriellen  Anstalten  darf,  mit  Einschluss 
der  Reinigungsarbeiten,  am  Samstag  und  an  den  Vorabenden  gesetzlicher 
Festtage  nur  9  Stunden  und  keinenfalls  langer  als  bis  abends  5  Uhr  ge- 
arbeitet werden. 

An  diesen  Tagen  darf  der  Beginn  der  Arbeitszeit  nicht  früher  an- 
gesetzt werden  als  an  den  übrigen  Tagen;  ebenso  ist  es  untersagt,  die- 
selbe dadurch  zu  verlangern,  dass  den  Arbeitern  Arbeit  nach  Hause  mit- 
gegeben wird. 

Art.  2.  Die  Bestimmungen  des  Art.  1  rinden  Anwendung  auch  auf 
solche  Betriebe,  welche  an  Sonn-  und  Festtagen  unterbrochen  werden 
müssen,  nachts  aber,  nach  Massgabe  von  Art.  13  des  Fabrikgesetzes,  fort- 
geführt werden  dürfen.  Der  Bundesrat  ist  jedoch  ermächtigt,  für  solche 
Betriebe,  welche  die  Notwendigkeit  der  Nachtarbeit  an  den  Vorabenden 
von  Sonn-  und  Festtagen  nachweisen,  eine  Ausnahme  zu  gestatten. 

Art.  3.  Die  Bestimmungen  des  Art.  1,  Absatz  1,  finden  keine  An- 
wendung : 

a)  auf  die  in  Art.  12  des  Fabrikgesetzes  vorgesehenen  Hilfsarbeiten: 

b)  auf  Fabrikationsprozesse,  für  welche,  nach  Massgabe  von  Art.  13 
und  14  dos  Fabrikgesetzes,  ununterbrochener  Betrieb  (Nacht-  und  Sonn- 
tagsarboit)  bewilligt  ist. 

Art.  4.    Zur  Erteilung  von  Bewilligungen  für  Verlängerung  der  Ar- 
.  beitszeit   an  Samstagen   und   an  Vorabenden  gesetzlicher  Feiertage  im 
Sinne  von  Art.  11,  Absatz  4  des  Fabrikgesetzes  sind  nur  die  Kantons- 
regierungen befugt,  und  zwar 

a)  wenn  Nottalle,  deren  Natur  anzugeben  ist,  vorliegen ; 

b)  wenn  der  Betrieb  zu  einer  derjenigen  Industrien  gehört,  für  welche 
der  Bundesrat  die  erwähnten  Bewilligungen  in  anderen  als  Notfällen,  zu- 
lässig erklärt  hat. 

Art.  5.  Die  Vollzieh  ungs-  und  Straf  best  immungen  (Art.  17 — 19)  des 
Fabrikgesetzes  gelten  auch  für  das  gegenwärtige  Gesetz. 

Die  ihm  widersprechenden  Bestimmungen  des  Fabrikgeeetzes  sind 
aufgehoben. 

Art.  ü.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  des  Bundes- 
gesetzes vom  17.  Juli  1874  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bmides- 
gesetze und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu 
veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 
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b)  Kantone. 

Kanton  Aarguu. 

Arbeiterinnenschutz1). 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  15.  Oktober  1902.  Bericht  der 
Kommission  über  den  vom  Regierungsrat  eingebrachten  Geseteesvorschlag, 
betr.  den  Schutz  der  Arbeiterinnen. 

Annahme  des  Gesetzes  in  erster  Beratung. 

Kanton  Nenenbnrg. 

Arbeitersekretariat. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  25.  November  1902.  Ablehnung  des 
Antrages  der  sozialdemokratischen  Fraktion,  betr.  die  Subventionierung 
des  Arbeitersekretariates  in  Chaux-de-Fonds  mit  Frs.  1200  jährlich. 

Bleifarben v er we  ndung. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  25.  November  1902.  Ablehnung  des 
Antrages  des  Abg.  J.  Schweizer,  betr.  das  Verbot  der  Bleifarben- 
verwendung bei  öffentlichen  Arbeiten.  Anlasslich  der  Debatte  abernahm 
der  Staatsrat  die  Verpflcihtung,  die  Frage  untersuchen  zu  lassen,  ob  es 
nicht  zweckmässiger  und  möglich  wäre,  die  Verwendung  von  Bleifarben 
ebenso  in  der  Privatindustrie  als  auch  bei  öffentlichen  Arbeiten  nach 
Möglichkeit  einzuschränken. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben, 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiter  schütz. 

1.  Gemeinsames  Uebereinkommen  des  Vereins  der  Brauereien  von 
Berlin  und  Umgegend  einerseits ,  der  Sektionen  I  und  II  des 
Zentralverbandes  deutscher  Brauereiarbeiter,  des  Vereins  der  Bier- 
brauergesellen Berlins  und  des  Zentralvereins  deutscher  Böttcher 
andererseits. 

2.  Beschluss  der  Kommission  betr.  Sozialpolitik  des  Deutschen  Handels- 
tages und  einer  Reihe  deutscher  Handelskammern. 

3.  Resolution  des  IV.  belgischen  Gewerkschaftskongresses. 

4.  Resolutionen  des  X  VIII.  allgemeinen  kanadischen  Arbeiterkongresses. 

5.  Beschluss  des  II.  Kongresses  der  Arbeiterinnen  Finnlands. 

6.  Gemeinsames  Uebereinkommen  des  norwegischen  Arbeitgeber- 
verbandes und  der  Landesorganisation  der  norwegischen  Gewerk- 
vereine. 


1)  Vergl.  „Bulletin"  S.  102. 
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II.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Gärtnerei. 

Resolution  der  IV.  ordentlichen  Generalversammlung  der  deutschen 
Gärtnervereinigung. 

2.  Bergbau,  Hütten-  und  Salinenwesen. 
Resolution  des  Kongresses  der  belgischen  Bergarbeiter. 

3.  Metallindustrie. 

Resolutionen  der  in  der  österreichischen  Metallindustrie  beschäftigten 
Arbeiter. 

4.  Chemische  Industrie. 

a)  Resolutionen  der  Unfallverhütungskommission  im  k.  k.  öster- 
reichischen Handelsministerium. 

b)  Forderungen  des  Kongresses  der  nationalen  Arbeiterföderation 
der  Pulverfabriken  und  -rafnnerie  Frankreichs. 

5.  Baugewerbe. 

Resolution  der  IV.  Generalversammlung  des  Arbeitgeberbundes  für 
das  Baugewerbe. 

6.  Handelsgewerbe. 

a)  Beschlüsse  der  vereinigten  Kommissionen  betr.  Sozialpolitik  und 
betr.  Kleinhandel  des  Deutschen  Handelstages. 

b)  Beschluss  der  Handelkammer  zu  Bochum. 

c)  Petition  des  Zentralverbandes  deutscher  Kaufleute  und  Gewerbe- 
treibenden. 

d)  Eingabe  des  deutschnationalen  Handlungsgehilfen- Verbandes. 

7.  Verkehrsgewerbe. 

a)  Resolution  der  internationalen  Seemannskonferenz. 

b)  Resolution  des  II.  österreichischen  Eisenbahnerkongresses. 

c)  Resolution  der  Jahresversammlung  der  vereinigten  Gesellschaft 
der  englischen  Eisenbahnangestellten  in  Swansea. 

d)  Resolution  des  IL  Kongresses  der  italienischen  Gewerkschaft  des 
Personals  der  Sekundär-  und  Trambahnen. 

8.  Freie  Berufsarten. 

a)  Resolution  des  ersten  Verbandstages  des  Zentralverbandes  der 
Zivilmusiker  Deutschlands. 

b)  Petition  des  Vorstandes  des  deutschen  Musikdirektoren-Verbandes. 

9.  Persönliche  Dienste. 

Petition    des   Vereins   Berliner   Dienstherrschaften    und  Dienst- 
angestellte. 

III.  Haftpflicht  und  Versicherung  (mit  Einschluss  der  Frage  der 
Arbeitslosenversicherung). 

1.  Beschluss    der    Kommission    betr.   Sozialpolitik    des  Deutschen 
Handelstages. 

2.  Petition  der  Handelskammer  zu  Berlin. 

8.  Petition  des  Verbandes  der  deutschen  Berufsgenossenschaften. 

4.  Petition  des  Vorstandes  der  Ziegelei-Berufsgenossenschaft. 

5.  Eingabe  der  Elbschiffahrts-Berufsgenossenschaft. 

<5.  Petition  des  Verbandes  der  deutschen  Baugewerks-Berufsgenossen- 
schaften. 
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7.  Petition  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft. 

8.  Petition  des  Bundes  der  Bau-,  Maurer-  und  Zimmermeister. 

9.  Resolution  des  Kongresses  der  belgischen  Bergarbeiter. 

10.  Resolutionen  des  IV.  belgischen  Gewerkschaftskongresses. 

11.  Resolution  der  freien  Vereinigung  badischer  Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
und  Innungskrankenkassen. 

12.  Resolution  des  Arbeitgeberbundes  für  das  Baugewerbe. 

13.  Petition  der  Landesorganisation  der  norwegischen  Gewerkschaften. 

L  Allgemeiner  Arbeltersohutz. 

1.  Gemeinsames  Uebereinkommen  des  Vereins  der  Brauereien 
von  Berlin  und  Umgegend  einerseits,  der  »Sektionen  I  und  II  des 
Zentral  Verbandes  deutscher  Brauereiarbeiter,  des  Ver- 
eins der  Bierbrauergesellen  Berlins  und  des  Zentral  Ver- 
eins deutscher  Böttcher  andererseits,  betreffend  die  Errichtung 
eines  Einigungsamtes  und  die  Regelung  der  im  §  «Ü(j  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  getroffenen  Bestimmungen. 

I.  Einigungsamt. 

§  1.  Zur  Regelung  der  Arbeiterverhältnisso  in  den  zum  Verein  der 
Brauereien  Berlins  und  der  Umgegend  gehörigen  Brauereien,  zur  Schlich- 
tung von  Streitigkeiten,  welche  die  Arbeitsverhältnisse  im  allgemeinen 
oder  im  einzelnen  betreffen,  zur  Prüfung  und  Erledigung  von  Beschwerden 
der  in  den  Vereinsbrauereien  beschäftigten  Arbeitnehmer  wird  ein  Eini- 
gungsamt gebildet. 

§  2.  Das  Einigungsamt  soll  bestehen  aus  den  jeweiligen  vier  dem 
Stande  der  Arbeitgeber  und  vier  dem  Stande  der  Arbeitnehmer  gehören- 
den Mitgliedern  —  und  Ersatzmännern  —  des  Kuratoriums,  welchem  der 
von  dem  Verein  der  Brauereien  Berlins  und  der  Umgegend  errichtete 
Arbeitsnachweis  unterstellt  ist,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  jede  der 
Arbeitnehmervereinigungen  in  dem  Einigungsamte  mit  wenigstens  einem 
Mitgliede  vertreten  sein  muss.  Der  Vorstand  des  Vereins  der  Brauereien 
Berlins  und  der  Umgegend  hat  jeweils  für  die  bald  möglichste  Konstituie- 
rung des  Einigungsamtes  Sorge  zu  tragen  und  den  Vorständen  der  an- 
deren Organisationen  die  Namen  «1er  Mitglieder  und  Stellvertreter  des 
Einigungsarates  bekannt  zu  geben. 

§  3.  Die  Verhandlungen  werden  geleitet  von  einem  von  den  Arbeit- 
gebern zu  wählenden  ersten  Vorsitzenden,  der  in  Behinderungsfällen  durch 
einen  von  den  Arbeitnehmern  zu  wählenden  zweiten  Vorsitzenden  mit 
gleichen  Rechten  und  Pflichten  vertreten  wird. 

§  4.  Das  Einigungsamt  tritt  zusammen  auf  Antrag  einer  der  ver- 
tragschliessenden  Vereinigungen.  Anträge  auf  Einberufung  des  Einigungs- 
amtes sind  an  beide  Vorsitzenden  zu  richten,  welche  sich  über  den  Zeit- 
punkt des  Zusammentritts  zu  verständigen  haben.  Der  Zusammentritt 
muss  spätestens  innerhalb  10  Tagen  nach  Eingang  des  Antrages  statt- 
finden. 

§  5.  Bei  den  Verhandlungen  werden  die  vertragschliessenden  Ver- 
einigungen durch  ihre  Vorstände  oder  deren  Beauftragte  vertreten.  Han- 
delt es  sich  um  Angelegenheiten,  die  Mitglieder  des  Einiguugsamtes  un- 
mittelbar betreffen,  so  dürfen  diese  an  den  Beratungen  nicht  teilnehmen, 
sondern  müssen  sich  durch  ihre  Ersatzmänner  vertreten  lassen. 
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§  (>.  Das  Einigungsamt  kann  zur  Aufklärung  des  Sachverhaltes 
jederzeit  Auskunftspersonen  vernehmen,  sowie  alle  erforderlichen  Ermitte- 
lungen veranlassen. 

§  7.  Das  Einigungsamt  tritt  in  Beratung,  wenn  mindestens  je  drei 
Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  erschienen  sind.  Be- 
schlüsse, welche  zur  Einleitung  des  Verfahrens  und  zur  Vorbereitung  einer 
Einigung  oder  eines  Vergleiches  erforderlich  erscheinen,  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  absoluten  Mehrheit  der  anwesenden,  zur  Abstimmung  be- 
rechtigten Mitglieder.  Kommt  eine  Vereinbarung  zwischen  den  sich  gegen- 
überstehenden Parteien  zustande,  so  ist  der  Inhalt  derselben  schriftlich 
festzustellen  und  von  den  Parteien  sowie  den  Mitgliedern  des  Einigungs- 
amtes zu  unterzeichnen.  Kommt  eine  Vereinbarung  zwischen  den  sich 
gegenüberstehenden  Parteien  nicht  zustande,  so  kann  das  Einigungsamt 
einen  Schiedsspruch  abgeben,  zu  dessen  Gültigkeit  die  Zustimmung  von 
mindestens  der  Hälfte  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Vertreter  der 
Arbeitgeber  sowie  der  Arbeitnehmer  erforderlich  ist.  An  Abstimmungen 
darf  nur  die  gleiche  Anzahl  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  teilnehmen. 
Sind  auf  einer  Seite  mehr  Mitglieder  anwesend  als  auf  der  anderen,  so 
scheiden  bei  der  Abstimmung  die  dem  Lebensalter  nach  jüngeren  Mit- 
glieder aus.  Das  Einigungsamt  kann  nach  seinem  Ermessen  zur  Leitung 
der  Verhandlungen  einen  Unparteiischen  zuziehen,  der  weder  Arbeitgeber 
noch  Arbeitnehmer  sein  darf. 

§  8.  Ueber  das  Ergebnis  der  Verhandlungen  des  Einigungsamtes  ist 
ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von  den  beiden  Vorsitzenden,  und  falls 
der  Unparteiische  teilgenommen  hat,  auch  von  diesem  zu  unterzeichnen  ist. 

§  9.  Die  vier  Vertragsschliessenden  Vereinigungen  erkennen  folgende 
Grundsatze,  sowohl  für  die  Verhandlungen  des  Einigungsamtes,  wie  auch 
für  das  Verhältnis  der  in  den  voreinigten  Brauereien  angestellten  Arbeit- 
nehmer zu  ihren  Arbeitgebern  als  massgebend  an:  Für  die  Einstellung 
von  Arbeitnehmern  gelten  die  Bestimmungen  des  Arbeitsnacbweisstatutes 
vom  24.  Dezember  1894,  bezw.  18.  Dezember  1898.  Don  vereinigten 
Brauereien  steht  nach  wie  vor  das  Recht  zu;  Arbeitnehmer  nnter  Inne- 
haltung der  gesetzlichen  oder  der  in  den  Arbeitsordnungen  festgesetzten 
Kündigungsfristen  zu  entlassen.  Eine  Verpflichtung  zur  Angabe  des  Ent- 
lassungsgrundes besteht  nicht.  Die  vereinigten  Brauereien  sind  ferner 
berechtigt,  Arbeitnehmer  ohne  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  auf  Grund 
der  in  den  §§  123  und  124a  der  Gewerbeordnung  oder  in  den  Arbeits- 
ordnungen enthaltenen,  hiefür  massgebenden  Bestimmungen  zu  entlassen. 
Die  Zugehörigkeit  zu  einer  politischen  Partei,  Gewerkschaft  oder  Ver- 
einigung soll  jedoch  ebensowenig  einen  Grund  zur  Entlassung  von  Arbeit- 
nehmern geben,  wie  die  Tätigkeit  oder  Agitation  für  eine  der  vorge- 
dachten Organisationen  ausserhalb  des  Betriebes,  es  sei  denn,  dass  sich 
der  betrettende  Arbeitnehmer  dabei  einer  Verhöhnung  oder  Beleidigung 
seines  Arbeitsgebers,  bezw.  derjenigen  Vorgesetzten,  welche  zur  Einstel- 
lung oder  Entlassung  von  Arbeitnehmern  berechtigt  sind  oder  einer  ab- 
sichtlichen Schädigung  der  geschäftlichen  Interessen  seines  Arbeitgebers 
schuldig  gemacht  hat. 

§  10.  Glaubt  ein  Arbeitnehmer  unberechtigter  oder  irrtümlicher 
Weise  gekündigt  oder  entlassen  zu  sein,  so  kann  er  sich  deswegen  zu- 
nächst an  die  Leitung  oder  an  den  Arbeiterausschuss  der  betreffenden 
Brauerei  wenden.    Geschieht  dies  nicht  oder  wird  auf  diesem  Wege  die 
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Zurücknahme  der  Kündigung  oder  Entlassung  nicht  erreicht,  so  können 
diejenigen  Arbeitnehmer,  welche  einer  der  obengenannten  Organisationen 
angehören,  den  Fall  alsbald  ihrer  Organisation  vortragen.  Dieser  bleibt 
es  überlassen,  ob  sie  eine  Beratung  und  einen  eventuellen  Schiedsspruch 
des  Einigungsamtes  herbeiführen  will. 

§11.  Die  vertragschließenden  Vereinigungen  verpflichten  sich,  die 
auf  vorstehende  Weise  zustande  gekommenen  Einigungen  und  Vergleiche 
anzuerkennen  und  mit  alleu  ihnen  zu  Geboto  stehenden  Mitteln  für  die 
Durchführung  derselben  Sorge  zu  tragen. 

§  12.  Dieses  Abkommen  tritt  mit  dem  1.  Januar  1903  in  Kraft  und 
kann  von  jeder  der  vier  Vereinigungen  mit  einer  Frist  von  3  Monaten 
aufgekündigt  werden. 

II.  Regelung  der  im  §  61  6  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 

getroffenen  Bestimmungen. 

§  a l).  Arbeitnehmer,  welche  infolge  von  Krankheit  arbeitsunfähig 
sind,  erhalten  bis  zur  Dauer  von  3  Tagen  den  ihnen  zustehenden  Lohn 
fortgezahlt.  Erkrankte  Arbeitnehmer  mit  mindestens  halbjahrigem  Dienst- 
alter erhalten  vom  4.  Tage  ihrer  Arbeitsunfähigkeit  ab  auf  die  unten 
nflher  bestimmte  Zeit  *jA  des  ihnen  bei  Beginn  Her  Erkrankung  zustehen- 
den Lohnes  fortgozahlt,  wenn  sie  Frau  und  Kind  zu  ernähren  haben,  und 
l/s  des  Lohnes,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist.  Die  Zeit,  auf  welche  diese 
Lohnfortzahlung  gewahrt  wird,  bemisst  sich  nach  dem  Dienstalter  des 
Arbeitnehmers  und  betragt:  bei  ^j-jalirigem  Dienstalter  4  Wochen,  bei 
1 -jahrigem  Dienstalter  13  Wochen,  bei  3-jährigera  Dienstalter  26  Wochen. 
Bei  Arbeitnehmern,  welcho  ihrer  gesetzlichen  Krankenversicherungspflicht 
bei  solchen  Krankenkassen  genügen,  deren  Satzungen  die  Krankenunter- 
stützung auf  eine  geringere  Zeit  als  2ü  Wochen  beschränken,  endet  auch 
die  Fortzahlung  des  Lohnes  mit  Ablauf  dieses  geringeren  Zeitraumes. 
Die  erkrankten  Arbeitnehmer  müssen  sich  auf  die  ihnen  nach  den  Ab- 
sätzen 1 — 3  fortzuzahlendon  Lohnbezüge  diejenigen  Beträge  anrechnen 
lassen,  welche  ihnen  für  die  fragliche  Zeit  aus  einer  auf  Grund  gesetz- 
licher Verpflichtung  bestehenden  Versicherung  als  Krankengeld  nach  den 
am  1.  Januar  1903  gültigen  Sätzen  -  einschliesslich  des  gemäss  §  12 
des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  vom  Arbeitgeber  zu  gewährenden 
Zuschusses  —  oder  als  Unfall-  oder  Invalidenrente  zukommen.  Im  Falle 
der  Verpflegung  in  einer  Krankenanstalt,  gleichviel,  ob  infolge  von  Er- 
krankung oder  Unfall,  sind  fortlaufend  diejenigen  Beträge  anzurechnen, 
welche  bei  nicht  eingetretener  Anstaltspflege  auf  Grund  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes  als  Krankengeld  zu  zahlen  sein  würden. 

Dem  in  Anrechnung  zu  bringenden  Krankengeld  wird  bei  einem  Un- 
fallkranken von  der  5. —  13.  Woche  derjenige  Betrag  zugerechnet,  welcher 
gemäss  §  12  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesotzes  vom  Arbeitgeber 
als  Zuschuss  zu  gewähren  ist.  Die  Arbeitnehmer  müssen  die  Erkrankung 
ihrem  Vorgesetzten  oder  im  Kontor  der  Brauerei  baldmöglichst  anzeigen 
und  den  Nachweis  über  ihre  Arbeitsunfähigkeit  und  deren  Fortdauer  auf 
Erfordern  durch  ein  ärztliches  Attest  erbringen,  welches  nach  näherer 
Bestimmung  der  Brauerei  von  einem  Krankenkassenarzt  oder  einem  mit 
Zustimmung  des  Arbeiteraussehusses  von  der  Brauerei  ernannten  Ver- 
trauensarzt auf  Kosten  der  Brauerei  anzustellen  ist. 


1)  Die  Buchstaben  an  Stelle  von  Ziffern  sind  gewählt,  um  die  Bestimmungen  ohne 
weitere*  in  die  bestehenden  Arbeitsordnungen  einfügen  zu  können. 
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§  b.  Arbeitnehmer,  welche  zur  Ableistung  ihrer  militärischen  Dienst- 
pflicht einberufen  werden,  scheiden  damit  aus  dem  Dienstverhältnisse  bei 
der  Brauerei  aus.  Arbeitnehmer,  welche  zu  militärischen  Uebungen  ein- 
gezogen werden,  erhalten  während  der  Dauer  der  Uebung,  höchstens  je- 
doch für  die  Zeit  von  8  Wochen,  s/4  des  ihnen  bei  Beginn  der  Uebung 
zustehenden  Lohnes  fortgezahlt,  wenn  sie  Frau  oder  Kind  zu  ernähren 
haben,  und  »/,  des  Lohnes,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist.  Ein  Abzug  der 
den  Arbeitnehmern  wahrend  der  Dauer  der  Uebung  zustehenden  militä- 
rischen Kompetenzen  und  Familieuunterstützungen  (Gesetz  vom  10.  Mai 
1892)  findet  nicht  statt. 

§  c.  Wird  ein  Arbeitnehmer,  abgesehen  von  den  in  §§  a  und  b  be- 
handelten Fällen,  durch  einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  ohne  sein 
Verschulden  für  eine  die  Dauer  eines  Tages  nicht  überschreitende  Zeit 
an  der  Arbeitsleistung  nachweislich  gehindert,  so  wird  ein  Lohnabzug 
nicht  gemacht,  sofern  nicht  der  Arbeitnehmer  anderweit  Entschädigung 
für  den  gehabten  Zeitverlust  erhält,  Dauert  die  Verhinderung  über 
1  Tag  hinaus  nachweislich  an,  so  gilt  das  Gleiche.  Doch  wird  die  Lohn- 
zahlung in  keinem  Falle  länger  als  für  3  Tage  gewährt.  Als  Beispiele 
der  Verhinderung  gelten  unter  anderem :  Verkehrshindernisse,  Zugver- 
spätungen, Teilnahme  an  Kontrollversammlungen  oder  öffentlichen  Wahlen, 
Ausübung  des  Amtes  als  Beisitzer  eines  Gewerbogerieht«,  eines  Schieds- 
gerichts ofler  dergleichen,  Wahrnehmung  gerichtlicher  oder  polizeilicher 
Termine,  bei  welchen  das  persönliche  Erscheinen  unumgänglich  ist,  plötz- 
licher Todes-  oder  schwerer  Erkrankungsfall  eines  dem  Hausstande  an- 
gehörenden Familienmitgliedes. 

§  d.  Unter  Lohn  werden  alle  dem  Arbeitnehmer  zustehenden  baren 
Bezüge  verstanden,  Naturalbezüge  bleiben  bei  der  Lohnfortzahlung  ausser 
Ansatz.  Bei  Arbeitnehmern,  deren  Barbezüge  nicht  feststehen,  wird  der 
Durchschnitt  der  letzten  12  Beschäftigungswochen  oder,  falls  der  betref- 
fende Arbeitnehmer  noch  nicht  12  Wochen  beschäftigt  war,  der  Durch- 
schnitt seiner  Beschäftigungszeit  zu  Grunde  gelegt.  Lässt  sich  auf  diese 
Weise  ein  Durchschnittslohn  nicht  feststellen,  so  wird  ein  Lohnsatz  von 
5  M.  pro  Tag  zu  Grunde  gelegt.  In  keinem  Falle  kommen  mehr  als 
32  M.  pro  Woche  zur  Anrechnung. 

§  e.  Erreicht  das  Dienstverhältnis  des  Arbeitnehmers  bei  der 
Brauerei  infolge  einor  schon  vor  Beginn  der  Verhinderung  erfolgten  Kün- 
digung sein  Ende  vor  Ablauf  der  in  den  a,  b  und  c  bestimmten 
Zeiten,  so  hört  damit  auch  die  Lohnfortzahlung  auf.  Im  übrigen  erreicht 
die  Lohnzahlung  ihr  Ende  vor  Ablauf  der  in  a,  b  und  c  bestimmten 
Zeiten  nur,  sofern  eine  Entlassung  auf  Grund  der  §§  123  und  124a  der 
Gewerbeordnung  stattfindet. 

§  f.  Ansprüche,  welche  über  die  in  den  ijJ$  a  bis  d  enthaltenen  Be- 
stimmungen hinausgehen,  stehen  den  Arbeitnehmern  auf  Grund  des  §  Gl«; 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  zu. 

§  g.  Wenn  ein  Arbeitnehmer  Urlaub  nachsucht  oder  bewilligt  er- 
hält, ohne  dass  der  Fall  einer  wirklichen  Verhinderung  (§§  a  bis  ci  vor- 
liegt, so  wird  für  die  Urlaubszeit  der  Lohn  nur  insoweit  fortgezahlt,  als 
dies  bei  der  Urlaubsbewilligung  ausdrücklich  zugesagt  ist  und  das  Dienst- 
verhältnis nicht  etwa  während  der  Urlaubszeit  auf  Grund  der  gesetzlichen 
oder  auf  Grund  der  in  dieser  Arbeitsordnung  enthaltenen  Bestimmungen 
sein  Ende  erreicht. 
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2.  Beschlüsse  der  Kommission  betr.  Sozialpolitik  des  Deutschen 
Handelstages  und  einer  Reihe  deutscher  Handelskammern  vom  18. 
Oktober  1902. 

Die  Kommission  beschloss  einstimmig  die  vom  Reichskanzler  an  die 
Gewerbeinspektion  gerichteten  Fragen  [ob  es  zweckmässig  und  durchführbar 
erscheine,  für  Fabrikarbeiterinnen  a)  die  zulässige  tägliche  Arbeitszeit  von 
11  Stunden  auf  lü  Stunden  herabzusetzen,  b)  die  Mittagspause  von  1  Stunde 
auf  l'/2  Stunde  zu  verlängern,  c)  den  Arbeitsschluss  am  Sonnabend  und 
an  den  Vorabenden  der  Festtage  auf  eine  frühere  Stunde  als  &l/2  Uhr 
nachmittags  zu  verlegen]  zu  verneinen. 

Die  vereinigten  Kommissionen  gaben  dem  Gesetzentwurf  betreffend 
Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  im  allgemeinen  ihre  Zustimmung, 
da  unzweifelhaft  Missstände  festgestellt  worden  seien ,  dio  der  Abhilfe 
bedürften. 

In  Bezug  auf  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes  sprach  sich  die  Ver- 
sammlung mit  4/5  Stimmenmehrheit  dafür  aus,  dass  der  Geltungsbereich 
nicht  auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  gewerblichen  Betrieben  zu 
beschränken,  sondern  auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  überhaupt,  ins- 
besondere auch  in  der  Landwirtschaft,  auszudehnen  sei. 

Die  Versammlung  sprach  sich  dahin  aus,  dass  in  Werkstätten,  in 
welchen  durch  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  zur  Verwendung 
kommen,  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  gestattet  sein  müsse,  sofern 
eine  Gefährdung  durch  solche  Triebwerke  ausgeschlossen  sei. 

Der  Bundesrat  soll  nach  dem  Entwurf  ermächtigt  sein,  für  einzelne 
Arten  der  Hausindustrie  Ausnahmen  von  dem  Verbot  der  Beschäftigung 
von  eigenen  Kindern  unter  10  Jahren  zuzulassen.  Hierzu  sprach  die  Ver- 
sammlung den  Wunsch  aus,  dass  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht 
werde. 

Ein  Antrag,  dass  auf  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  im  Betriebe 
von  Gast-  und  Schankwirtschaften  dieselben  Bestimmungen  wie  auf  die 
Beschäftigung  im  Betriebe  von  Werkstätten,  im  Handelsgewerbe  und  in 
Verkehrsgewerben  Anwendung  finden  sollten,  wurde  mit  Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Die  Versammlung  erklärte  die  Straf bestimmungen  für  zu  hart. 
Die  Versammlung  erklärte  sich  gegen  die  Zulassung  weitergehender 
landesrechtlicher  Beschränkungen. 

Die  Handelskammer  zu  Aachen  sprach  sich  am  28.  Oktober  gegen 
eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  gewerblichen  Arbeiterinnen  aus. 

Die  Handelskammer  zu  Görlitz  teilte  am  IG.  Dezember  dem  Vorstand 
des  Deutschen  Handelstags  mit,  dass  sie  den  Standpunkt  der  Kommission 
des  Deutschen  Handelstags  botreffend  Sozialpolitik  einnehme,  und  be- 
tonte dabei  besonders,  es  müsse  darauf  gedrungen  werden,  dass  man  im 
gesetzlichen  Schutze  der  Frauenarbeit  nicht  eher  weiter  gehe,  als  bis  auf 
Grund  internationaler  Vereinbarung  die  Konkurrenzstaaten  Deutschlands 
veranlasst  worden  seien,  sich  zur  Einführung  derjenigen  sozialpolitischen 
Massnahmen  zu  bequemen,  die  im  Deutschen  Reich  schon  seit  Jahren 
eingebürgert  seien.  Auch  nach  den  Erfahrungen  im  dortigen  Bezirk 
namentlich  in  der  Textilindustrie,  sei  es  ausgeschlossen,  die  Produktion 
bei  verkürzter  Arbeitszeit  intensiver  zu  gestalten.  Die  Intensivitat  sei 
soweit  getrieben,  als  die  vorhandenen  maschinellen  Einrichtungen  es  zu- 


Digitized  by  Google 


-    698  - 


Hessen.  Eine  Lohnerhöhung  werde  einerseits  insofern  eintreten,  als  für 
die  verkürzte  Arbeitszeit  die  gleichen  Löhne  verlangt  werden  würden. 

Die  Handelskammer  zu  Hanau  sprach  sich  am  23.  Dezember  eben- 
falls gegen  jede  weitere  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ans.  Zur  Begründung 
führte  die  Kammer  u.  a.  aus:  „Die  Verhaltnisse  liegen  in  Hanau,  wo 
die  Hauptindustriezweige,  wie  die  Bijouteriefabrikation,  die  Tabakindustrie, 
die  Papierfabrikation  gewerbliche  Arbeiterinnen  in  grosser  Zahl  be- 
schäftigen, so,  dass  ein  sehr  grosser  Teil  der  Arbeiterinnen  von  auswärts 
ist  und  hier  bei  Arbeiterfamilien  wohut.  Eine  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit würde  für  diese  Personen  in  den  meisten  Fällen  keine  Wohlthat  sein, 
da  ihnen  selten  ein  wohnliches  Heim,  namentlich  auch  nicht,  solange  der 
Mann  und  oft  auch  die  Frau,  letztere  als  Waschfrau  und  dergleichen,  sich 
den  Tag  über  nicht  zu  Hause  aufhalten,  nicht  einmal  eine  wanne  Stube, 
zur  Verfügung  steht.  So  ist  es  zu  erklären,  dass  die  Arbeiterinnen  des 
öftein  den  Fabrikanten  gebeten  haben,  sich  doch  auch  während  der  freien 
Zeit  in  den  Fabrikräumen  aufhalten  zu  dürfen.  Andererseits  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  in  den  genannten  Fabrikationszweigen  die  Arbeite- 
rinnen mit  den  Arbeitern  Hand  in  Hand  arbeiten  und  dass  es  ganz  un- 
möglich ist,  die  weiblichen  Arbeiter  eher  zu  entlassen  als  die  männlichen. 
Die  Gefahr  liogt  nahe,  dass  mancher  Fabrikant  ganz  darauf  verzichtet, 
weibliche  Arbeitskräfte  zu  beschäftigen  ;  es  würde  dadurch  vielen  Personen 
Arbeit  und  Verdienst  entzogen  werden.  Schon  die  bestehenden  Beschrän- 
kungen der  Arbeitszeit  haben  dahin  geführt,  dass  z.  B.  in  einer  Zucker- 
fabrik des  Bezirks  etwa  ;?(>  Mädchen,  welche  früher  daselbst  beschäftigt 
waren,  entlassen  worden  sind.  Der  Botrieb  der  Bijouteriefabrikation  bringt 
es  mit  sich,  dass  gerade  die  Poliseusen  bis  zum  Schluss  beschäftigt 
werden,  während  männliche  Arbeiter  schon  eher  entlassen  werden  könnten. 
Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Buchdruckerei. " 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Ludwigs  ha  fen  sprach  sich 
am  12.  Dezember  gegen  eine  weitere  Beschränkung  der  Arbeitszeit  für 
Arbeiterinnen  aus:  „Eine  allgemeine  Heiabsetzung  der  Arbeitszeit  für 
alle  Arbeiter  auf  10  Stunden  würde  überall  da,  wo  eine  entsprechend  inten- 
sivere Arbeitsleistung  nicht  zu  erwarten  stünde,  gleichbedeutend  sein  mit 
einer  Verringerung  und  Verteuerung  der  Produktion  und  damit  nicht  nur 
eine  Schmälerung  des  Unternehmergewiuns  und  eine  weitere  Erschwerung 
des  ohnehin  schon  schwierigen  Konkurrenzkampfes  mit  dem  sozialpolitisch 
nicht  ebenso  belasteten  Ausland  erbringen,  sondern  auch  für  die  Arbeite- 
rinnen selbst  ins. dei  n  von  Nachteil  sein,  als  ihr  Verdienst  gemindert  und 
gleichzeitig  die  Gefahr  erhöht  würde,  dass  von  der  Verwendung  weiblicher 
Arbeitskräfte  möglichst  Inigang  genommen  würde.  Was  sodann  die  Ver- 
längerung der  Mittagspause  auf  Stunden  anlangt,  so  ist  eine  solche 
Pause  bereits  vielfach  eingeführt  und  könnte  ohne  betriebs-technische 
Schwierigkeiten  auch  für  viole  andere  Betriebe  weiter  eingeführt  werden. 
Die  Frage  aber,  ob  eine  solche  Verlängerung  ganz  allgemein  für  alle 
Branchen  und  Betriebe  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  durchführbar 
und  namentlich,  ob  sie  auch  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  selbst  ohne 
weiteres  wünschenswert  sei,  muss  entschieden  verneint  werden  .  .  .  Was 
endlich  den  früheren  Schluss  an  Samstagen  und  Vorabenden  von  Fest- 
tagen anlangt,  so  gilt  auch  hier  wieder,  dass  diese  Massnahmen  für  viele 
Branchen,   bezw.   Betriebe   nur   bei    gleichzeitiger   Ausdehnung    auf  die 
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männlichen  Arbeiter  durchführbar  wäre.  Im  übrigen  muss  darauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  schon  die  heutige  verkürzte  Arbeitszeit  an  den 
genannten  Tagen  sich  insofern  als  störend  erwiesen  hat,  als  hiedurch  der 
Versand  oft  unliebsame  Verzogerungen  erfahren  musste,  und  in  manchen 
Branchen,  wie  z.  B.  im  Buchdruckgewerbe,  viele  eilige  Arbeiten  auszu- 
führen sind,  deren  Erledigung  alsdann  kaum  mehr  möglich  sein  würde. 

In  Beantwortung  der  vom  Reichskanzler  gestellten  Fragen  sprachen 
sich  die  Handelskammern  zu  Brandenburg  (24.  11.),  Gr i essen  (28. 
11.),  Hildesheim  (25.  11.,.  Hirschberg  (24.  ll.i,  Lennep  (29.  11.), 
Lüneburg  (6.  11.),  Nürnberg  [Handels-  und  Gewerbekammer]  iß.  12.), 
Posen  (1.  12.),  Oldenburg  (15.  12.),  Rostock  [Mecklenburgischer 
Handelsverein]  (11.  12.),  Trier  (2«i.  1 1 .),  sowie  der  Verband  deutscher 
Ch  okol  ad  e  -  Fabrikanten  (5.  11.)  und  der  Verein  der  Indu- 
striellen Pommerns  und  der  benachbarten  Gebiete  [Vor- 
stand] (3.  12.)  gegen  eine  weitere  gesetzliche  Einschränkung  der  Frauen- 
arbeit aus,  und  zwar  schlössen  die  genannten  Körperschaften  sich  im  all- 
gemeinen den  Gesichtspunkten  an,  welche  auch  für  die  Stellungnahme  der 
Kommission  des  Deutschen  Handelstages  ausschlaggebend  waren.  —  Giessen 
vertritt  hierbei  besonders  die  Interessen  der  Cigarrenfabrikation,  in  welcher 
die  Zahl  der  Arbeiterinnen  etwa  3— 4  mal  so  gross  sei  als  die  der  männ- 
lichen Arbeiter.  Als  besonderer  Grund  gegen  gesetzliche  Festlegung  einer 
kürzeren  Arbeitszeit  wird  angeführt,  dass  sich  aus  der  in  der  Tabakfabri- 
katinn durchgeführten  Arbeitsteilung  zwischen  Wickelmachern  und  Rollern 
bisweilen  die  Notwendigkeit  einer  längeren  Arbeitszeit  ergebe. 

Die  Handelskammer  zu  Karlsruhe  beschloss  am  26.  November,  dem 
Beschlüsse  der  voreinigten  Kommissionen  des  Deutschen  Handelstages  betr. 
Sozialpolitik  und  berr.  Kleinhandel  (Bull.  S.  ii!>7>  beizutreten. 

3.  Resolution  des  am  14.  und  15.  Dezember  10O2  in  Brüssel  abge- 
haltenen IV.  belgischen  Gewerkschaftskongresses. 

Der  Kongress  und  seine  Teilnehmer  geloben,  mit  allen  Mitteln  auf 
die  Abschaffung  dos  Art.  30  des  Strafgesetzbuches  1 )  hinzuwirken. 

4.  Resolutionen  dos  am  15.  — 19.  September  1902  in  Berlin  i'Canada, 
Prov.  Ontairo)  abgehaltenen  18.  allgemeinen  canadi  sehen  Ar- 
beit e  r  k  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

1)  Da  dem  Unterhause  gegenwärtig  der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr. 
die  obligatorischen  Schiedsgerichte  für  Arbeitsstreitigkeiten  der  Eiseu- 
bahnarboitor  vorliegt,  dessen  Annahme  geeignet  wäre,  die  Eisenbahner 
der  ihnen  verfassungsmässig  gewährleisteten  Rechte  zu  berauben,  ihre 
Organisation  zu  vernichten  und  sie  vollständig  von  der  Willkür  der 
Eisenbahngesellschaft  abhängig  zu  machen,  zu  gleicher  Zeit  aber  auch 
die  Folgo  hätte,  für  diese  Arbeiter  die   kostbaren,   jedem   frei  geborenen 

1)  Art.  30  des  belgischen  Strafgesetzbuches  lautet  : 

„Ks  wird  betraft  mit  ( Jofiiiignis  von  einem  Monat  bis  zu  zwei  Jahren  und  mit  (Jeld- 
busse  von  f>0 — tOOO  Vis.,  eint-  je<li>  Person,  welche  behufs  Riin'ihuiiL.'  oder  Kruiedrigung  der 
Löhne  die  freie  Ausübung  des  Berufen  oder  der  Arbeit  beeinträchtigt ;  welch«'  Gewalt,  Be- 
leidigungen oder  Drohungen  ungewandt  hat.  Bussen,  Verbote,  Untersagungen  oder  sonstige 
Proskriptionen  erlaben  hat  gegen  die.  welche  arbeilen  oder  arbeiten  lassen. 

Der  nämlichen  Strafe  verfallen  diejenigen,  welche  die  Freiheit  der  Unternehmer  (»der 
Arbeiter  beeinträchtigen,  sei  es  durch  Ansammlungen  in  der  Niihc  der  Etablissement*  oder 
der  Wohnungen  derjenigen,  welche  sie  leiten,  sei  es  dureli  Einschüchterung  der  Arbeiter, 
welche  zur  Arbeit  gehen  oder  v.»n  ihr  kommen." 
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Briten  zukommenden  Bürgerrechte  aufzuheben,  spricht  sich  der  allgemeine 
canadische  Arbeiterkongress  mit  aller  Entschiedenheit  gegen  diesen  Ent- 
wurf aus,  beauftragt  sein  parlamentarisches  Komitee,  mit  allen  Kräften 
gegen  die  Annahme  dieses  Entwurfes  zu  wirken  und  besckliesst,  alle  Ar- 
beiterorganisationen von  Canada  aufzufordern,  das  parlamentarische  Komitee 
in  der  Bekämpfung  dieses  Entwurfes  nach  Möglichkeit  zu  unterstützen. 

In  Erwägung,  dass  in  der  canadischen  Justiz  Tendenzen  sich  be- 
merkbar machen,  die  dahin  gehen,  die  Redefreiheit  zu  beschränken,  und 
den  in  einem  Streite  oder  einer  sonstigen  Arbeitsstreitigkeit  stehenden  Ar- 
beitern die  Ausübung  ihrer  verfassungsmässigen  Rechte  und  die  Wahrung 
ihrer  Interessen  zu  erschweren,  beauftragt  der  Kongress  den  Exekutiv- 
ausschuss,  die  Massnahmen  zu  treffen,  die  notwendig  sind,  um  in  allen 
Provinzen  ein  Gesetz  zur  Annahme  zu  bringen,  dessen  Inhalt  die  Be- 
stimmungen des  British-Columbia-Gesetzes  betr.  die  Abänderung  des  Ge- 
setzes über  die  Arbeitervereine  enthalten  soll. 

5.  Der  am  17.— 19.  Juli  1902  in  Turku  abgehaltene  II.  Kongress  der 
Arbeiterinnen  Finnlands  forderte  die  Einführung  des  Normai- 
arbeitstages  und  die  gesetzliche  Festlegung  von  Minimallöhnen  für  alle 
Berufe  und  den  Erlass  besonderer  Vorschriften  zum  Schutze  der  gewerb- 
lichen Arbeiterinnen. 

6.  Am  1.  November  1902  wurde  von  den  Vertretern  des  norwegi- 
schen Arbeitgeb  er  verbau  dos  (Xorsk  Arbeidsgiver-forening)  und 
der  Laudesorganisation  der  norwegischen  Gewerkvereine 
(  Arbeidernes  faglige  Landesorganisation  i  Norge)  ein  Abkommen  unter- 
zeichnet, welches  Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  zur  Behandlung  von 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  vorsieht. 

Die  beiden  vertragschlie&scnden  Verbände  verpflichten  »ich,  in  jedem  Konflikt 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern,  die  einem  der  beiden  Verbände  angehören,  ge- 
meinschaftlich die  Beilegung  des  Streites  zu  versuchen,  zunächst  durch  ein  hierzu  ge- 
wähltes Einigungsamt,  und  falls  dies  kein  Resultat  erzielt,  durch  ein  Schieds- 
gericht. In  das  Einigungsamt  wählen  die  beiden  Verbände  je  2  Mitglieder,  die 
dann  ihrerseits  den  Vorsitzenden  wählen  und  das  weitere  Vorgehen  bestimmen. 

Ein  Schiedsgericht  wird  eingesetzt,  wenn  beide  Parteien  damit  einverstanden  sind. 
Betrifft  der  Streit  ein  zwischen  dem  betreffenden  Arbeitgeber  und  seinen  Arbeitern 
geschlossenes  Abkommen,  so  genügt  zur  Einsetzung  eines  Schiedsgerichtes  der  Wunsch 
einer  Partei.  Das  Schiedsgericht  besteht  auB  je  3  Vertretern  der  Arbeitgeber  und 
der  Arbeiter,  die  zusammen  den  Vorsitzenden  wählen ;  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
wird  der  Vorsitzende  von  dem  betreffenden  Regierungedepartement  bestellt.  Das  Ge- 
richt bestimmt  selbst,  ob  seine  Verhandlungen  ganz  oder  teilweise  öffentlich  sein  sollen, 
und  entscheidet  über  die  Verteilung  der  Kosten  auf  die  Parteien.  Der  Entscheid  des 
Schiedsgerichts  ist  für  beide  Parteien  bindend. 

Das  Abkommen  tritt  in  Kraft  mit  dem  Datum  der  Unterzeichnung;  für  die  Auf- 
lösung gilt  beiderseits  eine  6- monatliche  Kündigungsfrist  und  zwar  so,  dass  die  Auf- 
lösung auf  den  Sehluss  eines  Kalenderjahres  fallen  muss. 

Ungefähr  gleichzeitig  mit  dem  vorstehenden  Abkommen  hat  die  Landesorgani- 
sation der  norwegischen  Gewerkvereine  einen  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  berufliche 
Einitningsämter  und  Schiedsgerichte"  veröffentlicht,  der  eine  gesetzliche  Regelung 
der  Materie,  wie  sie  der  Verband  schon  seit  mehreren  Jahren  anstrebt,  vorsieht. 

Danach  soll  in  jeder  Gemeinde,  wo  Fachvereine  bestehen,  auf  deren  oder  der 
Arbeitgeber  Ansuchen,  Vermittlungsämter  und  Schiedsgerichte  bestellt  werden  zur 
Schlichtung  oder  Entscheidung  von  beruflichen  Zwistigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Fachvereinen.  Das  Vermittlungsamt  bildet  die  erste,  das  Schiedsgericht  die 
zweite  Instanz.  Für  beide  Instanzen  wird  von  den  Fachvereinen  und  den  Arbeitgebern 
die  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern  und  Stellvertretern  gewählt;  der  Gemeinderat  wählt 
für  das  Schiedsgericht  den  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter.  Alle  diese  Wahlen 
gelten  für  je  1  Jahr  und  müssen  vor  dem  31.  Januar  vorgenommen  werden. 
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Das  Einigungsamt  soll  für  jede  am  betreffenden  Orte  bestehende  Fach  Ver- 
einigung ans  2  Mitgliedern  bestehen:  einem  Arbeiter-  und  einein  Arbeitgebervertreter. 
Die  nicntorganisicrten  Gewerbe  zusammen  »ollen  ebenfall»  2  solche  Vertreter  erhalten. 
Jeder  Zwist  zwischen  Fachvereinen  und  Arbeitgebern  soll  sofort  dem  Einigungsamt 
mitgeteilt  werden,  das  zusammenzutreten  und  die  Parteien  vorzuberufen  hat,  sobald 
direkte  Verhandlungen  zwischen  diesen  keine  Einigung  herbeiführen.  Das  Einigungs- 
amt  fällt  keine  Urteile;  können  sich  die  Parteien  nicht  einigen,  so  muss  die  Sache 
vom  Einigungsamt  sofort  dem  Schiedsgericht  überwiesen  werden.  Falls  bei  einem 
Zwist  mehrere  Gewerbe  beteiligt  sind,  kann  entweder  eine  gemeinschaftliche  Verhand- 
lung aller  in  Betracht  kommenden  Mitglieder  de»  Einigungsamtes  oder  gesonderte  Ver- 
handlung stattfinden.  Im  Fall  eines  Zwistes  darf  von  keiner  Seite  die  Arbeit  unter- 
brochen werden,  solange  das  Einigungsamt  oder  eventuell  das  Schiedsgericht  die  Sache 
nicht  erledigt  haben. 

Falls  trotz  Einigungsamt  und  Schiedsgericht  eine  Einstellung  der  Arbeit  ein- 
getreten ist,  soll  entweder  auf  Verlangen  einer  der  Parteien  oder  falls  die  Arbeiteein- 
stellung über  2  Monate  gedauert  hat,  das  Einigungsamt  eine  neue  Vermittelung 
versuchen. 

Das  Schiedsgericht  setzt  sich  zusammen  aus  den  Mitgliedern  des  Einigungs- 
amtes für  das  betreffende  Gewerbe,  je  1  von  den  «ämtlichen  P  achvereinen  des  Ortes 
und  von  den  Arl>eitgel>ern  gewählten  Mitglied,  sowie  dem  Vorsitzenden,  den  der  Ge- 
meindevorstand ernennt.  Auf  ausdrückliches  Verlangen  der  Parteien  oder  deren  Haupt- 
organisationen kann  das  Gericht  durch  je  einen  Vertreter  beider  Seiten  verstärkt 
werden.  Das  Schiedsgericht  tritt  zusammen,  sobald  eine  der  beiden  Parteien  es 
verlangt,  und  fällt  ein  Urteil.  Dieser  Entscheid  hnt  aber  bindende  Kraft  nur  dann, 
wenn  entweder  beide  Parteien  die  Sache  dem  Schiedsgericht  unterbreitet  haben  oder 
wenn  es  sich  um  den  Bruch  eines  bestehenden  rebereinkommens  handelt. 

Besondere  Schiedsgerichte  sollen  auf  Ansuchen  einer  der  Parteien  ge- 
wählt werden,  wenn  eine  Streitigkeit  eine  Anzahl  von  Fachvereinen  gleichzeitig  betrifft. 
Die  beiden  Parteien  wählen  in  diesem  Falle  je  2  Vertreter,  die  unter  einem  vom  Ge- 
meindevorstand gewählten  Vorsitzenden  tagen.  Die  Mitglieder  dieser  besonderen 
Schiedsgerichte  können  ausserhalb  der  beteiligten  Gewerbe  genommen  werden. 

Die  Einberufung  der  Zeugen  und  der  Parteien  soll  mit  gleicher  Rechtskraft  ge- 
schehen wie  zu  jeder  anderen  Gerichtsverhandlung.  In  den  beiderseitigen  Organisa- 
tionen ist  der  Vorsitzende  die  rechtlich  verantwortliche  Person ;  er  hat  aber  Kegress 
gegen  seine  Organisation.  Ungenügend  motivierte  Weigerung  oder  Unterlassung,  als 
Richter  zu  fungieren  oder  als  Partei  oder  Zeuge  der  Vorladung  Folge  zu  leisten,  wird 
mit  einer  Busse  von  10—200  Kronen  bestraft.  Die  Weigerung  oder  Unterlassung,  die 
vorgeschriebenen  Wahlen  vorzunehmen  oder  sich  einem  bindenden  Schiedsgerichte  urteil 
zu  unterwerfen,  zieht  eine  Busse  von  500— "»(XX)  Kronen  nach  sich. 

Die  Rechteverfolgung  und  Strafbemessung  für  jede  Ucbertretung  dieses  Gesetzes 
geschieht  durch  das  Polizeigericht,  die  Bussen  fallen  in  die  Staatskasse.  Alle  Aus- 
gaben, die  das  Gesetz  mit  sich  bringt,  werden  auf  Staatekosten  bestritten;  die  Mit- 
glieder der  Einigungsämter  und  der  Schiedsgerichte  sollen  Tagegelder  in  der  Höhe 
von  12  Kronen  und  freie  Reise  erhalteu. 


EL.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Gärtnerei. 

Resolution  der  am  23.  November  11)02  in  Hamburg  abgehaltenen 
IV.  ordentlichen  Generalversammlung  der  deutschen  Oftrtner ver- 
ein i  g  u  n 

In  Erwägung,  dass  die  widersprechenden  behördlichen  und  richter- 
lichen Anschauungen  über  die  Rechtsstellung  der  Gärtnerei  Unzuträglich- 
keiten  aller  Art  im  Gefolge  haben,  erwartet  die  Generalversammlung  von 
den  massgebenden  Körperschatten  die  unzweideutige  Festlegung  einer 
Grenze  zwischen  Landwirtschaft  und  Gärtnerei. 

In  fernerer  Erwägung,  dass  unter  diesen  Unzuträglichkeiten  die  arbeit- 
nehmenden Gärtner  am  schwersten  zu  leiden  haben,  erwartet  die  General- 
versammlung die  Herbeiführung  einer  Bestimmung,  dass  die  in  der  Gärtnerei 
beschäftigten  Personen  der  Gewerbeordnung  unterstellt  werden. 

Arbeiterichutr. 
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2.  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinenwesen. 

Resolution  des  am  und  17.  November  1902  in  Hornu  abgehalte- 
nen Kongresses  der  belgischen  Bergarbeiter. 

Der  Kongress,  nach  Anhörung  der  Berichte  aus  allen  Kohlenbecken, 
und  im  Anschluss  an  die  Beschlüsse  des  am  7.  September  d.  J.  in 
Charleroi  abgehaltenen  ausserordentlichen  Bergarbeiterkongresses,  be- 
schließet, eine  Reihe  von  Meetings  abzuhalten  und  von  Manifestationen  zu 
veranstalten,  mit  der  Absicht,  die  öffentlichen  Gewalten  zur  Gewährung 
der  Altersversorgung  und  des  Achtstundentages  zu  bewegen. 

3.  Metallverarbeitung,  Industrie  der  Maschinen  und  Instrumente. 

Resolution  der  am  7.  Dezember  1!>02  in  Wien,  Graz,  Brünn,  Töplitz, 
Prag  und  Witkowitz  abgehaltenen  Versammlungen  der  in  der  öster- 
reichischen Metallindustrie  beschäftig  ton  Arbeiter. 

In  fast  samtlichen  Gewerben  und  Industriezweigen  des  Reiches  herrscht 
eine  schwere  Krise,  die  besonders  in  der  Eisen-  und  Metallindustrie  ge- 
radezu kolossale  Dimensionen  angenommen  und  allem  Anscheine  nach  ihren 
Höhepunkt  noch  nicht  orreicht  hat.  Massenentlassungen  von  Arbeitern, 
Verkürzungen  der  Arbeitsdauer,  Einlegung  von  sehr  langen  Feierschichten, 
ungemein  hohe  Einbusse  an  Verdienst  und  Lohn,  gesteigerte  Not  und  noch 
immer  anwachsendes  Elend  sind  die  Folgen  der  Krise  für  die  weitesten 
Kreise  der  Arbeiterschaft. 

Die  schreckliche  Lage,  in  der  sich  viele  tausende  Arbeiter  befinden, 
erfahrt  durch  den  angebrochenen  Winter  und  die  erfolgte  Verteuerung  der 
zum  Lebensunterhalte  wichtigsten  Xahrungs-  und  Bedarfsmittel  eine  noch 
weitere,  nicht  länger  zu  ertragende  Verschlechterung. 

Die  Regierung,  der  Umfang  und  Folgen  der  wirtschaftlichen  Krise, 
die  die  gesamte  Volkswirtschaft  des  Reiches  umfasst,  hat,  wohlbekannt 
sind,  hat  bisher  noch  immer  nicht  jene  Mittel  in  Anwendung  gebracht, 
die  eine  Milderung  der  für  die  gesamte  Arbeiterklasse  so  nachteiligen 
Folgen  der  Krise  herbeizuführen  imstande  wären. 

Die  bisher  auf  Rechnung  der  Investitionskredite  gemachten  Bestellungen 
sind  ganz  ungenügend,  um  auch  nur  einem  wesentlichen  Bruchteile  der 
vielen  Tausende  arbeitsloser  Arbeiter  Beschäftigung  zu  bieten. 

Die  Versammlung  fordert  darum  die  sofortige  Inangriffnahme  aller 
geplanten  und  übrigens  auch  im  allgemeinen  Interesse  notwendigen  Ar- 
beiten und  erwartet  neue  Bestellungen  in  einem  Ausmasse,  das  wenigstens 
einigermassen  die  Arbeitslosigkeit  einschränken  könnte. 

Die  Versammlung  fordert  die  Regierung  auf,  die  Landesbehörden  an- 
zuweisen, unverweilt  geeignete  Aufträge  an  die  infolge  der  Krise  still- 
stehenden Betriebe  gelangen  zu  lassen. 

Sie  fordert  ferner,  dass  die  Behörden  vor  allem  die  Österreichi- 
sche Industrie  mit  Aufträgen  versorgen  und  von  der  Regierung  ver- 
anlasst werden,  jetzt,  während  der  Krise,  Aufträge  an  die  ausländische 
Industrie  nicht  zu  erteilen. 

Die  Versammelten  fordern  die  Regierung  auf,  dafür  zu  sorgen,  dass 
bei  allen  staatlichen  und  von  öffentlichen  Körperschaften  erteilten  Auf- 
trägen an  die  Industriellen  in  die  Bedingnishefte  solche  Bestimmungen 
aufgenommen  werden,  durch  die  die  Arbeiter  wenigstens  in  der  den 
heutigen  Gesetzen  entsprechenden  Weise  geschützt  werden.    In  diese  Be- 
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dingnishefte  sind  auch  Bestimmungen  über  die  Hübe  der  Löhne  und  die 
Dauer  der  Arbeitszeit  aufzunehmen,  um  zu  verhindern,  dass  die  dabei  zu 
beschäftigenden  Arbeiter  von  ihrer  gewohnten  höheren  Lebenshaltung 
herabgedrückt  werden. 

Die  Versammlung  protestiert  feierlich  und  energisch  gegen  den  auf 
dem  Gebiete  der  sozialen  Reformen  eingetretenen  Stillstand,  der  durch 
die  Schuld  der  Kegierung  und  die  Gegnerschaft  der  bürgerlichen  Parteien 
herbeigeführt  wurde.  Sie  fordert  von  Regierung  und  Parlament  endlich 
die  Erfüllung  der  in  der  Thronrede  geäusserten  Versprechungen  auf  den 
Ausbau  des  Arbeiterschutzes  und  Einführung  der  Alters-  und  Invaliditats- 
versicherung  der  Arbeiter. 

Die  Versammlung  protestiert  nachdrücklichst  gegen  die  von  der  Re- 
gierung gegen  die  gewerkschaftlichen  Organisationen  der  Arbeiter  gerich- 
teten parteiischen  Massnahmen,  die  Gewährung  von  Unterstützungen  an 
arbeitslose  Mitglieder  durch  diese  Verbindungen  als  ungesetzlich  zu  er- 
klären, währond  den  Unternehmerorganisationen  die  Gewährung  von 
Streikunterstützungen  gestattet  wurde. 

Die  Versammelten  richten  an  den  Sozialdemokratischen  Verband  der 
Abgeordneten  vertrauensv^l  die  Aufforderung,  im  Parlament  alles  Geeig- 
nete zu  thun,  wodurch  Regierung  und  Parlament  genötigt  werden  können, 
schleunigst  eino  ernstliche  und  wirkungsvolle  Aktion  zur  Milderung  der 
ungeheuer  traurigen  Folgen  der  wirtschaftlichen  Krise  zu  unternehmen. 

4.  Chemische  Industrie. 

a)  Resolutionen  der  U n  f a  1 1  v e r h ü  t  u  n g s k o m m i s s  i  o n  im  k.  k. 
österreichischen  Handelsministerium,  angenommen  in  der 
Sitzung  vom  20.  Dezember  1  i»c  >*>  auf  Antrag  des  Herrn  Regierungsrates 
Koegler. 

Antrag.  Das  k.  k.  Handelsministerium  wird  ersucht,  jene  Mittel 
in  Erwägung  zu  ziehen,  welche  geeignet  sind,  die  Verwendung  des  giftigen, 
weissen  oder  gelben  Phosphors  in  der  Ziindwarenfabrikation  mit  Aus- 
nahme der  Herstellung  von  Zündbändern  für  Grubensicherheitslampen  aus- 
zuschalten. Hierzu  ist  vor  allem  das  gesetzliche  Verbot  der  Herstellung, 
des  Verkaufes  und  der  Einfuhr  von  Zündwaren,  welche  weissen  oder 
gelben  Phosphor  enthalten,  dann  geeigner,  wenn  dieses  Verbot  im  deutschen 
Reiche  Gesetzeskraft  erlangt  haben  wird.  Ausserdem  kann  die  ent- 
sprechend höhere  Besteuerung  znm  Zwecke  der  Verteuerung  solcher  Zünd- 
waren in  Betracht  kommen. 

Falls  keines  dieser  Mittel  in  nächster  Zeit  anwendbar  sein  sollte,  wird 
das  k.  k.  Handelsministerium  ersucht,  für  die  Zeit  bis  zur  Eliminierung 
der  genannton  Phosphorwaren  aus  der  Zündwarenfabrikation  eine  Revision 
der  Verordnung  vom  17.  Januar  1885,  R.G.B1.  No.  8  unter  Einholung  des 
Gutachtens  der  Unfallverhütungskommission  und  zwar  mit  möglichster  Be- 
schleunigung durchzuführen. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  wird  ersucht ,  Schutz  Vorschriften  für 
die  Verarbeitung  bezw.  Herstellung  und  Verwendung  des  Bleis  und  der 
Bleipräparate  ehemöglichst  ausarbeiten  und  das  bezügliche  Gutachten 
der  Unfall  Verhütungskommission  einholen  zu  lassen. 

b)  Forderungen  des  am  27.— 30.  Oktober  1902  in  Paris  abgehaltenen 
Kongresses  der  nationalen  Arbeiterföderation  der  Pul  ver- 
fahr i  Iren  und  -raffinerien  Frankreichs. 

46* 
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1)  Unterschied.slo.se  Anwendung  der  4  Lohnklassen  in  allen  Betrieben 
und  für  alle  Arbeiter,  und  zwar : 

I.  Klasse    nach  13  Dienstjahren  5      Frs.  taglich 

II.  ..  ,.      6  ..  4,80 

HI  3  ..  4,50  .. 

IV.      ..  Anfangslohn  4,20  „ 

und  X/Ä  Zuschlag  für  die  Arbeiter  der  Pulverfabrik   von  Sevrau-Livrv. 

Für  die  Handwerker  und  Angestellten  der  verschiedenen  Dienstzweige 
sollen  die  Lohnsatze  denen  der  Fabrik  von  Saint-Medare  entsprechen. 

Obligatorische  monatliche  Lohnauszahlung  an  alle  Arbeiter  mit  mehr 
als  5  Dienstjahren,  ohne  Notwendigkeit  der  Aufrechthaltung  bei  Mangel 
auf  Arbeit. 

2)  Gewährung  einer  Altersrente  in  der  Höhe  der  Hälfte  des  Lohne» 
der  letzten  2  Jahre,  im  Minimum  729  Frs.  jährlich  für  Männer  und 
540  Frs.  für  Frauen,  nach  25  Dienstjahren  und  nach  zurückgelegten 
50  Altersjahren  :  ferner  Gewährung  einer  Pension,  in  der  Höhe  von  zwei 
Dritteilen  der  dem  Manne  zustehenden  Rente,  an  die  Witwe  und  die 
Waisen  jedes  nach  dem  15.  Dienstjahre  verschiedenen  Arbeiters,  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Alter.  » 

3)  Auszahlung  des  vollen  Lohnes  an  die  Unfallverletzten  und  des 
halben  Lohnes  an  die  erkrankten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  und  Ge- 
währung unentgeltlicher  ärztlicher  Behandlung  und  Krankenpflege. 

Allen  Arbeitern  sollen  künstliche  Glieder  geliefert  und  nach  Ab- 
nutzung wieder  ersetzt  werden. 

Den  Betriebsärzten  soll  das  Rocht  zustehen ,  notwendigenfalls  den 
Kranken  unentgeltliche  heisse  Bäder  zu  verschreiben. 

4)  Errichtung  einer  Budgetposition  4<>  bis,  Pulverfabriken  und  -rafii- 
nerien,  Besoldung  des  Hilfspersonals. 

Beseitigung  der  beliebigen  Dienstzuweisungen. 

Jeder  Arbeiter,  der  seinen  Arbeitsplatz  wechseln  muss,  soll  den  bis- 
herigen Lohn  weiter  beziehen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ursache,  die  zu 
diesem  Platzwechsel  führte. 

Die  Arbeitskleider  und  -schuhe  sollen  allen  Arbeitern  der  Pulver- 
fabriken und  -raffinerien  jeden  Montag  frisch  gewaschen  und  repariert 
geliefert  werden. 

5)  Strafen  und  Bussen  sollen  nur  nach  erfolgter  Untersuchung  auf- 
erlegt werden,  die  durch  eine  zur  Hälfte  aus  Vertretern  der  Betriebs- 
verwaltung, zur  Hälfte  aus  Beamten  der  Gewerkschaft  bestehenden  Kom- 
mission durchzuführen  ist. 

6)  In  den  Pulverfabriken  und  -raffinerien  soll  keine  Person  be- 
schäftigt werden,  die  eine  Reute  von  mindestens  500  Frs.  jährlich  aus 
irgend  einer  anderen,  ausserhalb  dieser  Betriebe  liegenden  Quelle  bezieht. 

7)  Jedem  Arbeiter  und  jeder  Arbeiterin  ist  ein  jährlicher  Erholungs- 
urlaub von  mindestens  zwei  Wochen  bei  vollem  Lohnbezuge  zu  gewähren. 

8)  Abschaffung  der  Akkordarbeit. 

!♦)  Zustellung  der  Ministerialzirkulare  an  die  Gewerkschaft. 

10)  Aufhebung  des  Gesetzes  vom  18.  März  1889,  betr.  die  Bevorzu- 
gung ausgedienter  Unteroffiziere  bei  der  Anstellung. 

11)  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  in  den  Pulverfabriken 
und  -raffinerien. 
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5.  Baugewerbe. 

Resolution  der  am  28.  November  1902  in  Leipzig  abgehaltenen 
IV.  Generalversammlung  des  Arbeitgeberbundes  für  das  Bau- 
gewerbe. 

Die  vierte  ordentliche  Generalversammlung  des  Deutschen  Arbeit- 
geberbundes erklart  sich  prinzipiell  für  einen  durchgreifenden  Bauarbeiter- 
schutz. In  Anbetracht  der  Fährlichkeit  des  Baubetriebes  an  sich  hält  sie 
jedoch  eine  vollständige  Beseitigung  aller  Unfälle  für  unerreichbar  und  zu 
einer  möglichsten  Verringerung  und  Vorbeugung  derselben  die  bestehenden 
Unfallverhütungsvorschriften  für  ausreichend.  Die  Generalversammlung 
erblickt  in  einer  Kontrolle  der  Bauten  durch  Arbeiter,  die  ihrem  Bildungs- 
gang nach  dazu  unbefahigt  sind,  ein  durchaus  ungeeignetes  Mittel  zur  Er- 
höhung des  Bauarbeiterschutzes  und  eine  schwere  soziale  Gefahr.  Sie 
protestiert  aus  diesen  Gründen  gegen  die  Anstellung  von  Gewerkschafts- 
beamten als  Baukontrolleure  sowie  gegen  die  gesotzliche  Regelung  einer 
derartigen  Massnahme. 

6\  Handelsgewerbe. 

a.  Beschlüsse  der  vereinigten  Kommissionen  betreffend  Sozialpolitik 
und  betreffend  Kleinhandel  des  Deutschen  Handelstages  vom  18. 
Oktober  1902. 

Die  Kommissionen  lehnen  die  Anträge  der  Handelskammern  zu  Erfurt 
und  Sorau  *)  ab;  in  Bezug  auf  die  Bemerkung  Erfurts  a  gingen  die  darüber 
erfolgten  Aeusserungen  überwiegend  dahin,  dass  während  der  gesetzlichen 
Ruhezeit  die  Angestellten  nicht  beschäftigt  werden  dürften,  auch  wenn 
sie  selbst  es  wünschten. 

Die  Kommissionen  erklärten  sich  einstimmig  gegen  den  Erlass  gesetz-  «" 
licher  Bestimmungen  betreffend  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  im  Sinne 
der  Bestrebungen   des  Deutschnationalen   Handlungsgehilfen- Verbandes. 
Inwieweit  man  diesen  Bestrebungen  an  den  einzelnen  Orten  entgegen- 
kommen könne,  sei  den  örtlichen  Behörden  zu  überlassen. 

Die  Kommissionen  sprachen  sich  einstimmig  dahin  aus,  dass  die  für 
den  Ladenschluss  am  Abend  geltende  Vorschrift  der  Gewerbeordnung: 
,.Die  beim  Ladenschluss  schon  anwesenden  Kunden  dürfen  noch  bedient 
werden",  auch  auf  den  Ladenschluss  am  Sonntag  Anwendung  finden  sollte. 

1)  Die  Handelskammer  zu  Erfurt  hat  am  8.  Dezember  1001  au  den  preußischen 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  eine  Eingabe  gerichtet,  in  der  sie  folgende  Antrage  stellte: 
,,1)  dass  die  ununterbrochene  Ruhezeit  der  Angestellten  in  den  Kolonialwaren-  und  ver- 
wandten Detailgeschäften  allgemein  auf  10  Stunden  abgekürzt  wird ;  2)  dass  der  8  Uhr- 
Ladenschluss  schon  dann  von  der  oberen  Verwaltungsbehörde  angeordnet  werden  muss  (nicht 
kann),  wenn  die  Hälfte  (uicht  zwei  Drittel)  der  Beteiligten  dies  beantragt ;  3)  dass  für  Be- 
urlaubungen, Krankheitsfülle  und  andere  unvorhergesehene  Ereignisse  Ausnahmen  von  der 
Buhezeit  der  Angestellten  resp.  Vertretungen  durch  in  demselben  Geschäft  angestellte  Per- 
sonen gestattet  werden;  4)  dass  die  Bestimmungen  über  Ladenschluss  und  Minimalruhezeit 
vom  1. — 24.  Dezember  eines  jeden  Jahres  ausser  Kraft  treten."  —  Ferner  enthält  die  Ein- 
gabe folgende  Bemerkungen :  ,,a)  Höchst  wünschenswert  wäre  es  auch,  wenn  das  Wort 
„gewähren"  im  §  139c  Absatz  1  der  Gcwcrbeordnungsnovelle  näher  interpretiert  würde, 
wenn  insbesondere  gesagt  würde,  ob  der  Prinzipal,  um  [die  ununterbrochene  Ruhezeit  von 
10  bezw.  11  Stunden  1  zu  ..gewähren",  den  freiwillig  weiter  arbeitenden  Angestellten  zwingen 
muss,  mit  der  Arbeit  aufzuhören,  oder  ihm  solche  untersagen  muss.  b)  Zweifel  könnten  auch 
darüber  entstehen,  ob  die  vom  Angestellten  nach  Geschäftsschluss  auf  den  Besuch  der  obli- 
gatorischen kaufmännischen  Fortbildungsschule  verwendeten  Stunden  „Ruhezeit"  sind  oder 
nicht." 


Digitized  by  Google 


706  - 


b.  Die  Handelskammer  zu  B  o  c  h  u  m  (Ausschuss)  beschloss  am  1.  De- 
zember, entsprechend  einer  früheren  Stellungnahme  der  Kammer,  die  Be- 
stimmungen Uber  die  Mindestruhezeit  zu  verwerfen,  dagegen  die  Ein- 
führung eines  obligatorischen  Ladenschlusses  zu  empfehlen. 

c.  Der  Zentral  verband  Deutscher  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibender sprach  sich  in  einer  an  den  Reichstag  gerichteten 
Eingabe  dafür  aus,  „es  bei  den  bestehenden  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung über  die  Sonntagsruhe  im  Haudelsgewerbe  (§  105b,  Abs.  2)  be- 
wenden zu  lassen". 

d.  Eingaben  des  d e u t  s ch n a  t  i  o n a  1  e n  Handlungsgehilfen- 
Verbandes: 

1)  An  den  Reichstag  und  Bundesrat,  vom  24.  Juli  1902  betr.  Kranken- 
versicherung. 

Bei  dem  Reichstag  und  Bundesrat  erhob  die  Verwaltung  Ein- 
spruch gegen  den  Beschluss  des  deutschen  Aerztetages,  wonach  Per- 
sonen mit  über  2000  M.  Einkommen  nicht  berechtigt  sein  sollen,  einer 
Krankenkasse  anzugehören.  Es  wurde  verlangt,  den  Kranken versiche- 
rungszwang  allgemein  einzuführen  für  Gehilfen  und  Lehrlinge  im  Handels- 
gewerbe; erstere,  soweit  sie  weniger  als  2000  M.  Gehalt  beziehen.  Per- 
sonen mit  höheren  Gehaitern  soll  das  Recht  der  Selbstversicherung  ge- 
wahrt werden. 

2)  An  das  Reichsjustizaint  und  an  alle  Ministerien  der  Bundes- 
staaten, vom  30.  Juli  bis  8.  August  1902. 

Zu  der  beabsichtigten  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Tageszeit,  inner- 
halb welcher  Wechselproteste  aufgenommen  werden  dürfen,  unterbreitete 
die  Verwaltung  dem  Reichsjustizamt  und  samtlichen  Ministerien  der 
Bundesstaaten  ein  Gesuch,  die  Vornahme  von  solchen  Protesten  nur  von 
9—12  Uhr  morgens  und  2—6  Uhr  mittags,  Sonnabends  jedoch  nur  von 
9—12  Uhr  vormittags  zuzulassen. 

3)  An  die  Kommission  für  Arbeiterstatistik,  Berlin,  und  ihre  samt  liehen 
Mitglieder,  vom  8.  August  1902  betr.  Forderungen,  betr.  Arbeitszeit  in 
den  Kontoren.  Urlaub. 

Forderungen:  Völligo  Sonntagsruhe  im  gesamten  Grosshandel.  Fest- 
setzung eines  9  -  Stundentages  für  Betriebe  mit  geteilter  und  eines 
8-Stundentages  für  solche  mit  ungeteilter  Arbeitszeit. 

Eine  mindestens  2-stündige  Mittagspause. 

Ausnahmen  von  der  täglichen  Höchstarbeitszeit  sind  nur  zuzugestehen 
bei  Arbeiten,  die  in  Notfällen  oder  im  öffentlichen  Interesse  oder  zur 
Durchführung  einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inventur  vorgenommen 
werden  müssen  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Sonntagsruhe- 
gesetzes. 

Geschaftsschluss  bei  goteilter  Arbeitszeit  spätestens  um  7  Uhr,  bei 
ungeteilter  spätestens  um  5  Uhr. 

Ein  14-tägigcr  Urlaub  für  jedes  Dienstiahr. 

4)  An  die  Mitglieder  der  Reichstagskommission  für  Beratung  des 
Antrags  Bassermann,  betr.  Kaufmännische  Schiedsgerichte,  vom  22.  No- 
vember 1902. 

Der  Antrag  Raab  und  Genossen,  wie  er  dem  Reichstage  zur  Be- 
schlussfassung vorliegt,  bildet  die    glücklichste  Lösung   der  Frage.  Es 
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wird  daher  ersucht,  im  Sinne  der  dort  niedergelegten  Grundsatze,  ins- 
besondere den  Anschluss  an  die  Gewerbegerichte  mit  unmittelbarer  und 
geheimer  Wahl  der  Beisitzer  zu  beschliessen  und  das  Alter  der  Wähl- 
barkeit auf  25,  das  der  Wahlfähigkeit  auf  21  Jahre  festzusetzen. 

5)  An  das  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  Ministerium  des 
Innern,  Berlin,  vom  10.  Dezember  1902. 

Betr.  die  ministeriellen  Ausführungsanweisungen  über  die  Genehmigung 
von  Ausnahmen  vom  Ladenschluss  in  Orten  mit  weniger  als  20O0  Ein- 
wohnern. 

Die  Ausnahmen  dürfen  vor  5  Uhr  morgens  nicht  zugelassen  und  auch 
nicht  für  mehrere  Wochen  oder  Monate  zusammenhängend  verfugt  werden. 

6)  a)  An  das  Ministerium  des  Innern,  Darmstadt  vom  12.  Dezember 
1902;  b)  das  Ministerium  des  Innern.  Altenburg  vom  13.  Dezember  1902;  c) 
das  Staatsministerium,  Abteilung  des  Innern,  Meiningen  vom  13.  Dezember 
1902;  d)  das  Ministerium  Schaumburg-Lippe,  Bückeburg  vom  15.  Dezember 
1902:  ej  das  Staatsministerium,  Dessau  vom  15.  Dezember  1902;  f)  das 
Ministerium  des  Innern,  Karlsruhe  vom  20.  Dezember  1902. 

Betr.  die  ministeriellen  Ausführungsanweisungen  über  den  Erlass  von 
Ausnahmen  vom  Ladenschluss  in  Orten  mit  weniger  als  2000  Einwohnern. 

Vor  5  Uhr  morgens  dürfen  Ausnahmen  vom  Ladenschluss  nicht  zu- 
gelassen werden. 

7i  An  das  Reichsamt  des  Innern  vom  21.  Dezember  1902,  betr.  Aus- 
nahmetage vom  Ladenschluss  und  von  der  Mindestruhezeit  (§§  139d  und 
139  e  Abs.  2  G.O.). 

Forderungen:  Fortdauernde  Beschränkung  der  Ausnahmetage  bis  zu 
ihrer  völligen  Aufhebung. 

Anhörung  der  Vertretungen  der  Gehilfen  und  Prinzipale  vor  ihrer 
Festsetzung. 

Am  24.  und  31.  Dezember,  wenn  Werktage,  sind  Ausnahmen  unter 
keinen  Umständen  zuzulassen. 

Die  Ausnahmen  vom  Ladenschluss  und  von  der  Mindestruhezeit 
müssen  zusammenfallen. 

Die  Dauer  der  Ueberarbeitszeit  muss  bestimmt  werden ;  sie  darf  nicht 
über  12  Uhr  nachts  hinausgehen;  die  Angestellten  sollen  dann  nicht  vor 
8  Uhr  früh  wieder  beschäftigt  werden  dürfen. 

Die  Ausnahmen  in  Orten  mit  weniger  als  200(3  Einwohnern  dürfen 
nicht  für  mehrere  Wochen  oder  Monate  zusammenhängend  verfügt  werden, 
sie  sind  überhaupt  abzuschaffen.  Vor  5  Uhr  morgens  oder  über  10  Uhr 
abends  hinaus  dürfen  solche  Ausnahmen  nicht  ausgedehnt  werden. 

Ausnahmen  von  der  Mindestruhezeit  zwecks  Vornahme  der  Inventur, 
von  Umzügen  oder  Neueinrichtungen  sind  von  der  vorherigen  behördlichen 
Genehmigung  abhängig.  Sie  dürfen  nur  ein  Mal  im  Jahre  gestattet  werden 
und  nicht  länger  als  für  zusammenhängend  höchstens  8  Tage.  Dieselben 
Voraussetzungen  wie  für  die  Ausnahmen  von  dor  Sonntagsruhe  im  Ge- 
werbebetrieb sollen  auch  für  ihre  Zulassung  massgebend  sein. 

8)  An  den  Keichstag  vom  29.  Dezember  1902.  betr.  Gogeneingabe 
gegen  die  Forderungen  des  Centraiverbandes  Deutscher  Kaufleute  und 
Gewerbetreibender,  betr.  Vermehrung  der  Ausnahmetage  vom  Ladenschluss 
und  Beschränkung  der  Mindestruhezeit. 
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7.  Verkehrsgewerbe. 

a.  Resolution  der  am  1.  und  2.  Dezember  1902  in  London  abgehal- 
tenen internationalen  Seemannskonferenz. 

1)  Den  in  Ausübung  ihres  Berufes  verletzten  Seeleuten  muss  eine 
ausreichende  Entschädigung  zugesichert  werden. 

2)  Eine  Ladelinie  muss  für  Schiffe  aller  Nationen  gesetzlich  festgelegt 
werden. 

3)  Eine  Bemannungsskala,  welche  die  Anzahl  und  die  Qualität  der 
Seeleute,  sowie  deren  Sprachenkenntuis  vorschreibt,  muss  ebenfalls  für  alle 
Schiffe  gesetzlich  garantiert  werden. 

4)  Gesunde  und  genügende  Kost  muss  auch  durch  Gesetz  bestimmt 
werden,  und 

5)  müssen  die  Logis  auf  allen  Schiffen  in  einem  durchaus  sanitären 
Zustande  sich  befinden. 

Wir  sind  nun  der  Ansicht,  dass  diese  Reformen  am  schnellsten  und 
wirkungsvollsten  zu  erlangen  sind,  wenn  die  Arbeiterparteien  aller  Länder 
dafür  agitieren,  dass  eine  internationale  Schifffahrts-Konferenz  einberufen 
wird,  welche  diese  Fragen  diskutiert  und  an  der  die  Rheder,  die  Seeleute 
und  die  Behörden  teilnehmen. 

b.  Resolution  des  am  7. — 9.  Dezember  in  Wien  abgehaltenen  II. 
österreichischen  Eisenbahnerkongresses. 

„Der  zweite  Kongress  der  österreichischen  Eisenbahnbediensteten 
erklärt : 

Die  österreichische  Eisenbahnerschaft  steht  nach  wie  vor  prinzipiell 
auf  dem  Boden  des  Gesetzentwurfes  zur  Regelung  des  Dienstverhältnisses 
zwischen  den  Eisenbahnen  und  deren  Bediensteten ,  wie  er  von  dem 
Sozialdemokratischen  Verbände  im  Abgeordnetenhause  eingebracht  wurde  l). 

Die  Eisenbahnerschaft  wird  mit  allen  Kräften  bemüht  sein,  die  Ver- 
wirklichung der  Forderungen  dieses  Entwurfes  durchzusetzen.*' 

c.  Resolution  der  Jahresversammlung  der  vereinigten  Gesell- 
schaft der  Eisenbahnangestellten  in  Swanssea  am  10.  Okt.  1902. 

Die  Versammlung  ist  der  Ansicht,  dass  die  Gesetzgebung  in  der 
Richtung  geändert  werden  sollte,  dass  den  Vertretern  verstorbener  Eisen- 
bahnangestellten die  Befugnis  erteilt  werden  sollte  zu  erscheinen  und 
Zeugen  zu  verhören  bei  Totenbeschau,  bei  polizeilichen  Untersuchungen 
und  Untersuchungen  des  Handelsarates;  es  ist  ferner  von  wesentlicher 
Bedeutung,  dass  einige  der  für  solche  Fälle  gewählten  Schöffen  über  die 
Beschäftigung  des  Verstorbenen  praktische  Kenntnisse  besitzen.  Die 
Versammlung  verdammt  auf  das  strengste  das  Vorgehen  derjenigen  Parla- 
mentsmitglieder, welche  die  Einfügung  einer  Bestimmung  in  die  Shops 
Clubs  Bill  vertraten,  durch  welche  die  Eisenbahnangestellten  von  den 
Wohltaten  dieses  Gesetzes  ausgeschlossen  werden. 

1)  Vgl.  deu  sozialdemokratischen  Eisenbahner-Gesetzentwurf,  eingebracht  vom  Ver- 
binde der  sozialdemokratischen  Abgeordneten  im  österreichischen  Abgeordnetenhause  in  der 
Sitzung  vom  21.  März  1*98.  Herausgegeben  von  der  Redaktion  des  ..Eisenbahner",  Wien. 
Verlag  deH  ,, Eisenbahner".  In  Kommission  bei  der  I.  Wiener  Volksbuchhandlung.  1S98. 
31  S.    Preis:  G  Kreuzer. 
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d.  Resolutionen  des  am  14.  und  15.  Dezember  1902  in  Florenz  ab- 
gehaltenen II.  Kongresses  der  nationalen  Gewerkschaft  des 
Personals  der  Sekundär-  und  Trambahnen. 

Der  Kongress  beschliesst : 

1)  die  Abgeordneten  aufzufordern,  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen, 
wonach  für  Unfälle,  für  die  das  Personal  nicht  verantwortlich  ist,  die 
Straffreiheit  erklart  wird: 

2)  die  Abgeordneten  der  Arbeiterorganisation  aufzufordern,  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  wie  auch  anlässlich  der  bevorstehenden  Debatte 
über  das  Gesetz,  betr.  den  Arbeitsvertrag  Aenderungsanträge  zu  stellen 
und  zu  unterstützen,  mit  der  Absicht,  es  sei  der  Erlass  eines  Reglements 
über  die  Arbeitsbedingungen  des  Personals  der  Sekundär-  und  der  Tram- 
bahnen, ohne  Rücksicht,  ob  diese  durch  eine  Privatgesellschaft  oder  durch 
eine  Gemeinde  betrieben  werden,  anzuordnen.  Durch  dieses  Reglement 
sind  zu  regeln:  a)  die  Pflichten  des  Personals ;  b)  die  Arbeitsdauer:  c)  die 
Ruhepausen;  d)  die  Kranken-,  Unfall-  und  Altersversicherung;  e)  das 
Maximum  der  zulässigen  Ueberstundenarbeit ;  f)  Gewinnbeteiligung  nach 
Uebersteigung  eines  gewissen,  im  voraus  bestimmten  Gewinnes. 

Das  Reglement  muss  vor  seinem  Inkrafttreten  durch  den  Gewerberat 
genehmigt  werden ;  dieser  ist.  im  Falle  eines  Konfliktes  als  Schiedsgericht 
anzurufen,  und  zwar  ebenso  bei  persönlichen  Konflikten  wie  auch  bei 
solchen,  die  eine  ganze  Organisation  berühren. 

Die  Bestimmungen  dieses  Reglements  sollen  bei  den  bereits  be- 
stehenden Sekundär-  und  Trambahnen  mit  dem  Augenblicke  der  Pro- 
mulgierung des  Gesetzes  in  Kraft  treten. 

8.  Freie  Berufsarten. 

a)  Resolutionen  des  am  16. — 19.  September  1902  in  Hamburg  abge- 
haltenen ersten  Verbandstages  des  Central  Verbandes  der  Zivil- 
musiker Deutschlands  (vgl.  „Bulletin",  S.  588.  89). 

1.  In  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  eine  grosse  Anzahl  Inhaber 
sogenannter  Musikschulen  (Stadtkapellen  u.  s.  w.)  aus  der  Ausbeutung 
jugendlicher  Arbeitskräfte  (Lehrlinge)  einen  ungeheuren  Gewinn  zu  ziehen 
bestrebt  sind,  indem  sie 

1)  eine  Anzahl  Lehrlinge  zur  Ausbildung  übernehmen,  die  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  sie  unterrichtenden  Personen  steht 
(100  und  mehr  Lehrlinge  zu  3  bis  5  Gehilfen),  wodurch  die  gründliche 
Ausbildung  geradezu  unmöglich  wird  : 

2)  die  Lehrlinge  gleichzeitig  in  Kost  und  Logis  nehmen,  wo  sie,  bei 
wenig  und  schlechter  Nahrung  mit  4.  6  und  8  Personen  in  einem  einzigen, 
oft  schon  an  sich  in  sanitärer  Hinsicht  jeder  Beschreibung  spottenden 
Raum  untergebracht,  sich  mit  2  und  mehr  Personen  in  ein  Bett  teilen 
müssen,  wodurch  die  Gesundheit  dieser  Personen  den  grössten  Gefahren 
ausgesetzt  ist ; 

3)  diese  in  den  meisten  Fällen  noch  sehr  jugendlichen  Personen 
(14  bis  18  Jahre  alt  ),  in  von  Staub  und  Alkoholdunst  verpesteter  Luft 
bis  zu  18  Stunden  in  einem  Tage  (vorzugsweise  Nachtarbeit)  gewerblich 
ausnutzen,  was  sowohl  körperlich  wie  geistig  gleich  verderblich  für  diese 
Personen  ist  und  ausserdem  zu  allerlei  moralischen  Bedenken  ernsten  An- 
lass  bietet. 
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In  Anbetracht  ferner,  dass  diese  übermassige  Lehrlingsausbeutuus, 
indem  sie  ermöglicht,  billige  Arbeitskräfte  zu  stellen,  die  Löhne  der  Be- 
rnfsmtisiker  in  einer  Weise  drückt,  dass  es  den  letzteren  nicht  mehr 
möglich  ist,  ein  auch  nur  annähernd  menschenwürdiges  Leben  zu  fristen 
und  sie  zwingt,  zu  irgend  welcher  Nebenbeschäftigung  ihre  Zuflucht  zu 
nehmen,  sie  somit  veranlasst,  sowohl  Sonntags  wie  Wochentags  ununter- 
brochen gewerblich  tätig  zu  sein,  wodurch  ihr  Familienleben  zerstört,  ihr 
Körper  vorzeitig  ruiniert  wird,  fordert  der  Verbandstag  von  der  Gesetz- 
gebung den  Erlass  von  gesetzlichen  Bestimmungen,  durch  welche 

1)  den  Inhabern  von  Musikschulen  (Stadt-  und  sonstiger  -Kapellen) 
verboten  wird,  neben  einem  Gehilfen  mehr  als  5  Lehrlinge  zu  halten: 

2)  die  Inhaber  solcher  Instituto  verpflichtet  werden,  die  Unterkunfts- 
räume der  Lehrlinge  so  zu  gestalten,  dass  mindestens  10  Kubikmeter  Luft- 
raum auf  joden  Insassen  entfallen,  und 

3)  die  höchstzulässige  Arbeitszeit,  der  Lehrlinge  auf  8  Stunden  pro 
Tag  beschränkt  wird. 

2.  In  Erwägung,  dass  der  Musiker  als  Ausüber  seines  Berufes  jeg- 
lichen gesetzlichen  Schutzes  entbehrt,  insonderheit  nicht  weiss,  welchen 
gesetzlichen  Bestimmungen  er  untersteht,  da  sowohl  Gesinde-  wie  Ge- 
werbeordnung teilweise  von  Gerichten  und  Behörden  auf  ihn  angewandt 
w  orden  sind ; 

in  fernerer  Erwägung,  dass  gerade  der  Musiker  als  solcher  eines 
gesetzlichen  Schutzes  dringend  bedürftig  ist,  weil  gerade  in  diesem  Berufe 
die  Nachtarbeit,  Beschäftigung  jugendlicher  Personen  u.  s.  w.  wie  kaum 
in  einem  anderen  Berufe  Platz  greift  und  gerade  im  Musikfach  ein  auf 
Schwindel  beruhendes  Arbeitgebertum  sich  breit  macht,  wie  es  in  anderen 
Berufen  fast  unmöglich  ist,  der  Musiker  aber  vermöge  seiner  traurigen 
wirtschaftlichen  Lage  nicht  imstande  ist,  bei  Lohnstreitigkeiten  u.  s.  w.  das 
oft  langwierige  und  an  sich  kostspielige  Vorfahren  der  ordentlichen  Ge- 
richte in  Anspruch  zu  nehmen : 

in  schliessl icher  Erwägung,  dass  auch  der  Musiker  in  Ausübung  seines 
Berufes  mannigfachen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  ausgesetzt  ist, 
fordert  der  Verbandstag  die  Unterstellung  des  gesamten  Musikerstandes 
unter  dio  Gewerbe-  und  Arbeiterschutz-  bezw.  Versicherungsgesetze. 

Der  Verbandstag  erachtet  die  auch  von  der  Gesetzgebung  mit  Bezug 
auf  andere  Bernfszweige  hinsichtlich  ihrer  Stellung  zu  den  vorbenannten 
Gesetzen  anerkannte  Klassifizierung  nach  Einkommen  für  die  einzig  richtige 
und  weist  alle  Bestrebungen,  die  darauf  gerichtet  sind,  die  Musiker  nach 
Künstlern  imd  gewerblichen  Musikern  zu  klassifizieren,  entschieden  zurück, 
weil  erstens :  eine  Grenze,  wo  der  Künstler  anfängt  bezw.  der  gewerb- 
liche Musiker  aufhört,  nicht  gezogen  werden  kann,  da  sowohl  die  in 
Kunstinstituten  angestellten  Musiker  bei  Festlichkeiten  mitwirken,  wo  ein 
höherer  Kunstgenuss  weder  verlangt  noch  geboten  wird,  während  umge- 
kehrt auch  die  vorzugsweise  gewerblich  tätigen  Musiker  zu  Kunstleistungen 
eisten  Ranges  herangezogen  worden;  zweitens:  eine  solche  Klassifizierung 
überflüssig  erscheint,  da  beide  Gruppen  in  rein  gewerblichem  Lohn-  und 
Arbeitsverhältnis  stehen. 

b)  Petition  des  Vorstandes  des  deutschen  Musikdirektoren- 
Verbandes  vom  Oktober  19«  »2  an  den  Reichstag. 

Der  wirtschaftliche  Niedergang  des  gesamten  ZivilmuHikcrstandes  veranlagst  den 
Vorstand  de*  Deutschen  Musikdirektoren -Verbandes ,  welcher  über  400  Mitflieder 
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zahlt,  die  in  ihrer  Gesamtheit  für  den  Lebensunterhalt  von  15—  20OO0  Musiker  zu 
sorgen  haben,  sich  an  den  Hohen  Reichstag  zu  wenden,  mit  der  ebenso  ergebenen  als 
dringenden  Bitte,  den  Zivilmusikerstand  vor  »einem  gänzlichen  Untergange  schützen 
zu  wollen. 

Dieser  Schutz  besteht  in  erster  Linie  darin,  die  erdrückende  Konkurrenz,  welche 
dem  Zivilmusikerstande  von  seiten  der  Militärkapellen  gemacht  wird,  zu  beseitigen l). 

Das  gewerbliche  Musizieren  haben  die  Militärkapellen  sich  seit  der  Einführung 
der  Gewerbefreiheit  zu  nutze  gemacht ;  obgleich  die  Gewerbefreiheit  für  Militärmusiker 
keinerlei  Rechte  zu  gewerblichem  Musizieren  herleitet,  so  ist  es  denselben  einfach  nach- 
gesehen worden ;  dieses  Nachsehen  aber  hat  dahin  geführt,  das«  man  ein  Recht  daraus 
macht  und  zu  den  äussersten  Mitteln  greift,  um  das  Erwerbsmusizicren  in  der  höchsten 
Ausdehnung  auszunützen,  so  das»  dieses  Geschäftsgebaren  sich  (zum  grossen  Teile)  zu 
einem  tatsächlichen  Uebelstande  gestaltet  hat. 

Trotzdem  Seine  Majestät  der  Kaiser  vom  Dezember  181*4  befohlen  hat,  in  kleinen 
Abteilungen  und  bei  Tanzmusiken  nicht  in  Uniform  zu  spielen  und  den  Zivilmusikern 
überhaupt  keine  Konkurrenz  zu  machen,  so  geschieht  das  (sehr  häufig)  nach  wie  vor 
und  es  ist  geradezu  unerklärlich,  dass  dieser  kaiserliche  Befehl  nicht  beachtet  wird; 
ja  obendrein  werden  (vielseitig)  noch  marktschreierische,  öffentliche  Anzeigen  teils  mit 
übertriebeneu  und  unwahren  Angaben  erlassen,  persönliche  Eigenschaften,  Titulaturen 
der  Dirigenten  u.  s.  w.  beigedruckt.  Hoboisten  werden  gleich  Handelsagenten  aus- 
gesandt, ja  sogar  auf  Zweirädern  sind  Trompeter  zu  zwei  und  drei  Mann  ül>er  Land 
gesandt  worden,  nm  Geschäfte  zusammen  zu  suchen;  wieder  andere  Hoboisten,  Trom- 
peter u.  s.  w.  treten  Vereinen  (Gesellschaften)  als  Mitglieder  bei,  nur  um  bei  diesen 
Vereinen  die  Musikgeschäfte  an  sich  zu  ziehen.  Alles  das  geschieht  unbeachtet  der 
Gesetze,  bezw.  Höherer  und  Höchster  Befehle;  ferner  spielen  ganze  Regimentskapellen 
bei  10  Pfg.  Eintritt,  sogar  bei  freiem  Eintritt.  Solange  das  geschieht,  wird  kein 
Lokalbesitzcr  dazu  kommen,  Zivilmusiker  anzuwerben,  da  er  weiss,  dass  das  Volk  für 
die  Uniform  schwärmt  und  derselben  nachgeht.  Dadurch  aber  wird  den  Zivilmusikern 
der  Verdienst  entzogen,  da  dieselben  nicht  existieren  können,  wenn  nicht  ein  ent- 
sprechendes Eintrittsgeld  erhoben  wird.  Ein  solches  aber  zahlt  das  Publikum  nicht, 
da  es  dort  den  Zutritt  für  10  Pfg.  oder  gänzlich  frei  hat. 

Wenngleich  es  als  selbstredend  gelten  muss,  dass  die  Militärkapellen  nicht  um- 
sonst spielen,  sondern  von  den  Lokalinhabern  eine  Vergütung  dafür  bekommen,  so 
ist  das  dennoch  zu  verwerfen,  da  dadurch  ein  unlauterer  Wettbewerb,  welchen  die 
Lokalin baber  unter  sich  betreiben,  durch  welchen  obendrein  Kunstleistungen  entwürdigt 
werden,  unterstützt  wird;  ganz  abgesehen  von  der  Erwerbsschädigung,  welche  die 
Zivilmusiker  (wie  vordem  schon  angedeutet  wurde)  dadurch  zu  erleiden  haben.  Wir 
sind  sogar  der  Meinung,  dass  selbst  die  Armee  durch  die  Ausnützung  des  gewerblichen 
Musizierens  seitens  der  Regiments-  u.  s.  w.  Kapellen  zu  leiden  hat  insofern,  als,  „man 
überzeuge  sich14,  die  Trompeter-,  Jäger-  u.  a.  w.  Kapellen  (insbesondere  in  Sachsen) 
zum  grössten  Teile  6  bis  8  Mann  über  den  gesetzlichen  Etat  zählen.  Es  ist  daraus 
doch  nerzuleiten,  dass,  da  die  Etatsstärke  der  Regimenter,  Bataillone  u.  s.  w.  gesetzlich 
festgestellt  ist,  diese  überzählig  eingestellten  Musiker  der  Mannschaft  der  Bataillone 
u.  s.  w.  entzogen  werden  müssen ;  dieses  aber  geschieht  wiederum  nur,  um  das  gewerb- 
liche Musizieren  mehr  ausnützen  zu  können,  da,  wenn  die  Kapelle  mehr  Leute  zählt, 
sie  mehrere  Orte  zugleich  besetzen  kann ;  ist  es  doch  mehrfach  schon  vorgekommen, 
dass  die  Dirigenten  einzelner  Militärkapellen  Dilettanten  zugezogen  haben,  um  das 
Geschäft  mehr  ausnützen  zu  können;  und  alle  diese  Vorkommnisse  nehmen  den 
Zivilmusikern  das  Brot  vom  Tische  und  führen  den  Untergang  deren  I^bens- 
existenz  herbei. 

Nicht  Neid  oder  Missgunst,  sondern  die  drückendste  Bedrängnis  und  Not  ist  es, 
die  den  Zivilmusikcrstand  veranlasst,  ja  zwingt,  beim  Hohen  Reichstag  darüber  vor- 
stellig zu  werden  und  um  Hilfe  zu  bitten. 

Man  soll  uns  nicht  unterschieben  wollen,  als  wollten  wir  die  Musik  von  der 
Armee  beseitigt  sehen ;  —  nein !  wir  sind  im  Gegenteil  ganz  und  voll  der  Ueberzeugung, 
dass  die  Musik  für  die  Armee  eine  unerläßliche  Notwendigkeit  ist;  —  die  Notwendig- 
keit leitet  aber  kein  Recht  dazu  her,  dass  mit  dieser  Militärmusik  einer  staatsbürger- 
lichen Berufsklassc  eine  erdrückende  Konkurrenz  gemacht  und  deren  Lebensexistenz 
aufs  höchste  gefährdet  werden  darf. 


1)  Vcrgl.  ..Bulletin",  S.  5*9. 
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Da  die  Militärmusiker  in  Staatsdiensten  stehen,  so  ist  hierbei  der  Staat  als  der 
eigentliche  Konkurrent  anzusehen  und  man  muss  sich  fragen,  wie  kommt  der  Staat 
dazu,  einer  Berufskla^se  unter  seinen  steuerzahlenden  Staatebürgern  Konkurrenz  zu 
machen  ?  Ist  der  Musiker  nicht  ein  ebenso  existenzberechtigter  Staatebürger  wie 
jeder  andere? 

Es  dürfen  doch  Handwerker  u.  s.  w.  während  ihrer  Dienstzeit  ausserhalb  der 
Armee  auch  keinerlei  Gewerbe  betreiben,  —  würde  z.  B.  der  Kaufmanns-  bezw.  HandeU- 
stand  es  sich  gefallen  lassen,  wenn  die  dienenden  jungen  Kaufleute  wahrend  ihrer 
Dienstzeit  ebenfalls  ihren  kaufmännischen  Beruf  betreiben  und  ihrem  Zivilberufsstande 
Konkurrenz  machen  wollten?  —  Wir  glauben  es  nicht;  —  wie  kommt  nun  der  Militär- 
musiker dazu,  eine  solche  Ausnahmestellung  zu  gemessen,  während  der  gesamte  Zivil- 
musikerstand  so  schwer  darunter  zu  leideu  hat:  —  ist  der  Militärmueiker  gegenüber 
dem  Zivilmusiker  nicht  schon  im  Vorteil  dadurch,  das»  er  sich  bei  einer  zwölfjährigen 
Dienstzeit  eine  Extravergütung  von  „Eintausend  Mark"  und  obendrein  eine  Zivü- 
beamtenstellung  erwirbt,  die  ihm  seine  spätere  I^ebensexistenz  verbürgt?  —  Erstens 
eine  solche  Ersparnis  zu  machen,  ist  dem  Zivilmusiker  rein  unmöglich,  und  hinsichtlich 
seiner  späteren  Lebensstellung  fällt  derselbe  nicht  selten  dem  Almosen  anheim ;  — 
dabei  aber  soll  und  muss  er  zusehen,  wie  der  Bessergestellte  ihm  das  Brot  vom  Tische 
nimmt.  Dass  das  unerträgliche  und  unhaltbare  Zustande  sind,  das  muss  jeder 
denkende  Mann  erkennen.  AVenn  der  Staat  (gleich  uns)  erkennt,  dass  der  Musiker 
für  die  Annee  eine  unerläßliche  Notwendigkeit  ist,  dann  soll  er  auch  höher  besoldet 
werden,  und  die  dadurch  entstehenden  Mehrlasten  hat  dann  die  Bevölkerung  im  all- 
gemeinen, nicht  aber  nur  eine  Berufsklasse  zu  tragen. 

Wenngleich  wir  im  Besitze  der  vollständigen  Nachweise  für  die  angeführten 
Tatsachen  sind,  so  würde  es  zu  weit  führen,  dieselben  in  ihrer  Gesamtheit  hier  an- 
schliessen  zu  wollen;  indem  wir  uns  zum  Nachliefern  etwaig  verlangter  verpflichtet 
erklären,  fügen  wir  deren  nur  einige  an,  und  richten  an  den  Hohen  Reichstag  die 
ergebene  Bitte  um  gütigen  Schutz  für  unsere  Existenz,  die  zunächst  darin  bestellt, 
Gesetze  zu  schaffen,  nach  welchen  den  Militärmusikern  alles  gewerbliche  Musizieren 
untersagt  wird. 

9.  Persönliche  Dienste. 

Petition  des  Vereins  Berliner  Dienstherrschaften  und 
Dienstangestellten  vom  März  1902  an  die  Petit ionskoinmission  des 
Reichstages.  Betrifft:  1)  Einführung  obligatorischer  Fortbildungsschulen 
mit  anschliessendem  Haushaltungsunterricht ;  2)  Ausdehnung  der  Reichs- 
kranken- und  Unfallversicherung  auch  auf  die  im  Hausdienst  Angestellten. 

TU.  Haftpflicht  und  Versicherung 

(mit  Einschluss  der  Fragen  der  Arbeitslosenversicherung). 

1 .  Beschluss  der  Kommission  betreffend  Sozialpolitik  des  Deutschen 
Handelstages  vom  18.  Oktober  1902. 

Die  Kommission  nahm  [zu  dem  im  Ministerialblatt  der  preussischen 
Handels-  und  Gewerbeverwaltung  vom  lO.  Mai  1902  veröffentlichten  Ent- 
wurf eines  Beschlusses  des  Bundesrats,  botreffend  die  Ausdehnung  des 
Versicherungszwanges  auf  die  Hausgewerbebetreibenden]  die  Stellung  ein, 
dass  sie  das  Ziel  des  Entwurfs  billigte,  den  Entwurf  selbst  jedoch  verwarf. 
Er  lasse  eine  atisreichende  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
der  Hausindustrie  und  ihrer  verschiedenartigen  Formen  vermissen.  Des- 
halb sei  es  notwendig,  dass  von  Reichs  wegen  unter  Zuziehung  von  Sach- 
verständigen eine  Ermittelung  dieser  Verhältnisse  vorgenommen  und  auf 
Grund  des  Ergebnisses  dieser  Ermittelung  ein  neuer  Entwurf  ausgearbeitet 
werde. 

2.  Die  Handelskammer  zu  Berlin  richtete  am  10.  Dezember  an  den 
preussischen  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  eine  Eingabe  mit  der  Bitte, 
er  möge  dahin  wirken,  dass  die  rigorose  Vorschrift  des  §  34  des  Gewerbe- 
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Unfallversicherung -gesetzes  vom  30.  Juni  1000  gemildert  und  die  An- 
sammlung von  Reservefonds  der  Berufsgenossenschaft  nach  Massgabe  der 
ehemaligen  Bestimmungen  wieder  geregelt  werde. 

3.  Petition  des  Verbandes  der  Deutschen  Berufsgenossen- 
schaften  vom  20.  Oktober  1002  an  den  Reichskanzler. 

Ew.  Exzellenz  bittet  der  Verband  der  Deutschen  Berufsgenossen- 
schaften hierdurch  ehrerbietigst,  in  Erwägung,  dass  die  aus  der  Initiative 
des  Reichstages  hervorgegangene  Abänderung  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes,  durch  welche  die  vorhandenen  Reservefonds  der  gewerblichen 
Berufsgeuossenschaften  um  mehr  als  400  Millionen  Mark  erhöht  werden 
«ollen,  die  Industrie  und  insbesondere  das  Kleingewerbe  schwer  belastet; 
dass  ein  Bedürfnis  für  diese  Erhöhung  in  keiner  Weise  nachgewiesen  ist  ; 
dass  durch  die  Festlegung  dieser  Gelder  gewaltige  Kapitalien  der  produk- 
tiven Verwertung  innerhalb  der  Industrie  entzogen  werden  zu  einer  Zeit, 
in  welcher  diese  ohnehin  sich  in  schwerer  wirtschaftlicher  Bedrängnis  be- 
findet;  dass  der  angebliche  Zweck  dieser  Erhöhung  auf  dem  bezeichneten 
Wege  niemals  erreicht  werden  kann,  da  die  Erhöhung  der  Reservefonds 
in  den  einzelnen  Berufsgenossonschafton  sehr  verschieden  ist  und  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  ihren  Rentenverpflichtungen  steht,  zur  Beseitigung 
dieser  Uebelstände  auf  eine  baldige  Aufhebung  des  $  34  dos  Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetzes  vom  5.  Juli  10OO  und  Wiederherstellung  der 
früheren  Bestimmungen  hochgeneigtesr  Bedacht  zu  nehmen. 

4.  Petition  des  Vorstandes  der  Z  i  eg  e  1  e  i  -  B  e  r  u  f  s  ge  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t 
vom  21.  Juli  10O2  auf  Abänderung  des  §  34  des  Gewerbe-Unfall  Versiche- 
rungsgesetzes vom  30.  Juni  1000. 

Dem  hohen  Bundesrat  und  dem  hohen  Reichstage  beehren  wir  uns  Folgende* 
ehrerbietigst  zu  unterbreiten: 

Bereits  durch  Eingabe  vom  2.  Mai  1000  •  I  658  —  hatte  der  unterzeichnete 
Vorstand  gegen  die  von  der  Rcichstagskommission  in  Vorschlag  gebrachte  Erhöhung 
de?  Reservefonds  Einsprache  erhoben. 

Wir  befanden  uns  mit  unserem  Antrage  in  TIebereinstimmung  mit  den  Vorständen 
der  anderen  gewerblichen  Berufegenossenschaften,  insbesondere  mit  dem  geschäfts- 
führeuden  Vcrbandsaussehusse  der  deutschen  Berufsgenossenschaften.  Entgegen  den 
Einwendungen  der  gesamten  deutschen  Industrie  ist  der  Vorschlag  der  Kommission 
zum  Gesetz  erhoben.  Der  S;  34  des  mit  dem  1.  Oktober  1900  in  Kraft  getretenen 
Gewcrbe-CnfaUvcrsicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1000  bestimmt  im  Absatz  1  Satz  3, 
„dass,  sofern  das  11.  Jahr  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  überschritten  ist. 
von  diesem  letzeren  Zeitpunkte  ab  die  Berufsgenossenschaft  dem  jeweiligen  Bestände 
des  gesetzlichen  Reservefonds  3  Jahre  lang  je  10  Proz.  und  weiter  in  Zeiträumen  von 
je  3  Jahren  je  1  Proz.  weniger  bis  herab  zu  je  4  Proz.  alljährlich  zuzuschlagen  hat 
und  zwar  jedesmal  unter  Anrechnung  der  Zinsen." 

Wie  schon  in  unserer  ersten  Vorstellung  ausgesprochen,  legt  diese  gesetzliche 
Bestimmung  den  zur  Ziegelei-Benifsgenossensehaft  gehörenden  Mitgliedern  kaum  er- 
schwingliche Lasten  auf.  Die  Bedenken,  welche  wir  in  der  mehrerwähnten  Eingabe 
gegen  die  Erhöhung  des  Reservefonds  erheben  zu  müssen  glaubten,  bestehen  nicht  nur 
in  vollem  Umfange  fort,  sondern  es  haben  sich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
überwiegenden  Teiles  unserer  Bernfsgenossen  seitdem  noch  bedeutend  verschlechtert. 
Ein  bessernder  Wandel  ist  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten. 

In  Anbetracht  dieses  Umstände«,  sowie  in  fernerer  Erwägung,  dass  die  durch  die 
Erhöhung  des  Reservefonds  eingeführte  ganz  erhebliche  Mehrbelastung  umso  fühlbarer 
wird,  als  das  Gewerbe-Unfallversichcrungsgesetz  im  Interesse  der  Verletzten  und  deren 
Hinterbliebenen  von  den  Unternehmern  schwere  materielle  Opfer  fordert,  hat  die  Ge- 
nossenschaftsversammlung in  der  zu  Kassel  stattgehabten  Sitzung  vom  28.  Juni  lt>02 
einstimmig  beschlossen,  bei  den  gesetzgebenden  Faktoren  auf  eine  Aeuderung  der 
Bestimmung  des  §  34  des  Gesetzes  hinzuwirken. 
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Wir  bringen  diesen  Beschluß  hiermit  zur  Ausführung  und  bitten,  die  Bestimmung 
de«  §  34  des  Gewerbc-UnfaUversichcrungsgesctzes  vom  30.  Juni  1900  im  Wege  der 
Gesetzesänderung  geneigtest  beseitigen  zu  wollen. 

5.  Eingabe  der  Elbschi  ff  ah  rts-Berufsgenossenschaft  an 
den  Reichstag  vom  24.  Oktober  1902,  betr.  Abänderung  des  §  34  des 
Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes. 

Die  im  §  31  des  Gewerbe-Unfallversicheningsgcsetzes  vom  30.  Juni  1900  ent- 
haltene Bestimmung,  nach  welcher  diejenigen  Berufsgenossenschafterl,  welche  schon 
11  Jahre  einen  Reservefonds  angesammelt  haben,  verpflichtet  werden,  dem  jeweiligen 
Bestände  des  Reservefonds  weitere  Zuschläge  und  zwar  3  Jahre  lang  je  10  Proz.  und 
weiter  in  Zeitiäumen  von  je  3  Jahren  je  1  Proz.  weniger  bis  herab  zu  je  4  Proz. 
und  zwar  jedesmal  unter  Anrechnung  der  Zinsen,  während  21  Jahren  zuzuschlagen, 
hat  aus  Anlass  der  erstmaligen  Durchfuhrung  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  in  den 
Kreisen  unserer  Genossenschaftsmitglieder  eine  tiefgehende  Erbitterung  erzeugt,  da 
durch  diese  Zuschläge  die  Beiträge  eine  Steigerung  um  19  Proz.  erfahren  haben. 

In  der  Binnenschiffahrt,  deren  Erwerbsverhältnisse  seit  Jahren  zurückgegangen 
sind,  hat  die  Einführung  von  Spezialtarifen  bei  der  Staatseisen  bahn  Verwaltung  für  den 
Transport  von  Massengütern  im  Wechsel  verkehr  des  Binnenlandes  mit  den  Seehäfen 
den  denkbar  ungünstigsten  Einfluss  auf  die  materielle  Lage  der  Betriebsunternehmer 
ausgeübt  und  derartig  auf  ihre  Vermögensverhältnisse  gedrückt,  dass  sie  die  Erhöhung 
des  Reservefonds  für  Unfallversicherungen  durch  Zusehläge  zu  den  Jahresbeiträgen  in 
dem  durch  Gesetz  vorgeschriebenen  Umfange  nicht  mehr  lange  zu  tragen  vermögen 
und  ihrem  wirtschaftlichen  Untergange  entgegen  gehen. 

Die  Elbschiffahrts-Berufsgenossenschaft  umfasst  ."»100  katastrierte  Betriebe,  von 
denen  4503  Betriebe  nur  1—  3  Arbeiter  beschäftigen.  Der  grösste  Teil  der  Geno*sen- 
schaftsmitgliedcr  verfügt  also  nur  über  ein  einziges  eigenes  Fahrzeug. 

Die  Höhe  der  anrechnungsfähigen  Löhne  betrug  im  Jahre  1901  für  20689  ver- 
sicherte Arbeiter  17  47381*0  Mark,  so  dass  im  Durchschnitt  auf  einen  Betrieb  342tf 
Mark,  auf  einen  versicherten  Arbeiter  845  Mark  an  Lohn  entfallen. 

Für  das  Jahr  1901  betrugen  die  gezahlten  Beiträge  449  129  Mark,  in  welcher 
Summe  für  den  Reservefonds  40952  Mark  ohne  dessen  Zinsen  von  23332  Mark,  daher 
im  ganzen  70284  Mark  enthalten  sind. 

Die  durchschnittliche  Belastung  der  Mitglieder  der  Berufsgenossenschaft  beträgt 
bereits  heute  2,57  Prot*,  der  anrechnungsfähigen  Löhne. 

Vorstehende  ziffernm ästige  Darstellung  Deweist,  dass  die  Binnenschiffahrt  keines- 
wegs günstiger  gestellt  ist  als  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  von  ähnlichem 
Umfange. 

Angesichts  dieser  Lage  muss  jede  Vermehrung  der  den  Betrieb  belastenden  Aus- 
gaben als  eine  schwer  drückende  empfunden  werden,  die  dazu  führen  kann,  die  noch 
selbständigen  Unternehmer  früher  oder  später  in  den  Kreis  wirtschaftlich  abhängiger 
Arbeiter  uberzuführen. 

Die  wirtschaftliche  Erhaltung  der  den  Binnenverkehr  vermittelnden  Schiffahrts- 
betriebe ist  aber  sowohl  im  Interesse  von  Handel  und  Industrie,  als  auch  der  Land- 
wirtschaft geboten,  da  letztere  den  billigen  Transport  von  Landesprodukten  im  Binnen- 
verkehr nicht  entbehren  kann. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  nicht  gerechtfertigt  und  für  den  Fortbe- 
stand der  Binnensehiffahrtsbetriebe  geradezu  gefahrvoll,  dieselben  in  Hinsicht  auf  die 
Ansammlung  der  Reservefonds  den  leistungsfähigeren  Betrieben  der  Grossindustrie 
gleichzustellen. 

In  Anbetracht  dieser  Verhältnisse  halten  wir  uns  für  verpflichtet,  bei  Einem 
Hohen  Reichtstage  vorstellig  zu  werden,  dass  der  zweite  Teil  des  §  34  des  Gewerbe- 
l'nfallversieherungsgesetzes  aufgehoben  und  durch  nachstehende,  mit  dem  §  37  «les 
Unfallversicherungsgesetzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  übereinstimmende  Fassung 
ersetzt  werde: 

„Nach  Ablauf  der  ersten  11  Jahre  und,  sofern  das  11.  Jahr  seit  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  schon  Überschritten  ist,  von  diesem  letzteren  Zeitpunkte  ab 
haben  die  Berufsgenossenschaften  dem  Reservefonds  bei  der  Umlegung  des  Jahres- 
bedarfes jährlich  2  Proz.  des  zur  Umlage  zu  bringenden  Betrages  zuzuschlagen,  so- 
lange der  Reservefonds  nicht  das  Doppelte  der  jeweiligen  Jahresumlage  erreicht." 
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6.  Petition  des  Vorstandes  des  Verbandes  der  deutschen  Bange- 
werks-Berufsgenossenschaften  an  den  Bundesrat  und  Reichstag 
vom  25.  Oktober  1JH.V2  um  Aufhebung  der  die  weitere  Ansammlung  von 
Reservefonds  betreffenden  Bestimmungen  des  §  34  des  Gewerbe-Unfall  Ver- 
sicherungsgesetzes vom  30.  Juni  1900. 

Als  die  verbündeten  Regierungen  die  Revision  der  Unfallversiehcningsgesetze  in 
die  Wege  leiteten,  beabsichtigten  sie  eine  Vergrösserung  der  vorhandenen  Reservefonds 
der  Berufsgenossenschaften  nicht.  Der  Entwurf,  welcher  am  12.  Januar  1900  dem 
Reichstage  zur  Zustimmung  unterbreitet  wurde,  cuthielt  eine  bezügliche  Bestimmung 
nicht;  im  (tegenteil,  den  Berufsgenossensehatten  sollte  nach  demselben  hinsichtlich 
der  Reservefonds  eine  Erleichterung  insofern  gebracht  werden,  als  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Vorschrift  die  Verwendung  der  Zinsen  der  bestehenden  Fond«  zur  Deckung 
der  Genossensehaftslusten  schon  dann  zuließ,  wenn  der  Reservefonds  den  doppelten 
Betrag  der  UnfallonSchndigungen  und  nicht  wie  bis  dahin  IS  des  Unfallversiche- 
rungsgesetzes vom  G.  Juli  1*84)  den  laufenden  doppelten  Jahres  bedarf  (also  Un- 
fällen Schädigungen  und  Kosten  für  Unfalluntersuchungen  und  Feststellung  der 
Entschädigungen,  für  den  Rechtsgang,  die  Unfallverhütung  und  die  Verwaltung 
überstieg. 

Auch  an  eine  Ersetzung  des  bewährten  Umlageverfahrens  durch  ein  anderes 
Prinzip  wurde  in  der  Vorlage  nicht  gedacht. 

Diesen  Entwurf  überwies  der  Reichstag  gelegentlich  der  1.  liesung  der  XXI.  Kom- 
mission und  in  dieser  beantragten  zwei  Mitglieder,  an  Stelle  des  Umlageverfahrens 
für  die  Aufbringung  der  Mittel  das  Kapitaldeckungs verfahren  zu  setzen. 

Der  Antrag  wurde  in  der  Kommission  seilet  bekämpft,  dagegen  ein  von  anderer 
Seite  gestellter  Kompromissvorschlag  angenommon,  die  vorhandenen  Reservefonds  zu 
erhöhen. 

Diese  Absicht  hat  in  den  gewerblichen  Kreisen  eine  grosse  Erregung  hervorgerufen. 
Alle  in  Berufsgenossenschaften  vereinigten  Industrien  und  Gewerbe  protestierten 
unter  sorgfältigen  Begründungen  gegen  die  geplante  Bestimmung,  leider  ohne  Erfolg. 
Der  Reichstag  besehloss  in  zweiter  und  dritter  Lesung  dem  Kommissionsantrage  ent- 
sprechend und  die  verbündeten  Regierungen  erteilten  die  verfassungsmässige  Zustim- 
mung, um  das  Scheitern  des  Gesetzes  zu  verhindern. 

So  ist  der  jetzige  §  3-1  des  Gewerbe- Unfallversieherungsgeaetzes  vom  30.  Juni 
1900  entstanden,  wonach  die  Berufsgenossenschaften  dem  jeweiligen  Bestände  de*  ge- 
setzlichen Reservefonds  drei  Jahre  laug  je  10  Proz.  und  weiter  in  Zeiträumen  von  je 
drei  Jahren  je  l  Proz.  weniger  bis  herab  zu  4  Proz.  alljährlich,  jedesmal  unter  An- 
rechnung der  Zinsen,  zugeschlagen  haben. 

Hierdurch  werden  die  Reservefonds  der  Berufsgenossenschaften,  welche  nach  der 
Nachweisung  des  Reichs- Versicherungsamt*  über  die  gesamten  Rechnungsergebnisse 
am  Schluss  des  Jahres  1900  —  1 33 1 , 2  Millionen  Mark  betrugen,  nach  den  seitens  des 
Verbandes  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  angestellten  Berechnungen  an- 
wachsen : 

nach      Jahren  auf  rund  20h'  Millionen  Mark. 

10  "-lO'-t 
ff  »I         ff         t>      <>^'>»  ff  ff 

ff  1;>  )>  1!  I!  ^13  ,,  ,, 

Somit  werden  bis  dahin  der  produktiven  Verwendung  der  Genossenschaftsmit- 
glieder mehr  als  400  Millionen  Mark  entzogen. 

Die  vorbezeichnete  Vorschrift  des  §  34  des  Gewerbc-Unfallversicherungsgesctzes 
ist  in  diesem  Jahre  bei  der  Umlegung  der  Beiträge  für  das  Jahr  1901  zum  ersten- 
mal in  Anwendung  gekommen  und  ist  zufolge  derselben  neben  den  Unfällen  Schädi- 
gungen und  den  Kosten  der  Unfalluntersuchungen  etc.,  des  Rechtsganges,  der  Unfall- 
verhütung und  Verwaltung  auch  der  Zuschlag  zum  Reservefonds  von  10  Proz.  des 
Bestandes  desselben  erhoben  worden. 

Die  durch  diesen  Zuschlag  bedingte  Erhöhung  der  Beiträge  hat  die  Befürchtungen 
der  Beteiligten  bei  weitem  übertroffen,  was  eine  grosse  Bewegung,  ja  Erbitterung  in 
den  Kreisen  der  Genossenschaftsmitglieder  zur  Folge  hatte. 

Bei  einzelnen  Berufsgenosscnschaften  betrug  die  Erhöhung  der  Beiträge  bis  zu 
34  Proz.;  wir  nennen  an  dieser  Stelle  nur  die  Papiermacber- Beruf  »genossen  schaft  in 
Mainz. 

Bei  den  Baugewerks  -  Berufsgenossenschaften  haben  sich  die  Beiträge  bis  zu 
29  Proz.  erhöht. 
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Die  Mitglieder  der  Baugewerks-Genossenschaften,  welche  ohnehin  in  ihren  Ge- 
worben nur  einen  geringen  Nutzen  erzielen,  könuen  solche  Mehrlasten  ohne  schwere, 
wirtschaftliche  Schädigung  nicht  tragen.  Denselben  ist  die  Aufbringung  der  Genossen- 
schaft* bei  träge  von  jener  äusserst  schwer  gefallen.  Die  Beiträge,  welche  auch  durch 
Zwangsvollstreckung  nicht  zu  erlangen  waren,  machten  in  den  ersten  Jahren  bis  zu 
0.  für  die  sogenannten  Kleinmeister  bis  zu  17  Proz.  der  Umlage  aus. 

Die  Schwierigkeiten  bei  Einziehung  der  Beiträge  haben  sich  seit  Erhöhung  der 
letzteren  durch  den  Zuschlag  zum  Reservefonds  ausserordentlich  vermehrt. 

lufolge  der  Beitragserhöhung  durch  die  weitere  Ansammlung  des  Reserv  efonds  ist 
eine  allgemeine  Unzufriedenheit  unter  den  Mitgliedern  der  Baugewcrks-Berufsgeuossen- 
schaften  entstanden,  welche  uns  zwingt,  um  Ifeseitigung  einer  gesetzlichen  Vorschrift 
zu  bitten,  die  in  ihren  Wirkungen  erst  in  diesem  Jahre  fühlbar  geworden  ist.  Diese 
Wirkungen  sind  nämlich  so  weitgehend,  und  da  sie  in  Zahlen  ihren  Ausdruck  linden, 
so  klar  in  die  Erscheinung  tretend,  dass  sie  einen  allgemeinen  Unwillen  hervorgerufen 
haben,  welcher  es  dringend  notwendig  erscheinen  läset,  dass  die  betreffende  Bestim- 
mung so  schnell  als  tunlieh  aufgehoben  werde. 

Die  Notwendigkeit,  die  Reservefonds  der  Berufsgenosseuschaften  zu  erhöhen, 
folgerte  der  Reichstag  aus  einer  von  einem  Statistiker  des  Reichsamts  des  Innern  ver- 
fassten  Denkschrift,  welche  den  Nachweis  zu  führen  sucht,  dass  bei  der  Fortdauer 
des  Umlageverfahrens  die  Beiträge  in  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  bis  zum 
Eintritt  des  Beharrungszustanues  im  75.  Jahre  nach  Bejrinn  der  Unfallversicherung 
auf  20  Mark  pro  Kopf  der  Versicherten  steigen  werden.  Es  wurde  daraus  geschlossen, 
dass  diese  Belastung  für  die  Industrie  unerschwinglich  sein  werde  und  dass  man  des- 
halb bei  Zeiten  die  Reservefonds  derart  erhöhen  müsse,  dass  aus  deren  Zinsen  der 
1H  Mark  pro  Kopf  der  versicherten  Personen  übersteigende  Beitrag  gedeckt  werden 
könne. 

Da  in  der  betreffenden  Denkschrift  vorausgesetzt  wird,  dass  auch  die  Kosten 
für  die  Unfallverhütung,  Entschädigungsfeststellung,  den  Rechtsweg  und  die  Ver- 
waltung in  demselben  Verhältnis  wie  die  Unfalleutschädigungcn  steigen  werden,  ferner, 
dass  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  die  Lohnhöhe  und  die  Grundlage  der  Ent- 
schädigungsfeststcllung  im  wesentlichen  dauernd  unverändert  bleiben  und  den  Ergeb- 
nissen des  Jahres  18!» t  entsprechen  werden,  was  keineswegs  zutrifft,  so  können  die 
Ergebnisse  dieser  statistischen  Arbeit  zur  Begründung  der  Notwendigkeit  einer  weiteren 
Ansammlung  der  Reservefonds  durch  die  Berufsgenossenschaften  nicht  dienen  und  « 
ist  durch  die  Denkschrift  in  keiner  Weise  festgestellt,  dass  der  Unfall  Versicherungs- 
beitrag im  75.  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Unfallversicherungsgesetzes  wirklich 
2"  Mark  pro  Kopf  der  Versicherten  im  Durchschnitt  für  alle  Beruf sgenossenschaften 
betragen  wird.  Folgt  man  der  vorl>ezcichneten  Denkschrift,  zieht  aber  von  den  Aus- 
gaben des  Jahres  1897  von  8,f>8  Mark  pro  Kopf  der  Versicherten  die  Verwaltungs- 
kosten etc.  mit  1,57  Mark  ab,  so  ergiebt  sich,  dass  für  die  Unfallentschädigungen  im 
vorangegebenen  Jahre  7,11  Mark  aufgebracht  worden  sind.  Wird  dieser  Betrag  mit 
2,8,  also  demjenigen  Faktor,  der  nach  der  Denkschrift  notwendig  ist,  um  zum  lle- 
harrungszustande  zu  führen,  vervielfältigt.,  so  erhält  man  als  Resultat  10,85  Mark,  bei 
Hinzurechnung  der  unverändert  gebliebenen  Vcrwaltungskosten  von  1,57  Mark  = 
17,92  Mark,  nicht  20  Mark  pro  Kopf.  Aber  selbst  wenn  man  den  Nachweis  der 
Steigerung  der  Genosscnschaitsbeiträge  bis  auf  20  Mark  pro  Kopf  der  versicherten 
Personen  nach  75  Jahren  seit  Beginn  der  Versicherung  als  geführt  ansehen  wollte, 
so  ist  es  dennoch  nach  unserer  Ansicht  nicht  gerechtfertigt,  in  einer  Zeit  des  wirt- 
schaftlichen Niedergnnges  Gewerbe  und  Industrie  der  Gegenwart,  mit  einer  so  schweren 
Last  zu  belegen,  um  die  künftige  Generation  vor  einer  vermeintlich  unerschwinglichen 
I^ast  zu  bewahren. 

Ein  Beitrag  zur  Unfallversicherung  von  20  Mark  auf  den  Kopf  der  versicherten 
Personen  wird  für  die  Industrie  für  unerschwinglich  gehalten,  nun  beträgt  aber  der 
Beitrag  l>ei  allen  Baugewerks- Berufsgenossen  schaffen  auf  den  Kopf  der  versicherten 
Personen  schon  jetzt  durchschnittlich  rund  14  Mark,  in  der  Hamburgischen  und 
Hannoverschen  Bnugewerks-Berufsgenossenschnft  rund  10  Mark,  in  der  N ordöstlichen 
rund  18  Mark,  in  der  Bayerischen  n:nd  22  Mark,  in  Berlin  und  den  Vororten  22,54  Mark, 
für  die  Baugeschäfte  sogar  2s,51  Mark. 

Ist  anerkannt  worden,  dass  der  Beitrag  von  20  Mark  pro  Kopf  der  Versicherten 
nach  etwa  OT)  Jahren  für  die  Industrie  unerschwinglich  sein  wird,  so  dürfte  auch  an- 
erkannt werden,  dass  die  Mitglieder  der  Baugewcrks-Berufsgenossenschaften  Beiträge 
von  20  Mark  und  mehr  pro  Kopf  der  versicherten  Personen  in  gegenwärtiger  Zeit  des 
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allgemeinen,  geschäftlichen  Stillstandes  nicht  zahlen  können,  ohne  wirtschaftlich  zu- 
rückgebracht zu  werden. 

Die  absolute  Notwendigkeit,  die  Zuschläge  zum  Reservefonds  für  die  Bauge- 
werks- Berufsgenossenschaften  aufzuheben,  dürlte  sich  aus  vorangegebenen  Tatsachen 
evident  ergeben. 

Aber  diese  Erleichterung  der  Beitragslasten  ist  nicht  nur  für  das  Baugewerbe 
notwendig,  wenn  auch  für  dieses  in  einem  besonders  hohen  Masse,  Die  gesamte 
deutsche  Industrie  bedarf  einer  Herabminderung  der  Un  fall  versichern  ngsl>eiträge,  zu- 
mal sich  dieselbe  zur  Zeit  in  einer  schweren  wirtschaftlichen  Bedrängnis  befindet.  Auf 
die  bedrängte  Lage  der  Landwirtschaft  ist  bei  Erlass  des  Gesetzes  für  Land-  und 
Forstw  irtsehaft  Rücksicht  genommen  und  deshalb  zwecks  Ansammlung  eines  Reserve- 
fonds nur  2  Proz.  des  Jahresbedarfs  vorgesehen,  auf  die  schwer  leidende  Industrie  ist 
nicht  berücksichtigt,  worden,  obwohl  auf  der  I>eistungsfähigkeit  des  Gewerbes  und  der 
Industrie  die  allgemeine  Wohlfahrt  zum  grösseren,  wenn  nicht  zum  grössten  Teile 
beruht.  Durch  die  hohen  Rücklagen  zum  Reservefonds  wird  aber  die  Leistungsfähig- 
keit der  Industrie  beeinträchtigt  und  dadurch  das  ganze  wirtschaftliche  Leben  ge- 
schädigt. Den  Gewerbetreibenden  werden  die  Betriel>smittel  entzogen  und  dicselbeu 
gezwungen,  sich  das  notwendige  Betriebskapital  zu  einem  viel  höheren  Zinsfuss  zu 
beschaffen,  als  die  von  ihnen  in  die  Reservefonds  eingelegten  Kapitalien  einbringen 
können. 

Ausserdem  kann  eine  nachteilige  Rückwirkung  der  durch  die  hohen  Unfalllastcn 
vennehrten  Unkosten  auf  die  Arbeitslöhne  nicht  ausbleiben,  da  die  Gewerbetreibenden 
bei  ihren  Preisknlkulationen  mit  den  erhöhten  Lasten  rechnen  müssen.  Es  steht  also 
bei  Beibehaltung  der  Zuschläge  zum  Reservefonds  eine  direkte  Schädigung  gerade  der 
leistungsfähigen  Arbeiterschaft  zu  erwarten,  obwohl  von  den  vermehrten  Fonds  weder 
der  gesunde  und  arbeitsfähige,  noch  der  verletzte  und  erwerbsunfähige  Arbeiter  irgend 
einen  Vorteil  hat. 

Das*  eine  Erhöhung  «1er  vorhandenen  Reservefonds  nicht  notwendig  ist,  weil  die 
in  den  Berufsgenossenschaften  vereinigten  Gewerbe  und  Industrien  eine  ausreichende 
•Sicherheit  für  die  zu  zahlenden  Renten  gewähren,  ist  wiederholt  ausgesprochen  wortlen. 
Es  bleibt  daher  nur  noch  hervorzuheben,  dass  auch  die  als  massgebend  angenommene 
Denkschrift  diese  Erhöhung  nicht  rechtfertigen  kann,  da  sie  einerseits  in  ihren  Er- 
gebnissen nicht  unanfechtbar  ist  und  es  zweitens  nicht  feststeht,  ob  die  Industrie 
nach  60  Jahren  einen  Beitrag  von  20  Mark  pro  Kopf  der  versicherten  Personen  nicht 
leichter  ertragen  kann,  als  in  der  Gegenwart  bei  der  allgemeinen  ungünstigen  Kon- 
junktur die  zeitigen  Beiträge. 

Der  Vorstand  des  Verbandes  der  Bangewerks- Berufsgenossenschaften  glaubt  im 
Vorstehenden  nachgewiesen  zu  haben,  da«s  die  Zuschläge  zum  Reservefonds  auf  Grund 
unzutreffender  Voraussetzungen  eingeführt  worden  sind,  dass  ein  Bedürfnis  zu  deren 
Einführung  nicht  vorhanden  war  und  dass  durch  dieselben  Industrie  und  Gewerbe, 
insbesondere  das  Baugewerbe  schwer  geschädigt  werden. 

Deshalb  bittet  derselbe  gehorsamst: 

Der  Hohe  Reichstag  und  der  Hohe  Bundesrat  wollen  die  Aufhebung  der  die 
Zuschläge  zum  Reservefonds  betreffenden  Vorschrift  des  §  34  des  Gewerbe- Unfall ver- 
sieherungstresetzes  vom  30.  Juni  H*00  und  die  Wiederherstellung  der  entsprechenden 
Bestimmung  der  Regierungsvorlage  vom  Jahre  1000  hochgeneigtest  beschließen. 

7.  Petition  der  K  n  a  p  p  s  c Ii  a  it  s  -  B  o r  u  f  s  g  e  n  osse  n  sc  h  a  f 1  an  den 
hohen  Reichstag  vom  31.  Oktober  11)02,  betreffend  Aenderuny  des  §  34 
Gewerbe-l.'nfall-Versicheniiif,'sgeset«  vom  30.  Juni  190O. 

Die  Genossenschaftsversammlung  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  vom 
20.  September  d.  J.  hat  den  Genossenschaftsvorstand  einstimmig  beauftragt,  beim 
Bundesrat  und  Reichstag  die  baldmöglit  hste  Acndening  des  §  34  des  Gewerbe- Unfall- 
Versiehcrungr-goetzcs  vom  30.  Juni  1000  zu  beantragen.  Diese  gesetzliche  Vorschrift, 
nach  welcher  den  Rcscivcfonds  der  Berufsgenossenschaften  während  weiterer  21  Jahre 
ganz  erhebliche  Zuschläge  zuzuführen  sind,  so  dass  die  bereits  vorhandenen  hohen 
Fonds  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  um  mehr  als  400  Millionen  Mark 
erhöht  werden  sollen,  hat  unter  den  Bctricb-*unternchmern  grosse  Unzufriedenheit  und 
Unwillen  hervorgerufen,  weil  der  produktiven  Verwertung  in  der  Industrie  und  dem 
unliillversicherungNpflichtigen  Handwerk,  ohne  dass  ein  Bedürfnis  nachgewiesen  ist, 
jährlich  so  gewaltige  ^umtuen  entzogen  werden. 

1  >ie  Knap|ischafls-Bcnif>gcni'.-scii*chaft  mit  weit  über  600000  versicherten  Personen 
nimmt  an  der  Erhöhung  des  Reservefonds  mit  mehr  als  83  Millionen  Mark  teil,  so 
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dass  der  Bestand  ihrer  Rücklagen  mit  dem  Jahre  1921  die  Höhe  von  über  110  Millionen 
Mark  erreicht  haben  würde.  Ihre  Jahresumlagc  erhöhte  sich  vom  Jahre  1900  zum 
Jahre  1901  von  10  770 l>**7,lt>  Mark  auf  14  i»H4  r»45,r»T>  Mark,  also  um  4  2Ur>  448,39  Mark 
oder  39  Pro/-.  In  dieser  Erhöhung  liegen  allein  2  OOS  7(51,34  Mark  Einlagen  in  den 
Reservefond*. 

Die  Aufbringung  dieser  gewaltigen  Kapitalien  für  den  Reservefonds  neben  der 
im  Gesetz  vorgesehenen  Erhöhung  der  Unfallentschädigung  bedrückt  die  Industrie 
schwer,  namentlich  in  der  gegenwärtigen  Zeit  des  wirtschaftlichen  Niederganges,  and 
trägt  unzweifelhaft  mit  zur  Herabminderung  der  Arbeitslöhne  bei,  deren  weiterer 
Rückgang  tunlichst  zu  vermeiden  doch  gewiss  im  allseitigen  Interesse  liegt. 


8.  Petition  des  Bundes  der  Bau-,   Maurer-  und   Zimmer  - 

meist  er  zu  Berlin  vom  18.  November  1002  an  den  Reichstag  und  den 

Bundesrat  um  Aufhebung  der  eine  weitere  Ansammlung  des  Reservefonds 

betreffenden  Bestimmung  aus  §  34  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetze* 

vom  H().  Juni  DKM). 

Nach  den  Erfahrungen,  die  wir  in  unserem  engeren  Kreise  gemacht  haben, 
und  nach  den  durch  ein  reichsstatistisches  Material  erhärteten  Beobachtungen  der 
baugewerblichen  Berufsgenoeseuschaften,  die  ein  bedenkliches  Bdd  von  der  wirtschaft- 
lichen I-age  des  deutschen  Baugewerbes  zeigen,  müssen  wir  die  aus  der  —  durch  die 
Gesetzesnovelle  vom  30.  Juni  1900  eingeführten  —  Erhöhung  der  berufsgenossen- 
schaftlichen  Reservefonds  sich  ergebende  enorme  Mehrbelastung  der  Genossenschafts- 
mitglieder als  eine  unser  Gewerbe  wie  die  deutscheu  Betriebsunteruehmer  überhaupt 
Bchwer  schädigende  Bürde  ansehen,  die  um  so  drückender  empfunden  wird,  ab  sie 
ohne  jeglichen  Nutzen  für  die  Arbeiter  ist,  ihr  also  nicht  wie  bei  den  übrigen  Auf- 
wendungen der  sozialen  Hilfsbereitschaft  ein  Gegengewicht  in  dem  Gedanken  edler 
Nächstenliebe  gegenübersteht. 

Wir  wollen  hier  nicht  das  umfangreiche  Zahlenmaterial  wiederholen,  da*  den 
hohen  Körperschaften  durch  den  Verband  der  deutschen  Baugewerksberufsgenossen- 
schaften  unterbreitet  worden  ist ;  wir  wollen  hier  nur  einige  Beispiele  für  die  schwer- 
wiegende Mehrbelastung,  welche  durch  die  angezogene  Gesetzesnestimmung  herbei- 
geführt worden  ist,  aus  unserem  engeren  Kreise  anführen. 


ein  kleines  Baugeschäft  in  Berlin  mit  rund  3000  M.  Lohnsumme  früher  (J3  M.. 

jetzt  Sl  M.  jährlichen  Beitrag  zur  Unfallversicherung, 
ein  mittleres  Geschäft  mit  rund  00000  M.  Lohnsumme  früher  1270  M.,  jetzt 

1610  M.  jährlichen  Beitrag  zur  Unfallversicherung, 
ein  grosses  Geschäft  mit  rund  1000000       Lohnsumme  früher  21  000  M.. 
jetzt  27  000  M.  jährlichen  Beitrag  zur  Unfallversicherung. 
Noch  ungünstiger  gestallet  sich  das  Verhältnis  für  die  Betriebe  mit  maschinellen 
Einrichtuniren  oder  für  gewisse  Spezial betriebe,  z.  B.  das  Abbruchsgewerbe;  während 
früher  ein  Abbruchsunternehmer  bei  einer  Lohnsumme  von  28000  M.  einen  jährlichen 
Beitrag  von  2000  M.  zu  zahlen  hatte,  so  ist  dieser  jetzt  bis  auf  3100  M.  gestiegen. 

Im  Durchschnitt  beträgt  die  Steigerung  der  Beiträge  bei  unserer  Genossenschaft 
27  Proz.,  bei  anderen  ist  sie  noch  höher  und  geht  bei  einigen  bis  auf  34  Proz. 

Angesichts  solcher  ausserordentlichen  Mehrbelastung,  die  bei  dem  an  sich  schon 


schaftliche  Existenz  vieler  aufs  schwerste  zu  bedrohen  oder  gar  mancher  auszu- 


hohen  Reichsregierung  selbst  gar  nicht  beabsichtigt  war,  gestatten  wir  uns  in  Verfolg 
eines  einstimmigen  Beschlusses  unserer  Innungsversammlung  vom  8.  Oktober  1902 
die  gehorsame  Bitte  auszusprechen :  die  Bestimmung  des  §  34  des  Gewerbe- Unfall ver- 
sicherungsgesetzes  vom  30.  Juni  1900  im  Wege  der  Gcsetzesänderung  hochgeneigtes t 
beseitigen  und  die  Wiederherstellung  der  betreffenden  Bestimmung  der  Regierungs- 
vorlage vom  Jahre  11)00  besehliessen  zu  wollen. 

9.  Resolution  des  am  10.  und  17.  November  1902  in  Homu  abge- 
haltenen Kongresses  dor  belgischen  Bergarbeiter. 

Nach  Anhörung  der  Berichte  einiger  Delegierten  über  den  Gesetzes- 
entwurf, betr.  die  Unfallversicherung; 


So  zahlte : 
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in  Erwägung,  dass  der  Erlass  eines  Unfallversicherungsgesctzes  im 
Interesse  der  Bergarbeiter  liege; 

in  Erwägung,  dass  analoge  Gesetze  in  fast  allen  europäischen  Ländern 
bereits  erlassen  wurden; 

in  Erwägung,  dass  diese  Gesetze  auch  von  den  Arbeitern  in  der 
Hoffnung  angenommen  wurden,  dass  sie  in  einem  gerechteren  und  humani- 
täreren »Sinne  revidiert  werden ; 

in  Erwägung,  dass  der  seitens  der  Regierung  den  Kammern  vorge- 
legte Gesetzesentwurf'  zwar  eine  den  arbeitenden  Klassen  durchaus  nicht 
günstige  Tendenz  aufweist,  dennoch  aber  einen  Fortschritt  gegenüber  dem 
gegenwärtigen  Zustande  der  Dinge  darstellt; 

ladet  der  Kongress  die  Arbeitervertreter  auf,  in  ihren  Ausführungen 
in  den  Kammern  die  Bedeutung  dieses  Entwurfes  zur  Geltung  zu  bringen 
und  durch  Abänderungsan träge  das  Gesetz  in  einem  für  die  Arbeiter 
günstigeren  Sinne  zu  verbessern  bestrebt  zu  sein. 

10.  Resolutionen  dos  am  14.  und  15.  Dezember  1902  in  Brüssel  ab- 
gehaltenen IV.  belgischen  Gewerkschaftskongresses. 

I.  Der  Kongress  fordort : 

1)  die  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  alle  Lohnarbeiter  ohne 
Unterschied  der  Nation  und  für  alle  Betriebsunfälle,  ganz  gleich,  wodurch 
sie  hervorgerufen : 

2)  eine  Entschädigung  für  alle,  auch  kleinere  Unfälle  vom  Moment 
des  Geschohens  au  in  der  Höhe  von  7">  Proz.  des  Verdienstentganges  und 
die  Ersetzung  der  Doktor-  und  Apothekerkosten  ; 

3}  eine  fühlbare  Erhöhung  der  Rente  für  die  Witwen  und  Waisen 
im  Todesfälle  des  Verletzten; 

4)  Aufrechterhaltung  der  Verantwortlichkeit  des  Unternehmers; 

5)  Einführung  der  obligatorischen  Versicherung  unter  Garantio  des 
Staates ; 

b'j  Gewährung  von  Schmerzensgeldern. 

11.  Resolution  der  am  20.  Oktober  lJMrj  in  Offenburg  abgehaltenen 
Jahresversammlung  der  Freien  Vereinigung  bad  i  seh  er  Orts-,  Be- 
triebs-, Bau-  und  T u n u n gs k r an k e n k asse u : 

Die  heutige  Generalversammlung  erachtet  die  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  als  unumgänglich  notwendig.  Dieselbe  muss  auf  der  Basis 
einer  öffentlich-rechtlichen  Institution  mit  Zwang  für  alle  Arbeiter  ein- 
geführt werden,  zu  deren  Lasten  Reich,  Unternehmer  und  Versicherte  bei- 
zutragen haben.  Als  Träger  dieser  Versicherung  weiden  dio  Krankenkassen 
bestellt,  in  Verbindung  damit  der  Arbeitsnachweis.  Beide  Institutionen 
müssen  einer  gründlichen  Ausgestaltung  unterzogen  werden.  Die  Unter- 
stützung müsste  in  gleicher  Hohe  zu  bemessen  und  von  gleicher  Dauer 
sein,  wie  bei  den  Krankenkassen. 

12.  Resolution  der  am  2K.  November  1!»02  in  Leipzig  abgehaltenen 
IV.  Generalversammlung  des  Arbeitgeborbundes  für  das  Bau- 
gewerbe. 

Dio  Generalversammlung  erklärt  sich  entschieden  gegen  eine  öffent- 
lich-rechtliche Zwangsversicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  und  protestiert 
gegen  eine  weitere  Belastung  von  Handel  und  Gewerbe. 
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13.  Das  Sekretariat  der  Land  es  Organisation  der  Gewerk- 
schaften und  der  Vorstand  der  norwegischen  Arbeiter- 
partei haben  an  das  Storthing  ein  Schreiben  gerichtet,  worin  dieses 
aufgefordert  wird,  ein  Gesetz-  über  Ktaatszusehuss  zu  den  Arbeitslosen- 
unterstützungskassen der  Gewerkschaften  ausarbeiten  zu  lassen.  Unter  der 
Voraussetzung  aber,  dass  dieses  Gesetz  schwerlich  bald  fertig  wird,  wird 
zunächst  verlangt,  dass  das  Storthing  der  .Regierung  für  das  laufende 
Finanzjahr  25  (HK)  Kronen  und  für  das  kommende  Finanzjahr  50  000 
Kronen,  die  als  Zuschuss  an  die  bestehenden  Arbeitsinsenkassen  verteilt 
werden  sollen,  bewillige.  Als  Grundlage  für  jenen  Gesetzentwurf  soll 
folgendes  dienen  : 

„Das  Storthing  stellt  der  Regierung  jahrlich  eine  bestimmte  Summe 
zur  Verfügung,  die  je  nach  der  Mitgliederzahl  und  den  Leistungen  für 
ihre  Arbeitslosen  an  die  verschiedenen  Organisationen  verteilt  wird.  Der 
Staatsbeitrag  soll  bis  zum  Dreifachen  des  für*  diesen  Zweck  verwandten 
Mitgliederbeitrages,  aber  jährlich  nicht  über  15  Kronen  pro  Mitglied  be- 
tragen. Bedingung  für  den  Staatsbeitrag  ist,  dass  die  Kassen  nur  solche 
Mitglieder,  die  ohne  eigenes  Verschulden  arbeitslos  wurden,  unterstützen 
und  der  Regierung  alljährlich  über  ihre  Tätigkeit  Bericht  erstatten." 
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München.  112  S.  Verlag  dos  Gesamt  Verbandes  der  christlichen  Gewerkschaften 
Deutschlands,  1902. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  National  sozialen  Vereins  (VII. 
Vertretertag)  zu  Hannover  vom  2.  bis  5.  Oktober  1902.  108  S.  Berlin-Schöueberg, 
Buch verlag  der  „ Hilfe-,  1902. 

Museutu  für  Arbeitcrwohlfahrtseinrichtungen  in  München.  Zweiter  Jahres- 
bericht.   103  S.    München  1902. 

Verhandlungen  der  I.  Verbandsversammlung  und  Arbeitsnachweiskonferenz  des 
Verbandes  bayerischer  Arbeitsnachweise  am  26.  und  27.  Mai  1902  in 
München.    XV  u.  15b  S.    München,  H.  Schweitzer^  Verlag,  1902. 

Untersuchungen  über  die  Heimarbeit  der  Frauen  in  Dresden.  Schriften  der 
Dresdener  (5 escl lach a  f t  für  soziale  Reform,  No.  1.  41  S.  Dresden, 
O.  V.  Böhmert,  1902. 

Private  Wohlfahrtspflege  für  Fabrikarbeiter,  Beamte  und  ihre  Familien  im  or- 
ganischen Zusammenhange  mit  der  sozialen  Reform  des  Reiches,  nebst  typischen 
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Beispielen  und  Formularen  aus  der  Praxis  ( Düsseldorfer  Anstellung,  Gruppe  XXI, 
„Soziale  Wohlfahrtspflege  im  Bergischen  Lande").  Herausgegeben  vom  Bergischen 
Verein  für  Gemeinwohl.  Bearljeitet  von  G.  Rollet  und  Dr.  F.  Ziegler. 
XIX,  28.'.  u.  184  S.    Berlin,  Bnier  &  Comp.,  1902. 

Wohlfahrtspflege  in  den  Provinzen  Rheinland,  Westfalen,  dem  Regierungsbezirk 
Wiesbaden,  den  Städten  Offenbaeh  und  Hanau.  Im  Auftrage  und  unter  Mitwirkung 
des  Vorstandes  der  Gruppe  XXI  (Gesundheitspflege  und  Wohlfahrtseinriehtungcni 
der  I  nd  ustrie-,  Gewerbe-  und  Kunstausstellung  in  Düsseldorf  11*02, 
herausgegeben  von  Dr.  med.  Aug.  Hoffmann  u.  Kgl.  Gewerbeinspektor  H.Simon.  417?. 
Düsseldorf,  Friedr.  Wolfrum,  1902. 

Schriften  der  österreichischen  Gesellschaft  für  Arbeiterschutz. 

1.  Heft:  Die  gewerbliche  Nachtarbeit  der  Frauen  in  Oesterreich.    Von  Ilse  v.  Arlt. 

2.  Heft:  Bericht  über  eine  einheitliche  internationale  Unfallstatistik  zu  Zwecken  der 
Verhütung  von  Unfällen  bei  der  Arbeit.  Von  Regierungsrat  Karl  Kögler  und  (tust. 
Parber  von  Theinburg,  k.  k.  Kommer/.ienrat  3.  Heft:  Blei-  und  Phosnhorvergif- 
tungen  in  den  gewerblichen  Betrieben  Oesterreichs.  Tatsachen  und  Aufgaben  der 
Gesetzgebung.  Von  Dr.  med.  Ign.  Kaup,  k.  k.  Amtsarzt.  37  bezw.  22  u.  79  p. 
Wien,  Franz  Deut  icke,  IS »02. 

Materialien  zum  Entwürfe  eines  Gesetzes  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung 
der  Gewerbeordnung.  Ergebnis  der  von  der  niederösterreichischen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer hierüber  abgehaltenen  Umfrage.  Im  Auftrage  des  Präsidiums  der 
n  i  ed  cröst  er  rei  einsehen  Handels  -  und  Gewer  bek  am  tu  er  zusammengestellt 
vom  Kammerconcipistcn  Dr.  Otto  von  Komorzynski.    109  S.    Wien  1902. 

III.  Private  Publikationen  quellenmassigen  Charakters. 

Albrecht,  Otto.  Gartenbaukammern?  Ein  Wort  zur  Klärung  der  schwebenden 
Frage  über  die  gesetzliche  Organisation  der  deutschen  Gärtnerei.  Herausgegeben 
vorn  Hauptvorstande  des  Allg.  deutschen  Gärtnerverbandes.  II.  Aufl.  30  S. 
Berlin  1902.    M.  0,30. 

—  Zugehörigkeit  der  Gärtnerei  zum  Handwerk.  (Nachtrag  zur  Schrift  „Gartenbau- 
kammern?") Herausgegeben  und  verlegt  vom  Haupt  vorstände  des  Allg.  deutschen 
Gärtner  Vereines.    12  S.    Berlin  1902. 

—  Das  Recht  des  Gärtners  in  Sachen  „Zuständigkeit  der  Gewerbegcriehte".  Leit- 
faden zur  Benutzung  für  Gewerbegerichte  und  Gärtner.  Herausgegeben  von  der 
Recht>»schutzabteilung  des  Allg.  deutschen  Gärtner  Vereines.  .10  S.  Berlin  1902. 
M.  0,30. 

Aubert,  Adolphe.  Arbeitsbedingungen  bei  Submissionen.  Autorisierte  Ucbcrsetzung 
von  Dr.  jur.  Franz  Hauptvogcl.  VI  u.  101  S.  Leipzig,  Dieterich'schc  Verlags- 
buchhandlung, 1902.    M.  3,0. 

Becker,  G.  Zur  Geschichte  des  Tapezierergewerbe*  und  der  Organisation  der  deut- 
schen Tapezierergehilfen.  Herausgegeben  vom  Deutschen  Tnpeziererverband. 
11(5  S.    Hamburg  1902. 

Beck,  Hermann.  Gerechter  Arbeitslohn !  VIII  u.  176  S.  Dresden,  O.  V.  Boehraert. 
1902.    M.  3,0. 

Beer,  Jos.  Die  Arbeitsverhältnisse  der  Mühlenarbeitcr  in  Niederösterreich,  Steier- 
mark, teilweise  Salzburg  und  Böhmen.  Nach  statistischen  Quellen  bearlwitet. 
51  S.    Wien,  Verlag  der  Gewerkschaft  der  Mühlenarbeiter  Oesterreichs,  1901. 

Bell om,  Maurice.  De  la  responsabilite*  en  matiere  d'aecidents  du  travail.  Commen- 
taire  de  la  loi  du  9  avril  1898  et  des  lois  et  deerets  subseuucrit«.    Paris  1902. 

Berger- Wi  Ihel mi.  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  nebst  allen  Aus- 
tührungsbestimmungeii.  Textausgalie  mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  16.  ver- 
mehrte Auflage,  bearbeitet  von  H.  Spangenberg.  Glitten tag'sche  Sammlung 
deutscher  Reiclisgesetzc,  No.  6.    XXIV  u.  773  S.    Berlin,  J.  Gutteutag,  1902. 

Brants,  Prof.  Victor.  I„egislation  du  travail  comparee  et  internationale.  Essai 
d'introduction.    VIII  et  146  p.    Louvain,  Ch.  Pceters;  Paris,  V.  Lecoffre,  1902- 

Buyilla,  Prof.  A.  Ln  legislazione  operaia  in  Ispagna.  15  p.  Palermo,  Fratelli 
Marsala,  1902. 
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Buy i IIa,  Posada  v  Morote.  El  Instituto  dcl  trabajo.  Con  Prologo  de  Canalejas. 
342  p.    Madrid,  Establecimcnto  tipogräfico  da  Ricardo  Fp,  11)02. 

Chazal.  A.  L'intordietion  du  travail  de  nuit  dos  femmes  dans  1  Industrie  francaise. 
These  pour  le  doctorat.    150  p.    Paris,  A.  Pedone,  1902. 

le  Cointe,  A.  1a*  socieHes  de  secours  nmtuels  et  leur  Organisation  tochnique. 
40  p.    Geneve  1002. 

Fürth,  Henriette.  Die  Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen.  Schriften  des  Sozial- 
wis>onsdbaftlichen  Vereins  in  Berlin,  lieft  III.  Fraukfurt  a.  M.,  Ed.  Schnapper, 
1902. 

Goltz,  Hans  Frhr.  von  der.  Die  Wohnungsinspoktion  und  ihre  Ausgestaltung  durch 
da*  Kcich.  Herausgegeben  vom  Verein  Boichs-  Wohnungsgesetz.  VI  II  u.  104  S. 
Böttingen,  Vandenhocck  &  Ruprecht,  HKJ2.    M.  1,50. 

G  rot  jahn,  Dr.  med.  A.,  und  Kriegel,  Dr.  phil.  F.  Jahresbericht  über  die  Fort- 
schritte und  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Hvgienc  und  Demographie. 
Bd.  I.  Bericht  über  die  Jahre  1000  u.  1001.  VII  u.  370  S.  Jena,  G.  Fischer, 
1002.    M.  7,50. 

Hartmann,  Prof.  Dr.  Schutz  gegen  Unfallgefahren  in  gewerblichen  Betrieben. 
1b  S.  Hvgienische  Volksschrilton.  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Th.  Sommerfeld, 
No.  2.    Berlin,  Vogel  &  Kreienbrich,  1002.' 

Hubner,  Prof.  Dr.  Heinrich.  Die  Arbeiterfrage.  Eine  Einführung.  3.,  gänzlich 
umgearbeitete  Auflage.    IX  u.  ."»Ol  S.    Berlin,  J.  Guttentag,  1002.    M.  8,—. 

Herz,  Dr.  Hugo.  Arbeitsscheu  und  Recht  auf  Arbeit.  Kritische  Beiträge  zur  öster- 
reichischen Straf-  und  Sozialgesetzgebung.  IV  u.  100  S.  Wien,  Fr.  Deuticke, 
1002. 

Hippel,  Prof.  Dr.  jur.  v.  Die  Seemannsordnung,  das  Gesetz,  betr.  die  Verpflichtung 
der  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  heimzu*ehaffcnder  Seeleute,  da*  Gesetz,  betr. 
die  Stellenvermittelung  für  Schiffsleutc  und  das  Gesetz,  betr.  Abänderung  see- 
recht lieber  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  vom  2.  Juni  1902.  Textatisgabe 
mit  Einleitung.  Erläuterungen  und  Sachregister.  Hirschfeld's  Taschen  Gesetz- 
sammlung für  Justiz  und  Verwaltung,  No.  21.  107  S.  Leipzig,  Hirschfeld,  1002. 
M  2,20. 

Hippel,  Prof.  Dr.  Robert  v.  Zur  Vagabunden  frage.  40  S.  Berlin,  Otto  Liebmann, 
li>02. 

Hoff  mann,  Dr.  med.  Aug.,  und  Simon.  H.,  Kgl.  Gewerbeinspektor.  Wohlfahrts- 
pflege in  den  Provinzen  Rheinland,  Westfalen,  dem  Regierungsbezirk  Wiesbaden, 
den  Städten  Offenbach  und  Hanau.  Im  Auftrage  und  unter  Mitwirkung  des 
Vorstandes  der  Gruppe  XXI  (Gesundheitspflege  und  Wohlfahrtsoinrichlungen) 
der  Industrie-,  Gewerbe-  und  Kunstausstellung  in  Düsseldorf,  1002.  217"  S. 
Düsseldorf,  Friedr.  Wolfrum,  1002. 

Jarres,  Dr.  jur.  K.  Das  Gcworbctrericht.  Ein  Leitfaden  für  Wähler  und  Beisitzer. 
02  S.    Düsseldorf,  L.  Schwann,'  1002.    Geb.  M.  1,-,  geh.  -  ,80. 

Kalle,  Dr.  Bolko  v.  Die  Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter  in  Pommern.  Dar- 
gestellt auf  Grund  der  von  der  Landwirtsehaftskammer  für  die  Provinz  Pommern 
im  Frühjahr  1808  veranstaltete  Enquete.  Ijindwirtschaftl.  Jahrbücher,  Bd.  XXXI, 
1902,  Heft  2  3,  p.  235— 4»>0.    Berlin,  Paul  Parey,  1002. 

Kohn,  Albert.  Unsere  erste  Wohnungs-Enquete.  Bearbeitet  im  Auftrage  des  Vor- 
standes der  Ortskrankenkasse  für  den  Gewerbebetrieb  der  Kaufleute,  Handelsleute 
und  Apotheker.  31  S.  Berlin,  Verlag  der  Ortskrankenkasse  für  den  Gewerbe- 
betrieb der  Kauflcute,  Handelsleute  und  Apotheker,  1002. 

Kol!  et,  G.,  und  Ziegler,  Dr.  F.  Private  Wohlfahrtspflege  für  Fabrikarbeiter,  Be- 
amte und  ihre  Familien  im  organischen  Zusammenhang  mit  der  sozialen  Reform 
des  Reiche*,  nebst  typischen  Beispielen  und  Formularen  aus  der  Praxis  (Düssel- 
dorfer Ausstellung,  Gruppe  XXI  „Soziale  Wohlfahrtspflege  im  Bergischen  Lande"). 
Herausgcg.  vom  Bergischen  Verein  für  Gemeinwohl.  XIX,  285  u.  184  S.  Berlin, 
Bruer  &  Co.,  1003. 

Lauterburg,  Otto.  Christentum,  Arbeiterschutz  und  soziale  Frage.  32  S.  Basel, 
Fr.  Reinhardt,  1002. 

Liebrecht,  Dr.  Reiehshülfe  für  Errichtung  kleiner  Wohnungen.  Hcrausgeg.  vom 
Verein  Reichs-Wohnungsgesetz.  10  S.  Güttingen,  Vandenhocck  &  Ruprecht, 
1002.    M.  -,40. 
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Lonsdale,  S.  The  English  Poor  Law«.  Third  cdition.  London,  P.  S.  King  and 
Son,  1902. 

Lorenzoni,  Dr.  Giovanni.  La  cooperazione  agraria  nella  Germania  modern*. 
Saggio  dcscrittivo  c  teorico.  Volume  secondo.  VI  e  3oS  p.  Trento,  Soc.  üp. 
ed.  trentina,  1902. 

Lotmar,  Prof.  Dr.  Der  Dienstvertrag  im  künftigen  schweizerischen  Civilrecht 
Separatabdruck  zu  den  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristen vereiu»  1902. 

;.()  «.     .  _  '  m 

Martin,  Marie.  Die  Frau  als  Gehilfin  bei  sozialen  Zeitaufgaben.  Vortrag,  auf  dem 
13.  evangelisch-sozialen  Kongress  am  23.  Mai  1902  in  Dortmund  gehalten.  24  S. 
Göttingen,  Vandenhoeck  *  Ruprecht,  1902.   M.  —.50. 

M  ay  er .  Heinrich.  Der  Apotheken  boykott  und  die  Krankenkasse  in  Berlin.  16  S. 
Berlin-Grunewald,  A.  Treutcl,  11M>2. 

Mombert,  Dr.  P.  Die  deutschen  Stadtgemeinden  und  ihre  Arbeiter.  (Münchener 
volkw.  Studien,  50.  Stück.)  X  u.  2til  S.  Stuttgart  u.  Berlin,  J.  G.  Cotta's  Nach- 
folger, r.H>2. 

Müller,  Otto.  Volksbildungsabendc.  Soziale  Tagcsf ragen,  27.  Heft.  38  S.  M.-Glad- 
bach,  Centralstelle  des  Volksvereins  für  das  Kiith.  Deutschland,  1902.    M.  — ,40. 

Oefele,  F.  X.  Das  Gewerbe-Uiifallversicherungsgesetz  und  das  Bau-Unfallversiche- 
rungsgesetz  nach  dem  Gesetze,  betr.  die  Abänderung  der  L'nfallversicherung»- 
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Inhaltsübersicht  und  Sachregister. 


I.  Chronologische  Uehersicht  der  Gesetze  und  Verordnungen 

in  den  einzelnen  Ländern. 


Algier,  V.  v.  21.  März  02  betr.  Arbeiter- 
schutz VII,  158-104. 

Baden,  G.  v.  27.  Juli  02  betr.  Fürsorge 
für  Beamte  infolge  von  Betriebsunfällen 

502. 

—  Bek.  v.  31.  Juli  iü  betr.  Unfall-  und 
Krankenversicherung  LXIf,  502. 

Bayern,  Kgl.  V.  betr.  Unfallfürsorge  für 
die  nichtpragmatisehen  Staatsbeamten 
und  Staatsbediensteten  009. 

Belgien,  G.  v.  HO.  Juli  Ol  betr.  Regelung 
der  ArbeiUunasse  V,  11. 

—  Kgl.  Besehl.  v.  28.  Jan.  Ol  betr.  Bronzc- 
und  Aluminiumgicssereieu. 

-  desgl.  v.  20.  Febr.  Ol  betr.  Gegenseitig- 
keit«-Versicherungsgesellschaften  12. 

-  desgl.  v.  10.  März  Ol  betr.  Fettsäure 
und  Glycerin  12. 

—  desgl.  v.  13.  März  Ol  betr.  Zcrrcibungs- 
tnaschinen  12. 

—  desgl.  v.  27.  Marz  Ol  betr.  Invert- 
zucker 12. 

—  desgl.  v.  18.  April  Ol  betr.  Schnell- 
feuerzünder 12. 

desgl.  v.  13.  Juni  u.  28.  Okt.  Ol  betr. 
Altersversicherung  12. 

—  desgl.  v.  2.  Aug.  Ol  betr.  Mineralöle  11. 
--  desgl.  v.  5.  Sept.  Ol   betr.  Weiterung 

in  Flötzen  12. 

—  desgl.  v.  28.  Okt.  Ol  betr.  Arbeits- 
masso  12. 

—  desgl.  v.  5.  Juli  Ol  betr.  Drucktinten- 
fabrikation 13. 

—  desgl.  v.  10  April  02  betr.  Soda-  und 
Pottachesilikate  XV,  207. 

—  desgl.  v.  20.  April  02  betr.  kohlcn- 
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—  desgl.  v.  17.  Nov.  02  betr.  Zünd- 
hölzchenfabriken  LIX,  022. 

—  desgl.  v.  17.  Nov.  02  betr.  Bleiweiss- 
fabrikation  LIX,  022. 

Bosnien  und  Herzegowina,  V.  v.  3  Sept. 

<>2   betr.   Normalstatut    für  Betriebs- 

krankenkassen  021. 
Bi  ltls<li-('oliiuil>in.  G.  v.  11.  Mai  oi  betr. 

Werkstätten  ( Bäckereien)  55,  059. 


Britlseh-Columbin.  G.  v.  1901  betr.  In- 
spektion der  Erzbergwerke  55. 

—  desgl.  betr.  Inspektion  der  Dampf- 
kessel 55. 

—  G.  v.  10"  >2  betr.  Abänderung  des  Ge- 
werkschaftsgesetzes XXXI,  441. 

—  desgl.  betr.  Sanitätsgesetz,  55. 

—  de*gl.  betr.  Vorkaufsrecht  parzellierter 
Krön  ländereien  55. 

—  G.  v.  21.  Juui  02  betr.  Kohlenberg- 
werke XLIX,  55,  542,  543. 

—  desgl.  betr.  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmergesetz XLV,  540. 

—  desgl.  betr.  Lohnzahlung  für  öffentliche 
Arbeiten  XLV,  541. 

—  desgl.  betr.  Arbeitsbedingungen  in  kon- 
zessionierten Unternehmungen  XLV, 
543. 

—  desgl.  betr.  Arbeitbedingungen  in  sub- 
ventionierten Unternehmungen  XLV, 
545. 

—  desgl.  betr.  Abänderung  des  Kohlen- 
bergwerksgesetzes (ch.  47  48)  XLIX, 
542. 

—  G.  v.  21.  Juni  02  betr.  betrügerische 
Vorspiegelungen  bei  Einstellung  von  Ar- 
beitern oder  Angestellten  XLV  III,  545. 

—  desgl.  betr.  Haftpflicht  für  Betriebs- 
unfälle der  Arbeiter  547. 

Britisch-Indien,  Bergwerksgesetz  von  1901 
VI,  39-43. 

—  G.  v.  9.  März  Ol  botr.  Auswanderung 
nach  Assnm  V,  44-  53. 

California,  G.  v.  20.  Febr.  Ol  betr.  arbeits- 
statistisches  Amt  21. 

—  G.  v.  28.  Febr.  Ol  betr.  Mittagsmahl- 
pause der  Arbeiter  (524. 

—  G.  v.  12.,  IG.,  23.  März  Ol  betr.  Aende- 
rung  des  Strafgesetzbuchs  22,  23. 

—  G.  v.  10.  März  Ol  betr.  Aenderung  des 
Civilgesetzbuchs  22. 

—  G.  v.  23.  März  Ol  betr.  Kinderarbeit  22. 

—  desgl.  betr.  Fabriken  und  Werkstätten. 

—  desgl.  betr.  Arbeitsstunden  in  Öffent- 
lichen Betrieben  23. 

—  G.  v.  1901  betr.  Dienststunden  der 
Polizisten  (524. 

—  desgl.  betr.  ausschliessl.  Anstellungsbe- 
rechtigung von  Kingeborenen  und  Bür- 
gern bei  öffentlichen  Arbeiten  024. 

—  G.  v.  19' fl  betr.  8-stündigc  Arbeitszeit 
in  öffentlichen  Betrieben  LVI,  024. 
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Canadiu  0.  v.  1901  betr.  Einschränkung 
der  Einwanderung  Fremder  IH,  53. 

—  G.  v.  15.  April  Ol  betr.  Ausbau  der 
FabrikgescLzgebiintr  55. 

Columbia,  G.  v.  3.  März  Ol  betr.  Arbeits- 
stunden 025. 

Connecticut,  G.  v.  17.  Mai  Ol  betr.  den 
Arbeitsvertrag  XIV,  2(37. 

—  G.  v.  29.  Mai  "1  betr.  Inspektion  von 
Bäckereien  XV,  2(i8. 

—  desgl.  betr.  farbige  Fabrikfenster  XIV, 
27o. 

—  desgl.  betr.  Arheitsnachwcisämtcr  XIV, 
27«»  272. 

—  G.  v.  3.  Juni  o2  betr.  Kinderarbeit  und 
Alterseertifikate  XIII,  272. 

—  G.  v.  17.  Juni  02  betr.  Haftpflicht  der 
Unternehmer  273. 

Dänemark,  G.  v.  1!»01  betr.  Arbeit  in  den 
Fabriken  IV,  13-21. 

Delaware,  (i.  v.  19.  Febr.  Ol  betr.  Lohn- 
pfändung XXX,  118. 

Deutsches  Reich,  Gewerhegerichtsgesetz  v. 
3o.  Juni  Ol  V,  1-0. 

—  Seemannsordnung  v.  2.  Juni  02  XXXIV 
—XXXVII,  3»>l-3SO. 

—  R  G.  v.  2.  Juni  betr.  Stellenvermittlung 
für  Schiffslcute  XXX VII,  3S<». 

—  desgl.  betr.  Abänderung  seerech  tlichcr 
Vorschriften  des  H.<i.B.  XXXVIII,  381 
-  383. 

—  desgl.  betr.  Verpflichtung  der  Kauf- 
fahrteischiffe zur  Mitnahme  heimzu- 
Bchnffender   Seeleute   XXXVII,  383 

— 38-1. 

—  Süssstoffgesetz  v.  7.  Juli  02  XXXIII, 
384  3*5. 

—  Zolltarifgesetz  v.  25.  Juli  <»2  005. 

—  B.R.V.  v.  5.  Juli  betr.  Verlängerung  der 
Frist  für  bauliche  Veränderungen  in 
Zinkhütten  lo. 

—  desirl.  v.  24.  Nov.  02  betr.  Inkraftsetzung 
des  (i.  v.  3o.  Juni  00  über  I  nfallfür- 
sorge  für  Gefangene  0o5. 

—  B.R.Bck.  v.  3.  April  <M  betr.  Sonntags- 
ruhe im  Gewerbebetriebe  IV,  8—10. 

—  desgl.  v.  23.  Jan.  02  betr.  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Gast-  und  Schankwirt- 
sehaften  X,  131  133. 

—  dogl.  v.  25.  Jan.  oi_»  betr.  Ijidenschluss 
X,  133. 

—  desgl.  v.  31.  Jan.  <>2  l>ctr.  Arbeiterinnen 
und  Jugendliche  in  C'ichorienfabriken, 
X,  134. 

—  dogl.  v.  1.  März  o2  betr.  Vulkanisierung 
in  Gummi fabriken  IX,  135— 138. 

—  desgl.  v.  5.  März  02  betr.  Arbeiterinnen 
und  Jugendliche  in  Rohrznckerfabriken 
etc.  JX,  138. 

—  desgl.  v.  5.  März  02  betr.  Arbeiterinnen 
und  jugendliche  Arbeiter  in  Glashütten 
etc.  IX,  140  143. 

—  desgl.  v.  15.  März  "2  betr.  jugendliche 
Arbeiter  in  Steinkohlenbergwerken  143. 


Deutsches  Reich,  B.R.ßek.  v.  20.  März  02 
betr.  Arbeiterinnen  in  solchen  143. 

—  desgl.  betr.  Steinmetzgewerbe  VIII, 
143—145. 

—  desgl.  v.  27.  Mai  02  betr.  Arbeiterinnen 
und  Jugendliche  in  Walz-  und  Hammer- 
werken XV,  244-240. 

—  desgl.  v.  24.  Juni  02  betr.  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  in  Hechel  räumen 
4U9. 

—  desgl.  v.  22.  Okt.  02  betr.  Einrichtung 
und  Betrieb  der  Rosshaarspinnereien  etc. 
XL1X,  499. 

—  desgl.  v.  9.  Dez.  02  betr.  Einführung 
von  Lohnbüchern  für  die  Kleider-  und 
Wäschekonfektion,  LV11,  005. 

—  R.Vers.Amt,  Bek.  v.  31.  März  02  betr. 
Versicherungsbeiträge  für  ausländische 
Arbeiter  XXIV.  201. 

—  desgl.  Nachtrag  (15.  Febr.  02)  zu  den 
Unfallverhütungsvorschriften  der  ße- 
k!eidungsindustrie-Berufsgenos*enRchaft 
201. 

—  desgl.  Nachtrag  (15.  Juli  02)  zu  denen 
der  anhaltischen  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft  611. 

-  desgl.  Nachtrag  (8.  Nov.  02)  zu  denen 
für  Betriebe  der  Berufsgenosscnschaft 
der  Feinmechanik  011. 

—  desgl.  Bestimmungen  (28.  April  02)  betr. 
den  Beirat  für  Arbeitsstalistik  243. 

—  desgl.  Nachtrag  (5.  März  02)  zu  denen 
der  sächsischen  Baugcwerks-Berufsge- 
nossenschaft  505. 

—  desgl.  Nachtrag  (10.  Juli  02)  zu  denen 
der  Brauerei-  und  Mälzerei-Berufsge- 
nossenschal t  505. 

Finnland,  G.  v.  19.  Juni  02  über  Pacht 
von  Grund  und  Boden  auf  dem  Lande 
LIV  045. 

—  G.  v.'  9.  Okt.  02,  betr.  die  Haftung  des 
Schiffsreeders  für  körperl.  Beschädigung 
die  den  Seemann  im  Berufe  trifft  LX1II. 
016. 

—  Scnatsbeschluss,  betr.  Vorschriften  für 
die  Unfallversicherungsanstalt  LXH1, 
048. 

Florida,  G.  v.  22.  Juni  Ol  betr.  Schutz  der 
Angestellten  im  Handelsverkehr  XXXI, 
419. 

—  desgl.  betr.  Stimmfreiheit  Angestellter 
XXXI,  420. 

Frankreich,  G.  v.  25.  März  01  betr.  De- 
legierte zur  Wahrung  der  Sicherheit  der 
Bergarbeiter  26. 

G.  v.  IS  Juli  Ol  betr.  Sicherung  des 
Arbeitsvertrages  von  Reservisten  und 
Landwehrmännern  IV,  27. 

—  G.  v.  2.  März  02  betr.  Anleihen  wegen 
Wcinbaukrisis  VIII,  157. 

—  G.  v.  22.  März  02  betr.  Abänderung  des 
Unfallhaftpflichtgesetzcs  XX,  157,  273 


-  V. 


Jan.  Ol  betr.  Arbeitsbeiräte  27. 
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Frankreich,  V.  v.  5.  Jan.  Ol  betr.  techni- 
sches Unterrichtswesen  27. 

—  V.  v.  24.  Jan.  Ol  betr.  Civilisten  in  Be- 
trieben der  Militärverwaltung  27. 

—  V.  v.  24.  April  Ol  betr.  Nachtarbeit, 
Sonntagsruhe  und  Arbeitsdauer  20. 

—  V.  v.  14.  Juli  <>1  betr.  Hygiene  und 
Sicherheit  in  industriellen  Betrieben  28. 

—  V.  v.  25.  Dez.  Ol  betr.  gefährliche  Be- 
triebe 21). 

—  V.  v.  18.  März  02  betr.  Revision  des 
Haftpflichtgehct7.es  157. 

—  V.  v.  23.  März  02  betr.  administrative 
Durchführung  d.  Ges.  158. 

—  V.  v.  28.  März  02  betr.  Arbeitszeit  er- 
wachsener Arbeiter  277-  271»  mit  Cirk. 
v.  21.  Sept.  02  XLV,  513-  520. 

—  V.  v.  12.  April  02  betr.  Marinebetriebs- 

rsonal  271). 
v.  14.  April  02  betr.  Beiratswahlen 
der  gegenseitigen  Hilfsgenossenschaften 
260. 

—  V.  v.  28.  April  02  betr.  Kontrolle  der 
Lebensversichcrungsgesellschaften  280. 

—  V.  v.  2.  Mai  02  betr.  den  Versicherungs- 
vertrag 280. 

.  —  V.  v.  20.  Mai  02  betr.  Arbeitszeit  der 
Maschinisten  und  Heizer  XXXIX,  432. 

—  V.  v.  27.  Mai  02  betr.  Lasten  höchstge- 
gewicht  XXIX.  433. 

—  V.  v.  4.  Juli  02  betr.  Ruhetag  in  der 
Industrie  434. 

—  V.  v.  12.  Juli  02  betr.  Pensionskasee 
der  Beamten  und  Arbeiter  der  Staats- 
eisenbahnen 511. 

—  V.  v.  18.  Juli  02  betr.  Bleiweiss  bei 
Malerarbeiten  XXXIV,  434. 

—  V.  v.  20.  Juli  02  betr.  Altersrente  511. 

—  V.  v.  6.  Aug.  02  betr.  Sicherheitsvor- 
kehrungen für  Arbeiter  512. 

—  V.  v.  15.  Okt.  02  betr.  Darlehne  an 
Arbeitergenossenschaf tsbau  ken  053. 

V.  v.  21.  Nov.  02  betr.  Zinngeschirr- 
fabrikation 052. 

—  Cirk.  v.  26.  Jan.  Ol  betr.  Sitzgelegen- 
heit für  weibliche  Angestellte  in  Laden- 
geschäften 27. 

—  Cirk.  v.  15.  Febr.  Ol  betr.  Arbeitsdauer 
der  Lokal-  und  Trambahnangcslellten 
28. 

—  Cirk.  v.  21.  Febr.  Ol  betr.  Arbeitsbe- 
dingungen bei  solchen  28. 

■~  Cirk.  v.  3.  April  Ol  betr.  Schutzvor- 
richtungen bei  Maschinen  mit  Hand- 
kurbelbetrieb 2i». 

—  Cirk  v.  8  Juni  Ol  betr.  Zusatzsteuer 
bei  Arbeitsunfällen  21). 

—  Cirk.  v.  10  Nov.  Ol  Uebcrtntungen  des 
Arbeiterschutzgesetzes  30. 

—  Cirk.  v.  20.  März  02  betr.  Arbeitszeit 
277. 

—  Cirk.  v. 27.  Mai  02  Haft pflichtgesetz  434. 

—  Cirk.  v.  2.  Juni  betr.  Verwendung  von 
Soldaten  bei  Privatarbeiten  280. 


I  Frankreich,  Cirk.  v.  11).  Juni  02  betr. 
Primärschulzeugnis  510. 

—  Cirk.  v.  3.  Aug.  02  l>etr.  die  V.  v. 
4.  Juli  02  511. 

—  Cirk.  v.  21.  Aug.  02  betr.  Schweinfurter 
Grün  513. 

—  Cirk.  v.  23.  Okt.  02  betr.  Unruhen  zu- 
folge von  Strikes  LVIII,  (»52. 

—  Cirk.  v.  25.  Okt.  o_»  betr.  Verkehr  der 
Marineverwaltungsbehörden  und  der  Ge- 
werkschaften LVIII.  052. 

Erlass  v.  10.  Mai  02  betr.  Reorgani- 
sation der  Arbeiten nspektiou  XVII,  280. 

—  Erlass  v.  21.  Okt.  OJ  betr.  8-stiindigen 
Arbeitstag  in  der  Marine  LVI.  050. 

—  Beschl.  v.  30.  Jan.  Ol  betr.  hygienische 
Einrichtungen  der  Postbureaux,  physi- 
sche Qualität  der  Bewerber  und  Tuber- 
kulosenheilstättc  27. 

I  —  Beschl.  v.  13.  Febr.  Ol  lietr.  Arbeits- 
ausschüsse bei  Staatseisenbahnen  28. 

—  Beschl.  v.  10.  Okt.  Ol  betr.  Arbeitsdauer 
der  bei  Geleisen  beschäftigten  Ange- 
stellten 28. 

—  Beschl.  v.  18.  Okt.  Ol  betr.  Arbeitsdauer 
der    Pariser  Untergrundbahnen-Ange- 


stellten 28. 

—  Beschlüsse  betr.  Verwendung  von  Blei- 
weiss VI,  XXXIV,  LI.  28,  21/,  434,  513. 

Griechenland,  G.  v.  21.  Febr.  Öl  betr.  Ent- 
schädigung bei  Unfällen  in  Berg-  und 
Hüttenwerken  XXIII,  280-201. 

Grossbritunnien,  Fabrik-  und  Werkstätten- 
gesetz 1901  III,  VI,  30  3!). 

—  G.  v.  22.  Juli  02  betr.  Arbcitsbureaux 
im  Gebiete  von  Ixmdon  520. 

—  ü.  v.8.  Aug.  02  betr.  Verbot  des  Zwaugs- 
beitritts  zu  Kassen  XL VII,  521 

—  Verordnungen  von  ll'Ol  und  11J02  betr. 
Explosivstoffen)  Kohlengruben  LI X, 522, 
053,  054. 

—  desgl. V  11)01  betr.  Heimarbeit  XLVI, 

522,  525. 

!  —  V.  v.  12.  Aug.  Ol   betr.  ausländische 

Häute  und  Felle  523. 
j  —  V.  v  23.  Dez.  Ol  betr.  Auszug  aus  dem 

Geburtsschein  523. 
j  —  V.  v.  12.  Aug.  02  betr.  Herstellung  von 

Filzhüten  XL1X,  520. 

—  Erlass  v.  Febr.  11)02  betr.  Töpfer-  und 
Porzellanwaren  XXXII,  435  —  431). 

—  Erlass  v.  1).  Juni  02  betr.  Milchmeicreien 
Irlands  XXXIII.  440. 

—  Erlass  v.  27.  Juni  02  betr.  Verwendung 
von  Frauen  bei  Bereitung  von  Käse 
und  Butter  XXXIII,  430. 

—  Erlas*  v.  14.  Juli  02  zum  Fabrikgesetz 
XLVI,  523. 

—  Erlass  v.  17.  Juli  02  betr.  Früchte- 
reinigung XXXIII,  440. 

—  Erlass  v.  22.  Aug.  02  betr.  nächtliche 
Beschäftigung  in  Blei-  und  Ziukerz- 
spurwerken  XLIX,  527. 

Hamburg,  V.  v.  30.  April  02  betr.  Gesinde- 
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Vermieter  und  Stellenvermittler  XIV, 

207-2(50. 

Hessen,  V.  v.  10.  März  Ol  betr.  Ver- 
sicherungsanstalt für  staatliche  Arbeiten 
XXIV,  148  150. 

—  G.  v.  7.  Aug.  "2  betr.  Wohnungsfür- 
sorge für  Minderbemittelte  XLVIII, 
502-505. 

Illinois,  G.  v.  10.  Juni  Ol  betr.  Frauen- 
und  Kinderarbeit  und  Fabrikinspektion 
XXX,  420. 

—  G.  v.  11.  Juni  01  betr.  Lohn  beschlag- 
nahme XXXIX,  421. 

—  desgl.  betr.  Schiedsgerichtsamt  XXXIX, 
421. 

Iowa,  G.  v.  11.  April  02  über  Fürsorge 

der  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  von 

Arbeitern  LVIII,  625. 
Italien,  G.  v.  19.  Juni  02  betr.  Regelung 

der  Frauen-  und  Kinderarbeit  XLI— 

XLV,  ISIS,  457,  548—553. 

—  G.  v.  29.  Juni  02  betr.  Errichtung  eines 
Arbeitsamtes  LH,  456,  553—555. 

—  Regl.  v.  14.  März  Ol  betr.  Verhütung 
von  Unfällen  im  Eisenbahnbetrieb  668. 

—  Dckr.  v.  5.  Juni  02,  betr.  die  Einsetzung  ! 
einer  Studienkommission    zur  Unter- 
suchung der  Formen  und  Arten  der 
Lohnzahlung  LXII. 

Japan,  Kaiserl.  Erl.  betr.  Pensionsregcln 
für  Zeughausarbeiter  555. 

Louisiana,  G.  v.  21.  Juli  02  betr.  Beschäfti- 
gung von  Kindern  etc.  LV,  626. 

Lübeck,  G.  v.  7.  Juli  <>2  betr.  Wohnuugs- 
pflege  XLVIII,  .505. 

—  Senatsverordnung  über  Strikeposten- 
stehen  70. 

Luxemburg,  Ct.  v.  5.  April  Ol  betr.  Ar- 
beiterunfallversicherung  XX,  293—  295. 

—  G.  v.  31.  Juli  ')1  betr.  Arbeiterkranken- 
versicherung XV III,  21(1  293. 

—  G.  v.  22.  Mai  02  betr.  Inspektion  der 
gewerblichen  Arbeit  XVII,  295,  331. 

—  G.  v.  8.  Juli  02  l>etr.  Arbeitszeit  bei 
Strassen  bahnen  627. 

Manitobn,  G.  v.  19.  Febr.  02  betr.  Arbeit- ; 
geber  und  -nehmergesetz  LIX,  (558. 

—  G.  v.  1.  März  "2  betr.  Dreschcrretentions- , 
recht  LIX,  658. 

Maryland,  G.  v.  27.  März  02  über  sanitäre  \ 
Verhältnisse  in  Werkstätten  und  Fa-  | 
briken  LVI,  627. 

—  G.  v.  28.  April  02  über  Statistik  der 
Industrie  628. 

—  G.  v.  11.  April  02  über  Arbeitsstunden 
und  Kinderarbeit  LV,  629. 

—  desgl.  über  Löhne  LVII,  629. 
Massachusetts.  G.  v.  21.  Febr.  Ol  betr. 

Sonntagsarbeit  d.  Schuhputzer  XXXIX, 
273. 

—  G.  v.  6.  März  Ol  betr.  Anschlag  der 
Arbeitsstunden  LIX,  630. 

—  G.  v.  20.  März  Ol  betr.  Kinderbeschäf- 
tigung 630. 


Massachusetts,  G.  betr.  Schutz  der  Arbeiter 
in  Baugewerl)en  630. 

—  G.  v.  8.  Mai  Ol  betr.  Anschlag  in  Textil- 
fabriken  630. 

—  G.  v.  28.  Mai  Ol  betr.  Sicherheitsvor- 
kehrungen bei  Aufzügen  LVIII,  630. 

—  G.  v.  8.  Mai  02  betr.  Freizeit  für 
Stimmrecht  LVII,  631. 

—  G.  v.  3.  Juni  02  betr.  Abzeichen  der 
Arbeitervereine  LVIII,  631. 

—  Revid.  G.  Art.  104  betr.  Inspektion  von 
Häusern  etc.  631. 

—  desgl.  Art.  106  betr.  Arbeitsgesetz  LXI, 
632—641. 

Michigan,  G.  v.  25.  April  Ol  betr.  obliga- 
torischen Kinderunterricht  24. 

—  G.  v.  13.  Mai  Ol  betr.  Fabriksinspektion 
etc.  23. 

Missouri,  G.  v.  7.  März  Ol  betr.  Vermitte- 
lungs-  und  Schiedsgerichtsamt  XXXIX, 
422. 

—  G.  v.  12.  März  Ol  betr.  Befähigungs- 
nachweis für  Bergwerksarbeit  641. 

—  G.  v.  20.  März  Ol  betr.  Lohnzahlung 
XXX,  424. 

GG.  v.  1901  (Marz)  betr.  Grubenvor- 
schriften XXXII,  424-426. 

—  G.  v.  17.  April  Ol  betr.  Fabrikinspektion 

642. 

Neuenbürg,  G.  v.  26.  April  Ol  über  Ar- 
beiterinnenschutz VI,  b"0— 63. 

Neuseeland,  Ausführungsbestimmungen  v. 
16.  Mai  Ol  zum  U.V.G.  von  19Öl>  56. 

—  G.  v.  7.  Nov.  Ol  betr.  Abänderung  des 
Schtedsgeriehtsgesctzeß  v.  1900  X,  284 
-286. 

—  desgl.  Novelle  über  Kohlenlwrgwerke 

666. 

—  G.  v.  5.  Nov.  Ol  betr.  Kodifikation  der 
Gesetze  über  Lehrlingswesen  661. 

—  G.  v.  8.  Nov.  Ol  Novelle  zum  Berg- 
gesetz v.  1898  666. 

—  desgl.  Novelle  zum  Fabrikgesetz  666. 

—  G.  v.  19.  Nov.  Ol  Novelle  zum  Track- 
gesetz  662. 

NeusUd  wales,  G.  v.  10.  Dez.  Ol  betr.  ge- 
werbliche Schiedsgerichte  X,  175 — 1<9, 
442. 

—  G.  v.  28.  Dez.  Ol  betr.  Novelle  zum  G. 
v.  5.  Nov.  00  betr.  Unfallsentschädigung 
in  Bergwerken  662. 

—  desgl.  betr.  Kegel ung  der  Inspektion 
von  Bergwerken  LV,  LIX,  LXII,  6(53. 

New  York,  G.  v.  7.  Febr.  Ol  betr.  Arbeits- 
amt XII,  154. 

—  G.  v.  2.  April  Ol  betr.  Geschworenen- 
dienst 155. 

—  G.  v.  9.  April  Ol  betr.  Waschräume 
und  Aborte  in  Fabriken  156. 

—  G.  v.  12.  April  Ol  betr.  Mietshäuser 
(mit  Abänd.  v.  3.  April  02)  642. 

—  G.  v.  17.  April  Ol  betr.  Fleiachlieferung 
am  Sonntag  156. 
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New- York,  G.  v.  22.  April  Ol  betr.  An- 
schlag des  Arbeitsgesetzos  150. 

—  desgl.  betr.  Waschhäuser  IX,  156. 

—  desgl.  betr.  Schleif-  und  Politurarbeiten 
156. 

—  G.  v.  13.  Mai  Ol  betr.  Heizerprüfung  157. 

—  G.  v.  10.  April  02  betr.  Arbeitsgesetz 
XXX,  428. 

—  G.  v.  14.  April  02  betr.  Wasserleitungs- 
kommissare 42(J. 

—  1!)02  ch.  580  betr.  Stadtgericht  in  New 
York  642. 

—  desgl.  ch.  588  betr.  Rechte  der  Waeser- 
leitungskommissare  LVI,  643. 

—  desgl.  ch.  600  betr.  Haftpflicht  der  Ar- 
beitgeber 643. 

Nicaragua,  Arbeitsgesetz  vom  30.  Juni  Ol , 
LVII. 

Niederlande,  G.  v.  2.  Jan.  Ol  betr.  gesetz- 
liche Versicherung  von  Arbeitern  XXI, 

296-305. 

—  G.  v.  28.  Mai  Ol  betr.  Phosphorstreich- 
hölzer VI  56—59. 

—  G.  v.  21.  Okt.  02  betr.  Ergänzung  den 
Art.  5  de«  Arbeitsgesetzes  LIX,  669. 

—  Kgl.  Dekr.  v.  25.  Juli  Ol  und  12.  Dez. 

01  betr.  Arbeitsunfälle  0<i8,  669. 

—  desgl.  v.  28.  Nov.  Ol  betr  Arbeits- 
zeit der  Frauen  und  Kinder  668. 

—  desgl.  v.  29.  Nov.  Ol  betr.  Wahlen  in 
die  Arbeite  kämm  er  0fi8. 

Nordcarolina,  G.  v.  15.  März  Ol  betr. 

Schutz    der    Strassen  bahnangestellten 

XXXIX,  431. 
Nova  Seotia,  G.  v.  4.  April  Ol  betr.  Fabrik - 

arbeiterschutz  VII,  56,  161—168. 

—  Novelle  zum  G.  v.  1900  über  Schieds- 
gerichte in  den  Bergwerksbetrieben  657. 

—  desgl.  zu  Kap.  23  der  revid.  G.  v.  1900 
über  die  Hilfskassen  der  Bergarbeiter 
65S. 

Oesterreich,  G.  v.  27.  Juli  Ol  betr.  Kohlcn- 
gru  benarbeit  er  VI,  10,  11. 

—  G.  v.  27.  Okt.  Ol  betr.  Verkehr  mit 
Butter,  Käse  etc.  nebst  V.  v.  1.  Febr. 

02  153. 

—  G.  v.  18.  Jan.  02  betr.  Zählung  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Betriebe  mit  V.  v.  25.  März  02  XII,  153. 

—  G.  v.  25.  Febr.  02  betr.  Gewerbeordnung 
nebst  Verord.  dazu  X,  150—153,  50 < 
— 509,  620. 

—  G.  v.  27.  April  02  betr.  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte  XV,  262—267. 

—  G.  v.  8.  Juli  02  betr.  Vergünstigungen 
für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen 
Arbeiterwohnungen  XXXI,  399-104. 

—  G.  v.  12.  Juli  02  betr.  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen  506. 

—  G.  v.  19.  Juli  02  betr.  Civilstaatsbeamte 
612,  618. 

—  G.  v.  22.  Juli  02  betr.  die  bei  Bau- 
unternehmungen beschäftigten  Arbeiter 
XXXIV,  404. 


Oesterreich,  G.  v.  28.  Juli  02  betr.  Arbeitsver- 
hältnisse der  bei  Regiebauten  von  Eisen- 
bahnen und  in  deu  Hilfsanstalten  ver- 
wendeten Arbeiter  nebst  Erlass  dazu 
v.  10.  Okt.  02  LX,  405—415,  614-618. 

—  V.  v.  8.  März  Ol  betr.  Nachweis  der 
Befähigung  zur  Erlangung  der  see- 
männischen Rangeigenschaften  in  der 
Handelsmarine  153. 

—  V.  v.  20.  Mai  02  betr.  Lohn-  und 
Preistarife  für  Arbeiten  in  gerichtlichen 
Gefängnissen  LVIII,  613. 

—  G.  v.  16.  Juni  02  betr.  Aufsichtsbe- 
zirke der  Gewerbeinspektoren  613. 

—  V.  v.  19.  Juli  02  betr.  Kanzleihilfsper- 
sonal bei  den  staatlichen  Behörden  etc. 
510. 

—  desgl.  betr.  Durchführung  des  Fabri- 
kantensteuersatzes 613. 

—  V.  v.  15.  Okt.  02  betr.  Anshilfsdiener 
bei  staatlichen  Behörden  510. 

—  V.  v.  4.  Dez.  02  betr.  Arzneitaxe  LXII, 
618. 

—  Statth.Erl.  v.  1.  Sept.  02  betr.  sanitäte - 

femässe  Unterbringung  zugewanderter 
eldarbeiter  LVIII,  620. 
Ohio,  G.  v.  29.  April  02  betr.  Arbeiter- 
statistikbureau LVIII,  614. 

—  Amendement«  Act  1902  LV,  644. 
Ontario,  G.  v.  21.  Marz  02  betr.  Schieds- 
gerichte 281. 

Para  (Brasilien),  G.  v.  22.  Okt.  02  betr. 
Ausdehnung  der  Vorteile  des  G.  v.  12. 
Mai  96  auf  die  Arbeiter  der  Staatsl>e- 
triebe  623. 

Peru,  Regl.  v.  30.  April  Ol  betr.  Stellen- 
vermittelungs-  und  Plazierungsbureaux 
LXI,  669. 

Preussen,  G.  v.  16.  April  02  betr.  Ver- 
besserung der  Wohnungaverhältnisse 
von  Arbeitern  in  staatlichen  Betrieben 
und  gering  besoldeten  Staatsbeamten 
XIV,  247. 

—  G.  v.  2.  Juni  02  betr.  Fürsorge  für 
Beamte   infolge    von  Betriebsunfällen 

385-388. 

—  G.  v.  16.  Juni  02  betr.  Abgrenzung  und 
Gestaltung  der  Berufsgenossenschaften 
auf  Grund  des  §  141  des  U.V.G.  für 
Land-  und  Forstwirtschaft  3&N. 

—  Min.Erl.  v.  28.  Dez.  Ol  betr.  Gefahr 
der  Bleivergiftung  in  Bleihütten  247. 

—  Min.Erl.  v.  11.  Jan.  02  betr.  Hasen- 
haarscherereien  XV,  249. 

—  Min.Erl.  v.  20.  Jan.  02  betr.  Gärtne- 
reien 145. 

—  Min.Erl.  v.  31.  Jan.  02  betr.  Stellen- 
vermittler für  Bühnenangehörige  249 
—251. 

—  Min.Erl.  v.  März  (Ü  betr.  Kartelle 
XII,  146. 

—  Min.Erl.  v.  12.  März  02  betr.  Gehilfe" 
und  Lehrlinge  in  Gast-  und  Schank  - 
wirtschaften  251. 
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Frentzen,  Min. Erl.  v.  15.  April  02  betr. 
Krankheitserscheinungen  in  Mübelpolie- 
rereien  253. 

—  Min.Krl.  v.  22.  April  02  betr.  Ersatz 
von  Rlciweiss  durch  Zinkweiss.  Lithopon 
oder  andere  Fnrbmnterialien  XVII,  254. 

—  Min.Erl.  v.  2.  Mai  u2  betr.  (ii>iind- 
heitsverhältnisse  in  Tapezierwerkstätten 
•w>. 

—  Min.Erl.  v.  0.  Mai  02  betr.  weibliche 
Wanderarbeit  in  Ziegeleien  381). 

—  Min.Erl.  v.  7.  Mai  02  betr.  Versiche- 
rung ausländischer  Arbeiter  389. 

—  Min.Erl.  v.  9.  Mai  02  Miizbrandver- 
hutung  bei  Häuten  XXXIII,  390. 

—  Min.Erl.  v.  21.  Mai  (»2  betr.  Krank- 
heiten der  Zwicker  391. 

—  Min.Erl.  v.  2.  Juni  02  betr.  Arbeit  in 
Cigarrefnabriken  392. 

—  Miu.Erl.  v.  3.  Juni  02  betr.  Arbeit  in 
Fischräuchereien  31*2. 

—  Min.Erl.  v.  4.  Juni  02  betr.  Fürsorge 

—  für  Rrivateisctibahnarbeiter  39"). 

—  Min.Erl.  v.  0.  Juni  02  betr.  jugendliche 
Arbeiter  in  Hecbelräumen  395. 

~  Min.Erl.  v.  11.  Juni  02  betr.  Arbeite- 
rinnen in  Walz- und  Hammerwerken  390. 

—  Min.Erl.  v.  12.  Juni  02  betr.  Gehillen 
und  Lehrlinge  im  Handclsgcwerbe  390. 

—  Min.Erl.  v.  21.  Juni  (ß  betr.  Stellen- 
veimittelung  für  Schiflaleute  307. 

—  Min.Erl.  v.  10.  Juli  02  betr.  Arbeite- 
rinnen und  Jugendliehe  in  Gumtni- 
warenfabnken  3l>7. 

—  Min.Erl.  v.  17.  Juli  02  betr.  Nachmit- 
tagspausen  der  in  Spinnereien  beschäf- 
tigten jugendlichen  Arbeiter  398. 

—  Min.Erl.  v.  15.  Nov.  02  betr.  Rosshaar- 
spinnereien,  Haar-  und  Rorstenzuriehte- 
reien  (JOS. 

—  Min.Erl.  v.  18.  Nov.  02  betr.  Arbeits- 
nachweise in  mittlerenStädtenLVIIl.OOO. 

4{nei>ee,  G.  v.  20.  Marz  <U  betr.  öffent- 
liche Gesundheitspflege  059. 

—  G.  v.  2-S.  Marz  Ol  betr.  Kinigungs-  und 
Schiedsgerichte  bei  Strikes  X,  50,  108 
—  175. 

Oueenslnnd,  Ausffihrungsl>estimmungen  v. 
20.  Sept.  01  zum  Gesetz  betr.  Schutz 
der  Fabrik-  und  I^idenangestellten  v. 
1900:  50. 

ItumHiiit'ii.  (}.  v.  5.  März  <  ß  betr.  Organi- 
sation des  Handwerks  XXIX,  4-14 — 119. 

Russland,  Regl.  v.  l'.Kil  betr.  Rentenzahlung 
an  Arbeiter  der  staatlichen  Fabriken 
und  Bergwerke  XX III,  305-307. 

—  V.  v.  8.  Febr.  <»2  betr.  fakultative  Ein- 
führung des  9- st  undentags  XXXIV,  449, 
ISO. 

—  V.  v.  1.  13.  Juni  02  betr.  Arbeitsartelc 
XLVI,  557-500. 

—  V.  v.  1902  betr.  die  technischen  und 

f ewerblichen  I^ehrwerkstätten  und  Kurse 
A",  070. 


Russland,  Erlas*  v.  13.  25.  Sept.  02  betr. 

die  Militärverwaltung  LVI,  072. 
Sachsen,  G.  v.  1.  Juli  02  betr.  Fürsorge 

für  Beamte  infolge  von  Betriebsunfällen 

5m2. 

—  V.  v.  9.  Mai  02  l)etr.  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Ga.n-  und  Schankwirt- 
sehaften  398. 

—  Erl.  v.  20.  Jan.  02  betr.  Hasenhaar- 
schneidereieu  XV. 

Sachsen-Altcnburjr,  Bek.  v.  8.  Febr.  02 
l>etr.  Schutz  der  Bauarbeiter  XV,  255. 

Schweden,  G.  v.  5  Juli  Ol  betr.  Schaden- 
ersatz bei  Betriebsunfällen  XXII,  307 
—310. 

Schweiz,  B.G.  v.  28.  Juni  Ol  betr.  Ver- 
sicherung von  Militärpersonen  gegen 
Kraukhett  und  Unfall  XIX,  310—317. 

—  B.G.  v.  28.  Juni  02  betr.  Lohnzahlung 
und  Bussenwesen  bei  haftpflichtigen 
Unternehmungen  nebst  B.R.Beschl.  v. 
31.  Okt.  02  XXX,  450.  672. 

—  B.G.  v.  15.  Dez.  02  betr.  Arbeitszeit 
beim  Betriebe  von  Eisenbahnen  und 
anderen  Verkehrsanstaltcn  LX,  072 — 
074. 

—  Gehaltsordnung  v.  7.  Jan.  02  für  die 
Beamten  und  händigen  Angestellten  der 
Schweiz.  Bundesbahnen  179. 

—  B.R.Be*chl.  v.  18.  Jan.  01  betr.  Voll- 
ziehung von  Art.  5d  des  B.G.  betr. 
die  Arbeit  in  den  Fabriken  VI,  59. 

—  B.R.Beschl.  v.  4.  Juli  02  betr.  Militär- 
versicherungsgesetz  451. 

—  Vollz.V  v.  13.  Mai  02  zum  B.G.  über 
Bau  und  Betrieb  der  Schweiz.  Nel>cn- 
bahnen  v.  21  Juli  99  XVII,  317. 

—  B.R.Kreissehr.  v.  9.  OkL  02  betr.  Mit- 
teilung der  wegen  Uebertretung  des 
F  abrikgesetzes  gefällten  Urteile  LI  1,500. 

Spanien,  V.  v.  1 1.  März  02  betr.  8-stundcn- 
ta'ir  in  Staatsbetrieben  X,  153. 

—  Kgl.  Erl.  v.  20.  Juni  02  betr.  den  Ar- 
beitsvertrag XXX,  410. 

—  Kgl.  V.  v.  21.  Juni  02  betr.  Arbeits- 
einstellungen 417. 

—  Miu.Erl.  v.  20.  Juni  02  betr.  Arbeits- 
zeit von  Frauen  und  Jugendlichen 
XXIX,  XXX,  418. 

St.  (•allen,  Aufklärung  des  Polizei-  und 
Militärdepnrtements  vom  14.  Dez.  Ol 
b"tr.  Abzüge  für  die  Unfallversicherung 
180. 

—  Kreisschreiben  v.  24.  Dez.  Ol  betr.  das 
Untersiiehungsverfnhren  bei  haftpflich- 
tigen Unfällen  180. 

—  Rcg.R.Rcseul.  v.  25.  Febr.  02  betr. 
Verniittluniisverfahren  bei  Arbeit>ein- 
slellungen  X,  179. 

Südaustralien,  G.  v.  21.  Dez.  Ol  betr. 
Aenderuug  des  Frühhidensehtussgeselzes 
von  19<)0  XVI,  281-284. 

Teiinessee,  G.  v.  31.  Jan.  Ol  betr.  Venti- 
lation iu  Kohlengruben  VI,  24. 
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Tennesac«,  G.  v.  5.  Febr.  Ol  betr.  Oel  in 
Kohlengruben  VI,  24. 

—  G.  v.  20.  März  Ol  betr.  Erlangung  von 
Arbeitern  durch  Reklame  VI,  25. 

—  G.  v.  20.  April  Ol  betr.  Gesundheit  und 
Sicherheit  in  Kohlenbergwerken  VI,  25. 

—  G.  v.  22.  April  Ol  betr.  Angestellte  der 
Strassen  bahnen  VI,  25; 

—  desgl.  betr.  Laden-  und  Fabrikinspektion 

Ungarn,  Min.V.  v.  18.  Juü  02  betr.  Unter- 
stellung der  Photographie  und  ver- 
wandter Verfahren  unter  die Gew.O.  LXI, 
607. 

—  Organisationsstatut  des  Landesrates  für 
wirtschaftliche  Arbeiterangelegenheiten 

Victoria,  G.  v.  11.  und  23.  Doz.  Ol  betr. 
Zahlung  von  Altersrenten  604. 

—  G.  v.  5.  Dez.  02  betr.  Ergänzung  des 
Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  v.  1896 
LXI,  664. 

—  Erl.  v.  8.  April  02  betr.  Arbeitslöhne 
in  Wollwareufabriken  XXXIII,  442- 
444. 

Waadt,  G.  v.  28.  Nov.  Ol  betr.  Sonntags- 
ruhe XIII,  319-322  (verworfen  LVI, 

675). 


Westaustralien,  G.  v.  19.  Febr.  02  betr.  Ent- 
schädigung für  Unfallverletzungen  527. 

—  desgl.  betr.  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
werkvereine XLVI,  531. 

—  desgl.  betr.  Einigungsämter  und  Schieds- 
gerichte LI,  532—537. 

—  desgl.  betr.  Frühladenschluss  LI,  537 

Wisconsin,  G.  v.  1901  betr.  obligatorischen 
Unterricht  der  Schulkinder  26. 

—  desgl.  betr.  Feuerausgänge  in  Gebäuden 
26. 

—  desgl.  betr.  Regelung  des  Hotel-  und 
Gasthofswesens  26. 

—  desgl.  betr.  Thüren  in  Fabriken  26. 

—  desgl.  betr.  Sicherheitsgerüste  26. 

—  desgl.  betr.  öffentliche  Gesundheitspflege 

—  desgl.  betr.  Arbeitsnachweis  26. 

—  desgl.  betr.  Lohnschuldenausweise  der 
Unternehmer  26. 

Württemberg,  Min.Erl.  v.  8.  Febr.  02 
betr.  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Gast- 
und  Schankwirtschaften  148. 

—  Min.Erl.  v.  26.  April  02  betr.  Nach- 
weisungen von  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Gew.Ord.  254. 

—  Min.Erl.  v.  16.  Okt  02  betr.  die  Durch  - 
füh  rung  der  Vorschriften  zum  Schutz^ 
der  Bauarbeiter  LIX,  <>«  »9. 
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14.  Arbeit  ersehnte,  beruflicher  234, 590. 

15.  Arbeitsunfälle  234,  600. 
10.  Arbeitsvertrag  235,  000. 

17.  Arbeitszeit  235,  600. 

18.  Ausstände  235,  600. 

19.  Auswanderung  236,  601. 

20.  Frauenarbeit  230,  001. 

21.  Fürsor-rr-  für  Kinder  und  Jugend 
237,  001. 

22.  ( iewerheirerirhtf  2:18,  001. 

23.  Gewerben vgieue  238,  601. 

24.  (iewerbehispektion  239,  602. 
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25.  Gewinnbeteiligung  24LL 
2<i.  Gesindewesen  240. 
2JL  Heimarbeit  240,  öLEL 
28.  Hilfskassen  240,  üOL 
21L  Kinderarbeit  241,  602. 
3tL  Lehrlinge wesen  241. 
3_L  Nachtarbeit  2AL 


.12.  Schiedsgerichte 
äniter  241,  603. 


und  Eintgung»- 


32a.  Sozialpolitik,  allgemeine  *>  ti. 
XL  Unfallverhütung  242, 
iL  yerKi(hen)ngen:j:.7-360,GQ3-ti)>l. 
■  •i.*).  Wohlfahrt  seinrichtungen   für  Ar- 
beiter 360. 


III.  Alphabetisches  Sachregister. 

Die  hier  gebrauchten  Abkürzungen  bedeuten : 

Aa.  =  Aurgau.  —  Alg.  =  Algier.  —  Anh.  =  Anhalt.  —  Bad.  =  Baden.  -  Baj\ 
Bayern.  —  Belg.  Belgien.  —  BCol.  •=*  Britisch  Columbia.  —  Bind.  =  Britisch 
Indien.  —  BSt.  «=  Basel-Stadt.  —  Cal.  =  California.  —  Can.  =-  Canada.  Col.  ■=  Co- 
lumbia. —  Conn.  =  Connecticut.  —  Dan.  »  Dänemark.  —  Del.  ■=  Delaware.  —  DR. 
■=  Deutsche»  Reich.  —  KUlxithr.  *=-■  Klsusa-Ix>th  ringen.  —  F.  =  Frankreich.  —  Fa. 
=  Florida.  —  Finl.  ^=  Finland.  —  G.  ™  Genf.  —  Grld.  =  Griechenland.  —  GB  —  Groß- 
britannien. —  IL  =  Hessen.  —  Hamb.  —  Hamburg.  —  Ia.       Iowa.  —  HL  Illinois. 

—  It.  =  Italien.  —  La.  «=-  Ix>nisiana.  —  Lux.  Luxemburg.  —  Lux.  =  Luzern.  — 
Man.       Manitoba.  —   Mass.  =  Massachusetts.  —  Md.  «=  Maryland.  —  Mo.  «  Missouri. 

—  Mich.  =  Michigan.  —  Nbg.  =  Neuenburg.  —  Nied.  ---  Niederlande.  —  Nsc.  ■=  Nova 
Scotia.  —  NSeel.  "*=  Neuseeland.  —  NSW  Neusüdwales.  —  Norw.  ™  Norwegen.  — 
NY.  =  New  York.  —  O.  =  Ohio.  —  Oest.  ~  Oesterreich.  —  Old.  =  Oldenburg.  —  Ont. 
— •  Ontario.  —  Pr.  ■>=  Preussen.  —  Qb.  «  Quebec.  —  Qland.  —  Queenaland.  —  Rum. 
=  Rumänien.     -  Ruasl.  —  Russland.  —  S.  «  Sachsen.  --  SAH.  =  8achsen-Altcnburg. 

-  SMein.  =  Sachsen-Meiuingen.  —  Schw.  =  Schweiz.  —  Sol.  =  Solothurn.  —  SAustr. 

—  Südaustralien.  —  StG.  =  St.  GaUen.  —  Tcun.  ■—  Tennesse.  —  Ung.  =  Ungarn.  —  Vict. 
=  Victoria.  —  W.  =  Waadt.  —  Wash.  -=  Washington.  —  WAustr.  =  Westaustralien.  — 
Wüte.  =  Wisconsin.  —  Württ.  ~  Württemberg.  —  Z.  =  Zürich. 


Abendschule  in  Mass.  636. 
Ableitungkanäle  („Outlets")  in  OB. 
655. 

Aborte  F.  512,  DR.  213,  200,  NSc.  165, 
Ia.  fi2i 

Absaugen  in  der  Zinnfabrikation  F.  053. 
Abzeichen  für  Arbeitervereine  in  Mass. 

LVJII,  ÖÜL 
Abzüge  für  Unfallversicherung  in  StG. 

180,  für  Kost-  und  Logisgeber  206,  bei 

Staatsbetrieben  in  Para  6j£L 
Accidents  Act  1!*00  in  NSecl.  otL 
Achtstundentag  im  DR.  113,  347,  463. 

707,  Belg.  703,  F.  407,  650,  Can.  350, 

Cal  624,  Col.  625.  Mo.  XXX II,  524, 

GB.  108,  1H),  NT:  XXX,  429,  Sp.  X, 

153,  Russl.  üZL 
A  c  t  i  o  n  a  t  law  632. 
Additional  Labor  Legislation  in 

Mass.  63_L  632. 
A  erz  tetagbesch  I  uss  ,  Einspruch  gegen 
durch  Handlungsgehilfenverband  700. 
Acrztewahl,  freie,  der  Bergarbeiter  356. 

in  WAustr.  XL  VI,  53J,  Lux.  XIX. 
Aerztliche  Hilfe  in  Alg.  80,  F.  467, 
—  Untersuchung  in  Belg.  622,  GB.  i3js. 
Akkordarbeit  in  F.  95,  Nbg.  6_L 
Aliens  Consolidation  Acts  in  Can.  V,  53. 

Immigration,  London  X  VIII ,  LXII,Can. 

53,  BCol.  XLVIII,  55,  543,  uA£L 
Airüme-feux  in  Belg.  12^ 
Alterscerti  f  ikate  für  Kinder  in  Conn. 


XIII, 


•272. 


Mas*.  635.  636. 


Alterspensionen  in  F.  679,  GB.  222. 
356. 

Altersrenten  in  F.  192,  679.  680.  Vict. 

lxv,  im. 

Altcrsunterstützungsgesetzin  Dan. 

LXIV,  4Ji2, 
Altersvorsicherung  in  Belg.  12,  77, 

79,  678,  679,  F.  81,  19L,  192,  453.  679. 
ÜB.  99,  HL  222.  m,  356.  Nied. 
6S4. 

Arm enfirztliches  Attest  in  Hamb. 

2:>k. 

Angestellte,  Stimmen  frei  hei  t  der  —  in 
Fa.  XXXI,  42a 

Anschlag  der  Arbeitsstunden  in  Mas.*. 
630,  O.  645,  WAu»tr.  5J9_,  des  Arbeito- 

Eesotzes  in  NY.  156,  über  Arbeit  und 
ohn  in  Mass.  LVTT,  630. 

Anstellung  der  Beamten  und  Arbeiter 
beider  Geschlechter  im  Berufe  in  F.  SL 

Apprentices  in  NSW.  ü6±L 

Aqueduct  Commissioners  in  NY. 
013. 

Arboidsgivcrforening  und  Arbcider- 
iipk  faglige  Landesorganisation  in  Norw. 

m 

Arbeit  in  Strafsanstalten  in  Bav.  ISL 
Cal.  22, 

Arbeiten  ,  Beschäftigung  bei  öffentlichen, 

in  NY.  428, 
—  die  die  Sittlichkeit  gefährden,  in  Alg. 

160. 
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Arbeiter  und  Beamte  bei  Kanälen  in 
Nied.  566,  684,  in  Reichswerkstätten  in 
Nied.  684. 

Versicherungsbeiträge  für  ausländische 
—  im  DR.  XXIV,  LXIII,  261,  m 

—  Versorgungsanstalt  für  staatliche  -  in  H. 
XXIV,  148—150,  Kusel.  XXIII,  m 

—  Lage  der  —  in  den  Nied.  457. 

—  beim  Laden  und  Löschen  der  Schiffe 
in  Nied.  461,  685. 

—  in  Betrieben  des  Kriegsministeriums  in 

F.  iMr 

Arbeiteraltersrenten  in F.81, 192,681. 
Arbeiteraussch  üsse    im    DR    1S1 , 

bayer.  Eisenbahnarbeiter  562,  in  F.  28, 
Arbeiterbuch  in  Gummifabriken  137. 
Arbeiterbund,  schweizerischer  121. 222, 

in  Appenzell  A.Rh.  465. 
A  rbeiter  dingung  durch  Täuschung  in 

BCol.  XLVfll,  545,  lenn.  25. 
Arbeiterfamilien,  Rückbeförderung 

der  -  in  Pr.  IHL 
Arbeitergenossenschaftsbanken, 

Darlehne  an  —  in  F.  652. 
Arbeiterge setz  gebung,  Definitionen 

für  die  —  Mass.  633,  WAustr.  527,  532, 

587. 

Arbei  terinnenschutz  in  Cigarren- 
fabriken  392,  Fabrik l>eschäftigung  ver- 
heira teter  Frauen  66,  573,  in  Fisch- 
räuchereien 392,  in  Gummifabriken  XL, 
397,  in  Steinbrüchen  145,  in  Walz-  und 
Hammerwerken  LV,  244. 
in  Anh.  475,  Bad.  476,  Bay  477,  DR 
474,  Hamb.  475,  Hessen  475,  Lippe  475, 
I,otlir.  475,  üld.  476,  Pr7478.  Reusa 
470,  S.  478,  SAlt.  475,  SMcin.  475, 
Württ.  4LL 

—  in  Aa.  102,  474,  Alg.  158,  BSt.  472, 
Belg.  474,  470.  Bern  473,  Dan.  474^ 
479,  F7474,  rinl.  700,TJ7472,  Glarus 

GB.  474,  Hl-  XXX,  42Q.  It.  480, 


•Ali 
551. 
566. 
480, 


Luz.  473,  Nbg.  60,  473TNied.  458, 
668,  685,  Gest.  474,  479,  RübsT 
Sol.  47l5TStG.  472,  W.  473,  Wash. 


1Ü. 1 

24,  Mass.TTV,  626,"ZTA7JL 
Arbeiterin  nen stand  ,  Hebung  des  - 
107. 

Arbeiterkammern,  DR.  63,  67,  68, 
181,  352,  Bremen  63,  18_L  Hamb.  63, 
181.  Nied.  198,  458,  685,  SAlt.  181, 
Württ.  63,  Kesol.  in  Zürich  ML 

Arbeiterk  i  nder,  italienische  —  im  Aus- 
lande XVIII. 

Arbeiterkolonien  in  Bayern  181. 

Arbei  terkongress ,  canadischer —  gegen 
oblig.  Schiedsgerichte  für  Eisenbahn- 
arbeiter 699.  skandinavischer  105. 

Arbeiterkranken  versieh  er  ungsge- 
setz  in  Lux.  XVIII,  2üL 

Arbeiterorganisationen  im  Reichs- 
tag 64,  Hessen  04,  Württ.  &L 

Arbeiterpartei,  sozialistische  —  in 
Gest.  10L  F.  206,  Nied.  344. 

—  sozialdemokratische  —  im  DR.  100. 


Arbeiterschutzbestimmungen  der 
Gew.G. ,  Nachweis  der  Zuwiderhand- 
lungen in  VVürtt.  2ÜL 

Arbeiterschutzgesetz  in  BSt.  201. 
Arbei  terschutz gesetzgebungs- 

t  ab  eile,  kantonale,  hinter  S.  480. 
Arbeitersekretariat  in  Gotha  64,  im 

Rtag.  18L  in  Chaux-de-Fonds  ÜÜL 
Arbeiterstatistik  im  Rtag.  6_4. 

—  Bureau  für  —  in  NY.  XII  154,  G.  644. 
Arbeiterunfall  versicher  ungsge - 

Betz  in  GB.  120,  Lux.  XX,  293.  Nied. 
296—305,  WAustr.  52L 

Arbeitervereine,  evangelische,  339, 
353,  464.  katholische  (Fuldaer  Hirten- 
brief) 66,  69,  protestantische  352* 

Arbeiterverhältnisse  in  Staatsbe- 
trieben, iL  6L 

Arbeiterversicherung  in  den  Nied. 
198,  2iML 

Arbei terversicherungs-  und  Haft- 

pf  lieh  tgesetzgebung  XVIII— 

XXIV,  LXII-VI. 
Arbeiterversorgungsanstalt  in 

IL  XXIV,  148. 
Arbeiterwesen,  Kommission  für  —  in 

Ung.  fitL 

Arbeiterwohnungen  Belg.  77,  679. 
Bind.  50,  GB.  109.  196,  331,  564.  579. 
Nied.  199,  461,  OestTXXXl,  77,  189, 
399  -  404. 

Arbeiterz'üge  in  GB.  109,  196,  Pr.  XIV, 
24L 

Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmergesetz 

in  BCol.  54JJ. 
Arbeitgeberbund  für  das  Baugewerbe 

705. 

Arbeitsamt  Bad.  322,  561,  Bay.  352, 
It.  LH,  ]0l±  197,  4567  553—555,  Schw. 
333,  Sp.  33JL 

-  internationales,  DR.  181,  Bay.  182,  IL 
182.  Nied.  458,  Schw.  333» 

 aus  den  Gutachten  de»  —  472—480. 

Arbeitsartele  inRussL XLVI.557  — 560. 
Arbeitsbedingungen  in  Alg.  VIII, 

163,  BCol.  XLV,  543  -  545,  F.  683, 
Arbeitsbeirat  DR  XVII,  323,  It.  LIII, 

553,  F.  2L 
Arbei tsbücher  F.  511.  It.  549,  Oest. 

410.  Rum.  444. 
Arbeitsbureaux  in  London  XLVIII, 

197,  520.  565. 
Arbeitsdepartement  in  NY.  XII, 1£L 
Arbeitseinstellungen,    RKErl.  70, 

Belg.  (Abschaffung  des  art.  310  Code 

prfnal  —  loi  du  3Jj  mai  1892)  699, 

F   (Abschaffung  der  art.  414,  115.  des 

Code  penal)  K6,  455,  651,  683,  StG.  179, 

Sp.  79,  HL 
Arbeitsgesetz  F.  85  (Kodifik.),  Nied. 

200.  201,  458.  566,  685,  Mass.  LXI,  632. 
ArbcitlhygieneDR.  469,  F.  512,  Alg. 

158.  NSc  lfiü. 
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Arbeitsinspektion-    und  inspektorat 
F.  280,  Nied.  458,  506,  685,  Lux.  2145- 
Arbeits  kämm  er,  Schaffung  von  — 352. 

—  Wahlen  in  die  —  Nied.  667. 
Arbeitaligten  in  BCol.  .r>4 1 . 
Arbeitslosenversicherung,  Belj*. 

079.  Bern  333,  Dan.  453,  DR.  1£L  355. 
590—592,  676,  Finl.  Z21L 
Arbeitslosigkeit  Bad.  720,  Bay.  182, 
Belg.  679,  DR.  182,  352, 354,  589—592, 
(574,  F.  83,  19^7454,  G80,  Nied.  197, 

458.  m± 

Arbeitsraasse,  Regelung  der  —  in  Belg. 

V,  LL  77,  lö, 
Arbcitsrainisterium  in  F.  HA. 
Arbeitsnachweise  und   -ätnter  DR 

64,  183,  353,  ElsLothr.  183,  Hamb.  183, 

Pr.  606,  "Wurtt.  04,  F.  192,  454,  Belgt 

679.  London  196,  565,  Conn.  XIV,  270, 

Md.  LVIIL  628,  Wisc.  26,  Schw.  2üL 
Arbeitsordnungen  Belg.  679,  It.  552, 

Oest.  41L  OLL 
Arbeitspausen  F.  432.  Oest  XXXIX. 

407,  üng.  343. 
Arbeits  personal   der  Marinebetriebe, 

F.  279,  der  Staatsbetriebe  in  Para  6j£L 
Arbeitsräto  in  Dan.  IV,  19,  F.  84.  680. 
Arbeitsräume  in   Dan.  IV,   15,  DR. 

115,  137,  143,  GB.  30,  Oxt.  115,  Conn. 

XIV,  270,  Wisc.  2iL 
Arbeitsregelung  in  Bind.  41L 
A  rbeitsreglementieru  n  g  in  F.  9JL 
A  rbeitseenicht  in  (Glashütten  140,  in 

Walz-  und  Hammerwerken  245. 
Arbeitsstatistik ,  Veröffentlichung 

einer  —  in  den  Nied.  685. 

—  Beirat  für  -  im  Kaiserl.  Statist.  Amt 
XVII,  m 

Arbeitsstreitigkeiten,  Vermittelung 

bei  —  in  Schweden  688. 
Arbeitsstunden,  Anschlag  der  —  in 

Mass.  630,  O.  645,  WAustr.  539, 
Arbeitsunfälle  in  F.  XX,  157,  192, 

194,  68L  It.  101,  457,  667,  Nied.  W>L 

668,  WAustr.  527-  531. 
Arbeitsu  nterricht  in  den  Nied.  458. 

der  Steinsetzerlehrlinge  212. 
Arbeitsvertrag  in  F.  IV,  27,  85,  193, 

455,  6Ü2.  Genf  202—204,  NieTTniS,  I^S, 

685,  Schw.  579,  Conn.  XIV,  267^  Bind. 

44  49.  51. 

Arbeitszeit,  DR.  65,  346,  474,  Sül  ff., 
707,  Anh.  475,  Bad.  476,  Bay.  477, 
Hamb.  475,  IL.  475,  Lippe  475,  Lothr. 
476.  017JT476,  PTT478.  Reusa  476,  S. 
478.  SAlt.  475,  «Mein.  475,  Württ.  477, 
Oest.  XXXTX,  10,  407,  479,  Ung.  342, 
Belg.  78,  474,  479,  678,  Dan.  IV,  15,  16, 
453,479,  FT^TTLLVI,  28.  83,  2067277. 
432,  454,  47jL  513—520,  651,  68J,  GB. 
100,  197,  331,  439  -441,  Irl.  VUl  Nied. 
198.  4  »8  -400,  067,  6U8,  686T687,  It. 
480,  551,  Rum.  446,  Russ.  480,  071, 
Schw.  101,  333,  568,  67J,  «89,  Sp.~X, 


XXIX,  153,  418,  Cal.  LVI,  22.  23,  624. 
Col.  625,  La  626,  Md.  628,  Mass.  LV, 
634.  Mo.  424,  642,  NY.XXX.  156,  429, 
NSc.  165,  Vict.  443,  Wash.  24,  WAustr. 
LI,  53L 

Arbeitszeit,  Verkürzung  der  —  DR. 

(abgel.)  697, 
Armenwesen  in  den  Nied.  4fiQ. 
Arsenalarbeiter kon gress  in  Paria 

m\ 

Arsenal  Mecha nies  Pension  Regu- 
lation in  Japan  555. 

Ar  tele  in  RubhI.  XLVI,  557—560. 

Arznei taxe  in  Oest  LXII,  618. 

Assistenzärzte,  weibl.,  in  F.  467. 

Assam  Labor  and  Emigration 
Act  V,  44—53  (mit  Definitionen). 

Aufzüge  Mass.  63Q— 637,  Ia.  625.  Wisc  26. 

Aushilfsdiener  in  Oest  510. 

Auswanderung  von  Javanen  459,  nach 
Assam  V,  44  —53. 

Automobilverkehr  223. 

Award  of  Lord  Jame*  of  Hereford  43"'. 

Bäckerei  arbeite r,  Schutz  der  —  BSt. 
567,  DR.  65,  112,  183,  209,  Nied.  198, 
UK 1 1 1 , 34 , 1 1 3 ,  Con  n.  X  V .  208,  BCol.  659. 

Bäckereiinnungen  „Saxonia"  —  Ein- 
gabe an  den  Rtag.  209. 

Bäckerlädenöffnung  im  DR.  210. 

Bakeries  Inspection  in  Conn.  268. 

Bandagenfabrikation,  Ausschluss 
von  Arbeiterinnen  und  Jugendüchen  in 
Pr.  XL,  398. 

Bauarbeiterschutz  DR.  65,  IM,  IS-i. 
212,  255,  467, 505, 562,  Württ.  I.IX,  <1AL 
üest  XXXIV,  115,  404,  452,  F.  L, 
511,  London  Trade  Union«  584.  Mass.  6.30. 

Bauarbeiterschutz  kon  gress  in  Ber- 
lin 213. 

Baubuden  und  Bauplätze  213.  2üll 
Bauforderungen,  Sicherung  der  —  im 
Rtag.  6JL 

Bau  ge  werksberufsgenossen  Schäf- 
ten 255,  505,  715. 

ßaukon trol leure  in  Württ.  609. 

Bau-,  Maurer-  u.  Zi mm ermeist er 
in  Berlin  HS  (gegen  §  34  GewUnfG.) 

Beamte  der  minist  Departements,  Ver- 
besserung der  Lage  der  —  Nied.  686. 

Beherbergung«-  und  Erquick unpge- 
werbe,  deutsche  Gastwirtsgehilfcn-Fich- 
kommission  1 19. 

Beirat  für  Arbeiterstatistik  im  DR. 
XVII,  243.  für  Hilfsgenossenschafteu 
in  F.  280. 

Beitrittszwangs  verbot  bei  Hilf^- 
kassen  in  GB.  197,  52J,  505. 

Bekleidungsgewerbe  1 13,  211,  iV£L 

Bekleidungsindustrie,  Beruf ">genc#- 
senschaften  für  die  —  2ÖL 

Beleuchtungsanstalten  in  Oest  617. 

Beleuchtung*-  und  Werkstätten- 
personal  der  Eisenbahnen  in  Oest 
XXXVIII,  405. 
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Bergarbeiteraltersversicherungin 

Belg.  58_L  679,  F.  H1L 
Bergarbeit  er  de  legierte   in    F.  26, 

4f).r). 

Bergarbeiterhi  lfskassen  in  NScßüL 
Berga r beiter kongres» ,  international. 

110,  346,  belgische  580»  581,  7Cr2. 
Bergarbeiterschutz  in  Bav.  183,  ~>B2, 

Pr.  65,  Oest.  VI,  10,  IT,  73^  Grld.  286. 

Ostindien  VI,  39—43. 
Bergarbeiterverbands  tag  3.~>.~». 
Bergbau,    Arbeitsverhältnisse    im  — 

Rtag.  6jL 

—  Unfälle  im  —  DR.  183,  Grld.  286—  291, 
NSW.  6ÜL 

Bergbau,  Hütten-  und  Salinen- 
w eaen  lia  Uf,  203,  346,  580^  5SL 

Berg-  und  Hü ttenarbeiter  verband 
110.  208. 

Berg  -  und  H  ütten  w erke,  Unfallgesetz 

in  Grld.  XXIII,  286-291. 
Berggesetz,  Abänderung  in  Belg.  IL 
Bergwerke,  Konzessionierung  der —  in 

Belg.  78,  F.  8.4, 

—  Regelung  u.  Inspektion  der  —  in  NSW. 
662. 

Bergwerksarbeit,  Befähigungsnach- 
weis für  —  in  Mo.  641. 

Berg  werksbetriebe ,  Schiedsgerichte 
für  —  in  NSc.  656. 

Berg  werksgesetz,  indisches  —  VI, 
39—43,  in  NSW.  LIX,  LXII,  662,  m, 

Beruf  sgenossenschaften,  landwirt- 
schaftliche —  in  Oest.  XV,  190,  262 
-267,  Pr.  388. 

Berufslehre,  gewerbliche  und  kaufmän- 
nische —  in  Bern  102,  5K7. 

BerufBvereine  65,  106,  184,  674. 

Betriebe,  gesundneitsgefährlirhe,  DR. 
XV,  XXXIII.  XUX,  247,  249.  253, 
390.  391.  39.',,  499-502TBelg.  XV, 
XXXIV,  12,  13,  267,  416.  510,  621. 
622,  F.  V 17209,  Russl.  2oCScEwT 
VT7  59,  60,  GB.  33,  36,  MassTBSL 

—  gewerbliche  und  landwirtschaftliche  - 
Zählung  in  Oest.  Hygiene  und 
Sicherheitsvorkehrungen  in  F.  194—196. 

—  industrielle  —  in  F.  VI,  2iL 

—  mit  Wind  oder  unregelmässiger  Wasser- 
kraft im  DR.  8—10. 

—  des  Reiches,  Arbeiterverhältnisse  in  — 
m  (Pr.) 

—  öffentliche,  Arbeitsstunden  in  —  Cal. 
23,  624,  Sp.  X, 

—  Anstellungsberechtigung  Eingeborener, 
Cal.  ti&L 

Betriebskassen,  Zwangsbeitritt  »verbot 
—  in  GB.  52_L 

Betriebskran  kenknssen ,  Normal- 
statut für  -    Bosnien  6J£L 

Betriebsstättenschutz  in  Gummi- 
fabriken 184,  für  Steinbrucharbeiter  184. 

Betriebsunfälle,  Fürsorge  für  Beamte 
bei      in  Pr.  385,  Bad.  502,  8.  502, 


Betriebsunfälle,  Haftung  für  —  in 
GB.  197,  BCol.  547,  WAustr.  627—531, 
Schw.  XXII,  307-310. 

—  Zwangsvereichcrung  gegen  —  in  Lux. 
XX,  293. 

Bindjungen  in  NSW.  444. 

Binnenschiffahrtsbetrieb,  Verhält- 
nisse des  —  in  den  Nied.  686. 

Binnen  schiffahrtsgewerbe,  Mindest- 
ruhezeit im  —  DR,  184. 

Bleihütten  betrieb  in  Pr.  247. 

Blei-  und  Zin k erze pur  werko  in  GB. 
527. 

Bleivergiftung    in  Fayencefabriken 

Nied.  459,  687. 
Bleiweiss- Arbeiterschutz     in  F. 

XXXIV,  28,  29,  434,  513,  Oest  214. 

703,  Belg.  UX7622,  Pr.  XVII.  554, 

Nbg.  691. 

Board  of  A rbitration  in  III.  XXXIX, 

421  Mo.  XXXIX, 
Boardi ng  House  in  Conn.  268. 
Boykott,  Schutz  der  Angestellten,  in  Fa. 

XXXI,  :12£L 
Brassworker  664. 

Brau creiarbeiter  und  Böttcher  in 
Berlin  693—696. 

Brauerei-  und  Mälzerei -Berufsge- 
nossenschaften, Unfall  Verhaltungs- 
vorschriften der  —  505. 

Brauer  verband  stag  in  Hamb.  347. 

Bronze-  u.  Aluminiumgiessereien 
in  Belg.  12, 

Buchdrucker,  belgische 470,  ungarische 
116. 

Buchhandlungsgehilfen,  deutsche 

•170. 

Buch-,  Kunst-  und  Musikalien- 
handel,  Gehilfentag  des  —  in  Oest. 
587. 

B  ühn  cd  an  gehör  ige,  Stellenvermittlung 

für  —  in  Pr.  XIV,  2ÜL 
Bühnenangestellte,  Ruhetagspetition 

deutscher  220. 
Bulldogg,  special  656. 
Bundesbahnen,  Gehaltsordnung  bei  den 

schweizerischen  179. 
Bureau  an  gestellte,  Centraiverein 

deutscher  —  5h7. 
Butter,  Käse  u.  s.  w.,  Verkehr  mit  —  in 

Oest.  15JL1 

Butter-  und  Käsefabriken,  Frauen- 
arbeit -  in  GB.  XXXIII,  m 

Canad  a,  Einwanderung  von  Chinesen  und 
Japanern  XII. 

Centraibureau  für  soziale  Bericht- 
erstattung in  Amsterdam  199. 

Certificate  of  nge  in  Conn.  XIII,  272, 
Mass.  b35,  ßilfi, 

Cheap  Trains  Bill  lß£L 

Children  Employment  in  Conn.  272,  La. 
626,  Md.  628,  Mass.  ML 

Chinesen  und  Japaner,  die  des  Eng- 
lischen nicht  mächtig,  in  BCol.  543. 


xJ  by  Google 
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Cic  horicn  fabri ken  ,  Beschäftigung  in 

—  DR.  IX,  134. 
Cigarrcni  udustrie,  Schutz  der  —  ira 

Kt&g.  6^  im 
Civilm  usiker    Deutschland»   .r>fe8.  109 
712. 

Coal  Mines  Amendment  Act  1901,  in 

NSeel.  filif). 
-   Regulation  Act  1902,  in  BCol.  XLIX, 

512. 

Columbia    (British)  Immigration 

Act  1902,  XLVI11,  54iL 
Coif feurgeschäf te  in   WAustr.  538. 

53iL 

Concentration  work  at  lead  and  zinc 

mines  iu  DB.  527. 
Conciliation    and    Arbitration  in 

Can.  X,  281  (Ontario),  NSeel.  X.  284. 

-286,  Qb.  X,  56^  »8-175.  Md.  X, 

190.  NSW.  X,  175-179.  WAustr.  LI, 

532-537. 

Conseil  d'hygiene  in  Quebec  <>5ft- 
Contin-Werkstättcn     der  Flachs- 
fabriken b£L 
Contractor,  subcontractor  52"»,  529. 
Oopy  Certificats  of  Birth  in  OB. 

Councils  of  Conciliation  and  Arbitration 

in  Ont.  X,  28.L  Qb.  X  56,  168—175. 
Dam  pf  apparate,  Erprobung  der  —  in 
Oest.  676, 

Dampfkesselinspektion  in  GB.  1, 31, 
BCol.  5ü» 

Dampfkesselmechaniker,  Befreiung 
vom  Geschwornendicnst  in  NY.  155 

Deceivcd  Workmens  Act,  1902  in 
BCol.  XLVIII,  545^  Tenn.  2Ü. 

Delegierte  zur  Wahrung  der  Sicherheit 
der  Bergarbeiter  in  F.  26,  455. 

Dienstboten-Arbeit«  vertrag  im  DR. 
588.  712.  Nied.  198,  Peru  LXI,  6Ü8. 

Dienstkautionen  und  Frauenverzichts- 
urkunden in  Oest.  <>76. 

Dien  st  miete,  Oesetzvorschlag  in  F. 

Diens tver trag  in  F.  277.  im  Handcls- 
gewerbe  470,  in  Oest.  25.  (für  höhere 
Dienstleistungen),  in  der  Scliw.  579. 

Drescher,  Retentionsrecht  der  in 
Man.  t>59. 

Drifts  aud  outlets  in  OB.  655y6. 

Droschken-,  Omnibus-  und  Fnhr- 
werksunternehmungen  im  DR. 
1K4. 

D  r  uck  t  in  tenf  abri  k at  ion  in  Belg.  13a 

Earlv  Closing  Acts  in  SAustr.  XVI, 
281.  WAustr.  LI,  537-540. 

Karthenware  and  China  XXXII,  J3Ö. 

Economat  (Trucksystem»  2<Hi. 

Ehrenzeichen  für  Arbeiter,  Reusa  ßü. 

Eingeborene,  Bevorzugung  der  -  Cal. 
624,  BCol.  513,  NY.  XXX,  428,  Rum. 
XXIX,  AHL 

Einigungsämter  und  Schiedsge- 
richte in  Norw.  71 K). 


Einigungs-  und  Schiedsgerichte 
in  Qb.  X,  50,  168-175,  WAustr.  LI. 
532  537.  Ont  X,  281,  NSeel.  X,  234 
-286,  NSW.  X,  175^179,  Md.  X.  1!» 
,i  Entwurf). 

Einigungsmänner  in  Schweden  6S& 

Einigungsrat  in  Qb.  169. 

Einwanderung,  Beschränkung  fremder 
—  in  Can.  V,  53-55.  BCol.  XLVIII, 
55,  543,  546.  London  XVIII. 

Eisenbahn  angestellte,  staatliche 
in  F.  86,  193. 

Eisenbahn  arbeiter,  Löhne  der  —  in 


Bay.  5Ü3. 

Eisenbahnen  in  F.  85,  8»>,  (Verstaat- 
lichung, öffentliche  SicherEeit,  Maschi- 
nisten und  Heizer,  Zugspersonal). 

—  Regiebauten  und  Hilfsanstal  tun  der 
in  Oest  LX,  KU-filH. 

Eisen  bahn  er  schütz  im  DR.  350,  F.  Vi. 

28,  ßü.  GB.  708,  Nied.  459,  686,  Oest. 

XXX VII  1,405, 452,708.  Scliw.LX.671. 
Eisenbahn  u n faTTverh  ii  t  un  g   in  It. 

tUu. 

Elbschi f fahr ts  Berufsgenossen- 
schaft (gegen  §  34  des  Gcwerbeunfall- 
vereichcrungsgesetzes)  714. 

Elevators  in  la.  625.  Mass.  bäü.  ti37. 
Wisc.  26. 

Emigration  to  the  Labour-districts  of 

Asaam  V,  44—53. 
Employer  in  NSc.  Itf4. 
Employers  liability  in  Conn.  27JL 
Emgloyment  Bureau  in  Conti.  XIV, 

2<0. 

—  on  Works  granted  by  Private  Acts  in 
BCol.  543. 

—  of  Children,  young  persons  and  women 
in  Conn.  XIII,  2?2,  La.  02^  Md.  hÄ, 
Mass  630. 

Enqueten  XII,  XVII,  XL,  L1II,  LXII. 
Erbbaurecht  in  Oest.  77, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenos- 
senschaften in  Oest.  74,  190. 
Erz berg werksi ns pek tion  inBCoL55. 
Explosives  in  Coal  Mine»  in  Mo.  426. 
OB.  LIX.  522,  «553,  Bind.  4JL 

"Kohlengruben,  GB. 
Mo.  i21L 

Fabrik«-  und  Lade  n  a  n  gesteil  t  e  io 

Qland.  5JL 
Fabrikfenster  in  Conn.  XIV,  270. 
Fabrik-  und  Oewcrbeinspektiou 
in  Altenburg,  Coburg  322.  Dän.  IV,  1>. 


Expl  o  si  vstof  f  e 

LlX. 522.  653T  Bind.  42, 


GB. 
IX, 


331, 
LlL 


Mich.  23,  Mo.  427,  »512,  NY. 


(liB. 


Fabriksbahnenangcstell  te  in 
VI,  30, 

Fabriktüren  in  Wisc  2iL 

Fabriks-  und  Werkstättengesetze 
in  Dän.  IV,  13-21.  GB.  III,  30 -3a, 
100.  197,  523,  525-  527,  Alg.  VII,  15& 
—  161.  MichT  23,  NY.  155,  NSc.  Ü±L 
168,  NSeel.  665,  Virt.  663,  Wisc.  2k 
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Fachschulen  in  Rum.  XXIX,  149. 
Factories  Act  in  NSc  164,  NSeei.  6üfi 
Factories  and  Shops  Act  in  Qlaud. 

56,  Vict.  ßj& 
Factory  in  NSc.  iüL 
Factory  Inspection  in  Conn.  280,  Mo. ! 

i2L 

Factory  and  Workshop  A  et,  1901  in 
(JB.  HO-: 3<i. 

Fahrkartensteuer  in  Oest.  013,  077. 

Feilbieten  im  Umherziehen  in  Oest.  152. 

Feldarbeiter,  sanitätsgemässe  Unter- 
bringung in  Oest.  LVIII,  ü2fL 

Feit  hats  with  inflamroable  solvent  in 
GB.  526. 

Fettsäure  und  Glycerine  in  Belg.  12, 
Feuernotausgänge  in  Wisc.  2JL 
Filzhütefabrikation  in  GB.  52JL 
Fischräuchereien  in  Pt.  XL,  392. 
Flachs  f  ab  ri  ken  ,  Contin. -Werkstätten 

der  —  582. 
Fleischergesellen   Deutschlands  210. 
Fonds  in  GB.  43k 

Fortbildu  n  gsschulen  für  HandeUan- 
gestellte  214,  in  Oest  406. 

Fortschritte  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung III,  VII,  XIII,  XXIX,  472- 
480,  XLI,  LV. 

Frauenarbeitsfragenschema  in 
Appenzell  405. 

Frauen-  und  Kinderarbeit:  DR. 
XL.  66.  114.  185,  244.  470.  573.  583. 
F.  193,  340,  155.  GB.  XXXIII,  439, 
IlL^CXX742Ö71t.  XLI-XLV,  101, 
19S.  457,  545^553,  La.  626,  Mass.  035, 
Nhg.TV,  0",  N Y.  156,  Nied.  315, 
459,  566,  607,  NSc.  1662      392~^p.  H& 

Frauen  frage  im  Handelsgewerbe  2I£l 

Frauenschutz  in  den  deutschen  Kolo- 
nien 571. 

Frauen  vereine,  deutsche  107,  221.  573, 
575. 

Frauenvereinsrecht  325,  576. 

Fremdeneinwanderung:  F.  94,  Lon- 
don XVIII,  Rum.  XXIX,  449,  Can.  V, 
53-55,  BCol.  XLVIII,  55,  543,  54*1 

Friendly  Societies  in  GB.  521.  522. 

Fruchticonservenfubri  ken  in  GB. 
565. 

Früchtereinigung  von  Frauen  und 
Jugendlichen  in  GB.  XXXIII,  ML 

Frühladenschluss  in  SAustr.  XVI, 
281.  WAustr.  LI,  537—510. 

Fürsorge  für  Beamte  bei  Betriebsunfällen 
in  Pr.  385, 

—  für  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  von 
Arbeitern  in  Ia.  625. 

Gänge  („intakes*)  in  GB.  655,  U5iL 

Garden-sardars  in  Bind.  4L 

Garments  in  Mass.  639. 

Garnishment  of  wage»  in  11LXXX,42L 

Gärtnereien,  Regelung  der  Verhält- 
hältnisse in  DR.  100,  345,  702. 

G arn n umerierung,  einheitliche,  347. 
582. 


Gastwirtschaftsgewerbe  im  DR.  X, 
66,  119,  131—133.  185,  220.  225.  351. 
352.  Pr.  25L  S.  398,  Wurtt.  X,  148,  Aa. 
334.  BSt.  201,  WAustr.  539,  Wiac.  2iL 
Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Ar- 
beiterwohn ungen  in  Gest.  XXäI,  399. 
Geburtsscheinsauszug  in  GB.  523, 
Gefangene,  Unfallfürsorge  für  —  in  Pr. 

324,  DR.  öÜü» 
Gefängnisarbeit  in  Bay.  181,  Cal.  22. 
Gefängnisse,  Preistarife  für  Arbeiten 

in  —  in  Oest.  LVIH,  ÜÜL 
Gegensei tigk ei  ts- Versicher  u  n  gs  - 
gesellschaf  tengesetz  in  Belg.  12.79. 
Genaltsordnung  der  Schweiz.  Bundes- 
bahnen 121L 
Gehilfen  der  Beamten  und  Angestellten 
der  Krankenkassen  im  Rtag.  185. 

—  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichts- 
vollzieher im  Rtag.  66,  185. 

Ges chäf tsd rei räuer,  Schutz  der  An- 
gestellten auf  —  in  Bay.  185. 

—  Lastentragen  auf  —  in  F.  XXIX,  433. 
Gesindeordnungen,   Aufhebung  der 

—  im  Rtag.  074. 
Gesindevermieter    und  Stellen- 
vermittler 66,  67,  in  Hamb.  XIV, 
257  -260. 

Gesundheitsschädliche  Arbeiten 
bei  Baryumsalzfabrikation  XLIX,  510, 
in  Bleihütten  33,  247,  527,  bei  Blei- 
weissverwendung  VI,  XXXIV,  LI,  28, 
29,  214,  254,  434,  513,  622,  691,  70?. 
mit  "Formaldeh yd  oder  Formol  021,  in 
Hasenscherereien  X,  249,  bei  "Häute- 
bearbeitung 


XXXIII,  w 


Hechelräumen  395,  499 


>z.l  ,  in 
~ T>ei    kohlen  - 

sauren  Wassern  416,  in  Möbelpoliere- 
reien  253,  in  Porzellan-  und  Tonwaren- 
fabriken 45D,  OSO,  mit  Pottaschesilikaten 
XV,  267.  in  Ro<-haarapinnereieu  XLIX, 
499—502,  im  Schuhmachergewerbe  391, 
in  Tapezierwerkstätten  388.  bei  Zapfen 
harziger  Bäume  XLIX,  510,  in  Zinn- 
fabriken 652,  in  Zündholzfabriken  56. 
189,  622,  bei  ansteckenden  Krankheiten 
36,  2HT 

Getränkeausschank  in  Oest  400. 
Gewerbeaufsicht  im  DR. 67, F.  XVII, 

280.  Lux.  XVII,  295,  33L 
Gewerbeförderung  in  Oest.  678. 
Gewerbegerichte  in  Belg.  78,  678,  679, 

F.  455,  68L 
Gewerbegerichtsgesetz,  deutsches  V, 

1—6. 

Gewerbe-  und  Schiedsgerichts- 
gesetz in  NSW.  X,  175,  442. 

Gewerbeiuhaber  als  Reisende  in  Oest. 
151,  5ÜL 

Gewerbeinspektion  in  Bremen {weibl 
675,  Hamb,  (weibl.)  675,  Pr.  675,  Lux. 


XVII,  295,  33L 
Gewerbeinspektoren,  Arbeiter 
Gehilfen  von  —  im  DR.  184,  185, 


als 
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Gewerbeordnung  im  DR  68,  Oest  74, 
677,  628. 

—  Nachweis  der  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  —  in  Württ.  254. 

Gewerbeunfallvereicherungsge- 
s  e  t  z ,  §  34  —  A  buch  äff  ung  bean  tragt  71 3f  f. 

Oewerbcunterricht  in  den  Nied.  459, 
566.  6m 

Gewerkschaften  in  F.  465, 466, 652,681. 

Gewerkschaftsgesetz  in  F.  8j\  193. 
681,  BOol.  XXXI,  441. 

Gewerkschaftskongreß,  deutscher 
354,  463,  Mit  belgiBcher  7U>. 

Gewerkvereine  im  DR.  105,  106,  GB. 
K&  111,  577,  580,  BCoCXXXI,  441, 
WAustr.  5JLL 

(Gewinnbeteiligung  bei  Aktiengesell- 
schaften in  F.  M  im  Bergbau  682, 

Glasarbeiter  im  DB.  IX,  140—143. 

Grubenarbeiter  in  den  Nied.  685. 

Grubeninspektion  in  Mo.  425. 

Grubenvorschr iften  in  Mo.  XXXII, 
424. 

Gummi  waren  fabriken,  Ausschluß  von 
Arbeiterinnen  und  Jugendlichen  in  Pr. 
XL,  397. 

—  Vulkanisierungsbetrieb   im    DR.  IX, 

135— 13ft. 

Gutachten  des  internationalen  Arbeits- 
amtes 472—480. 
Hafenarbeiterverband  in  Hamb.  212. 
Hafen inspektorat  in  Breinerhafen  X, 

ISO. 

Haftpflicht  für  Arbeitsunfälle  der  Ar- 
beiter in  F.  XX,  S8-91,  157,  273.  45A 

—  der  Eisenbahnen  in  Oest.  75,  -152,  5(Ki. 
-  der  Schiffsreeder  in  Finl.  LXITlT  64JL 

647. 

—  der  Unternehmer  in  Conn.  XX,  223 
(culpa  in  eligendo),  Mass.  640,  NY.  LX V, 
429,  642,  O.  645,  BCol.  LXV,  512  und 
WAustr.  LXV,  527, 

Haf  tpf  lichlgesetzgebung,  Schweiz. 

Juristentag  121,  Schw.  Arbeitertag  222— 

225,  deutscher  Frauenverein  22L 
Handels- und  Gewerbekammern  in 

Oest.  75. 
Handelsagenten 

lungcn  in  Oest.  151. 
Handelsfachschulen, 

109.  214. 
IIa  ml  eis  gehi  Ifenkamm  er 

185.  Bad.  563» 
Handelsgerichte  in  F.  [M. 
Handelsgewerbe,  Frauen  frage  im 

—  Sozialreform  im  —  585. 

IT  andelsmarine,  seemännische  Rang- 
eigenschaften in  Oest.  1 53. 

Handels-  und  Schankgcwer  be, 
Rtag.  64,  119,  214.  Arbeiterinnenschutz 
in  Nbg.  IV,  VI,  62. 

Handels-  und  Verkehrsgewerbe, 
deutsche  Tagungen  116—119,  englischer 
Kongress  1 19,  norwegische  Arbeiter  1 19. 


für  Warenbestel- 
obligatorische 
in  Hamb. 

215. 


Handlungsgehilfen  in  Pr.  XL,  396, 
deutsche  Tagungen  117.  215,  348,  584, 
706,  in  F.  455,  681.  in  Oest.  75, 

Handlungsreisenae  in  Oest.  151,  5QZ 

Hand  wert,  Förderung  des  —  571. 

Hand  Werksorganisation  in  Rum. 
XXII,  444—449. 

üäringsspeilern  in  den  Nied.  345,  »>68. 

Hauptförderschacht  („main  houlage 
road")  in  GB.  655.  656. 

Hausierhandel  in  Oest.  75,  677. 

Hausindustriearbeiterschutz  im 
DR.  6jL  185,  337,  571^  >n  Maas.  632. 

Hausweberei  208. 

Haus  Werkstätten  in  F.  9_L 

Häute  und  Felle  in  GB.  52JL 

Health  Act  in  BCol.  55, 

Health,  Workshops  and  Factories- 
Sweati ng-System  in  Md.  627,  in 
Cal.  23. 

Hechel  räume,  Beschäftigung  in  —  in 

Pr.  XL,  395,  DR.  499, 
Heimarbeit  im  DR.  113,  185,  211,  563, 

GB.  100,  19J7,525,  NieK459,  Md.  LVI. 

Ii27. 

Heimarbeiten  in  GB. XLVI,  522-525. 
Heimstätten,  Gesetzentwurf  über  — 

im  DR.  68. 
Heizerprüfung  in  NY.  157. 
Hides  and  skins  from  China  523. 
Hilfsanstalten   der   Eisenbahnen  in 

Oest.  614—618. 
Hilfsgesellscbaften,  Beiratswahlen  in 

F.  28J1 

Hilfskassen  in  F.  81,  98,  192  ,  453,  682, 
GB.  197.  331.  521,  565. 

—  gegenseitige  mit  staatl.  Subvention  in 
F.  97,  194,  68L  in  Genf  562. 

—  der  Bergärl>eiter  in  NSc.  LXIV,  658. 
Hoistings  in  Mo.  424,  Wisc.  26, 
Holzarbeiter,  belgische  582. 

Holz-  und  Schnitzstoffe  in  F.  124. 

Home  Work  Order  in  GB.  522,  525. 

Hotel-,  Gasthof-  und  Herbergs- 
wesen in  Wisc.  26. 

Hotels,  Trennung  der  —  von  Schank- 
wirtschaften 352. 

Huelgas  in  Sp.  417. 

Hüttenwerke  in  F.  514. 

Immigration  Act,  1900  in  BCol. 
XLVIII,  55,  543,  546. 

Importation  and  eraplojment  of  alien* 
in  Cau.  V,  53—55. 

Imprimerie  nationale,  Arbeiter  der 
—  455,  682, 

India"nMines  Act,  1901  VI,  39-43. 

Industrial  Arbitration  Act,  1901  in 
NSW.  X,  175,  442, 

—  Conciliation  und  Arbitration 
Act,  1901  in  NSeel.  XXI,  284-286, 
von  1902  in  WAustr.  LI,  532-537. 

Industri e, chemische  —  im  DR. XXXIII. 
384, 

—  der  Holz-  und  Schnitzstoffe  in  Oest.  112. 
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Industrie,  Keramische  —  in  GB. 
XXXII,  m 

-  Leder-  in  Pr.  XXXIII,  3Ü1 

-  der  Nahrunge-  und  Genuasmittel  1 12, 

4ö6. 

-  Textil-  III,  32,  20«,  346,  442,  57t», 
581,  MO. 

Industrien,  gefährliche  —  Schw.  VI, 
59,  60,  Belg.  XXXIV,  LIX,  416,  62L 
Industrie-  und  Arbeitsrat  in  Norw. 

565. 

Ins  ig  ui  a  of  labor  in  Man«.  6: i  1 . 
Inspektion  von  Hausern  etc.  in  Matt*. 

Intakcs  in  GB.  <>55. 
Invalidenversicherungsbeiträge 
2ÜL 

Invertzucker  in  Belg,  12. 
Ironmoulder  (><>4. 

Iron  and  steel  cables  etc.  in  GB. 
XL  VI, 

Jugendliche  Arbeiter,  Schutz  der 
—  im  DR.  X,  134,  138,  140—143,  244, 
395,  397,  31*8,  45m,  Dan.  IV,  ltf,  F.  83, 
455.  682,  Alg.  VII,  158,  GB.  XXXIII. 
440,  It.  XLII,  550,  Oest.  414,  Rum. 

XXIX,  446,  öp.  XXIX,  4J8,  Mass.  G3JL 
Kanzleihilfspersonal  in  Oest.  510. 
Kartelle,    Syndikate,  Ringbil- 
dungen im  DR.  68,  Enquete,  XII, 
146,  m 

Kaufmännische  Schiedsgerichte 

im  DR.  69,  Belg.  7JL  tilfL 
Kaufmännischer   Verein,  Schweiz. 

470  (Dienstvertrag). 
Kellnerinnen,  deutsche,  Eingaben  220, 

352.  5ÜL 
Kel  1  nerverei n ,  sächsischer  219. 
Keramische  Industrie  inGB.  XXXII, 

435,  Nied.  459,  H8ti. 
Kinderarbeit,  gewerbliche  —  in  Dan. 

IV,  15,  DR.  186,  323,  325-  -130.  339, 

573,  GB.  565,  57_L  TtTXLI,  518,  Oest. 

XT 153,  414,   Oonn.  XIII,  TS*  UL 

XXX,  4207La.  626.  Md.  LV,  628,  Mass. 
630.635.  638.  Mo.  XXXII,  424,  O.  LV. 
615,  NSc.  VIII,  165, 

Kinderunterri  ch  t,  obligatorischer  — 
in  Mich.  24,  Wisc.  2Ü. 

Kleider fabrikation  in  Mass.  638. 

Kleider-  und  W  ä  s  c  h  e  k  o  n  f  e  k  t  i  o  n  , 
Lohnbücher  in  der  -  DR.  LVI1,  605, 

Kleinwohnungen  ffir  Arbeiter  im  DIL 
186,  Oest.  399. 

Knappschafts  -  Berufsge nonsen- 
se haften,  gegen  §  3J.  des  GewUnfVG. 


VI,  39—43,  BCol.  VI,  55,  542,  N8eel. 
665,  Tenn.  24,  25,  Miss.  424,  641,  Pr. 
BTund  Eis.- Lothr.  143. 

Konfektionsarbeiter  und  -arbei- 
te rinnen,  Eingabe  an  den  Rtag  1 13, 
5J£L  in  iL  Ö6A 

Konsumgenossenschaften  in  F.  fifi. 

Kontorangestellte,  Regelung  der  Ver- 
hältnisse der  -  im  DR.  187,  218, 

Kontraktbruch  in  Arbeitsverhältnissen, 
Interpellation  32X 

Kontraktor  und  Subkontraktor  in 
WAustr.  529. 

Kost  und  Logisgeber,  Eingabe  der 
—  im  DR.  205,  Verbot  für  Gesinde- 
vermieter 259. 

Kranken-  und  Altersversicherung 
in  Belg.  TU  DR22L  590,  Bad.  LX II. 502. 

—  und  Unfallversicherung  in  Lux. 
XVIII,  XX,  291,  Seh"-  XIX, 
310-  317,  333,  45L 

Kulis  in  Ost-  und  West-Indien  458,685. 
Kündigungsfrist  im  Handclsgewerbe 

470,  585.  .'.87. 
Labor  Department  in  NY.  XII,  154. 

—  Statistics,  Bureau  of  —  Cal.  2L 
O.  ülL 

Laborers  Emplovment  in  Conn.  267, 
Safety  and  Comfört  Ia.  LV1II,  621 


K  nappschaftspensionskassea  355. 
Koalition*  recht  der  Arbeiter  im  DR. 
69,  186,  187,  21(3,  354,  F.  LVIIL  92, 
45T»,  t>52,  GB.  577,  Nied.  199,  BCol. 


XXXT7441,  Fa  XXXI,  4M 


Kohlenbergwerke  in  GB.  100,  190,  l 
654.  Nied.  '459,  Oest.  VI,  10,  iL  Bind,  j 


Labour  Bureaux  im  Gebiete  von  Lon- 
don ML 

—  Regulation  Act  1902  in  BCol. 
XLV,  543. 

—  Representation  Committee  in 
Birmingham  2<& 

Ladenangestellte  in  Cau.  Hü.  (On- 

tario1,  WAustr.  538. 
Laden-  und   Fabrikinspektor  in 

Tenn.  25, 

Ladengeschäfte  und  Werkstätten 

in  GB.  100,  BCol.  55,  Nied.  l_9iL 
Ladensehlusszeit  im  DR  IX,  1_18,  1331 

209,  210.  217,  707,  Nied.  199,  460,  688, 

FÄustr.  XVI,  281^  WAustr.  LI,  532* 
Land  Act  in  BCol.  5JL 
Landarbeiter   in   Irland    197.  Oest. 

LVIII,  620. 
Landstreicherei  in  F.  22, 
Landwirte,   Berufsgenossenschaften  in 

Oest.  XV,  75,  262-  2£L 
Land  wirts cTTäft  liehe    Börsen  in 

Oest.  76,  <>77. 
— •  Strikes  und  Schiedsgerichte  in  It.  457. 
■  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit 

in  F.  98. 

Lnstentragen  der  Arbeiter  und  Arbei- 
terinnen in  F.  XXIX,  433, 

La  vorn  delle  donne  e  dei  fanciulli  in  It. 
XLI-  XLV,  548-553. 

—  Cfficio  del  —  in  It.  LH,  553. 
Lebensmittelpolizei   in   Nied.  460, 

Oest.  Iii. 

Lebens-  und  Rentenversicherung 
in  F.  455,  682. 
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Lebens  versioherungagesellschuf- 
ten,  Kontrolle  der  —  in  F.  2X0. 

Lcderi  nd  ustrie,  Voreichtsmassregeln 
gegen  Milzbrand  -  in  Pr.  XXXIII, 

Legitimationskarten  der  Handlung»- 
reifenden  in  Oest.  5<ift. 

Lehrertag,  deutscher  —  33_9_  (Kinder- 
arbeit). 

Lehrlin  g»we»en  im  DR.  214,  585.  F. 

4^682,  Nied.  4j& 687,  0<*t.  414,  NSW. 

LV,~550,  Russl.  LV,  üIL 
Lehrwerkstätten  in  Russl.  t>69. 
Liabilitv  of  Employers  in  Conn. 273, 

Maa«.  640,  NY.  42^  043,  NSc.  VIII. 
Lien  of  threahers  in  Man.  <>58. 
Limburger  Stcinkohlenarbeiterschutz 

Locka,  latchea  and  keys  in  GB.  525. 
Lodging  House  in  Conn.  26S. 
Lohnabzüge  für  Kost-  und  Logisgeber 

2m 

Lohnkommi  ssionen  in  GB.  100,  197, 

Vict.  LVI,  Ü6L 
Lohnpfändung  in  F.  92,  93.  Del.  XXX, 

418,  HL  XXX,  42L  Mo.  XXX,  424. 
Lohnsch  uld  en   der   Unternehmer  in 

Man.  658,  Wisc  26. 
Lohnstreitigkei tsgesetz  in  Qb.  X, 

im. 

Lohnzahlung  und  Termine  in  Belg.  V,  | 

IL  12,  DR.  t»4,  625  (betr.  §  ülii  BGB.), 

FT 93,  194,        GB.  37,  BCol  54J,  Man. 

658,  Md.  629,  Mass.  639,  Mo.  XXX,  424, . 

Nied.  4^  Gest.  XXXIX,  409,  Schw. 

XXX,  450,  Ü7_L  Vict.  XXXIII,  Mä. 
Lokal-,  Trara-,  Untergrund-  und 

Eisenbahnen  in  F.  VI,  28_. 
Luftraum  DR.  113,  256,  Dan.  U,  GB. 

3_Q  526. 

Mahlzeiten   in  Fabriken  GB.  33,  438, 
DR.  115,  MaM.  637,  G.  645,  Qb.  65S. 
Malerarbeiter  in  Gest. 214.  F.  XXXIV, 

434. 

Managers  in  Bind.  40. 

Manitoba  Factories  Act  VIII. 

Marchandage  in  Alg.  163 

M ar  inebetri  e  bsperson  al  in  F.  279. 

Arbeitezeit  650. 
Marineunfall  versichern  ng   in  F. 

157. 

Markt-  und  Hausier  verkehr  in  Zug 

102. 

Maschinen  mit  II  and  k  urbel  betrieb 
in  F.  2Ü. 

Maschinenbau-  u.  Metallarbeiter, 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit, 
deutscher  Dclegiertentag  355. 

Maschinisten  und  Heizer,  Ruhezeit 
der  —  in  F.  XXXIX,  4Ü2. 

Master  and  Servants  Act  Amend- 
ment Act  in  BCol.  540,  Man.  «i58. 

Maurerkongres  s  in  Budapest  1 15. 

Maximalarbeitszeit  im  DR.  XXXV, 
U2,  210,  365,  574,  Belg.  576,  Nied.  199, 


Mo.  XXXII,  424*  Oest.  XXXIV,  48J, 

G.  LV,  b40,  La-  LV,  626,  internal. 

Arbeitsamtsgutachten  4x2  -  IH<>. 
Meehanics  in  Japan  555. 
Metallarbeiter  in  Belg.  112.  Oest.  339, 

702. 

Meurthe  et  Moselle,  ComraisB.  d£- 
partem.  du  travail  de  La  341. 

Mietshäuser  in  NY.  642. 

Milchmeiereien  in  Irl.  440. 

Militärpflicht,  Sicherung  des  Arbeiter- 
vertrages bei  —  in  F.  IV,  27^  Schw. 
5üL 

Militärversicherung   in    der  Schw. 

XIX,  XXIV,  LXVI,  310-317,  45L 
M i I i tär werks tät ten  ,   Arbeiter   in  — 

DR.  1HL 
Millgcaring  in  NSc.  161. 
Milzbrand  Verhütung  in  Pr.  3iM. 


187,  Nied. 
112. 


Mi  neralöle  in  Belg.  L2. 
Mine»  Act  in  BCol.  55,  NSW.  6Ü3. 

—  Arbitration  Act,  1900,  in  NSc.  fi57. 

—  Regulation  Amendment  Bills  in  GB.  580. 
Miners  Accident  Relief  Act  in  ? 

61&L 

—  Föderation  in  GB.  5S< 

—  Qualif ications  in  Mo.  »>4I. 

—  Relief  Societies  in  NSc.  657. 
M  ineure  beiges  580,  äSL 
Minimallohn    in  Bremen 

199,  F.  466,  Finl.  IQQ. 
Minimalruhezeit  im  DR. 
Mining  Act  in  NSeel.  665. 
Municipal  Court  of  NY.  £12. 
Mühlcnnachtarbeit    im    DR  209. 

Schw.  2Ü1L 
Museum  für  Arbeiterwohlfahrteeinrich- 

tungen  in  München  6_£L 

Nach  mit  tagspausen  in  Spinnereien 
in  Pr.  XL.  398. 

Nachtarbeit,  gewerbliche,  DR.  104,  105. 
113.  187.  209.  F.  29,  467,  GB.^27.  It. 
XLII— XLIV,  5')ÖTNled.  345.  O.  LV, 

m. 

und  Gcnussmittelin- 
DR.  112,  209,  F.  466,  4ÜL 


645,  Schw. 


Nahrungs- 
d  ustrie 

Nationale  Arb ei t, 'Schutz  der  —  in  F. 
94,  4Ü6_  683,  BCol.  342,  546,  NY.  XXX, 
42ü 

Nationalbank  für  Altersrenten  in  F. 

083. 

N  eben  bahnenbau  und  -betrieb  Schw. 
XVII,  ÜIL 

N  eun  stunden  tag  in  staatlichen  Spiri- 
tusfabriken Russl.  XXXIV,  449. 
—  deutscher  Handlungsgehilfen  700. 
Normal  arbeitstag,   Antrag  im  Rtag 

65,  Ung.  342,  Finl.  7QQ, 
Nova  Scotia  Factories  Act,  1901  VIII, 
Ii  VI. 

Omnibusanges teilte,  Arbeits  verhalt 

nisse  der  —  im  DR,  184. 
Ongevallen wet  in  den  Nied.  667. 
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Outario  FactoriesAct  VIII,  Trade«  Dis- 
putes Conciliation  and  Arbitration  Act 
X,  28.L 

Ostindien  ,  ökonomische  Lage  in  —  >»87. 
Outlets  in  GH.  Göü. 
Outworker  in  OB.  XLVI,  524,  526. 
Pacht  von  Grund  und  Hoden  auf  dem 

Lande  in  Finl.  LIX,  645. 
Palais  du  travail  in  F.  456. 

Parlamentarische  A  rbeiten  auf  dem 
Gebiete  de«  Arbeiterschutzes  63— 102,  i 
181—204,  322-  334,  451-472,  561-567,  i 
«74 — 091. 

Parti  so  cialiste  francais  206. 

Particulars  Clause  III,  XLVI. 

Passagierschiffe  in  Bind.  4ü. 

Patrone  in  Rum.  445. 

Pensionen  der  Ci  vilstaatsbcdiensteten  in 
Oest.  452,  612,  lüS, 

P en sionskass en  der  Beamten  und  Ar- 
beiter der  Staateeisenbahnen  in  F.  511. 

Perambulato  rs  in  Vict.  663. 
Perlmutterknopfdrechsler  in  Oest. 


hhölzer  DR.  69, 570, 
56,  199, 200,  461,  Gest. 


Phoaphorstreic 
Belg.  622,  Nied. 

m 

Ph  o  t  ographie,  Unterstellung  unter  die 

GewO.  in  Ung.  LXI,  6ÜÜ. 
Plasbourds  der  Flachsfabriken  582. 
Plazierungsbureaux  in  Peru  6t  i9. 

Polygraphische    Gewerbe,  Buda- 
pester Buchdruckerversammlung  1 16. 

„Pompage"    in  der  Zinngeschirrfabri- 

kation  in  F.  652. 
Portefeuillesarbeiter  im  DR.  582. 
Post-   und  Telegraphen  beamte  inj 
GB.588,  Nied.  460,  687,  688,  Schw.  689. 
Pos  tburcaux-Hygiene  in  F.  27,  28. 
Pos  Ii  Hone  in  der  Schw.  ">67.  645. 
Posting  of  time  tablca  and  specifications  Salisbury,  Eingabe  an  —  341. 

in  Mass.  630.  Samstagsarbeit  in   Fabriken,  Schw. 

Pottaschesilikate  in  Belg.  XIV,  207,       333,  0M 
Privatarbeiten  der  Soldaten, 
liehe  -  in  F.  XIV,  2JJQ. 


Reichsgesundheitsamt  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  im  DR.  187. 

Reichs  posts  park  asse  in  den  Nied. 
460. 

Reich s Vereinsgesetz  2 1  ti. 
Reichs  versicherungsam  t   187,  243. 
261.  äQö. 

Rentenzahlung  an  erwerbsunfähige 
Arbeiter  in  Russl.  305. 

Restauration s -  und  Hotelküchen 
in  Bad.  62, 

Rettungsvorrichtungen  für  Feuer- 
gefahr in  GB.  32, 

Road-inain  hau  läge  road  in  GB. 
655,  656. 

Rösche  („drifte")  in  GB.  655. 

Rohzuckerfabriken,  Schute  von  Ar- 
beiterinnen und  Jugendlichen  in  — 
DR.  IX,  138. 

Rosshaarspinnereien  etc., Betrieb  der 
-  DR.  499  -502,  60& 

Ruhelohnberechtigung  in  Bremen 
iss. 

Ruhetag,  wöchentlicher,  DR.  22Q  (Büh- 
nenarbeiter), Belg.  576,  F.  194,  434.  G. 
334,  It.  LXIII,  55L  Schw.  672  (Trans- 
portangestellte), W.  319,  Nbg.  62. 
Runezeit  im  ßinnenschiffahrtsgewerlx* 
DR.  l&L 

—  in  Gast-  und  Schankwirtschaften  DR. 
X,  131,  Pr.  XVII,  2äL 

—  im  Handelsgewerbe  DR.  217. 

—  in  Konditoreien  und  Bäckereien  DR 
112.  210.  Nied.  IIIS. 

—  der  Maschinisten  und  Heizer  F.  XXXIX, 
i:v.>. 

Safe  scaffolding,   hoiste,  stays  and 

ladders  in  VVisc.  26, 
Safetv   appliances    on  elevator* 
Mas».  LVIII,  630,  Ia.  625,  O.  LVIII. 


gewerb-  Samstagnachmittagfreigabe, 
Schweiz  Arbeitertag  2<  is. 


Pr ivateisenbahnarbeiterf ürsorge  Sandarbeiter,  Bestimmungen  für  —  im 

r>_    i  vir    on-  r\i>  nr. 


in  Pr.  LXV,  395. 
Protection  of  workmen  on  buildings  in 
Mass.  631L 

Public  Works  Wage*  Act,  1902,  in 

BCol.  5_4L 
Pulverfabriken  in  F.  704. 
Quebec  Trade  Disputes  Act  168. 
Railway  Employment  (Prevention  of 

Aceidente)  Act  in  GB.  3iL 
Regiebauten   und  Hilfsanstalten 

von  Eisenbahnen  in  Oest.  XXXVIII, 

LX,  405,  452,  ÜLL 
Registrar  der  Hilfskassen  in  WAustr. 

529,  des  Einigungsrate  in  Qb.  1(>9,  NSW. 

Reichsarbeitsamt,  Begründung  eines 
—  im  DR.  1ÖL 


DR.  14Ü, 

Sanitäre  Einrichtungen  und  Vor- 
schriften in  Werkstätten  und  Fabri- 
ken Oest.  400,  GB.  437^  Md.  627, 
Mass.  638,  Qb.  658,  BOoO^^NSc.  Ml 

Säurefabriken  in  Mass.  LIX,  637. 

Schaustellungen,  Verwendung  von 
Kindern  zu  —  in  Mass.  638. 

Scher  er,  Lokale  für  —  in  NSW  662, 

Schichtdauer  im  Kohlenbergbau  in 
Oest.  VI,  10,  NSW  LIX.  6J52, 

Schiedsgerichte  X,  XXXIX,  DR. 09. 
188,  216,  Belg.  78,  79.  678.  G.  X.  202. 
331,StG.X,179.Nnrw.7(U.  III. XXXIX. 
421.  Mo.  XXXIX.  422,  Md.  X,  190, 
Nseel.  X,  284,  286,  NBc.  656,  Qb.  X. 
56,  168-175T 
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Schieds-  uud  Vermittlungsamt  in 
NY.  XII  1  54 

—  Täte  in  OesL  X,  281,  Ob.  170. 
Schiedsverfahren  in  F.  (Anträge)  9JL 
Schiffs-    und    Bootarbei  ternund 

„Recht  und  Pflicht"  in  Amsterdam 
219.  3äL 

Schiffsladung,  l^adung  und  Löschung 

in  deu  Nied.  4til. 
Schiff  sie  ute,  Stelleuvermittlung  für — 

im  DR.  XXXVII.  38LL 
Schlaf-  und  Logierhäuser  in  Oest. 

401. 

Schneider  und  Schneiderinnen  im 

DR.  21L  Oest.  1JJL 
Schnell feuerzünder  (allumo-feux)  in 

Belg.  12. 

Schuhputzer,  Sonntagsarbeit  der  —  in 
Mass.  273. 

Schuhwaren  fabrikation,  Krankhei- 
ten in  der  —  in  Pr.  XL,  391. 

Schulpflicht  für  Gehilfen  und  Lehr- 
linge 217. 

Schul vögte  in  Mass.  636. 

Schutzvorrichtungen,  Beschädigung 
der  —  DR.  ÜJ2, 

Schweinfurter  Grün  in  F.  513,  DR. 
ilfi. 

Sch weisss vstem  („sweating")  in  Mich. 
23,  Md.  627. 

Seeberu  ib  genossen  schaften,  Unfall- 
verhütungsvorschriften im  DR.  ZÜ. 

Seeleute,  Mitnahme  auf  Kauffahrtei- 
schiffen, im  DR.  XXXVII,  383. 

—  Fürsorgekasse  in  F.  9ä. 

—  Schutz  für  — ,  Stockholmer  Kongress 
12L 

—  Unfallversicherung  in  Finnl.  LXIII,  »>4s. 
Seele  uteverband  in  Hamburg  1 16. 

Seemannsordnung  des  DR. XXXI V  — 

XXXVII,  70,  323,  362—380,  in  Oest. 

76,  Londoner  Konferenz  708. 
Seemännische  Rangeigenschaften 
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Vermittl ungsverf ahren  bei  Arbeits- 
einstellungen in  StG.  X,  XI,  179. 
Vermögensübertragungsgebühren 

in  Gest.  76,  IL. 
Versicherung    der    Pension  Privat- 
angestellter in  Oest.  IL 
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Bulletin 

des 

Internationalen  Arbeitsamts. 


Vorbemerkung. 

Die  Herausgabe  eine!  p  e  r  i  o  d  i  s  c  h  e  n  S  u  in  in  1  u  n  g  <1  e  r  A  r  l>  e  i  r  e  r- 
s  <•  Ii  u  t  z  g  e  s  e  t  z  e  aller  Länder  gehört  zu  den  Hauptaufgaben  des  inter- 
nationalen Arbeitsamtes.  Durch  das  vorliegende,  allmonatlich  erscheinende 
Bulletin  soll  es  ermöglicht  worden,  eine  vollständige  Uebersieht  über  die 
Fortschritte  auf  dem  (Gebiete  der  sozialen  (Jesetzgehung  zu  erhalten. 

Das  Bulletin  wird  daher  nach  Massgabe  des  verfügbaren  Bauines 
die  Texte  oder  Auszüge  aus  den  neuen,  den  Arbeitorsehutz  und  die 
Arbeiterversicherung  betreffenden  (»e  setzen  oder  Verordnungen  ent- 
halten; es  wird  die  dadurch  dem  früheren  Beehtszustande  gegenüber  voll- 
zogenen Aenderungon  in  der  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  feststellen: 
es  wird  das  Werden  der  Arbeitet  Schutzgesetzgebung  sowohl  durch  Angabe 
der  Vorarbeiten  der  gesetzgebenden  K  ü  r  p  e  r  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  wie 
der  Beschlüsse  der  Verbände,  welehe  den  Arbeiterschutz  betreffen, 
verfolgen;  das  Bulletin  wird  endlich  durch  eine  vollständige  Biblio- 
graphie des  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z  e  s  und  der  A  r  b  e  i  t  e  r  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
das  quellenmässige  Studium  des  Arbeiterschutzes  zu  fördern  suchen. 

Das  Arbeitsamt  behält  sich  vor.  die  in  einem  Heft  aus  Baumrück- 
sichten zurückgestellten  Materien  in  dem  nächstfolgenden  nachzutraben, 
doch  immerhin  derart,  dass  aus  dem  «ranzen  Jahrgänge  <les  Bulletins  ein 
vollständiges  Bild  der  Arboiterschutzbostrebungen  hervorgeht.  Durch  die 
Beihilfe  der  Staatsverwaltungen,  der  parlamentarischen  Körperschaften, 
der  Arbeiter-  und  Arbeitgeherverbände  aller  Länder,  sowie  der  Korre- 
spondenten des  Arbeitsamtes  darf  auf  die  Vollständigkeit  der  Angaben 
des  Bulletins  mit  Zuversicht  gezählt  werden. 

Nach  Massgabe  der  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  wird  es  das 
Bemühen  der  Herausgeber  sein,  die  Berichterstattung  über  die  That- 
sachen,  welche  der  Staats-,  der  Selbstverwaltung  und  der  Wissenschaft 
aller  Länder  für  die  Beurteilung  der  Fragen  des  Arbeiterschutzos  von 
Nutzen  sein  können,  weiter  auszubauen. 

Basel,  20.  März  IJIO'2. 

Der  Direktor  des  Internationalen  Arbeitsamts. 
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Fortschritte  des  Arbeiterschutzes  im  Jahre  1901. 


Im  ersten  Abschnitte  dieses  Bulletins  gelangen  wörtlieli  oder  auszugs- 
weise die  im  Jahre  getroffenen  gesetzlichen  und  Verwaltungsvor- 
schriften der  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  Arbeitersrlmt7.es  zur  Dar- 
stellung. Die  meisten  derselben  treten  vom  1.  Januar  l'.MrJ  an  in  Kraft. 
I  'ehersirliteii  über  die  Arbeiterschutzniassregeln  der  Gemeinden,  die  Ar- 
beiterversicherungsgesetze der  Staaten,  sowie  über  den  Umfang  und  die 
Wirksamkeit  des  Arbeiterschutzes  in  jedem  Lande  und  in  jeder  Industrie 
werden  einer  spateren  Darstellung  vorbehalten. 

Die  folgenden  Vorbemerkungen  über  die  Fortschritte  des  Arbeiter- 
sehnt/.es  sollen  lediglich  die  geschichtlich  bedeutsamen  Veränderungen  in 
d»ui  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  hervorheben.  Kein  formale  Ver- 
änderungen der  socialen  Verwaltung  i  Vermehrung  des  Inspektionspersonals 
und  dgl.;  sind  in  den  nach  Staaten  geordneten  Texten  der  Gesetze  und 
Verordnungen  aufgeführt. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz.  1 .  F  a  b  r  i  k  s  -  und  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n 
ge  setze.  Die  Fortsehritte,  der  Fabrikgesetzgebung  in  G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  - 
nien,  welche  im  Fabrik-  und  Werkstättengesetze  vom  Jahre  I i »< >  1  konsoli- 
diert worden  sind,  beziehen  sich  :  I)  auf  neue  Sanitätsvorschriften  i  Venti- 
latioii,  Erlassung  von  Vorschriften  betr.  den  Luftraum  in  Arbeitsstätten, 
welche  nachts  als  Schlafstätten  benutzt  werden:  Temperaturvorsehrilten. 
Verbot  der  Einnahme  von  Mahlzeiten  in  gesundheit sgefährlichen  Betrieben). 
'J.i  Betriebssicherheit:  Kesselprüfzwang  alle  I  I  Monate.  8)  Kinderschntz  : 
Das  Verbot  der  Verwendung  von  Kindern  in  Fabriken  und  Werkstätten 
betrifft  nunmehr  alle  unter  1*2-  früher  alle  unter  1  I  -  jährigen.  I  i  Die 
Arbeitszeit  in  Text ilfabiikeu  wird  für  die  geschützten  Personen  am  Samstag 
um  eine  Stunde  <!-  12  Uhr.  inkl.  je  i/t  Stunde  Maidzeitpause  und  Rei- 
nigungsurbeiten.  früher  s.  II,  F.  G.  1  S7H i  reduziert.   •">>  Heimarbeitcr- 

schutz.  An  Stelle  der  blossen  Registrierung  der  Heimarbeiter  durch  Fabri- 
kanten, welche  Arbeit  nach  Hause  geben,  tritt  nunmehr  die  Vorschrift,  Ab- 
schriften solcher  Listen  an  die  Ort.sbehürden  zu  senden,  welche  die  Ausgrabe 
von  Heimarbeit  ver  bieten  können,  wenn  sie  die  Gesundheitsgefährlichkeit  der 
Arbeitsräume  der  Heimarbeiter  konstatieren.  Die  Vorschriften  der  Parti- 
eulars  Clause  i  Vorschrift  der  schriftlichen  Angabe  der  Lohnsätze  an  die 
Akkordarbeiten  kann  auf  die  Heimarbeiter  ausgedehnt  werden,  (»i  Die 
Regelung  der  gefährlichen  Industrien,  die  bisher  für  jede  Fabrik  und  Werk- 
statte liesonders  vor  sich  gegangen  war.  geschieht  nunmehr  einheitlich 
durch  Veröffentlichung  eines  Vorsehriftenentwurfes  durch  die  Regierung. 
Dieser  ist  im  Falle  eines  Widerspruches  der  Interessenten  Gegenstand  einer 
öffent licheti  Unf ersuehung,  nach  welcher  der  Entwurf  dem  Parlament  vm- 
gelegt  und  falls  von  ihm  nicht  binnen  4<>  Tagen  annulliert,  in  Kraft  tritt. 
7)  Verbot  der  Bäckereien  in  Kellcrräumen  vom  1 .  Januar  I  !M  >I  angefangen. 
S)  Schutz  der  Dockarbeiter  beim  Laden  und  Lösehen  der  Schiffe,  sowie 
jener  von    Fahriksbahnen   .''vgl.  Laboiir  Gazette  vol.  IX,    \o.  !».   S.  2<'.8i. 
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Das  Fabrikgesotz  von  Dänemark  vom  Jahre  lfM)l  enthalt  folgende 
Abänderungen  gegenüber  jenem  vom  2H.  Mai  1S73:  I  i  Anzeigepflicht  aller 
Arbeitgeber  in  Handwerk  oder  Industrie,  die  in  demselben  Betriebe,  mehr 
als  ö  Arbeiter  beschäftigen,  über  die  Art  des  Betriebes,  die  Zahl  der 
Arbeiter  und  das  Alter  der  im  Gesetz  besonders  geschützten  Personen. 
Diese  Betriebe  sind  inspektionspflichtig.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen 
in  denselben  nicht  beschäftigt  werden  (bisher:  Personen  unter  P»  Jahren  in 
i'abrikmässigen  Betrieben  i.  Personen  von  12 — 14  Jahren  dürfen  höchstens 
<i  Stunden  einschliesslich  halbstündiger  Ruhepause  arbeiten  bisher  Kinder 
voii  10—  Iii  Jahren  nicht  mehr  als  li'/t  Stunden j:  für  jugendliche  Personen 
( H»  1H- jährige)  gilt  K »-stündige  Maximalarbeitszeit  (bisher  12  Stunden  t. 
für  Kinder  und  Jugendliche  gilt  das  Verbot  der  Nachtarbeit  i'8  Uhr  abends 
bis  ti  I  hr  morgens».  Bei  gesundheitsschädlichen  Arbeitern  kann  die  Alters- 
grenze erhöht  und  Frauenarbeit  verboten  werden.  Für  jeden  Arbeiter 
sollen  wenigstens  H  Kubikmeter  Luftraum  in  der  Werkstätte  verfügbar 
sein  und  in  der  kalten  Jahreszeit  erwärmte  Räume  zum  Einnehmen  der 
Mahlzeiten  geboten  werden.  Als  begutachtende  Instanz  über  Arbeiterschutz 
wird  ein  Arbeitsrat  geschaffen. 

2.  A  rhe  i  t  e  r  i  nnen  sehn  t  z.  Das  Arbeiterinnenschutzgesetz  des 
Kantons  Neuenburg  vom  2o\  April  1!>Ol  tritt  an  Stelle  des  Gesetzes 
vom  1!».  Mai  J H!M>  welches  die  Schlussbestimmungeji  des  eidgen.  Fahrik- 
gosetzes  vom  23.  März  1H77  auf  alle  andern  demselben  bisher  nicht 
unterstellten  gewerblichen,  Handelsbetriebe,  Läden .  Bureaus.  Huteis. 
Kaffee-  und  Bierhäuser,  sofern  diese  eine  oder  mehrere  weibliche  Personen 
beschäftigen,  erweitert  hatte.  Die  wesentlichen  Aenderungen  sind  die 
folgenden:  Art.  11  des  Gesetzes  von  1H!>(!  gestattete  l'eberzeit  in  Fällen 
ausserordentlichen  Bedarfes,  im  Ausinasse  von  täglich  höchstens  zwei 
Stunden:  diese  Beschränkung  fehlt  in  Art,  8  des  neuen  Gesetzes,  dagegen 
ist  neu  die  Bestimmung,  dass  für  1  'eberstunden  die  Entlohnung  um  25  Proz. 
jene  der  Nonnalarbeitszeit  überschreiten  müsse:  die  Aufstellung  und  be- 
hördliche Genehmigung  einer  Fabriks-  oder  Werkstattordnung  wird  durch 
Art.  IH  für  obligatorisch  erklärt.  Die  Arbeitsruhezeit  der  Handelsbe- 
diensteten, nach  Art.  II»  des  alten  Gesetzes  auf  mindestens  !»  Stunden 
fixiert,  wird  durch  Art.  1.5  auf  IO  Stunden  erhöht.  Thre  Arbeitszeit  darf 
nicht  <»5  Stunden  in  der  Woehe  überschreiten.  Die  Arbeitsrnhe  der 
Arbeiterinnen  in  Sehankwirtschaften  und  dgl.  bleibt  i  Art.  2(»i  auf!»  Stunden 
fixiert  mit  «1er  neuen  Bestimmung,  daü  sie  nach  Mitternacht  nicht  be- 
schäftigt wenlen  dürfen. 

H.  Sonntagsruhe.  Tin  Deutschen  Reiche  ist  zur  einheitlichen 
Regelung  der  Ausnahmen  von  der  Sonntagsruhe  ij$  lO.">  G.  -  ( >.  -  Novelle 
HO.  Juni  l!»OOi  eine  Bekanntmachung  des  Bundesrates  am  H.  April  liMl 
erflossen.  ( <rundsi\tzlich  sollen  die  bisherigen  Ausnahmen  nicht  über 
schritten,  für  Ersatzruhetage  Vorsorge  getroffen,  über  Sonn-  und  Fest- 
tagsarbeit Register  geführt  werden:  besondere  Bestimmungen  wenlen  für 
Metriebe  mit  Wind  oder  unregelmässiger  Wasserkraft  getroffen.  Von  den 
Bundesstaaten  hat  Bremen  am  H.  Mai  ll»Ol  die  Sonntagsruhe  und  die 
Festtage  im  H  a  n  d  e  1  s  gewerbe  geregelt. 

I.  Militärpflicht,  Schutz  vor  Kündigung.  In  Frank- 
reich wird  durch  Gesotz  vom  IS.  Juli  |!»()|  bestimmt,  dass  die  Einberufung 
zur  Waffeuübnng  weder  zum  Anlass  der  Kündigung  des  Arbeitsvertrages 
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gemacht  werden,  noch  bei  Kündigung  aus  andern  Motiven  die  Zeit  der 
Waffenübung  in  die  Kündigungsfrist  eingerechnet  werden  darf. 

5.  Lohnzahlungen  und  Auszahlnngsterinino.  In  Belgien 
sind  neue  Vorschriften  über  die  bei  der  Lohnauszahlung  zur  Anwendung 
gelangenden  Masse,  sowie  die  Lohnzahlungstermine  durch  Gesetz  vom 
30.  Juli  I1MH  an  Stelle  jener  des  Gesetzes  vom  10.  August  1887  getreten. 
Neu  ist  die  Verfügung  (Scblusssatz  Art.  13)  dass  bei  eiumonatlichen  Aus- 
zahlungen jedem  Stüekarbeitor  eine  Aufstellung  über  die  geleistete  Arbeit, 
und  den  ausgezahlten  Lohnbetrag  überreicht  werden  muss  (vgl.  Chambrc 
des   Representants  Doc.   pari.   No.  31,   184;  Senat:  ].)oc.   pari.   No.  70). 

Ge  w  erbege  ri  ch  t  e.  Die  Gesetzgebung  hat  im  Deutschen 
Reiche  wesentliche  Veränderungen  erfahren:  zu  den  bisherigen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  Juli  18!N>  treten  die  Zusätze  vom  3n,  Juni 
H*ul.  Durch  diese  Zusätze  wird  die  bisher  den  Gemeinden  freistehende 
Errichtung  von  Geweibegerichten  für  diese  für  obligatorisch  erklärt,  wenn 
sie  mehr  als  *2<MHM)  Einwohner  aufweisen.  Ferner  tritt  das  Geweibegericht 
als  Einigungsamt  nicht  nur  dann  auf,  wenn  die  Anrufung  von  beiden  Streit- 
teilen, sondern  nunmehr  auch  nur  von  einer  Seite  aus  erfolgt ;  auch  ohne 
Anrufung  hat  der  Vorsitzende  diese  Vennittelung  den  Streitteilen  nahezu- 
legen und  kann  auf  diese  durch  Vorladung  i  Erscheinungszwang ;  hinwirken. 
Endlich  wird  durch  das  Gesetz  ein  neues  Thatigkeitsgebiet  dem  Gewerbe- 
gericht zuerkannt :  Die  Erstattung  von  Gutachten  und  Stellung  von  An- 
trägen an  staatliche  und  kommunale  Behörden. 

7.  K  i  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g.  Die  Einschränkung  der  Einwanderung  durch 
Zahlung  von  Reisevorschüssen  angeworbener  ausländischer  Arbeiter,  die 
durch  das  Fremdenarbeitsgesetz  von  Canada  vom  Jahre  18Ü7  und  I8!»8 
bereits  durchgeführt  war,  hat  im  Jahre  1 ! M >  1  Verschärfungen  erfahren. 
So  genügt  zui'  Anwendung  des  neuen  Gesetzes,  dass  eine  Person  infolge 
von  Zeitungsankündigungen  aus  dem  Auslande  nach  Ganada  einwandert. 
Ebenso  wurde  die  Busse  von  1(WM>  Dollars,  welche  ursprünglich  auf  die 
Verletzung  des  Gesetzes  gelegt  worden  war,  auf  f>U — UMM)  herabgesetzt, 
da  wie  die  Labour  Gazette  von  Canada  <  Vol.  I  Xo.  1<>,  Juni  l!«»l 
S.  .Vi 4)  mitteilt,  die  Gerichtshöfe  unter  den  höheren  Strufsätzon  Bedenken 
trugen,  das  Gesetz  in  seinem  vollen  L'infange  anzuwenden.  Dem  Ein- 
wandorungsgosetze  unterliegen  nur  die  Einwanderer  aus  Landern,  die 
ähnliche  Gesetze  erlassen  werden  oder  erlassen  haben  und  deren  Be- 
stimmungen auch  auf  Canada  anwenden. 

II.  Beruflicher  Arbeiterachata.     1 .    L  a  n  d  »  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z.  In 

Ostindien  wurden  die  Anwerbung,  der  Arbeitsvertrag  und  die  Arbeits- 
bedingungen der  Landarbeiter  von  Assam,  Bengalen,  der  Nordwestprovinzen 
von  Oudh.  den  Centralprovinzen,  dem  Distrikt  von  Goujam  und  eveut.  nach 
Anordnung  des  Staatsrates  in  jedem  anderen  Landesteile  dem  „Arbeits-  und 
Auswanderungsgosetze  von  Assam  1JM>1U  unterworfen  uutl  die  bisher  geltende 
Inland  Emigration  Act  |s:»8  aufgehoben:  über  die  Motive  dieser  Gesetzgebung 
giebt  der  Jahresbericht  des  East  India  Office  i  East  lndia,  Progress  and  Coii- 
dition.  sub  :  Migration!  Aufschluss.  Die  neue  Gesetzgebung  regelt  die  An- 
werbung der  Landarbeiter  dadurch,  dass  es  die  Arbeitsverniit.tler  teils  der 
Konzessions-,  teils  der  Legit iinationspHicht  unterwirft  und  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  über  Transport,  Krankenpflege  und  Unterkunft  der  Arbeiter 
tritft:  der  Arbeitsvertrag  darf  auf  nicht  mehr  als  vier  Jahre  (wie  bereits 
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nach  dem  Gesetze  von  1803 1  und  muss  schriftlich  abgeschlossen  werden. 
Das  Gesetz  schreibt  Minimallöhne  1$  .">  i  eine  Maximalarbeitszeit  v«»n  neun 
Stunden  1*24 i.  einen  wöchentlichen  Ruhetag  vor  und  betraut  eine  staat- 
liche und  ortsbehördliche  Inspektion  mit  der  Aufsicht  und  Berichterstattung. 

*2.  B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  n  t  z.  Dieses  Gebiet  des  Arbeiterschutzes  hat  im 
.lahre  UM  Ii  in  Oester  re  i  c  h  .  in  O  st  i  n  d  i  e  n  ,  B  r  i  t  i  sc  h  ('  ol  u  m  b  i  a  und 
in  Tennessee  ( Ver.  Staaten  j  Aeuderungen  erfahren.  Die  Veränderungen 
der  österreichischen  Gesetzgebung,  die  gegenüber  den  bis  dahin  geltenden 
Vorschriften  des  Gesetzes  vom  "21.  Juni  18K4,  JI.G.B1.  Xo.  1  15  eintraten  vgl. 
XXIII  Session  des  Abg.  H.  UMH,  Beilagen  der  stenogr.  Protokolle  51*2  und 
841»  bet retten  lediglich  die  Schichtdauer  im  Kohlenbergbau;  für  diesen 
darf  die  Schichtdauer  !'  Stunden  täglich  einschliesslich  Ein-  und  Ausfahrt 
nicht  überschreiten.  Die  bisherige  Schichtdauer  3  des  Gesetzes  von  1884: 
betrug  1*2  Stunden;  die  tägliche  wirkliche  Arbeitszeit  durfte  während  der 
Schichtdauer  Kl  Stunden  nicht  überschreiten.  Im  Erz-,  Graphit-,  Asphalt- 
und  Steinsalzbergbau  bleiben  die  früheren  Bestimmungen  aufrecht:  d«.<h 
verfahren  »58  Proz.  der  lnm*2  hier  beschäftigten  Arbeiter  Schichten  in  der 
Dauer  von  acht,  neun  und  weniger  Stunden  <  84 1  Beil.  S.  31  i. 

Das  Ost  indische  Bergwerkgesetz  VIII  von  UM>1  ist  das  erste 
Bergwerkgesetz  dieses  Landes.  Es  enthält  die  Organisation  der  Bergwerks- 
inspektion  und  Bergwerksbehörden,  stellt  die  Verantwortung  der  Betriebs- 
leiter fest,  und  giebt  den  Inspektoren  die  Kompetenz,  von  Fall  zu  Fall 
Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern,  sowie 
solche  zur  Verhütung  von  Unfällen  zu  treffen. 

3.  G  e  s  u  nd  Ii  e  i  t sgo  f  ä  h  r  1  i  c  h  e  Betriebe.  Die  Französische 
Gesetzgebung  hat  im  Jahre  UM 1 1  durch  eine  Reihe  von  Ministerin! Ver- 
ordnungen den  Ersatz  von  Bleiweiss  durch  Zinkweiss  bei  öffentlichen  Ge- 
bäuden  sowie  bei  Submissionen  angeordnet.  In  G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  u 
enthält  das  neue  Fabrikgesetz  neue  Handhaben  zur  .Regelung  dieser  In- 
dustrien is.  o./.  Die  Holländische  Arbcitersehutzgesetzgehnng  enthält 
«las  Verbot  Phosphorstreichhölzer  zu  verfertigen.  Inder  Schweiz  wurde 
durch  die  Bundesgesetzgebung  an  Stelle  des  Bundesratsbeschlusses  vom 
U».  Dezember  1HS7  über  die  gefährlichen  Industrien  auf  welche  die  Be- 
stimmungen des  HaftpHichtgesetzes  vom  *2f>.  Juni  1881,  bezw.  Art.  1  vom 
*2<>.  April  1887  Anwendung  Huden,  ein  Verzeichnis  derselben  mit  Bundes- 
ratsbeschluss  vom  18.  Januar  l!M»|  veröffentlicht. 

4.  Bäckereien.  Zu  den  früheren  Bestimmungen  ist  in  Gross- 
britannien is.  oben  I.  h  das  Verbot  der  Untergrundbäckereien  erttossen. 

5.  Handels-  u  n  d  S  c  h  a  n  k  g  e  w  e  r  b  e  i  vgl.  oben  I.  '2.  Arbeiterinnen- 
schutz im  Kanton  Neuonburgi. 

t».  V  e  r  k  e  h  r  s  a  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z.  Eine  Reihe  von  Verordnungen 
regelt  in  Frankreich  die  Arbeitsbedingungen  und  die  Arbeitsdauer  der 
Angestellten  der  Lokal-.  Tram-,  Untergrund-  und  Eisenbahnen  i  Xo.  4, 
'),  «!i  und  setzt  eine  Kommission  zur  Errichtung  einer  Tuberkulosenheilstätte 
der  Post-  und  Telegraphenbeainten  ein.  Die  Erweiterung  des  allgemeinen 
Arbeiterschutzes  auf  Angestellte  von  Fabriksbahnen  erfolgte  in  Gross- 
biitaunien   durch   £  KMJ   des   Fabriks-   und  Werkstättengesetzes  l!M»l. 
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Fortschritte  des  Arbeiterschutzes  im  ersten  Quartal  1902. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz.  1 .  F  a  b  r  i  k  s  -  und  Werkstätten- 
gesetze.  Durch  Verordnung  vom  21.  März  10<>2  hat  der  gesetzliche 
Arboiterschutz  in  A  1  g  i  e  r  Eingang  gefunden.  Er  betrifft  11887  Betriebe 
mit  51  502  Beschäftigten,  darunter  3520  weiblichen  und  300ü  unter 
achtzehnjährigen  Personen.  Schon  im  Jahre  181*5  war  die  Frage  der 
Anwendung  des  französischen  Gesetzes  vom  2.  November  1802  auf  Algier 
angeregt,  aber  nach  Begutachtung  durch  den  Generalgouverneur  abgelehnt 
worden.  Im  Jahre  1800  petitionierten  die  Verwaltungsräte  der  Arbeits- 
börsen von  Algier  und  Constantine  um  Einfuhrung  des  Arbeiterschutzes. 
Eine  vom  Generalgouverneur  eingesetzte  Studienkommission  arbeitete  die 
für  die  Centrairegierung  bestimmten  Vorlagen  aus,  welchen  diese  noch  die 
die  Fabrikinspektion  betreffenden  Vorschriften  hinzufügte.  Die  Verordnungen 
haben  nicht  den  vollen  Arbeiterschutz  des  Mutterlandes  auf  Algier  über- 
tragen. Vor  allem  bot  die  Feststellung  des  Eintrittsalters  bei  der  ein- 
geborenen Bevölkerung  bisher  unübersteigliche  Schwierigkeiten :  diese 
beträgt  4, 072,080  Personen,  gegenüber  421,380  französischen  und  europä- 
ischen naturalisierten  Staatsangehörigen,  sowie  215,853  Ausländern.  Ebenso 
begründen  die  klimatischen  Unterschiede,  die  eine  lange  Mittagsruhezeit 
wünschenswerter  machten  als  ein  Nachtarbeitsverbot,  Abweichungen  von 
dem  im  Mutterlande  geltenden  Verbote  gewerblicher  Fraueunachtarbeit. 

Mit  den  französischen  Gesetzen  vom  2.  November  1802  ;  Kinder-  und 
Frauenschutz)  und  vom  12.  Juni  1803  i  Gewerbehygiene  und  Unfallverhütung) 
verglichen,  ergeben  sich  für  Algier  folgende  Modifikationen  :  a  Das  Geltungs- 
gebiet <les  Arbeitsschutzes  unifasst  dieselben  Betriebskategorien  wie  in 
Frankreich;  doch  unterliegen  Bergwerke  und  Steinbrüche  nur  den 
Vorschriften  über  Kinderschutz.  b)  Das  Minimalalter  für  gewerbliche 
Arbeit  ist  für  Kinder  französischer  oder  europäischer  Nationalität  wie 
in  Frankreich  das  vollendete  13.  (unter  Beibringung  bestimmter  Schul- 
zeugnisse das  12.)  Lebensjahr.  Für  eingeborene  Kinder  ist  ohne  Alters- 
bestimmung das  Vorbot  der  Verwendung  für  den  Fall  ärztlich  nach- 
gewiesener physischer  Untauglichkeit  ausgesprochen,  cj  Für  die  jugendlichen 
Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  (unter  18  Jahren)  gilt  ähnlich  wie  in  dem 
durch  das  Gesetz  vom  30.  Marz  10OO  modifizierten  Art.  3  dos  französischen 
Arbeitersehutzgesctzos  von  1802  Vorbot  der  effektiven  lO'/j-stündigen 
Arbeitszeit,  die,  von  April  10O4  angefangen,  auf  10  Stundon  reduziert 
werden  soll.  Sie  haben  fortan,  wie  in  Frankreich  (Art.  5  des  Gesetzes 
von  1802),  allwöchentlich  Anspruch  auf  einen  Ruhetag  und  auf  Feiertags- 
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ruhe.  Die  Bestimmungen  über  Registerführung  über  Kinderarbeit  entspreche 
Art.  11,  jene  über  Sicherung  von  Maschinen  und  Transmissionen  Art.  14 
des  französischen  Gesetzes  von  181.12  (vgl.  auch  Art.  2  des  Gesetzes  von 
181*3);  die  Specialverbote  bestimmter  Verrichtungen  durch  die  geschützten 
Personen  und  Frauen  (Art.  8—18)  sind  dem  französischen  Dekrete  vom 
13.  Mai  181*3,  jene  über  Ventilation,  Betriebssicherheit  (Art.  IM—  22 1  dem 
Dekrete  vom  10.  März  181*4,  jene  über  die  Anzeigepflicht  bei  Uniallen 
dem  Gesetz  vom  1*.  April  18118  entnommen.  Die  Aufsicht  wird  durch  die 
Bergwerksingenieure,  die  zugleich  Dampf kesselinspektoren  sind,  ausgeübt. 

In  Nova  Scotia  (Canada)  ist  das  am  4.  April  1901  angenommene 
Fabrikgesetz  in  Kraft  getreten.  Bisher  war  hier  lediglich  ein  die  Haft- 
pflicht regelndes  Schutzgesetz  (The  Employers'  Liabilities  for  Injurie**  Act 
of  1  IN  H  l,  b3  Via,  c.  I  )  in  Geltung.  Nunmehr  folgt  dieser  District  i  Gesamt- 
bevölkerung :  451*  1  U>t  dem  Vorbihle  von  Ontario,  welches  seit  1884  ein 
Fabrikgesetz  besitzt  (letzte  Fassung  Kev.  Stat.  181*7,  Cap.  25<>  „The 
üntario  Factories  Act"),  sowie  von  Quebec  (1885,  1894  und  11*00,  (J3  Via. 
c.  2  „An  Act  respecting  Industrial  Establishments")  und  von  Manitoba 
UMMt  ((13-  l>4  Via,  c.  DJ  „The  Manitoba  Factories  Act").  Wie  in  Ontario 
erstreckt  sich  der  Arbeiterschutz  auf  alle  motorisch  betriebenen,  sowie 
auf  die  durch  Verordnung  namhaft  zu  machenden  nichtmotorischen  Betrieb»-. 
Familienbetriebe  und  Reparaturarbeiten  sind  ungeschützt.  Das  Minimal 
alter  zur  Zulassung  in  geschützton  Betrieben  ist  das  14.  Lebensjahr.  Di»? 
tägliche  effektive  Arbeitszeit  der  Kinder  und  dor  unter  und  über  18-jährigeu 
weiblichen  Personen  darf  10  Stunden  nicht  überschreiten,  es  sei  denn,  das.* 
zur  Kürzung  der  Sanistagsarbeit  eine  andere,  jedoch  die  Summe  von  ö'» 
Stunden  per  Woche  nicht  überschreitende  Einteilung  getroffen  wird.  Eine 
mindestens  einstündigo  Mittagspause  und  bei  Ueberzeitarbeit  (7-  !J  Uhr 
eine  weitere  drei  viertelstündige  Pause  sind  vorgeschrieben;  die  Nacht  arbeit 
(D  Uhr  abends  bis  b'  Uhr  morgens)  ist  für  geschützte  Personen  verboten. 
Ausnahmen  von  den  Kinderschutzvorschriften  und  jenen  über  Franennacht- 
arbeit  (auf  20  Tage  beschränkt»  gelten  von  Juli  bis  Oktober  in  der 
Konservon Industrie;  Ueberzeitbewilligungen  sind  für  höchstens  jährlich 
3b  Tage  im  Maximum  von  2'/g  Stunden  täglich  zulässig.  Das  Gesetz 
enthält  ferner  Vorschriften  über  Fabrikshygiene,  Betriebssicherherheit. 
AnzeigepHicht  bei  Uniallen  und  über  die  Inspektion.  (Vgl.  Dominion  i 
Canada,  Labour  Gazette,   Vol.  1,  1!>I>1,  p.  104  ff.,  182  ff.,  582  ff.) 

2.  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten.  Zugleich  mit  Ein- 
führung des  Arbeiterschutzes  in  Algier  wurde  durch  die  Dekrete  vom 
21.  März  1!*<>2  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  die  Aufnahme  wu 
Clausein  betreffend  Arbeitslohn,  Arbeitstiauer  und  Arbeitsruhetage  zur 
Bedingung  gemacht. 

3.  Arbeitslosigkeit.  In  Frankreich  sind  durch  Gesetz  vom 
2.  März  11*02  den  von  der  Woinbaukrisis  betroffenen  Departements  Er- 
leichterungen bei  der  Aufnahme  von  Anleihen,  die  zur  Beschäftigung  von 
Arbeitslosen  verwendet  worden  sollen,  zugestanden  worden. 

II.  Beruflicher  Arbeiteraohutz.  1.  St e  in  arbeit  er  schütz.  Auf 
Grund  der  Ergebnisse  einer  amtlichen  Enquete,  welche  am  l*.  Juli  11*01  im 
Koichsamt  des  Innern  »los  Deutschen  Roichos  stattfand  (vgl.  dieses  Bulletin 
S.  111  —  112)  wurde  die  Bekanntmachung  vom  20.  März  11*02,  betreffend 
die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Steinbrüchen  und  Steiuhauereieu 
(Steinmetzbetriebenj  auf  Grund  des  1 20e  dor  Geworbeordnung  erlassen. 
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Die  Verordnung  unterscheidet  zwischen  Betrieben  mit  mehr  und  mit 
weniger  als  5  regelmässig  beschäftigten  Arbeitern.  Für  die  ersteren  werden 
hygienische  Vorkehrungen  getroffen,  die  von  den  zustandigen  Behörden  auf 
die  letzteren  ausgedehnt  werden  können.  Für  alle  Betriebe  ist  die  Er- 
richtung von  Schutzdächern  oder  Arbeitsbuden,  die  Beistellung  von  Trink- 
wasser vorgeschrieben ;  von  den  Behörden  kann  das  Branntweinverbot 
innerhalb  des  Betriebs  dem  Arbeitgeber  aufgetragen  werden.  Besondere 
Staubverhütungsvorschriften  (Feuchthaltung,  tägliche  Reinigung  der  Werk- 
statten) bestehen  für  die  Sandarbeiter  und  je  nach  Verfügung  der  Behörden 
für  die  anderen,  scharfkantigen  Staub  entwickelnden  Verrichtungen.  Der 
Normalarbeitstag  der  Sandarbeiter  beträgt  9,  der  der  übrigen  Steinarbeiter 
10  Stunden.  Bei  einzelnen  steinstaubentwickelnden  Verrichtungen  sowie 
beim  Verladen  der  Steine  dürfen  Jugendliche  und  Arbeiterinnen  nicht 
verwendet  werden. 

2.  Glasarbeiter.  Das  Verbot  der  Verwendung  von  Jugendlichen 
und  Arbeiterinnen  bei  bestimmten  Arbeiten  in  den  Glashütten  des  Deutschen 
Reiches,  welches  durch  Bundesratsverordnung  vom  11.  März  1802  auf 
zehn  Jahre  erlassen  worden  war,  wurde  durch  Bekanntmachung  vom 
5.  März  1902  bis  1.  April  verlängert  und  verschärft.  So  durch  das  Verbot 
der  Arbeit  der  unter  Vierzehnjährigen  vor  dem  Ofen  und  in  Häfenkammem, 
der  Verwendung  der  Jugendlichen  und  Arbeiterinnen  beim  Zerkleinern  und 
Mischen  von  Rohstoffen  oder  Glasabfällen,  beim  Arbeiten  mit  Fluorwasser, 
am  Sandstrahlgebläse,  beim  Trocken  schleifen.  Bei  achtstündiger  Schicht 
können  viertelstündige  Arbeitspausen  der  Jugendlichen  in  die  vorgeschriebenen 
Pausen  eingerechnet  werden  (bisher  nicht  anrechenbar). 

3.  Vulkanisierungsbetrieb  in  Gummi  Warenfabriken.  Die 
Hauptbestiinmungen  der  neuen  Schutzvorschriften,  welche  für  das  Deutsche 
Reich  durch  Bekanntmachung  vom  1.  März  1902  erflossen  sind,  betreffen: 
Hygiene,  Ventilation  und  Schutzvorkehrungen  in  den  Anlagen;  Beistellung 
von  Bade-,  Wasch-,  Ankleideräumen  und  -Utensilien  ;  Führung  eines  Kontroll- 
buches über  die  Hygiene  durch  die  Unternehmer  ;  Verbot  der  Verwendung 
unter  Achtzehnjähriger  überhaupt,  ferner  von  Erwachsenen  durch  länger 
als  4  Stundon  (nebst  einstündiger  Pause)  bei  den  Arbeiten,  welche  die 
Arbeiter  der  Einwirkung  von  Schwefelkohlenstoff  aussetzen. 

4.  Zuckerfabriken.  Das  Verbot  der  Verwendung  von  Jugendlichen 
und  Arbeiterinnen  bei  bestimmten  physisch  anstrengenden  Verrichtungen 
und  in  ausserge  wohnlich  heissen  Räumen  der  Zuckerfabriken  des  Deutschen 
Reiches,  welches  durch  B.R.V.  vom  24.  März  1892  auf  10  Jahre  er- 
lassen worden  war,  wurde  unverändert  bis  1.  April  1902  verlängert. 
Ebenso  wurde  für  diese  Kategorien  von  Arbeitern  das  Arbeitsverbot 
erneuert  in  den 

5.  Cichorienfabriken  mit  Darrenbetrieb  im  Deutschen  Reiche. 
(Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  März  1892  =  Bekanntmachung 
vom  31.  Januar  1902,  erweitert  auf  motorisch  betriebene  Werkstätten.) 

ß.  Wäschereien.  Durch  Gesetz  vom  22.  April  1901  sind  im 
Staate  New  York  mit  Ausnahme  der  Arbeiterinnen  der  Alleinbetriebe 
der  Kundenwäscherei  auf  alle  Wäschereibetriebe  die  Bestimmungen  des 
Arbeitsgesetzes  von  1897  ausgedehnt  worden.  (Vgl.  dieses  im  Bulletin 
of  the  Dep.  of  Labor,  Wash.  1898,  vol.  m,  p.  258.) 

7.  Handelsgewerbe.  Durch  Bekanntmachung  vom  25.  Januar 
1902  ist  im  Deutschen  Reiche  das  bei  Anträgen  auf  Verlängerung 
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der  Ladenschlusszeit  einzuschlagende  Verfahren  (Bestellung  eines  Kom- 
missars, Auslegung  der  Liste  der  Antragsteller,  Erledigung  der  Einsprüche, 
Feststellung  der  Zweidrittelmehrheit  der  Geschäft  inhaber)  geregelt  worden. 

In  Oesterreich  sind  durch  Gesetz  vom  25.  Februar  1902  an  die 
Stelle  des  §  60  der  Gewerbeordnung  neue  Arbeiterschutzbeatimmungen  im 
§  60b  getreten:  es  wird  die  Verwendung  von  Kindern  unter  I  i  Jahren 
beim  Hansierbetriebe,  beim  Austragen  von  Backwaren  sowie  im  Strassen- 
handel  mit  denselben  verboten.  Vgl.  „Bulletin ",  S.  74,  No.  11,  S.  75. 
No.  18,  8.  189,  No.  34. 

9.  Gast-  und  Schankge  werbe.  Durch  die  Bekanntmachung  des 
Bundesrates  des  Deutschen  Reiches,  betreffend  die  Beschäftigung 
von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast-  und  Schankwirtschaften  vom 
23.  Januar  1902  erhalten  die  bisher  ungeschützten  Kellner,  Köche  beiderlei 
Geschlechts  und  deren  Lehrlinge  gesetzlichen  Anspruch  auf  tägliche  Ruhe- 
zeit (unter  16-jährige  auf  9,  ältere  auf  8,  in  den  Dreimonatsbetrieben  von 
Kurorten  auf  7  Stunden),  auf  Mahlzeitpausen,  ferner  auf  eine  täglich 
mindestens  zweistündige  Pause.  Die  Nachtarbeit  (10  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens)  ist  den  noch  nicht  10-jährigen  Gehilfen  und  Lehrlingen  beiderlei 
Geschlechts  verboten.  Den  weiblichen  noch  nicht  18-jährigen,  der  Familie 
des  Wirtes  nicht  angehorigen  geschützten  Personen  ist  auch  das  Bedienen 
der  Gäste  von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  untersagt.  Als  Surrogat 
der  Sonntagsruhe  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  alle  3,  in  Städten 
von  über  20 OOO  Einwohnern  alle  2  Wochen  eine  ununterbrochene  mindestens 
24-stündige  Ruhezeit  an  Stelle  der  9-  (bezw.  8-  oder  7-sttindigon)  tritt. 
Die  Verordnung  beruht  auf  den  Erhebungen  der  Reichskommission  für 
Arbeitsstatistik,  vgl.  deren  Drucksachen :  Erhebungen  VI,  IX ;  Bericht 
über  die  Erhebungen;  Verhandlungen  No.  16— 20.  Prot,  3.  Reichstags- 
verhandlung vom  4.  Mai  1JK)1.  Aus  dem  Durchführungserlass  des  Kgr. 
Württemberg  vom  8.  Februar  1902  ist  hervorzuheben,  dass  hier  die 
Kürzung  der  Arbeitsruhezeit  auf  7  Stunden  in  Kurorten  nur  dann  zu  er- 
folgen hat,  wenn  der  Wirtschaftsbetrieb  bei  8-stündiger  Ruhezeit  un- 
durchführbar wäre. 

10.  Verkehrsarbeiter.  Die  Einführung  eines  Hafeninspektorates 
in  Bremen  zum  Schutze  der  Hafenarbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  ist  durch  Verordnung  vom  10.  Januar  erfolgt. 

11.  Staatsbetriebe.  Für  staatliche  Arbeiter  ist  in  Spanien 
durch  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  11.  März  1902  die  8-stündige 
Normalarbeitszeit  eingeführt  worden.  Für  jedo  weitere  Stunde  ist  ein  den 
Normallohn  um  ein  Achtel  tibersteigender  Betrag  zu  bezahlen. 

m.  Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkelten.  In  den  Jahren  1901  und 
1902  sind  in  Neusüdwales  und  Quebec  neue  Gesetze  und  im  Kanton 
St.  Gallen  ein  Regiomngsratsbeschluss  betreffend  das  Vermittlungsverfahren 
bei  Arbeitseinstellungen  orflossen ;  es  liegen  ferner  ein  Entwurf  für  den 
Staat  Maryland  und  Abändemngsan träge  zum  Genfer  Gesetze  vom 
10.  Februar  KHK»  vor.  Für  eine  Analyse  dieser  Gesetzgebungsarbeiten 
sind  noch  das  das  „Ontario  Trade«  Disputos  Conciliation  and  Arbitration 
Act"  (Rev.  Stat.  O.  1897,  ch.  158),  dessen  Amendment  vom  21.  März  1902, 
sowie  „The  Industrial  Conciliation  and  Arbitration  Act  1900"  von  Neu- 
seeland nebst  Amendment  Act  1901  heranzuziehen. 

Die  Schiedsgerichte,  welche  in  Lohnstreitigkeiten  durch  diese  Gesetze 
und  Entwürfe  vorgesehen  sind,  sind  teils  solche  ohne,  teils  mit  Zwangs- 
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Vollstreckung.  Zu  den  ersteren  gehört  das  Gesetz  von  Quebec,  der 
Entwurf  von  Maryland  und  der  Regierungsratsbeschluss  von  St.  Gallen. 
Unter  diesen  wieder  sind  in  der  Organisation  und  Durchführung  des 
Schiedsverfahrens  die  folgenden  Unterschiede  hervorzuheben.  Die  kanadischen 
Schiedsgerichte  und  der  Entwurf  von  Maryland  betreffen  nur  Arbeiter  in 
Betrieben  mit  wenigstens  10  Angestellten;  die  St.  Galler  Verfügung  kennt 
diese  Grenze  nicht.  Die  beiden  letzteren  beziehen  sich  nur  auf  Arbeits- 
streitigkeiten,  die  zu  Arbeitseinstellungen  führen  können  oder  geführt 
haben;  die  kanadischen  Gesetze  auch  auf  Streitigkeiten  aus  bestehenden 
Arbeitsvertragen,  ähnlich  dem  deutschen  Gewerbgerichtsgesetze.  („Bulletin" 
S.  3,  §  61.)  Nach  all  diesen  Verfügungen  greift  die  Regierung  (in  Mary- 
land der  Chef  des  arbeitsstatistischen  Amtes)  schon  auf  Ersuchen  einer 
Partei  selbst  oder  durch  Ernennung  eines  paritätisch  zusammengesetzten 
Einigungsrates  vermittelnd  ein.  Nach  protokollarischer  Feststellung  eines 
vergeblichen  Vermittlungsversuches  kann  jede  Partei  (in  Maryland  nur 
beide  Parteien)  um  Entscheidung  durch  ein  Schiedsgericht  von  3  Personen 
(je  ein  Part  ei  Vertreter  und  ein  Unparteiischer)  ansuchen.  Ueber  die 
Berechtigung  von  Korporationen  zu  Vorschlägen  für  das  Schiedsgericht 
enthalten  die  Gesetze  von  Ontario  §  15  und  Quebec  §  16  ausführliche 
Bestimmungen.  Wird  der  Ausspruch  des  Schiedsgerichtes  von  den  Parteien 
nicht  angenommen,  so  darf  nach  den  kanadischen  Gesetzen  jede  Partei 
a)  die  neuerliche  Vorlage  an  ein  Einigungsamt,  b)  Veröffentlichung  des 
Urteiles  im  Amtsblatte  verlangen.  Jede  Partei  kann  andererseits  jederzeit 
sich  durch  Unterschrift  zur  Annahme  des  Schiedsspruches  verpflichten.  Nach 
dem  Entwurf  von  Maryland  ist  der  Schiedsspruch  inappellabel ;  wollen  die 
Beteiligten  es  zu  einem  solchen  nicht  kommen  lassen,  so  veröffentlicht  das 
arbeitsstatistische  Amt  den  Sachverhalt  in  einigen  Tagesblättern.  Auch 
in  St.  Gallen  wird  Annahme  oder  Ablehnung  des  Vergleiches  nebst  Angabe 
der  wesentlichen  Gründe  im  Amtsblatt  veröffentlicht. 

Die  Gesetze  von  Neusüdwales  und  von  Genf  sind  jenem  von  Neu- 
seeland von  1900  (welches  jene  von  1894  No.  14,  ferner  1895  No.  30, 
1896  No.  57  und  1898  No.  40  aufhob)  nachgebildet;  das  erstgenannte 
geht  aber  in  einzebien  Punkten  über  die  anderen  hinaus.  Gemeinsam  ist 
diesen  Gesetzgebungen  das  Prinzip  der  staatlichen  Registrierung  der 
Kollektivverbande  der  Arbeitgeber  (in  Australien  nur  derjenigen,  die  im 
Monatsdurchschnitte  des  vorhergehenden  Halbjahres  nicht  weniger  als  50 
Arbeiter  beschäftigt  haben)  sowie  der  Arbeiterverbände.  Diese  erhalten 
juristische  Persönlichkeit  und  haften  nur  für  Fordeningen  aus  Schieds- 
sprüchen ;  sie  erhalten  das  Recht,  Bussen  und  Mitgliederbeiträge  (in  Neu- 
südwales nur  bis  zur  Höhe  von  10  £)  einzutreiben.  Durch  Registrierung 
von  Kollektivverträgen  dieser  Verbände  (Lohntarifen  u.  dgl.),  die  auf  nicht 
mehr  als  3  Jahre,  in  Genf  nach  Antrag  Schaefer  auf  nicht  mehr  als  5  Jahre 
geschlossen  worden  sind,  können  diese  gerichtlich  durchgeführt  werden. 
Die  Hauptunterschiede  des  Verfahrens  sind  die  folgenden :  Das  neusee- 
ländische Gesetz  unterscheidet  Berufsvereine  (Industrial  Unions),  d.  h. 
Gruppen  von  mindestens  2  Unternehmern  oder  7  Arbeitern  einer  Branche, 
und  Föderationen  beruflicher  Vereine  (Industrial  Associations).  Das  Gesetz 
von  Neusüdwales  kennt  nur  Berufsvereine.  Das  neuseeländische  Gesetz 
lässt  für  jeden  durch  ein  Vermittlungsamt  (Board  of  Conciliation)  nicht 
entschiedenen  Fall  den  Hechtszug  an  ein  Schiedsgericht  (Court  of  Arbitration) 
offen;  in  Genf  vermittelt  der  Staatsrat,  nach  Misslingen  seiner  Versuche 
legt  er  sein  Protokoll  dem  Ausschluss  des  Gewerbegerichtes  vor.  (Art.  8  B.^ 
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Das  Gesetz  von  Neustidwales  kennt  nur  eine  inappellable  Instanz  (no 
certiorari) :  den  Court  nf  Arbitration ;  die  Rolle  des  Board  of  Conciliation 
vertreten  hier  teilweise  die  Verfügungen  des  Registrar,  gegen  welche  der 
Rechtszug  an  den  Court  of  Arbitration  geht.  Die  Durchführung  der 
Schiedssprüche  wird  gesichert :  durch  Strike-  und  Aussperrungsverbot  bis 
zur  Durchführung  des  Schiedsspruches  (in  Neuseeland  Art.  100  bei  bis 
50  £  Strafe  für  jeden  Beteiligten,  in  Neusüdwales  Art.  34  bis  1<  *X)  £  oder  bis 
zweimonatliches  Gefängnis;  in  Genf  Art.  15,  18  Polizeibusse,  event.  Strafe 
nach  Art.  106  des  Code  penal) ;  in  Neusüdwales  und  Neuseeland  auch  durch 
das  Verbot  der  Entlassung  von. Arbeitern,  weil  sie  Mitglieder  eines  Gewerk- 
vereines sind  ;  endlich  durch  Zwangsbefehle  und  Bussen.  Die  ersteren  können 
insbesondere  betreffen :  die  Festsetzung  von  Minimallöhnen  (Neuseeland 
Art.  92  =  Neusüdwales  Art.  36a,  Genf  Art.  26),  die  Bevorzugung  der 
Beschäftigung  von  Mitgliedern  gegenüber  Nichtmitgliedern  von  Industrial 
Unions,  die  Ausdehnung  der  usancemässigen  Arbeitsbedingungen  auf  eine 
ganze  Industrie;  die  Bussen  bei  Zuwiderhandlung  sind  für  einzelne  Nicht- 
unionisten  ebenso  hoch  (bis  50U  £)  wie  für  ganze  Industrial  Unions  (Neu- 
südwales  Art.  37).  Im  Falle  der  Unzulänglichkeit  des  Korporations- 
vermögens  haften  für  die  Bussen  die  Einzelmitglieder  bis  zur  Höhe  von 
10  £  (Art.  94b  Neuseeland,  Art.  40  Neusüdwales).  Die  Urteile  werden 
im  Amtsblatt  publiziert  und  sind  dem  Parlament  binnen  14  Tagen  (event. 
nach  Zusammentritt)  zur  Genehmigung  vorzulegen  (Neuseeland  Art.  113, 
Neusüdwales  Art.  46). 

Die  wesentliche  Neuerung  der  australischen  Gesetzgebungen  besteht 
demnach  in  der  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  der  Schiedssprüche  über  den 
Umkreis  der  Berufsvereine,  andererseits  in  der  privilegierten  Behandlung 
der  Mitglieder  der  letzteren. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  rein  fakultativen  und  obligatorischen 
Schiedsgerichten  nahm  der  französische  Regierungsentwurf  ein,  der 
am  16.  November  1900  eingebracht  und  der  Arbeitskommission  zugewiesen 
wurde  (Documenta  pari.  1 937 ;  Journal  officiel  1 900,  p  58).  Fakultativ  war 
für  alle  Unternehmer,  die  mehr  als  50  Arbeiter  beschäftigen,  die  Aufnahme 
der  Schiedsgerichtsklausel  in  die  Fabrikordnung  gedacht;  bei  Vergebung 
öffentlicher  Arbeiten  sollte  der  Staat  ihre  Aufnahme  verlangen  dürfen. 

IV.  Arbeitsämter  und  Enqueten.  1.  Arbeitsämter.  Durch  Gesetz 
vom  7.  Februar  19<>1  ist  im  Staate  New  York  ein  Arbeitsdepartemeut 
begründet  worden,  das  fortan  in  drei  Fachabteilungen  zerfallt:  Fabrik- 
inspektion, Arbeitsstatistik  und  Vermittlungs-  und  Schiedsthätigkeit. 

2.  Enqueten.  Im  Deutschen  Reiche  ist  vom  preussischen 
Handelsminister  im  März  ein  Fragebogen  an  die  Regierungspräsidenten 
zur  Sammlung  von  Materalien  fiber  Kartelle  und  u.  a.  deren  Stellungnahme 
gegenüber  Arbeitsbedingungen  ergangen.  („Bulletin"  S.  146—147.)  Li  - 
Oesterreich  ist  am  18.  Januar  MX  »2  durch  Gesetz  die  Vornahme  der 
ersten  Zählung  der  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betriebe  angeordnet 
worden.  Dem  kanadischen  Parlamente  ist  am  27.  Februar  der  1.  Teil 
des  Berichtes  der  königlichen  Kommission  über  chinesische  und  japanische 
Einwanderung  vorgelegt  worden  (Dominion  of  Canada,  Labour  Gazette, 
April  1902,  S.  599  ff.). 
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Fortschritte  des  Arbeiterschutzes 

1.  Allgemeiner  Ar  beitersohutz.  1.  Kinder  schütz.  Zur  Kontrolle 
des  bestehenden  Gesetzes  von  Connecticut  von  1895  c.  118,  welches  das 
Zulassungsalter  in  allen  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betrieben  auf 
das  vierzehnte  Altersjahr  erhöhte,  bestimmt  ein  Gesetz  vom  3.  Juni  1901, 
dass  die  Verwendung  von  Kindern  unter  16  Jahren  von  der  Lösung  eines 
Alterszeugnisses  abhängig  zu  machen  sei ,  das  den  Aufsichts-  und  Er- 
ziehungsbehörden auf  Verlangen  vorzuweisen  ist.  Missbräuche  -bei  der 
Lösung  dieses  Zeugnisses  werden  unter  Strafe  gestellt. 

2.  Arbeitszeit  erwachsener  Personen.  In  Frankreich 
ist  durch  Verordnung  vom  28.  März  1902  ein  Verzeichnis  jener  Berufs- 
arten aufgestellt  worden,  in  deren  gemischten  Betrieben  zeitweilig  er- 
wachsene männliche  Arbeiter  über  die  gesetzliche  (lOVj-stUndige)  Arbeits- 
zeit, nach  Anzeige  an  den  Gewerbeinspektor,  verwendet  werden  dürfen: 
es  sind  dies  die  Arbeiter  der  grossen  Metallindustrie,  der  polygraphischen 
Grossbetriebo,  in  Wasser-  oder  Windmühlen,  ferner  das  Personal  der 
Ofenbedienung,  der  Maschinenreinigung,  die  Vorarbeiter;  andere  Arbeiter 
aus  privaten  oder  öffentlichen  Gründen  bei  dringenden  Arbeiten.  Die  Ueber- 
schreitungen  dürfen  nicht  mehr  als  2  Stunden,  für  die  Instandhaltungs- 
arbeiten höchstens  eine  halbe  Stunde  betragen. 

3.  Sonntagsruhe.  Im  Kanton  Waadt  trat  am  1.  Mai  1902  das 
am  28.  November  1901  beschlossene  Sonntagsruhegesetz  an  Stelle  dos 
Dekrets  vom  22.  Mai  1875  in  Kraft.  Es  unterliegt  am  28.  September 
d.  J.  der  Volksabstimmung.  Das  frühere  Gesetz  gab  den  Gewerbebetrieb 
allen  ausser  den  den  Kultus  störenden  Geschäften  frei.  Das  neue  Gesetz 
nahm  von  der  Agitation  der  Ladenmadehen  in  Warenhäusern  (Petition 
vom  18.  November  1897,  Antrag  Cuenoud  und  Gon.  vom  26.  November 
1898)  seinen  Ausgang.  Als  Vorbild  diente  zum  Teil  das  Baselstädtische 
Gesetz  vom  13.  April  1893.  Das  Gesetz  bestimmt  zunächst  alle  Sonntage 
nnd  3  Feiertage  als  Ruhetage,  verbietet  alle  den  Gottesdienst  störenden 
Handlungen  und  präzisiert  gonau  die  Verrichtungen,  die  teils  ohne  Be- 
willigung, teils  mit  Einwilligung  des  Syndikus,  teils  mit  solcher  des 
Staatsrates  in  Industrie,  Landwirtschaft  und  Handel  an  den  Ruhetagen 
vorgenommen  werden  dürfen.  Bis  11  Uhr  Vormittags  bleiben  Gastwirt- 
schaften, den  ganzen  Tag  bleiben  ausser  Lebensmittel-,  Blumen-,  Obst-. 
Tabakladen,  Zeitungskiosken  und  Apotheken  alle  Ladengeschäfte  geschlossen. 
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Strassenhandel  und  Auktionen  sind  verboten.  Auf  Mehrheitsbeschluss  der 
Kaufleute  kann  die  Lokalbehörde  hievon  Ausnahmen  gestatten.  Auch  in 
solchen  Betrieben,  für  welche  der  Sonntagsladenschluss  nicht  gilt,  ist  den 
Angestellten  jeder  zweite  Sonntag,  oder  als  Ersatz  ein  ganzer  oder  zwei 
halbe  Tage  innerhalb  zweier  Wochen  freizugeben.  Die  Fremdenverkehrs- 
gewerbe  in  Kur-  und  Badeorten  können  für  3  Monate  dieser  Ruhe- 
vorschrift enthoben  werden.  Verzeichnisse  der  gewährten  Ruhetage 
sind  vierteljährlich  der  Verwaltungsbehörde  einzureichen.  Die  Bussen,  die 
bisher  bei  Uebertretungen  der  Sonntagsruhe  nur  12  — 18  frs.  betrugen, 
können  nunmehr  500  frs.  erreichen.  (  Vgl.  Expose1  des  Motifs  et  projet  de 
loi  sur  le  repos  du  dimanche,  Lausanne  Ii**).) 

4.  Arbeitsnachweis.  In  Hamburg  sind  am  30.  April  19<>-2 
Vorschriften  Uber  den  Geschäftsbetrieb  von  Gesinde  Vermietern  und 
St  eilen  Vermittlern  erlassen  worden.  Dadurch  wird  dieser  Betrieb, 
sowie  die  Haltung  seines  Hilfspersonals  jederzeit  von  polizeibehördlicher 
Erlaubnis  abhängig;  genaue  Bezeichnung  als  „Gesinde Vermieter",  „Stellen- 
vermittlerli,  „Theateragent",  „Heuerbaas",  Führung  von  Geschäftsbüchern, 
Einreichuug  der  Taxen  bei  der  Behörde,  sind  vorgeschrieben.  Verboten 
ist  die  Einwirkung  auf  Dienstverpflichtete  und  Dienstberechtigte,  das 
Aufsuchen  von  Aufträgen,  die  Vorenthaltung  von  Dokumenten,  die  gleich- 
zeitige Ausübung  des  Gastwirtschafts-,  des  Schankbetriebes,  des  Kleider- 
handels, und  der  Logis-  und  Kostgeberei. 

Tn  Preussen  regelt  ein  Erlass  vom  31.  Januar  1902  den  Stellen- 
vermittlungsbetrieb für  Bühnenangehörige.  Dieser  Erlass  verlangt  Be- 
zeichnung des  Vermittlimgsgebietes,  unterscheidet  zwischen  blossen  Agen- 
turen und  Theateragenturen,  verbietet  die  Kumulierung  beider,  ihrer 
Betrieb  in  Theaterbureaus,  Gast-  und  Schankwirtschaften,  oder  durch 
Bedienstete  der  Bühnenleiter  und  regelt  die  Gebührenerhebung.  Den 
Polizeibehörden  ist  jederzeit  Einblick  in  den  Geschäftsbetrieb  und  in  die 
Bücher  gestattet. 

In  Connecticut  verbietet  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1901  bei  Strafe 
die  Annahme  von  Bezahlung  oder  Belohnung  für  die  Stellenvermittlung 
durch  Unternehmer,  Werkmeister,  Vorarbeiter  oder  Aufseher. 

In  demselben  Staate  ist  die  Errichtung  öffentlicher  und  die  Kon- 
zessionierung und  Ueberwachnng  privater  Arbeitsnachweise  durch  Gesotz 
vom  29.  Mai  1901  dem  Direktor  des  arbeitsstatistischen  Amtes  übertragen 
worden.  Die  Privatnachweise  sind  kautionspflichtig.  Die  Vermittlungs- 
gebühr,  die  quittungspHichtig  ist,  darf  zwei  Dollars  nicht  überschreiten. 

5.  Militärpflicht  und  Privatarbeiten.  In  Frankreich 
hat  das  Krieijsministerium  verfügt,  dass  Gesuche  um  Verwendung  von 
Soldaten  zu  gewerblichen  Privatarbeiten,  durch  welche  die  Civilarbeiter 
geschädigt  werden  könnten,  nur  nach  Befürwortung  durch  den  Maire  zu- 
stimmend zu  erledigen  sind. 

0.  Arbeitsräume.  In  Connecticut  ist  durch  Gesetz  vom 
29.  Mai  1901  die  Beseitigung  gefärbter,  bemalter  oder  gerippter  Fabriks- 
fenster, welche  das  Augenlicht  der  Arbeiter  schadigen,  angeordnet  worden. 

7.  Ar  b  e  i  t  er  w  o  h  n  u  n  g  e  n.  In  Preussen  ist  durch  Gesetz  vom 
16.  April  1902  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  August  1895  ein  weiterer 
Betrag  von  12  Millionen  M.  zur  Verbesserung  der  Wohniuigsverhältnissf 
der  Arbeitor  in  Staatsbetrieben  und  gering  besoldeten  Staatsbeamten  be- 
willigt worden. 


i 
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IL  Beruflicher  Arbeiterschutz.  1.  Landarbeiter.  In  Oester- 
reich (Reichsratsländer)  ist  das  Gesetz  betr.  die  Errichtung  von  Berufs- 
genossenschaften der  Landwirte  am  27.  April  1902  erflossen.  Diese  Or- 
ganisationen sollen  auf  Grund  der  noch  zu  erlassenden  Landesgesetze 
in  Wirksamkeit  treten ;  auch  Arbeiter  können  als  Eigentümer,  Nutzungs- 
eigentümer und  Fruchtniesser  von  Liegenschaften  Mitglieder  solcher 
Zwangsgemeinschaften  werden;  auch  die  im  Kontadinat  oder  Kolonat 
stehenden  Personen  können  durch  Landesgesetze  einbezogen  werden.  Für 
den  Arbeiterschutz  kommen  diese  Berufsgenossenschaften  dadurch  in  Be- 
tracht, dass  sie  u.  a.  (§  11,  i,  m,  p)  bei  der  sozialen  Versicherung,  beim 
Arbeitsnachweis,  bei  der  Regelung  der  Arbeitsverträge  (Herausgabe  von 
Kontraktformularien),  bei  der  schiedsgerichtlichen  Beilegung  von  Lohn- 
streitigkeiten als  mitwirkende  Organe  fungieren  sollen. 

2.  Walz-  und  Hammerwerke.  Die  Vorschriften  der  Bekannt- 
machung des  Bundesrates  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  diesen  Betrieben  vom  29.  April  1892,  Reichs- 
gesetzbl.  S.  602,  sind  durch  Bekanntmachung  vom  27.  Mai  1902  auf 
weitere  10  Jahre  erneuert  worden.  Es  bleibt  somit  die  Beschäftigung 
der  Arbeiterinnen  beim  unmittelbaren  Betriebe,  und  aller  unter  14-jährigen 
überhaupt  im  Betrieb  verboten.  Für  die  jugendlichen  männlichen  Arbeiter 
sind  die  Ausnahmebestimmungen  der  früheren  Bekanntmachung,  welche 
alle  Walz-  und  Hammerwerke  betrafen,  auf  jene  Betriebe,  welche  Eisen 
oder  Stahl  mit  ununterbrochenem  Feuer  verarbeiten,  und  nur  auf 
die  Beschäftigung  der  Jugendlichen  bei  dem  unmittelbaren  Betrieb 
der  Werke  eingeschränkt  worden.  Nur  für  diese  gelten  somit  vom  1.  Juni 
1902  an  die  Bestimmungen,  dass  jugendliche  Arbeiter  nur  auf  Grund 
ärztlichen  Zeugnisses  zugelassen  werden;  nur  für  diese  Kategorien  dürfen 
ausnahmsweise  (entgegen  §  13G  Gewerbeordnung)  bei  minder  anstrengenden 
Verrichtungen  Arbeitsunterbrechungen  von  weniger  als  einer  Viertelstunde 
auf  die  einstündige  Gesamtdauer  der  Pausen  in  Anrechnung  gebracht 
werden. 

3.  Gesundheitsgeffthrliche  Betriebe.  Die  belgische  Re- 
gierung hat  durch  Beschluss  vom  10.  April  1902  die  Fabrikation  der 
halb-  und  ganzflüssigen  Pottaschesilikate  der  Liste  dieser  Betriebe  ein- 
verleibt. 

Da  die  im  Jahre  1901  vom  Reichskanzler  veranlassten  Erhebungen 
über  Quecksilbervergiftungen  in  Hasenhaarschneidereien  keine  er- 
heblichen Resultate  lieferten,  haben  die  Regierungen  von  Preussen 
<M.  E.  11.  Januar  1902)  und  Sachsen  (M.  E.  20.  Januar  19<>2)  ihre 
Aufsichtsbeamten  aufgefordert,  von  Fall  zu  Fall  innerhalb  der  bestehenden 
Vorschriften  Verfügungen  zu  troffen. 

4.  Bäckereien.  In  Connecticut  ist  durch  Gesetz  vom  29.  Mai 
1901  das  durch  die  Gesetze  von  1897  c.  174  und  1899  c.  140  bedingte 
in  ein  unbedingtes  Verbot  der  Kellerbäckereien  verwandelt  worden.  Zu 
den  früheren  hygienischen  Vorschriften  (Reinhaltung,  Trennung  der  Ar- 
beits- von  den  Schlafräumen  etc.)  ist  das  Verbot  hinzugetreten,  Personen, 
die  mit  Lungenschwindsucht,  skrofulösen  oder  venerischen  Leiden  be- 
haftet sind,  zur  Arbeit  in  Bäckereien  zuzulassen.  Die  Strafbefugnisse 
wurden  verschärft. 

5.  Bauarbeiter.  In  Sachse  n- Altenburg  sind  durch  Bekannt- 
machung vom  18.  März  1902  eine  Reihe  von  Schutzvorschriften  erflossen: 
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Anschlag  der  Unfallverhütungs\ Forschriften,  de»  Namens  des  Bauherrn; 
Verbot  von  Ausbauarbeiten  zur  Winterszeit  in  unverschliessbaren  sowie  in 
Räumen  mit  offener  Koksheizung;  Verbot  der  Beschäftigung  von  Arbeite- 
rinnen auf  Gerüsten,  die  nur  durch  Leitern  zuganglich  sind;  Vorsorge  für 
Unterkunftsräume,  Aborte,  Verbandsmaterial  etc. 

7.  Handels-,  Gast- und  Schankwirtschaftsgewerbe.  Das 
südaustralische  Gesetz  über  Frühladenschluss  vom  5.  Dezember  1 9<X> 
hat  durch  eine  Novelle  vom  21.  Dezember  1901  eine  Reihe  von  Ver- 
änderungen erfahren.  Nach  beiden  Gesetzen  gestaltet  sich  nunmehr  der 
Arbeiterschutz  folgendermassen.  Die  Kolonie  zerfallt  in  einen  haupt- 
städtischen und  in  eine  Reihe  von  landstädtischen  Ladendistrikten.  Die 
Ladenschlusszeit  in  der  Hauptstadt  ist  gesetzlich  fixiert:  Montag,  Dien- 
stag, Donnerstag  um  6  Uhr;  Freitag  um  6,  wenn  am  Mittwoch  vorher 
um  1,  oder  Freitag  um  9,  wenn  Mittwochs  vorher  um  G  Uhr  geschlossen 
wurde;  ebenso  Samstag,  je  nach  diesen  Ladenschlusszeiten  des  Mittwoch, 
um  9  oder  1  Uhr.  Weihnachtsabend  oder  Vorabende  von  Feiertagen 
sind  ausgenommen,  doch  darf  in  den  vorhergehenden  Wochentagen  der 
Ladenschluss  nie  nach  6  Uhr  eintreten.  Für  Landstädte  beschliesst  nach 
Majoritätsbeschluss  der  Ladenbesitzer  der  Gouverneur  über  den  Zeitpunkt 
des  Ladenschlusses;  er  darf  hier  nicht  auf  die  Stunden  vor  6  Uhr  und  an 
einem  Wochentage  nicht  vor  1  Llir  angesetzt  werden.  Eine  halbe  Stunde 
nach  Ladenschluss  dürfen  noch  Kunden,  die  bereits  zur  Zeit  des  Schlüsse* 
der  Bedienung  harrten,  bedient  werden.  Die  auf  den  Erfahrungen  des 
ersten  Jahres  beruhenden  Aeuderungen  sind  die  folgenden.  Da  in  der 
Hauptstadt  der  Ladenschluss  am  Freitag  und  Samstag  von  der  Wahl  des 
Mittwochsschlusses  (1  oder  G  Uhr)  abhängt,  wurde  im  Hauptgesetz  be- 
stimmt, dass  jeder  Ladenbesitzer  dem  Ministerium  für  Industrie  ein  For- 
mular mit  Angabe  seiner  Mittwochsschlusszeit  einzusenden  habe.  Unter- 
liess  er  dies,  so  galt  1  Uhr  als  Ladenschluss.  Diese  letztere  Vorschrift 
fällt  jetzt  weg;  es  wird  sein  faktisches  Vorgehen  abgewartet.  Durch 
seine  Entscheidung  ist  der  Laden besitzer  für  alle  seine  im  Umkreise 
von  ICK)  Yards  liegenden  Geschäfte  auf  3  Monate  gebunden;  beab- 
sichtigte Aeuderungen  sind  oinen  Monat  vor  Ablauf  dieser  drei  Monate 
der  Behörde  anzuzeigen ;  im  Schaufenster  sind  die  Ladenschlusszeiten 
an  sichtbarer  Stelle  bekannt  zu  geben.  Keine  bestimmte  Ladenschluss- 
zeit besteht  für  den  Verkauf  von  „oximierten  Waren"  (s.  „Bulletin- 
S.  283  Note  1);  doch  haben  die  Vorkäufer  von  „eximierten  Waren"  in 
allen  Wochen  ohne  Feiertag  Anspruch  auf  einen  freien  Nachmittag  von 
1  Uhr,  nach  der  Novelle  die  darunter  befindlichen  Kellner  und  Koche 
in  Schank-  und  Gastwirtschaften  von  2  Uhr  angefangen.  Nach  der 
Novolle  fallon  ferner  die  Geschäftsführer  dieser  eximierten  Läden  uicht 
unter  die  Bestimmungen  des  Gesetzes.  Alle  übrigen  Ladenbesitzer  dürfen 
allein  oder  mit  einem  Fainiliengliede  nach  dem  neuen  Recht  an  Tagen  des 
Sechsuhrschlusses  bis  9  Uhr  offenhalten.  Auch  enthebt  nunmehr  der  Laden- 
schluss an  oinem  ganzen  Feiertag,  der  in  die  Woche  fällt,  von  dem 
Ladenschluss  um  1  Uhr  am  Mittwoch  und  Samstag.  Während  diese 
Neuerungen  das  frühere  strengere  Recht  durchbrechen,  enthält  Art.  14  des 
neuen  Gesetzes  eine  Erweiterung:  keine  Person  unter  IG  Jahren  soll 
mehr  als  52  Stunden  wöchentlich  in  Läden  und  zwar  nicht  mehr  als  täg- 
lich 9  Stunden  und  einmal  wöchentlich  11  Stunden  beschäftigt  werden 
Verlängerungen  auf  12  Stunden  darf  der  Minister  für  nicht  mehr  al> 
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40  Tage  jährlich  Igestatten.  Die  Bussen  betragen  bis  2,  im  Wieder- 
holungsfälle bis  5  Pfd.  St. 

Aus  dem  Durchführungserlass  des  Königr.  Preussen  zur  Bekannt- 
machung des  Bundesrates  vom  23.  Januar  1902  („Bulletin"  S.  131),  der 
am  12.  März  d.  J.  erflossen  ist,  ist  die  Vorschrift  hervorzuheben,  dass 
die  Befugnisse,  die  Ruhezeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  über  1<>  Jahre  in 
Saisongoschäften  auf  7  Stunden  durch  3  Monate  herabzusetzen,  auf  die 
kleinereu  Bade-  und  Kurorte,  namentlich  in  Gebirgsgegenden  eingeschränkt 
und  mindestens  einmal  im  Jahre  Revisionen  angeordnet  werden. 

8.  Verkehrsarbeiterschutz.  Das  Bundesgesetz  vom  27.  Juni 
1800  betr.  die  Arbeitszeit  im  Eisenbahnbetriebe  der  Schweiz  kommt 
auf  das  Personal  der  Nebenbahnen  gemäss  Bundesratsverordnung  vom 
13.  Mai  1002  mit  folgenden  Einschränkungen  zur  Anwendung :  Bei  unter- 
brochenem Betriebe  darf  die  Normalarbeitszeit,  von  12  auf  13  Stunden 
(doch  an  3  folgenden  Tagen  auf  zusammen  höchstens  36  Stunden)  er- 
weitert, die  Ruhezeiten  dürfen  von  10  und  0  auf  8  reduziert,  bei  Fahr- 
planschwierigkeiten die  einstündigen  Pausen  in  2  Teile  geschieden,  die 
dienstfreien  Ta<;e  auf  20  Stunden  gekürzt  und  in  Abständen  von  10, 
event.  15  Tagen  erteilt  werden.  Aehnlich  erfährt  die  Dienstbereitschaft 
des  Fahrpersonals  der  Drahtseilbahnen  und  der  Schrankenwärterinnen  Er- 
weiterungen; von  den  52  dienstfreien  Sonntagen  brauchen  nicht  17,  son- 
dern nur  12—13  dem  Fahrpersonal  der  städtischen  Tramways  eingeräumt 
zu  werden. 

0.  Btthn  enange hörige  s.  I.  4. 

HI  Gewerbeaufsicht.  In  Frankreich  hat  durch  Erlass  vom  10. 
Mai  11)02  eine  Reorganisation  der  Arbeitsinspektion  stattgefunden.  In 
Luxemburg  ist  durch  Gesetz  vom  22.  Mai  1002  die  Regierung  ermäch- 
tigt worden,  Gewerbeinspektoren  (männliche  wie  weibliche)  zu  bestellen. 
Bergwerke  und  Steinbrüche  verbleiben  unter  Aufsicht  der  Berginspektoren. 
Die  Regierung  kann  ihnen  auf  Vorschlag  der  Krankenkassen  Arbeiter- 
delogierte beigeben. 

IV.  Arbeitsämter  und  Enqueten.  1 .  Arbeitsämter.  Dem  deut- 
schen Reichstage  ist  am  28.  April  1002  das  Statut  des  Beiratns  für 
Arbeitsstatistik,  eines  Organes  zur  Begutachtung,  Ergänzung  und  Veran- 
lassimg arbeitsstatistischer  Erhebungen,  vorgelegt  worden. 

2.  Enqueten.  Im  Deutschen  Reiche  hat  der  Reichskanzler 
die  Gewerbeiuspektionen  um  Bericht  über  folgende  Fragen  ersucht:  „Er- 
scheint es  zweckmäßig  und  durchführbar,  die  nach  §137  Absatz  2  der 
Gewerbeordnung  zulässige  tägliche  Arbeitszeit  von  1 1  auf  10  Stunden 
herabzusetzen;  die  nach  tj  137  Absatz  3  zu  gewährende  Mittagspause 
von  1  Stunde  auf  1  1/2  zu  verlängern  und  den  Arbeitsschlnss  am  Sonn- 
abend früher  als  5  i/2  Uhr  zu   legen  oder  stehen  Bedenken  entgegen?" 

In  Preussen  sind  durch  den  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  die 
Regierungspräsidenten  angewiesen  worden,  durch  die  Gewerbeaufsichts- 
beamten über  die  Gefahr  der  Bleivergiftung  in  Bleihütten,  über  Krankheits- 
erscheinungen in  Mübelpoliereroion  und  mit  Hinweis  auf  die  Anordnungen 
der  französischen  Regierung  („Bulletin"  S.  28—20)  über  den  Ersatz  von 
Bleiweiss  durch  Zinkweiss  Bericht  zu  erstatten. 
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In  London  tagte  zur  Untersuchung  1 )  des  Wesens  und  des  Um- 
fanges  der  Missstände,  welche  der  unbeschränkten  Einwanderung  von  Aus- 
ländern, besonders  in  der  Hauptstadt,  zugeschrieben  werden;  2)  der  Mass- 
regoln,  welche  zur  Einschränkung  und  Kontrolle  der  Freindeneinwanderun«: 
im  Auslande  und  in  britischen  Kolonien  getroffen  worden  sind,  die  Koval 
Coinmission  lipon  Alien  Inimigration  unter  dem  Vorsitze  von 
Lord  James  of  Heref'ord  am  '24.  uud  28.  April,  am  12.,  15.,  26.,  29.  Mai 
und  am  2.  und  5.  Juni. 

Von  der  italienischen  Regierung  sind  4  Experten  mit  der  Unter- 
suchung der  Arbeitsverhältnisse  italienischer  Arbeiterkinder  im  Auslande 
betraut  worden. 


Arbeiterversicherungs-  und  Haftpflichtgesetzgebung  1901 
und  im  ersten  Halbjahre  1902. 

L  Krankenversicherung. 

a)  Allgemeine  Krankenversicherung.  In  Luxemburg 
legte  am  25.  Oktober  1897  die  Regierung  der  Kammer  den  Entwurf 
eines  Gesetzes,  betr.  die  Zwangsversicherung  der  Arbeiter  gegen  Krankheit 
vor,  durch  welches  das  bisher  in  Kraft  stehende  Gesetz  vom  11.  Juli  1891, 
betr.  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Hilfskassen  abgeändert  werden 
sollte:  es  setzt  an  Stelle  der  fakultativen  die  Zwangsversicherung,  ..als 
das  einzig  wirksame  Mittel,  um  den  Arbeiter  und  seine  Familie  gegen 
die  verderblichen  Folgen  zu  schützen ,  welche  durch  Erkrankung  des 
Familienhauptes  hervorgerufen  worden".  Auf  Grund  der  Abänderungs- 
vorschläge des  Staatsrates  und  der  Centraisektion  (vgl.  „Bulletin",  S.  331 
—  332)  wurde  das  Gesetz  am  28.  Juni  1901  von  der  Kammer  angenommen 
und  als  „Gesetz  vom  31.  Juli,  die  Arbeiterkrankenversicherung  betreffend", 
veröffentlicht.  Die  Zwangsversicherung  erstreckt  sich  auf  Handel  und 
Gewerbe,  einschliesslich  der  Hausindustrie,  in  der  Landwirtschaft  lediglich 
auf  die  maschinellen  und  motorischen  Betriebe.  Ausgenommen  sind 
Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Handlungsgehilfen  etc.,  deren  Bezüge  10  Frs. 
täglich  oder  3000  Frs.  jährlich  übersteigen,  oder  die  als  Staats-,  Gemeinde- 
oder  Privatbeamte  mit  festem  Gehalt  oder  mit  Anspruch  auf  13-wöchent- 
liche  Krankenvorsorgung  angestellt  sind.  Die  Versicherung  beruht  auf 
Gegenseitigkeit,  hört,  vorbehaltlich  der  freiwilligen  Fortsetzung,  mit  dem 
Aulhören  der  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  auf  und  erfolgt,  nach 
dem  Vorbilde  der  deutschon  Gesetzgebung,  durch  Zugehörigkeit  zu: 
1)  einer  anerkannten  Hilfskasse  (entsprechend  dem  Gesetze  vom  11.  Juli 
1891  ,  analog  den  deutschen  „eingeschriebenen  Hilfskassen",  R.G.  vom 
7.  April  187<5  und  1.  Juni  1884,  R.G.Bl.  S.  125  und  54);  2)  einer  Betriebs- 
krankenkasse ;  3)  einer  Bozirkskrankenkasse  (analog  den  16  und  59  ff. 
des  deutschen  K.V.G.,  R.G.B1.  1892,  S.  417).  Jeder  Versicherungspflichtige, 
der  keiner  anerkannten  Hilfskasse  angehört,  soll  durch  den  Unternehmer 
in  der  Betriebskrankenkasse  und  im  Falle  des  Nichtvorhandenseins  einer 
solchen  in  der  Bezirkskraukenkasse  angemeldet  werden.  Beim  Ausscheiden 
deB  Arbeiters  aus  einer  Zwangskasse  infolge  Erwerbslosigkeit  behält  er 
für  die  Dauer  von  höchstens  3  Wochen  das  Anrecht  auf  die  Minima  I- 
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leistungen.  Die  Beiträge  werden,  nach  deutschem  Vorbilde,  zu  l/8  von 
den  Arbeitgebern  und  2/8  von  den  Arbeitern  geleistet ;  die  Gegenleistungen 
der  Kasse,  Art.  14  ff.,  sind  in  Uebereinstimmung  mit  dem  deutschen  K.V.G., 
6 — 20  ff.,  festgesetzt.  Die  Verwaltung  der  Kasse,  Art.  30  ff.,  ist 
autonom  und  steht  unter  staatlicher  Kontrolle  (deutsches  K.V.G.,  §§  34  ff.), 
Streitigkeiten  unter  den  Beteiligten  civilrechtlicher  Natur  werden  durch 
die  Aufsichtsbehörde  bezw.  die  ordentlichen  Gerichte,  sonstige  Verwaltungs- 
stxeitigkeiten  durch  den  Staatsrat  entschieden.  Zum  Zwecke  der  Be- 
gründung gemeinsamer  Kranken-  und  Heilanstalten  dürfen  sich  mehrere 
Kassen  zu  grösseren  Verbanden  zusainmenschliessen.  Das  Recht  der 
freien  Aerztewahl  ist  den  Beteiligten  gesetzlich  zugesichert.  Der  Wort- 
laut des  Gesetzes  findet  sich  bei  Zacher,  Die  Arbeiterversicherung  im 
Auslande,  Heft  XIV:  Die  Arbeiterversicherung  in  Luxemburg,  Berlin 
1901,  S.  35  ff. 

b)  Einzelborufliche  Krankenversicherung.  In  der 
Schweiz  wurden  in  den  Jahren  1890,  1892  und  1894  seitens  der  eid- 
genössischen Räte  zu  wiederholten  Malen  an  den  Bundesrat  Anregungen 
gerichtet  (vgl.  Schweizerisches  Bundesblatt,  Nn.  28  vom  29.  Juni  1898, 
S.  890  ff.),  die  Bestimmungen  des  Militärpensionsgesetzes  vom  13.  November 
1874  zu  ersetzen  und  „den  im  Dienste  des  Vaterlandes  erkrankten  und 
verwundeten  Wehrmännern  sowie  deren  Hinterbliebenen  mindestens 
ebenso  hohe,  wenn  nicht  höhere  Entschädigungen  wie  den  im  Dienste 
eines  privaten  Arbeitgebers  Beschädigten"  zu  sichern.  Der  Bundesrat 
legte  mit  einer  Botschaft  vom  28.  Juni  1898  den  Gesetzesentwurf  der 
Bundesversammlung  vor,  der  vom  Nationalrat  am  28.  Oktober  1898,  vom 
Ständerat  am  1.  November  1898  als  „Bundesgesetz  betr.  Versicherung 
der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall"  angenommen  wurde. 
Im  Dezember  1898  wurde  dieses  Gesetz  den  von  den  eidgenössischen 
Räten  bereits  angenommenen  allgemeinen  Bundesgesetzen  betr.  Kranken- 
und  Unfallversicherung  angegliedert,  woraufhin  die  gesamte  Vorlage  vom 
Nationalrat  am  2.  Oktober  1899,  vom  Ständerat  am  5.  Oktober  1899 
angenommen  und  als  „Bundesgesetz  vom  5.  Oktober  1899  betreffend  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Einschluss  der  Militärversichorung" 
im  Bundesblatte  sub  dato  11.  Oktober  1899  veröffentlicht  wurde. 

Nachdem  die  Militärversicherung,  die  das  weitere  Schicksal  des 
Gesamtgesetzes  teilte,  von  der  eidgenössischen  Volksabstimmung  vom 
20.  Mai  1900  abgelehnt  worden  war,  richtete  der  Bundesrat  am  16.  Juni 
1900  eine  zweite  Botschaft  an  die  Bundesversammlung,  in  der  er  diesen 
unbestritten  gebliebenen  Teil  des  Versicherungswerkes  den  Räten  unver- 
züglich zur  neuen  parlamentarischen  Verabschiedung  vorlegte. 

Das  im  Bundesblatte  vom  17.  Juli  1901  veröffentlichte,  durch  Be- 
schluss  des  Bundesrates  vom  18.  Oktober  1901  am  1.  Januar  1902  in 
Kraft  tretende  „Bundesgesetz  vom  28.  Juni  1901  betreffend  Versicherung 
der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall",  legt  dem  Bunde  auf 
dem  Gebiete  der  Krankenversicherung  des  gesamten  Militär-  und  Militär- 
verwaltungspersonals folgende  Verpflichtungen  auf:  1)  kostenfreie  Ver- 
pflegung und  Behandlung  in  einem  durch  die  Militärbehörde  anzuweisenden 
Spital,  oder  in  Fällen,  wo  häusliche  Verpflegung  angeordnet  oder  bewilligt 
wird,  fixen  Geldersatz  für  Verpflegungs-  und  Behandlungskosten;  2)  fort- 
laufende Auszahlung  des  Gradsoldes  an  die  im  Dienste  erkrankten  Wehr- 


Digitized  by  Google 


-    XX  - 


männer,  und  nach  Ablauf  der  Dauer  des  betreffenden  Dienstes  tägliches 
Krankengeld ;  3)  Entschädigungen  an  die  zum  Bezüge  von  Gradsold  nicht 
berechtigten  Wehrmänner.  Die  Militärkrankenversicherung  wie  auch  die 
sonstigen  Zweige  der  Militärversicherung  sollen  durch  das  eidgenössische 
Militärdepartement  verwaltet,  die  Kosten  durch  den  Bund  bestritten 
werden;  ein  Rückgriffsrecht  gegenüber  den  Kantonen  besteht  in  solchen 
Fällen,  in  welchen  der  Dienst  ausschliesslich  im  kantonalen  oder  lokalen 
Interesse  angeordnet  wurde. 

2.  Unfall versioherun gs-  und  Haftpfllchtgeeetzgebung. 

a)  Allgemeine  Unfallversicherungs-  und  Haftpflicht- 
gesetzgebung. In  Connecticut  (U. S. A.)  wurde  durch  Gesetz  vom 
17.  Juni  1901  durch  ein  Spezialhaftpflichtgesetz  die  Haftung  für  culpa  in 
eligendo  ausdrücklich  statuiert. 

In  Frankreich  wurden  durch  Gesetz  vom  22.  März  1902  (Journal 
Officiel  vom  27.  März  1902,  Bulletin  de  l'Office  du  travail,  Avril  1902, 
p.  259)  mehrere  Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  abgeändert,  er- 
gänzt und  erweitert. 

Auf  Grund  einer  Reihe  von  Anträgen  auf  Abänderung  dieses  Ge- 
setzes (vergl.  „Bulletin",  S.  88 — 91)  und  auf  Grund  eines  vom  Abg. 
Mirman  in  der  Kammer  erstatteten  Kommissionsberichtes  (Doc.  pari. 
No.  2322,  d.  d.  14.  Mai  1901)  wurde  nach  Ausgleichung  mehrerer 
zwischen  dem  Senate  und  der  Kammer  bestehenden  Divergenzen  (vergl. 
„Bulletin",  8.  194,  195)  das  Gesetz  vom  22.  März  1902  angenommen. 
Es  hat  gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  folgende  Aenderungen  zur 
Folge:  1)  es  statuiert  für  den  Fall  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  infolge 
eines  Unfalls  die  Umwandlung  der  Entschädigung  in  eine  durch  die 
staatliche  Unfallversicherungskasse  zu  leistende  Rente;  2)  es  erweitert 
die  Strafbefugnisse  des  Richters  gegenüber  den  eines  Unfalls  schuldig 
Befundenen ;  3)  es  beschleunigt  den  Gang  des  administrativen  Anmelde- 
und  Erhebungsverfahrens ;  4)  es  statuiert  die  Unzulässigkeit  der  Vornahme 
einer  gerichtlich  vorgeschriebenen  Untersuchung  des  Unfallbetroffenen 
durch  den  behandelnden  Arzt,  den  Betriebsarzt  oder  den  Vertrauensarzt 
der  Gesellschaft,  bei  welcher  der  Unternehmer  versichert  ist:  5)  es  ver- 
schiebt die  Verjährungsfrist  zu  Gunsten  des  Unfallbetroffenen  und  6)  es 
erleichtert  dem  letzteren  das  gerichtliche  Verfahren  durch  Ausdehnung 
des  Armenrechtes  auf  den  Gerichts-  und  Appellationsprocess. 

In  Luxemburg  erfloss  das  Gesetz  vom  5.  April  1902,  betreffend 
die  Arbeiterunfallversicherung.  Gleichzeitig  mit  dem  Entwürfe  eines 
Krankenversicherungsgesetzes  legte  die  luxemburgische  Regierung  der 
Kammer  am  25.  Oktober  1897  einen  an  die  deutsche  Gesetzgebung 
sich  anlehnenden  Entwurf,  betr.  die  Zwangsversicherung  der  Arbeiter 
gegen  Betriebsunfälle,  vor.  Der  Entwurf  wurde  am  6.  Januar  1899  vom 
Staatsrate  genehmigt,  der  Ccntralsektion  der  Kammer  zugewiesen,  am 
14.  März  1902  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommen,  am  27.  März 
1902  vom  Staatsrate  definitiv  genehmigt,  am  5.  April  1902  promulgiert 
und  am  11.  April  1902  im  ..Memorial",  No.  20,  S.  205  ff.  veröffentlicht. 
Das  Gesetz  erstreckt  sich  auf  rund  20000  Arbeiter  mit  einer  Jahreslohn- 
summe  von  rund  22  Mill.  Frs. 
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Der  Versicherung  unterliegen  alle  Arbeiter  und  Angestellten  der 
Gross-  und  Kleinindnstrie  und  einzelner  Zweige  des  Handelsgewerbes 
(Art.  1),  deren  Jahresbezüge  den  Betrag  von  3000  Frs.  nicht  übersteigen  ; 
versicherungspflichtig  sind  die  Betriebe,  welche  mehr  als  5  Arbeiter  be- 
schäftigen oder  nicht  durch  menschliche  Kraft  betriebene  Maschinen 
verwenden. 

Analog  den  Bestimmungen  des  §  4  des  deutschen  U.V.  G.  vom 
30.  Juni  1900  wurde  der  Grundsatz  festgehalten,  dass  ausländische  Be- 
triebe, welche  einen  Teil  ihres  Arbeiterpersonals  vorübergehend  im  Gross- 
herzogtum beschäftigen,  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterworfen  sind, 
dass  sie  aber  den  daraus  sich  ergebenden  Verpflichtungen  enthoben  werden 
können,  falls  sie  den  Nachweis  erbringen,  dass  bei  eintretenden  Unfällen 
dem  Arbeiterpersonal  sonstwie  ein  Anspruch  auf  eine  der  im  Gesetze  vor- 
gesehenen gleichwertigen  Leistung  zugesichert  ist.  Ferner  steht  der 
Regierung  das  Recht  zu.  auf  Grund  internationaler  Vertrage  die  im  Aus- 
lande durch  inländische  Unternehmer  beschäftigten  Arbeiter  dem  Gesetze 
zu  unterstellen.  Als  Träger  der  Versicherung  wurde  eine  einzige  Unfall- 
versicherungs  -  Genossenschaft  geschaffen,  welcher  alle  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  kraft  Gesetzes  als  Mitglieder  angehören.  Der  Vor- 
sitzende der  Genossenschaft  wird  durch  die  Regierung  ernannt,  die  übrigen 
Mitglieder  des  Vorstandes  durch  die  Generalversammlung  der  Genossen- 
schaften frei  gewählt.  Die  Arbeiter  können  durch  das  Statut  der 
Genossenschaften  an  der  Geschäftsführung  durch  Angliederung  von  Arbeiter- 
vertretern an  den  Vorstand  mitbeteiligt  werden;  sie  müssen  bei  Fest- 
setzung der  Unfallentschädigungen,  beim  schiedsgerichtlichen  »Streitverfahren 
und  bei  Erlass  von  Unfallverhütungsvorschriften  als  gleichberechtigte 
Votanten  zugezogen  werden.  Die  Mittel  werden  durch  ein  mit  Gefahren- 
tarifen kombiniertes  Umlageverfahren  aufgebracht. 

Die  Entschädigungsleistungen  an  die  Unfallverletzten  und  deren 
Hinterbliebene,  die  Bestimmungen  betreffend  Wartezeit  und  Schieds- 
gerichte, die  Regelung  der  Befugnisse  der  U.-V.-Genossenschaft  in  Sachen 
der  Unfallverhütung  entsprechen  den  bezüglichen  Grundsätzen  des  deutschen 
U.V.G. 

In  den  Niederlanden  regelten  die  Entschädigung  für  Betriebs- 
unfälle Art.  1401  ff.  des  Bürgerl.  Gesetzbuches,  für  das  Schiffergewerbe 
Art.  423  des  Handelsgesetzbuches  und  für  die  Angestellten  und  Arbeiter 
des  Eisenbahnbetriebes  das  Haftpflichtgesetz  vom  9.  April  1875. 

Am  lf).  April  1897  wurde  der  Kammer  der  erste  Entwurf  eines  obli- 
gatorischen Unfallversieherungsgesotzes  vorgelegt  (vergl.  Wettelijke  ver- 
zekering  van  werklieden  tegen  de  gevolgen  van  angevallen  in  bepaalde 
bedrijven,  Zitting  1896 — 97,  No.  1590.  Eine  französische  Uebersetziing 
des  Entwurfes  befindet  sich  im  Bulletin  du  Comite  permanent  du  Congres 
international  des  acoidents  et  des  assurances  sociales,  T.  VIII,  Paris 
1897,  p.  273  suiv.,  eine  deutsche  Analyse  bei  Zacher  a.  a.  O.,  Heft  13: 
Die  Arbeiterversicherung  in  den  Niederlanden,  Berlin  1901,  S.  35  ff.) 

Nach  den  Neuwahlen  vom  20.  Juli  1897  wurde  dieser  Entwurf  von 
der  Regierung  zurückgezogen;  sie  legte  am  25.  April  1897  den  Kammern 
einen  zweiten  Entwurf  vor  (Zitting  1897—98,  No.  182),  der  von  der 
zweiten  Kammer  in  zweiter  Lesung  am  13.  Dezember  1899  angenommen,  von 
der  ersten  Kammer  jedoch  am  1.  Juni  1900  abgelehnt  wurde.   Ein  dritter 
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Entwurf  (Zitting  1899—191)0,  Stück  207,  No.  1—4)  wurde  den  Kammern 
am  22.  Juni  1900  vorgelegt,  von  der  zweiten  Kammer  am  25.  Oktober 
1900  (Zitting  1899— 1900,  Tweede  Kamer,  Stück  207,  Xo.  5— 10;  1900—01, 
Stück  26,  Xo.  1  und  Oeds.  Hand.,  bl.  60—78,  78—176,  253—255),  von 
der  ersten  Kammer  (Zitting  1900—01,  Erste  Kammer,  Stück  26,  No.  8, 
18,  18a  und  Geds.  Hand.,  bl.  53,  56,  71,  92)  am  1.  Dezember  1900  an- 
genommen, am  2.  Januar  1901  promulgiert  und  am  25.  Januar  als  „Gesetz 
betreffend  die  gesetzliche  Versicherung  von  Arbeitern  gegen  die  Schadens- 
fällen von  Unfällen  in  bestimmten  Betrieben"  veröffentlicht.  (,.Staatsbladu, 
Xo.  1.  Eine  wörtliche  Uebersetzung  bei  Zacher  a.  a.  O.,  S.  53  ff.  In 
diesem  „Bulletin"  S.  296  ist  eine  stark  gekürzte  Uebersetzung  und  Inhalts- 
angabe.) Bas  Datum  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  ist  noch  nicht  bekannt 
gegeben. 

Versicherungspflichtig  (§$  10 — 12)  sind  alle  Gewerbebetriebe  mit 
Ausnahme  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Seeschiffahrt  und  -Fischerei 
und  der  Binnenschiffahrt,  soweit  sie  mit  Fahrzeugen  unter  60  cbm  Gehalt 
und  ohne  Motor  betrieben  wird.  Zur  Durchführung  der  Versicherung 
wird  für  das  ganze  Land  eine  „Reichsversicherungsbank"  gegründet,  deren 
Vorstand  von  der  Regierung  ernannt  und  deren  Aufsichtsrat,  zu  je  1/s 
aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bestehend,  ehrenamtlich  von  der  Königin 
eingesetzt  wird.  Die  Leistungen  der  Versicherungsbank  (4j4j  19 — 30) 
bestehen  in  freier  ärztlicher  Behandlung,  einem  Tagegeld  in  der  Höhe 
von  70  Proz.  des  versicherten  Tagelohnes  bis  zum  43.  Tage  nach  dem 
Unfall  und  von  da  an  in  einer  je  nach  dem  Grade  der  Erwerbsfähigkeit 
festzusetzenden  und  im  Maximum  mit  70  Proz.  des  Lohnes  limitierten 
Rente ;  ferner,  im  Todosfalle,  in  der  Bestreitung  der  Begräbniskosten  und 
einer  Rente  an  die  Hinterbliebenen.  Die  Aufbringung  der  Mittel  erfolgt 
nach  dem  Kapitaldeckungssystem.  Einzelnen  Unternehmern  kann  gestattet 
werden,  die  Versicherung  ihrer  Arbeiter  entweder  selbst  zu  übernehmen 
oder  mit  einer  Privatversicherungsgesellschaft  einen  Vertrag  abzuschliessen, 
doch  haftet  auch  in  diesen  Fällen  die  Reichsversicherungsbank  den 
Arbeitern  für  die  gesetzlich  zugesicherten  Leistungen. 

In  Schweden  wurde  die  erste  Vorlage  betr.  obligatorische  Unfall- 
versicherung dem  Reichstage  am  15.  Mai  1889  vorgelegt;  sie  zerfiel  in 
zwei  Teile,  von  welchen  der  eine  die  Unfallverhütung,  der  andere  die 
Unfallversicherung  behandelt.  Nur  der  erste  Teil  der  Vorlage  wurde 
von  der  Kammer  angenommen  und  trat  als  „Gesetz  vom  10.  Mai  1889, 
betr.  Schutz  gegen  Gefahren  im  Betriebe"  am  1.  Juli  1890  in  Kraft. 
(In  deutscher  Uebersetzung  von  A.  Raphael  im  „Archiv  f.  soz.  Gesetz- 
gebung und  Statistik1',  Bd.  3,  S.  140  ff.,  in  französischer  Uebersetzung  im 
Annuaire  de  Legislation  etrangere,  Paris,  Bd.  29  [Jahrg.  1890]  erschienen). 
Der  Entwurf  eines  Unfallversicherungsgesetzes  wurde  hingegen  im  Mai 
1890  vom  Roichstage  abgelehnt  ;  hierauf  wurde  von  der  Regierung  eine 
Kommission  zur  Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfes  eingesetzt,  die  am 
30.  März  1893  den  Entwurf  eines  Unfall-,  Alters-,  Invaliditäts-,  Witwen- 
und  Waisenversicherungsgesetzes  der  Regierung  vorlegte.  (In  deutscher 
Uebersetzung  in  „Arbeiterversorgung",  Jahrg.  1894,  No.  19,  in  französischer 
Uebersetzung  in  „Bulletin  du  Comite  permanent'4,  T.  V,  p.  142—155). 
Ein  revidierter  Regierungsentwurf  wurde  im  März  1895  von  der  Kammer 
abgelehnt  (in  deutscher  Uebersetzung  bei  Bödiker,  Die  Arbeiterver- 
sicherung  in   den   europäischen  Staaten,   Leipzig   1895,   S.  324  ff,  in 
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französischer  Uebersetzung  in  „Bulletin  du  Gönnte1  permanent",  T.  VI, 
p.  84 — 08);  die  Regierung  legte  sodann  am  21.  Februar  1808  dem  Reichs- 
tage einen  umgearbeiteten  Gosotzesentwurf  betr.  die  Versicherung  zur 
Gewährung  von  Pension  oder  Leibrente  vor  (in  deutscher  Uebersetzung 
bei  Zacher,  a.  a.  O.,  Heft  2/3,  die  Arbeiterversicheruug  in  Schweden, 
S.  51  ff'.).  Aber  nach  der  Verabschiedung  dieses  Entwurfes  nahm  der 
Reichstag  am  24.  April  10O1  ein  Unfallsentschädigungsgesotz  an,  das  am 
5.  Juli  1901  von  der  Regierung  promulgiert  wurde,  dessen  Inkrafttreten 
abor  erst  nach  Organisierung  der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  staat- 
lichen Reichsversicherungsaustalt  erfolgen  soll. 

Die  Unfallentsehädigungspflicht  erstreckt  sich  auf  alle  (in  Art.  2 
aufgezählten»  gewerblichen  Betnebe,  seien  sie  von  Privaten  oder  von 
Gemeinden,  bezw.  dem  Staate  betrieben.  Die  Entschädigung  besteht  aus: 
ai  einer  am  <U.  Tage  nach  dem  Unfall  einsetzenden  Krankenunterstützung: 
b)  einer  Jahresrente  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit :  c)  einem  Beitrage 
zur  Deckung  dor  Begräbniskosten  und  d>  einer  Hinterbliebenenversorgung 
im  Todesfalle  als  Folge  des  Unfalls.  Für  die  im  Auslande  ansässigen 
Angehörigen  ausländischer  in  Schweden  unfallbetroffener  Arbeiter  ist  der 
Abschluss  von  Reciprocitätsverträgen  mit  den  Auslandsstaaten  vorgesehen. 
Ein  Zwang  für  die  Unternehmer,  die  Arbeiter  bei  dor  Reichsversicherungs- 
anstalt zu  versichern,  ist  nicht  ausgesprochen. 

In  Russland  erstreckt  sich  das  provisorische  Reglement  vom 
15.  28.  Mai  10O1  (veröffentlicht  am  21.  Juli  1.  August  10< )1\  auf  Arbeiter 
aller  Berufe,  jedoch  nur  soweit,  als  sie  in  staatlichen  Fabriken  und  Berg- 
werken beschäftigt  sind.  Es  legt  der  Staatskasse  die  Verpflichtung  auf, 
an  jeden  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter,  der  infolge  eines 
Unfalles  oder  einer  Berufskrankheit  erwerbsunfähig  wurde,  und  an  die 
Familie  eines  an  den  Folgen  eines  Unfalles  oder  einer  Berufskrankheit, 
verstorbenen  staatlichen  Arbeiters  eine  Rente  auszuzahlen,  die  im  ersten 
Falle  höchstens  */3  des  durchschnittlichen  Jahreslohnes  bezw.  2/3  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  vor  und  dem  nach  dem  Unfall  verdienten 
Lohne,  im  zweiten  Falle  1  2  der  Rente,  zu  der  der  Unfallbetroffene 
berechtigt  war,  für  die  Witwe,  und  je  l./ß  dieser  Rente  für  jedes  der 
ersten  2  Kinder  und  je  V3  derselben  für  jedes  weitere  Kind  betragen 
soll.  (Der  Wortlaut  des  Reglements  in  französischer  Uebersetzung  findet 
sich  im  Bulletin  du  Comite  permanent,  1001,  No.  3,  p.  3(13  suiv.l 

b)  E  i  n  z  e  l  b  o  r  u  f  1  i  c  h  e  Unfallversicherung  und  H  a  f  t  - 
p  f  1  i  c  h  t  g  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g.  In  Griechenland  gaben  mehrere  im 
Januar  1001  in  den  Borgwerken  von  Laurium  vorgekommene  Unglücks- 
fälle (vergl.  „Soziale  Rundschau",  IL  Jahrg.,  I.  Bd.,  S.  175)  den  Anlass 
zur  Einsetzung  eines  parlamentarischen  Ausschusses  zum  Zwecke  der 
Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfes,  betreffend  Kranken-  und  Pensions- 
kassen  für  verunglückte  und  erwerbsunfähig  gewordene  Arbeiter  und 
deren  Familie.  Als  das  erste  Ergebnis  der  Arbeiten  dieses  Aus- 
schusses und  der  Kammer  ist  das  Gesetz  vom  21.  Februar  10O1  er- 
flossen  (Ephemeris  No.  72  vom  23.  März  10O1).  Es  sichert  den  Arbeitern 
und  Angestellten  der  Berg-  und  Hüttenwerke  bei  Unfällen  eine  Ent- 
schädigung und  bei  Erwerbsunfähigkeit  infolge  eines  Unfalles  eine  Heute 
zu:  in  Todesfällen  wird  1ji  der  Rente  der  Frau  und  den  Kindern  des 
Verunglückten  zugesprochen.  Ausländische,  in  Griechenland  ansässige  Ar- 
beiter und  deren  Familien  geniessen  alle  Vorteile  dieses  Gesetzes,  letztere 
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aber  erhalten,  falls  sie  Griechenland  verlassen,  unter  Verlust  aller  übrigen 
Rechte  lediglich  eine  3-jährige  Rente  ausbezahlt.  Die  Leistung  der  Ent- 
schädigung für  Unfälle,  die  eine  Erwerbsunfähigkeit  bis  zu  3  Monaten  nach 
sich  ziehen,  fällt  ganz  dem  Unternehmer  zu ;  die  nach  3  Monaten  fällig 
werdende  Rente  wird  zur  Hälfte  vom  Unternehmer  geleistet,  die  Leistung 
der  anderen  Hälfte  wird  der  durch  kgl.  Verordnung  vom  31.  Mai  1882  er- 
richteten Knappschaftskasse  übertragen.  Die  finanziellen  Grundlagen  der 
Knappschaftskasse  sind  in  Art.  15  des  Gesetzes  geregelt.  Die  Bruder- 
laden bleiben  weiter  bestehen,  sind  aber  verpflichtet,  von  ihren  Einnahmen 
einen  Teil  an  die  staatliche  Knappschaftskasse  abzuführen,  der  im  ersten 
Jahre  ihrer  Einnahmen  beträgt  und  von  Jahr  zu  Jahr  steigend  im 

7.  Jahre  */6  der  Gesamteinnahmen  erreicht.  Das  Gesetz  trat  am  20.  De- 
zember 1901  in  Kraft.  (Eine  wörtliche  französische  Uebersetzung  findet 
sich  im  Bulletin  du  Coniite  permanent,  1901,  No.  3,  p.  290  ff.) 

In  der  Schweiz  enthält  das  oben  bereits  erwähnte  „Bundesgesetz 
vom  28.  Juni  19<U  ,  betreffend  Versicherung  der  Militärpersonen 
gegen  Krankheit  und  Unfall",  Vorschriften  betreffend  die  Leistung  von :  a) 
Invalidenrente  bei  dauernder  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit,  die  als  Normale 
das  300-fache  von  70  Proz.  des  Tagesverdienstes  pro  Jahr  betragen  soll,  bei 
gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  und  gleichzeitiger  Bedürftigkeit  aber  bis  auf 
100  Proz.  des  Jahresverdienstes  erhöht  werden  kann;  b)  Begräbniskosten- 
ersatz im  Falle  des  Todes  des  Versicherten,  und  c)  in  gleichem  Falle 
eine  Witwen,-  und  Waisenrente,  die  40  Proz.  bezw.  bei  Vorhandensein 
von  Kindern  unter  18  Jahren  05  Proz.  des  Jahres  Verdienstes  des  Ver- 
storbenen betragen  soll ;  d)  Rente  an  Eltern,  Geschwistern  und  eventuell 
Grosseltern  bei  Nichtvorhandensein  von  Frau  und  Kindern.  Auch  die 
Kosten  der  Militär  -  Unfall-  und  InvaUditätsversicherung  sollen  wie 
die  der  Militärkrankenversicherung  durch  den  Bund  bestritten  werden, 
immerhin  unter  der  gleichen  Reserve  gegenüber  den  Kantonen  wie  der 
bei  der  Behandlung  der  Krankenversicherung  erwähnten.  Die  jährlich  im 
Budget  für  die  Invalidenversicherung  einzustellende  Summe  soll  mindestens 
500  00t )  Frs.  betragen. 

Im  Gmssherzogtum  Hessen  führten  die  durch  das  Rundschreiben  des 
Grossh.  Finanzministeriums  vom  7.  Febr.  1900  in  Angriff  genommenen  Ar- 
beiten zur  Errichtung  einer  Versorgungsanstalt  für  staatliche  Arbeiter 
(Verordnung  vom  10.  März  1901,  Regierungsblatt  No.  24  vom  29.  März  1901, 
vgl.  dieses  „Bulletin",  S.  148  ff.).  Der  Versorgungskasse  gehören  alle 
der  Betriebskrankenkasse  für  das  Grossh.  Hessen  angeschlossenen  Behörden 
und  Staatsbetriebe  an;  sie  hat  die  Gewährung  von  Ruhegehältern  sowie 
die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  ständigen  Staatsarbeiter 
und  der  in  regelmässiger  Wiederkehr  beschäftigten  Saisonarbeiter  zur 
Aufgabe.  Die  Verwaltung  der  Versorgungsanstalt  wird  vom  Vorstande 
der  staatlichen  Betriebskrankenkasse  besorgt. 

3.  Invaliditätsverslcherung. 

Auf  administrativem  Wege  wurden  vom  Reichsversicherungsamte  des 
Deutschen  Reiches  am  31.  März  1902  in  Vollziehung  der  Bestim- 
mungen des  §  4  Abs.  2  des  Invalidenversicherungsgesetzes  an  Stelle  der 
Bekanntmachung  vom  23.  März  1 901  neue  Bestimmungen,  betreffend  die 
Entrichtung  der  Versicherungsbeiträge  bei  Beschäftigung  ausländischer 
Arbeiter,  erlassen. 
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Fortschritte  des  Arbeiterschutzes. 

1.  Allgemeiner  Arbeiterschutz.  1.  Schutz  der  Kinder  und 
jugendlichen  Arbeiter.  In  Rumänien  erfloss  am  5.  März  1  902 
das  noch  nicht  in  Kraft  erwachsene  Gesetz  betreffend  die  Organisation 
des  Handwerk«.  Im  wesentlichen  sich  an  die  österreichische  Gewerbe- 
ordnung anschliessend  enthält  das  Gesetz  das  Verbot  der  Aufnahme  von 
Lehrlingen  vor  vollendetem  12.,  in  ungesunden  oder  anstrengenden  Ge- 
werben vor  dem  14.  Lebensjahr.  Die  Arbeitszeit  der  unter  Vierzehn- 
jährigen darf  8,  die  der  14 — 16-jährigen  10  Stunden  nicht  überschreiten; 
allen  unter  16-jährigen  ist  die  Nachtarbeit  (8  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens)  untersagt.  Das  Gesetz  regelt  ferner  Rechte  und  Pflichten  des 
Lehrherrn  gegenüber  dem  Lehrling,  überträgt  Zwangskorporationen  die 
Verpflichtung,  für  Versicherung,  Arbeitsnachweis,  Fachschulwesen  und 
Schiedsgerichte  zu  sorgen.  Diese  sollen  ferner  für  die  Ausstellung  von 
Arbeitsbüchern  sorgen,  deren  Ausfolgung  an  die  Bedingung  einer  mindestens 
3-jährigen  Lehrzeit  oder  5- jähriger  fachlicher  Verwendung,  der  Absolvierung 
einer  Fachschule,  sowie  der  Bezahlung  der  Abgaben  des  letzten  Halb- 
jahres geknüpft,  ist.  Als  specitisch  nationaler  Verwendungsschutz  zu  be- 
trachten ist  die  Bestimmung,  dass  die  Zahl  der  rumänischen  Schüler  in 
den  Fachschulen  mindestens  8/4  betragen  soll  und  bei  öffentlichen  Arbeiten 
fremde  Handwerker  nur  in  dem  von  der  Verwaltung  festgesetzten  Ver- 
hält nisss  verwendet  worden  dürfen. 

In  Frankreich  hat  durch  Verordnung  vom  27.  Mai  1900  die  Ver- 
ordnung vom  13.  Mai  1893  Aenderungen  erfahren,  welche  das  Höchst- 
gewicht der  Lasten  regelt,  die  durch  jugendliche  gewerbliche  Arbeiter  ge- 
tragen gezogen  oder  gestossen  werden  dürfen.  Es  werden  besondere  Ge- 
wichtsgrenzen für  männliche,  wie  für  weibliche  Arbeiter  und  zwar  für 
unter  14,  unter  16,  wie  für  unter  18-jährige  normiert;  sie  variieren  ferner 
je  nach  den  Transportmitteln;  insbesondere  wird  auch  die  Belastung  auf 
Geschäftsdreirädern  besonders  geregelt. 

2.  A  r  b  e  i  t  e  r  in  n  o  n  s  c  h  u  t  z.  In  Spanion  ist  die  durch  Art.  16 
des  Gesetzes  über  den  Schutz  der  Frauen  und  Jugendlichen  vom  13.  März 
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1900  vorgesehene  Ausführungsverordnung  am  2<J.  Juni  1901  erflossen. 
Die  im  Art.  2  des  Gesetzes  vorgesehene  Einführung  des  Maximalarbeits- 
rages  erfolgte  in  der  Weise,  dass  den  Unternehmern  freigestellt  wird  im 
Einverständnis  mit  den  Arbeitern  den  elfstündigen  Arbeitstag  durch  eine 
t>6-stündige  Arbeitswoche  zu  ersetzen.  In  Illinois  ist  durch  Gesetz  vom 
10.  Mai  1901  zu  den  geltenden  Bestimmungen  des  Kinderschutzgesetzes 
von  1897  (Bulletin  of  the  Den.  of  Labor,  Washington  vol.  III  1898 
8.  127)  sec.  4  die  Vorschrift  hinzugetreten,  dass  für  Mädchen  und  Frauen 
in  inspektionspfliehtigen  Betrieben  Sitzgelegenheiten  beschafft  werden  sollen. 
Neben  Geldstrafen  werden  bei  Zuwiderhandlungen  in  sec.  9  nun  auch 
Gefängnisstrafen  vorgesehen. 

3.  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten.  Die  spanische  Re- 
gierung hat  mit  Erlass  vom  20.  Juni  1902  verfügt,  dass  bei  Vergebung 
von  öffentlichen  Arbeiten  die  Arbeitsbedingungen  (Vertragsdauer,  Kündi- 
gungsfristen. Arbeitszeit,  Lohn)  genau  festgestellt  und  eingehalten  werden : 
in  den  Motiven  wird  betont,  dass  hierdurch  bei  der  Beilegung  von  Lohn- 
streitigkeiten den  Privatunternehmern  ein  Beispiel  der  Pflichterfüllung 
gegenüber  den  Arbeitern  gegeben  werden  soll.  Vgl.  Disposiciones  sobre 
el  contrato  del  trabajo  1902  p.  4.  Im  Staate  New  York  ist  die  Be- 
stimmung des  Gesetzes  von  1897  chap.  41T>  sec.  13  aufgehoben  worden, 
nach  welcher  bei  öffentlichen  Arbeiten  nur  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
beschäftigt  und  unter  diesen  jene  von  New  York  vorgezogen  werden 
sollton.  An  Stelle  dieser  Vorschrift  tritt  lediglich  die  der  Registrierung  der 
eingeborenen  und  naturalisierten  Bürger  der  V.  St.,  welche  bei  städtischen 
Arbeiten  verwendet  werden.  In  demselben  Staate  wird  durch  Gesetz  vom 
14.  April  1902  bestimmt,  dass  bei  Wasserleitungsarbeiten  in  der  Stadt 
New  York  die  Kommissare  die  ausführenden  Firmen  zur  Einhaltung  der 
8-stündigen  Arbeitszeit  verpflichten  können. 

4.  Lohnpfändung.  Im  Unionsstaate  Delaware  ist  durch  Gesetz 
vom  19.  Februar  1901  die  durch  die  frühere  Gesetzgebung  (Labor  Laws 
of  the  United  States,  snd.  ed.  Washington  189G  p.  197)  verfügte  völlige 
Exekutionsfreiheit  der  Löhne  für  Schulden  aus  Kost-  oder  Logisansprüchen 
in  New  Castle  Countv  auf  90  Proz.  eingeschränkt  worden.  Von  diesem 
Betrage  werden  die  auf  höchstens  90  cents  fixierten  Pfändungskosten  ab- 
gezogen. In  Illinois  unterliegen  (Gesetz  vom  11.  Mai  1901)  die  Wochen- 
löhne von  Familienhäuptern  nur  im  Betrage  von  über  15  Dollars  der 
Pfändung.  Nur  dieser  Ueberschuss  ist  vom  Unternehmer  zurückzubehalten. 
Die  überschiessenden  Kosten  trägt  der  Gläubiger.  Das  früher  giltige 
Gesetz  vom  2<».  Juni  1895  erklärte  den  Lohnbetrag  von  50  Dollars 
exekutionsfrei.    (Labor  Laws  of  the  U.  St.  189G,  p.  275,  258). 

5.  Lohnzahlung  und  Lo  h  n  a  b  z  ü  g  e.  Im  Unionsstaate  Missouri 
vorfügt  das  Gesetz  vom  20.  März  1901,  dass  die  Lohnzahluugstermine  in 
den  Fabriken  mindestens  15-tägige  sein  und  nur  die  Lohnbeträge  der 
letzten  5  Tage  zurückbehalten  werden  dürfen;  bei  Ueberschreitung  der 
Auszahlungstermine  hat  der  Arbeiter  Anspruch  auf  den  doppelten  Lohn- 
schuldbetrag.  In  der  Schweiz  wiederholt  Art.  1  des  Bundesgesetzes 
vom  26.  Juni  1902  die  Bestimmungen  des  Art.  10  des  Fabrikgesetzes  von 
1877  über  Lohntermine  (14-tägige  eveut.  allmonatliche  Auszahlung,  Decompte 
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für  höchstens  *>  Tage)  und  fügt  für  Accordarbeiteu  die  Bestimmung  hinzu, 
dass  die  Auszahlung  spätestens  am  ersten  Zahltage  nach  Vollendung  der 
Arbeit  zu  erfolgen  habe:  zugleich  erhalt  der  Arbeiter  ein  Recht  auf 
Vorschusszahlungen  bei  länger  als  12  Tage  beanspruchenden  Arbeiten. 
Art.  1»{  des  Gesetzes  wiederholt  Art.  7  des  Fabrikgesetzes  über  das 
Bussenwesen  (Maximalbetrag:  die  Hälfte  des  Tagelohn,  Verwendung  der 
Bussen  für  Unterstützungskassen)  mit  dem  Zusatz,  dass  Bussen  nur  auf 
Grund  eines  genehmigten  Reglements  gefallt  werden  dürfen. 

b\  Koalitionsrecht.  Durch  das  Gewerkschaftsgesetz  UM>2  ist  in 
British  Columbia  die  Streitfrage,  ob  Gewerkvereine  als  solche  für 
rechtswidrige  Handlungen  ihrer  Mitglieder  bei  Arbeitsstreitigkeiten  haft- 
bar zu  machen  seien,  nur  für  den  Fall  bejahend  entschieden  worden, 
wenn  der  Vorstand  innerhalb  seiner  Kompetenzen  diese  Handlung  billigte 
oder  bei  ihr  mitwirkte.  Das  Gesetz  schützt  die  Gewerkvereine,  sofern 
sie  die  mit  einem  Strike  oder  einer  Aussperrung  zusammenhangenden 
Thatsachen  bekannt  geben  oder  für  die  Fernhaltung  von  Zuzug  oder  für 
den  Boykott  eines  Unternehmers  ohne  Anwendung  ungesetzlicher  Mittel 
Vorsorge  getroffen  haben.  Den  Schutz  «1er  Angestellten  vor  Entlassung 
wegen  Boykotts  oder  wegen  Verweigerung  «1er  Teilnahme  an  einem 
Boykott  spricht  das  Gesetz  von  Florida  vom  22.  Mai  1901  aus.  Ein 
Gesetz  desselben  Datums  gewahrt 

7.  Schutz  der  S  t  im  m  f  r  e  i  h  e  i  t  den  Angestellten  bei  Staats-, 
Grafschafts-  odes  Gemeindewahlen  in  Florida. 

S.  Arbeit  er  Wohnungen.  In  Gest  orreich  i  Reichsratsländer ) 
ist  eine  Reform  des  bisher  geltenden  Steuerbefreiungsgesetzes  vom  U.  Februar 
IS!  »2  durch  das  Gesetz  vom  S.  Juli  UM »2  eingetreten.  Dass  das  Gesetz 
von  1S92  weder  den  Anreiz  zur  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in 
grösseren  Indnstriecentren  zu  steigern,  noch  der  Ueberfüllung,  noch  <lem 
Trucksystem  der  Vermieter  zu  steuern  vermochte,  trat  nach  K-jähriger 
Wirksamkeit  klar  zu  tage  i vgl.  Wollenitz,  Mitteilungen  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums, IV.  .'5,  Wien  1S!'S,  v.  Philippovich  Wohnungsverhältnisse  in 
österreichischen  Städten,  Soziale  Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  1.  7.  H.,  S.  25).  Die  Regierung  brachte  am  14.  November 
UM>1  im  AbgoorflnetenJiau.se  eine  Vorlage  ein  (Beil.  lOlti  A.  H.  ..Bulletin*'. 
S.  77):  aus  der  Beratung  derselben  ging  das  Gesetz  vom  S.  Juli  1!M>2, 
betreffend  Begünstigungen  für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiter- 
wohnungen hervor.  Es  gewahrt  für  Neubauten ,  deren  Wohnungen  an 
Arbeiter  vermietet  oder  unentgeltlich  oder  gegen  eine  im  Arbeitsvertrage 
ziffernmassig  nicht  festgesetzte  Anrechnung  auf  den  Lohn  überlassen 
werden,  eine  24-jährige  Steuerbefreiung:  dasselbe  Vonecht  gen i essen 
Arbeitorfamilienhäusor,  die  von  öffentlichen,  gemeinnützigen  oder  Arbeiter- 
korporationen,  Anstalten,  Baugesellschaften,  deren  reines  Gesamtzinsen- 
erträgnis sich  nur  um  0,2  —  o,5  Proz.  höher  als  in  den  massgebenden 
Kreditinstituten  und  Sparkassen  stellt,  oder  von  Arbeitgebern  für  ihre 
Arbeiter  errichtet  und  an  diese  verkauft  werden.  Bei  solchen  Verkäufen 
muss  wenigstens  der  halbe  Kaufschilling  in  15  Annuitäten  abzahlbar  sein. 
Das  Gesetz  bestimmt  je  nach  dem  Familienumfang  die  Ein  kommen  stufen, 
innerhalb  welcher  die  Einwohner  als  Arbeiter  zu   betrachten,   sowie  die. 
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Zahl  der  Familien,  die  in  begünstigten  Familienhäusern  und  in  jedem 
Stockwerk  aufzunehmen  sind;  es  setzt  endlich  Minima  und  Maxiina  der 
Bodenfläche  dieser  Wohnräume  je  nach  der  Zahl  der  Räume  fest.  Es 
verbietet  die  Aftervermietung  und  die  Aufnahme  von  Schlafgängern,  sowie 
den  Ausschank  und  Kleinverschleiss  gebrannter  geistiger  Getränke  in  den 
steuerbegünstigten  Gebäuden.  In  Ledigenheimen  darf  ein  Raum  von 
höchstens  3  Personen  bewohnt  sein.  Das  Gesetz  verlangt  ferner  den 
Aushang  des  Mietzinstarifs  und  der  behördlich  genehmigten  Hausordnung ; 
die  mindeste  Kündigungsfrist  beträgt  8  Tage;  es  regelt  die  Formen  der 
Besitz-  und  Eigentumsübertragung  beim  Verkaufe  begünstigter  Häuser, 
sowie  des  Rücktritts  bei  Steuer-  oder  Kaufschillingsrückstand  des  Käufers. 
Die  infolge  der  Begünstigungen  eintretende  und  gruudbücherlich  ein- 
zutragende Widmung  solcher  Hauser  zu  Arbeiterwohlfahrtszwecken  kann 
auf  Ersuchen  des  Hauseigentümers  gegen  event.  Rückerstattung  des 
Wertes  der  Steuer-  und  Gebührenbegünstigung  aufgehoben  werden.  Nur 
in  Kronländern,  wo  die  Landesgesetzgebung  für  solche  begünstigte  Häuser 
gleichfalls  Landes-  und  Bezirkssteuerfreiheit  und  Ermässigung  der  Ge- 
meindesteuern auf  die  Hälfte  beschliesst,  tritt  das  Gesetz  in  Kraft. 

IL  Beruflicher  Arbeiterschuts.  1.  Bergarbeiter.  Im  Staate 
Missouri  sind  durch  die  Gesetze  vom  22.  23.  und  27.  März  1901  die 
Bestimmungen  §§  8811,  8793,  8794,  8818  des  art.  2,  alin.  133  der 
Revised  Statutes  von  1899  aufgehoben  worden.  Durch  die  neuen  Vor- 
schriften wird  die  früher  auf  alle  Mineralien  mit  Ausnahme  von  Kohle 
giltige  Bestimmung  des  7-stündigen  Maximalarbeitstages  auch  auf  die 
Kohlengruben  ausgedehnt  (vgl.  die  früheren  Bestimmungen  im  Bulletin 
of  the  Dep.  of  Labor.  W7ash.,  vol.  V.,  1900,  S.  909).  Kinderarbeit  (für 
unter  12-jährige  sowie  für  12 — 14-jährige  Analphabeten)  und  Frauenarbeit 
unter  Tage  wird  untersagt.  Den  Berginspektoren  wird  neben  ihrer  Thätig- 
keit  als  Aufsichtsorgane  die  produktions-  und  wohnstatistische  Bericht- 
erstattung und  den  Grubenbesitzern  die  entsprochende  Auskunfterteilung 
zur  Pflicht  gemacht.  Endlich  werden  diese  verpflichtet,  Sprengschüsse 
nur  durch  ober  Tage  befindliche  elektrische  Batterien,  nicht  durch  Zünd- 
schnüre u.  dergl.  abgeben  zu  lassen. 

2.  Keramische  Industrie.  Gemäss  den  Bestimmungen  des 
Britischen  Fabrikgesetzes  von  1901  erlässt  die  Regierung  für  bestimmte 
Betriebe  oder  Prozesse  Verordnungen,  gegen  welche  von  den  Unter- 
nehmern Einspruch  erhoben  und  über  welchen  schiedsgerichtlich  ent- 
schieden werden  kann.  So  wurden  die  Verordnungen  betr.  die  Töpfer- 
warenfabrikation einem  von  Lord  James  präsidierten  Schiedsgerichte  über- 
tragen. Dieses  kann  zu  keiner  Einigung  über  art.  1,  2  (ausschliesslicher 
Gebrauch  von  gefrittetem  Bloi,  Grad  der  Unlöslichkeit  des  Bleies  bei 
Glasuren)  und  diese  sind  auch  in  den  nunmehr  von  der  Regierung  an- 
genommenen Vorschriften  späterer  Regelung  vorbehalten.  Die  Haupt- 
vorschriften vom  Februar  1902  sind  die  folgenden:  die  Inspektoren  erhalten 
die  Befugnis,  Probon  von  Stollen,  die  gebraunt  oder  gemischt  werden 
sollen,  zu  verlangen.  Bei  bestimmten  bleigef&hrlichen  Prozessen  dürfen 
Frauen,  Jugendliche  und  Kinder  gar  nicht  verwendet  werden:  auch  das 
Entleeren  von  Knoclienporzellan  ist  unter  15-jährigen  untersagt.  Frauen 
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und  Jugendliche,  die  bei  bestimmten  Prozessen  verwendet  werden,  sollen 
einmal  monatlich  ärztlich  untersucht  werden,  die  event.  Einstellung  der 
Arbeit  verfügen  kann.  Eine  Reihe  von  hygienischen  (Respiratoren,  Wasch- 
vorrichtungen etc.) ,  Ventilations-  und  Säuberungsvorschriften  wird  den 
Unternehmern  wie  den  Arbeitern  zur  Pflicht  gemacht.  Eine  Reihe  solcher 
Vorschriften  tritt  ausser  Kraft,  wenn  ein  Unternehmer  verspricht,  bei  den 
im  Gesetze  genannten  Prozessen  kein  Blei  oder  keine  Bleizusammensetzung, 
die  mehr  als  ein  Prozent  Blei  enthält,  zu  verwenden. 

3.  Chemische  Industrie.  Im  deutschen  Reiche  ist  durch 
das  Süssstoffgesetz  vom  7.  Juli  1902,  §11  die  Saccharinerzeugung  unter- 
sagt und  den  Fabrikanten  als  Entschädigung  das  Sechsfache  eines  Jahres- 
gewinns nach  dem  Durchschnitte  1898 — 1901  zugesprochen  worden.  Aus 
dieser  Summe  haben  die  infolge  des  Verbotes  entlassenen  Arbeiter  auf 
eine  Entschädigung  in  der  Höhe  ihres  letzten  vierteljährigen,  die  Beamten 
in  der  Höhe  ihres  letzten  halbjährigen  Verdienstes  Anspruch.  In  Streit- 
fällen tritt,  das  bei  Lohnstreitigkeiten  übliche  Verfahren  ein. 

4.  Textilindustrie.  In  der  Kolonie  Viktoria  hat  die  Regierung 
die  folgenden  Bestimmungen  der  dem  Fabrikgesetze  gemäss  eingesetzten 
Lohnkommission  durch  Erlass  vom  8.  April  1902  für  die  Wollwarenindustrie 
festgesetzt :  Für  jede  Arbeiterkategorie  mit  Ausnahme  der  Heizer,  Maschi- 
nisten und  Professionisten  werden  Minimallohnsätze,  die  auf  eine  48-stün- 
dige  wöchentliche  Arbeitszeit  berechnet  sind  und  sich  innerhalb  der  Zeit 
des  Anlernens  steigern,  aufgestellt.  Für  jede  Ueberstunde  eines  Erwach- 
senen ist  der  Minimalsatz  um  ein  Viertel  zu  erhöhen.  Auch  das  Verhältnis 
der  Zahl  der  Lehrlinge  oder  Bindjungen  zu  den  Erwachsenen  wird  geregelt. 

5.  Lederindustrie.  In  Preussen  ist  durch  Erlass  vom  9.  Mai 
1902  aus  Anlass  der  Verbreitung  des  Milzbrandes  in  Argentinien  eine 
Reihe  von  Vorsichtsmassregeln  bei  Behandlung  ausländischer  Rohhäuto 
empfohlen  worden,  insbesonders  die  Trennung  der  Lagerplätze  inländischer 
von  ausländischen  Rohhäuten,  Staubvermeidung,  Desinfektion,  und  die 
Reinigung  der  bei  den  Rohbauten  beschäftigten  Personen. 

6.  Nahrung»-  und  Genussmittelindustrien.  In  Gross- 
britannien genehmigt  ein  Ausführungserlass  zum  Fabrikgesetz  vom 
29.  Juni  1902  die  Ueberzeitarbeit  von  Frauen  in  Butter-  und  Käse- 
fabriken  und  gestattet  deren  Verwendung  von  6,  7  oder  8  Uhr 
morgens  bis  8,  9  oder  10  Uhr  abends.  Ebenso  wird  für  Milch - 
meiereien  in  Irland  von  Mai  bis  Oktober  durch  Erlass  vom  9.  Juni 
1902  die  Beschäftigung  weiblicher  und  jugendlicher  Arbeiter  Samstags 
von  6  ois  2,  an  anderen  Werktagen  von  6  Uhr  morgens  bis  9  Uhr  abends, 
an  Sonn-  und  Festtagen  von  6  bis  9  Uhr  morgens  gestattet.  Nach  je 
5  Stunden  hat  je  eine  halbstündige  Pause  einzutreten;  der  Gesamtbetrag 
der  Pausen  ist  an  sämtlichen  Werktagen  auf  5,  Samstags  auf  1  Stunde 
fixiert.  Andere  Ueberzeiten  sind  ausgeschlossen.  Durch  einen  Anschlag,  von 
welchem  ein  Exemplar  dem  Inspektor  zu  senden  ist,  sind  Stundenplan 
und  Pausen  bekanntzugeben.  Dieselbe  Regelung  der  Pausen  enthält  ein 
Erlass  vom  14.  Juli  1902  betr.  Beschäftigung  von  Frauen  und  Jugendlichen 
beim  Reinigen   und  Konservieren  von  Früchten.  Ausserdem 
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wird  hier  die  Beschäftigung  der  unter  16-jährigen  Jugendlichen  vor  6  Uhr 
morgens  oder  nach  6  Uhr  abends  verboten ;  ebenso  ist  dies  Frauen  unter- 
sagt, die  seit  letztem  1.  Oktober  bei  demselben  Unternehmer  Ueberzeit 
bei  der  Fisch pükelei  gearbeitet  haben.  Registrierung  der  Stunde  der 
Ankunft  der  Früchte,  der  Prozesse,  der  Arbeitsdauer  und  -Pausen  ist  vor- 
geschrieben. Ausserdem  werden  hygienische  Vorkehrungen  zur  Pflicht 
gemacht. 

In  Belgien  ist  durch  kgl.  Verordnung  vom  20.  April  1902  die  in 
der  Liste  der  gesundheitsgefährlichen  Industrien  befindliche 
Erzeugung  kohlensäurohaltiger  Wasser  nur  mehr  dann  dieser  Liste  ein- 
zuverleiben, sofern  zur  Produktion  von  Kohlensäure  fortgeschritten,  d.  h. 
wenn  nicht  flüssige  Kohlensäure  verwendet  wird. 

In  Russland  ist  nach  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Zehnstnnden- 
tage  in  den  Staatsspiritusraffinerien  und  Branntweinniederlagen  den  Direk- 
toren der  Accisevcrwaltung  durch  Verordnung  vom  8.  Februar  19<>2  die 
Einführung  des  Neunstundentagos  anheimgestellt  worden. 

7.  Bauarbeiter.  In  Oesterreich  (Reichsratsländer)  ist  durch 
Gesetz  vom  22.  Juli  1902  die  Ausdehnung  der  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung über  Arbeitsordnungen,  11-stündigcn  Maximalarbeitstag,  Schutz 
der  Kinder  und  Jugendlichen  als  Hilfsarbeiter  bei  Eisenbahn-  und  Bau- 
unternehmungen verfügt  worden,  bei  welchen  mehr  als  20  Arbeiter  be- 
schäftigt werden.  Diese  Erweiterung  des  Arbeiterschutzes  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Arbeiter  der  von  Bauunternehmungen  beschäftigten  Gewerbe- 
treibenden. 

In  Frankreich  haben  die  früheren  Verfügungen  (vergl.  Bulletin 
de  rOffiee  du  Travail,  1901,  p.  40,  270,  279,  328,  329,  1887)  zur  Ver- 
meidung der  Bloikrankhoit  eine  Ergänzung  durch  die  Verordnung  vom  18.  Juli 
1 902  über  die  Regelung  der  Blei  Verwendung  bei  Malerarbeiten 
in  Gebäuden  erfahren.  Diese  Verordnung  sollte  nach  dem  Regierungsent- 
wurfe die  Verwendung  von  Bleiweiss  bei  Malerarbeiten  überhaupt  ver- 
bieten. Juristischo  Bedenken  des  Staatsrates  bewogen  die  Regierung,  diese 
Frago  der  gesetzlichen  Regelung  vorzubehalten  (Bericht  des  Hnndels- 
ministers  vom  18.  Juli  1902,  Journal  Officiel  vom  19.  Juli,  p.  5071)  und 
nachstehende  Verfügungen  zu  treffen.  Bei  Malerarbeiten  und  in  Maler- 
werkstätten darf  Bleiweiss  nur  als  flüssige  Masse  verwendet  werden :  die 
Hände  dürfen  dabei  mit  den  Farben  nicht  in  direkte  Berührung  gelangen ; 
das  Schaben  und  Abbürsten  von  Bleiweissfarben  im  trockenen  Verfahren 
ist  verboten.  Beim  feuchten  Verfahren  verwendeten  Arbeitern  sind  be- 
sondere Uoberkleider  von  dem  Unternehmer  zur  Verfügung  zu  stellen  und 
Reinigungsvorkehrungen  seitens  desselben  zu  treffen. 

8.  Verkehrs  arbeiten  Im  Deutschen  Reiche  ist  der  Erlass 
einer  neuen  Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1902,  die  am  1.  April  1903 
an  Stelle  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1872  in  Kraft  tritt,  durch  die  im 
Zeiträume  1873—1899  vor  sich  gegangenen  Wandlungen  im  Seeschiffahrts- 
betriebe zur  Notwendigkeit  geworden.  In  dieser  Zeit  ist  in  der  deutschen 
Handelsflotte  dio  Zahl  der  Dampfschiffe  von  216  auf  1223,  ihr  Gesamtraum- 
gehalt von  999  158  auf  1  (J39  520  Registertons  netto  gestiegen;  dagegen  er- 
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höhte  sich  der  Stand  der  Schiffsmannschaft  nur  von  40239  auf  43  144.  Die 
Zunahme  des  maschinellen  Grossbetriebs  im  Seeverkehr  hatte  eine  Steigerung 
des  Maschinenpersonals,  des  Bedienungspersonals  für  Passagierdampfer,  eine 
Abnahme  des  eigentlich  seemännischen  Personals,  den  teilweisen  Ersatz  der 
Hafenarbeiter  durch  Landarbeiter  zur  Folge.  Die  Revision  der  Seemannsord- 
nung von  1872,  durch  Resolution  des  soz.-dem.  Parteitages  in  Halle  1890  ge- 
fordert, durch  Antrag  Schwartz  1893  im  Reichstage  in  Fluss  gebracht,  beschäf- 
tigte seit  1894  den  nautischen  Verein,  sowie  die  vom  Reichskanzler  damit 
beauftragte  „Technische  Kommission  für  Seeschiffahrt".  Unterm  9.  Dezember 
1895  brachten  sodann  die  Abg.  Auer  und  Gen.  den  Entwurf  einer  See- 
mannsordnung  im  Reichstage  ein  (Drucksachen  1895/96  Nr.  60).  Der 
unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  einer  Vernehmung  von  Auskunfts- 
personen aus  dem  Stande  der  Schiffsleute  (9.  — 11.  März  1895)  und  jener 
Vorarbeiten  aufgestellte  Kommissionsentwurf  einer  Seemannsordnung  wurde 
den  Seebehörden  und  Schiffahrtskreisen  zur  Begutachtung  vorgelegt.  Hierzu 
kamen  die,  die  Erfahrungen  des  Hafenarbeiterstrikes  enthaltenden  Proto- 
kolle der  Hamburger  Senatskommission.  Die  Regierungsentwürfe  einer 
Seemannsordnung,  eines  Gesetzes,  betr.  die  Verpflichtung  der  Kauffahrtei- 
schiffe zur  Mitnahme  heimzuschaffender  Seeleute,  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Stellenvermittelung  für  Schiffsleute  und  eines  Gesetzes,  betr.  Abänderung 
seerechtlicher  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  wurden  am  14.  No- 
vember 1900  dem  Reichstage  vorgelegt.  Diese  Entwürfe  wurden  am 
27.  November  19O0  einer  Reichstagskommission  zugewiesen,  die  ihre  Be- 
schlüsse und  Entwürfe  am  29.  April  1901  vorlegte  (vgl.  über  die  weiteren 
parlamentarischen  Arbeiten  dieses  ..Bulletin",  S.  70  und  323).  Am 
29.  April  1902  erfolgte  die  Verabschiedung  durch  den  Reichstag.  Die 
wichtigsten  Neuerungen  der  neuen  Seemannsordnung  sind  die  folgenden: 

1.  Es  wird  nicht  bloss  der  dienstliche  Pflichtenkreis  des  Kapitäns, 
sondern  auch  der  der  Schiffsoftiziere  und  der  Schiffsmannschaft  abgegrenzt. 

2.  Die  Anmusterung  kann  vom  Bundesrat  von  einer  körperlichen 
Untersuchung  abhängig  gemacht  werden. 

3.  Es  wird  zur  Giltigkeit  des  Heuervertrages  zwar  nicht  schriftliche 
Abfassung,  aber  Uebergabe  eines  die  wesentlichen  Vertragsmomente  ent- 
haltenden Heuerscheines  verlangt  und  Gleichheit  der  Kündigungsfristen 
für  beide  Teile  auch  bei  entgegenstehender  Vereinbarung  festgesetzt.  Bei 
Anhouerung  auf  unbestimmte  Zeit  kann  beim  Fehlen  solcher  Fristen  jeder 
Teil  im  nächsten  Anlaufshafen  nach  24-stündiger  Kündigung  zurücktreten. 

4.  Der  10-stündige  Maximalarbeitstag,  den  der  Schiffsmann  auf  Schiffen, 
die  im  Hafen  oder  auf  der  Rhede  liegen,  auch  nach  der  Gesetzgebung 
von  1872  nur  in  dringenden  Fällen  zu  überschreiten  schuldig  war,  wird 
in  den  Tropen  nunmehr  auf  8  Stunden  gekürzt.  Schiffsoffiziere  haben 
auf  8-stündige  Ruhezeit  innerhalb  24  Stunden  Anspruch.  Neue  Vor- 
schriften enthält  auch  für  den  Wach-  und  Maschinendienst  §  36  S.-O., 
ebenso  wird  die  früher  unbeschränkte  Sonn-  und  Festtagsarbeit  nur  auf 
unumgängliche,  unaufschiebliche  oder  durch  den  Personenverkehr  bedingte 
Verrichtungen  beschränkt  <§  37—39). 

5.  Durch  die  Vorschrift  der  persönlichen  Auszahlung  des  nach  Ende 
des  Dienstverhältnisses  übrigen  Heuerguthabens  an  den  Schiffsmann  oder 
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an  ein  Familienmitglied ,  sowie  durch  das  Verbot  der  Auszahlung  in 
Gast-  oder  Schankwirtschaften  wird  früher  vorgekommenen  Missbräuchen 
vorgebeugt  (§§  46,  48). 

6.  Zur  Vermeidung  von  Lohndifferenzen  und  zur  Sicherung  der  Lohn- 
zahlung dient  die  neue  Vorschrift,  dass  jedem  Schiffsmanne,  der  es  ver- 
langt, ein  Heuerbuch  mit  genauer  Lohnberechnung  zu  Übergeben  ist. 

7.  Die  frühere  Vorschrift,  dass,  wenn  die  Zahl  der  Mannschaft  sich 
während  der  Reise  um  mehr  als  ein  Sechstel  verringert,  der  Schiffer  diese 
auf  Verlangen  der  verbleibenden  Schiffsleute  zu  ergänzen  hat,  wird  dahin 
abgeändert,  dass  der  Kapitän  in  jedem  Falle  die  Mannschaft  zu  ergänzen 
hat,  soweit  es  die  Umstände  gestatten.  Die  ersparten  Heuergelder  sind  bis 
dahin  nach  Verhältnis  der  Mehrarbeit  unter  die  Schiffsleute  zu  verteilen. 

8.  Dem  Bundesrate  wird  die  Bestimmung  der  Grösse  und  der  Einrich- 
tung des  Logierraumes,  der  Wasch-  und  Baderäume  und  Aborte  an  Bord 
der  Schiffe  und  über  die  mindestens  mitzunehmenden  Heilmittel  vor- 
behalten. 

9.  Zur  Sicherung  der  Seetüchtigkeit  der  Schiffe  sowie  der  Güte  der 
Verproviantierung  tritt  zu  der  früheren  Bestimmung  einer  auf  Verlangen 
durch  das  Seemannsamt  darüber  durchzuführenden  Untersuchung  die  Vor- 
schrift hinzu,  dass,  falls  der  Kapitän  den  getroffenen  Anordnungen  nicht 
nachkommt,  jeder  Schiffsoffizier  und  jeder  Schiffsmann  seine  Entlassung  mit 
Entschädigungsanspruch  (Heuer  für  1  Monat,  eventuell  Anspruch  auf  freie 
Rückbeförderung)  fordern  kann. 

10.  Bei  Erkrankung  oder  Verletzung  eines  Schiffsmannes,  der  nach 
einem  deutschen  Hafen  in  eine  Krankenanstalt  überführt  wird,  erstreckt 
sich  die  Verpflichtung  des  Reeders,  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Heil- 
behandlung zu  tragen,  bis  zum  Ablauf  von  3  Monaten  seit  der  Aufnahme 
in  diese  Heilanstalt.  Während  des  Aufenthaltes  in  der  Krankenanstalt 
ist  ein  Viertel  der  Heuer  zu  zahlen,  wenn  der  Schiffsmann  bisher  aus 
derselben  den  Unterhalt  von  Angehörigen  bestritten  hat. 

11.  Der  Verlust  des  Anspruches  auf  Heuer  und  Verpflegung,  der 
nach  der  Seemannsordnung  vom  Jahre  1872,  §  50  eintrat ,  wenn  der 
Schiffsniann  dio  Krankheit  oder  Verwundung  durch  eine  unerlaubte  Hand- 
lung sich  zugezogen  hatte  oder  mit  einer  syphilitischen  Krankheit  be- 
haftet war,  tritt  nach  §  62  nur  ein,  wenn  er  die  Krankheit  oder  Ver- 
letzung durch  eine  strafbare  Handlung  sich  zugezogen  oder  den  Dienst 
ohne  einen  ihn  nach  §  74  dazu  berechtigenden  Grund  verlassen  hat. 

12.  Wenn  die  Dienstzeit  eines  für  eine  bestimmte  Zeit  geheuerten 
Schiffsinannes  während  einer  Reise  abläuft  und  auch  im  nächsten  Anlaufs- 
hafen ein  Ersatz  unmöglich  ist,  so  ist  der  Schiffsmann  (§  67)  verpflichtet, 
gegen  eine  Erhöhung  der  Heuer  um  ein  Viertel  den  Dienst  bis  zur  Mög- 
lichkeit des  Ersatzes,  längstens  aber  noch  3  Monate  hindurch,  fortzusetzen. 

13.  Zu  den  in  der  Seemannsordnung  vom  Jahre  1872  bestimmten 
Entlassungsgründen  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  durch  den  Kapitän  tritt 
derjenige  der  wiederholten  Trunkenheit  hinzu.  Die  Entlassung  wegen 
geschlechtlicher  Krankheit  wird  nunmehr,  sofem  ein  Arzt  zu  erlangen 
ist,  von  dessen  Gutachten  abhängig  gemacht :  während  nach  dem  bis- 
herigen Gesetze  dem  aus  diesem  Grunde  entlassenen  Schiffsmanne  nicht 
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mehr  als  die  verdiente  Heuer  gebührte,  treten  nunmehr  in  diesem  Falle 
die  übrigen  Ansprücho  wegen  Krankheit  und  Heilbehandlung  in  Kraft. 
Bei  Entlassung  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  aus  anderen  als  den  vom  Ge- 
setze erwähnten  Gründen  (§  (>5)  behält  der  Schiffsmann  nicht  bloss  die 
empfangenen  Hand-  und  Vorschussgelder  wie  nach  der  alten  Seemanns- 
ordnung,  sondern  die  Heuer  unter  Anrechnung  jener  Vorschüsse.  Im  §  73 
werden  behufs  Ermittelung  der  für  die  Rückreise  gebührenden  Heuer  die 
für  die  Rückreise  zu  berechnenden  Beförderungsfristen  neu  festgesetzt. 

14.  Zu  den  früheren  Entlassungsgründen,  welche  der  Schiffsmann 
geltend  machen  kann,  treten  nunmehr  hinzu :  Duldung  der  Misshandlung 
seitens  anderer  Personen  der  Schiffsbesatzung  durch  den  Kapitän ,  die 
Verabreichung  verdorbenen  Proviants,  die  Bestimmung  des  Schiffes  nach 
einem  Hafen,  der  ohne  Wissen  des  Schiffsmannes  schon  zur  Zeit  der 
Anmusterung  verseucht  war,  endlich  die  Absicht  des  Schiffsmannes,  sich 
für  die  Maschinisten-,  Steuermanns-  oder  Schifferprüfung  vorzubereiten 
oder  gegen  Stellung  eines  Ersatzmannes  die  Stellung  als  Kapitän  an- 
zunehmen. 

15.  Die  Zurücklassung  eines  Schiffsmannes  im  Auslande  hat  auch 
mit  Einverständnis  des  Sehiffsmannes  zur  Folge,  dass  der  Reeder  für  die 
aus  einer  etwaigen  Hilfsbedürftigkeit  des  Schiffsmannes  während  der 
nächsten  3  Monate  erwachsenden  Kosten  haftbar  bleibt. 

Das  Gesetz,  betr.  die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe  zur  Mit- 
nahme heimzuschaffonder  Seeleute  vom  2.  .Tuni  1902  tritt  an  Stelle  des 
analogen  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1872.  Die  Aenderungen  betreffen 
lediglich  die  Verpflichtung  der  Mitnahme  nicht  blos  Hilfbedürftiger, 
sondern  auch  wegen  strafbarer  Handlungen  den  heimischen  Behörden  aus- 
zuliefernder Seeleute.  Gänzlich  neues  Recht  enthält  das  Sondergesetz 
betr.  die  Stellenvermittelung  für  Schi f f s  1  e u t e  vom  2.  Juni  1002. 
Die  Notwendigkeit  dieser  Gesetzgebung  ergab  sich  aus  den  an  Plötzen 
mit  grossem  Verkehr  mit  dem  Arbeitsnachweis  durch  Heuerbaasen  ver- 
bundenen Missständen  (Begründung  S.  lt'iÖ):  Erhebung  allzu  hoher  Gebühren, 
künstlicher  Förderung  des  Stellenwechsels,  Vorschusswirtschaft  und  Be- 
teiligung an  dem  Trucksystem  der  Herbergswirte  (Schlafbaasen).  Zu 
diesem  Zweck  macht  das  Gesetz  die  Stellenvermittelung  für  Schiffsleute 
von  der  Erlaubnis  der  höheren  Verwaltungsbehörde  abhängig;  bei  nach- 
weisbarer Unzuverlässigkeit  des  Petenten,  ist  diese  Erlaubnis  zu  versagen. 
Die  Konzession  ist  ferner,  analog  den  Bestimmungen  des  dänischen  Ge- 
setzes betr.  die  Verheuerungsageuten  vom  12.  April  1902,  sowie  in  Aus- 
dehnung des  Hamburgischen  Stellenvermittelungsroglements  vom  10.  März 
1893  auf  das  Reich,  zu  versagen,  wenn  der  Petent  gewerbsmässig  Wohn- 
und  Schlafstellen  vermietet,  die  Gast-  oder  Schank Wirtschaft,  Kleinhandel 
mit  geistigen  Getränken,  Handel  mit  Ausrttstungsgegenständen  für  Schiffs- 
leute oder  das  Geschäft  eines  Geldwechslers  oder  Pfandleihers  selbst  oder 
durch  andere  betreibt  oder  hierbei  beteiligt  ist.  Die  Vormittelungsge- 
bührentarife,  deren  Ansätze  z.  B.  nach  dem  Berichte  des  Hamburger  See- 
mannsamtes für  1898  bei  den  Bootsleuten  13,4  Prozent  der  Monatsheuer 
betrugen,  sollen  durch  Taxen  (wie  in  Frankreich  und  Dänemark  seit  1892) 
begrenzt  werden,  die  nach  Einvernehmung  der  Interessenten  durch  die 
Landesregierungen  bestimmt  werden.    Die  Gebühr  ist  von  dem  Reeder 
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und  dem  Schiffsmann  je  zur  Hälfte  zu  zahlen.  Die  Landesbehörden  er- 
lassen Vorschritten  über  die  Büeherführung  und  polizeiliche  Kontrolle  des 
Geschäftsbetriebes  der  Stellenvermittler.  Die  Strafen  der  Zuwiderhand- 
lungen sind:  Geldstrafe  bis  zu  150.  ev.  bis  300  Mk.,  Haft,  Konzessions- 
verlust. Jedes  deutsche  Kauffahrteischiff  ist  verpflichtet,  yu  Volkslogis 
einen  Abdruck  dieses  Gesetzes  jederzeit  einsehen  zu  lassen. 

Die  Umgestaltung  der  Seeraannsordnung  hatte  die  Abänderung  ein- 
zelner seerechtlicher  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  vom  10.  Mai 
18!)7  zur  Folge.  Zur  Schiffsbesatzung  (§  481  H.G.B.)  werden  nunmehr 
auch  die  Sehiffsofhziere  gerechnet.  Der  Anspruch  auf  freie  Rückbe- 
förderung i§  547  H.G.B.)  unifasst  nunmehr  auch  die  freie  Beförderung 
der  Sachen  des  Schiffers.  Der  §  548  H.G.B,  ist  dem  §  73  S.O.,  £  545) 
dem  §  80  S.O..  4>§  553  bis  553b  den  fi7,  68,  «y  S.O.  angepasst.  Sie 
enthalten  das  dem  durch  die  Seemannsordnung  geregelten  Rechte  des 
Schiffsmanns  aus  dem  Heuervertrage  entsprechende  Recht  des  Schiffers. 
Am  wichtigsten  sind  dio  an  §  74*J  H.G.B,  betr.  Verteilung  des  Berge- 
lohnes vorgenommenen  Aenderungen.  Die  früheren  Vorschriften  gingen 
dahin,  dass  bei  Rettung  oder  Bergung  eines  Schiffes  oder  seiner  Ladung 
durch  ein  anderes  Schiff,  der  Berge-  oder  Hilfslohn  mangels  anderer  Ver- 
abredung, so  verteilt  werden  sollte,  dass  der  Rheder  die  Hälfte,  der 
Schiffer  1/4,  die  übrige  Besatzung  das  übrige  Viertel  erhielt,  die  letztere 
im  Verhältniss  zur  Heuer  oder  dem  Range  jedes  einzelnen.  Da  einer- 
seits vielfach  durch  Vertrag  der  Verzicht  auf  den  gesetzlichen  Bergelohn 
von  den  Schiffsleut.cn  gefordert,  andererseits  infolge  der  gestiegenen  Be- 
deutung und  Kosten  der  Dampfschiffahrt  eine  Aenderung  im  Verteilungs- 
modus als  notwendig  erachtet  wurde,  enthält  der  neue  $  745'  H.G.B,  die 
Bestimmung,  dass  zunächst  dem  Reeder  bei  Verteilung  des  Bergelohns 
die  Schäden  am  Schiffe  und  die  Betriebsmehrkosten  ersetzt  werden, 
welche  durch  dio  Bergung  oder  Rettung  entstanden  sind.  Von  dem  Reste 
wird  bei  Dampfschiffen  der  Anteil  des  Reeders  von  der  Hälfte  auf  2/8  er- 
höht; für  den  Schiffer  und  dio  übrige  Besatzung  verbleiben  je  ein  Sechstel. 
Der  bisherigo  Massstab  dem  Reeder,   je  */4  dem  Schiffer  und  der 

übrigen  Besatzung)  bleibt  bei  Segelschiffen  bestehen.  Die  Verteilung  an 
die  Besatzung  geschieht  nach  Massgabe  der  Beteiligung  eines  jeden  am 
Rettungswerke,  ohne  Rücksicht  auf  die  Heuer  oder  Rangstellung,  gemäss 
einem  vom  Schiffer  zu  verfassenden  Verteilungsplane,  gegen  welchen  au 
das  Soemannsamt  Einspruch  erhoben  werden  kann.  Diese  gesotzlichen 
Ansprüche  sind  dem  Verzicht  durch  freie  Vereinbarung,  ausser  auf  den 
gewerbsmässig  die  Bergung  besorgenden  Bergungs-  oder  Schleppdampfern, 
entzogen. 

In  Oesterreich  (Reichsratsländer)  sind  die  Arbeitsbedingungen  des 
Beleuchtungs-  und  Werkstättenpersonals  der  Eisenbahnen  durch  Gesetz 
vom  28.  Juli  1JK)2  geregelt  worden;  das  Bedürfnis  solcher  Regelung 
war  durch  den  Gewerbeinspektor  der  Wiener  Verkehrsanlagen  sowie  im 
Abgeordnetenhause  durch  den  Abg.  Dr.  Verkauf  18*J8  nachgewiesen  und 
die  ersten  Regierungsvorlagen  vom  ständigen  Beirate  des  arbeitsstatis- 
tischen Amtes  begutachtet  worden.  Durch  das  Gesetz  werden  die  ge- 
schützten Arbeiterkategorien  des  vollen  Betriebsschutzes  (Sicherheits- 
vorkehrungen, Lufterneuerung  etc.)   teilhaftig,  die  Arbeitszeit  auf  hoch- 
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stens  11  Stunden  eingeschränkt;  bestehen«!«  kürzere  Arbeitszeiten  (faktisch 
besteht  der  Zehnstundentag )  dürfte  nicht  verlängert  werden.  Hilfs- 
arbeiten sind  auf  die  kürzeste  Dauer  zu  beschranken.  Die  Bewilligung 
von  Ueberzeit  durch  die  Aufsichtsbehörde  —  die  Generalinspektion  der 
österreichischen  Eisenbahnen  —  darf  12  Wochen  im  Jahre,  2  Stunden 
per  Tag  nicht  überschreiten.  Wo  eine  tägliche  Maximalarbeitszeit  aus 
technischen  Gründen  undurchführbar  ist,  tritt  im  Verordnungswege  eine, 
das  sechsfache,  bei  ununterbrochenen  Betrieben  da»  siebenfache  der  täg- 
lichen Xormalarbeitszeit  nicht  überschreitende  Maximalarbeitswochenzeit. 
In  Bezug  auf  Arbeitspausen,  Sonn-  uud  Feiertagsruhe,  Besuch  gewerb- 
licher Fortbildungsschulen,  Verbot  des  Trucksystems,  Bussen,  Schutz 
der  Kinder,  Jugendlichen,  Frauen,  Wöchnerinnen,  Lehrlinge  werden  die 
Arbeiterschutzbestimmungen  der  Gewerbeordnung  auf  das  geschützte 
Personal  ausgedehnt  und  die  Bedingung  wöchentlicher  Lohnzahlung  und 
14-tägiger  Kündigung  präsumiert.  Der  Lohnlistenzwang  wird  für  die 
Bahnverwaltungen  eingeführt.  Bei  Regiebauten  kann  von  dem  Verbot  der 
Aufnahme  von  Arbeitern  ohne  Arbeitsbuch  Abstand  genommen  werden. 
Vor  Vorlage  der  Arbeitsordnung  an  die  Aufsichtsbehörde  sollen  alle  gross- 
jährigen  Arbeiter  der  Hilfsanstalten  Gelegenheit  haben,  sich  über  sie  zu 
äussern.  Jedem  neueintretenden  Arbeiter  ist  gegen  unterschriftliche  Be- 
stätigung eine  Arbeitsordnung  einzuhändigen;  doch  kann  er  24  Stunden 
nach  Antritt  der  Arbeit  ohne  Kündigung  zurücktreten.  Bei  vorzeitigem 
Arbeitsaustritt  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  wird  der  Arbeiter  im 
Höchstbetrage  des  Tagelohns  bis  zum  Ablauf  dor  Kündigungsfrist  ersatz- 
pflichtig: dieselbe  Eisatzpflicht  trifft  die  Verwaltung  bei  vorzeitiger  oder 
schuldbarer  Entlassung.  Gegen  Verfügungen  und  Ordnungsstrafen  der 
Generalinspektion  (Höchstbetrag  5000  Kronen)  ist  Berufung  an  das  Eisen- 
bahnministerium zulässig. 

Für  die  Maschinisten  und  Heizer  auf  Eisenbahnen  ist  in  Frank- 
reich durch  Verordnung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom 
20.  Mai  1902  ihre,  durch  Verordnung  vom  4.  November  1899  auf  24 
Stunden  an  ihrem  Wohnsitze  normierte  Ruhezeit  auf  30  Stunden  erhöht 
worden. 

In  North  Carolina  ist  durch  Gesetz  vom  15.  März  1901  zum 
Schutze  der  Strassenbahnangestellten  die  Anbringimg  von  geschlossenen 
Plattformen  an  den  Personenwagen  während  der  Wintermonate  angeordnet 
worden. 

III.  Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkeiten.  Im  Jahre  1901  sind 
ausser  den  im  Bulletin,  S.  10—12,  erwähnten  Gesetzen  solche  in  Illinois 
(11.  Mai  1900)  und  Missouri  (7.  März)  erflossen.  Das  erstere  ergänzt 
die  bestehenden  Schiedsgerichtsgesetze  vom  2.  August  1895  und  12.  April 
1899  (Bull.  Dep.  Labor.  Wash.,  vol.  V,  190c»,  S.  623)  durch  die  Be- 
stimmung, dass  das  in  diesen  Gesetzen  eingesetzte  Schiedsgericht  bei 
NichtUnterwerfung  der  Parteien  die  Resultate  seiner  Untersuchungen  zu 
veröffentlichen  habe.  Das  Gesetz  von  Missouri  ändert  die  frühere  Organi- 
sation der  Schiedsgerichte  isec.  6354  ch.  95  art.  2  Rev.  St.  1889,  Labor 
Laws,  S.  584  and  art.  2  ch.  141  R.  St.  1899),  die  aus  je  2  unbeteiligten 
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Unternehmern  und  Arbeitern  bestanden,  dahin,  dass  diese  nunmehr  aus  je 
einem  Mitglied  eines  Unternehmer-,  eines  bona-fide- Arbeiterverbandes  und 
einem  Unparteiischen  bestehen  sollen.  Bei  Fehlschlagen  der  Bemühungen 
erfolgt  amtlicher  Bericht  und  Veröffentlichung  in  der  Presse. 

IV.  Enqueten.  In  Preusson  sind  durch  den  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  Untersuchungen  über  folgende  Fragen  des  Arbeiterschutzes 
angeordnet  worden :  über  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  erwachsener 
Arbeiterinnen  in  Fischräuchereien;  über  die  Erhöhung  des  Minimalkubüs- 
luftraumes  für  Arbeiterinnen  in  Cigarrenfabriken ;  über  den  Ausschluss 
von  Jugendlichen  und  Arbeiterinnen  in  Bandagenfabriken  und  Motorwerk- 
stätten von  Bandagisten,  sowie  bei  anstössigen  Arbeiten  in  Gummiwaren- 
fabriken;  über  die  Aufhebung  der  Ausnahmebestimmungen  in  Bezug  auf 
Nachmittagspausen  für  Jugendliche  in  Spinnereien;  Uber  die  Ausdehnung 
des  Schutzes  der  Jugendlichen  in  Hechelräumen,  in  Kardir-,  Fachräumen  und 
andern  Staub  entwickelnden  Prozessen ;  über  die  Bekämpfung  der  bei 
Zwickern  in  Schuh  Warenfabriken  durch  das  Aufspeichern  der  Schuhstifte 
im  Munde  entstehenden  Krankheiten;  über  die  Zunahme  von  Lungen- 
leiden der  Arbeiter  in  Tapezierwerkstätten,  welche  in  Kellerräunien 
untergebracht  sind ;  Uber  Trucksystem  und  Wohnungszustände  weiblicher 
Wanderarbeiter  in  den  Ziegeleien ;  über  die  ortsstatutarische  Ausdehnung 
der  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  über  das  gesetzliche  Mindestmass. 
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Fortachritte  des  Arbeiterschutzes. 


L  Allgemeiner  Arbelterschuts.  1 .  Fabrik*-  und  Werk- 
statt  engesetze.  In  Italien  tritt  «las  Gesetz  über  die  Arbeit  der 
Frauen  und  Jugendlichen  vom  19.  Juni  1!H>2  (Gaz.  Fftic.  7.  Juli  1902 
No.  151 1  an  die  Stelle  de»  geltenden  Gesetzes  vom  11.  Februar  1886 
No.  3657.  Anlässlich  der  Beratung  des  letzteren  hatte  bereits  die 
italienische  Kammer  die  Regierung  aufgefordert,  einen  die  Frauenarbeit 
in  Fabriken,  Bergwerken  und  Steinbrüchen  regelnden  Entwurf  vorzulegen. 
Dieser  Aufforderung  gemäss  sind  Entwürfe  an  die  Kammer  ergangen  von  : 
Lacava,  Legislatura  XV1I1,  I.  Sess.,  No.  242,  23.  November  1893  anknüpfend 
an  einen  Initiativentwurf  der  Abg.  Luzzatti  und  Minghettii,  Barazzuoli, 
Leg.  XIX,  1.  Sess.,  Xo.  59,  13.  Juni  1895;  Guicciardini,  Leg.  XX. 
1.  Sess..  Xo.  65,  1.  April  1897;  (Vco-Ortu,  Leg.  XX,  1.  Sess.,  No.  287  i 
20.  April  1898:  Fortis.  Leg.  XX,  2.  Sess.,  No.  I8<),  27.  April  1899; 
Carcano,  Leg.  XXI,  No.  139,  2.  Dezember  1  !MK>.  Am  24.  Mai  1901 
i'No.  28<>)  würfle  von  der  sozialistischen  Fraktion  'Agnini,  Turati  und 
Genossen  ein  Initiativentwurf  vorgelegt;  am  3<  >.  Noveniher  19()1  er- 
stattete die  Kommission,  welcher  die  Antrage  Carcano  und  Agnini  und 
Genossen  überwiesen  worden  waren,  Bericht.  Leber  die  weiteren  Be- 
ratungen in  der  Kammer  (18.  23.  Mar/.  1901)  vgl.  Bulletin  p.  198. 
Im  Senate  würfle  der  von  der  Kammer  angenommene  Kommissionsentwurf 
am  15.  April  vorgelegt  und  am  12.  Juni  angenommen  (Leg.  XXL  2.  Sess., 
No.  9,  15.  April  19U2.  Das  neue  Gesetz  erweitert  das  Geltungsgebiet 
und  das  Ausmass  des  bisherigen  Arbeiterschutzes,  sowie  den  Kreis  der 
geschützten  Personen. 

ai  Geltungsgebiet.  1  >as  Gesetz  von  1886  schützte  lediglich  die 
Jugendlichen  in  Fabriken  iopiticii  und  in  Bergwerken  unter  Tage;  nach  dem 
Reglement  vom  17.  Sopt.  IM86sind  unter  ..Fabriken"  mit  mechanischer  Kraft 
betriebene  oder  mehr  als  zehn  Arbeiter  beschäftigende  gewerbliche  Anlagen 
zu  verstehen.  Das  Gesetz  von  1902  erstreckt  sich  sowohl  auf  Fabriken  und 
Untertagsbetriebe,  als  auch  auf  Werkstätten  4aboratori,  Antrag  Cabrini ; 
und  auf  Bau-  und  Bergarbeiten  über  Taue.  Die  vom  Antrage  Agnini 
geforderte  Einbeziehung  des  Handels  und  Sehankgewerbes  wurde  als  in 
Italien  nicht  kontrollierbar  abgelehnt:  dem  Wunsche,  die  höchst  gesund- 
heitsschädliche Arbeit  in  den  Reisfeldern  zu  regeln,  kommt  jedoch  das 
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Gesetz  (Art.  1  Abs.  4»  dadurch  entgegen,  dass  das  Verbot  der  Verwendung 
geschützter  Personen  bei  gefahrlichen  oder  gesundheitsschädlichen  Arbeiten 
im  Verordnungswege  auch  dann  Platz  greifen  kann,  wenn  diese  nicht  in 
Fabriken  oder  Bergwerken,  also  auch  bei  nichtgewerblichen  Verrichtungen 
stattfinden. 

b)  Zulassunggalt  er  und  Arbeitszeit  der  Jugendlichen. 
Als  Miniinalalter  in  geschützten  Betrieben  galt  seit  1886  in  Italien  das 
vollendete  neunte  Altersjahr  in  den  Fabriken,  da«  zehnte  bei  Arbeiten 
unter  Tage.  Die  Arbeit  der  Jugendlichen  war  nur  insofern  beschrankt, 
dass  die  Unterfünfzehnjährigen  nur  gegen  bezirksärztliches  Tauglichkeits- 
zeugnis zugelassen,  das«  sie  ferner  in  bestimmten  gefahrlichen  oder  ge- 
sundheitsschädlichen Gewerben  überhaupt  nicht  verwendet  werden  durften ; 
für  die  Unterzwölfjährigen  war  ein  achtstündiger  Maximalarbeitstag  fixiert.  Es 
zeigte  sich,  dass  der  Prozentsatz  der  Unterzwölfjährigen  von  1889  auf  1900 
von  33,7(5  auf  15,2  gesunken  war.  Immerhin  betrug  in  den  Schwefel- 
gruben Siziliens  19<>0  ihre  Quote  noch  1N,6  Proz.  von  9180  Unterfünfzehn- 
jährigen. Hierdurch,  sowie  durch  die  gleiche  Altersgrenze  der  französischen 
und  belgischen  Gesetzgebung  und  die  Wünsche  der  Berliner  Arbeiter- 
schutzkonferenz wurde  die  Gesetzgebung  bewogen,  das  vollendete  zwölfte, 
für  Arbeiten  unter  Tage  das  13.  Lebensjahr  als  Zulassungsalter  fest- 
zusetzen. Das  Gesetz  geht  in  diesen  Bestimmungen  über  den  Entwurf 
Carcano  (10  Jahre)  hinaus  und  bleibt  unter  dem  Antrage  Agnini  und 
Gen.  (15  Jahre).  In  Bergwerken  ohne  mechanische  Förderung  wird  das 
Zulassungsalter  von  1905  angefangen  auf  14  Jahre  erhöht;  wie  bisher 
wird  es  für  bestimmte  im  Verordnungswege  namhaft  zu  machende  gefähr- 
liche Industrien  auf  15  Jahre  fixiert.  Das  Verzeichnis  dieser  Industrien 
befindet  sich  im  Ausführungsreglement  vom  17.  September  1886,  ergänzt 
durch  die  königlichen  Dekrete  vom  8.  April  1888  No.  5366,  5.  Januar  1899 
No.  21  und  1.  März  1900  No.  102. 

Während  ferner  bisher  die  Verwendung  Unterfnnfzehnjähriger  ledig- 
lich an  die  Vorweisung  eines  Zulassungszeugnisses  geknüpft  war,  wird 
nunmehr  ein  Arbeitsbuch  vorgeschrieben,  in  welches  die  Eintragung  des 
Geburtsjahres,  der  Impfung,  des  ärztlichen  Tauglichkeitszeugnisses  sowie 
die  Bestätigung  des  Elementarschulbesuches  verlangt  wird.  Die  letztere 
Neuerung  geht  auf  den  weitergehenden,  nicht  angenommenen  Vorschlag 
Agnini  und  Gen.  zurück,  welcher  für  die  Unterfünfzehnjährigen  die  Er- 
richtung von  Gewerbeschulen  wünschte,  deren  Zeugnisse  an  Stelle  eines 
Arbeitsbuches  treten  sollten.  An  dem  Arbeitsbuche  wurde  mit  Rücksicht 
auf  das  Auswanderungsgesetz  vom  31.  Januar  1901  No.  23  Art.  2—4, 
durch  welche  dem  Kinder-  und  Mädchenhandel  vorgebeugt  werden  soll, 
festgehalten.  Neu  sind  die  Bestimmungen,  durch  welche  die  Arbeitszeit 
der  12  —  15-jährigen  auf  11  Stunden  (Art.  7)  eingeschränkt  und  ihnen 
die  Nachtarbeit  verboten  wird  (Art.  5).  Die  Nachtarbeit  war  1886 
durch  das  Reglement  als  „ungesund"  im  Sinne  des  Gesetzes  für 
Untorzwölfjährige  verboten,  für  Unterfünfzehnjährige  auf  sechs  Stunden 
eingeschränkt  worden ;  doch  konnte  in  ununterbrochenen  Betrieben  durch 
Ministerialverfügung  auch  den  Unterzwölfjährigen  eine  höchstens  sechs- 
stündige Nachtarbeit  gestattet  werden  (Reglement  Art.  9).  Durch  könig- 
liches Dekret  vom  5.  Januar  1899  wurde  ferner  verfügt,  dass  nach 
sechsstündiger    Nachtarbeit     ein    Weiterarbeiten     innerhalb  derselben 
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24  Stunden  nicht  gestattet  sei.  Die  diesem  Dekret  folgende  Abnahme 
der  Uebertretungen  des  beschränkten  Nachtarbeit  Verbotes  Hess  das  ganz- 
liche Verbot  der  Nachtarbeit  ratlich  erscheinen.  [Ueber  das  Verbreitungs- 
gebiet der  Nachtarbeit  in  Italien  schreibt  der  Berichterstatter  Di  San 
Giuliano :  „Die  beiden  Industrien,  in  welchen  die  Nachtarbeit  von  Be- 
deutung ist,  sind  die  Baumwoll-  und  die  Papierindustrie;  in  der  letzteren 
werden  nachts  nur  die  kontinuierlichen  Maschinen  betrieben;  in  der 
Baumwollindustrie,  die  über  1000U0  Arbeiter  beschäftigt,  wünschen  die 
Industriellen,  die  Dampfmotoren  verwenden,  das  Verbot  der  Nachtarbeit, 
um  die  durch  Ueberfüllung  und  Absatzstockung  bedrohte  Produktion  ein- 
zuschränken.  Unter  denjenigen  Industriellen,  die  Wasserkraft  verwenden, 
arbeitet  die  Mehrzahl  bei  Nacht,  die  anderen  verzichten  gern  auf  den 
Vorteil  der  unentgeltlichen  Triebkraft,  denn  das  Produkt  der  Nachtarbeit, 
das  spater  von  dem  der  Tagesarbeit  nicht  gesondert  werden  kann,  ist 
unvollkommener  und  schadigt  die  Qualität  und  den  Preis  und  das 
Renommee  des  Gesamtproduktes"  (A'tti  pari.  Oam.  d.  Dep.  No.  1135»  Ae 
2HO  A,  3<>.  Dez.  1!J<>1,  p.  !>;.]  Als  Nachtarbeit  wird  zum  erstenmal 
definiert  die  Zeit  von  H  Uhr  abends  bis  t»  I_  hr  morgens  im  "\\  inter 
(1.  Oktober  bis  31.  Märzi,  von  i>  Uhr  abends  bis  f>  Uhr  morgens  im 
Sommer  (wie  im  im  Antrago  Carcauo;  Antrag  Agnini  und  Gen.  0  —  7 
bezw.  7 — (>  Uhr).  Einem  Wunsche  der  Industriellen  entsprechend  wurde 
die  Verfügung  aufgenommen,  dass  bei  Schichtenwechsel  die  Arbeit  um 
5  Uhr  morgens  beginnen  und  um  11  Uhr  nachts  aufhören  kann.  [Ueber 
den  Elfstundentag  der  Jugendlichen  sagt  der  Berichterstatter:  „Dieses 
Ausmass,  grösser  als  das  fast  aller  Kulturstaaten  und  als  das  von  der 
Berliner  Konferenz  vorgeschlagene,  ist  eine  vielleicht  übertriebene  Kon- 
zession an  die  gegenwartige  Lage  unserer  Industrie;  sobald  diese  sich 
gebessert  haben  wird,   wird   es   durch  ein  Gesetz  einzuschränken  sein" 

Atti  Pari.  C.  C.  d.  D.  a.  a.  0.  p.  11).]  Aus  Gründen  technischer  und 
ökonomischer  Dringlichkeit  kann  der  Minister  vorübergehend  und  aus- 
nahmsweise eine  Verlängerung  der  Arbeitszeit  für  die  Jugendlichen  auf 

12  Stunden  nach  sanitätsbehördlichein  Gutachten  bowilligen :  den  Wünschen 
der  Vortreter  Siziliens  entspricht  die  Verfügung,  dass  der  Minister 
aus  klimatischen  oder  arbeitsorganisatorischen  Gründen  den  gesetzlichen 
Rahmen  der  Nachtarbeit  verschieben  kann.  Wie  im  Art.  12  des 
Reglements  von  188t>  und  im  Entwürfe  Carcano  werden  die  Pausen  für 
die  geschützten  Personen  geregelt  :  ihre  Gesamtdauer  soll  bei  einer  sechs- 
bis  achtstündigen  Arbeitszeit  wenigstens  eine,  bei  acht-  bis  elfstündigor 
Arbeit  wenigstens  1  Vj,  darüber  hinaus  2  Stunden  betragen.  Nach  sechs- 
stündiger Arbeit  muss  eine  Pause  eintreten.  Ein  vierundzwanzig- 
stündiger  Ruhetag  ist  allwöchentlich  zu  gewähron.  In  allen  Arbeits-, 
Speise-  und  Schlafräumen  sind  für  Hygiene,  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen. 

ci  Frauenschutz.  Die  Schutzvorschriften  des  neuen  Gesetzes  be- 
ziehen sich  teils  nur  auf  minderjährige,  teils  auch  auf  erwachsene  Fi  nnen. 
Auf  minderjährige  Frauen  allein  beziehen  sich:  Das  Verbot  oder  die  Ein- 
schränkung der  Verwendung  bei  gefährlichen  oder  ungesunden  Arbeiten 
auch  ausserhalb  der  sonst  allein  geschützten  gewerblichen  Betriebe 
(Art.  1  Abs.  4);  die  Vorschriften  des  Arbeitsbuches  (Art.  2 }:  das  sofortige 
Verbot  der  Nachtarbeit  und  die  Vorschrift  der  Ruhepausen  nach  sechs- 
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stündiger  Arbeit  (Art.  8  Abs.  2).  Auch  die  erwachsenen  Frauen  be- 
treffen :  das  Verbot  der  Arbeit  unter  Tage  (Art.  1  Abs.  3),  die  Vorschriften 
des  Arbeitsbuches  bei  Nachtarbeit,  das  Verbot  der  Nachtarbeit  von  1907 
angefangen  (Art.  5  Abs.  3,  2);  die  Vorschrift  eines  Maximal arbeitstages 
von  11  Stunden  (Art.  7;  der  Entwurf  Agnini  hatte  eine  48  Stunden- 
wocho  und  höchstens  den  Zehnstundentag  vorgeschlagen) ;  der  Ruhepausen 
von  1,  1 1/J  und  2  Stunden,  wie  für  die  Jugendlichen  (Art.  8/.  Allen 
Frauen  wird  ferner  ein  vierundzwanzigstündiger  wöchentlicher  Ruhetag 
zugestanden  (in  allen  Entwürfen  war  ein  solcher  nur  für  die  Minder- 
jährigen vorgesehen)  und  die  hygienischen,  Sicherheit*-  und  Sittlichkeits- 
vorschriften den  sie  verwendenden  Betriebsleitern  eingeschärft.  Für  die 
Wöchnerinnen  besteht  ein  eimnonatliches  Verwendungsverbot  nach  der 
Niederkunft:  dioser  Termin  kann  auf  gemeindeärztliches  Zeugnis  auf 
drei  Wochen  verkürzt  werden.  Der  Entwurf  Agnini  und  Gen.  sah  vor: 
sechswöchentliches  Verwendungsverbot  sowohl  vor  als  nach  der  Nieder- 
kunft und  Unterstützung  der  betreffenden  Frauen  durch  eine  staatliche 
Mutterschaftskasso  in  der  Höhe  von  dreiviertel  des  Arbeitslohnes.  Die 
Beiträge  zu  dieser  Kasse  sollten  vom  Staat,  den  Arbeitgebern  und  den 
Arbeiterinnen  geleistet  werden.  Die  Verzögerung,  welche  das  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  durch  die  Organisation  solcher  Kassen  erfahren  hatte, 
sowie  der  Mangel  an  Erfahrungen  Hessen  von  der  Aufnahme  dieser  Be- 
stimmung absehen.  Dagegen  nahm  die  Gesetzgebung  die  Bestimmung 
dos  Antrages  Agnini  auf,  gemäss  welcher  in  joder  Fabrik,  die  50  und 
mehr  Arbeiterinnen  beschäftigt,  in  der  Nahe  der  Arbeitsstätte  ein  be- 
sonderer Raum  zum  Stillen  der  Säuglinge  den  Müttern  zur  Verfügung  zu 
stellen  sei ;  in  allen  anderen  Fabriken  ist  Ihnen  erlaubt,  sich  zu  diesem 
Zwocke  zu  entfernen ;  die  hierfür  nötige,  in  der  Fabriksordnung  zu  be- 
stimmende Zeit  ist  in  die  gesetzlichen  Ruhepausen  nicht  einzurechnen 
(Art.  10).  Diese  Bestimmung  ist  den  Vorschriften  über  Fabrikskrippen 
(ereches)  des  portugiesischen  Gesetzes  vom  14.  April  1891  (Art.  21—23)  ent- 
nommen, die  auch  in  die  neuere  spanische  Gesetzgebung  (Kogleraentaciön 
del  trabajo  de  las  mujores  y  de  los  niüos,  Ges.  v.  13.  März  1900  Art.  9 
und  Keglamento  vom  13.  Nov.  1900  Art.  19)  Aufnahme  gefunden  hat. 

d)  A  nze  igepfl  ich  t  des  Un  t  er  ueh.mers,  Fabrikordnungen. 
Eine  Anzeige  der  Verwendung  von  Kindern  durch  die  Unternehmer  an 
die  Behörde  schrieb  schon  das  Reglement  zum  Gesetze  von  1886  (Art.  2; 
vor.  Sie  wird  nunmehr  gosetzlich  von  allen  Inhaborn  geschützter  Be- 
triebe, welche  Frauen  jugendlichen  Alters  und  Unterfünfzehnjährige  ver- 
wenden, nebst.  Angabe  der  im  Reglement  zu  bestimmenden  Feststellungen 
verlangt.  Die  Anzeigen  sind  in  doppelter  Anfertigung  dem  Präfekten 
(bisher  der  Handelskammer)  zu  sonden,  der  ein  Exemplar  zur  Registrierung 
verwendet,  das  andere  dein  Ministerium  einsendet  (Art.  3).  Die  Fabrik- 
ordnungen müssen  dem  Gesetz  und  Reglement  entsprechen,  vom  Gemeinde- 
vorstand  vidiert  und  sichtbar  ausgehängt  werden  (Art.  11,  nach  dem  An- 
trage Agnini  und  Gen.). 

e>  Die  Durchführung  des  Gesetzes  obliegt  den  dem  Handels- 
ministeriuni unterstehenden  Gewerbeinspektoren,  den  Bergingenieuren,  ihren 
Adjunkten  und  den  Justizbeamten.  Die  Aufsichtsbeamten  haben  das  Recht 
des  freien  Eintritts  in  die  geschützten  Betriebe  (wie  Art.  14  des  Regle- 
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ments);  sie  sind  zur  Geheimhaltung  der  Betriebsverhältnisse  verpflichtet 
(Gesetz  vom  17.  März  1898  Art.  5);  ihre  Protokolle  sind  der  kompetenten 
Gerichtsbehörde,  eine  Kopie  der  Präfektur  einzusenden.  (Die  Vermehrung 
des  Inspektionspersonals  wurde  der  Regierung  durch  Resolution  der 
Kammer  empfohlen.) 

f)  Strafbestimmungeu.  Für  die  Uebertretung  der  eigentlichen 
Arbeiterschutzbestimmungen  sind  Strafen  bis  zu  50  Lire  für  jede  ge- 
schützte Person  (bisher  50— IOC)  Lire)  und  im  ganzen  von  5000  Lire  im 
Maximum  vorgesehen;  50— 500  Lire  sind  als  Busse  auf  Verletzung  der 
hygienischen  und  die  Fabriksordimng  betreffenden  Vorschriften  der  Art. 
10  und  11,  bis  50  Lire  auf  Verletzung  des  Reglemonts  gesetzt;  bei  Rück- 
fälligkeit tritt  eine  Strafsteigerung  ein.  Die  Strafgelder  fliessen  der  Ar- 
beiteralters- und  Invalidenkasse  (Ges.  vom  17.  Juli  1898)  zu. 

g)  Uebergangsbestimmungen.  Von  1905  angefangen,  wird 
das  Zulassungsalter  in  Bergwerken  ohne  mochanische  Förderung  auf  das 
zurückgelegte  14.  Alterejahr  erhöht ;  die  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes 
bereits  eingestellten  Kinder,  welche  das  11.  Lebensjahr  vollendet  haben, 
können  daselbst  verbleiben  (trotz  Vorschrift  des  vollendeten  12.  Lebens- 
jahres). Von  1905  an  darf  ferner  von  dem  Nachweis  des  vorgeschriebenen 
Schulbesuches  nicht  abgesehen  werden;  bis  dahin  können  ferner  an  Stelle 
der  minderjährigen,  derzeit  verwendeten  Arbeiterinnen  andere,  über  1 5-jährige 
auf  zustimmendes  Gutachten  des  Provinzialsanitätsrates  (bei  Nachtarbeiten) 
eingestellt  werden.  Von  1907  an  ist  die  Nachtarbeit  Frauen  jeglichen 
Alters  verboten.  Das  Gesetz  tritt  vier  Monate  nach  der  Kundmachung 
des  binnen  sechs  Monaten  nach  ^seiner  Publikation  (6.  Juli  1902)  zu  er- 
lassenden Reglements  in  Kraft. 

2.  Arbeitszeit  der  erwachsenen  Arbeiter.  In  Frank- 
reich ist  zur  Erläuterung  der  Verordnung  vom  28.  März  1902  (Bulletin, 
S.  277,  XI)  eine  ausführliche  Instruktion  über  Ueberstundeubewilligungen 
durch  Cirkular  des  Handelsministers  an  die  Kreisinspektoren  am  21.  Sept. 
19<>2  erflossen.  Die  Kennzeichen  der  ergänzenden  oder  vorbereitenden 
Arbeiten,  der  Instandhaltungsarbeiten ,  die  Einteilung  des  Schichten- 
wechsels, die  Merkmale  des  ununterbrochenen  Betriebes,  der  Reparatur- 
arbeiten werden  nach  der  neuen  Rechtslage  klargestellt.  Betont  wird, 
dass  das  durch  das  Gesetz  für  die  Buchdrucker  mit  100  Stunden  im  Jahre 
fixierte  Ueberstundenmaximum  sich  auf  die  Betriebe,  nicht  auf  die  indi- 
viduellen Arbeiter  beziehe.  Bei  Ueberzeitarbeit  gegen  Weisung  des  In- 
spektors erfolgt  Protokollaufnahme  und  gerichtliche  Anzeige. 

3.  Vergebung  öffentlicher  [Arbeiten,  iln  British  Co- 
lumbia ist  durch  drei  Gesetze  vom  21.  Juni  1902  (Public  Works  Wages 
Act,  Labour  Regulation  Act,  Subsidised  Works  Labour  Regulation  Act) 
der  Lohnschutz  der  Arbeiter  bei  öffentlichen,  konzessionierten  und  sub- 
ventionierten Arbeiten  geregelt  worden.  Der  Staat  übernimmt  subsidiär 
die  Haftung  für  die  Zahlung  der  Lohnbeträge;  die  Unternehmer  können 
zur  monatlichen  Vorlegung  der  Lohnlisten  von  der  Regierung  verpflichtet, 
für  Lohnschulden  gebüsst  oder  deren  Betrag  von  staatlichen  Begünsti- 
gungen in  Abzug  gebracht  werden,  sofern  die  Anzeige  vom  Lohngläubiger 
inuorhalb  zwei  Monaten  seit  Verfall  erfolgte.  Bei  vom  Staate  vergebenen 
Bauten,   Verkehrsanlagen,   sowie  in  gesetzlich  konzessionierten  Gewerben 
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angestellte  Arbeiter  müssen  bei  Strafe  des  Unternehmers  einem  öffent- 
lichen Beamten  auf  dessen  Aufforderung  das  Labour  Regulation  Act  in 
einer  europaischen  Sprache  vorlesen  können  (Schutz  gegen  asiatische 
Arbeit);  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  darf  Staatskredit  oder  dürfen 
staatliche  Wegservituten  nur  gegen  vorherige  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen zwischen  Unternehmer  und  Staatsrat  gewahrt  werden. 

4.  Stücklohnzahlung  und  Heimarbeiterschutz.  Durch 
Special  Rules  vom  14.  Juli  1902  wird  in  Grossbritannien  die  bisher  nur 
für  Textilfabriken  wirksame  Partieulars  Clause  auf  Grund  der  in  Art.  5 
Abs.  116  der  Factory  and  Workshop  Act  1901  (vgl.  Bulletin,  S.  III,  37) 
dem  Staatssekretär  eingeräumten  Ermächtigung  in  sinngemässer  Weise 
auf  diejenigen  Fabriken,  Werkstätten,  in  welchen  eiserne  oder  stählerne 
Ankertaue,  Ketten,  Anker  u.  dgl.  (S.  524),  ferner  auch  die  Heimarbeits- 
betriebe und  deren  Subunternehmer  erweitert,  von  welchen  Schlösser, 
Klinken  und  Schlüssel  erzeugt  werden.  Die  Verordnung  verlangt  demnach  : 
Angabe  der  Stück lohnsätze  bei  Uebernahme  der  Arbeit,  und  zwar  schrift- 
lich oder  durch  Aushang,  nicht  durch  Zeichen ;  Verstösse  hiergegen  sowie 
Missbrauch  dieser  Vorschrift  zur  Preisgabe  von  Geschäftsgeheimnissen  oder 
Bestechung  zu  diesem  Zwecke  sind  strafbar  (1 — 10  £).  Die  Verordnung 
enthält  eine  Legaldefinition  des  Begriffes  Heimarbeiter  (out-worker, 
8.  526).  Die  Liste  der  Heimarbeitsgewerbe,  welche  gemäss  den  Vorschriften 
des  Fabrikgesetzes  von  1901  (Art.  107—108,  110)  Uber  Listenführung  und 
Verbot  gesundheitsschädlicher  Betriebe  im  Home  Work  Order  vom  11.  Dez. 
1901  (Bulletin  S.  522)  aufgeführt  worden  war,  wird  durch  jene  vom 
14.  Juli  1902  ergänzt  (S.  525). 

5.  Koa lition sr ech  t ,  Ver  si  eh  er  un  gsf re  i h ei  t ,  freie  Aerzte- 
wähl.  In  W  e  s  t  a  u  s  t  r  a  1  i  e  n  ist  am  19.  Februar  1 902  ein  Gewerk- 
vereinsgesetz  erilossen.  Das  Gesetz  ist  mit  Ausnahme  von  Art.  18,  31 
und  32  mit  geringen  Veränderungen  den  britischen  Gewerkvereinsgesetzen 
vom  29.  Juni  1871  (34  and  35  Vict.  ch.  31)  und  30.  Juni  1876  (39  and 
40  Vict.  ch.  22)  nachgebildet.  Neben  Erteilung  juristischer  Persönlichkeit 
an  registrierte  Gewerkvereine  sieht  das  Gesetz  die  Registrierung  derselben 
als  Industrial  Union*  im  Sinne  des  Einigungs-  und  Schiedsgesetzes  von 
19(>2  vor. 

In  Russland  ist  den  Arbeitsart  jelen  durch  Verordnung  vom 
1./13.  Juni  1902  unter  Voraussetzung  der  Bestätigung  ihrer  Statuten  durch 
den  Gouverneur  juristische  Persönlichkeit  verliehen  worden.  Die  Gesetz- 
gebung über  Artjele  beginnt  mit  dem  Innungsstatut  von  1799,  dessen  Be- 
stimmungen fast  vollständig  in  das  bisher  geltende  Gesetz  übergegangen  sind. 
Eine  genaue  Definition  des  Artjolbegriffe.s  erfolgto  1823;  zugleich  wurden 
im  Interesse  der  von  diesen  Verbänden  bedienten  Unternehmer  und  An- 
stalten Bestimmungen  getroffen.  Die  Verordnung  von  1830  regelt  die 
Artjele  der  8<hauerleute  in  Petersburg  und  Kronstadt:  1832  wurden  die 
Artjolinitglieder  berührenden  Streitigkeiten  der  Jurisdiktion  des  Handels- 
gerichtes überwiesen.  1833  wird  die  solidarische  Haftbarkeit  für  die 
Bauern-  und  Klein bürgerart  jele  eingeführt.  Als  im  Jahre  1836  das  Ver- 
hältnis der  Schiller  zu  den  Seeleuten  geregelt  wurde,  verpflichtete  man 
gesetzlich  die  letzeren,  sich  für  ein  Schiff  nur  artjelweise  zu  verdingen: 
ein  Schiffsinspektor  wacht   über  die  Einhaltung  der  beiderseitigen  Ver- 
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pflichtungen ;  auch  bei  der  Flussschiffahrt  wurde  das  Artjel  obligatorisch 
eingeführt.  Seit  1836  sind  ferner  bei  der  Goldgewinnung  in  den  sibi- 
rischen Krondomänen  die  Arbeiter  zur  Artjelorganisation  verpflichtet. 
Jeder  Unternehmer  hat  sein  Artjel,  er  ernennt  den  Führer  (Starosten;, 
das  Artjel  dessen  beide  Gehilfen.  Die  übrigen  Bergarbeiter  können  sich 
nach  dem  Bergwerkstatut  artjel  weise  verdingen.  18<il  wurde  jedes  Artjel 
auf  höchstens  100  Mitglieder  beschrankt;  der  Vorstand  ist  aus  seiner 
Mitte  zu  wählen.  Fakultativ  wird  das  Artjel  auch  in  der  Landarbeiter- 
verordnung eingeführt.  AU  diese  früheren  Verordnungen  erwiesen  sich 
als  ergänzungs bedürftig.  Aus  der  Kritik  eines  Finanzministerialen twurfes 
durch  die  einschlägigen  Ressorts  ging  das  neue  Gesotz  über  Arbeitsartjele 
hervor.  Das  Gesetz  von  1902  definiert  als  A  r bei ts art  jel  eine  Ge- 
nossenschaft zur  Durchführung  bestimmter  Arbeiten  oder  Gewerbe,  oder 
zur  Regelung  der  Arbeitsleistungen  und  Pflichten  seiner  Mitglieder,  die 
sich  auf  gemeinsame  Rechnung  und  unter  solidarischer  Haftung  an  einer 
Arbeit  beteiligen  (Art.  1).  Voraussetzung  der  Mitgliedschaft  (beiderlei 
Geschlechts)  ist  das  erreichte  17.  Alters  jähr,  der  Teilnahme  an  der  Ver- 
waltung das  21.  Jahr.  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  unbeschräukt.  Für 
Verpflichtungen  und  Verluste  haftet  das  Artjelvermögen,  subsidiär  haften 
die  Mitglieder  unbeschränkt  und  solidarisch.  Bei  Erlöschen  des  Artjels 
kann  das  Vermögen,  je  nach  Bestimmung  der  Statuten,  verteilt  oder 
anderen  Zwecken  zugewieson  oder  nach  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung verwendet  werden. 

In  Grossbritannien  soll  durch  den  Shop  Clubs  Act  vom  8.  Aug. 
11)02  verhütet  werden,  dass  durch  den  Zwang  der  Arbeiter  zum  Beitritt 
zu  gewissen  Wohlfahrtseinrichtungeu  mancher  Unternehmer,  den  Betriebs- 
kranken- und  Sparkassen,  die  registrierten  freien  Hilfskassen  geschädigt 
werden  (Antrag  Major  Evans-Gordons',  vgl.  Bulletin,  S.  197,  331,  5(i5). 
Es  wird  demnach  straffällig  ein  Unternehmer,  der  bei  Anstellungen  die 
Bedingung  stellt,  dass  ein  Arbeiter  aus  der  freien  Hilfskasse,  der  er  an- 
gehörte, austrete,  oder  ausschliesslich  Mitglied  seiner  Betriebshilfskasse 
sein  dürfe.  Der  Beitrittszwang  ist  nur  dann  gestattet,  wenn  der  Unter- 
nehmer die  Betriebshilfskasse  oder  den  Sparfond  registrieren  lässt  und 
nachzuweisen  vermag,  das  sie  dem  Arbeiter  auch  durch  Unternehmerbei- 
träge beträchtliche  Vorteile  gewährt,  dass  sie  permanenten  Charakter  hat, 
dass  durch  Austritt  des  Arbeiters  aus  dem  Unternehmen  die  Mitgliedschaft 
nicht  erlöschen  muss,  sondern  dass  nach  seiner  Wahl  es  diesem  ferner  frei- 
steht. Mitglied  zu  bleiben  oder  seinen  Anteil  nach  versicherungstechnischer 
Berechnung  einzufordern ;  dass  endlich  mindestens  drei  Viertel  der  Arbeiter 
die  Betriebskasse  oder  den  Sparfond  wünschen.  Das  Reglement  für  den 
Registerführer  enthält  die  Vorschrift,  von  den  Statuten  neben  den  üblichen, 
auf  die  Organisation  bezüglichen  Bestimmungen  behufs  Registrierung  zu 
verlangen :  Sonderung  der  Betriebskassenführung  von  jener  der  anderen 
geschäftlichen  Fonds;  fünfjährige  Bilanzen ;  jederzeitige  Einsichtnahme  der 
Mitglieder  in  die  Bücher  der  Kasse:  freiwillige  Auflösung  der  Kasse  auf 
Verlangen  von  vier  Fünfteln  der  Mitglieder  und  jedes  nicht  befriedigten 
Anspruchsberechtigten.  Auf  Antrag  von  oinom  Fünftel  der  Kassenmit- 
glieder,  von  100  Mitgliedern  bei  oiner  Mitgliederzahl  von  100(1— 10  OOO, 
und  von  500  Mitgliedern  bei  mehr  als  10 (im  Mitgliedern,  kann  der  Re- 
gisterführer die  Gebahrung  der  Kasse  einer  Prüfung  unterwerfen  oder  ihre 
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Liquidation  herbeiführen.  —  In  British  Columbia  ist  durch  Novelle  zum 
Arbeits-  und  Dienst  Vertragsgesetz  vom  21.  Juni  1902  bestimmt  worden, 
dass  in  Gemeinden  von  über  3000  Einwohnern  und  in  Betrieben,  die  30 
oder  mehr  Angestellte  aufweisen,  von  diesen  das  schriftliche  Verlangen 
auf  Lohnabzug  für  ärztliche  Behandlung  bei  freier  Aerztewahl  durch  die 
Arbeiter  gestellt  werden  kann.  Bei  Weigerung  dos  Arbeitgebers  kann  in 
Summarverfahren  auf  Busse  (bis  50  Dollars)  erkannt  werden. 

fi.  Arbeitsnachweis.  Durch  das  britische  Arbeitsbureaugesetz 
vom  22.  Juni  15*02  ist  für  London  jedem  der  Municipalgemeiuderäte  die 
Möglichkeit  gegeben ,  aus  der  allgemeinen  Gemeindesteuer  Arbeitsnach- 
weise zu  errichten  (vgl.  Bulletin,  8.  197,  565).  In  British  Columbia 
sind  durch  ein  Gesetz  vom  21.  Juni  1002  Geschäftsleute,  deren  Agenten 
oder  Vertreter,  welche  durch  unwahre  Angaben  über  Arbeitsverhältnisse. 
Löhne  und  Strikes,  Arbeiter  anlocken  oder  fernhalten,  für  schadenersatz- 
pflichtig erklärt  worden. 

7.  Einwanderung.  Das  Einwanderungsgesetz  von  Britisch 
Columbia  vom  21.  Juni  1901  ergänzt  die  oben  unter  3.  getroffenen  Be- 
stimmungen gegen  asiatische  Arbeit  durch  das  Verbot,  der  Einwanderung 
von  Personen,  die  nicht  eine  europäische  Sprache  beherrschen;  sie  sind 
ferner  von  Konzessionen,  Grunderwerb,  Freischürfen  und  Wahlrecht  aus- 
geschlossen. 

8.  Werkstatthygiene  und  Unfallverhütung.  In  Frank- 
reich sind  durch  Vorordnung  vom  0.  August  1902,  Art  4  Abs.  1  und 
Art.  14  der  Verordnung  vom  lo.  März  1894  abgeändert  worden.  Art.  4 
Abs.  1  verlangte  in  der  früheren  Fassung,  dass  in  allen  Fabriken  und 
Werkstätten  die  Abtritte  mit  Becken  und  Wasserbrause  versehen  seien. 
In  der  neuen  Fassung  wird  lediglich  deren  geruchlose  Installation  verlangt. 
Art.  14,  der  die  Verschalung  gefährlicher  Maschinenteile  vorschreibt,  erhält 
einen  neuen  Absatz  3:  für  Werkzeugmaschinen,  Spinnstühle  etc.  wird  die 
Möglichkeit  der  Ausrückung  obligatorisch  eingeführt. 

9.  Wohnungsfürsorge.  In  Hosson  wird  für  die  Errichtung 
von  Häusern  für  Minderbemittelte,  bei  welcheu  nach  ihrer  Raumeinteilung 
die  Abgabe  von  Wohnungen  mit  nicht  mehr  als  3  Zimmern  nebst  Küche 
und  Zubehör  als  Kegel  vorgesehen  ist,  durch  Gesetz  vom  7.  August  1902 
ein  bevorzugter  Baukredit  den  Gemeinden  und  Baugenossenschaften  gewährt. 
An  die  ersteren  kann  aus  der  Landeskreditkas.se  ein  Darlehen  im  Gesamt- 
betrage, an  die  letzteren  in  der  Höhe  von  fl/10  der  Kosten  des  Bau- 
grundes und  der  Bauausführung  gewährt  werden.  Die  Gemeinden  erhalten 
ferner  das  Enteignungsrecht  zur  Herstellung  von  Wohnungen  für  Minder- 
bemittelte solchen  Hausbesitzern  gegenüber,  deren  Mieter  aus  sanitarischen 
Gründen  ausgewiesen  wurden,  und  welche  dem  Auftrage  des  Umbaues 
oder  der  Demolierung  nicht  entsprochen  haben.  Zur  Durchführung  des 
Gesetzes  wird  eine  Landeswohnungsinspektion  geschaffen.  Alle  Verhand- 
lungen und  Kreditaufnahmen  behufs  Erbauung  solcher  Wohnungen  sind 
Stempel-  und  gebührenfrei:  zur  Erledigung  dieser  Angelegenheit  sind  die 
Behörden  zu  möglichster  Beschleunigung  beauftragt.  —  Am  22.  Juli  1902 
hat  ferner  Lübeck  ein  Wohnungsgesetz  veröffentlicht,  durch  welches 
eine  besondero  Behörde  für  Wohnungspflege  eingesetzt  wird,  welche  für 
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Einhaltung  der  hygienischen  Bedingungen,  insbesondere  des  Minimal- 
luftraumes (15  cbm  auf  jeden  Bewohner,  Kinder  von  1  Jahre  bis  Ende 
des  schulpflichtigen  Alters  7,5  cbm,  in  Schlafräumen  10  und  5  cbm)  zu 
sorgen,  eventuell  auf  Räumung  derselben  zu  dringen  hat. 

II.  Bernflioher  Arbeiterachuts.  I.Bergbau.  In  Grossbritannien 
darf  gemäss  Art.  54  des  Factory  and  Workshop  Act  1901  unter  bestimmten 
gesetzlich  festgelegten  Bedingungen  für  gewisse  Industrien  die  Nachtarbeit 
für  männliche  Jugendliche  gestattet  werden.  Die  Verordnung  vom 
22.  August  11)02  erteilt  diese  Ausnahniebefugnis  den  mit  Blei-  und  Zink- 
gruben verbundenen  Spurwerken  für  die  darin  beschäftigten  Jugendlichen 
im  Alter  von  über  IG  Jahren.  —  In  British  Columbia  ist  durch  zwei 
vom  21.  Juni  1902  datierte  Gesetze  der  Coal  Mines  Regulation  Act  1897 
nach  zwei  Seiten  hin  ergänzt  worden:  auf  schriftliches  Krauchen  der 
Majorität  der  Bergarbeiter  soll  der  von  den  Borgarbeitern  angestellte 
VVagemeister  direkt  aus  der  Lohnkiisse  des  Bergwerkes  entlohnt  werden; 
die  Bergwerksverwaltung  hat  das  Recht,  von  den  den  Grubenarbeitern  zu- 
kommenden Löhnen  zeitweilig  und  pro  rata  einen  zur  Entlohnung  des 
Wägemeisters  hinreichenden  Betrag  zurückzubehalten.  Es  wurde  zweitens 
der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  kein  Chinese,  Japaner,  wie  überhaupt  keine 
der  englischen  Sprache  nicht  mächtige  Person  bestimmte  verantwortungs- 
volle oder  Vertrauensposten  in  einem  dem  Berggesetze  unterstehenden  Be- 
triebe bekleiden  darf. 

2.  Chemische  und  gefährliche  Industrien.  In  Belgien 
wurden  das  Trocknen  der  Zapfen  harziger  Bäume  durch  Trockenöfen,  die 
Fabrikation  von  Baryumschwefel,  die  Fabrikation  von  Baryumsalzen  durch 
Einwirkung  von  Säuren  auf  Schwefel,  durch  zwei  königliche  Erlasse  vom 
22.  Juli  und  )>.  September  19<)2  in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen,  ge- 
sundheitsschädlichen oder  lästigen  Betriebe  aufgenommen.  In  Gross  - 
britannien  erfloss  unter  dem  12.  August  1902  eine  auf  Grund  des 
Art.  79  der  Factory  and  Workshop  Act  1901  erlassene  Verordnung  des 
Staatssekretärs,  die  Bestimmungen  werkstättenhygienischer  und  feuer- 
polizeilicher Natur  zum  Schutze  der  Arbeiter  enthält,  welche  bei  der  Her- 
stellung von  Filzhüten  beschäftigt  sind,  sofern  daboi  entzündliche  Lösungen 
verwendet  werden. 

3.  Textilindustrie,  Bürsten-  und  Pinselerzeugung.  Die 
auf  Grund  des  §  139a  der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich 
erlassene  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  29.  April  1892  be- 
treifend die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Hechelräumen  und 
dergl.,  deren  Giltigkeitsdauer  mit  dem  1.  Oktober  1902  ablief,  wurde  durch 
die  Bekanntmachung  vom  24.  Juni  1902  unverändert  für  die  Dauer  von 
9  Monaten  bis  zum  1.  Juli  1903  verlängert.  —  Die  Bekanntmachung  des 
Bundesrats  vom  22.  Oktober  1902,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
der  Rosshaarspinnereien,  Haar-  und  Bürstenzurichtereien  sowie  der  Bürsten- 
und  Pinselmachereien,  die  mit  dem  I.Januar  1903  an  Stelle  der  Bekannt- 
machung vom  28.  Januar  1899  in  Kraft  tritt,  bedeutet  gegenüber  der 
früheren  Verordnung  eine  Verschärfung  und  Erweiterung  des  Schutzes 
gegen  die  Milzbrandgefahr  (im  Abdruck  des  Textes  der  Bekanntmachung 
in  diesem  Bulletin,  S.  499  ff.  sind  die  gegenüber  dem  früheren  Texte  ab- 
weichenden sowie  die  neu  hinzutretenden  Bestimmungen  durch  besondere 
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Typen  kenntlich  gemacht}.  Bisher  waren  nur  die  aus  dem  Auslände 
stammenden  Haare  und  Borsten  von  Pferden,  Rindern  und  Schweinen 
dem  Desinfektionszwange  unterworfen.  Da  jedoch  durch  die  Gewerbe- 
inspektion und  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  ermittelt  wurde,  dass  einige 
von  den  vorgekommenen  Milzbranderkrankungen  durch  ausländisches  Ziegen- 
haar veranlasst  worden  seien,  hat  der  Bundesrat  nunmehr  aurh  das  aus- 
ländische Ziegenhaar  für  desinfektionspflichtig  erklärt.  Ferner  haben  sich 
die  Vorschriften  über  Aufbewahrung  des  desinfektionspfliehtigen  Materials 
als  unzulänglich  erwiesen.  Während  bisher  das  gesamte  Material  inner- 
halb der  zu  seiner  Bearbeitung  bestimmten  Bäume  in  verschlossenen  Be- 
hältern aufbewahrt  werden  durfte,  wird  durch  §  9  der  neuen  Verordnung 
angeordnet,  dass  das  ausländische  nichtdesinfizierte  Material  in  besonderen, 
unter  Verschluss  zu  haltenden  Bäumen  aufzubewahren  sei.  Neu  ist  ferner 
die  Voi-schrift,  dass  diese  Aufbewahrungsräume  besondere  Zugänge  und 
Treppen  haben  müssen,  auf  denen  das  desinfektionspflichtige  Material 
hineinbefördert  wird.  Diese  Zugänge  und  Treppen  dürfen  von  den  mit 
der  Bearbeitung  desinfizierten  oder  inländischen  Materials  beschäftigten 
Arbeitern  nicht  benutzt  werden,  auch  darf  desinfiziertes  oder  inländisches 
Material  darauf  nicht  befördert  weiden.  Das  in  §  (>  ausgesprochene  Ver- 
bot, zu  der  notwendigen  Behandlung  und  Bearbeitung  nicht  desinfizierten 
Materials  vor  der  Desinfektion  sowie  zur  Ausführung  der  Desinfektion 
jugendliche  Arbeiter  zu  verwenden,  bisher  nur  für  Fabriken  bestehend,  soll 
fortan  auch  für  Werkstätten  gelten.  Nur  für  grössere  Betriebe  mit 
mindestens  10  Arbeitern  galt  bisher  endlich  die  Vorschrift,  dass  die  vor 
der  Desinfektion  erforderlichen  Verrichtungen  und  die  Bearbeitung  nicht 
desinfizierten  Materials  in  besonderen,  von  den  Arbeitsräumen  getrennten 
Räumen  stattfinden  müssen.  Diese  Vorschrift  ist  nunmehr  in  den  für  alle 
Betriebe  geltenden  Teil  der  Bestimmungen  übernommen  und  dahin  er- 
weitert wordon,  dass  die  bezeichneten  Arboiten  sowie  die  Ausführung  der 
Desinfektion  nicht  in  Räumen  vorgenommen  werden  dürfen,  in  denen  des- 
infiziertes oder  inländisches  Material  aufbewahrt  oder  bearbeitet  wird. 
(Im  Königreich  P reussen  steht  bisher  noch  in  Kraft  der  zur  Bekannt- 
machung vom  '28.  Januar  185  »9  veröffentlichte  Ministorialerlass  nebst  Aus- 
führungsanweisung  vom  lf?.  Juni  18!>!)  [Min.-Bl.  S.  115],  der  in  Ziffer  1. 
4  und  8  der  Anweisung  durch  den  Ministorialerlass  vom  15.  Januar  15«  »1 
[Min.-Bl.  8.  WH]  ergänzt  wurde,  i 

4.  Baugewerbe.  Zur  Durchführung  der  Gesetze  vom  2.  No- 
vember 1892  und  im  Anschluss  an  die  Verordnung  vom  4.  Juli  1902 
richtete  das  französische  Handelsministerium  unter  dem  3.  August  UH>2 
einon  Cirkularerlaß  an  die  Geworbeaufsichtsbeamteu,  im  welchem  die  Er- 
teilung der  Ueberzeitbewilligungen  an  die  auf  Bauplätzen  beschäftigten 
Maurer  und  Dachdecker  einer  neuerlichen  Regelung  unterzogen  wird.  Mit 
Rücksicht,  auf  die  grosse  Abhängigkeit  dieser  Arbeiten  von  den  Witterungs- 
verhältnissen wird  die  Zahl  der  Tage,  an  welchen  die  Maurer  und  Dach- 
flecker  12  Stunden  arbeiten  dürfen,  von  b'O  auf  90  im  Jahre  erhöht. 
Ausnahmen  über  dieses  Maximum  hinaus  dürfen  nur  im  Einverständnis 
mit  dem  Ministerium  gewährt  werden.  Die  gleichen  Bestimmungen  sollen 
auch  für  die  in  Ziegeleien  beschäftigten  Arbeiter  massgebend  sein.  Bisher 
hatten  das  Baugewerbe  und  die  Ziegeleiindustrie  keine  weiteren  Aus- 
nahmen genossen  als  die  für  die  Saisonindustrien  im  Art.  7  des  Gesetzes 
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vom  2.  November  189*2,  die  zuletzt  durch  die  Verordnung  vom  4.  Juli  1!M>2 
vorgesehenen.  Im  Anschlüsse  an  die  gleichartigen  Massnahmen  aller 
anderen  Ministerien  i'vgl.  Bulletin,  S.  VI.  XXXIV  und  2 H/25 »i  hat  unter 
dem  21.  August  1902  der  französische  Marineministor  das  Verbot  der 
Verwendung  von  Blei  weiss  bei  allen  auf  Rechnung  der  Marineverwaltung 
ausgeführten  Anstreicherarbeiten  erlassen ;  der  gleiche  Erlass  enthält  auch 
das  Verbot  des  Ankaufes  gepulverten  Schweinfurtergrüns  für  Rechnung 
der  Marineverwaltung. 

5.  Hau  d  elsjje  werbe.  In  W  e  s  t  a  u  s  t r  a  1  i  e  n  wurde  durch  Gesetz 
vom  19.  Februar  15*02  für  alle  offenen  Ladengeschafte  mit  Einsohluss  der 
Barbierst  üben  die  normale  Arbeitsdauor  auf  52  Stunden  beschrankt.  Die 
Geschäfte  sollen  in  der  Hegel  nicht  vor  H  Uhr  morgens  geöffnet  werden 
und  an  4  Tagen  in  der  Woche  um  ♦>  Uhr  abends,  an  einem  Tage  um 
H>  Uhr  abends,  an  einem  anderen  um  1  Uhr  nachmittags  geschlossen 
werden.  Die  Ruhezeit  der  Ladengehilfen  beginnt  spätestens  Stunde 
nach  dem  gesetzlichen  Ladenschlüsse:  zur  Sicherung  dieser  Ruhe- 
zeit, ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  der  von  der  Ladeninspektion 
konstatierte  Aufenthalt  eines  Gehilfen  in  einem  Laden  als  genügender 
Beweis  dafür  gelten  soll,  dass  der  Gehilfe  zu  dieser  Zeit  im  Laden  be- 
schäftigt war.  Ausnahmsweise  dürfen  Ladengehilfen  an  höchstens  12  Tagen 
im  Laufe  eines  halben  Jahres  um  3  Stunden  täglich  langer  beschilf  t  igt 
weiden,  doch  dürfen  diese  Ausnahmen  nicht  an  den  Tagen  des  Einuhr- 
und  des  Xehnuhr-Ladensehlusses  statttiuden.  Den  Gehilfen  einer  Reihe 
der  dem  Gesetze  nicht  unterstellten  Ladengeschäfte  i  Apotheken,  Gast- 
und  Schank wirtschaften,  Esswarengeschäften  etc.,  vgl.  Anhang  I,  S.  54<>- 
wird  das  Hecht  auf  einen  Ruhetag  gegeben.  Im  Anschluss  an  die 
Bestimmungen  über  Ladenschluss  regelt  das  Gesetz  die  Ruhepausen 
der  männlichen  Ladengehilfen  sowie  die  Beschäftigung  weiblicher  und 
jugendlicher  Personen  im  Handelsgewerbe  und  zwar  im  wesentlichen  im 
Anschlüsse  an  das  s  ü  d  a  u  s  t  r  a  1  i  s  c  he  Frühladenschlussgesetz  i  vgl.  dieses 
Bulletin,  S.  \VT  und  2H|i.  Während  aber  in  S  ü  d  a  u  s  t  r  a  I  i  e  n  für  die 
/.  iei/.t  genannte  Kategorie  die  effektive  Arbeitsdauer  im  Maximum  wöchent- 
lich nicht  mehr  als  f>2  Stunden,  und  zwar  in  der  Regel  täglich  9  und  nur 
au  einem  Tage:  der  Woche  11  Stunden  betragen  und  die  ausnahmsweise 
Verlängerung  auf  12  Stunden  nur  vom  Minister  und  für  nicht  mehr  als 
lO  Tage  gestattet  werden  darf,  beträgt  in  W  e  s  t  a  u  s  t  r  a  1  i  e  n  die  wöchent- 
liche  Arbeitsdauer  "»3  Stunden,  und  zwar  in  der  Regel  !»,  an  einem  Tage 
«ler  Woche  aber  12  Stunden. 

III.  Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkeiten.    In  W  e  s  t  a  u  s  t  r  a  1  i  e  n 

ist  am  19.  Februar  15*<»2  ein  Gesetz  betreffend  Einigungsämter  und  Schieds- 
gerichte in  gewerblichen  Lohnstreitigkeiten  er  Kossen.  Das  Gesetz  ist  im 
wesentlichen  jenem  von  Neuseeland  von  15*00  und  1!M»1  nachgebildet 
''  vgl.  Bulletin,  S.  XL  Annuaire  de  la  legislation  du  travail  für  I ! M  >  1 . 
Bruxelles  1902,  ]).  3111).  Wie  dieses  sieht  es  die  Registrierung  von  Unter- 
nehmerverbänden, Gewerkvereinen  und  deren  Verbänden  als  Indusfrial 
Unions  und  Industrial  Associations  sowie  ihrer  Kollektivverträge,  die  Ein- 
setzungen von  Boards  of  Conciliation  und  eines  Court  of  Arbitration  als 
Appellinstanz  vor.  Wie  in  Neuseeland  Art.  100  des  Gesetzes  von 
1900   und   Art.  19   des   Gesetzes    von    1901  i    besteht   in  Westaustralien 


Digitized  by  Google 


-  lii  - 


Strikeverbot  (Maximalstrafe  50  L.,  Art.  98)  für  die  Dauer  der  Anhängig- 
keit  der  Differenzen.  Neu  sind  die  Bestimmungen  über  Lohndifferenzen 
von  Staats-  und  Staatseisenbahnarbeitern  (Art.  107 — 109).  Im  Taglohn 
vom  Staate  beschäftigte  Personen  haben  als  Mitglieder  einer  Industrial 
Union  den  Minister  ihres  Departements  als  Unternehmer  im  Sinne  des 
Gesetzes  zu  betrachten ;  die  bestehende  Westaustralische  Eisenbahnarbeiter- 
gewerkschaft  sowie  jede  besondere  Vereinigung  von  Staatseisenbahn- 
arbeitern kann  sich  als  Industrial  Union  registrieren  lassen.  Der  Minister 
kann  mit  einer  solchen  Union  Kollektivverträge  abseid icssen.  Entstehen 
Lohndifferenzen,  so  ist  ihre  Schlichtung  durch  Gesuch  der  Union  bei  dem 
Schiedsgerichte  (nie  beim  Einigungsamte)  einzuleiten  und  von  diesem  nach 
Benachrichtigung  des  Ministers  zu  entscheiden. 

IV.  Gewerbeaufsicht.  Durch  ein  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  22.  März  1893  erlassenes  Kreis- 
schreiben an  die  Kantonsregierungen  legte  der  schweizerische  Bundes- 
rat diesen  die  Verpflichtung  auf,  sämtliche  Endurteile  der  kantonalen  Ge- 
richte, Strafbescheide  kantonaler  Verwaltungsbehörden  und  ablehnenden 
Entscheide  der  letztinstanzlichen  kantonalen  Ueberweisungsbehörden  sofort 
nach  deren  Erlass  dem  eidgenössischen  Fabrikinspektor  zuzustellen,  der 
innerhalb  5  Tagen  beim  Bundesrate  den  Antrag  auf  Erhebung  der  Kas- 
sationsbeschwerde beim  Bundesgericht  stellen  kann.  Diese  Bestimmung, 
die  gleichzeitig  mit  dem  Erlass  des  Kreisschreibens  und  für  die  Dauer 
von  4  Jahren  in  Kraft  getreten  ist,  hebt  die  bisher  in  Geltung  bestehenden 
Bestimmungen  des  Kreisschreibens  des  Bundesrates  vom  1.  August  1893 
(Bundesblatt  1893  II,  S.  897)  auf:  dieses  letztere  hatte  denselben  Vor- 
gang lediglich  zum  Zwocke  der  Berichterstattung  durch  die  Inspektoren 
verfügt,  ohne  daran  verwaltungsrechtliche  Folgen  zu  knüpfen. 

V.  Arbeitsämter  und  Enqueten.  1.  Arbeitsämter.  In  Italien 
ist  durch  ein  Gesetz  vom  29.  Juli  1902  für  die  Errichtung  eines  Arbeits- 
amtes im  Schosse  des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Handel  und  Industrie 
Vorsorge  getroffen  worden.  Schon  durch  königliches  Dekret  vom  25.  No- 
vember 1869  war  zwar  unter  dem  Ministerium  Minghetti  eine  beratende 
Kommission  für  Hilfskassen-,  Genossenschaftswesen  und  Arbeit  errichtet 
worden.  Seit  Erlass  der  Arbeiterschutz-  und  Versicherungsgesetzgebung 
hat  jedoch  in  Italien  das  gesteigerte  Bedürfnis  nach  zuverlässiger  Er- 
fassung der  Arbeiterverhältnisse  zu  parlamentarischen  Initiativanträgen 
auf  Errichtung  eines  italienischen  Arbeitsamtes  geführt,  welche  am  26.  Mai 
1891  vom  Abgeordneten  Pugliesi  und  am  26.  Januar  1892  vom  Abgeord- 
neten Guelpa  eingereicht  wurden ;  es  erfolgten  sodann  von  Seiten  des 
Consiglio  della  providenza  anlässlich  der  Vorberatung  des  Unfall  Versiche- 
rungsgesetzes am  31.  März  1897  und  bei  dessen  Debatte  in  der  Kammer 
am  10.  März  1898  Tagesordnungen,  welche  die  Regierung  aufforderten, 
ein  solches  Amt  zu  errichten.  Es  legten  sodann  in  den  Kammersitzungen 
vom  29.  April  und  23.  November  1899  die  Abg.  Colajanni  und  Pantano 
Initiativanträge  vor.  Der  im  Oktober  1900  zu  Reggio  d'Emilia  tagende 
Kongress  der  Arbeiterkammern  beschloss  eine  intensive  Agitation  für  die 
Errichtung  eines  Arbeitsamtes  zu  entwickeln.  Am  8.  Juni  1901  wurden  von 
der  Regierung  und  gleichzeitig  von   den  Abg.  Colajanni  und  Pantano 


Digitized  by  Google 


LIII  - 


motivierte  Vorlagen  der  Kammer  vorgelegt.  Ueber  die  weiteren  parla- 
mentarischen Vorgänge  (Kammersitzungen  vom  5.  und  6.  Dez.  1901,  Senat 
14.  und  1 5.  Jan.  1902)  vergl.  „Bulletin'4  S.  101,  197—198.  Mit  geringen 
vom  Senate  am  21.  April  1902  beschlossenen  Aenderungen  wurde  der 
Entwurf  am  22.  Mai  der  Kammer  vorgelegt  und  genehmigt. 

Das  im  wesentlichen  dem  Regierungsentwurfe  folgende  Gesetz  schafft 
zwei  neue  Institute,  das  Ufficio  del  lavoro  und  das  Consiglio  superiore  del 
lavnro;  beide  sind  dem  Ackerbau-,  Handels-  und  Industrioministeritun  ein- 
gegliedert. Der  Wunsch  des  Kongresses  von  Reggio  d'Emilia,  ein  von 
jedem  Ministerium  unabhängiges  Organ  zu  schaffen,  war  auch  von  den 
Initianten  im  Hinblick  auf  die  Grundsätze  der  parlamentarischen  Verant- 
wortlichkeit fallen  gelassen  worden.  Als  Aufgaben  des  Arbeitsamtes  be- 
zeichnet das  Gesetz:  1.  die  Sammlung,  Zusammenstellung  und  Veröffent- 
lichung über  die  Arbeits-  und  Produktionsverhältnisse  in  Italien,  sowie 
(nach  dem  Antrage  Cabrini)  in  jenen  Staaten  des  Auslandes,  nach  welchen 
sich  die  Auswanderung  vorwiegend  wendet ;  2.  Sammlung  und  Verbreitung 
von  Kenntnissen  über  die  soziale  Gesetzgebung  und  Fürsorge  im  Auslande 
im  Hinblick  auf  die  nationale  Sozialgesetzgebung;  3.  die  Durchführung 
von  Arbeiten  und  Erhebungen,  die  dem  Arbeitsamte  von  der  Regierung 
oder  aus  eigener  Initative  oder  auf  Vorschlag  des  oberen  Arbeitsrates 
überwiesen  werden  (Art.  I  i.  Der  Direktor  des  Arbeitsamtes  ist  Mitglied 
der  Auswanderungskommission  und  des  Verwaltungsrates  der  nationalen 
Arbeiter-Alters-  und  Versicherungskasse  (Art.  3).  Das  Arbeitsamt  wird 
ein  allmonatlich  erscheinendes  Bulletin,  sowie  Monographien  veröffentlichen, 
sie  zum  Druckkostenpreise  an  das  Publikum,  sowie  (nach  Antrag  Cabrini 
und  di  Scalea)  unentgeltlich  an  die  darum  ersuchenden  Arbeiterorgani- 
sationen abgeben  i  Art.  8i.  Für  alle  Lokalbehorden,  juristischen  Personen 
und  Wirtschaftsverbände  bosteht  Auskunftszwang  bei  Strafe  von  5— öO 
Lire  und  Portofreiheit  für  Mitteilungen  an  das  Arbeitsamt  (Art.  9,  10». 
An  das  Arbeitsamt  werden  im  Verordnungswege  alle  auf  die  Arbeit, 
die  soziale  Fürsorge  und  Versicherung  bezüglichen  Dienstzweige  ange- 
gliedert. Ein  Teil  der  Mitglieder  des  Arbeitsamtos  wird  den  Reihen 
der  Nationalökonomen  und  Statistiker  von  Beruf  int  Woge  der  Kon- 
kurronzausschreibuug  entnommen  (Art.  11.  13).  Der  oberste  Arbeitsrat 
hat  Vorschläge  zum  Ausbau  der  sozialen  Gesetzgebung  zu  erstatten.  Ge- 
setzentwürfe zu  begutachten,  Erhebungen  des  Arbeitsamtes  in  Vorschlag 
zu  bringen  (Art.  4).  Er  besteht  :  aus  dem  Ackerbau-  und  Handelsminister 
als  Vorsitzendem,  sieben  Vorständen  der  einschlägigen  Departemente, 
'22  gewählten  Mitgliedern  i  je  drei  Deputierte  und  Senatoren,  je  vier  Mit- 
glieder der  Handels-  und  Landwirtsehaftskammern,  je  drei  Delegierten  ' 
der  Hilfskassen-  und  Genossenschaftsvorbände,  zwei  Delegierten  der  Volks- 
banken i  14  ernannten  Mitgliedern  (darunter  7  aus  Arbeiter-,  5  aus  Unter- 
nehmer-, 2  aus  wissenschaftlichen  Kreisen,  Art.  2).  Die  Vorbereitung  der 
Arbeiten  des  obersten  Arbeitsrates  besorgt  ein  neungliedriger  Pennaneuz- 
ausschuss,  der  zu  einein  Drittel  aus  Arbeitervertretern  besteht.  Die 
Mitglieder  dieser  Körperschaften  beziehen  Reise-  und  Aulenthaltsdiäten. 

2.  Enqueten.  Unter  dem  14.  August  d.  J.  sind  im  Deutschen 
Reiche  die  Bundesregierungen  vom  Reichsamt  des  Innern  um  eine 
Aeusserung  darüber  ersucht  worden,  wie  sich  die  Verhältnisse  des  Arheits- 
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marktes  zur  Zeit  gestaltet  haben,  ob  und  in  welcher  Industrie  Arbeiter- 
entlassungen stattgefunden  haben  oder  Feiertage  oder  Kürzungen  der 
Arbeitszeit  eingeführt  sind  und  ob  eine  Zunahme  oder  Abnahme  der 
Arbeitslosigkeit  für  den  kommenden  Winter  im  Vergleich  zum  Vorjahre 
zu  gewärtigen  sei.  Zugleich  ist  um  Mitteilung  darüber  gebeten  worden, 
wie  weit  in  günstigerer  Lage  befindliche  Industrien  im  stände  sein 
würden,  den  aus  anderen  wegen  Arbeitsmangel  ausscheidenden  Arbeitern 
etwa  Beschäftigung  zu  gewähren. 
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Fortschritte  des  Arbeiterschutzes. 

1.  Allgemeiner  Arbeiterechutz.  I.  Schutz  der  Kinder  und 
jugendlichen  Arbeiter.  In  Maryland  ist  das  Zulassungsalter  der 
Kinder  in  Fabriken  (Ges.  vom  11.  April  1902)  von  12  (§  317,  Ges.  von 
1894,  Labor  Laws  ot'  the  U.  St.  rev.  ed.,  p.  424)  auf  14  Jahre  erhöht 
worden.  Doch  werden  hievon  neue  Ausnahmen  statuiert :  für  Fabriken 
gelöteter  Waren;  für  Kinder,  die  für  den  Selbstunterhalt  oder  jenen  der 
Muttor,  des  gebrechlichen  Vaters  hierauf  angewiesen  sind;  ferner  für  19 
(1894  noch  10)  Grafschaften.  In  Ohio  ist  das  schon  durch  Gesetz  vom 
25.  April  1 891  (Labor  Laws  of  the  U.  St.,  p.  51»)  )  für  gewerbliche  Betriebe 
aufgestellte  Zulassungsalter  von  14  Jahren  durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1902 
auf  Handelsbetriebe  oder  andere  Geschäfte  erweitert  worden.  Die  frühere 
Erlaubnis  der  Erwerbstiltigkeit  12  14-jähriger  Kinder  in  der  schulfreien 
Zeit  bleibt  aufrecht:  die  frühere  Grenze  dieser  Erwerbstätigkeit  1 8  Stunden, 
Entscheidung  des  Inspektors  über  Zulässigkeit  i  fällt  weg.  Dagegen  ist 
neu  das  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Knaben  unter  16  Jahren  und  Mild- 
chen unter  18  Jahren  (7  Uhr  abends  bis  »;  Uhr  morgens)  und  die  Ver- 
kürzung der  gesetzlichen  wöchentlichen  Maxiinalai beitszeit  von  00  auf  55 
Stunden,  exklusive  einer  halbstündigen  MahJzeitpause. 

2.  Lehrlingsschutz.  In  Nousüdwales  ist  die  Gesetzgebung 
über  Lehrlingswesen  durch  Gosetz  vom  5.  November  1901  kodifiziert 
worden.  Die  Hauptbestimmungen  sind  :  das  Zulassungsalter  von  14  Jahren, 
die  Normierung  einer  Maximallehrzeit  von  7  Jahren,  das  Aufhören  des 
Lehrlings  Verhältnisses  mit  dem  21.  Lebensjahre  oder  der  Verheiratung, 
die  Einschränkung  der  Verwendung  dos  Lehrlings  zu  persönlichen  Diensten 
auf  wöchentlich  höchstens  48  Stunden.  In  Kussland  ist  durch  Verord- 
nung von  1902  unentgeltlicher  Lehrlingsunterrieht  eingeführt  worden; 
bäuerliche  Absolventen  sind  von  der  Prügelstrafe  befreit. 

3.  Arbeiterinnenschutz.  In  Louisiana  war  durch  ein  Gesetz 
von  18SÜ,  Act  No.  43  (Labor  Laws  of  the  U.  St.,  p  380)  in  Fabriken. 
Warenhäusern  und  sonstigen  gewerblichen  Betrieben  der  zehnstündige 
Maximalarbeitstag  i  die  Sechzigstundenwoche  j  für  Frauen ,  Kinder  und 
Jugendliche  eingeführt  worden.  Das  Gesetz  v<nn  24.  Juli  1902  erweitert 
ihn  nunmehr  auf  Telegraphen-  und  Tolephonbetriebe.  In  Massachusetts 
ist  die  seit  1894  (Section  11,  chap.  508,  Labor  Laws  of  the  U.  St.,  p.  4«M5) 
für  Frauen  und  Minderjährige  eingeführte,  durch  oberstgerichtliche  Urteile 
als  verfassungsmässig  (120  Mass.  383.  Labor  Laws,  p.  1 203;  anerkannte 
10-stündige  Arbeitszeit  vor  Umgehungen  gesichert  worden.    Die  bisherige 
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Gesetzgebung  siclierte  Unternehmern  Straflosigkeit  zu,  in  deren  Betrieben 
ohne  Auftrag  und  trotz  Anschlages  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Arbei- 
terinnen während  der  Mahlzeitpausen  weiterarbeiteten.  Diese  Bestimmung 
fällt  nunmehr  weg. 

4.  Sonntagsruhe.  Das  Gesetz  des  Kantons  Waadt  vom  28.  No- 
vember 11*01  (Bull.  S.  ;31l>)  ist  infolge  Volksabstimmung  am  13.  November 
J  9(1*2  aufgehoben  worden. 

5.  Arbeitszeit  bei  öffentlichen  Arbeiten.  Nach  dem  Vor- 
bilde des  Bundesgesetzes  vom  3.  März  1901  ist  der  Achtstundentag  für 
Arbeiter  der  staatlichen  und  kommunalen  Betriebe  auch  durch  Referendum 
in  Calif ornien  am  7.  November  1902  gesetzlich  eingeführt  worden.  Zu 
der  Einsetzung  einer  Achtstundenklausel  ist  auch  die  Wasserleitungs- 
konimissiou  des  Staates  New  York  ermächtig  worden.  Der  Achtstunden- 
tag ist  ferner  in  Frankreich  durch  Erlass  des  Marineministers  vom 
21.  Oktober  19o2  in  Toulon  für  die  kleine  Hafenkesselschmiede,  in  Lorient 
für  die  Arbeiter  der  Hafenartillerie,  endlich  in  Kussland  in  der  tech- 
nischen Abteilung  der  Militärintendanz  durch  Erlass  vom  13./25.  Sep- 
tember 1902  eingefühlt  worden.  Es  ist  zu  bemerken,  dass  nach  amt- 
lichen Mitteilungen  in  diesen  Werkstätten  fast  ausschliesslich  Wäsche, 
Kleider,  Stiefel  und  verschiedene  kleine  Gegenstände  der  Militärausrüstung 
angefertigt  werden.  Alle  Feuerwaffe]),  Seitengewehre,  ferner  die  Zelte, 
der  Train  u.  s.  w.  worden  teils  auf  Bestellung  in  Privatfabriken,  teils  in 
den  grossen  Kronfabriken  angefertigt.  Auf  diese  erstreckt  der  Erlass  sich 
nicht ;  der  Arbeitstag  beträgt  in  den  russischen  Kronfabriken  schon  längst 
UO/j  Stunden. 

<>.  Heimarbeit.  In  Maryland  ist  durch  Gesetz  vom  27.  März 
1 902  das  Verbot  der  Heimarbeit  ausser  durch  Familienangehörige  für  die 
Kleider-,  Wäseho-  und  Pelzkonfektion  für  Geldbörsen,  Federn,  Kunst- 
blumen ,  Cigarren  und  Oigaretten  ausgesprochen  worden.  Auch  der 
Familienbetrieb  bedarf  behördlicher  Erlaubnis,  die  nach  erfolgter  Inspektion 
der  Arbeitsräume  aus  sanitären  Gründen  verweigert  werden  kann.  Firmen, 
welche  in  Heimarbeit  die  genannten  Gegenstände  verfertigen  lassen  wollen, 
müssen  hierzu  bis  1.  Juli  jedes  Jahres  die  behördliche  Erlaubnis  einholen 
und  ein  Namensverzeichnis  der  Heimarbeiter  beibringen ;  die  Bewilligung 
zur  Heimarbeit  ist  im  Arbeitsraum  auszuhängen.  Die  Inspektion  ist  aus 
Anlass  des  Gesetzes  vermehrt  worden.  Das  Gesetz  geht  vielfach  weiter 
als  jenes  von  Massachusetts,  das  in  den  Bovisod  Laws  eh.  104. 
section  r>f>  die  früheren  Vorschriften  {1891,  357  §  1:  1892,  29tJ  i?  1: 
1893,  21«;  §  1:  1894,  508  §  44;  1898,  150  §  I  i  übernommen  hat.  (Bul- 
letin, S.  038—  «39). 

7.  Lohnkommissionen.  In  Victoria  sind  durch  das  Fabriks- 
und Workstättenerneuerungsgesotz  vom  5.  Dezember  1902  bemerkenswerte 
Aenderungen  in  der  Wirksamkeit  der  Speziallohnämter  erfolgt.  Diese 
Aemter  waren  gemäss  dem  Fabrikgesetz  von  189<5,  sect.  15  zur  Fixierung 
der  Minimallöhue  und  der  Maximalarbeitszeit  ins  Loben  gerufen  worden, 
ihre  Beschlüsse  werden  in  der  Government  Gazette  kundgemacht  und  können 
nur  durch  oberstgerichtlichen  Entscheid  umgestossen  werden.  Solche 
Spezialitmter  waren  durch  das  Gesetz  für  die  Bäckerei,  Schuhmacherei. 
Kleiderkonfektion,  Möbelindustrie,  Wäsche-  und  Unterrockerzeugung  er- 
richtet worden.  Auf  Beschluss  des  Parlaments  wurden  solche  Aemter 
noch  in  32  anderen  Gewerben  eingeführt.    Dio  Mitglieder  dieser  Lohu- 
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ämter  wurden  zur  Hälfte  von  den  Arbeitern,  zur  Hälfte  von  den  Arbeit- 
gebern gewählt,  Nur  das  Lohnamt  für  Möbelindustrie  wurde  völlig  vom 
Gouverneur  ernannt,  um  dessen  Beherrschung  durch  die  Chinesen  zu  ver- 
hüten. Der  Bericht  des  Chefinspektors  für  das  Jahr  1901,  p.  11  erklärt 
die  Behauptungen  der  Presse,  das  Specialboard  -  System  bringe  die 
Löhne  auf  das  Niveau  der  Minimallöhne,  es  nehme  dem  guten  Arbeiter 
den  Anreiz,  seine  Leistung  zu  steigern,  es  mache  andererseits  die  Ver- 
wendung alter  und  gebrechlicher  Leute  unmöglich,  für  unrichtig.  Er  be- 
legt dies  ziffermässig  durch  Vergleich  der  Durchschnittslöhne  mit  den 
Minimallöhnen.  Dennoch  ergaben  sich  schon  1901  seitens  der  Arbeitgeber  in 
einzelnen  Spezialämtern  Widerstande,  die  zu  folgender  Regelung  bis  zum 
31.  Oktober  1903  geführt  haben:  es  sollen  keine  neuen  Spezialäintor  er- 
richtet werden;  nicht  weiter  eingesetzt  werden  sie  im  Wageubau,  Fell- 
handel. Wollwäscherei,  Schaffellgerberei;  die  Lohnbestimmung  für  die 
Verfertigung  von  Konservenbüchsen  wird  dem  Spezialamt  für  Klempnerei 
genommen ;  f>  weitere  Spezialämter  sollen  nur  bei  qualifizierter  Majorität 
Entscheide  treffen  und  kundmachen  dürfen.  Die  Entscheide  dürfen  nicht 
auf  andere  Grafschaften  ausgedehnt  werden. 

8.  Lohnzahlung.  Im  Deutschen  Reiche  ist  auf  Grund  von 
4j  1 14a  der  Gewerbeordnung  der  Lohnbücherzwang  auf  Grund  der  Erhebungen 
der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  auf  die  Betriebe  der  Kleider-  und 
Wäsehekonfektion  durch  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  9.  De- 
zember 190*2  ausgedehnt  worden.  Die  Vorschrift  bezweckt,  durch  Be- 
urkundung der  Lohnberechnung  (auch  des  Naturallohnes)  Klarheit  über 
die  Lohnverhältnisse  zu  schaffen:  sie  gilt  nur  für  Grossproduktion  mag 
dieselbe  in  Fabriken  oder  in  Werkstätten  vor  sich  gehen.  (  Vgl.  ähnliche 
Massregeln  für  die  Heimarbeit  in  Grossbritannien  (Bulletin  III,  37;  XLVI, 
522.;  Denselben  Zweck  verfolgt  das  Gesetz  vom  8.  Mai  1901  von 
Massachusetts  durch  Aushang  der  Lohnsätze  in  Textilfabriken.  Marv- 
land  hat  (Ges.  v.  11.  April  1902)  ein  Truckverbot  erlassen  und  vorge- 
schrieben, dass  die  vollo  Auszahlung  bei  Strafe  von  2<>0  Dollars  für  jeden 
Fall  der  Zuwiderhandlung  nicht  später  als  am  10.  jedes  Monats  zu  er- 
folgen habe.  InAlleghanv  bleibt  es  bei  den  Vorschriften  der  mindestens 
14-tägigen  Löhnung.  In  Nicaragua  trat  Ende  August  1902  das 
Arbeitsgesetz  vom  30.  Juni  19ol  in  Kraft,  welches  verordnete,  dass  jeder 
Arbeiter  im  Alter  von  über  Iß  Jahren,  der  kein  Kapital  von  500  Pesos 
besitzt  und  arbeitslos  angetroffen  werde,  mit  20  Tagen  Gefängnis  be- 
straft und  bei  den  öffentlichen  Arbeiten  beschäftigt  werden  solle,  bis  er 
einen  privaten  Arbeitgeber  findet.  "  Zur  Kontrollo  dient  ein  Arbeitsbuch, 
und  jeder  Arbeitswechsel  ist  beim  Landrichter  einzutragen.  Vorschüsse 
sind  zinsfrei  an  den  Arbeiter  zu  entrichten,  doch  kann  die  Hälfte  des 
Arbeitslohnes  bis  zur  Tilgung  der  Schuld  zurückbehalten  werden.  Arbeiter, 
welche  vor  Tilgung  der  Schuld  die  Arbeit  verlassen,  werden  eingesperrt, 
gebüsst  und  gezwungen,  die  Schuld  abzuarbeiten.  Arbeitgeber,  welche 
Arbeiter  ohne  Arbeitsbuch  verwenden,  werden  mit  200  Pesos  bestraft. 
Das  Gesetz  ist  nach  amtlichen  Mitteilungen  von  Mitte  November  1902 
aufgehoben  und  der  Entwurf  eines  neuen  Gesetzes  in  Beratung  gezogen 
worden. 

9.  Koalitionsrecht.,  Schutz  der  A  r  b  e  i  t  e  r  v  e  r  b  ä  n  d  e  und 
dos  freien  Stimmrechtes.  In  Massachusetts  ist  durch  Gesetz 
vom  8.  Mai  1902  die  schon  durch  Gesetz  von  1893,  eh.  417  zugesagte 
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Freigabe  der  Tage  von  Staatswahlen  für  stimmberechtigte  Arbeiter, 
sowie  in  Geschäften,  die  Sonntags  nicht  schliessen,  von  2  Stunden 
nach  Beginn  des  Wahlaktes  erneuert  und  die  Bestimmung,  dass  der  Ar- 
beiter sich  vorher  an  den  Unternehmer  uin  Urlaubsgewährung  wenden 
müsse,  gestrichen  worden.  Neu  ist  der  Schutz  der  registrierten 
Arbeitervereinsabzeichen  gegen  Missbrauch  durch  Nichtmitglieder, 
der  hier  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  19o2  erfolgt  ist  (ch.  430,  Revised  Laws 
of  Mass.).  In  Frankreich  führten  die  Streiks  der  Hafenarbeiter  zu  einer 
Kundgebung  seitens  der  Justizverwaltung,  welche  erklärte,  dass  die  Ein- 
leitung von  Anklagen  gegen  Streikende  nie  den  Eindruck  der  Erschwerung 
des  Koalitionsrechtes  erwecken  dürfe  (Rundschreiben  vom  23.  Oktober 
1902);  sodann  erinnerte  der  Marineminister  die  Marine-  und  Hafen- 
behörden, dass  es  keiner  weiteren  offiziellen  Anerkennung  der  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  bedürfe,  um  mit  diesen  in  Verkehr  zu  treten; 
alle  gemäss  dem  Syndikatsgesetz  gegründeten  Gewerkvereine  seien  ipso 
jure  offiziell  anerkannt  (Zirkular  vom  25.  Oktober  1902). 

10.  Arbeitsnachweis.  In  Preussen  ist  durch  Ministerialerlass 
vom  18.  November  1902  den  Regierungspräsidenten  die  Ausgestaltung 
der  kommunalen  paritätischen  Nachweise  in  Städten  mit  10000—20000 
Einwohnern  und  deren  Verbindung  mit  den  Facharbeitsnachweisen,  eventuell 
deren  engere  Angliederung  an  den  städtischen  Arbeitsnachweis  nahe- 
gelegt und  Berichterstattung  über  diese  Bemühungen  vorgeschrieben 
worden.  In  Maryland  ist  durch  Gesetz  vom  8.  April  1902  die  Gründung 
eines  freien  staatlichen  Arbeitsnachweises  zur  Abhilfe  gegen  Arbeitslosig- 
keit angeordnet  worden. 

11.  We rks  t  a  1 1 h  y  g i  e n  e  und  Unfallverhütung.  Das  Verbot 
der  Verwendung  jugendlicher  Personen  bei  gefährlichen  Arbeiten  und 
Maschinen,  die  Vorschriften  der  Einfriedung  der  Maschinen  und  Auf- 
stellung von  Absaugevorrichtung  bei  Schleifmaschinen  ist  in  Iowa  durch 
Gesetz  vom  11.  April  1902  erfolgt.  In  Massachusetts  regelte  die 
Sicherung  der  Fabrikaufzüge  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1901,  die  Art  der 
Aufstellung  von  Seifaktoren  Art.  104,  §  42  von  1902.  Ein  Einspruchs- 
recht des  Inspektors  gegen  Reinigung  im  Gange  befindlicher  Maschinen 
und  die  Kompetenz  zur  Verfügung  von  Schutzvorrichtungen  erteilt  ihm 
nunmehr  der  revidierte  Gesetzartikel  104  von  1902,  in  Ohio  das  Gesetz 
vom  29.  April  19(»2. 

12.  G  ef  än  gn  i  s  a  r  b  ei  t.  In  Oesterreich  (Reichsratländer)  sind 
durch  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  20.  Mai  1902  erstens  die 
für  Strafanstalten  geltenden  Bestimmungen  (Justizrainisteriumsverordnung 
vom  12.  April  1885)  auf  die  gerichtlichen  Gefängnisse  ausgedehnt  worden, 
zweitens  die  Strafhausarbeit  in  dem  Sinne  gerogelt  worden,  dass  für 
Privatarbeiten  Sträflinge  nur  bei  Mangel  an  freien  Arbeitern  in  bestimmten 
Arbeitszweigen  und  gegen  einen  dem  ortsüblichen  Tagelohne  möglichst 
gleichkommenden  Lohn  vergeben  werden  sollen. 

EL.  Beruflicher  Arbeiterschuta.  1.  Landarbeiter.  In  Nieder- 
österreich ist  aus  sanitären  Gründen  durch  Statthaltereierlass  vom 
1.  September  1902  auf  Grund  der  1  und  3  des  Reichssanitätsgesetzes 
vom  30.  April  1870  das  Wohnungswesen  der  namentlich  aus  Ungarn  zu- 
gewanderten Feldarbeiter  bei  grösseren  Gutsinhabungen  geregelt  worden. 
Verboten  sind  Massenquartiere  für  Personen  beiderlei  Geschlechts,  das 
Schlafen  in  Etagenbetten  oder  auf  dem  Fussboden :  die  Einhaltung  eines 
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Mindestluft-  und  -flächenraumes,  Sicherstellung  der  Heizbarkeit  im  Winter, 
hinreichenden  Trinkwassers  und  genügender  Abtritte  wird  den  Gemeinde- 
sanitätsbehörden unter  Aufsicht  der  politischen  Behörden  aufgetragen. 
In  Finnland  hat  eine  Regelung  des  Klein-  und  Teilpachtwesens  (der 
landböuder  und  torpare)  durch  Gesetz  vom  11».  Juni  1902  stattgefunden. 
Sobald  die  Bezahlung  des  Pachtzinses  in  der  Form  von  Arbeit  auf  dem 
Boden  des  Verpächters  ausbedungen  wird,  soll  die  Zahl  der  Arbeitstage 
vertragsmässig  bestimmt  oder  doch  so  eingerichtet  werden,  dass  darunter 
tlie  Landwirtschaft  des  Pächters  nicht  leidet.  Die  Gründe  der  Verwirkung 
de»  Pachtrechtes  werden  taxativ  aufgezählt,  die  Vennehrung  dieser  Gründe 
durch  Vertrag  ist  ausgeschlossen.  In  Manitoba  ist  durch  Gesetz  vom 
10.  Februar  1!H>2  den  Landarbeitern  ein  Vorzugsrecht  bei  Einklagung 
rückständiger  Löhne  vor  anderen  Forderungen  und  durch  Gesetz  vom 
1.  März  19«  »2  den  Dreschern  das  Hecht  auf  jederzeitige  Rechnungslegung 
über  die  von  ihnen  verdienten  Löhne  eingeräumt  worden. 

2.  Bergarbeiter.  In  Grossbritannien  sind  durch  die  auf 
Grund  von  Section  6  des  Coal  Mines  Regulation  Act  1806  erlassene  Ver- 
ordnung vom  2<».  Dezember  1002  die  Verordnungen  vom  1.  Oktober  und 
17.  Dezember  10O1,  24.  März,  7.  Juni,  20.  Juli  und  10.  Oktober  1002 
aufgehoben  worden.  Zur  Vorwendung  als  Sprengmatcrial  sind  nur  die 
auf  8.  ßö7  aufgezählten  Stoffe  zu  verwenden.  Die  Verordnung  enthält 
ausführliche  Bestimmungen  über  die  bei  den  Schüssen  anzuwendenden 
Massregeln.  In  Neusüdwales  ist  durch  Gesetz  vom  28.  Dezember  1001 
die  bisher  nur  in  Kohlenbergwerken  gesetzliche  tägliche  achtstündige 
Schicht  (Achtundvierzigstundenwoche)  unter  Tage  auf  alle  anderen  Berg- 
werke ausgedehnt  worden. 

3.  Chemische  und  gefährliche  Industrien.  In  Belgien  ist 
durch  kgl.  Erlass  vom  8.  Oktober  10O2  die  Erzeugung  von  Formol  in  die 
Liste  der  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe  eingereiht  worden. 
Durch  Erlasse  vom  17.  November  1!H>2  ist  ferner  die  Aufsicht  über  die 
Arbeiterhygiene  in  Zündhölzchen-  und  Blei  weiss-  und  Blei- 
prä para  tfabriken  verschärft  worden.  In  den  früheren  Erlassen  (vom 
25.  März  180<»  und  31.  Dezember  1804)  war  nur  die  ärztliche  Unter- 
suchung der  von  Nekrose,  bezw.  Saturnismus  befallenen  Arbeiter  vorge- 
schrieben. Die  Erlasse  vom  17.  November  10O2  schreiben  nunmehr  all- 
monatliche Untersuchungen  durch  einen  Amtsarzt  auf  Kosten  der  Unter- 
nehmer vor.  In  Zündhölzcheufabriken  dürfen  Arbeiter  mit  kariösen  Zähnen 
oder  entzündetem  Zahnfleisch  für  die  Dauer  des  Leidens  nicht  verwendet 
werden.  Ueber  die  Befunde  hat  der  Unternehmer  Register  zu  führen; 
erkrankte  Arbeiter  sind  aus  dem  Betriebe  zu  entfernen.  In  Massa- 
chusetts ist  die  Beschäftigung  von  Personen  unter  18  Jahren  in  ge- 
fährlichen Säurefabriken  (Ges.  vom  20.  März  1901)  verboten  worden. 

4.  Nahrung»-  und  G  e  n  u  s  s  in  i  1 1  e  1  i  n  d  u  s  t  r  i  e  n.  In  den  Nie- 
derlanden kann  das  Verbot  gewerblicher  Nachtarbeit  der  Frauen  (Ar- 
beitsgesetz, Art.  5)  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  10<>2  im 
Verordnungswege  für  einzelne  Gemeinden  in  der  Heringsspeilerei  bei 
höchstens  8-stündiger  Arbeit  innerhalb  24  Stunden,  suspendiert  werden. 

5.  Bauarbeiter.  In  Württemberg  ist  durch  Ministerial- 
verfügung  vom  1*>.  Oktober  1002  die  Durchführung  der  in  der  Bauordnung, 
Art.  19,  §  17  Vollz.- Verfüg.,  sowie  in  der  Schutzverordnung  vom  1.  No- 
vember 1902  aufgestellten  Schutzvorschriften   bei  Bauausführungen  den 
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Baukontrolleuren  und  Bauaufsehern  Uberwiesen  worden.  Etwaige  Ver- 
stösse sind  den  Ortsvorstehern  sofort  zu  melden;  die  Kosten  der  Kontrolle 
tragt  der  Bauunternehmer.  In  Oesterreich  i  Reichsratslander)  ist  zu 
dem  S.  405  veröffentlichten  Gesetze  vom  28.  Juli  1902,  welches  den 
Arbeiterschutz  bei  den  Regiebauten  und  Hilfsanstalten  bei  den  Eisenbahnen 
regelt,  am  10.  Oktober  19U2  ein  Durchführungsorlass  erschienen.  Die  im 
Gesetze  §  32  vorgeschriebene  Begutachtung  der  Arbeitsordnungen  durch  die 
Arbeiter  geschieht  durch  gewählte  Vertrauensmanner  derselben.  Sodann 
erfolgt  Prüfung  und  Genehmigung  durch  die  k.  k.  Generalinspektion.  Der 
Entwurf  einer  Normal-Arbeitsordnung  ist  dem  Erlasse  beigefügt :  er  ent- 
halt u.  a.  die  Bestimmung,  dass  bei  kontinuierlich  betriebenen  Beleuchtungs- 
anstalten einmal  in  der  Woche  eine  18-stündige  Schicht  vorgenommen 
werden  kann,  wenn  andere  Uebergangsschiohten  unmöglich  sind ;  dagegen 
ist  die  Einschiebung  einer  einmaligen  24-stündigen  Schicht  nicht  gestattet. 
Verboten  ist  die  Nacht-  und  Ueberstundenarbeit  der  Lehrlinge. 

G.  Verkehrsarbeiter.  In  der  Schweiz  sind  durch  das  Bundes- 
gesetz betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer 
Verkehrsanstalten  vom  15.  Dezember  1902  die  bisherigen  Gesetze  vom 
27.  Juni  1890  und  22.  Dezember  1892  (betr.  die  Telegraphenverwaltung') 
aufgehoben  worden.  Die  Abänderung  erfolgte  infolge  Petition  des  Zentral- 
komitees des  Verbandes  des  Personals  schweizerischer  Transportanstalten  vom 
15.  Dezember  1895,  welche  gegenüber  der  gesetzlichen  12-stündigen 
die  Zehnstundenschicht,  ferner  Extrabezahlung  von  Ueberstunden,  1-  bis 
2-stündige  Ruhepausen,  52  Ruhetage  zu  je  36  Stunden  (bisher  zu  je 
24  Stunden),  darunter  17  Sonntage  und  8-tägigen  Urlaub,  die  Untersagung 
des  Güterverkehrs  nicht  nur  wie  bisher  an  Sonntagen,  sondern  auch  an 
hohen  Feiertagen  in  der  Hauptsache  verlangten.  Der  Bundesrat  hat 
hierüber  nach  gepflogenen  Erhebungen  in  seiner  Botschaft  an  die  Bundes- 
versammlung vom  11.  März  1898  (Bundesbl.  vom  18.  März  1898,  S.  829) 
einen  motivierten  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  von  der  nationalrätlichen 
Kommission  nach  Einholung  eines  bundesratlichen  Berichtes  (Iber  die 
finanzielle  Tragweite  der  geplanten  Neuregelung  (Bundesbl.  vom  17.  Mai 
1899,  S.  1  ff.)  angenommen  wurde  und  sodann  zur  parlamentarischen 
Beratung  gelangte  (Bulletin,  S.  5(17,  <>90).  Das  Gesetz  kürzt  auf 
11  Stunden  die  bisherige  12-stündige  Arbeitszeit:  unter  besonderen 
Verhältnissen  ist  dem  Bundesrate  weitgehendere  Kürzung  vorbehalten. 
Die  Regelung  der  ununterbrochenen  Arbeitsruhe  entspricht  jener  des 
Gesetzes  von  1890  (10  Stunden  für  das  Lokomotiv-  und  Zugpersonal, 
9  Stunden  oder,  falls  sich  die  Amtswohnung  in  der  Nähe  der  Arbeits- 
stelle beiludet,  8  Stunden  für  das  übrige  Personal!.  Ruhepausen  von 
wenigstens  1  Stunde  sollen  womöglich  am  Wohnorte  zugebracht  werden 
können.  Neu  ist  die  Regelung  der  Dauer  der  Dienstbereitschaft.  Diese 
ist  im  Maximum  für  Schrankenwärterinnen  auf  12,  das  Zugpersonal  auf 
14,  auf  das  übrige  Personal  auf  15  (bei  naher  Amtswohnung  auf  lt>) 
innerhalb  24  Stunden  fixiert.  Die  Regelung  der  Nachtarbeit  ist  in  der 
Weise  erfolgt,  daß  von  1 1  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  keine  Frauen 
außer  bei  Telegraph,  Telephon,  Warte-,  Putzdienst  u.  dgl.  verwendet 
und,  von  den  eigentlichen  Nachtwächtern  abgesehen,  ein  Angestellter 
höchstens  durch  14  Tage  im  Monate  zum  Nachtdienst  angehalten  werden 
darf.  Die  Regelung  der  Ruhetage  ist  dieselbe,  Wie  im  Gesetze  von  1890 
(52  Ruhetage,  wovon  17  Sonntage);  doch  wird  hinzugefügt,  daß  sie,  falls 
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ihnen  nicht  die  8 — 10-stündige  Ruhepause  unmittelbar  oder  kurz  vorher 
vorangegangen,  32  Stunden,  sonst  volle  24  Stunden  umfassen  soll;  die  Kuhe- 
tage müssen  jeweilen  mit  einer  Nachtruhe  endigen  und  sollen  am  Wohnorte 
zugebracht  werden  können.  Neu  ist  die  Bestimmung,  daß  von  den  52  Ruhe- 
tagen 8  als  ununterbrochener  Urlaub  zu  gewähren  sind  und  dass  die  Zahl  der 
Urlaubstage  mit  dem  Alter  und  der  Dienstzeit  zu  steigern  ist.  Die  Unterkunfts- 
und Speiseräume,  in  welchen  die  Ruhepausen  verbracht  werden,  sind  heizbar 
und  behaglich  einzurichten.  Das  Verbot  des  Oüterfrachtverkehrs  an  Sonn- 
tagen ist  auf  die  4  hohen  Feiertage  !  Neujahr,  Karfreitag,  Auffahrt  und 
Weihnachten)  erweitert  und  den  Kantonen  die  Kompetenz  zur  Bestimmung 
4  weiterer  Feiertage  für  Frachtübernahme  oder  -auslieferung  erteilt  worden. 
Neue  Kontroll-  und  Vollzugsbestimmungen  i Führung  von  Tagebüchern t 
werden  im  Verordnungswege  vom  Bundesrate  normiert  werden.  Der 
Bundesrat  kann  unter  besonderen  Verhältnissen  von  Fall  zu  Fall  Aus- 
nahmeverfügungen (ohne  Bescliränkung  der  Zeitdauer)  von  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  troffen. 

7.  Photographie.  In  Ungarn  ist  durch  Verordnung  des  Handels- 
ini nisters  vom  18.  Juli  1!M>2  die  Photographie  der  Gewerbeordnung 
(Ges. -Art.  XVII,  18S4i  untergestellt  worden.  Es  unterliegen  daher  ihre 
Lehrlinge  den  Bestimmungen  über  Lehrlingsschntz.  die  Angestellten  sind 
kranken  versicherungspflichtig. 

8.  Hausgesinde.  Das  Reglement  vom  30.  April  lüOl  von  Peru 
enthält  die  Bestimmung  des  schriftlichen  Abschlusses  und  der  polizeilichen 
Registrierung  von  Dienst  Verträgen  von  ein-  oder  mehrjähriger  Dauer, 
14-tägiger  Kündigung,  sowie  das  Verbot  der  Mißhandlung  von  Dienstboten. 

m.  Schiedsgerichte  in  Lohriatreitigkeiten.  In  M  a  s  s  a  c  h  u  s  o  1 t  s 
sind  die  Gesetze  von  1887,  Chap.  2U!*  und  1888,  Chap.  2(51  (vergl.  Labor 
Laws  of  the  U.  S.,  Second  Edition,  p.  442)  durch  zwei  Sektionen  er- 
weitert worden  (Chap.  44«>  der  Gesetze  von  19021.  Das  seit  188<;  be- 
stehende staatliche  Einigungs-  und  Schiedsamt,  aus  3  Personen  bestehend, 
welche  vom  Gouverneur  ernannt  werden,  hatte  nach  der  früheren  Gesetz- 
gebung völlig  fakultativen  Charakter.  Nur  auf  Ansuchen  der  Parteien  sollte 
eine  Vermittlung  versucht  und  die  Entscheidung  im  Jahresbericht  des  Schieds- 
amtes veröffentlicht  werden.  Nach  den  neuen  Bestimmungen  wird  jedem 
Bürgermeister  einer  Stadt  die  Anzeige  des  Ausbruches  oder  des  Bevorstehens 
einer  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung  an  das  Schiedsamt  zur  Pflicht 
gemacht.  Das  Amt  hat  sodann  das  Recht.  Erhebungen  zu  pflegen,  Schlich- 
tungsversuche vorzunehmen  und  seine  Wahrnehmungen  zu  veröffentlichen. 
Wenn  die  Parteien  sich  selbst  an  das  Schiodsamt  aus  freien  Stücken 
wenden  und  sich  seinem  Urteil  von  vornherein  unterwerfen,  so  soll  seine 
Entscheidung  auf  <i  Monate  oder  durch  öl)  Tage  nach  Kündigung  durch 
eine  Partei  an  die  andere  rechtsverbindliche  Kraft  haben. 

IV.  Arbeitsämter  und  Enqueten.  1 .  A  r  b  e  i  t  s  ä  in  t  e  r  und  Permanenz- 
kommissi  onen.  In  Ungarn  ist,  mit  Kgl.  Genehmigung  vom  3.  Februar 
1902  unter  dorn  5.  April  11M>2  das  Organisationsstatut,  des  „Landesrates 
für  wirtschaftliche  Arbeiterangelegenheiten'*  kundgemacht  worden.  Auf- 
gabe dieses  Landesrates  ist  es,  dem  Ackerbauminister  in  wirtschaftlichen 
Arbeiterfragen  infolge  besonderer  Aufforderung  oder  aus  eigener  Initiative 
Gutachton  abzugeben  und  Vorschläge  zu  machen,  ferner  bei  der  Förderung 
und  Unterstützung  wirtschaftlicher  Institutionen  für  Arbeiterfragen  mit- 
zuwirken.   Dem  Landesrate  gehören  neben  den  Vertretern  der  Minister 


Digitized  by  Google 


-  lxii  - 


des  Inneren,  des  Handels  und  2  vom  Ackerbauminister  ernannten  Mit- 
gliedern 12  durch  die  Mitglieder  der  zu  gründenden  „Landeshilfskasse  für 
landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Dienstboten",  ferner  12  aus  der  Reihe 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  durch  die  Delegierten  der  Lokalauschüsse 
dieser  Landeshilfskasse  gewählte  Mitglieder  an.  In  Italien  ist  durch 
Kgl.  Dekret  vom  5.  Juni  1902  eine  Regierungskonimission  eingesetzt 
worden  mit  der  Aufgabe,  vollständige  Erhebungen  über  die  Formen  und 
Arten  der  Lohnzahlung  und  der  Gehälter  vorzunehmen  und  diejenigen  Maß- 
regeln zu  studieren  und  in  Vorschlag  zu  bringen,  die  sie  zur  Regelung 
des  Lohnzahlungswesens  als  notwendig  erachtet. 

2.  Enqueten.  Im  Deutschen  Reiche  wurden  über  Erneuerung 
der  Schutzvorschriften  in  Bleifarben  und  Bleizuckerfabriken  (Bekannt- 
machung des  Bundesrates  vom  8.  Juli  1893»  Beratungen  angeordnet,  zu 
welchen  Beamte  des  Reichsamtes  des  Innern,  des  Reichsgesundheitsanites, 
der  Gewerbeaufsicht,  sowie  Unternehmer  und  Arbeiter  der  einschlägigen 
Betriebe  zugezogen  wurden.  In  Grossbritannien  hat  die  Alien 
Immigration  Commission  am  8.,  11.,  15.,  Iß,  und  18.  Dezember  1902 
weitere  Sitzungen  abgehalten. 


Arbeiterversicherungs-  und  Haftpflichtgesetzgebung 
im  zweiten  Halbjahr  1902. l) 

Mit  Nachträgen  für  das  Jahr  1901  und  für  das  erste  Halbjahr  1902. 

1.  Krankenversicherung. 

a)  Allgemeine  Krankenversicherung.  Die  badischen 
Landesgosotze  vom  24.  März  1888  und  vom  7.  Juli  1892,  die  Ausführung 
der  Krankenversicherung  betreffend,  haben  durch  die  Bekanntmachung 
vom  31.  Juli  1902  einige  organisatorische  Aenderungen  erfahren  (s.  Bull., 

S.  502). 

Für  die  österreichischen  Reichsratsländer  verfügt  die  Verordnung 
vom  4.  Dezember  1902  (Bull.,  S.  618),  dass  bei  der  Dispensation  von  Arz- 
neien für  Rechnung  der  nach  dem  Kranken  Versicherungsgesetze  eingerich- 
teten, sowie  der  unter  staatlicher  Kontrolle  stehenden  Krankenkassen  die 
Apotheken  verpflichtet  sind,  nur  die  in  der  Taxe  billigst  angeführten  Be- 
hältnisse in  Anwendung  und  Rechnung  zu  bringen,  ferner  einen  Nachlass 
in  der  Höhe  von  mindestens  5  Proz.  des  ermittelten  taxmässigen  Arznei- 
preises zu  gewähren ;  weitere  Nachlässe  bleiben  der  Vereinbarung  zwischeu 
Apotheke  und  Krankenkasse  überlassen.  Den  politischen  Landesbehörden 
wird  das  Recht  verliehen,  in  strittigen  Fällen  allen  Apotheken  der  be- 
treffenden Gebiete  einen  Nachlass  bis  zu  15  Prozent  des  Taxpreises  vor- 
zuschreiben. 

b)  Einzelberufliche  Krankenversicherung.  In  Nova 
Scotia  wurde  durch  Gesetz  vom  4.  April  1901  (BulL,  S.  658)  der 
Gouverneur  verpflichtet,  alljährlich  eine  Summe  von  2000  Dollars  ins 
Budget  zum  Zwecke  der  Unterstützung  der  Hilfskasse  der  Bergarbeiter 
einzustellen.  Darüber  hinaus  ist  dem  Staatsrat  die  Ermächtigung  erteilt 
worden,  die  Leistung  von  Staatsbeiträgen  an  Krankenkassen  anzuordnen, 
bei  gleichzeitiger  Verpflichtung  der  Unternehmer,  einen  gleich  grossen  Bei- 
trag den  Kassenfonds  zuzuführen.  In  den  Ausschüssen  der  dergestalt 
unterstützten  Kasse  soll  die  Regierung  angemessen  vertreten  sein. 

1)  Vergl.  Bulletin,  S.  XVIII  £f. 
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2.   Unfallversicherung  und  Haftpfliohtgesetzgebung. 

a)  Allgemeine  Unfallversicherung  und  Haftpflicht- 
gesetzgebuug.  In  den  Niederlanden  erfloss  unter  dem  25.  Juni 
1901  das  in  Art.  10,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  2.  Januar  1891  (Bull., 
S.  XXI  und  296)  vorgesehene  Kgl.  Dekret  'Bull.,  S.  668  >,  durch  welches 
die  Zuteilung  der  einzelnen  Betriebe  an  die  im  Gesetz  aufgeführten  Be- 
triebsgruppen erfolgt. 

Durch  Gesetz  vom  15.  April  1902  (Bull.,  S.  429),  das  am  1.  Juli  1902 
in  Kraft  trat,  wurde  im  Staate  New  York  die  Haftpflicht  des  Unter- 
nehmers auf  Unfälle  ausgedehnt,  die  einem  Arbeiter  infolge  eines  Mangels 
im  Zustande  der  Wege,  Bauten  oder  Maschinen  und  infolge  der  Nach- 
lässigkeit oder  Abwesenheit  einer  im  Dienste  des  Unternehmers  stehenden 
und  von  diesem  mit  der  Aufsicht  betrauten  Person  zugestossen  sind. 

Das  Haftpflichtgesetz  von  British  Columbia  vom  2 1 .  Juni  1902 
(Bull.,  8.  547)  stimmt  fast  wörtlich  mit  dem  britischen  Workmens  Compen- 
sation  Act,  1897,  60  und  61  Vict.,  ch.  37  (vergi.  Zacher,  Dio  Arbeiter- 
versicherung im  Auslande,  V.  Heft:  Die  Arbeiterversicherung  in  England, 
Berlin  1899,  S.  19  ff,  Wortlaut  des  Gesetzes  8.  80  ff.)  überein.  Der 
Chief  Registrar  of  Friendly  Soeietios,  der  in  (Trossbritannien  als  Behörde 
zur  Feststellung  des  gesetzentsprechenden  Charakters  besonderer  Unfalls- 
institutionen fungiert,  wird  in  British  Columbia  durch  den  Attorney- 
General  vertreten. 

In  Western  Australia  wurde  durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1902 
(Bull.,  8.  527)  die  bisherige  Haftpflichtgesefzgebung  dahin  abgeändert,  dass 
1 )  das  Gesetz  auch  auf  staatliche  Arbeiter  Anwendung  findet :  2)  Berufs- 
krankheiten, die  ein  Arbeiter  bei  einer  Beschäftigung  erwarb,  die  durch 
eine  Resolution  beider  Häuser  des  Parlamentes  als  gefährlich  erklärt 
wurde,  Unfällen  gleich/uachten  sind  (vgl.  auch  Bull.,  S.  59'};  3  t  alle  an 
der  Ausführung  einer  Arbeit  beteiligten  Unternehmer  und  Subunternehmer 
für  die  Ansprüche  des  Arbeiters  auf  Unfallentschädigung  solidarisch  haft- 
bar sind. 

Das  Gesetz,  betr.  die  Unfallfürsorge  für  Gefangene  vom  30.  Juni  1900, 
soll,  auf  Grund  einer  Verordnung  des  deutschen  Bundesrates  vom 
24.  November  1902,  mit  dem  1.  April  1903  in  vollem  Umfange  in  Kraft 
treten. 

b)  Einzel  berufliche  Unfallversicherung*-  und  Haft- 
pflicht ge  s  e  tz  ge  b  u  n  g.  In  Preussen  wurden  durch  Gesetz  vom 
16.  Juni  1902  die  im  §  141  des  Unfallversicherungsgesetzes  für  Land-  und 
Forstwirtschaft  vorgesehenen  Bestimmungen  über  die  Abgrenzung  tind 
Gestaltung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  er- 
lassen (Bull.,  S.  388). 

Ziun  Bergwerks-Haftpflichtgesetz  von  New  South  Wales  vom 
5.  November  1900  erfloss  unter  dem  28.  Dezember  1901  eine  Novelle 
(Bull.,  S.  662),  durch  welche  das  Gesetz  auf  die  an  das  Bergwerk  an- 
grenzenden Lagerplätze  ausgedehnt  wurde,  die  Organisation  des  Gruben- 
komitees eine  Neuregelung  erfuhr,  die  Beitragsleistungen  der  Unternehmer 
erhöht  wurden;  dem  Gouverneur  das  Recht  verliehen  wird,  über  alle  im 
Gesetz  nicht  näher  geregelten  Detailfragen  Verordnungen  zu  erlassen, 
endlich  in  einer  Beilage  der  Entschädigungstarif  revidiert  wird. 

Das  sub  lb  behandelte  Gesetz  von  Nova  Scotia  sieht  die  staatliche 
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Unterstützung  der  Unfallversicherungskassen  der  Bergarbeiter  in  der 
gleichen  Weise  wie  die  der  Krankenkassen  vor. 

In  den  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  e  h  e  n  Reichsländern  wurden  durch  Gesetz  vom 
12.  Juli  19H2  (Bull.,  S.  5o<»)  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  März 
18(J9  über  die  Halt  pllicht  der  Eisenbahnen  und  des  Versicherungsgesetzes 
vom  10.  Juli  1801,  die  sich  bisher  lediglich  auf  die  mit  Anwendung  von 
Dampfkraft  betriebenen  Eisenbahnen  erstreckten,  auf  alle  Eisenbahnen,  die 
mit  Anwendung  einer  elementaren  Kraft  betrieben  werden,  ausgedehnt. 

Das  am  1.  Marz  1903  in  Kraft  tretende  finnische  Gesetz  vom 
9.  Oktober  1902  (Bull.,  S.  047.,  über  die  Haftpflicht  der  Heeder  für  Be- 
rufsunfälle  der  Seeleute  basiert  auf  dein  Prinzip  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung. Die  bisherige  Gesetzgebung  (Seegesotz  vom  9.  Juni  1873)  ent- 
hielt darüber  lediglich  folgende  Bestimmung:  „Ein  Seemann,  der  im 
Dienste  erkrankt  oder  von  einem  Unfälle  betroffen  wird,  soll,  solange 
er  auf  dem  Schiffe  bleibt,  Lohn,  Unterhalt,  Krankenpflege  und  Arznei  ge- 
messen ;  wenn  er  irgendwo  zurückgelassen  werden  muss,  soll  der  Befehls- 
haber für  seine  Pflege  Sorge  tragen,  wahrend  einer  Zeit  von  höchstens 
2  Monaten-'  (vgl.  Zacher,  a.  a.  ().,  Heft  X,  S.  Iii*.  Zur  Durchführung 
der  neuen  Versicherung  wurde  eine  berufsgenossonschaft liehe  „Unfallver- 
sicherungsanstalt für  Seeleute  in  Finnland1*  mit  einem  vom  Kais.  Senate 
für  Finnland  gegebenen  Statut  geschaffen.  Die  Haftpflicht  erstreckt  sich 
auf  alle  Unfälle,  die  eine  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  oder  eine  dauernde 
.Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  nach  sich  ziehen,  auf  Invalidität  und 
Unfälle  mit  tödlichein  Ausgange;  in  diesen  Fallen  erfolgt  die  Leistung 
einer  Entschädigung  an  die  Witwe  und  die  Kinder  des  verschollenen 
Seemanns,  die  in  ihrer  Höhe  der  Entschädigung  für  Unfälle  mit  tödlichem 
Ausgange  gleichkommt.  Die  Höhe  der  Leistung  und  der  Gang  des  Ver- 
fahrens werden  geregelt  durch  Hinweis  auf  dio  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  allgemeinen  Haftpflichtgesetzes  vom  5.  Dezember  1895 
und  Verordnung  vom  18.  Februar  1897  (Wortlaut  des  Gesetzes  bei  Zacher, 
a.  a.  0.,  S.  2<t  ff.}. 

Durch  Kais.  Erlass  No.  19]  (2)  wurde  in  Japan  für  die  Arbeiter 
der  staatlichen  Zeughäuser  und  Arsenale  ein  Pensionsnormale  nebst  Un- 
fallversicherung eingeführt    Bull.,  S.  555  j. 

Die  Unfallfürsorge  für  Beamte  erfuhr  in  Preussen  durch  Gesetz 
vom  2.  Juni  1902,  in  Sachsen  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1902  und  in 
Baden  durch  Gesetz  vom  27.  Juli  1902  eine  neue  Regelung  (Bull., 
8.  385,  502,. 

Neue  Unfallverliütungsvorschriften  wurden  erlassen  und  vom  Reichs- 
v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  m  t  e  genehmigt :  von  «1er  Brauerei-  und  Mälzerei- 
Berufsgenossenschaft :  von  der  sächsischen  Bau-  und  Gewcrks-Berufsge- 
nossenschaft  für  den  Betrieb  von  Dampfkesseln,  Kraftmaschinen  und  Trans- 
missionen;  von  der  anhaltischen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Bemfs- 
genossenschaft  und  von  der  Berufsgenossenschaft  der  Feinmechaniker  (  Bull., 
S.  505,  tili). 

3.  Alters-  und  Invaliditäteversicherong. 

Durch  Erlass  vom  7.  Mai  1902  wurden  im  Anschluss  an  die  Bekannt- 
machung des  Reichsversicherungsaintes  betreffend  die  Entrichtung  der  In- 
validenversicherungsbeitrago  vom  31.  März  1902  (Bull.,  S.  XXIV,  201) 
seitens  des  pr  o  u  s  s  i  s  c  h  e  n  Ministeriums  des  Innern  und  des  Ministeriums 
für  Handel   und  Gewerbe  den  Obcrprasidenten  die  Grundsätze  mitgeteilt, 
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«ach  welchen  die  Mitwirkung  der  Verwaltung«-  bezw.  Ürtspolizeibehördon 
an  der  Einziehung  der  Beiträge  der  in  Prcussen  beschäftigten  ausländischen 
Arbeiter  zur  Invaliditätsversichorung  zu  erfolgen  hat. 

Nach  den  Bestimmungen  des  da  ni  sehen  Altersunterst ützungsgesetzes 
vom  9.  April  18!>1  ist  jeder  über  (iO  Jahre  alte  düiiische  Staatsangehörige, 
der  nicht  mehr  im  Stande  ist,  für  sich  selbst  oder  für  diejenigen,  deren 
volle  Versorgung  ihm  obliegt,  das  zum  Lebensunterhalt  oder  in  Krank- 
heitsfallen zur  Kur  und  Pflege  notwendige  zu  beschaffen,  zum  Bezüge  einer 
Altersunterstützung  berechtigt,  sofern  er  sich  nicht  einem  richterlichen 
Urteil  zufolge  einer  entehrenden  Handlung  schuldig  machte,  ohne  nach- 
traglich Rehabilitation  erlangt  zu  haben,  sofern  die  Bedürftigkeit  nicht 
durch  Handlungen  zu  Gunsten  der  Kinder  oder  anderer  Personen  oder 
durch  unordentliches  und  verschwenderisches  Leben  selbstverschuldet  wurde, 
und  sofern  der  die  Altersrente  Beanspruchende  mindestens  wahrend  der 
letzten  10  Jahre  seinen  Wohnsitz  in  Dänemark  hatte  und  während  dieser 
Zeit  weder  eine  Armen  Unterstützung  empfangen  hat,  noch  wegen  Vagabun- 
dierens oder  Betteins  bestraft  worden  ist.  Die  Kosten  der  Altersunter- 
atützung  fallen  zur  einen  Hälfte  zu  Lasten  der  Gemeinde,  in  welcher  der 
Rentenempfänger  wohnt,  zur  andern  Hälfte  zu  Lasten  des  Staates,  dessen 
Gesamtleistung  aber  gesetzlich  mit  2000000  Kronen  limitiert  wurde.  Durch 
Gesetz  vom  T.April  IN!»!»  wurde  diese  Grenze  auf  2  5O0OOO  Kronen  erhöht 
'vergl.  Zacher,  a.  a.  <  >.  Heft  I,  Die  Arbeiterversicherung  in  Dänemark, 
S.  17  ff.) 

Durch  Gesetz  vom  2  3.  Mai  1902  ('s.  Bull.,  pari.  Vorarbeiten, 
S.  452,  3.)  wird  nunmehr  bestimmt,  dass  „Hilfe  boi  Krankheit,  mit  Ein- 
schluss  von  Medizin,  Spitalbehandlung,  Verbandslieferung"  etc.  nicht  in 
dem  Sinne  als  „Armenuntcrstützungi;  anzusehen  seien,  als  würde  mit  deren 
Genüsse  das  Anrecht  auf  Altersunterstützung  verloren  gehen.  Ferner 
wurde  festgesetzt,  dass  bei  der  Bestimmung  des  Einkommens  eines  Be- 
werbers in  die  Altersrente  Geldeinkommen  und  freie  Wohnung,  die  er  aus 
privaten  Quollen  bis  zum  Betrage  von  100  Kronen  jährlich  bezieht,  nicht 
in  Betracht  gezogen  werden  sollen.  Die  Kommunalbehördeu  sind  ausser- 
dem ermächtigt  worden,  je  nach  den  Umständen  irgend  welche  weiteren 
Einkünfte  aus  oiner  Rente,  einem  Legat  oder  einer  Pension,  oder  freie 
Wohnung  so  weit  unberücksichtigt  zu  lassen,  als  deren  Gesamtbetrag  die 
Summe  von  100  Kronen  jährlich  nicht  übersteigt.  Der  Staat  soll  die 
Kosten  der  Altersunterstütznng  fürderhiu  zur  Hälfte  tragen,  ohno  Be- 
schränkung dieser  Leistung  auf  einen  Höchstbetrag. 

Ein  Erlass  des  pro  ussi  sehen  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten 
vom  5.  Juni  19o2  Bull.,  S.  3!»5i  an  die  Eisenbahnkommissare  verleiht  dem 
Wunsche  Ausdruck,  es  möchten  die  Verwaltungen  der  Privateisenbahnen 
zu  der  Invalidenrente  die  gleichen  Zuschüsse  gewähren  und  gleich  hohe 
Witwen-  und  Waisengelder  auswerfen,  wie  dies  seitens  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung geschieht. 

In  Frankreich  wurde  durch  Verordnung  vom  12.  Juli  1902  das 
Reglement  der  Pensionskasse  der  Beamten  und  Arbeiter  der  Staatseisen- 
bahnen einer  Abänderung  unterzogen,  und  durch  Verordnung  vom  2<>.  Juli 
1902  erfolgte  die  alljährlich  wiederkehrende  Verteilung  der  durch  das 
Gesetz  vom  31.  Dezember  185)5  vorgesehenen,  zur  Erhöhung  der  Alters- 
renten dienenden  Summe  für  das  Jahr  1902  r Bull.,  S.  511), 

Die  beiden  Gesetze  von  Victoria  vom  1 1.  Dezember  1901  und  vom 
23.  Dezember  1901  i Bull.,  S.  t»(J6)  sind  lediglich  Ausführungsgesetze  zum 
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Altersversicherungsgesetz  vom  27.  Dezember  1900  (vgl.  Annuaire  de  la 
legislation  du  travail,  1900.  p.  668;  1901,  p.  255  ff.  j  und  enthalten  die 
Bestimmungen  und  Massregeln  zur  Organisation  und  Durchführung  des  in 
letztgenannten  Gesetzen  aufgestellten  Prinzipes  der  allgemeinen  Alters- 
versicherung. 

Das  sub  2b  erwähnte  Kais.  Japanische  Dekret  und  das  Geseta 
des  Staates  Para  vom  22.  Oktober  1902  (Bull.,  8.  623)  sehen  die  Alters- 
und Invaliditätsversicherung  der  Beamten  und  Arbeiter  der  staatlichen 
Zeughäuser  nud  Arsenale,  das  Gesetz  von  Para  jene  der  Arbeiter  der 
Staatsbetriebe  überhaupt  vor. 

In  Ungarn  wurde  durch  den  Gesetzesartikel  XIV  vom  Jahre  1902 
der  Gesetzesartikel  XVI  vom  Jahre  1900  über  die  Unterstützungskassen 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten  in  der  Richtung  er- 
gänzt, dass  zwei  neue  Versicherungszweige  in  den  Bereich  der  Tätigkeit 
dieser  Kassen  einbezogen  wurden :  es  kann  1  j  eine  Unterstützung  an  die 
Hinterbliebenen  nach  dem  Tode  des  Versicherten ,  und  2)  eine  jähr- 
liche Rente  nach  Erleben  eines  bestimmten  Alters  gesichert  werden.  Die 
Versicherung  der  bei  den  Dresch-  und  Häckselmaschinen  beschäftigten 
landwirtschaftlichen  Arbeirer  wurde  obligatorisch  erklärt,  der  Beitrag  des 
Staates  an  die  Kassen  erhöht  und  dem  K.  Ackerbanminister  die  Er- 
mächtigung erteilt,  im  Verordnungswege  den  Tag  des  Inkrafttretens  des 
neuen  Gesetzes  festzustellen. 

4.  Witwen-  und  Waisenversorgung. 

Der  Paragraph  15  des  Zolltarifgesetzes  des  Deutschen  Reiches 
vom  25.  Dezember  1!»<  >2  (Bull.,  S.  005 >  enthält  die  Bestimmung,  dass  der 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  entfallende  Netto- 
zollertrag  für  Roggen.  Weizon,  Spelz,  Rindvieh,  Schafe,  Schweine,  Schweine- 
speck und  Mehl,  welcher  den  Durchschnitt  des  Nettozollertrages  der  Jahre 
1898 — 1903  übersteigt,  zur  Erleichterung  der  Durchführung  einer  Witwen- 
und  Waisenversorgung  verwendet  werden  solle;  falls  ein  Gesetz  über  die 
Witwen-  und  Waisenversorgung  bis  zum  1.  Januar  1910  nicht  in  Kraft 
getreten  sein  sollte,  sind  von  da  an  die  Zinsen  der  angesammelten  Mehr- 
erträge den  Invaliden-Versicherungsanstalten  zur  Versorgung  der  Witwen 
und  Waisen  der  bei  ihnen  Versicherten  zu  überweisen. 

Diese  Bestimmungen  sind  das  Ergebnis  einor  Reihe  von  Anträgen 
und  der  sich  daran  anschließenden  parlamentarischen  Arbeiten  in  der 
Zolltarifkommission  und  anlässlich  der  zweiten  Beratung  des  Gesetzes 
(Bull.,  S.  676  ),  welche  ihrerseits  an  die  im  Motivenberichte  zum  Entwürfe 
eines  Zollgesetzes  enthaltene  Erklärung  anknüpften,  wonach  ein  Teil  des 
aus  den  erhöhten  Positionen  des  neuen  Zolltarifes  resultierenden  Mehr- 
ertrages für  sozialpolitische  Zwecke  nutzbar  gemacht  werden  solle. 

6.  Mfflt&rversicherung. 

Unter  dem  4.  Juli  1902  erfloss  ein  Beschluß  des  schweizerischen 
Bundesrates  zur  Abänderung  des  Art.  18  der  Vollziehungsverordnung  zum 
Militärversicherungsgesetz  (Bull..  S.  310,  451.  XIX,  XXIV> 
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Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 

Soeben  begannen  zu  erscheinen: 
Schriften  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arhcitcrschutz. 

No.  1:  Die  internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 

Berichte  and  Verhandlungen  der  konstituierenden  Versammlung,  abgehalten  su  Basel, 
am  27.  und  28.  September  1901.  Herausgegeben  vom  Bureau  der  internationalen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschuts :  Generalsekretär  Stephan  Bauer,  Uni- 
versitfiuprofessor  in  Basel,  Präsident  Hei  rieh  Scherrer,  Kantonsrat  in  St.  Gallen, 
und  Vizepresident  Theodor  Curti,  Regierungirat  in  St.  Gallen,  Nationalrat.  1901. 
Preis:  4  Mark. 

1t MrM*  Dr.  Georg,  $rof.  in  Öerlin,  Dtt  Bllkllttft  btC  finitlleit  /rage. 
-*VW*-1   1901.  Uret«:  60  ff. 

jjritfdjrift  fflr  6oyotrotffcnfdioft  1901,  9ir.  l : 

vso  1 1 1  etiit-  prächtige  rdjnft,  bte  »in«  VXbler  in  fetner  „3utunft  her  fokalen  $rage" 
rtejdjenft  tjat    8Sannt>erjtg  unb  lebenbig  gefetyrteben,  botl  glfictltcber  s&enbungen,  reut}  an 
©ebanfen,  roirb  fte  jeben,  ber  flc  bornimmt,  ebenfowoljl  äfthetifch  gewinnen  wie  tnnerlufi  jum 
greunbe  machen . 

Demnächst  erseheint: 

Anähd    0äot*»  Kinderarbeit  und  Oesetz  gegen  die  Ausnutzung 
°       '  kindlicher  Arbeitskraft   in  J>entschlan<T 

^  Ii  111  fl  (Villi»*         ^otflSenl)<r       S3unbe«  ber  Deutzen  ©obenreformei ,  Berlin, 

VUlllUflijti^  aufgaben  ftet  (fennetnbepolitih.    „Pinn  (Semcmle- 

roualtomufl".  Vierte  umgearbeitete  «uflage.  9.  — l».  Xaufenb.  1901. 
^rei«:  l  lülaxl  60  $f. 

£\t\rt  t^uü)  iji  em  i'iariftein  m  jroetiotber  SBejiebung:  innerbatt  ber  «obenreformbe» 
»jfßung  bebeutet  tt  bie  enbgiUtige  Sbfrreifung  alles  Untlaren,  Utopifdjen  .  .  .  Somit  gewinnt 
ba*  ©ud)  auch  feine  grunbügenbe  ©ebeutung  für  bie  neuen  Strömungen  in  ben  cScmtinbrK. 
@«  ifl  ein  ©tanbarb-SBort  ber  aWteterfcmfgung  .  .  .  2>ie  neue  Auflage  ift  ber  trüberen 
gegenüber  wefentltd)  oertieft  unb  bereichert  .  .  .  (84  iß  eine  $reube,  Oemeinbepolttif  ja 
»lachen,  wenn  man  alle«  SRateriaf  fo  überfiebtlicb  unb  boOftänbig  jur  $anb  bat. 

i'cibsiger  HoItS^eituiuy. 

j£>afc  iii>ert  enthält  eine  ganje  UKenge  anregenber  3<"}fcn  »n»  ©ebanten.  Su*  birfnn 
@rwnbe  tann  man  feine  Settüre  empfehlen,  jumal  bie  DolWberftänblicbe  Sütteratur  über  btefe 
©egenftänbe  nicht  jatjlretdj  ift 

Soeben  wurde  Tollstttndig: 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

von  Dr.  J.  Conrad,  Prof.  der  Staatswissenschaften  in  Halle  a.  8.,  Dr.  L.  Elster, 
Geh.  Ober-Heg.-Bat  u.  vortr.  Bat  in  Berlin,  Dr.  W.  Lexis,  Prof.  der  Staatswissen- 
schaften in  Göttingen,  Dr.  Edg.  JLoening,  Prof.  der  Rechte  in  Halle  a.  8.  Zweite 
KAnalich  umgearbeitete  Auflage.  7  Binde.  Preis:  brosch.  125  Mark,  geb. 
142,60  Mark. 

Die  Verlagsbuchhandlung  behalt  sieh  vor,  später  eine  Erhöhung  des  Preise 
eintreten  zu  lassen. 

MUnchner  Neueste  Nachrichten,  13.  April  1900: 

Das  Werk  beschrankt  sich  nicht  darauf,  ein  Nachschlagewerk  über  staatswissenschaft- 
liche  Worte  au  sein,  sondern  ist  bestrebt,  formal  and  inhaltlich  vorafigliche  Abhandlungen 
über  die  aeitbe wegenden  Fragen  in  geben  .  .  .  geradesn  als  „Standard- work 
deutschen  Fleisses,  deutscher  Gewissenhaftigkeit  nnd  deutscher  Wissen- 
achaft." 


form 


Schill  e,  DtC  Bflttolflfltc.  3bre  aufgaben,  ibre  ©thuteu  unb  ibre 
^  ftortfdjrittc.  Vortrage,  gehalten  an  ber  Unioerfttät  $abua  im  Sanuar  biB  3Roi 
1900.  Slutoriflerte  unb  Den»  SSrrfaffet  burAgef  ebene  beutfehe  Ueberfefcung  au«  ben 
3talienifd)en  Don  Dr.  (Siemen«  $eift.    1901.   ^ret« :  l  flHarf. 
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Abs.  1  des  Art.  89  des  allgemeinen  Gesetze«  von 
Maryland,  betitelt:  Leber  Statistik  nnd  Beriebt 
Uber  die  verschiedenen  Zweige  der  Industrie  .  .  638 
Gesetz  vom  11.  April  1902  zur  Abänderung  des  Abs. 4 
de^Art.^derJlurcn  MiJ  des  Gesetze^  von 

Arbeitsstunden  in  den  Fabriken  und  die  Beschäf- 
tigung von  Kindern  629 

Gesetz  vom  11.  April  1902  betr.  die  Auszahlung  von 
Lohnen  durch  Gesellschaften  oder  Vereinigungen, 
die  ein  Bergwerk  oder  einen  Steinbruch,  eine 
Fabrik,  eine  Elsenbahn  oder  eine  elektrische  Bahn, 
eine  Strassenhabn,  ein  Tclegrsphennetz,  ein  Tele- 
phonnetz oder  eine  Paketpost  Innehaben  und  Ihr 

Geschäft  in  Maryland  betreiben  633 

Massachusetts:  Gesetz  vom  6.  Marz  1901,  betr. 

geschifften   ....  630 

Gesetz  vom  20.  Mir/  1901,  betr.  die  Beschäftigung 

von  Kindern  630 

Gesetz  vom  20.  Mint  1901,  betr.  den  Schutz  der 

Arbeiter  in  Baugewerben  630 

Gesetz  vom  8.  Mai  1901,  betr.  den  Anschlag  gewisser 

Bestimmungen  In  den  TextUfabriken    ....  630 

(Fortsetzung  auf  der  8.  Seite  des  Umschlags.) 


Digitized  by  Google 


Band  I,  Nr.  6/7  (Doppelheft). 


Juni  1903. 


Bulletin 

des 

Internationalen  Arbeitsamts. 

Inhalt. 

Fortschritte  der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Gewerbeaufsicht. 

Arbeitsämter  und  Enqueten. 

Arbeiterversicherungsgesetzgebung  im  Jahre  1901  und  im  I.  Halbjahre 
1902. 

I.  A  rboitorschutz-  und  Vers  icherungsgesetze  und  Ver- 
ordnungen. 

1.  Deutsches  Reich. 

2.  Oesterreich  i Keichsrnt>l;inder). 

3.  Belgien. 

4.  Vereinigte  Staaten. 

5.  Frankreich. 

6.  Grossbritannien. 

Britische  Kolonien. 

7.  Griechenland. 

8.  Luxemburg. 

9.  Niederlande. 

10.  Kussland. 

11.  Schweden. 

12.  Schweiz. 

II.  Parlamentarische  Arbeiten  auf  dem  Gebiete   des  Arbeiter« 
Schutzes. 

III.  Beschl iisse  nationaler  und  internationaler  Kongresse, 
welche  den  gesetzlichen  Arbeiterschutz  betreffen. 

IV.  Bibliographie  i Zeitschriftenschau  IL). 


(4- 


Jena 

Verlag-  von  Gustav  Fischer 

1902. 

Bern  Paris 

A.  Francke  Le  Soudier 

vormals  Fischer  &  Francke  1 7 4/7 6,  Boulevard  St.-Germain 


Das  Bulletin  des  Internationalen  Arbeitsamts  erscheint  monatlich. 

preis  der  deutschen  Ausgabe:  Jf.  7.50  jährlich. 


Digitized  by 'Google 


Für  die  Redaktion  des  Bulletins  bestimmte  Zu- 
schriften und  Sendungen  sind  zu  richten: 

An  das  internationale  Arbeitsamt  in  Basel. 

Telegrammadresse:  Ilo,  Basel. 


Verlag  von  Gustar  Fischer  in  Jena. 

Soeben  erschien: 

A  rvo  h  /  t    Koarad,  Kinderarbeit  und  Gesetz  gegen  die  Ausnutzung 
0        7   kindlicher  Arbeitskraft   in  Deutschland.   Unter  Berück- 
sichtigung der  <JeM>ta*ebuug  de»  Ausiaudoa  und  der  Beschäftigung  der  Kinder  iu  der 
Landwirtschaft    Preis:  2  Mark  40  Pf. 

Conrad    Dr*      Prof'  Än  der  UniT'  H*lle  *'8"  ^riin^1^88  zpm  Studium 
7  der  politischen  Ockonomle.    i.  Teil:  Xationaiökonomh'. 

Dritte  wesentlich  erweiterte  Auflage.    l»uu.     Preis:  broseb.  8  Mark,  geb.  9  Mark. 

^—  II.  Teil:  Tolkswirtschaftspolitlk.    1902.   Dritte,  wesentlich  erweiterte  Annage. 
Preis:  broseb.  11  Mark,  geb.  IX  Mark. 

T\stm  <\(A*U<\         StorfiBenber  be*  ©unbe«  bei  2>eutfdjen  ©oberrreformer ,  öerfm, 

tlUlltU|a)Rei  3tuf9flbfn   kr   (Semcinocpolitik.     ,,«om  ©emeinbe* 

fojioltömuS".  Vierte  umgearbeitete  Auflage.  9.  — 12.  laufenb.  1901. 
%htH:  l  SWart  50 

Der  Deutfdje  ßauer  unb  Me  Cöetrctbe^ölle.  3 

^     PHh    rntrtfdjaftlieben  frunttionen  unb  |ciu  no|itiBcfi  &tctfct.  eojial« 
ret&Üidje  Erörterungen.    1901.   $rei«:  l  SJfart. 

/"I  y-wf  f  1      Dr.  Friedrieb,  Privatdozent  d.  Staatswissenschaften  an  d.  Unirers.  Heidelberg, 
Dje  Herrschaft  des  Wortes.    Untersuchungen  mr  Kritik  des  national- 
ökonomischen  L>enk«uü!    Kinlcileude  AuUatze.    1901.    Preis:  5  Mark. 

Ivindd'rOELDH     Dr*  Car1,  Profes"or  an  der  Universität  Heidelberg,  ZwailU 

7  und  Freiheit,  ein  Generalfaktor Im  Yolkcrlehcn. 

1901.  Preis:  7  Mark  60  Pi. 

IvulOIIiann      W  '  Landgerichtsrat,  Braunschweig,   Die   (» OVerkschaftsbc- 
7    WegUUg.     Darstellung  der  gewerkschaftlichen  Organisation  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  aller  Länder.    1900.    Preis:  10  Mark. 

Liebknecht    Dr-  phil-  WiUielin>  Zur  Geschichte  der  Werttheorie 

'    in  England.     1902.     Preis:  2  Mark  80  Pf. 

JJ0J-  äbolpb,  ^rofeffor,  «erlin,  ÄgttK-  Ultb  JttOUftrtcßoat.  SDie  Hebt. 
^  feite  befi  3nbuftricfiaate8  unb  jnt  jKedjt'ertigung  agranjdjen  ^oUfcfnUjeS  mit 
befonbever  SRüdfidji  auf  bic  söeüölferungSfrage.  3roeite  großenteils  umgearbeitete 
unb  ftart  ücrmebrte  Auflage,  ^ret«:  3  SWart. 

Wichmann    Dr  FritE  Per  halnI)f  mn  die  Weinrerbcsscrung 
1  im  deutschen  Kelche.    Ein  Beitrag  mr  Wirtscbafbge- 

schichte  der  Gegeuwart  nebst  einer  Produktionsstatistik  des  deutschen  Weinbaues. 

1902.  Preis:  4  Mark  50  Pf. 

rrnn     7q  fit  ATI      i)r'  w'ssenschaftlicher  Hilfsarbeiter  beim  städtischen  sta- 

Vdill    ZJdUlVll,    üstischen  Bureau  und  Sekretär  der  Arbeitskammer  für  die 

betriebe  in  Amsterdam,  Die  Arbciti'l  schut/irCSCtZgebuilg  in  den 

piiischen  Ländern.  1902.  Preis:  7  Mark  ~'~ 


Digitized  by  Googl 


Band  I,  Nr.  89  (Doppelheft). 


Juli  bis  September  1902. 


Bulletin 

des 

Internationalen  Arbeitsamts. 


Inhalt. 

Fortschritte  der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 
Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkeiten. 
Enqueten. 

I.  Ar  beiterschutzgose  tze  und  V e  ro r d  n  u  n neu. 

1.  Deutsches  Reich. 

2.  Oesterreich  i  Reiehsrotslander). 

3.  Belgien. 

4.  Spanien. 

">.  Vereinigte  Stauten. 

(!.  Frankreich. 

7.  Grossbritannien. 

Britische  Kolonien. 

5.  Kumiinien. 
'.t.  Ilussland. 

10.  Schweiz. 

II.  Parlamentarische  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
schutzes. 

III.  Besohl iisse  nationaler  und  i  n  terna  ti  onaler  Kongresse , 
welcho  den  Arbeiterschutz  betreffen. 

IV.  Aus  den  Gutachten  des  internationalen  Arbeitsamtes: 
Ueber  den  10-st  und  igen  Maximal  arhe  i  ts  tag.  Mit  zwei 
synoptischen  Tabellen:  1.  Ilauptbestimmungen  der  Arbeitersehutzue- 
setzgebung  über  die  Arbeitszeit  in  den  fabriksmiissigen  Betrieben 
der  Textilindustrie.  2.  Hauptbestimumngen  des  kantonalen  Ar- 
beitsrinnenschutzes der  Schweiz. 

V.  Bibliographie. 


Jena 

Verlag  von  Gustav  Fischer 

1902. 

Bern  Paris 

A.  Francke  Le  Soudier 

vormals  Schmie!  <.y.  Francke  174/76,  Boulevard  St.-Germain 

Das  Bulletin  des  Internationalen  Arbeitsamts  erscheint  monatlich.  —  Abonnements- 

preis  der  deutschen  Ausgabe:  M.  7.50  jlihrlich. 

Digitized  by  Google 


Für  die  Redaktion  des  Bulletins  bestimmte  Zu- 
schriften und  Sendungen  sind  zu  richten: 

An  das  internationale  Arbeitsamt  in  Basel. 


Telegrammadresse:  Ilo,  Basel. 


Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 

**it]\f  ^oul,  2)ojfiit  an  ber  ftfabemie  für  Bo\iaU  unb  §anbel«roiffenfd)arten 

^VlUUl1  .u  gtanifurt  a.  an.,  Der  ^rimt;  frer  nationalen  Arbeit,  1902. 

71  ntttn Trills e  a"  ^"ftC™1*1  iöunbe*  ber  2>eutfd)en  ©Obenreformer,  söerlin, 
WUUIU|U|UI1  Aufgaben   ^cr   <ficmctnbc|iolitih>     „$om  ©emeinbe-- 

fojialldmuS".  Vierte  umgearbeitete  Auflage.  9.  — 12.  Saufenb.  1901. 
$rei«:  l  2JIart  50  W. 

2>ie  Beit  (©erlin),  Pom  31.  Ottofrer  1901,  Wt.  S: 

£ieff«  Jöudj  ift  ein  2)tortfteiu  in  siueifadjer  ©ejiebung:  innerhalb  ber  Sobenreformbe- 
wegung  bebrütet  e«  bie  enbgiiltige  Slbflreifung  alle«  UnHaren,  Utopifdien  .  .  .  2)amit  gewinnt 
ba«  ©ud)  aud)  feine  grunblegenbe  ©ebeutung  für  bie  neuen  Strömungen  in  ben  ©emeinben. 
<S«  ift  ein  Stonbarb'Sort  ber  aflieterbewegung  .  .  .  35te  neue  Auflage  ift  ber  früheren 
gegenüber  roefentlid)  »ertteft  unb  bereichert  ...  <5«  ift  eine  greube,  ©emeinbepolitif  ju 
machen,  nenn  man  alle«  SDiaterial  fo  übrrftcttttr^  unb  boOftanbig  jur  $anb  bat. 

geiziger  golttirirung;  . 

35a«  äßerl  enthält  eine  ganje  SDfnige  anregenber  3a^f"  u«b  ©ebanlen.  au«  biefem 
(Srunbe  fann  man  feine  ?ettiiie  empfehlen,  jumal  bie  DoltSberftänblicbe  SMtteratur  über  biefe 
©egenftänbe  nicht  streich,  ift. 

Dod(l    Dr-  ArthWi  Bio  Wirkung  der  Schutzbestimmungen  ffir  die 
'  Jugendlichen   und  weiblichen  Fabrlknrbeitcr  und  die 
Verhältnisse  im  Konlektionsbetriebe  in  Deutschland,  ibsb 

Preis  4  Mark  50  P». 

J)JX    Arthur,  Die  Jugendlichen  in  der  Sozial-  und  Kriminalpolitik. 

>     1902.    Preis:  2  AUrk. 

JFlfffll    ÄarI-  Dr-iurv  3m:  flritih  be»  Arbeitsertrags,  ©eine  ©oit«. 

~*     '         wirtfdjaftlidjen  ftunltionen  unb  jem  pofittöe«  SRedjt.  eojtal- 
redjtlidje  (Erörterungen.    1901.   <ßrci«:  l  ü)iart. 

gortefpont'i'iulilott  ber  (^cnctolfcimtnifiion  bft  (jSft>ct  Mrfioften  Teutidilairt«  f4,  jycbi.  1901): 

2>ie  SSorfdjläge  »erbienen  mit  Bufmertfamteit  gelefen  ju  werben  »on  »Den,  bie  t^eort> 
tifcfi  obev  prattifd)  an  ber  ftortcntwidlung  be«  2lTbeit«Dertrag«recht8  mitarbeiten. 

Dr.  g  l  e  f  dj  roirb  wegen  feiner  e^rlidjen  Suffafiung  be«  2lrbeit«bertrag«recbt8  öon  ©fiten 
ber  gegenwärtigen  Crbnungeftfi&en  ftdjer  al«  ärgfler  Umftürjtcr  angepöbelt  werben. 

Jahresbericht  ^bcr  dte  y°l  ts(  nritte  und  Leistungen  auf  dem 

Gebiete  der  Sozialen  Hygiene  und  Demo- 
graphie. Band  I:  Kcrhht  Uber  die  Jahre  lim  und  1901.  Von  Dr.  med. 
A.  ürotj»hn  und  Dr.  phil.  F.  Krie^ol.     1902.    Preis:  7  Mark  50  Pf. 

ü?Orift   ad>iIle'  ^tC  SoriolOQte.    3f>re  Aufgaben,  i$re  €<hulen  unb  t^rc  neueften 
^  ftortfdjritte.   Vorträge,  gehalten  an  ber  Unioerfltät  $abua  im  3anuar  bi«  ÜNa: 
1900.   iäutorifierte  unb  Dom  SScrfafier  burdjgefebene  beutfdje  lleberfefyung  au«  bem 
Stalieniftfien  oon  Dr.  Siemen  6  ^eiß.    1901.   ^Jrei«:  l  SWarf. 
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J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier)  München. 


Karl  Hartmann, 

Inspektor  and  Vorstand  des  städtischen  Arbeitsamtes  München. 

Die 


in  Bayern. 


Mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  bei  dem  städtischen  Arbeitsamte  München. 

gr.  8°.    (VI,  115  S.)    1000.   Mk.  3.—. 

Amtsblatt  des  Kgl.  bayer.  Staatsministeriums  des  Innern,  1900,  Nr.  37: 

Die  Schrift  enthält  bei  Darlegung  der  Entwicklung  der  Arbeits- 
vermittlung in  Bayern  Alles  auf  die  Errichtung  von  Arbeitsämtern, 
deren  Organisation  und  Thätigkcit  bezügliche  und  wird  den  Ge- 
meindebehörden zur  Anschaffung  dringend  empfohlen. 


Demnächst  erscheint: 

Verhandlungen  des  Verbandes 


Nr.  1: 


Verhandlungen  der  I.  Verbandsversammlung  und  Arbeits- 
nachweiskonferenz am  26.  u.  27.  Mai  1902  in  München. 

Inhalt:  Arbeitslosenzählung.  —  Statistik  der  Arbeitsnach- 
weise. —  Ländliche  Arbeitsvermittlung.  —  Oertliche  Centralisierung 
(Facharbeitsnachweise).  —  Wie  kann  dem  Umschauen  der  Arbeits- 
suchenden entgegen  getreten  werden.  —  Die  Leistungen  des  Staates 
auf  dem  Gebiete  der  gemeindlichen  Arbeitsvermittlung. 

gr.  8.   (ca.  11  Bogen.)   Broschiert  ca.  Mk.  2.50. 
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Jahrbücher 


Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  J.  Conrad, 

Iii  Halle  a.  S. 

in  Verbindung  mit 
Prof.  I>r.  Edg.  Locning  und  Prof.  Dr.  W.  Lcxis 

in  Hallo  a.  S.  in  Güttingen. 

Dritte  Folge.   Zweiundzwanzigster  Band. 
Nebst  Volkswirtschaftlicher  Chronik. 

Monatlich  erscheint  ein  Heft  im  Umfange  von  mindestens 

U  Druckbogen. 

Sechs  Hefte  bilden  einen  Band.    Preis  des  Bandes :  18  Mark. 
Preis  eines  einzelnen  Heftes:  3  Mark  60  Pf. 

Die  Jahrbücher  tragen  den  praktischen  Bedürfnissen  des  Beamten,  Politiker» 
und  Geschat tsinannes  Rechnung.  1  >Te  wirtschaftlichen  und  sozialen  TagesirageiTwerden 
behandelt  und  namentlich  die  Diskussion  über  die  Gesetzgebung  nicht  nur  verfolgt, 
.-ondern  durch  eigene  kritische  Abhandlungen  unterstützt. 

Die  Herausgeber  und  die  Verlagsbuchhandlung  möchten  ein  Organ  schaffen, 
welches  der  gebildeten  Welt  des  In-  und  Auslandes  alles  bietet,  um  uuser  soziales  und 
wirtschaftliches  Leben  richtig  beurteilen  und  in  der  Entwicklung  verfolgen  zu  können, 
insbesondere  denen,  welche  berufen  sind,  an  den^Aufgabcn  der  Wissenschaft  wie  der 
Gesetzgebung  mitzuarbeiten,  das  ganze  Material  vorzulegen,  um  auf  der  breiten  Basis 
internationaler  Vcrgleichung  sich  ein  eigenes  Urteil  über  die  verschiedenen  Fragen 
zu  bilden. 

Die  Berichte  der  Fabrikinspektoren  in  Deutschland  und  Oesterreich  werden 
fortan  regelmässig  in  der  Rubrik  „Miszellen  auszugsweise  wiedergegel>cn  werden. 

Ebenso  wird  die  Gesetzgebung  und  das  Budget  von  Frankreich,  ItalienTEngland 
den  Vereinigten  Staaten,  Oesterreich  und  Deutschland  fortlaufend  weiter  besprochen 
werden. 

Seit  dem  Januar  1898  wird  den  Heften  der  „Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Statistik"  eine  neue  Rubrik  beigegeben,  in  welcher  unter  dem  Titel 

|0F"  Volkswirtschaftliche  Chronik  ~M1 

Uber  alle  neuen  Ereignisse  auf  wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiete  sofort  kurz 
berichtet  wird .  um  so  die  Leser  der  „Jahrbücher"  von  allen  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Begebenheiten  im  In-  und  Auslande  thunliehst  rasch  In 
Kenntnis  zu  setzen. 

Die  „Volkswirtschaftliche  Chronik"  gelangt  mit  jedem  Heft  der  „Jahr- 
bücher" zur  Ausgabe.  Sie  wird  besonders  paginiert,  um  den  Abonnenten 
der  „Jahrbücher44  die  Möglichkeit  zu  geben,  sie  getrennt  von  den  übrigen  Teilen 
der  Zeltschrift  binden  zu  lassen. 

Die  volkswirtschaftliche  Chronik  behandelt:  1)  Landwirtschaft  und  ver- 
wandte Gewerbe:  2)  Industrie,  Handel  und  Verkehr:  2»)  Versicherungswesen; 
8)  Geld,  Kredit,  Wahrung;  4)  Kleingewerbe ;  h)  Arbeitsverhaltnisse;  «)  Finanz- 
wesen; 7)  Verschiedenes. 

FrvouDunnscho  Buchdrutkeroi  i Hermann  Pohle)  in  Jena.—  8365 
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Verlag  toii  Gustav  Fischer  in  Jena. 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ ^ 

Die  4)erßbfckttnq  ber  ärkitBjeit  für  JFraueit 

unb  5ic  (Erjjflpng        ^rim^flltcre  für  jugnuMiriif  ^Arbeiter  ig 

/öbtikfn.  Referate,  ber  ($eneralDerfammlung  t>er  (Sefeufdjaft  für  <§ojiale  dteform 
tn  »diu  am  22.  September  1902  ermattet  Don  Dr.  Siifluft  Pieper  =  2J?.=<8tot>badj  unb 
Helene  &  i  m  o  n  -  Berlin.  Befaß  einem  Bcridif  über  bie  ©eneraloerfammlung 
ber  ©efellfrijaft  für  ^ojiale  Beform  in  Köln,  (adjriften  ber  ©ejeUfcboft  für 
fokale  Reform,  J£>eft  7  u.  8.)   ^rei8 :  i  iDlart. 

'  ^1   tljglifjkeit   1897.   <|irei«:  1  2Jcnrt  60  *ßf. 

Xbcoiogifcbfi  Johrefebcrirtjtyp.  u.  II.  I8QS: 

.  .  .  2)a8  iiiüufierberg'jdir  ibud)  über  bie  Armenpflege  bietet  bei  Detb,aitnijjinäf}tg  geringem 
Umfange  eine  ftüfle  Don  Material.   Sein  3»e(f  ift,  eine  anf(baulid)e  unb  gemeinoer|täiiMtcf>e 
23efpredmng  atie«  beffen  *u  geben,  roa«  bei  Der  Armenpflege,  bet  öffentlichen  roic  ber  priöaten, 
ber  rtnblidjen  rote  ber  £tiftuhg«pfleijc  in  grage  fommt. 

NeumaDD  Dr-      D°™t  a.  d.  Univ.  Berlin,  OcifcntHchcr  Kinderschutz. 

1  1895.    Prei»:  7  Mark. 

  Die  unehelichen  Kinder  in  Berlin.   1900.  Preis:  2  Merk. 

XTrwtlfit1/      Han,>  Legationsrat  im  Kgl.  Sächsischen  Ministerium  der  aas  wir  litten 

y.  nuölii/»,  Ange,egenneitent  Bas  Aufsteigen  des  Arbciterstandcs 

111  England.  Eiu_Beitrag  zur  sozialen  Geschichte  der  Gegenwert.  1900.  Preis: 
18  Mark. 

Inhalts-Uebersicht:  I.  Bucli.  I.  Abschnitt,  1.  Kap.  Verfassungsrechtliches, 
IL  Abschnitt,  Bildungswesen,  t.  Kap.  Eletneutarbildungswesen.  3.  Kap.  Höhere« 
Bildungswesen.  4.  Kap.  Volkstümliche  Bestrebungen.  —  II.  Buch.  I.  Abschnitt. 
Arbeitergenossenschaften.  6.  Kap.  Die  Gewerkvereine.  6.  Kap.  Die  HBlfskassen  and 
Erwerbs-  und  Wirtschaitsgenossenschaiten.  II.  Abschnitt,  7.  Kap.  Der  gesetzliche 
Arbeiterschutz.  III.  Abschnitt,  Arbeitsverhältnis,  8.  Kap.  Der  Arbeitslohn.  9.  Kap. 
Die  Arbeitszeit.  10.  Kap.  Die  Arbeitsstreitigkeiten  und  ihre  Beilegung.  11.  Kap. 
Anhänge.  IV.  Abschnitt,  12.  Kap.  Die  Wohnungsfrage.  13  Kap.  Die  Arbeitslosen- 
frage.    Zusammenfassende  Bemerkungen  (14.  Kap.)    Die  Quellen. 

Deutscher  Beich<anzeigcr  u.  Kgl.  Prem».  Staate-Anzeiger,  1900,  Nr.  229  v.  26./9.: 

.  .  .  Eine  der  bedeutsamsten  Erscheinungen  der  modernen  Kultur  ist  das  Emporsteigen 
des  englischen  Arbeiterstandes  im  19.  Jahrhundert.  Die  Untersuchung  der  Ursachen  und 
Wirkungen  dieses  Aufsteigeus  beschäftigt  mit  Recht  auch  zahlreiche  deutsche  Gelehrte  und 
Praktiker. 

*7 c\  \\  i  on      Dr.  J.  H-,  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  beim  städtischen  sta- 
Ydll    ZJdlltClI^    thtischen  Bureau  und  Sekretär  der  Arbeitskammer  für  die  Bau- 
betriebe in  Amsterdam,  Die  Arhelterschutz^csetzgebuiis  in  den  euro- 
päischen Landen!.    1902.    Preis:  7  Mark. 
Hamburger  Echo  vom  29   Nnv.  1901: 

.  .  .  Für  den  Gesetzgeber  und  den  Sozialpolitiker  ist  das  We r k  von 
unschätzbarem  Wert.  Gewiss  ist  über  diese  Materie  schon  manches  Buch 
geschrieben,  aber  uns  ist  kein  Buch  bekannt,  welches  so  eine  längst 
empfundene  Lücke  ausfüllt,  wie  das  vorliegende.  .  .  . 

Soziale  Praxis  Nu.  21  vom  20.  Febr.  1902: 

.  .  .  Eine  historische  Einleitung  geht  dir  Darstellung  der  positiven  Rechtsbestim- 
mutigen  voraus,  und  eine  kurze,  allgemeine  vergleichende  L'ebersicht  des  gesamten  Stoffes 
schliesst  sie  ab.  Sehr  praktisch  ist  die  der  Darstellung  jedes  Landes  vorausgeschickte 
Uebersicht  der  behandelten  Gesetze  unter  Angabe  ihres  Datums.  Die  überaus  fkissige 
Arbeit  wird  jeder  Sozialpolitik^  mit  Nutzen  studieren.  Dr.  jur.  A.  Elster-Jena  hat 
die  vom  Verf.  selbst  angefertigte  t'cbersetzung  aus  dem  Holländischen  durchgesehen,  so- 
dass sich  auch  in  dieser  Hinsicht  da.-,  Werk  sehr  «ut  liest. 
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Soeben  ijt  erftfnenen: 

Betflkernngsfteweging,  K*Pit*Mldnng 

utüv 

Periodische  Wirtschaftskrisen- 

<£inc  Betrachtung  ber  Urfacben  unb  f<>3ialcn  JPirfunacn  l>er  mobernen  3nbuftri<. 

nnb  l^anbclsfrifen 

mit  besonderer  Bericksicbtiging  der  Harten? rage 

ÖDJl 

9r*M*t  Dr.  fttfcwta  *oljU, 

Xoiemc«  an  »et  WaKmlc  fttt  eojial-  unb  eantcllwtflclifctaftcn  jb  &nmt|iitt;a.  SR. 
<&X\üt\ttttt  Uli*  gabt  einesiauf  bem  i.v  £r..-|oj.  Kongrrfi  gebahnten  Vortrags. 

$rci$  1  wr.  «0  $f. 

Die  Wohnungsfrage  nnb  im*  Heid)- 

(Sinz  Sammlung  tmn  Rbljanblung^n 

I.  Bit  HohnungMufpektion  unb  il|te  :\u?geftaltnug  bunt)  ba?  Heid),  Dorn 
«eigeotbneten  ftrett>errn  o.  b.  folg  in  Stra&burg  i  ft.         m  1,50. 

II.  ttrid|?hilfc  fftt  Cttlihrung  kleiner  Wohnungen,  oon  üanbe*rat  Dr. 
Cirbreifat,  iöorfifocnbem  bev  3}eviid)erung0anjtalt  Jjjannooer.  40  $f. 

Kl.  Die  ßangenofltnfd]afttn  im  Hahtnen  eiars  nationalen  Wohnung^refonn 
plnnrs,  oon  plant  flampffnieger.  9»r.  1,  3"  Partien  oon  20  (ftrpl.  je  50$f. 

IV.  «nper  Älette4jt>nethd»nij  nnb  feine  Reform,  oou  ^rtoatboa.  Dr.  fltitr- 
flamlo  in  SJonn.  80  $f.,  bei  Slbnagme  oon  20  gfpl.  je  50  $f. 

V.  Bit  Beb  tut  nun  ber  fianatbuungen  nnb  fiebanungipläne  für  bau  Mab 
nunasrorfeu,  oon  3.  Stübbrn,  Wcl)  SJaurat.  9Rf.  1,  - 

VI.  Bit  bentdhe  Vognungsftattltik  t  igt  gegenwärtiger  Staub  nnb  igte 
fitbeutung  für  ble  Hogiinngsttfotm,  oon  I>r.  find  Seutemann.   Wf.  1 — 

3n  luvjem  »oerben  folgen: 

VII.  «ohnnngsrcfotm  nnb  tfokalortkehr,  oon  Dr.  tu  Singet. 
VIII.  fiie  Uäbtifdje  fiabeufrage,  oon  Dr.  fl.  n.  «anaolbr. 

IX.  ttnfere  ffiohnungsprobnktion  u.  igte  fo}ialpoUr.  Regelung,  oon  Dr.R.4)tffi|. 
X.  flieMognungpfragtu.  b.Reld),}ufaini»rnf.4Murfl(ht,  oon  Dr.  ft.  o,  Aongolbf. 

fceft  1— «  foften  int  Cinaelpret*  9»f.  5,70. 

BOT  gubfhtiptiongpreig  bet  nnwien  gamutlnng  big  auf  weiteres  6  *h-T| 


Pr.mstniMttwc-1.»  H'it  h  l.'  jc»er..-i   H".nu  loa  Pom«)  :n  Jen*. —  JUfO 
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Verlag  von  Gustav  Fischer  In  Jena. 

KulöimtüD      W-t  L»nd«ericht9r*ti  Braunschweig,  Die  QtMVCrkscliat'tSUe- 
*    WCgUng.     Darstellung  der  gewerkschaftlichen  Organisation  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  aller  Linder.    1900.    Preis:  10  Mark. 
Frankfurter  Zeitung  vom  4.  Des.  1899: 

Ein  „Htandard-Work".  Ein  volkswirtschaftliches  Werk,  au  dem  Theoretiker 
wie  Praktiker  aller  sozialpolitischen  Richtungen  ihro  ungetrübte 
Freude  haben  können. 

Ein  kurzes,  handliches  Nachschlagewerk  war  dringend  nöt'g,  das  in  knappster  Form 
Geschichte,  8tatuten  und  gegenwärtigen  Stand  aller  nennenswerten  sozialen  Vereinigungen 
darbot.  Dieses  Nachschlagewerk  geschaffen  zu  haben,  ist  ein  wirkliches  Verdienst  das 
„nationalliberalen"  Sozialpolitikers  Kulemann,  der  damit  aufs  neue  seinen  praktischen  Sinn 
für  die  sozialen  Aufgaben  unserer  Zeit  bekundet  hat. 

\r     ATrf^Qtit  1     Hans,  Legationsrat  im  Kgl.  Sächsischen  Ministerium  der  auswärtigen 

V.  l>UölHZi,  Ange,egenhelteD)  Das  Aufsteigen  dos  Arbeiterstandes 

ill  England.  Ein  Baitrag  zur  sozialen  Geschichte  der  Gegenwart.  1900.  Preis: 
18  Mark. 

Inhalts-Uebersicht:  1.  Buch.  I.  Abschnitt,  1.  Kap.  Verfassungsrechtliches, 
II.  Abschnitt,  Bildungswesen.  8.  Kap.  Elementarbildungswesen.  3.  Kap.  Höheres 
Bildungswesen.  4.  Kap.  Volkstümliche  Bestrebungen.  —  II.  Buch.  I.  Abschnitt- 
Arbeitergenossenschaften.  5.  Kap.  Die  Gewerkvereine.  6.  Kap.  Die  Hülfskassen  und 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften.  II.  Abschnitt,  7.  Kap.  Der  gesetzliche 
Arbeiterschutz.  III.  Abschnitt,  Arbeitsverhältnis.  8  Kap.  Der  Arbeitslohn.  9.  Kap. 
Die  Arbeitszeit.  10.  Kap.  Die  Arbeitsstreitigkeiten  und  ihre  Beilegung.  11.  Kap. 
Anhänge.  IV.  Abschnitt,  12.  Kap.  Die  Wohnungsfrage.  13.  Kap.  Die  Arbeitalosen- 
frage.    Zusammenfassende  Bemerkungen  (14.  Kap.)    Die  Quellen. 

Deutscher  Relchsanzeigcr  u.  Kgl.  Preuss.  Staats-Anzeiger,  1900,  Nr.  229  v.  26-/9.: 

.  .  .  Eine  der  bedeutsamsten  Erscheinungen  der  modernen  Kultur  ist  das  Emporsteigen 
des  englischen  Arbeiterstandes  im  19.  Jabrhnudert.  Die  Untersuchnng  der  Ursachen  und 
Wirkungen  dieses  Aufsteigeus  beschäftigt  mit  Recht  auch  zahlreiche  deutsche  Gelehrte  und 


Reichsbank,  Die,  1876—1900.  ?^l*£!ul*a*~m*- 

Soeben  erschien : 

Volkswirtschaftliche  Chronik  für  das  Jahr  1001  •  Abdruck 

aus  den  Jahrbüchern  tür  National- 
ökonomie und  8tatistik.    1902.    Preis:  14  Mark. 

Seit  dem  Januar  1898  wird  den  Heften  der  „Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik"  eine  neue  Rubrik  beigegeben,  in  welcher  unter  dem  Titel  „Volkswirtschaftliche 
Chronik"  über  alle  neuen  Ereignisse  auf  wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiete  sofort  kurs 
berichtet  wird,  um  so  die  Leser  der  „Jahrbücher"  von  allen  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Begebenheiten  im  In-  und  Auslande  thonlichst  rasch  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Die  „Volkswirtschaftliche  Chronik"  gelangt  mit  jedem  Heft  der  „Jahrbücher"  zur 
Ausgabe.  Sie  wird  besonders  paginiert,  um  den  Abonnenten  der  ..Jahrbücher"  die  Möglich- 
keit zu  geben,  sie  getrennt  von  den  übrigen  Teilen  der  Zeitschrift  binden  zu  lassen. 

Es  erscheint  dies  um  so  notwendiger,  weil  der  Jahrgang  der  Chronik  sich  natur- 
gemass  nicht  mit  der  Einteilung  der  Jahrbücher  decken  kann.  Während  von  den  Jahr- 
büchern jährlich  zwei  Bände  zur  Ausgabe  gelangen,  wird  die  Chronik  den  ganzen  Jahr- 
gang hindurch  fortlaufend  paginiert,  ausserdem  beginnt  der  Jahrgang  der  Chronik  erst  im 
Februar  mit  dem  Bericht  über  den  Januar  und  endigt  im  Februar  des  folgenden  Jahres 
mit  einer  zusammenfassenden  Uebersicht  über  das  abgeschlossene  Jahr.  Die  Chronik  wird 
abdann  durch  ein  Sachregister  bereichert  und  ist  selbständig  zu  haben. 

Soeben  erschien: 

Slbolpb,  ^ßrofefior,  Sßerlin,  ^Afjrftr-  ttttl»  3lrölljirif  fttlttt.    Sie  Äehr* 
feite  beft  SnbuptiefloatcS  unb  jm  SRedjtfertißiing  ogranjdjcu  ^olijdniljrt  mit 
6efonberer9fücIfid3t  auf  bie  »eDölteranflöfraflc.  3 weite  q i  oß enteile  untfleavbeitet 
unb  ftarf  bermeljrte  Auflage.   $*ei«:  »  äWarl. 
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Verlag  von  Gustav  Fischer  In  Jena. 
5(t)ttftCU   tSLSjjtSSSfl  fttr  Motm.    $>erau«p,eaeben  oon  bem 

$eft  i.  ?ic  <i" tri di tun a  rinp»  Ufitfisariteifeamfr».  »eferote,  eTfiattft 
in  b«  ?Ui«fd)ut3fi&utifl  am  iu.  i'i.u',  ioüi  tu  Berlin  burd)  Dr.  ^adjnite,  Skid)«* 
tag?abgeorbneter  unb  Dr.  $vbrn.  ü.  ©er lepfd),  @taat8rainißer.  2Hit  einem  Slnljang, 
jungen  ber  ©efellfdioft  für  fokale  Reform  unb  4>er$eidmi«  ber  SNitglieber  Pont 
SSorftanbe  unb  «uftfdmtj.    1901.   $KÜ  be*  $>eftrt:  20  $f. 

^durci^ctifetf  Blätter  für  ilMrtfdjoftg»  uub  goualpolitil,  1 9QI .    Agg  12: 

2)a«  poriiegenfce  ^dirptdirn  ciutjdit  ^ie'erate,  n'fldjf  bie  obengenannten  Herren  in 
bei  aWärjfifemig  ber  Xeutfdjen  (^efeUftfaft  für  joviale  Reform  gehalten  tjnben.  3m  eTfleien 
ÜKcferate  toitb  bic  Woiiuenbiafril  ber  (Srridjluitg  eine»  9teidjSarbeiteamte«  mit  bem  SünmeiS 
auf  bü<?  im  ganzen  frmttlofe  XaljtnPegetieren  ber  Äommiffton  für  ?lrbeit8ftatiftit  begrfinbet .... 
£>ie  Anregung,  ein  SReiaVatbeilSamt  inö  l'eben  ju  rufen,  ift  in  ber  Zitat  eine  burdmuS  jeit« 
gemäjje,  inbeiu  bas  «ebürfm«,  genaue  Äenntni«  über  bie  i'ebenölage  ber  arbeitenben  *3c- 
öolferung  ju  gewinnen,  mit  jebcih  läge  lebhafter  luitb  ....  2id)  gegen  bie  örridjtung  eine* 
fold;en  2lmte8  mehren  lönnen  nur  biejenigen,  ivetttje  ein  3nterefle  baran  boben,  ber  irbetter* 
freunblidjen  ©efe&gebung  $inberniffe  in  ben  Üicfl  ju  legen. 

£eft  2.  j^ic  Hrbrtfcvbrritfsiirrrtitr.  Referate,  erflattet  in  ber  "flufifdmöfiöung 
am  4.  S)fai  1901  in  SJeriin  burd)  Raffet  mann,  SReidfStagfabgeotbueter  unb  <Ste8« 
bertö,  «tbetterfefictär.    iooi.    $raC  be«  yefte«:  so  fff. 

Atbnig^bergfr  ^ariunqfdK  Leitung.  Mt.  3t>7  p.  4.  7.  oi ; 

.  .  .  flud»  tu  bte^em  £e»te  jeigt  fid),  wie  ifibjig  unb  fadjlidj  bie  neugegrünbete  ®e- 
feflfd'aft  ifjren  ,Sn>ed,  burd)  flufllärurig  in  ©ort  unb  £t$rtft  bie  fokale  SReform  auf  bem  @e- 
biete  ber  i.'ohnarbettft'froge  in  Xeutfdjlanb  ju  förbern,  «ir  9luftfil(jrung  btingt. 

£eft  3/4:  HrbeifcifdlMll  in  (finft-  «nb  SrJianlthJirtJtfiAffim.  föefcratbem 
?lu8fd)uffe  ber  (Seiellldjaft  für  fouale  dteform  erftattet  pon  ^rof.  Dt.  ä.  Olbenberg. 
9<ebft  einem  Äorreferat  pou  (Sujtaü  Staare,  (»efrfjäftef  Obrer  ber  Cebion  »etlin  be« 
beutfcfjeu  KeUnerbunbe«.    1902.   "p'rei«:  50  Pfennig. 

£eit  i>.  Bcrrins-  unb  lAa I.ui.inininv.u Tdit  totbrv  bic  ßoaltttBn«- 
fvethetf.  iHefriat,  etüattet  bem  autfdjufj  ber  @efeQfd;aft  'fir  fojiale  SRefoim  Pon 
jerbinonb  tonnt««,  öutui.   1902.  yrril:  40  % 


Soeben  erschien:  (  m 

¥7or»     7*1  11  tnn      Dr-  J-  *i  wiiscnschsftlicher  Hilfmbeitor  beim  stidiutlieL -"stu-  ^»*». 
Xdll     LtmiXKUj    tiMUchen  Boretu  und  8ekretÄr  der  ArbeiUk»irinfr  fOr  die  B»o-  ^«j 
betriebe  in  Anuterdam,  DfC   ArliritlMM'll  llt/UI'H'1  /  erb«  11  IT  Iii  <!<'«  CUrO- 


pllisdien   LandCril.    Preis:  7  Mark. 
Oe.MerreichUche  Volks«eitunK  vom  18.  Mir*  1902: 


hm  Werk  mit  wertvollem  Aulschluss  über  das  auf  dem  Gebiete  der  ArbeiterschuU- 
gesetzgebung  bisher  Geleistete  ist  das  von  dem  wissenschaftlichen  Hilfsarbeiter  beim  städti- 
schen Arbeitsbureau  in  Amsterdam  Dr.  van  Zanten  im  Verlage  von  Gustav  Fischer  in 
Jena  erschienene  Buch  „Die  Arbeiterscbutzgesetzgebuug  in  den  europäischen  Ländern".  Es 
ist  der  erste  grössere  Versuch,  die  Arbeiterschutsgesetzgebung  Europas  systematisch  »u- 
«ammenzustellen  .... 

Soziale  Praxis  Sc.  21  vom  20.  Febr.  1902: 

...  hine  historische  Kinloiiung  geht  der  Darstellung  der  positiven  Rechtsbestim- 
mungen vornus,  und  eine  kurze,  allgemeine  vergleichende  l'ebersicbt  des  gesamten  Stoffes 
schliesst  sie  ab.  Sehr  praktisch  ist  die  der  Darstellung  jedes  Landes  vorausgeschickte 
Uebersicht  der  bebandelten  Gesetze  unter  Angabe  ihres  Datums.  Die  Uberaus  fleissige 
Atbeit  wird  jeder  Sozialpolitiker  mit  Nutzen  studieren.  Dr.  jur.  A.  Elster-Jena  hat 
die  vom  Verf.  selbst  angefertigte  Uebersetsung  aus  dem  Holländischen  durchgesehen,  so- 
dass sich  mch  in  dieser  Hinsicht  das  Werk  sehr  gut  liest. 
Hamburger  Echo  vom  29.  Nov.  1901: 

.  .  .  Pill  dCl,  Gesetzgeber  und  den  S  ozi  a  1  po  1  i  t  i  k  er  ist  das  Werk  von 
unschätzbarem  Wert.  Gewi>>  ist  über  diese  Materie  schon  manchesBnch 
geschrieben,  aber  uns  ist  kein  Buch  bekannt,  welches  so  eine  längst 
empfundene  Lücke  ausfüllt,  wie  das  vorliegende.  .  .  . 


Dirtem  Hefte  Hegt  ein  Prospekt  der  Verlngsbnchlinndlung  Gustav 
Fischer -4* na  Uber  das  ,,llniidvrHrterbueli  der  Stnatswissensehuften"  und  eine 
Ankündigung  über  „Agalid,  Kinderarbeit"  bei,  die  geneigter  Beaehtnng  empfohlen 
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